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Borbemerkung des Herausgebers. 


Auch bei diejem dritten Jahrgang des europäiſchen Geſchichts— 
falenders ijt die Art der Bearbeitung dieſelbe geblieben wie bei den 
beiden früheren und ebenfo Kat die Vertheilung des Stoff nur eine 
jehr geringe Modification erlitten. Dejterreih wurde in den erjten 
Abſchnitt „Deutſchland und die beiden deutſchen Großmächte“ gezogen, 
ferner unter „Deutihland” alles genommen, was theils gemein- 
deutiche Angelegenheiten, wie Bundesverjammlung, Bundesreform: 
frage, Zollvereinöfrage, Vereinsweſen, theilö die jpeziellen Verhält— 
niffe der Mittel: und Kleinjtaaten betrifft, und endlich bei Oeſter— 
reich für dieſes Jahr jede weitere Abtheilung fallen gelajjen, da aus 
den Ländern der ungariihen Krone nur menige Thatſachen zu ver: 
zeichnen waren. Der europäijche Geſchichtskalender kann feiner Natur 
nad unmöglich diejer oder jener Partei dienen wollen. Das Bud 
will nur Material geben, mie eö derjenige bedarf, dem die Politik 
und die Zeitgejhichte ein Gegenftand ernjter Beſchäftigung ift, gehöre 
er nun dieſer oder jener Partei an. Diefem Zwecke jollte e8 auch 
wohl jo ziemlich entſprechen. Das Material ift, wie der Heraus: 
geber glaubt, mit Verftändnig gefichtet: Feine bedeutende Thatſache 
bürfte übergangen, fein mejentliches Glied in irgend einer Reihe von 
Vorgängen überjehen, auf der andern Geite aber auch Feine Bor: 
fallenheit, die für die Gejhichte ganz gleichgültig ift, aufgenommen 
morden fein. Das Buch bietet genug, um fich über die politischen 
Borgänge des Jahres nah allen Seiten entweder in ihm jelbjt oder 
mit Hülfe der darin aufzufindenden Daten in anderweitigen Quellen 
leiht aufklären zu können; das diesmal beigefügte Negijter wird 
dabei wenigſtens theilmeije zur Unterjtügung dienen, Mit Auszügen 
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aus den im Laufe des Jahres veröffentlichten Actenſtücken, Thron- 
veden, diplomatiſchen Depeſchen, minifteriellen Erklärungen, parla- 
mentariſchen Berichten, Entwürfen und Bejhlüffen, offiziellen und 
offiziöſen Journalartikeln, Barteiprogrammen, Vereinsbeſchlüſſen u. |. m. 
ift es für diejes Jahr noch jo wie in den früheren Jahrgängen ge: 
halten worden. Für den Fünftigen Jahrgang möchte aber eine Be: 
ſchränkung in diejer Richtung geboten fein. Wohl wäre e8 wünſchens— 
werth, die Hauptftellen aller Actenſtücke jedes Jahr in bequemer 
Begrenzung zujammengejtellt zu finden. Allein die Zahl diejer Acten— 
ftücfe chwellt in neuejter Zeit von Jahr zu Jahr dermaßen an, daß 
es, um den Umfang des Buches vielmehr ermäßigen zu können, ftatt 
immer erweitern zu müffen, zweckmäßig fein dürfte, fortan nur die: 
jenigen Wetenftüde ganz oder in größeren Auszügen zu geben, bie 
man anderwärts umfonjt juchen würde, für die übrigen dagegen ſich 
auf die Angabe des Inhalts oder die Mittheilung der wichtigſten 
Stelle in gemefjenjter Kürze zu beſchränken und im weiteren auf das 
Staatsarchiv von Aegidi und Klauhold oder auf die Pariſer archives 
diplomatiques zu verweilen. Damit jollte zugleih auch Raum ge: 
mwonnen werden, um tn bejonderen Abſchnitten die finanziellen und 
vielleicht au die militärischen VBerhältniffe der einzelnen Staaten je 
während des Jahres kurz zujammen jtellen und Kleinere jtatijtijche 
Ueberſichten, die auf ſchwebende politische Tragen Bezug haben, mit: 
theilen zu Fönnen. Co würde das Bud immer mehr zu einem fajt 
unentbehrligen Handbuch für jeden werden, der die Entwidlung der 
politiichen Zeitverhältniffe mit Sorgfalt verfolgt und das Bebürfnig 
fühlt, fich jederzeit über den bisherigen Verlauf irgend einer An— 
gelegenheit orientiren zu Eönnen und zu dieſem Behufe mannig- 
faltige Daten zu augenblilihem Gebrauche unter der Hand zu haben 
wünſcht, deren Auffindung ohne ein joldes Hülfgmittel nur zu oft 
mit nicht geringer Mühe verbunden ift. - 
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Chronik 
der 
wichtigften Ereignifie 


im 


europäiſchen Hfaatenfnfieme 


im 
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2. Jan. (Defterreih). Kaiferrevue in Verona. Anſprache Benedeck's. 
3. „  (Deutjdland). Die nad der octroyirten Berfafjung von 1860 ge: 
wäblte II. Kanımer von Kurheſſen erklärt fi zum britten Male für incom: 
» petent nnd wird aufgelöst. 


& „ (Rom) Der Bapit ernennt den von der Ruſſiſchen Regierung ge 
wünſchten Priefter Felinski zum Erzbiihof von Warſchau. 
»  (Merico). Ankunft der franzöfiihen und englijchen Erpebition in 
Veran. 

10. (Merico). Broclamation der Alliirten an die Mericaner. 


11. „  (Franfreih) jucht no einmal den Römifchen Hof zu einer Trans 
action mit Jtalien zu vermögen. 

-» »  (Defterreid). Ein faif. Statut für die croatiſche Hofcanzlei ftellt 
diejelbe im Wejfentlichen der Ungarifchen Hofcanzlei gleich. 

13° „  (Merico) Der Spanifhe und der Engliſche Bevollmächtigte fprechen 

fih gegen die franzöſiſche Entihadigungsferderung von 12 Millionen als 
ercefliv und überdich aller Belege entbehrend, aus. 

14. „ (Preußen). Eröffnung des Yandtags. 

- (GRom). Der PBapft verkündet dem Konfiftorium die Wiederherftellung 
der Nuntiatur in St. Peteröburg. 
»  (Merico). Die Bevollmädtigten der 3 Alliirten richten ein ziemlich 
verjöbnlihes Ultimatum an Mexico, da die Geneigtbeit vorwaltet, mit der 
Mericanifhen Regierung in Unterhandlungen zu treten, um für ihre Trup— 
pen bejiere Standorte zu erwerben, indem zu einem Feldzuge gegen Merico 
ſelbſt alles Material feblt. 

15. „ (Rom). Der Papit ladet die ſämmtlichen Biſchöfe der Ghriftenheit auf 

gofngfen zur Feier der SHeiligfprebung der Japanifhen Märtyrer nad 
om ein. 

18. „ (Rom) antwortet auf die Vorfchläge Frankreiche behufs einer Trans: 

action mit Stalien nochmals und definitiv ablehnend. 

20. „ (Rußland) Eröffnung der Sejjion des ftändifchen Ausfchuffes von 

Finnland, 

21. „ (CEShweden) Petition um Verfafjungs: Revifion. 

28. „ (Deutjhland.) Baden erklärt ſich in feiner Antwort auf das Sächfifche 
Bundesreform: Project für den engeren Bundesftant im weiteren Staatens 
bunde, für eine einheitliche Gentralgewalt und für ein deutiches Parlament, 

e Rußland). Ein Faiferl. Ukas befiehlt die Veröffentlihung des Bud—⸗ 
gets für 1862, 

0, „ (Holland). Bildung des zweiten Minifteriums Thorbede. 

(Frankreich). Allgemeines Gerücht, daß ber Kaifer Napoleon ben 
Erzherzog Mar von Defterreih für den in Merico zu errichtenden Thron 
bejtinmt babe. 


2. Febr. (Deutſchland). Die Regierungen von Dejterreih, Bayern, Würt⸗ 
temberg, Sachen, Hannover, Hefjene Darmftadt und Naffau proteftiren in 
identifhen Noten an Preußen gegen die Idee eines engeren beutjchen Bun—⸗ 
besftaates unter ber Führung ber Krone Preußen. 
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6. Febr. (Deutihland). Die Bundesverfammlung beſchließt eine Fach comiſ— 
fion für eine gemeinfame Givilpreceß- Ordnung in Hannover, und eine 
folhe für ein gemeinfames Obligationenreht in Dresden niederzufegen. 
Preußen beftreitet dem Bunde die Competenz dazu. j 

»  n (Türfei). Gröffnung der erſten Rumäniſchen Nationalverſammlung. 

Bildung eines gemeinſamen Miniſteriums für beide Donaufürſtenthümer. 

(Dänemark) Der Neihsrath reducirt die beſchlußfähige Zahl feiner 

Mitglieder von 41 auf 31. 

13. „ (Griechenland) Militörrevolte in Nauplia. 

14, „ (Deutihland). Delterreih und Preußen erklären in identifchen Wo: 
ten der Däniſchen Regierung, daß fie keinen legislativen Met des däniſchen 
Neichsratbes, welder den Berabredungen von J851 und 1852 über das 
Vechältniß Schleswig's zu Dänemark und den amderen Tbeilen der Me— 
narchie widerfprechen würde, anerfennen. 

„» - (Rußland). Die Ndelsverfanmlung von Twer verlangt in einer 
Adrefje an den Kaifer die Berufung von Deputirten aus dem ganzen rufii: 
ſchen Reiche ohne Unterjcied der Claſſen und Stände „zur Löſung der durch 
die Ufafe vom 18. Febr. 1861 (Emancipation der Yeibeigenen) geftellten, 
aber nicht gelösten Frage.“ 

15. „ (Deutihland). Der Yandtag von Sachſen-Weimar fpricht ſich im 
feiner Adrefje an den Großherzog einftimmig für eine deutfche Gentralgewalt 
und ein deutjches Parlament aus, Die Negierung erklärt ſich damit ein— 
verftanden. 

17. „_ (Preußen). Eine Eingabe von 150 Mitgliedern des Abgeordneten: 
Haufes verlangt die Anerfennung des Königreihs Stalien. 

19. „ (Merico). Gonvention von Eoledad zwifchen General Prim und 
dem Miniſter Doblado. Am 15. April follen die Gonferenzen zwifchen den 
Bepollmächtigten der Altiirten amd Merico'd beginnen. Die Gonvention 
wird von allen Bevollmächtigten genebmigt und unterzeichnet. 

21), » «(Dänemarf). Die Mehrheit der Schleswig'ſchen Etände protejtirt 
gegen die Beſchlüſſe des dänischen Meichsratbs. 

26. „  (Deiterreih). eier des Jahrestages der Verfaffung. Die böhmi— 
jhen Bilchöfe verweigern ihre Theilnabme. 

2%. 3 (Merico). Die franzöfiiben und fpanifchen Expeditionstruppen ver: 
lafjen in Folge der Gonvention von Soledad das ungefunde Veracruz und 
bejegen die gefunderen Gegenden von Gordova, Orizaba und Tebnacan, um 
dajelbjt den Ausgang der auf den 15, April angelegten Conferenzen abzu— 
warten. 

— (DOeſterreich), Entwurf eines Religionsedietes nach dem Antrage des 


" 


confejjionellen Ausjchufjes des Abgeordneten-Hauſes. 


” 


2. März. (Italien). Rücktritt des Minifteriums Ricaſoli 

3», (Vereinigte Staaten). Die Unionsregierung proteftirt gegen bie 
Einführung einer Monarchie in Mterico. 

4 „ ESrankreich). Adreßdebatte im Senate. Rede des Prinzen Napo— 
leon gegen die weltliche Herrſchaft des Papſtes. Erklärung des Miniſters 
Billault. Die Adreſſe wird mit 123 gegen 6 Stimmen genehmigt. 

» „ (Btalien). Bildung des Miniſteriums Ratazzi. 


6. „ (Breußen) Das Abg.Haus nimmt mit 171 gegen 163 Stimmen 
a —— Hagen's bezüglich größerer Specialiſirung der Budgets ſchon für 
an. 
„» (DBereinigte Staaten). Der Präſident Lincoln trägt durch eine 
Botſchaft beim Gongreß darauf an, daß bie Union jeden Etaat unterſtütze, 
der die Sclaverei gegen pecuniäre Entſchädigung abſchaffen wolle. 
¶(Mexico). General Lorencez langt als neuer Befehlshaber des fran: 
zöſiſchen Erpeditionsgorps in Veraeruz an; er proteflirt jofort gegen die Be- 
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ſtimmung der Uebereinkunft von Soledad, daß die erwarteten Verſtärkungen 
nicht ausgeſchifft werden ſollen. 

7. März. (Mexico). Die engliſchen Truppen in Veracruz ſchiffen ſich in Folge 
der Uebereinkunft von Soledad, bis auf 100 Mann wieder ein. 

%. » (Deutidland). Dejterreih und Preußen tragen am Bunde gemein: 

fam auf Wiederberftellung der Verfaſſung von 1831 in Kurbeflen an, 

-  (Rereinigte Staaten). Seegefecht zwifhen den Panzerſchiffen 

Merrimac und Monitor auf der Rhede von Norfelf, Eindruck diejes eriten 

Seegefechtes von Panzerſchiffen in Europa. 

„ Preußen) Das Abg.-Haus wird in Folge der Annahme des An 

trage Hagen aufgelöst. 

»  »  (Dentihland). Der Landtag von Waldel genehmigt die Militär: 
convention mit Preußen. 

#» -  (Bereinigte Staaten). Das RepräfentantensHaus genehmigt ben 
Antrag des Präfidenten Lincoln vom 6. März, bezüglich der Sclavereifrage, 
mit 88 gegen 31 Stimmen. 

i4. „ (Rupland). Der Landtag von Yivland votirt die Einberufuug ber 
Städte zum Landtag und bie Gründung eincs allgemeinen Baltifchen Senates. 

-» u (Merico). Ankunft des Generals Almonte in Beractuz, mit ber 
ausgeſprochenen Abfiht, für Errichtung einer Monardie in Merico, zu 
unten des Erzherzogs Marimilian von Oeſterreich zu wirfen. Der ſpa— 
nifche und der engliihe Bevollmächtigte erffären fi) gegen diefen Plan, der 
franzöfiihe Befehlshaber dagegen läßt Almonte und feine Begleiter durch 
franzöfifhe Truppen nad Tehuacan geleiten. 

55. „ (Preußen). Der liberale Theil des Miniſteriums wird entlajjen. 
Minifterium v. d. Heydt. 

22. „ (Stalien) Rundreife Garibaldi's in Oberitalien bebufs Bildung 
nationaler Schützengeſellſchaften. 

I.»  (Franfreib) Widerſtreit zwiſchen den Repräfentanten Frankreich's 
in Rom, dem Geſandten Pavallette und dem General Goyon. Lavallette 
verläßt plöglih Rom und gebt nad) Paris. 

3 „ 1 Dänemarf) proteftirt wiederum gegen jede Einmifchung Deutjchland’s 

in die Angelegenheiten des Herzogthums Schleswig. 

» (Rom). Der Papſt erklärt im verfammelten Conſiſtorium, in feier: 

licher Allocution, die weltliche Herrfchaft fei zwar fein Dogma, aber noth: 

wendig und unerläßlih, um die Unabhängigkeit des Römiſchen Papfles auf 
recht zu erbalten. 

7. „ (Deutihland). Die Bundesverfammlung fpriht ihre — 
zu den Erklärungen Oeſterreich's und Preußen's an Dänemark bezügli 
Schleswig’s aus, 

29. „ (Preußen). Abſchluß des Handelövertrags mit Frankreich. 

*- ». (England) jchlägt Frankreich behufs einftweiliger Löſung der römischen 
Frage eine gemiſchte franzöfifchsitalienifche Befeßung Rom's vor. Frankreich 
gebt nicht darauf ein. 


9. 


3. April. (Mexiko). Die Mexicaniſche Regierung verlangt von den Alliirten 
bie Entfernung des Generals Almonte. Der franz. Bevollmächtigte weist 
das Verlangen zurüd und macht Anftalten, feine Truppen aus ber ihnen 
durch die Convention von Soledad eingeriumten Poſition zurüdzuziehen und 
diefe Gonvention als dahingefallen zu betrachten. 

4. „ (England) genehmigt die Convention von Soledad. 

(Vereinigte Staaten). Der Senat genehmigt die Abihaffung 
der Sclaverei im Diftriet Columbia (Washington) mit 29 gegen 14 Stimmen, 

7. »  (Defterreih). Der Finanzausfhuß erflärt das zwilden ber Regie: 
rung und der Bank vereinbarte neue Bankftatut faft einftimmig für nicht 
annehmbar. 
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ni. 


7. April. (England). Pertrag mit den Vereinigten Staaten behufs wirkſame— 
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„ (England). 


rer Unterdrüdung des Sclavenbanbels. 

„ (Spanien) genehmigt die Convention von Soledad. 

„ (Türkei). Ultimatum der Pforte an Montenegro. 

»  (Merico). Gonferenz der Bevollmächtigten der drei Allürten in Me 
xico über das Begehren der Mericaniihen Regierung, ben General Almonte 
zu entfernen. Der ſpaniſche und der engliſche Bevollmächtigte wollen dem— 
jelben entſprechen. Der franzöſiſche Bevollmächtigte verweigert es und er: 
klärt feinen Entſchluß, zurüdzugcehen und fi durch die Gomvention von 
Soledad nicht weiter gebunden zu erachten, Der fpanifche und der engliſche 
Bevollmächtigte erflären bieranf ihrerfeits, daß, wenn ber franzöſiſche Bevolk 
mächtigte fortfahre, Almonte zu ſchützen und es ablchne, an den Conferen: 
zen in Orizaba am 15. April Theil zu nehmen, fie fi mit ihren Truppen 
wieder einfchiffen und Merico verlalfen würden. Ale 3 Bevollmächtigten 
theilen dieſe Beſchlüſſe der mericanifhen Regierung mit und dak das fran: 
zöfifhe Erpeditionscorps am 20. April feine Operationen gegen Merico 
wieder beginnen werde. 

„ (Deutfhland). Der König von Hannover octroyirt feinem Lande 
einen neuen Katechismus, 

„ (Preußen) Eine kgl. Gabinetsordre verzichtet auf ben Steuerzu— 
flag vom 1. Juli an, 

„ (Deutihland). Die Sächſiſche Regierung erflärt fich für ben Hans 
belsvertrag mit Frankreich. 

„ (Griedbenland) Nauplia ergibt fi ben Truppen bes Königs Dtto. 
„  (Merico). Proclamation der franzöfiihen Bevollmächtigten an bie 
Mericaner und Wiederaufnahme ber Feindfeligkeiten. 

„ Vereinigte Staaten). Die Unionstruppen befepen New:Orleans. 
„ (Merico). Die fpanifhen und engliihen Streitkräfte ſchiffen ſich in 
Veracruz wieder ein und verlafien Mexico. 

„  (Dentfhland). Eine landesherrlihe Verordnung des Kurfürften 
von Helen ſucht troß des Defterreich, » Preufiihen Antrages am Bunde 
vom 8. März, bie octroyirte Verfaſſung von 1860 durch Minoritätswablen 
zu fihern und läßt neue Landtagswahlen nach derfelben Verfaſſung ausjchreiben. 
» (Italien). Die Regierung verbietet den Bilchöfen die Theilnahme 
am Goncil in Rom. | 

„ (Rom). Der Rapft verzichtet auf die Wiederberftellung der Nuntiatur 
in ©t. Petersburg. 

„ (Bereinigte Staaten). Die Gongrefmitgliever bes Südbundes 
verlajjen größtentheils das von den Unionstruppen bedrohte Richmond, 


. Mai. (Defterreih). Eine faiferl, Botſchaft anerkennt die Verantwortlich— 


feit der Minifter gegenüber der Reichövertretung. 

Eröffnung der zweiten Welt: Induftrieausftellung in London. 
» (Deutfhland). Die Majorität beider Kammern von Hannover 
ſpricht ſich in großdeutſchem Sinne aus. 
J (Merico), Die Frangofen erleiden vor Puebla cine entſchiedene 
Schlappe und find genöthigt, nah Orizaba zurüd zu geben, um erft Ver: 
ftärfungen abzuwarten. 

(Preußen). Landtagswahlen. Cieg der liberalen Partei. 

»  (Defterreid) —— bei Preußen ſehr eindringlich gegen den 
Handelsvertrag mit Frankreich. 
» (Deutihland). Preußen ſchickt den General Williſen in außeror— 
dentliher Miffion nach Kaffe. Seine Aufnahme von Erite des Kurfürften 
wird von Preußen für eine Beleidigung feines Staatsoberhauptes erklärt. 
„_ (Italien). Die Regierung verhindert einen Freifchaarenzug gegen 
Wälſchtyrol. 
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15, Mai. (Rom). AZufammentritt des Concils in Rom. 

» «» (Preußen) mobilifirt 2 Armeecorps, um feiner Haltung gegenüber 
Kurbefien Nahdrud zu geben. 

18. „ (Breußen). Eröffnung des Landtags. Der König läßt die Thron: 
rede durch den Minijterpräfidenten verlejen. 

D. „ (dranfreih). Brief des Kaifers an Thouvenel über feine Politik in 
der römischen Frage. 

24. „ (Deutjhland). Kurbeffen verweigert bie von Preußen geforberte Ge: 
nugthuung. Der preuß. Geſandte verläßt Kaſſel. 

„ „ (Merico). General Lorencez trifft mit dem franz. Erpeditionscorps 
wieder in Orizaba ein, wo er fi bis zu Ankunft größerer Streitkräfte aus 
Franfreich verſchanzt. 

2. „ Gorniſche Infeln). Das jonifhe Parlament verlangt aufs neue bie 
Bereinigung ber Inſeln mit Griechenland. 

4. „ (Deutjdhland). Die Bundesverfammlung genehmigt ben dfterr. = preußi- 
hen Antrag auf Wiederberftellung der Berfaffung von 1831 in Kurbefien. 
Der Kurfürft fügt fid. 

%. „ (Deutihland). NRüdtritt des bisherigen kurheſſiſchen Minifteriums. 
Preußen ſieht fih dadurch für befriedigt an. 

» » ($ranfreid). Lavallette kehrt nah Rom zurüd, Goyon wirb ab: 
berufen und zum Senator ernannt. 

8. „ (Defterreidh). Dreitägige Debatte bes Abg.: Haufes über das Con— 
cordat. 

V., Gxankreich). Inſtruction Thouvenel's an Lavallette bezüglich ber 
römiſchen Frage. 

DI. Mai. (Bereinigte Staaten). Zweitägige Schlacht bei Richmond. 
Unentſchiedener Ausgang. 

— Mai. (Belgien). Krankheit und Wiedergeneſung bes Königs Leopold. 

—, (Rußland). Furqtbare Feuersbrünfte in &. Petersburg und anderen 
Städten werben der Bewegungspartei zugefchrieben. 


6. Juni, (Deutfhland). Der Landtag von Sachen: Altenburg genehmigt die 
Militärconvention mit Preußen. 

T. na (Preußen). Adreſſe des Abg. » Haufes an ben König. Ungnädige 
Antwort des Könige. 

9., (Rom). Adreffe ber in Rom verfammelten Biſchöfe an ben Papft gegen 
das neue Königreih Stalien. 

1. „ Rußland). Der Kaifer ernennt den Großfürften Conftantin zu feinem 
Statthalter in Polen, Graf Wielopolsfi zum Chef der Eivilverwaltung. 

4. „ (Italien). Adreſſe des ital. Parlaments an ben König gegen bie 
Adreſſe der Biſchöfe an den Papſt. 

. „ (Schweiz). Verfaflungsrevifion in Genf. 

„ „» (Türkei). Blutiger Zufammenftoß der Türken und Serben in Belgrad; 
die Türken bombarbdiren die Stadt. 

1b. „ (Deutfhland). Die fähfiihen Kammern genehmigen auf ben Antrag 
der Regierung einftimmig ben Hanbelsvertrag mit Frankreich. 

„„. (Bereinigte Etaaten). Die Mehrzahl der bie Mittelftaaten ver: 
tretenden Eongreßmitglieber erflärt fich gegen Lincoln's Project einer Sklaven: 
emancipation durch Entſchädigung unter Mithülfe der Union. 

8 „ (Bereinigte Staaten). Der Senat genehmigt die Bill, welche bie 
Eflaverei in den Territorien unterfagt, 

%, „ (Preußen) Das Abg.: Haus genehmigt die Militärconventionen mit 

Coburg: Gotha, Altenburg und Walbded. 

„» (Rußland). Ein kaiſerl. Ufas, betreffend bie bürgerlichen Rechte ber 

Juden, bricht die bisherigen Schranken zwifchen Juden und Ehriften in 

Polen bis auf ben Grund nieber. 


— 
- 
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Augufl, 


22. Zuni. (Italien). Garibaldi geht nad Sicilien, um einen großen Freifchaaren- 


2. 


25. 


* 


26. 


zug gegen Rom ins Werk zu fegen. ns 

„ (Franfreidh). Der gefeßgebende Körper genehmigt bie von ber Re 
gierung zu Dedung des Deficits geforderten neuen Steuern mit Ausnahme 
derjenigen auf das Salz. 

„ (Breußen). Das Nbg.: Hans nimmt ben Handelsvertrag mit Frank 
reih mit 264 gegen 12 Stimmen an. 

Juni bis 2. Juli. (Vereinigte Staaten) Kampf um Richmond, Die 
Unionsarmee muß fih zurückziehen. 

„ (Franfreih). Debatte des gefeßgebenden Körpers über Merico. Rede 
des Minifters Billault. 

„ (Deutfhland). Die badifhe Regierung legt den Hanbdelsvertrag mit 
Frankreich den Kammern zur Zuftimmung vor. 

»  (Deutihland). Oldenburg tritt dem Hanbelövertrage mit Frank— 
reidy bei. 


. Juli. (Frankreich) ftellt ben General Forey an die Spige feiner Erpebition 


in Merico. Brief des Kaifers an General Foren über feine Abſichten im 
Merico und feine Politit gegenüber der nordamerikaniſchen Union. 


. »  (Defterreidh) beantragt bei den deutſchen Zollvereinsftaaten den Ein: 


tritt feines Gefammtftaats in den Zollverein. 
»  (Deutfhland). Der Landtag von Geburg: Gotha beſchließt auf ben 
Antrag der Regierung die Annabme bes Haubelövertrags mit Frankreich. 


u  (Deutihland). Erſtes deutſches Echügenfeft in Frankfurt. 
. ,, (Preußen) lehnt den Antrag Defterreihs auf Gintritt feines Geſammt— 


ftaats in ben Zollverein ab. 


. » (Preußen) anerfennt das Königreich Italien. 
. „» (England). Handelsvertrag zwijchen England und Belgien, 
.Echweiz). Die Bundesverfammlung — — gegen alle 


Annexionsgelüſte der ital. Regierung bezüglich Teſſins. 


.„ (Schweiz) Im Kanton Aargau wird ber Gr. Rath durch Volks— 


abjtimmung abberufen. 

„ (Defterreid). Das Nbg.: Haus des engeren Reichsraths beſchließt 
auch das Budget für 1863 in Behandlung zu nehmen. 

„  &talien). Garibaldi verläßt Palermo, um feinen Zug gegen Rom 
zu beginnen, 

„ (Deutfhland). In Hannover entwidelt fih eine fehr entichiedene Be: 
wegung genen den neuen octroyirten Katehismus und für cine Synodal— 
verfafjung der ewangeliichen Kirche. 

„ (Rupland). Nttentate auf den Großfürften Gonftantin, den General 
Lüders und den Grafen Wielopolski in Warſchau. 

„ (Schweiz). Berfaffungsrevifion in Bafelland. 


. Aug. (Preußen) Das Herrenhaus genehmigt einftimmig ben Handels: 


vertrag mit Frankreich. 
»  (Breußen) unterzeichnet für fih den Handelsvertrag mit Frankreich nnd 
macht ben widerftrebenden SZollvereinsftaaten bie legten Goncefjionen. 


- „ (Italien). Proclamation bes Königs gegen bas Unternehmen Garibaldi's. 


»„  (Bereinigte Staaten). Die Unionsregierung entfchließt ſich für Con— 
feription, wenn bie Stellung von Freiwilligen Schwierigkeiten finden follte. 


. »  (Breußen) erflärt DOefterreih, daß cs erft nach Genehmigung des 


Handeldvertrags mit Frankreich durch die Bollvereinsftaaten über fein Ber: 
bältnig zum Zollverein in Unterbandlung treten werde. 


. „ _(Deutfhland). Bayern Ichnt feinen Beitritt zum Handelsvertrag mit 


Frankreich ab. 


September. 9 


11. Aug. (Deutjhland), Württemberg lehnt feinen Beitritt zum Handelsvertrage 
mit Xranfreid ab. 

13. „ (Frankreich). Unfreundlihe Aeußerungen bes Kaiſers beim Empfang 
des neuen ſpaniſchen Gefandten, Gindrud ın Spanien. 

li. „ (Preußen). Die offizidje Stern-Ztg. ſpricht zum erfien Mal von einer 
„Lüde in der Verfaſſung“. 

”„ »  (Deutihland). Defterreih, Bayern, Württemberg, Sachſen, Hannover, 
Kurheſſen, Hefien: Darmftadt und Naffau beantragen als Refultat von in 
Wien gebaltenen Gonferenzen am Bunde die Einberufung einer Delegirten: 
verfammlung zunächſt zu Borberathung einer Civilproceßordnung und eines 
Obligationenredhtes. 

16. „  (Deutjdland). Hannover lehnt ben Hanbelsvertrag mit Frankreich ab. 

17. „ (Italien). Die Regierung hebt die Emancipationsgefellihaft auf und 
ertbeilt den Präfecten von Sicilien und Neapel außerordentliche Vollmachten. 

18. „ (Rußland) anerkennt das Königreich Stalien. 

» »  (Deutidland). Die I. Kammer von Naffau ſpricht ſich faft ein: 
jiimmig für den Handelsvertrag mit Frankreich aus. 

- (Deutihland). Der König von Hannover gibt in ber Katechismus— 
frage nah, indem er wenigftens auf eine zwangsweife Einführung vers 
zichtel, — Der Winijter Borries wird entlafen. 

» =  (Ztalien). Garibaldi zieht in Gatania ein. 

4. „ (Italien) Gartibaldi geht von Gatania auf das Feitland von Neapel 

über. 

>. „ . (Deutfhlanbd). Deuticher Juriftentag in Wien. 

%. „»  (Breupßen) antworter Bayern auf feine Ablehnung bes Hanbelsvertrags 
mit Sranfreih mit der Drohung einer eventuellen Kündigung des Zollvereins, 

30. Aug. (Bereinigte Staaten). Gefechte bei Manafjas Yunction und 
Bull Run. Die Unionstruppen ziehen fi zurüd und ſammeln fid in und 
um Washington. 

7. Aug. (Rußland). Proclamation des Großfürften Gonftantin an die Polen 
über die in Ausführung begriffenen großen Reformen, 

I. „ ABtalien). Garibaldi's Zug findet in Aspromeonte ein rafches Enbe. 
Er jelbjt wird verwundet umd gefangen. 

sl. »  (Breußen) Das Abg.-Haus fpricht fih mit ber an Bayern bezüglich 
einer Kündigung des Zollvereins erlaffenen Erklärung vollkommen cinver: 
fanden aus, 

1.Sept. (Deutichland). Baden fucht in der Zollvereinsfrifis zu vermitteln, 
indem es Bayern zu beftimmten Modificationsanträgen bezüglich des Handels: 
vertrages mit Frankreich aufjordert und fich feinerjeits für gewiſſe Modifi— 
cationen ausſpricht; feinen Beitritt zu einem andern Zollverein dagegen ſchon 
zum voraus aufs beſtimmteſte ablehnt. 

2, „  (Deutidland). Der Senat von Frankfurt erflärt feine Zuflimmung 
zum Sanbdelsvertrag mit Frankreich. 

9. „  (Deutfhland). Die Landtagswahlen in Heſſen-Darmſtadt fallen ent: 
jhieden gegen das bisherige Regierungsſyſtem aus. 

10. „ (Italien). Die ital. Regierung verlangt von Frankreich nad Unter: 
brüdung des Garibaldi'ſchen Unternehmens neuerdings die Löfung ber 
römifhen Frage. 

13. „ (Rußland). Adreſſe des polnischen Adels an den Grafen Wielopolsti 
über die Wünſche der Polen. 

„ »  (Zürfei). Montenegro unterwirft fih den von ber Pforte geftellten 
Bedingungen. 

16. „ (Breußen) Das Nbg.- Haus bebattirt über das Militärbubget für 
1862. Das erfte entfheidende Votum fällt mit 273 gegen 68 Stimmen 
gegen die Regierung. n 


10 October. 


16. Sept. (Deutfhland). Die Regierung von Nafjau lehnt den Hanbelsvertrag 
mit Franfreich ab. 

16,17. Sepi. (Bereinigte Staaten). Schlacht bei Antietam. Sieg ber 
Unionsarmee unter M'Glellan. Die füdbündifche Armee geht über ben 
Potomak zurüd, rettet aber ihre Bagaye und ihre Verwundeten. 

20. Sept. (Defterreih). Das Nbg. » Haus genehmigt die Einführung bes 
deutſchen Handelsgeſetzbuches für die Länder des engern Reichsrathes. 

„ nn (Rupland). Ein faiferl. Ufas befiehlt auf den 15. Januar 1863 eine 
allgemeine Recrutenaushebung in ganz Rußland. 

22. „  (Bereihigte Staaten). Bräfident Lincoln ſpricht durch Proclamation 
die Befreiung der Sclaven aller rebelliihen Staaten vom 1. Januar 1863 
an and; bie Habeascorpus-Acte wird fufpendirt und über bie gefammten 
Vereinigten Staaten ber Belagerungszuftand verhängt. 

»„ n  (Merico). Der neue Oberbefehlshaber der franz. Erpebitionsarmee, 
General Foren, trifft in Veracruz ein, bejeitigt fofort Almonte als Präfi- 
benten der Mer. Republik, indem er ihn nur als Mer. General anerkennt, 
und weiſt Hm. Dubois be Saligny fehr beftimmt feine Stellung unter 
ihm an. 

23. „ (Preußen). Gndabftimmung im Abg. Haufe über das Militärbudget 

für 1862: die jämmtlichen Anfäge für die Armee: Reorganifation werben 

abgeworfen. 

MR reußen). Gntlafiung des Minifters v. d. Heydt. Minifterium Bismarf. 

„ n (England). Engliſche Vorſchläge an Dänemark behufs Löjung der 
Schleswig :Holftein’schen Frage. 

25. „ (Türlei). Ende der Infurrection in ber Herzegowina. 

28. „ (Franfreid). Der franz. Gefandte in Rom Yavallette fommt neuer: 
dings nad Paris, um nicht wieder zurüdzufehren. 

» »  (Deutihland). Mbgeoronetentag in Weimar. Derfelbe fpricht fich 
gegen das Delegirtenproject aus. 

29. „ (Rußland) unterftügt in Kopenhagen bie Vorjchläge Englands bezüg— 
li einer Löfung der Schleswig: Holftein’fchen Frage. 

» „  (Breußen) Die Regierung zieht die Budgetvorlage für 1863 zurüd. 


1. Det. (Rußland). Die Adelsverfammlung Poboliens verlangt einjtimmig 
und entjchieden die Vereinigung mit Polen. 

3. ,„. (Stalien). Garibaldi und feine Genoffen werden vom Könige amneftirt. 

5. „ (Deutfhland). Der Fürft von Lichtenftein verleiht feinem Ländchen 
eine conftitutionelle Berfaflung. 

6. „ (Deutihland). Die Generalverfjammlung bes Nationalvereins fpricht 
fih für die deutſche NReichsverfafiung von 1849 aus, 

„ n (Türkei). Serbien nimmt bie von einer Gonferenz der Großmädhte in 
Konftantinopel befchlofjenen Mafregeln zu Beendigung des Gonflict® mit 
ber Pforte an: die Türfen räumen bie Stabt Belgrad. 

7. u  (Breußen) Das Abg.: Haus befchließt mit 251 gegen 36 Stimmen, 
die Regierung aufzufordern, den Etat für 1863 dem Abg.-Hauſe zur ver: 
faffungsmäßigen Beſchlußnahme fo ſchleunig vorzulegen, daß deflen Feſt— 
ftelung noch vor 1863 erfolgen fünne und zu erflären, baß es verfaflungs: 
widrig fei, wenn die Regierung eine Ausgabe verfüge, welche burd das 
Abgeordneten: Haus abgelehnt worden fei. 

— ———— Der König vermählt ſich mit der Prinzeſſin Pia von 

talien. 

9. „ (BPBreußen) Das Abg.-Haus lehnt den Geſetzesentwurf, betr. bie 
außerorbentlichen Bebürfnifie der Marineverwaltung für 1862 ab. 

10. „ (Mußland). Ein kaiſerl. Ufas verfügt eine neue, auf durchaus liberalen 
Principien berubende Gerichtsorganifation in Rußland. 


October. 11 


11. Oct. ale Das Herrenhans verwirft das Budget bes Abg. = Haufes 
1862 mit 150 gegen 17 Etimmen und genehmigt das urfprüngliche 
— der Regierung mit 114 gegen 44 Stimmen. 
„Oeſterreich). Der Berein der oͤſterreichiſchen Induſtriellen ſpricht ſich 
ſchließlich doch gegen ben Eintritt Oeſterreichs in ben Zollverein aus, 

12. „ (Deutihland). Helfen: Darmftadt lehnt den Beitritt zum franzöfifchen 
Handelövertrage ab. 

13. „ (Preußen) Das Nbg.: Haus erflärt mit Ausnahme ber feubalen 
Fraction einftimmig, den Beichluß bes Herrenhaufes, als gegen den Faren 
Sinn und Wortlaut der Berfafjung verftoßend, für null und nichtig; bie 
Regierung könne daher feinerlei Rechte daraus herleiten. Bertagung bes 
Landtags. 

14. „ (Bereinigte Staaten) Die Wahlen in mehreren Staaten fallen 
gegen das herrſchende Spftem und im Sinne ber bemocratifhen Partei aus. 

14.18. Oct. (Deutfhland). Der deutfche Handelstag in München verwirft 
mit ziemliher Mehrheit die Anträge der DOefterreiher und erflärt fich mit 
ſchwacher Mehrheit für den Handeldvertrag mit Frankreich ſelbſt ohne Modi— 
fication besjelben. 

15. Oct. (Dänemark) Ichnt die Vorſchläge Englands behufs Löſung der 
Schleswig-Holſtein'ſchen Frage ab. 

16. ;; (Sranfreid). Umſchlag in ber franz. Politik bezüglich Italien. Modi: 

ficattion bes Minifteriume. Thouvenel wird entlaffen und durch Drouyn 

de lLhuys, Lavallette in Rom durch Latour d’Auvergne, Benedetti in Zurin 

Br: Sartiges erjegt. 

reußen). Die feudale Partei fett den Beſchlüſſen bes Abg . Haufes 
eine lange Reihe von Yoyalitätsdeputationen an ben König, bie fih gegen 
das Nbg.: Haus umd für die vom König gewünfchte Armee: Reorganijation 
ausiprechen , entgegen. 

0. „  (Bereinigte Staaten). Beſchlüſſe bes Gongreffes des Sübbundes 
gegen bie Negerbefreiungsmaßregel Lincoln’, 

2 u»  Woeiterreid). Die beiden Hänjer des Meichsrathes verftändigen ſich 
endlih über ein Preßgeſetz. 

„ »  (Sriedenland). Revolution in Atben. Bildung einer proviforifchen 
Regierung. Abſetzung des Königs Otto, 

3.»  (Breußen). Mafregelung der zur parlamentarifchen Oppofition ges 
börigen Beamteten. 

24. „ (Breußen). Gründung eines fog. Nationalfonds zu Unterftükung ders 
— Beamteten, über welche der gegenwärtige Kampf Verfolgung ver: 
bängt 

„ » GGriechenland). König Dtto erläkt eine Proclamation an die Hellenen 
und kehrt nad Bayern zurüd. 

26. „ Oeſterreich). Die beiden a bes Reichsraths verftändigen ſich 
endlich über das Budget für 1862. 

" » (Franfreid). Depeſche des neuen Miniſters des Auswãrtigen Drouyn 
be l'Lhuys nad Turin über die Stellung bes neuen Miniſteriums bezüglich 
der römischen Frage. 

7. »  (Deutfhland). Preußen und Defterreih erflären ihre Zuftimmung 
zu * Rathſchlägen Englands behufs Löſung der Schleswig-Holſtein'ſchen 


Frag 

28.129. Sa (Deutfhland). Eine zahlreiche großdeutſche Verfammlung im 
Frankfurt erflärt fi gegen jede Ausſcheidung Oeſterreichs aus Deutihland 
und für das Delegirtenproject und befchließt die Gründung eines beutjchen 
Reformovereind nad dem Vorbilde des Nationalvereins. 

30, Oct. (Frankreich) ſchlägt England und Rußland eine gemeinſame Ber: 
mitilung in Rorbamerila vor. 


12 Wovember. 


31, Oct. (England) ſpricht gegen Frankreich neuerdings den Wunſch aus, daß 
der franzöſiſchen Occupation Rom's ein Ende gemacht werden möchte. 

»  - (Franfreih) dringt in Nom ſehr nahdrüdlich auf Ausführung ber 
längit geforderten Neformen und ſetzt der Erklärung des Römiſchen Hofes, 
daß fie erit bewilligt werden Fönnten, wenn die abgefallenen Provinzen dem 
Papſte wieder unterworfen jein würden, die beſtimmte Erklärung entgegen, 
daß von den Mitteln zu dem Zwecke, die verlorenen Provinzen wieder unter 
päpftlihe Botmäßigfeit zurück zu führen, die Gewaltmittel ausgeſchloſſen ſeien. 

„» "  (Deutihland). Eröffnung der Kurbeſſiſchen Ständeverſammlung 

nad) der wieberbergeftellten Verfaſſung von 1831. 

„ (Schweiz) VBerfafjungsrevifion in Luzern. 
— „ (Türkei) In der Moldan tritt eine ſehr beftige Oppofition gegen 
die geſchehene Verſchmelzung mit der Wallachei zu Tage. 


2. Nov. (Deutihland). Der Sächſiſche Minifter v. Beuft erklärt die Sach— 
lage durch die von Bayern 2c. erfolgte Ablchnung des Handelsvertrags mit 
Frankreich für durchaus verändert und will nunmehr vermitteln, 

4. „ (Bereinigte Staaten). Die Wahlen in einer Reihe weiterer Staa: 
ten fallen größtentheils zu Gunften ber democratifchen Partei aus, nanıent: 
lid in New: Morf. 

7%. „ (Deutfhland). Bayern ladet zu einer Gemeralconferenz der Zoll: 
vereinsftaaten nah München ein, namentlih um die Defterreichiichen Bor: 
ſchläge in Betracht zu ziehen. 

9. (GRußlandd) lehnt die von Franfreih vorgefhlagene Vermittlung in 
Nordamerika ab. 

*»  » (Belgien). Fortwährende große Aufregung und Oppofttion gegen 
die Feſtungsbauten in Antwerpen. 

10. „  (Bereinigte Staaten) M’Glellan wirb bes Oberbefehls über bie 
Rotomac-Armee entboben und General Eurnfide zu feinem Nachfolger ernannt. 

13. „ (England) lehnt den Antrag Frankreich's auf gemeinfame Bermitt: 
lung in Nordamerika ab. > 

16. „ (Preußen). Gröffnung der 8 Provinziallandtage. Nur derjenige 
von Pommern ſpricht fich directe gegen die Haltung des Abg.: Haufes und 
für die feudalen Anjprüce bezüglic der Kreisordnung aus.. 

18. „ (Defterreih). Der Kaifer gewährt den von den Kriegsgerichten in 
Ungarn Berurtbeilten und den bereits zurüdgefebrten politifchen Flüchtlingen 
Ungarn’s allgemeine Amneftic. 

20. » (Deutihland). Der Kurfürft von Heſſen entläßt fein Miniftertum 
und vertagt die Stände auf unbeftinmte Zeit. 

21. „ (Deutihland). Der König von Hannover gibt auch in der Syno— 
dalfrage principiell nad. Dagegen ſucht die Regierung mit allen Mitteln, 
eine beabfichtigte große Verfammlung von Geiftlihen und Laien in Gelle zu 
verhindern, 

» (Branfreih). Broſchüre des Prinzen Napoleon gegen die weltliche 
Herrjchaft des Papites. 

»  n#  (Deutihland). Der Landtag von Medlenburg weist die Anträge 
auf Herftellung der Verfaſſung von 1849 und auf Eintritt in den Zollverein 
furz ab. 

22. „ (Griebenland). Ngitation bebufs Erwählung des englifchen Prin: 
zen Alfred zum Fünftigen König von Griechenland. 

24. „ (Preußen) brobt dem Kurfürften von Heflen für den Fall eines neuen 
Zwieipaltes mit ber Ständeverfammlung mit den Agnaten. 

25. „_,(Deutfhland). Oeſterreich ſchickt den Felbmarichall - Lieutenant von 
Schmerling nach Kaſſel, um gegen einen neuen Zwieſpalt zwiſchen dem Kur— 
fürſten und ſeinen Ständen zu remonſtriren. 

»„ » (Franfreih) lehnt die Wünſche England's bezüglich Rom's neuer: 


December. 13 


dings ab und erflärt, daß es Franfreich unmöglich fei, Nom den Römern 
zu überlajien. 

26. Nov. (Defterreihb). Das Abg.- Haus flreiht am auferordentlihen Mili- 
tärbudget für 1365 jehs Millionen Gulden mit Zuftimmung der Regierung 
und des Kaiſers. 


a. , (Deutihland). Der Kurfürft von Hefien weicht der Preſſion Defter: 
reich's und Preußen's, bebält fein entlaſſenes Minifterium- wieder und ruft 
auch die vertagte Ständeverfammlung auf den 4. December wieder ein. 


B. (Deferreih). Das Abg. = Haus genehmigt die von der Regierung 
beantragten Erhöhungen der directen Steuern, aber nur für 1 Jahr, und 
erledigt das Budget für 1863. Das Herrenhaus nimmt das Budget ganz 
nach dem Vorſchlage des Abg.-Hauſes an. 

— (Rußland) Aufregung in Polen gegen ben beabfichtigten Mobus ber 
bevoritebenden Recrutenaushebung. 

— „ (England) Wachſende Noth der Arbeiter in- den Baumwollfabrif- 
diſtricten. Großartige Unterjftügung aus Privatmitteln. 

— . (Türlei) Der Sultan joll an zeitweiliger Geiftesftörung Teiden. 


Ant. Dec. (England, Rußland ımb Franfreid) als Schutzmächte Griechen: 
land's verftändigen ſich über den aufrecht zu baltenden Ausſchluß ber drei 
Dynaſtieen vom Griechiſchen Throne, indem England auf die Ganbidatur 
des Prinzen Alfred, Rußland auf diejenige des Herzogs von Leuchtenberg 
verzichtet. 

1. Dec. (Griehbenland). Die proviforifche MRegterung ordnet die fofortige 
Wahl eines Königs durch allgemeine Volfsabftimmung an. 

- . (Italien) Das Minifterinm Nattazzi tritt in Folge der Parlaments: 
verbardlungen über die legten Ereigniſſe zurüd. 

5 —————— Die Führer der katholiſchen Partei ruſen zu Grün— 
dung einer freien katholiſchen Untverfität Deutſchland's auf. 

6. „ (Schmeiz) Endliche Regelung der Tefliner Bisthyunsjrage zwiſchen 
der Schweiz und Stalien. 

3. „  (Deutibland) Bildung eines neuen gemäßigt liberalen Miniſte— 

riums in Hannover, 

» (Schweiz). Bertrag zwijchen der Schweiz und Frankreich behufs end— 

licher Yölung der Dappentbal: Frage. 

I. u (Atalien) Bildung eines neuen Minifteriums Farini. 

10, „ (England) zeigt der provijorifhen Regierung Griechenland's an, daß 
es unter gewifien Bedingungen geneigt jei, die Vereinigung der Joniſchen 
Infeln mit dem Königreiche Griechenland zuzugefichen. 

» n#  (Deutihland). Eturz des Generals von Haynau in Kurbeffen. 

13. (eutſchland). Die Ständeverfanmlung von Kurhefien ſpricht fid 
einjtimmig für den Handelsvertrag mit Frankreich aus. 

» »" (Deutfhland). Beide Kammern von Heſſen-Darmſtadt entziehen 
der Regierung die bisherige Vollmacht zum Abſchluß von Handelsverträgen. 

*- _ »  (Bereinigte Staaten). Blutige Schlacht bei Frederifsburg. Nies 

berlage der Unionsdarmee unter Burnfide; er gebt über den Rapahannof 

zurüd, 

» (Deutfhland). Der Landtag von Medlenburg einigt fih mit. der 

Regierung über die Einführung eines Medlenburgijchen Grenzzolles, von 

„dem aber das Fürſtenthum Mageburg wicder ausgenommen wird. 

6, „ (Defterreih). Beide Häufer des NReichsrathes verftändigen ſich end: 
li über die neue Banfacte. 

» » (Griechenland) Schluß der Abftimmung über die Wahl eines Kö: 

nigs. Die proviſoriſche Negierung erbält von den 3 Schutzmächten bie of: 
ficielle Mittheilung, daß weder Prinz Alfred noch der Herzog von Leuchten: 


mo 
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berg ben Griehifhen Thron annehmen könnten, auch wenn er ihnen von 
der Griechiſchen Natıon angeboten werben follte. 


. Dec. (Defterreih). Schluß der Seflion des Reichsrathes. Thronrede des 


Kaiſers. 
(Italien). Die Regierung ſetzt den Eröffnungen des neuen franzöſi— 


ſchen Geſandten bezüglich Rom's nunmehr ihrerſeits eine Art von non pos- 


sumus entgegen. 
» Spanien). Senatsdebatte über Mexico. Rede des General Prim. 
Das Minifterium billigt die Handlungsweife des Generals in Merico. Die 
Antwortsadrejje auf die Thronrede wird mit 95 gegen 22 Stimmen an: 
genommen. 
° (Defterreih.) Der Banfausfhuß nimmt die neue Banlacte trog 
feiner bisherigen Oppofition unbedingt und vollftändig an. 
(Preußen). Die Stadtverordneten von Berlin bejdjließen eine Neu: 
jabrsadrejje an den König im Sinne des Abgeordnetenshanfes. 
„ (Deutjgland). Spannung zwiſchen Oefterreih und Preußen wegen 
bes Delegirtenprojectes ıc. 
„ (Deutfhland). Agitation für und gegen den Sanbdelsvertrag mit 
Franfreih in Württemberg. 
„ (Türkei). Großartige Durchfuhr von Waffentransporten aus Ruf- 
land durch die Donaufürftenthümer nah Serbien. Proteft der Pforte. 
(Preußen). Der AJuftigminifter führt die Gonbuitelijten der Beamte: 
ten wieder ein; die Regierung fährt fort, die der parlamentarifchen Oppoſi— 
tion angehörigen Beamten zu maßregeln; die Polizei fucht die Sammlun- 
gen für den Nationalfond unter Etrafandrobung zu verhindern; diejenigen 
andwebroffiziere, die fi daran betheiligen, werden zur Verantwortung an 
die militärischen Chrengerichte geladen. Die Gerichte ſprechen dagegen die 
deßhalb Angeklagten regelmäßig frei. 


” 


II. 


Deutfchland 


und 


die beiden deutfchen Großmächte. 


. I. 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und fileinflaaten. 


3. Januar (Kurheſſen). Zuſammentritt der Stände nach der octroyir— 
ten Berfaffung von 1860. Wahl des Bureau: Alle Abgeoroneten 
bis auf zwei erflären, nur unter Nechtsverwahrung zu wählen. 
Der Landtags: Commiffär entgegnet, dann fei die Verſammlung 
unftattbaft und zwedlos, und verläßt mit feinem Gecretär und 
den beiden Mitgliedern der Minorität den Ständefaal. Die Ber: 
fammlung bejtellt ihr Bureau und befchließt, die Nüdantwort ber 
Regierung auf die Bureaumwahl abzuwarten. Der einftimmig ge: 
wählte Präfident Nebeltbau beantwortet feine Wahl durch eine 
jehr entſchiedene Anſprache: 


Ich danke Ihnen fir die kundgegebene Einſtimmigkeit. Das ganze Land 
weiß, daß ich Gut und Blut für die Herſtellung der Verfaſſung von 1831 
binzugeben bereit ſein würde. Ihre Wahl hat daher eine um ſo größere 
Bedeutung, als die Miniſter neuerdings jede Meinungsäußerung, welche 
ihnen unangenehm iſt, durch Polizeimaßregeln und Disziplinarflagen unters 
drüden, Schon zweimal gaben biejelben Männer, welde beute bier ver: 
jammelt find, über die große Angelegenheit unferes Landes ihren Wahr: 
Ipruh ab. Nur die HH. Minifter wollten darin die Stimme des Landes 
nicht erfennen. Als aber cine, in bemjelben Sinne an ©. f. Hob. den 
Kurfürften gerichtete Borftellung (j. Jahrg. 1861 ©. 99) binnen wenigen 
Tagen mit mehr als fünfzehntaufend Unterjchriften fich bededte, da ließ bie 
bewaffnete Macht danach fahnden und überall, wo man ihrer habhaft wer: 
den Ffonnte, die Adrejje wegnehmen. Ach will nicht die Wahlbindernifie, 
nicht des heutigen Benehmens der Landtagsfommifjion für jett gedenken. 
Sie jehen jhon, m. HH., es handelt fi darum, die Stimmen ber Wahr: 
beit ein für allemal zu erftiden; das legte Recht eines Volkes, das Peti— 
tiondreht, wird mit Füßen getreten. Wenn Sie nun thun, was bem 
Lande fonft gang unmöglich fein würde, wenn Sie ben HH. Miniftern zei: 
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gen, wie Sie über deren Treiben und Gebabren urtbeilen, jo würde ich 
mit Freuden mid an Ihre Spitze jtellen.“ 


8. Jan. (Kurbefjen). Der Landtags: Commiffär verlangt von ber 


11: 


zweiten Kammer eine al$baldige Erklärung, ob fie ihre Rechtsver— 
wahrung vom 3, Januar zurüdnehme und die octroyirte Berfafjung 
von 1860 anerkenne. Nach Kurzer Berathung beſchließt die Ver: 
fammlung mit allen gegen 3 Stimmen, bei ihrem Beſchluſſe zu 
beharren, worauf fie ſogleich aufgelöst wird. 


„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft befhlieht, das bisherige Re: 
erutirungsgefeg beizubehalten und verwirft mit 85 gegen 52 Stim- 
men den Antrag, durch eine Commiſſion unterfuhen zu lafjen, ob 
nicht durdy eine Militär: und Flottenconvention mit Preußen die 
aus der Contingentsjtellung fliegende perſöpliche Belaftung der 
Bevölkerung erleichtert werden könne. 


„ (Kurheifen). ine von den aufgelösten Etänden in ver 
trauliher Mung am 6. d Mes. beſchloſſene und vom Alters: 
präfidenten im Palaft des Kurfürften abgegebene Gingabe um 
Wiederherftellung der Verfafjung von 1331 gebt durch Allerhöchſtes 
Reſeript dem Miniſterium zur Zurückgabe zu, da die verſammelten 
Abgeordneten zu Berathung und Beſchlußnahme über die Eingabe 
nicht befugt geweſen ſeien. 


Adreife der zweiten Kammer: „Vom tiefften Schmerze über die 
unglüdlihe Lage des Landes durchdrungen, nahen wir und dem Throne 
Ew. f, Hob., die zum legtberufenen Landtag abgeordneten Stände, um von 
defien immer dringender werdendem Verlangen nad Herſtellung Des Wer: 
fajjungsrecht® Zeugniß abzulegen. Schon früher zweimal und num zum 
drittenmal unterwarf fi das Land, wenn ſchon unter Rechtövorbebalt, den 
Vorſchriften des Wahlgejeges vom 30. Mai 1860 in der einzigen Abficht, 
die Wünfche der Bevölkerung durch die Vertreter in völlig geordneter Weiſe 
zu Enk. H. Kenntniß zu bringen. Bereits jene Abs eordnnetenverjammlun: 
gen hatten auf die regelmäßigfte Art beichlofien, dieſe beißen Bitten des 
Volfes dem Allerdurchlauchtigft. Yandesherru vorzutragen ; jedoch fie mußten uns 
verrichteter Sache nad Haufe zurüdkehren, da die Minifter E. k. H. die 
Ausführung jener Beihlüjje zu verhindern für gut befanden. Auch biejes 
Mal fheint es uns nicht glücken zu jollen. Das Land aber, durch) die wie 
derholten Erfahrungen folder Art belehrt, jucht nach anderen Wegen. Eine 
Adrejie, wie E. E. H. wiffen, hat der Stimmung, welde im ganzen Volke 
herrſcht, den unummwundenften Ausdrud gegeben und troß ber jhärfiten 
Berfolgungen, Hausfuhungen und Beſchlagnahmen binnen wenigen Tagen 
mebr als 15,000 Unterjchriften erhalten. Es ift diefer Adreſſe ber Borwurf 
der Unchrerbietigfeit gemacht worden. Allerdurchlauchtigſter Kurfürft! Al— 
lergnädigfter Herr! Wir maßen uns darüber fein Urtheil an; wenn wirf: 
li der Ton jener Adreſſe verfehlt, wenn bie Form nicht bie rechte wäre, 
fo ift der Standpunft E. f. 9. doch ein viel zu erhabener, als daß Aller: 
höchſtdieſelben in einem jo hochwichtigen Momente an dergleichen Aeußerlich— 
keiten Anftoß nehmen würden. Uebeidieß find wir feſt überzeugt, daß fein 
Wort der Norefie umebrerbietig gemeint ift. Der Kern biejer Borftellung, 
ganz von ber treuberzigen, freimüthigen, ehrlichen Art des zu feiner Zeit 
anders als treu befundenen Heffenvolfs, er fann, er muß €, 1. 9. nur 
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gefallen. Die Entſchiedenheit, welche fih in der Sache jelbit Fund gibt, fie 
it zugleich die beſie Bürgichaft, daß ebenjo auch jedes Wort, welches der 
Berfühnlichkeit und dem Frieden gilt, ernithaft gemeint und zuverläfjig ift. 
Wir bitten E. k. H. allerunterthänigſt, ſtellen Allerhöchſtdieſelben das bis 
September 1850 beſtandene Verfaſſungérecht thatſächlich wieder her, umge— 
ben Sich Allerhöchſtdieſelben mit Räthen, welche das Vertrauen des Landes 
befigen, und die nach dem Wahlgeſetze von 1849 berufenen Stände werden 
das im fie gejehte Vertrauen durch eine Neviiion der Berfaflung und des 
Wahlgeſetzes mad) den Grundnormen des Bundesrechts auf das Glänzendfle 
rechtfertigen. Allergnädigſter Kurfürft und Herr! Geben Sie Ihrem guten 
Bolfe den Frieden zurüd und Niemand wird darüber glücklicher fein, als 
die wir in allertiefjter Ehrfurcht verharren die treugehorjamften Mitglieder 
der zweiten Kammer,“ 


11. Jan. (Sadfen). NRüdantwort der Sächſiſchen Regierung auf die 


12, 


Preußiſche Depejhe vom 20. Dezember 1861 über das Sächſiſche 
Bundesreforniz Projekt (j. Jahrg. 1861 ©. 96): 


v»+. . Bir haben uns im Boraus beſchieden, daß unferen Vorfchlägen bejiere 
zur Seite gejtellt werden fünnen, und ibnen daber in erfter Linie den Zweck 
der Anregung angewiejen. Eben jo aufrichtig geben wir uns davon Reden: 
haft, daß es micht der Beruf der Sächſiſchen Regierung fein kann, eine 
Feſtſtellung der allgemeinen deutſchen Verhältuifje im Wege der Correſpon— 
denz mit der Preußiſchen Regierung zu verjuchen. Allein wir würden es 
tief beflagen, wenn die begonnene Auseinanderjegung, zu welder das 
Preußiſche Minifterium mit jo anerfennenswerther Offenheit fich herbeige: 
lafien bat, einen unfruchtbaren Abſchluß finden follte, und wir für unjeren 
Theil werden ficherlich jeder Aufforderung gem entjpreden, welche dahin 
gerichtet wäre, durch eine weitere cingebende Beſprechung die angeregte 
Frage mehr und mehr aufzuklären, indem wir keineswegs der Hoff 
nung entjagen würden, auf diefem Wege doch zulegt Anknüpf— 
ungspunfte für eine Berftändigung zu finden.“ 


„ (Kurhefjen). Da der Kurfürft die Cingabe der zweiten 
Kammer zürüdgewiefen, jo erfolgt die Veröffentlihung einer von 
ihr für diefen Fall fhon am 6. d. Mts. beſchloſſenen „offenen 
Erklärung“: 


„Wir, die unterzeichneten Abgeordneten zur zweiten kurheſſiſchen Stände: 
fammer, legen hiermit, da wir durch die eingetretene Entlafjung an der 
beabjichtigten jürmlichen Beratbung und Beichlußfafiung in der Verfajjungs: 
angelegenheit verhindert worden find, folgende feierliche Erklärung nieder: 
1) Wir vermögen die gegenwärtig berufenen Stände nicht als die verfaf- 
fungsmäßigen Yandesvertreter anzufeben, halten diefelben namentlih zur 
Vornahme von Pandtagsverhandlungen nicht berechtigt. 2) Wir halten es 
ins unzertrennlichen Wohl des Landesfürften und des Baterlandes für drin: 
gend geboten, daß das bis in’s Jahr 1850 in anerfannter Wirkſamkeit 
beftandene, auf verfafjungsmäßigem Wege nicht geänderte Verfafjungsrecht 
des Landes, mit Einſchluß des Wahlgeſetzes vom 5. April 1849, fofort in 
feinem vollen Umfange auch thatjächlid wieder in Geltung gejegt werbe. 
3) Wir ſprechen unfere Weberzeugung aus, daß die mach dem Wahlgeſetz 
vom 5. April 1849 zu berufende Landesvertretung bereit fein wird, zu 
notbwendigen oder zwedmäßigen Abänderungen des Verfafjungsrechts in 
orbnungsmäßiger Weife mitzuwirken. 4) Wir halten es aber zur baldigen 
Erledigung der Verfafiungsfrage und zur dauernden Beruhigung ‚des Yan- 
des für unmerläßlih, dab von ©. f. H. dem Kurfürften ein Minifterium 
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ernannt werde, welches das Vertrauen des Volkes hat. Dieſe Urkunde ſoll 
feiner Zeit veröffentlicht werben.“ (Folgen 43 Unterſchriften.) 


13. Jan, (Baden) richtet an die Regierungen eine einläßlide Denk: 


21. 


23. 


23. 


25. 


28. 


jhrift über die Kurheſſiſche Frage zu Unterftügung feines Antrags 
am Bunde vom 4, Juli 1861 (f. Jahrg. 1861 ©. 22): 


„ (Hannover). AZufammentritt der Stände, Bei der Wahl 
des Bureau erhält v. Bennigfen als Candidat der Oppofition 
26 bis 29 gegen 43 bis 48 Stimmen. 


„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt die unver: 
züglihe Ausführung der unter dem 20. April v. 38. beſchloſſenen 
Erhöhung der Srfageontingente auf ein Drittel Procent der Ma- 
tritel (ſ. Jahrg. 1861 ©. 20). Baden und Andere erklären 


ſich dagegen. s 
»„ (Bremen). Gröffnung der Bremen:Geefte:Bahn. Das 
deutſche Schienen-Netz reicht damit bis dicht an die Nordfee. 


„ (Württemberg). Die Oberamtmänner werben unmittelbar 
vor den Landtagswahlen ermächtigt, durd die Amtsblätter zur all: 
gemeinen Kenntniß zu bringen: 


„Dap Ce Maj. mit der von dem Dlinifter des Innern ausgejprochenen 
Anfiht volllommen einverftanden fein, wonach, in Folge ber 
Seitens der Kammer der Abg. geſchehenen Ablebnung ber Zuftimmung zu 
der mit den Etandesherren Württemberg's unter dem 22. März 1856 cin: 
gegangenen Bereinbarung, biefe nur unter dem ausdrüdliden Vorbebalt 
händiliher Zuftimmung Allerb, genehmigte Vereinbarung als gefallen 
zu betrachten fei, woraus felbjiverftändlich folge, daß mit diefem Auf: 
bören gedachter Webereinkunft und ibrer Wirkungen die Staatsregierung 
auch Feine Revifion der in voller, ununterbrochener, rechtlicher Wirfjamfeit 
betehenden Ablöfungsgefege der Jahre 1848 und 1849 im Sinne jener 
Ucbereinkunft, vielmehr nur die Auftanbebringung eines den völligen 
Ausbau obiger Gefege begründenden Kompler-Ablöfungsgejeges beabfidhtige.“ 


„ (Baden) erklärt fi im einer Depefhe nah Dresden in 
Antwort auf das Sähfifhe Bundesreform : Projeft (ſ. Jahrgang 
1861 ©. 78) ſehr einläßlidy für den Bundesjtaat, für eine ein« 
beitliche Eentralgewalt und für ein beutfhes Parlament: 


„ . . . Es ſcheint und das Verdienſt diejes Vorgehens (der Sächſ. Ne: 
gierung in der Bundesreformfrage) als ſolches wenig zu berühren, wenn 
unmittelbare praktiſche Ergebniſſe aus demſelben kaum erwartet werden 
konnten. So lange die zur Löſung in Deutſchland ſtehende Frage noch vom 
Standpunkte der möglichſten Berückſichtigung der vielfach wider— 
ſprechenden Einzelintereſſen, ſtatt von dem anderen, der zu erſt re— 
benden höchſten Leiſtung für die Gemeinſchaft, betradtet wird, 
bürfte ein ähnlicher Mißerfolg zunächt alle Borichläge treffen, von welcher Seite 
fie auch ausgehen. Wäre es möglih, die politiiben Gegenſätze, unter 
weldhen der beftebende politiihe Zuſtand Deutſchlands Icidet, bloß durch 
Auffindung einer neuen Formel zu heben, die Aufgabe würde 
längſt nicht mehr den Gegenjtand allfeitiger Bemübung bilden, und wäre 
nicht zum Ausgangspunfte tiefer Parteiung des doch mehr wie alle anderen 
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Nationen dur feine Erfahrungen auf Ginigfeit angewiefenen deutſchen 
Volkes geworden.“ 

„+. Der geiftige Kampf zwiſchen den Gegenfägen, welche ſich in 
Deutichland entgegenfteben, muß innerhalb der Nation einen Abſchluß ge: 
funden, oder unter ber Lehre trüber Erfahrung zum Schweigen gefommen 
fein, ehe fih hoffen läßt, eine entfprechende Form für jo verfchiebenartige 
Standpumfte gewinnen zu können. — So lange ein Theil deutſcher Staat: 
männer mit ber ganzen Wärme patriotifher Weberzeugung ein Syſtem zu 
verwirklichen ſtrebt, von dem der andere, mit einer Weberzeugung , bie wir 
nicht für weniger aufrichtig halten möchten, keinen Anftand nimmt, Bür— 
gerfrieg und Einmiſchung des Auslandes vorher zu fagen, liegt zunächſt 
eine wichtigere Aufgabe vor uns, als bie Auffuchung von Formen — näm: 
lih vor Allem die Unterordnung ber vielgefpaltenen Einzelbeftrebungen un: 
ter ben einen, allbeherrihenden und allein berechtigten Gedanken eines eini= 
gen und mächtigen Baterlandes. — Es tft nur eine Erſcheinung biefes be: 
trübenden Gegenfages, wenn Frhr. v. Beuft davon ausgeht, baß ber 
Staatenbund nicht in Frage geftellt werden bürfe, nicht nur, weil ein 
Anderes unpraftifch fei, ſondern weil die Pflicht gebiete, zu Feiner Neuge: 
ftaltung die Hand zu reihen, welche, wie ber Bundesitaat, eine Auflöfung 
bes Bundes in fi trage. — Die dee des beutihen Bundesjtaates 
ift darnach die Idee der Revolution und als ſolche unbedingt zu verwerfen. 
Innerhalb der Bundesverfaffung felbft und ihrer Grundlage; bes Staaten: 
bundes, ſoll fi die Reform vollziehen. Innerhalb derfelben jcheinen dem 
Sächfiſchen Stantsminifter mannigfache Verbeſſerungen möglid. — Bir 
unfererfeits geben davon aus, daß die ftaatenbundlihe Form ber 
Bundesverfaffung überhaupt als folhe micht zu größerer Leiftungs: 
fäbigkeit entwidelt werden fann, als der Bund ſeit feiner Gründung be: 
währt bat. Und zwar halten wir eine Berbefferung innerhalb des Staa: 
tenbundes für jo unthunlich, daß wir unbedingt die Erhaltung bes status 
quo zu vertheidigen uns gemöthigt finden, fo lange nicht eine Reform in 
Angriff genommen wird, welche entichlofien ift, auch die Grundlage bes 
Staatenbundes zu verlaffen. Wir fheuen uns nicht, unfererfeits eine 
Beränderung als nothwendig zu bezeihnen, welde über 
dieje Schranken des Staatenbundes binausgebt, und fürdten 
nicht, daß der Vorwurf der Revolution einen Gedanken treffen Tann, ben 
ſchon heute deutſche Regierungen offen zu dem ihrigen gemadt, dem in 
nicht langer Vergangenheit deren Mehrzahl als einem rettenden beigetreten 
war und welden in vielleicht nicht ferner Zukunft gerade bie genehmigen 
fönnen, die ihn beute noch zurüdweijen.“ 

„. . . In Mitten diefes Gegenfages der Meinungen, der fi Fund ges 
geben bat, jcheint es mir von bejonderer Wichtigkeit, die Geſichtspunkte ein: 
mal Har und unzweidentig feilzuftellen, von welden nad unfer An- 
fiht ausgegangen werden müßte, foll überhaupt die deutſche Bundesreform 
einen Schritt weiter geführt werden. Es ift nothwendig, fi die Lage 
zu vergegenwärtigen, unter welcher die deutſchen Regierungen zu handeln 
berufen find. — Durch ganz Deutſchland gebt eine große gefelfchaftlich pos 
Iitiiche Bewegung, die in ihrem letzten Ziele nichts Geringeres beabfichtigt, 
als die Aufhebung unferer al8 ungenügend befundenen Bunbesverfaflung 
und die Erfegung derfelben durch eine fefte und enger geſchloſſene und zu: 
gleich volllommener gegliederte Einheitsform. — Daß gegenüber ben, bie 
einzelnen deutſchen Staaten vertretenden Regierungen und Tendenzen nun 
auch die Nation als Ganzes eine wirkliche, felbitftändige Vertretung finde 
und daß hiedurch jeder einzelne Deutfche eine genügende Sicherung feines 
nationalen Dafeins und Bewußtfeins nad innen wie nach außen erhalte, 
das ift der allgemeine Sinn der Forderungen, die während ber legten Jahre 
ſich in allen Kreiſen unſeres öffentlichen Lebens, namentlich in Preſſe, Kam» 
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mern und Vereinen, immer entichiedener geltend gemacht haben und bie in 
diejer ihrer mäßigen Faſſung auch Zcitend der Regierungen nur jelten ei: 
nem Miderjpruch, ja gelegentlih Seitens einiger derfelben einer entſchiede— 
nen Zuſtimmung begegnet find, — Die großb, Regierung glaubt deßhalb 
wicht nur das thatfächliche Vorhandenfein einer folhen großen nationalen 
Bewegung als fefifichend betrachten, ſondern auch die vielfache fütliche wie 
geſchichtliche Begründetheit und Berechtigung ald cine bereits zugegebene 
Wahıbeit vorausfegen zu fünnen. — Schon dauert fie jeit der Auflöſung 
des deutichen Neiches und der Gründung der gegemwärtigen Bundesverfal: 
fung. Im Jahre 1848 hat fich die zerftörende Kraft berjelben an den be: 
itebenden Staatszuftinden erprobt, Die Gefahr der Wiederkehr ähnlicher 
Ausbrüche fit nicht ausgeſchloſſen, fo lange ber tiefe Unmutb über den 
Mangel jeder nationalen Leiftung die gegemwärtige Ordnung mit dem Bor: 
wurf trefien kann, denfelben zu verjchulden. Sollten ſolche Erjhütterungen 
nicht ausbleiben, fo ift zu fürchten, daß deren Folgen für die Throne, wie 
für die Eriftenz ber Einzelftaaten verhängnißvoll werben.“ 

„Wir aber fuchen vergeblih bisher nach einem Borjchlage, welcher für 
die Semeinfamfeit größere politifche Erfolge verſpricht, als die Idee eines 
engeren Bundes im forterhaltenen größeren Berbande, wie 
fie im Wefentlihen Herr Graf von Beruſtorff in feiner Beurtheilung bes 
Gntwurfes des Frhrn. dv. Beuſt gleihfalls angenommen bat, — Dagegen 
vermifien wir in den Einwürfen gegen ben engeren Bundesjtaat jede Be: 
gründung des wejentlichjten Bedenkens — des ald gewiß angenommenen 
Erfolges, daß diefer weitere Bund größeren Wechſelfällen ausgelegt fein foll, 
als es jetzt ſchon der deutſche Bund gewelen ift. — Am Gegentbeil bari 
angenommen werden, daß durch Hinwegräumung ber Hauptveranlajiungs: 
gründe vorhandener Meinungsvericiedenheiten unter den deutſchen 
Großſtaaten die Beziehungen derfelben den natürlichen Intereſſen ent: 
Iprechen würden, welche beiden Staaten in ben wichtigften (Kragen gemein: 
ſam find — und dab ein VBerhbältuiß begründet werden wird, 
in weldem für einen eriwiejenen großen nationalen Dienſt — aber auch 
nur für ihn — willig eine nicht karge Gegenleiftung übernommen werben 
könnte, Durch eine ſolche Fünftige, die eigene Siderbeit wechieljeitig ver: 
bürgende Ergänzung des einmal zur Macht ausgebildeten, gecinigten Deutfch: 
lands und des mächtig verbrüderten Kaiferftaates würde uns in ber That 
ein lohnendes und für die ganze Gemeinſchaft heilbrugendes Werf voll: 
bracht jcheinen — darin würden auch wir dann die endlidhe po: 
Iıtiihe Gonfolidation des Bundes erbliden und um fo bereit: 
williger zu berfelben die Hand bieten — als wir gewohnt find, in ber 
engen Verbindung aller Theile diejes weiteren Bölferbundes die Funda— 
mentalbedingung der Sicherheit und Machtitellung Deutichlands zu ſehen. — 
68 kann vorerit davon Imgang genommen werden, näber auf be Organi— 
fation eines foihen engeren Bundesftaates einzugeben. Es 
wird genügen, im Allgemeinen die Grundlagen zu bezeichnen, welde für 
benfelben durch den Zwed, wie wir ihn oben entwidelten, gegeben find, und 
welche uns jo lange maßgebend erſcheinen werden, als die ganze Idee bes 
engeren Bunbdesjtaates nicht durch veränderte Verbältniffe, von weldyer Seite 
biefelben auch eintreten mögen, als unausführbar fih erweist. — Die Großb. 
Regierung will diefen Bundesjtaat aber vor Allem — weil er eben nicht 
ber Einheitsftaat iſt, fondern die nicht nur für die Individualität des 
deutſchen Volkes angemeffenere, als auch volllommenere Form bes ftaat: 
lichen Lebens überhaupt. Sie will ihn, weil der Bundesftaat bie Erhaltung 
der GSelbjtftändigfeit der deutſchen Staaten verbürgt und die Grundlagen 
berjelben unberührt läßt — während er allein eine Leiſtung für die Ge 
meinjchaft durch das verfajlungsmäßig georönete Zuſammenwirken aller 
Theile ermöglicht. — Zunächſt ift es nämlich unfere, durch bie beftimmtefte 
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Forderung unſerer Bevölkerung geſtützte und in unſeren heiligſten Pflichten 
wohlbegründete Anſicht, daß die herzuſtellende Bundeseinheit 
feine ausſchließliche und unbedingte, ſondern eine ſolche 
ſei, innerhalb deren auf dem ganzen Gebiete der inneren 
Geſetzgebung und Berwaltung die Selbſtſtändigkeit und 
Souverainetät ſämmthicher dermaligen Bundesftaaten um: 
gejtört foribauert. Auch ohne Rückſicht auf die Rectsfrage würden 
wir in der Aufhebung dieſer particularen Selbſtſtändigkeit (die übrigens 
freie Vereinbarungen nicht ausſchließt) weit weniger ein Förderniß, als ein 
Hemmniß unferer nationalen Entwidlung unb eine wefentliche Beraubung 
umferes geiitig politiichen Lebens cerbliden. — Das unverkümmerte Geſetz— 
gebungsrecht auf dem Gebiete innerer Verwaltung bildet aber nicht nur bie 
Grundlage der conftitutionelfen Verfafſungen der deutichen Staaten, fondern 
die Bedingung des Kortbeitandes der ftaatlichen Sonder - Eriftenz ſelbſt. — 
Dagegen werben nad unjerer Auffaffung um jo ausfchlieflicher alle Staats: 
funftionen, durch welche politiihe Macht im Berkebr mit fremden Staaten 
entwidelt und betbätigt wird, aljo das ganze Vertheidigungswefen 
Deutichlands und der diplomatiſche Berfebr einer einheitlichen, im 
Namen aller deutichen Staaten zu führenden, nicht fowohl die Machtftellung 
bes Einzelnen, als das gemeine Wohl Aller berüdfichtigenden Leitung zu 
unterjtellen fein. — Und dabei wird der Grundſatz angewandt werben müſ— 
fen, daß alle Staatsfunftionen, deren Gentralifirung von dem allgemeinen 
Anterefie einmal gefordert wird, auch ganz und mit Musihliehung 
aller Goncnrrenz der Einzelftaaten in ‚der Hand ber Gentralre: 
gierung vereinigt werden müflen, welcher die Yeitung anheimgegeben wird. — 
Mährend es fid eben jo von jelbit verjteht und unbedenklich auch von dem 
Herrn Grafen von Bernftorff zugegeben werben wird, daß diefer Gentral: 
regierung und einer etwa neben ibr zu bildenden Bertretung gegenüber 
-aub ohne Ausnabme alle Kammern in Betreff der einmal als ge: 
meinfame Angelegenheiten anerfannten und dieſer Gentralvegierungen unter: 
worfenen Zweige feine concurrirende Gompetenz haben fünnen.” 

„Wir glauben gerade, weil wir die Forderung ber Gentralifirung auf das 
engite Gebiet betchränfen, wo nur noch gemeinfame Intereſſen, feine tren— 
nenden Gegenfäge mehr Plag greifen, um jo ftrenger fein zu müſſen bei 
Aufftellung der Befugniſſe und der Kompetenz der Anftitution, welcher die 
Pflege dieſes Gebietes zugewieſen werden fol. Immerhin muß biejelbe 
eine einbeitlihe, perfönlide und verantwortlidhe Regie: 
rung möglihb machen, deren Grecutivgewalt feine Hinderniffe in ber 
Organifation findet, damit fie einen politiſchen Gedanken mit ber ganzen 
Kraft der Nation und allen Hilfsmitteln der einzelnen Theile SR 
im Stande ſei. Wie body auch der Werth ift, den wir auf bie Vertretung 
der Einzelregierungen in dem Verfaſſungs-Organiomus der Gentralregierung 
legen — jede conföberative Mitwirkung in der oberften 
Spike, die Theilnahbme eines nah Anftruftionen beſchließenden Collegiums 
ohne die Kraft eines beftimmten Willens und ohne die Fähigkeit zur Ber: 

tolgung beftimmter Plane muß ausgeihlofien bleiben. — Dagegen 
ließe — mit der Energie der Centralregierung ſehr wohl vereinigen, daß 
auf verfaſſungsmäßig zu ordnende Weiſe die Mitwirkung ber hohen Bundes— 
regierungen ſelbſt überall da in Anſpruch genommen werde, wo bie Ber: 
bältniffe ſolche zulaſſen. Das einzige und geeignetite Mittel dazu, 
bie Intereſſen der Einzelftaaten mit denen ber Gefammt: 
beit auszugleichen, liegt in der Berufung einer ausreichenden, 
die Bevölferungen wie bie Regierungen der Einzelftaaten 
umfaffenden Bertretung zu conftitutioneller, durch das Recht ber 
Bewilligung der Mittel für die Gentralvegierung, wirffamer Gontrole dieſer 
höchſten Behörde innerhalb ihrer Gompetenz. — Die Frage, ob dieſe Ber: 
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tretung durch Ausſchüſſe der Einzellammern oder aus direkten Wahlen zu 
bilden fei, kaun fünlich vorerft als eine offene, außer Erörterung gelafien 
werden. — Eine ſolche Nationalvertretung kann allein den Hintergrund 
bilden, auf dem in ungetrennter Einheit die Achtung der Eingelinterefien 
mit der Nüdficht auf die Bebürfniffe des Ganzen verbunden wurzelt. Nur 
fie trägt einen Organismus, in welchem bie im Leben ungetheilt neben 
einander liegenden Bebürfniffe ftets gleichzeitig wirffam werden.“ 

„Beſchränkt fi für die Großh. Negierung das dringendfte Bebürfniß ber 
Reform jomit darauf, daß diejenigen Regierungsbefugnifje centralifirt wer: 
den, welche mit der Vertretung und Vertbeidigung der Nation nach außen 
zu thun baben, fo glauben wir doch nicht, daß damit ber Kreis ber Befug— 
nifje der Gentralregierung abfolut abgefchloffen jein folte, wenn ein weiteres 
Bebürfnig fich zeigen würde. Allein unjerer Anficht nach würde es rathjam 
fein, die Zumeifung eines jeden weiteren Zweiges der bisher von den Ein: 
zelregierungen geübten Kunftionen von der freien, auf die Ueberzeugung 
ber Zwedmäßigfeit gegründeten Vereinbarung abhängig zu maden. Da: 
durch würde einerjeits der Gentral:Inftitution jede winfchenswertbe Debn: 
barfeit erhalten, anbererfeits bie Einzelftaaten der Gefahr entzogen, wiber 
ihren Willen und ihre Ueberzeugungen Funktionen ber gemeinfamen Leitung 
überwiejen zu ſehen, deren Erhaltung in unmittelbarer Verfügung ihnen 
werthvoll jcheinen könnte.“ 

„Müſſen wir zugleih zugeben, daß die Soupverainetät der beut: 
hen Kürftenbobeit durch eine Umgeftaltung der Bundesverfaflung in 
diefem Sinne eine ſcheinbare, aber auch nur eine jcheinbare Minde: 
rung erfahren würde, jo wird die bisherige Stellung andererjeits durch 
Theilnahme an der größeren Macht des Ganzen wejentlich gebeffert. Ein: 
mal wird in feiner Weife principiel dem Wefen ber Couverainetät eine 
Beihränfung auferlegt. Wir fehen vielmehr die im Obiyen als nothwen— 
dig geforderten Beichränfungen nur als nothwendige weitere Ausführungen 
derjenigen Beſchränkung an, welche bie Bundesafte felbit der Souverainetät 
ber deutſchen Fürſten durch die Verpflichtung gegen Bund und Mitfürften 
aufgelegt hat. Daß im Yaufe der Zeiten diefe Beichränfung eine formelle 
Umgeftaltung erfahren muß, und die Art und Weife der Ausübung, gegen: 
über der ummwandelbar gleichen Berpflichtumg gegen das gemeinfame Bater: 
land, ſich mobdificirt, berührt das Princip der Berechtigung felbit nicht.“ 

„Bon einer Auflöfung des Bundesvertrages ift bei einer ſolchen naturge: 
mäßen und bloß das Wohl des Ganzen in's Auge fafjenden Reorganifation 
des Bundes in feiner Weife die Nede, und es würde ber Charafter bes 
Bundes als eines „unauflöslihen Vereins der deutſchen Staaten“ dadurch 
feineswegs leiden, daß es einzelnen deutſchen Bundesitaaten zur Zeit viel: 
leicht ſchwer fallen könnte, ſich einer ſolchen einheitlichen Gentralregierung 
unterzuordnien und ihr Verbältnig infofern ein privilegirtes genannt werden 
müßte, als denfelben freigeftellt werden müßte, ftatt in ein engeres Bundes: 
verhältniß mit den anderen deutſchen Staaten einzutreten, in dem beftehen: 
ben zu verbarren. — Indem die Bundesverfaflung demgemäß fi dem 
Geſetze der größtmöglichen politifchen Leiftung, wie ernfte Pflicht fie zu er: 
fireben gebietet, fügt, und fih dem jedesmaligen Bedürfniſſe anpaßt, fteht 
nichts im Wege, mit allen Staaten, melde der Ausbildung des beutjchen 
Staatenlebensd im eigenen Intereſſe nicht zu folgen vermögen, vorerit das 
Verhältniß wechielieitiger Rechte und Verpflichtungen aufrecht zu balten, 
welche den materiellen Anhalt des Bundesvertrages von 1815 ausmaden. — 
Dagegen, daß Deutichland aus einem Zuftande verhältnigmäßiger politischer 
Schwäche zu einer Großmacht fich erbebe, und jo die Mittel erlange, über: 
nonmene Verbindlichfeiten in auegedehntem Maafe zu erfüllen, kann billi: 
ger Maaßen von Seiten ber Staaten, welche diefer Fräftigeren Organifation 
ſich nicht anzufcliegen vermögen, Feine Beſchwerde erhoben werben. Kein 
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Bundesftaat hat nach unjerer Meinung ein Recht, daß ihm bie Erfüllung 
der im Bundewwertrage gegebenen Zufage in immer gleichförmiger Weife 
geleistet werbe. Keiner bat aber auch ein Recht auf Fortbeſtand formeller 
Beitimmungen, die 1815 zum Wohle ded Ganzen aufgenommen waren, 
wenn beute dasjelbe Wohl eine Veränderung fordern jollte. So lange 
wechjeljeitige Rechte und Pflichten geachtet werden, ift dad Bundesverbältnig 
in feiner Unauflöslichlent bewabrt und gebeiligte Bande, die wir unfererfeits 
nicht aufgeben möchten, erhalten,“ 


3. Jan. (Württemberg). Allgemeine Landtagswahlen. Das Re: 


tu 


fultat veräudert das bisherige Verhältniß der Parteien in ber 
zweiten Kammer nicht wefentlid. 

„ (Rippe:Detmold). Der Landtag regt ben Abjchluß einer 
Militärconvention mit Preußen an. 

»„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung fest Ausſchüſſe nie 
ber zur Berathung eined gemeinfamen Geſetzes gegen den Nahdrud 
und bezüglid der Stellvertretung am Bunde. Preußen erklärt 
ſich gegen Beides. 


. Febr. (Preußen). Preußifhe Depefhe an Defterreih gegen 


die „feltfjamen Dimenfionen“, welde Graf Nedyberg in feiner 
Note vom 5. November (f. Jahrg. 1861 ©. 85) über das 
Sächſiſche Bundesreform = Projeft dem Defterr. Präfidialreht am 
Bunde zu geben verfuchte. 


„ Eine identifhe Note Defterreihs und der Mittels 
ftaaten (Bayern, Württemberg, Hannover, Helfen: Darmitadt 
und Naffau) an Preußen proteftirt gegen die in der Preußiſchen 
Antwort (f. Jahrg. 1861 ©. 96) auf das Sächſiſche Bundes: 
reform: Projeft niedergelegte Jdee eines engeren Bundesftaates ins 


nerhalb des weiteren deutſchen Staatenbunbes : 

. .. Inbaltlih diejes Erlafjes bekennt Preußen im der deutjchen Res 
formfrage fih zum dem leitenden Gedanken, daß in dem das gefammite 
Deutſchland umfafjenden Yundesvertrage ber völkerrechtliche Charakter des 
Bundes in feiner Reinheit feftgehalten werben follte, während eime engere 
Vereinigung eines Theild der Bundesglieder auf dem Gebiete des inneren 
Staateredhts der freien Vereinbarung der betreffenden Megierungen vorbe— 
halten bliebe. Ohne fih im Einzelnen über die Grundzüge oder über bie 
Ausdehnung einer folhen engeren Bereinigung auszuſprechen, ſcheint das 
Preußiſche Gabinet den Fall nicht ausichliegen zu wollen, daß diefer Bund 
im Bunde fi bis zur Form eines ſog. Bundesftaates entwidele, in 
welhem die wichtigften Attribute der Etaatshoheit auf eine Gentralgewalt 
übertragen, namentlich ein fjtändiges militäriiches Obercommando und das 
Recht der Vertretung nad Außen in eime Hand gelegt würden. In einer 
ſolchen bundesitaatlihen Einigung glaubt die Megierung Preußens nur eine 
vollberchtigte Benügung des im Art. 11 der Bundesacte gewährten Bünd— 
nißrechtes zu erkennen, und fie ift der Anficht, daß durch die Ausführung 
ihres Gedankens weder ben am engeren Bunde nicht betbeiligten Regierun: 
gen ein Recht zum Ausscheiden aus dem weiteren Bunde erwachſen, nod 
die vorhandenen Bürgfchaften für den Beitand des letzteren eine Veränderung 
erleiden würden.” 

„ . . . Die... Regierung fühlt die Pflicht, lei; auszufprechen, 
daß ihr Deutfchlands Sicherheit und Einigkeit, fein moraliſcher Friede und 
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ſeine Hoffnung auf gedeihliche Fortbildung der Bundesverfaſſung in hohem 
Grade bedroht und gefährdet erſcheinen würde, wenn Preußen auf das Be— 
ſtreben zurückkommen wollte, einen Theil der deutſchen Staaten durch eine 
centraliſirte Verfaſſung unter Einem Oberhaupte zu einigen, während das 
Verhältniß zwiſchen dieſem Theile und den übrigen Gliedern des Bundes 
auf dem Fuße bloßer Verträge, wie ſie auch zwiſchen Völkern fremden 
Stammes geſchloſſen werden können, zu regeln wäre Es wird ſtatt weite: 
rer Ausführungen genügen, an die unbeilvollen Folgen zu erinnern, welche 
Ihon in einer früberen Epoche Beltrebungen desjelben Gharafters über 
Deutichland heranfzubefchwören drohten. — Mit vollſter Ucberzeugung muß 
ferner die Regierung jeden VBerfuh, den Organismus bed Bundes durch 
einen engeren Bund zu durchbrechen, zugleich als umvereinbar mit dem 
pofitiven Vertragsrechte bezeichnen. Der Artikel 11 der deutſchen Bundes: 
acte gewährt allerdings den Regierungen Deutfchlands das Recht der Bünd— 
niſſe aller Art, aber was könnte deutlicher aus dieſer Beſtimmung folnen, 
als daß bie Bundesacte Mitglicver des Bundes vorausjegt, welche ſich ıbre 
Selbjtjtändigkeit, und daher die Fähigkeit Bündnifje zu jchließen, bewahren. 
Augenſcheinlich hat die Bundesacte nur von Bündniſſen zwiichen unabhängi— 
gen Regierungen Iprehen wollen. Jener Artikel will, daß bie beutjchen 

egierungen das Recht der Bündniffe aller Art, fofern ſolche nicht gegen 
die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesglieder gerichtet find, be: 
halten. Ein Staat aber, der fih einer bunbdesftaatlihen Gentralgewalt 
oder auch nur ber diplomatifchen und militärischen Führung eines anderen 
Staates unterorbnet, cin folder Staat kann vielleicht noch Verträge über 
abminiftrative Angelegenheiten, aber er kann nicht mehr ein Bündnik 
felbitftändig fchließen. Ja, der Vertrag jelbft, der, diefe Unterordnung be: 
gründete, ließe fich ficherlich nicht als ein eigentlichen Bündniß bezeichnen. 
Gin folher Vertrag wäre ein Subjectionsvertrag. Und wäre 
endlich der Artikel der Bundesacte, an fich betrachtet, der Anwendung fähig, 
welche das Preußiſche Gabinet ibm geben will, jo würde doch die flüchtigite 
Erinnerung an andere wejentliche Beitimmungen ber Bunbdesverträge genüt: 
gen, um bie rechtliche Möglichkeit diefer Anwendung ſchlechthin auszufchließen. 
Der deutſche Bund ift als eine Gemeinſchaft felbititändiger unter ſich unab— 
hängiger Staaten mit wechjelfeitig gleichen Vertragsrechten und Bertrags- 
obliegenheiten gegrüudet worden. Seine Organifation berubt auf dieſem 
Srundprincip und auf dem dur die Bundesacte fehgeftellten 
Stimmenverbältniß. Beides aber, das Grundprincip jowohl als die daraus 
abgeleitete Organifation, würden bis zur gängzlichen Vernichtung beeinträch- 
tigt werden durch einen engeren Bund, durch deſſen einheitliche Berfaflung 
die Rechtsgleichheit feiner Mitglieder aufgehoben und ihnen bie 
Fähigkeit entzogen würde, ein felbititändiges Stimmrecht in den widtigften 
politifchen und militärischen Angelegenbeiten auszuüben. Die... Regie: 
rung fiebt fid daber in dem Falle, zu erklären, daß fie die Gründung eines 
engeren fjogenannten Bundesjtaates in Deutichland Feineswegs als gerecht: 
fertigt durch dem Artikel 11 der Bundesacte, vielmehr als unvereinbar 
mit dem Weſen und der Berfaffung des Deutjhen Bundes, 
ja als defjen factifhe, wenn auch nicht vehtlihe Auflöjung in 
ſich fchließend betrachtend müßte.“ 

. ... Tief durddrungen von der Wahrbeit, daß das Princip jeder 
folhen Reform das der organijhen Entwicklung der befiehenden, bas 
ganze Deutſchland vereinigenden Bundesverfaflung fein müſſe, glaubt bie 
..., Negierung, daß auf diefer Grundlage, bei alljeitiger Bereitwilligfeit 
wichtige, den Fortſchritten der inneren Gntwidelung Deutſchlande ents 
ſprechende Berbefferungen in’s Leben gerufen werden könnten, zu welchen 
fie namentlih bie Begründung einer wirffameren Erecutivgewalt 
des deutſchen Bundes und die Regelung ber Thätigkeit des Bundes in ben 
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Angelegenheiten gemeinfamer beutjcher Gefeßgebung durch die Zuziehung 
von Delegirten der deutfchen Ständeverfammlungen rechnet. Mit Freu— 
ben würde die... . Regierung einen Entſchluß der verbündeten Regierung 
Preußens begrüßen, durch welchen die Eröffnung von Beraibungen 
über Bundesreform anf diefer für Alle gleih gerechten und 
den gegebenen Berbältniffen Deutfhlands angemejjenen 
Grundlage ermöglicht würde.“ 


Eine Mpeſche Sachſens fchließt fi) der Verwahrung Oeſter— 
reihs und der Mitteljtaaten an, doch mit dem Beifügen: 


„Treu dem Gedanken, daß eine Reform der beftehenden Bunbdeseinrichtun: 
gen in einer den Anforderungen der Zeit entfprechenden Weife nnd im 
Wege der Berftändigung unter den Bundesgenofien auf dem Boden ber 
Bundesverfafjung mit Gruft und Eifer angeſtrebt werden müſſe be: 
grüßt diefelbe freudig das am Schluſſe eben jener Eröffnungen getbane Er: 
bieten zum Gintritte in diesfallfige Beratbungen, an welden fie ſelbſt fich 
um jo mehr bereitwilligit betheiltgen wird, als fie der Hoffnung Kaum. ge: 
ben barf, daß die anzuftrebende Reform nicht auf bie engen 
Grenzen der dabei angedeuteten Berbejierungen befhränft 
bleiben werde,“ 


Eine Depefhe Mecklenburg's an Defterreih vom 8. Feb: 
ruar lehnt dagegen den Beitritt zu der identifhen Note ab. 


6. Februar (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt mit 
Mehrheit, eine Commiſſion niederzufegen behufs Herbeiführung 
einer gemeinjchaftlihen Civil: und Griminalgefeßgebung für ſämmt— 
liche Bundesſtaaten. Preußen beftreitet die Competenz des Bundes 
zu ſolchem Vorgehen und verwahrt ſich gegen den Beſchluß zu 
Protokoll, mit der Erklärung, „daß eine folde Gommiffion ale 
Bundescommiffion anzuerkennen nicht möglich fein würde.” Der 
Widerfpruh und die Verwahrung Preußens geben zu einer im 
Schoofe der Bundesverfammlung ungewöhnlich Tebhaften Debatte 
Anlaß. 


8. Febr. (Schleswig-Holſtein'ſche Frage). Antwort Defter: 
reich und Preußens an Dänemark auf die däniſche Depeſche vom 
26. Dec. 1861 (f. Jahrg. 1861 ©. 241): 


nr +. Die Depeihe vom 26. December gibt gewifjermaßen felbft zu, daß 
bie dänifcherfeits für das Herzogthum Holftein ins Auge gefahte Sonder: 
ftellung, welche als Grundlage weiterer Entwicklung angenommen werden 
fol, mit der Bafis von 18651 — 1852 nicht übereinftimme. Dieje Thatfache 
wird nicht in Abrede geftellt, fie wird nur zu erklären verſucht. Gbenfo: 
wenig wird geläugnet, daß die Verhandlungen von 1851—1852 fi wer 
fentlih auf das Herzogihum Schleswig und zwar auf feine Stellung in 
der däniſchen Geſammimonarchie ſowohl, wie auf die Verhältniffe der Na: 
tionalitäten im Innern des Landes mit bezogen, Nichtsdeſtoweniger Ichnt 
die Depeſche jede Erörterung über Schleswig bei dem gegenwärtigen Ver: 
handlungen ab, und erklärt das Hineinziehen berjelben für etwas neues 
und unberechtigtes. Sie entzieht ſich ferner der von ums erbetenen Erklä⸗— 
rung über die Art und Weile wie bei der definitiven Negelung die Bafıs 
von 1852 werde zur Geltung gebracht werden fünnen. Sie vermeibet die 
Beziehung anf die Verhandlungen von 1851—1852, und wo fie biefelben 
erwähnt, verweist fie auf einen im Jahr 1860 flattgehabten Schriftwechfel, 
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welcher allerdings den Kern der obſchwebenden Differenzen und folglich die 
ihre Ausgleichung bezwedenden Verhandlungen ſehr nahe berührt. Wir 
unſererſeits hatten auf dieſen Schriftwechſel keinen Bezug nehmen wollen, 
weil wir, in Anſichten, die bei Gelegenheit eines Incidenzpunktes geäußert 
waren, nicht den wohl erwogenen und definitiven Standpunkt der däniſchen 
Regierung ſuchen wollten. Ueberdies waren die Behauptungen des Kopen— 
hagener Cabinets damals ſofort dem entſchiedenen Proteſte der beiden beut- 
ſchen Großmächte begegnet, und wir durften hoffen, daß deren eingehende 
und gründliche Widerlegung nicht ohne Wirkung geblieben ſein würde. . 
Wenn nun aber der däniſche Hr. Miniſter jetzt ſelbſt wieder an dieſe Aeuße— 
rungen erinnert, fo gewinnen fie dadurch allerdings eine erhöhte Bedeutung, 
und wenn fie im Zujammenbang mit dem ganzen oben kurz angebeuteten 
Anhalt der Depeſche vom 26. Dec. aufgefaßt werden, fo entfteht dadurch für 
bie deutſchen Mächte die Nothwendigkeit, an die k. däniſche Regierung au: 
nächſt die Frage zu richten: 
Ob fie in den angezogenen Schriftftüden des Jahrs 1860 wirflid ihre 
. definitive Auffaffung ausgefproden habe, und bei derjelben ſtehen bleibe 
— oder : ob fie den bindenden Charakter der 1851—1852 abgegebenen Zu: 
fagen auch jegt noch, und zwar auch in Betreff des Herzogthums Schles— 
wig anerkennen und diefes Anerfenntniß als die Baſis der weitern Ber: 
bandlungen mit den deutjchen Mächten annehmen wolle. 
„Indem die deutſchen Mächte dieſe frage an bie k. däniſche Negierung rich 
ten, find ſie fih bewußt, dadurch die Angelegenheiten auf ihren wahren und 
einfahen Standpunkt zurüdzufübren. Nur in ber beiderfeitigen Anerfenn: 
ung vorhandener Berpfigtungen fann eim geficherter Boden für eine Ber: 
fändigung gefunden werden“. 


9. Febr. Kurheſſen). Die Regierung verweigert den Mitgliedern 
ber aufgelösten II. Kammer (mit Ausnahme der drei minijteriellen) 
den Bezug der Taggelder. 


10. Febr. (Anhalt: Deffau) Kröffnung der Iandfchaftlichen Stände. 


Die Wahl des Rechtsanwalts Lezius als Abg. von Köthen wird anerfannt. 
Leziu® erklärt, wie er fchon feinen Wählern gegenüber gethan, daß er bic 
Landſchaftsorduung von 1859 als zu Recht beitehend nicht anerkennen 
fünne, vielmehr dafür halte, daß die frühere vereinbarte Berfaffung mit den 
in Befolgung bderjelben erreichten Abänderungen die rechtliche Grundlage 
der potitifchen Berbältnifie von Anhalt:Dejiau: Köthen bilde; er legt gegen 
die Mechtsbeftändigkeit der Landſchaftsordnung „förmlid und feierlidhit“ 
Rehtsverwahrung ein, und da feine Aufgabe ald Abgeordneter damit 
erfült fei, jo lege er biermit fein Mandat nieder. Er wiſſe zwar, daß es 
auch im Scoofe diefer Verfammlung Abgeordnete gebe, welche feine obige 
rechtliche Weberzeugung theilten, die aber bei dem faftifchen Beſtande ber 
Landſchaftsordnung als Abgeordnete nüglih wirken zu Können glaubten; er 
theile indeß feinerjeits diefe Anficht nicht. Lezius entfernt fih hiernach aus 
dem Berfammlungsjaal. Gleich nah Beginn feiner Rede fordert ber herzogl. 
Landtagscommifjär, daß dem Redner das Wort entzogen werde. Die Ber: 
fammlung Ichnt jedoch nad einer energifhen Erwiderung bes Abg. Holz: 
mann die Forderung des Reg.:Gommifjärs einftimmig ab. 


12. Febr. (Coburg). Der Landtag nimmt nad) einläßlicher Debatte 
über das ihm von ber Regierung vorgelegte Gewerbegeſetz ben 
Eommiffionsantrag auf vollftändige Freigebung ber Preßgewerbe an. 
Der Vertreter der Regierung ſpricht fi dagegen aus, weil ber 
Bundesbeſchluß von 1856 im Lande zwar nicht publizirt worden, 
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der Minifter aber „durd fein Wort gebunden“ fei, und erflärt 
ſchließlich, daß das Gewerbegejch nad Annahme diefes Antrags 
die höchſte Sanction nicht erhalten werde. 


14. Febr. (Preußen) Antwort Preußens auf die identifchen Noten 
Deiterreihs und der Mittelftaaten vom 2. Febr. gegen die preußi: 
fhe Bundesſtaatsidee. Preußen Ichnt e8 ab, in eine Grörterung 
der Gegenanfichten einzugehen und ebenje, an einer Berathung über 
Reform des Bundes auf foldhen Grundlagen, wie die ibentifchen 

„Noten beabfichtigen, Theil zu nehmen: 

w + +. Diefer Schritt, welcher dadurch noch auffälliger wird, daß er ver: 
abredetermaßen in identijhen Noten gleichzeitig von mehreren Bundesregie: 
rungen gethan worden ift, entjpridht jo wenig dem Charakter des von ber 
f. jähfifhen Regierung eingeleiteten Meinungsaustaujches über die von vielen 
Seiten ald dringend notbwendig anerfannte Bundesreform, baß die f, Ne: 
gierung fi nicht bewogen finden kann, danach noch auf irgend eine Erör- 
terung ber in ber Note des... . Gejandten aufgeftellten Gegenanfichten ein— 
zugeben. Die Bedeutung der leßteren bat übrigens von Seiten Preußens 
bereits in einer früheren Zeit ihre entſprechende ge Fe gefunden. Es 
wird jedoh in Bezug auf die unbeilvollen Folgen, welde ähnliche Beſtre— 
bungen in jener Zeit über Deutichland heraufzubeſchwören gedroht haben 
jfollen, daran erinnert werden müjlen, daß es nicht Preußens Beftrebungeu 
für die Reform der Bundesverfafiung waren, welche jene Folgen berbeizu: 
führen bdrobten, fondern daß es das Verhalten derjenigeu Regierungen war, 
an deren Widerſtand diefe Beftrebungen damals jcheiterten, Ahnen ver: 
dbanft Deutſchland die umveränderte Wiederberftellung der alten 
Bundesverjajjung und damit einen dauernden Keim zu äbnli- 
ben Wirren. Wenn jest von bderfelben Seite durch die erwähnte Be: 
merfung der Note vom 2. Februar Anlaß dazu gegeben wird, daß biefe 
Thatjahe wieder in ihrem vollen Licht erjcheint, und wenn man fich dabei 
auf die Sorge um die Sicherheit und den moralifchen Frieden Deutjchlands 
beruft, welche man burd Preußen bedroht finden will, jo ift der Augenbltd 
dafür um jo weniger glüdli gewählt, als man gleichzeitig gezwungen ift, 
das Reformbedürfniß einzugeftehen, deſſen rechtzeitige Befriedigung man ſchon 
einmal verhindert hat. Die f. Regierung würde in der Berwirklichung ber 
am Sclufje der Note angedeuteten NReformanfichten, wonah für den gans 
zen Bund eine Berfafjung mit wirffamer Erecutivgewalt, gemeinfamer 
Geſetzgebung und Bolfövertretung begründet werden joll, und an welche fidh 
leicht das Streben mach einer weitergehenden „politifchen Gonfolidatien” mit 
außerdeutfhen Gebieten fchließen bürfte, wie dies in der Depeſche des ft. 
öfterreichifchen Gabinets vom 5. Nov. v. J. bereit bervorgetreten ift, eine 
weit größere Gefährdung des Beftandes des Bundes erkennen müſſen, als in 
Reformen in derjenigen Richtung, weldhe Preußen in der Depeihe vom 
20. Dec. dv. 3. bezeichnet bat. Dennoch ift die F. Regierung weit bavon 
entfernt, jchon der blopen Kundgebung jener Anfichten über die Grundlagen 
der Neform mit einer Verwahrung entgegenzutreten. Sie glaubt im Ge: 
gentbeil, ihr fchließliches Urtheil darüber zurüdhalten zu follen, bis ihr ein 
beſtimmt gejtalteter Reformvorſchlag mitgetheilt wird, welcher ihr das Ber: 
ſtändniß der Abfichten der... . Regierung volljtändig ermöglicht. Für jegt 
erjcheint der k. Negierung die Unausführbarkeit einer Reform nad) den vor: 
liegenden allgemeinen Andeutungen als unzweifelhaft, und da biejelben in 
vollfommenem Widerfpruch mit dem Standpunkt fieben, zu welchem fie jelbft 
fih befennt, jo muß fie ibrerfeits den Eintritt in Berathungen über eine 
Reform auf folhen Grundlagen für unthunlich erachten“, 
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14. Febr. (Schleswig: Holftein’fhe Frage). Defterrih uı 


Preußen proteftiren in einer Dep. an Dänemark gegen die vı 
der dänischen Negierung dem dänifchen Reichsrathe vorgelegten Pr 
pofitionen (ſ. Dänemark) mit Rückſicht auf Schleswig: 

„ . . · Weit davon entfernt im die innern Augelegenheiten der däniſch 
Monarchie eingreifen oder die Afte der Regierung, jo weit fie dieſe inne 
Angelegenbeiten allein betreffen, einer Beurtheilung unterwerfen zu wolle 
baben wir bier in Erwägung ziehen müjfen, einmal, daß durch dieſe Wo 
lage, jo wie dur die Gonftituirung des nur einen Theil der Monardı 
vertretenden Reichsraths überhaupt das Verhältniß des Herzogtbums Schle 
wig zu dem Königreih Dänemark wejentlih berührt wird, fodann daß diei 
Berbältnig des Herzogtbums Schleswig zu dem Königreihb Dänemarf 
ben Jahren 1851 und 1852 durch eine völferrechtliche Transaction feitgeite 
worden ift, welche zwiſchen Defterreih und Preußen in Vertretung des den 
ſchen Vundes einerfeits und Dänemarks andererjeits ftattgefunden und d 
Sanction des Bundes erhalten bat. Dieſe Thatfachen legen uns die Be 
pflihtung auf, daran zu erinnern, daß durch eimjeitige Akte der Gefeßgebun 
in welder Form diefelben auch erfolgen mögen, die auf beſtimmten Berei 
barungen völferrechtlicher Natur berubenden Feſtſeßungen nicht auf rechteb 
ftändige Weife alterirt werden fönnen. Wir fünnen nicht umbin, ſchon je 
beitinnmt zu erflären, daß wir die Nechtöbeftändigfeit von legislatiu 
oder conftitutiven Akten, welche dem durd die Vereinbarungen von 18 
und 1852 feſtgeſtellten Verbältnifie des Herzogtbums Schleswig zu dem K 
nigreih Dänemark und zu den übrigen Theilen der Monarchie widerſpreche 
nicht anerfennen. Wir verwahren uns vielmehr ausdrüdiih gegi 
alle Folgerungen, welche aus fjoldben Aften gezogen werden möchten, un 
behalten Dejterreih und Preußen wie dem deutichen Bund alle aus den a 
dachten Bereinbarungen entipringenden Rechte biedurch vor.” 


414—15. Febr. (Preußen) Das preuß. Abg.:Haus erklärt e8 nu 


zweitägiger Debatte mit 241 gegen 58 Stimmen (der katholiſche 
und der feudalen Fraction) als „dringend geboten, daß die k. Staat 
regierung mit allen ihren Mitteln auf die MWiederheritellung de 
verfaffungsmäßigen Redytszuftandes in Kurheſſen (das Wahlgeſe 
von 1849 inbegriffen) hinwirke.“ (Vgl. Preußen). 


15. Febr. (Kurheſſen). Gewaltfame Steuererecntionen in Hanau. 


15. 


„ Sadjen:Weimar). Einſtimmige Antwortsadrefie des Lant 
tags auf die großherzogl. Propofitionsfcrift: 

„ . . Ob dieſe Hofinung in Erfüllung geben werde, das hängt namentlich au 
von äußern Berbältnifien, nnd diefen gegenüber in eriter Linie davon ab, ob un 
wie endlich die Berfaffung des gemeinfamen deutſchen Baterlaı 
des eine feitere Seftaltung annehmen wird. Als die drohenden Gefahren bei 
vortraten, unter deren erjchütterndem Gindrude der Landtag von 1859 vaı 
abjchiedet wurde, da ging durch ganz Deutichland das Jchmerzliche Gefül 
der Zerrifienheit und Ohnmacht der Nation, und durch diefes Gefühl ne 
erwedt, erfjholl von allen Seiten der Ruf nad Einigung und Kräftigun 
des Baterlandes. Wohl gab ſich damals mancher der Hoffnung bin, es wert 
die aus den Beforgnifjen jener Tage bervorgegangene Lehre zu allfeitige 
Opferfreudigkeit und ſomit zur Erreichung des lange angeftrebten Einigunge 
werts führen. Sabre find vergangen, und dem beutichen Wolfe find fü 
feine gerechten Erwartungen nichts als erfolglofe Projecte geworden. Bi 
einer gleichen Gefahr, wie die des Jahres 1859 würden heute diejelben, w 
nicht noch traurigere Erfcheinungen fich zeigen. Mit ganz befonderer Freut 
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bat daher der getreue Landtag diejenige Stelle der höchſten Propofitionsfchrift 
begrüßt, welde die Berechtigung des Strebens nad einer, dem nationalen 
Bedürfniſſe der Gegenwart wirklich entiprechenden Beſſerung der dermaligen 
Verfaflung des gemeinfamen Baterlandes anerkennt. Es beyt ter getreue 
Yandtag die ſichere Zuverficht, daß Em. f. Hob., fobald es gelten wird, dem 
allgemeinen Wohle Opfer zu bringen, unter Deutjchlands Fürften in erjter 
Reihe fiehen werde. Nit die feite Zuſammenfaſſung der geſammten deut— 
Ihen Streitkräfte in Einer Hand und eine einheitliche Vertretung dem 
Auslande gegenüber können der deutfchen Nation die ihr gebührende Stel: 
lung unter den Bölfern Europa’s vollfommen erringen. Deshalb erheifcht 
das nationale Bebürfniß der Gegenwart, die Schaffung einer Gewalt, _ 
welcher die militäriſche Führung und die diplomatijche Vertretung nad) außen 

allein zu übertragen find. Ihre wahre Kraft und Lebensfäbigfeit aber wird 
eine ſolche Gcwalt nur erlangen, wenn fie geftügt wird durd den patrioti— 
jchen Geift des deutihen Volks; daher tritt als das zweite gleich unerläß— 
liche Erforderniß die Schaffung einer gemeinfhaftliden Volks— 
vertretung, die Schaffung eines deutfhen Parlaments ber: 
vor. Der getreue Landtag erfennt e8 für jeine Pflicht, dies allgemein ge: 
fühlte Bedürfniß mit befliimmten Worten vor Ew. k. Hob. auszufpreden. 
Sellten für ſolche Zwede von Ew. k. Hob. jemals Unverlangen an den 
Yandtag gejtellt werden, jo mögen höchitdiefelben verfichert fein, daß dem 
Lande fein Opfer zu jchwer fein wird, fowie denn auch das feite Vertrauen, 
welches Ew. f. Hob. auszufprehen gnädigft gerubten, vom Landtage ficher 
dann nicht getäujcht werden wird, wenn insbejondere Anforderungen für 
Schaffung einer Flotte zum Schutze deutjcher Ehre und deutſcher Inte— 
refjen an ihn gelangen follten. Die Theilnahme, weldie Ew. f. Hob. in 
der höchſten Propofitionsichrift diefen Beſtrebungen auszudrüden gnädigft ge: 
rubten, erfennen ficher alle Freunde diefer großen patriotiihen Sadye mit 
innigftem Danfe an. Nicht minder drängt es aber den getrenen Yanbtag, 
Ew. f. Hob. die vollfte Uebereinftiimmung mit dem Wunlhe auszubrüden, 
daß da, wo das gejtörte Net nach Wiederberftellung verlangt, dieſe endlich 
erfolgen möge. Wie für Sühnung der unerhörten Schmah in Schleswig: 
Holitein, jo haftet Deutihlands Ehre für Wiederherftellung des gebrochenen 
Berfafiungsrehts in Kurheſſen. Wohl find Ew, E. Hob. vorzugsweife 
berechtigt, jenen Wunſch und jenes Berlangen öffentlich auszusprechen; denn 
Em. E. Hoh. Staatsregierung gebört zu ben wenigen deutfchen Regierungen, 
bie dem geftörten Rechte den Schuß nie verfagten. Es ift dem Landtag des 
Großherzogthums jet zum erjtenmal Beranlafjung gegeben, über einen 
Vorſchritt der großh. Staatsregierung, weldher noch in die Regierungszeit 
Er. f. Hob. des höchſtſel. Großh. Karl Friedrich fällt, der aber erft in 
neuefter Zeit wieder von Ew. k. Hoh. jelbjt beftätigt worden fit, fih aus: 
zufprechen. Als im Sabre 1852 über das Einfchreiten in der kurheſſiſchen 
Berfajiungsangelegenbeit bei der Bundesverjammlung verhandelt wurbe, war 
es die großb. Staatsregierung, welche faft allein für das Recht des heſſiſchen 
Volks eintrat und die Aufreduihaltung der Berfafjung von 1831, fowie bie 
Einberufung einer Ständeverfammlung nicht auf Grund eines einfeitig er: 
lafienen, ſondern nah Vorſchrift des verfafiungsmäßig beftehenden Wahl: 
gelepes von 1849 verlangte. Der getreue Landtag ergreift gern noch jegt 
die Gelegenheit, feine volle Anerkennung diefes Schritts und des feit jener 
Zeit fortwährend von Ew. k. Hob. eingehaltenen Verfahrens unterthänigft 
auszudrüden. Möge der Tag nicht mehr fern fein, an welchen bie Ber: 
fajjung Deutſchlands die Möglichkeit bietet, das geftörte Mecht überall that- 
ſächlich wiederberzuftellen !* 


Erklärung des Staatsminifters v. Watzdorf vor dem Beginn ber 
Debatte; 
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„Ih babe mir, m. HH., lediglich deshalb das Wort erbeten, um zu er: 
Hären, daß, mindeſtens infolge des vorliegenden Adrekenhwuris, das großh. 
Staatsminifterium fidy nicht veranlaßt findet, an der Debatte einen beſondern 
Antheil zu nehmen. Die weimariſche Regierung hat jeit einer Reihe von 
Jahren die Meberzeugung feitgebalten und bei gegebener Gelegenheit aud 
außerhalb diefes Saals ausgejproden, daß eine umfajjende Reform 
unjerer Bundesverfaſſung eine dringende Notbwendigfeit geworben 
jei; fie bat weiter die Ueberzeugung ausgejprocden, daß, wie wünſchenswerth 
auch Berbejjerungen im einzelnen Fein mögen, doc eine wirkliche Befriebi- 
gung des vorhandenen Bedürfniſſes nicht eintreten könne, wenn nit im 
der Weile, wie der vorliegende Entwurf ed anbeutet, dem deutſchen Bolte 
auch in dev europäiſchen Staatenfamilie diejenige Geltung verſchafft werde, 
die es nach dem Maße jeiner materiellen Bedeutung und feiner hoben geifti- 
gen Entwidelung in Anſpruch nehmen kann; fie hat ebenfo die Ueberzeu— 
gung ausgefproden, daß zu diefem Ziele nicht gelangt werden fünne, wenn 
nicht im angemefiener Weije dem deutſchen Volke auh eine Mitwirkung an 
feinen Angelegenheiten gewährt wirb, und fie bält endlich die Ueberzeugung 
feft — dies halte ich für nothwendig, bejonders bervorzubeben —, daß ber 

roße und unſchätzbare Vortheil, den Deutichland duch feine Zerrifienbeit in 
zug auf die innere Entwidelung bat, mit andern Worten, daß die fräf- 
tige Entwidelung ver Einzeljiaaten zu dem, wozu fie zunächſt be: 
rufen find, nur gefichert werden fan, wenn nach jener Richtung das allge: 
meine Bedürfniß befriedigt wird. Das großh. Staatsminijterium erfennt 
in dem vorliegenden Entwurf im wefentlichen diefe Gedanken wieder, und 
deshalb wird «8, fofern nicht bie Debatte eine befondere Veranlaflung zu 
einem entgegengejegten Verfahren gibt, an der Verhandlung ſich nicht weiter 
betheiligen,“ 


15. Febr. (Baden) Von der Fatholifhen Partei werden zahlreiche 


16. 


lithographirte Bittfchriften gegen die bürgerliche Gleichſtellung der 
Israeliten im Lande verbreitet. 

„ (Eoburg). Der Landtag ertheilt feine Zuftimmung zur Gin: 
führung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs, richtet aber 
bei diefer Oelegenheit an die Staatsregierung von neuem das Gr: 
fuchen, „ihrerjeits nad Kräften dahin zu wirken, daß Deutfchland 
zu einer politifdyen Organifation gelange, bei welcher in Fragen der 
gemeinfamen beutjchen Gefepgebung eine gemeinfame Bolksvertres 
tung entfcheidend mitzuwirken berechtigt iſt“. 


417, Febr. (Holftein) TH. Lehmann, das Haupt der beutfhen Na: 


tionalpartei wird vom holſt. Obergerichte in Glüdftadt wegen feiner 
Betheiligung an den Beftrebungen des National:Vereins, fpeziell als 
Berfafjer der von 126 Mitgliedern des National-Vereins am 
13. Januar 1861 in Kiel unterzeichneten Nefolutionen (ſ. Jahrg. 
1861 ©. 230) freigefprochen. 


21. Febr. (Preußen). Preußifhe Denkſchrift gegen die identifchen 


Noten v. 2. Febr. 


Die Denkſchrift erflärt „vorweg erläuternd, dag .von Preußen zwar nod 
feine Erklärung über die eigentlihe Organijation eines ſolchen engern Ber: 
eins (Bundesftaats im Staatenbunde) abgegeben ift, daß die identijche Note 
aber voransjegt, es jei ein Bundesſtaat mit einbeitlicher Spike gemeint, an 
welche ſich das Recht des militärischen Obercommanbo’s, fowie derjenige der 
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Vertretung der einzelnen Staaten nach Außen knüpfe“, ſucht dann einläßlich 
das von Preußen aus Art. 11 des Bundesvertrags abgeleitete Unionsrecht 
zu vertheidigen und ſchließt mit einer fpeziellen Hinweiſung auf die Stel: 
lung, welde das Wiener Gabinet zu der frage der Umgeſtaltung der Bun: 
besperfaflung zu jener Zeit eingenommen bat, als dieſe Verfaſſung provi— 
ſoriſch in ganz andere yormen übergegangen war. „Denn e8 befteht, abge: 
jehen von letzterem Umijtande eine wichtige Analogie in dem betreffenden 
Berbältnifien. Fürſt Felix Schwarzenberg erfannte in feinem dem Reichs: 


tage von Kremfier am 27. November 1848 vorgelegten Programm unum— 
—wunden au, daß dur das Zuſammenſchließen der deutſchen Buudeslande 


Deiterreihs mit feinen Übrigen Kronländern in einer zentralijivenden Ge: 
Jammwerfaſſung eine abgefonderte Geftaltung der deutſchen Verhältniſſe noth— 
wendig werde und daß die ftantlihen Beziehungen Dejterreihs zu Deutſch— 
Tand ſich erſt nach beiderfeitiger Berfafiungsverjüngung würden bejlimmen 
laſſen. Die zentralifirende Berfafjung vom 26. Febr. 1861 verjett Oeſter— 
reich in ein Ähnliches Verhältniß, und jchwerlich vermögen jeine leitenden 


. Staatsmänner jhon jegt die Stellung zu überjehen, welche der Kaijerftaat 


einzunehmen haben würde, wenn die Frage der Bundesform ernftlidy zur 


.2öjung gebracht werden follte. Deshalb kann die eigentliche Bedeutung 


des mit der Uebergabe ber identifchen Note gethanen Schrittes insbefondere 


nur darin gefunden werben, daß das Wiener Kabinet damit in entfchiedener 


Weiſe feine negative Haltung gegen jedes ernſtliche Vorgehen Preußens in 
der Bundesreform hat zu erfennen geben wol.“ 


4. Febr. (Koburg: Gotha). Der vereinigte Landtag verwirft ein 


22. 


» ihm von der Regierung vorgelegtes Negierungsverwefungsgefek. 


CKurheſſen). Der fog. Hefjenverein proteftirt gegen die Ein: 


.-mifhung des Preuß. Abg.-Hauſes in die Kurheſſiſchen Angelegen: 
beiten durdy eine Cingabe an dasfelbe und macht davon dem Preuß. 


Herrenhaufe Mittheilung: 


IIIm Vertrauen anf die tiefe Einficht, im Bertrauen auf die für das ganze 
chriſtlich⸗monarchiſch-landſtändiſch gefinnte Deutſchland vorleuchtende hoch— 


herzige Haltung und im Vertrauen auf den ächten preußiſchen Ehrenſinn, 


wodurch das preußiſche Herrenhaus als hellſchimmernder Stern in dem fin— 
jteren Menſchenwirrwarr auf feiner Bahn weithin erylänzt — erlanben wir 
uns, obne- ein weiteres Wort beizufügen, die an das Haus der Abgeordneten 
des Preußenlandes gerichtete Eingabe bierneben abjchriftlich in tiefer Vereh⸗ 
rung zu überreichen“. 


25. Febr. (Preußen). Die Commiffion des Abg.:Haufes einigt fich 


über einen -gemeinfamen Antrag in der deutfchen Frage. 


„Sn Erwägung, 1) daß das Recht des beutichen Volkes auf ftaatliche 
Einigung als gebieterijche Forderung feiner nationalen Exiſtenz und als Er— 
gebniß Kiner Geſchichte unbejtreitbar fetfteht, wie dasjelbe einft in ber Vers 
fafjung des deutjchen Reichs und neuerdings in ber Berufung der deutfchen 
Nationalverfammlung, in der von ihr zingefegten und von allen beutjchen 
Regierungen anerfannten Gentralgewalt und in der Reichsv erfaſſung 
von 1849;einen ſtaatsrechtlichen Ausdruck fand, daß dieſes Recht auch in 
allen bewegteten Epochen der vaterländiſchen Geſchichte von den Regierungen 
wie von dem Volke anerfanıt und in der preußifchen Verfaſſung jogar aus: 
drüdlich vorbehalten worden iſt; 2) dap nur eine fejtere Verbindung ber 
deutihen Staaten, als fie das völferrechtlihe Band des deutſchen Bundes 
gewährt, den geiftigepr, politifchen und ökonomiſchen Intereſſen des deutjchen 
Volkes entſprechen und bei der ſchwankenden politischen Lage Europa’s nicht 
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länger binausgefhoben werden kann, ohne felbft bei einer ungewöhnlichen 
Anfpannung der Volksträfte die Macht, die Unabhängigfeit und die Eri: 
ftenz des engeren preußifchen, wie des weiteren deutſchen Vaterlandes zu ges 
fährden; 3) daß Se. Maj. der König in der Thronrede, und neuerlich meb: 
rere der einflußreichften deutfchen Regierungen in ihren Btaatsfchriften bie 
völlige Umgeftaltung der deutfchen Bundesverfaflung, wenn auch in ſehr ver: 
fhiedenem Einne, ald eine umnumgängliche Nothwendigkeit ausgeſprochen 
haben und daß ſowohl der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, "unter 
entjchicdener Zurüdweifung unberechtigter Einſprüche, tie die großh. badiſche 
Regierung in ausführlicherer Motivirung auf eine bundesftnatlibe Organis 
fation innerhalb des weiteren Bundes als die einzig mögliche und genü— 
gende Reform bingewiefen baben; 4) daß in der That nur die Hetitellung 
einer einheitlichen Zentralgewalt zur Leitung ber. militäriichen, 
diplomatifchen und bandelspolitifchen Angelegenbeiten in feit begrenzter Kom: 
petenz unter Mitwirfung einer deutſchen Bolfsvertretung die, Wahr: 
nebmung der gemeinfcaftlichen Snterefien der Nation bei voller Auf: 
rehthbaltung der Innern Selbſtſtändigkeit der Ginzefftaa: 
ten fichern fanıız 5) daß aber eine folche Zentrafregierung unted Theil: 
nabme der beiden deutfchen Großmächte und ein Gingeben Oeſterreichse auf 
eine bundesftaatliche Verfafjung bei der umlöslichen Verbindung feiner. deut: 
Shen Provinzen mit aufßerdeutfchen. Ländern und bei ſemer durch außer: 
deutſche Intereſſen beſtimmten europiifchen Stellung völlig unmöglich 
it, während die politifchen Suterefien Preußens und der übrigen beutfchen 
Länder durchaus zujammenfallen, und daß fogar die cigeuen ! Interefien 
Defterreichs die ſchleunige Konftituirung eines mächtigen deutfchen Yyndes- 
ftantes zur Stärfung feiner deutichen Elemeite fordern, daß baber, bei aller 
Sympatbie für die deutjcheöfterreichifche Bevölkerung, mit Defterrih nur 
das völferrechtliche Bundesverbältniß gewahrt werden kann, und daß in dem 
die übrigen Staaten Deutjchlands umfaflenden Bundesjtaate den- realen 
Mactverbältniffen entiprehend nur die Krone Preußens in der Lage iſt, 
die Sentralgewalt zu üben; 6) daß dei dem untrennbaren Zuſammenhange 
einer nationalen und liberalen Politik die f. Staatsregierung mur durch 
ein rüchhaltloſes Eingehen auf das berechtigte, Verlangen des beutfchen 
Bolfes und durch den gleichzeitigen freifinnigen Ausbau der preiigifchen 
Berfaffung die zur Erreichung diefes großen Zieles notbwendigew Sym— 
pathien Deutichlands erwerben kann, daß gegneriſchen — gegen: 
über ein entſchiedenes Handeln unabweislich if und daß die deutfchen Lan: 
besvertretungen jo berufen wie verpflichtet find, für bie mationale Einigung 
Deutſchlands ihr politifches und moraliſches Gewicht in die Wagichale zu werfen: 
beantragt der Ausſchuß, das Haus der Abg. mög c für nothwendig erflä- 
ren: 1) daß bei der dringend gebotenen Neform der deutſchen Bundesverfaſſung 
zwischen dem öfterreichifchen Bundesgebiete und dem übrigen Deutfchland ein 
unlösliches Bundesverbältnig erhalten wird; 2) daf innerhalb diejes weiteren 
Bundes Preußen und die übrigen Staaten, unbefchadet ihrer inneren Selbfi« 
fändigfeit, fich bezüglich der militärischen, diplomatischen und handelspoliti— 
Ihen Angelegenheiten zu einem engeren Bunde vereinigen, "in weldem bie 
Krone Preußen die einheitliche Bundesregierung führt und eine gemeinfaıne 
Nationalvertretung die Mitwirkung bei ber Gefeßgebung und die verfafjungs- 
mäßige Kontrole über die Bundesregierung übt, 3) daß die f. Staatere- 
ierung im vollen Bewußtfein ihres deutſchen Berufs biefe bundesſtaatliche 

gantfation offen als das Ziel ihrer Politik binftellt und zun ächſt durch 
Vereinbarungen mit den deutſchen Staaten ihre? Verwirklichung entgegenzus 
führen ſtrebt“. ‘ 


27. Febr. (Preußen). Der Regierungscommiffär erklärt fih ſchließ— 


lich mit der von der Commiſſion des Abg.⸗Hauſes am 25. verein⸗ 
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barten Faſſung des Antrages weder nad Form noch nah Inhalt 
einveritanden: 


„Die E. Regierung betrachte das Bundesrecht als Ausgangspunkt, bie 
Bereinbarung als Mittel, den Bundesſtaat als Ziel; legterer jei aber aus 
praftiihen Rückſichten nach jeiner Ausdehnung und nad feiner Kompetenz 
unbejtimmt zu laflen. Es handle fih gegenwärtig nicht, wie 1849, darum, 
an Etelle der aufgehobenen Bundesverfajjung eine neue Konftruftion zu 
jegen: vielmehr bejtehe jet eine Bundesverfaflung, und andere Regierungen 
jeien bejtrebt, eben dieſer Bundesverfafjung nad der Seite des inneren 
Staatsrehts die möglichite Ausdehnung zu geben. Preußen trete einerfeits 
dieſem Bejtreben verneinend entgegen, indem es den Bundestag auf das ge: 
naueſte Maß feiner Kompetenz behhränt wijjen wolle; andererjeits gebe es 
auf dem Wege freier Vereinbarung und einzelner Verträge pofitiv in ber 
Richtung einer bundesflaatlichen az vor. Eine zu ſcharfe Beftim- 
mung dicjes engeren bundesftaatlihen Verbandes nad) feinen äußerlichen 
Grenzen, wie nad jeiner Kompetenz eutiprehe der Sachlage nicht 
und könne auf die befreundeten Regierungen ungünftig wirken. Deshalb 
erjcheine die Faſſung der Refolutionen 1 und 2 nicht zwedmäßig, weil bie 
Pröäzifirung des territorialen Umfanges des fünftigen Bundesftaats, durch 
welche Dejterreih neben denjelben geitellt werde, und der Ausdrud „Bundes- 
regierung“ die gegneriſche Politif ftärfen, weil Regierungen und Völter den 
Sein eines Hinausdrängens Dejterreihs zum Hebel gegen Preußen be: 
nugen und ein Hineinzwingen aller übrigen Staaten heftig bejireiten wür: 
den. Die Forderung der Kefolution 3 endlich, daß die bundesjtaatlide Or: 
ganifation offen als Ziel bingeftellt und „unächſt“ durch Vereinbarungen 
ihrer Berwirflibung entgegengeführt werde, jei ein Hindbrängen auf 
einen Weg, der eine Drobunmg einfhließe und zu bedenflichen Aus: 
legungen Aulaß geben könne“. 


28. Febr. (Preußen). In Folge der Erklärung des Reg-Commiſſärs 
bejchliegt die Commiſſion des Abg.-Hauſes, auf eine Einigung mit 
der Regierung bezüglidy des im Haufe einzubringenden Antrags in 
der deutſchen Frage zu verzichten und bemaemäß auch die ber 
Regierung gemachte Conceffion, weldye in der Webergehung ber 
Nichtrechtöbeftändigfeit des Bundestags beſtand, aurüdzunehmen. 


Mit allen gegen 2 Etimmen erhält die zweite Erwägung den Zufaß: 
„Zumal da es dem jetigen Bunde bei ber Ohnmacht bes nicht 
mebr zu Recht beftehbenden Bundestags an. jedem wirfjamen Or: 
gane fehlt.” Am Schlufje der Refolution 2 fol gejagt werden „in weldem 
(engern Bunde) die Krone Preußen die einheitlihe Bundesregierung führt 
und durh eine gemeinfame parlamentarifche Vertretung für Freiheit und 
Recht des deutichen Volks die unerläßlihen Garantien geboten werben.“ Re: 
folution 3 wird gejtrichen. 


Der den Antrag begleitende Bericht äußert ſich über den prinzipiels 
len Standpunkt der Kommiffion im Gegenfaß gegen denjenigen ber Re: 
gierung folgendermaßen : 


vw... Die große Mebrheit ber Commiſſion glaubte auf die (von der Regierung 

gewünſchte) Weglaffung der Erwägungsgründe nicht eingehen zu dürfen, weil 

fie zur Erläuterung und Würdigung der Schlußanträge erforberlih find. 

Ebenſo konnte fie fich nicht entjchließen, die geftellten Anträge zu modifiziren. 

Sie ift der Anficht, daß die Volfsvertretung fih nicht auf den bloß diplo— 
3° 
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maltiſchen Standpunkt fiellen darf. Bei ben Gegnern und namentlich | 
manchen deutjchen Negierungen wird fi Anſtoß und Widerſpruch doch ni 
vermeiden laſſen; fie werden der preußischen Regierung fhon ans den Mi 
lichkeiten, welche die Note v. 20. Dec. v. J. ausſpricht und aus ihren Ir 
teren Erklärungen die Conſequenzen zieben, welche die beantragte Reſoluti 
als das Ziel der bundesjtaatlihen Entwidelung binftelt. Die Freuf 
Preußens in Deutichland erwarten und verlangen die offene gorberun 
das unumwundene Ansiprechen Preußens gegenüber dem früheren X 
lehnen und Zögern. Das Haus der Abgeordneten bat feinen Gru 
zur Zurückhaltung in dieſer Sache. Wenn ſich die Yandesvertretungen I 
deutihen Staaten mebr und mehr für das gleiche Ziel erflären, jo wi 
das auch auf die Megterungen Einfluß üben und praftiiche Erfolge berb 
führen. 

„ . . Eine fpecielle Erörterung fand binfihtlih des Bundestages jta 
den die Gommiflion in ihren Erwägungsgründen nicht blos als macht] 
und ungenügend, fondern aud als nicht mebr zu Recht beitebend bezeich 
bat. Der Herr Minifter der ausw. Angelegenheiten erltärte: man fon 
den Bundestag für wenig wünſchenswerth erachten, feine MWiederberftellu 
bedauern, aber da alle Regierungen zu ibm zurüdgefebrt, beftebe er rechtl 
wieder; 1849 fei die Bofition eine andere gewefen, damals fer die Bund 
verfaffung aufgeboben und eine andere zu vereinbaren geweſen; jekt, na 
den er 11 Jahre wieder beftanden, fünne Preußen unmöglih das Mecht t 
Bundestages bejtreiten, jondern nur von dem Bundesrecht ausgeben. 7 
Mehrheit der Gommiflion nimmt dagegen an, dak zwar der Bund von 18 
jelbit mit feinen Rechten und Pflichten fortbefteht und immer fortbeitand 
bat, daß aber der Bundestag durch das Gefeg vom 28. Juni 1848 er 
gültig umd für immer aufgehoben worden ift, wie das noch 1850 von mt 
reren Regierungen und auch von Preußen jelbjt bebauptet ward, Die völfi 
rechtlichen Bundespflicyten find ohne Zweifel nicht aufgehoben worden, müſſf 
aud ferner von allen und gegen alle Staaten erfüllt werden. Aber die X 
rechtigung des Bundestages war zu Ende, und diefe fonnte nidt ohne 3 
fimmung ber Landesvertretungen wiederbergeftellt werden. Eeit der einſ— 
tigen Reactivirung durch die Regierungen it er nur als ein Geſandten⸗Go 
greß mit völkerrechtlichen Befugniſſen zu betrachten, fonnte aber nicht im t 
echte und Befugniſſe des alten Bundestages nach Innen wieder eintrete 
Die Commiſſion kann in Betreff des Verhaltens dem Bundestage gegenüt 
nur dem negativen Verfahren der f. Staatsregierung zuftimmen, welches d 
Bund auf feine vein völferreihtlihe Grundlage, auf feine Beftimmung, td 
äußere Sicherheit der Bundesländer zu garantiren, einfchränft, feine Uebe 
Ihreitungen feiner Gompetenz, feine Einmifchung in innere Angelcgenbeit 
zuläßt, alles Staatsrechtliche als ungehörige Auswüchje abſchneidet. D 
mittelftaatlichen Regierungen juchen Geſetze und Einrichtungen (wie Bu 
desdgericht, Givile und Griminal-Proceg- Ordnung, Daß und Gewidt, Nac 
drud: und Patentgefege, Flotte und Küftenvertheidigung) an den Bund 
ziehen, zum Theil offenbar nicht um der Sache willen, fondern nur u 
Dbjecte zu haben, durch deren Behandlung Recht und Macht des Bund 
erweitert, oder Veltrebungen Preußens durchkreuzt werden follen, wie bi 
Beifpiels halber bei der vorgefchlagenen Organifation der Flotte und Küfte 
vertheidigung Far hervertritt, da für diefe wegen ber bei Einführung neu 
Laften nothwendigen Stimmeneinheit ſchon um ber bolftein’ihen Stimr 
Dänemarks willen jedes Refultat unmöglid it. Diefen Beflrebungen q 
genüber muß obne Zweifel, auch abgejeben von der Gerinafügigfeit der ; 
erwartenden Erfolge, die Autonomie Preußens und das verfaſſungsmäßi 
Recht der Kactoren feiner Gefeßgebung ftrenge gewahrt werben. Bofitiv | 
bundesftaatliher Richtung vorgefhritten, iſt Preußen bisher ıı 
durch Bereinbarungen Über einzelne Angelegenheiten, wie in den Berträg: 
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über das Heimathswefen, den MilitärsGonventionen, vor Allem in dem 
Zollverein. So jehr nun auch dergleichen Einzelverträge eine Gemein: 
ſamkeit flaatlicher Intereſſen begründen und Preußen im materieller Hinficht 
für andere Staaten unentbehrlih machen mögen, fo zeigt doch fdhon das 
Seifpiel des Zollvereind, dag auf diefem Wege allein Non durch große 
materielle Opfer Preußens weſentliche politiſche Erfolge nicht zu erreichen 
find. Es jol nicht in Abrede geſtellt werben, daß im folchen Dingen burch 
einen Drud auf fremde Bedürfniffe und dur Sprödigfeit gegen frembe 
Anſprüche bedeutendere Rejultate erzielt werden können, und boffentlid 
beim Ablauf der Zollvereinsperträge werden erzielt werden. Indeſſen zu ei: 
ner wirklichen bundesftaatliben Organtfation werden Vereinbarungen biefer 
Arı niemals führen. Unter den Vereinbarungen, welche fie empfiehlt, ver: 
ſteht die Commiſſion vorzugsweiie ſolche, welche direct auf die Serftellung 
ciues Bundesjiaates gerichtet find. Auch für diefe mag man fi gegen un— 
befugte Einſprüche auf Arlikel 11 der Bundesacte oder Artikel 6 ber ak 
acte berufen. Die Gommiffion glaubte jedoch in der vorzufchlagenden Reſo— 
lution jelbjt weder auf dieſe Beftimmungen, noch auf’ die bisherigen Verein: 
barungen ber f. Regierung binweifen zu dürfen, weil fie doch zur Grreihung 
des vollen Zieles nicht genügen. Die Reorganifation Deutfchlandse muß 
nicht auf einen Artifel der Bundesverträge, fordern auf das na: 
tionale Bedürfniß und die nationale Berechtigung geftügt 
werden. Die Nothwendigkeit rechtfertigt auch die Abweichung von ber 
Zunbesacte. 

„Die Eommifjion iſt fih volllommen bewußt, daß die Politif, welde fie 
befürwortet, von einer theoretijchen Gonjtruction ausgeht, und eine Wieder: 
aufnahme der Unionspolitif von 1849 involirt. Wllein die Möglichkeit 
und das Wünjchenswertbe einer ſolchen bundesftaatlihen Gonjtruction bat 
die f. Staatsregierung bereits jelbjt in der Note vom 20. Dec. 1861 aus: 
geführt. Und die Unionspolitik ift im Jahre 1850 nicht an ber unabäns 
derlichen Natur der Dinge, fondern nur daran gefcheitert, daß bie dama— 
lige Regierung die angeftvebten Zwede nur mit balbem Herzen, ohne Ener: 
gie, im alleinigen Bertrauen auf ben guten Willen widerfirebender Regie: 
rungen verfolgte, wie andererjeitS das Frankfurter Parlament an dem Mans: 
gel wirklider Machtmittel geicheitert war. Geitdem ift die Erkenntniß ber 
wabren fiaatlihen Bedürfniffe und ntereffen, das Gefühl der Nothiwenbdig: 
feit ſowohl der Zwede wie der Mittel überall gewachſen. Es ift nicht zu 
fürdten, daß Preußen abermals zu einer Umfehr und einem Aufgeben jei- 
ner Politif genötbigt werden Fönnte, wenn es biefelbe mit ernjtem Willen 
und rüdbaltlojer Energie verjolgt, geitügt auf die nationalen Intereſſen des 
beutjchen Volkes und derjenigen Megierungen, welde fi der Würdigung 
derjelben nicht verjchließen.“ 

„Ohne Zweifel wird das Ziel nicht in einer nächften Zukunft, nicht auf 
einmal in feinem ganzen Umfange erreicht werden. Auch bie vollfte und 
allgemeinfte Uecberzeugung von der Unhaltbarfeit der gegenwärtigen Ber: 
faffungszuftände hat von, 1815 bis 1862 zu keinen pofitiven Neugeftaltun: 
gen geführt. Der Widerftand mächtiger hiſtoriſcher Verhältniſſe wird fich 
nur unter außergewöhnliden Umſtänden überwinden laſſen. Von verſchie— 
denen Seiten ber wird deshalb auf Ereigniffe fpeculirt, welde bie wider: 
firebenden Souveränitäten hinwegfegen jolen, jet 8 von Innen ober von 
Außen. Im vorigen Jahre ift in dem hoben Haufe geäußert worden : nur 
in der äußerften Noth Preußens und Deutjchlands wird es zur Einigung 
fommen, aber wir müſſen mit Entjchiedenheit jagen, was wir wollen, wenn 
diefer Fall eintritt. Dem Andrängen der gegnerifchen Regierungen gegen: 
über ericheint es mehr als je geboten, offen und klar das Ziel auszufpred en, 
welhen die Entwidlung der Geſchichte und die Nothwendigfeit der Dinge 
entgegenfirebt. Deutihland muß wiljen, daß Preußen bereit 
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if, feinen Beruf zu erfüllen. — In biefem Sinne empfieblt bie 
Eommiſſion dem hoben Haufe die Annahme ber ihrerfeits vorgefchlagenen 
Refolution.“ (Vgl. 11. März). 


28. Febr. (Württemberg). ine Note des hl. Stubles beantwortet 


eine Darlegung der Regierung in Betreff der Fatholifd, = kirchlichen 
Angelegenheiten (ſ. Jahrg. 1861 ©. 69) dahin, daß 

„bie Kurie zu dem neueſten Schritt der f. Württemb. Regierung in ber 
Kirchenfrage zwar ihre Zuftimmung nicht ertheilen könne, dagegen wolle fte 
davon abfteben, einen fürmlichen Proteft gegen dae Verfahren ber Regie: 
rung zu erheben, vielmehr ſei fie von ber Yoyalität der Regierung über: 
zeugt, daß fie Ihren Verpflichtungen gegen die Katbolifen tes Königreich 
in wahrhaft loyaler Meife bei Handhabung ber Geſetze Rechnung tragen 
werbe,* 


1. März. (Preußen und Defterreih) verftändigen fi über ein 


3. 


gemeinfames Borgeben in der Kurbefliihen Frage. 
„ Der in Berlin verfammelte Ausfhuß des Nationalvereins 
erläßt eine Anſprache an die Vereinsgenofjen: 


„Der Nationalverein in feinen Anfängen war ein Product ber nationalen 
Hülftefigkeit, wie fie ſich auch dem Blödeften während der Ereigniſſe bes 
Sommers 1859 offenbarte. 

„ . . Keiner erwartete wohl augenblidlihe Erfolge. Niemand burfte 
fie erwarten. Es galt, den Boden vorzubereiten, ben Muth und das Selbft: 
vertrauen zu heben, das neu erwachte nationale Bewußtfein zu ftärken und 
ber Bewegung die richtigen Ziele und Wege zu zeigen. Nicht gewillt, ftatt 
des Bundesftaates den Ginbeitsitant, ftatt der Reform die Revolution zu 
proclamiren,, mußten wir in Preußen den mächtigften beutichen Staat er: 
bliden, welcher allein im Stande war, bie zerjlreuten Kräfte der Nation 
wirffam zufammenzufaflen und zugleich durch feine eigenen Anterefien un: 
widerruflih an das Intereſſe ber ganzen Nation gebunden war. — Wir 
bandelten nicht im Bertrauen auf die aungenblidlihe preußiihe Me: 
gierung, auf diefen und jenen Minifter, uns leitete allein die Ucberzeugung, 
daß, unbefümmert um das Widerſtreben Einzelner, bie Nothwendigkeit ber 
Dinge und bie Einficht des preußifchen Volkes diefem Staate ſchließliſch 
diefenige Richtung geben werde umb geben müſſe, welche durch feine ei— 
genen, wie bie Intereſſen der deutſchen Nation gleich gebieteriich erheiſcht 
wird. — Die nationale Partei ift nicht abhängig von ben Meinungen eines 
jeweiligen Minifteriums, von feiner größeren oder geringeren Fähigkeit und 
Thatkraft. Sie wendet ſich an das bdeutiche Volk, fie vertritt die ewigen und 
unvergänglichen Antereffen und Bebürfnifie der Nation, fie ftügt ih auf 
die durch diefe gegebene Nothwendigfeit der Entwidlung der Dinge. — 
Und fie bat ſich hierin nicht getäufcht. Der Erfolg beweist es. Das na— 
tionale Bewußtſein ift in ganz Deutichland Iebendig geworden. Eine große, 
. reale und ideale Bewegung hat fich der Seiler bemädtint. — Der 

laube an die große deutjche Zukunit wächst von Tag zu Tag. Die Un: 
baltbarfeit der jegigen Gefammtverfaflung und die dringende Nothwendig: 
pi ber Reform wagen felbft ihre bisherigen Vertreter nicht mehr zu ver: 

ugnen. 

„ . ·· Haben wir noch feine unmittelbaren Erfolge erreicht — wer von 
Euch ficht nicht, daß wir nach einer Thätigkeit von kaum mehr als zwei 
Jahren zu an beginnen? — Der Gegenfak ber Meinungen zwifchen 
Nord: und Südbdeutfchland mildert fih mehr und mehr und fängt bier und 
da an, gänzlich zu vwerfchwinden. An die Stelle des früheren vereinzels: 
ten Ringens in ben Einzelftaaten ift ein gemeinfames planmäßiges 
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Handeln ber nationalen Partei aller Stämme und Gtaaten möglich ges 
worden, — Mit ber Einficht in die richtigen Ziele und die praftifchen Mit: 
tel, fie zu erreichen, ift die allgemeine Webereinftimmung gewachjen. Das 
preußijche Volk iſt mit Energie in ben Kampf um die bödhten nationalen 
Güter eingetreten. Es begann — bie Bildung der beutjchen Fortſchritts— 
partei umd die Wahlen zum Abgeordnetenhaus haben es bewielen — ben 
beutjchen Bruderflimmen offen die Hand zu reihen, — Wenn andere 
deutſche Regierungen, die badilche, weimariſche und coburg⸗ gothaiſche, ſich 
ſchon herzhaft und rüdhaltslos unter dem Beifalle der Nation der nationa— 
len Bewegung angeſchloſſen haben, wie lange wird bie preußiſche 
Regierung fih ibr noch unthätig entzichen Fönnen? Hat be 
hen jegt Graf Bernftorif die Gründung eines Bundesflaates mit ein: 
beitliher Gentralgewalt und deutſchem Parlament als Ziel der preußi— 
ſchen Politik aufgeſtellt. — Tas Ziel — eine Lebensirage zugleih für den 
Preußiihen Staat — Ihr wißt es, ift nur zu erreichen buch ein Bünd— 
niß mit dem einzigen treuen und mächtigen Bundesgenofjen, dem beutfchen 
Bolfe, dur ein entjchiedenes und entichloffenes Eingehen auf feine und 
des eigenen Volles Bedürfnijie. Wenn dies jeder im Volke fieht, wie lange 
wird bie auch in der VBernftojfihen Note enthaltene Täufhung ber 
Staatslenfer Stich halten, daß jo große Dinge allein durch diploma— 
tijhe Berbandlungen mit größtentheils widerwilligen Re 
gierungen zu Ende zu fübren jelen? 

„Wer von Euch möchte unter diefen Umftänden jchwanfen und verzagen ? 
Ver von Euch wird nicht im Gegentheil das Bereins:Programm durch bie 
bisherigen Erfahrungen und Erfolge für bewährt halten, und es um jo 
mehr für feine gebieterifhe Pflicht erkennen, mit allen erlaubten Mitteln 
ben Particulariomus zu befämpfen, das nationale Bewuhtjein zu flärken, 
die Einficht in die wihtigen Fragen und Mittel allgemeiner zu machen und 
jelbft das Vertrauen feit zu balten, daß die deutſche Nation emblich eine 
Gefammtverfaffung, melde durch ihre geiftigen und materiellen Intereſſen 
gleichmäßig geboten if, erfämpfen wird. — Thue doch ein Jeder jeine 
Schuldigkeit. Grobern wir nah und nad alle deutſchen Bolksvertretungen, 
gewinnen und organifiren wir alle aufgeflärten und vorwärtsjtrebenden 
Kräfte der Nation durch die Mittel gefeplicher Agitation, brechen wir durch 
bie jchlieflih unüberwindlihe Macht der allgemeinen Meinung ben jchon 
verzagter geleiiteten Wideritand der Gegner, bewegen wir die Gleichgültigen 
und Schwachen, fih für uns zu emticheiden und fih wicht länger dem 
Ringen der Nation zu entziehen — dann ift der Erfolg gefihert. — Den 
wahren Batrioten muß die Gewißheit, ja, die Wahrfceintichkeit des |chTiefe- 
lichen Sieges genug fein; nur der Selbftfüchtige fühlt fi abhängig von 
einem Grfolge, dejien Früchte ihm unmittelbar zu Gute fommen. — Die 
bisherige Haltung des deutfchen Volkes, die von den Mitgliedern bes Na— 
tionalvereins bewiefene Ausdauer gibt und die Zuverficht, daß auch im ber 
Zukunft die nationale Partei in diefem Sinne kämpfen und fchließlich 
fiegen wird. Uns bat die Noth des Baterlandes zufammengeführt, uns 
wird die Fortdauer der Noth untrennbar vereint finden.“ 


4. März. Der Ausfchuß des Nationalvereing genehmigt die ſchon 
feit Ende 1861 erfolgte Einftellung der Ablieferung der Flotten— 
gelder an das Preuß. Kriegsminifterium. 


5. „ (Hamburg). Die Bürgerſchaft entſcheidet fih für Einführung 
der Gewerbefreibeit. 
8. „ (Bundestag). Gemeinfamer Antrag Oeſterreichs uud Preuf- 


ſens Behufs endlicher Löfung der Kurheffifhen Frage: 
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„Die kaiſ. Ocfterr. und bie fol, Preuß. Regierung in ber Erwägung: 
dab die hohe Bundesverſammlung ſich ihre fchlieglihe Erklärung über bie 
Erledigung der Verfafliungsangelegenbeit des Kurfürftentbums Hefien vorbe: 
halten bat; daß auf der Grundlage der VBerfaffungsurfunden v. 13. April 
1852 und vom 13. Mai 1860 ein Ginverftändniß zwiſchen der Kur— 
fürjtlichen Regierung und dem Lande Kurheſſen nidt bat erzielt werden 
können; daß der Bundesbefhlug vom 27. März 1852, wenngleih er die 
bundeswidrigen Beltimmungen der friiberen Berfaflungsgefege nıdt im 
Einzelnen bezeichnet bat, arundfüglich doch nur eine Reviſion dieſer Geſetze 
nach bundesrechtlichen Gefichtspunften bezwedte; daß bie endlihe Herjtellung 
eines geficherten und allfeitig anerfannten Redtszuftandes in Kurbefin im 
dringenden Antereffe des Yandes wie des gelammten Deutfchlande liegt — 
tragen darauf an — bie hohe Bundesverſammlung möge die Kurfürſtliche 
Regierung aufſordern: unter Berücdfichtigung der bundesrechtlich verbürgten 
Standjchaftsrechte der Mediatifirten und der Neichsritterfchaft geeignete Ein: 
leitung zu treffen, damit die im Sabre 1852 außer Wirffanfeit gejette 
Verfaffung vom 5. Januar 1831, vorbehaltlich derjenigen zunäcft auf wer: 
faffungsmäßigem Wege zu vereinbarenden Abänderungen, welche zur Ser: 
jtelung der lebereinftimmung mit ben Bundesgejegen erforderlid find, 
wieder In Wirffamfeit trete.” 


In derfelben Situng befchließt die Bundesverfanmlung: 

„Eine Specialcommiffien, welche zu beichiden, ven Bunbesregierungen an: 
beimgeftellt wird, mit dem Nuftrage einzufegen, mit Berückſichigung der 
von einigen Regierungen in ven Bundestagsſitzungen vom 12. und 20. 
Juli 1860 und 20. Junt 1864 vorgelegten oder in Ausficht geitellten Denf: 
ſchriften und Vorarbeiten, jowie nad etwa erforderlichen örtlichen Befichti- 
gungen diejenigen Bertheidbigungsanftalten ber deutſchen Korb: 
und Dftfecktüften, welde als gemeinfchaftliche Anftalten und Einrichtun: 
gen des Bundes zur Ausführung zu bringen umd zu unterhalten fein wür— 
den, in ihren allgemeinen Umriſſen und wejentlihen Beftimmungen gut— 
achtlich zu bezeichnen.“ Diefe Gommifjion foll binnen 5 Wochen in Dam: 
burg zufanmentreten. 


10. März. (Sahfen:Weimar) Der Landtag erflärt fi auf ben 


Antrag des Abg. Fries mit 16 gegen 15 Stimmen für Auf: 
bebung der nad den Bundesbeſchlüſſen von 1854 ergangenen Ge— 
fege über Preß- und Vereinsweſen. 

Staatsminifter von Watzzdorf: „Der Bundes: 
tag fei zwar nur ein völferrechtliches Inftitut und daher nicht befugt, 
in die immeren Verbältniffe der einzelnen Staaten einzugreifen. Doc 
fei ihm nach den Beftimmungen bes Bundesrechts geftattet, in beſtimm— 
ten Fällen feine Befugniß ausdehnen zu fünnen, was auch auf bie 
Preßgelepgebung feine Anwendung finde. Bon diefem Rechte babe der 
Bund in feinem Befchluffe vom 6. Juli 1854 Gebrauch gemacht und fei er 
vollfonmen dazu competent geweien, dies zu thun; denn in feinem Be: 
ſchluß vom 3. März 1848 habe der Bundestag bei Gewährung der Preß— 
freiheit für die einzelnen Bundesjtaaten zugleih auch auf die nötbigen Ga— 
rantien gedrungen, Diefe wären aber in vielen Staaten nicht vorbanden 
I — Die Rechtsbeſtändigkeit des Bundestags ſtehe für ibn 
et. Er fei einmal das ftaatsrechtliche Band, welches bie Einzelregierungen 
zufammenbalte; er fei zwar als Organ der Regierungen aufgehoben wor: 
den, aber der Bund felbft ftehen geblieben. Die Regierung —* ſei ent: 


ſchieden age den Fries'ſchen Antrag; fo fehr er auch für eine Bundes: 


reform fei, werde er doch jeder Ueberftürgung, nach welcher Seite fie fich 
auch Fund gebe, entgegentreten.“ 


Deutſchland. 41 


10. März. Das Gentralcomitd für das erfte deutſche Schüßenfeft in 


13. 


13. 


Frankfurt ladet die Schweizer Schügen officiell zur Theilnahme ein: 
„Die deutihen Schützen entbieten Euch brübderlihen Gruß und Hand: 
ſchlag. Wir grüßen die Schweizer Schüßen uud mit und in ihnen das 
Schweizer Volk. — Was wir anjtreben, Ihr babt’s erreicht: Stärke 
durch Einheit, Wehrfähigkeit des Ganzen durch die Wehrtüchtigfeit aller 
Einzelnen. In Euern großen Nationalfeiten, den eidgenöſſiſchen Bundes: 
ſchießen pflegt und nährt Ihr die Liebe zum Baterlande, begeiftert Ihr bie 
Jugend zum Opferdienfte der Freibeit! — Woblan denn! Euer Vorbild 
zeigt uns den Weg zur Erreichung des Zieles. Im vorigen 
Sabre ward auf dem eriten beutichen Schuützenfeſte in Gotha der beutiche 
Schügenbund gegründet, in diefem Jahre feiern wir das erſte deutſche 
Bundesſchießen. Dasjelbe findet in den Tagen vom 13, bis 19. Juli 
13862 in Frankfurt a. M. ftatt. — Auch Euch, Schweizer Schützen, laden 
und rufen wir zu amjerem Nattonalfeite. Verherrlicht, willlommene Gäfte 
der deutſchen Echügenbrüder, unſer Si duch zahlreiche Beibeiligung und 
durd Euere altbewährte Schützenkunſt! Laßt und einander dic Hände reichen 
im gemeinjamen Streben nad Freiheit, Recht und Unabhängigkeit.“ 
„ (RBreußen) Auflöfung des Preußifchen Abgeordneten-Hauſes. 
An diefem Tage follten die Debatten über die beutfche Frage nad) 
bem Antrage des Ausſchuſſes (f. unter 25., 27., 28. Februar) 
beginnen. 


» (Balded). Der Landtag genehmigt mit 12 gegen 3 Stim: 
men bie Militärs&onvention mit Preußen. 


„ (Baden). Der Kriegsminifter fündigt dem Pandtag an, daß 
die Negierung dem nächſten Landtage einen auf dem Grundſatze der 
allgemeinen Wehrpflicht beruhenden Geſetzesvorſchlag vorlegen werde. . 


„ (Baden) Die I Kammer befcließt nad) einer fehr leb— 
haften Discuffion, den Wunſch auszufprechen, daß 

„die Großherzogl. Regierung , wie fie e8 bisher gethan babe, auch ferner 
ſich die Herſtellung gemeinjamer Gejegeswerke angelegen fein laſſe, und zus 
aleih darauf Bedacht nehme, daß dabei, jo lange ed am einem gefeßgebenden 
Gefammtorgan für Deutichland fehle, die verfaſſungemäßigen Redte, der 
Einzeljtaaten gefichert bleiben und insbefondere die Kammern zu wirk— 
ſamer Betbhätigung ihrer verfafjungsmäßigen Rechte, zum Mithandeln in 
einem Stadium herangezogen werden, im weldem ihnen noch eine wahre 
Einwirkung auf das werdende Geſetz möglich if.“ 
„ CEoburg:- Gotha). Der vereinigte Landtag befchließt mit 
12 gegen 5 Stimmen, das Ginführungsgefeß für die Militär-* 
Eonvention mit Preußen zu verjchieben, bis das Verhältniß zur 
Eivilgewalt geregelt fei. 
„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft verwirft mit großer Mehr: 
beit das Prinzip der Freizügigkeit. 

(Kübel). Eine zahlreiche Verfammlung verlangt vom Senat 
die Einführung der Gewerbefreiheit. 


„ (Bundestag) Die Bundesverfammlung ſchließt fih den in 
den Defterr.-Breuß. Depefhen vom 14. Februar d. 38. am Däne— 
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mark eingelegten Verwahrungen bezüglich Schleswigs au. Der 
däniſche Geſandte verwahrt ſich dagegen ſeinerſeits gegen jede Ein— 
miſchung in Schleswig. 


28. März. (Kurheſſen). Die altheſſiſche Ritterfchaft proteftirt am Bunde 


29. 


„gegen jede Verkümmerung unferer landftandfchaftlichen Rechte und ge: 
gen eine jede definitive Negelung der kurbeſſiſchen Berfafiungsangelenen» 
beit, bei welcher die landftandfchaftlihen Rechte der altheſſiſchen Ritterfchaft 
nicht volle Berüdjichtigung finden follten.* 

„ (Breußen). Der von Preußen Namens des Zollvereins mit 
Frankreich vereinbarte Handelsvertrag wird einfchließlic ber Neben: 
verträge von den beiderfeitigen Bevollmächtigten in Berlin vor: 
läufig und bis zur Zuſtimmung der Zollvereinsjtaaten paraphirt. 


3. April. (Preußen). Die Preuß. Regierung theilt den Zoll: 


vereinejtaaten den mit Frankreich parapbirten Handelsvertrag zu: 
gleich mit einer fehr einläßlichen Denkſchrift über denfelben mit: 

Depeihe bes Grafen Bernftorif: „... Ih weiß jchr 
wohl, daß meine Ausführungen ben reichen Gegenftand nicht erjhöpfen — 
wie dies nad Page der Sade auch nicht ibre Aufgabe fein fonnte — 
fie bezeichnen aber volftändia und rüdhaltslos die Gefihtspunfte, von 
welhen wir fowohl im Allgemeinen als auch bei allen wichtigeren Detail- 
fragen ausgegangen find. Sie enthalten, wie ich gegenüber einzelnen 
durch die Preſſe verbreiteten Nachrichten entjchieden zu erflären babe, 
Alles, was neben den vorliegenden Actenſtücken zwiſchen uns und Frank— 
reich beiproden oder verabredet iſt. Sie werden, wie ich boffe, unferen 
Zollverbündeten die Ueberzeugung gewähren, daß wir, frei von allen außer 
der Sache liegenden Rüdfichten, beftrebt gewefen find, das gemeinjame In— 
terejie des Zollvcreins zu wahren und zu fördern, und daß die Geſammtheit 
ber getroffenen Abreden, wenn auch mandes Einzelne anders gewünjcht 
werden möchte, dieſem Intereſſe entipricht. Die Opfer, ohne welche 
eine VBerjtändigung überhaupt nicht denkbar war, fallen auf uns in vielen Be: 
ziehungen mebr, in feiner Beziehung weniger, als auf unjere Zollverbünbe: 
ten. Wir find zur Förderung der Sache bereit, ein weiteres Opfer dadurch 
zu Übernehmen, daß wir, die Zuſtimmung der außer uns betbeiliaten Ber: 
einsregierungen vorausgefcht, vom Tag des Vollzugs des Handelsvertrags 
an, bie Uebergangsabgabe vom vereinsländifchen Wein auf 12% Sgr., und 
von Traubenmoft auf 10 Egr. für den Zollcentner ermäßigen.“ 


„ (Kurbefien) Die Wähler von Kaffel fprehen fih in 
einer Eingabe an den Bundestag nahdrüdlih für die Wiederber: 
ftellung des MWahlgefeßes von 1849 aus: 


„ . . Das umgetrübte Rechtabewußtſein des Volkes erwehrt fi bes 
Zweifels, es fünne unter dem „verfaffungsmäßigen Wege“, welden ber 
Antrag der hoben Regierungen von Defterreih und Preußen bezeichnet, 
etwas anders verftanden jein als die Berufung einer Ständeverjamm: 
lung nad dem Wablgefege von 1849. Drei, von der kurfürſtlichen Regie: 
rung nad den Borjchriften des Jahres 1860 angeordnete Berfammlungen 
zur zweiten Kammer baben jene Auffaſſung, in unmittelbarer Folge, mit 
faum bdagewejener lebereinitimmung kundgegeben. Auch wir verfidern, 
baß, ſobald nur erſt das tief gekränkte Rechtegefühl umferes Volles wieder 
zu voller Rube gekommen ift, fein mächites Beftreben darauf gerichtet fein 
wird, ein, ber bewiefenen Feſtigkeit und Ausdauer würdig zur Seite 
ftebendes Beijpiel ber Berjöhnlihfeit und der Mäßigung zu geben.“ 
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4. April. (Baden). Die zweite Kammer nimmt das neue Gewerbe: 


5. 


geſetz (Gewerbefreiheit) mit allen gegen 9 Stimmen an, 


„ LSahfen: Weimar). Der Landtag nimmt das Jagdent—⸗ 
ſchädigungs-Geſetz troß heftiger Oppofition ber Linfen mit 18 ge: 
gen 13 Stimmen im Rrinzipe an, 


„Im Eeptember 1861.° Oeſterreich. Denkſchriſt an Preußen, 
worin Graf Nechberg feine Beforgnifie bezüglich des zwiſchen Frankreich und 
dem Zollvereine beabfichtigten Handelsvertrages im eingebender Weife bar: 
legt. In drei Beziehungen namentlich verlangt die Defterreih. Regierung 
eıne Berüdfihtigung der Anterefjeu Defterreih's: 

„daß nicht Frankreich für die Zukunft die Behandlung auf dem Fuße der 
begünftigten Nation unbedingt zugefichert, ſondern daß bievon, nad dem 
Porgange, den Defterreich ſeit 1851 beobachtet, jene Begünftigungen ausge: 
nommen würden, welde Preußen einem dentſchen Bundesftaate in Aner: 
fennung der Bundesverhältniffe zugeftehben würde; daß der Vertrag nicht auf 
eine über die gegenwärtige Dauer des Zollvereins, das ift über das Jahr 
1865 binausreihende Zeit abgejchlofien werde, und daß nicht bie vereine: 
ländischen Einfuhrzölle fo jehr ermäßigt werden, daß Defterreich hiedurch ge: 
nöthigt würde, nad dem ibm vertragemäßig zuftchenden Rechte feine Zwi— 
jhhenzölle gegen den Zollverein bis zu einem Maße zu erhöhen, welches nicht 
mehr lohnend erjcheinen ließe, franzöfiihe Waaren int Zollverein zu verzol: 
len und dann gegen Zwiſchenzoll nad Dejfterreich überzuführen.“ 


» (Breußen). Preußiſche Depeſche an Defterreih in Antwort 
auf die Defterr. Denkichrift vom September 1861: 


. ... ir find diefen Auſchauungen mit um jo größerem Intereſſe ges 
folgt, als das Verhältniß zwilchen unferen vertragsmägigen Beziehungen zu 
Deiterreih und dem Zwed unferer Verhandlungen mit Frankreich ſchon vor 
Eröffnung diefer Verhandlungen den Gegenitand unferer jorgfältigen Er: 
wägung und im Laufe derjelben die Veranlafjung zu den ernſteſten Schwie— 
rigfeiten gebildet hatte. Eo waren die in der Denffchrift beſprochenen Fra— 
gen nad ihren verjihiedenen Seiten bereits wiederholt an uns berangetreten, 
und wir würden nicht gezögert haben, die Gefichtspunfte, welche wir ihnen 
abgewonnen hatten, der faiferlihen Regierung mitzutbeilen, wenn nicht 
zu der Zeit, ald uns die Denffchrift zuging, unſere Verhandlungen mit 
Frankreich jib im einer Lage befunden bätten, welde eine von realen 
Grundlagen ausgehende, aljo wirklich fruchtbringende Grörterung unmöglich 
macyte.“ 

. . .. Der Augenblid, in weldem wir von dem Felde der Vorausjeguns 
gen auf das Gebiet der Thatjachen fibergeben konnten, fiel mit dem Ab- 
ſchluß der Verhandlungen zufammen. Nachdem ich umjeren Zollverbünbeten 
von diefem Abſchluß Mittheilung gemacht babe, iſt es meine erfte Sorge, 
bie faiferl. Regierung von umferen Anfichten über die von ihr angeregten 
Fragen in Kenntniß zu fegen. — Wir find bei unjern Verhandlungen mit 
Frankreich feincswegs allein von dem Gedanken ausgegangen, gewifje Han: 
belsvortbheile durch entiprechende Goncejjionen zu erfaufen, ſondern von ber 
Ueberzeugung , daß wefentlihe Nenderungen des Zolltarifs im wohlver: 
ftandenen Intereſſe des Zollvereins felbit, aljo abgeiehen von Aequivalenten, 
notbwendig feien. Mit Einem Worte, es handelte fich für uns zugleih um 
einen Act ber inneren Reform und nicht bloß ber auswärtigen Han: 
belspolitif, Wir find deshalb, wie die Denkfchrift mit Recht vorausſetzt, im 
Einverftändniß mit unfern Zollverbündeten ftets bavon ausgegangen, daß 


* 
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bie Zugeſtändniſſe bes Zollvereins an Franfreih nicht auf bie Erzeugnifie 
diefes Landes zu befchränfen, fondern auf die Erzeugniſſe aller Länder aus: 
zudehnen feien. Es ift daher richtig, daß Defterreich diefe Zugeftändnifie, 
auf deren Genuß ihm ein vertragsmäßiger Anſpruch zuftebt, nicht bloß mit 
Frankreich, fondern mit allen anderen Ländern zu tbeilen haben wird. Ich 
ſchmeichle mir indejjen, daß die kaiſ. Negierung aus einer näheren Prüfung 
ber von ums an Frankreich gemachten Augeitändnifie die Meberzengung ge: 
winnen wird, daß biefelben dem Handel und dem Gewerbfleiß Dejterreiche 
jehr große Vortbeile verſprechen, obgleich fie beiden nicht ausſchließlich zu 
Gute fommen. — Bei den Verhandlungen, welde im Jahre 1858 zwifchen 
bem Zollverein und Defterreich gepflogen wurden, Icate bie kaiſ. Regierung 
auf zwei von ihr geitellte Forderungen ein geradezu entjcheidendes Gewicht, 
nämlid auf die Aufhebung der Durchgangszölle und der die Stelle biejer 
Zölle vertretenden Ausgangsabgaben und auf eine Einfubrerleidhterung für 
Wein. Die erite diefer Forderungen ijt, wie die Denffhrift nicht mer: 
wähnt gelafien bat, bereits ſeit einem Jahre erfüllt; die zweite wird, wenn 
auc nicht ganz in dem begehrten Umfange, durch den vorliegenden Vertrag 
erfüllt werden. Bon den übrigen auf Zollermäßigung gerichteten Propofi: 
tionen, welche Dejterreich für jene Verhandlungen geftellt hatte, wirb ein 
großer Theil ebenfalls duch den Vertrag ihre Erledigung finden, und zwar 
mebrfady in einem über die geftellten Anträge weit binausgehenvden Umfange. 
Als nicht minder wertbvoll werben fich die Zollerleichterungen für einige 
andere Waaren wie 2c. erweifen. Wir glauben, darauf zäblen zu dürfen, daß 
die kaiſ. Regierung dieſe Vortbeile nicht unerwogen lafjen wird, wenn fie 
zu der Entſcheidung ber Frage jchreitet, ob fie von bem nad Art. 4 bes 
Vertrags vom 19. Febrnar 1853 ihr zuftehenden Rechte Gebraud zu machen 
babe, — Bon diefen Gefichtspunkten aus ift, nach unferer Anſicht, auch bie 
Wirfung der im Artikel 34 des Handelsvertrages gegenfeitig zugefagten 
Behandlung auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nation aufjufafien. In 
dem Maaße, in welchem die Sätze des allgemeinen Zolltarifs dem Betrage 
entfprechen, welcher durch wirtbfchattliche und finanzielle Rückſichten unbe— 
dingt geboten iſt, verliert ein Differential: Zollfuftem feine nothwendige 
Vorausfegung und feine praftifche Bedeutung, denn feine Borausjeßung 
berubt darauf, dat die Sätze des allgemeinen Tarifs obne Aufopferung er: 
beblicher wirtbichaftlicher oder finanzieller Antereflen ermäßigt werden Fön: 
nen, und Feine Bedeutung berubt in der Größe ber Differenz zwilchen dem 
allgemeimen und dem ermäßigten Zollfage. Franfreih mit feinem prohibi— 
tiven allgemeinen Tarif, der Zollverein und Defterreih mit ihren gegen— 
wärtig hohen Tarifen können ein ſolches Syſtem durchführen; feine unbe— 
dingte Anivehtbaltung aber würde mit einer Verzichtleittung auf durch— 
greifende Neformen diefer Tarife gleichbedeutend fein. — Die Gründe end: 
lid, aus welden der Vertrag, die Fortdauer bes Zollvereind vorausgefegt, 
fih über das Jahr 1865 binauserjtredt, werden ber kaiſ. Regierung bei 
Prüfung der Anlage B. des Vertrages nicht entgehen. Eine Verabredung, 
wie folche im Art. 32 entbalten ift, batte fchon in dem erften Stadium der 
Verhandlungen die Zuſtimmung unferer Zollverbündeten gefunden, fie wurde 
aber unabweislih, als wir, und zwar wejentlih mit Nüdfiht auf unser 
Verhältniß zu Defterreich, die Verfchiebung der weiteren Zollermäßigung für 
eine Reihe der vwichtigften Gegenftände bis auf den 1. Januar 1866 von 
Frankreich in Anfprud nahmen und erlangten... — Ich bege bie Zu— 
verficht, daß die kaiſ. Negierung bei volljtändiger Kenntniß ber getroffenen 
Berabredungen und bei eingehender Würdigung unferer Motive mit uns an- 
erkennen wird, daß die vorliegenden Verträge ein unabweisliher Schritt 
wirtbichaftlicher Neiorm find, welchen der Zollverein zum großen Schaden 
feiner wichtigften Interefjen vielleicht um einige Zeit hätte ver ſchie ben, welchem 
er fi) aber nimmermehr ganz würde haben entziehen fönnen.“ 
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7. April. (Baden). An den meiſten Städten des Landes wird ber 


19, 


to 
ar 


” 


Jahrestag der Proclamation des Großherzogs vom 7, April 1860 
und des Umſchwungs der Politif nach Befeitigung des Concorbate 
jeftlih begangen. 

„ (Sadhfjen:-Weimar) Der Landtag beendigt feine Be: 
rathungen über das Gewerbegeſetz (Gewerbefreiheit) und beantragt 
bei der Regierung die fchleunige Einführung desfelben, 


„ (Hannover) Zur Berberrlihung des Gonfirmationsfeftes 
bed Kronprinzen octropirt der König der Hanuover'ſchen Landeskirche 
den Meinen lutheriſchen Katechismus ftatt des bisher eingeführten. 
„ (Naffau) Die vereinigten Kammern beſchließen faft ein: 
ftimmig, zu erflären: 

„daß ihre Budgetverwilligungen ſelbſtverſtändlich nur für das laufende 
Jahr gelten, und daß, wenn die verwilligten Summen in dieſem Jahre zu 
dem Zwede, für welchen fie verwilligt wurden, nicht verwendet werden, bie 
Berwilligungen erlojchen ſind; daß Kreditübertragungen aus einem Jahre 
in das andere oder von einem Gegenjtande auf den andern unjtattbaft er: 
Icheinen und daß diejenigen Summen, welde in dem laufenden Budgetjahre 
gar nicht oder nicht ganz verbraucht wurden, in dem Falle, daß eine Ver: 
wendung in dem nachfolgenden Jahre beabfichtigt wird, ganz oder theilweife 
neu in Anforderung gebracht werden müjjen.* \ 

» (Bundestag) Gröffnung der Sitzungen ber Bundescom: 
miflion für Küftenjchug in Hamburg. 


„ (Eoburg:Gotha). Der gemeiufhaftlihe Landtag lehnt den 
von der Negierung vorgelegten Geſetzesentwurf behufs Abänderung 
desjenigen Verfaffungsartitele, der das proteftantifhe Bekenntniß 
des Negierungsverwefers vorfchreibt, gegen eine Minderheit von 
5 Stimmen ab. 

„» (Sadfen) Die Sähfifhe Regierung erflärt fih für Ans 
nahme des framgöfifhen Handelsvertrags. Derſelbe foll einem 
demnächſt einzuberufenden außerordentlihen Landtage zur Zuftim: 
mung vorgelegt werden, 

„ (Baden). Die zweite Kammer befchlicht einftimmig die 
bürgerlihe Gleichſtellung der Siraeliten. 

„ (Zollverein). Der Verein für deutſche Induftrie (Schuß: 
zölle) unternimmt eine Agitation gegen den franzöfifchen Handels: 
vertrag und veranftaltet zu diefem Ende hin eine Reihe von Ber: 
jammlungen Induſtrieller derjenigen Branchen, welde burd ben‘ 
Bertrag zumeijt berührt werden. 

„ (Kurbefjen) Der Kurfürft von Heffen beantwortet den 
Defterr.: Preuß. Antrag (vom 8. März) für Wieberheritellung der 
Verfaffung von 1831 niit der Anordnung neuer Ständewahlen nad) 
der octroyirten Verfafjung von 1860 unter Beftimmungen, die ihm 
Minoritätswahlen nad) feinem Sinne fihern follen: 
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„Bon Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm I., Kurfürſt 2c. ꝛ⁊xc. 
verordnen, nach Anhörung Unſeres Geſammt-Staatsminiſteriums, da die 
auf Grund und nach Maßgabe der Verfaſſungsurkunde und des Wablge— 
feßes vom 30. Mai 1860 ausgefchriebenen Wahlen zu der zweiten Kammer 
der drei Legtberufenen Landtage von der Mebrzabl der bierzu berufenen 
Wäbhler unter dem unftattbaften, die Berbinderung der Ausübung des land— 
ftändifhen Berufs feitens der Landtags-Abgeordneten bezwedenden Vorbebalte 
des PVerfafiungsrechts von 1831 vollzogen worden find, und in Folge bejien 
die Mebrbeit der Abgeordneten der zweiten Kammer im Widerfpruche mit 
der Annahme der Wahlen nad der Verjaffung und dem Wahlgejege vom 
30. Mai 1860 die Erfüllung ibres verfaffungsmäßigen Berufs verwei— 
gert bat; da eim foldhes ordnungswidriges Verfahren zur Hinderung bes 
verfaffungsmäßigen Ganges der Negierung nicht gebuldet werden darf, viel: 
mebr die Bollziebung der Wablen auf Grund und nah Maßgabe ber Ber: 
fafjung und des Wahlgefeßes vom 30. Mai 1860 jeden entgegenftebenden 
Vorbehalt ausſchließt und die Erfüllung und Ausführung des durch die Ber: 
faffungsurfunde vom 30. Mai 1860 vorgezeichneten landftäntiihen Berufs 
mit rechtlicher Notbiwendigkeit fordert; ba eine Sicherung gegen gleiche oder 
ähnliche Ordnungswidrigfeiten, ſowie eine Bürgſchaft für die Ausführung 
und Erfüllung des verfafiungsmäßigen Berufs Seitens ber Abgeordneten zur 
zweiten Kammer der Yanditände biernacd geboten ift — wiefolgt: 51. Wer 
in feiner Eigenſchaft als Wablberechtigter an einer Wabl zur zweiten Kam: 
mer ber Landftände, fei es in aktiver oder pafliver Weile, Theil nebmen 
will, bat vor ber flattfindenden Wahl der Abgeordneten, bezüglich Wabl- 
männer, die Erklärung abzugeben: daß er die Wahl zur zweiten Kam» 
mer der Yandftände auf Grund und nach Maßgabe der Berfafjung und des 
Wahlgeſetzes vom 30. Mai 1860 obne irgend einen Vorbebalt vor: 
nehmen, beziebungsweife eintretenden Falles annehmen und die unmweiger: 
liche nejchäftsordnungsmäßige Grfüllung des durch die Berfallungsurfunde 
vom 30. Mai 1860 vorgezeichneten, Tandjtändifchen Berufs ſeitens der aus 
der Wahl bervorgebenden Abgeordneten gewabrt wiſſen wolle. $ 2. Dieſe 
Erflärung ift von dem Wablcommifjär zu Protokoll abzugeben. Nachdem 
mit diefem Protofoll das Wablprotofoll eröffnet: fein wird, baben fodann ber 
genannte Wablcommifjär vor der Wahl der Abgeordneten, beziebungsweiie 
die Bürgermeifter der Städte und der Landgemeinden vor der Wabl ver 
Wahlmänner, die außer ihnen wablberechtigten Perſonen die obige Erklä— 
rung entweder Schriftlih oder zu Protokoll abaeben zu lafien. 
F 3. Wer diefe Erflärung abzugeben verweigern follte, barf zu den 
Wahlen der Abgeordneten, ſowie der Wablmänner nicht zugelaffen werden, 
und ijt, infofern er foldye nicht vor der Abgeorbnietenwahl nachbolen würde, 
in dem betreffenden Berzeihnig zu jtreiben. Suwiderbandlungen 
gegen diefe Vorfchrift werden bei dem Wablcommiffär und den Bürgermei- 
ftern der Städte und Landgemeinden mit Orbnungsftrafen von 3O bis 
50 Thalern geabmdet und iſt bei fortgefepter Nenttenz gegen die Aus— 
fübrung bdiefer Verordnung gegen die wahlleitenden Gemeindebeamten das 
Disciplinarverfabren einzuleiten.“ 


Ende April. (Preußen). Die Preuß. Megierung macht in Kaffel 


gegen die Ausführung der Maafregel vom 26. April ernftliche 
Borftellungen und regt gleichzeitig in Wien den Gedanken an, 
am Bundestage die Kurfürftliche Regierung von der wirklichen Ein— 
leitung ded Wahlverfahrens abzumahnen. Das Wiener Kabinet 
ift jedoch der Anficht, daß für einen- ſolchen Schritt die Zuftim- 
mung dev Mehrzahl der Bundesregierungen nicht zu erwarten jtünde, 
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2. Mai. (Kurbeifen) Die Wähler von Kaffel proteftiren am 
Bunde gegen neue Wahlen nad) der octroyirten Verfaflung von 1860, 


» » (Hannover). Die erfte Kammer bejchließt einftimmig, dem 
Minijterium feinen Dank auszudrücken, daß es der klein-deutſchen 
Bundesreform entgegen trete; eine Bundesreform müßte Gejammt: 
Deutſchland umfajjen. 


„ (Kurbefjien). Der Kurfürft von Heſſen beantwortet bie 
preußijchen Nemonftrationen gegen feine landesherrliche Verkündi— 
gung vom 26. April durch die wirkliche Ausjcyreibung von Land: 
tagswablen nad) diefer Verkündigung. 

„» » Bürttemberg). Eröffnung des Landtags durd eine Rede 
des Minifters v. Linden: 

. ... Dief. Regierung bat mit allen ihr zu Gebot jtehenden Mitteln fich 
bemüht, auf Anbabnung von Unterhandlungen binzuwirfen, welde zum 
Zwede haben, das Band zwiſchen den deutichen Volksſtämmen feiter zu 
fnüpfen, das gemeinjhaftlide Organ der deutichen Regierungen zu fräftigen 
und eine Betbeiligung der deutſchen Volfsvertretungen bei Faſſung feiner 
Beſchlüſſe herbeizuführen. Die Regierung Er. Maj. freut fid, ausſprechen 
zu fönnen, daß ihre Bemühungen vielfeitigen Anklang und Unterftügung 
gefunden haben, und daß nunmehr Unterbandlungen über pofitive Bor: 
Ihläge zu einer Bundesreform im fichere Ausjicht gejtellt find, über deren 
Ergebniß die f, Regierung den Ständen, jobalo als irgend zuläffig, nähere 
Gröffnung machen wird. Hofien wir, daß die Bemübungen der Regierungen, 
indem fie auf dieje Weiſe gerechte Erwartungen zu befriedigen juchen, unter: 
fügt werden von den Bejtrebungen aller deutſchen Mäuner, welche fern 
trennendem Barteigeift, vereint im gemeinjamen Verſtändniß deſſen, was 
dem großen Bateriand wie den einzelnen Vollsſtämmen frommt, dabin mit 
allen Kräften wirken mögen, daß Deutjchland das ſei umd bleibe, was wir 
jo gerne als jeine Beitimmung ertennen: ein Hort des Nechtes, des Friedens 
uud wahrer, von Keligion und Sittlichkeit getragener Bildung! ...“ 


3. „ (Hannover) Aud die II. Kammer beſchließt mit 53 gegen 
27 Stimmen fid) in einem Zutrauensvotum für das Minijterium 
über eine Bundesreform in großdeutihem Sinne auszufpreden: 


„Die Stände benugen zugleich diefen Anlaß, um der k. Regierung ihre 
Anerkennung dafür auszufprehen , daß fie in Verbindung mit anderen 
deutſchen Staaten eine Reform des beutjchen Bundes ernftlih angeregt, und 
Beitrebungen, welche auf Bildung eines engeren Bundesftaates innerhalb 
des deutjchen Bundes uub damit auf die unausbleiblihe Zerreißung des 
leptern gerichtet find, gleich anderen deutſchen Staaten entgegengetreten iſt 
und an einem Berbande feftbält, welder das geſammte Deutichland gleich: 
mäßig umfaßt. Auch die Stände können Fein Heil in einem Kleindeutſch— 
land finden, jondern fie theilen mit der f. Regierung die Meberzeugung, daß 
die deutfche Föderation das ganze Deutſchland als Grundlage behalten muß, 
und daß jedes Projekt einer Neform des Bundes, wenn foldyes auch anderen 
beretigten Wünſchen des deutſchen Volkes Erfüllung zu bringen verfprechen 
jollte, von vorn berein verwerflich ift, welches nicht das geſammte deutſche 
Vaterland zum Ausgangspunkte nimmt“, 


4, „ Berfammlung des volkswirthſchaftlichen Vereins für Süddeutſch— 
land in Mannheim. Diefelbe befchliegt fait einftimmig „fie erblide 
in der durch den Abſchluß des deutſch-franzöſiſchen Handelsvertrags 
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angebahnten Reform des Zollvereins einen wichtigen volkswirth— 
ſchaftlichen Fortſchritt, und empfehle denſelben, ſowie die übrigen 
darauf bezüglichen Verträge den Regierungen und Vollsvertretungen 
Südweſtdeutſchlands (jedoch unter einer Neife von Vorausjegungen) 
zur Genehmigung“. 

(Kurbefjen.) Auch die Wähler von Hanau protejtiren gegen 
den Wahlerlag des Kurfürften vom 26. April. 


(Breußen.) In Folge des rüdfichtslofen Vorgehens der Fur: 
heſſiſchen Regierung richtet Preußen, nicht abgejhredt durd den 
erften Abſchlag Oeſterreichs, eine neue Aufforderung nad Wien, 
durch außerordentliche Abordnungen beider Höfe nad Kaſſel den 
Widerſtand des Kurfürften zu brechen. 


Depeſche des Grafen BVernftorff an den Gejandten in 
Wien: „Eure Exc. find durd meine teltgraphifche Mittheilung bereite 
davon umterichtet, daß der Verſuch, den Kurfürjten von Helen von 
der Ausführung der Verordnung vom 26. April und den Ausjchreiben 
neuer Wahlen durd den Bund abmabnen zu laſſen, geſcheilert iſt. Die 
Sache iſt dadurch auf eine Spitze getrieben, auf welche eine unmittelbare 
Entſcheidung folgen muB. Wir können weder bie rüdfichtslofe Nichtachtung 
unferer ausgeiprochenen Nbfichten, welche in dem jüngjten Borgeben ver 
heſſiſchen Regierung liegt, mod auch die Gefahren überſehen, welche der 
Verſuch, Minoritätswahlen zu erzwingen, in feinem Schooße birgt. Der 
berausfordernde Charalier der neueften Maßregeln ift der Art, daß wir 
unfere Aktion nidht mebr von dem Zögern und Shwanfen 
in Jranffurt abbängig maden dürfen. Unſeres Eradtens kann 
die oͤſterreichiſche Regierung dies jegt ebenjowenig als wir, Wir find daher 
entſchloſſen, an die turfürftliche Regierung die Forderung zu ftellen, daß 
fie die direkt gegen unferen gemeinfchaftlihen Antrag vom 8. März gerichtete 
Verordnung vom 26. April zurüdnehme und überhaupt das ganze Wahl: 
verfahren fiftire. Um dieje Forderung mit Nahdrud zu unterftüpen, werden 
Ce. Maj. der König Alerhödjtibren General: Adjutanten und Oberjtall- 
meister, @eneral: Lieutenant von Willifen, mit einem Schreiben an den 
Kurfürſten nad Kaſſel ſenden. Wenn der Kurfürſt ſich dieſem Begehren 
fügt, ſo werden wir darin die gebührende Genugthuung, zugleich aber auch 
die Bürgſchaft erblicken, daß er den in unſerem gemeinſchaftlichen Antrage 
vom 8. März bezeichneten Weg wirklich einſchlagen wird. Lehnt der Kur— 
fürſt unſere Forderung ab, ſo wird die nächſte und unmittelbare Folge die 
Abberufung unſeres Geſandten aus Kaſſel jein, verbunden mit der Erklärung, 
daß Ce, Maj. ber König im weiteren Verlauf nad den Umjtänden handeln 
und nur noch das Intereſſe Preußens zu Math ziehen werde, weldes von 
den Folgen der überftürzenden Maßregeln der furfürftlichen Regierung auf 
das Unmittelbarfie berührt wird. Unſer Verhältniß zu dem Antrage vom 
8.März wird biedurdy nicht verändert. Wir werden vielmehr gleichzeitig 
ſämmtliche deutjche Bundesregierungen darauf aufmerkſam machen, wie das 
Vorgehen der heſſiſchen Regierung die Nothwendigkeit einer ſchleunigen Ab— 
ſtimmung am Bunde und einer einfachen Annahme des öſterreichiſch-preußi— 
ſchen Antrages auf das ESchlageudſte beweist. Wir ſetzen voraus, daß dieſe 
ſpäteſtens binnen 14 Tagen erfolgen kann. Die öſtierreichiſche Regierung 
findet ſich, unjeres Erachtens, der Furfürjtlihen Regierung gegemüber im 
derfelben Yage wie wir, wenn aud die Gefahren der unausbleiblichen Wer: 
wirrung in Hefien ihr nicht jo nabe treten wie und Mir würden es 
natürlich amd wünſchenswerth finden, daß fie fich zu einer gleichen Mifjion 
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nad Kafjel ſchon jetzt entſchlöſſe. Einem ſolchen Schritt beider Regierungen 
wird der Kurfürft vorausfichtlic feinen Widerftand entgegenfegen; und wir 
werden uns alsdann freuen, auf diefe Weife die Löſung durch ein gemein- 
james Handeln erreicht zu haben. Um eine gleichzeitige Sendung von Wien 
aus zu ermöglichen, wollen wir die Abreife des diesjeitigen Abgeſandten 
noch aufbalten, bis Ew. Erc. uns von der Aufnahme diefer Mittheilung 
bei dem Grafen von Rechberg unterrichtet haben, worüber ich telegrapbijche 
Mittbeilung erwarte.“ 


7. Mai. Württemberg.) Die II. Kammer beſchließt mit 43 gegen 


# 


41 Stimmen, von einer Antwortsadrefje Umgang zu nehmen. 
(Deſterre ich.) Antwort auf die Preußifche Mittheilung des 
Abſchluſſes des Handelsvertrags mit Frankreich. 


Depeihe des Grafen Rechberg an den öjterreihifhen Ge— 
jandten in Berlin: „Die faiferliche Regierung bat diefe wichtige Mit: 
theilung mit der ganzen Sorgfalt geprüft, welche der Bedeutung des Gegen: 
ſtandes angemefien it. Sie darf nicht verbeblen, daß die ungeahnte Trag— 
weite der zwiſchen Preußen und Frankreich verabredeten VBertragsbeitim: 
mungen ihr zur Ueberrafhung gereicht hat. Wiewohl fie ſich gegenwärtig 
ehalten bat, daß in einer Angelegenbeit, welche einen fo weiten Kreis von 
Sntereffen berührt, ihr Urtbeil nicht in vorgefaßten Meinungen oder in ein: 
jeitig gehegten Wünſchen befangen fein dürfe, iſt es ihr nicht möglich ge- 
weien, jei es von ihrem bejonderen Standpunfte aus, jei es in ihrer Eigen- 
ſchaft als deutſche Macht, eine dem Vertrage günftige Anſchauung zu gewinnen, 

„Das anliegende Memorandum faht unjere Einwendungen in den Haupt: 
punkten furz zujammen. Wir empfeblen diefelben der Würdigung ber 
preußifchen Regierung, und injoweit wir uns auf die wohlerworbenen Nechte 
berufen, die uns als Gontrabenten des Handels: und Zollvertrags vom 
19. Februar 1853 fraft der Eingangsworte und des Artikel 25 diejes Ver: 
trages zuftehen, müſſen wir uns zugleich für den Fall der Nichtberückſich— 
tigung unſerer Bemerkungen jede weitere Erklärung vorbehalten. 

„Nur wenige Worte haben wir für jegt der erwähnten Aufzeichnung bin: 
zuzufügen. Unſer Memorandum jchweigt von der rein politiſchen 
Seite der Frage Wir haben fie nicht berührt, jowohl, weil wir an: 
nehmen, daß die preußijche Regierung eine Erörterung in jolder Richtung 
nicht habe hervorrufen wollen, als weil die Betradhtungen, die fih uns in 
diefer vorwiegend wichtigen Beziehung aufdrängen, ohnehin allen Betheiligten 
nabe liegen. Um uns aber nicht dem Vorwurfe auszufegen, als hätten 
wir unſerer Ueberzeugung nicht rechtzeitig einen entſchiedenen Ausdrud ge: 
lieben, müfjen wir an diejer Stelle offen befunden, daß der zu Berlin ver: 
abredete Vertrag, als politiſches Ereigniß betrachtet und in feinem 
Einfluſſe fowohl auf unfere eigene Stellung, als auf die allgemeinen Ber: 
haͤltniſſe Deutjchlands erwogen, die ernftlichften Bedenken in uns hervor: 
gerufen bat. Wir dürfen dieß mit um fo gerechterem Bedauern ausiprechen, 
je inniger wir für unfern Theil von dem Wunſche durchdrungen find, den 
Zweck einer heilſamen Entwidlung des Bundesprincips in Deutfhland auch 
auf dem Gebiete der materiellen Interefjen zu fördern. Treu unferem Streben 
nad dem Ziele voller Verkehrsfreiheit zwifchen Defterreih, Preußen und den 
übrigen deutſchen Staaten, würden wir bereitwillig und thatkräftig zu allen 
Be Reformen die Hand bieten, welche uns, ohne verderbliche Ueber: 
ürzung , dieſem allein den geſammtdeutſchen Interefien entiprechenden und 
den deutjchen Regierungen durch einen feierlichen Vertrag ausdrüdlich vor: 
gezeichneten Ziele nähern fünnten“. 

Memorandum gegen den Handelsvertrag mit Franfreid: 
„2 +. Auf die Denfichrift des Faiferlichen Rabinets vom September v. I. 
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wurde ihm weder damals noch im Laufe ber ſpäter wieder aufgenommenen 
ſehr lange andauernden Verhandlungen zwiſchen Preußen und Frankreich 
irgend eine Erwiderung zu Theil, bis ihm die am 29. März d. J. zu 
Berlin parapbirten Bereinbarungen mitgetheilt wurden, Vereinbarungen, im 
welchen alle jene Beftimmungen enthalten find, deren Fern— 
haltung im Intereſſe der Aufrebtbaltung und Fortbil dung 
der engen Hanbdelsbeziebungen zwiſchen Oeſterreich und 
dem BZollvereine die kaiſerliche Regierung bevormwortet 
hatte. Die Zollbegünftigungen, welche diefe Verträge Franfreih gewähren, 
find von ſolcher Art, daß fie Defterreih zu einer tief greifenden Neform des 
1853 vereinbarten Zwilchenzolttarifs für den Verkehr mit dem Zollwereine 
nötbigen, und daß fie — entgegen dem Zwecke und Wortlaute bes Ver— 
trages vom 19. Yebruar 1853 und ungeachtet die faiferlihe Regierung nie: 
mals ihre Geneigtheit verleugnet bat, zu zeitgemäßen Fortſchritten der 
Handelspolitif die Hand zu bieten — alle Möglichkeit der Fortbildung dei 
Sebruarvertrages und der Zolleinigung zwifchen Defterreih und dem Zoll: 
vereine abfchneiden. Selbſt für die bloße Fortſetzung diejes Vertrages ent: 
file im Falle der Genehmigung des preußich = franzöfiihen Abkommens 
jeder Grumd und Zwed, da alsvann Feiner der beiden Zollförper dem andern 
Begünftigungen einräumen fünnte; der Zollverein nicht, weil er fich dieſes 
Rechts grumdfäglich begeben, und weil die allgemeinen vereinsländiichen 
Zölle weit geringer fein würden, als es jegt die Begünitigungszölle find; 
Defterreih nicht, weil Zugeftändniffe an den Zoliverein mit Rückſicht auf 

defien niedrige Außenzölle nur durdy die Annahme eines gleichen Freibandele- 
tarifs für Oefterreih ermöglicht werden fünnten. Im Augenblicke des Ab— 
ſchluſſes des Vertrages mit Frankreich von Seite des Zollvereins und der 
Berlängerung des Zollvereins auf folder Grundlage wäre daher Dejter:- 
reib von dem Übrigen Deutſchland in bandelspolitifjcher 
Beziebung faftifh und prinzipiell losgetrennt.“ Das Miemo- 
randum gebt jodann auf eine Beurtbeilung der vom Grafen Bernjtorff 
geltend gemachten Motive ein, deren illuforifche Bedeutung nachweiſend; 
namentlih wird der Vorwand, als ſei die Nothwendigkeit einer Reform 
des Zollvereinstarifs ein Motiv des Vertragsabſchluſſes, als ein eitler hin— 
gejtellt. Weiter erwidert Graf Rechberg auf die Bemerkung des Grafen 
Bernftorfj: daß die niedrigeren Zollſätze dem öfterreihifchen Handel zu Gute 
fommen werden, daß „die Theilnabme an den Bortheilen Aller weder 
polttifh noch öfonomifch“ für Defterreih einen Erjaß für die im Februar: 
Vertrage begründete „gegenfeitige Bevorzugung und Einigung“ bieten. 
Uebrigens zeige fi in den Zollermäßigungen durchaus feine befondere Be— 
rüdjihtigung öfterreihifcher Interefien, jondern „eber das Gegentbeil. Den 
preußifchen Bemerfungen über die Durchfuhrzölle ſetzt Graf Rechberg die 
Antwort entgegen, daß dem Meichsrath bereits ein Gefepentwurf zur Auf- 
bebung der Durchfuhrzölle vorgelegt jei, und daß Preußen, als Oefterreich 
diefe Maßregel proponirte, nicht einmal gegen Entgelt im Vereine mit 
Defterreih thun wollte, was es nun ſelbſtſtändig in’s Werk geſetzt. Auf 
die Anfinuation der Bernſtorff'ſchen Depejche, daß Defterreih, im Falle der 
Annahme des Vertrages mit Franfreih von Seite bed gejammten Zol- 
vereing, ftatt von dem vertragsmäßigen Rechte der Erhöhung feiner Zwifchen- 
z6Ue gegen den Zollverein in vollem Umfange Gebrauch zu maden, lieber 
jeine Außenzölle ermäßige, wird erwidert: „Das kaiſerl. Kabinet verfennt 
nicht, daß in dem vorausgejegten Falle längs der ganzen Weftgrenze Defter- 
reis von Krakau bis zum Splügen und von da binab zu den Mündungen 
des Po das Freibandelsjyftem zur vollen Geltung gelangt fein würde, 
und daß, gegemüber den nicdrigen Zollfägen des Iegteren, für Defterreich 
die Rüdfehr zu feinen früheren Prohibitionen und probibitiven Zöllen, 
wenn ſie wirklich in feiner Abſicht Tiegen würde, und vielfach felbft wie 
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Aufrechterhaltung ſeiner gegenwärtigen Zollſätze zur Unmöglichkeit ge 
worben iſt; allein bie große Mehrzahl der von Preußen durch den Ber: 
trag mit Frankreich angenommenen Zolfäge und namentlich jene für feinere 
Waaren find von der Art, daß Tefterreih, ohne den Untergang vieler 
Zweige feiner Induſtrie herbeizuführen, ſelbſt nur foweit als die Aufrecht: 
baltung der bisherigen Zwiſchenzölle fordert, ihnen zu folgen nicht 
vermag. Der fatjerl Regierung bleibt ſonach nichts übrig, 
ala für den Kal, daß der Handelsvertrag Preußens mit Frankreich auch 
von Seite der anderen Zollvereinsjtaaten genehmigt würde, der rechtzeitigen 
Mittbeilung über den Tag feiner Wirkſamkeit entgegenzufeben und fodann 
die Bereinsftaaten von den innerhalb des vertragsmäßigen Rechtes bes 
Ihlofienen Aenderungen des öſterreichiſchen Zwifchenzolltarifs für den Ver: 
fchr mit dem Zollvereine zu verftändigen*. Das Memorandum, den Wider: 
ſpruch des preußiich:franzöfifchen Vertrages mit dem öſterreichiſch-preußi— 
jhen Vertrage barlegend, enthält fodann die fategoriihe Erflärung: 
„Die kaiſerl. Regierung iſt es fich daber ort und fie glaubt es auch 
den woblverjtandenen Intereſſen Deutihlands ſchuldig zu fein, auszuſprechen: 
daß fie in der Annahme der am 29. März d. J. zu Berlin zwifchen Preußen 
und Franfreih parapbirten Bereinbarungen feitens des Zollvereins eine 
Störung und Hintanjekung des zwiſchen Oeſterreich und 
bem Zollvereine durdb den Bertrag vom 19. Kebruar 1853 
begründeten Bertragsverbältniffes würde erbliden müffen“. 
Schließlich hebt das Memorandum noch den folgenden Punkt hervor: „Durch 
Art. 31 des Handelsvertrags verpflichtet ſich Preußen, gegen Frankreich fein 
Ausfuhrverbot in Kraft zu feßen, welches nicht zu gleicher Zeit auf bie 
anderen Nationen Anwendung fünde Diefer Artikel berührt nicht mehr 
blos Fommerzielle Intereſſen, nicht mebr blos das Vertragsverhältniß zwiſchen 
Orfterreihb und dem Sollwereine, Sondern er berührt ven deutiden 
NRationalverband und die Eigenschaft des deutſchen Bundes 
als Geſammtmacht und als militärische Einheit. Bisher hat der Bund 
unbeitritten das Recht gelibt, aus Gründen der Äußeren Sicherheit Deutſch— 
lands für das geſammte Bundesgebiet Verbote der Ausfuhr von Pferden, 
Rafien, Mimition, Approvifionirimgsgegenftänden ꝛc., fei es nad allen, 
fei e8 nad einzelnen Verfehrsrichtungen bin, zu erlaffen. Die faiferl, Res 
gierung ift außer Stande, die diefen Nechte des Bundes entiprechende Ver: 
pflibtung Preußens mit jener Beſtimmung feines Vertrages mit Frankreich 
in Einflang zu bringen“. 

8.Mai. (Defterreih). Das öſterr. Kabinet erflärt dem preuß. 
Geſandten, es befinde ſich nicht in der Lage, eine außerordentliche 
Miffion nad Kaffel, wie fie Preußen in der Depefche v. 6. Mai 
anfündigte, in Ausficht fielen zu können. Dagegen fchlägt es 
jeinerfeit8 vor, wenn die Sendung des General Willifen ausgefeßt 
werde, in einer auf den 10. Mai anzuberaumenden außerordent: 
lihen Bundestagsfisung einen Bundesbeſchluß zu erwirken, welcher 
die Aurfürftlihe Negierung um Siftirung des eingeleiteten Wahl: 
verfahren erfuchen ſolle. Die preuß. Regierung erklärt fidy bereit, 
den Ausfall dieſer Sitzung abzuwarten. 

»n (Württemberg). Die II. Kammer beflellt eine Commiſſion 
zur Prüfung des franz. Handelsvertrags meift mit Gegnern dee: 
jelben. 

0. „ (Bundestag). Auferordentlihe Sitzung der Bunbdesverfamm: 
lung: Defterreic und Preußen beantragen „die kurheſſiſche Regierung 
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zu erſuchen, das nach Maßgabe neuerlich ergangener Verordnungen 
eingeleitete landſtändiſche Wahlverfahren zu ſiſtiren, um nicht der 
ſchwebenden Verhandlung am Bunde über den öſterr.preuß. An— 
trag vom 8. März zu präjubiciren“. Defterreid) trägt darauf am, 
wegen ber Dringlichkeit des Gegenjtandes den Antrag nicht erſt 
an den betreffenden Ausfhuß zu überweifen, fondern fofort zur 
Abftimmung zu bringen. Die Mehrheit der Bundesverfammlung 
beichließt jedoch, den Antrag erft in der nächften Sigung zu behandeln. 


11. Mai. (Preußen). Da die Bundesverfammlung in ihrer außer: 


12, , 


nn 


ordentliben Situng vom 10. Mai dem Verlangen Preußens nicht 
entfprocdhen, fo geht General Willifen in außererbentliher Miſſion 
mit einem eigenhändignen Schreiben des Königs von Preußen an den 
Kurfürften nad) Kaffel ab. 


(Kurbefjen). Empfang des General Willifen in Kaffel. 
Preußen erblidt in der Art desjelben eine Beleidigung feines 
Staatsoberhaupts. 

(Württemberg). Adreſſe der Kammer der Standesherren an 
den König: 

„ . . Wichtig und tiefeingreifend, liefern die Borlagen Ihrer — 
einen neuen Beweis von der unermüdlichen Sorge Euer königl. Majeſtät, 
jowobl die inneren Berbältnijje des Landes in immer nmfafjenderer Weife 
zu ordnen und den Bedürfniſſen und Wünfhen Ihrer getreuen Untertbanen 
gerecht zu werden, als auch die Bande, wolche die einzelnen Stämme unjeres 
großen deutjchen Vaterlandes unter fich verknüpfen, durch weitere Entwid- 
lung der Bundesverfajlung, duch Schaffung gemeinfamer Gefepge und durch 
Erweiterung der BVerfehrsverbindungen feiter zu ziehen und in diefer Weije 
zu derjenigen Ginigung zu gelangen, welche das berechtigte Ziel aller Freunde 
des Vaterlandes bildet. Wir hegen den fehnlichiten Wunfh, daß es ber 
hohen Weisheit Euer fünigl. Majeftät gelingen möge, den jo mannigfad 
nen. Drang nad Berbefjerung der inneren Zuftände des deutſchen 

aterlandes in einer dem wahren Wohl bdesjelben entiprehenden Weife zu 
befriedigen“. 

Antwort des Königs: „Empfangen Sie meinen Dank für die ebenfo 
patriotifchen wie Acht beutjhen Gefinnungen. Ihr Bertrauen in Weine 
Regierungsgrundjäge wird mit gleichem Vertrauen von Meiner Seite er- 
widert. Wenn Ich mit wohlwollender Zufriedenheit den Ausbrud Ihrer 
getreuen Gefinnungen entgegennehme, jo find Aeußerungen von anderer Seite 
nicht geeignet, Meine Beiftimmung zu erhalten. Gingedenf der Sorgen 
unferer engeren Verhältniſſe, eingedenf der obwaltenden Mißverftändnifje in 
Deuſchland, umjerem gemeinfhaftlihem Vaterlande, habe Jh mit Recht zu 
erwarten, daß in Uebereinftimmung mit den Ständen, mit vereinten Kräften 
und in fejtem Vertrauen auf Meine Regierungsgrundfäge die wichtigen 
Entjchlüffe, die wir zu faſſen haben, zum erwünfcdten Ziele für das Wont 
unſeres Vaterlandes führen werden. In Meiner nun bald 46jährigen 
Regierung babe Ich jehr fchwierige Zeiten erlebt; unter dem Schutze der 
Berge Vorjehung und dem Vertrauen auf den Nedtsfinn Meiner ge- 
tebten Württemberger haben wir diefe Stürme ber Zeit glüdlid überwunden. 
Laſſen Sie uns daß auch jetzt, trotz der Bemühungen einer Partei, 
bie, um ihre Zwede zu erreichen, Unruhe und ine im Bolfe zu 
— ſucht, Wahrheit und Recht — Regierung und Volk feſt vereinigen 
werben !” 
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13. Mai. (Bundestag). Die Bundesverſammlung erhebt mit großer 
Mehrheit den öſterr.-preuß. Antrag am 10. Mai zum Beſchluß. 
Hannover und Medlenburg flimmen dagegen. 


15. „ (Preußen). General Willifen geht von Kaffel nad Berlin 
zurüd, Zwei preußifche Armeecorps erhalten Befehl, am 23. Mai 
marfchbereit zu fein. 

16. „ (Defterreid). ine Note des öfterrreichifhen Geſandten in 
Kaffel an die Furfürftl. Regierung erflärt berfelben: 

„Es liege zwar im bringendften eigenen Intereſſe der Regierung ©. k. 9. 
bes Kurfürftien, dem am 13. d. M. vom Bunbestage befchlojienen Er: 
fuhen, weldes ber faiferl. Sof trog feiner milden Form als eine bin— 
den de Aufforderung betrachtet, zu entſprechen; bie kaiſerl. — halte 
ſich aber auch für verpflichtet, fie hiezu auch noch in ihrem eigenen Namen 
aufzufordern“. 

17. ,„ Raffau) Am Hinblid auf das f. 3. erfolgte Mitwirken 
bes nafjauifhen Bundestagsgefandten bei Befeitigung ber gefeklich 
beitehenden Preffreiheit und des Vereinrechts der Kinzelftaaten unb 
bei Außerfraftjegung der kurh. Verfaffung von 1831 wird von ben 
vereinigten Kammern der Beichluß gefaßt, die Regierung zu er: 
juden, fie wolle den Geſandten inftruiren, daß er fich folder 
Theilnahme in Zukunft zu enthalten und berartigem infompetenten 
Vorgehen des Bundestages vielmehr entgegenzuwirken habe. 


18. „ (Preußen). Cine Note des preuß. Gefandten in Kaffel for: 
dert als entfprechende Genugthuung für den beleidigenden Empfang 
des aufßerorbentlihen preuß. Abgefandten burd den Kurfürften bie 
fofortige Entlaffung der verantwortlihen Rathgeber besfelben und 
droht, wenn ihm eine beftimmte und befriedigende Erklärung bier: 
über bis zum 20. d. M. nicht zugehe, die biplomatifchen Be— 
ziehungen zur Furfürftl. Regierung abzubrehen und Kaffel zu ver: 
laffen. 

(Hannover). Graf Borried verweigert Antwort auf eine 
Interpellation im Landtage bezüglich) Kurheffen: die Inftruction 
des Bundestagsgefandten fei Kronprärogative, 

— (Kurheſſen) lehnt die Genugthuungsforderung Preußens ab 


und proteſtirt am Bunde gegen den Bundesbeſchluß vom 13. Mai, 
erklärt jedoch, daß es 
denſelben befolgen und das Wahlverfahren einſtweilen ſiſtiren werde, 
vorbehaltlich des Nechtsbeftandes der Verfaſſung von 1860, es ſei denn, 
dat 5. Zundesverfammlung eine andere Auslegung des von ihr geftellten 
Anſuchens der furfürftlihen Regierung etwa * zugeben laſſen ſollte“. 
— „ Im einem großen Theile von Deutſchland wird ber bunbert- 
jährige Geburtstag Fichte's feftlich begangen. 


20. „ (Bayern). Die Staatsregierung erläßt in Ausführung bes 


vorjährigen Beichluffes beider Kammern (f. Jahrgg. 1861 ©. 75 
und 78) eine „AInftruction zum Vollzuge der gefeßlihen Gr»: 
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beftimmungen für das Gewerbsweſen“, welche die Ausübung eines 
Gewerbes weſentlich erleichtert und die allmälige Cinführung voller 
Sewerbefreiheit vorzubereiten ſcheint. 

20. Mai. (Baden). Die I. Kammer genehmigt einftimmig das Ge: 
werbegefeß mit einigen liberalen Mopdificationen. 


(Württemberg). Der Il. Kammer werden brei Motionen 
bezüglich der deutfhen Frage vorgelegt und cinläßlidy begründet. 
Diefelben werden vorerft der ftaatsrechtlidien Kommiſſion übermiefen. 


Die Kammer erhält in diefer Seffion feine Gelegenheit mehr zu einer 
ſchließlichen Aeußerung über die Frage. 

„ » (Breußen). Der preuß. Oefandte v. Sydow verläßt Kaffel. 
(Sadyfen). Aufanmentritt des, bebufs Zuftimmung zu dem 
Handelsvertrage mit Frankreich außerordentlich einberufenen Land: 
tags. Eröffnungsrede des Staatsminifters Frhrn. v. Beuſt: 

„. . . Bei der vorläufig abgegebenen Erflärung war die Neyierung nicht 
allein berechtigt, der Ueberzeugung zu folgen, daß die ſächſiſche In duſtrie 
in die ihr geöffnete Bahn getroften Muthes eintreten könne, fie hätte ge: 
laubt, wenn fie zögere, Dies laut zu befennen, einem gerehten Selbit- 
ewußtſein de8 Landes die Geltung zu verfagen. Ber diefem Entjchlufie 
und bei deſſen Kundgebung war fie indeffen weit entfernt, ſich allein durch 
particulare Rüdfichten leiten zu laſſen. Die ſächſiſche Regierung wirb nie 
vergeifen, was fie der Geſammtheit, was fie Deutihland jchuldig iſt 
Hätte fie zu erkennen gehabt, daß der Vertrag in feinen Folgen für bie 
Wohlfahrt des Zollvereines und dejjen Erhaltung verbertlih werben, daß 
durch deſſen Abſchluß die einitige Ausdehnung des Zollvereind auf alle 
Staaten des deutſchen Bundes unmöglich gemacht werden fünne, jo würde 
fie die jpecielle Stellung Sachſens nicht als maßgebend für ihre Ent: 
ſchließung betrachtet, fie würde ihre Stimme gegen den Vertrag erboben 
baben. Weil fie eine ſolche Anficht wicht zu fallen vermochte, weil fie im 
Gegentbeile daran feitbält, dab die Nefornt, um die es fih handelt, und 
deren Opportunität nad Lage der Sadye nicht mehr in Frage ſteht, eine 
unabweisbare Nothwendigfeit geworden ift, welder der Zollverein, 
obne feinen Fortbeftand zu gefährden, ſich nicht entziehen kann, und welche 
ihre Begründung nicht in politifchen Berechnungen, fondern in ber zeit- 
gemäßen Entwidlung der allgemeinen Berfehröverbältnifie findet; weil fie 
daher durchdrungen ift von ber Ueberzeugung, daß ein Widerjireben gegen 
diefe natürliche Umbildung der commerciellen und induftriellen Beziehungen 
nicht dazu dienen fann, die wiberftreitenden Intereſſen im Zollvereine zu 
verföhnen und dejien Entwidlung und Ausbreitung zu förden, daß viel: 
mehr ein entjchlejjener Eintritt im die unvermeidliche Umgeftaltung nicht 
allein den Fortbeitand des Zollvereined am beften gewährleiftet, fondern 
aud die Baſis ift, auf welder die Weiterbildung des beftchenden Handels: 
vertrages mit Defterreih und deſſen einftiger Zollanfhluß, um zur ge— 
lingen, ſich vorbereiten muß, darum bat die Regierung fih obne Zögern 
und mit Entfchiedenbeit für die Annahme des Vertrages ausgefprodhen “. 

„ (Der Bundestag) erhebt fait einftimmig ben öfterr.-preuf. 
Antrag vom 8. März auf Wiederherftellung der kurheſſiſchen Wer- 
faffung zum Beſchluß. Medlenburg ftimmt dagegen, Hannover 
zwar bafür, „beklagt aber tief, daß die Verfaffung vom 30. Mai 
1860, welche legal auf dem Bundesrechte entftand, wegen that— 


ſächlicher Hinderniffe nicht zur Wirkſamkeit gelangt iſt“. 


21. 


„ 


24. 
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2%. Mai. (Kurheſſen). Das Miniſterium gibt in Folge des Bundes⸗ 
beſchluſſes vom 24. Mai dem Kurfürſten feine Entlaſſung ein. 


»„ (Sadjen). Dentihrift der ſächſiſchen Regierung über ben 
Handelsvertrag mit Frankreih, mit der fie die Vorlage desfelben 
an den Landtag begleitet: 


„... Nah dem Allen erjcheint ber Vertrag nicht als eine äußere zu— 
fällige oder willkürlich herbeigeführte Urſache zu einer Abänderung des Tarifs, 
ſondern als der einzige ſichere Weg, auf welchem die an ſich noth— 
wendige und auf die Dauer nicht zu vermeidende Tarifreviſion mit mög— 
lichſter Rückſſicht auf die Intereſſen der deutſchen Induſtrie überhaupt durch— 
geführt werden fonnte. Mit der Ueberzeugung von der Richtigkeit dieſer 
Anſchauung muß aber auch die Befürchtung, daß eine Ausbeutung bes 
Vertrags in einem einfeitigen politifhen Intereſſe nach irgend einer Rich: 
tung möglih, oder auch nur verfucht werden könne, fofort jeben Boden 
verlieren. 


„Eine befondbere Nüdjichtnahme erheifcht bei der vorliegenden Frage jeden: 
falls ber Handels: und Zollvertrag zwiichen dem Zollverein und Oeſterreich 
vom 19. Februar 1853... . . 

„Der Vertrag mit Dejterreih bejchränft den Zollverein weder binfichtlich 
des Abjchluffes von Handelsverträgen mit andern Staaten, noch in ber 
vollftändigen Freiheit, diejenigen Ermäßigungen feines allgemeinen Tarifs 
eintreten zu laſſen, welche er in feinem Intereſſe für angemeſſen hält. Der 
Vertrag mit Defterreich jegt vielmehr die Anfnüpfung derartiger commer: 
zieller Verbindungen mit andern Staaten und die weitere Ermäßigung bes 
allgemeinen Bereinszolltarifs als Etwas voraus, was fi ganz von felbfl 
verſteht und was leicht umd oft eintreten kann; er trifft für diefen Fall jogar 
ausdrüdliche Beitimmungen. Dieſen legteren wird aber, infoweit dies nicht 
bereits gelüehen ift, feitens des Bollvereins jedenfalls allenthalben genügt 
werden fünnen und genligt werden. 

„Fine andere Frage ift e8 freilih, ob und in wie weit Oeſterreich von 
dem ihm vertragsmäßig auftebenden Rechte wegen der Ermäßigung bes 
allgemeinen Bereinszoll» Tarifs eine Erhöhung jeines Zwiſchen-Tarifs in 
den dadurch betroffenen Sägen eintreten zu laſſen, Gebrauch machen wird. 
Sollte dies der Fall fein, jo würde dadurch allerdings der öfterreichijche Markt 
für den Abſatz zollvereinsländifcher Produkte eine Beſchränkung erleiden und 
ſodann durch dieſe Maßregel anſtatt der von Oeſterreich angeſtrebten An— 
näherung an den Zollverein eher das Maß der gegenwärtigen Entfernung 
erweitert werden. Es wäre ein ſolcher Schritt nicht nur für den Zollverein, 
ſondern namentlich auch für Sachſen ſpeciell im hohen Grade zu be— 
klagen, obſchon die gegenwärtigen öſterreichiſchen Zwiſchenzölle für manche 
Artikel, namentlich für Waaren feinerer und feinſter Gattung noch immer 
jo hoch find, daß fie einer völligen Prohibition jehr nahe kommen und 
daher eine weitere Erhöhung diefer Zölle wenigftens kaum eine große praf: 
tifche Bedeutung für die Ausfuhr aus dem Zollverein nad) Defterreih ge: 
winnen würde. Sollte fih dagegen Dejterreich auch feinerfeits zu einem 
entichiedenen Schritte in der durch den vorliegenden Bertrag bezeichneten 
Richtung entichließen, was infofern wenigftens erleichtert wird, als die 
bauptfächlichften Ermäßigungen des Tarifes erft im Jahre 1866 eintreten, 
fo würde dadurch die Annäherung an den Zollverein nur gefördert und 
dadurch zugleich dem allgemeinen Zwede des vorliegenden Vertrages noch 
mehr entiprodhen werben. Webrigens find für Defterreich durch bie Bortheile, 
die ihm in Folge der Nenderungen bed Vereinstarifs ohne jede Gegen- 
conceffion, und zwar gerade in Folge des Vertrags von 1853 gewährt 
werben, gemügende Motiven geboten, um ben leptern nicht aufzulöfen, 


21; 


56 


Deutſchland. 


ſondern deſſen Erweiterung anzubahnen und um eine Ausgleichung ſeines 
Tarifs mit dem Vereinsgzolltarife nicht ſowohl durch Ethöhung feiner Zwiſchen— 
zölle, als vielmehr durch Herabſetzung ſeiner Außenzölle zu ſuchen. Wenn 
Oeſterreich durch die früher wiederholt von ihm angeſtrebte, nunmehr ein: 
getretene Aufhebung der Durchgangszölle im Zollvereine bereits ſehr an- 
ſehnliche Vortheile ohne irgend welche Gegenleiftung erlangt bat, fo find 
diejenigen nicht geringer, welche ibm durch bie Aufhebung der Ausganges— 
zölle (mit alleiniger Ausnahme der im Zolle beinahe auf die Hälfte des 
bisherigen Satzes ermäßigten Lumpen) und durd bie bebeutenden Ermäßi- 
gungen ber Eingangszölle, namentlih für Weine und eine große Anzabl 
feiner bebeutendften Anduftrieartifel, wie Seidenwaaren, feine leberwaaren, 
Kurzwaaren 2c. ebenfalls ohne alle Segenzugeftändniffe feinerfeits zu Theil 
werben“. 

Sädhfifhe Note an Defterreidy über den HandelSvertrag 
mit Frankreich: 

„ . . . Das Memorandum des Faif. Kabinets fpridht ohne Rückhalt ben 
Gedanken aus, daß für den Abſchluß des betreffenden Vertrages feine andere 
Erklärung zu finden fei, als die Abficht, die handelspolitiihe Trennung 
Deiterreih8 vom übrigen Deutjchland zur dauernden Thatſache zu machen. 
Die diesfeitige Negierung bat es zwar ber königlich preußiſchen Regierung 
zu überlaffen, über dieſe Borausfegung, welche zunächſt fie allein berübrt, 
ſich auszuſprechen. Diejelbe kann indeſſen nicht umbin, auf das bejtimmtefte 
zu erflären, daß fie ihrerfeits feine Beranlafiung gehabt hat, eine ſolche 
Abficht in der von Preußen nicht gefuchten und noch weniger übereilten 
Verhandlung zu erfennen und daß fie für ihren Theil ſich auf das ent- 
fchiedenfte gegen die Annahme zu verwahren haben würde, als fünne ihrem 
Beitritte eine ſolche Abficht untergelegt werben. 

„Die k. ſächſiſche Regierung darf fih darauf berufen, daß fie jeimerzeit 
eifrig und reblih bemüht war, im Bereine mit anderen gleibgefinnten 
beutihen Regierungen, für ben Abjchluß bes bejtehenden Handelövertrages 
und für die dereinftige Zolleinigung zwijchen Defterreih und dem Zollvereine 
die Wege ebnen zu belfen. Aber fie vermag nicht der Anficht zu huldigen, 
als könne der Vertrag von 1853 zur Erreichung biefes Zwedes das geeig- 
nete Mittel dadurch bieten, daß er den Zollverein verhindern müſſe, mit 
den für feine Intereſſen heilfamen und nöthigen Reformen Anjtand zu 
nehmen, bis ihm Defterreih darin zu folgen in der Yage fei. 
Die fähfifshe Regierung glaubt, die Aufrichtigkeit ihrer Wünfhe und Be- 
firebungen für die weitere Annäherung zwijchen Defterreih und dem Soll: 
vereine nicht bejier bethätigen zu können, als indem fie mit voller 
Dffenbeit einer Anfhauung entgegentritt, welde in ibren 
legten Konfequenzen wobl einer Auflöfung bes Zollvereins, 
nicht aber ber Erweiterung des mit Defterreich beftehenden Handelsvertrags 
und der Anbahnung fünftiger allgemeiner Zolleinigung, ſolchergeſtalt aber 
in feiner Beziehung den von dem kaiſ. Kabinet jelbft wiederholt ausge: 
ſprochenen Wbfichten dienlih werden kann. Es ift diesfeits nie verfannt, 
ſondern in mehr als einer Hinficht beflagt worden, daß die Umgeftaltung, 
die gegenwärtig für den Sollvereinstarif in Frage ſteht, in einer für Defter: 
reich überrafhenden und ſtörenden Weife bervortritt. Allein der Uebergang 
zu dieſer Umgeftaltung jeitens des Zollvereins fann mit Recht nicht als 
ein muthwilliger oder gefuchter und am wenigften als ein zum Nachtbeife 
Defterreih8 beabfihtigter betrachtet werben. Die Handelspolitiiche Be— 
wegung, bie dazu den Anftoß gegeben, hat ihren Urjprung und ihre Ent: 
widelung außerhalb des Zollvereins gefunden. Hätten die Verhältniſſe fich 
jo geftaltet, daß Defterreih zuerft in der Lage geweſen wäre, fich ben Rüd- 
wirfungen jener Bewegung nicht entziehen zu können, jo würde ſeine Re: 
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form ebenſo wenig ausgeblieben fein als die daraus für den Zollverein her⸗ 
vorgehende Nothwendigkeit, ſich derfelben anzuſchließen. Es kommt der bies- 
ſeitigen Regierung nicht zu, dem kaiſ. Kabinet Rathſchläge zu ertheilen. Ihre 
Hoffnung aber richtet ſich zuverſichtlich dahin, daß Oeſterreich den Weg eins: 
ichlagen werbe, auf dem es ficher fein kann, alle Staaten des Zollvereins 
ſich noch feiter als bisher zu verbinden. . . .* 


28. Mai. (Preußen). Depefche Preußens an Defterreich gegen bie 


Depeche und Denkihrift des Wiener Cabinets vom 7, Mai be: 
züglich des Handelövertrags mit Frankreich: 

„ . .. Die Denkſchrift erhebt Vorwürfe gegen das Verfahren ber f. Re: 
gterung in diefer Angelegenheit überhaupt und ſtellt demnächſt Einwendungen 
gegen den Inhalt der Verträge jelbft auf. Ich kann weder in ber einen 
noch in der anderen Beziehung eine Berechtigung ber k. f. öſterreichiſchen 
Regierung anerkennen; mir ift feine Afte, fein Kun. feine Abrebe be: 
fannt, woraus Oeſterreich das Recht herleiten könnte, Einſpruch gegen ber: 
artige Vertrüge zu erheben, welde Preußen und der Zollverein mit irgenb 
einer dritten Nation abzufchließen für gut finden; ih muß für Preußen 
und ben Zollverein mit aller Entjchiedenbeit die volle Freiheit in Anfpruch 
nehmen, in diejer Hinficht unbeſchränkt Tediglich nach eigenem Ermeſſen zu 
verfahren. — ndem ich gleichwohl nicht Anftand nehme, auf den Inhalt 
ber Denfihrift einzugeben, glaube ih mid auf nachſtehende Bemerfungen 
beihränfen zu dürfen, welche genügen werben, um barzuthun, daß wir 
feinen Anlaß haben finden Fünnen, um unfere wohlerwogenen Auffafiungen 
und leberzeugungen aufzugeben. Die Denkſchriſt beklagt ſich zunächſt darüber, 
daß wir die Wünjche Oeflerreihs bei unfern Verhandlungen mit Frankreich 
nicht berüdfichtigt hätten; fie behauptet dann, daß wir ben Handels- unb 
Zolivertrag vom 19. Februar 1853 außer Acht aelajien, und kommt endlich 
zu dem Schluß, daß wir zwar zu einzelnen Tarif-Aenderungen, nicht aber 
zu einer totalen Rejorm des Tarifs, wie die Verträge mit Frankreich ſolche 
in fich fchlößen, befugt geweſen ſeien. In der That, es ftände bebauerlid 
um die Unabhängigkeit des Zollvereins, wenn man diefen Schluß zugeben 
müßte. Dem iſt aber auch nicht fo. Es bat nimmer bei Abjchluß bes 
Vertrages vom 19. Febr. 1853 in der Abficht liegen fünnen, die Autonomie 
eines der Kontrahenten beſchränken zu wollen; das hätte Defterreich fo wenig 
wie Preußen und der Zollverein gethan; vielmehr ift die Freiheit der Gejeß: 
gebung dur feine Beftimmung jenes Vertrags irgendwie befchränft. Die 
Denkſchrift erkennt ſelbſt an, daß der Tarif des Zollvereins einer Reform 
dringend bedurft habe. In diefer Erkenntniß befinden wir uns mit Oeſter— 
reich im Einverjtändnig. Aber mit ber Ausführung der Reform, fo ver: 
langt die Denkſchrift, hätten wir auf Defterreih warten follen. Und dabei 
gibt die Denkſchrift dennoch wieder zu, daß Defterreih, ohne den Untergang 
vieler Zweige feiner Induſtrie herbeizuführen, nicht hätte mit uns geben 
fünnen. Die Widerfprüche, welche fich hieraus ergeben, liegen zu Tage. 
Wenn aljo die Denfichrift darüber klagt, daß wir die Wünſche Oeſterreichs 
bei umferen Verhandlungen mit Frankreich nicht berüdfichtigt bätten, fo 
muß ich diefe Klage mit der Bemerkung zurüdweiien, daß alsdann jede 
Tarif» Reform und jeder Vertrag der Art mit einer dritten Nation einfach 
unmöglich gewefen wäre. Ebenfo muß ich die Behauptung ablehnen, daß 
wir den Vertrag vom 19. Februar 1853 umbeachtet gelafjen hätten; ich 
finde feine Beftimmung bdiefes Vertrages nachgewiefen, die wir unmittelbar 
oder mittelbar, ihrem Wortlaut oder ihrer Abſicht nach verlegt hätten. 
Endlih kann ich die rüdhaltlofe Offenheit, mit welcher die Annahme bin 
geftellt wird, daß ber Zollverein zu einer Reform feines Tarifs ohne bie 
Zuziehung oder gar Zuſtimmung Defterreihs nicht befugt fei, nur mit 
gleiger Offenheit erwiedern, indem ich jede derartige Annahme beftimmt 
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abweiſe. — Wenn jemals, fo find wir in ber vorliegenden Angelegenbeit 
nur durch Rückſichten auf die materielle Wohlfahrt geleitet worden; wir 
fonnten und durften nicht zurücbleiben, als Großbritannien und Frankreich 
auf der Bahn großer wirthſchaftlicher, durch die Seit gebotener Reformen 
vorgingen, und andere Staaten ihnen bereits folgten; wir zweifeln nicht, 
daß auch Deiterreih, ti welchem neuerdings fo viel auf dem Wege ber 
Reformen gejheben ift, auf dem vorliegenden Gebiete ebenfalls nicht wird 
zurüdbleiben können. Daß die Verträge mit Franukreich eine Zolleinigung 
Defterreihd mit dem Zollvereine unmöglich machen, wird fih mit Grund 
nicht bebanpten laſſen. Was in Beziehung auf eine folhe Einigung über: 
haupt ale möglich angefeben werben kann, barin ift dburd die Verträge 
mit Sranfreih Nichts geändert. Ach muß jede Annahme, als hätten 
wir aus politifhen Motiven mehr gegeben als empfangen, ablehnen; 
ih darf mich bier enthalten, auf eine Rechtfertigung der einzelnen Ber: 
tragsbeitimmungen einzugehen; dies haben wir unſeren Bereind = Genoffen 
gegenüber nah Pflicht und Gewiſſen gethan. Nur fo viel will ich im 
Allgemeinen an diefer Stelle erwähnen, daß bie Bemerkungen, welche bie 
Denkihriit in Bezug auf den Inhalt der Verträge jelbft macht, nichts 
Neues für uns gebradht haben, und daß wir es mit Freuden begrüßen 
werben, wenn es der Öfterreichiichen Regierung bei jpäteren Verhandlungen 
mit Frankreich gelingt, bejfere Gonzeffionen zu erhalten; die Theil: 
nabme daran ift uns durch unfere Berträne im Voraus geficdhert. . . . 
Endlih wird am Schluſſe der Denfjchrift der Artikel 31 des Handelsvertrags 
mit Franfreich zum Gegenftande eines ganz befonderen Angriffs gemacht. 
Die Denfichrift behauptet, daß, indem man ſich durd jenen Mrtifel ver- 
pflichte, gegenfeitig fein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, weldes nicht zu 
gleiher Zeit auf die andern Nationen Anwendung fände, bierburd die Bor: 
bältnifle der deutjchen Bundesftaaten unter ſich und dem Auslande gegen 
über berührt würden. Auch dieſer Vorwurf erweift ſich bei näherer Be: 
trachtung als nicht begründet. Die Beſtimmung des Artikel 31 ift in den 
Vertrag mit Franfreih übernommen, wie fie fi in fieben Hanbelsver: 
trägen bes Zollvereins und in noch zahlreiheren Berträgen einzelner, tbeils 
dem Zollvereine angebörenden, theils demfelben fremder deutſchen Staaten 
vorfindet. Ungeachtet diefer Verträge bat aber weder Preußen, noch einer 
ber andern Zollvereinsftaaten fich behindert aejeben, feinen Bunbespflichten 
zu genügen und beifpielsweife dem Bundesbejchluffe vom 8. März 1848 
Folge zu geben, nad weldhem die Ausfubr von Pferden nah anderen, nicht 
zum beutichen Bunde gehörenden Staaten zu unterfagen war. Der Bertrag 
mit Frankreich iſt nicht ein politifcher Vertrag, welchen einzelne Bundes: 
ftaaten als ſolche, ſondern er ift ein Handelsvertrag, welden einzelne, zu 
beitimmten commerziellen und finanziellen Zweden verbundene Bundes: 
ftaaten mit Frankreich abſchließen. Die beiderfeitigen Gontrabenten baben 
bei Verabredung des Bertrags gewußt, daß und welche Verpflihtungen auf 
Grund allgemein befannter völferrehtlicher Verträge den Bundesftaaten ob: 
liegen, und nicht daran gedacht, dieſen Verpflichtungen durch die Beſtim— 
mung im Artikel 31 Eintrag zu thun. Es verftebt fich dies zwar von 
jelbft, ich bemerfe indeß ausbrüdlih, daß Frankreich diefe Auffaj- 
fung vollftfändig tbeilt“. 


31. Mai. Cine Differenz zwifchen dem Gentralcomite für das beutjche 


Schütenfeft in Frankfurt und den Mündyener Schüten über bie 
Theilnahme der Jtaliener an dem Feſte wird freundjchaftlidy bei— 
gelegt. Die Italiener find als folhe zu dem Feſte nicht fpeciell 
eingeladen und werben überall an bemfelben Keinen Theil nehmen. 


3. Juni, (Baden). Auch die erfte Kammer erklärt fich für bee bürger: 
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liche Gleichſtellung der Iſraeliten und zwar mit allen gegen drei 
Stimmen. 


6. Juni. (Sachſen-Altenburg). Der Landtag genehmigt die Militär: 
Eonvention mit Preußen mit 19 gegen 5 Stimmen, 


„ » (Kurbeffen) Unterhandhungen wegen Bildung eines liberalen 
Minifteriums Loßberg- Wiegand. Programm Wiegand. 


»„ (Sadfen: Meiningen). Der Landtag erklärt ſich einftimmig 
für das Princip der Gemwerbefreibeit. 


8. „ (Abgeordnetentag). Kine VBerfammlung von Abgeorbneten 
aus verfchiedenen deutichen Staaten in Frankfurt befchließt eine 
größere Verfammlung von Wbgeordneten aller liberalen Fractionen, 
„weldye die Cinigung und freibeitlihe Entwidlung Deutſchlands 
erftreben“, zu veranjtalten und dazu die gegenwärtigen und ehe— 
maligen Mitglieder der deutſchen Volksvertretungen, fowie bie 
ehemaligen und gegenwärtigen Mitglieder der Landtage ſämmtlicher 

deutſcher Bundesländer insbefondere einzuladen, wobei anerkannt 
wird, daß die Aufforderung felbftverftändlichh audy an die deutſchen 
Abgeordneten in Defterreich gerichtet fei. Zu Protokoll wird eine 
Erklärung des Vorſitzenden Dr. Bluntfchli genommen, daß die Ver: 
jammlung die Theilnahme öjterreihifcher Abgeordneter wünſche 
und daß diefer Wunſch auch von denjenigen Mitgliedern der Ver: 
ſammlung getheilt werde, welche an die Möglichkeit einer Con: 
fituirung Deutſchlands mit Einſchluß von Oeſterreich nicht glauben. 


14. „ (Baden). Die II. Kammer befcjließt mit allen gegen zwei 
Stimmen eine Anzahl Petitionen um Reviſion der Geſetze über 
die Prefe, das Vereins: und Verſammlungsrecht 


ber Regierung mit dringender Empfeblung und der Bitte zu überweiſen: 
1) die Zurüdnahme der Bundesbeſchlüſſe über die Preſſe kräftigſt zu be= 
treiben, 2) wo möglich noch während dieſes Landtans die Geſetze über 
Preile, Vereine und Berfammlungen einer Revifion im Sinne der Gejeße 
vom 28. Dez. 1831, 26. Dft. und 15. Nov. 1833 zu unterwerfen und die 
umgeänbderten Gefeße zur Genehmigung den Ständen vorzulegen. Mini: 
Rerialpräf. Lamey: Das Beftreben der Regierung fei, auch bier alle 
Ausnahmebeitimmungen zu bejeitigen und Tediglich dem allgemeinen Recht 
Geltung zu verichaffen. Die Bundesgejege ſeien allerdings unbefriedigend, 
allein fie jeien einmal beftehende Geſetze und die Negierung könne fih nur 
im dringendften Fall entjchließen, ihnen entgegenzutreten; fie babe aber eine 
Reform der Preßgeſetzgebung bereit8 vorbereitet, bisher aber nur noch nicht 
vorgelegt, weil jie den Gang der Entwidlung der deutichen Zuftände noch 
etwas abwarten und den günitigften Moment wahrnehmen wolle. Die 
Handhabung ber geltenden Beſtimmungen fei Übrigens allgemein anerkannt 
eine jo milde, umd die wirkliche Freiheit der Prejie und des Vereinsrechts 
werde von ber gegenwärtigen Regierung jo boch geſchätzt, daß fih das Volk 
einftweilen dabei berubigen fünne Kujel: Man bürfe fich dabei nicht 
berubigen, müſſe vielmehr jeden Augenblid einer guten Regierung bazu 
ee gute Geſetze zu machen; dieſe bleiben, die Regierung kann 

ein. 
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14. Juni. (Sachſen). Die fähfifhe H. Kammer befpriht fih nad 
einläßliher Debatte einftimmig für die Annahme des franzöfifchen 
Handelöverlrage® aus und empfiehlt nur für den Fall, daß eine 
nochmalige Revifion des Vertrags und feiner Tarife ermöglicht 
werde, ber Regierung mehrere Pofitionen zur Abänderung. 


Staatsminifter v. Beuft: „. . . Man hat oft ver Sächſiſchen Re— 
gierung den Vorwurf gemacht, als verfolge fie gegenüber einem großen Nach— 
barftaate eine gewifie Boreingenommenbeit, mit anderen Worten, um beut: 
lich zu reden, fie verfolge eine Preußen feindliche Tendenz. Einer ſolchen 
Schwäche, denn ich habe feine andere Bezeichnung für eine ſolche politifche 
Richtung, ift die Regierung nicht fähig, fie ift ſich derfelben aud nicht be: 
wußt. Die Regierung hat mehrmals der Preufiihen Regierung entſchieden 
gegenübertreten müffen, wo es fi darum handelte, Anfidhten und Aufitellun- 
gen zu befämpfen, welde, ohne daß wir dabei feindliche Abfichten gegen ums 
vorausfegten, in ihren Gonfequenzen zu Ergebniffen geführt haben würben, 
welche die Regierung vor dem Lande ebenjowenig ald vor ber Krone bätte 
verantworten fünnen. Aber das Beftreben der Regierung ift nidt darauf 
gerichtet, ben Zwiefpalt in Deutichland auszufäen oder zu erhalten, die We: 
gierung bat ſich die Unabhängigfeit ihrer Entſchließung flets bewahrt, und 
man wird ihr nicht nachweiſen können, daß fie jemals wider ibre Weber: 
zeugung dem Recht gegeben bat, den fie im Unrecht, ober dem Unrecht, den 
fie im Rechte glaubte. In diefem Falle konnte fie die Preußifche Regierung 
nicht im Unrecht finden. Daß der Vertrag mangelhaft jei, daß er nicht al: 
Ienthalben unferen Wünfchen entfpreche, das ift gewiß; aber wir fonnten 
barin feinen binreichenden Grund finden, die Preußische Regierung, nacdhbem 
fie den Auftrag zu Verhandlungen erhalten, nachdem dieſe Verhandlungen 
lange und peinlich gewejen waren, am Schlufe derjelben doch — * 
zu desavouiren; und gerade weil alsbald nach dem Abſchluſſe des Vertrags 
ber Preußiſchen Regierung Vorwürfe gemacht wurden, bie viel zu weit gin- 
gen und die wir nicht gerechtfertigt finden Fonnten, weil bieje gerade mit 
Bere Leidenfchaftlichkeit Taut wurden, fo fühlten wir uns umſomehr beru— 
en, ein Zeugniß abzulegen, daß wir diefe Vorwürfe nicht zu den unferigen 
machen Fünnten. Was aber unferen anderen großen Nahbarftaat betrifft, 
jo wäre es ein gewaltiger Irrthum, zu glauben, daß die Sächſiſche Regie: 
rung in bem bebarrlich von ihr vertheidigten Grundfage, wonad ber engere 
Bundesverband mit Defterreich aufrecht erhalten und gepflegt werben 
muß, wonadh an der Zufammengebörigfeit Oeſterreich's mit Deutichland auf 
alle Weife gearbeitet werden m irgendwie wanfend geworben ſei. Allein 
einem Bundesgenofjen beweist man die Freundichaft nicht allein damit, daß 
man äungſtlich Alles vermeidet, was ibm augenblidlih unlieb und unans 
genehm fein fönnte, nicht damit, dak man Hoffnungen erregt, bie zu erfül: 
len man weder den Willen noch die Macht bat, nicht damit, daß man bılft, 
ibn auf einer Bahn zu erbalten, auf weldher man überzeugt 
ift, daß er das von ihm felbft angeftrebte Ziel nicht erreihen 
werde Wir haben unfere Pflichten gegen biefen großen Nachbar anders 
verftanden. Ich habe gefchriebenes Zeugniß dafür in Händen, daß ich lange, 
ehe der Vertrag abgeichlofien wurde, ber Kaiſ. Regierung fein Hehl daraus 
gemacht habe, was bier gefcheben würde, falls der Vertrag zu Stande kom— 
men ſollte. Wir haben mit rüdjichtsvoller Offenheit unfere Anficht barüber 
Bargelegt, daß der Anſchluß an das Syſtem, was der franzöfifhe Vertrag 
nicht erſt ſchafft, ſondern zu deſſen natürlicher Entwidelung er nur ben An: 
ftoß gibt, der einzig richtige Weg jei, auf weldem die an ben Feb— 
ruarvertrag von 1853 gefnüpften Hoffnungen und Ausfichten fi verwirk— 
lihen fünnten . . . Es gehört einmal zur Geſchichte diefes Vertrags, daß 
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man bie Dinge einfach und nüchtern nicht annehmen will, ſondern ‚überall 
etwas Unflares ſucht. So ift e8 denn gefommen, daß, anftatt die Nach— 
tbeile und Bortbeile des Vertrags ruhig abzuwägen und danach allein das 
Urteil feftzuftellen, man, fobald man erfuhr, daß es zum Vertragsabſchluſſe 
fomme, allerhand geheime politiiche Gebanfen bineingezogen bat, man iſt 
zulegt in der Prejie dahin gefommen, in dieſem Bertrage ein Werk ber 
Hölle zu finden, um Deutihland an Frankreich zu verrathen. Geltjam 
genug, daB bieje Bejorgnig nicht eher ſich Äußerte, als bis es zum Ab— 
ſchluſſe des Vertrages fam, daß man fajt über ein Jahr lang rubig zuge: 
jeben bat, wie vieles Werk der Hölle ſich vorbereitete. Man wußte ja doch, 
daß das ganze Erbieten des Vertrages eine nächte Folge des engliich = fran- 
zöſiſchen Bertrages war, man wußte vorher, in welder Richtung der Vertrag 
ausfallen werde, und bennod mußte ein ganz befonderer Grund unterliegen. 
Und es wird gewiß nicht bejtritten werden, daß es möglich fei, man babe 
in Franfreih gewünſcht, an der Stelle jenes Mißtrauens, welches in Deutſch⸗ 
land in Folge mander basjelbe erklärenden Greignijje eingetreten war, eine 
mebr beſchwichtigende und vertrauensvolle Stimmung bervorzurufen, In 
jedem Falle hat man Recht, ſich nicht einfchläfern laflen zu wollen, wenn 
man Urjache zu haben glaubt, wachjam zu fein. Allein es ift gewiß ebenjo- 
wenig gerecht als Flug, einem folhen Entgegenfommen mit Mißtrauen ent: 
gegenzutreten. Mit einem Miptrauen, was nur auf Gemüthsftimmung 
berubt, iſt überhaupt alles Leben unter den Menſchen jowohl wie unter den 
Staaten und Bölfern unmöglich ; wenn man davon ausgeben will, jo muß 
man die Thüren verriegeln und die Kaſten verſchließen. Allein es mußte 
nun einmal etwas Bejonderes im Hintergrunde jein, und jo ift man bann 
auf den Gedanfen gekommen, der ganze Vertrag fei berechnet, Deutſchland 
zu jpalten und von Defterreich zu trennen. Nun gibt man fi aber faum 
Rechenſchaft von dem Se in welchen Diejenigen fid ver: 
wideln, die dieſe Anficht vertreten. Wenn man fidh eine ſolche Berehnung 
denft, jo müßte man doch glauben, die Franzöſiſche Regierung babe darauf 
ausgehen müſſen, diefes Reſultat um jeden Preis zu erreichen, und fie hätte 
dann nicht fcheuen dürfen, ihrer Anbuftrie unverbältnigmäßige Opfer anzus 
finnen, um nur Deutſchland zu begünftigen. Man iit in Paris jedenfalls 
nicht jo ſchlecht Über die deutfchen Verhältniſſe unterrichtet, um zu glauben, 
daß es genügt, wenn ein Bertrag in Berlin paraphırt wird, damit Alles in 
Deutſchland aufjubelt. Run behaupten ja aber diefelben Stimmen das Ge: 
geniheil; das Umgekehrte fei geichehen,, die franzöfiihe Induſtrie jei be— 
günftigt, die deutſche benachtheiligt; und überhaupt muß ich gejtehen, baß, 
wenn ic, diefem beutfchen Patriotismus, der mit jo edlem Unwillen und jo 
heiliger Begeifterung fich gegen einen Vertrag ergießt, wodurch Deutſchland 
an ben Erbfeind verrathen werde, auf ben Grund ſehe, id immer wieber 
nichts als Tarif: und Procentjäge finde, und mit einigem guten 
Willen wird man die Frage, ob und in wieweit Deutjchland an ben Erb: 
feind verrathen wird, mir 2 Thaler 15 Sildergrofhen ab: und zu bejahend 
oder verneinend beantwortet finden. Ich glaube alfo, man fann über dieſe 
Gefahren einftweilen hinwegfehen, aber, meine höchſtgeehrten Herren, da Sie 
einmal in biefer Frage der Regierung Vertrauen ſchenken, jo gejtatten Sie 
mir, eine Ueberzeugung auszufprehen , obne diefelbe, was Sie begreifen 
werden, näher zu motiviren. Wenn politifhe Gefahren für Deutiäjland 
drohen jollten, fo liegen fie im Hintergrund niht der Annahme, 
fondern ber Ablehnung des Vertrags... Möge bie zollvereins: 
ländliche Induftrie rüftig an das Werk gehen und beweifen, was man mit 
dem Bertrage ausrichten kann, dann wird Defterreich nicht hinter uns zu= 
rüdbleiben, und alsdann wird der Tag nicht fern fein, wo man von der 
heutigen Krifis des franzöfifchen Handelsvertrages ebenfo ſprechen wird, wie 
wir beute von der Zeit en: wo es fih um das Zuftandelommen des 
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deutſchen Zollvereins nnd auch um den Eintritt in bie Gewerbefreib 
handelte.“ 


1 8, Juni. (Zollverein). Conferenzen von Abgeordneten mehrerer Zol 


22. 


24. 


" 


26, 


vereinsregierungen in Münden, um fi über ihre Haltung gegeı 
über dem Handelsvertrage mit Franfreid zu verftändigen. 


„ CKurbefien). Das projectirte Minifterium Loßberg-Wiegan 
wird befeitigt und ein Minifterium Dehn-Rotfelſer gebildet. 


Durd eine landesherrlihe Verkündigung wird: 


„Auf Grund des Bundesbeichluffes vom 24. Mai, die VBerfaffungsurfunt 
vom 5. Januar 1831 nebit den Geſetzen vom 25. Nov. 1831, die Legitime 
tion der Landſtände betr., vom 26. Oft. 1848, die Wahl der Staatsdien 
zu Abgeordneten betr., vom 5. April 1849, die Zuſammenſetzung und Wal 
der Ständeverſammlung betr., endlich die Gejhäftsordnung der Stänbene 
fammlung vom 20. Juli 1848 wieder in Wirkſamkeit gelegt. 8. 60 de 
Verfaſſung, den Berfafjungseid der Dfficiere, $. 61 die VBerantwortlichfeit de 
Staatesdiener bei Berfaffungsverlefungen, ferner das Gejeg vom 26. Of 
1848, den militärischen Oberbefchl betr., bleiben bis zur verfajlungsmäßige 
Abänderung außer Wirkjamfeit. Die Schhzigerverfafjung und das Sechziger 
wahlgeſetz find aufgeboben. Die proviforiihen Gefeße vom 4. Sept. 1851 
bis 13. April 1852, desgleihen die geſetzlichen Erlajie von 1852 bis 1861 
bleiben bis zur verfafiungsmäßigen Abänderung in Kraft. Wegen der Ein 
berufung der Etände bleiben fernere Anordnungen vorbehalten.“ 


„ (CSadfen). Auch die I. Kammer von Sadfen genehmig 
den Handelövertrag mit Frankreich einjtimmig. 


„ (Rurdefjen) Das neue Minifterium ordnet die Yandtags 
wahlen nad) dem Wahlgefege von 1849 an. Außerordentliche Ab 
gejandte gehen nad Berlin und Wien ab. 


» CBaden) Die Badifhe Negierung legt dem Landtage deı 
Handelsvertrag mit Franfreich vor, „um dem von der Großherzog! 
Negierung beſchloſſenen Beitritt zu demfelben die verfaffungs 
mäßige Zuftimmung vorgängig zu eribeilen“ : 

„Die Großherzogl. Regierung verbehlt ſich nicht, daß das vorliegende Ber 
tragswerf in vielen Etüden ihren Wünſchen und Enwvartungen nicht ent 
ſpricht. Wenn auch, wie bei jeder großen Maßregel, fo insbeiondere be 
einem auf beinabe die gefammten Productions: und Berfehrsverbältnifie dei 
Landes jo dburchgreifend rüchvirfenden Handelsvertrag es unausweichlich iſt 
dat großartige Vortheile der Gefammtbeit nur mit Verlegung vieler Einzel 
interefien erfauft werden, fo hätte die Grofberzogl. Regierung doch ge 
wünscht, mindejtens die allerfchwerften, vorausfichtlich in weiten Kreifen de 
Bevölkerung hart empfundenen Nachtheile befeitigt zu feben, und fie bat e« 
deshalb verſucht, die Mitwirfung der königl. Preußifchen Regierung fü 
die Befeitigung einer wenigen befonders nachtheiligen Vertragstefiimmunger 
zu erlangen. Leider iſt dieſes nicht gelungen. Es bleibt nach der Er 
wiberung der Preußischen Regierung nur die Wahl zwilchen der Annahm 
oder Ablehnung der Verträge jo, wie fie Tiegen. Hätte die Großherzogl 
Regierung beim Gelingen ihres Verfuches ganz unbedenflih den Beitritt zı 
dem Bertrage angeratben, jo findet fie gleihwohl in dem Miplingen feiner 
Grund zur Aenderung ihres Eutfhluftes, Cie ift nad rubiger und ein: 
gebender Prüfung aller Verbhältniffe der Ueberzeugung, daß die Annahm 


des Vertrages für die Gefammtbeit durch Belebung des Verkehrs, Erleichte: 
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rang und Berwobljeilerung ber Production, Erweiterung bes Abjapgebietes 
und Steigerung der Arbeitsgelegenbeit Vortbeile im Gefolge bat, welde bie 
- aus jener Annahme für einzelne, wenn auch allerdings mit unferem Volks— 
wohlftande eng verwachienen Induſtriezweige zu erwartenden Nachtheile über: 
wiegen, während ander ſeits nicht Tiberfehen werden darf, daß aud durch eine 
Verwerfumg des Vertrags vielen Anduftriezweigen, welche auf dem gewohn: 
ten Abfapgebiete von Frankreich und Belgien neuen, dur Differenzialzölle 
begünftigten Goncurrenten begegnen, ſchwere Wunden gejchlagen werden.“ 


T. Juli. (Defterreih). Erſte Conferenzfigung in. Wien zwifchen 
Defterreih und den Mittelftanten bezüglih Bundesreform. Vor— 
ihläge Oeſterreich's. 

8. „ (Defterreih). Die Defterreih. Regierung beſchließt, den 
Eintritt Defterreih’8 in den Zollverein zu verlangen, und läßt fi) 
zu dieſem Ende hin in beiden Häufern darüber interpelliven, was 
fie gegenüber dem Hanbelsvertrage mit Frankreich zu thun gebenfe. 


. » (Hannover) Wachſende Agitation gegen den neuen octropir= 


ten Ratehismus, 

9. , (Coburg-Gotha). Der gemeinfhaftlihe Landtag von Co: 
burg⸗Gotha ertheilt dem Handelsvertrage mit Frankreich einftimmig 
feine Genehmigung, beichließt jedod) 

„zugleich bei diejer Beranlafjung die Erflärung abzugeben, daß ber ge 
meinſchaftliche Landtag die Heritellung und Fortbildung eines im Intereſſe 
jortjchreitender Entwidelung des Woblftandes und der Bildung in Deutjch- 
land nöthigen Syſtems größerer Arbeitserleichterung und Berfebrsfreiheit 
unter den gewerbibätigen Nationen nur dann für geſichert halte, wenn recht: 
zeitig vor dem Kündigungstermin für die Zollvereinsverträge eine 
Grundlage der Erneuerung derjelben vereinbart wird, durch welche die jeßt 
als Hemmmiß jeder freien und gleihmäßigen Entwidelung bejlebende Be: 
fugnig jedes einzelnen Zollvereinsjtaates zur Verhinderung befreiender 
Abinderungen des Zarifs und der organiichen Einrichtungen des Vereins 
bejeitigt, an deren Stelle vielmehr eine Entſcheidung durch Mehrheits be— 
(hlus gejegt und den Bevölferungen der Zollvereinsjtaaten ihr überall 
verfaffungsmäßiger Antheil an der entjcheidenden Mitwirkung bei der in— 
directen Befteuerung durch die organiſche Einrichtung einer in Zollfachen 
wirfjamen allgemeinen Bolksvertretung im unverkümmerter und naturges 
mäßer Weiſe zurüdgegeben wird, und daß bei dem nicht mehr zurüdzus 
drangenden Bebürfmig der Zeit nach einer ſchleunigen politifchen Umge— 
ftaltung der Anftitutionen in Deutjchland wenigftens nad diejer Richtung 
die deutſchen Volfsvertretungen darauf dringen müflen, daß bei Erneuerung 
des Zollvereins demjelben eine Einrichtung gegeben werde, welde durd Here 
Hellung eines gemeinichaftlichen Regierungsorgans, jowie eines gemeinſchaft⸗ 
lien Organs der Volksvertretung einerjeits eine kräftige Executive ſchafft, 
andererſeits die Rechte der Volfsvertretung zur Steucerverwilligung und zur 
Mitwirkung bei der Steuergejeggebung wahrt. 

„Die in der Zuſtimmung liegende — verfaffungsmäßiger Rechte 
wurde dadurch veranlaßt, daß die Regierung zum Schifffahrtsvertrage und 
zur Uebereinkunft wegen der Zollabfertigung, als nach der Verfaſſung nicht 
erforderlich, die Zuſtimmung des Landtags nicht verlangt hatte, ber Lande 
tag aber einflimmig der Meinung war, daß bie Zuſtimmung allerdings 
verfaſſungsmäßig erforderlich fei.“ 


0. „ (Defterreih) verlangt, dem Preußiſchen Handelsvertrage 
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mit Frankreich gegenüber, den Eintritt feines Gefammtitaatet 
den deutjchen Zollverein. 


Depeſche des Grafen Nehberg an die Defterreid. Gejanit 
an den verfhicdenen Deutſchen Höfen: 

„... Heute befinde ich mich in dem Fall, der Darlegung unjerer 
wände gegen jene Vereinbarungen eine weitere bedeutungsvolle Eröffr 
folgen zu lajjen. Bon dem Tag au, wo der bdeutiche Zollverein Die 
wähnten Verträge mit Frankreich fih aneignen wollte, müßte die Fa 
Regierung den Hauptzwed des deuticheöfterreichifchen Zoll: und Handel: 
trags vom 19. Februar 1853 als vereitelt betrachten. Zwiſchen Defter 
und feinen deutſchen Bundesgenofjien wäre — vielleiht für einen la 
Zeitraum — eine Echeidewand errichtet. Die Verwirflibung des Art 
ber Bundesacte wäre abermals im unbeftimmte Zukunft gerüdt. Genöt! 
den Fall einer jo ſchweren Gefährdung ihrer Anterefien in das Auge 
faffen, hat die faiferl. Regierung fich die Nothwendigkeit eingefteben mü 
jelbt gewichtige Bedenken zu überwinden, felbft große Anjtr 
gungen und Dpfer nicht zu jcheuen, um einer fo ungünftigen B 
dung der Dinge eine andere — diejenige eines raſchen und entfcheiden 
Schrittes zum Ziele der deutſch- öfterreichifchen Handels: und Zolleinigun: 
gegenüber zu ftellen. Auf Grund jorgfältiger Erwägungen und Unterjud 
e ift die Faiferl, Regierung, durchdrungen von diefer Erfenntniß, zu 

ntihluß gelangt, den Regierungen des deutfchen Zollvereins ſchon jegt 
Abſchluß eines Präliminarvertrags bebufs der Gründung eines |! 
Kaijerftaat und das Zollvereinsgebiet umfajjenden H 
dels- und Zollbundes vorzuihlagn. Das Wefen ihres Vorſchl 
beſteht in voller gegenfeitiger Freiheit de8 Handels und Verkehrs, beſchro 
nur durch die Mapregeln, welche theils die VBerfchiedenbeit ber inneren 
fteuerung , theils die Aufrechtbaltung der Staatsmonopolien erforder 
madt. Um diefen großen Bund zu ermöglichen, erklärt Defterreich fich 
reit, den Tarif und die Einrichtungen des Zollverein anzunehmen, fon 
legterer fich nicht mit ihm über eine zeitgemäße Revifion berjelben eini 
wird... Mas wir anbieten, es ift nur die Erfüllung defien, was Def 
reih, Preußen und die übrigen Staaten des Zollvereins durch den Bert 
vom 19. Februar 1853 feierlich für das Ziel ihres gemeinfamen Streb 
erklärt haben. Der k. Preußiſche Hof hat befanntlih die Thatſache ei 
allgemeinen wirtbichaftlichen Fortichritts und das Bedürfniß, ſich demjel! 
anzuſchließen, als das Motiv feiner Unterhandlung mit Frankreich bezeichı 
Auch wir verfennen den Einfluß jener Thatſache nicht, auch unfer Vorſch! 
wird dieſem Bedürfniß im vollften Maße gerecht. Aber unfer Anerbie 
entfpricht zugleich dem hohen Zwede der Wahrung der nationalen be 
ſchen Anterefien, demjelben Zwede, den auch die Zollvereinsverträge jeder; 
ansdrüdlicd an die Spike ihrer Verfügungen gejtellt haben.“ 


DBeigefügt find diefer Depeſche: 
1) Ein in 6 Artikeln beftehender Entwurf eines Pr 
liminarvertrag®. 
2) Der Entwurf einer befonderen Vereinbarung E& 
züglicy der Handelsbeziehungen des deutſch-öſterreich. Zol 
bundes zu andern Mächten: 


„Auf Grund dieſes Präliminarvertrags, und jobald die in Art. 1 e 
wäbhnten commifjionellen Verhandlungen fo weit vorgejchritten find, bi 
man fi über die Hauptpofitionen des Zolltarifs geeinigt bat, findet ei 
vorläufige Verſtändigung zwiſchen Defterreih, Preußen und den übrig: 
Negierungen des Zollvereins über die nothwendigen Modificatione 
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des von Preußen und Frankreich paraphirten Bertrags vom 29. März b. 
Is. jtatt. Defterreih und Preußen werden gleichzeitig von den übrigen 
Zollvereingjtaaten zur Führung der betreffenden Berbandlungen mit Frank— 
reich und auch, injoweit jich die Notbwenvigfeit und NRäthlichkeit zu den- 
felben berausitellen follte, zu Verhandlungen über einen Handels- und Zoll 
vertrag mit England ermächtigt. So weit möglid), ſoll in diefen Ver: 
bandlungen dahin gewirft werden, daß nicht einzelne Zollfäge, fon: 
dern mehr oder minder allgemeine Grundfäge, 3. B. die Nichters 
böhung der befichenden Zollfäge über ein bejtimmtes Procent des Werths 
der Waaren hinaus, Gegenjtand ber Vereinbarung mit fremden Staaten 
bilden.“ 

3) Eine kurze Motivirung der weſentlichſten Beſtimmun— 

gen biefer beiden Entwürfe: 

» +. . Hiemit wären die Grundlagen und Bedingungen ber Zolleinigung 
abgejchlojien, allein es handelt fi auch darum, jene Wünfche zu befriedi: 
gen, welche feit langem in der Richtung der vollflommenen Freiheit des Ver: 
kehrs und der alljeitigen banbelspolitifhen Einigung der deutſchen Staaten 
an den Fortbeſtand und die Ausbildung des deutjchen Zollvereins geknüpft 
mworden find, um durch Handelsverträge mit den beiden großen Gulturvöl: 
tern, weldye in der Handelöbewegung untjerer Tage vorangegangen find, 
das neue europätiche Handels: und Zollſyſtem unter völkerrechtlichen Schuß 
zu jtellen, und die vertragsmäßigen VBortbeile, welche theils Deiterreich, theils 
der Zollverein in dritten Staaten genießen, zum Gemeingut der neugegrüns 
deten Gemeinſchaft zu machen: dieſes Ziel jollen nun die im Art. 6 des 
Entwurfs vorgejebenen commillionellen VBerbandlungen und die dem Ent: 
wurf angeſchloſſene befondere Verabredung erreichen. Die Faiferl. Regierung 
hofft die Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit der einzelnen Beftimmungen des 
Entwurfs nachgewieſen zu baben, aber der Borzug desjelben, auf welchen 
fie den größten Werth legt, bürfte in feiner Form bejtehen. Der entworfene 
Bertrag ift bündig und bejtimmt, und knüpft an gegebene Verträge und 
Zuflände an; er kann darum in kürzeſter Zeit beratben, abgeſchloſſen und 
der in den einzelnen Staaten vorgezeichneten verfafjungsmäßigen Behand— 
lung unterzogen werden, was in der jegigen Lage Europa’s und Deutſch— 
land’s von beſonderer Bedeutung ift. Mit dem Abſchluß diejes Vertrags 
aber ift der Zollbund zw iſchen Dejterreih und dem Zollverein zweifellos feh- 
geftellt. Reformen und Verbeſſerungen find nicht ausgejhlojjen, allein 
von ihrem Zuftandefommen ift jener Jollbund nihtabhängig, und jindjolche 
auf jpätere Verhandlungen verwiefen, die übrigens, von beiderjeits anerkannten 
Grundlagen ausgebend und innerhalb der neubegründeten Gemeinjcaft der 
Anterejjen gegen außen fich bewegend, zuverläßig zu den gewünſchten heilſa— 
men Ergebniſſen führen werden.“ 


10, Juli. (Preußen) lehnt e8 neuerdings ab, an den in Wien eröffne- 
ten Conferenzen über Reform der Bundesverfaflung Theil zu neh— 
men, ebenjo lehnt es den Vorſchlag Defterreihs ab, den preußi- 
chen Gefandten in Wien wenigftens zu ermäcdhtigen, in der Eigen: 
Schaft eines einfachen Zeugen jenen Berathungen beizumohnen. 


» » (Bundestag). Baden beantragt die Aufhebung der Bundes: 
beichlüffe vom 6. und 13. Juli 4854, welche bie Verhinderung 
des Mißbrauchs der Preffe und das Dereinswefen betreffen, indem 
es von ber Anficht ausgeht, daß die Ordnung der einjchlägigen 
Berhältniffe den Landesregierungen zu überlaffen fei. (Bol. 14. Juni). 

13./14. Juli. (Holftein). Holfteinifches Turnfeſt in Rendsburg. 
5 
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13.120. Juli. Grftes deutſches Schüsenfeft in Frankfurt. Verbrü— 


derung mit den Schweizern. Epiſode Metz-Wildauer. Betbeiligung 
ber liberalen Fractionen des preuß. Abgeordneten-Hauſes am Feite. 


15. Juli. (Heſſen-Darmſtadt). Der befiensdarmftädtifhe Minifter 


11, 


17. 


20. 


v. Dalwigk antwortet auf eine Anterpellation in der H. Kammer 
bezüglich des franzöfifhen Handelsvertrags: 

„Die Großherzog. Regierung bat fi bis jegt Über die Annahme des 
Handelsvertrags mit Franfreih noch nicht erflärt. Sie ift aber mit 
deffen Grundlagen nicht einverftanden... . Sie ift daber wegen 
der Frage, ob zu dem Vertrage eine zuftimmende Erklärung zu eribeilen 
fei, mit anderen Vereinsregierungen, welche gleiche oder ähnliche Intereſſen 
zu vertreten haben, wie die diesjeitige, ins Benehmen getreten; die desfallfi— 
gen Verhandlungen baben jedoch noch zu feinem bejtimmten Ergebniß ge: 
führt. Im Fall der Zuftimmung wird die Megierung übrigens im Hinblid 
auf den Inhalt des $. 4 des Finanzgeſetzes vom 4. Deceniber 1860 (der 
die Negierung ermächtigt, einfettig ſolche Verträge abzuſchließen und nat: 
träglich vorzulegen) es nicht für erforderlih halten, den Ständen eine 
vorherige Vorlage zu maden.“ 


„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt zu Aus: 
arbeitung und Vorlage des Entwurfs einer allgemeinen Civilpro— 
ceßordnung für die deutſchen Bundesftaaten eine Commiſſion nie: 
derzufeßen, welche am 15. September in Hannover zufammentreten 
jel. Preußen erflärt fi) dagegen, Baden dafür, jedoeh mit dem 
Borbehalt, daß 

„die Einführung ded Ergebnifies in die Gefeßgebung ber einzelnen Bun: 
desjtaaten mit legislativer Kraft nimmermebr durd einen mit Stim— 
menmebrhbeit gefaßten Bundesbeſchluß, fondern, infolange dem Bunde ein 
mit ausreichend gejepgeberifcher Gewalt ausgeftattetes Organ nicht zur Seite 
fteht, ftets nur auf dem Wege der freien Vereinbarung unter den Bundes: 
regierungen und aljo nach dem Berfafiungsrechte der einzelnen Staaten 


nur unter Wahrung der Rechte aller legislatorifchen Factoren der einzelnen 
Länder gejcheben kann.“ 


„ (Helfen: Darmftadt). Schluß des Landtags. Thronrebe 
des Großherzogs: 

„Ich babe es Mir nicht verfagen wollen, Ihnen am Schluß eines Land— 
tags, der für das Wohl unjeres heſſiſchen Baterlandes reiche Früchte getra: 
gen bat, perfünlih Meine Anerfennung und Meinen Dank für die Hin: 
gebung, die treue Beharrlichfeit und die Einficht auszufprechen, mit der Sie 
Ihre ſtändiſchen Pflichten erfüllt und Meine Regierung in ihren Bemühun— 
gen unterjtüßt haben. Es wird Meine ſtete Aufgabe fein, nicht bloß für 
das Glück der Mir anvertrauten Unterthanen zu forgen, fondern auch bie 
gerechten Wünſche und Anterefien des großen deutſchen Waterlandes nad 
befter Ueberzeugung und unbefümmert um das Treiben ber Parteien zu 
vertreten. Mögen Sie, Meine HH. Stände, in der Anerkennung Ihres 
Fürſten, wie in der Dankbarkeit des Landes, für deſſen Wohl Sie eine 
Reihe von Jahren hindurch ebenfo fegenreih als aufopfernd gewirkt haben, 
neben dem eigenen Bewußtſein Ihren Lohn finden.“ 


» (Breußen) Ichnt den Antrag Defterreih’8 auf Eintritt feines 
Geſammtſtaats in den Zollverein ab: 


Nach Inhalt des Prototolls vom 29. März d. Jo. beſteht zwiſchen ums 
und Frankreich ein, wenn auch an eine Suspenſiv-Bedingung geknüpftes 


Deutfchland. 67 


Vertragsverhältnig. Wir haben umfere Zollverbündeten, mit deren Wiſſen 
und Willen wir diefes Verhältniß eingeleitet haben, eingeladen, dasjelbe 
durch ihre Zuftimmung perfect zu machen. Mehrere unferer Zollverbündeten 
haben dieje Zuftimmung ertheilt, einige mit vorgängiger oder nachträglich 
erjolgter Genehmigung ihrer Landesvertretungen, Wir ef haben bie Ber: 
träge unſerem Landtage vorgelegt. Ich möchte glauben, daß der faif. diterr. 
Hear Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten,- wenn er fich diefe That: 
laden in ihrem Zuſammenhange vergegenwärtigt bätte, Bedenken getragen 
haben würde, uns einen Vorſchlag zu machen, welder darauf hinausgeht, 
daB wir uns ben Verpflichtungen einfeitig entziehen follen, welche wir gegen 
granfreich durch das Protofol vom 29. März d. Is., gegen unfere Zoll: 
verbündeten durch die von ibnen angenommene Einladung zum Beitritt, und 
gegen unſer eigenes Land durch den, an die Landesvertretung gerichteten 
Antrag auf Zuftimmung zu den Verträgen eingegangen find, Wir würden 
indefjen, auch wenn wir durch diefe Verpflichtungen nicht gebunden wären, 
Bedenken tragen müſſen, die Borfchläge Defterreich’8 anzunehmen. Ich bes 
Ihränfe mich’ bier darauf, das Enticheidendfte von dieſen Bedenken hervorzu— 
heben, und fann dabel an eine meiner neueften nach Wien gerichteten Mit— 
tbeilungen anfnüpfen. Die Gefihtspunfte, welche uns bei der Verhandlung 
unjerer Verträge mit Frankreich geleitet haben, find in ber von mir unter'm 
7, April d. Is. an Ew. Erc. gerichteten Depefche ausgeſprochen. So großen 
Werth wir im Intereſſe unſeres Gewerbfleißes und unjeres Handels auf bie 
Theilnahme an der Berforgung eines großen und reihen, an ben Zollver: 
ein angrenzenden Marktes zu legen hatten, jo würden wir uns doch zu der— 
jenigen Umgeftaltung des Zolltarifs, welche der Handelsvertrag mit Frank: 
reich in fich schließt, nicht haben verſtehen fünnen, wenn wir nicht überzeugt 
gewejen wären, daß diefe Umgeftaltung, ganz abgejehen von allen vertrags- 
mäßigen Aequivalenten, eine durch das eigene Intereſſe des Zollvereins ge: 
botene Notbmwendigfeit fei. Es bandelte jih für und nidht blos um einen 
Act der auswärtigen Handelspolitit, fondern der inneren Reform. Der be: 
ſtehende Vereins: Zolltarif bat fih, nach unferer Weberzeugung, 
überlebt. Diefen nämlichen Tarif will Defterreih durch feine Bor: 
Ihläge bis zum Schlufje des Jahres 1877 zur Grundlage des DVertragsver: 
bältnifies zwijchen dem Zollverein und Dejfterreih machen. Die Vorjchläge 
behalten zwar eine Reviſion desjelben vor, es ſoll jedoch, ſoweit bei diejer 
Revifion eine Verſtändigung über Abanderungen nicht erfolgt, bei den be— 
ftehenden Beltimmungen verbleiben, und es foll, den im Zollverein beſtehen⸗ 
den Grundfägen gemäß, zu jeder Abänderung des Einvergtändniffes ſämmt— 
licher Vereinsregierungen und Oeſterreich's bedürfen, Eine ſolche Verab— 
redbung, ich fpreche e8 offen aus, würden wir niht eingeben fünnen, 
auch wenn Berbandlungen zwijhen ung und Sranfreid nie 
mals ftattgefunden hätten; denn über die, mit dem 31. December 
1865 ablaufende Bereinsperiode hinaus, würden wir und an ben beftebenden 
Vereins Zolltarif in feinem Falle binden wollen, Wir haben auf die reis 
beit unjerer Entſchließung über dieſen wichtigften Theil der Handelsgeſetz— 
gebung einen um fo entjchiedeneren Werth zu legen, als wir die Beſorgniß 
begen müßten, daß wir uns über die Ziele der vorbehaltenen Zarif:Revifion 
nicht im Einverftändniß mit Dejterreih befinden würden. Die Bedenken, 
welche die kaiſ. Regierung in früherer wie in neuerer Zeit gegen den Zoll- 
vereing = Tarif geltend gemacht hat, und deren Erledigung nad Inhalt der 
„Motivirung” ihrer Vorfchläge, bei jener Nevifion vorbehalten wird, waren 
vornämlich gegen das allzuniedrige Ausmaß der Sätze dieſes Tarifs für bie 
werthvolleren Waaren gerichtet, zielten aljo auf eine Erhöhung dieſer Säge 
bin. In der Denkſchrift, melde der Depefche des Grafen Rechberg vom 
7. Mai d. 38. beigefügt ift, wird mit Beftimmtbeit ausgefproden, daß bie 
große Mehrzahl der von uns durch ben Vertrag mit Frankreich angenom- 
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menen Zollfäge von ber Art find, daß Deflerreih, ohne den Untergana 
vieler Zweige feiner Induftrie herbeizuführen, biefen Sätzen felbit nur je: 
weit, als die Aufrechthaltung der bisherigen Zwiſchenzölle fordert, micht zu 
folgen vermag. In der zu den Vorfchlägen Oeſterreichſs gehörenden „be 
jonderen Verabredung“ endlich werden nicht nur Modificationen des Ber: 
trages mit Frankreich im Allgemeinen als nothwendig vorausgejcht, jondern 
es wird die Aufgabe der im Ausficht genommenen fpäteren Verhandlungen 
mit Frankreich ausdrücklich dahin präciſirt, daß, an Stelle einzelner Zolljäge, 
mehr oder minder allgemeine Grundfäße, 3. B. die Nichterhöbung der be 
ftehenden Zolljäge über ein gewiged Maß hinaus, zu vereinbaren jeien. Es 
kann nicht meine Abficht fein, die Frage zu biscutiren, ob ein Tarif, wie 
folcher unferem Vertrage mit Franfreich beigefügt ift, den wirtbicdaftlichen 
Interefjen Oeſterreich's entfpredhen würde. Ich darf mid darauf beſchrän— 
fen, zu conftatiren, daß aud aus den vorliegenden Schriftjtüden die Ber: 
neinung dieſer Frage bervortritt. Die Verſchiedenheit unjeres Standpunftes 
von demjenigen Dejterreich’s, welche fih aus dieſer Verneinung ergibt, Fön: 
nen wir aufrichtig beflagen, wir können aber, wo es fih um die böchſten 
wirthſchaftlichen Interefien des Landes handelt, ben Standpunkt, melden 
wir für den richtigen balten, nicht verlafjen.“ 


‚Auli. (Hannover). Der hannover’fhe Handelstag erflärt fi für 


den Handelsvertrag mit Frankreich: 


„Der hannover'ſche Handelstag erblidt in dem Handelsvertrage zwifchen 
Preußen und Franfreih ein Ereigniß von überwiegendem Nupen für den 
Zollverein und für unſer Land insbefondere, und ſpricht den dringenden 
Wunſch aus, daß unfer Königreich demfelben baldigft beitreten möge.“ 


(Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt die Ein: 
berufung einer Commijfion behufs Einleitung einer gemeinfamen 
Patentgefeßgebung auf den 24. Nov. nah Frankfurt. 


(Preußen). Das preuß. Abg. Haus nimmt ben Handels: 
vertrag mit Frankreich mit 264 gegen 12 Stimmen (der katho— 
lifchen Fraction) an, (f. Preußen). 


(Defterreih). Replik Defterreihs an Preußen bezüglich feines 
Eintritts in den Zollverein. Da Preußen bie erjten Eröffnungen 
Oeſterreichs rund abgelehnt hatte, jo verlangt diefes die Eröffnung 
von Unterhandlungen nunmehr als ein Recht, geſtützt auf den 
Dertrag vom 19. Febr. 1853. 


Depefhe des Grafen Rehberg: „Daß uns die Befriedigung nicht 
gewährt fein werde, Preußen zu der beantragten hochwichtigen Maßregel 
entgegenfommend die Hand bieten zu jehen, darauf hat Hr. Sr) dv. Bernitorfi 
Ew, Exc. bereits vorbereitet. Indeſſen haben wir nunmehr die Gründe vor 
Augen, welche die königl. Negierung unferem Anerbieten entgegenbält, und 
wenn wir bdiefen Gründen einen peremptoriichen Charakter nicht beilegen zu 
fönnen glauben, jo wird es uns nicht verfagt fein, die Hoffnung auf eine 
in jo hohem Grade erjtrebenswertbe Grrungenichaft, wie es die Zoll: und 
Handelseinigung des gefammten Deutichlands ift, auch jeßt noch unverwandt 
feftzubalten. Prüfen wir die Einwendungen Preußen’s: fie find von dop— 
pelter Natur. Un erjter Stelle beruft die Füniglihe Regierung fi darauf, 
daß fie fich nicht für berechtigt halten Fönne, von ihrem gegenüber Frank— 
reich verpfändeten Worte einfeitig wieder abzugeben. Die Giltigfeit diefes 
erften Einmwurfes, wir vermögen fie auf unferem Standpunfte aus mebr 
als einem Grunde nicht anquerlennen . . . Wir geben zu Preußens 
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zweiter Einrede gegen unſeren Antrag über. Graf Bernſtorff erklärt, es 
liege den Zugeſtändniſſen Preußens an Frankreich ein unabweisbares Be: 
dürfniß innerer Reform zu Grunde, — der bisherige Tarif des Zollvereing 
babe fi überlebt — Preußen werde ſich in feinem Kalle über die mit dem 
31. Dec. 1865 ablanfende Bereinsperiode hinaus an bdenfelben binden. 
Gerade dieſen Tarif aber wolle Defterreih als Grundlage des neuen Ver: 
tragsverbältnifjes annebmen. Allerdings behalte e8 eine Nevifion des be: 
ſtehenden Bercinszolltarifs vor, aber der Erfolg bderfelben hänge von ber 
Zuftimmung jedes einzelnen Bereinsgenofien, auch Oefterreihs, ab und 
über die Ziele biefer Revifion befinde fich Preußen nicht im Einflange mit 
Oefterreih, nachdem letzteres erflärt babe, daß es im Intereſſe feiner In: 
bujtrie die große Mehrzahl der zwiſchen Preußen und Frankreich verab- 
redeten Zollfäge für fih nicht anzunehmen vermöge. Preußen müſſe fich 
daber die Freiheit feiner Entſchließung wahren, es würde auf 
unferen Vorſchlag jelbft dann ſich micht einlaffen können, wenn niemals 
zwifchen ihm und Frankreich Unterbandlungen ftattaefunden hätten. Gegen: 
über dieſen Aufftelungen werden wir aber fragen bürfen, ob nicht Preußen, 
wollte es dieſe Säge in ihrer ganzen Schroffheit fefthalten, eben fo gewiß 
die Kortdbauer bes Zollvereines als die Zolleinigung mit 
Defterreih fchlehtbin unmöglich mahen würde. Daß bie Tarif: 
revifion, die wir beantragen, ber Nichtung auf Verkehrserleichterung folgen, 
daß ſie ſich nicht karg in zu engen Schranken bewegen werde, dafür bürgt 
unſet ganzes Verfahren; wir glauben, unſere Zugeſtändniſſe werden die— 
ſelbe Grenze erreichen, die auch viele der ſeitherigen Genoſſen des Zoll— 
vereines nicht werden überſchreiten wollen. Unſer Anſchluß, wir dürfen 
dies mit vollem Grunde ausſprechen, wird die Reform der Handelopolitik 
des Zollvereins nicht hemmen, jondern fördern, Freilich, wenn die Re: 
gierung Preußens der Meinung ift, daß fie auf bie Wünſche und Bebürf: 
niffe der Theilnehmer am gegenwärtigen SZollvereine jo wenig, wie auf bie 
unjrigen Rückſicht zu nehmen babe, dann allerdings wird fie nur folge: 
richtig handeln, wenn fie fih vom 1. Januar 1866 an auf jene Frei: 
beit der Entſchließung zurüdziebt, auf welche fie im Zollvereine ver: 
zichtet bat und in jedem fünftigen Ähnlichen Vereine würde verzichten müſſen. 
Dann aber wird fie zugleich ihre Wahl zwilchen ihrer Autonomie und ber 
Fortdauer des Zollvereins getroffen haben, — bie eine jcheint ung 
die andere auszuſchließen. 

. ... Wir könnten biemit unjere Antwort auf die Aufflärungen ber 
fönigl. preußifhen Regierung vom 20. d. M. fließen. Allein es bleibt 
und noch übrig, einen weiteren entfcheidenden Grund für unfer Verlangen, 
daß über A Vertragsentwurf verhandelt werde, anzuführen. Geſtützt 
auf den Art. 25 des Handels- und Zollvertrags vom 19. Februar 1853 
glauben wir die Eröffnung von Unterbandlungen über unjer An— 
erbieten nicht bloß aus Zwedmäßigfeitsrüdfichten, fondern aud wie 
biermit gefchieht, als ein uns zuftehbendes Recht in Anſpruch nehmen 
zu können. Es follten nad diefem Artikel im Jahre 1860 Commiſſarien 
der contrahirenden Staaten zufammentreten, um über die Zolleinigung 
zwifhen beiden Theilen oder falls eine foldhe Einigung noch nicht 
zu Stande gebracht werden Fünnte, über weitere Verfehrserleichterungen 
und möglichfte Annäherung und Gleichftellung ber beiberjeitigen Zolltarife 
zu unterhandeln. Diefe commiſſariſchen Unterhandlungen find either aufs 
geſchoben worden, aber die Verpflichtung, die Hand zu benfelben zu bieten, 
dauert fort. Defterreih bat nunmehr als Grundlage für die Vollziehung 
diefes BVertragsartifeld ein beftimmtes und bis ins Einzelne ausgebildetes 
Proaramm der Zolleinigung vorgelegt, — die kaiſ. Regierung glaubt nicht, 
daß der Zollverein, Preußen an ber Spitze, es Ihr mit Recht ‚verweigern 
Fönne und dürfe, auf die gemeinjame Berathung ihres Vorfchlages einzugeben.“ 
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28. Juli. (Abgeordnetentag). Antwort des öfterr. Reichsrathsabg. 


29. , 


Brinz und Rechbauer auf die Einladung der Oeſterreicher zum 
erften Abgeorbnetentage nad den Beichlüffen der DVerfammlung 
vom 8. Juni: 


„. +. Geleitet von dem aufrichtigften, wärmiten Beftreben nad) Verftändigung 
mit allen unferen deutſchen Stammesgenojien und bejeelt von der Ueber: 
zeugung, daß bie engere Berfnüpfung, Ginigung und freibeitlihe Entwidlung 
der fämmtlichen beutichen Bundesländer eine täglich wachſende Nothwendig 
feit und in jeder gefeglichen Weile anzufireben fei, erlauben wir uns num, 
ben Vorſchlag zu madhen, daß anftatt oder body vor ber projectirten, in 
Ihrer Mittbeilung erwähnten geehrten Berfammlung eine ſolche im Fleine: 
ren Maßſtabe zur perjönlichen gegenfeitigen Berftändigung veranlaßt werke. 
Sleih der Vorverſammlung erachten wir das wirkliche Streben nad Deutſch— 
land’ Einigung und freibeitlicher Entwidelung als eine moralifhe Bein 
gung bes Eintrittes. Allein darüber, wie Beides anzufireben jei, wollen 
wir nicht nur einen gründlichen perjönlichen Meinungsaustaufh, fondern 
wo möglih auch eine Verſtändigung zwifchen ben beiden Hauptrichtungen 
ber inneren deutjchen Politik — der fogenannten groß: und kleindeutſchen 
Richtung. Weil aber eine große Verſammlung ungleih mehr zur Dar: und 
Schauftellung verfchiedener Anfichten, als zur ruhigen Berftändigung ge: 
Ihaffen iſt, wünſchten wir, daß wenigftens bie erfte diefer auf Verjtändigung 
mit uns Deutjch = Defterreihern zielenden Berjammlungen nur aus einer 
Anzahl von etwa 50 Theilnehmern beftünde, und biejelbe dann auch von 
Bertretern beider Richtungen, und zwar möglichſt gleichmäßig befucht 
wäre. Wir hoffen, daß Em. H. ſich mit diefem Vorfchlage befreunden Fönnen, 
und find Ihrer gefälligen Mittheilung gewärtig; auf unfere und unferer 
politiichen Freunde jofortige Mitwirkung können Sie zählen.” 


(Holftein). TH. Lehmann, das Haupt ber deutfhen National: 
partei, F in Kiel. 


Ende Juli. (Bayern). Das Ergebniß der Verhandlungen der prote- 


ftantifhen Didcefanfynoden der Rheinpfalz über die Vorlage des 
Eonfiftoriums bezüglid, der Wahlordnung geht dahin, daß fih 11 
berjelben für, 4 gegen eine Abänderung der bejtehbenden Wahl: 
ordnung ausgejprocdhen haben. (Die meiften hatten fi im Auli 
1861 in demfelben Sinne ausgefprodyen.) 


1. Aug. (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt den Handelsvertrag 


2. 


02 


d. ” 


mit Frankreich einftimmig. 


(Preußen) unterzeichnet jest, da beide Häufer feines Landtags 
denfelben genehmigt haben, den Handelsvertrag mit Frankreich. 

(Preußen) benachrichtigt die Zollvereinsregierungen von ber 
feinerfeitö am 2. Aug. erfolgten Unterzeichnung des Handelsvertrags 
mit Frankreich und erklärt fi, um die Zögerung refp. das Wider: 
Itreben der füdbeutfchen Negierungen zu überwinden und fie zum 
Beitritt zu bewegen, für diefen Fall als letztes Zugeſtändniß be: 
veit, auf die Webergangsabgabe für Wein vollftändig zu verzichten. 


Depejhe des Grafen Bernftorff: „Ih darf faum wieber: 
belt daran erinnern, das wir die Verhandlungen mit Frankreich unter der 
Zuſtimmung jämmtlicher Zollvereinsftaaten begonnen, dag wir unferen Ver: 
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einegenefien während bes langwierigen Berlaufes ber Unterhandlung mehr: 
fah Mittbeilung von der Lage der Sache gemacht haben, daß fit dem 
Abſchluſſe der Berbandlungen bereits wieder vier Monate verfloffen find. 
Ebenſo glaube ih bier nidht von Neuem auf die Anträge zurüdtommen zu 
eürfen, welde von Seiten ber faif. öfterreichifchen Regierung an und und 
an bie übrigen Bereinsitaaten gerichtet worben find. Es wird nad ben 
von uns in diejer Beziehung gemachten Mittheilungen auf keiner Seite ein 
Zweifel darüber deſtehen, daß jene Anträge und bie bamit verbundenen 
Ausführungen uns nicht haben bejlimmen fünnen, von dem Wege abzu: 
geben, melden wir mit voller Weberzeugung betreten und befjen Inne— 
baltung wir durch die erfolgte Unterzeichnung bekräftigt haben. Ber Ge: 
legenbeit der Unterzeihnung find einige Berichtigungen, Crläuterungen und 
Ergänzungen der am 29. März db. J. paraphirten Actenftüde erfolgt, auf 
Weiche ich hier näher einzugehen babe. ... Ich habe endlich noch eines 
Gegenjtandes zu erwähnen, welder zu ben Verträgen mit Franfreih in 
einer, menigiten® mittelbaren Beziehung fieht: der Webergangsabgabe für 
Rein. Nah Inhalt meines Erlaffes vom 3. April d. 3. hatten wir ung, 
die Zuftimmung der außer uns betbeiligten Vereins Regierungen voraus: 
geſetzt, bereit erflärt, jene Abgabe vom Tage des Vollzuges bes Handels: 
Vertrages an, auf 12% Sgr. für ben Zollcentner zu ermäßigen. Diefe Zu: 
fimmung ift uns von Sadfen, ben Staaten des Thüringifchen Vereins 
und Didenburg erklärt worden. Inzwiſchen ift unjere Aufmerkfamfeit, von 
verschiedenen Gefichtspunften aus, wiederholt auf den Gegenftand gelenkt 
worden. Mebereinjtimmende, aus ben füblihen Bereinsftaaten uns zuge: 
gangene Berichte laſſen und feinen Zweifel darüber, daß dort auf bie 
aänzliche Aufhebung der Uebergangs = Abgabe für Wein ein fehr hoher 
Wertb gelegt, und in der Herftellung des völlig freien Verkehrs mit dieſem 
Grzeugniß eine Ausgleihung für Nachtheile gefunden wird, welche man, 
wenn auch nad umjerer Meberzeugung ohne Grund, als Folgen der Ber: 
träge mit Frankreich befürdtet. In unferen Weinbau = Bezirken erblidt 
man in ber, von uns bereits angebotenen Ermäßigung ber Uebergangs⸗ 
abgaben, wenn joldhe ohne eine entſprechende Herabjegung umferer inneren 
Weinfteuer erfolgen jollte, eine Benachtheiligung der eigenen Weinproduction 
gegenüber derjenigen der füdlichen Bereinsjtaaten und wünſcht man bie 
Aufhebung unferer Weinftener. Der Landtag des Königr. Sachſen bat 
ber Regierung die Ermächtigung ertbeilt, mit der gänzlichen Bejeitigung 
der Webergangsabgabe und der Weinfteuer vorzugehen. Wir felbft können, 
wenngleich nicht unerbebliche Bedenken wider die Befeitigung bes bejtehenden 
Syſtems obwalten, doch den entſchiedenen Kortichritt nicht unterſchätzen, 
welchen die Berkehrsfreiheit im Innern des Vereins durch die Aufhebung 
der Webergangsabgabe für Wein machen würde. Wir würden deshalb, 
wenn auf diefem Wege ein allfeitiges Einverſtändniß in Betreff der vor: 
liegenden Verträge zu erreichen wäre, geneigt fein, bie Aufhebung ber 
Vebergangsabgabe von Wein und der inneren Weinftener vorzufchlagen ; 
indem wir boffen, daß auch die, an der Uebergangsabgabe mit uns Theil 
nebmenden Bereinsregierungen fih, unter gleiher Borausjegung, zu bem 
gleihen Schritte entjchließen werden. — Nach allen vorftehenden Bemerkungen 
glauben wir nunmehr mit Zuverfiht barauf rechnen zu dürfen, daß 
auch diejenigen unferer Vereinsgenofien, von welchen uns bis jetzt eine Er: 
flärung noch nicht zugefommen ift, nicht länger zögern werben, uns joldhe 
zugeben zu lafien. ir find uns bewußt, in biefer ganzen Angelegenbeit 
nicht nad eigenem Intereſſe, ſondern im Intereſſe des gefammten Vereins 
verfahren zu haben; wir haben uns nur durch die Rückſicht auf das wahre 
volfswirtbichaftliche Wohl leiten laſſen; jedes andere Motiv bat uns fern 
gelegen. Es kommt jest darauf an, den Handel, ben Gewerbfleiß und bie 
Schifffahrt der Zollvereinsftaaten auf dem großen Felde, welches durch bie 
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Berträge erichloffen wird, ohne weiteren Verzug Theil nehmen zu jehen und 
nicht anderen Nationen bie Vortheile zu überlafien, zu deren Mitgenuß ber 
Berein fähig und berufen if. Um den Beginn der Verträge mit dem 

1. Januar 1863 eintreten zu fehen, ift es dringend, daß wir die Gr: 
Härungen unferer, mit ihren Aeußerungen noch rüdjtändigen Zollverbündeten 
fo ſchleunig als möglich und fo zeitig erhalten, daß bie demnächſt erforder: 
liche allfeitige Ratification im Laufe des Monats Detober würde erfolgen 
fönnen.“ 

6. Aug. (Preußen). NRüdantwort Preußens auf die Replik Deiter: 
reih® vom 26. Auli bezüglich feines Eintritt in den Zollverein: 

„. . . Ich möchte ungern Gefagtes wiederholen; nur dies fan ich nicht 
umbin von Neuem bervorzubeben, daß cs Gründe des unabweislichen, burd 
die Zeit gebotenen Bebürfnijfes find, welche uns zu dem Entjchluffe- geleitet 
haben, an ben bisherigen Vereins = Zolltarif nicht Über die mit dem 
31. December 1865 ablaufende Bereinsperiode hinaus uns binden zu wollen, 
und baß in dieſer Beziehung ganz davon abzujeben ift, ob Verhandlungen 
mit Frankreich ftattgefunden baben oder nicht. Daß wir damit nicht auf 
eine Sprengung des Zollvereins binausfommen wollen, barüber wird man 
eine Berficherung nicht erft von uns erwarten; im Gegentbeil, wir bofften 
und hoffen unausgeſetzt, daß der Zollverein verjüngt und aufs Neue ge: 
ftärft auch aus bdiefer Krifis herworgeben werde. Wir find aufrictig fern 
davon, Verhandlungen mit der uns befreundeten Macht grundſätzlich ab: 
weifen zu wollen; aber wir vermögen den gegenwärtigen Zeitpunft nicht 
als geeignet anzuerkennen, um in jolhe Berbandlungen einzutreten, ba 
diefelben nad unferer Ueberzeugung jegt zu einem gebeihlichen Ziele nicht 
führen, vielmehr nur neue Verwidlungen im Gefolge haben würten. Erft 
nachdem die Berträge mit Frankreich durch die allfeitige Annahme ber 
Zollvereinsitaaten in ihrer Ausführung gefichert fein werden, wirb nad) 
unferer Auffaffung der Augenblid nefommen fein, um die anderweite Re: 
gelung der handelspolitiihen Beziehungen zu Defterreicdh zu erwägen.“ 

. „ (Defterreih). Eine öfterr. Depefhe benachrichtigt Preußen 
vorläufig von dem Refultat der in Wien ftattgefundenen Eonferenzen 
Defterreih8 und ber Mitteljtaaten, die auf „Cinführung eines 
repräfentativen Glements in die Bundesverfaffung zuvörberft bei 
der bereit8 gegebenen fpeziellen Veranlaffung der Ausarbeitung ge— 
meinfamer Geſetzbücher über Givilprozeß nnd Obligationenrecht 
und auf Errichtung eines Bundesgerichts gehen”, zu welchem letz— 
teren Zwecke Defterreich einen neuen Gntwurf übergeben wird. 

„ . . Diefe Anträge erjtreden fih, wie Ew. Erc. fogleih bemerken 
werden, noch nicht auf die beiden wichtigiten und fchwierigften Fragen der 
Reform, diejenige der Gründung einer ftärkeren Erecutivgewalt des Bundes 
und der organifhen Einrichtung eines repräfentativen Körpers. Wir ver: 
behlen uns nicht, daß bie öffentlihe Meinung Deutſchlands nah einer 
vollftändigeren Löjung der Reformfrage verlangt als wir und die Re: 
gierungen, die ſich mit uns beratben haben, durch bie erften zu Wien ver: 
abredeten Vorſchläge fie darbieten werden. Ebendeshalb glauben wir an 
biefer Stelle conftatiren zu müfjen, baß, wenn wir in der jegigen Sachlage 
dafür gejtimmt baben, bie erwähnten beiden organifchen Fragen vor: 
laufig noch im die zweite Linie zu jtellen, und vorerfi nur burdh bie 
Anträge wegen der Delegirtenverfammlung ad hoc und wegen des Bundes: 
5 der deutſchen Nation ein unverwerfliches Pfand ernſten auf frei— 
innige Entwicklung der Bundesverfaſſung gerichteten Willens zu geben — 
und zu dieſem Verfahren vor allem der Wunſch und die Hoffnung bewogen 
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bat, die hohe Aufgabe einer Reform ber beutfchen Bunbesverfafiung Fünne 
und werde nicht auf die Dauer der Mitwirkung Preußens entbehren.“ 
"Aug. (Hannover). Paſtor Baurfhmid in Lüchow, wegen einer am 
2, Aug. gegen ben neuen Katechismus erfhienenen Schrift am 
5. vom Gonfiftorium zur Verantwortung geladen, trifft in Hannover 
ein. Die Bevölferung empfängt ihn mit großartigen Ovationen. 
Erceffe gegen die Eonfiitorialräthe Niemann und Uhlhorn. in: 
ihreiten des Militärs. 
»„ (Bapern) lehnt den Beitritt zum Hanbelsvertrage mit Frank: 
rei ab: 

Rote des Frhrn. v. Schrenf an den preuß. Gefandten in München: 
„++. Wenn die E. bayer. Regierung bei Prüfung des Handelövertrages 
zu einem Rejultate gelangt ift, welches zum Theil wejentlih von den Ans 
Ihauungen der F. preuß. Regierung abweicht, fo muß fie diefes zwar auf 
das lebhafteite bedauern, fie iſt es jedoch ihren Pflichten gegen den Berein, 
wie gegen ihre eigenen Untertbanen, ihrer moraliſchen Berantwortlichteit, 
wie ıhrer bisher eingenommenen Stellung ſchuldig, diefe ihre Neberzeugung, 
ſowie die Gründe, welche fie dazu geführt haben, offen und ohne allen 
Rüdhalt darzulegen, und hierin dem Beiſpiele der fönigl. preußifchen Re: 
gierung zu folgen, welde auch ihrerjeits ihre Zwede und Abfichten, welche 
Ne in diefer Verhandlung geleitet haben, felbft wenn bdiefelben mit den Ans 
fihten anderer verbündeten Regierungen nicht übereinftimmten, offen bars 
gelegt bat. Die bayerifche Regierung braucht biebei faum daran zu er: 
innern, daß fie in allen bisherigen Vereinsangelegenheiten ihre correfte 
föderative Gefinnung genugfam thatjählih erprobt, und ſtets Sonder: 

. mterefjen anerkannten höheren Bereinszweden untergeordnet hat, jo daß 
gewiß alle Bereinsmitglieder ohne Ausnahme davon überzeugt find, daß 
die bayerifche Regierung bie gleichen Gefinnungen auch im der vorliegenden 
Frage wieder als leitend betrachtet, und daher nur mit Widerftreben und 
aufrihtigem Bedauern buch eine gewifjenhafte Prüfung zu einer Weber: 
jeugung geleitet worden ijt, welche von jener der Fönigl. preußiichen Re— 
gierung wejentlich differirt. . . . Das zweite Hauptargument, welches die 
fönigl. preußifhe Regierung als bdringendes Motiv für den Vertrag mit 
Franfreich angeführt bat, beiteht in dem Satze, daß der Zollverein, nachdem 
alle feine weſtlichen Nachbarn ihr Hisheriges Probibitivs und Schutzzoll⸗ 
Ioftem aufgehoben haben, feinen dermaligen Tarif, der im Wejentlichen 
nob auf den Grundlagen von 1833 beruht, nicht mehr weiter halten könne, 
jondern mobdificiren müſſe. Auch diefer Anficht ift die königl. bayerifche 
Regierung im Allgemeinen beigetreten, und bat bdiefelbe fpeciell dahin näher 
präcifirt, daß der Zollverein jeßt nicht mehr ſtarr an feinen bisherigen 
Tarifjägen feithalten könne, vielmehr der neueren Richtung wefentliche Zu: 
geftändnifie, und zwar zunächſt in feinem eigenen Intereſſe, machen müſſe. 
Die Grundjäge des Schutzes ber einbeimifhen Anduftrie, welde 
er bisher verfolgt habe, werde er jedoch auch fernerbin als leitende betrachten 
fönnen, um fo mebr, als auch diejenigen Staaten, welche zur Zarifreform 
geſchritten, im allen denjenigen Tarifjägen, in welden eine wichtige ein: 
beimifche Induſtrie von fremder Goncurrenz bedroht werden fünnte, noch 
ziemlich ausreichende Schußzölle beibehalten haben. Abgefehen davon, daß 
diefes Motiv an und für fi wohl zunächſt für eine felbfiftändige 
Zarifrevifion des Zollvereins, niht aber für einen Ver— 
trag mit Frankreich fprehen würde, kann babei nicht unbeachtet 
bleiben, daß dasſelbe für den vorliegenden Fall entweber zu viel oder zu 
wenig beweifen würbe. Der Zollverein hat während Decennien allein unter 
allen größeren Zollförpern ein verhältnigmäßig fehr liberales Tarifſyſtem 
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beibehalten, ohne daß feine weftlihen Nachbarn fich beeilt hätten, feinem 
Beifpiele zu folgen, ober daß im Zollvereine das Probibitivioftem dieſer 
Nachbarn als ein Grund geltend gemacht worden wäre, biefem Syſteme 
gleichfalls beizutreten. Seht, wo bdiefe Nachbarn lediglich im ihrem eigenen 
ntereffe zu einem anderen Syſteme übergegangen find, ſoll dies für den 
Verein ein dringendes Motiv werben, fein bisheriges Syſtem ohne weiteres 
über Bord zu werfen. Und welchem Tarifſyſteme follte er folgen? — dem 
englifhen, das offenbar auf continentale Verhältniffe nicht paßt, ober bem 
franzölifhen, das ebenfalld von bem bisherigen Bereinsinfteme jo principiell 
verſchieden ıft, daß eine nur einigermaßen merflihe Annäherung nicht mög: 
lich iſt. Eine ZTarifrevifion des Zollvereing, wenn biefelbe mit Umficht und 
Beachtung ber beftehenden Berhältnifie und Anterejlen vorgenommen werden 
fol, kann nicht darin bejteben, daß eine oder die andere Pofition vermindert 
ober erhöbt, oder auch wohl ganz befeitigt wirb, fondern diefelbe muß ben 
ganzen Zarif nad gewifien leitenden Grundſätzen umfafien, und aui 
eine forgfältige Erörterung aller induftriellen Bebürfnifie und Intereſſen 
begründet fein. Dieje Kriterien aber trägt ber proponirte Bertragstarif 
feineswegs an ſich. Es find vielfad geringere Waaren verhältnis: 
mäßig höher befteuert , als feinere, Yurnswaaren geringer, als Gegenftände 
bes allgemeinen Berbrauhes, Nobprodufte verhältnigmäßig böber, als bie 
baraus gefertigten Waaren, — Tarifſätze, die den Gharafter von reinen 
Finanzzöllen an fi tragen, ohne genügenden Grund bedeutend gemindert, 
und eine billige und conjequente Beſchützung der einbeimifchen 
Anduftrie, welche doc die königl. preußiiche Negierung in ihren früberen 
Mittheilungen als ihren leitenden Grundfag anerkannt hatte, in vielen 
Fällen gänzlich außer Acht gelafien. Wenn die königl. preußifche Regierung 
nad ben Erklärungen der VBereinsregierungen verfichert fein fonnte, daß 
biefelben zu einer angemefjenen und auch ergicbigen Tarifrepifion gerne bie 
Hand bieten würden, jo fonnte diefelbe doch auch nach eben biefen Gr: 
Märungen nicht den mindeften Zweifel darüber begen, daß mandye berjelben 
folden Reductionen, wie fie der Bertrags : Entwurf barbietet, und einem 
jo plöglihden Umfturze des bisherigen Vereinszolliuftems nimmermebr bei: 
zuſtimmen vermöchten, fich alfo einem folchen Bertrane jedenfalld nur wider: 
willig und in Folge eines Äußern Drudes fügen würden... Der Artifel 31 
berührt das Verbältniß zu den übrigen noch nicht im Zoflvereine inbegrif: 
fernen deutichen Staaten, namentlih zu Defterreidh. Die baverifche Re: 
gierung bat aus ben bierüber veröffentlichten Erklärungen Preußens zu 
ihrem Bedauern erſehen, daß bie königl. preuß. Negierung diefe Frage in 
ganz anderer Weiſe auffaßt, als dies von bayeriſcher Seite geſchieht, indeſſen 
fann fie nicht umbin, wiederholt zu bemerken, daß die von Preußen vor: 
— Gründe ihr keineswegs entſcheidend ſcheinen;, vielmehr bie kgl. 
ayeriſche Regierung nach wie vor an ihrer Ueberzeugung feſthalte. Der 
Vertrag mit Oeſterreich vom 19. Februar 1853 nimmt nämlich die dem: 
nächſtige völlige Zolleinigung mit diefem Staate in Ausficht und gründete 
zur Anbabnung derfelben einftweilen eine engere bandelspolitiihe Ver: 
bindung zwiſchen dem Zollvereine und Defterreih dadurch, daß man fich 
gegenfeitig möglichft weitgehende, auf andere Länder nicht ausgedehnte Zoll: 
begünftigungen für den Zwiſchenverkehr bemwilligte. — Die Verfchiedenbeit 
ber allgemeinen Tarife beider Theile nötbigte noch zu einer unerwünſchten 
Beihränfung diefer Begünftigungen. Es wurde aber im Artikel 25 verein: 
bart, daß jpätere Verbandlungen ftattfinden jollten, um, wenn bie Zoll: 
einigung noch nidt zu Etande gebracht werden Fönnte, fich über gegen: 
feitige, weitergebende Verkehrserleichterungen und möglichite Annäherung 
und Gleichftellung der Tarife zu verftändigen. Nach dem Zufammenbange 
bes Vertrages kann nicht wohl ein Zweifel barüber befteben, daß unter 
jenen weitergehenden Berkehrs = Erleichterungen nicht folche, welche allen 
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anderen Staaten gewährt werden, ſondern vielmehr ſolche, die man ſich, 
wie bie im Jahre 1853 vereinbarten, gegenſeitig als beſondere Be: 
günſtigungen bewilligt, gemeint ſind und gerade zu dem Zwecke möglichſter 
Ausdebnung ſolcher beſonderen Begünſtigungen fol auch über die Gleich 
Rellung ber allgemeinen Tarife verbandelt werden. — Die Verpflichtung zu 
den letteren Berbandlungen ſchließt nun zwar bie Befugniß wicht aus, 
vorher jelbftftändige Tarifänderungen beliebiger Art vorzunehmen, obwohl 
jeder Theil billigen Auſpruch darauf machen kann, daß ber andere bei 
feinen Entſchließungen nicht ohne Rüdjicht auf die Zwede des Vertrages 
von 1853 verfahre; dagegen wibderftreitet e8 aber ber übernommenen Ber: 
bindlichfeit, über weitergehende Verkehrserleichterungen im Sinne des ge: 
dachten Vertrages mit Defterreich zu verhandeln, wenn der Zollverein durch 
Berträge mit anderen Staaten ſich in die Unmöglichkeit verſetzt, Dejterreich 
weiter befondere BVerfehrserleichterungen zu gewähren. Dies würbe burd 
die bier in Rede ftehende Vertragsbeitimmung geihehen. Durdy bdiefelbe 
wäre im Widerſpruch mit dem Geitte bes Vertrages vom 19. Februar 1853 
und mit dem Sinne ber Beftimmung im Artikel 25 desjelben, jede fernere 
Ausbildung der engeren banbelspolitifhen Verbindung mit Defterreih, fo 
fange fie noch nicht zur völligen Zolleinigung werden fann ud vielleicht 
auch bieje letztere abgejhnitten. Daß aber die Ausbildung jener Ber: 
bindung nicht unmöglich gemacht, der Gedanfe des Vertrags vom 19. Februar 
1853 nicht aufgegeben werde, ift eine Korberung, die nicht nur aus bem 
Vertrage abgeleitet werden kann, fondern bie aud aus ciner richtigen Er: 
kenntniß der bandelspolitiihen Antereffen des Zollvereins entipringt. Die: 
jelben Gründe, welche im 3. 1853 zum Abſchluß des Vertrages mit Deiter: 
reich bewogen haben, ſprechen auch heute noch dafür, daß man ihn nicht 
dem Principe nach wieder fallen laſſe, vielmehr ſich bemühe, ihn zu er: 
weitern und folgenreicher zu machen. Auch in Bezug auf andere nicht zum 
Zollvereine gebörige Staaten erfordert es eine geſunde deutſche Handels— 
politif, außerdeutfhen Staaten gegenüber feine Verpflichtungen einzus 
geben, welche bie Gewährung bejonderer Verfehrserleichterungen,, wie 
ſolche 3. B. dur ben Vertrag mit Bremen bewilligt worden find, in Zu: 
funft hindern würden. Diefe Erwägungen hatten bie bayeriſche Regierung 
ſchon bei der Gröfinung ber Verhandlungen mit Frankreich zu der be: 
ftimmten Grflärung veranlaßt, wie fie biefe Verhandlungen nur unter 
der ausdrüdlichen Borausfegung für zuläffig erachte, daß vor dem Ab— 
ſchluſſe bderjelben ein Verſtändniß mit Defterreich eingeleitet und erzielt 
werde, und ber bisherige Verlauf der Sache bat fie mur in der Weber: 
zeugung befräftigen fünnen , baß diefe Erwägungen mit dem Geifte bes 
Vertrages von 1853 und den Forderungen einer diefem Geifte entjprechen: 
den Ausführung besjelben in voller Uebereinftimmung ſtehen. . . . Der 
Unterzeichnete fann feine gegenwärtige Erflärung nicht ſchließen, ohne im 
Namen jeiner hoben Regierung deren aufrichtige® Bedauern auszubrüden, 
daß dieſe wichtige Angelegenheit allmälig Surd; verfchiedene Umſtände bie 
in eine Lage gerüdt worden ift, in welder ein anderer Ausgang als ber 
gegenwärtige, für alle Theile unbefriedigende, fich unerreichbar barftellt. 
Sleihwohl kann dieſelbe fich den Troft nicht verfagen, daß der Zollverein, 
dieſe wahrhaft deutiche großartige Schöpfung, welcher bisher fo mandhe 
andere gefährlihe Krifis fiegreich überftanden und die Principien, auf 
welchen er gegründet worden, allentbalben volllommen bewährt bat, auch 
in feiner jeßigen Lage Feiner ernitlichen Gefahr entgegengeben, fonbern 
durch das einmüthige Beitreben aller feiner Theilnehmer vor jeder Ber: 
fümmerung werde bewahrt werben.” 


8.79. Aug. (Naſſau). Zweitägige Verhandlungen der II. Kammer 
über den von ber Regierung vorgelegten Preßgefegentwurf. Die 


76 


Deutfcland, 


Dppofition unterliegt mit den Antrag, den Entwurf an die Re 
gierung zurüdzuweifen, dagegen fett fie die Befeitigung des Bun: 
desbeſchluſſes zur Verhinderung bes Mißbrauches der Preßfreibeit, 
die vollftändige Freigebung der Prefgewerbe und eine Reihe ande: 
rer Erleichterungen ber Preffe gegen die Regierung durch. 


9. Aug. (Baden). Der Großherzog ertbeilt allen Civil- und 


10. 


11, 


" 


13. 


Militärperfonen,, die wegen politifchen und nicht zugleich wegen 
ſchwerer gemeiner Verbrechen verurtheilt find, eine bedingungslofe 
Amneftie. 

„ (Defterreih). Die Conferenz in Wien einigt ſich definitiv 
nach ben Vorfchlägen Oeſterreich's über die am Bunde zu ftellen: 
den Anträge bezüglich Bundesreforn. 


„ (Defterreih). Eine öfterr. Eirculardepefche fordert die Hlei- 
neren beutfchen Höfe, die an ben Bundesreform: Conferenzen in 
Wien nicht Theil genommen haben, dringend auf, ihre Gefandten 
am Bunde wenigſtens dazu noch rechizeitig zu inftruiren, daß ber 
Bundestag die bieffälligen Anträge Defterreih’8 und der Mittel: 
ftaaten fofort und noch in ber gleihen Situng (ber legten vor ben 
Ferien) an Ausſchüſſe überweife, 

„ (Württemberg) lehnt gleich — den Beitritt zum Han— 
delsvertrage mit Frankreich ab. 


Depeſche des Hru. v. Hügel: „... Hierin kann aber die königl. 
Regierung nur einen Grund mehr für den Wunfd finden, daß die ber Re: 
gel nad ohnehin demnächſt vorzunehmenden Berathungen über etwaige 
theilweije Aenderungen des Zollvereind : Tarifs bald beginnen, und daß ba: 
bei auf den Grund umfafiender Erhebungen bie einzelnen Zollfäge zum 
Gegenftand eingehender Grörterung gemacht werden möchten. In Betracht 
fodann, daß einerfeits ſämmtliche Zollvereinsregierungen in Folge der Ab: 
Ichnung des Hanbdelsvertrages mit Frankreich ihrer hierauf bezüglichen Ber: 
pflidtungen entledigt worden find, ſowie daß andererfeits Dejterreich durch 
ben Februarvertrag von 1853 Rechte erworben bat, deren Erfüllung feine 
jüngjten Anträge auf Beitritt zum Zollverein bezweden, muß es die Fönigl. 
Regierung für geboten erachten, daß auch Defterreih eine Mitwirkung 
bei jenen Beratbungen eingeräumt, und daß dasjelbe in die Yage verſetzt 
werde, jeine Wünſche und Intereffen in geeigneter Weife dabei geltend au 
machen. Bon einem folden Berfahren dürfte am ficherften die Kräftigung 
und gebeihliche Weiterentwidlung des Zollvereins, fowie die Herftellung eines 
allfeitig befriedigenden Verhaͤltniſſes zwiſchen dieſem und den übrigen deutſchen 
Staaten ſich erwarten laſſen.“ 


„ (Preußen). Circulardepeſche Preußen's an feine Geſandten 
über die Bunbdesreformanträge der Wiener Conferenz: 


. Bei ber Betrachtung der Anträge zeigt fih, daß fie lediglich eine 
Fortfepung und eine Ergänzung derjenigen Beftrebungen find, weldye bie 
Würzburger Regierungen durch eine Reihe von Anträgen am Bunde mit 
der Abficht eingeleitet haben, bie GCompetenz des gegenwärtigen Bundes zu 
erweitern, nicht aber eine Reform ber Bunbesverfafjung herbeizuführen. 
Bei biefer Art der Reform handelte es fi eigentlich nur um einen noch 
verwideiteren Ausbau derfelben, um eine Umgebung des Bundestages mit 
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neuen Inſtilutionen . . . Preußen befümpft daher vom Boden des alten 
Bundesrechtes diefe Borjchläge, von der Ueberzeugung ausgehend, daß eine 
ſolche Gompetenzerweiterung unflatthaft ſei.“ Sodann wird die Stellung 
beiprodyen, welche Preußen zur deutichen Reformfrage einnimmt. Es ift dar: 
an angefmüpft, daß die Wiener Gonferenzjtaaten als eine nothwendige Folge 
ihrer Anträge die Umgejtaltung der Bunbdeserecutive und die Herftellung 
einer Nationalrepräfentation hoffen. Diefe Erwartung theilt der preußijche 
Minijter nicht, da auf dem Boden der Bundesverfajlung, auf welchem das 
Großdeutichthum ftebt, ji niemals eine einheitliche Erecutive und ein wirk— 
liches Parlament ausbilden könne. Mit der Erwägung, baß zwei Groß— 
mädte im Bunde ji befinden, von denen feine fich der anderen unterzus 
ordnen gedenke, finfe der patriotiihe Schein bes Öfterreichifchen Antrages, 
Benn aber in der Preſſe behauptet werde, daß Preußen mit einer pofitiven 
Politif auftreten müſſe, ſo werde überjeben, daß am Bunde für preußiiche 
Vorjdläge ebenfalls Feine Einjtimmigfeit zu erreichen fei und daß Preußen 
überhaupt nicht die Abficht habe, am Bunde die Bundesreform zu betreiben, 
Graf Bernſtorff verneint, daß es möglidy fei, ein engeres Band als das bis- 
berige um den ganzen Bund zu fchlingen. Seit Jahren fei daher Preußen 
bereits in Thätigkeit, um mit einem Fleineren Kreije von Staaten eine 
engere Berbindung anzubahnen. Wenn ber günftige Augenblid ae 
fommen jei, gedenfe die Regierung, fih mit denjenigen Staaten, die gleiche 
politifhe und materielle Intereſſen verfolgten, über eine einheitliche Erecutive 
in mititärijhen Dingen und in Bezug auf die Vertretung dem Auslande 
gegenüber zu einigen, Preußen babe fi endlich jchon früher dahin ausge: 
proben, dag von einem Bundesgerichte in Deutichland nicht eber die Rede 
fein könne, als bis eine einbeitlihe Erecutive beſtehe. 


14, Aug. (Bundestag). Defterreih, Bayern, Königreih Sachſen, 
Hannover, Württemberg, Kurbefien, Großh. Heffen und Naffau 
ftellten den Antrag: „Hohe Bundesverfammlung welle fi durch 
„einen Ausſchuß die näheren Vorfchläge über die Art der Zufam: 
„menfegung und Cinberufung einer aus den einzelnen beutjchen 
„Ständelammern durch Delegation hbervorgehenden Verſammlung 
„erftatten laſſen, welder demnächſt die laut Bundesbeſchluſſes vom 
„6. Februar d. 8. auszjuarbeitenden Gefegentwürfe über Civil 
„proceß und über Obligationenreht zur Berathung vorzulegen fein 
„werben.“ 


Begründung diejes Antrags: „Die h. Bundesverfammlung hat fih 
in den legten Jahren mit einer Reihe von Anträgen beſchäftigt, welche in ben vers 
ſchiedenſten Zweigen des Staatslebens auf Einführung gemeinfamer Gejege für 
das gefammte deutjche Bundesgebiet gerichtet waren. Der allgemeinen beutfchen 
Wechſelordnung ijt der Entwurf bes Handelsgefepbuches für Deutſchland gefolgt 
und es wurden Anträge eingebradyt auf cine gemeinjchaftliche Patentgefeßgebung, 
auf eim gemeinfchaftlihes Gefeg zum Schutze des geiftigen Eigenthums, auf 
Einführung gleihen Maaßes und Gewichtes, auf Feſiſtellung allgemeiner 
Beſtimmungen bezüglich der Heimathöverbältnifie, auf ein Geſetz wegen ges 
genfeitiger Rechtöbilfe in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, endlich auf ges 
meinfchaftlihe Givil- und Griminalgefeggebung, aus welchem weiten Gebicte 
zunächſt das Verfahren im Givilproceije und das Obligationenrecht in Ans 
griff genommen werben jollen. So freudig alle diefe Anträge begrüßt wur: 
den, jo unverkennbar fie die Zunahme des Gemeinfinnes in Deutſchland be: 
zeugen und fo gute Früchte fie bereits getragen haben und hoffentlich noch 
fragen werben, jo konnte doch die Wirkſamkeit des Bundes auf dem Felde 
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der Geſetzgebung eine fo große Ausdehnung nicht erlangen, ohne daß bie 
Frage des Verhältniſſes diefer Wirfjamkeit zu den gejeggebenden Gewalten 
der einzelnen Bundesjtaaten hätte im den Vordergrund treten müſſen. Der 
hoben Bundesverfammlung ift in frifcher Erinnerung, daß Fälle vorgefom:> 
men find, in welchen einzelne Genoſſen des Bundes ji der Theilnabme an 
den beantragten Vorarbeiten für gemeinfame deutſche Geſetze enthalten, ja 
ſogar gegen deren Bornabme Verwahrung einlegen zu müſſen glaubten, 
weil jie dev Meinung waren, daß bdurd) dieje Arbeiten in den Sina: 
mäßigen Beruf der beimifchen Gejeßgebungsfactoren eingegriffen würde. Na— 
mentlic find folhe Einwendungen in der Sikung vom 6. Februar de. 8. 
dem Beſchluſſe diefer hoben Verſammlung wegen Ausarbeitung von mt: 
würfen einer allgemeinen Givilprocefordnung für die deutſchen Bundesſtaa— 
ten und eines allgemeinen Geſetzes Über die Rechtsgeſchäfte und Schuldver: 
bältnifje (Obligationenrecht) entgegengeftellt worden. 

„Die antragitellenden Regierungen vermögen nun zwar die Nichtigfeit der 
erwähnten Einreden im Grundfage nicht anzuerkennen. Mit Recht ift zu 
deren Widerlegung bereits in der Sikung vom 6. Februar bervorgeboben 
worden, daß alle jene auf Herbeiführung gemeinfamer deutſcher Gejege ge: 
richteten Anträge und Beichlüjje, foweit es fich nicht um blos vorbereitende 
Mapregeln handelt, die freie Mitwirkung aller Betheitigten zur bundesrecht: 
lichen Borausfegung haben und daß ſonach den Legislaturen der einzelnen 
Staaten keineswegs ber Beruf entzogen werden foll, über die aus der ge: 
meinfamen Beratbung ber Regierungen bervorgehenden Gejegentwürfe dem: 
nächſt auf dem verfafjungsmäßigen Wege zu verhandeln und Beſchluß zu 
faſſen. Allein die antragitellenden Regierungen können ſich deſſenungeachtet 
der Erfenntniß nicht Bereiches, daß das an ſich fo preiswürdige und viel: 
verjprechende Unternehmen, die Gemeinfamfeit deutjcher Gefepgebung auf je 
wichtigen Gebieten durch die Einwirkung des Bundes herbeizuführen, cimer 
ernften Schwierigkeit in der Ausführung begegnen müſſe, jolange dieje vom 
Bunde ausgehende Einwirkung ausſchließlich auf die gemeinſame Jnitiative 
ver Regierungen beſchränkt bleibt. Es würden nämlich demnächſt Die Stände 
der einzelnen Staaten, wenn ihnen die am Bunde vereinbarten Entwürfe 
vorgelegt würden, allerdings fi) in eine bedenkliche Alternative verjegt jeben. 
Entweder müßten fie das außerhalb ihres Wirfungsbereiches entjtandene 
Werk ohne eigene Prüfung genehmigen, mithin auf ihren verfaſſungsmäßi— 
gen Beruf der Mitwirkung zur Gefeggebung in weitem Umfange thatſächlich 
verzichten, oder fie müßten, indem fie diefen Beruf geltend machten, die Er: 
reichung des patriotifhen Zwedes, ein gemeinſames Gejeg für Deutſchland 
zu fchaflen, ungeachtet aller von den Regierungen für diefen Zweck bereits 
aufgewendeten Mühe jofort wieder in Frage jtellen, 

„Damit num diefer Schwierigkeit abgeholfen ımd das materielle Prüfungs: 
recht der deutjchen Ständeverfammlungen mit dem Wunjce nad einheitlicher 
Geftaltung der Gejeßgebung in zwedmäßiger Weije vermittelt würde, müßte 
eine Einrichtung getroffen werden, durch melde den einzelnen Ständefam: 
mern ſchon am Bunde jelbjt eine Gelegenheit zur Einwirkung auf das Zur 
ftandefommen der fraglichen Gejeke dargeboten würde. Nah dem Erachten 
ber antragftellenden Regierungen könnte diefe Einrichtung darin beſtehen, 
daß die im Auftrage des Bundes ausgearbeiteten Gefepentiwürfe einer von 
ben Einzelnlandtagen zu wäblenden Berfammlung von Delegirten zur Be: 
rathung vorgelegt würden. Von der Bundesverjammlung, in Webereinftim: 
mung mit den Bejchlüffen diefer Geſammtvertretung fejtgeitellt, wären dann 
die Entwürfe von den Regierungen behufs der Einholung der verfaſſungé— 
mäßigen Zuftimmung empfeblend an die Stündeverfammlungen in den ein» 
> Staaten zu leiten. Das innere Verfaſſungsrecht diefer Staaten bliebe 
onach im umeingefchränfter Geltung und Wirkſamkeit; aber zwijchen der 
deutſchen Bundesverfaſſung und den Berfafjungen der Einzeljtaaten würde 
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ein lebendiger Zuſammenhang hergeſtellt, und fachlich würde ſtets 
eine ſtarke Bürgſchaft dafür vorhanden ſein, daß einer Vorlage, 
welche am Bunde gleichſam mit den Geſetzgebungsausſchüſſen der einzelnen 
Kammern berathen und feſtgeſtellt worden wäre, auch die verfaſſungsmäßige 
Zuſtimmung dieſer Kammern ſelbſt nicht fehlen würde. 


„Indem die antragſtellenden Regierungen fi hiemit bereit erflären, zu 
einer Maßregel, wie fie bier in den Grundzügen angedeutet ift, zunächſt 
in fpecieller Anwendung auf die von der hoben Bundesverfammlung am 
6. Februar 1. Is. beſchloſſene Ausarbeitung von Geſetzen über Clvilproceß 
und über Obligationenrecht mitzuwirfen, geben fie fih der Hoffnung bin, 
daß diejenigen Bundesgenofien, welde dem Beſchluſſe vom 6. Februar mit 
Rücſicht auf die Gompetenz der eigenen Volfsvertretung nicht zugeftimmt 
baben, ihre Bedenken durch diejen ergänzenden Vorſchlag geboben oder doch 
gemindert finden, und ihre Mitwirkung dem gemeinjamen Werfe nicht ent: 
jieben werden. 


„Sowie übrigens die Regierungen, welche fich zu diefem Antrage vereinigt 
baben, zugleih in der Anjicht und dem Wunſche übereinftimmen, daß ber 
Vorſchlag, gemeinfame deutiche Gejege durch Delegirte der Einzellandtage 
am Bunde beratben zu lajjen, nicht etwa blos als Ausfunftsmittel für einen 
einzelnen Kal, fjondern auch dauernd in die Organifation des beuts 
ſchen Bundes übergehe, jo baben die genannten Regierungen andererfeits 
Nh gegenwärtig balten müjjen, daß die organiſche Einfügung eines reprä- 
fentativen Glementes in die deutjche Bundesverfafjung mit Nothwendigkeit 
zugleich eine entſprechend veränderte Geftaltung der Erecutive des Bundes 
. bedinge. Die hohen antragitellenden Höfe behalten fih in der einen wie in 
der andern Beziehung ihre weiteren’ Antrage vor.“ 

Grläuterndbe Erflärung Sachſen's: „Die k. Sächfifche Ne: 
gierung erflärt, daß fie bei dem Antrage wegen Einberufung einer Ber: 
jammlung von Delegirten der Landesvertretungen, behufs Begutachtung 
der demnächft auszuarbeitenden Gejepentwürfe in der beſtimmten Abficht 
und Erwartung ji betbeilige, daß damit ber erfie Anfang zu 
einer auf umfafjenderer Grundlage berzuitellenden organischen 
Einrichtung gemacht werde, daß ferner die Sächſiſche Megierung, indem fie 
die bereits jrüber bewirkte Anregung der Berathungen wegen Errichtung eis 
ned Bundesgerichts im Berein mit den vorgenannten Regierungen wieder: 
bole, audy ihrerfeits den von der kak. Defterreich. Regierung jetzt vorgelegten 
Entwurf der eingebendften Beachtung des berathenden Ausjchufies empfohlen 
willen wolle, ohne jedoch auf die Geltendmachung abweichender Anfichten bei 
der weiteren Behandlung des Gegenftandes zu verzichten, wobei fie insbe: 
fondere an der zuvor ſchon von ihr vertretenen Anficht feftbalte, daß ein 
Bundesgericht, um feinen Zwed volftändig zu erfüllen, eine von der Bun: 
desverfjammlung und deren vorausgehenden Beſchlüſſen völlig unabhängige 
Competenz und Stellung erlangen müſſe.“ 


Preußen verwahrt ſich gegen jeden nicht mit Stimmeneinhellig— 
feit, fondern dur bloße Stimmenmehrheit im biefer Frage 
zu faffenden Beſchluß: 


„Die Anfiht, daß alle Bundesbefchlüffe über Gegenftände, welche nicht 
fireng innerhalb der Grenzen der ausdrüdlich feitgeftellten Bunbeszwede lies 
gen, nur mit Ginftimmigfeit gefaßt werden können, bat befanntlid ihre 
Begründung in der Natur des Bundesverbältnijies. Sie findet ferner ihren 
ſehr bezeichnenden Ausdrud in den Verhandlungen der Eonferenzen über 
die Wiener Schlußacte. Um ſich authentifch zu überzeugen, wie bie damals 
vereinbarten Beftimmungen gemeint find, und unter welchen Borausjegun: 
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gen fie Geltung gewannen, darf man nur die Acten jener Gonferenz befra- 
gen. Unter Anderen bat der VBorfigende, der k. k. öfterreih. Staatsfanzler 
Fürſt Metternich, ſowohl das obige Princip felbit, als aud die Nothwendig— 
feit, daran feſtzuhalten, in der 23. Situng überzeugend dargelegt. Er 
führt aus, „von welcher Wichtigkeit es jei, fidy die beiden Hauptbeziebungen 
im Bunde, deſſen Wirfungstreis und Zwed als Gefammtförper und die 
Rechte feiner einzelnen fouveränen Glieder ftet gegenwärtig zu erbalten. 
Wäre die Souveränetät der Fürften nicht hinlänglich gelichert, jo würde der 
Verein nicht Tange auf den Namen eines Staatenbundes Anſpruch 
machen können, jondern bald in einen Bundesftaat übergehen, deſſen 
Griftenz aber nothwendig ein Oberhaupt, wenigftens eine oberjte gejeßgebende 
und ausübende Macht, es fei in einem Monarchen, cs jei in einem Direc- 
torium, vorausfege.“ Zwar verfennt der Fürſt keineswegs die Nachtbeile 
einer ungebührlihen Ausdehnung des Souveränctäts:Princips, deſſen Aus: 
übung nie „ein Act blinder Willfür jein dürfe, warnt aber dody vornäm— 
lih vor einer zu weit getriebenen Ausdehnung des Principe der Stimmen: 
mebrbeit.“ Es fei das wohlverftandene, richtig erflärte Veto der Bundes: 
glieder der Geſammtheit ebenfo wichtig, wie den einzelnen Staaten, und die 
Erhaltung der Geſammtrechte nicht weniger als die Erhaltung der Sowwerä: 
netät3-Rechte daran gefmüpft. Denn jollte diefe Schugwehr der Souveräne— 
tät aus dem Bunde verjchwinden, jo würde die Berfajjung in Kurzem ibre 
Geſtalt ändern, der gegenwärtige Bundesverein fich anflöfen und einer neuen 
unbefannten Form Platz machen müjjen. Gleichwie daher eine zu weit ge: 
triebene Beſchränkung des Principe der Stimmenmebrbeit nidyt blos dem 
Ganzen, fondern auch jedem einzelnen Gliede desjelben den empfindlicdhiten 
Nachtheil zufügen müßte, ebenjo würde umgekehrt jede zu weit getriebene 
Ausdehnung diefes Princips, jeder Eingriff im die durch den Grundver: 
trag geficherten Souveränetätsbefugnifie, nicht blos den einzelnen Staaten, 
fondern in feinen nächſten Folgen aud der Geſammtheit zum Berderben 
gereihen. Eine berartige Gompetenzerweiterung über den jtantenbundlichen 
Charakter binans, welde mit dem bisherigen Bundesrechte aljo nicht im 
Einklange fände, glaubt die königl. Negierung zu ihrem Bedauern in der 
gegenwärtigen Vorlage fehen zu müſſen. Lie verfennt nicht das dabei zu 
Grunde liegende Leftreben, dem einheitlichen Drange der deutſchen Nation 
entgegenzufommen. Aber gerade auf dieſem Felde, ald Bundcesreform 
betrachtet, jcheint der Antrag am wenigiten feinem Zwede zu entjprechen. 
Selbſt deutſche Landjtände, deren Befugnijien man eben duch Ernennung 
von Delegirten zur Begutachtung der Arbeiten technijcher Bundescommiſſio— 
nen gerecht zu werden verjucht, würden ſich durch eine ſolche Maßnahme 
faum beruhigt finden, und e3 wäre daher auch von diejer Seite Widerijprud 
zu erwarten. Die fünigl. Regierung darf darauf aufmerkffam machen, daß 
hiermit derjenige Weg nicht betreten würde, welcher zu einer gedeiblichen 
Reform der Bundesverfaffung ald berechtigt und zwedmäßig erſcheint. Erſt 
der in feiner Verfaſſung wahrhaft reformirte Bund würde 
alsdann in Kraft diefer Neugeftaltung die Befugniß befigen fünnen, die 
Gefepgebung des gemeinfamen Baterlandes zu organijiren, Nicht auf dem 
vorgejhlagenen Wege alie, nicht durd cin Vorgehen mit Gingelmap- 
regeln wird nad der Meberzeugung der königl. Regierung jenes tiefe und 
berechtigte Bedürfniß der Nation nach einer heilfameren einbeitlihen Ge: 
ftaltung ihrer öffentlihen Verhältniſſe Befriedigung finden. Hiefür eriheint, 
wie erwähnt, eine Umgeftaltung des Wejens und der principiellen Grunb: 
lagen des Bundesverhältnifjes als Vorbedingung. Daneben ift auch die 
große nationale Bewegung in erjter Linie auf eine erhöhte Machtſtellung 

eutſchland's nah außen gerichtet, welder man in einer gefräftigten 
Erecutivgewalt, jowie in einer damit zufammenbängenden National: 
Repräjentation Ausdrud geben möchte. Die königl. Regierung bat 
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dieſes Ziel wiederholt in allſeitig bekannt gewordenen Schriftſtücken gewür— 
digt und erklärt auch bei dieſer Gelegenheit, daß fie dasſelbe unverruüͤckt im 
Auge behalten wird. Die gegemwärtig vorgejchlagene Maßregel indeß jcheint 
ibr nur geeignet, von dem Ziele der wahren Reformbeftrebun: 
gen abzulenken. Die fünigl. Regierung glaubt daher eine höhere Pflicht 
zu erfüllen, indem fie dem vorliegenden Antrage von vorneherein ihre, Zus 
ftimmung verjagt.“ | 


16. Aug. (Hannover) lehnt den Handeldvertrag mit Frankreich in- 


17. 


18. 


19. 


20. 


directe ab, indem „feine Beranlafjung mehr vorliege, die bier ge- 
pflogenen Erwägungen zu einer endlihen Beſchlußfaſſung gegen: 
wärtig fortzuführen“, nachdem Bayern feine Zujtimmung abgelehnt ° 
und „ähnliche Erflärungen verbürgten Nachrichten zufolge von ber 
k. Württemb. und der Großh. Hefliihen Regierung bereits ergan- 
gen oder mit Beſtimmtheit in der nächſten Zeit zu erwarten find.“ 


„  Verfammlung der voltswirthichaftlihen Geſellſchaft für Mittel: 
deutfhland in Chemnitz. Lebhafte Debatte über den Handeldvertrag 
mit Frankreich und über die Zolleinigung mit Oeſterreich. Die übermie- 
gende Mehrheit Spricht fi für den Handelsvertrag mit Franfreid) 
aus. Ein Vorfchlag, ſich für Kündigung der Zollvereinsverträge zu 
erklären, wird indeg verworfen, dagegen der Antrag angenommen, 
daB eine Wiederaufrihtung der Zollſchranken mit allen Mitteln 
zu verbindern jei. 


„» (NRaffau). Die zweite Kammer von Naſſau ſpricht ſich mit 
allen gegen 4 (clericale) Stimmen für den Handelsvertrag mit 
Frankreich aus, 


„ (Hannover). Der König verzichtet in Folge der eingetrete: 
nen Bewegung gegen den neuen Katechismus auf die zwangsweiſe 
Einführung desjelben: 

„Als Wir am 14. April d. 38. Unferen evangelijch:lutberifchen Untertba: 
nen Doctor Martin Luther's Kleinen Katechismus mit Erklärung als ein 
werthvolles Gut darboten, gingen wir von der feiten Vorausſetzung aus, 
daß die Gabe mit danfbarer Anerfennung entgegengenommen werde Wir 
konnten daran nicht zweifeln, weil Wir, getreu den Grundfäßen ber Refor: 
mation, audy jet nody des Glaubens find, daß der neue Landesfatehismus 
die evangeliiche Wahrheit later und unverfäljcht, dem lutheriſchen Bekennt— 
niſſe u ea enthält. Sept erfahren Wir zu Unferem Schmerze, daß 
eine große Anzahl Unferer evangelifchslutherifchen Unterthanen, in Anhäng— 
lichkeit an den von ihren Bätern überkommenen Katechismus, die dargebotene 
Gabe willtommen zu heißen Bedenken trägt, daß man fogar, an einzelnen 
Sägen des neuen Landesfatehisnmus Anſtoß nehmend, den evangelifhen 
Glauben bedroht und die Gewiffen beängjtigt erachtet. Es Tiegt Uns aber 
am Herzen, dies Gewifjen zu jchonen, der Kirche den Frieden zu erhalten 
und nicht durch Zwang den Segen zu verfümmern, welcher durch freie und 
freubige Aneignung bedingt ift. Demgemäß wird das Gebot ber allges 
meinen Einführung des neuen Landestatehismus aufgehoben, und ſoll fein 
Gebrauch nur da flattfinden, wo er mit Bereitwilligfeit aufgenom- 
men wird.“ 


„ (Naffau). Auch die erfte Kammer von Naffau fpricht fi 
mit allen gegen 5 Stimmen für den Handelövertrag mit Frank: 
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reich aus und erklärt, daß die Regierung ohne Zuſtimmung der 
Kammern denſelben nicht ablehnen dürfe. 


20. Auguſt. Der Ausſchuß der Frankfurter Pfingſtverſammlung beſchließt, 


4 


21. 


den Abgeordnetentag auf den 28. September nach Weimar auszu: 
ſchreiben und ladet die Defterreicher fpeciell zur Theilnahme daran ein. 


„ CHeffene- Darmftadt). Aufruf des Central-Wahlcomite der 
Fortjchrittspartei an die Urwähler und Wahlmänner im Großber: 
zogthum Heſſen: 

„Dem ebrenvollen Auftrage der Landesverfammlung der Kortihrittspartei 
vom 12. lauf. Mis. gemäß, ſchlagen wir Euch nad endlicher Veröffentlichung 
der zu Abgeordneten wählbaren Staatsbürger und nad jonftigen Erkundi— 
gungen und Schritten noch folgende Männer vor, welche unferem Aufrufe 
getreu, für die Sache des Fortjhritts und gegen das jeitbe 
rige Syftem des Minifteriums Dalwigk itimmen und wirken 
werden, falls ihnen die Ehrenftelle eines Landtagsabgeordnneten zu Xheil 
werden jollte... Die kaum gehoffte allgemeine freudige Bewegung, welche nad 
allen Berichten Arm und Reich, Vornehm und Gering, Alt und Jung im 
Stadt und Land zur Wahl wahrhaft unabhängiger, mwahrbaft freilinnigen 
und wahrhaft deutjher Männer einigt, verbürgt uns Sieg, fall nidt nod 
in ber legten Minute der Einzelne aus Trägbeit oder Meinliher Angſt vo 
der augenblidlihen Gewalt fi) zagend in fein Haus zurüdzicht, ftatt man 
nesmutbig zur Wahlurne zu jchreiten. Mitbürger! wählt obne Rückſich 
und im einiger Treue unabbängige und für Boll und Baterland be 
geiiterte Männer! !” 


» (Sadfen) Antwort Sachſen's auf die öfterr, Zollvereind 
vorſchläge: 

„ . . . Die neueſten Kundgebungen der Regierungen von Bayern um 
Württemberg haben dieſe Sachlage weſenthich verändert. Die bice 
ſeitige Regierung würde es an der dem kaiſ. Cabinet ſchuldigen Aufrichtig 
keit ermangeln laſſen und mit ſich ſelbſt in Widerſpruch treten, wollte fi 
verhehlen, daß fie von Seiten dieſer, wie von Seiten aller Zollvcreinsre 
gierungen den Beitritt zu dem mit Frankreich abgeſchloſſenen Handels ver 
trage gewünſcht hätte. Sie iſt fortwährend der wiederholt ausgeſprochene 
Anficht, daß das Zuftandefommen diejes Vertrages ein wirkliches Hinderni 
für eine größere bandelspolitifche Einigung mit Defterreih nit geweſe 
jein würde, nıud die gegenwärtigen Borichläge des faiferl. Gabinet® babe 
ihre VBorausficht infoweit beftätigt, als fie der Meinung war, daß ber fran 
zöfische Vertrag für Defterreih ein Eräftiger Impuls fein werde, auf der 
Wege der Handelsfreiheit voranzugehen. Andererſeits kann fie fich Feine 
Täuſchung darüber bingeben, daß fie die ihr vor Allemam Herze 
liegende Aufgabe der Erhaltung des Zollvereins nunmeh 
ernjteren Echwierigfeiten als zuvor gegemübergeftellt fieht. Gleihwie jede: 
die Sächſiſche Regierung andere Zollvereinsregierungen zu Ablehnung de 
franzöfifchen Vertrages jederzeit für volltlommen befugt erachten mußte, f 
auch vertraut diefelbe jet der Fünigl. Preuß. Regierung, daß dieſelbe jene 
Recht feinem vollen Umfange nad) zu achten wiſſen und darauf bedacht fei 
werde, zu verhindern, daß die aus deſſen Gebraudy entitandene Differen 
bleibende Folgen auf die Erhaltung und Weiterbildung des Zollvereine 
äußere. Die diesfeitige Negierung wird es an vermittelnden Beftrebun 
en in dieſer Richtung nicht fehlen Taffen. Ste wird insbefondere auch be 
ürworten, daß die öfterreichiicherfeit8 gemachten Vorſchläge einer gemeinia 
men vollfommen unbefangenen, rein fachlichen und, wenn der Ausdruck er 
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laubt if, techniſchen Erörterung und Beurtheilung unterzogen werben. 
Auf diefem Wege wird man bald zur Erfenntniß bes Erreihbaren, bes dem 
Interefje der gegenwärtigen beiden Zollförper Eutiprechenden gelangen und 
jomit eine pofitive Grundlage erreichen, welcher die Aufmerkjamfeit der zu— 
legt in diejer Frage doch nüchtern denkenden commerciellen und indujtriellen 
Kreije fich zuwenden mug und vor welder alsdann die leidenichaftliche Po: 
lemif politiſcher Agitation zurüdweichen wird.“ 


1. Aug. (Hannover). Entlafjung des Minifters Borries. 


ar 


„ (Bürttemberg). Der Commiffionsbericht der erjten Kam— 
mer ſpricht fid) gegen den Handelsvertrag mit Frankreich aus. 


„»  (Deiterreid). Eine öſterr. Depeſche an Preußen erneuert 
den Antrag auf Eintritt Oeſterreich's in den Zollverein: 


+. Seit dem 6. Auguft bat fin die Sachlage vollfommen geflärt, 
die Mürfel find inzwilchen gefallen, und da nunmehr unzweifelbaft feititeht, 
daß der Zollverein den Vertrag mit Frankreich verwirft, kann jene Vorbe— 
bingung nicht mehr eintreten, an welche Herr Graf von Bernftorff den Be 
ginn der von uns beantragten Verhaudlungen knüpfte. Es ift damit aud 
der aus den ſchwebenden Unterbandlungen mit den SZollvereinsitaaten ber- 
geleitete Berbinderungsgrund, jofort auf unferen Vorſchlag einzugeben, bes 
feitigt. Unter dieſen Umijtänden und nachdem die Preußiſche Regierung 
wiederholt verfihhert bat, daß fie feineswegs eine Sprengung des Zollvereins 
Beabjichtige, dürfen wir uns wohl der Hoffnung bingeben, das k. Kabinet 
werde ferner feinen Anjtand nehmen, auf Ener Anızda vom 10. Anti, 
den wir biemit erneuern, einzugehen.“ 


„ LSäleswig:Holftein’ihe Frage) Da Defterreih und 
Preußen fih über eine gleichlautende Depejche in Antwort auf die 
dänische vom 12. März nicht haben verftändigen fönnen, fo erläßt 
jedes eine eigens formulirte nach Kopenhagen. 


Preußiſche Depeſche: „ ... Wie wenig der gegenwärtige Zu: 
fand jetzt nach 10 Jahren dem fachlichen Inhalt der Vereinbarungen von 
1852 eutjpricht, ja wie er ihnen zum Theil geradezu zumwiderläuft, das im 
Einzelnen nacdzuweilen, wird man uns erlajjen. Die factifche engere Ber: 
bindung Scleswig’s mit dent Königreich, der überwiegende Einfluß, welder 
bem letzteren dadurch geftattet wird, die Unterordnung, in welcher Holftein in 
Bezug auf die gemeinfamen Angelegenheiten und namentlih in Bezug auf 
das Budget gehalten iſt, die ſyſtematiſche Zerftörung aller natürlichen und 
nachbarlihen Berbindungen zwijchen Schleswig und Holftein, die Nichtach— 
tung der Beitimmungen über die Univerfität Kiel, die Ucberfüllung des 
Herzogtbums Echleswig mit dänischen Beamten in der Verwaltung, mit 
dãniſchen Geijtlihen in Kirche und Schule, ſowie der ganze Geiſt der Ad— 
miniftration in dieſem Herzogthume, endlich die Bedruͤckung der deutſchen 
Nationalität und die Verlegung aller wirklichen und realen VBerbältnifie durch 
die Aufrechthaltung des Spradedicts, find Thatſachen, welche offenfundig zu 
Zage liegen und für welche die Beweije in Jedermann’s Händen find, 

„Und welcher, auch nur formale Nechtszuftand, kann der Gefammtverfaf: 
fung von 1855 beigemejjen werden, die eingeführt worden ift, nachdem nur 
der däniſche Neichstag, von dem eine frühere Vorlage verworfen war, darü— 
ber Beihluß gefaßt hatte, während die Stände der drei Herzogthümer, den 
Verabredungen von 1852 zuwider, darüber nicht gebört, ja aud in dem 
Provinzialverfaffungen die mit den gemeinfamen Angelegenheiten zufammen: 
hängenden Paragraphen ihrer Berathung und Begutachtung ausdrüdlich 
entzogen tworden waren? 
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„Wir find alfo in unferem vollen durch gegenfeitiges Webereinfommen 
verbürgten Rechte, wenn wir von der k. Däniichen Regierung fordern, 
daß fie ernftliche Schritte thue, um einen jenen Grundzügen entjprecenden 
Zuftand herbeizuführen, und daß fie, bis dies gelungen, wenigiten® dasjenigt 
vermeide oder wieder aufbebe, was im directem Widerfpruch mit demjelben 
steht. Es heißt in der That fihb auf das geringſte Map des rechtlig 
Begründeten befhränfen, wenn wir aus der Mlebereinfunft von 41852 du 
folgenden practifhen Folgerungen ziehen: 

1) daß die auf ungefegliche Meife, nämlich ohne Anbörung der beliteint: 
ſchen und jchleswig’ihen Stande und ohne Mitwirfung der lauenburgiſchen 
Ritter- und Landjchaft in’s Leben gerufene gemeinichaftliche Berfafiung vom 
2. October 1855 ganz, aljo auch für Schleswig, aufgeboben werde; 

2) daß zur Herjtellung einer wirklich gemeinſchaftlichen Verfaſſung den 
gejeglihen Specialvertretungen ſämmtlicher Theile der Monardie zur Be 
rathung, reſp. Zuflimmung, ein neuer Verfafjungsentwurf vorgelegt werde, 
worin das unbedingte Princip der NRepräfentation nad Volkszabl aufgege 
ben fein muß; 

3) daß, jo fange nicht in diefer Weife ein repräfentatives Organ für du 
Geſammtmonarchie gebildet ift, den gejegmäßigen Specialvertretungen cu 
gleihmäßiger Einfluß auf die gemeinjamen Angelegenbeiten eingeräumt, um 
der centralen Leitung eine gleichmäßige Verantwortung für die Berwaltun 
diefer Angelegenheiten gegenüber den Specialvertretungen auferlegt werde; 

4) daß zur Wahrung der Sleihberehtigung der Nationalitäten im He 
zogtbume Schleswig zunächſt die Wiederberftellung des status quo antı 
1348 binfichtlih der Sprachverhältniſſe, und fodann eine Negelung derſelber 
durch Sefeg, unter Mitwirkung und Zufiimmung der ſchleswig'ſchen Stande 
verfammlung, eintrete. 

„Wir erwarten auf diefe cinfahe und beſtimmte Darlegung endlich cim 
ebenjo einfache und beftimmte Erklärung . . .“ 


25. Aug. Dejterr. Depefhe an Däncmarf: 


„+. Der Kopenbagener Hof Jcheint fich in der folgenden Alternativ 
zu befinden: entweder ſteht ihm heute nody die Ausſicht offen, cine bio 
proviforiihe Regelung der Berfafjungsverbältnifie Holftein’s unter freie 
Mitwirkung der Yandesvertretung dieſes Herzogthums auf neuen Grundlage 
zu. Stande zu bringen. Er darf dann ficher nicht ſäumen, die hierzu erfor 
derlihen Schritte zu thun. Oder alle Verſuche in diefer Richtung find er 
ſchöpft. Er wird fih dann nicht raſch genug entjihliegen können, die Ver 
fajiung vom 2, October 1855 definitiv für alle Lanbdestheile aufzugeben 
und das Werk der Gonftituirung der Monarhie von neuem, diesmal abe 
ohne die formellen und materiellen Mängel des früheren Verfahrens, 5 
beginnen. 

„Die faiferl. Regierung würde die Linie ihres Rechts überſchreiten, weni 
fie über die Art der Ausführung diefes Werkes im Einzelnen näbere Vor 
Ihläge aufitellen wollte. Die Vollendung der wichtigen Aufgabe kann nu 
dem ernften eigenen Willen des Kopenhagener Gabinets gelingen, dieſes Ma 
unabhängig von Parteieinflüfjen, fireng im Geiſte des internationalen Ab 
fommens von 1851 — 52 zu handeln, und mit gleicher Gerechtigfeit uml 
gleihen Wohlwollen für die Anterefjen der Herzogtbümer, wie für bie bei 
eigentlihen Königreihs Dänemark zu forgen. Die Defterr. Regierung fanı 
nur die Grundbedingungen bezeichnen, weldye ji aus dem VBerabredeten er 
geben. Diefe Grundberingungen aber beftehen darin: 

1) daß der dänische Reichstag und die Stände ber Herzogthümer gleich: 
zeitig und mit gleicher Berechtigung über einen neuen Entwurf eines Ber: 
faſſungsgeſetzes, über die gemeinfamen Angelegenheiten der Monarchie ge 
hört werden, — und 


Deutfchlaad. 85 


2) bah in biefem Entwurfe zur Sicherftellung ber Herzogthümer gegen 
die Gefahr einer permanenten Benachtheiligung ibrer Intereſſen durch eine 
Mehrheit dänisher Stimmen ein paſſendes Gorrectiv dargeboten werde. 

Nicht weniger nöthig und dringend ift: 

3) da im Herzogthume Schleswig das Beftreben, durch Verordnungen 
und Verwaltungsmaßregeln das deutſche Element zurüdzudrängen, aufgege: 
ben, der Zuftand von 1847 in diefer Beziehung wicder bergeftellt und zur 
Regelung der Sprachenverbältniffe ein Gefeg mit den Ständen Schleswig's 
vereinbart werde. 

„Dies find die Korderungen, welde Oefterreich innerhalb des Rahmens 
des im Namen des deutſchen Bundes erworbenen Nechtes aufzuftellen bat.” 

. Aug. Deuter AJurijtentag in Wien. Herzliche Aufnahme derfelben 
von Seite der Regierung und der Bevölkerung Wien's. Politifhe - 
Rede des Staatsminifters v. Schmerling am Feſtbankett. 

» (Rreußen) Antwort Preußen’s auf die Depefhen vom 
8. und 11. Auguft, durch welche Bayern und Württemberg den 
Beitritt zum Handelsvertrag abgelehnt haben. 

Die Antwort an Württemberg ift ziemlich furz, diejenige an Bayern fehr 
enläglih. Preußen ſucht darin fein VBerbalten während der Unterhandlun: 
gen und beim endlichen Abjchlu des Vertrages zu rechtfertigen und na— 
mentlih jehr im Einzelnen nadzuweifen, daß Bayern früher und während 
der Unterhandlungen über die demfelben von Preußen zu Grunde gelegten 
Brincipien ganz anders geurtheilt habe als jet, und daß, wenn Preußen 
nicht allen Wünfchen Bayern’s habe gerecht werden können, „eine auch von 
Bayern gewänfchte Fortiegung der Verhandlungen unmöglich geworden fein 
würde; denn außer der Erflärung Bayern’s lagen uns noch die Erflärungen 
von 11 anderen Vereinsregierungen vor, weldye webeP untereinander nody , 
mit der Bayeriſchen übereinftimmten.“ Preußen fpricht ſchließlich gegen 
beide Regierungen die Hoffnung aus, „daß fie bei nochmaliger Erwägung 
der Sache ihre Zuftimmung einen Werke nicht werden vorenthalten wollen, 
welches nach jeiner von einem Theile feiner Zollverbündeten getheilten, durch 
die einmütbige Zuftimmung der preußiſchen Landesvertretung befeftigten Ue— 
berzeugung den Intereſſen des Zollvereins entjpricht.“ 

Beiden erflärt jedoch Preußen, „es fei e8 dem Ernfte der Lage 
Ihuldig, offen auszufprehen, daß es eine definitive Ablehnung der 
Verträge mit Frankreich als den Ausdruck des Willens auffaffen 
müfe, ven Zollverein mit Preußen nicht fortzufegen.“ 
» Politische Beiprehung zwifchen einigen Mitgliedern bes deutfchen 
Juriftentages, welche der Frankfurter Pfingftverfammlung beigewohnt 
hatten, und einiger öfterr. Reichsraths- und Landtagsabgeorbneter. 
Meinungsaustaufc ohne ſchließliches Nefultat. 

»  Hauptverfammlung des Ouftan: Adolf Vereins in Nürnberg. 
Mit ſichtlich freudiger Erregung theilt ein Abg. aus Oeſterreich 
der Berfammlung mit, daß die anmwefenden Vertreter der evangelis 
hen Gemeinden in Defterreich auf ihre Anfrage, ob fie den Gu⸗ 
ſtav⸗Adolf-Verein für feine nächſte Hauptverſammlung nad) Wien 
einladen dürften, von dem Miniſter v. Schmerling auf telegraphi⸗ 
ſchem Wege geſtern die Antwort erhalten hätten: „Willkommen in Wien. ® 
, „ (Defterreih). ine Zuſchrift des öſterr. Handelsminifte: 

riums an alle Handelsfammern des gefammten Kaiferjtantes ladet 
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dieſelben dringend ein, den deutſchen Handelstag in München zu 
beſuchen. 


1. Sept. (Baden). Auch Baden will wie Sachſen in der einge— 
tretenen Zollvereinskriſis eine vermittelnde Stellung einnehmen, tritt 
aber fofort mit beftimmten Vorfchlägen auf. 


Eine Depeihe v. Roggenbadh'sian Bayern ſucht dieſes ftatt bei 
unbedingten zu einer bedingten Ablehnung des Handelsvertrags mit Frank 
reih, d. b. zu beftimmten Mobdificationsforberungen zu bemc 
gen: Die Möglichfeit der nachträglichen Aufnahme einzelner Modificationen 
auch in Betreff des Tarifs könnte unferes Ermeflens von Seiten der Re 
gterungen, welche ſich befchwert finden, immerbin in Erwägung gezogen werden 
und fchiene uns die Geltendmahung entſprechender Jorberungen 
ber unbedingten Ablehnung jedenfalls vorausgeben au müj: 
fen. Wohl find andere Bedingungen nicht ausgeichloffen und von größerer Er 
heblichkeit. Eine berfelben nad Kräften zu unterftügen, find wir gerne bereit 
Es wäre dies das Verlangen, baß zum deutfchen Bunde gehörige Gebietstbeile eim: 
begünftigende Behandlung follen erfahren kömien, ohne daß die VBerpflichtume 
einer Generalifirung diefer Begünftigung ipso jure für alle meiftbegünftia 
ten Staaten eintrete. Würde es der k. Regierung gefallen, der vermittelnder 
Stellung getreu, welche wir fo oft in der Lage waren, jeitens berjelben i 
ernten Gonflicten deutſcher Angelegenbeiten mit aufrichtigiter Befriedigung 
anzuerkennen, wir würden eine he Entſchließung als eine patriotiſch 
That begrüßen, welche die große, durd bie unbedingte Ablehnung herbeige 
führte Gefahr wieder zu befeitigen im Stande wäre. Um aber jedenfall: 
eine Sprengung bes ZJollvereins abzuwenden als legtes Hülfsmittel, gawifiermai 
fen als „höhere Inſtanz“, Schlägt Baden ein Zollparlamentnah Art de 
auch von Bayern befürworteten Delegirtenverfammfung ve 
und erklärt ſchließlich: „Müßten wir bei etwaiger Erfolglofigfeit auch dieſes Aus 
funftsmittels in der ernſteſten Kataftrophe einer Auflöfung des Zollvereins da 
Wohl des Landes und der unferer Pflege anvertrauten Interefien beratben,, j 
werden wir allerdings auch für diefe ſchlimmſte Wendung unjere Entſchlüſſe fafie 
müfjen. Es genügt für jept aber, anzudeuten, daß wir dabei am wenig 
ften an einen uns von unjerm natürlichen Verfebrsweg, dem bein, abſchließen 
ben Anſchluß an cinen andern ZBollverband bdeufen, jondern daß wi 
vorziehen müßten, uns der vollen Vortheile unferer geographiſchen Lage 3 
jelbftftändiger Ordnung unjerer Verbältuiffe zu bedienen.“ 


Eine gleichzeitige Depeihe an Defterreich anerkennt die für Defterreic 
aus dem Bertrage vom 19. Februar 1853 bervorgebenden Rechte, bedauer 
daß Oeſterreich mit feinem Antrage auf Eintritt in ben Zollverein nid 
früher hervorgetreten fei, ftellt fi aber, wie die Sachen jept liegen, auf bi 
Seite Preußens, infoferne als auch Baden erklärt, daß Unterhandlungen mıi 
Defterreih nicht mehr vor, fondern erſt nad Annahme des Handelsvertraz 
mit Frankreich von Seite des Zollvereins möglich feien : | 

„. . . Wir fünnen bie Befürchtung nicht tbeilen, es würde durch Ab 
ſchluß des franzöfiihen Handelsvertrages der Hauptzweck des deutich » öfter 
Zolle und Handelsvertrages vom 19. Februar 1853 geführbet werden. Da 
materielle Woblbefinden der beiden großen handelspolitifchen Körper, welc 
in demſelben jich näher traten und welches den Hauptzwed ber getroffen: 
Berabredungen bildete, würde nur dann gefährdet, wenn einem Theile da 
Dpfer des freien Mitwerbens auf dem gropen Weltmarfte auferlegt werbır 
follte. Wie der Zollverein fich nicht die Möglichkeit dazu, durh den Wer 
uch, feinen alten Tarif zu behaupten, verfcherzen fanır, fo wird die mei 
fortgefchrittene Induſtrie des Kaiferftaates am wenigfien von und zu ibre 
eigenen Unterftügung Forterhaltung von fhügenden Tarifjäpen verlangen 
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können, welche ſie ſelbſt in der That beſſer entbehren würde. Auch von 
der Grundlage des Handelsvertrages aus kann einer Lockerung der beſtehen— 
ben Bande zwiſchen Oeſterreich gb den Staaten des Zolldereins vorgebeugt 
werben. Daß bie Großh. Regierung gerne dazu bereit iſt, mitzuwirken, ba= 
von wird der k. k. Herr Minifter des Neußern ſich aus einem Anerbieten 
überzeugen, weldhes wir an bie f. Bayeriſche Regierung in ber abichriftlich 
anliegenden Depeihe haben gelangen lafien, und woburd wir unfere Mit: 
wirkung zufagen, um für die zum beutichen Bunde gehörigen Gebietstheile 
bie Zuläjligfeit wechjeljeitiger begünftigender Behandlung ohne Verpflichtung. 
fofortiger Generalifirung biejer Begünftigung zum Beften aller meiftbegünftigs 
ten Staaten, nachträglich zu flipuliren. Damit glauben wir zugleich ber 
faiferl. Regierung ben Beweis geliefert zu baben, daß unjerem Feſthalten 
am Bertrage und unjerer Ablebnung, vor feiner aljeitigen Sicherung bei 
Verhandlungen auf Begründung eines Zollbundes mitzwwirfen, jeder poli: 
tiſche Hintergedanke fern liegt und wir nur dem Gebote ber zwingenden 
Verhältniſſe und gebieterifchen Intereſſen folgen.“ 


2. Sept. (Frankfurt). Der Senat erflärt Preußen feine Zuſtim— 


— 


mung zum Handelsvertrage mit Frankreich, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung, daß gleiche Zuſtimmungen auch von Seiten der 
übrigen Zollvereinsſtaaten erlangt werden. 


„ (Preußen) Das Preuß. Abg.-Haus heißt mit 232 gegen 
26 Stimmen (der fatholifchen Fraktion) die von der Staatsregierung 
abgegebene Erflärung, daß fie die Ablehnung des Handelsvertrags 
feitens einzelner Regierungen „als den Ausdrud des Willens auf: 
fafien müffe, den Zollverein mit Preußen nicht fortzufegen”, gut, 
und ſpricht zugleich die Erwartung aus, die k. Staatsregierung 
werde, joferne einzelne Zollvereinsregierungen in ihrer ablehnenben 
Haltung verharren follten, „Maßregeln treffen, welche nothwendig 
find, um die Reformen des Zollvereinstarifs. nah Mafgabe des 
Tarifs B zum Hanbdelsvertrage mit Frankreich bei Ablauf der ge: 
genwärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen.‘ 


„  Deutfcher Handwerkertag in Weimar. Derfelbe befchließt, einen 
allgemeinen deutſchen Handwerkerbund, der die Rechte des deutjchen 
Handwerferftandes wahrnehmen und vertreten fol, zu gründen. 
Außerdem befchließt derfelbe folgende Erklärungen: 


„Der Handwerkertag erklärt, daß er bie fich durch Befeitigung bes Prü— 
fungsweiens kennzeichnende Gewerbefreibeit ben arbeitenden Glafien für 
machtheilig anfehe, und befchließt, diejenigen deutfchen Regierungen, welche 
die Gewerbefreibeit noch nicht eingeführt baben, zu erjuchen, mit ber etwa 
beabfichtigten Einführung wenigjtens noch ein Jahr zu warten; bis dabin 
werde das Handwerk den Regierungen den Beweis liefern, daß die Ge: 
werbefreiheit dem Wohle der arbeitenden Claſſen wirklich zumiberlaufe*, und: 
„Der deutſche Handwerkertag wünſcht dem volfswirtbichaftlichen Eongreß 
viel Glüd zu dem Beftreben, die Volkswirthſchaftolehre zu entwideln, pro= 
teftirt aber dagegen, baß berfelbe irgend die Qualification befige, fih zum 
Vertreter und Wortführer des Handwerker: und Gewerbeftandes aufzumerfen, 
wie er dies unberufener Weife bisher gethan bat." Diefer Proteft foll dem 
volfswirthicdaftlihen Congreſſe durch eine Deputation überreicht werben. 


88 


Deutfchland. 


6. Sept. Deutjches Künftlerfeft in Salzburg. Politiſche Rede des öfter: 


8. 


reichiſchen Staatsminifters Schmerling beim Feſtbankett. 
Me 


„ Eongreß deutſcher Volfswirthe in Weimar. Beſchlüſſe des- 
felben : 


1. „Bezüglih des Handelsvertrages mit Frankreih: „Der Eongreß er— 
Märt: 1) daß der Handelsvertrag zwiſchen Franfreib und dem Zollverein 
einen erſten und weſentlichen Schritt zur Durdführung ber Tarifreform 
im Zollverein bildet, welche für eine gejammıt = wirthfchaftlihe Entwidlung bes 
deutſchen Volkes nothwendig iſt; 2) daß er durch Gleichſtellung ber fran— 
zöſiſchen Zollſätze für die zollvereinsländiſchen Producte mit denen für die 
Producte England's und Belgien's die Ausſchließung unſeres Gewerbfleißes 
von dem franzöſiſchen Markte verhindert und dem deutſchen Erport ein 
neues werthvolles Gebiet eröffnet; 3) daß es demnach die wirthſchaftlichen 
Intereſſen des deutſchen Volkes auf das Schwerſte verlegt, wenn Der von 
politischen Tendenzen und monopoliftifhen Intereffen getragene Widerftand 
einzelner Zollvereinsregierungen bie Durchführung des Vertrages noch läu— 
get binzögert.“ Ein BVerbefferungsantrag des Herrn v. Kerjtorfi aus Auge: 
urg: „Der Gongreß erklärt, daf der materielle Inhalt des dem preußiſch-frau— 
zöſiſchen Handelsvertrags:Entwurfe beigefügten Tarifs großentheils einen 
Fortfchritt für Durchführung einer Tarifreform im 3ollverein ausdrüdt, 
weldye für eine gefunde wirtbichaftlihe Entwidelung des deutihen Volkes 
nothwenbdig iſt“, wird mit allen gegen 3 Stimmen abgelebnt. 


1. „Zur Bermeibung folder handelspolitiſchen Krijen 
wie die gegenwärtige und zu gebeihliher Entwidelung un: 
jerer materiellen Verhältniſſe ift die Erridtung cıner ge 
meinjamen Gentralbebörde und Bolksvertretung aub für 
bie volkswirthſchaftlichen Anterefjen geboten.“ 


IM. „Der volfswirtbfchaftliche Congreß, indem er ben bercits auf dem 
vorjährigen Congreß fait einftimmig gefaßten Beſchluß, dem von den beiden 
Großherzogthümern Medlenburg projectirten franzöfifch = medlenburgifchen 
Srenzzoll auch an feinem Theile entgegenzuwirken, bierdurd wicderbolt, er: 
achtet e8 im deutſchen wirtbichaftlihen Intereffe für dringend geboten, daß 
die zum Zollverein verbundenen Staaten, namentlih aber Preußen, das 
dazu vorzugsweife im Stande ift, fchlennigft und nachtrüdlich alle legalen 
Mittel in Anwendung bringen, um die Ausführung bed medlenburgifchen 
Grenzzollprojectes zu verhindern und den Anjchluß der Großherzogthümer 
Medlenburg an den zu reconftiruirenden Zollverein zu erwirken.“ 


IV. „Das ftebende Heerweſen untergräbt den Wohlſtand der Nationen 
durch feine Koftipieligfeit und den übermäßigen Verbrauch von Menjchen: 
fräften, ohne feinen Zweck, die Sicherheit der Etanten gegen äußere An: 
griffe, zu erfüllen; die innere und äußere Ordnung der Staaten wird allein 
durd ein Volfswehrfuften gefichert, wie e8 in der Schweiz im Weſentlichen 
befteht und in Preußen durch die urfprüngliche Organifation der Landwehr 
beabfichtigt war; die allgemeine Einführung des Volfswehrfvitems, be: 
rubend aufder allgemeinen Wehrpflicht, der fchulmäßigen Vorbildung ber Jugend 
zum Kriegsdienft umd einer möglichft verfürzten Präfenzzeit bei der Fahne, 
ſowie die gleichzeitige Beichränfung des Milttärftandes auf einen ſtehenden 
Lehrförper und die zur Verwaltung des Waffenwefens, zur Leitung der 
größeren Uebungen und zur Führung im Felde notbwendigen höheren 
Offiziere ift das Ziel, welches Regierungen und Bolfsvertretungen in Deutfch: 
land durdy neeignete Reform der beftchenden Heerescinrichtungen zu erreichen 
haben. — Der Congreß erklärt fih für den Grundfag: bie zum Heerbienft 
untauglich Befundenen haben einen im Verhältniß zu ihrem Vermögen 
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ſtehenden Beitrag zum Beiten ber bebürftigen Kriegspflichtigen und beren 
Familien zu leijten.“ 


10. Sept. Generalverfammlung der katholiſchen Vereine Deutſchland's 
in Aachen. Diefelbe beſchließt durd) allgemeinen Zuruf folgende 
Refolutionen: 


„1) Die Fatholifche Kirche verpflichtet Niemanben zu irgend einem politifchen 
Partei-Standpunfte; fie verträgt fi mit jeder Staatsform und jedem poli: 
tiſchen Syſtem, weldes nicht in Widerfpruch fteht mu den Geboten Gottes 
und ben Grundſätzen der Gerechtigkeit; 

2) bie katholiſche Kirche iſt keine Stüße des Despotismus und feine Fein: 
din politiicher Freiheit und Selbſtſtändigkeit. Wie in allen Jahrhunderten, 
verwirft fie auch heute jede Willkürherrſchaft, mag fie von Fürften, von 
Parlamenten oder Parteien geübt werden ; 

3) die Katholifen find nidyt Gegner des politiihen Fortſchrittes; fie be: 
Hype alle politiihen Reformen, welche dem Wohle ber Völker dienen, aber 
ie verwerjen gewilienhaft allen Rehtsbruh und verabjdeuen jede Revolu— 
tion, mag fie fih auf allgemeines Stimmredt oder auf Nationalitäte:Prin= 
cip oder auf das fog. Princip der vollendeten Thatſachen jtügen ; 

4) die katholiſche Verſammlung erneuert den im vorigen Jahre zu München 
erhobenen Proteſt gegen die Beraubung des heiligen Stuhles. Cie fordert 
für den heiligen Vater den Vollbefig feiner weltlihen Herrſchaft zurüd, wie 
die göttliche Vorfehung fie ihm gegeben und ibm fraft des Völkerrechts und 
beiliger Verträge gebührt, und befennt fich feierlich zu den Grundjägen, 
welde die in Rom verjammelten Bijchöfe in ihrer Adreſſe an Pius IX. 
ausgejprochen haben; 

5) die Verfammlung fiebt in der Eriftenz bes fogenannten ———— 
Italien einen die ganze europäiſche Drdnung bedrohenden Sieg der Revolu— 
tion; fie beklagt daher auf's tieffte die Anerfenmung, welche dasſelbe theil— 
weile erlangt bat, und danft den Fürften und allen Männern, welche ſich 
diefer Anerkennung widerfegt haben; 

6) durchdrungen von der innigften Piebe zum deutfchen Vaterlande, protes 
ftiren die bier verfammelten Katholiken gegen die Verleumdung, daß fie, 
die man mit dem Schlagworte „Ultramontane* verdächtigt, nicht gute Pa— 
trioten fein. Sie rufen die große dentjche VBergangenbeit von Karl dem 
Großen an zum Zeugniß dafür auf, daß bie Ergebenbeit gegen den heiligen _ 
Stuhl zu Feiner Zeit die Größe und Herrlichkeit des Vaterlandes beein— 
trädtigt bat; 

7) obgleich die Einbeit des Glaubens das ſicherſte Fundament politijcher 
Einheit ift, fo ſehen doch die Katholiken in der Glaubensfpaltung Deutich: 
land's fein umüberwindliches Hinderniß deutjcher Einheit, mofern nur bie 
Grundjäge der Gerechtigkeit und wahrer Duldung in allen Staaten und in 
dem Gejammt: Baterlande zur Geltung kommen; 

8) die in Aachen, der alten deutjchen Kaiferftadt an den Grenzen bed 
Baterlandes, verfammelten Katholiken erklären jeden Verſuch einer Zerjtüde: 
fung Deutichland's, fei es zu Gunften einer deutfchen, fei es eimer fremden 
Macht, für einen Frevel. Sie proteftiren gegen den Ausſchluß des fatholi- 
ſchen Kaiferhaufes aus Deutichland und verabjdheuen jede Nachgiebigfeit ges 
gen fremden Ehrgeiz; 

9) die katholiſche Geueralverſammlung, Angefichts ber fortbauernden Bes 
brängnifie des heiligen Baterd Papſt Pius IX. und der täglich fich fteigern: 
den Bebürfnifje zur Aufrechthaltung feiner Würde, Freiheit und Unabhäns 
gigkeit, erklärt die Leiftung des Peterspfennigs ald cin umter den gegen: 
wärtigen Zeitverbältnifien —— gutes. Werk, in welchem ber Katholil 
nicht nur die Pflicht chriftlicher Barmherzigkeit übt, fondern zugleich feinen 


Deuiſchland. 


‘ 


Eifer für den heiligen Glauben und feine Liebe zur Kirche und zur Freibeit 
offenbart ; fie fordert deshalb ale Mitglieder der fatholifhen Bereine auf, 
in ber Leiftung des Peterspfennigs nicht nur ſelbſt fortzufahten, ſondern 
auch dafür bei Anderen nah Möglichkeit zu wirken.“ 


41. Sept. (Naffau) Iehnt wie Hannover den Handelsvertrag mit 


13. 
15. 


18. 


” 


19. 


Frankreich indirecte ab, 


Depeihe an Preußen: „Die berzogl. Regierung erflärt fih vollflommen 
eneigt, fich bem preuß.=frangöf. Handelsvertrage anzufchliegen, wenn fämmtliche 
Boltpereinsreniemingen ihren Beitritt zu diefem Vertrage erklären werben. Um: 
verfennbar würden die in dieſer Sache noch obwaltendeu Echwierigfeiter ver: 
mieden worden fein, wenn vor Abſchluß des in Rebe ftehenden Hanbele- 
vertrags einer Zollconferenz ber Anhalt desjelben zur Berathung und ein— 
gehenden Erwägung aller Detailbeitimmungen vorgelegt worden wäre. Noch 
jest bin ich ber Ueberzeugung, daß ohne eine jolde nadträgliche Conferen; 
eine allfeitige Webereinftimmung kaum zu erzielen fein dürfte. In biefer 
Gonferenz würde alsdann auch die nothwendige und erjfehnte Regelung ber 
bandelspofitiichen Beziehungen zu Defterreich, anfcließend an die Stipu: 
lationen des Vertrags von 1853, welchen bie herzogl. Regierung als im 
voller Giltigkeit beftehend betrachtet, zum Austrag gebradht werden können.“ 


„ DVerfammlung der deutfchen Fort: und Lanbwirthe in Würzburg. 


»„ (Bundestag). Die Bundescommiffion für eine gemeinjchaft: 
lie Givilprocefordnung tritt in Hannover zufammen. 


„ (Hannover), von Preußen zu einer in die Sache ſelbſt eim- 
gehenden Nüdäußerung über den KHandelsvertrag mit Frankreich 
aufgeforbert, lehnt es ab, glaubt dagegen die Anfiht aussprechen 
zu follen, „daß die erftrebte Einigung der Zollvereinsftaaten am 
fiherften durdy ein Eingehen auf Verhandlungen mit Defterreich 
über deſſen bekannte Propofitionen zu erreichen fein dürfte.“ 

Berfammlung der deutſchen Naturforfcher und Aerzte in Karlsbad. 


»„ (Breußen) lehnt die Aufforderung Oeſterreich's, den Han- 
belsvertrag durch die Ablehnung Bayern’s und Württemberg’ als 
gefcheitert zu betrachten und mit ihm über eine Zolleinigung ein- 
zutreten, ab. 


Die Depefhe anDefterr. führt aus, daß Preußen die Verträge v. 2. Aug. 
keineswegs als gejcheitert betrachte, da bas Hervortreten einer Meinungsverfchie: 
benbeit über eine große bandelspolitiiche Maßregel nicht fofort als gleichbe- 
dentend mit ber Verwerfung berjelben aufgefaßt werben könne, es vielmehr 
in Ähnlichen Källen ſchon öfter gelungen jei, anfänglihe Meinungsverfchie- 
benheiten im Wege weiterer Berbandlung ————— Eine andere Auf— 
fafimng würde die Möglichkeit jeder Entwickelung in ber Geſetzgebung bes 
Zollvereins ausschließen, weshalb man auch ferner den durch die Rüdäuße- 
rungen nah Münden und Stuttgart eingejchlagenen Weg innebalten müſſe, 
einen Weg, der fi als dem Intereſſe des Zollvereins entſprechend bewährt 
babe; die Gründe, aus benen man früber den Zeitpunft für Eröffnung ber 
Verhandlungen mit Defterreih noch nicht für eingetreten erachtet, feien alio 
auch heute noch vorhanden, und da Defterreich jelbft zugeltanden, daß es 
bas Recht, biefen Zeitpunkt zu beftimmen, nicht ausichlieklih in Aniprud 
nehmen könne, jo könne es nicht überrajchend fein, wenn Preußen an feinen 
Bedenken feſthalte. 


" 
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20. Sept. (Württemberg) lehnt in Antwort auf die ernenerte Auf: 


21, 
3. 


2 


— 


forderung Preußen's neuerdings ſeine Zuſtimmung zu dem Han— 
delsvertrage mit Frankreich ak: 


Dep. an Preußen: „... Indem fie dies gethan bat und thut, handelt fie 
im Einflang mit ſämmilichen für die Anterefien des Handels und der Induſtrie im 
Lande beitehbenden Organen, und ebenjo zuverſichtlich darf fie anf die entjchiedene 
Zujtimmung der jtänbijchen Kammern rechnen, von weldhen, wie die Kund— 
gebungen der Mitglieder ibrer Gommiflionen außer Zweifel ftellen, mur eine 
beinahe einſtimmige VBerwerfung jener Verträge zu erwarten gewejen wäre.“ 


„ (Abgeordnetentag). Die öfterr. Abgeordneten lehnen in 
Folge einer Beiprehung in einem größeren Kreife die Theilnahme 
an dem Abzeorbnetentage ab. 


Schreiben der HH. Dr. Berger und Rehbauer an Hofrath 
Bluntſchli: „Es bat uns biezu micht fowohl der allerdings nicht gleichailtige 
Umitand veranlaft, daß die Verfammlung troß des zu Wien nahdrüdlich 
ausgeiprochenen Wuniches nun dennoch in Weimar und nicht in Frankfurt 
abgebalten werden wird; wir wurden vielmehr fachlich durch die in ber 
Einladung aufgeftellte Tagesordnung beflimmt, weldhe den durch die Wie: 
ner Gonferenz während bes Juriſtentages bervorgerufenen berechtigten Er: 
wartungen durchaus nicht entipriht. Es konnte nad jener Vorbeſprechung 


- zu Wien, jowie überhaupt nad den berfelben vorbergegangenen verſchiede— 


nen Verhandlungen bei uns und unjeren öfterr. Gollegen nicht der geringite 
Zweifel darüber obwalten,, daß die beutfche Reformfrage vor Allem auf die 
Tagesordnung der nad dem Wunſche unferer öfterr. Gollegen in Frankfurt 
abzubaltenden Berfammlung zu fegen war. Statt biefer Garbinalfrage ber 
deutſchen Reformbeitrebungen wurden die unferes Erachtens zunächſt nur 
nebenfählien Fragen über das Verhältniß der deutfchen Kammern gegen: 
über den Anträgen auf eine Delegirtenverfammlung bei der deutſchen Bun: 
besverjammlung und ber die Neorganifation des Zollvereins für die Ta: 
gesordnung bejtimmt. Die Löfung der erften Frage ift von felbft gegeben, 
ſobald eine Verftändigung über die deutiche Neformirage erzielt wird; bie 
Zollvereinsfrage aber ift in erfter Linie feine politiiche. * 


„ (Kurbeffen). Allgemeine Landtagswahlen nad) dem Wahl: 
gejege von 1849. Unter den Gemählten ift aud nicht Gin An: 
bänger der nunmehr befeitigten Ordnung ber Dinge mehr. 


„ Gründung eines deutfchen Sängerbundes in Coburg. 


» (Bayern) lehnt neuerdings den Beitritt zum Handelövertrage 
mit Franfreih in einer übrigens ehr verſöhnlich gehaltenen De: 
peihe ab: 

„+. &8 jheint mir weber notbwendig noch zwedmäßig, Herrn Grafen v. 
Bernftorff in das geſammte Detail umfafjender Erörterungen über bie 
einzelnen Zarifsfragen weiter zu folgen, als dieß zur Feftftellung der allge: 
meinen Gefihtspunfte und zur —— einzelner thatſächlichen Verhältniſſe 
unbedingt erforderlich iſt, da die bayer. Ablehnung des Vertrags weniger durch 
einzelne Zarifsfragen, als vielmehr durch gewiſſe allgemei— 
nere und höhere Rückſichten begründet wurde und ohnedies dieſe Fragen, 
wenn doch eine umfaſſendere Reviſion des Zollvereins-Tarifs vorgenommen 
werden ſoll, einer nochmaligen ſorgfältigen Erörterung nicht entgehen kön— 
nen. Dagegen ſcheint es mir unbedingt nothwendig, vor Allem bie Gründe, 
auf welchen die Ablehnung Bayern's berubt, nochmals kurz und beflimmt 
zufammenzufaffen, weil durch eine ſolche überfichtliche Zufammenftellung und 
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burch offene Erörterung der hierüber beftehenden Meinungsverfchiedenheite 
nicht bloß bie Keuntniß des beiderfeitigen Standpunktes erleichtert, jonber 
auch der Weg angebahnt werben Fann, zu einer Beritändigung zu gelangen 
welche biesjeitE nur gewinfcht werden kann und durch Aenderung einig € 
Beftimmungen des proponirten Vertrages mit Franfreih und Rückſi ch 
nahme auf den ebruarvertrag mit Defterreih audy wohl ohne bejor 
dere Schwierigkeiten herbeigeführt werden könnte. 

„+ Ich komme fchliehlih zu dem wichtigften Punkte der Depefhe woı 
26. Auguit, nämlich zu dem am Ende derfelben enthaltenen Ausiprude, da 
das preufiihe Minijterium eine definitive Ablehnung der Verträge vom 
v. Mts. als den Ausdruck des Millens auffafle, den Zollverein mit Breuge 
nicht fortzufegen. Diefer inhaltſchwere Ausſpruch gibt in mehr als eine 
Beziehung Anlaß zu erniten Betrachtungen. Zunächſt darf wohl nicht auß« 
Acht gelaſſen werden, daß nicht die bayerifche Regierung es it, welche cım 
Aenderung des bisherigen Vereinstarifs-Syſtemes verlangte; fie hat ihrer 
jeits zu den entjtandenen Meinungsdifferenzen nicht die mindefte Beranlaj 
fung gegeben, und jener Ausjprud möchte daher richtiger wohl dahin gefaß 
werden müſſen, daß das preußiiche Minijterium die Abjicht erklärt, be 
Zollverein mit denjenigen VBereinsregierungen, welche jeine Forderungen rich 
annehmen wollen, nicht fortzufegen. Auf der andern Seite liegt bie rag 
nahe, was mit jenem Auoſpruche eigentlih beabfichtigt werde? Zu eine 
Kündigung der Vereinsverträge, die erft nah 3 Jahren ablaufen, lag ber 
malen keine Beranlafjung vor, und ob bis zur vertragsmäßigen Kündigungs 
frift die Verhältniffe und gegentbeiligen Anjichten noch diefelben fein werden 
wie jest, fteht noch in Frage Es muß daher bei jenem Ausſpruche eir 
augenblidliher Zwed in das Auge gefaht worden jein. Es ftcht mit 
nicht zur, denfelben näber zu analyfiren; fajje ich aber die Eituation von 
rein thatjählihen Standpunkte auf, jo kann ich diejelbe nur ja bezeichnen 
daß auf ber einen Seite eine totale Umänderung des ganzen Zarifsjyftemee 
bes Zollvereines und gleichzeitig eine Abweichung von ben Principien dee 
Vertrages vom 19. Februar 1853 verlangt wird, während auf der anderen 
Seite Bayern umd einige andere VBereinsregierungen dieſe Abänderung für 
zu weit gehend und die Abweichung vom Bertrage von 18553 für unzuläjfig 
eradhten. Während alfo die Leptern bei Ablehnung des franzöfiichen Ber- 
trages von einem unzweifelbaften und bisher unbeftrittenen Rechte Gebrauch 
machen, ift die Erklärung des k. preußifchen Minifteriums, daß es unbe: 
dingt auf feiner Forderung beharre und mit den bifjentirenden Regierungen 
den Zollverein nicht fortzufeßen gebente, thatjädlic der Ausſpruch, daß es 
die Geltendmachung eines Rechtes von Seite anderer Bereinsmitglieder, 
welche feinen Anfichten nicht entfpricht, nicht zu geftatten und lieber den 
Zollverein aufzulöfen beabfichtige. Die Betrachtung der Sachlage von einer 
andern Seite führt zu einewanalogen Schlußfolgerung. Es wird erlaubt 
fein zu fragen, worauf eigentlich die f, preußische Regierung bei dem vor: 
liegenden Vertrage den prädominirenden Werth lege, ob auf die durch den: 
jelben vertretenen national: wirtbichaftlichen Grundfäße oder auf das ver: 
tragemäßige Verbältniß zu Frankreich. Erfteren Falles kömmt zu bedenken, 
daß fie denfelben Zwed, zwar nicht in berfelben Ausdehnung, aber Doch im 
Weſentlichen, durch bie mebrfeitig vorgefihlagene jelbftftändige Tarifs-Re— 
vifion zu erreichen vermag. Legt fie aber befonderen Nahdrud auf die Zeit: 
ſtellung eines vertragsmäßigen Verbältniffes zu Frankreich, jo kaun dies 
doch unmöglich fo gemeint fein, daß fie um dieſes Zwedes willen einerjeits 
jede nähere Verbindung mit Defterreih und deren unvertennbare national: 
wirtbichaftlihen Vortheile zurüdweifen, andererfeits aber der Ueberzeugung 
ihrer Mitverbündeten mehr oder minder Zwang anthun und bdiefelben in 
der Geltendmahung ihres Rechtes befchränfen, oder, falls fie auf dieſer be: 
barren, den DBerein mit benfelben auflöfen wolle. Bon welder Seite ich 
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auch den fraglichen Ausſpruch betrachten mag, immer erjcheint er mir gleich 
bedenflih und in feiner Weiſe durch irgend cin Vorgehen von bayeriſcher 
Seite bervorgerufen oder begründet. Die bayer. Regierung muß fi daber 
auc darauf bejchränfen, jede Verantwortung in dieher Beziehung von fich 
abzulehnen.“ 


23. Sept. (Heffen:Darmitadt). Allgemeine Landtagswahlen. Durd 


28, 


Vereinigung der altliberalen und der democratifchen Partei erleidet 
die Regierung eine vollftändige Niederlage. Außer den 6 Vertre— 
tern des Adels zählt fie feinen entſchiedenen Anhänger unter ben 
Semwählten. Die kath. Partei unterliegt felbit in Mainz. In 
Siegen, Mainz ꝛc. proteftiren die Wähler nach vorgenommener 
Wahl gegen die Rechtsbeſtändigkeit des Wahlgefeped. Das Na: 
tionalvereing-Mitglied Meg ijt viermal gewählt. 


„ (AUbgeordnetentag) in Weimar. Es nehmen etwa 200 


Abgeordnete daran Theil. Beſchlüſſe: 

l. Satungen des Abgeordnetentages: $ 1. Zweck desjelben ift: 
über wichtige ragen von gemeinſamem Anterejje, welde in Ermangelung 
eines deutjchen Parlaments zur Berathung in den Kammern der Ginzel: 
ftaaten jih eignen, eine Berjtändigung und ein möglichſt gleichartiges Ber: 
fabren in den deutſchen Kammern im Sinne der Ginigung und freiheit: 
lichen Entwidlung Deutichlands zu fördern. $ 3. Der deutiche Abg.= Tag 
tritt ordentlicher Weile jährlih einmal, außerordentliher Weije, fo oft 
wichtige und dringende ragen dieſes erjordern, zufammen. F 7. Der Sip 
ber ftändigen Gommijlion iſt in Frankfurt a. M.; daſelbſt finden aud in 
der Regel die Berfammlungen des Abgeordnetentages ftatt. 

1. Beihluß in der Bundesreformfrage: „i) Die bundesjtaatliche 
Einbeit Deutichlands, wie fie unbeſchadet der Gelbitjtändigfeit der einzelnen 
deutſchen Staaten in innern Yandesangelegenbeiten in der deuiſſchen Reihs> 
verfafjung vom 28. März 1849 ihren rechtlihen Ausdrud gefunden 
bat, iſt eine politifche Nothwendigfeit für die Selbfterhaltung und das An- 
jeben Deutihlands nach außen, jo wie für die Begründung und Feſthaltung 
der Freiheit und eines geficherten Nechtszuftands nah innen. Sie kann 
nur berbeigeführt werden dur Einberufung eines Parlaments Die 
Herftielung eines ſolchen für ganz Deutjchland ift ein Recht bes beutjchen 
Volks. Deſſen Errichtung mit allen gejeglihen Mitteln zu betreiben ift die 
Prliht eines jeden Deutſchen, jo wie aller deutichen Regierungen und Land: 
tage. 2) Das deutiche Parlament muß aus freien Volkswahlen hervorgehen. 
Die projectirte Delegirtenverjammlung aus ben Kammern ber ein: 
zelnen deutſchen Länder ift nicht einmal als eine Abjchlagszahlung anzu: 
jchen, fondern von den Kammern zurüdzumweilen; 3) das vorgeichlagene 
Bundesgericht ericheint nah Einrichtung und AZuftändigfeit als eine ber 
Freiheit höchſt gefährliche und durchaus verwerflihde Anftitution; 4) bie 
nationale Einigung bat das gefammte Deutjhland zu umfafjen, es darf 
nicht nur Fein deuticher Bruderſtamm ausgeſchloſſen werden, fondern es 
ijt ebenjofehr das Recht wie die Pflicht aller einzelnen Staaten, dem Ge: 
fammtverband fih anzuſchließen. Dies gilt namientlid auch in Beziehung 
auf das Verhältniß zu Deutſch-Oeſterreich. Sollten aber der Her: 
ftellung einer Deutſch-Oeſterreich umfaſſenden bundesftaatlihen Einigun 
für den Anfang umüberfteiglihe Hinderniſſe im Wege ftchen, fo * 
dies für die Übrigen deutſchen Staaten fein Abhaltungsgrund fein, mit ber 
Ausführung des nationalen Werkes an ihrem Theil zu beginnen. Dagegen 
ift der Eintritt der bisher nicht im beutfchen Bund befindlich — 
Länder Oeſterreichs unvereinbar mit dem nationalen Bedürfniß bes deut⸗ 
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ſchen Volks ; 5) die Frage über die deutſche Erecutivgewalt ift unter Mit 
wirkung und Zuftimmung des deutſchen Parlaments zu regeln.“ 

Heinr. v. Gagern hatte fi in längerer Nede gegen den Autrag de 
Commiſſion und für eine Gentralgewalt erklärt, in der Defterreih unl 
Preußen Antheil haben jollten. j 

II. Beſchluß bezüglich der in mehreren deutſchen Staaten ein 
feitig und wiberredtlih aufgehobenen Berfajlungen: „Ti 
in mehreren deutſchen Staaten auf gejegmäßigem Wege vereinbarte und in 
Wirkfamkeit getretene Verfaſſungen von den Regierungen einfeitig tbeild 
aufgehoben, theils abgeändert und an bie Stelle der gejegmäßigen Bolfs: 
vertretungen Ständeverfammlungen einfeitig wieder bergeftellt oder neu ge 
jhaffen worden find, und da die unheilvollen Folgen biefer Rechtsbrüche in 
verfchiedenen Ländern noch beute fortbefteben, jo befchließt die Verfamminng: 
1) In der Zulafiung der Mitglieder folder thatſächlich bejtehenden Stände: 
verfammlungen ift ein Anerkenntniß jener rechtswidrig erlafjenen Beſtim— 
mungen feineswegs enthalten, vielmehr ift 2) die Wicberaufrihtung des 
Rechtszuſtandes in jenen Ländern ein allgemeines deutiches Intereſſe.“ 

IV. Beſchluß bezüglich der Zollvereinstrifis: „Die Verfammlung er: 
flärt, daß ber —— zwiſchen den Regierungen der Zollvereinsſtaaten 
ausgebrochene Zwiſt dem Wohl der deutſchen Nation und dem Anſehen der 
Regierungen verderblich, daher eine baldigſte Erledigung desſelben dringend 
iſt; die Verſammlung erkennt, daß die Grundurſache dieſes Zwiſtes in der 
ſchlechten Verfaſſung des Zollvereins gelegen iſt; ſie ſpricht ſich deshalb dahin 
aus: 1) daß zwar die Gründung des wirklichen Bundesſtaats auch in 
eg Beziehung das erfte Bedürfniß Deutſchlands ift, deſſen 

efriedigung auch diefem Nothſtand abhelien wird; daß jedoch 2) fo lange, 
bis diefes Ziel erreicht fein wird, die Auflöfung des für Deutſchland unent— 
bebrlichen Zollvereins zu vermeiden ift, daber 3) bei der Erneuerung des— 
felben eine Berbefjerung feiner ſchlechten Verfaſſung unerläßlich ſcheint.“ 

V. Befchließt die Verfammlung „dem preußifchen Abgeorbnetenhaufe für 
feine Haltung bezüglich des Militär: Etats, welde für die Entwidlung des 
conftitutionellen Lebens Deutſchlands von der höchſten Bedeutung ift, ibre 
Anerkennung auszujprechen.” 

4. Oct. (Heffen: Darmftadt). Verfammlung der 5 Hanbelsfam: 
mern bes Landes in Mainz behufs einer Vorberathung über die 
Verhandlungen des deutſchen Huandelstages in München. 

Die Mehrbeit fpriht ſich dafür aus, daß die Annahme bed Handels: 
vertrags im Anterefie des inländiſchen Handels liege; daß man daher auf 
biefe Annahme aud dann binwirken müjle, wenn bierdurd die Zoll: 
einigung mit Deiterreich ausgefchlofien werden follte; daß jedoch die An— 
bahnung eines Handelsvertrags zwijchen Defterreihb und dem Zollverein 
nah Sicherung des Fortbeſtandes desfelben mittelft Ratification des preußiſch— 
franzöfifchen Vertrags ebenfalls zu erftreben fei. 

„» » Baden). Der frühere Staatsrat Karl Matthy wird reac- 
tivirt und zum vorfigenden Mitgliede des Finanzminifteriums er: 
nannt. 

5. „ Qiedhtenftein). Der Fürſt verleiht feinem Ländchen eine 
eonftitutionelle Verfaflung. 

6. „ (Nationalverein). Die Oeneralverfammlung des National: 
vereins in Coburg erklärt fi für Wiederaufnahme der Reiche: 
verfaffung vom 28. März 1849. Beſchlüſſe: 

I. In der Bundesreformfrage: „Das deutfche Volk kann nicht mit 
bürftiger Ausbejjerung einer Bundesverfafjung abgefunden werben, deren 
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innerſtes Weſen die Zerſplitterung und politiſche Ohnmacht iſt. Es kann 
nimmermehr befriedigt oder beſchwichtigt werben durch das Zerrbild ber 
Delegırtenverfjammlung und äÄbnlidher Erfindungen, welde die inneren 
Schäden nur zu verjchletern, nicht zu beilen beftimmt find. Dem Rechts: 
betoußtfein der Nation und ihrem Berlangen nah Macht und Freiheit ent— 
ſpricht nur Eins, die Ausführung der Reihsverfajjung vom 
28. März 1849 fammt Grundredten und Wahlgeſeh, wie 
fie von den legal erwählten Vertretern des Volkes bejchlejjen find. Auf bie 
Berwirfiihung dieſes Rechts, vor Allem anf die Berufung eines nad den 
Boririften des NReihswahlgefeges gewählten Parlaments mit Ernft und 
Kraft zu dringen, ift die Aufgabe der nationalen Partei.“ 

1. In ber Flottenfrage: „In Erwägung, daß der von der General: 
verjammlung des Nationalvereins zu Heidelberg in Betreff der Flotten: 
angelegenhbeit gefaßte Beſchluß den doppelten Zweck hatte, erftens der Nation 
ſelbſt die Notbwendigkeit der Wehrbaftigfeit zur See wieder zum lebhaften 
Bewußtſein zu bringen, und zweitens, den Gabinetten und insbejondere der 
preußiiben Regierung einen ſchärferen Antrieb zur endlichen Erfüllung bes 
wmaritimen Mactbedbürfniffes des deutjchen Volkes zu geben; in Erwägung, 
daß der erjte Theil diejes Zweckes, wie der gute Fortgang der veranftalteten 
Sammlungen während der erſten Monate nach erlafienem Aufrufe bezeugt, 
erreicht ift, der zweite Theil desjelben aber bei der beharrlichen Unthätig— 
keit, wenn nicht Mipgunft der preußischen Regierung gegenüber der nationalen 
Beitrebungen, bei der Laubeit oder Eiferfucht der Mitteljtaaten, und bei der 
gegenwärtigen Zerfabrenheit der öffentlichen Zuſtände Deutjchlands über: 
baupt zur Zeit fih als umerreihbar darftellt: billigt die Generalverfamm: 
lung den Beſchluß des Ausichufjes, die Ablieferung der gefammelten Flotten— 
gelder an das preußiihe Marine- Diinifterium bis auf Weiteres einzuſtellen, 
ermädtigt aber, da bie Herftelung einer großen deutſchen Kriegs : Zlotte 
ein unter allen Umijtänden vorhandenes nationales Bedürfnig ift, in ber 
Ueberzeugung, daß die erwähnten vorübergehenden ungünftigen Umſtände 
vor dem umerbittlihen Gange der nationalen Entwicklung verfchwinden 
werden, den Ausihuß, auch ferner Beiträge für die Begründung einer 
beutichen Kriegs = Flotte entgegenzunehmen und dieſelben mit bem bereits 
vorhandenen Fonds einftweilen zinslich und ficher zu belegen.“ 

11. In der Webrfrage: „Die patriotifhen Beftrebungen, welche in ber 
Förderung und Organiſation des deutſchen Schützen- und Turnweſens, in 
der Gonftituirung von Webhrvereinen und Jugendwehren, und in dem Wirken 
der beutichen Preſſe und Bereine für diefen Zwed zu Tag treten, verdienen 
die Anerkennung und jtete Unterftügung des beutichen Volks.“ (Weiter 
gebende Anträge werben nad einläßlider Debatte abgelehnt.) 

IV. In der Medleuburgifhen Berfajjungsfrage: „In Er: 
wägung, daß das zwiſchen dem Großherzoge von Medlenburg : Schwerin 
und den Abgeordneten biejes Landes vereinbarte und am 10. October 1849 
publicirte Staatsgrundgeſetz nicht auf rechtsgiltige Weiſe aufgehoben iſt; in 
Erwägung, daß die Wicderberftelung des Rechiszuſtandes in Medlenburg: 
Schwerin im allgemeinen deutſchen ſowohl politiihen als wirthichaftligen 
Intereſſe iftz in Erwägung, daß die mecklenburgiſche Bevölkerung auf das 
unzweideutigſte gegen die Aufhebung des Staatsgrundgefeges und die Wieder: 
berftellung von Ritter: und Landſchaft proteftirt hat, dem mecklenburgiſchen 
Bolfe aber in Ermangelung aller conftitutionellen Nechte und Formen bie 
Durhführung einer gejeglichen Geltendmachung jeines Rechtes auf die Ber: 
fafjung vom 10. October 1849 unmöglich ift, befchlieht die Generalverfamms 
lung: mit allen gejeglihen Mitteln dahin zu wirken, daß jobald als mög— 
ih das verfaffungsmäßige Recht und der verfallungsmäßige Zuftand in 
Medlenburg:- Schwerin durd Wiederberftellung der Verfaffung vom 10, October 
1849 zur Geltung gelange,“ 
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7. Oct. (Heffen: Darmftadt) Eine Bekanntmachung der Megierung 
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” 


" 


fest die Verordnung vom 2. Dct. 1850, die politiihen Bereine 
betreffend, außer Wirkfamteit. 

(Hannover). Eine Verſammlnung von ca. 50 der liberaleren 
Richtung angehöriger Geiftliher im Celle unter dem Vorſitze des 
Generalfuperintendenten Dr. Rettig aus Göttingen, führt die 
Katechismusbewegung um einen Schritt weiter, indem fie die Ein: 
führung der Synodalverfafjung verlangt. 

Ertlärung der Verſammlung: „Wir halten fett an Lutber's 
fleinem Katechismus, eradhten aber nad Erlaß der von uns mit Danf 
aufgenommenen Fönigl. Verordnung vom 19. Auguft feinen lutheriſchen 
Geiftlihen oder Schullehrer, in deſſen Gemeinde der alte bannoveriide 
Landesfatehismus gefeglih oder durch rer eingeführt it, für be: 
fugt, im Wider] prude mit feiner Kirchen » oder each ‚Jeinem 
Religionsunterrichte einen anderen Katehismus zu Grunde zu legen.“ 

Beihluß derjelben: „Wir wünſchen und wollen im Bereine mit 
unjeren Gemeinden erjtreben, daß biefelben cine dem Wejen der evange: 
liſchen Kirche entſprechende presbyteriale Gemeindeordnung umd 
innerhalb derjelben eine einflußreichere Betheiligung bei der Wahl und Be: 
rufung ihrer Geiftliden und Lehrer erhalten. Wir wünſchen und wollen 
im Bereine mit unferen Gemeinden für unjere evangelijche Landeskirche eine 
Synobdalverjafjung erfireben, in welder neben den G@eiftlichen aud 
die Nichtgeiſtlichen ihre ausreichende und angemejjene Vertretung finten. 
Zur Herbeiführung dieſer Presbyterial- und Exnodalverfafjung erachten 
wir die baldige Berufung einer außerordentlihen, aud in $ 23 des Landes- 
verfafjungsgejepes bereits verbeißenen, aus geijtlihen und nichtgeiftlichen 
Mitgliedern beftebenden Synode für unumgänglid erforderlih und 
wollen alle geießlih zuläſſigen Schritte tbun, daß Se. Maj. der König, 
als Schirmherr der Kirdye, durch die zuftändige Behörde jolde Synode be: 
rufe und mit ihr die Verfaſſung der Kirche ordne. Zur Förderung der oben 
ausgefprocdhenen Zwecke, befonders zur Vorbereitung, Berufung und Yeitung 
einer Öffentlichen Berjammlung folder Geiftlihen und Nichtgeiftlichen,, die 
mit dent Progranını der Bajtoralconferenz übereinftimmen, haben wir ein 
Gomite erwäblt, dem es überlafien bleibt, durch Gooptation fih zu wer: 
jtärfen und Zeit uud Ort der Verſammlung zu beftimmen, “ 

Die Oeneralverfammlung des „Vereins für deutſche Induftrie* in 


i Stuttgart beſchließt einſtimmig: 


a} 


„1) Der von Preußen mit Frankreich abgefchloffene Handelsvertrag ent: 
ſpricht ben vollswirthſchaftlichen Iutereſſen des Zollvereines nicht und iſt 
unbedingt abzulehnen; 2) bie Erhaltung des Zollvereines in feinem 
ungejchmälerten Umfange bleibt gleichwohl eine Hauptaufgabe der deutſchen 
Regierungen; 3) das Anerbieten Oeſterreichs vom 10. Juli d. J. hin— 
ſichtlich der Entwickelung des Vertrages vom Februar 1853 verfpricht der 
Induſtrie des Zollvereines wejentliche Vortheile; 4) die Erneuerung des 
Zollvereines und bie — über ſeinen Tarif, jo wie der öſterr. Vor: 
ihlag vom 10. Jnli d. find gleichzeitig endgültig zu verhaudeln; 5) ein 
gemäßigtes Arbettefguninftem ſoll die Grundlage des Bereinstarifee 
bleiben; 6) Tarifänderungen follen fünftig nicht ftattfinden ohne Enquete 
bei den Betbeiligten und nicht als Vertrag mit dem Auslande, jondern in 
ſelbſtſtändiger Weije mit alleiniger Berüdfichtigung des Bedürfnifies. ae 


(Kurheſſen). Haffenpflug F in Marburg. 


„  Qerfammlung ehemaliger Mitglieder des Frankfurter Parlaments, 


meift der Linken und äußerjten Linken angebörig, in Frankfurt, 
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3. Det. (Baden). Der katholiſche Oberſtiftungsrath iſt nunmehr im 
Einverſtändniß zwiſchen der Regierung uud dem Erzbiſchofe voll: 
ſtändig gebildet. Der kirchliche Conflikt in Baden kann damit als 
beendigt angeſehen werden. 


.— 18. Oct. (Deutſcher Handelstag) in München. Referat von 
Puſcher aus Nürnberg über den Handelsvertrag mit Frankreich, 
von Sybel aus Düſſeldorf über die Reorganiſation des Zollvereins, 
von Werthheim aus Wien über die öfterreidhifchen Zolleinigungs: 
vorfchläge. Ueber alle drei Fragen bringt der Ausſchuß Anträge 
an den Handelstag. Bezüglich des Handelövertrags mit Frank: 
reich hatte fih der Ausihuß jedoeh in eine Majorität und eine 
Minorität gefpalten, während der Antrag der Defterreiher (Schluß 
des Wertheim'ſchen Berihts) vom Ausfhuß mit allen Stimmen 
gegen die ber Defterreicher abgelehnt worden war. Beſchlüſſe des 
Handelstags: 

I. Frage des Handelsvertrags mit Frankreich. Nach langer und 
tbeilweije beitiger Debatte wird der Antrag der Oefterreiher mit 138 gegen 
gegen 60 Stimmen abgelebut und der Minoritätsantrag des Ausſchuſſes 
(zuerji der Schlußſatz mit 100 gegen 96, dann die erjten Sätze mit 104 
gegen 96 Stimmen) angenommen: 

„In Erwägung, daß nad den Beflimmungen des Artifels 31 des Han- 
belövertrags vom 2. Auguft d. 3. eine Erhöhung einzelner Zollfäge in dem 
zwiſchen Dejterreich und dem Zollverein geltenden Tarif vom 19. Februar 
1853 nah Ablauf des Jahres 1865 zu bejorgen fteht, in fernerer Er— 
wägung, bat in dem Tarif A des Vertrages durch Einführung der 
Werthzoͤlle verjchiedene bisher in Frankreich beftandene Eingangszölle erhöht 
werden, in Erwägung aber, daß jelbit diefe vorzugsweis hervorzubeben: 
denn Uebelftände gegen den Vortheil nicht ind Gewicht fallen, welcher durd) 
die mitteljt des Handels» Vertrags verwirflihte Reform des vereins— 
ländifhen Tarifs und gleichzeitig erzielte Erweiterung des biesjeitigen 
Abjaggebietes für Handel und Induſtrie unferes Vaterlandes gefichert ft, 
erklärt der deutſche Handelstag: Esift höchſt wünſchenswerth, 
die oben angedeuteten Nachtheile durch Verhandlungen der vertragsjchließenden 
Regierungen zu befeitigen, das jhleunige Zuftandefommen bes 
Hanbdbelsvertrages aber darf nicht in Frage gejtellt werden.“ 

1. Frage der Zolleinigung mit Defterreid. Ein Antrag 
v. Ezabel (der Defterreicher) wird mit 117 gegen 80 Stimmen verworfen 
und dagegen ber Antrag bed Ausihufjes mit 138 gegen 55 Stimmen an- 
genommen: 

„An der Vorausjegung, daß bie Erhaltung des Zollvereind und der Ab: 
ſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich ſich erzielen läßt, beſchließt ber 
Handelstag über das künftige Verhältniß des Zollvereins zu Defterreich 
wie folgt: 1. Die nad dem Bertrage vom 19. Februar 1853 zwijchen dem 
Zollverein und Dejterreidy bejtehenden Verkehrserleichterungen find möglichſt 
dahin auszubehnen, daß bei der Mehrzahl der beiderjeitigen Erzeugnifje des 
Bodens und ber Induſtrie ein zollfreier Berkehr eintrete, wogegen bie bis— 
berige Selbftftändigfeit der beiden Zollgebiete aud ferner erhalten bleibt. 
2. Um dies zu bewirken, ift erforderlich: a) daß Oefterreich für alle Gegen: 
ftände des zollfreien Verkehrs einen gemeinjamen Zolltarif mit bem Zoll: 
verein annehme, aud dann, wenn dieſer Tarif auf Grundlage des Handels— 
vertrages mit Franfreih reformirt wird, b) daß in Defterreih im Wejent- 
lichen die Gefege und Einrichtungen des Zollvereins in Beziehung auf Zoll: 
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erhebung eingeführt werben; c) daß bie Zollämter an ber Grenze zwiſcher 
den beiden Zollgruppen zujammengelegt werden, ſoweit died noch nicht ge 
icheben iſt; d) daß Deiterreich und der Zollverein ſich gegenfeitig Das Reg! 
einränmen, durch Gommilfäre die Ausführung der Zollgeſetze zu controliren. 
3. Vom zollfreien Verkehr ausgefchlojien und der jelbitftändigen Feitiegung 
und Erhebung der Zölle und Abgaben überlafien, bleiben folgende Gegen: 
fände a) diejenigen, welche Staatsmonopol find, wie Tabaf, Salz, Epiei 
farten, b) diejenigen, welche einen erheblichen Ertrag an innen Gonfum: 
tionsabgaben liefern, wie Branntwein, Bier und Zucker; e) namentlich zu 
bezeichnende Golonialwaaren, als Kaffee, Zuder, Gacao, Thee. A. Tie 
Zoll: Revenien, mit Ausnahme der nad 3 bejonders zu crhebenden, werben 
zwilchen dem Zollverein und Defterreib nah einem vertraggmäßig zu be: 
jtimmenden Berbältniß getbeilt, bei deſſen Feſtſetzung die dermalen ftatt- 
findende Gonfuntions » Befähigung ber Bewohner jeder ber beiden Sol: 
gruppen zu berücjichtigen if. 5) Sm Uebrigen bebält jowohl der Zollverein 
wie Oeſterreich feine abgejonderte Zoll: und Abgaben = Berwaltung.“ 

II. Frage der Erhaltung und bejferen Organifation bes 
Zollvereine, Der Antrag des Ausfchuffes wird mit 132 gegen 37 Stimmen 
(der Deiterreiher) angenommen: „Sn Anbetracht, daß die Auflöſung bei 
Zeflvereins unbeilvoll für die ſämmtlichen ihm angebörigen Etaaten fein 
würde, daß zur Vermeidung der Gefahren, welche jo wie jetzt ihm auch fünftig 
drohen könnten, es dringend notbwendig erjcheint, die Berfaflung des Zol: 
vereins ſchleunigſt zu reformiren, daß in Betreff der Richtung diefer Reform 
der erjte Handelstag zu Heidelberg bereits mittelft Beſchluſſes vom 15. Mai 
1861 jeine Anfidt zu erfennen gegeben bat, wiederbolt der zweite 
Handelstag jeınen frübern Beſchluß und übergibt die demfelben 
vorgelegten detaillirten Anträge (Anlagen A und B) den Zollvereins «Re: 
gierungen zur fchleunigen und eingehenden Erwägung.“ 


14. Oct. (Schwarzburg:Sondershuaufen). Entlafjung des Staats: 
minilters v. Elsner, 

» (Bundestag). Die Bundesverfammlung bejchliegt eine Com— 
miffion von Sadverftändigen behufs Ausarbeitung eined gemein: 
famen Gefeges gegen den Nachdruck niederzufegen. 

„on (Kurbefjen) Faſt fümmtlihe, im Jahr 1850 wegen Wer: 

faffungstreue zur Dispofition geſtellte Staatsdiener find nunmehr 
von der Regierung wieder angeftellt worden. 

Gine Berfammlung von Nationalvereind: Mitgliedern für Nord: 
weitdeutichland in Bremen heißt zuerft einftimmig den Beihluß der 
Seneralverfammlung bezüglich der Reichsverfaſſung von 1849 gut, 
nachdem von Bennigfen und Miquel den Sinn jenes Beſchluſſes 
näber befinirt hatten. ine Reihe von Verfammlungen von Mit: 
gliedern des Nationalvereind in verfcdiedenen Gegenden Deutfch- 
lands folgt diefem Beifpiel. Keine fpridyt fi gegen den Be— 
ſchluß aus. 

19. „ (Bayern). Die Berfammlung bes proteftantifchen Vereins der 

Pfalz beichließt einjtimmig: 

„1) Die Verfammlung bringt Sr. Maj. dem König für das zur Der: 
ftellung des kirchlichen Friedens den Proteftanten der Pialz bisher erwiejene 
Wohlwollen ben tiefgefüblteften, aufrichtigen Danf dar. 2. he des 


egenwärtigen Standes der Kirchenverfaſſungsfrage fühlt der proteſtantiſche 
erein ſich zu folgender Erklärung veranlaßt: Die proteſtantiſchen Gemeinden 
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ber Pfalz ſehen in dem Fortbeſtehen ber gegenwärtigen Wahlordnung ihre 
Rechte ſowohl in Berüdfichtigung der allgemeinen Grundjäge und des 
Weſens des Proteftlantismus, als der Entjtehungsweife dieſer Wahlordnung 
fortwährend auf das Empfindlichſte verlegt. it Vertrauen erfennen fie 
in dem Vorgehen ber f. Staatsregierung und des f. Gonfiftoriums die 
weije Abficht, dieſe Rechte wieder herzuftellen und dadurd dem {Frieden der 
Kirche eine dauernde Unterlage zu geben. Diefes Vertrauen ift der Grund, 
wenn die Gemeinden zwar in großer Spannung, aber in voller Rube der 
weiteren Entwidlung dieſer Angelegenbeiten entgegenfeben, und fie hoffen 
um jo mehr, daß der vereinigte, mit Ausdauer und Energie verfolgte 
Wille der Kirchenbebörde und der Gemeinden die im Schoofe der Kirche 
allein noch beftehenden Hindernifie bald überwinden werbe, als nur dadurd 
die Möglichkeit eines ordnungsmäßigen, der Würde und ihrem erhabenen 
Zwede entjprehenden Beitandes der Kirche gegeben iſt.“ 

22. Det. (Baden). Das officiöfe Organ der Regierung, die Karlsr. 
Ztg., ſpricht fi in einem einlaßlihen Artikel über den in Preußen 
ausgebrochenen Berfafjungsitreit aus und zieht daraus folgende 
Eonfequenzen für Deutſchland: 

„Wir außerhalb Preußens jehen der Entwidiung des Verfaſſungeſtreits 
mit aufmerffamer Theilnahme, aber vollflommener Rube zu; wir haben in 
unſerem eigenen Intereſſe den nächſten Ausgang zu beflagen, eine formelle 
Verfafiungsverlegung ohne irgend welche entichuldigende politiſche Motive; 
aber wir fühlen feine Spur von Bejorgniß darüber, wer zulegt der Ges 
mwinnende in diefem Kampf jein wird. Die nationale Bewegung 
war jeit 1859 geneigt, der preußifchen Regierung die Führung nad 
dem großen Ziele unjerer politifchen Wiedergeburt anzuvertrauen; beute 
muß nicht bloß der Yiberalismus, welcher jede mögliche Garantie für die 
Bolföfreiheit begehrt, e8 muß ebenjo der unbedingtefte Anhänger der deutſchen 
Einheit der preuß. Negierung die Fähigkeit zu jener Führerſchaft 
in Abrede ftellen. Eine Regierung, welche ihr heimijches Parlament nicht 
achtet, kann ein deutfches Parlament nicht fchaffen, und ohne den Willen des 
beutichen Bolfs wird die deutfche Einheit nicht gegründet werden. So ift 
die nationale Bewegung in Folge der in Preußen eingetretenen Wendung 
zunädit auf fich jelbit angemwiejen. Wir verfennen nicht die darin gelegenen 
Gefahren; e8 kann dabei namentlih in den Anjchauungen und dem 
Begehren ber Menge leicht das nothwendige Gorrelat einer deutſchen Volks— 
pertretung, eine deutſche Gentralgewalt, mehr als wünſchenswerth und gut 
ift, in den Hintergrund gedrängt werden, Aber aud die Bortheile ber 
veränderten Situation bürfen nicht überfehben werden. Der Kampf ber 
Preußen für ihre Verfaſſung gewinnt ihnen leichter und jicherer als alles 
Andere die Sympatbien des ganzen liberalen Deutſchlands, und in Preußen 
bringt die Ueberzeugung täglich tiefer, daß bort die innere Freiheit erft 
dann gegen ein übermächtiges Junkerthum gefichert fein wird, wenn bie 
Belleitäten von Kurbrandenburg in dem großen beutjchen Bundes: 
ftaat für immer zur Unmöglichkeit geworben jein werden, Der Gedanke 
der moralifhen Eroberung ift aufgegeben; in gleihen Reiben gejellt 
ringen wir, wenngleich mit verfchiedenen unmittelbaren Aufgaben, doch 
nad dem gleichen legten Ziel. Preußen wird jegt im Kampfe jeinen Eon: 
fitutionalismus bewähren und erhärten, und erft damit fich befähigen, 
in dem beutichen Bundesftaate die hervorragende Stellung einzunehmen, 
auf welche feine Gefcichte ihm ein Anrecht gewährt, und melde ihm, bei 
allem Gegenfag zu feiner augenbliclichen Regierung, ſchon heute das deutſche 
Bolt in feinem Herzen williger als je zuvor zugeſteht. Die Wahrheit des 
conftitutionellen Regime's wird heute in Preußen nicht blog für Preußen, 
fondern für ganz Deutfchland erfochten und befeftigt; ift fein Sieg vollendet, 
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bann ift auch bie Idee der deutjchen politifchen Ginigung nicht mebr fern 
von ihrer Erfüllung.“ 

25. Oct. Der f. 3. in Frankfurt eingefegte Ausſchuß veröffentlicht feinen 
Nechenjhaftsbericht über die Sammlungen für die 15°%, außer 
Brod gefesten kurheſſiſchen Offiziere und Nichter. Es waren im 
Ganzen an freiwilligen Beiträgen fl. 110,712 eingegangen. 


26, „ Die erfte Berfammlung des vollswirtbichaftlihen Vereins für 
Rheinland und Weſtfalen ſpricht fit für wolle Gewerbefreibeit 
und gegen die jtehenden Heere aus. 


27. „ (Kurbeffen). Vorbereitende Situng der Ständeverſammlung. 
Nebelthau wird einftimmig zum Präfidenten, Ziegler zum Vice— 
präfidenten gewählt. Nebelthau erklärt, er betrachte die vormalige 
Ständeverfammlung nicht als eine folde, welche nur ad hoc be: 
rufen fei, ein anderes Wahlgeſetz zu berathen; er balte diejelbe 
vielmehr für volllommen berechtigt, auch alle übrigen Angelegen— 
beiten, welche die Landeswohlfahrt erheifche, vorzunehmen. Ziegler 
erklärt fi ebendamit vollfommen einverftanden. 


28. „ (Örofdeutfhe VBerfammlung in Franffurt). Ueber 
500 Theilnehmer faft aus allen Staaten Deutſchlands haben ſich 
dazu eingefunden, 

In einer Borverfammlung vom 27. Oct. wird folgendes Programm 
von Mtinifterialratb Dr. Weis (Bayern) berathen und von den etwa 
80 Theilnchmern, welde am Schluſſe noch anwejend find, unterzeichnet: 
„1) Die Reform der Verfaſſung des deutfchen Bundes ijt ein dringenbes 
und unabweisbares Bedürfnig, um ſowohl die Machtitellung nah außen 
als die Wohlfahrt umd bürgerliche Freiheit im Innern fräftiger als bisher 
zu fördern. 2) Dieje Reform muß allen deutihen Staaten das Berbleiben 
in der vollen Gemeinjamfeit möglid erhalten. 3) Sie findet ibren Mb: 
ſchluß in der Schaffung einer Fräftigen Bundeserecutivgewalt mit eimer 
nationalen Bertretung. 4) Als die nach den beftehenden Verbältnijien allein 
mögliche Form einer Bundeserecutivgewalt ftellt ſich eine concentrirte collegia: 
liſche Erecutive mit richtiger Ausmefjung des Stimmenverhältnifies dar. 5) Als 
ein erſter Schritt zur Schaffung ciner nationalen Bertretung it die von 
acht Regierungen beantragte Delegirtenverfammlung anzuerkennen. Hiebei 
wird vorausgelegt, daß die Negierungen feine Zeit verlieren, jene Ver— 
jammlung zu einer periodiſch wiederkehrenden Bertretung am Bunde mit 
erweiterter Gompetenz zu gejtalten. 6) Um ihr die nöthige moralifche 
Geltung zu fihern, iſt eine größere Zabl von Mitgliedern erforderlich. 
Der Geſetzgebung der Ginzeljtaaten ift die Art und Weife der Wahl zu 
überlajien, jedoch die Wählbarkeit nicht auf die eigenen Mitglieder ber 
einzelnen Yandesvertretungen zu bejchränfen. 7) Die Reform ijt nur auf 
der Grundlage der beftcehenden Bundesverfafjung durch Vereinbarung herbei— 
zuführen. 8) Wenngleich ein Bundesgericht, defien Unabhängigkeit gefichert 
ift, als eine Einrichtung von wefentlihem Augen fich darftellt, jo erjcheint 
doch der meuefte in bdiefer Beziehung gemachte Vorſchlag nicht zwedgemäß. * 

In der Hauptverfammlung am 28. Oct. referirt Frhr. v. Lerchenfeld 
(Bayern) über diefed Programm, worauf die Verfammlung dasjelbe in 
jeinen erjten Sägen einftimmig, in den folgenden fait einftimmig, bezüglich 
des Art. 8 jedoch (Ablehnung des von Dejterreich vorgefchlagenen Bundes: 
gericht) nur gegen eine ftarfe Minderheit angenommen. Ein Antrag von 
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M. Mohl (Württemberg), der „bie erjte Forderung bes Nechts und ber 
Würde Deutihlands darin erfennt, daß eine Vertretung nicht nad Ständen, 
noch durch Ständeverfammlungen, fordern durch die Nation, nad einem 
gemeinfamen Wahlgejege gewählt, geichaffen werde und fih aufs ent: 
Ihiedenfte gegen bie vorgeſchlagene Verfammlung von Delegirten der ein— 
zelnen Ständeverfammlungen, fei es als bleibende, fei es als vorüber: 
gehende Einrichtung erklärt“, wird mit allen gegen 15 bis 20 Stimmen 
(maft Württemberger) abgelehnt. Ein zweiter Gegenantrag von 

v. Gagern, der die beantragte Delegirtenverfanmlung zwar für empfebleng: 
werth erachtete, allein in Erwägung, daß „die Ginführung eines repräjen: 
tativen Glementes in den Organismus des beutichen Bundes mit Noth— 
wendigfeit zugleih eine entipredyende veränderte Geftaltung der Erecutive 
des Bundes bedinge*, erflären wollte, daß „die beantragte Anftitution ber 
Delegirtenverfammlung unter diefem Geſichtspunkt zur Zeit für die öffent: 
Ihe Beurtkeilung noch nicht zur Reife gediehen ſei“ erhält nur 10 bis 
12 Stimmen. Dagegen wird ein Antrag von Michaelis (Fatbol. Pfarrer 
aus Weitfalen) auf Garantie des gefammten Defterreihs nur gegen eine 
ftarfe Minorität verworfen. 

Bezüglich ber Frage bes Handelsvertrags mit Franfreich wird 
ein Antrag von M. Mohl, dem die Commiſſion eine concentrirtere Faſſung 
gegeben und aus dem fie ben „Schuß ber Arbeit“ entfernt batte, gegen 
blog 2 Stimmen angenommen. Demnach erklärt fih die Verfammlung 
„L) mit der von mehreren Zollvereinsregierungen erfolgten Ablehnung bes 
Handelsvertrags mit Frankreich einverftanden und ift ferner ber Ueberzeugung: 
2) auf Gejammtöfterreihs Aufnahme in den Zollverein ift hinzuwirken; 
3) eine Zollvereinstarifsrevijion ift nur unter Verhandlung mit Defterreich 
zu erwirfen.* 

Gründung eines „dentichen Neformvereins“. Statuten besfelben: $1 
Zwei des Vereins ijt zunächſt, die Neform der deutfchen Verfaflung nad 
Kräften zu fördern. Der oberfte Grundſatz ift, Erhaltung der vollen Ju: 
tegrität Deutichlands und Bekämpfung jenes Beſtrebens, welches die Aus: 
Ihliepung irgend eines Theils von Deutfchland zum Zweck oder zur Folge 
bätte. $ 4. Die Peitung des Vereins ift einem Ausſchuſſe übertragen, welcher 
Äh nad Bedarf aus den Organen der Zweigvereine verjtärfen kann. $ 9. 
Eine Hauptaufgabe der Vereinsführung ift, durch die Preſſe für die Zwecke 
des Vereins zu wirken. $ 10. Jedes Lahr findet eine regelmäßige Vereins— 
verfammlung ftatt; außerdem ſteht dem weiteren Ausſchuſſe zu, außer: 
ordentlihe VBerfammlungen zu berufen. 

0, Det. (Kurheſſen).“ Der Minifter von Stiernberg eröffnet bie 
Ständeverfammlung im Namen des Kurfürften, mit der Erklärung, 
ed werde berjelben ein neues Wahlgefeß vorgelegt werben, weiteres 

bleibe vorbehalten. 

1, (Hamburg) Die Wahlen zur Bürgerſchaft fallen entſchieden 


democratifh aus, 


AN. ine mafjenhafte Arbeiterverfammlung in Berlin befchließt, auf 
eine abmahnende Rebe von Schulte: Delisfch hin, die beabfichtigte 
Abhaltung eines allgemeinen deutſchen Arbeitercongrefies in Leipzig 
auf unbeftimmte Zeit zu vertagen. Arbeiterverfammlungen in 
Leipzig und Nürnberg erklären ſich damit einverjtanden. 

3. „ Im Lübeck conftituirt ſich eine volfswirtbichaftliche Geſellſchaft für 
Norddeutfchland und erklärt fich fofort für den Handelsvertrag mit 
Frankreich „trotz mander Mängel besjelben.“ 
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AN (Kurheſſen). Die vom Ausſchuß einftimmig beantragte 


8. 


Antwortsadreffe wird von der Ständeverfammlung einftimmig an 


genommen: 

„Wir halten es für unfere erite Pflicht Zeugniß abzulegen von der freu: 
digen Erhebung und Hoffnung, welde €. k. H. VBerfündigung vom 27. Mai 
d. 3. bervorgerufen bat. Das Land wünſcht und bofft, daß mit Herftellung 
ber Werfaffung, bervorgegangen aus der lanbesfürftlihden Abit, den Ber: 
fafjungs- und Rechtszuſtand ficher berzuftellen und zu befeitigen, ein Zeit: 
raum langjährigen Streits endlich abgeſchloſſen, und ber fejte Boben wieber 
gewonnen fei, auf dem fortan Negierung und Etänte ihr gemeinfames Ziel, 
die Förderung ber Landeswohlfahrt, einmüthig verfolgen Fönnen. In biefem 
Geiſt aufrichtiger Verföhnlichkeit baben die Wahlen ftattgefunden, und m 
gleichem Sinne dürfen wir verfihern, daß wir das in ber Eröffnungsrebe 
ausgeiprocdene Bertrauen in unſere BVaterlandsliebe und Loyalität recht: 
fertigen werben. .. Es hat Ew. f. H. Regierung in ber Eröffnungsrebe 
das Wahlgefeg vom 5. April 1849 „als mit ber Lanbesverfafjung im 
Widerſpruch ſtehend“ bezeichnet, und ben beantragten Wenderungen ben 
Zwed unterlegt „ein ben Bunbesgefegen und ber Lanbesverfafjung ent: 
jprechendes Organ ber Landesvertretung zu gewinnen.“ Wenn auch bie 
bedenflihen Folgerungen, welche aus einer ſolchen Anſchauung für eine auf 
Grund jenes Gefeges berufene Verſammlung und beren Zufländigfeit ge— 
zogen werben könnten, zurüdtreten vor ber Thatfache ber landesberrlich 
verfündigten Wirkjamfeit jenes Berfafjungsgefeßes und der Anforderung 
unferer verfafjungsmäßigen Zujtimmung, fo glauben wir doch ber Bebeut: 
famfeit einer Eröffnungsrede gegenüber ausdrüdlih ausſprechen zu follen, 
daß unfere Eigenihaft und Zuftändigfeit als ein ber Lanbesverfaflung 
entiprechendes Organ ber Landesvertretung. nit zweifelhaft fein 
fan.“ 


„ (Sadfen). Der Stadtrath, die Stabtverorbneten und ber 
Handelsrath von Leipzig erflären fich übereinftimmend für Feſt— 
halten an dem Handelsvertrage mit Franfreih im Gegenfab gegen 
bie neuerdings eingenommene „vermittelnde“ Stellung des Minifters 
v. Beuft. 

(Bremen). Die Bürgerfchaft verwirft einen auf volftändige 
Freizügigkeit gerichteten Antrag. 

(Bundestag) Bericht des Ausfchufjes über die Spielbanken. 
Württemberg trägt auf eine gemeinfame Pharmakopde und gemein- 
fames Mebdicinalgewiht an. 

(Bayern) ladet die Zollvereinsftaaten zu einer Generalconferenz 
nah München ein, mit fpezieller Hinweifung auf die Berathung 
der öſterreichiſchen Vorſchläge. 

Der bleibende Ausſchuß des deutſchen Handelstages in Berlin 
richtet eine Denkſchrift an die Regierungen über die Reſultate des 


deutſchen Handelstages in München. 

„ . . Deutſchland blidt mit Spannung auf die hoben Vereinsregierungen, 
in deren Hand die ſchließliche Entiheidung ber vorftehend erörterten großen 
Fragen Tiegt. Die brennendfte derfelben ift der Handelsvertrag mit Kranf: 
reich; jede Verzögerung feiner Ausführung fett durch bie Ungewißbeit, 
weldye den Unternehmungsgeift lähmt, und durch den Vorfprung , welchen 
England und Belgien auf dem franzöfiichen Markte gewinnen, ben beut: 


„ 
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ſchen Handel und die deutjche Induſtrie dem größten Nachtheil aus. Preußen 
kann von biefem Vertrage nicht zurüdtreten Angeſichts der Verbinbdlichkeiten, 
welche die preußiiche Regierung, ihrer Stellung und der Sachlage gemäß 
bandeln, auf fid genommen bat, — es Fann fein Werk nicht aufgeben, 
nachdem beide Häufer der preußiſchen Landesvertretung dem Bertrag ihre 
verfafiungsmäßine Zuſtimmung ertbeilt, nachdem ferner andere Bereins: 
Regierungen unter Genehmigung der Kammern fih für benjelben aus: 
geſprochen haben, nachdem enblich auch der zweite Handelstag mit einer 
Mebrbeit, welde, wenn bie von den Vertretern des zollvereinsländijchen 
———— abgegebenen Stimmen allein gezählt werden, nahezu zwei 

rittel betrug, das ſchleunige Zuſtandekommen bes Hanbelsvertrags als 
eime Nothwendigkeit erklärt bat. Wenn fonah die preußifche Negierung 
eine definitive Ablehnung des Vertrags, wie fie died auch in ber Depeice 
des Grafen dv. Bernftorfi vom 26. Auguft d. I. ausipriht, als den Aus: 
brud bes Willens auffajfen muß, ben Zoflverein mit ihr micht fortzufegen, 
jo iſt bierdbuch gewiß nicht ausgefhloffen, daß Preußen bie loyale 
Rüdfiht gegen feine Berbündeten Be nabhträglihe Berbanblungen 
mit Franfreich bethätigen wird, welche bie Wünſche der bisher bifjen: 
tirenden Regierungen, joweit es zuläffig it, befürworten. . .* 

8. Nov. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung erflärt die Wahl des 
Abg. Trabert, trog dem Widerfprude des Landtagscommiffärs, 
einjtimmig für gültig. Der Abg. Detfer beantragt, die Regierung 
um fofortige Befeitigung von 16 verfaffungsmwibrigen Regierungs: 
Erlaſſen ſeit 1850 zu erfuchen. 

9. „ (Gera). Die Regierung legt dem Landtag einen Gefehes- 
Entwurf behufs Einführung der Gewerbefreiheit vor. 

11. „ (Hannover) Der Ausihuß der Celler Prebigerconferenz bes 

ſchließt die Einberufung einer großen Berfammlung auf den 2. Dec. 

wieder nad) Gelle, um dem Verlangen nad einer Synodalverfaſ— 
fung größeren Nachdruck zu geben. 

(Heffen: Darmftadt). Die neue II. Kammer conftituirt fich. 
Der Alterspräfident Mohr eröffnet diefelbe mit einer fehr oppoſi— 
tionell gefärbten Rede, in der er der Kammer folgende Aufgaben 
ftellt: 1) Befeitigung des Minifteriums Dalwigt, 2) Aufhebung 
der I. Kammer und 3) Ausfchliegung der 6 Vertreter des Adels 
aus biefer Berfammlung. 


(Holftein). Ein Patent des Königs von Dänemark verfügt 

die Errichtung einer oberen Negierungsbehörde im Herzogthum 
Holftein „zur Erleichterung des Gefchäftsgangs in der inmeren 
Verwaltung des Herzogthums.” 
13. „ (Kurbeffen). Der Abg. Detfer interpellirt in der Stände— 
verfammlung die Regierung, wenn fie die zu ber verfafjungs: 
mäßigen Feſtſtellung des Budgets erforderliche Vorlage machen 
werde. 

(Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt, baß eine 
Bundescommilfion für Ausarbeitung eines gemeinfamen Obliga: | 
tionenrehts am 5. Januar 1863 in Dresden zufammentreten fol. 
Preußen erflärt ſich dagegen. 
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13. Nov. Ludwig Uhland F in Tübingen. 


" (Heffen: Darmftadt). Kröffnung ber Kammern burch den 


" Minifter v. Dalwigk: 

Die großh. — 9— ſtets bemüht, die innere Geſetzgebung 
des Großherzogtbiums zu verbejjern und zu vervollftändigen, bat Daneben 
das große Ziel des allmäligen Auftandefommens einer acmeinjamen 
beutjchen Geſetzgebung, als ber fefteften Grundlage nationaler Einbeit, 
nie aus dem Auge verloren. Sic bat fi ben Bemühungen in biefer Be: 
ziebung eifrig angeſchloſſen, und insbeſondere nicht unterlaflen, an ben 
Sefepätten ber Gommiffion, welde in Hannover zur Bearbeitung einer ge- 
meinjamen Givilproceßorbnung zufammengetreten ift, einen biesjeitinen 
Commiſſär Theil nehmen zu lafjen. Ein Gleiches wird bei der Commiſſion 
ber Fall fein, welche zur Bearbeitung eines gemeinfamen Obligationenrects 
ſich demnachſ in Dresden vereinigen ſoll. Die Frage von einer Reform 
der deutſchen Bundesverfafiung bewegt mit Recht alle vaterlande: 
liebenden Herzen. Aber bie Anfichten über die geeignetften Mittel, um zu 
einem befriebigenden Abjchlufle zu gelangen , weichen nicht blos von ein: 
ander ab, jondern ftehen ſich auf das Schroffite entgegen. Die Regierung 
Sr, k. Hoh bes Großherzogs, erfüllt von der Wichtigkeit des Gegeuſtandes 
wird mit Entſchiedenheit auf dem Wege fortgehen, welchen fie, 
getreu ihrem vor einer Reihe von Jahren veröffentlichten Programme, im 
Berein mit einer Anzahl beutfcher Bundesgenoſſen, als den einzig praf: 
tifhen und zum Heile bes Vaterlandes führenden, erfannt und betreten 
bat. — Auf dem Gebiete der Zolle und Hanbelspolitif ded Zollvereinz 
find Berwidlungen entjtanden, beren befriedigende Löſung nur dadurch zu 
erreichen fein wird, daß alle Zollvereinsftaaten eimerfeits, ſoweit es bie 
Rüdfiht auf berechtigte Interefien erlaubt, zu einer Aenderung des Boll: 
tarifs zum Zwede ber Erweiterung bes Verkehrs mit andern Nationen bie 
Hand bieten, andererſeits aber auch zur Ausbildung der durch den Wertraa 
vom 19. Februar 1853 vorläufig und unvollflommen geicaffenen engeren 
bandelspolitifchen Verbindung mit Defterreih bereitwillig mitwirken. 
Die großh. Regierung wird fih angelegentlih bemühen, ihrerfeits die mög: 
lichſt — Herbeiführung einer ſolchen Löſung zu fördern.“ 


„ (Heffen: Darmftadt). Die II. Kammer debattirt über bie 
Rechtsbeftändigfeit des Wahlgeſetzes und befcließt mit 47 gegen 
1 Stimme, eine Adreſſe an den Großherzog zu richten. 

»„ » (Kurhejjen). Der Landtagscommiffär verfpricht, die Inter: 
pellation des Abg. Oetker (vom 13. Nov.) auf die nächte Sißung. 
Inzwiſchen ift bereits eine Minifterfrifis eingetreten, — Der Abg. 
Sunfel beantragt die Vorlage des Hanbelsvertrages mit Frankreich 
zur Genehmigung durch die Stände. Brenner und Wiegand unter: 
ftügen den Antrag; biefer erklärt es für eine Pflicht der Regierung, 
fi Mar über den Vertrag auszufprechen und zwar in Ueberein— 
fimmung mit dem Lande, in dem auch nidt Eine Stimme gegen 
ben Bertrag fei. 


» » (Sadfen). Antwort der MNegierung auf die Eingabe bes 
Stadtraths von Leipzig für Fefthalten am Handelsvertrage mit 
Frankreich. Die Eingabe wird als voreilig ſcharf getadelt. Die 
Stabtverorbneten erklären fi dagegen mit dem Schritte des Stadt— 
raths volllommen einverftanden. 
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14. Nov. (Anhalt: Bernburg). Auf höchſten Spezialbefehl wird einer , 
Deputation der Bürgerfchaft, welche um Sonberung bes Staats: 
guts vom Allodium und um Entlaffung des Minifters v. Schätell 
gebeten hatte, eröffnet, daß zu Zeit feine Beranlaffung zu ent- 
ſprechen vorliege; das Vertrauen zu diefem Minifter fei ein unge: 
ſchwächtes und feine Wirkfamfeit werde in keiner Weiſe beſchränkt 
werben. 

7. „ Ein großbeutjcher Berein für Württemberg tritt den Befchläffen 
der großdeutfhen Berfammlung in Frankfurt bei mit dem Zufaße 
„gebührender Berüdfihtigung des Schutzes beutfcher Arbeit.” 

18. „ (Breußen). Antwort Preußens an Heſſen-Darmſtadt auf 
feine Ablehnung und an Württemberg und Bayern auf ihre mwieber: 
holte Ablehnung des Handelsvertrags mit Frankreich: 

Depeihe des Hrn. v. Bismarf an Bayern: „... Es iſt uns 
inzwiſchen die anderweite Erflärung der k. württembergifhen und die Rück— 
äußerung der großherzoglichen heſſiſchen Regierung zugegangen. Diefe beiben 
Regierungen haben die Zuftimmung zu den Verträgen mit Frankreich ent: 
fhieben verfagt, und wir haben barin nur den Ausbrud ihres Willens er: 
bliden können, ben Zollverein mit uns über die Dauer der gegenwärtig 
laufenden Bertragsperiode nicht fortzufegen. Anden dagegen in ber Depeiche 
bes Frhrn. v. Schrend nit nur der Wunſch nach einer PVerftändigung, 
fondern auch die Anficht ausgefprochen wird, daß biefe Berftändigung wohl 
ohne bejondere Schwierigkeiten herbeigeführt werden Fünne, glaube ich bie 
Hoffnung nicht aufgeben zu Fönnen, daß man k. dayeriſcher Seits noch 
eine Annäherung in Ausficht genommen babe. Wenn bdiefe Voraus— 
ſetzung feine irrthbümliche ift, fo würden wir einer nähern Aeußerung bes 
Frhrn. v. Schrend gern entgegenfeben.“ 

„ „ (Kurbefjen) Der Landtagscommiffär erflärt bezüglich ber 
Interpellation Oetkers (13. und 14. Nov.), der Fortbeſtand bes 
Minifteriums fei zweifelhaft geworden, bindende Antworten könnten 
deshalb nicht ertheilt werden. Die Ständeverſammlung beſchließt, 
die Frage auf den folgenden Tag zu verfchieben, 

„ (Kurheffen), Der Mg. Oetker zieht feine Interpellation 
(13., 14. und 18. Nov.) zurüd und ftellt mit Rückſicht auf bie 
eingetretene Minifterfrifis den Antrag: die Staatsregierung um 
die alsbaldige Vorlage bes Budgets zu verfaffungsmäßiger Feſt— 
ftellung zu erfuhen. Der Antrag wird dem Berfaffungsausfhuß 
zu ſchleunigſter Berichterftattung überwiefen. 


19,— 20. Nov. (Heifen: Darmjtadt). Zweitägige Debatte der zweiten 
Kammer über die Antwortsadreffe an den Großherzog. Diefelbe 
erhält jchlielich folgende Faſſung: 

n: .. Schwere Zeiten allgemeiner Erregung mögen Zweifel über bie 
augenblidlihe Durhführbarkeit Allerböchftihres Edictes (vom 6. März 1848) 
erregt haben. Dies und die allgemeine Griclaffung der 1850er Jahre 
mögen bie einfeitige und nicht verfafiungsmäßige Aufhebung des Wahl: 
gejeßes von 1849 und den Erlaß der Wahlverordnung vom 7. Dct. 1850, 
fo wie anderer unvolfthümlicher VBerorbnungen erklären. Unveräußerlich 
jeboch bleibt jet und für immer das Necht bes heſſiſchen Volkes auf Ber: 
wirflihung Allerhöchſtihrer hochherzigen Zufagen vom 6. März 1848 und 
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auf Wiedereinführung eines volkthümlichen, unter den Schutz ber Berfaftung 
geitellten Wahlgefeßes. Ungeachtet der tbatjächlich vorhandenen Zweifel über 


„die Rehtsgültigkeit des dermaligen Wahlgefeges und unfere Zuftändigfeit 


wollen wir doch, von jeder Grörterung in diefer Richtung abfebend, der 
Hoffnung Raum geben, daß es uns bei angemefjenem Entgegentommen 
ber Räthe der Krone gelingen werde, auf dem gegebenen Boden bas wahre 
Wohl bes Landes, welches mit dem des Fürften eins ift, zu fürbern. . . . 
Wir hoffen auf die Mitwirkung Allerhöchſtihrer Regierung für Verbeſſerung 
ber inneren Gejeßgebung und auf Befeitigung der theilmeis unzeitgemäßen 
Beitimmungen über die Preſſe, die Zuftänbigfeit ber Schwurgerichte, 
bie Gemeindeverwaltung und die Wahl der Gemeinbebeamten. . . Unſeres 
Ermefjens fann das unbeftreitbare und täglich dringenber werdende Bedürf— 
niß des deutfchen Volks nach nationaler Einigung nur durch Wieberberufung 
eines deutſchen Barlaments und Ehaffung einer einbeitlihen 
Gentralgewalt befriedigt werben. . . . Allerhöchſtihre Regierung 
bat ben preußifch « frangöfifhen Handelspertrag fur vor unjerem 
Zufammentritt und ohne ftändifche Zuftimmung verworfen. Ihr ganzes 
Bolt, und vorzugsweife die hierdurch bedrohten Induſtriellen und Kauf— 
leute, fürchten aus der andauernden Verweigerung der Genehmigung dieſes 
Vertrags eine Sprengung bes Zollvereind, und hiemit eine unberechen: 
bare Beſchädigung unferes materiellen Wohlſtandes. Yebenfalld beſchädigt 
auch nur die Verzögerung ber Annahme fraglichen Vertrags die Betbet- 
Iigten in bobem Maß. Dieſe Umſtände find es, welde uns verbieten 
bürften Allerhöchſtihrer Regierung irgendeine Ermächtigung zum Abjchlur 
neuer Zoll: und Handelsverträge ohne ſtändiſche Mitwirkung zu ertbeilen. 
Jedenfalls glauben wir ehrerbietigft bitten zu bürfen, vorläufig nichts, 
namentlich nicht buch Abſchluß anderer Zoll: und Handelsverträge, ge: 
heben zu lafien, was bie Erhaltung des Zollvereins irgend gefährden 
fönnte, Obgleich wir die Möglichkeit einer engern banbelspolitiihen Wer: 
bindung mit Defterreich unter den geeigneten Bedingungen und Sicherbeiten 
ewig gern ſehen würden, fo erfcheint uns doch die Erhaltung des jeit- 
ei Zollvereins mit feinen erwiefenen fegensreichen Wirkungen der zmeifel- 
baften Ausficht auf Fünftige Vortheile unbedingt vorzuziehen... Die Zu: 
fage eines Geſetzentwurfs für — bes Verhältniſſes aller 
firhliden Gemeinfhaften des Landes zur Staatögewalt 
nehmen wir als Anerkenntniß des fländijhen Mitwirfungsrehts dankbar 
entgegen. Wir dürfen fchließlih Em. königl. Hoheit verfihern, daB bas 
trene heffifhe Bolt vertrauensvoll von bem Enkel Philipps des Groß— 
mütbhigen Abhülfe feiner Beichwerden erwartet, unb daß wir durch Ge— 
nehmigung unferer vorftehenden Wünſche die nämlichen glüdlichen Zuftände 
dem heſſiſchen Lande geſichert ſehen, welche im benachbarten Baden nad 
ähnlichen Mißverhältniſſen ein unauflösliches Band rührender Liebe und 
Eintracht um Fürſt und Volk geſchlungen haben.“ 

Die Competenzfrage und die deutſche Frage hatten namentlich 
zu einläßlicher Berathung Anlaß gegeben und der Ausſchuß ſich in 
erſterer Beziehung genöthigt geſehen, in ſeiner urſprünglichen Faſſung 
das Wort „zunächſt“ wegzulaſſen und ſtatt „abzuſehen und” zu 
feßen „abſehend“, d. h. wenigſtens vorerft die Gompetenzfrage 
fallen zu laſſen. Gegen den Pafjus über die beutfhe Frage 
ftimmte ſchließlich nur noch der Abg. Brenner, der fih ald Groß: 
beutfchen bekannte, und bie 5 anmwefenden ritterfchaftlichen Vertreter, 
welche das Delegirtenproject indeß für „unprakliſch“ erflärten. 
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D. Nov. (Kurheſſen). Die Minifter werden vom Kurheſſen ent: 


1, 


lafjen, die Stände auf unbeftimmte Zeit vertagt. 

(Kurbeffen). Die Kaffeler Zeitg., das Organ bes bisherigen 
Minifteriums, äußert ſich über die Entlaffung der Minifter bahin: 

„Hierdurch findet die gejtrige VBertagung ber Ständeverfammlung,, bie 
diesmal freilich felbit das Wort unſeres vor einigen Tagen verblichenen 
Dichters Ubland: „Euer Amt fid faflet in den furzen Reim: Berfammelt 
Euch, ſchafft Geld und trollt Euch wieder heim!“ — überholt bat, ihre 
vollfommene Erklärung. Es ſcheint ſich jedoch von felbjt zu verfiehen, daß 
diefe Unterbrechung der chen erſt begonnenen Verhandlungen nur furze Zeit 
währen wird, wie es in ben Verbältniffen liegt, daß allerhöchſten Orts bie 
weitere Entſcheidung ſehr bald getroffen fein wird. Auch hören wir, baß 
die entlaſſenen Minifterialvorjtände die laufenden Gejchäfte nur auf einige 
Tage nody verfehen werben, da fie das volle Gewicht der verfafiungsmäßigen 
Berpflihtungen immerhin zu tragen haben und die Beranlafjung ihres 
Rüdtrittes mit einer bloßen Kortführung der laufenden Geſchäfte auf längere 
Zeit ſich nicht vertragen würde.“ 

(Hannover). Die Eonfiftorien theilen durch Ausfchreiben ber 
Geiftlickeit ihrer Bezirke den Entfchluß des Königs mit, 

ben $ 23 bes Landesverfafiungsgefekes: „über Abäuderungen in ber 
Kirchenverfaffung wird der König mit einer von ibm zu berufenden Ber: 
fammlung von geiftlihen und weltlihen Perfonen, welche theils von ihm, 
tbeil® von den Geifilihen und Gemeinden auf bie durch Verordnung zu 
beftimmende Welje erwählt werben, berathen“, in Ausführung zu bringen. 
Zugleih nimmt das Gonfiftortum Gelegenheit, ſich gegen bie kürzlich ab» 
gehaltene Geller Paftoralconferenz umd gegen bie von biefer für den 2. Dec. 
ausgeichriebene größere öffentlihe Verfammlung von Geiftlihen und Laien 
auszuſprechen, indem das aufgeftellte Programm „wie iiberhaupt, fo ins: 
beſondere binfichtlih des darin befindlichen Bekenntnißpunktes, Bedenken 
barbiete.” Die geiftlihe Behörde will „im Einflang mit den Antentionen 
bes Eultusminifteriums die Geiftlichfeit vor jeber Theilnabme an ber ge: 
dachten Berfammlung oder an fonftigen gemeinfamen Schritten, durch melde 
in der bier fraglichen Beziehung eine Ähnliche unangemefjene Einwirkung 
auf die f. Regierung verfucht werden fol, ernft und nachdrücklich gewarnt 
und davon abacmahnt haben.” 


Zu gleicher Zeit erläßt das Minifterium bed Innern ein be: 
fonderes Ausfchreiben gegen die Celler : Berfammlung: 


„Die früberbin eingeleiteten Verhandlungen zur Ausführung defien, was 
megen Abänderung in ber beftehenden evangeltichen Kirchenverfaffung durch 
ben zweiten Abſatz bes $ 23 des bie Fandesverfaffung betreffenden Geſetzes 
vom 5. Sept. 1848 in Ausficht geftellt ift, haben in ber Folge, zunächſt 
in dem Plane einer vorgängigen Aenderung in ber Organijation der fol. 
Gonfiftorien, Beanftandung erfahren. Nachdem indefien die Gonfiftorial: 
Organijationspläne bis jet an den über beren finanzielle Seite mit ber 
allgemeinen Ständeverfammlung zugelegten Verhandlungen geſcheitert find, 
ift unter allerb. Genehmigung ©. M. des Königs befchloffen worden, bie 
erforderlichen Vorbereitungen zur Ausführung der gedachten Berfafiungs- 
beftimmungen nunmehr eintreten zu laſſen, und es ift bieferbalb bereits 
Einleitung getroffen. Die auf ben 2. December d. X. angelünbigte Ber: 
fammlung von Geiftlihen und Nichtgeiſtlichen in Celle ift im Wefentlichen 
zu bem Zwecke berufen, um burd eine Petition auf bie Ausführung ber 
mebrerwähnten Berfaffungsbeftimmungen hinzuwirken. Der Verſuch einer 
folden Einwirkung auf die fgl. Regierung würde indeſſen bei obiger Sad: 
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Tage ebenjo überflüffig wie unangemefien fein. Es ift zu erwarten, ball 
von Seiten ber Geiftlichkeit (welche durch die fol. Gonfiftorien mit Eröffnum| 
verſehen ift) eine Theilnabme an der Verfammlung nicht eintreten wirt, 
und bie kgl. Negierung muß wünjchen, daß aud) aus den Gemeinden beı 
Aufforderung zur Betheiligung an bderjelben feine Folge gegeben werbe.” 


21. Nov. (Medlenburg). Der Landtag weit die Anträge auf Her: 


ftellung der Verfaffung und auf Eintritt in ben Zollverein mil 
großer Majorität unter Gelächter und Tumult Furz ab. 


Abg. Manede: „Am 1. Auguft d. I. jandte ih an den engeren Aus: 
ſchuß von Nitter und Landſchaft den anliegenden Antrag, betr. die Wieder 
einführung ber nod zu Recht beftehenden Mepräfentativverfafjung von: 
10. Oktober 1849 mit dem Erfuchen, denfelben zum nächſten Landtage au 
intimiren. Der engere Ausſchuß bat aud diesmal, wie ſchon oftmalıt 
früher, meinem Grfuchen feine Folge gegeben, obgleih die verehrlic: 
Landſchaft ſchon auf dem Landtag von 1860 erflärte: „fie hege bie fichen: 
Erwartung, daß der engere Ausſchuß in Zufunft jämmtlihe bei ihm ein: 
gegangene Anträge zur Kenntniß der hochanjehnlichen Landtagever ſammlung 
ringen werde.“ Die durch ein folches willfürlihes Verfahren bes engeren 
Ausichufjes berbeigeführte Nechtsunficherheit hat mih, um meiner Pflicht 
als Mitglied der Stände Medlenburg’s nadzulommen, gezwungen, ben 
oben beregten Antrag an alle ritterfchaftlihen Aemter und die werebrlichen 
Magiftrate in Abfchrift zu überjenden , und iſt fomit dev Zwed einer 
gejeglichen rechtzeitigen Antimation vollftändig erfült. Da die augenblid: 
lich in Medlenburg fait unumſchränkt berrihende Partei es durchzuführen 
ewußt hat, daß * ſeit einer Reihe von Jahren feine Stimme ihrer 
zahlreichen Gegner im Lande ſelbſt laut werden darf, jo muß das 
Bemühen, die einzig noch übrig gebliebene Gelegenheit, die Wünſche, Hoff: 
nungen und Bedürfniſſe des Landes auf dem Landtage vorzubringen, zu 
unterbrüden, von jedem Unbefangenen als ein Entfegen erregendes ange: 
jehen werden. Solche Beftrebungen find nicht allein unbeilljdwanger für 
das Land, fondern auch, wie die Gejchichte es ſattſam nachweist, fiir bie 
Beftreber jelbit aufs Höchfte gefährlih.* Abgeordneter Poppe- Pöälig: 
„Nachdem ber von 82 Gtändemitgliedern geitellte Berfafjungsantrag nicht 
einmal hat zur Beratbung gebracht werden können, ift man vielfah 
auch zu der Weberzeugung gekommen, daß nur ein Zurüdgeben auf das 
Staatsgrundgefeg von 1849 uns die fo notbwendige Reform unſerer 
politifhen Zuſtände bringen fann, und iſt diefe Anfiht nicht allein 
im Lande weit verbreitet, jondern auch durch gewichtige Stimmen ir den 
beutichen Bundesftaaten unterjtüßt. Das Werf, weldes auf unfere Wer: 
anlaſſung bin durd die gejeglich berufenen Vertreter des medlenburgi- 
ſchen Bolfes mit feinem Landesherrn vereinbart worden, wurde von dieſem, 
jeinem Minifterium und dem aanzen Lande mit Freuden begrüßt. Mit Aus: 
nahme der wenigen renitenten Mitglieder der Ritterfchaft, welche das äußerſte 
verſuchten, um von ben Zugeftändniffen der alten Landftände entbunden zu 
werden, war die ganze Bevölferung von der Ueberzeugung durdhdrungen, 
daß die Vereinbarung des Gtaatsgrundgefeges und erfolgte Auflöfung ber 
Ritter: und Landſchaft auf völlig legalem Wege erfolgt fe. Wenn nun 
dur die Gompromißinftang die renitenten Mitglieder der Nitterjchaft mit 
auswärtiger Hilfe es dahin zu bringen gewußt, daß unfer allverebrter Lan: 
beöherr die gegebene Verfaſſung zurüdnehmen mußte, jo fann das Mecht 
bes medlenburgifchen Volkes nicht alterirt worden fein. Dasjelbe bat feine 
Zujtimmung nicht dazu gegeben, und bejtebt ſein auf die gegebenen Wer: 
fiherungen und Landtagsbeſchlüſſe fich ftüßendes Necht fort... * 
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, Nov. (Lippe:-Detmold). Eine VBerfammlung von National: 
vereinsmitgliedern in Lemgo beſchließt einftimmig: 

„Anknüpfend an den Beſchluß des Abyeordnetentages zu Weimar, wonach 
die Wiederaufrichtung des Rechtszuftandes in jenen Ländern, in welchen bie 
auf gefegmäßigem Wege vereinbarten, in Wirkfamfeit getretenen Berfaffun: 
gen von den Regierungen einfeitig theils aufgehoben, theils abgeändert 
worden, ein allgemein deutiches Anterefje tft, und in Anbetracht, daß, ſowie 
in verjchiedenen andern deutjchen Ländern, namentlich auch im Fürftenthume 
Lippe Detmold jeit zehn Jahren mannigfache, das Rechtsgefühl auf's tieffte 
verlegende Mipftände jowohl auf politiſchem als kirchlichem Gebiete zu Tage 
getreten find, indem namentlich die rechtmäßig vereinbarte Verordnung 
über die Zuſammenſetzung des Landtages und Ausübung ber ftändijchen 
Rechte vom 16. Januar 1849, nachdem ſolche in mehrjähriger anerkannter 
Wirkſamkeit gejtanden, durch die besfallfigen Erlaſſe im Jahre 1853 nebft 
einer erheblichen Zahl verjdiedener anderer giltig zu Stande gefommener 
und in's Leben getretener Geſetze (darunter auch die Ausübung des Jagd— 
rebtd auf fremdem Grund und Boden) gegen den Willen der Bevölkerung 
einjeitig von der Regierung aufgehoben und willtürlich mit veralteten 
unzeitgemäßen Vorſchriften vertaufcht worden, erflärt e8 die Berfammlung 
für eine Aufgabe ihrer Mitglieder, ingleichen aud der Gefeßgebungen und 
Regierungen anderer deutſcher Staaten, mit allen zuläfjigen geſetzlichen Mit 
teln ernftlih dahin zu wirken, dag ähnlich wie in Kurbejjen aud 
in Lıppe-Detmold die verfafjungsmäßigen, den Anforderungen des Rechts 
ſowie der Zeit entprechenden Zuftände baldigft wieder bergeftellt werben.“ 


Nov. (Preußen). In Folge der Entlafjung des kurheſſ. Mini- 
fteriums umd der Vertagung der Stände durch den Kurfürften 
ſchict Preußen eine drohende Note nad) Kaffel: 


„ . ..· In dem Ew. 9. befannten Grlafje an ben k. Bundestagsgefand- 
ten vom 15. v. M. jprah die fgl. Preuß. Regierung Wunſch und Hoffnung 
aus, daß der Zufammentritt der damals einberufenen kurheſſiſchen Stände: 
verjammlung bei Erfüllung aller in der Eurfürftlichen Verordnung v. 21. 
Juni d. 38. gemachten Zufagen und gemäßigter Haltung bes Landtags ſelbſt 
zu einer Erledigung des Berfafiungsftreites führen werde. Die fgl. Re: 
gierung gab hiervon ihren deutſchen Bundesgenojjen Kenntniß, und es wurde 
unmittelbar darauf von dem faij. djterr. Gabinet eine ber diesfeitigen ganz 
entiprehende Aeußerung nach Kaffel gerichtet, von den übrigen beutiigen 
Regierungen ung aber das vollfte Einverjtändniß zu erkennen gegeben. Daß 
unjer wohlmeinender Rath eine gleiche Aufnahme an der entjcheidenden 
Stelle in Kurbefien nicht gefunden bat, ergeben leider die Thatjachen. 
Von der jeßt vertagten Ständeverfammlung iſt fichtlid) ein großes 
Maß von Bereitwilligkeit zur Beendigung des — Haders und zur 
Herſtellung eines dauernden Friedens an den Tag gelegt, aber nicht durch 
Entgegenfommen ber furfürftlihen Negierung erwiebert worden. 
Die vorhandenen Schwierigkeiten find durch Zögern und Hinhalten gefteis 
gert, und es beſteht die Gefahr unabſehbarer Verlängerung des Gtreits, 
defien Beilegung das in der Purfürftlichen Verordnung v. 31. Quni d. J. ra 
bene Wort beftimmt erwarten ließ. Die fgl. Regierung kann jedoch zwilchen 
Ihren Provinzen inmitten von Deutfchland einen Heerd von fi ſtets er- 
neuernder Aufregung und Unruhe ſchon in ihrem eigenen Intereſſe nicht 
fortbeftehen laffen. Deshalb wiederhole ich ergebenft burdy das gegenwärtige 
Schreiben bie dringende Aufforderung : daß endlich für die Herftellung eines 
gefiherten und allfeitig anerkannten Rechtszuſtandes in Kurheflen, wie ber 
Bundesbeichluß vom 29. Mai d. 38. denjelben verlangt, das Geeignete ge: 
ſchehen und im diefem Sinne mit dem Landtag im Geift wirklicher Ber: 
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föhnlichfeit verhandelt werden möge. Sollte dieſe Aufforderung ſich 
Verhoffen als erfolglos erweiſen, jo würde die fgl. Regierung bie Ab 
zwar zunächft durch Vermittlung des deutichen Bundes juhen. J 
ferne aber auf folhem Wege fich eine Remedur nicht jo vollſtändig 
jo ſchnell erreichen läßt, als die kgl. Negierung biefelde verlangen muß 
ed die auch feit dem Frühjahr diefes Jabres unverändert gebliebene U 
Sr. Maj. des Königs, das dabei von dem Intereſſe Kurheſſen's 
Deutſchland's nicht verfchiedene eigene Intereſſe durch eigene V 
zu wahren, und bierbei zu bebarren, bis unter Quziebung ber 
naten Sr. fgl. Hob. des Kurfürften dauernde Bürgichaften geger 
Mieberfehr ähnlicher Mifftände als die jegigen gewonnen find.“ 


24.Nov. (Frankfurt). Die gejeßgebende DVerfammlung nimmt 


25. 


27. 


ftimmig den Antrag auf bürgerliche Gleichftellung (Wiederher 
Tung bes durch Bundesbefhluß von 1852 aufgehobenen Geſt 
von 1849) an, verwirft dagegen einen Antrag auf Befeitig 
ber Lebenslänglichkeit der Senatsmitglieder. 

„ (Rübed). Die Bürgerfchaft lehnt einen Antrag auf Eini 
tung von Geſchwornengerichten Ab. 

„ (Defterreih). Der Feldmarjhalls Lieutenant v. Schmerl 
trifft mit einer jpeciellen Miffion des Wiener Eabinets in $ 
fel ein, 

»„ (Heffen: Darmftadt). Die zweite Kammer erflärt 
Wahl Dumont’s für ungültig und anerkennt damit die octrovi 
Wahlordnung. Der Großherzog lehnt es ab, bie Ndrefje der zu 
ten Kammer felbjt entgegen zu nehmen. 


„ (Hannover). Der Eeller Ausfhuß ſieht fih durd 
Eonfiftoriale u. Minifterialerlaffe (f. 21.Nov.) veranlaft, bie < 
ben 2. Dec. ausgefchriebene große Verfammlung von Geiftlid 
und Laien behufs Beiprehung der Synodalfrage vorerft wenigjte 
zu verjchieben, 


v» (Kurbeffen). Der Kurfürft gibt dem von Defterreih u 
Preußen auf ihn ausgeübten Drude nad, nimmt die Entlaffı 
ber Minifter zurüd und beruft die Ständeverfammlung auf d 
4, Dec. wiederum ein. 


» (Anhalt: Dejfau) Eröffnung des Landtags. Erkläru 
des Abg. Rieger: 

„Wenn feine Wähler ihn als Abgeordneten an dieſe Stelle geichidt bi 
ten und er biefe Wahl angenommen babe, fo fei dies nicht in dem Ein 
geichehen, daß er fi als Pandftand an den Berathungen und Beſchlüſſt 
biefer hoben Verſammlung betheilige. Er und feine politifchen Freund 
und als folhe glaube er alle feine Wähler bezeichnen zu dürfen, feien vie 
mebr der feft begründeten und im Laufe der Zeit in ihnen immer mel 
befeftigten Weberzeugung, daß bie gegenwärtig im factiſcher Wirkjamfe 
beftebende Sandfhaftsordnung vom Jahre 1859 jeder rechtlichen Giltis 
keit und Bedeutung emibehre und daß dagegen die im Jahre 1848 zwiſche 
Er. Hoh. dem Herzoge und den dazu berufenen Vertretern des Landes ver 
einbarte Verfafſung, menn fie auch augenblidlich thatfächlich befeitig 
fei, fort und fort das allein zu Recht beftehbende Staatsgrumd 
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eſetz des Landes bilde... Nachdem er ſolchergeſtalt dem ibm von 

keinen Wählern gewordenen Auftrage und dem, was er auf Grund eigener 
gewiſſenhafter Erwägung für feine alleinige Pflicht als Abgeordneter er 
fannt, genügt babe, lege er fein Mandat bierdurd nieder.“ 


2I.Nov. (Hefjen:Darmftadt). Die Regierung legt den Ständen 
einen Gefegesentwurf, die rechtliche Stellung ber Kirchen und kirch— 
lihen Vereine im Staate betr., vor. Derfelbe ift dem badifchen 
Geſetze vom 9. Oktober 1860 größtentheild wörtlich, jedoch mit 
einigen Auslafjungen und Modificationen, nachgebildet. 


0. „ (Reformvereine). Im Laufe des Monats bilden fi groß— 
deutſche Vereine in Münden, Augsburg, Bamberg, Hannover, 
Darmftadt und andern Drten, im Anfchluß an den in Frankfurt 
gegründeten beutjchen Reformverein. 


1. Dee. (Medlenburg). Der Bürgerausfhuß von Schwerin er> 
Härt dem Magiftrat, der feinen Landtagsdeputirten für Anſchluß 
an den Zollverein und für Wiederherftellung des Staatögrundges 
jeged von 1849 injtruirt hatte, einftimmig feine Befriedigung dar: 
über. Der Großherzog dagegen bejdeidet eine Deputation bes 
Magiftrates auf's Schloß, um ihr zu erflären: 

„Es iſt zu Meiner Kenntniß gefommen, daß der Magiftrat Meiner 
Reſidenzſtadt Echwerin feinen Deputirten zum diesjährigen Landtag inftruirt 
bat, bei Gelegenheit für eine Wiederherftellung des Staatsgrund: 
gejeges von 1849 zu ſtimmen. Dieſe Thatfache, wenn fie ee feinen 
Erfolg gehabt, veranlaßt Mich, dem Magiftrat Meine entichievene Mißbilli— 
gung dieſes Schrittes zu erfennen zu geben. Der verftändige mecklenbur— 
giihe Sinn wünſcht jene Periode politiiher Verwirrung, aus welcher bas 
gedachte Staatsgrundgefek hervorgegangen, nicht zurüd. Das Land hat bie 
Erlebnifje, gewerblihen Stodwrgen und Berlufte jener Tage noch in frifcher 
Erinnerung. Ih könnte aus diefem Grunde die Agitation für biejes 
Staatsgrundgeſetz, wie Ich biöher gethan, audy ferner ihrem Schidjal über: 
lafien. Allein der Ruf nad diefem Gefeg, weldhes auf vollflommen 
rehtmäßigem Wege und für immer befeitigt ift, bat jegt eine 
andere Bedeutung. Er ijt nur ein Glied in der Kette, mit welcher die aus 
jener Zeit noch völlig erkennbare Partei des Imfturzes das engere wie das 
weitere Baterland zu umjchlingen, und ihren aller beftehenden rechtlichen 
Ordnung feindlihen Planen dienjtbar zu machen bemüht ift, und welde 
gerade dadurch allen gefunden FFortichritt hindert und unmöglid macht. 
Dies hätte der Magiftrat Meiner Nefidenzftadt Schwerin einfehen müſſen 
und darnach jein Verhalten einrichten follen. Bei den nahen Beziehungen 
der Stadt zu Meiner Perfon, und bei dem Werthe, den Ach darauf Tege, 
daß das bisherige Verhältniß des Vertrauens nicht auf ſolche Weile zerriffen 
werde, babe ich es für Meine Pflicht: gehalten, Meine fefte Willens: 
meinung biemit bem Magiftrat offen auszuſprechen. Ich hoffe, daß er 
diefe woblgemeinten Worte verftehen und daß er fie berüdfichtigen wird.“ 


3. „ (KRurbeffen). Hauptmann a. D. Dörr nennt ſich al® Ber: 
faffer der gegen General Haynau geridyteten Schrift „Staatsdie— 
ner und Staatsſchwächen“ und erflärt ſich bereit, die Wahrheit bes 
Inhalts derjelben durch das Zeugniß des Dfficiercorps zu beweiſen. 

I (Kurheſſen). ‚Wiedereröffnung ber Ständeverfammlung. Der 
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Landtagscommiffär bringt nunmehr das Budget zur Vorlage mit 
der Erklärung: \ 


„Die Regierung müſſe vor allen Dingen der Anſchauung entgegentreten, 
ale ob die bisherige Verſaſſung des Landes nur eine thatfächliche ge: 
weſen jei, aus der gar feine rechtlichen Folgen abzuleiten ſeien; als ob es 
möglich fei, diefen Zuftand rüdwärts aufzurollen, indem daraus nach allen 
Seiten die unbeilvollften Gonjequenzen bervorgeben würden... . Die Regie: 
rung betrachte noch immer die Abänderung des Wahlgeſetzes als eine gan; 
bauptfädhlidhe Aufgabe des Landtags, fe fei aber nicht der Anficht , dak 
fich die Thätigkeit der Verſammlung nur auf diefen einzigen Gegenftand zu 
eritreden babe, vielmehr entſchloſſen, bdiefer ein weites und freies Feld zu 
eröffnen. Außer dem Budget würden zur Erfüllung der Tandesberrlichen 
Verkündigung die Verordnungen, durch welde (jeit 1850) gefeßliche mit 
landftändifcher Zuſtimmung ergangene Vorſchriften befeitigt worden ſeien, 
zur Vorlage kommen. Dagegen beanfprudge die Regierung aber auch das 
Recht der Korterhebung der Steuern bis zur Feititellung des neuen Bud— 
gets und die Fortſetzung ber proviforiichen Geſetze zc. bis zu erfolgter Regelung.“ 


5. Dec. Die Häupter der Fatholifcdyen Partei rufen zu Gründung einer 


8. 


10. 


freien katholiſchen Univerfität Deutfchland’s auf. 

„ (KRurbeffen) Der Ausfhuß der Stände beantragt, die 
Staatsregierung zu erfuchen, fchleunigft einen Geſetzesentwurf vor- 
zulegen, wodurch die Forterhebung der Steuern und Abgaben an- 
geordnet werde. Der Negierungscommifjär erklärt, die Regierung 
beharre auf ihrer Rechtsanſchauung, werde fi) aber „Zwedmäßig- 
feitögründen“ nicht verfchließen. 

„ (CKurbeffen). Das Officiercorps erflärt fih in der Ange: 
legenheit Dörr : Haynau gegen General Haynau. 

„ (Nafjfaun) Der Gemeinderatb von Wiesbaden erflärt fich 
einftimmig für den Handelsvertrag mit Frankreich. 

» (Sadfen : Altenburg). Die Landihaft erflärt fih für 
das Princip der Gewerbefreiheit und der gewerblichen Freizügigkeit. 
„ (Kurhefjen). In Folge der Erklärungen des Dfficierscorpe 
wird General Haynau vom Kurfürjten „aus Gefundheitsrüdjichten“ 
vorläufig feiner Stelle als Divifionär enthoben und übernimmt der 
Kurfürft felbft das Commando. 

„ (Liehtenftein). Eröffnung des erften Landtages bed Ländchens 
in Vaduz. 

„ (Hannover). Der König ernennt ein gemäßigt liberales 
Minifterium: der Minijter des Auswärtigen, Graf Platen, bleibt; 
Hammerftein übernimmt das Innere, Lichtenberg den Eultus, Win: 
borft die Juſtiz. 

„ CHannover). Der Ausfhuß der Celler Verfammlung be: 
fließt eine Anfprade an die Gemeinden des Landes, mit ber 
Erklärung: 


„daB wir von der zu berufenden Synode eine wahrhaft befriedigende und 
gedeihlihe Erledigung der brennenden kirchlichen Fragen nur dann, dann 


Deutfchland, 113 


aber auch mit Sicherheit erwarten, wenn 1) das zu erlaffende Wahlgefek 
eine thatſächliche Bürgſchaft dafür bietet, daß die zu berufende Synode und 
ihre Beichlüffe als der treue Ausdrud der wahren Gefinnung unjerer evan— 
gelifhen Landesfirhe werde gelten fünnen; und wenn 2) diefer Verſamm— 
lung Borlagen zur Einführung von Presbpterial: und Synodalordnungen 
in unſete Yandesfirche werden gemacht werden. Inzwiſchen wird von der 
jofortigen Zujammenberufung der beabfichtigten VBerfammlung von Geiftlichen 
und Bertrauensmännern der Gemeinden Abftand genommen, um ber Ber: 
wirflibung dev Presbyterial- und Synodalverfaſſung durch den neuen Mini— 
ter Zeit zu laſſen. Uebrigens begen wir zu allen den Seiftlichen, welche an 
der Geller PBaftoralconferenz Theil genommen haben, oder mit deren Be: 
ſchlüſſen übereinitimmen, ſowie zu den gewählten Bertrauensmännern bie 
fefte Zuverficht, daß fie in einer ernften und guten driftlihen Sache fih an 
der Ausübung des ihnen zuftebenden verfaflungsmäßigen echtes, gemein: 
fame Bitten zu beratben und diefelben an Se. Maj. den König zu richten, 
nicht werden verhindern lajlen, fondern ihre gewiljenbafte Ueberzeugung 
von dem, was unjerer Kirche noth thut, getrojten Mutbes in dem Ber: 
trauen auf den allmäcdtigen Herzensienfer auszufprechen willen werben.“ 


10, Dec. (Medlenburg). Die Borfchläge des Ausſchuſſes zur Steuer: 


11, 


reform werden in den Sonderverfammlungen beider Stände zu 
Malhin angenommen. Durch bdiefelben werden der Ritterſchaft 
gegen faum nennenswerthe Opfer wichtige Rechte auf Koften der 
Städte eingeräumt. 


»„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung weist den Antrag des 
Ausſchuſſes bezüglic der Spielbanken, da ſich feine Mehrheit dafür 
ergibt, an denfelben zurüd, Weimar und Coburg erklären, ſich an 
der Bundesthätigfeit für Herftellung gemeinfamer Geſetzgebung 
wegen mangelnder Gompetenz des Bundes, Reuß jüngere Linie, 
bi8 Preußen damit einverjtanden fei, nicht theilnehmen zu können; 
Sadfen: Altenburg vertagt feinen Beitritt. 


„ (Kurbefjen) Die Regierung legt der Ständeverfammlung, 
einen Geſetzesentwurf für Forterhebung der Steuern auf 6 Monate 
vor. Die Stände genehmigen die Vorlage einſtimmig noch in ber: 
jelben Sitzung. 


„» (Heilen = Darmftadt). Die zweite Kammer genehmigt 
einjtimmig die Verlängerung der Steuern auf 6 Monate, entzieht 
dagegen ber Regierung die bisherige Vollmacht zum Abfchluffe von 
Handels: und Zollverträgen. 


„ (Württemberg). Verfammlung der verfchiedenen liberalen 
Sractionen des Landes in Eßlingen. Diefelbe befchließt: 


„1) Das württembergifche Gefeß vom 1. Juli 1849, betreffend die Einbe— 
rufung einer Berfammlung von Bolfsvertretern zur Berathung einer Re: 
vilion der Berfajjung im Sinne ber deutichen Grundrechte, bejteht 
ttog der fgl. Verordnung vom 6. Nov. 1850, weldye deſſen Abſchaffung aus: 
ſprach, noch zu Recht, da diefe Verordnung ein giltiges Landesgejeg nicht 
abſchaffen fonnte ; 

2) die Reihsverfafjung vom 28. März 1849 ift vollfommen rechts: 
giltig; es ift eine neue Nationalverfammlung einzuberufen, welche die noch 

8 


114 


Deutſchland. 


unerledigte Oberhauptfrage löst und etwa für nothwendig oder wünſchens 
wertb erfannte Abänderungen vornimmt. Die Verſammlung erflärt es als 
eine dringende nationale Forderung, daß alle deutichen YBundesjtaaten mit 
Einſchluß Deutſch-Oeſterreich's fih dem in der Reichsverfajlung begründeten 
Geſammwerbande anfchließen. Sollten aber dev Herjiellung einer Geſammi— 
Deutſchland umfaſſenden bundesjtaatlicden Einigung in Deutih = Deiterrei® 
oder in einem anderen deutichen Staate für jegt unüberſteigliche Hinderniſe 
im Wege ſtehen, fo darf dies für die übrigen Staaten fan Abbaltungs: 
grund fein, mit der Ausführung des nationalen Werlss an ihrem Theile 
zu beginnen; 

3) e8 werden von einem zu wählenden Gomite Sammlungen für die 
Zwede der Fortjhrittspartei in Württemberg veranjtaltet. Der Beitritt zum 
Nationalverein wird aufs neue dringend empfohlen. Die Berfamm: 
lung erwartet von den Blättern und jämmtliben Angehörigen ibrer Partei, 
dag fie deren Beftrebungen im Sinne der gefakten Beſchlüſſe unterjtügen, 
von ben Abgeordneten aber insbejondere, daß fie jJich dem in Weimar ac: 
gründeten deutſchen Abgeordnetentage anichliehen ; 

4) der preußijchen Abgeorbnetenfammer jowie dem preußifchen Volle 
wird für ihre umerichütterlihe Haltung in dem objchwebenden Berfafjungs- 
kampfe die Anerfennung der Berjammlung ausgeſprochen.“ 


15. Dec. (Medlenburg). Der Landtag bejchließt, das Fürftenthbum 


17, 


18, 


Rabeburg von dem zu errichtenden Grenzzoll zu befreien. 

„ (CKurbeffen). Die Stände genehmigen einftimmig den An: 
trag der Commiſſion, die Regierung zu erfuden, dem Handelsver— 
trage mit Frankreich beizutreten und denfelben zu Ertheilung der 
verfaffungsmäßigen Zuftimmung vorzulegen. 

„ (Bundestag) Der Ausſchuß erftattet Beridht Über den 
Antrag vom 14. Auguft wegen Berufung einer Delegirtenver: 
fammlung. Die Majorität empfiehlt diefelbe und beantragt die 
Ausarbeitung detaillirter Vorfchläge. Preußen und Baden Bilden 
die Minderheit und tragen darauf an, von dem Vorſchlage Um— 
gang zu nehmen; jenes geht dabei davon aus, daß derjelbe über: 
haupt nicht in die Competenz des bejtehenden Bundes falle, dieſes an: 
erkennt zwar, daß der Bund auf das beabfichtigte Ziel hinwirken 
dürfe und folle, erachtet aber eine Delegirtenverfanmlung der vor: 
gefchlagenen Art nicht für ein geeignetes Mittel dazu, 

Antrag der Majorität: zu befchließen, „1) es ſei zweckmäßig 
und räthlich, eine aus den einzelnen beutjchen Landesvertretungen durch 
Delegation bervorgebende Verſammlung einzuberufen, welcher demnädhft bie 
laut Bundesbejchluffes vom 6. Februar d. Is. auszuarbeitenden Gefegent: 
würfe über Givilproceß und über Obligationenreht zur Berathung vorzule— 
gen jeien, und 2) es fei deshalb der Ausihuß für Errihtung eines Bun: 
desgerichtd zu beauftragen, daß er fofort näbere Vorſchläge über die Art der 
Zujammenfegung und Ginberufung einer folden Berfammlung eritatte,” 

Motivirung (v. db. Pfordten): „... Man bat von dem Gtanp: 
punft der Bundesreform aus den Antrag als unzwedmäßig bezeichnet, 
weil er eine ſolche eigentlih nicht enthalte, fondern neben berjelben bergebe, 
und zu einer gebeiblichen Reform nicht führe. 2 eine folche fei eine Um— 
geitaltung des Weſens und der principiellen Grundlagen des Bunbdesver: 
hältniſſes nöthig, und eine erhöhte Machtſtellung Deutichland’'s nach außen 
das Ziel, welchem man in einer Eräftigen Erecutivgewalt und in einer ba: 
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mit zuſammenhängenden Nationalrepräſentation Ausdruck geben möchte. Da 
dieſen Einwendungen keinerlei poſitive Vorſchläge beigefügt find, fo würde 
die Wirkung derjelben lediglich darin beftehen können, daß gar nichts ge» 
ſchehe, und es könnte deshalb die Majorität des Ausſchuſſes ſich wohl darauf 
beſchräuken, auf den pofitiven Inhalt und die Entwidlungsfäbigfeit des Ans 
trage vom 14. Auguſt d. Js. binzuweijen. Gleihwohl mag «8 nicht un: 
fruchtbar fein, auch diejenigen Andeutungen etwas näher in's Auge zu faf- 
jen, welche ſich in jenen Einwendungen finden, 

„Weun von ber Nothiwendigkeit der Umgeftaltung des Wejens und 
der principiellen Grundlagen des Bundesverhältniffes ge: 
proben wird, jo muß die Majorität des Ausjchufies bekennen, daß ihr da— 
mit die Gränzen einer gedeiblihen Neform völlig überfchrit: 
ten erjcheinen, Wenn das Fundament eines Gebäudes hinweggenommen 
wird, jo muß es einftürzen, und dies kann man dod nicht wohl eine Re: 
form desjelben nennen. Die Grundlagen des Bundes find die jämmtlichen 
in ben Bunbdesjtaaten gruppirten Stämme deutfher Nation, und ihre Für: 
fen, wie fie früher zum Reich vereinigt waren, und die Principien des 
Bundes find die füderative Einigung derjelben als gleichartiger und gleich: 
berechtigter Glieder zur Erhaltung der äußern und inneren Sicherheit bes 
Sanzen. Auf eine Umgeftaltung diejes Weſeus ift der Antrag vom 14. 
Auguft d. 38. allerdings nicht gerichtet; aber dies wird ihm wenigftens 
von den Bundesyenofjen jo wenig zum Vorwurf gemacht werden, als von 
ihnen ſelbſt jemals Anträge in folder Richtung im Schooß der Bundes: 
verjammlung würden gejtellt werden fünnen. Beftrebungen außerhalb 
der Bundesverfammlung würden jhon an fi nicht mehr unter den Ge- 
fihtepunft der Reform fallen und am wenigften unter den einer beilfamen. 

„Die Machtſtellung Deutfhland’s nah außen zu erhöhen, ift 
gewiß ein Ziel, dem Niemand im Bunde feine Wünfche oder feine Mitwir- 
fung entziehen wird. Aber auch hier wird nach den gemachten Erfahrungen, 
wie nad der Natur der Sache, daran erinnert werden bürfen, daß jede 
Machtſtellung zunächſt dur den Umfang der Kräfte bedingt iſt, auf den 
fie fih fügt, und fedann weit mehr durch die Gejinnung, als durch die 
Form, im welcher jene Kräfte zuſammengehalten werden. Es ijt ein un: 
beilvoller und leider gerade in unſerer Zeit vielfach verbreitete umd ges 
näbhrter Irrthum, die Form über das Weſen zu ftellen und alles Heil von 
gewiffen nach theoretiſchen Zdealen conftruirten Geftaltungen zu erwarten, 
obne Rückſicht auf den Boden, auf welchem fie jtehen, und auf die Lebens: 
elemente, von denen fie erfüllt und in Thätigkeit gejegt werben ſollen. Die 
Machtſtellung des deutfchen Bundes hat eine überwiegend defenfive 
Aufgabe, und diefer hat fie im Ganzen und Großen gewiß genügt, indem 
fie den Bundesftaaten einen Zeitraum des Friedens und der inneren Ent: 
widelung und Wohlfahrt gefihert bat, wie ihn die deutſche Geſchichte faum 
zu irgend einer anderen Zeit aufzumeifen bat. Allerdings haben in biefer 
Periode auch friegeriiche Gonflicte ftattgefunden, an welchen die Kräfte 
Deutichland’s nur theilweife betheiligt waren. Der Grund dafür aber, daß 
niht die Gejammtmaht auf den Kampfplag trat, lag in diefen Fällen 
wahrlih nicht etwa in ber Bundesverfaffung , fondern in ben Üeberzeuguns 
en und Gefinnungen der Bundesgenoſſen. Nicht eine Berfaflungsänderung 
it ſich allein vermag die Machtftellung Deutſchland's zu erhöhen, am we: 
nigjten eine folcye, die einer jcheinbar beweglicheren Form zu Liebe den Um— 
fang der Kräfte fchmälerte, fondern die einmütbige Gefinnung ift 
die unverfiegbare Quelle, aus welcher vor Allem des Baterlandes Größe und 
Macht hervorftrömen muß. Wenn das lebendige Gefühl ber Zujammenges 
börigfeit die Fürften und Völker Deutjchland’s einigt, jo daß fein Glied 
vor den übrigen einen anderen Vorzug erftrebt, als den ber größeren Hin— 
gebung an das Gemeinwohl, dann wird die Machtitellung ber Nation un: 

8* 


116 


Deutfchland, 


ter allen Formen ihrer Zufammenfaflung nnantaftbar und weithin nad 
außen maßgebend fein; fehlt es aber an jenem Gefühl, oder macht id 
eine entgegengefeßte Gefinmung geltend, dann wird feine Berfafiungs 
form im Stande fein, die Krärte der Nation zu einigen, und je mebr danı 
von der Machtſtellung gejprochen wird, deſto weniger wird fie vorban 
den fein. 

„Diefe Betrachtungen Teiden gleihmäßige Anwendung auf die Forderun 
einer gefräftigten Erecutivgewalt. ALS Ziel ift diefe auch in Dem Antrag 
vom 44. Auguft d. 38. bezeichnet. Wie fchwer es ift, eine Form bier 
zu finden, haben ebenfalls die verfchiedenen Verſuche der legten Decennien 
zumal die ernten Bemühungen der Minijterialconferengen zu Dresden se 
zeigt. Aber e8 muß auch in diefer Hinficht hervorgehoben werden, daß fen 
Form der Erecutive die Wirffamkfeit der Bundesmaht erböben wird 
wenn nicht der Geiſt der Eintracht unter den Bunbesgenoffen bie) 
Form bejeelt, und daß in allen einzelnen Fällen, in welchen fih jener Geil 
geltend machte, auch bie jeßige Bundesverfaflung,, umgeachtet ihrer Berbeiie 
rungsfäbigfeit, einen ſehr Pi Bollzug nicht gehindert bat. Es wird un 
nöthig fein, die bis in die allerneuefte Zeit reichenden Beijpiele berworzubeben 

„Was endlich die Nationalrepräfentation anbelangt, fo ift bed 
gewiß das repräfentative Element in bem Antrage vom 14. Auguſt d. Je 
nicht zu verfennen, und deſſen Musbildung zu einer organifchen Einrichtum 
ift ausdrüdlih vorbehalten. Gerade in diefem Punft mabnen doch mob 
die Erfahrungen ber Vergangenheit wie die Zuſtände der Gegenwart zu 
größten Umficht und zur Vermeidung jedes erneuten Berſuchs einer ſchein 
bar großartigen und dod wegen inneren Widerſpruchs mit den gegebene 
Verbältnifien hohlen und machtloſen Einrichtung, die, ftatt eima 
ausgleihenden Annäherung, nur einen neuen Kampfplat der zur Zeit vie 
leicht noch bejtimmter als früher beftebenden Gegenfäge bieten würde. Ci 
bedarf wohl nur der Frage, welde Stellung eine in formell unitariicen 
Geiſte berufene, aus unmittelbaren Wahlen bervorgebende Nationalrepräien 
tation über oder neben den Landesvertretungen, zumal der beiden Haupt 
mächte des Bundes, und gerade gegenwärtig einnehmen würde, um ſich zı 
Überzeugen, daß man eine folde wohl im theoretifcher Betrachtung als ar 
fälliges Spiel der Phantafie begen, nicht aber auf dem verbängnik 
vollen Gebiet praftiiher Thätigkeit ernftlih in Vorſchlag bringen kann. 

„Die Anträge vom 14. Aug. d. Is. find alfo allerdings unmittelbar nod 
feine Bundesreform, aber fie baben biefe im Auge, und bahnen fi 
an, umd zwar eine Reform nicht mit Umgeftaltung des Wefens und de 
principiellen Grundlagen ded Bundes, fondern mit Bewahrung dieſe 
Weſens und auf dieſen Grundlagen. Sie wollen beginnen mit emer Mat 
regel für zwei beftimmte fälle, welche zunächit noch feine organifche Ein 
richtung jein fol, aber ſehr wohl in andern ähnlichen Fällen wiederbol 
und jo zu einer dauernden organischen Gejtaltung ausgebildet werden kann 
Der Kern diejer Maßregel ift der repräfentative Gedanke, anfnüpfend an bi 
beitehenden repräfentativen Körper in den Bunbesftaaten, alfo an lebendige 
rechtlich und thatſächlich wirkſame Kräfte, welche fi dem aus ihnen bervor 
ehenden gemeinjchaftlichen Organ mittheilen, dasfelbe tragen und mit fid 
elbft in belebender Wechfelwirfung erbalten werden. Die Delegirtenverfamm 
lung fol und wird alfo die Gefammtheit der in den Bundesſtaaten geglie 
berten Nation vertreten, aber nicht in abftracter und darum diefer leben 
digen Gliederung widerfprechender Weife, fondern im Anfhluß an biei 
Gliederung, aus ihr bervorwacfend, und Kraft und Leben von ihr em 
pfangend, und ihr erhöht wicder zuführend. Darum fell aud die Delegir 
— ben Landesgeſetzgebungen gegenüber Feine bindende uni 
verpflichtende Macht haben, und infofern nur eine beratbende Stellung ein: 
nehmen; aber, mie dies ſchon oben angebeutet worden, ber Bundesverjamm: 
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Img gegenüber wären ihre Beichlüfie jofort maßgebend, und den Landes: 
vertretungen gegenüber würden fie es allmälig werden. Die Eigenthüm- 
lichfeit des deutjchen Nationallebens ift die reiche Entfaltung der In divi— 
bualität der Stämme, das Widerftreben gegen uniformis 
rende Gentralijation, und dieje Eigentbümlichkeit fordert bei jeder 
Rejorm des Bundes vorzugsweile Beachtung, da gerade fie zur Klippe 
werden kann, an welcher alle Reformbejtrebungen fcheitern. Gerade bier 
fann nun die vorgejchlagene Delegirtenverfammlung wahrhaft organtfch ein: 
greifen und jegensvoll wirfen. Bon den Landesvertretungen gewählt und 
doch auf den Standpunkt des Gemeinwohls geftellt, in achtbarer Anzahl 
verjammelt und in jelbjigewäblter Gejchäftsform öffentlih vor den Augen 
ber Nation berathend, darum frei von dem banalen Vorwurf dynaftifcher 
Sonbderinterefjen, wird fie bie deutſchen Stämme fi in würdiger Weife auf 
einem Felde praftiicher Verſtändigung nabe bringen. Nicht in unfrucht— 
baren Berfallungsftreitigfeiten werden fih ideale Parteien bekämpfen, 
Iondern in Behandlung realer Lebensverhältnifje werden fih that ſäch— 
liche Anterejjen berühren und ausgleihen. Dem Ueberwuchern bes Gen: 
tralijationstriebs wird der Uriprung ber Delegirtenverfammlung, und 
den Auswüchjen des Sonbdergeiftes ihre Vereinigung unter den richten: 
den Augen der Nation entgegenwirken, und fo werden jene beiden Princ: 
pien in dasjenige Gleichgewicht gebradt werden, ohne welches zwar 
Kampf und Umsturz, nicht aber fortjchreitende Reform gedacht werden fann. 
Sit aber nur erft diefer Geift lebendig geworden und im praltiſcher Thätig: 
feit erprobt, dann wird er auch im Stande jein, fich in den Verfaſſungs— 
fragen» geltend zu madhen, und es wird für bie Meform des Bundes ein 
Boden gefunden fein, auf welhem fie mit Ausficht auf Erfolg in Behand: 
lung genommen werden kann. 

„Der Weg, welchen die Anträge vom 14. Aug. d. 38. eröffnen, ift al- 
lerdings nur für eine allmälig und befonnen fortfchreitende Entwidlung 
eingerichtet, aber zugleich für eine nachhaltige und wirffame Daß eine 
ſolche allein geeignet ift zu beilfamen Reformen, lehrt die Gefchichte aller 
Kationen, und auf eime folche weist vorzugsweiſe der Genius der deutſchen 
Nation hin. Ihm fann man vertrauen, daß er die Keime befruchten und 
entwideln werde, welche in den Anträgen vom 14. Auguft d. Is. ge: 
legt find.“ 

Minoritätsvotum Preufßen’s: „Die & Preußiiche Regierung 
bält an dem Standpunkte feit, welchen fie in Betreff der legislatoriſchen 
Initiative der Bundesverfammlung eingenommen und wiederholt dargelegt 
bat, nämlich: daß der Bund ſich erſt mit Stimmeneinbelligfeit ſchlüſſig ge— 
macht haben müſſe, che er eine ſolche Jnitiative feinerfeits ergreifen könne. 
Ein Mebrheitszwang zur Ergreifung diejer Initiative, gegen das Votum 
einer Minderheit, ift dem Charakter des Bundes, dem Geifte und Wortlaute 
der Bundesgeſetze völlig zuwider. 

„ . . . Der Bund würde nad Einfügung eines folhen Organismus ein 
anderer werden, al® er bisher war. Er würde nicht nur feine Gompetenz 
auf ein neues, ja auf alle Gebiete der Gefeßgebung und Berwaltung aus: 
gedehnt haben, jondern es würde fi ibm auch in dem Delegirtenförper, 
nad Anficht der Mebrbeit, eine Handhabe für die politifche Entwidelung 
darbieten jollen. Es wiirde der Bundestag mebit den Delegirten den Ans 
Ipru machen, die ganze Nation zu umfaſſen und barzuijtellen, während 
und ungeachtet ein jehr großer, vielleicht der größere in ber Minderheit 
tepräfentirte Theil noch außerhalb: derfelben ftände. Soll die fraglidhe An: 
ordnumg überhaupt mehr als ein Schein fein, jo ift, wie immer man fid 
die Modalitäten ihrer Ausführung denken mag, bier bie Gefahr vorhanden, 
dak eine große Mehrheit an Bolkszahl und ftaatlicher Kraft einer Combi: 
nation von Stimmen unterliegt, welche thatſächlich eine Minderbeit an Zahl 
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und an Macht vertritt. Schon das gegenwärtige Bundesverhältniß bring 
es mit fich, dak in ben Gegenftinden feiner beichränften Gompetenz ein g 
ringer Theil Deutfchland’s den Neft binden Fonnte zum Handeln, wie zun 
Unterlafien. Die beſchränkte Natur der Bundeszwecke, insbefondere aber Ü 
Rückſicht, welche der Macht der realen Verbältniffe und der Stellung de 
beiden Großmächte getragen wurde, bot jedoch ein heilfames Gorrectiv, | 
daß das der Vitalität des Bundes und feiner Wirkſamkeit fo ſehr gefäht 
liche Gebrechen des Widerſpruchs zwifhen Stimmreht und Machtgewig 
nicht verhängnißvoll wurde. Seitdem aber das Streben rege geworden if 
dieſes mißverhältliche Stimmrecht im Bundeswege gegen tel 
Machtverhältniſſe zur Geltung zu bringen, wächst jene Gefahr. Es iſt a 
wiß an ber Zeit, darauf aufmerffam zu machen, daß die von der Mehrhe 
des Ausfchufies im vorliegenden Falle vertretene Abſicht, die Bundesimed 
auf bem Wege der Stimmenmehrheit zu erweitern und auf diefelbe Txı 
neue Organismen zu ſchaffen, ſich im diefer bedenflichen Richtung beweg 
Wenn nıan ben Geift betrachtet, welcher in der Bundesacte felbft umd ihr 
Fundamentalprincipien, ſowie in ber faft ein halbes Jahrhundert umtafı 
den Praris der Bundesthätigkeit waltet, fo ergibt fi die unverhältnißmößi 
Tragweite eines jo entjchieden über diefen Geift hinausgehenden Experiment 
Weit entfernt, eine Entwidelung des Bundesrechts zu enthalten, mürde d 
angeftrebte Einrichtung, nach dem Zugeftändniffe der Mebrbeit jelbit, zu t 
ner völligen Verwandlung in ein anderes Staatswefen führen. In diele 
würde die Minderheit vielfach eine rechtlich ungenügende Stellung un 
dem tbatjächlihen Vorgehen der Mehrheit gegenüber eine obnmädtii 
Rolle zu übernehmen haben. Daß fih in ein ſolches Mißverhältniß fein 
der beiden Großmädte fügen würde, iſt als felbitverftändlih ar 
zufehen. Die Befettigung , nicht die Vergrößerung des angebeuteten © 
brehens, welches in der unrichtigen Vertheilung der Stimmen und d 
migbräudlidhen Ausübung des Stimmrechtes liegt, wäre zu erſtrebe 
Einrichtungen, wie die vorgefchlagenen, entiprechen dagegen ebenfowenig de 
Geiſte des bisherigen Bundesverbältnifies, als dem Bedürfniſſe ma 
einer Reform bdesjelben. Im Sinne des Majoritätsgutachtens würde ? 
befürwortete Delegirtenverfammlung mit beratbender Stimme etwa | 
Grenze deſſen bezeihnen, was, auf Bundesgrundlage, dem Drange ? 
beutfhen Stämme nad) engerer ftaatliher Ginigung zu bewilligen wäı 
Die Legteren aber werben in dem Zwede der Anträge vom 14. Aug. keit 
Annäherung an die böheren Ziele flaatlicher Einheit und Stärkung € 
bliden, feinen Fortfchritt der nationalen Bewegung, fondern eine A 
lenkung von derfelben. Die beantragte Anftitution würde mitbin nicht ei 
mal als eine Abjhlagszahlung betrachtet werden. Sie entipridt d 
Höhe der Anforderungen jo wenig, daß man vorziehen würde, nicht dur 
eine Annahme des Gebotenen das Geforderte zu verliere 
Die Negierungen, die Volksvertretungen, die Bevölferungen find zu Opa 
bereit, um große nationale Ziele zu verwirklichen. Allein man fann bara 
gefaßt fein, daß fie, gegenüber einer ungenügenden Löfung, welche zuglei 
weitere Fortentwidelung ausfchließen foll, lieber auf dem Boden des Bu 
desrechts ftehen bleiben und ſich einftweilen bei den daraus fließenden Rei 
ten und Befugniffen genügen Iafien werden. So wenig ber dem Ausſchu 
ertheilte Auftrag es mit ſich bringt, Schon jegt fich mit ben Mobdalitäten | 
befchäftigen, wie dereinſt die berehtigten Wünfche ber Natio 
zu befriedigen wären, fo muß inzwijchen auf die Nothwendigkeit bingewieh 
werden, ibrer Erfüllung nicht zu präjudiziren. Der Gefandte vermag | 
dem berebten Bilde, welches die Majorität von der Zukunft Deutjchland 
auf dem vorgeiclagenen Wege entwirft, feine Realität zu erfennen; erm 
dringend wünjchen, daß auf demjelben nicht weiter vorgegangen werde T 
Gefahren, welche die Mehrheit auf anderen Wegen zu politifcher Einigu! 
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erblidt , werden auf bem von ihr empfohlenen jedenfalls nicht vermieden. 
Terjelbe läßt die Gegenftände einer wahren und weſenhaften Res 
form und bie tieferen Gründe des Strebens nad einer jolhen unberückſich— 
tigt. Eollte der Verſuch gemacht werben, ibn dennoch gegen das Redt 
und den Willen einer Minderheit am Bunde zu verfolgen, fo 
möchtert dadurch Gonflicte erzeugt werben, welde jenen vermeintlichen Ge: 
fabren an Ernft nicht nachſtehen dürften. Der Gefandte Yann ſchon jetzt bei 
Gelegenbeit diejes Botums fein Befremden darüber nicht unterdrüden, daß nad 
der Anſicht der Mebrbeit des Ausjchufies über den Widerſpruch einer der 
beiden deutſchen Großmächte in einer Sache, in welcher das Bedürfniß ber 
Stimmeneinbelligkeit jo wenig zweifelhaft erfcheint, als in der vorliegenden, 
und über den präjudiciellen Einwand eben diefer Großmacht wegen der Zu— 
läffigfeit des Majoritätsverfabrens überhaupt durch formelle Fort: 
fegung des letzteren obne weiteres zur Tagesordnung übergegangen werben 
fönnte, als ob diejer Widerjpruch nicht vorhanden wäre. Die Ausſchußver— 
bandiungen find nicht der Ort, um das politiiche Verhalten eines Bundes: 
aliedes gegen Beſchlüſſe, die in der Bunbesverfammlung verfucht werben 
fönnten, zu erörtern. Doch glaubt der Gefandte den Ausdrud der Bejorg: 
niß nicht zurüdbalten zu follen, daß bie Kortfegung des oben vorausgefegten 
Verfahrens zu einem Bunfte führen könne, wo die biffentirende Megierung 
außer Stand geſetzt wäre, in einer im Widerfprud mit den Bunbesgrunds 
gelegen verfahrenden Berfammlung noh das Organ des Bundes zu ew 
fennen, an beilen Schließung fie fich betbeiligt bat.“ 

ineritklenstumBabens: „ . . . . Manches und Gewichtiges ift ein: 
zuwenden. Vorerſt gegen die Art und Weife, wie das gemeinfame Geſetz— 
gebungsredyt geordnet werden will. Man mag einverftanden fein, in ber 
Einbeit der Gejeggebung ein wertbvolles Refultat einer glüdlihen nationalen 
Entwidlung und Gejchlofienbeit anzuerkennen ; aber man wird zugeben 
müſſen, daß, wenn das Staatsleben eines Volkes ſich in ber confübderativen 
Form feft geordnet bat, vor allem die Bedingungen einzuhalten find, unter 
weldhen allein dieſe Geſtaltung erhalten werden kann. Es müßte denn fein, 
daß darauf ausgegangen würde, biefelbe durch die ftraffere Einheitsform zu 
erießen. — Hier ftebt mun aber feſt, daß es Feine Attribution gibt, welche 
in den zu einem föberativen Ganzen verbundenen einzelnen Staat®: 
organismen fo wenig auch nur auf die kürzeſten Augenblide entbehrt 
werden kann, als die volle unbeſchränkte Befugniß, Gelege zu Ichaffen, zu 
ändern und aufzubeben; — und wieder gibt es faum ein Attribut, welches 
für die Leiftungen der von dem beutfchen Volfe als feinem guten Rechte 
verlangten Gentralgewalt jo gleichgiltig it, als die erleichterte Möglichkeit, 
in die Gejeßgebung der Einzelitaaten beſtimmend oder empfehlend oder auch 
nur wünjchend einzugreifen. Will in einem Bunde eine gemeinſame Geſetz— 
gebung Für gewiſſe Lebensgebiete eingeführt werden, fo muß in weſentlich 
anderer Weije verfahren werden. An allen durch Erfahrung erprobten 
Föderativeinrichtungen mit gemeinfamer Geſetzgebung bat eine Scheidung 
der jedem Theile, dann aber ausschließlich, zuftchenden Gegenftände ber 
Geſeßgebung beitanden, Feincswegs aber eine Verbindung ber beiderfeitigen 
Thätigkeit mit verfchiedenem Beſchlußrechte. 

„Sodann ift Einwendung zu erheben gegen die geringe Bedeutung des ge: 
machten Vorſchlags für die politiſchen Zuſtände. — Wie fruchtbar ſich bie 
Einberufung einer Delegirten : Berfammlung erweifen möchte, biefelbe würde 
ſchwerlich einen volftändigeren Erfolg gewinnen können, als daß ihre Be: 
ſchlüſſe in Gefeggebungsfragen der Bundesverfammlung gegenüber fofert 
maßgebend und auch für die Pandesvertretungen bindend würden. Dieſes 
Rejultat könnte vielleicht von Solchen gepriefen werden, welde entjchlofien 
wären, die Griftenz der Einzelftanten dem großen Gedanken nationaler Ein: 
beit zu opfern. Allein wie wenig bei Feſthaltung ber Grundlage bes beut: 
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ſchen Staatslebens den berechtigten Anſprüchen des deutſchen Volkes a 
eine feine Machtftellung wirffam vertretende und feine Interefien nach aufen 
zur Geltung bringente Gentralgewalt durch biefe Aufopferung der wichtigtten 
Pebensbedingung ihrer Eriftenz gebolfen wäre, legt auf der Hand. Tem) 
Bedürfniffe des Einzelnen, ſich felbit und feine perfönlicde Entwidiung das, 
durch auf cine höhere Etufe zu beben, daß die mächtigen Hebel eines großen 
und gefunden Staats- und Volkslebens ibm nicht länger verfagt bleiben, 
diefer fittlichften Forderung einer Nation wie ibrer Glieder würde dieſes 
Opfer nicht nur nicht zur Befriedigung gereichen, fondern im Gegentbeil 
darf mit Necht befürchtet werden, daR auch die beilfamen Früchte verfais 
ſungsmäßig geficherter Ordnung im einzelnen Heimatsftaate wieder durch 
eine Reibe verwirrender Gontroverfen in Frage aeftellt würden. Ferner iſt 
zu bedenken zu geben, dak von dem Ausgangspunfte der vorgeichlagenen 
Delegirten : Berfammlung nimmermebr in regelmäßiger Wetterentwidlung | 
zu einer wirkſamen Reform, welche die einzigen einer Gentraltjation 
bedürfenden Functionen der Staatstbätigfeit, nämlich Vertretung nach außen 
und nationale Vertheidigungsanftalten zu Land und See, ergreifen würde, 
obne eine Ufurpation der Gewalt durch diefe Verſammlung gelangt werden 
könnte. Alle Theile find nun aber einig, daß eine jolhe Gefaht Dem deut: 
ſchen Staatsleben fern gehalten werden muß. 

„Wollte die Bundesreform mit wirffamer Organifation der wirflih dem 
Bunde obliegenden Aufgaben beginnen, jo wäre rathſam gewejen, nicht 
einen Gegenſtand zu wählen, von bem es zweifelbaft ift, ob er der Gom: 
petenz des Bundes unterliegt, jonderm einen ſolchen, der ihr unbeitritten 
unterworfen ift. Dahin würden 3. B. die Bunbesjteuern und Die Feſtſetzung 
der Gontingentshöbe gerechnet werden Fönnen, für welde beide eine wirt 
ſame Gontrole durch eine ftändifche (am beften freilich mit beſchließender, 
nicht blos berathender Befugniß auszurüftende) Verfammlung jeit lange ge: 
boten erſcheint. 

„Nur dann, wenn bie Frage nach bem „Wie“ der beantragten Einrichtung 
(wie allerdings von dem bijjentirenden Mitaliede geſchieht) mit bewußter 
Ueberzeugung dahin beantwortet wird, daß Sich Feine Form für die Idee 
der Delegirten : Berfammlung finden laſſe, deren weitläufiger Apparat irgend 
in einem Verbältniß ftehe mit dem von ihr zu erwartenden Nutzen, — nur 
dann erjcheint eine Unterlaflung diefer näheren Ausführung ſchon im jetzigen 
Stadium als gerechtfertigt. ine ſolche Anficht fommt denn aber auch mit 
Notbwenbigfeit zu dem Ergebnifie, das, was fidh in der praftiiden Durd- 
führung nicht wohl erproben möchte, auch nicht grundfäglic feitzubalten.* 

18. Dee. (Heſſen-Darmſtadt). Auch die I. Kammer entzieht der 
Regierung die bisherige Vollmacht zu Handels: und Zollverträgen. 

„ » (dranffurt), Der Senat ernennt eine Commiffion zu ſchleu— 
niger Ausarbeitung eines Berfaffungsentwurfs. 

22. „ (Kurbefjen). Der Verfaſſungsausſchuß beantragt eine Ge: 
fegesvorlage, welde den Standesherren und der Neidsritterfchaft 
wegen der Wichtigkeit ber vorliegenden Arbeiten ſchon in jeßiger 
Seflion der Stände Vertretung gewähre. 

23. „ (Breußen) Eine Berfammlung von Nationalvereinsmitgliedern 
in Königsberg beſchließt fih dem Vereinsbeſchluß bezüglih der 
Reichsverfaſſung an. 

30, Dec. (Holftein). Die dänifche Regierung beruft die bolfteinifchen 
Stände auf den 24. Jamar ein. 

31. „ (Bayern). Eine Depefhe des Frhrn. v. Schrenk entfpricht 
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dem Wunſche der preuß. Regierung nad einer näheren Aeußerung 
über den von Bayern früher geäußerten Ausſpruch, daß eine bes 
friedigende Löfung der gegenwärtigen Krifis von Bayern lebhaft 
gewünfcht werde und daß eine Verftändigung auch wohl ohne be: 
- fondere Schwierigkeiten herbeigeführt werden könne: 

„... Das Bedenflihe der gegenwärtigen Krifis und die gemeinfame 
Sefabr, die fie für alle Mitglieder des Zollvereins in fich jchließt, wird 
wohl von allen Seiten erfannt und berüdfichtigt werden. Ebenſo wirb 
wohl von feiner Seite in Abrede geftellt werden wollen, daß eine Bejeitigung 
derfelben weder durch Fortſetzung ber bisherigen Discuffion, nody auch durch 
bloße Zurüdweifung der entgegenftehenden Anfichten und Anträge, fonbern 
nur buch offene Rückkehr zu einem allfeitig anzuerfennenden Standpunfte, 
auf weldem fih alle Theile mit gleichem Rechte und gleicher Freiheit 
zu bewegen vermögen, erreicht werden kann. Diefer Standpunft iſt nad 
biesjeitiger Anficht der des Rechtes und eine gemeinfame Erörterung auf 
dieſer Grundlage vermag allein die Hoffnung einer allmäligen Annäberumg 
ber bifferirenden Anfichten zu rechtfertigen. . . . Es wird bann auch für 
feinen Theil mehr ein Motiv befteben, gemeinfame Erörterungen zurüd: 
zumweifen, vielmehr jedem Theile gleihmäßig daran liegen, durh gemein: 
ſchaftliche Verhandlungen den gefammten Stand der Frage aufzuflären 
und alle Rebenrüdjicdten aus derfelben zu entfernen. 

„Geſtützt auf diefe Borausfegung habe ich in meiner Depeſche v. 23. Sept. 
1. J. die Nüdfichtnabme auf den Februarvertrag mit Defterreid und 
eine angemefiene Aenderung des propontrten Bertrags mit 
Frankreich als diejenige Grundlage bezeichnet, auf welcher eine Ber: 
jftändigung erzielt werden könne. . . . 

„Wenn die kgl. preußische Regierung die Weigerung Bayerns und ber 
übrigen Regierungen, den fraglichen Verträgen beizuftiimmen, als das auf: 
faßt, was jte wirklich ijt, nämlich als die Geltendmachung eines unzweifel- 
baften, durch die Bereinsverträge garantirten Rechtes, fo wird fie ſich durch 
diejelbe weder verlegt, nocdy weniger aber zu dem Beſtreben bingeleitet finden, 
der Ueberzeugung ihrer Mitverbünderen durch den folgenfchweren Ausſpruch 
(einer Auflöfung des Zollvereins) Zwang anthun zu wollen. Sie wird 
dann ebenjo wenig die Verweigerung biefer Zuftimmung, oder die daraus 
bervorgebenden Gonfequenzen als ein Motiv betrachten fünnen, fi einer 
eingebenden gemeinfamen Erörterung ber Sadjlage zu entziehen. In biejer 
Vorausſetzung hat die bayeriſche Regierung geglaubt, daß es allen Vereins: 
Regierungen nur erwünſcht fein könne, die wichtige Frage liber bie zweck— 
mäßige Entwidelung und Ausbildung des Handels: und Zollfuftems bes 
Vereins, welche der Artifel 34 des Bertrages vom 4. April 1833 aus: 
drüdlich der Thätigfeit der regelmäßigen Generalconferenz überweift, bei 
der bevorjtehenden Gonferenz in den Kreis ber Berathung zu zieben. Aus 
diefem Grunde bat fie bei der Einladung zu bdiefer Gonferenz bie öfter: 
reichiſchen Vorſchläge als Berathungsgegenftand namentlih in Vor: 
ihlag gebradt, und fie wird dieſen Antrag auch fernerbin auf: 
recht erhalten. Sie erachtet es hiebei als eine vertragsmäßige Pflicht 
aller Bereins - Regierungen, fich einer gemeinfamen Erörterung jolder wid: 
tigen ragen, welde die Vereinsinterefien fo wejentlich berühren, nicht zu 
entziehen, und ift ibrerfeits ebenfo bereit, auf analoge Fragen, wie allen: 
falls auf Tarifsmobififationen, auf eine Erneuerung ber Bereinsverträge, 
ſowie eventuell auf eine Wiederaufnahme der Verhandlungen mit Frankreich 
einzugeben. . . .“ 

— Dec. (Württemberg). Lebhafte Agitation für und gegen bie 
Genehmigung des Handelsvertrages mit Frankreich. 
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Preußen. 


14. Yan. Gröffnung des Landtags. Thronrede des Königs: 


„.. Ihre Thätigkeit beginnt in erniter Zeit. Nachdem Gottes Rathſchluß 
bie Krone mit der Bürbe ihrer Pflichten und Nechte auf mein Haupt gelegt, 
babe ich diefem meinem Föniglihen Rechte an beiliger Stätte die Weihbe 
gegeben. Die Theilnahme meines Volks an diefer Feier hat bewiefen, daf 
jeine Liebe und Treue, welde der Stolz und die Kraft meiner Worfabren 
waren, mit ber Krone auch auf mich übergegangen find. Solche Kund- 
gebungen Fonnten meinen feften Borfag nur ftärfen, meine Föniglicen 
Pflichten im Geifte meiner Ahnen für das Wohl und die Größe Preufend 
zu üben... Bon größerm Gewicht find andere Entwürfe, welde 
meine Regierung vorlegen wird. Sie werben Ihnen beweilen, daß ih, 
meinen Grundjägen getreu, den Ausbau unferer Verfaffung vor Augen 
babe. Die Vorlagen, welche die Umbildung gegenwärtig beſtehender Ein: 
richtungen bezweden, geben Zeugniß, daß meine Regierung die Reformen 
nicht zurüdhält, welche durch tbatjächliche Verbältnifie und das gleichmäßig 
zu berüdfichtigende Wohl aller Stände begründet find... . Die Finanzen 
des Staats find in befriedigender Lage. Der gefteigerte Ertrag verfchiedener 
Einnahmezweige begründet bie Hoffnung, daß ein erheblicher Theil des für 
das verflofjene Jahr erforderlichen Zufchuffes zu den Koften ber Heeres: 
organifation feine Dedung in Mehreinnahmen finden wird. Der mit 
—— Sorgfalt ai Haren Staatshaushalts : Etat ergibt für das 
aufende Jahr eine weitere Steigerung der Einnahmen. Dadurch find die 
Mittel gewährt, neue als nüßlih oder notbwendig erfannte Ausgaben zu 
beftreiten und den durch die Reform des Heeres bedingten Zuſchuß zu ver: 
mindern. Goweit berjelbe für dieſen Zmed neben ben Steuerzuſchlägen 
erforderlich bleibt, welche bis zur Erhebung der regulirten Grunditeuer nicht 
entbehrlich fein werben, finden fich die Mittel dazu in dem nody umver: 
wenbeten Weberjchuffe des Qahres 1860. Es wird daher vorausfidhtlich fo 
wenig im laufenden Jahre wie in ben beiden vorhergehenden Jahren eine 
Verminderung des Etaatsichakes eintreten. Bei der Feftftellung des für die 
reorganifirte Armee erforderlichen finanziellen Bedarfs find bie Rückſichten 
firengiter Eparjamfeit beachtet worden. Eine weitere Ausdehnung berjelben 
würde die Schlagiertigfeit und Kriegstüchtigfeit des Heeres, folglich deſſen 
Lebensbedingungen und damit bie Sicherheit des Vaterlandes gefährden. 
Im Berfolg der Reorganifation wird meine Regierung Ahnen einen Ent: 
mwurf in Betreff einiger Abänderungen des Gejeßes vom 3. Sept. 1814 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienft vorlegen. Derjelbe ift dazu be: 
ftimmt, den feit Erlaß jenes Geſetzes unabweislich bervorgetretenen Bedürf— 
nifjen unfers Kriegsweſens abzuhelfen, fowie ben geltenden Verordnungen 
über die Verpflichtung zum Seedienft eine geſetzliche * zu geben.... 
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Meine erniten und wmausgefepten Bemühungen, eine zeitgemäße Revifion 
der Wehrverfaſſung des deutfhen Bundes herbeizuführen, haben 
zu meinem Bedauern ein befriedigendes Ergebniß bisher noch nicht gewährt. 
Inzwilchen ift meine Regierung beftrebt, im Wege der Vereinbarung mit 
einzelnen deutfchen Staaten eine größere Gleihmäßigfeit in den militärifchen 
Ginrihtungen anzubahnen und —— die Wehrhaftigkeit Deutſchlands zu 
erhöhen. Die in dieſem Sinne mit der herzoglich ſachſen-koburg-gothaiſchen 
Regierung abgeſchloſſene Convention wird Ihnen zur verfaſſungsmäßigen 
Zuſtimmung vorgelegt werden. In gleicher Weiſe widmet meine Regierung 
der wichtigen Angelegenheit der Vertheidigung der deutſchen Küſten und der 
Entwickelung unſerer Flotte, für welche ſich überall ein ſo erfreuliches 
Streben kund gegeben und durch patriotiſche Beiträge innerhalb und außer— 
balb Preußens bethätigt bat, ihre unausgeſetzte Sorgfalt. Wir beklagen 
die Berlufte, welde unjerer jungen Marine boffnungsvolle Kräfte entrijien 
baben. Aber jolche Unfälle, die Feiner Flotte erfpart bleiben, können bas 
Gewicht der Gründe, welche eine raſche Erböhung unjerer Wehrfraft zur 
See verlangen, nur vermehren. Der zur Regelung dieſer beſchleunigten 
Entfaltung befiimmte Gründimgsplan unterliegt der abfchließenden Be: 
ratbung meiner Regierung. Das Bedürfniß einer allgemeinen Reform 
der Bunbesverfafjung bat neuerlib aud im Kreiſe ber beutichen 
Regierungen von verjdiedenen Eeiten ausdbrüdliche Anerkennung gefunden. 
Treu den nationalen Traditionen Preußens wird meine Regierung unab— 
läſſig zu Gunften ſolcher Reformen zu wirfen bemüht fein, melde, ben 
wirflihen Machtverhältniſſen entſprechend, die Kräfte des beutichen Volke 
energifcher zufammenfafien und Preußen in den Stand fegen, den Intereſſen 
des Sejammtvaterlandes mit erböbtem Nachdruck fürberlih zu werden. Zu 
meinem lebhaften Bedauern ift der Berfaflungsftreit in Kurheſſen nod 
nidyt gejhlichtet. Ich will jedoch, felbft den letzten Ereigniſſen gegenüber, 
an der Hoffnung fefibalten, daß den Bemühungen meiner Regierung, welche 
fortwäbrend auf WMiederberftellung der Berfafiung von 1831, unter Ab: 
änderung der den Bundesgeſetzen widerjprechenden Beſtimmungen berjelben, 
gerichtet find, der emdliche Erfolg nicht fehlen wird. Meine und bie Fail. 
öfterr. Regierung find mit der k. dänifchen Megierung auf deren Wunſch 
in vertrauliche Unterhandlungen eingetreten, um eine vorläufige Grundlage 
für eine Berftändigung zwiſchen dem deutichen Bunde und Dänemarf über 
die Frage der Herzogtbümer zu gewinnen. Wir balten dabei jowohl 
an dem Bundesrecht als an beftimmten internationalen Vereinbarungen feft, 
und es gereicht mir zur lebhaften Genugtbuung, daß hierin das vollfte 
Einverftändniß nicht nur zwifchen mir und dem Kaifer von Oeſterreich, 
fondern auch zwiſchen uns und allen unfern übrigen deutichen Bunbes: 
genofien beſteht. M. H.! Sie find berufen worden, im Verein mit meiner 
Regierung die Gefeßgebung, weldhe in einer großen Zeit begonnen wurbe, 
weiter zu fübren. Wie jene Reformen beitimmt waren, dem Patriotismus 
des preußiſchen Volks ein größeres Feld der Bethätigung zu eröffnen und 
dadurch dejien Auffchwung vorzubereiten, fo erwarte ich von ber gegen: 
wärtigen Fortführung jener Gejeßgebung die gleihe Wirkung. Die Ent: 
widelung unferer Inftitutionen muß im Dienfte der Kraft und ber Größe 
unjers Baterlandes ftehen. Niemals fann ich zulafien, daß bie fortjchreis 
tende Entfaltung unfers innern Ctaatslebens das Recht ber Krone, bie 
Macht und Sicherheit "Preußens in Frage ftelle oder gefährbe. Die Lage 
Europa's fordert einträchtiges Zufammenwirken zwiichen mir und meinem 
Volke. Ich zäble auf die patriotijche Unterftügung feiner Vertreter.“ 


2. Jan. Das Abg.: Haus wählt Grabow zu feinem Präfidenten, und 
die Abg. Behrend und Bodum: Dolffs (beide von der deutſchen 
Fortſchrittspartei) zu Vicepräfidenten. 
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Preußen, 


22, Ian. Vorlagen der Regierung im Abg. = Haufe: 


23. , 


Der Minifter des Innern Graf Schwerin legt den Entwurf, bie länb: 
liche Polizeiverwaltung in den fechs öſtlichen Provinzen betr., vor: „Die 
ortsobrigfeitliche Gewalt refultirt aus dem alten Unterthänigfeitsverbältnig. 
Diefes Verhältniß ift durch die Verfaſſung alterirt, aber am 14. April 1856 
wurde ber Art. 42 der Berfafjung aufgehoben und die ortsobrigfeitliche Gewalt 
wieder bergeftellt. Das Unternehmen war fein glüdliches und die Negierung 
mußte auf Abbülfe denken, die der Entwurf beiwedt. Die Ortsobrigfeit wird 
als Ehrenamt Amtshauptleuten übertragen; die Gemeinden haben dabei ein 
Wahlrecht, die Betätigung ftebt der Negierung zu.” Der Finanzminifter 
vd. Patow übergibt die allgemeine Rechnung des Budgets für 1859 und 
zwei Gefeßentwürfe, betr. Feilftellung des Budgets fir 1862 und bie ort: 
erbebung der 25 p&t. Zuſchlags. Der Minifter gebt bei Darlegung des 
Budgets für 1862, in welchem die Mebrkojten der Militär: Reorganifatien 
einfach unter die ordentlichen Ausgaben geitellt find, einläglih auf jene ein. 
Der Handelsminifter v.d. Heydt legt endlich einen Eutwurf vor, betreffend 
die Einrihtung und die Befugniſſe der Oberrehnungsfammer: Es fei bier 
eine jehr fihwierige Frage zu löſen geweſen unb befriebige der gegenwärtige 
Entwurf vielleiht aud nicht Jedermann, fo werde man doch jedenfalls 
daraus entucehmen können, daß e8 ber Regierung Ernit jei mit dem Aus: 
bau der Verfaſſung. (Nah diefem Entwurf follen Etatsüberfchreitungen 
von der Volfövertretung nur dann gerügt werben können, wenn fie gegen 
die in ber Gejeßlammlung publizirten Titel des Haupt: Etats vorfommen. 
Dagegen follen bie Beihli, weldhe das Haus binfichtlih der einzelnen 
Summen ber Spezial: Etats faßt, Feine größere Bedeutung haben als bie 
„Motive eines Geſetzes“. Motive haben Feine bindende Kraft. Alfo würde 
die Kammer bei der Feſtſetzung der Spezialfummen der Regierung nur 
einen guten Rath eribeilen, und dieſer bliebe es üiberlaffen, in wie weit 
fie den guten Rath befolgen wolle. Dies iſt das Prinzip des vorgelegten 
Entwurfs.) 


Vorlagen ber Regierung im Herrenhaufe : 


Der Juſtizminiſter legt zwei Geſetzesentwürfe, betreffend bie Berant: 
wortlihfeit der Miniſter und die Abänderung der Artikel 49 und 61 
der Berfaffung vor. (Die Regierung will darin die Anklage gegen einen 
Minifter, entgegen den Beitimmungen ber beflehenden Berfafiung, von 
dem übereinftimmenben Beſchluſſe beider Häufer abhängig machen). — 
Der Kriegsminifter v. Roon legt einen Gefegesentwurf, betr. die Abänbe: 
rung und Ergänzung bes —8 über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienſte vom 3. September 1814 zur verfaſſungsmäßigen Beſchluß— 
nahme vor. „Daß dieſer Entwurf mit ber NReorganijation des Föniglichen 
Heeres eng zufammenbängt, brauche ich wohl an dieſem Orte nicht näber 
zu entwideln, und da ich überdies bereits zweimal Gelegenheit gehabt babe, 
mit der angenebmen Temperatur, welde für bie bier in Rede 
ſtehende Sache in diefem hohen Haufe berricht, befannt zu werden, jo babe 
ih zur Empfehlung bes Entwurfes wenig binzuzufügen. Nur eine Bitte 
möchte ich an das hohe Haus richten: es ift die um möglichſte Beſchleuni— 
gung, damit der an einem andern Orte etwa geſuchte Vorwand eines Zu: 
fammenbangs zwijchen diefem Gntwurfe und dem Budget die Beratbuna 
bes letzteren nicht aufbalte.“ Endlich ergreift ber Minifter des Innern das 
Wort, um dem Haufe den Entwurf einer Kreisordbnung für bie ganze 
Monarchie vorzulegen: „Meine Herren! Die Anerkennung ber gegenwärtigen 
Kreisordnung ift Feine allgemeine. Cine gleichmäßige Vertretung aller In: 
terefien der Kreife ftellt fich als nothwendig heraus und das Bebürfnik dazu 
ift in dem gefeglichen Erlafien feit 1822 anerfannt worden. Die Berfaſſung 
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von 1850 ſprach bie Grundſätze für eine Kreisvertretung burd Wahl aus 
und in Folge deſſen wurbe die Gemeindeordnung vom 1. März 1850 ge: 
geben. Sie willen, daß diefelbe aufgeboben und jpäter ein neuer Entwurf 
vorgelegt wurde, der jedoch nicht zur Ausführung fam. Die vorige Regie— 
rung beichäftigte fih eifrig mit dem Gegenftande, und die gegenwärtige nahm 
die Verſuche auf, diefe Materie zu reguliren und mit der Berfajfung in 
Einflang zu bringen. Die Regierung legte 1860 einen Gejegentwurf vor, 
der im Abgeordnnetenhaufe angenommen wurde, in diefjem hoben Haufe aber 
nicht zur Berathbung fam. Die Regierung bat ſich von zwei Grundgebans 
fen leiten laſſen. Der eine, daß jede Reform der Kreisverfaffung die Auf— 
bebung des Virilſtimmrechts der Rittergutsbeliger in ſich jchließe; der andere, 
daß jede Vertretung die verfchiedenen Anterefien der Städte und bes Lands 
befiges berüdfichtigen und namentlich die nterefien des großen Grund: 
befiged im Auge behalten muß. Der Entwurf weit einigermaßen von 
dem von 1860 ab, er begreift auch die weftlihen Provinzen und ſomit das 
ganze Land in fih. ine wefentliche Verſchiedenheit befteht darin, daß in 
dem Entwurfe von 1860 noch bie Hälfte der Stimmen dem großen Grund: 
befige zugefihert war. Diefes Prinzip bat nicht aufreht erhalten werden 
fönnen, weil es bei ber verſchiedenen Vertheilung zu großen Ungerechtig— 
feiten geführt baben würde. In dem gegenmärtigen Entwurfe ift % ber 
Stimmen jedem Hauptbeftandtheil ber Vertretung zugefihert. In den weit: 
lichen Provinzen bat die Regierung angenommen, daß nad anderen Grund» 
lägen verfahren werden müfle, als in ben dftlihen Provinzen. Die Re: 
gierung ift fih bewußt, mit dieſem Gefegentwurfe den wahrhaft konſer— 
dativen Intereſſen des Landes einen wichtigen Dienft zu leiften und hofft, 
dag das Haus biefe Meberzeugung theilen und dem GEntwurfe feine Zu: 
ſtimmung nicht verfagen werde.“ 


1. Febr. Das Herrenhaus genehmigt einftimmig und ohne Discuffion 
die Gefeßesvorlage betreffend Abänderung und Ergänzung einiger 
Beitimmungen des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 über die Ber: 
pflihtung zum Kriegsdienjte (vgl. 23, Januar). 

2, „ Uebergabe der identifhen Noten Defterreih® und der Mittel: 
faaten gegen einen Bundesjtaat im Staatenbunde (f. Deutſchland). 


d. „ Vorlagen der Regierung im Abg.: Haufe bezüglich Städteorbnung, 
Handelsgerichte und ländliche Gemeindeordnung. 

10. „ Von der vom Ag. Haufe zur Prüfung des Militär» Etats und 
der Militärs Vorlage gewählten Commiſſion, vorausſichtlich ber 
wichtigften der Seffion, gehören 7 der Fraction Walded, 7 ber 
Sraction Bockum-Dolffs, 5 der Fraction Grabow, einer der Frae— 
tion NReichensperger an; die Fortſchrittspartei hat alfo entjchieden 
dad Uebergewicht. ' 

14.—15. Febr. Zweitägige Debatte des Abg.-Hauſes über die kur— 
beffiiche Trage: 

Antrag ber Commiſſion: „Das Haus der Abgeordneten erflärt es 
als dringend geboten, daß die f. Staatsregierung mit allen ihren Mitteln 
auf die Wiederherftellung des verfafjungsmäßigen Rechtszuſtandes in Kurs 
bejien, insbefondere auf eine fofortige Berufung der heſſiſchen —— 
auf Grund der Verfaſſung vom 5. Jan. 1831, der in den Jahren 184 


und 1849 dazu gegebenen Grläuterungen und dann vorgenommenen Ab- 
Anderungen und des Wahlgejeges vom 5. April 1849 hinwirke.“ 
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Amendbement des Abg. Reihenfperger (fatholifhe Yraction): 
„Das Haus der Abgeorbneten erflärt e8 als dringend geboten, daß bie 
Staatsregierung darauf binwirfe, nad Maßgabe der deutjchen Bundesgeſede 
und im Ginverftändnig mit den beutichen Bundesregierungen eine Aus: 
gleihung der binfichtlih der kurheſſiſchen VBerfafjungsangelegenheit obwal: 
tenden Differenzen herbeizuführen.“ 

Der Antrag der Commiffion wird mit 241 gegen 58 Stimmen 


(der Fath. und der feudalen Fraction) angenommen. 


14, Febr. Antwort Preußens auf die identifchen Noten (j. Deutjchland). 
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2. , 


Das Abg.: Haus wählt mit großer Majorität Grabow zu feinem 
befinitiven Präfidenten, Behrend und Bodum Dolffs zu Vicepräſi— 
denten. — 151 Mitglieder ftellen einen Antrag auf Anerkennung 
bes Königreihs Italien. — 90 Mitglieder beantragen: 


„Das Abg.+ Haus wolle beſchließen: gegen die fgl. Staatsregierung bie 
Erwartung auszuſprechen, daß fie nicht langer unterlafjen werde, Diejenigen 
Anordnungen zu treffen, welche erforderlich find, um die evangelijce 
Landeskirche ohne Verzug in den vollen Bejig der ihr im Artikel 15 der 
Berfafjung verbürgten Selbjtjtändigfeit zu ſetzen.“ Motive: „1) Art. 18 
ber Verfaſſung fordert, daß die evangeliiche Kirche ihre Angelegenheiten jelbit: 
fändig ordne und verwalte; die evangelifche Kirche ift aber thatſächlich noch 
immer nicht im den Befip diejes ihr ſeit 12 Jahren verbürgten Rechtes ge- 
langt. 2) Das Beitreben des Kultusminifterium und der zeitigen Kirchen: 
behörden, dieſe Selbſtſtändigkeit durch allmälige ftufenweife Oftroyirung 
einer Kirchenverfafjung zu bewirken, ftebt im Widerfpruch mit dem Art. 15, 
welcher nicht bloß die Verwaltung, jondern auch die „Ordnung“ ihrer An: 
elegenbeiten der Kirche felber überweift und führt überdies, wie die Gr- 
Ben zeigt, nicht zum Ziele. 3) Dem Artikel 15 liegt hiſtoriſch nach— 
weisbar der Sinn zu Grunde: daß zur Bewirfung der Selbitftändigfeit 
eine eigene kirchliche Oryanijation gejchaffen werden müjfe, welche an Stelle 
der bisherigen ftaatlichen Kirchenbebörden die Berwaltung ber Firchlichen 
Angelegenheiten zu übernehmen babe. Die Berufung einer aus Gemeinde: 
wahlen bervorgebenden Nepräfentation der evangeliichen Landeskirche ift da: 
mals von der fol. Etaatsregierung als der Forrefte Weg zu diefem Ziele 
erfannt worden, und muß noch heute als der forrefte erjcheinen, da er ber 
einzige ift, auf welchem bie Kirche ohne Verzug und ohne Verfürzung in 
den Beſitz ihres Rechtes zu gelangen vermag. 4) Das Intereſſe des Staates 
wie das Intereſſe der Kirche gebieten gleicherweile, daß dem langen In— 
terimiftifum mit jeinen Notbitänden und Nechtsverwirrungen ein Ende ge: 
madt und das verfajjungsmägige Nechtsverbältnig des Staates zur Kirche 
endlich definitiv feftgeftellt werde. Es erijtirt Fein Rechtsgrund, noch Rechts— 
titel, aus weldhem die Berechtigung bergeleitet werden könnte, dem Staate 
bie völlige Befreiung von Kirchenſachen und der Kirche den vollen Genuß 
ihrer Selbiiftändigfeit noch länger vorzuenthalten.“ 


Die Eommiffion des Abg.-Hauſes einigt fih über ihren Antrag 
in der beutjchen Frage (ſ. Deutſchland). 


3. März. Große Nationalvereinsverfammlung in Berlin unter dem 


Vorfige v. Bennigfens, Diefelbe nimmt eine Reihe von Rejolutionen 
an und befchließt, dem badifchen Minifter von Roggenbach ihren 
Danf für feine Dentfchrift über die Bundesreformfrage auszu— 
brüden, 
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5. März. Der Kriegsminifter gibt in der Militärcommifjion des Abg.⸗ 


8. 


Hauſes die Erklärung ab, daß die Regierung feſt entfchloflen fei, 
an der dreijührigen Dienftzeit nichts zu ändern. 


„ Die Commifjion des Abg.-Hauſes beſchließt, beim Abg. : Haufe 
auf die Erklärung anzutragen „es liege im Intereſſe Preußen’s, 
die Anerkennung des Königreichs Jtalien nicht länger zu verzögern.“ 


Der Regierungsceommiflär hatte in der Gommifjion die jchriftlih formus 
lirte Erklärung abgegeben: „daß diefer Antrag, welder einen Ginfluß 
auf die Entſcheidung einer jhwebenden Frage ber europäischen Politik aus: 
zuüben bezwedt, von ber fgl. Regierung nicht gebilligt werden fünne, und 
daß diejelbe daher auch eine Betheiligung an ben Berathungen ber Gom: 
mifjion über diefen Antrag ablehnen müſſe“ und nad Abgabe diejer Erflä- 
rung die Sigung der Commiſſion fofort verlafien. 


„In der Sikung des Abg.-Hauſes kommt 


der Bericht der Commiſſion über den Antrag, betreffend die Vermehrung 
ber Titel des Hauptetats, zur Berathbung. Die Gommiffion beantragt bie 
Bertagung der Sache bis zur Saifon 1863. Abg. Hagen ftellt den von 31 
Mitgliedern unterftügten Gegenantrag: „Das Haus wolle beichließen: daß 
1) der Staatsbaushalt: Etat in feinen Titeln durch Aufnahme ber wejent: 
lihen Einnahme: und Ausgabe: Pofitionen aus den demjelben zu Grunde 
liegenden Berwaltungsetats mehr zu fpecialifiren; 2) diefe Specialifirung 
ſchon bei der Darftellung des Staatshausbalts pro 1862 und zwar im Ans 
balt an die Titel und Titelabiheilung der pro 1859 gelegten Specialrechnun: 
gen zu bewirfen jei.“ Der Finanzminiſter v. Patow befämpft den Antrag 
ſehr entſchieden, obgleich er verfichert, daß derjelbe „bei weitem nicht bie 
Tragweite habe, welche ibm beigelegt wird,“ „Ich bin weit davon entfernt, 
dem Antrag in jeinem Princip entgegenzutreten. Der Streitpunft, um 
ben es ſich handelt, ift nur der, ob es wiünjchenswerth befunden werben 
fünne, die Verbefferungen im Laufe der jeßigen Seffion noch für bas Jahr 
1862 herbeizuführen; oder ob die gegenwärtige Seſſion nur dazu zu bes 
nugen jet, angemejjene Vorſchläge zu machen und die Erfüllung diejer Bor: 
Ihläge für die nächften Jahre zu erwarten.” Der Minijter fügt bei: „Eine 
abjolute Unausführbarkeit diefer Anträge it nicht zu behaupten; es Tann 
aber mit Fug und Recht behauptet werden, daß diefelben für das Kafjas 
und Rechnungsweſen eine große Beläftigung herbeiführen werden. Da man 
ihon zwei Monate des Gtatsjahres hinter fih bat und bis zum Abſchluß 
des Budgets nody mehrere Monate verftreihen werden, jo würde es ſehr 
jhwer fallen, die veränderten Etatspofitionen bei den Behörden noch zur 
Durchführung zu bringen und es könnte die Aufftellung von eigenen Be: 
amten zu dieſem Zwecke nothwendig werden.“ Schließlich erflärt jedoch ber 
Miniſter: „Es fragt fih nur, ob nah Annahme der Vorfchläge ed noch 
möglich ift, zu regieren und die Verantwortung für die Leitung ber 
Geſchäfte zu Übernehmen, ob barin nit ein Eingriff in bie Execu— 
tive liegt.“ 

Der Antrag Hagen’s wird mit 171 gegen 143 Stimmen ans 
genommen. 


„ Der Hanbelsminifter v. d. Heydt verlangt bie Sufpenfion ber 
Situngen des Abg.-Hauſes um einige Tage „wegen wichtiger Be: 
rathungen des Staatsminijteriums.“ 


» Das Minifterium gibt feine Entlaffung ein, 
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11. März. Auflöfung des Abg.:Haufes. An diefem Tage follte im Haufe 


u 
12. 


die Debatte über die Anträge der Commiſſion bezüglich der deut: 
ſchen Frage beginnen. 


Mittheilung des Minifters v.d.Heydt an das Haus der Abg. 
„+. Die Beratungen im Staatsininifterrum waren eine Folge des in 
der legten Sitzung des Haufes gefaßten Beihluffes. Das Staatsminifterrum 
bat geglaubt, in ernfte Erwägung ziehen zu müſſen, weldyes Verhalten ibm 
vorgezeichnet ſei. Nachdem der Herr Finanzminiſter im der entgegenfom: 
mendften Weile eine Erwägung ber gewünjchten Specialiſirung für bas 
Jahr 1863 in Ausficht geftellt und biernah um ein gleiches Entgegentom: 
men des Abgeordnetenhauſes cerjucht batte, hat dasjelbe dennoch den vom 
Abg. Hagen geitellten Antrag angenommen. Dieſer Beichluß, wie man aus 
über das Recht des Haufes und die materielle Tragweite dieſes Beſchluſſes 
denken mag, bezeichnet in entichiedener Weiſe die Stellung, welche das Haus 
der Regierung gegenüber einzunehmen beabjichtigt, umd hat dem Staats 
miniſterium nach gemwifjenbafter und ernftliher Beratbung die Ueberzeugung 
aufdringen müflen, daß es im Haufe nicht dasjenige Vertrauen befige und 
nicht diejenige Stüge finde, deren es nötbig bedarf, um das Intereſſe des 
Baterlandes mit Erfolg wahrnehmen zu fönnen. Dieje Ueberzeugung mußte 
dem ÖStaatsminijterium die gebieterifche Pfligt auferlegen, Sr. Majejtät dem 
Könige die unterthänigfte Bitte um feine Entlafjung vorzutragen. Dies ıt 
am 8. ds. Mts. geicheben. Se. Maj. der König haben nicht gerubt, auf 
diefe Bitte einzugeben, und baben bdiefelbe mittel Ordre vom 9. ds. Mis. 
abgelehnt. Dieje Ordre lautet: „Auf den Bericht des Staatsminifteriums 
vom geftrigen Tage gebe Ich demjelben zu erfennen, daß bei dem Vertrauen, 
welches Ich demjelben jchenfe, wie bei der Achtung, in welcher dasſelbe baı 
dem wohldenfenden Theile der Nation fteht, Ach auf das Geſuch desſelben 
nicht eingeben Fan. In Erwägung biejer Gründe ſehe Ih den weiteren 
Mapregeln entgegen, welche das Miniiterium glaubt, Mir rathen zu müſſen, 
um die Verwaltung feiner Aemter zum Wohle des Staates fortführen zu 
fünnen.“ Dieſe Allerhöchſte Willensäußerung bat das Staatsminifterium für 
feine Pflicht erachtet, zu befolgen, und bat demgemäß die weiteren Makre: 
geln in Erwägung gezogen, weldye e8 Er. Maj. zu rathen babe, um jeine 
Aemter mit Erfolg zum Wohle des Etaates fortführen zu fünnen. Das 
Minifterium iſt von der Meberzeugung durchdrungen, daß nur ein eimträct: 
ges und vertrauensvolles Zujammenwirfen der Vertretung des Landes mit 
ber Regierung des Königs dem Intereſſe ber Monarchie entſpricht. Indem 
es im vollen Bewußtſein jeiner Verantwortlichkeit und nad wiederbolten 
Erwägungen -fih zu der Anmabme berechtigt hält, dag die Vorgänge im ber 
Eipung vom 6. d. Ms. den Beweis geliefert baben, daß dieje Bedingung 
zur Zeit nicht zutrifft, bat das Staatsminifterium Sr. Maj. zumächit nur 
rathen fünnen, von dem im Art. 51 der Verfaffungsurfunde vorgeſehenen 
Mechte der Krone Gebrauch zu machen.“ 


„ Der Präfident des Herrenhaufes, Fürft von Hohenlohe: Angel: 
fingen, wird zum Präfidenten des Staatsminifteriums ernannt. 
„Die Fortſchrittspartei fegt ein Central: Wahlcomite ein. 

„ Auslaffung der officiöfen Stern-Ztg. über die eingetretene Kriſis. 


„Wir haben bereits ausgeführt, wie die Regierung in der Sigung vom 
6. März weit vorgebogen die Hand zur Verjtändigung reichte, und wie bie 
Mebrbeit des Pi d in ber eigemwilligen Abficht zurüditieß, ſofort und 
im Sturm die Veränderungen durchzuſetzen, welche die Negierung auf dem 
freilih Tangfameren Wege der Ordnung und mit Berüdfichtigung der An: 
terejjen der Staatsverwaltung berbeizuführen bereit war. Wir haben ber: 
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vorgehoben, wie der praftiiche Werth bes Hagen'ſchen Antrages für die in 
der gegenwärtigen Sefjion zu vollziehende Berathbung des Staatshaushalts- 
etats jo gering war, daß das beichlofiene ftürmifhe Verfahren nicht aus 
jener Wertbfhägung, fondern nur aus der allgemeinen Stimmung erflärt 
werden fonnte, welche fi der Mehrheit des Haufe der Regierung gegen: 
über bemächtigt hatte... Angelpunft und alleinige Lebensbedingung con- 
fitutioneller Regierungsform ift aber das gegenjeitige Vertrauen der hoben 
Faktoren der Staatsgewalt. Indem bie Staatsregierung an bas Land ap: 
pelirt, bleibt fie jelbjtverftändlicher Weife nach wie vor feſt entfchlofjen, mit 
den durch das Jnterejie des Landes gebotenen Neformen vorzugeben. Wie 
fie die ſchwierigſte aller Reformen, die Grundfteuerregulirung, in der kurzen 
Zeit ihrer Amtsverwaltung zu einem befriedigenden Austrag zu führen ver: 
fanden bat, glaubt fie auch in Betreff der demnächſt beabfichtigten Neform: 
maßregeln, die nicht einen jo bartnädigen Widerftand zu überwinden haben 
werden, das Vertrauen beanjprucen zu dürfen, Daß es ihr niht an der 
Einfiht und der Entjhlußfraft fehlen wird, diejenigen Mit- 
tel und Wege zu ergreifen, welde den von ihr vorgeſchlage— 
nen Maßregeln einen befriedigenden Erfolg zu jihern ge 
eignet find.“ 

Die öffentlihe Meinung glaubt hieraus ſchließen zu follen, daß ber libe— 
rale Theil des Minifteriums Maßregeln gegen das Herrenhaus zur Bebin: 
gung feines ferneren Verbleibens gejtellt habe. 


2. März. Erklärung von 130 Abg. der Majorität des Abg.-Hauſes in 
dem Antrage Hagen über die Lage der Dinge und die Motive ih- 
ter Hanblungsweife bezüglicdy jenes Beſchluſſes: 

„Al wir in das Haus der Abgeordneten traten, waren wir entichlojien, 
mit großer Mäfigung ale Schritte zu vermeiden, welche zu Zerwürfuifjen 
innerhalb der liberalen Mehrheit des Haufes oder zwiſchen der Wolfsver: 
tretung und der Regierung Sr. Maj. des Königs führen könnten, aber 
ebenjo entjchloffen, treu dem empfangenen Mandate des preußiichen Volkes, 
das verfajjungsmäßige Recht feiner Vertreter zu wahren, und feinem Gon: 
flicte auszumweichen, der uns auf diefem Wege aufgenöthigt würde. Wir 
glauben unfere Pflicht erfüut zu haben. Die Weiſe, in welcher bisher der 
Staatshauspalt geordnet wurde, machte das weſentlichſte Recht ber 
Bolksvertretung, das Recht, die Einnahmen und Ausgaben des Staates zu 
bewilligen und zu überwachen, faft bebeutungslos Denn nad ber 
Annahme der legten Jahre und nad der Auffafjung der Regierung, welche 
fie in dem Gefegentwurf über die Oberrehnungsfammer geltend gemacht 
bat, ift diefelbe der Volksvertretung gegenüber bei der Verwendung der öf— 
fentlihen Gelder nur an die allgemeinen Titel und Eummen gebunden, 
welhe in ben Hauptetat des Staatshaushalts aufgenommen und in ber 
Geſetzſammlung veröffentlicht werden. Diefe find aber in den wichtigiten 
und koſtſpieligſten Berwaltungszweigen, vor Allem in der Militärverwaltung, 
jo groß und umfafjend , daß fie den Miniftern einen der Gontrole des Ab- 
geordnetenhauſes faft gänzlich entzogenen Spielraum und die Machtvollkom— 
menbeit gewähren, auh ohne und gegen den Willen der Volfsvertretung 
tiefeingreifende Einrichtungen zu treffen oder aufrecht zu erhalten. Um dieje 
Iheinbare Feſtſtellung des Budgets zu einer wirklichen zu machen, 
führten wir einen — des Hauſes der Abgeordneten herbei, nach 
welchem nicht nur die Nothwendigkeit einer ſpecielleren Budgetbewilligung 
für die Zukunft ausgeſprochen ward, ſondern auch ſchon für das laufende 
Jahr in den bindenden Hauptetat diejenigen Summen aufgenommen wer— 
den ſollten, für welche dies zur pflichtmäßigen Ausübung der verfafjungs: 
mäßigen Gontrofe erforderlih umd nach der Einrichtung des Kaſſen- und 
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Rehnungsweiens ausführbar erjcheinen würde. Die fofortige Ausführbe 
feit dieſes Beſchluſſes bat ſich auch bereits dur die Umarbeitung mehren 
Etats nah Mafgabe desjelben in der Budgetcommijiten bewährt. Dak eu 
ſolche detaillirte Aufftellung des Hauptetats Künftig unerläßlich je, ward ve 
allen Seiten anerkannt, und die fgl. Staatsregierung ſelbſt Nelite eine de 
artige Abänderung für die Zulunft im Ausjicht. Dagegen widerjprad | 
derjelben für diefes Jahr. Wir aber, die wir nicht über die Formen Fım 
tiger Budgets zu verfügen, jondern Über den Jubalt des gegenwärtigen na 
Pflicht und Gewifjen zu bejchließen hatten, wir durften ung nicht a 
Wünſche beſchränken, denen auch jpäter fchwerlich ohne die eigene Tbätigte 
der Bolfsvertretung in gemügendem Maße entſprochen werden wird, mw 
waren verpflichtet, die Mittel des Staates nur in einer Form zu bemilligen 
weldye die uns obliegende wirkliche Gontrole nöthig machte. Wir durften 
foweit e8 an uns lag, das verfajjungsmäßige Recht des Volkes nicht zu ei 
nem wejenlofen Scheine werden laſſen. Wir mußten in Erfüllung unjere 
verfaflfungsmäßigen Pflicht das uns gebotene Mittel anwenden, um und ein 
vollftändige Darlegung und eine wirkliche Junchaltung des feſtzu jetzende 
Staatshaushaltes in ſeinen einzelnen Poſitionen zu ſichern. Es leucht 
außerdem ein, wie weſentlich gerade jetzt eine ſehr ſpecielle Feſtſetzung de 
Militäretats war. Die kgl. Regierung bat die Faſſung dieſes Beſchluſfſet 
ohne feine praktiſche Durchführung in der Bearbeitung der einzelnen Etet 
abzuwarten, mit einer Auflöjung des Hauſes beantwortet. Wir haben unſe 
flares, unzmweifelbaftes Recht einer Bubgetbawilligung in bindende 
Form ausgeübt und feineswegs in die Rechte der Erecutive ein 
gegriffen. Wir baben feine unfruchtbare Oppofition erboben,, keine 
Heinlihen Streit gefudt. Wir baben in einer großen und widtigen Ang: 
legenheit das verfaflungsmäßige Recht der Volfsvertretung zu einer Wabı 


beit machen wollen. Wir erwarten mit gutem Gewijjen das Urtbeil dei 
Landes.“ 


13. März. Die fog. conftitutionelle (bisher minifterielle) Partei veröffentlich 


ein Wahlprogramm, durch das auch fie ſich nur unter ftricten Be: 
dingungen für, eventuell gleichfall® gegen das Minifterium aut: 
ſpricht: 

„1) Die conſtitutionelle Partei hält feit an ihrem oberſten Grundjat 
Treue dem König und der Verfaſſung. Sie will ein ſtarkes Königthum der 
Hohenzollern und die volle Geltung der dem Volke verbürgten Rechte 
2) Sie will, daß Preußen nah außen eine feſte nationale Politik einbaltı 
und in der deutſchen Frage die Herjiellung des Bundesſtaats im weiteren 
Bunde mit parlamentarijcher Vertretung Jich zur Aufgabe ſetze — umta 
Wahrung der inneren Selbfifländigfeit der Gingelftaaten, mit preußifche 
Führung in den militäriſchen, diplomatifchen und bandelspolitifchen Ange: 
legenheiten. 3) Im Innern fordert fie eine verfafjungsmäßige, gerechte und 
freifinnige Regierung und den Ausbau der Berfafjung in deren Geiſt durd 
organifche Geſetze. 4) Die Einheit in der Leitung und Führung der Staats: 
geihäfte ift die Bedingung eines ſtarken und fegensreihen Regiments. Dieſt 
Einheit it als dringendes Bedürfniß anzuerkennen, nicht blos in der Wahl 
der höheren Berwaltungsbeamten. 5) Das Herrenhaus in feiner gegen: 
wärtigen Zujammenfegung ift das Haupthinderniß einer freifinnigen und 
nationalen Politif und einer gedeihlichen Entwidelung der Gefeßgebung, 
insbefondere für die Ordnung der Kreis: und Gemeindeverfafjung und der 
volfswirtbichaftlichen Verhältniſſe. Es ift nothwendig, daß eine Reform des 
Herrenbaufes durd Anwendung ber verfaflungsmäßigen Mittel berbeigeführt 
werde. 6) Aufrechtbaltung der Reorganifation des Heeres, aber Erjparungen 


‚Im Militäretat durch Beurlaubungen, Revijion der Grundfäge über die 
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Penfionirungen und überhaupt, wo fie ausführbar erſcheinen, ohne bie 
Kriegsbereitichaft des Heeres und die Wehrkraft des Landes zu ſchwächen. 
7) Es iſt mit Entſchiedenheit darauf hinzuwirken, daß mit Erhebung ber 
tegulirten Grundſteuer im Jahre 1365 das Gleichgewicht im Staatshaus- 
balts: Etat wiederbergeitellt und ſchon jest die im Militäretat troß der oben 
bezeichneten - Eriparumgen verbleibenden Mebhrausgaben in anderer Weife, als 
im Wege des bisherigen Steuerzuſchlags gededt werden. 8) Nur wenn das 
fgl. Staatsminifterium dem Lande dürch die That den Beweis lie: 
fert, daß es ſich im feiner Geſammtheit zu den vorjtehenden Grumbjägen 
befennt, und diefelben zur Geltung bringt, erachten es die Unterzeichneten 
als die Aufgabe und Pflicht der conftitutionellen Partei, das fgl. Miniftes 
tum zu unterjtügen.“ 

14. März. Anſprache des Gentralcomitd der Fortfchrittspartei an bie 
Wähler: 

„Die liberalen Parteien des Vaterlandes waren faft durdgängig einver: 
fanden über die Ziele der politihen Beftrebungen, melde dag Wahlpror 
gramm vom 9. Juni 1861 (fiehe Jahrgang 1861 Nr. 41) aufftellte. Sie 
balten audy jegt an dieſen Zielen feft. Nur im der Beurtheilung der Ver: 
gangenbeit und in den Mitteln der Gegenwart geben fie auseinander. 
Der Aufruf der deutfhen Fortſchritispartei vom 29. Sept. 1861 (fiehe 
Jahrgang 1861 Nr. 45) mahnte zur kräftigen Verfolgung diejer Ziele, 
jewie zur Einigung aller liberalen und nationalen Anfirengungen gegen bie 
teactionäre Feudalpartei, welche damals die Miene annahm, als Fünne fie 
durch die Hilfe des preußifchen Volfes die ihren Händen 1858 entnommene 
Herrichaft wiedergewinnen. Gegen fie haben die Wahlen des vorigen Jahres 
unwiderruflich eniſchieden. Am unverfühntichen Widerfpruch mit den lebendi— 
gen Kräften unjerer Zeit wird diefe Partei, die nie den Staat, fondern nur 
ihre Geltung im Staate will, durch die Wahlen und mit dem Willen bes 
preußiichen Volkes niemals wieder in Preußen regieren. Sie ift nichts, ſo— 
bald fie nicht von der Macht der Negierung Fünftlich geftügt und getragen 
wird. Aber die Hoffnungen auf ein energiiches Fortichreiten, welche fih an 
die Wahlbewegung des vorigen Jahres knüpften, baben ſich nicht verwirf: 
licht. Die Männer, denen Se. Maj. der König im Jahre 1858 unter den 
freudigen Erwartungen feines Volkes die Regierung anvertraute, haben wer 
der mit dem Abgeordnnetenhaufe von 1859, über deſſen Mehrheit fie verfügen 
fonnten, noch mit dem von 1862, weldyes, entſchieden liberal, jeden libera- 
len Schritt des Minifteriums zu unterftügen bereit war, die Bahn ber Re 
form betreten, welche die freibeitliche Entwidelung unfers Staates fichern 
und aus ber ungewifjen Mebergangszeit eines beginnenden Verfafjungslebens 
zu den feſten Formen eines geordneten Nechtsitaates führen follten. Die 
Verbeigungen eines zeitgemäßen Ausbaues unferer noch in ben wefentlichften 
Runften unvollendeten Berfaffung und einer Wiederanfnüpfung der Geſetz⸗ 
gebung an bie große Zeit der preußiſchen Wiedergeburt find nicht erfüllt 
worden. Zu einem Theile entſprachen bie Vorlagen der Regierung in ber 
geihloffenen Legislaturperiode nicht diefen en. zum andern muß: 
ten fie ausſichtslos an dem Miderfpruch des Herrenhaufes fcheitern, an 
deſſen nothwendige Umgeftaltung die Hand nicht gelegt ift. In der Wahlbes 
wegung des letzten Herbites fonnten wir noh hoffen, bas Minijterium 
werde, getragen von dem fortjchreitenden Bewußtſein des Volkes, eine ent- 
Ihiedenere Politik in der Richtung einschlagen, welche unferem Vaterlande 
Noth thut, um feine Stelle unter ben Völkern Europa's mit Ehren zu bes 
baupten. Das fönnen wir jegt nidt mehr. lm fo notbwendiger 
iſt es, daß die Volfsvertretung ohne Rüdficht auf die Perfonen der leitenden 
Etaatsmänner, unabhängig und entichloffen der Regierung gegenüber das 
verfaflungsmäßige Recht des Volkes wahre. In der Gefeßgebung und Ver— 
waltung kann das Haus der Abgeordneten für den Augenblid wenig er: 
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reihen. Sein unmittelbarer Einfluß auf dieſen Gebieten ift gering. Seim 
Einwirkung wird mit Eiferfuht und Miptrauen betrachtet. Aber eine ent: 
ſcheidende Madt bat es in der Gontrole Über die Geldmittel 
des Landes. Hier bat es daher die unabweisliche Pflicht, dieſe Gontrole 
unbeirrt nad beftem Wiſſen und Gewifjen zu üben, fie nicht zu einem lee— 
ren Schein werden zu laffen, durd ihre Handhabung aber aud auf andere 
Neformen hinzuwirken. Die Regierung erhebt noch überall den Anjprud, 
ihren Willen allein entjcheiden zu feben, macht nod überall den abjolu: 
tiftifhen Vorbehalt, ibrerjeits jedes Jugeftindnik an die Bolfsvertretung zu 
verjagen, feine Schranke ihres Gutbefindens anzuerkennen, die Nachgiebig- 
feit immer von der anderen Seite zu verlangen. Als fie in der Arınabme 
eines Antrages, welcher dem verfafjungsmäßigen Rechte der Bewilligung 
und Ueberwahung der Staattgelder Wirkſamkeit und Nachdruck geben ſollie, 
ein Vorzeichen fand, daß die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes entſchloſſen 
war, ſich nicht von der Negierung abhängig zu maden, jondern felbit 
ſtändig in ben Fragen zu entjcheiden, welche feiner verfafjungsmäßigen 
Beſchlußnahme unterliegen, da löste fie das Haus auf. Gie ließ es nicht 
zur ſachlichen Entjcheidbung über die Militärvorlagen fommen, für 
welche fie in diefem Haufe feine unbedingte Zuftimmung mehr erwartete. 
Die erfte wichtige Angelegenheit der inneren Politif, welde nach ber 
Ihmerfäligen Gefhäftsordnung des Hauſes zur naher N gelangte, ver: 
einigte gegen bie vertröftenden Wünfce der Regierung die Mehrheit der Ab: 
eordneten und zeigte fie entjchlofien, rüdhaltslos nah dem zu handeln, mas 
Be als ihre Pfliht erfannte. Ein längeres Zögern war bier nicht zuläjjig. 
Denn einmal drohte die Gefegesvorlage über die Oberrehnungsfammer das 
unzureichende Herfommen, welches die Bewilligung der Geldmittel durch die 
Volfsvertretung faſt bedeutungslos machte, für die Zukunft gejeglich zu be: 
feftigen. Und andererfeits durfte eine ftrenge Feſtſezung der Militär: 
ausgaben nicht länger binausgejchoben werden, wenn nicht die Laften 
ber dreijährigen Dienfizeit und des übermäßigen Militärauf: 
wandes, welche jeder erwünjcten Verbeſſerung auf andern Gebieten bin» 
bernd entgegenjtehen,, unabänderlich werden follten. Wir glauben, daß die 
allgemeine Wehrpflicht zur vollftändigen GEntwidelung der Wehrfraft des 
Volkes nur dann durchführbar ift, wenn meben anderen Erjparungen durch 
die Einführung der zweijährigen Dienftzeit für die Infanterie 
unter Beibehaltung der vollstbümliden Grundlagen bes 
Heeres die Opfer an Geld und Menfchenfräften erleichtert werben. Sollte 
bie Berfafjung nur dienen, um Geld und Soldaten in größerem Maße zu 
beſchaffen, ala es ohne fie jemals möglich gewefen wäre, fo bätte fie in der 
That wenig Werth. Wir meinen, daß diejenigen der Krone und dem Volke 
gleich jchleht dienen, welche beide in Gonflicte bringen. Wir meinen, daß 
die wahren Intereſſen beider in Preußen untrennbar zufammenfallen, und 
daß man nicht das Königtbum befämpft, wenn man eine Anforderung ber 
Regierung ablehnen zu müffen glaubt. Die Megierung mochte mit einigem 
Rechte annehmen, daß die bedeutenden Verhandlungen, welche in der nächſten 
Zeit bevorftanden, den Einfluß und das Anfehen der liberalen Mehrheit im 
Lande ftärken und die Ausfichten auf minifterielle Neumwablen mindern wür: 
ben. Daber beeilte fie die Auflöfung, ohne auch nur eine vorläufige Be: 
willigung der Staatsausgaben zu verlangen. Wir aber hoffen, das preußiſche 
Bolf wird ſich über die Page der Dinge nicht täufchen. Im vorigen Jahre 
bat es dem Aufrufe vom 29. September 1861 gemäß eine Mebrbeit von 
Abgeordneten gewählt, die den Standpunft eines wahren, verfafjungsmäßi- 
gen Eonjtitutionalismus rüdhaltlos vertraten. Wir erwarten, es wird jet 
basjelbe thun. — Die Minifter haben Berufung an das Bolf eingelegt, 
durch bie Wahl neuer Vertreter feine Meinung fund zu geben. Wir boffen 
auf einen unzweideutigen Ausdrud bderfelben. Die Sache liegt einfah. Cs 
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gilt diesmal nicht, Wünſche oder Hoffnungen zu verwirklichen, fei es fchnel« 
ler oder langfamer, ſei es mehr oder minder. Es handelt fih nur um das 
Eine, nicht zu weichen von dem verfaffungsmäßigen Recht, ohne 
weldhes die Abgeordneten die Pflichten ihres Mandats nicht erfüllen Fönnen. 
Wir find überzeugt, daß die Negterung ſich weder auf einem gebeihlichen 
Wege, noh im Einklang mit der Ginfiht und dem Willen bes Boltee be: 
findet, wenn fie durch die neuen Militäreinrichtungen bie wirtbichaftlichen 
Kräfte bes Landes übermäßig anfpannt, wenn fie daneben ben geiftigen unb 
materiellen Intereſſen die freie Entwidelung verfagt, welde bie Spannkraft 
des Volkes erhöhen würden, und wenn fie für die übergroßen Laften nicht 
einmal durch die Erfolge einer volfsthümlichen und nationalen Bolitit ent: 
ihädigt. Wir hoffen, das preußische Volk wird in einem Gonflicte, welder 
nicht blos die Hoffnungen eines raſchen und fidhern Fortfchritts verbüftert, 
fondern fogar die ſchon errungenen Güter bes verfafjungsmäßigen Rechts 
in Frage ftelt, die Befonnenheit und bie Ausdauer bewähren, welche bie 
erjten der politifchen Tugenden und die Bürgen des Sieges find.“ 


18. Mir, Der König entläßt den liberalen Theil des Mini: 


2. 


feriums (v. Auerswald, v. Patow, Graf Schwerin, v. Bernuth, 
Graf Pückler). Der bisherige Handelsminifter v. d. Heydt wird 
zum Sinanzminifter, Graf Itzenplitz zum Minifter der landwirth— 
Ihaftlihen Angelegenheiten, Oberconfiftorialratd Mübhler zum Eul: 
tusminijter, Oberitaatsanwalt Graf Lippe zum SJuftizminifter, v. 
Jagom zum Minifter des Innern ernannt. 


„ Kol. Erlaß an das Staatsminifterium: 


„Ih beauftrage das Staatsminifterium wegen Ausführung ber Wahlen 
der Abgeordneten umverzüglich die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Hiebei iſt es Aufgabe meiner Behörden, ebenſo die geſetzlichen Vorſchriften 
gewiſſenhaft in Anwendung zu bringen, ald auch den Wählern über bie 
Grundfäge Meiner Regierung unzmweidentigen Aufichluß zu geben und ben 
Einflüffen von Verdächtigungen entgegenzutreten, welche bie Unbefan: 
genheit des öffentlichen Urtheil® zu verwirren bezweden, wie dies bei ben 
legten Wahlen fich gezeigt. Ich halte unabänderlih feit an ben Grund: 
lägen, welche ih im —— 1858 den Staatsminiſtern eröffnet und ſeit— 
dem wiederholt dem Lande kundgegeben. Sie werden, richtig aufgefaßt, auch 
ferner die Richtfchnur Meiner Regierung bleiben. Aber daran geknüpfte 
irrthümliche Auslegungen erzeugten Verwidlungen, beren glüdlihe Löſung 
die nächfte Aufgabe der gegenwärtigen Regierung ift. Bei weiterer Ausfüh— 
tung der beftehenden Berfaffung foll die Gefeggebung und Verwaltung von 
freiinnigen Grundfägen ausgeben. Es kann aber ein beilbringender ort: 
iäritt nur gedacht werden, wenn man nad) befonnener, ruhiger Prüfung 
der Zeitlage, wirkliche Bedürfniſſe zu befriedigen, lebensfähige Elemente be— 
ſiehender Einrichtungen zu benugen weiß. Dann werden bie Geſetzgebungs— 
teformen einen wahrhaft conjervativen Character tragen, während die Ueber: 
eilung und Weberftürzung nur zerftörend wirken. Es ift meine Pflicht und 
ernfter Wille, der von mir befchworenen Verfaffung und ben Rechten ber 
Landesvertretung volle Geltung zu fichern, in gleihem Maße aber auch bie 
Rechte der Krone zu wahren und fie in ungefchmälerter Kraft zu erhalten, 
welde für ea zur Erfüllung feines Berufes nothwendig, deren Schwäch— 
ung dem Vaterlande zum Verderben gereichen würde, Diele ealge sen 
ift auch in den Herzen meiner Unterthanen lebendig, es fommt nur barau 
an, denfelben Meine wahre Gefinnung für deren Wohl Mar und offen bar: 
julegen. Bezüglich meiner auswärtigen, insbefonbere beutjhen Politik halte 
ih die bisherigen Standpunfte unverändert feft. Das Staatsminifteriu 
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bat Sorge zu tragen, daß die ausgefprochenen Grundſätze bei den bevor: 
ftehenden Wahlen zur Geltung fommen, dann darf ih mit Zuverſicht cr: 
warten, daß alle Wähler, welde Mir und Meinem Haufe treu anbangen, 
Meine Regierung mit vereinigter Kraft unterftiigen werden. Ich beauftrage 
das Staatsminiſterium biernah, die Bebörden mit Anmweifungen zu ver: 
fehen und allen Meinen Beamten ihre befondere Prliht in Erinnerung zu 
bringen“. 


20. März. Auslaffung der halboffiziellen Stern-Ztg. über den einge: 


tretenen Minifterwechjel und die Lage der Dinge. 


„ . . Die k. Entſcheidung war ein Akt tiefinnerfter Nothwendigkeit, 
die ſich aus der allgemeinen politiſchen Lage, wie ſie durch die jüngſten Ab 
eordneten-Wahlen herbeigeführt worden, mit unverkennbarer Deutlichken 
— ** Wir haben nicht die Abſicht, hier die ungünſtige Zuſammen— 
ſetzung und bie bellagenswerthe Haltung des jüngſten Abgeordnetenhauſes 
näber zu erörtern; aber wir müſſen offen die Ueberzeugung ausſprechen, daß 
die Kammer gewiſſermaßen mit der Beflimmung geboren war, ein Zermwürt: 
nig mit ber Regierung bervorzurufen, und daß fie mit erſtaunlichem Gifer 
fih der Aufgabe gewidmet hat, die Unmöglichkeit eines gebeihlichen ort: 
ſchrittes auf der bisher verfolgten Bahn jedem Unbefangenen zur klarſten 
Erfenntniß zu bringen. Schon aus den Wahlvorgängen fonnte man auf 
die Beitimmung und Richtung des neuen Abacordnetenbaufes jchlieken. 
Offenbarten fih do in der Mafie der Wählerichaften alle Zeichen einer 
unbeilvollen Berblendung, welde bie Ausfiht auf ein befonnenes 
Zufammenwirfen mit der Regierung für bie wichtigften Angelegenbeiten bes 
Landes von vorn herein ausſchloß: Teidenichaftlihe Empfänglichkeit für alle 
Kundgebungen, welde ohne Rüdficht auf rechtliches Bedenken und thatſäch 
lihe Schwierigkeiten augenblidlicd unerreihbare Ziele oder praftifh unaus— 
führbare Jdeale in den Vordergrund ber Tagespolitif ftellten ; merfliche Fe: 
vorzugung der Männer, deren politifhes Programm, von allen Weberlieic: 
rungen des monardiichen Preußens abjebend, an die Bewegung der Yabre 
1848 und 1849 anzufnüpfen juchte; dagegen mißtrauifche Voreingenommen: 
heit gegen bie Freunde der Regierung, Pelbft wenn denfelben nicht nur age 
diegene Sadjfenntniß und praftifhe Erfahrung, fondern auch allgemein an- 
erfannte Verdienſte um die Entwidelung unjeres Berfaffungslebens zur Eeite 
ftanden; endlich der wie nad übereinftimmender Parole organifirte Wider: 
ſpruch gegen die bereits eingeleitete Heeresreform, welche von der Weitbeit 
des Monarchen, in Uebereinjtimmung mit allen jeinen Näthen und mit den 
urtheilfähigiten Kahmännern, als die umerläßliche Bedinaung für die Macht: 
ftellung Preußens erfannt worden war. Unter joldben Auſpicien kam 
das Abgeordnetenhaus zu Stande, und es mußte dem Fluch feiner Ge: 
burt erliegen. . . Die Haltung der Mehrbeit des Abgeordnetenhauſes 
gegen die | äthe der Krone (auch bejjer gefinnte Elemente ließen ſich von 
der Fortſchrittöpartei fortreigen) war die des ſyſtematiſchen Mißtrauens und 
ſchien ganz das Bewußtſein verloren zu haben, daß zu jedem Alte der legis— 
lativen Thätigkeit die Uebereinftimmung der Negierung mit den Beſchlüſſen 
der Landesvertretung erforderlich if. So griff fie auch von vornberein in 
bad Gebiet der auswärtigen Politik bimüber, erging ſich in Teidenfchaftlichen 
Debatten und nahm den Anlauf zu Rejolutionen, welche den wohlerwogenen 
Betrebungen ber Regierung nur Schwierigkeiten bereiten fonnten. Die Er: 
Örterung der Yinanzfragen ſchien einer gefliffentlichen Verzögerung anbeim 
zu fallen, und man mußte mehr und mehr der Vermuthung Raum geben, 
daß die Oppofition gegen die Heeresvorlagen vielmehr auf andere allgemein 
olitifche Beweggründe von weittragender Bedeutung fich ſtütze, als auf die 
pezifiihen, aus —— Beurtheilung der Sache ſelbſt hergeleiteten 
Bedenken. Die Beſchwerden über angeblich erdrückende Sieuerlaſten, bie 
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Hinbeutungen auf vermeintliche Erſchöpfung der Landesfräfte fchienen bereit, 
auf ein ausgetbeiltes Loſungswort zu verftummen, wenn die Regierung 
Sr. Mai. jih willig finden ließe, den Beichlüffen des Abgeorbnetenhaufes 
in der auswärtigen, wie der inneren Politif, in der Handhabung der Ver: 
waltung, mie in der Gefepgebung, in ber Aufammenfeßung des Minifter: 
ratbes, wie in der Umgejtaltung bes Herrenhaufes, einen entfcheidenden 
Einfluß einzuräumen, b. b. bie Fülle ber Gewalt von der Krone 
auf Das Abgeordnetenhaus zu übertragen. Als ber Kammer: 
mebrbeit fein Zweifel mebr darüber blieb, daß die Regierung auf ein fol: 
bes Anfinnen nicht eingehen werde, da war ber Krieg gegen das Minifte: 
rtum bejhloffen, und der Hagen’sche Antrag bot den willkommenen Anlaß 
zur Eröffnung der Feindfeligfeiten. .. So war bie Regierung in bie Noth— 
mwendigfeit gedränat worden, an bie Einficht und die Vaterlandsliebe ber 
Bähler zu appelliren. Wenn aber auf einen günftigen, den gemeinfamen 
Interefien der Krone und des Yandes entiprechenden Ausfall de Wahlen 
gerechnet werden ſollte, ſo mußte jener Agitation des planloſen Fortſchrittes, 
welche die jüngſten Wahlen beherrſcht hatte, ein Halt zugerufen, ſo 
mußte jeder Zweifel über die eigentlichen Abſichten der Regierung Sr. Maj. 
gebeben, jo mußte vor Allem dem vielfäh benußten Manöver entgegenge- 
wirft werden, welches fi auf die Anfinuation ftüßte, daß bie Oppofition 
nur gegen einzelne Minijter gerichtet fei und im Rathe der Krone 
ſelbſt Unterftügung fände. Die Aufgabe des gegenwärtigen Gabinets 
wird fein, der öffentlihen Meinung über alle diefe Punkte volle Klarheit zu 
geben. Sie wird zu betonen haben, baß es, wie bei dem jüngjten Gonflift 
mit dem Abgeordnetenhauſe, fo bei ben nächſten Wahlen fih niht um 
Einzel-Angelegenbeiten von mehr oder minder untergeordneter Bedeutung, 
fondern um die bochwichtige Frage handelt, ob die Macht der Regie: 
rung bei der Krone, welcher fie durch die monarchifchen Weberlieferun: 
gen, wie durch die Berfafjungs-Urfunde des ypreußifchen Staates angehört, 
bleiben oder ob fie dem Abgeorbneenhaufe zufallen foll. 


4. März. onfidentielles Schreiben des Finanzminifterd v. d. Heydt 
an den Kriegsminifter v. Roon: 


» +. . Kür die Staats-Negierung ift es von ber größten Wichtigkeit, baß bie 
bevorftebenden Wahlen zum Abgeordnetenhbaufe günflig aus: 
fallen, und fie darauf rechnen fann, die Majorität bes Haufes für fich zu 
baben. Sie wird zu dem Behufe bemüht fein müffen, Alles aus dem Wege 
zu räumen, was nach den Erfahrungen der jüngften Vergangenheit dazu 
beitragen kann, die der Regierung feindlichen Elemente von dem Abgeord— 
netenbaufe fern zu halten. Wie Ew. Erc. nicht entgangen fein wird, find 
es bauptfächlih zwei Gegenftände, nämlid bie Erhöhung des Militär: 
Etats und die beabfichtigte a ber Zufhläge von 25 % 
zur Einfommen= und Glafjenfteuer und Mahl: und Schlachtſteuer, welche bei 
den legten Wahlen in allen Landestheilen von ber jog. Fortichrittspartei als 
Agitationsmittel gegen die Regierung benußt worden find, um bie öffentliche 
Meinung für fih zu gewinnen und die Wahlen auf fi zu lenken. Mit 
welchen: Erfolge dies gefchehen, bat die Zufammenjeßung bes aufgelösten 
Abgeordnetenbaufes gezeigt. Auch gegenwärtig werden biefe ragen ausge: 
beutet, um auf die bevorftehenden Wahlen einzuwirken, und es liegt bie Be: 
forgniß nabe, daß wenn nicht geeignete Vorkehrungen getroffen werden, der 
Erfolg nicht minder günftig fein werde, als früher, da ſelbſt die Organe ber 
jog. liberalen Partei unverhohlen ausſprechen, daß lettere dem Militär:Etat 
nur bedingt ihre Zuftimmung geben Fünne, und fih gegen bie Forterhe— 
bung der Steuerzufchläge erflären müſſe. Die Staatsregierung wird biefe 
Wahmehmungen nicht unbeachtet laſſen dürfen, fondern ernſtlich und recht: 
zeitig zu prüfen Haben, ob fie bei unveränderter Beibehaltung bes Militär: 
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Etats bie Bildung eines AMbgeorbnetenhaufes erwarten barf, in. welchen fie 
die Majorität auf ihrer Seite haben und im Stande fein wird, bie Be: 
willigung bes Militär-Etats und der Steuerzufchläge mit einiger Sicherheit 
burchzufegen. Nach meiner Anficht laſſen ſich dieſe Erwartungen nidt 
begen, weil gerade die gedachten beiden ragen ihrer materiellen Bedeutung 
wegen mehr als viele andere geeignet find, den Gegnern berjelben bei ben 
Mählern Einfluß zu verfchaffen. Eine Verminderung der Steuern, jelbit 
wenn fie nicht drüdend find, it allen Schichten ber Bevölferung willfommen, 
zumal wenn es fich, wie im vorliegenden Falle, um eine außergewöhnliche 
Steuer handelt, welche fhon unter befonderen Umftänden, noch mehr aber 
unter gewöhnlichen VBerbältniffen nur ungern entrichtet wird, bejonders wenn 
die Notbwendigkeit der Einrichtungen, für welche fie gefordert wird, in ber 
öffentlihen Meinung nicht die ungetbeiltefte Anerfennung findet. 

„Dieje Erwägungen gewähren mir die Leberzeugung, bak, um die Wab— 
len im Siune der Regierung zu fördern, e8 unbedingt gebo: 
ten ift, auf die Forterhebung ber Steuerzuſchläge vom 1. Juli d. J. ab zu 
verzichten und hierüber no vor dem Wahltermin in geeigneter Weiſe 
beftimmte Zuficherungen zu maden. Allerdings wird damit eine Netto: 
Einnahme von mehr als 3,700,000 Thlr. aufaegeben. Wenn c8 auch, wie 
ich hoffe, mir möglich fein wird, Mittel und Wege zu finden, einen Theil 
dieſes Ausfalls durch Vermehrung der Einnahmequellen des Staats zu be 
den, jo wird dies doch nur ein verbältnißmäßig geringer — der obi⸗ 
gen Summe ſein können; daß der größere Theil derſelben durch Verminde— 
rung der Ausgaben nur im Bereiche der Militär-Verwaltung, für welche die 
Steuerzuſchläge bisher erhoben worden ſind, eintreten kann, glaube ich nicht 
näher begründen zu dürfen, da es Ew. Exc. hinreichend bekannt iſt, daß in 
allen übrigen Verwaltungszweigen ſchon ſeit Jahren die 
größtmöglichſte Beſchränkung der Ausgaben ſtattgefunden hat, 
um nur einige Mittel zur Verminderung des durch die 
Mehrbedürfniſſe der Militär-Verwaltung entſtandenen De— 
ficits im Staatshaushalte zu gewinnen, und wenigſtense ben 
Schein zu retten, daß die Regierung beſtrebt ſei, die desfalls wiederbolt 
gemachten Zuſagen zu erfüllen. Die Folge davon iſt geweſen, daß die we— 
gen Mangels an Deckungsmitteln zurückgeſtellten — von Jahr zu 
Jahr geſtiegen, und je länger je mehr fühlbar geworben find, fo daß es 
ohne Nachtheil für die Wohlfahrt des Landes nicht länger thunlich fein wird, 
biefelben noch weiterhin unberüdfichtigt zu laſſen, und bie vielfachen Anträge, 
welche bei Gelegenheit der Budgetberathung im Landtage auf Erhöhung des 
Ausgabefonds geftellt werden, durch Hinweifung auf ben Mangel an De 
Aungsmitteln zu befeitigen. 

„Wenn Ew. Erc. geneigteft in Erwägung ziehen, daß das durch bie neue 
Drganifation der Armee im Staatshaushalte berbeigeführte Deficit, bei Zu: 
grundelegung bes für das laufende Jahr aufaeftellten Etats, nah Wegfall 
der Steuerzufchläge noch ca. 7,000,000 Thlr. beträgt, fo glaube ich darin 
Hochdero Auftimmung mich zu erfreuen, wenn ich die Summe von 25 Mil. 
Thlr. als ein Minimum bezeihne, um welches der Militär:Etat vom lau: 
fenden Jahre ab jo lange, bis die Finanzlage fich günftiger geftaltet, zuver: 
mindern fein wird. Es werden alsdann bis dahin, daß die Mehr-Ein: 
nahme aus ber neuen Grundfteuer:Beranlaffung flüffig fein wird, immer 
nocd bedeutende Zuſchüſſe aus dem Staatsſchatze zur Dedung ber laufenden 
Staatsausgaben erforderlich fein. In welcher Weije diefe Verminderung der 
gr im Bereiche der Militär-Verwaltung zu bewirken fein wird, glaube 
ich . Erc. erleucdhtetem Ermeſſen ganz ergebenft anheim geben zu bürfen. 
Ich verfenne nicht, daß dieſe Aufgabe große Schwierigkeiten bieten darf; ich 
darf aber auch der Hoffnung mid bingeben, daß Ew. Erc. bei Erwägung 
ber ernten Lage, in welcher wir ums befinden, ben gewichtigen Gründen, 
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welhe für meinen Borfhlag namentlih in Beziehung auf den 
Ausfall der bevorfichenden Wablen fpreden, ihre Anerkennung 
nicht verfagen umd geneigt fein werden, mich in meiner ſchwierigen Stellung 
ald Finanzminifter durch bereitwillige förderung der Maßregeln zu unter: 
Rügen, welche die Macht der Berbältniffe unabweisfid erheiſcht. Es wird 
faum nötbig fein, noch binzuzufügen, daß, wenn befondere Ereigniffe 
eine Verftärfung der Mittel für die Armee nothwendig machen follten, ich 
nicht anſtehen werde, zu deren Beichaffung gern die Hand zu bieten. Sn: 
dem ich ſchließlich Ew. Erc. zu erſuchen mir erlaube, mit einer zufagenden 
Aeußerung gefälligit recht bald mich verſehen zu wollen, bemerfe ich ganz er: 
gebenft, daß wenn Hochdieſelben ee nicht vorziehen jollten, die Genehmigung 
Er. Maj. des Königs zu der von mir in Vorfchlag gebrachten Verminde— 
rung ber Ausgaben der Militär:Berwaltung allein einzubolen, ich mich nicht 
entziehen werde, an einem besfallfigen Jmmebdiatberichte Theil zu nehmen“. 


A. März. Erfte Finanzgmaßregel des Hrn. v. d. Heydt. Eine k. Ka: 
binetSordre betreffend die Herabſetzung des Zinsfußes der am 
7. Mai 1850 und 28. Nov. 1851 freirten Staatsanleihen von 
4% auf 4 % verordnet: 


„Ale Staatsfhuldfheine werden zum 1. Oft. mit der Maßgabe gefün: 
digt, daß denjenigen Gläubigern, welche in bie Zinsherabſetzung vom 1. Oft. 
willigen und dies dadurch zu erkennen geben, daß fie ihre Schuldverſchrei— 
bungen zur Abftempelung auf 4 % bis jpätefteng zum 30. April einreichen, eine 
Prämie von Y% % bewilligt wird. Bon denen, welche diefe Meldung nicht 
machen, wird angenommen, daß fie den Riüdempfang ber Kapitalien vor: 
sieben und Baben fie ben Nominalwertb ihrer Schuldverfchreibungen am 
1. Oftober, von wo ab bie Verzinfung aufhört, zu erheben“. 


2, „ Das Prefbureau (früher unter dem Minifter v. Auers: 
wald) wird unter Jagow geftellt und von diefem dem Dr. Metell 
(Direktor desfelben unter Manteuffel) übertragen. 


2 „ Bircular:Erlaß des neuen Minifters des Innern v. Jagow an 
die fämmtlichen Oberpräfidenten und Regierungen der Monardie 
bezüglich ihrer Beeinfluffung der Wahlen: 

» ... Die k. Staatsregierung kann nicht darauf verzichten, durch ihre 
Organe entjchieden darauf hinzuwirken, daß den Wählern bie leitenden 
Grundfäge und die Abfichten der Regierung nad Maßgabe des allerhöchſten 
Erlafjes vom 19, d. M. überall zum Maren Verſtändniß gebracht werben, 
und namentlich allen Mißdeutungen und Entftellungen entgegengetreten 
werde, welche das unbefangene Urtheil irre zu leiten geeignet find. Geſchieht 
dies, jo bürgt der loyale und conjervative Sinn der großen Mehrheit der 
Bevölferung dafür, daß die Majorität der Wähler treu zur Regierung Sr. 
Moj. des Königs halten werde; denn den Wählern ift dann befannt, baf 
die Negierung auf dem Boden ber Verfaſſung ſteht, daß fie den Rechten ber 
Landesvertretung ihre volle Geltung widerfabren läßt, und bei der weitern 
Ausführung der Verfaſſung in Gejeßgebung und Verwaltung von freifinni= 
gen Grumdjägen auszugehen entjchlofjen ift. Hierdurch wird den berechtig— 
ten Wünfchen des Landes Genüge gefchehen, und die Regierung darf des: 
bald mit Grund auf die aufrichtige Unterftügung aller confervativen Elemente 
rechnen. Ebenjo wird es allgemeine Anerkennung finden, daß die f. Staats: 
regierung es für ihre unerläßliche Pflicht erachtet, die Rechte der Krone mit 
Entjhiebenheit zu wahren, und nicht zuzugeben, daß der Kraft bes kö— 
nigliden Regiments, auf weldem nn Größe und Wohlfahrt 
beruhen, zu Gunften einer fog. parlamentarifhen Regierung 
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Abbruch geſchehe, während bie verfaffungsmäßige Mitwirfung bei 
Geſetzgebung gemährleiftet ift. Gerade hierdurch hat fich die föniglighe Etaı 
regierung in den fchärfiten Gegenfag zu der Demofratie geſetzt, di 
Beftrebungen zur Zeit unverkennbar darauf gerichtet find, den Schmwerp: 
ber ftaatlichen Gewalt, weldyer nady Geſchichte und Berfaffung Preußens 
ber Krone berubt, von diefer in die Nolfsvertretung zu verlegen. Es 
deshalb die Aufgabe der fönigl. Staatsregierung und ihrer Organe, 
bemofratijhen Partei, mag fie nun offen diefen Namen führen ı 
als fogenannte Kortjhrittspartei, oder unter irgend einer andern i 
leitenden Benennung auftreten, bei den bevorſtehenden Wahlen überall e 
gegen zu wirken, tbeils durch geeignete Belehrung ber Wäbler über 
eigentlichen Tendenzen jener Partei, theils dadurch, dab auf die möglı 
— aller verfaſſungsgetreuen conſervativen Parteien hingewirkt w 
Die Yage ber Sade ift ernit genug, um an alle conferwativ Gefinnten 
bringende Mahnung zu richten, ihrer mehr oder minder unwejentlichen I 
tetunterfchiede uneingedenf, fich unter einer Fahne zu fanmeln, und alsı 
große verfajjungstreue confjervative Partei ihren gemeinſchaftlichen Gegi 
bie Demokratie, bei den Wahlen zu belämpfen. Gelingt dies überall, io 
ein Sieg der Demofratie nicht zu befürchten. 

„Ueber die Mittel und Wege, welche in Gemäßbeit ber vorjtcehenden | 
beutungen behufs Erzielung eines günftigen Wahlrejultats einzufchlagen | 
und wobei jelbjtverftändlidy alle unlautern Mittel ausgeſchloſſen bleib 
können der Natur der Sache nah allgemeine Anweifungen nicht gegel 
werden. Ach muß es daher lediglich Ew. Exc. ergebenſt uͤberlaſſen, biejt 
en Anordnungen zu treffen, welche Sie den Umſtänden und den mann 
Faden Berbältnifien nach bierzu für geeignet erachten. Vornehmlich find 
f. Regierungen und die f. Landrathsämter berufen, eine erſpri 
liche Thätigkeit in dem vorgebachten Sinne zu entwideln. Bon ibr 
Prlihtgefühl erwarte ich, daß jie eifrig bemüht jein werden, im obigen Sin 
mit allen Kräften auf die Erreibung des vorbezeichneten Zieles hinzuwitte 
ich hege aber auch zu der Umſicht und dem Takte dieſer Behörden das B 
trauen, daß fie wiſſen werden, ſich ber ihnen geſtellten Aufgabe im vollſ 
Umfange zu entledigen, ohne dabei diejenige Grenze zu überſchreiten, ül 
welche hinaus eine unzuläffige Beſchränkung der geſetzlichen Wahlfreiheit 
funden werden müßte. Was die f. Beamten anbetrifft, jo iſt die Staai 
regierung zu der Erwartung berechtigt, daß biefelben ihr bei den Wabl 
ihre eifrige Unterftügung gewähren werden. Jedenfalls würde een 
ber Stellung eines f. Beamten unvereinbar fein, wenn er fo weit ginge, f 
— uneingedenf des Sr. Majeftät dem Könige geleifteten Eibes der Treue 
in einem der Negierung feindlichen Sinne bei Wahlagitationen 
betheiligen.. Ew. Erc. veranlafie ich ergebenft, die Beamten des mir umt 
gebenen Reſſorts gefälligfi hiervon zur Nachachtung in Kenntniß fegen | 
wollen ; ich bemerfe hierbei, daß die übrigen Herren Reſſortchefs die ihn 
untergeordneten Beamten mit gleicher Weiſung ebenfalls verſehen laſſ 
werden. 

„Da die Urwablen ſchon in ber nächſten Zeit ſtattfinden, jo erſcheint 
dringend geboten, alle diejenigen Maßregeln, welche nad ben vorftehend 
Andeutungen geeignet jein möchten, auf einen günftigen Ausfall der Wablı 
binzuwirfen, jo ſchleunig als möglid zu treffen. Em. Greellenz gebe i 
deshalb anheim, die weiter erforderlichen Verfügungen gefälligft unverzügli 
erlafien zu wollen, mit dem ergebenften Bemerken, daß ich im nterejle d 
Veſchleunigung der Sache Abjchrift der gegenwärtigen Berfügung gleichzeit 
ben f. Regierungen und Landrathsämtern und den Magiftraten der zu ft 
nem ländlichen Kreife gebörigen Städte zugefertigt habe“. 


Die übrigen Minifter erlaffen ähnlihe Inſtruktionen an d 
Beamten ihrer refp. Reſſorts. 
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2. März. Der Magiftrat und die Stabtverorbneten von Berlin be: 


ſchließen übereinftimmend, die der Stadt angehörigen Staatsobli: 
gationen nicht zu convertiren. 


„Abſchluß des Handelsvertrags mit Frankreich unter Vorbehalt 
der Ratififation ſämmtlicher Zollvereinsregierungen. 


„ Anjprade des entralwablcomite der Fortſchrittspartei gegen 
den Wahlerlaß des Minijters des Innern: 


„In den Erlafien werden Feine einzelnen ragen berührt, dieſe vielmehr 
für untergeordnet erflärt und ftatt deſſen die Unterftügung aller confervativen 
Elemente aufgerufen, um die Rechte der Krone zu wahren und nicht zuzu— 
geben, daß der Kraft des füniglichen Regiments zu Gunſten einer fogenanns 
ten parlamentarischen Regierung Abbruch geichehe, oder daß der Schwer: 
punft der ftaatlihen Gewalt von der Krone in die Volksvertretung verlegt 
werde. Wir möchten wifjen, was geicheben ift, um die Krone in Gefahr 
erklären zu können. Wir möchten wiſſen, welche Artikel der Verfaflung das 
aufgelöfte Abgeordnetenhaus verletst, welche Rechte es angenriffen haben joll. 
Wie die Kreuzzeitungspartei ftets gethan, untericheidet das Minifterium nur 
zwei Parteien im Lande: die verfafjungstreue, confervative und die angeb: 
lich verfafjungsfeindliche, demofratifche, unter welchem Namen fie ſich aud 
madfiren möge. Nach der jekigen offiziellen Auffaffung fcheint es, daß 
jeder als ein Revolutionär und als ein Gegner des Königtbums betrachtet 
werben fol, der nicht einfach dem minifteriellen Militärvorlagen und Bub: 
getaufftellungen zuftimmt. Uns fcheint es nicht wohlgethan, die — be⸗ 
rufenen Wähler und Abgeordneten des preußiſchen Volkes nach ihrer politi— 
ſchen Gefinnung in Wohlmeinende und Uebelwollende, in Verfaſſungsfreunde 
und Verfaſſungsfeinde zu ſcheiden. Niemand denkt daran, bie ver: 
talfungsmäfigen Rechte der Krone anzutajten. Aber darum 
handelt es fih, ob neben der großen und unzweifelhaften Macht der Re: 
gierung das verfajfungsmäßige Recht der Volfsvertretung 
irgend eine Bedeutung haben joll, oder nicht. Soll das Abgeordnetenhaus 
nur Duldung genießen, jo lange e8 „ja“ fagt, und geſetzwidriger Uebergriffe 
gezieben werden, jobald es „nein“ fagt, dan bat unfere VBerfajjung 
feinen Sinn. Seitdem Preußen in die Reihe der conftitutionellen Staa 
ten getreten ift, hat die Wolfsvertretung verfaffungsmäßig über Gelege, Ab: 
gaben und Berwendung der Staatsmittel zu befchließen, über alle wichtigen 
Angelegenheiten des Landes ihren Rath vor den Thron zu bringen. Es iſt 
fein Bergeben gegen die Krone und fein Eingriff in ihre Rechte, Anforde: 
rungen der Regierung abzulehnen oder zu begrenzen, über deren Bewilligung 
die Volfsvertretung nah Pflicht und Gewiſſen zu enticheiden bat. Die Re: 
gierung nimmt an, bie legten Wahlen feien das Refultat einer unbeilvollen 
Verblendung, die Frucht der Uebereilung, die Folge überrafchender Agitatio- 
nen und Berftändigumgen gewefen, ihr Ergebniß entipreche nicht ber wahren 
Meinung des Landes. Nach unferer Ueberzeugung find die Wahlen des 
vorigen Jahres aus dem allgemeinen und wohlbegründeten Gefühl bervor: 
gegangen, daß ſchon die vorige Regierung ımd die Mehrheit der früheren 
Abgeordneten zu langfam und zu ungenügend für die nothwendigen Refor: 
men jorgten. Jetzt —* die Erhaltung des Beſtehenden zur einzigen Staats— 
weisheit werben zu jollen. Aber wahrbaft confervativ find nicht diejenigen, 
welche unbaltbare und wiberjpruchsvolle Einrichtungen im Staate fortbeftehen 
laffen, ſondern die, welche den Bau der Verfafjung enblih zu vollenden 
freben, um eine ſchwankende Webergangszeit abzuſchließen und eimen feiten 
Boden zu gewinnen. Preußen ſteht abermals an einem Scheibe: 
wege, Wir müffen uns wenden nad rüdwärts oder nach vorwärts, viel: 
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leicht für ange Zeit. Wir hoffen, das preußifche Volk wirb fett und be 
fonnen fein Hecht üben und durch bie neuen Wahlen erbärten, daß es nicht 
in augenblidlicher Erregung, fondern in ernfter Entſchloſſenheit bie freibeit- 
lihe Entwidelung Preußens will. Ein entſchiedenes Feltbalten an dem ver: 
faffungsmäßigen Recht, an der Wahrheit der conftitutionellen Einrichtungen, 
an ber Nothwendigkeit des Kortichritts wird bie legten Ausfichten der Re: 
action zerftören und die Einigkeit zwifchen Volt und Regierung wieder ber: 
fielen, weldhe nur zum Verderben des Baterlandes unterbroden werben 
fann“. 


4. April, Rector und Senat ber Univerfität Berlin proteftiren ein: 


flimmig gegen das auch an fie gerichtete Wahlmanifeft bes Cultus— 
minifters: 

an... E8 liegt nicht in unſerm Berufe, den Gircularerlaß des Herm 
Miniſters des Innern, infoweit berjelbe für bie feinem Reſſort untergebenen 
Beamten bejtimmt ift, einer Prüfung zu unterziehen und überhaupt die 
Frage zu erörtern, ob und inwieweit die Verwaltungsbeamten bei Ausübung 
eines allgemeinen jtaatsbürgerlihen Rechts burh Anordnung ihrer vorge: 
fegten Dienfibebörden gebunden werden und ob eine ſolche Einwirfung auf 
die Wahl zum Abgeorbnnetenhaufe als heilfam zu betrachten iſt. Aber mwır 
halten uns zur Wahrung, der corporativen Stellung der Univerfität, deren 
Vertretung uns anvertraut ift, und der perſönlichen Unabhängigkeit ibrer 
einzelnen Mitglieder zur Abgabe der Erklärung berechtigt und verpflichtet, 
daß wir das vorgejeßte hohe Minifterium nicht für befugt erachten Fönnen, 
die Mitglieder des afademijchen Lehrförpers bei Ausübung des politischen 
Wahlrehts in einer Weife zu befchränfen, wie der Herr Minifter des Innern 
das in Beziehung auf die Beamten feines Reſſorts gethan bat... Ew. 
Exc. wollen ung in diefer ernjten Zeit das freimüthige Mort geitatten, 
daß wir den Kampf, der gegenwärtig die Gemüther in Preußen bemweat, 
niht in bem Gegenſaß des Königthbums und ber Demofratıe 
ausgedbrüdt finden. Aber auch wenn es fich jo verbielte, find wir doch 
ber feiten Weberzeugung, baß diefer Gegenjag nicht dadurch zu Gunften eines 
ftarfen Königthums und einer verfaffungsmäßigen Freiheit werbe gelöft werden, 
daß eine in Preußen bis dahin nicht geübte Einwirfung auf die Wablen 
zum Abgeorbnetenhaufe von Seiten der föniglihen Staatsregierung verſucht 
wird. Bir glauben vielmehr im Sinne der echten monardhiichen Treue und 
einer wahrhaft confervativen Politik zu handeln, wenn wir über ben Wechiel 
und bie Bewegung bes gerade vorwaltenden Kampfes hinaus bie politifche 
Gefinnung, welche nur auf der reinen gewiflenhaften Weberzeugung rubt, 
und deren unabhängige und freie Betbhätigung vertreten. Daß der Friedrich— 
Wilhelms:llniverfität diefe Unabhängigkeit und Freiheit auch nicht dem 
Scheine nad verfünmert werde, halten wir für eine wefentlihe Bedingung 
ihres erfolgreichen Wirfens und unfere Pflicht ift es, diefe unfere Ueberzeu— 
gung in aller Ehrerbietung, aber freimüthig und entfchieden auszuſprechen. 
Demnach erfuchen wir Ew. Erc., ergebenft zu geftatten, daß die Univerfität 
bem Erlaß vom 26. d. M, feine weitere folge gebe”. 

Auch die Univerfität Bonn proteftirt gegen ben Wabhlerlaß bes Mi- 
nifters: „Wir find von ber Veberzeugung erfüllt, daß wir innerhalb unjerer 
amtlichen Stellung an der Univerfität allen berjelben entſprechenden Weiſun— 
gen der vorgefeßten Behörde zu folgen haben, dagegen in unjerer Eigenfchaft 
als Staatsbürger dur den —9* Sr. Maj. dem Könige, als auch 
auf die Verfaſſung geleiſteten Eid verpflichtet find, als Urwähler, Wahl: 
männer oder Abgeordnete unsere Handlungsweife ausſchließlich durch 
unjere gewiffenhafte Ueberzeugung von dem, was bas Wohl bes Königs und 
des Staates erbeifcht, beftimmen zu laſſen“. 


Preufen, 4a 


5. April. Eine k. Kabinetsordre an den $.:M. Wrangel verorbnet 
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die Sinfegung einer Commiffion ven Generalen behufs Berathuns 
gen über mögliche Erjparungen im Militäretat. 

Die balbofficielle Stern=Ztg. gibt einige Andeutungen über bie 
von der Regierung für den nächiten Landtag vorbereiteten Bor: 
lagen, weldye dem Drange ber öffentlihen Meinung und dem Be— 
dürfniß der Wahlen entgegentommen follen: 


... „Wir glauben die bereits von einigen Geiten gegebene Nachricht, daß es 
in ber Abficht der Staatsregierung liege, dem Landtage den Etat pro 1862 
in größerer Specialifirung vorzulegen, nicht nur beftäitigen, ſondern 
auch dahin erweitern zu können, daß zugleih mit dem Gtat pro 1862 aud 
der Etat für das Jahr 1863 in der fpeziellern Nachweiſung zur Vorlage 
gelangen ſoll, um damit dem von ber Landesvertretung wie von der Staats: 
tegierung empfundenen Uebelſtande abzubelfen, daß der Etat theilweife früher 
in Ausführung kommt, als feine Prüfung durh den Yandtag ftattgefunden 
bat, Wir hören, daß zu diefem Zweck von dem Herrn Finanzminifter bie 
übrigen Herren Reſſortchefs erfucht worden find, die Umarbeitung der Etats 
in der oben angegebenen Weife jchleunigft zu veranlafien. Außerdem wird 
und verliert, daß die Staatsregierung feine neuen Steuergefege irgend— 
welcher Art dem bevorftehenden Landtage vorlegen wird, vielmehr mit ber 
Erwägung befhäftigt ift, durch Eriparungen in die Lage zu fommen, vom 
1. Juli d. 3. ab den Zufchlag von 25 Proz. zur Einfommenfteuer 2c. nicht 
weiter beanfpruchen zu dürfen. In Betreff anderweiter Vorlagen an den 
Sandtag geht bie Abficht der Staatsregierung, wie wir hören, vornehmlich 
dabin, im Interefje der arbeitenden Bevölkerung für die noth: 
wendigften Lebensmittel möglihft umfafjende Erleichterungen eintreten zu 
lafien und demnach auf die gänzlihe Aufhebung der Getreidezölle und er: 
heblihe Ermäßigung der Eingangsiteuern von Reis, Schlachtvieh und Fleifch 
binzuwirten. In gleiher Weife und aus gleihem Grunde ift eine fernere 
Ermäßigung der Bergwerksabgaben in den nächften drei Jahren und zwar 
Immer je um I ®roc. in jedem Jahre in Ausfiht genommen, um bie ins 
ländifhe Eifenproduftion gegenüber der verftärften Concurrenz des Auslandes - 
zu unterflügen, welche infolge der durd den Hanbelsvertrag mit Frankreich 
bedingten Ermäßigung der Gifenzölle zu erwarten fein dürfte... Endlich 
wird dem Vernehmen nah ein Gefegentwurf vorbereitet, welcher eine Res 
duftion des Briefportos für die interne Gorrepondenz und zwar den Fort: 
fall des jegigen höchſten Satzes in fich jchließt, jo daß Fünftig im Inlande 
jeber einfache Brief auch für die weiteite Entfernung nicht mehr als 2 Ser. 
Porto zu tragen haben würde. Außerdem haben wir von ber Abficht ges 
bört, eine Erhöhung der Salzpreife auf den frühern Sap ausjchließlih zu 
dem Zwed eintreten zu lafjen, um die hieraus zu gewinnende Mehreinnahme 
für die Erweiterung der preußijchen Flotte zu verwenden. Indeſſen jcheint 
diefer Plan noch nicht über die erften Stadien der Vorberathung gediehen 
zu fein“, 

» Die Stabtverorbneten von Berlin erllären ſich gegen ben 
Wahlerlaß des Minifters des Innern: 


„In Erwägung 1) daß im Gommunalblatt der Wahlerlaß des Mini: 
fters des Innern vom 22. März c. abgebrudt worden ift, und zwar mit 
der bejondern Hinzufügung, dak dem Magijtrate die minifterielle Weifung 
geworden fei, fich die angemefjene Verbreitung der auf die Wahlen bezüg- 
lihen Dofumente angelegen fein zu laſſen; 2) daß ſeitdem verfchiedenen 
Communalbeamten diefe Documente amtlich zugefertigt worden find; 3) daß 
der Magiftrat nicht fofort gegen das dur den Minifterial-Erlap an ihn 
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gejtellte Anfinnen remonftrirt bat; 4) endlich, daß dieſes Verfahren auf viele 
Gemüter Ängftigend und drüdend eingewirkt bat, beſchließt die Berſamm— 
lung, „die Grwartung auszufprehen: der Magijtrat werde dafür Sorge 
tragen, daß das jedem Staatsbürger verfaffungsmäßig zujtebende Redt, fıh 
an den politifhen Wahlen mit voller Freiheit zu beiheiligen, auch allen 
Gommunalbeamten unverkürzt gewahrt bleibe”. 


10, April. Die vom König einberufene Kommijffon von Generalen ent- 


16. 


26. 


28. 


Icheidet fich für Beibehaltung der Zjährigen Dienftzeit und der 
jegigen Cadresſtärke. 


„ Aufhebung des 25 pCt. Steuerzuſchlags vom 1. Julid. J. ab: 


Ak Erlaß an das Staatsminifterium: „In Folge Des mir 
über die Yage des Staatshaushalts gehaltenen Vortrages will Ich genebmi- 
gen, daß dem nächſten Landtage ein Gejepentwurf wegen Forterhebung des 
Sujchlages von 25 pCt. zur Einkommen: und Klaſſenſteuer, jo wie zur 

ahl- und Schlachtſteuer vom 1. Juli diefes Jahres ab nicht vorgelegt 
werde, indem es thunlich ift, den durch den Wegfall diejes Zuſchlags emt 
ftebenden Einnabme:Ausfall theils durch Mehreinnahmen, theils durch Er: 
mäßigung ber Ausgaben einzelner Verwaltungen im Etat auszugleichen. 
Inſoweit hierbei * den Militär-Haushalt zurüdzugeben iſt, will Ich 
zwar, im Einklang mit Meinen früheren Auseſprüchen, den vorübergehend 
zuläſſigen Erfparnifien auch jegt Meine Genehmigung gern ertbeilen; in: 
deß muß Ich dabei aufs Beitimmtefte Meine früheren Erflärungen wieder: 
holen, daß im Bereiche der Militärverwaltung nothwendig jolde Einjchrän- 
fungen vermieden werden müſſen, dur weldye die Grundjäge verlegt werben 
würden, deren Feſthaltung im Intereſſe der Edylagfertigfeit und Tüchtigken 
der ae und ſomit der Eicherheit und Unabhängigfeit des Staates ge 
boten ill“. R 


„ Die balboffiziele Stern:Ztg. verkündet, daß einer allerhöd— 
jten Ordre zufolge nunmehr wirflid” dem nächſten Landtage mit 
dem Budget für 1862 zugleich aucd dasjenige für 1863 werde 
vorgelegt werden. Außerdem fei eine größere Spezialifirung der 
Einnahmen und Ausgaben beider Etats angeordnet, „da es möglich 
wird, die erforderlichen Arbeiten bis zum Zufammentritt des Yand- 
tags zu vollenden“. 


„ Wahlen „der Wahlmänner in ganz Preußen. Das Refultat 
läßt über den bevorftchenden großen Sieg der vereinigten liberalen 
Fractionen faft feinen Zweifel mehr. 


3. Mai. Die halboffizielle Sternz. bricht endlic) ihr Tanges Schweigen über 


den Ausfall der Urwahlen, fie gibt zu, daß die Partei der vorge: 
rüdten Oppofition im fünftigen Abgeordnetenhaus eine jtärfere Ver: 
tretung erhalten wird, meint aber, daß der Sieg der Fortſchritts— 
partei zum überwiegenden Theile auf Koften der Altliberalen er: 
rungen ijt, während bie confervativen Fraktionen in den Wahl: 
männersörperfchaften wohl cher eine Vermehrung ihrer Streitkräfte, 
wenn auch nicht in dem erwünſchten Grabe, aufzuweifen hätten. 
Sie bedauert den Ausfall der Wahlen und findet die Urfache in 
der Läjfigkeit der Confervativen und in „dem Zwiefpalt ber dem 
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monarchiſchen Syſtem aufrichtig ergebenen lemente oder doch in 
dem Iofen Nebeneinanderwirten der Kräfte, melde nur dur ein 
feſtes Bündniß eine fichere Stüße für das verfaflungsmäßige König: 
tbum in Preußen bilden können“. Denn fie bat „nie aufgehört, 
die Liberal-Eonftitutionellen als einen Beftandtheil der zur Abwehr 
des Demofratismus berufenen Ordnungspartei zu betrachten, und 
ift auch heute noch überzeugt, daß nicht an den altbewährten Füh— 
tern, ſondern an den jüngeren, ungezügelten Streitkräften der fi: 
beralen die Hauptjchuld liegt, wenn es troß vielfacher Bemühnngen 
gemäßigt confervativer Männer nicht gelungen ijt, ein würdiges 
Bündniß beider Parteigruppen zu erzielen, um durch vereinte Kraft 
dem Meberfluthen demokratiſcher Bejtrebungen einen Damm ent- 
gegenzuftellen”. 


6. Mai. Landtagswahlen in ganz Preußen. Das Refultat ift noch ent- 


ſchiedener als man erwartet hatte. Keiner der Minifter wird ge: 
wählt, v. d. Heydt unterliegt in Elberfeld, das ihn feit dem Be: 
ſtehen der Verfaſſung fortwährend zu feinem Bertreter gemählt 
halte; ebenjo unterliegen die Minifter v. Jagow uud Graf zur 
Lippe, die von den übrigen Miniftern allein einen Verſuch gemacht, 
fih mählen zu laffen. Die bisherigen Mitglieder der Fortfchritte- 
partei und der Fractionen Immermann und Bodum:Dolffs werden 
faft ohne Ausnahme wieder gewählt. Dagegen verliert die Fraktion 
Grabow eine Anzahl Sitze an Candidaten ber Fortfchrittspartei. 
Auch die katholiſche und die feudale Fraction gehen geſchwächt aus 
ber Wahlurne hervor. 


„ Eröffnung des Landtags, nicht dur den König in Perfon, fon: 
dern durch eine Rede des Präfidenten des Staatsminijteriums: 


„Se. Majeftät haben mir den Auftrag ertheilt, den Yandtag ber Monarchie 
in allerböchft Ihrem Namen zu eröffnen. Die Regierung bäft cs für ihre 
Pflicht, Ihre Thätigfeit in der heute beginnenden Sigungsperiode nicht län— 
ger in Anfpruch zu nehmen, als zur Erledigung ber dringenditen Ange— 
legenheiten nothwendig. Die Finanzen bed Staates geftalten ſich fort: 
Ihreitend günftiger. Zu den Koften der Heeresorganifation hat es des im 
Staatshaushaltsetat fir 1861 in Ausficht genonmenen Zuſchuſſes aus dem 
Staatsſchatze nach dem inzwifchen erfolgten Jahresabſchluſſe nicht bedurft; 
die Mebreinnahmen diefes Jahres haben den Bedarf noch lberftiegen. Des 
Königs Majeftät haben genehmigt, daß zur Erleichterung des Landes Steuer: 
zuihläge vom 1. Juli ab nicht weiter in Anfprudy genommen werden. Aus 
den Ihnen ungejiumt vorzulegenden Staatshaushbaltsetats für 1862 und 
1863 werden Sie erjeben, daß der hierdurch entjtehende Ausfall der Ein: 
nahme durch zeitweilige Einjchränfungen im Bereiche der Militärverwaltung 
durh Erjparung an Ausgaben jür Staatsjchulden und böhere Einnahmen 
vollftändig gededt wird, und daneben noch Mittel zu nüglichen Verwendun— 
gen auf allen Gebieten der Staatsverwaltung verfügbar bleiben. Die grös 
Bere Specialifirung der Einnahmen und Ausgaben in bie Staats: 
bausbaltsetats und die zeitige Vorlegung des Etats fiir 1863 werben die 
Ueberzeugung gewähren, daß die Regierung ausfühbrbaren Anträgen ber 
Sandesvertretung gern zu entfprechen bereit if. Die Ausführungsarbeiten 
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zur anderweiten Regelung ber Grundſteuer find bis zum Abjchlufie des eriten 
wichtigen Stadiums der vorläufigen Feſtſtellung des Glafjificationstarifs durch 
eine Gentralcommiffion gelangt. Wiederholte Erwägungen haben weitere 
Erjparnifie im Militärbausbalte zwar vorübergehend ausführbar er: 
feinen laſſen; ohne Verlegung der Lebensbedingungen der Heeresorgani: 
jation können dieje Beſchränkungen jedod nur jo lange ftattfinden, bis in 
der Grundfleuer eine neue Einnabmsquelle fih eröffnet. Gibt die Regie 
rung hierdurch Zeugniß, daß fie die Erledigung der in früheren Sejfionen 
erhobenen Bedenken bereitwillig anftrebt, fo ift fie auch berechtigt zu erwar— 
ten, daß bei Beurtheilung der Einrichtung unferer Armee und unferer Armee 
bedürfnifje die Rüdfichten für die, auf der ungefchmälerten Tüchtigkeit der 
Armee beruhende Unabhängigkeit und Sicherheit des BVaterlandes maßgebend 
fein werden. Die Verhandlungen über eine vertragsmäßige Regelung der 
Verfehrsverhältnifie zwifhen dem Zollvereine und ranfreih haben zu 
einer Verftändigung geführt. Die Regierung ift dabei, im Einverftändnifie 
mit den Zollverbündeten, von der Ueberzeugung geleitet, daß es nicht bios 
darauf anfomme, dem Zollverein für feine Erzeugniffe, feine Schifffahrt und 
feinen Handel die Rechte der am meiften begünftigten Nationen in rant: 
reich zu fichern, fondern daß bie Fortfchritte wirtbichaftliher Entwidelung 
und Erfenntniß es erbeiichten, den Zollvereinstarif im ganzen Sinne ber 
Verfehrsfreiheit umzugeftalten. Daß die Ausfiht auf eine ſolche Umgeital- 
tung manche Beforgniß erregen werde, war zu erwarten. Uber es iſt er- 
freulich, daß die Beſorgniſſe jchon jet einer richtigeren Erkenntniß der Bor- 
theile, welche die Erweiterung des Marktes darbietet, zu weichen beginnen. 
ehrere Zollvereinsregierungen haben ihr Einverftändniß bereits zu erkennen 
gegeben, darunter die jJähfiihe Regierung, weldhe dur den Umfang und die 
Vıelfeitigfeit des eigenen Gewerbfleißes auf die Würdigung gewerblicher In— 
terefien vorzugsweiſe hingewiejen ıft. Wir zählen darauf, daß die übrigen 
Zollvereingregterungen, inden fie dem Gefidhtspunfte der Förderung der ma- 
teriellen Intereſſen des Zollvereins treu bleiben, einem Werfe ihre Zuftim- 
mung eribeilen, weldyes der Ausgangspunkt für einen neuen Aufſchwung 
der wirtbihaftlihen Entwidelung des Vereins zu werden verjpridt. Die 
Unterhandlungen mit der dänischen Regierung haben noch zu feinem Er: 
gebnifje geführt, ihr Erfolg wird davon abhängen, ob Dänemark die Deutic- 
land gegenüber durd das Abfommen vom Jahre 1852 übernommenen Ber: 
pflichtungen zu erfüllen ſich entichließen wird. Inder Frage der deutſchen 
Bundesreform bält die Regierung an dem Standpunkte feit, welchen fie 
eingenommen. In der kurheſſiſchen Berfajjungsfrage ift es den 
unabläffigen Bemühungen der Regierung gelungen, bei faft allen deutſchen 
Regierungen endlich der Ueberzeugung Anerkennung zu verjhaffen, daß bie 
Berfajiung vom Jahre 1831, ausfchlichlih der bundeswidrigen Beſtimmun— 
en berfelben, wiederhergeftellt werden muß und Defterreih bat ſich zu bie: 
* Zwecke zu einem gemeinſamen Antrage am Bunde vereinigt, deſſen nun: 
mebrige unverweilte Annahme zu erwarten if. Das biefem Antrage birect 
entgegentretende, das Nechtsgefühl des Landes tief verlegende neue Wabl: 
verfahren wird, dem ausdrüdlihen Verlangen Preußens und dem von ber 
Bundesverfammlung an die kurfürftlihe Regierung gerichteten Erſuchen ge 
mäß, nicht zur Durbführung fommen. Daß auch die fchließlihe Entſchei— 
dung nunmehr ohne weitere Zögerung zu Gunjten der Verfafjung vom 
Sabre 1831 erfolge, dafür wird die Regierung Sorge tragen. In Bezug 
auf einen biebei eingetretenen Incidenzfall fieht die Regierung noch beftimm: 
ten Erklärungen der kurfürſtlichen Regierung entgegen und wird in jedem 
Valle die Würde Preußens zu wahren wiffen. Die organifhen Gejege, 
beren Entwürfe dem legten Landtage vorgelegt waren, werben erft während 
der im nächſten Winter zu eröffnenden Gitungsperiode des Landtages zur 
Erledigung gelangen können. Die Regierung hält feft an den principiellen 
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Onmblagen, auf welchen jene Geſetzentwürfe beruhen und wirb biefelben in 
diefem Sinne durchzuführen beftwebt fein. Die Gejepentwürfe, betreffend bie 
Minifterverantwortlichkeit und die Kreisorbnung werden ber bereits begonne- 
nen Berathung nicht entzogen. Die Regierung wird, unbeirrt dur ben 
Drang wechfelnder Parterungen, mit Ernſt und Eifer bemüht fein, die all: 
gemein befannten Grundfäge, welche der König bei Uebernahme der Regent: 
Ihaft umd ſeitdem wiederholentlih den Räthen der Krone als Richtſchnur 
für bie Verwaltung bes Landes bezeichnet, auf bem bisher betretenen Wege 
durdzuführen. Sie wird diefen Grundſätzen gemäß, wie die Rechte der 
Krone, fo auch die verfafjungsmäßigen Rechte ber Landesvertre= 
tung gewiſſenhaft wahren; fie gibt fi aber au der Hoffnung bin, daß 
Cie, meine Herren, ihr bei den zur Aufrechthaltung der Ehre und Würde 
Preußens, jo wie zur Förderung aller Zweige friedlicher Thätigkeit nöthigen 
Mafregeln patriotilehe Unterftügung nicht verfagen“. 


22, Mai. Auflöfung der Frattion Grabow, der früher minifteriellen 
Partei unter dem Minijterium Auerswald. 


Den nächſten Anlaß gibt die Frage, ob ein Einvernehmen auch mit ben 
beiden andern liberalen Fractionen zu erjtreben ſei oder ob fich dasſelbe nur 
auf die Fraction Bockum⸗Dolffs beziehen ſolle. Die letztere Anſicht verficht 
der Abg. Binde mit einigen näbern Parteigenofien, die erftere Grabow ſelbſt. 
Die Verfammlung entjcheider fih mit Mehrheit für den Antrag Graboms, 
worauf Binde die Berfammlung verläßt. Der Verſuch, die Fraction nun— 
mehr zu veconftituiren, fcheitert indeß an ber Erklärung vieler bisheriger 
Mitglieder, fich die Entſcheidung über ihren Beitritt vorerft noch vorbehalten zu 
wollen, worauf Grabow erklärt, unter biefen Umftänden die Führung ber 
graction nicht übernehmen zu können. 


3. „ Das Abg.-Haus wählt mit 276 von 288 Stimmen den Abg. 
Grabow neuerdings zu feinem Präfidenten. Rede Grabows bei 
Uebernahme des Präfidiums: 


. . . Beim Beginne meiner politiihen Laufbahn im Jahre 1840 vernahm 
ih im Vereine mit tauſend bocpbegeifterten preußifhen Männern aus kö— 
niglihem Munde die Worte: „Die Wege der Könige find thränenreich und 
thränenschwer, wenn Herz und Geift ihrer Völker ihmen nicht hülfreich zur 
Hand geben“. In diefen erhabenen Worten iſt das edle, große Prinzip ber 
Einheit von Fürjt und Volk an Haupt und Gliedern ausgefproden. Aus 
ihr entjpringt die Macht der Freiheit, die Wohlfahrt des Staates. Sie ift 
von jeher das fchönfte Erbtheil des hoben Regentenhaujes der Hohenzollern, 
das berrlichfte Kleinod des durch feine Wahrhaftigkeit groß in der Geſchichte 
daftehenden preußifchen Volles geweſen. Und diefe Einheit wollen wir, bes 
Volles Bertreter, uns nie verfümmgern laſſen. Sie wollen wir feſthalten in 
der Treue gegen den erhabenen ge unjeres Königtbums im innigften 
Verbande mit der Treue gegen das Volk; fie joll uns heilig und unantaft- 
bar halten helfen die verfafiungsmäßigen Rechte der Krone und treu be= 
wahren helfen bie befchiworenen Rechte des Volkes; fie "vernichtet den in ben 
legten Monaten in das verfajjungstreue preußiſche Bolt hineingefchleuberten 
Wahlruf: „ob Königthum, ob Parlament“. (Lebhafter Beifall.) Sie ver— 
einigt und Alle beim Antritt meines Amtes zu der Erwiberung: nur ba® 
verfafjungsmäßige Königtfum mit feinem verfafjungstreuen Abgeorbneten« 
hauſe (Beifall) und zu dem begeifterten Rufe: „Hoc lebe Se. Majeftät ber 
König Wilhelm I. und das ganze erhabene Haus der Hohenzollern, hoch und 
——— Die Berfammlung flimmt dreimal enthuſiaſtiſch in das 
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26. Mai. Der Finangminifter legt dem Abg.Haufe die Etats für 1862 
und 1863 und den Handelsvertrag mit Franfrei vor. 

„. .. Was nun den Etat pro 1862 anbelangt, jo ergibt fi, daß das in dem 
früher vorgelegenen Etat auf die Höhe von 5,039,358 Thlr. augenommene 
Deficit ih auf 3,385,000 Thlr., alſo um 1,654,358 Ihlr. vermindert bat 
Abgejeben von einigen geringeren Einnahme-Erhöhungen und Ausgabe-Et— 
mäßigungen ijt dieſes Nefultat bauptjächlich dadurch erzielt worden, daß bei 
der Miilitärverwaltung eine Summe von 831,000 Thlr. weniger erfordert 
wird und daß von dem Zuſchuß, der dem Gifenbabnionds gewährt wird, 
welcher Zufhuß bisher 1% Millionen betrug, 500,000 Thlr. abgejegt find... 
Zur Dedung des Deficits pr. 1862 auf Höhe von 3,385,000 Thlr. würden 
die Ueberſchüſſe des Jahres 1860, welche 3,867,000 Thir. betragen, und die 
auch nach dem vorigen Etat dazu beflimmt waren, ben Ausfall zu deden, 

mebr als binreihen, wenn auch die Einnahmen in Wirftichfeit ſich nict 
böber jtellen follten, als in dem Gtat angenommen iſt. Nach den Ergeb: 
niffen der eriten 4 Monate diejes Jahres darf aber gehoſſt werden, dag ein 
erheblich geringerer Zuſchuß erforderlich fein wird. Was jodann den Staates: 
bausbhaltsctat pro 1863 betrifft, fo unterſcheidet ſich dieſer Etat von den 
früheren eimmal darin, daß, abgefehen von dem wegfallenden Steuerzuichlage 
‚nur bei wenigen Verwaltungen Ginnabme:Ausfälle, und zwar nur in gt 
ringem Betrage nachzuweiſen gewejen find, und ferner darin, daß eine er: 
hebliche Ermäßigung der Ausgaben einzelner Verwaltungen fattgefunden 
bat. Ad bewerfe dabei, daß bei den Ausgabe:Erjparnijien eine Summe 
von 1,116,000 Thlr. auf den Gtat der Militärs-Berwaltung füllt, der, in 
Verbindung mit der Summe von 831,000 Thlr. die ich vorher nannte bei 
dem Etat von 1862, um zuſammen 1,947,000 Thlr. vermindert worden if, 
allerdings nur vorübergehend“, 

28-30. Mai. Berathungen der Ndrefjecommiffion des Abg.-Hauſes. 
Es liegen derfelben zwei Entwürfe vor, der eine vom Abg. Tweften 
(Fortihrittspartei), der andere vom Abg. Sybel (Fraction Bodum: 
Dolffs). Der eritere wird den Berathungen zu Grunde gelegt. 
Die Minifter erflären die Auffaffung ihrer Wahlerlaſſe für ein 
Mifverftändniß und fprehen ihre Freude barüber aus, daß bie: 
jenige „bemocratifhe” Partei, die fie darin eigentlid im Auge ge: 
habt, in der Kammer gar nicht vertreten fei. Der Abg. Spbel 
befürwortet die Erwähnung Kurheſſens nad feinem Entwurfe. Der 
Regierungscommiffär gibt darüber eine Erklärung ab, die die Com: 
miffion nicht befriedigt und eine längere Grörterung bervorruft, 
worauf Sybel den betreffenden Paſſus feines Entwurfs zurüdziebt, 
weil das darin enthaltene wenn auch jchwace VBertrauensvotum 
nicht mehr begründet erſcheine. Nach einer Raufe legt er eine an— 
bere Faſſung des Paffus vor; die Commiffion beſchließt jedoch mit 
13 gegen I Stimmen, Kurbefien in der Adreſſe gar nicht zu er- 
wähnen und nimmt jchlieglib den Entwurf von Qweften mit 20 
gegen 1 Stimme vollftändig an. 


2—6. Juni. Dreitägige Debatte des Abg.:Haufes über die an die 
Krone zu erlaffende Adreſſe. Das Haus befchlieft zuerft mit 
großer Mehrbeit eine Adreſſe zu erlafien; dagegen ftimmen bie 
polnifche, die katholiſche und die feudale Fraction. Darauf und 
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vor Beginn der eigentlichen Adreßdebatte gibt ber Finanzminifter 
v. d. Heydt folgende Erklärung ab: 


„Das Staatsminifterium bat fich bei der Discufjion über die Vorfrage, 
ob eine Adrejie zu befchließen jei oder nicht, einer Betheiligung enthalten zu 
jolfen geglaubt. Es fann dem Etaatsminifterium nur willflommen fein, 
wenn das bobe Haus fich gedrungen fühlt, in einer Adrefje an des Königs 
Majejtät den Gefühlen der Ehrfurcht und der Treue Ausdruck zu geben. 
Ob der von der Commiſſion vorgeſchlagene Entwurf oder ob die heute im 
Wege der Amendements eingebrachten Entwürfe diefem Zwede entſprechen, 
wird das hohe Haus zu erwägen haben. Der Gommifjions:Entwurf gedenft 
weder des Allerhöchſten Erlafies vom 19. März c. no der bei Eröffnung 
ber Seſſion im Allerhöchſten Auftrage verlefenen Thronrede. Er findet fein 
Wort für die huldvollen Kundgebungen Sr. Majeftät des Königs. Bei ber 
Darlegung der Lage des Landes gibt er weder für die unverkennbaren Erz 
folge unjerer auswärtigen Politik, noch für das durch die offenfundigften 
Thatjachen beftätigte Wachfen der öffentlichen Wohlfahrt ein Intereſſe zu er: 
fennen. Ob ein folhes Schweigen mit dem Zwecke der Abdrejje überein: 
ftimme, fann das Staatsminifterium nur der unbefangenen Erwägung des 
beben Haufes anheimgeben. 

„Das Staateminijterium muß fih beim Beginn‘ der Debatte vorzugsweiſe 
gegen die Annahme verwahren, daß feinerfeits irgendwo die in dem Com— 
mifftonsentwurf befämpfte Unterftellung gemacht ſei, als ob ein großer Theil 
ber Bolfsvertretung und der —— Wähler ſich feindliche Ein— 
griffe in bie Rechte der Krone ſchuldig und anarchiſcher Umſturzge— 
lüfte verdächtig gemacht babe. Aus keinem Afte der Etaatsregierung ift eine 
ſolche Beihuldigung zu entnehmen. Allerdings hat das Etaatsminifterium 
es als jeine unerläßliche Pflicht erkannt, die Mechte der Krone mit Ent: 
ſchiedenheit zu wahren, und nicht zugegeben, daß der Kraft des königlichen 
Regiments, auf welcher Preußens Größe und Wohlfahrt wie Preußens Zu: 
funft berubt, zu Gunften einer fog. parlamentarifhen Regierung 
Abbruch geſchehe. Das Staatsminifterium bat fih in diefem Aunfte in 
offenen Gegenjag geftellt gegen jede Partei, deren Beftrebungen auf die Ber: 
legung des Schwerpunktes der Staatsgewalt in die Volfsvertretung gerichtet 
find. Auch hierin befindet fih das Minijterium feiner gewiſſenhaften Weber: 
zeugung nad im vollen Einflange mit der Verfaſſung. Es hat fich ber 
Erkenntniß nicht verfchliehen dürfen, daß die Erweiterung des Einflufjes und 
der Madıt eines Factors der Geſetzgebung nicht erftrebt, der Schwerpunkt 
des Regiments nicht verſchoben werden kann, ohne zugleich jede fegensreiche 
Wirkung der Verfaſſung in Frage zu ftellen. Nach der Weberzeugung des 
Staatsminifteriums legt die Verfaſſung jedem Factor der Gefeßgebung bie 
Berpflihtung auf, nicht durch den rüdfichtsiofen Gebrauch feiner bejonderen 
Rechte die Grundbedingungen des preußiſchen Staatslebens zu gefährden. 
An dieje Wahrheit hat das Staatsminifterium erinnert, indem es der Ent— 
widlung eines parlamentarifchen Negiments die ungeſchwächte Erhaltung bes 
königlichen Regiments gegenübergeftellt hat. Gegen die Mißdeutung, daß 
hiermit eim nicht verfafjungsmäßiger Gegenſatz zwifhen „Königthum und 
Parlament“ aufgejtellt worden jei, muß ih das Staatsminifterium entſchie⸗ 
den verwahren. In dem verfaſſungsmäßigen Preußen gibt es kein König: 
thum ohne Landesvertretung, aber auch feine Landesvertretung ohne König: 
thum. 

— Staatsminifterium bat im Bewußtſein voller Loyalität und Ber: 

fafjungstreue gehandelt, als es nach der berechtigten Entichliegung bes erha= 

benen Trägers der Krone die Leitung ber Sehhäfte in einem Zeitpumfte 

übernahm, wo unverkennbar eine nicht gewöhnliche Erregung der Gemüther 

berrfchte, wo namentlih im Drange nach rafchen Erfolgen die politischen 
10* 
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— theils in der Zerſetzung, theils in der Umbildung, theils in 
aum begonnenen Entfaltung begriffen waren. Augeſichts dieſer Zuſt 
mußte das Miniſterium ſeinen Beruf in der Dahn an bie ar 
von der jeweiligen Parteigeftaltung unabhängigen, unwandelbaren Aufg 
jeber preußifchen Regierung erbliden. Es konnte nicht gewillt fein, Die 
fung diefer Aufgaben von dem ferneren Verlaufe der Entwidelung ber | 
tifchen Parteien abhängig zu machen, und mußte deshalb nur um jo n 
die Nothwendigkeit erkennen, die Einheit und energiide Zufamm 
faffung des ganzen Berwaltungs-Organismus, für d 
fräftige und heilbringende Action das Winijterium die VBerantwortiid 
trägt, gegen ein zuträgliches Eingehen auf regierungsfeindlihe Wahlagite 
nen fiber zu ftellen. Die Staatsregierung weift mit aller Eutſchieden 
den Vorwurf zurüd, ben erhabenen Namen Sr. Majeftät des Königs 
ungebörige Weife in den Streit ber Parteien gezogen zu baben. Sie 
nur die Pflicht erfüllt, dem Lande die Entihließungen Sr. Majeflät f 
u thun und einer das zuläffige Maß überfchreitenden Verwickelung ber 
Tier Drgane ber füniglihen Erecutive in die Agitationen der Partı 


‚vorbeugen zu wollen. Die freie Ausübung des Wahlrehts ift den Beam 


nicht verfümmert worben, 

„Das Staatsminifterium iſt fih der Verpflihtung bewußt, dem Ya 
den Segen einer gerechten, tbatfräftigen und wobhlwollenden Verwaltung, 
von jeder tendenziöfen Hemmung der freien Entwidelung geijtiger und 1 
terieller Anterefjen zu erhalten. Es wird daher, den Allerhöhiten Inten 
nen gemäß, in freifinniger aber befonnener Weife die weitere Dur 
führung der — zu fördern und die Schwierigleiten, mei 
auf diefem Wege liegen, mit Rube und Feſtigkeit zu überwinden haben. 
wird bie aettollenakmikisen Nechte der Krone pflidigemäß wahren, 
Rechte beider Kactoren der Landesvertretung mit Loyalität und Gemifjenb 
tigkeit achten und jede eintretende Differenz im Geijte gemeinfamer Hin 
bung für Thron und Vaterland zu fchlichten ſich angelegen fein laſſen, 
der unerläßlichen Vorausfegung, auch bei der Landesvertretung gleicher ( 
finnung zu begegnen. 

„Das war der Standpunft der gegenwärtigen Regierung, als fie bie £ 
tung der Geſchäfte übernahm. In dieſem Geijte ift der Landtag berui 
und eröffnet worden. In diefem Geiſte wird die Staatsregierung ihre A 
gabe ferner zu löſen trachten, unbeirrt durch die einfeitigen Beftrebungen ! 
Parteien, wie durch die falſche Auffafjung ihres Standpunftes und ihl 

andlungen. Redlich bemüht, diefe zu berichtigen und jene zu befämpf 

ält das Staatsminijterium an der Hoffnung feft, zum Heil des Vaterla 
des das Vertrauen zu rechtfertigen, durd welches basfelbe in entjcheident 
Stunde berufen worden ift“. 


Bei der nun folgenden Adreßdebatte liegen dem Haufe der A 
trag der Commiſſion (Entwurf von Qweften) und bie Gegenen 
würfe v. Binde und von Sybel, ſowie zwei Amendements vi 
Reihenfperger und von Bresgen vor. Das Refultat der Debut 
ift, daß der ©egenentwurf von Binde und das Amendement ve 
Neichenfperger verworfen und dagegen der von der Commiſſion & 
antragte Entwurf mit dem Amendement von Bresgen, fo wie mit beı 
Zufagantrag Sybels bezüglich Kurbeffen (diefer mit 253 gegen 5 
Stimmen) und zwar ſchließlich der jo modificirte Entwurf im Ganze 
mit 219 gegen 1041 Stimme (von der äußerjten Linken, ber Rechte 
und der Fraction QVinde) angenommen wird. Die Adreſſe lautet 

„Im Beginne unferer Verhandlungen legt uns bie unverbrüchliche Treu 
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gegen bie Krone und bas dringende Verlangen bes Volkes die Pflicht auf, 
Ew. Majeftät unfere Neberzeugung über dDiegegenwärtige Lage 
bes Landes ebenjo mit loyalem Freimuth wie in tieffter Ehrfurcht bars 
zulegen. Bor Allem fühlen wir uns gedrungen, auszufprechen, daß inmitten 
der Bewegung ber legten Monate die Ehrfurdht und bie Treue gegen bie 
Monarchie als unerfchütterlihe Grundlage aller Beitrebungen bes Volkes 
feftiteht, und dak in der Tiefe und Wärme biefes Gefühls Feine Klaffe ber 
Sevölferung, Feine Provinz, feine ber großen politifchen Parteien binter ber 
andern zurudbleibt. Das preußifche Volt weiß fih Eins mit feinem Kö: 
nige, e8 will fih Eine mit ihm wiffen für alle Zeit. 

„Nachdem die Militärvorlagen und eine gewiffe Unficherheit Über die fünf: 
tige Richtung der preußifchen Politit die Gemüther lange befchäftigt hatten, 
erjolgte die Auflöfung des Haufes der Abgeorbneten und die Umgeftaltung 
des Miniſteriums unter Umſtänden, welche das Land über die fachlichen 
Gründe ber Krifis umbelehrt ließen; es folgten die Wahlerlaffe des neuen 
Minifteriums und anderer Behörden, wodurch nicht nur ben Beamten bie 
freie Betheiligung an der Wahlbewegung verfürzt und an manden Stellen 
auf das Wahlrecht der Übrigen Staatsbürger ein nicht gefeglicher Drud ge: 
übt, fondern auch der geheiligte Name Ew. Majeftät in ben Streit ber Bar: 
teien bineingezogen und ein nicht verfafjungsmäßiger Gegenfag zwiſchen 
Königthum und Parlament aufgeftellt wurde. Die mehrfach gemachte Unter: 
ftelung, als ob ein großer Theil der Bolfsvertretung und mit ihr ber prew: 
Fischen Wähler fich feindlicher Gingriffe in die Rechte der Krone ſchuldig 
machen könnte, verfennt den tief monardifchen Grundzug ber Nation, in 
welhem das Königthum feine ftarfen Wurzeln treibt; fie widerftrebt bem 
Rechts- und Wahrheitsgefühle des Volkes, welches nicht anarchiſcher Um: 
ſturzgelũſte verdächtig gemacht zu werben verdient. Ew. k. Maj. bitten wir 
untertbänigft, feinen Widerſpruch finden zu wollen zwifchen der begeifterten 
Siebe, welche das ganze Land Ew. Majeftät jederzeit entgegengetragen bat, 
und zwifchen einem Ergebnik der Wahlen, weldes unzweifelhaft gegen eins 
in Anſchauungen und Mafregeln der königlichen Staatsregierung ges 
richtet war. 

„Es beiteht feine gefahrdrohende Aufregung ber Gemüther. Das preus 
Bifhe Volk bat ſich nicht verändert. Es vereinigt mit der alten Hingebung 
an den Thron eine fefte und befonmene Anhänglichkeit an fein verfafjungs: 
mäßiges Recht. Es erfehnt im Innern den Erlaß ber zum Ausbau uns 
ferer Berfaffung, zur Begründung eimer jelbfländigen Gemeinde und Kreis: 
Berwaltung und zur höheren Entwidelung der Volkskraft nothwendigen Ge: 
ehe, die Zurüdführung der Gefammtjteuerlaft auf ein der Stenerfraft ent: 
Iprehendes Maaß, die Sicherung des Staats und der Schule gegen Fird: 
liche Uebernriffe, die verfaffungsmäßige Befeitigung des Widerftanbes, wels 
hen bisher ein Faktor der Gejekgebung diefem Verlangen entgegengeftellt 
bat. Es erfehnt nah Außen eine fräftige und vormwärtsichreitende Polttik, 
welche Ew. Majeftät erhebende Erklärung vom 9. November 1858: „Die 
Belt muß wiffen, daß Preußen überall bereit ift das Net 
zu ſchützen“, in vollem Umfange verwirklicht; es begehrt alfo in Wieder: 
holung feiner früher ausgeſprochenen Ueberzeugung, daß mit allen Mitteln 
auf die Herfiellung des verfaffungsmäßigen Nedytszuftandes in Kurheſſen, 
insbefondere auf eine fofortige Berufung der heſſiſchen Bolfsvertretung auf 
Grund der Verfaſſung vom 5. Januar 1831, der in den Jahren 1848 und 
4849 dazu gegebenen Erläuterungen und daran vorgenommenen Abänbe- 
rungen, und bes Wahlgefehes vom 5. April 1849 Hingewirtt — daß damit 
unfer eigener Rechtszuftand gefichert und bie Ehre und die Intereſſen Preu⸗ 
bens als europäifcher Großmacht gewahrt werben. 

„Weit entfernt in eine Prärogative der Krone einzugreifen, glauben wir 
dieſe Krone nur zu fügen und zu flärten, indem mir Gm. Majeftät In 
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tieffter Ehrfurcht die Neberzeugung ausiprehen, baß feine Regierung, welde 
in diefen Punkten den Bedürfniſſen dev Nation widerftrebt, die untrenn- 
baren Interefien der Krone und des Landes zu fürbern im Stande ſein 
würde, zumal die Machtſtellung Preußens in Deutichland und ın 
Europa vorzugsweife auf moralifcher Energie, alfo auf ber bingebenden Be- 
geifterung des Volkes beruht. In dem Bewußtjein, dab nur auf biefem 
Wege eine wahrhaft fonfervative und monarchiſche Politik durchgeführt wer: 
ben Fann, richten wir au das väterlihe Herz Ew. Majeftät die ehrfurchte 
volle Bitte, duch bochſinnige Gewährung der nationalen Wünſche 
Ihrem getreuen Bolfe den innern Frieden zu fihern und in der vollen fi 
nigfelt von Regierung und Volt Ew. Majeftät erbabenem Haufe wie dem 
Baterlande neuen Glanz und eine größere Zukunft zu bereiten“. 


7. Juni. Antwort des Königs auf die Adreſſe des Abgeordnetenhauſes 


25. 


26. 


0 babe die mir joeben ausgedrückten Berfiherungen der Treue und 
loyalen Ergebenbeit gerne entgegengenommen. Indem ich wiederholt aus. 
ſpreche, daß ich unverändert auf dem Boden der befhworenen Berfafiung 
ftebe, jowie auf dein meines Programms vom November 1858, und bat ic 
mid dabei in voller Webereinfiimmung mit meinem Minifterium befinde, 
knüpfe ich hieran dic fefte Erwartung, Ihre ausgefprodenen Gefinnungen 
durch die That bewährt zu feben, und da Sie einen Sap meines Programms 
von 1858 herausgehoben baben, jo wollen Sie fih daſſelbe Zeile für Zeile 
einprägen, basınm werden Sie meine Gefinnungen recht erkennen“. 

Nah Ertheilung biefer Antwort an bie Deputation des Abe.: 


Haufes zieht fih der König ziemlich ungnädig fofort zurüd. 
Das Herrenhaus erflärt fi für die Continuität feiner Sigungen. 


„ Das Abg.:Haus wählt wiederum Grabow zu feinen definitiven 
Präfidenten für die ganze Seffion, Behrend und Bockum-Dolffs zu 
Bicepräfidenten und genehmigt nach längerer Debatte faft einſtim— 
mig die mit Coburg-Gotha, Waldeck und Sachſen-Altenburg abge: 
ſchloſſenen Militärconventionen. 

Mehrere Redner heben beſonders hervor, daß in diefen Gonventionen bie 

zweijährige Dieuftzeit feſtgeſetzt ſei: nach diefem Vorgange ſei e8 unmöglich, 
in der preußifchen Armee den Zjährigen Dienft gegen den Willen ber Yan: 
desvertretung länger aufrecht zu erhalten. 
„ Der König empfängt den General v. Barbeleben und nimmt 
ein Handjchreiben des Kurfürften von Heffen entgegen, welcher ben 
König von der Wiederherftellung der Verfaſſung von 1831 „nad 
ben von Allerhöchſtdemſelben in wohlwollendſter Abſicht ertbeilten 
Rathſchlägen“ unterrichtet. Die Preuß. Genugthuungsfrage wird 
dadurch und durch die inzwifchen eingetretene Entlaffung des früheren 
Kurheſſiſchen Minifteriums als erledigt angefehen und die Marſch— 
bereitfchaft der beiden Armeecorps aufgehoben (f. Deutichland). 


„ Der Geh. Rath Winter wird von der commifjarifhen Ber: 
waltung des Polizeipräfidiums von Berlin entbunden und die inte: 
rimiftifhe Derwaltung biefes Amtes dem Landrath v. Bernuth 
übertragen. 


4. Juli. ine Depefche des Grafen Bernftorfj an ben preußiſchen Ge— 
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fandten in Turin fpricht die Geneigtheit Preußens aus, das König: 
reich Italien anzuerkennen, 

15. Juli. Der Kriegsminifter legt dem Abg. = Haufe einen Geſetzesentwurf 
betreffend die außerorbentlichen Bedürfniſſe der Marineverwaltung 
für 1862 ver. 

Der Entwurf verlangt, daß aufer den bereits im Etat für die Marine 
ausgelekten Summen ertraordinär für 1862 die Summe an 1,400,000 Thlrn. 
bewilligt werde und zwar 220,000 Thlr. zur Fortfegung begonnener Schiffs— 
bauten, 200,000 zum Bau von Nebungsjchiffen, 600,000 als erſte Rate 
sum Ban von 3 Panzerbooten und 380,000 als erfte Rate zu Anlegung 
eines Kriegs» Hafens auf der Inſel Rügen. Die Gelder follen vorerft aus 
dem Staatsihage entnommen werden. Der Kriegsminifter bemerkt 
dazu: „Es ſei ein altes und woblbegründetes Verlangen ber Volfsvertretung, 
daß ihr ein Gründungeplan für die preußiiche Marine vorgelegt werbe. 
Die Regierung befchäftige fich jeit mehreren Jahren mit einem ſolchen Plane, 
und bderfelbe war auch bereits vollendet, als die bekannten merkwürdigen 
Veränderungen im Schiffbau eintraten. In Folge berfelben mußte der 
Plan Modificationen unterworfen werben, jo daß die Regierung außer 
Stande fei ihn ſchon jet vorzulegen, da die technijchen Fragen noch nicht 
zum Abſchluß gefommen ſeien. Es feien inde Schritte dringend noth— 
wendig, um die Erweiterung ber Marine vorzubereiten; bie Lage Europa’s 
fei der Art, daß der Zeitverluft eines Jahres fchwer wiege, Es könne 
deshalb nicht jo lange gewartet werben, bis die technifche frage ganz ab: 
geichloffen jei. Man müjle denjenigen Bedürfnifien genügen, welde unter 
allen Umftänden vorhanden feien. Indeß begänne fich die technijche Frage 
zu klären, und die Negierung benfe bereits in der Winter: Sejfion mit 
einem Gründungsplan bervortreten zu fünnen.“ 

Das Haus befchlieft, die Vorlage einer eigenen Marine = Com: 
mifften von 12 Mitgliedern zu übermweifen. — An eine Inter: 
pellation, betreffend Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit knüpft 
fh eine eimläßlihe Converfation des Haufes über dieſe Frage. 
Cine Reihe von Rednern ſpricht fi fehr entjchieden gegen bie 
Militärgerichtsbarkeit aus, die dagegen vom Juſtizminiſter und 
vom Kriegsminifter eifrig in Schuß genommen wird. 

18. „ Das Abg.: Haus verwirft mit großer Majorität den Antrag 
Waldecks und der äußerjten Linfen, das Budget für 1863 vorerſt 
niht in Betracht zu ziehen. 

D., Preußen lehnt das Verlangen Oeſterreichs, mit feinem Geſammt— 
ftaate in den Zollverein einzutreten, ab (ſ. Deutfchland). 

4, „ Preußen anerkennt das Königreich Jtalien. 

Depefche des Grafen Bernftorff: „Wir nehmen mit Befriedigung 
At von den Erflärungen der Regierung des Königs Bictor Emanuel in 
Betreff Venetiens ſowohl als Noms. Seine Maj. der König, unjer aller: 
gnädigjter Herr, bat nad Empfang dieſer ausdrüdlichen Zuficherungen von 
Seiten des Turiner Gabinets beſchloſſen, den Titel „König von Stalien“ 
anzuerkennen. Bei diefer Entſchließung fommt es uns jedbod darauf an, 
daß unfere Anerkennung nicht in umrichtigem Sinne ausgelegt werde, Die 
Fönigliche Regierung bat zu feiner Zeit ihre Anfichten über bie — 
verhehlt, welche ſich in der Halbinſel zugetragen haben. Die Anerken— 
nung des Zuſtandes, welcher daraus ee ift, würde baber 
nicht für eine Garantie bdesfelben gelten und eben fo wenig eine nad: 
trägliche Sanction der Politik im fich begreifen können, welche von bem 
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Zuriner Gabinette befolgt worben ift. Rod weniger find wir gemeint, 
Fragen, welche Dritte betreffen, zu präjubiciren unb auf eine völlige Frei— 
heit der Würdigung in Betreff von Eventualitäten zu verzichten, melde 
die gegenwärtige Lage der Dinge mobificiren könnten. Wenn ich mich im 
einem fo wichtigen Wugenblide für verpflichtet halte, nicht ben mindeſten 
Zweifel über den Sinn beftehen zu laſſen, in welchem wir ben Titel eines 
Königs von Ztalien anzuerkennen gemeint find, fo fpricht doch ber Aft ver 
Anerkennung felbft Taut genug, um bie Theilnahme zu bezeugen, welde 
wir Italien und der Befefligung einer — Ordnung der Dinge 
in feinem Innern, wie der Entwidelung feiner Macht und Unabhängigkeit 
nad) Außen widmen. Möge dieſes hervorftehende Zeugniß unferer wobl- 
wollenden Gefinnungen zu einer ergiebigen Quelle glüdlicder Rejultate für 
unfere gegenfeitigen Beziehungen werben.“ 


22. Zuli. AXbg.: Haus: Antwort des Minifters des Auswärtigen auf 


eine Anterpellation des Abg. Neichenfperger (kath. Fraction) be: 
züglich der Anerkennung Italiens: 

„Was bie Fragen bes Herrn Anterpellanten betrifit, jo will ih zumädit 
in Bezug auf das Rationalitätsprinzip jagen, daß wir biefes durch dieſe 
Anerkennung nicht anerkennen. Wir werben bemjelben immer eine gewiſſe 
Rechnung tragen, aber es unbebingt anzuerkennen ift durchaus nicht unſere 
Adfiht. Die vollendete Thatſache ift anerfannt worden und weiter nichte. 
Daß dieſe Thatfache aber vollendet ift, fcheint mir ganz klar zu fein. 
Weitere Conſequenzen baraus zu ziehen, ift nicht angemeſſen, und bas 
Königreich Italien ift alfo nur ſoweit anerkannt, als es jegt beſteht, und 
etwaige Gonfequenzen, bie fih daran knüpfen laffen, erkennen wir nich 
anz wir haben im Gegentheil beftimmte Vorbehalte ur eingelegt. ... . 
Mebrigens glaube ih nicht, auf die ftaatsrechtliche Debuction des Herrn 
Anterpellanten weiter eingehen und bie Anerfennung bier noch befondere 
rechtfertigen zu follen. Wir glauben, baß es im nterefie Preußens war, 
bies zu thun, um im guten Beziehungen zu einem großen und mächtigen 
Lande zu ftehen wie Italien if. Wir haben barin nicht mehr getban als 
alle anderen großen Mächte Europa’s, mit Ausnahme derjenigen, welche 
befonbere dynaſtiſche Interefien haben, e8 nicht zu tbun. Was übrigens 
bie Empfindungen und bas Gewiflen ber Fatbolifchen Untertbanen Er. Majeftät 
betrifft, jo glaube ih, daß fie nicht empfindlicher zu fein brauchen als alle 
anderen Katholifen Europa's. Die Anerkennung durch katholiſche Mächte, 
und zwar durch viel Fatholijhere Mächte als Preußen, ift vorangegangen. 
Die Anerkennung ift mit Ausnahme von drei fatholifhen Mächten, welche 
dynaſtiſche Interefien hatten, erfolgt. Frankreich, Belgien, Portugal, wie 
gefagt, alle Fatholiihen Mächte, mit Ausnahme von Oeſterreich und nod 
zwei anderen, haben Stalien anerfannt. Was mun bie Anfprüche des 
Königreihs Italien auf Rom und Benetien betrifft, fo mögen fie theoretiſch 
beftehen, aber durch die Erflärungen, welde die Turiner Regierung abge: 
eben bat, hat fie ausdrücklich ausgefprodhen, daß fie nicht anders als auf 
Frieblichen Wege und durdy friedliche Mittel diefelben amftreben wird; ob 
e8 ihr gelingen wird, das wird bie Gefchichte zeigen. Webrigens find alle 
Rechte Dritter bei ber Anerkennung volllommen gewahrt, und wir haben 
durch diefe Anerkennung nichts gethban, was ihre Rechte in irgend einer 
Weije für die Zukunft präjubicirte.* 


23.—25. Juli. Dreitägige Debatte des Abg.-Hauſes über ben Handels” 


vertrag mit Frankreich). 

Nah Eröffnung ber Debatte trägt zumähft ber Berichterſtatter 
Michaelis Namens ber Commiffion auf Genehmigung aller 3 Verträge 
AN: „.. . Nach ber Gründung bes Zollvereins trat eine Zeit bed Schwan: 
tens ein, wie man fie zu jener Zeit im ber Gefehgebung Preußens über: 
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baupt erlebt babe; im Jahr 1849 traten bie erften ſchutzzöllneriſchen An: 
träge bervor. Preußen babe feit @rmenerung dee Zollverelne häufig Ans 
träge auf Herabfegung des Schutzzolles gemacht, es fei weiter gegangen als 
der gegemvärtige Hanbelsvertrag, allein es fei damit nicht durchgedrungen. 
Das Haus zäble brei Männer zu Mitgliedern, welde die Finanzpolitik 
Preußens zu den verjciedenften Zeiten geleitet hätten: die Abgeordneten 
für Elberfeld, Solingen und Königsberg; alle drei ſeien in ber freien 
Richtung diefer Volitit eins geweſen; und daß die Stadt Elberfeld ben 
verdienten Kühne gewählt, das ſei ihm ein Zeichen, daß biefe Richtung 
au im Bolfe wurzele (Beifall). Der Hanbelsvertrag mit Franfreich habe 
zuerft die Gelegenheit gegeben, die Tarifreform durchzuführen, und eröffne 
zugleich ben ft eines großen Nachbarlandes. Der Bertrag ſei ein 
Gompromig ſchutzzöllneriſcher Anterefien mit freihändlerifchen Forderungen; 
er ſei der erfte Schritt zur Herftellung ber Gerechtigkeit. Darum bitte er 
um offene und freie Beurtbeilung, damit die Discuffion zum Wohle bes 
Baterlandes ende. Man fordere von den Anbuftriellen, welde an ben 
Schutz gebunden jeien, keine Beſchlüſſe wie die ber berühmten Nacht des 
4. Auguft (Beifall). Der Bertrag errichte Feine Scheibewand gegen Defter: 
reih ; es wäre Defterreihs Sache, wenn es jeinerfeits eine eidewanb 
errihten wollte. In der ibm vorliegenden Depeſche erkläre Defterreih, baß 
es im öſterreichiſchen Intereſſe Opfer bringen müffe, weiterhin aber träten 
biefe Opſer auf als dem bertjch = öfterreichifchen Zollverband gebrachte. Die 
ganze Bedeutung des Planes ſei nicht bie einer Zolleinigung, fondern bie 
Abbängigmahung jeder Aenderung bes Zolltarifs von ber Zuftimmung ber 
öfterreichifchen Reglerung, ja von einer Landesvertretung, in weldyer Nicht: 
deutſche die Mehrheit haben. Preußen fei burch feine Lage und feine Ge: 
ſchichte auf eine liberale Handelspolitif bingewiefen; Defterreih nicht. Man 
müfje jih wundern, wie Defterreich ben Muth gehabt habe, Preußen ber: 
artiges anzubieten: es babe gewiß jelbft nicht an einen Erfolg geglaubt. 
Alfo entweder jei es eine Drobung, um Preußen matt zu macen, ober 
ein Berſuch, den Zollverein zu ſprengen und Sübdeutfchland an Defterreidh 
zu binden. Möge die Abficht die eine oder die andere fein, Preußen bürfe 
nur Eine Antwort haben: „Wir bleiben bei dem PBertrage, ben wir ge: 
ſchloſſen haben, und wir hoffen ihn mit unferem guten Rechte und unferer 
guten nationalen Stellung auch durchzuführen“ (Beifall). In dieſem Sinne 
möge die gegenwärtige Berhandlung vor fich geben; es werde bier ein Werk 
beichlofien , welches für ganz Deutfchland wirken folle. Zu biefer ächt 
deutſchen That Preußens möne das Haus ein Votum abgeben, an welchem 
nicht gebeutelt werden könne. Bon mehreren Seiten babe man Bebingungen 
an die Genebmigung des Vertrages gefnüpft, welche mit bemfelben gar 
nicht in Verbindung ſtänden. Mit einer Meform unferer Geſetzgebung 
+ 8. fiche der Bertrag nur in foweit in Verbindung, als er dazu einen 
käftigen Anſtoß Er werde (Bravo), Das Botum des Hanfes folle auch 
für das übrige Deutichland wirken, es müſſe deshalb ein unzweideutiges 
fein, damit fi nicht eine Agitation daran fnüpfe, und fo bitte er um 
Genehmigung des Vertrages ohne Abänderung, ohne Phrafe. Nachdem 
der Referent geſchloſſen, erjucht auch der Minifter des Auswärtigen Graf 
Bernftorff das Haus um möglihft einjtimmige Annahme der Berträge, 
indem er bemfelben zugleich mittbeilt, daß bie Ya in einer geftern 
in Wien üÜberreichten Note den Antrag Defterreihs auf Eintritt in ben 
Zollverein abgelehnt habe und zugleich erflärt, daß, wenn von politifchen 
Conceſſionen geiproden werde, welde angeblih an Franfreich bei Abſchluß 
der Berträge gemacht worben jein follen, burdaus feine politifhen Motive 
babei Teitenb gewejen feien, fondern rein materielle und handelspolitiſche. — 
Am Schluß der ganzen Debatte ergreift ber Referent Michgelie nochmals 
das Wort: „Wir fieben am Schluß einer breitägigen lebendigen Debatte, 
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und bie Abitimmung, im welche wir eintreten, bildet, ba ber andere Factor 
ber Gefeßgebung vorausfichtlic bald den gleichen Beihluß faflen wird, für 
Preußen den Schlußitein eines. durch lange Monate und unfägliche Schwierig: 
feiten mühſam bindurchgeführten Bertragswerfes. Wir fönnen mit Be 
friedigung auf die Debatte zurüdbliden. Die Gegenfäge ber Provinzen, 
der Interefien und der Prinzipien baben fchließlidh in dem Standpunkte des 
Vertrags und feines Tarifs cine Berföhnung gefunden. Preußen reprä: 
jentirt im feinem Gebiete und feiner Bolksvertretung ale die Anterefien, 
welche bei der Tarif: Gefeßgebung betheiligt find, und bildet gerade beshalt 
den natürlichen Nepräfentanten des Zollvereins. Gerade hierdurch geminnt 
das Botum diejes Haufes doppeltes Gewicht nah außen. Nachdem wir bie 
Erklärungen der Staatsregierung über den Ernſt, mit welchem fie bie 
Zarifreform durchzuführen gedenft, mit Beiriedigung gebört, können wir 
die Durchführung bdiefes Werkes mit Zuverfiht erwarten. Wenn Preußen 
troß der unglüdlihen Berfafiungsverhältnijie Deutichlands mit fräftigeı 
Hand die Förderung der Zollgefeggebung und der materiellen Intereſſen 
durchführt, jo beweiſt es dadurch von neuen feinen deutichen Beruf.” Nun 
wird zur endlichen Abftimmuug geftritten und zwar durch Namene. 
aufruf. Es ergeben fihb 264 Stimmen für Genehmigung der Berträge, 
12 Stimmen dagegen (11 davon gebören der katholiſchen Fraction an). 
—“ v. d. Heydt: „Geſtatten Sie mir, meine Herren, Ihnen 
ank zu ſagen für die Wärme und die Einmüthigkeit, mit welcher Sie 
ben Verträgen Ihre Zuſtimmung ertheilt haben, und Ihnen zugleich Danf 
zu ſagen für die Anerkennung, welche Sie ſo vielfach im Lauſe der Ber— 
handlungen, insbeſondere durch die Schlußworte Ihres ausgezeichneten Re: 
ferenten den leitenden Prinzipien, der Sorge und den Bemühungen der 
Regierung haben angedeihen laſſen. Hofſen wir, daß dieſem großen patrioti— 
ſchen Werke die Zuſtimmung der zollverbündeten Reglerungen nicht fehlen 
wird, daß dieſes ſchöne Werk des Friedens ſowohl unſerem engeren ale 
unſerem weiteren deutſchen Vaterlande zu dauerndem Segen gereichen wird. 
In jener Uebereinſtimmung wird die Regierung einen Sporn und eine 
Ermunterung finden, unbeirrt und entſchieden auf dem Wege fortzufchreiten, 
den fie nad ſorgſamſter Erwägung und mit vollfter Ueberzeugung zur För— 
berung der wohlverjtandenen nationalen Intereſſen gemeinfam mit Ihnen 
als den richtigen und erjprießlichiten erfannt bat. Die Fortjchritte, die 
wir auf dem Gebiete des Gewerbfleißes erzielt haben, gewähren uns bie 
fiherfte Bürgſchaft, daß wir auf ber Bahn eines verftändigen Fortichritte, 
ermuntert durch eine heilfame Goncurrenz und begünftigt burch erweiterte 
Abjapgebiete, mebr und mehr zu noch höherer Stufe gelangen werben. 
Die bervorgeiretene Webereinfiimmung zeugt von neuem dafür, daß bie 
Einigfeit bei uns niemals feblt, wenn es ſich darum banbelt, die Ebre 
und die Intereſſen des Landes nach außen bin zur Geltung zu bringen.“ 


24, Juli. Rücktritt des bisherigen Unterftaats-Secretärs im Minifterium 


28. 


bes Auswärtigen v. Gruner. 


„ Mg. Haus: Bei Berathbung des Etats für das Bureau des 
Staatsminifteriums fordert der Abg. dv. Hennig den Regierunge: 
Commiſſär auf, dem Haufe Mittheilung über die Höhe des Staats: 
Ihabes zu machen. Der Negierungscommifjär beruft fih darauf, 
diefe Mittheilung fei bisher ſtets in geheimer Sitzung gemadıt 
worden. v. Hennig tft dagegen der Anſicht, diefe Geheimniß— 
främerei müſſe ein Ende nehmen; was die Abgeordneten müßten, 
müffe auch das Land wiffen. Nach einer kurzen Debatte über bie 
Nothwendigkeit oder Entbehrlichkeit des Staatoſchatzes, bei welcher 


Preufen, 155 


Faucher die Anficht vertritt, der Staantsicha fei ein alter Zopf, 
der abgefchnitten werden müffe, wenn der Staat in Kriegszeiten 
Geld haben müfje, jo feien dazu die Banken da, tritt das Haus 
dem Antrage v. Hennig’® bei und der Regierungscommiffär verliest 
bierauf den Status des Staatsſchatzes, wonah am 1. Januar 
1860 der Beftand rund 12 Millionen, am Schluffe 1860 etwas 
über 13 Millionen, und am Schluffe 1862: 16,235,344 Thlr. 
betragen habe. 


29. Juli. Das Abg.= Haus lehnt die vom Herrenhaus befchloffene Eon: 


tinuität feiner Sigungen mit großer Mehrheit ab. — Beim Etat 
der Geutralftelle für Preßangelegenheiten für 1862 wird nad) ein: 
lägliher Discufjion der Gehalt für einen Director und Kanzlei— 
jecretär bemilligt aber als „künftig wegfallend“ bezeichnet. Der 
Dispofitionsfond für 1862 wird dem Antrage der Commiffion ges 
mäß mit nur 16,000 Thlen. bewilligt, die gänzlihe Streihung 
der von ber Regierung geforderten Summe von 31,000 Thlrn. je: 
bob für 1863 vorbehalten. Dagegen verwirft das Haus faſt ein 
ftimmig ben Antrag der Commiffion auf Verminderung der Koften 
für Ordensinfignien. 


3, , Antwort Preußen’® auf die öfterr. Depefhe von 26. Yuli 


(f. Defterreidy) über die Anerkennung des Königreih® Italien von 
Seite Preußen’: 


n- . . Wir hatten geglaubt, nicht nur eine Bundespflicht für Deutſchland zu 
erfüllen, jondern aud ganz insbejondere cine bundesfreundliche Rückſicht für 
Defterreich zu üben, indem wir uns einerjeits als Vorbedingung unferer 
Anerkennung von der Quriner Regierung gewiffe, auch von uns felbjt nicht 
überfhäßte, aber dennoch unbefangener Weiſe nicht für werthlos zu erach— 
tende Garantien und Berfiherungen ertheilen ließen, andererjeits aber, was 
viel wichtiger ift als alle Aufiherungen von italienischer Seite, felbft eine 
ſehr beftimmte, dem Turiner Gabinet feineswegs angenehme und von ande: 
ren europäiichen Mächten ihrer vollen Bedeutung nad gewürbigte Stellung 
zu dem neuen italienischen Königreihe und jeinen eventuellen Prätenfionen 
einnabmen. Wenn nun ber faif. öſterr. Herr Minifter der auswärtigen 
Angelegenbeiten dieſe leßtere gänzlib mit Stillichweigen übergeht und er 
Härt, daß die erfteren den Werth des Blattes Papier nicht erreichen, auf 
welchem fie gejchrieben fteben, jo theilen wir zwar nicht den gleichzeitig aus— 
geiprochenen Glauben desjelben, daß über diefen Punft General Durando 
genau jo denke, wie er, jchöpfen aber jedenfalls aus diefer Aufnahme unſe— 
ter bundesfreundlichen Mittheilung die fehrreihe Erfahrung, daß wir ung 
in Zukunft jeder ähnlichen Rüdfihtenahme auf öfter. Intereſſen überhoben 
erachten dürfen, forweit fie nicht durch umfere Bunbdespflichten bedingt ift.“ 


1. Aug. Das Herrenhaus ertheilt dem KHandelsvertrage mit Frankreich 


2, 


einftimmig feine Zuftimmung. 

» Preußen unterzeichnet für fi) den Handelsvertrag mit Frank: 
veih und ſetzt davon durch eine Girculardepefhe die Regierungen 
der Zollvereinsjtaaten in Kenntniß, indem. e8 ihnen zugleich ale 
letztes Zugeftändniß die Aufhebung ber ‚Uebergangsfteuer auf Wein 
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verheißt, um fie zur Annahme bes KHanbelsvertrage® zu beftimmen 
(f. Deutſchland). 


4. Aug. Die Bubget:Commiffion des Abg.-Haufes beginnt endlich unter 


bem Borfibe bes Abg. Bodum:Dolffs die Berathung bed Militär: 
etats für 1862. Keiner der Minifter ift anwefend. Die Tren: 
nung bes Extraordinariums vom Orbinarium wird in der Com: 
mifjion von vorneherein als felbjtverjtändlid betrachtet und bem 
Regierungscommiffär, der dagegen Proteft erheben will, bebeutet, 
daß das nicht innerhalb feiner Befugniß liege. Die Verhandlung 
brebt fid) nur um bie Frage, ob das Extraordinarium ganz ober 
nur theilweife geftrihen werben folle, eine weitere Frage gebt 
dahin, ob zugleich durch eine Nefolution die Stellung des Haufes 
zur Militärfrage im Ganzen präcifirt werben folle; die Mehrheit 
fheint aber gegen eine folche Reſolution zu fein, weil es beſſer 
fei, der Regierung die Initiative zu überlaflen. 

„ Weitere Berathung der Bubgetcommiffion des Abg.-Hauſes über 
ben Militäretat. Der Regierungs: Commiffär gibt Namens ber 
Staatsregierung eine fhriftlihe Erklärung dahin ab: 

„1) Es ift felbfiverfländlih, daß bie Regierung bie zeitige Formation der 
Armee, infoweit ſolche eine erhöhte Etatöbewilligung oder eine anderweite 
gefeglihe Negelung ber Dienfiverpflihtung in Anſpruch nimmt, jolange ale 
eine nicht befimitive betrachtet, biß ber Landtag ſich bamit auf verfaflunge: 
mäßigem Wege einverftanden erflärt bat. 

„Daraus erfolgt jedoch nicht, daß auch ben einzelnen nenreformirten Trup: 
pentheilen ber Stempel des Provijoriums aufzudrüden war. 

„Wirkfame Formationen bürfen Feine Zweifel ihrer Dauer in fi tragen. 
Daher konnte auch von einer befinitiven Beſetzung ber betreffenden DOfficier: 
ſtellen nicht Abftand genommen werben. 

„Mebrigens müſſen bei Benrtbeilung der in Bezug auf die Neuformation 
ber Armee getroffenen Anordnungen bie Berbältnifie der Jahre 1859 und 
1860 in ——— Berüdfihtigung gezogen werben. 

„2) Der urjprünglicye, dem Landtage im Jahre 1860 vorgelegte Reorgani: 
fationsplan hat jeitdem allerdings einige Mobdificationen erfabren, indem die 
Regierung fih bemüht bat, den in der Milttärcommiflion pro 1860 laut 

eworbenen Wünſchen, ſoweit als zuläffig erfchien, entgegenzufommen, und 
njoweit dies burch die ftrenge Beachtung der bezüglichen, in uneingefchränf: 
ter Geltung verblicbenen geieglichen Beftimmungen unferer bisherigen Kriege: 
verfafjung, fowie durch das Maß ber bewilligten Mittel geboten war. 

„3) Demgemäß bielt und hält die fal. Regierung, jowie an allen anderen 
gejeplichen Beftimmungen, jo auch an ber bes $ 6 des Gefeges vom 3. Sep: 
tember 1814 grunbjäglich fe. Sie faßt dieſelbe jedoch wejentlih in der 
Bebeutung einer Berechtigung, nicht aber einer unbedingten Verpflichtung 
auf, und bat dieſer Auffafjung gemäß feit 1859 alljährlich verfahren; ebenſo 
bei ben Etats:Aufftellungen pro 1862 umb 1863. 

„Sie beanſprucht auch ferner, auf Grund ber ihr verfaffungsmäßig zu: 
ftehenden Erecutive, eine maßgebende Etimme bei der auf Grund bes $ 3 
bed genannten Gejches zu normirenden Stärke der bewaffneten Macht, wies 
wohl fie, wie bisher, bereit ift, dabei auf die Finanzlage bes Staates und 
bie fonftigen bezüglihen Verhältnifle jede angemeflene Rüdficht zu nehmen.” 


Nach einiger Zeit wird dem Negierungscommiffär dann noch ein 
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Nachtrag zu biefer Erflärung in die Commiſſion hineingefchickt, 
welher aus den ſich unmittelbar an den Schlußfag anſchließenden 
Worten befteht: „und bie verfafjungsmäßigen Nechte des Landtages 
zu achten.“ 


6, Aug. Das Abg.Haus genehmigt mit Majorität auf den Antrag ſei— 


12, 


ner Juftizcommifjion gegen den Widerſpruch des Yuftigminifters in 
der vom Abg. Oppermann amenbirten Faſſung folgenden Geſetzes⸗ 
entwurf zum Schug der Anonymität ber Preferzeugniffe: 

‚Bruder, Verleger, Commiflionsverleger und Redacteure dürfen nicht durch 

Zwangsmafregeln angehalten werden, über die Verfaffer oder Herausgeber 
von Drudjcriften, Artikeln oder Inferaten oder über den Urfprung ber in 
folgen enthaltenen Mitteilungen Zeugniß abzulegen.“ 
„ Eine preuß. Depeſche an Defterreih erklärt demfelben, in Unters 
bandlungen über feinen erneuerten Antrag auf Eintritt in den Zoll» 
verein erft nach Annahme bes Hamdelsvertrags mit Frankreich von 
Seite der Lollvereinsftaaten eintreten zu können (ſ. Deutſchland). 
» Die Commiflion des Abg.-Hauſes beſchließt, dem Haufe den 
Antrag vorzulegen, basfelbe wolle beſchließen: 

„die fol. Staatsregierung aufzufordern, unter Mitwirkung der Laudesver- 
tretung endlich diejenigen Anorbnungen zu treffen, welche erforderlich find, um 
die evangelijhe Landeskirche ohne Verzug auf Grund des Artifel 15 
der Berfaflung mit dem Staate in Betreff ihrer beiderfeitigen Rechte aus- 
einander und bierdburh in den vollen Befiß ber ihr duch die Verfaſſung 


. verbürgten een zu feßen, und dazu vor Allem bie beiden Ge: 


fege vom 26. Januar 1849 (wegen Einrichtung ber Abtheilung für die in: 
neren evangeliihen Kirchenſachen im Gultusminifterium) und vom 29. Zuni 
1850 —— des evangeliſchen Oberkirchenraths) nebſt den dazu er 
gen Neglements dem Haufe der Abgeordneten zur Genehmigung vorzulegen.“ 
(Val. 17. Febr.). 
„ KErfte Sigung ber Marine-Commifjion des Abg.-Haufes. Der 
Kriegsminifter fligzirt mündlich den Plan zur Gründung ber Flotte, 
welcher in fieben Jahren ausgeführt werben foll, wozu 45 Millios 
nen Thaler erforderlich fein würden, und zwar 19 für die Hafen: 
bauten und 26 für die Schiffsbauten. Diefe Grundzüge werben 
als verftändig anerkannt. Die Stimmung der Commiffionsmitglies 
der iſt jeboh aus finanziellen Nüdfichten überwiegend gegen bie 
Regierungsvorlage, weil der Nadyweis zur Deckung der Ausgaben fehlt. 
» Die Kronprinzeffin wird von einem Prinzen entbunden. 
» Die offigiöfe Sternzeitung befpricht die „Beſorgniß vor einer 
vermeintlich bevorftehenden Verfaſſungskriſié“ gelegentlid der 
Berathung des Militäretatd und findet, daß die Schwierigfeit darin 
beitehe, daß die Berfaffung eine Rüde habe: was zu thun fei, 
wenn der Etat nicht ober nicht rechtzeitig zu Stande komme: 

»... Es wird behauptet, e8 fei im bdiefer Frage vor Allem immer im Auge 
zu behalten, daß ein rn al erzielt werden müffe, und baß bie Bub 


etvorlage ſich in dieſer Beziehung von jeder anderen Vorlage unterſcheide. 
ieſes Poſtulat der Verfaſſung geben wir, wie geſagt, vollſtändig zu; ans 
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Preußen. 


bererjeit8 aber ift ebenjo Mar, daß die Berfaflung infofern eine Yüde 
enthält, als nicht vorgefehen ift, wie dem Poftulat unter allen Umſtänden 
genügt werden kann und fol... . So läßt denn die Berfajjung darüber 
rathlos, wie das alljährliche, vollends das rechtzeitige AZuftandefommen 
des Etaatshaushaltsgejeges jederzeit ermöglicht werden ſoll. . . . Man bari 
von der Regierung Sr. Maj. mit Zuverficht erwarten, daß fie an ihrem 
Theile mit gewifjenbaftefter Treue gegen die Verfaflung und mit felbfllojer 
Fürforge für die ruhige und heiljame Entwidelung bes Staatslebens pflicht⸗ 
mäßig nichts unterlajjen wird, um auch unter den gegenwärtigen fchmieri: 
gen Berbältnijien die Feitftelung eines dem Sinn und der Vorausjegungen 
der Berfafjung entipredenden Staatshaushaltsgejepes auf alle Weije zu er- 
möglichen; aber ihr Entgegenfommen in diefer Beziehung muß feine Grenze 
an der Ueberzeugung von den unabweislien Erforderungen des Staaté— 
interejies finden. Es kann nicht erwartet werden, daß die Regierung in 
eine Verfürzung des Staatshaushalts willigen follte, durch welche, um bier 
den widtigften Punkt in's Auge zu faflen, das Werf der Armee-Reorgami: 
jation, weldes auf Grund langjähriger Erfahrungen und alljeitiger Erwä: 
gungen in's Leben gerufen und bis dahin durd die wiederholte Mitwirkung 
des Landtags, vorbehaltlich der definitiven finanziellen Feſtſtellung, aufrecht 
erhalten worden ift, wieder vernichtet würde. Die Regierung würde ibre 
beiligjten Pflichten verlegen, wenn fie zur Durchführung ber für das Wohl 
des Staates und des Volkes nach tiefiter Ueberzeugung als unerläßlich er: 
achteten Neform nicht von ihrer verfajfungsmäßigen Stellung in 
voller Ausdehnung Gebraub madhte. So wenig fie um einzelner, 
ſelbſt erbeblicher Differenzen in Fragen von minder durchgreifender Beben: 
tung willen das Zuftandefommen des Staatshbaushalts ibrerjeits Teichtbin 
efährden würde, ebenfowenig darf und wird fie auf die volle Ausübung 
ihrer verfaffungsmäßigen Befugniſſe verzichten, wo es fih um die Erfüllung 
einer kategoriſchen Pflicht im allgemeinen Staatsinterefie bandelt. Sollte der 
bedauerliche Fall fich verwirflihen, daß eine Berftändigung über einen aut: 
führbaren Staatsbaushalts-Etat zunächſt micht erreicht werden fünnte, jo 
wird die Staatsregierung unzweifelhaft auch dann nur nad gemwifienbaftejter 
und ftrengjter Erwägung der ihr durch die VBerfaffung zugewieſenen Rechte 
und Pflichten ibr weiteres Verhalten vegeln, und wir dürfen die gebäfltgen 
Berbäctigungen wegen beabfichtigten „Staatsjtreihs“ und „Berfafjungs: 
bruchs“ mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen.“ 


ug. Der Abg. v. Sybel, unterſtützt von 50 Mitgliedern (der Frac— 
tionen Bockum-Dolffs und Vincke), bringt im Abg.-Hauſe den 
Antrag ein: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: es ſei ſowohl durch das 
preußiſche, als durch das allgemeine deutſche Intereſſe geboten, daß jede Un— 
terhandlung über das Fortbeſtehen oder die Erweiterung des Zollvereines 
nur unter der Borausfegung ſtattfinde, daß dabei an den öconomiſchen 
Grundjägen des deutſch-franzöſ. Handelsvertrages feitgehalten,, Feine 
größeren nicht deutſchen Gebiete in den Zollverein aufgenommen und eine 
zwedmäßige Orgamfation des Zollvereines mit einbeitliher Erecutive und 
gemeinfamer yarlamentarifcher Geſetzgebung nicht ferner binausgefhoben 
wird.“ Motive: „Die öfterr. Propofitionen, betr. ben Zollverein und die 
Ablchnung des Hanbelsvertrages durch Bayern und Württemberg.“ (Die 
yortjchrittspartei bat ſich am der Unterzeichnung des Antrages nicht betbeis 
ligt, da derjelbe ihre Wünſche auf Herftellung einer einheitlichen Gentralge: 
walt nebjt Parlament nicht befriedigt.) 


» Die Budgel:Commifjion des Abg.: Haufes bringt endlich ihre 
Derathungen über den Militäretat für 1862 zum Schluß. 
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"Nachdem drei zurüdgezogen worben find, liegen ihr immer noch jechs 
verſchiedene Anträge vor, welche den Standpunkt des Haufes theoretijch feſt— 
Be bezweden und welde alle mehr oder weniger darauf ausgehen, bie 

dingungen anzugeben, unter denen eine Berftändigung des Haufes mit 
der Regierung möglich jein würde. Bei der Schlußdebatte über dieje An— 
träge ſchweigen die Regierungscommiſſäre, durch welche ſich die Minijter 
fortwährend vertreten laſſen, lange Zeit vollftändig. Offenbar in der Abficht, 
eine Berftändigung, wo möglid noch im Ichten Augenblide anzubahnen, 
fordert fie der Borjigende geradezu auf, ſich auszuſprechen. Oberſt v. Boje 
(Stellvertreter des Kriegsminifters): „Die Regierung babe nicht gegen das 
Geſetz gebandelt, das jei erjt nachzuweiſen; auch nicht das Recht der Lan— 
besvertretung babe fie verlegt; es jei noch die Frage, auf weſſen Seite das 

tößere Unrecht fei, ob auf Seiten der Regierung oder der Landesvertretung ; 

e babe Vorlagen gemacht, aber bie feien leider nicht angenommen. Volke— 
thümlicher verlange man das Heer; man möge nur jagen, wie das ges 
meint ſei; Turner und Schügencorps fünne man doch nicht jo in bas Heer 
einrangiren. Db- das neue Syitem ftihbaltig ſei, babe man freilich noch 
nicht erproben fünnen, da Preußen „nicht jo glüdlih“ ſei, einen Kaukaſus 
oder ein Algier zu haben, aber die Regierung glaube das Richtige ger 
troffen zu haben. Uebrigens wolle ja die Regierung aucd den Fortſchritt 
nicht ausihliegen. Die Regierung werde an dem Bisherigen fejthalten, bis 
ihr ein Befleres gezeigt werde. Ein Geſetz wolle fic vorlegen, aber jchwer: 
Lich in dieſer Seflion, erft in der nächſten.“ Gch.: Rath Mölle (Vertreter 
des Finanzminiſters): „Um das ſcharf angegriffene Verfahren der Regierung 
in milderem Lichte erfcheinen zu laſſen, fei auf den gefhichtlihen Gang der 
Sache zurüdzugeben; die Vorlage der Regierung von 1860 habe feine Aus: 
fiht auf Annahme gehabt, da fei eine 2. Vorlage gemacht worden; aus dem 
Eommiffionsberiht gehe hervor, daß eine vollftändige Befeitigung ber Ne: 
organifation nicht im Ausficht genommen fei, weder von der Regierung noch 
von der Commiſſion. Im Jahre 1861 jei dann das Ertraordinarium be= 
willigt „zur ferneren Aufreshtbaltung der Kriegsbereitichaft“, aber der Fi— 
nanzminijter erflärte damals ausbrüdlih, daß die Negierung die im Bors 
jahre bewilligten Mittel nicht ausfchlieglih zur Aufrechthaltung der Kriegs: 
bereitichaft, fondern zum Theil auch für dauernde Einrichtungen verwendbar 
erachtet, und mwirflih verwendet babe. Auch in der Commiſſion fei zuge— 
ftanden, daß die dauernde Beibehaltung gewiſſer Einrichtungen wünſchens— 
wertb ſei. Alfo ein Zurüdgehen auf 1859 ſei nirgends in Ausjicht genommen, 
Die vorbehaltene gejeglihe Negulirung babe die fünigl. Regierung in ber 
jeßigen — wie fie gemeint habe, Furzen — Eommerfejlion nicht vornehmen 
zu jollen geglaubt, jegt jet e8 dazu gewiß nicht mehr Zeit, es handle fi 
doch um ein jehr wichtiges Recht, man werde fonft bie Seſſion in’s Ends 
lofe verlängern. Noch ein anderes Motiv habe die Negieruug in diefer Bes 
zichung gehabt, die Regierung habe es „möglih gemacht“, den 25 procentis 
gen Zuſchlag in Wegfall zu bringen (Heiterfeit); ja, das ſei ſchwer ge: 
weien; 08 babe fih um einen Ausfall von drei Millionen gehandelt, ohne 
daß das Deficit dadurch vergrößert ſei, aud die Dienftzeit fei verfürzt, da— 
durch und durch jonftige Eriparniffe feien im diesjährigen Militäretat über 
800,000 Thlr. weniger angeſetzt, und für 1863 noch mehr erfpart. Damit 
babe die Regierung ihr Entgegenfommen gezeigt. Die Regierung denke nicht 
daran, einen Conflict zu ne auch fie babe das Wohl des Landes im 
Auge, eine VBerftändigung werde endlich zu erreihen fein; nur möge man 
nicht alle Ausgaben für die Reorganifation ftreihen, das Recht dazu werde 
der Landesvertretung nicht bejtritten, aber verausgabt jei das Geld 
doch einmal; ein Conflict werde unbeilvoll fein; man möge nochmal überlegen, 
ob man nicht den Etat für 1862 bewilligen wollte. Die Redhtsjeite an— 
gebend, jo fei das Gefeg von 1814 noch nicht verlegt; die Einftellung von 
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Landwehrmännern zur Linie fet meulih nur als eine fünftige Mög 
erwähnt. Eine „ungefäumte” Borlage fei nicht möglich.” 

Diefe Erklärungen, namentlidy die erjtere, befriedigen bie ( 
mifjion nit und bei ber Abjtimmung werden alle beantr« 
Refolution abgelehnt und befchloffen, fih darauf zu befchrä 
dem Abg.- Haufe die Streihung aller Mehrausgaben für bie 
organifation (etwas über 6 Millionen Thlr.) vorzufhlagen uni 
der Regierung zu überlaffen, welde Wege fie einfdylagen m 
um den Zuftanb der Armee wieder auf eine geſetzliche Grund 


zu ftellen. 


23. Aug. Der Regierungscommiffär Oberft v. Bofe übergibt der Bub 


- 


commiffion des Abg.: Haufes folgende ſchriftliche Erklärung 
legte Eoncefjion in der Militärfrage: 


„Segen die dem Landtage in der Seſſion 1860 gemadten Vorlagen ( 
jeß, betrefi. die Verpflihtung zum Kriegsdienfte u. f. w.) find inzmilı 
nachfolgende Abänderungen in der Formation der Armee beſchloſſen, t 
Allerhöchften Orts genehmigt worden, und zwar: 1) Die Dienftverpflicti 
für das ftehende Heer, inch. Referve, wird nit auf acht, ſondern auf fie 
Sabre feftzufegen beabfichtigt; 2) die active Dienftzeit der Gavaleriften 
nicht vier, fondern nur drei Jahre betragen; 3) bie Verpflichtung 3 
Dienfte in der Landwehr wird von eilf auf neun Jahre zu ermäßigen 
-abfichtigt; davon fünf Jahre im erften umd vier Jabre im zweiten Auf 
bot; 4) von der Formation eines dritten Garde» Cavalerie: Brigade = Go 
mando’s ift Abftand genommen worden; 5) die Artillerie-Brigaden (bie 
NRegimenter) follen eingetheilt werden in: a) ein eldartillerie = Regime 
bejtehend aus drei Zußabtbeilungen und einer reitenden Abtheilung; b) | 
IER IE HERE beitebend aus einer, refp. zwei Feltungsabtheilungen zu v 

ompagnien; 6) die neuen (9) Artillerie-Handwerks-⸗Compagnien werd 
von den Brigaden abgetremut und direct unter bie Infpection der kechniſch 
Inſtitute der Artillerie geftellt; 7) der Etat des Trains ift per Bataillı 
um 94 Train:Recruten und um 46 Train: Pferde ermäßigt worden. — | 
ben Motiven zu dem Gefeßesentwurfe, betreff. die Feſtſtellung eines Nac 
trags zum Staatsbaushalts +» Etat für das Jahr 1860, und zu dem Gefeı 
entwurfe, betreffend die Forterhebung eines Zuſchlags zur claflificirten Ei 
fommenfteuer, zur Glafjenjtener und zur Mahl: und Schlachtitener find d 
für die Reorganifation der Armee erforderlichen laufenden Mebrloften aı 
etwa 9,500, Thlr. angegeben. Die Koften der Armee vor Reorganiſe 
tion derjelben beliefen fih nad dem Etat für 1860 im Orbinarium au 
circa 31,500,000 Thlr. Der Etat für die vollendete NReorganifation ftellt fü 
fomit im Orbinartum auf circa 414 Mill. Diefe Summe wird durch bie vorbı 
zeichneten Abänderungennurfehr gering alterirt, fo daß der Normaletat de 
Armee nad der Reorganifation, wie oben angegeben, 414 Millionen Tbale 
betragen würde. Die Kojten, welde im Ertraordinarium für Beſchaffun 
ber verbejierten Waffen, für die Verftärfungen reſp. den Umbau der Feſtun 
gen u. ſ. m. in Anjag zu bringen fein werden, können ber Reorganifatioı 
nicht zur Laft fallen, denn auch ohne diefe hätte man damit vorgeben müſſen.“ 


Die Commiſſion erachtet diefe Conceſſionen der Regierung für 
allzu unbebeutend und befchließt mit 20 gegen 3 Stimmen, in 
ihren Bericht über ben Militäretat für 1862 aufzunehmen, daf 
fie. „die ausgeführte Armee: Organifation nad ausführliger Er: 
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örterung für unbereinbar mit dem Geſetze vom 3. September 
1845 Halte.” (Der bauptfählich hierbei in Betracht kommende 
Paragraph 15 des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 lautet: „Im 
Srieden bejtimmen als Regel die in dem obigen Geſetzen ange: 
gebenen Jahre den Eins und den Austritt in die verfciebenen 
Heeresabtheilungen, im Kriege bingegen begründet fid) dies durch 
das Bedürfniß, und alle zum Dienfte aufgerufene Abtheilungen 
werben von den Zurüdgebliebenen und Herangewacfenen nad) Ber: 
haͤliniß des Mbgangs ergänzt.) Enblid wird mit 18 Stimmen 
bejchloffen, beim Abg.-Hauſe zu beantragen, e8 wolle „die Staats: 
regierung auffordern, in der nächſten Sefjion dem Landtage ein 
Recrutirungsgefeg vorzulegen.” E 

Aug. ine k. Cabinetsordre beftätigt die „Herftellung bes bunbes: 
geſetzlich gemährleifteten Rechtszuſtandes“ zu Gunften des Grafen 
von Stolberg: Wernigerode, wie dies Schon früher zu unften ber 
Fürften von Neuwied und von Solms: Braunfels gefcheben ift. 

29, Aug. Die Marinecommiffion des Abg.-Hauſes verwirft bie 
beiden erften Pofitionen der Regierungsvorlage, wonad 220,000 Thlr. 
zur Fortfegung der Schiffsbauten und 200,000 Thlr. zum Ankauf 
von Uebungsſchiffen bewilligt werden follten, mit allen gegen 3, 
ferner die Forderung von 600,000 Thlr. für Panzerſchiffe mit 
allen gegen 4 und endlich die Forderung von 380,000 Thlr. als 
erfte Rate für den Rügener Kriegshafen mit allen gegen 1 Stimme. 
Der Regierungscommiffär erflärt dagegen, in ihren Schritten für 
ben Ankauf dreier englifcher Schiffe fei die Regierung bereits fo 
weit gegangen, daß die Uebernahme bdiefer Schiffe jtatt finden 
müfle. Die Motive der Commiffion find, nach der vorangegangenen 
Debatte, namentlich der Mangel eines vollftändigen Gründunge- 
planes, fowie der Mangel eines Nachweiſes über die Dedungs: 
mittel, indem die Regierungscommiffäre auf eine Anleihe durchaus 
nicht eingehen wollten, von der andern Seite dagegen die Noth— 
wendigfeit einer vorgängigen Feſtſtellung der Dedungsmittel betont 
wird, weil man fonft im nächſten Jahre einem fait accompli 
gegenüberftehe und dann gezwungen wäre, die zur Fortführung des 
Begonnenen geforderten Mittel zu bewilligen. 

6. „ Preußen erklärt Bayern und Württemberg feine eventuelle Kün— 
digung der Zollvereinsverträge, wofern fie auf der Ablehnung des 

Handelsvertrags mit Frankreich beharren follten (ſ. Deutſchland). 

I, Standalprogeß v. d. Heydt contra Drefemann in Elberfeld. 

Die Regierung theilt der Handelscommiffion des Abg.: Haufes 
vertraulich die Antwort an Bayern und Württemberg in ber 
Handelsfrage mit, worauf dieſe alle bereits vorbereiteten Reſolu— 
tionen in diefer Angelegenheit fallen läßt und einftimmig befchließt, 
dem Haufe diesfall® ein Vertrauensvotum für bie Regierung zu 
beantragen, 
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2. Sept. Der Einlauf von Petitionen zur Beſchränkung der Militär 
gerichtöbarkeit auf rein militärifche Vergehen gibt dem Mbg. = Hans 
nochmals Gelegenheit zu einer einläßlihen Verhandlung über dieie 
Frage. Nach dem Antrage der Commiffion werden die Petitionen 
mit großer Majorität (gegen die Stimmen der feudalen umd der 
fath. Fraction) der Negierung zur Berüdfichtigung überwiejen. 

Die Budgetcommiffion des Abg.: Haufes beginnt die Beratbung 
des Militär- Etats für 1863. 


Das Abg.-Haus befhließt mit 233 gegen 26 Stimmen: 


„Das Haus der Abgeordneten befindet ſich im voller Uebereinfiimmung 
mit der von ber k. Staatsregierung abgegebenen Erklärung, daß fie auf 
dem Boden der Berträge vom 2. Auguft d. J. bebarre und demgemäß die 
definitive Ablehnung diefer von Preußen Namens und im Auftrage dee 
Zollvereins verhandelten Verträge ſeitens einzelner Zollvereinsregierungen 
als den Ausdrud des Willens auffaffen müfle, den Zollverein mit Preußen 
nicht fortzujegen, und fpricht demgemäß die Erwartung aus: die königlide 
Staatsregierung werde, injofern einzelne Star ee a in ibrer 
ablehnenden Haltung verbarren follten, diejenigen Maßnahmen treffen, 

. welde notbwendig find, um die Reform des Zollvereindtarifs auf Grund— 
lage des Tarifs B zum Handelsvertrage vom 2. Auguft d. 3. beim Atlau! 
ber gegenmärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen.“ 


„ Beginn der Debatte des Abg.-Hauſes über den Militär» Gtat 
für 1862. 
Es Tiegen dem Haufe 3 Anträge vor: 

1) Präjudicial: Antrag Neihenjperger (und 14 Mitgl. de 
kath. Fraction) „das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, zu erflären: 
1) dar die k. Gtaatsregierung aus dem Staatsbausbalis Etat pro 1861 
als ſolchem nicht die Berechtigung entnehmen fonnte, die unter der General: 
rubrik „Einmalige und außerordentliche Ausgabe“ sub Nr. VI zur Auf: 
rechthaltung der Kriegsbereitichaft des Heeres ausgeworfenen Ausgabebeträgz, 
ohne vorherige Zuftimmung der Landesvertretung, beziebungsmeife obme 
nadtraglide Einholung einer Indennitäts : Erklärung der letzteren, in dem 
Etatsjahre 1862 weiter anzumeilen, beziehungsweife zu realifiren; 2) ba$ 
die füniglihe Staatsregierung daher zu veranlafien ift, vor der Spezial: 
Verathung diefer im Staatshaushalts » Etat pro 1862 aufgenommenen Aus: 
gabe: Pofitionen, ſoweit diefelben bereits realifirt find, die erforderliche 
Indemnitäts» Erflärung zu beantragen, oder doch ihre desfallſige Verpflich— 
tung anzuerfemmen.“ 

2) Antrag der Budget: Commiffion: 

Das Minijterium bat gefordert im Ordinarium . . . 37,779,043 Tblr. 
Hiervon bat bie Commiſſion aus bejonderen Gründen 

BESOBR 5 3 er rc 17,76 . 
Es würden alfo bleiben ne ee 507 DE OLE SE: 
Hiervon fallen der Reorganifation zur Laft und werden 

alfo als ungefeglich geftrichen . u re 5,911,099 „ 
Sonach erbäft der Kriegsminifter als Ordbinarinm . . 31,850,218 Thit. 
ALS einmalige Ausgaben, als Ertraordinarium im eigent: 

lichen Sinne, find für das Jahr 1862 gefordert .  1,826,663 Thir. 
Hiervon fallen der Reorgantfation zur Laſt und werden 
alfo als ungefeglih geftrihen . . > 2 2 2 u. 222,262 „ 


5. 
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Der Minikter erhält alfo das Ertraorbinariu . . 1,604,400 Thlr. 
Hierzu das Drdinarium - > 2 2 2 0 nn ne» 31,850,218 „ 


Im Ganzen für Krieggzwede © 2 2 222 2020. 33,454,618 Thlr. 
d. b. 6,133,36r Thlr. weniger, als er gefordert hatte. 


3) Antrag von Stavenbagen, Sybel und Tweiten (gegen ben fich bas 
ganze übrige linke Gentrum, für den ſich dagegen die Fraction Binde er: 
Närt bat): für 1862 223,000 Thlr. zu ftreihen und alles Uebrige für 1862 
als Ertraordinarium zur ferneren proviforiichen Aufrechthaltung der Reorga— 
nifation zur bewilligen. Eventuell jollen die Mehr : Ausgaben für das In— 
genieur-Corps, die Artillerie, die Pioniere und das Gafernement zum 
vollen Betrage im Ordinarium bewilligt werden. 

Vor dem Beginn der Generaldebatte gibt der Kinanzminifter im 
Namen der Regierung eine umfafiende Erklärung über ibre Auffaj- 
jung der Frage ab. Diefelbe wirft zuerjl einen Nüdblid auf die diesfälligen 
Berbandlungen und Beſchlüſſe von 1860 und 61. Dann beißt e3 weiter: 

„Die Staatsregierung bat daher, wie bei geböriger Würdigung der Sad: 
lage nicht verfannt werden fann, in dem guten Glauben gehandelt, durch 
die fernere Aufrechthaltung der neuen Armee Organifation nur eine gegen 
das Yand ihr obliegende umabweisbare Pflicht zu erfüllen; fie bat eine 
unbefangene ſachgemäße Beurtheilung ihres Verfahrens nicht zu fcheuen, 
noch weniger aber beforgen fünnen, daß die Bewilligung der erforderlichen 
Mittel Anftand finden fünnte. Denn in dem Umftande, daß ein Gefek 
über die Regelung der Armee : Organifation noch nicht vereinbart ift, kann 
unmöglicy ein zureichendes Motiv für die Verfagung der bezeichneten Aus: 
gaben gefunden werden, um jo weniger, als der Landtag, weldem das 
von der Staatsregierung beobachtete Verfahren volljtändig befannt iſt, einen 
Widerſpruch dagegen feither nicht erhoben bat und die Regierung bei allen 
ihren bisherigen militärischen Einrichtungen und Actionen, und aud bei 
der neueften Nüftung auf Veranlafiung des kurheſſiſchen Berfafjungsitreits 
ih genau innerhalb der Grenze der enge gehalten bat, melde 
auch die ftrengite Auslegung des Gefepes vom 3. Sept. 1814 ihr unbedingt 
zugeteht. Die Staatsregierung bat ein Geſetz, die Wehrpflicht betreffend, 
zu Anfang d. 3. dem Landtage vorgelegt, welches die Zuftimmung bes 
Pe han gejunden bat. ine Beſchiußnahme des Abgeordnetenhaufes 
ift wegen der erfolgten Auflöfung bdesfelben nicht zu Stande gekommen. 
In der gegenwärtigen Seſſion ijt eine folde Vorlage nur deshalb nicht 
gemacht worden, weil es, wie auch im der Thronrede angefündigt worden, 
die Abficht war, die Dauer der Seffion möglichft abzukürzen und deshalb 
keine Vorlagen zu machen, bei welden wichtige Prinzipienfragen zur Er: 
örterung kämen. Auch biergegen iſt von Seiten ded Landtages feine Ein: 
rede erfolgt. Die Regierung wird indeß, wie fie hiermit auf das beftimmtejte 
erflärt, eine Gefeßesvorlage über die Wehrpflicht in der nächiten Winters 
ſeſſion einbringen, und glaubt mit bdiefer Erklärung die gegen die Bewil— 
ligung der Ausgaben für die Armee-Reorganifation erhobenen Bedenken 
um fo mehr als befeitigt anſehen zu dürfen, als fie nach wie vor anerkennt, 
daß die zeitige Kormation der Armee, infoweit jolche eine bauernde 
Erhöhung des Etats oder eine anderweitige gefeglihe Negelung ber 
Dienftverpfihtung erfordert, fo lange als eine definitive nicht be: 
trachtet werden kann, ald dazu nicht die verfajfungsmäßige Zuſtim⸗ 
mung des Landtags ertheilt ſein wird, daß mithin durch die Bewilligung 
des Etats für 1862 den künftigen Beſchlüſſen über die Wehrverfaſſung in 
feiner Weiſe präjubicrt werden ſoll. .... Sofern Werth darauf gelegt 
werden follte, die Ausgaben für die Heeresorganijatton in Uebereinftims 
mung mit dem Vorgange bed Jahres 1861 in das Ertraordinarium des 
Etats zu übertragen, wird die Staatsregierung dem nicht entgegen fein. 


11* 


164 


Preufen. 


Es folgt eine Auseinanderfegung der günfligen Finanzlage. Das Ganie 
fließt mit nachſtehenden Sägen: | 

„Die Staatsregierung ift fih bewußt, daß fie zur Verausgabung ber 
Koften der Armee :Reorganifation der nachträglichen Zuflimmung bes Land— 
tags eben jo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche vor gefeglicer 
Feitftellung des Etats geleiftet find, und fie glaubt auf dieje Zuftimmung 
um fo mebr mit Sicherheit rechnen zu dürfen, als nachgewiejen tt, dab 
die fraglichen Ausgaben nicht zu vermeiden waren und in gutem Glauben 
geleifter find, daß eine weitere Ermäßigung derſelben nicht thunlich iſt, und 
daß zu ihrer Dedung hinlängliche Mittel in den geſetzlich bewilligten Ein— 
nabmen vorhanden find. Der Umftand, daß das Geſetz, durch weldes bie 
Wehrpflicht allgemein geregelt werden ſoll, nit im der gegenwärtigen 
Seffion, jondern erſt in der folgenden, alfo wenige Monate jpäter vor: 
elegt werden ſoll, kann es nicht rechtfertigen, durch Verſagung der nötbigen 

ittel eine Situation zu erzeugen, welde geeignet ijt, die Ordnung im 
Staatsbaushalte in der bedenflichiten Weiſe zu ſtören, die innere Ber: 
waltung des Landes zum größten Nachtheil der wichtigiten öffentlichen In: 
terefien zu lähmen, und die Negierung dem Auslande gegenüber in eine 
Lage zu bringen, welche ihr aud die Löſung der nad Hier Richtung ibr 
obliegenden Aufgaben erfchwert. Die Staatsregierung erfennt mit der Com: 
miffion an, daß die Verfaſſung das Zujtandefommen eines Gtatsgejekes 
unbedingt vorausjegtl. Wenn aber die Commiſſion gleihwohl die Ab— 
Iehnung der Ausgaben für die Neorganifation der Armee empfiehlt, und 
ſchon bis an die Äußerjte Grenze zu geben glaubt, indem fie ſämmtliche 
zur Eriftenz des Staates nothwendige Ausgaben bewillige und für bat 
Heer nur die Summe, welde bis zum Jahre 1860 ausgereiht babe, zu: 
geftehe, jo kann fie fih darüber nicht täufchen, daß fie durch dieje Bor: 
Ihläge das Zuftandefommen eines Etatsgejeges unmöglid 
macht, weil fie die Thatjache gänzlih unberüdjichtigt läßt, daß die Mus: 
gaben für 1862 großentheils bereits geleiftet find umd in den leßten Monaten 
Erjparnifje nicht mehr gemacht werden können. 

„Indem bie Staatsregierung die ernfte Erwägung diefer Erklärung dem 
hoben Haufe empfiehlt und hierdurch wiederholt, daß es ibr fern liegt, die 
verfaflungsmäßigen Rechte des Abgeordnetenhauſes zu beeinträchtigen, indem 
fie vielmehr ausdrüdlih anerfennt, daß alle Ausgaben der Zu: 
ſtimmung des Landtags bedürfen, und die Zuſicherung erneuert, daß 
fie in der nächſten Seſſion das gewünfchte Gejeg über die Leitung der 


‚ Wehrpflicht vorlegen wird, fann fie, in dem Bewußtſein, daß fie nach Lage 


der Verbältnifie im allgemeinen Staatsinterefje nicht anders, ald geſchehen, 
verfahren Fonnte, der Beſchlußnahme mit der Beruhigung entgegenjcben, 
welche die Ueberzeugung gewiſſenhafter Pflichterfüllung gewährt. Die Staats: 
regierung iſt ſich bewußt, dur thatjächliches Entgegenfommen ihr auf 
tichtige® Beftreben an den Tag gelegt zu baben, eine Löfung der ob- 
Ihwebenden Frage zu erleichtern; fie beharrt auch ferner in dieſer Geſin— 
nung; aber fie darf auch nicht unterlafjen, der Landesvertretung die ganze 
Schwere ber Verantwortung vor Augen zu jtellen, welde auf einer Bers 
fagung der nad Lage der Sache durdaus unentbehrlihen und nachweislich 
vorhandenen Mittel ruhen würde,“ i 


Reden der Abg. v. Sybel, v. Carlowitz, v. Vincke-Olbendorf, 
Walde und des Kriegsminifters v. Noon. 


12. Sept. Zweiter Tag der Militärdebatte. Neben der Abg. v. Patow, 


15 


a. 


v. Vinde-Stargard und Gneift und der Minifter v. d. Heydt und Roon. 
Dritter Tag der Militärdebatte, Reden der Abg. Schulge: 
Delisfh und Ofterrath und der Minifter Bernftorff und Roon. 
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16. Sept. Dierter Tag ber Militärbebatte. Neben der Abg. Tweſten, 


17. 


v. Forkenbeck und des Neferenten v. Vaerſt. Schluß der General: 
debatte, Beginn der Spezialdebatte. Der Antrag Reichenfperger 
wird mit allen gegen die Stimmen ber Antragfteller verworfen 
und darauf mit Namensaufruf über ben erften Gommifftonsantrag, 
eine Summe von 20,854 Thlrn. ins Ertraorbinarium zu verweifen 
uud bier zu ftreihen, abgeftimmt. Diefer Antrag wird mit 273 
gegen 68 Stimmen (unter diefen v. Auerswald, Grabow, Kühne, 
Lette, v. Patow, bie beiden Neichenfperger, v. Nönne = Glogau, 
Graf Schwerin, Stavenhagen, dv. Sybel, Simfon, Tweſten, bie 


beiden Binde ꝛc.) genehmigt. 


Fünfter Tag der Militärdebatte. Der Kriegsminifter v. Roon 
gibt in Folge des Beſchluſſes des Haufes vom vorigen Tage folgende 
Erklärung ab, die eine Ausgleihung zwifhen dem Haufe und ber 
Regierung als möglich erfcheinen Täßt: 


„Es ift der Regierung vorgehalten worden, daß es ihr an Entgegen: 
kommen feble in Bezug auf die vorliegende Frage. Man ift jo weit ges 
gangen, zu meinen, die Regierung fuche den Gonflict. Um den Beweis 
zu geben, daß dieſe Vorausjegung nicht zutrifft, babe ich die Ermächtigun 
und bamit ben Auftrag erhalten, bei diefer Gelegenheit zu erflären, vab 
die Regierung das Amendement, das gegenwärtig von Herrn v. Binde 
wieder aufgenommen ift, für 1862 in Beziehung auf das Refultat für 
annebmbar hält, wiewohl es ihr außerordentlich ſchwer wird, bie in 
diejem Amenbement bezeichneten Reductionen in ben Etat, ber bereits zum 
großen Theil confumirt ift, noch auszubringen. Namentlich wird es ihr 
ſchwer werben, an denjenigen Stellen, welche das Amendement ausbrüdlic 
bezeichnet, diefe Rebuctionen vorzunehmen; aber jedenfalls wird das hobe 
Haus fid überzeugen, daß die Regierung mit diefer Bereitwilligkeit docu— 
mentirt, daß fie feinen Falls auf einen Gonflict ſpeculirt. Nun ift ja in 
diefem Amendement, wenn ich es richtig verftehe, ein Vorbehalt gemacht 
worben in Bezug auf den Etat von 1863, und ein weiteres Amendement 
der Herren Stavenhagen, v. Sybel, Schubert und Tweften für den Etat 
pro 1863 liegt gleichfall® bereits vor, wiewohl dieſer Etat jelbit gegen: 
wärfig noch nicht zur Discuffion geftellt if. Ich bin mir darüber gar 
nicht unklar, daß das Amendement für das Jahr 1863 eigentlih den Kern 
der Frage berührt. Ich glaube, daß es fich empfehlen wird, ſpäterhin über 
bie Stellung ber Regierung zu diefem Amendement eine beflimmtere Er: 
Märung abzugeben. Ich meine aber jchon gegenwärtig mid beziehen zu 
fönnen auf meine vorgeftrige Erflärung, welche ausdrüdlich barzuthun 
fuchte, daß ſelbſt wenn die Negierung auf eine weitere factifche Verkürzung 
der Dienftzeit eingehen wollte, fie doch Bedenken tragen müßte, bies in ber 
Weife zu tbun, wie bag in ben Gommiffions - Berathungen und in bem 
Amendement der Herren Stavenhagen u. ſ. w. ausgedrückt ift. Ich glaube, 
daß fo mancherlei technifhe Erwägungen in medio find, baß jelbit für 
biefen Fall ſehr gründlih und ernftlih an Gompenfationen gebacht "werben 
müßte, welche unerläßlich fein werden, wenn bie Regierung mit Rüdficht 
auf die öffentlihe Stimmung und mit Nüdfiht auf die Stimmung in 
biefem Haufe jelbft zu einem Polen Schritte ſich entichlöße. Ich muß mir 
alfo meine Erflärungen in dieſer Beziehung vorbehalten. Ich glaube, 
meine heutige Auslafjung wird darthun, daß die königliche Staatsregierung 
überhaupt Teinesweges auf das fpeculirt, was man einen Gonflict nennt, 
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fondern daß die Regierung vielmehr das Bedürfniß fühlt, eine Einigung 
über die obfchwebende Frage herbeizuführen“. 

Auf den Antrag von Bodum:Dolffs, des Präfidenten der Bub: 
getcommifjion, befchließt das Haus in Folge diefer Erklärung ſich 
zu vertagen, damit die Commiſſion nochmals in Berathung treten 
Fönne. Die Budgetcommiffion tritt jofort zufammen; der Kriegs— 
minijter und der Finanzminifter find anwefend, ebenjo eine große 
Anzahl von Abgeordneten. Der Kriegsminifter wiederholt im We— 
fentlihen feine im Plenum abgegebene Erklärung, die von anderer 
Geite als „ſehr unbeftimmt, ſehr vorfichtig, fehr zurückhaltend“ bezeichnet 
wird. Der Kriegsminifter erklärt, zu definitiven Neußerungen, 
zu Darlegung einer Direction werde er am folgenden QTage im 
Stande fein. Die Commiffion beſchließt darauf bin, am folgen: 
den Tage eine neue Sitzung zu halten und inzwifchen eine weitere 
Ausfegung der Plenarfikung zu veranlaffen. 


18. Sept. Sibung der Budgetcommifjion. Die Hoffnung auf eine Ber: 


ftändigung mit der Negierung fällt dahin. Erklärung des Kriegs: 
minifters: 

„Bierundzwanzig Stunden find eine furze Friſt in einer fo wichtigen An- 
gelegenbeit, als die vorliegende. Um wo möglid eine Berjtändigung zu er: 
reichen, ift die Regierung dem Abgeorbnetenhaufe bereit8 entgegengefommen 
und bat ungeachtet nicht unmefentlicher technifcher Bedenken fih mit dem 
Amendement Stavenhagen: v. Subel, jetzt v. Binde, einverftanden erklärt. 
Ih boffe, daß in dieſem Zugeftändniß die Grundlage zu einem Einver— 
nehmen gegeben fein wird und bin überzeugt, daß Regierung und Land bie 
Einigung mit großer Freude begrüßen werden. Was meine meitere Aeuße— 
rung über den Antrag, fo weit er 1863 berührt, betrifft, jo wird von ber: 
felben die Erwägung der Vorfchläge für 1862 nicht abhängig zu machen 
fein, Bei der Berathbung des Etats pro 1863 wird die Regierung ihren 
Standpunkt näher bezeichnen. Nach reifliher Erwägung muß ich indeß bie 
innige Ueberzeugung ausiprechen, daß das Amendement Stavenbagen, jest 
v. Vinde, in vorliegender Form und unverändert aus technifchmilitärifchen 
Gründen unausführbar erjheint. Das Einverftändniß der Regierung 
mit demfelben kann daher nicht in Ausficht geftellt werden und "die Regie— 
rung würde ihre Pflicht verlegen, wenn fie, lediglich um jegt Frieden zu 
haben, auf das Amendement pure eingeben wollte. Ich bin bereit, meine 
Erflärung näher zu begründen“. Nachdem die Gommiffion die Begründung 
zugelafien, führt Hr. v. Roon aus, daß fich ſchon bei der verfpäteten Ein: 
ftellung ber Refruten am 15. Februar jeden Jahres große Schwierigkeiten 
ergeben, und daß ber Zuftand Europa's erfordere, daß bie Armee ftets im 
friegäbereiten AZuftand jei. Der Grundgedanfe des Amendements ſei bie 
faktiſche Einführung der zweijährigen Dienſtzeit. Die Armee babe ſchon 
unter der proviforiichen Verkürzung der Dienjtzeit gelitten, und noch größere 
Uebelftände würden bei der Herabjegung auf zwei Jahre eintreten. Jeden: 
falls müſſe fie, falls fie möglich fein folle, durch Compenfationen ermöglicht 
werben, von benen es noc nicht einmal feftftehe, ob fie wirkſam fein wür— 
ben. Dabei wies ber Kriegsminifter auf Erhöhung des Soldes für Unter: 
offiziere und Gapitulanten und auf die Errichtung ftehender Lager bin. In 
Bezug auf das erwartete Geſetz erflärte er nochmals, die Negierung benfe 
ihre eingegangene Sg rg in Bezug auf die Vorlegung befielben fpäter 
zu erfüllen. — Bon Seiten aller Redner wird in Jängerer Debatte bemerft, 
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daß die Aeußerungen bes Kriegsminifters fein Entgegenfommen ber Re: 
aierung, und zwar nicht einmal der Minderheit gegenüber bezeugten, daß 
Das Haus auf der gefeglihen Regelung ber Militärangelegenbeit beftehen 
müſſe, und daß, bevor dieſe nicht angebabnt ſei, feine Beranlafjung vor: 
liege, von dem bisher eingeichlagenen ganz correcten Wege abzugeben. Der 
Antrag des Abg. v. Hoverbed, bas Haus wolle beichliefen, daß bie Er: 
Flärungen des Kriegsminifters von geftern unb beute feine 
Beranlajfung gäben, die Beratbnngen über ben Etat pro 
1862 weiter auszufegen, wird ſchließlich, nachdem aud Abg. Tweſten 
ausdrüdlich zugeftimmt hatte, einftimmig angenommen. 


19. Sept. Sechster Tag der Militärdebatte des Abg.:Haufes. Bericht 


5: 


21. 


und einftimmiger Antrag der Commiffion. Der Kriegsminifter er: 
Märt: Seine Worte am 17. hätten nichts wefentlihes neues ent: 
balten; er ſei daher in hohem Grade überrafcht gemwefen, daß bie: 
felben eine DVertagung zur Folge gehabt hätten (Bewegung). Seine 
Anfihten über die zweijährige Dienftzeit feien die alten und nicht 
widerlegt. Daß über die von ihm angeregten Schwierigkeiten nicht 
geſprochen worden fei, fei Schuld der Art und Weife, in welcher 
die Commiſſion die Geſchäfte behandelt babe. Die Abg. Simfon 
und Binde ſprechen ſich jehr entfchieden gegen das Benehmen des 
Kriegsminijterd aus, Der Antrag der Commiffion wird mit allen 
gegen 1 Stimme angenommen und in der Specialdebatte fortge: 
fahren. 


„ Hr. v. Bismark-Schönhauſen trifft aus Biarritz in Berlin ein. 


„ Siebenter Tag der Militärbebatte,. Das Militärbudget für 
1862 wird bis auf die Hauptabftimmung beendigt. 


„ Bericht der Budget:Commifjion über den Militäretat für 1863: 


Nach den Anträgen der Commiſſion jtellt fih das Endrefultat für den 
Militäretat pro 1863 wie folgt: Der von der füniglicden Staatsregierung 
vorgelegte Etat verlangt im Ordinarium 36,644,960 Thaler. Hierunter find 
jedoch als der größeren Kriegsbereitichaft zur Laft fallend ermittelt und von 
der GCommiffion zur Abſetzung empfohlen (rund) 5,928,302 Thlr. und wer: 
den daher nach den Anträgen der Gommiflion an fortlaufenden Ausgaben 
zu bewilligen fein: 30,716,658 Thlr. Zu ertraordinären Ausgaben find nad) 
dem von der Staatsregierung vorgelegten Etat angejekt: 1,844,662 Thlr.; 
biervon find als zur Kriegsbereitichaft gehörig ermittelt und zur Abjekung 
empfohlen 138,714 Thlr., jo daß an einmaligen und außerordentlichen Aus: 
gaben zu bewilligen fein werben: 1,705,948 Thlr. 


„  Kriegsgerichtliches Urtheil in Graubenz über 5 Unterofficiere, 
6 Gefreite und 68 Gemeine der 12. Compagnie des 8. oftpreuß. 
Infanterieregiments wegen Aufwiegelung, Meuterei und Verweige— 
rung des Gehorfams (gegen den Hauptmann von Befler). 
„ Artikel der SternsZtg. über den mißlungenen Verftändigungs- 
verjud: 

„ . . In dem Bewußtſein, bis am bie Äußerfte Grenze des Möglichen 
den ausführbaren Wünfchen des Landtags entgegengefommen zu fein, wird 


die Regierung um fo rubiger, Marer und fiherer ben principiell und that: 
fächlich feftbegründeten Standpunft unerfchütterlich feſthalten, welden fie im 
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Antereffe der Krone, fo wie des Landes aus tieffter Weberzeugung einnimmt. 
Sie darf fih dabei der Hoffnung bingeben, daß die Bejonnenen im Lande 
auch aus der neueften „Epifode” der Landtagsverhandlungen mehr und mebr 
die Ueberzeugung gewinnen werben, wie e8 die Schuld ber Regierung nicht 
ift, wenn das Budget für 1862 aus den Berathbungen bes Abgeordneten: 
baufes in einer Gejtalt hervorgeht, bei weldher Niemand unter ben Beſchlie— 
genden jelbit an das Zuftandefommen und bie Ausführbarfeit 
besjelben glaubt“. 


23. Sept. Schlußabftimmung des Abg.Hauſes über die bisher nur pre- 


‚24. 


25. 


viforifch . gefaßten Befchlüffe bezüglich des Militärbudgetd. Die Ein- 
nahmen werden gemäß den proviforifchen Bejhlüffen mit 393,411 
Thlr. bewilligt, 20,854 Thlr. in das Ertraordinarium (Kriege: 
bereitfchaft) verwiefen und dort geftrihen. Für die Bewilligung 
der vollen Statspofition der Ausgaben im Ordinarium nad 
ber Regierungsvorlage ftimmen: 11 Mitglieder (der ehemalige li— 
berale Finanzminifter v. Patow und die Feudalen) gegen 308. 
Die Bewilligung von 31,932,940 Thlr. im Orbinarium nad den 
proviforifhen Befchlüffen erfolgt hierauf einftimmig, ebenjo bie 
Ueberweifung des Reftes in das Ertraordinarium. Nachdem ber 
volle Betrag abgelehnt ift, erfolgt die Abjtimmung über die Be: 
willigung von 5,529,566 Thlr. nad) dem v. Binde’fhen (Staven: 
hagen'ſchen) Amendement. v. Binde zieht den Antrag auf ma: 
mentliche Abjtimmung zurüd. Das Amendement wird mit großer 
Mehrheit abgelehnt; das Ertraordinarium für die Kriegsbereitfchaft 
ift alfo geftrihen. Entſprechend erfolgen die befinitiven Abſtim— 
mungen über das Ertraordinarium ber laufenden Verwaltung ge: 
mäß den früheren Bejchlüffen. 


„ Der Minifter v. d. Heydt erhält die nachgefuchte Entlaffung; 
Prinz Hohenlohe wird vom Vorfite des Staatsminifteriums ent: 
bunden und v. Bismark-Schönhauſen zum Staatsminifter (vorerft 
noch ohne Portefeuille) mit dem DVorfig im Staatsminifterium er: 
nannt. Die Situngen des Abg.:Haufes werden auf den Wunſch 
ber Regierung bis Montags den 29. Sept. vertagt. 


„ Artikel der SternsZtg. über die Beichlüffe des Abg.-Hauſes: 


„Das Haus der Abgeordneten hat, wie feit Wochen vorausjufeben war, 
ben Forderungen der Kortjchrittspartei gemäß die gefammten Ausgaben 
der Militär-Reorganifation im Staatshaushaltsetat gneftrihen und damit, 
wenn das Votum eine praftiihe Bedeutung baben joll, feines Theils bie 
Desorganifation der Arme beſchloſſen. Wir behalten uns vor, in ben 
nächiten genauer darzulegen, wie es fich praftifch geftalten würde, 
wenn das Votum bes Abgeordnetenhaufes in Wahrbeit zur Ausführung 
gelangen, wenn bas Herrenhaus an feinem Theil den zerftörenden Beſchlüſſen 
beitreten und die Regierung ibre Pflichten für das Heil und die Ehre des 
Landes jo weit verfennen fünnte, um foldhe parlamentarifche Beſchlüſſe ohne 
Weiteres zu vollziehen. Doch — das hat die Majorität des Mbgeordneten- 
hauſes auch nicht erwartet, ſie hat vielmehr von vorn herein gewußt, daß 
fie ein Votum rein theoretiſchen Charakters abgebe, leider auf einem Gebiet 
von fo unmittelbar praftifcher Bedeutung, daß bloßes Theoretifiren auf dem: 
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ſelben nur Verwirrung und unbeilvolle Berwidelungen anrichten kann. 
Wenn bie Berfafjung vorfchreibt, daß der Staatshaushalt in jedem Jahre 
durch ein Gefeg feitgeftellt werden jol, — fo ſcheint es unzuläffig und 
den verfaffungsmäßigen Pflihten zuwider, bei der Mitwir: 
fung au dbiejem Geſetze Beſchlüſſe zu falfen, deren Unannehm— 
barfeit und Unausführbarfeitden Beſchließenden felbft ganz 
flar bewußt ifl..... Der Abgeorbnete Tweften (der übrigens mit 
der Mebrheit des Haufes gejtimmt bat), wies die praftiihe Nichtigkeit ber 
beabfichtigten Beichlüffe mit folgenden Worten nah: „Hält man es faktijch 
für untbunlich, auf den Zuftand von 1859 zurüdzufehren oder will man es 
ernftlich gar nicht, will man nicht das, was man durch bas Urtheil über 
ben Etat fcheinbar verlangt, dann ftellt man fich auf den Boden eines fors 
malen Princips, welches die realen Verbältniffe mißachtet und in ber Politik 
niemal® Dauerndes jchaffen oder erhalten fann. Man fagt etwas, was nicht 
it, man beſchließt, was man gar nicht ausgeführt haben will; es ift bas 
eine Politik der Agitation und Demonftrattion, — welche eine gebeihliche 
Eutwidelung unferer parlamentarifhen Zuftände unmöglih madt. Statt 
materielle Bortbeile für 1863 zu erreichen, ruft man jedenfalls für den Aus - 
genblid große Unregelmäßigfeiten in dem ganzen Gtaatshaushalte hervor. 
Man ruft aber auch durch einen jolden Beſchluß außerhalb des Haufes die 
Täufhung hervor, ald wenn nun bas, was geftrichen und abgeſetzt wird, 
wenn niht für den Augenblid, jo doch für die Zukunft wirklich eripart 
werden follte, und ich glaube, eine ſolche Illuſion würde entweder jpäter 
eine Enttäufhung hervorrufen, welche ber Autorität dieſes Haufes jehweren 
Schaden bereiten würde, — oder fie würben weiter und weiter zu Schritten 
treiben, welche einen immer fchwereren Bruch unvermeidlih machten“. Im 
Anſchluß an dieſe Worte wies ber Herr yinanzminifter v. db. Heydt nod: 
mals auf die faftifhe Unmöglichkeit bin, daß an dem Budget für 
1862 diejenigen Abfepungen ftattfinden fünnten, welche bie Commiſſion vor: 
geihlagen, und bob die Gefahr hervor, daß „„Umftände eintreten, 
unter denen irgend etwas gejheben müffe, was nidht aus: 
dbrüdlidh in ber Berfafjung gejhrieben ſei““. . . Wenn un: 
geachtet der Flaren factiihen Lage der Dinge und ungeachtet aller entſchiede— 
nen Mahnungen das Haus dennoch beſchloſſen hat, was nicht ausgeführt 
werben fann und „„was man gar nicht ausgeführt haben will““, jo wird 
das Haus fi) der Mitverantwortlichfeit für die daraus erwachjenden Zu: 
Hände Angefichts des Landes nicht entjchlagen können“. 

2. Sept. Ein Schreiben des Abg. Müllenfiefen an den Kronprinzen 
ipricht mit großer Wärme die Oefinnungen und Gefühle der Ma: 
jorität des Abg.-Hauſes im Augenblicke der eingetretenen Krifis aus: 


„RK. Hoh.! Die Mitglieder des Haufes der Abgeordneten bereiten fich zur 
Heimkehr vor. Ein zweites Mal in diefem Jahre hatten die ſchönſten Hoff- 
nungen fie zur Hauptitadt begleitet; fie verlajjen bdiefelbe mit demjenigen 
Gefühl des Unmuths, das fih nur irgendwie an getäufchte Hoffnungen zu 
fnüpfen vermag, und wie einft Mofes von dem Gipfel des Pisga das Land 
der Verheißung nur von ferne jchauen durfte: „Ich habe es dich fehen laſſen 
mit deinen Augen, aber hinein folft du nicht fommen, „fo mögen die Alten 
unter uns von dem ſchönen Iebensvollen Bilde jcheiden, das ein ehrlich ver: 
fafjungsmäßiges Regiment den Augen ihrer Seele zeigte. Schreiber biefer 
Zeilen überſchritt fein 60. Lebensjahr, zuwiel der Jahre bereits, täufchenden 
Bildern anzubangen, und war feine parlamentarische Thätigfeit auch bie 
allerbeicheidenfte, — die anererbte Liebe zu feinem Königshaufe will ihn 
nicht von bannen ziehen laſſen, bevor er feine Auffaffung der gegenwärtigen 
Berbältniffe in wenigen Worten in die Hände Ew. kgl. Hoheit niedergelegt. 
Hat ber Kampf um verfafiungsmäßiges Leben bereits viel Wohljtand zer: 
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Hört, manches Unternehmen gelähmt, fo wird ein Verfuch, wie verlautet, ohne 
Berfaffung weiter zu regieren, wenn auch nicht fofort, doch in feinem Ber: 
lauf, der Wirkung eines jener Winde Afrika's gleihen, deren Giftbaud 


“ blühenden Gefilden ben Stempel ber Verödung aufdrüdt. Nur ehrliches 


Walten nach verfaffungsmäßigem Recht vermöchte ee, fo großes Inglüd ab: 
zuwehren und Segen ftatt Fluch über Volt und Land zu bringen, und ber 
Majorität des Abgeordnetenhauſes in ihrer Allgemeinheit, fowie fie eben 
zufammengejeßt ift, andere als patriotifche Beftrebungen unterfchieben, beikt 
Ehrenmännern im Kanıpfe für garantırtes Recht nur mit Verleumdung 
danken. Diefe Majerität kann nicht von ihrem Standpunft weihen; benn 
greift beifpielsweife der Schreiber diefer Zeilen in feinen eigenen Bufen, ba 
findet er mahnend und warnend ben Eid, den er ber Verfaſſung geihmworen, 
und fhon der Gedanke entjegt ihn, an irgend etwas fich zu betheiligen, mas 
mit diefem Lanbesgrundgefeg im Widerſpruch ficht. Nein, lieber den Tod 
auf feinem Sig in der Kammer, als den Fluch des Meineids auf der Seele! 
Den Leib möchte man immerhin tödten, nähm’ er doch ben freien Getft 
mit fih hinüber in eine befiere Welt! Geruben nun Ew. tgl. Hoheit, jol- 
hen Standpunkt zu erwägen, ſolche in tiefer religiöfer Ueberzeugung mur: 
zelnden Motive zu prüfen, dann werden Sie bad Drüdenbe der Stellung 
eines ehrlichen Abgeordneten mitzufühlen vermögen, der auf einer Seite die 
Bahn fieht, die nieberwärts führt, mit ihrem traurigen Gefolge der Zerrüt: 
tung durch alle Verzweigungen des Voltslebens hindurch, und auf der an- 
dern all’ die Erfolge, welche Gefeg und Recht zur Seite haben, dem er nun 
ben Rüden zu wenden verurtbeilt wird. Der Unterzeichnete gebört feiner 
Lebensjtellung nach der Induftrie an, und ob dies Leben zum allergröften 
Theil auch bitter und hart geweien, — ſchon früh bat er den Wahliprucd: 
„Ein Wort — ein Wort! Ein Mann — ein Mann!“ zu dem feinigen 
gemacht, treu genügt bie ihm befchiedene Zeit und was er über den Un— 
terricht der Elementarfchule hinaus ſich angeeignet, den nächtlihen Stunden 
entrungen. So konnte andy nur Weniges dev Länder: und Bölfergefchichte 
an ihm vorübergeben, und was davon fein eigen wurde, war bie Flare 
Ueberzeugung, daß Völker jchnell erblühten, je wie Gefep und Recht ibr 
Banner war, und wie fie eben fo fchnell wieder janfen, oft bi® zum Erld— 
ihen des nationalen Lebens, je wie fie diefem Banner untreu mwurben. 
Kgl. Hoheit! Vermögen Sie es, jo wehren Sie ab unanebleiblibem Ber- 
berben, jo wehren Cie ab, daß das geheiligte Haupt Sr. Majeftät nicht 
auch mit Kummer in die Grube fahre; und das wird es jo unzertrennlich 
von bem eingeichlagenen Wege, als die Wirfung von ihrer Urjache ungzer: 
trennlich ift. Iſt e8 denn überhaupt ein revolutionärer Geift, der in den 
Völfern Europa's drängt und treibt? Iſt es nicht vielmehr ein providen— 
tielles Einwirken zur Hervorbringung einer ganz neuen Zeit, dem dies Ie- 
gitime Ringen nach menfchenwürdigerer ftantsbürgerlicher Stellung entfpricht ? 
Und weiſe wäre es, dieſer — eben weil fie providentiell — unbezwingbaren 
Strömung ein breites Bett zu graben. Ober find die ehren von 1848 fc 
ganz vergeblich geweſen? — vergeblih das Beifpiel Hollands, der Beweis 
Belgiens, daß ein Volk in Fried’ und Zuverſicht dahin leben fann, ob aud 
die Wogen der Revolution um feine Grenzen fchäumen, weil binter ihnen 
Geſetz und Recht eine heimifche Stätte gefunden? O es bebarf bei uns nur 
des Ginen: Ehrlich und feit es at auf die Berfaffung gewagt! Alſo 
Umfebr, Umfebrvom Rande gähnender Kluft! Denn wie es 
für jeden Menſchen einen Pfad durch's Leben gibt, auf dem er nicht irren 
fann, — den: mit Abftreifung aller Streitigkeiten und Vorurtheile einfach 
ehrlich ihun, was das Evangelium gebietet, fo können auch Yenfer und 
Leiter von Staaten nicht irren, wenn fie, ſich ſelbſt vergeflend, der Maje: 
ftät des Rechts fich ımterordnnen, denn Recht und Wahrheit ftammen nicht 
von diefer Erde, und ob ein Reich nach Hunderten von Millionen feine 
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Kinder zähle, das Regiment wird leicht in alten feinen Theilen, benn ber 

anze Mechanismus der Verwaltung folgt dann nicht vormeintlicher ſchwacher 
Sterblicher Weisheit, fondern der Allgewalt einer Macht, die über der Zeit 
und dem Raum thront. Und welcher Art wäre die uns damit fofort ge: 
botene Peripeftive ? Ein glüdlih Volk, dem ſchon der Name jeined Königs 
bie Pulſe wärmer fchlagen macht! Und diefes Volf, wie bing es ihm nod 
an im legtverflojienen Jahre? Mit ganzer Lieb’ und Treuc, opferwillig wie 
je ein Bolf. Dies leugnen, beißt lügen, beraus aus ſchwarzer Seele voll 
felbitfüchtiger Hintergedanfen, — beißt die Wahrheit verratben und die Rolle 
einer Natter fpielt, die unter Blumen ſchleicht. Mein Haupt zum Pfande, 
daR ich die Wahrheit jagte! Ew. kgl. Hoheit ift es ambeimgegeben, von 
diejen Zeilen geeigneten Gebraud zu machen. Möchten fie alsdann aufge: 
nommen werben wieeine Appellation von dem jhleht berathbenen 
Königean den beſſer berathbenen König, und feiner 14 Tage 
würde es bedürfen, und dag Volf würde wie erlölt vom ſchweren Banne, 
und in dem Gefühl, fich wieder einig mit feinem Könige zu wiſſen, ber 
kurzen, berben Täujhung jüngftvergangener Zeit gar bald vergeffen haben. 
Sich aber mit der ungeheuren Mehrheit eines glüdlichen dankbaren Volkes 
eins zu willen, mehr kann aud ein Fürft, Schwacher Sterbliher wie Alle, 
nicht wollen fönnen, und die größte und befte Armee wird nie aud 
nur entfernt ein Bolf erfegen, das wie Ein Mann binter 
feinem Könige ſteht.“ 

28. Sept. Die Sternztg. ſucht nochmals die Unmöglichkeit nachzuweiſen, 
auf die Abfiriche des Abg.-Hauſes am Militärbubget Seitens ber 
Regierung einzugehen: 

„Der fragliche Beſchluß ift einfah und ſchlechterdinge unausführbar. 
Er ift es, wenn die preußiiche Armee überhaupt fortbeftehen, wenn ferner 
die verfaffungsmäßigen Rechte der vollziehenden Gewalt in ihrem Bereich, 
die verfaffungsmäßigen Rechte des Königs in Bezug auf bie 
Armee, nod einen Schatten von Wahrheit haben ſollen. Wir haben reidy« 
ich ſchon angedeutet, daß auch die Gegner felbit zum großen Theile ihn 
als umausführbar anerkennen und fich zu feiner Rechtfertigung nur binter 
angebliche Rechtsgründe verſchanzen. Gin Beſchluß aber, der von vornherein 
dazu da fein joll, nicht ausgeführt za werden, ift fein Beſchluß. Es ift 
eine contradictio in adjecto, ein nonsens: bewußter Weife einen unmög— 
lihen, unausführbaren Beihluß zu fallen.“ 


29. „ Sitzung des Abg.Hauſes. Der proviforifche Minifterpräfident 
v. Bismarf-Schönhaufen zieht das Budget für 1863 zurüd: 


„Nachdem das Haus alle Reorganifationsausgaben für 1862 abgefekt 
bat, muß die Regierung annehmen, daß diefelben Beichlüffe fih für 1863 
unverändert wiederholen. Da aber die Regierung ibrerfeitd an ben Auf: 
faflungen fejtbält, welde durch ihre Organe bei 1862 entwidelt find, fo 
würden die Ergebniſſe jofortiger Beſchlußnahme einer zukünftigen Erledigung 
der ftreitigen Fragen nicht fürberlich fein, fondern die Schwierigkeiten er: 
beblich vermehren. Nach den bieherigen Verhandlungen ift eine Verſtän— 
bigung ohne Gejeßesvorlage nicht möglih. Auf den Antrag des Staats: 
minifteriums bat mich ber König ermächtigt, den Etat für 1863 zurüdzus 
zieben. Damit ift der Grundſatz von einer rechtzeitigen Vorlegung des 
Etats nicht aufgegeben, fondern bie Negierung hält es nur gegenwärtig für 
ihre Pfliht, die Hinderniffe einer Verftiändigung nicht noch höher anſchwellen 
zu laffen. Die Regierung wird daher in der nächiten Seffion den Etat für 
1863 mit einem bie Lebensbebingungen der Reorganijatton aufrechterhal: 
tendben Gefegentwurf vorlegen, und ebenjo den Etat für 1864." Die Er: 
klärung wird ber Budgetcommiffion zu ſchleuniger Berichterftattung überwiefen. 
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30. Sept. Die Budgeteommiſſion beſchließt auf den Antrag des As. 
Forkenbed in Folge der Erklärung des Minifterpräfidenten vom 
29. Sept.: 1) mit allen gegen 4 Stimmen: die Staatsregierung 
aufzufordern, ben Etat für 1863 dem Abg.-Hauſe zur verfaſſungs— 
mäßigen Befchlußnahme fo fchleunig vorzulegen, daß die Feitftellung 
no vor dem Beginn bes Jahres 1863 erfolgen kann; 2) mit 
allen gegen 1 Stimme: daß es verfaffungswidrig fei, wenn bie 
Staatsregierung über eine Ausgabe verfüge, welde burd das Abg 
Haus abgelehnt worden.“ 


Mehr als 60 Mitglieder des Haufes haben fih zu ben Beratbungen ber 
Commiſſion eingefunden. Merkwürbige Aeußerungen bes neuen Miniſter- 
präfibenten über die Menge „catilinarifcher Eriftenzen“ in Preußen, bie ein 
großes Antereffe an Ummälzungen hätten, über die Vorliebe Preußens, 
„eine zu große Rüftung für feinen ſchmalen Leib zu tragen” unb über bie 
„ungünftigen Grenzen Preußens“, endlich über „Blut und Eifen“, durch die, 
nicht durch Neben und Majoritätsbefchlüffe wie 1848 und 1849, bie großen 
Sragen ber Zeit entichieden würden. (Eine authentiſche Faſſung feiner 

eußerungen liegt nicht vor.) 


1. Oct. Der Staatsminifter a. D. v. Bodelſchwingh wird zum Finanz: 
minijter ernannt. 


„ Das Herrenhaus nimmt das Geſetz über die Ein: und Aus: 
gangsabgaben, das die Genehmigung bes Handelsvertrags mit Frank— 
reich involvirt und ebenfo die Nefolution des Abg.-Hauſes (vom 
5. Sept.), das die Regierung in der eingejchlagenen Politik gegen: 
über Bayern und Württemberg beftärkt, einjtimmig an. Erflärung 
des Minifterpräfidenten v. Bismark: 


„Es kommt der gegenwärtigen Staatsregierung vorzüglih darauf an, 
zu conftatiren, daß die gefammte Landesvertretung, wie verfchieben auch bie 
einzelnen Glieder derjelben in politifcher Hinficht fein mögen, einig ii, 
die Regierung in der Feitftellung der Grundlagen zur Entwidlung des ma: 
teriellen Wohls zu unterftügen, und daß die Wege, welche in diefer Be: 
ziehbung die Staatsregierung eingeſchlagen, die gleihmäßige Zuftimmung beiber 
Häufer des Landtags finden. Es wird die Regierung freuen, wenn fie den 
Zollverein noch ferner erhalten kann; fie wird indeß eine Ermeuerung bes 
jelben nur auf Grundlage bes Bertrages vom 2. Auguft im Auge Balten, 
und bdenjelben nicht mit denjenigen Zollvereinsregierungen wieder aufnehmen, 
die dem Hanbelsvertrage ihre Zuftimmung verweigern. Die Regierung iſt 
weit entfernt, bie einzelnen SZollvereinsregierungen in ihrem freien Willen 
irgendwie zu bejchränfen; es handelt fich aber hier nicht um eine Machtfrage, 
fondern um eine Frage des materiellen Wohls, und es wäre gefährlich, ır- 
gend einen Zweifel bei ben übrigen Zollvereinsregierungen an dem Ernit 
der gegenwärtigen Regierung und eine Hoffnung auf ihre Nachgiebigfeit be- 
fteben zu lafjen, die von ihr in Feiner Weiſe zugeftanden werden fann. 
Durch Kie einftimmigen Boten ber Landesvertretung wird aber ber Glaube 
an den Ernft der Regierung geflärkt werden.“ 


3. „ Das Abg.-Haus erledigt den Marine:-Etat nad den Anträgen 
der Commifjion und befchließt damit die auch für diefen Etat be: 
antragte Ablehnung aller für eine Erweiterung der Marine im 
ordentlichen Budget geforderten Mehrausgaben. Mit der Erlebi- 
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gung des Marineetats hat die Berathung des ganzen Budgets für 
das Jahr 1862 ihren Schluß gefunden. Demnad) wird fofort das 
betreffende Finanzgeſetz berathen und angenommen, wodurch ber 
Staatshaushaltselat für das Jahr 1862 in Ginnahme auf 
136,265,348 Thlr. und in Ausgabe auf 133,835,326 Thlr., nämlich 
auf 126,966,849 Thlr. an fortdauernden und auf 6,868,337 Thlr. 
an einmaligen und außerordentlihen Ausgaben feftgeftellt wird. 


6. Det. Der Kronprinz und die Kronprinzefiin treten von Coburg aus 
eine längere Reife nad Stalien an. Turin wird von benfelben 
nicht berührt. Die Rüdreife erfolgt über Wien, wo diefelben vom 
Kaijerhofe mit äußerfter Zuvorkommenheit behandelt werben. 


„Erſter Tag ber zweitägigen Debatte des Abg.-Hauſes über ben 
Antrag der Budgetcommiffion (f. unter d. 30. Sept.). ‘Der Abg. 
v. Zinde ftellt dazu einen Amendementantrag. 


Antrag Binde: „In Erwägung, baß 1) alle Staatsausgaben nad 

dem Wortlaute und dem flaren Einne bes Artikels 99 der Berfafjungss 
urfunde vom 31. Januar 1850 durd ein Gejeß feitgeftellt werden müfjen; 
2) eine Berehtigung zur Leiftung folder Ausgaben der Landesvertretung 
egenüber daher nicht eriftirt, bevor fie durch ein Geſetz fejtgefiellt worden 
nd; 3) das bisherige Verfahren, wonach bei dem Beginne eines jeden 
Jahres die durch das Staatshaushaltsgeſetz des vorhergehenden Jahres feft: 
geftellten fortdauernden Ausgaben bis zur geſetzlichen Feſtſtellung des neuen 
Staatshaushaltsetats einftweilen fortgeleiftet worden find, bis jegt niemals 
als ein verfafjungsmäßiges Berfahren anerkannt; 4) vielmehr von allen 
Factoren der Gejeßgebung zugegeben worden ift, daß es eine ber nmachträg: 
lihen Genehmigung der Yandesvertretung bedürfende Abweihung von dem 
verfaflungsmäßigen Verfahren enthalte; 5) dies bisherige Verfahren ſich lets 
nur auf die im Vorjahre durch das Staatshaushaltsgejeg ausdrücklich bes 
willigten fortdauernden Ausgaben erftredt hat, fomit 6) durchaus nicht J 
ein Präcedenzfall für die fernere Leiſtung folder Ausgaben geltend gemacht 
werben fann, deren weitere Bewilligung von dem Haufe der Abgeordneten 
ausdrüdlich abgelehnt worden ift; in der fernern Erwägung, 7) daß ber 
interimiftifche Vorſitzende des Staatsminifteriums in der 94. Gißung ber 
Budgetcommiffion, nad) -Ausweis des Protofolls vom 30. September d. J. 
die Erflärung abgegeben bat: „die eingangsgedachte Auffaſſung des Artikels 
99 ſtehe mit der zwölfjährigen conftitutionellen Praxis des Landes im Wider: 
ſpruch und berube auf einer Interpretation, welde von der Staatsregierung 
nicht getbeilt werben fünne” ; 8) das f. Staatsminifterium aber biefer Er: 
Härung feinerlei Folgen geben kann, ohne die Berfajjung des Landes zu 
verlegen: erklärt das Haus der Abg., daß bie k. Staatsregierung, 
abgejeben von den in Anjehbung bes Etats pro 1862 zu gewärtigenden wei: 
tern Vorlagen, falls fid) die Feitftellung des Staatshaushaltsetats für das 
nächſte Jahr nicht noch vor dem 1. Januar 1863 herbeiführen läßt, zur 
Aufrechthaltung gen Ti Zuftände verpflichtet it, noch vor Ab: 
lauf des Jahres 1862 die Bewilligung eines vorläufigen ertraordinären Cre— 
dits bei ber Landesvertretung zu beantragen.“ 

Binde erflärt zu Begründung feines Antrags, die Minorität werde 
den vom Haufe gefaßten Beſchluß in der Militärfrage als einen pl 
mäßigen anfehen und achten; fie fei aber nicht, wie man vielleiht aus ber 
Schlußabſtimmung gejchloffen babe, mit der Majorität vollftändig einig, ba 
fie die Reorganifation erhalten wolle und nur bie zweijährige Dienftzeit 


174 


Preußen. 


fordere. Anderſeits aber müfje allerdings ber Erflärung bes Staatsminifters 
vom 29. Sept. eine ganz bündige Verwahrung entgegentreten. 


Neben von Gneift für den Antrag der Commiflion und ven 
Simfon für denjenigen von Binde. Der Minifterpräfident v. Die 
mark verfpricht eine Erklärung für den folgenden Tag. 


T. Oct. Zweiter Tag der Debatte des Abg.-Hauſes über den Antrag der 


Budgetcommiffion v. 30. Sept. Erklärung bed Minifterpräfidenten: 


„M. HH.! Die Erflärung, die ich jegt abgeben werde, gebe ich nich 
in meinem Namen, fondern im Namen des ganzen Staatsminifteriums ab, 
und ich erlaube mir deshalb, ein redigirte® und vom Staatsminijtermm 
enehmigte® Concept zu verlefen. Die Refolution Ihrer Commiſſion ift be 
— die Antwort zu bilden auf dad Zurückziehen des Etats pro 1863 
wie ſolches am 29. vor. Monats feitens der Staatsregierung geicheben ul 
Wie der Hr. Abg. für Stargard geflern entwidelte, glaubte die f. Staats 
regterung, indem fie die Verhandlung über deu Etat pro 1863 vertagte, un 
verjöhnlicher Weife die Fünftige Ausgleihung zu erleichtern. Ihre Reſolutier 
weift die bdargebotene Hand urüd, fie beantwortet den Vorſchlag cine 
Baffenfillftandes mit der Herausforderung zu jchleuniger Fort 
jegung des Kampfes. Die Regierung nimmt von dieſer Thatſache Ad 
ohne fi in ihren Entſchließungen zur Herbeiführung einer verfafjungs 
mäßigen Erledigung des Streites beirren zu lajjen. Sie wird die von ih 
am 29. vorigen Monats abgegebene Zufage inne balten und befindet nd 
binfihtlih der regelmäßigen Vorlegung des Etats in Feiner principielc 
Meinungsverjchiebenheit mit dem Haufe. Die k. Staatsregierung bat, voı 
einem zwölfjährigen Uſus abweichend, den Gtat pro 1863 zeitiger vorgeleg 
und bat daſſelbe in Beziebung auf den Etat pro 1864 in Ausjicht geitelt 
M. HH.! Die Streitfrage, welche uns bier bejchäftigt, enthält zwei mic 
nothwendig zufammenbängende Momente: das der Militärorganiia 
tion und das der Berfaflungsfrage über die Gompetenz ber verſchie 
denen Stantsgewalten bei ber Feſtſtellung des Budget 
gefeges. Diefe leptere Frage wurde vor zwölf Jahren in und zwijce 
den beiden Häufern und mit der Regierung verhandelt, obne ausgetraat 
zu werden. Die zweite Kammer ging damals über den, der heutigen X 
folution analogen Antrag ded Abgeordneten für Königsberg zur Tagesord 
nung über. Die Krone berubigte ſich bei den Motiven, welde fie den 
Artikel 7 der damaligen königl. Botichaft vom 27. Januar 1850 beigefüg 
hatte. In demfelben beißt es: „Eine nähere Feitftellung dev Befugnifie diele 
Kammer und der Garantieen, welcher das Land bedarf, um den regel 
mäßigen Fortgang dev Megierung gelichert zu jehen, wird erft dann mi 
alljeitigem Verſtändniſſe getroffen werden fünnen, wenn die Behandlung de 
jeßt vorliegenden Budgetiragen hierüber beftimmten Anbalt gewährt.“ Jf 
diejer Beziehung iſt demnach die, weitere Entwidlung der Berfafjung der Zu 
funft vorzubehalten und anzunehmen, daß ceinerfeits die zweite Kamme 
durch die ihr im Artikel 98, jetzt 99, eingeräummte wichtige, mittels be 
gegenwärtig vorgeichlagenen Aenderung noch verjtärfte Befugnig befriedigt 
andererjeitd die Regierung durch den PBatriotismus diefer Kammer vor deu 
Lande jchädlichen Verlegenbeiten bewahrt fein werde. Ich glaube, dak di 
damals nicht erreichte Yöjung weder durch dialectiihen Streit, noch durd 
perjönliche Vorwürfe, nicht durch die Gegemüberftellung wiberjtrebender Thee 
rien, fondern durd die Praris herbeigeführt werden muß. Der Hr. Abe 
für Stargard bat geftern auf dem innern Zuſammenhang meiner Erflärum; 
in der Gommifjion und des ihr vorangegangenen Antrages auf eine Reſo 
lution bingewiefen , indem er den Antrag im Hinblid auf meine Erflänm; 
eine politifhe Maßregel genannt bat; er hätte ihm richtiger eine provo: 
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catorifche nennen fünnen. Nachdem in der Gommiflion bie Haltung an: 
gedeutet worden ift, welche die f. Staatsregierung annehmen würde, wenn 
fie eine praftifche Verftändigung nicht zu erreichen vermag, verjpricht fie ſich 
für leßtere feinen Gewinn, wenn fie mit berfelben politiihen Schärfe ber 
geftrigen Borträge der Theorie ihre Theorie gegenüber jtellen wollte; 
dazu wird die Zeit fommen, wenn die Ausſicht auf eine friedlide 
Ausgleihung geibwunden fein fjollte Das Amendement bes 
Hm. v. Binde und Genofjen wurde ung erft geitern befannt, und da wir 
die Hoffnung fhöpften, eine Bermittlung daran fnüpfen zu föunen, fo 
wünjchte das Minifterium die Bertagung, um fich darüber ſchlüſſig zu machen. 
Demgemäß erlaube id mir, die Erflärung abzugeben, daß die f. Staats: 
tegierung in der Annahme des Amenbements des Hrn. dv. Binde und Ges 
nofjen ein Unterpfaud für die entgegenfommende Aufnahme ihrer Bemühune 
gen zur Berftändigung erblidt und, wenn die Annahme erfolgt, Vorfchläge 
machen wird, weldye auf den Antrag eingeben, ohne ſich bejfen Mo: 
tive anzueignen. (Lebhafter Widerjpruh und große Unrube, jo daß 
der PBräfident Gebrauch von der Slode machen muß.) Die im Amendement 
für 1862 in Ausficht genommenen Schritte würde e8 dann thun, wenn er: 
fihtlih wäre, daß der Etat nicht rechtzeitig zu Stande käme.“ 


Diefe Erklärung, die wohl die von dem Antrag Qinde in Aus: 
fiht geftellte Ertheilung eines vorläufigen außerordentlichen Erebites 
annimmt, die überaus fcharfe rechtliche Begründung ber Stellung 
des Landtags gegenüber der Regierung in der ganzen Frage dagegen 
ablehnt, befriedigt das Haus nicht. Mit 251 Stimmen gegen 36 
wird der Antrag der Commiffion angenommen, Die Mehrheit be: 
ſteht aus der Fortichrittspartei, dem linfen Centrum, ber Fraction 
Rönne, der polnifhen und einem Theile der kath. Fraction; bie 
Minderheit befteht aus der Fraction Vinde, der feudalen und dem 
andern Theile der kath. Fraction. 


9, Det. Entlaffung des Minifters des Ausw. Graf Bernftorff und des 


10, 


Handelsminifters von Holzbrint, Hr. v. Bismark wird zum Prä- 
fidenten des Staatsminifteriums und zum Minijter des Auswär- 
tigen ernannt. 


„ Tas Abg.:Haus Tehnt nad) zweitägiger Debatte den Geſetzes— 
entwurf, betr. die außerordentlichen Bebürfniffe der Marineverwaltung 
nach dem Antrage der Commiflion ab — nur 200,000 Thlr. für 
Uebungsichiffe, für melde der Kriegsminifter Indemnität nachſucht, 
werden bewilligt — und beſchließt, die Negierung aufzufordern, dem 
Landtage in der nächſten Sefjion einen vollftändigen Plan zur 
ihleunigen Entwidelung der Kriegsmarine nebſt Nachweis der zur 
Ausführung diefes Plans erforderlichen, der Finanzkraft des Landes 
entjprehenden Dedungsmittel zu verfaffungsmäßiger Prüfung vor: 
zulegen. 
» Der König empfängt eine Loyalitätsdeputation ans Halle und 
antwortet ihr auf ihre Ergebenheitsadreffe: 

„Sagen Sie denen, in deren Auftrag Sie gefommen find, daß es Mei: 


nem Herzen ſehr wohl thut, wenn ſolche Gejinnungen ausgefprochen werben. 
Nehnlihe Zuftimmungen find bereits aus verihiedenen Theilen des Landes 
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an Mich gelangt, und noch mehrere find Mir angekündigt. Uebergriffe 
ber von Ahnen bezeichneten Art haben ſchon — ſtattgefunden; bei der 
Reorganiſationsfrage aber iſt es zum Durchbruch gekommen . .. Ich bin 
überzeugt, daß ihre Durchführung für das Wohl des Landes und des Bol— 
fes ſchlechthin notbwendig ift, und werde bei ihr bebarren. Man 
bat Mich auch recht gut verftanden, aber man will nicht, was Ich bezwecke 
Man zielt mit dem Widerfpruche gegen Meine Mapregel aufetwa® ganz 
anderes ch ftebe nach wie vor auf Meinem Programm vom Sabre 
1858 und bin feft entſchloſſen, bie Berfafjung treu zu balten, 
folange man jie Mir nicht ſelbſt aus den Händen reißt; Ue— 
bergriffe aber werde Jh mit allen Mitteln, bie Mir zu Gebote ſtehen, zu— 
rüdweifen,, und redyne babei auf Meine getreuen Unterthanen.“ 


10. Det. Die Budgetcommiffion beantragt im Abg.:Haufe, die Genehmi— 


gung der Staatsrechnungen für 1859 und 1860 auszufegen,, da 
die von ber Verfaffung geforderten dazu gehörigen Bemerfungen 
ber Oberrechnungsfammer von ber Regierung verweigert werden 
und die Regierung überhaupt, übereinjtimmend mit dem diesfälli- 
gen von ihr dem Landtage vorgelegten und von diefem noch nicht 
erledigten Geſetze, darauf beharre, 

„daß bie Specialetats nur als Motive des Gejehes über den Staate haue 
halts-Etat zu betrachten und daher audy nur die Ueberjchreitungen der ein: 
zelnen Titel des Staatshaushalts : Etats der Püfung der Landesvertretung 
zu unterwerfen feien. Demnach könnten fich die vorzulegenden Bemerkungen 
der Dberrehnungsfammer nicht auf joldhe Fälle erftreden, wo Abweicdun: 
—F von ben der Landesvertretung übergebenen Specialetats vorgefommen 
eien.“ 


10/11. Oct. Das Herrenhaus lehnt das vom Abg. = Haufe befchlofjene 


Budget ab und genehmigt dagegen das Budget, wie e8 von der 
Regierung dem Abg.-Hauſe vorgelegt worden war. 


Antrag ber Commiſſion: „Bor Abgabe eines Botums von Seite 
bes Herrenbaufes eine Zwijchenverhandlung mit dem Abg.-Haufe zu erneu- 
ter Erwägung der von dieſem gefaßten Beſchluſſe eintreten zu lafjen. “ 


Antrag des Grafen Arnim: Boygenburg: Das Herrenhaus wolle, 
in Erwägung: „i) daß die fyl. Staatsregierung zu feiner Zeit verbeblt 
habe, daß diejenigen Maßnahmen, welche zur einftweiligen Aufrechthaltung 
und Vervollſtändigung der ferneren Kriegsbereitichaft und erböbten Streit: 
barkeit des Heeres Re und nad den bisherigen geſetzlichen Grund— 
lagen thunlicd find, und zu deren Ausführung ihr durh das Gefeg vom 
27. Sept. 1860 ein Gredit von 9 Millionen bewilligt wurde, in feiner an- 
deren Weife als mit und durch eine Reorganifation des Heeres bemirft 
werden können; 2) daß die Nüplichkeit und Notbwendigfeit der Neorgani- 
fation des Heeres im Allgemeinen von beiden Häufern des Landtages aner: 
fannt und ihre Aufrechterhaltung gebilligt wurde, indem fie weſentlichen 
Berbefjerungen im Bergleih zu den Zujtinden von 1860 den Weg bahnt 
und mande vom Lande gebegten Wünfche erfüllt; 3) daß aus diefen und 
anderen Gründen anerkannt werden muß, wie bie fgl. Staatsregierung 
materiell nicht nur berechtigt, fjondern auch durch bie voraufgegangenen 
Thatjachen genötbigt war, jene Ausgaben auch für das Jahr 1862, und 
zwar in gutem Glauben, fortzuleiften, da fie die Anerfennung dieſer Noth— 
wenbdigfeit audy von Seiten des Haufes der Abgeordneten vorausjegen durfte; 
4) daß es mithin ebenfo gerecht als geboten erſcheint, daß die nachträgliche 
Genehmigung der von der kgl. Staatsregierung zur Aufrechterhaltung der 
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“ 


ferneren Kriegsbereitihaft und der erhöhten Streitbarfeit des Heeres im 
Jahre 1862 geleifteten Ausgaben ertheilt werde; 5) daß dieſe und verfchie- 
dene andere Abjegungen von dem von der Staatsregierung vorgelegten 
Staatshaushalts -» Etat Seitens des Abgeordnetenhaufes ftattgefunden haben, 
welde mit dem Wohle des Landes und den bisher befolgten Grundjägen 
der preußifchen Berwaltung nicht vereinbar erjcheinen; — beſchließen: 
a) den Gejegentwurf, betreffend die Feltjtellung des Staatshaushalts - Etats 
für das Jahr 1862, im derjenigen Faſſung, in welcher derſelbe aus ben 
Beratbungen des Haufes der Abgeordneten hervorgegangen ift, abzulehnen; 
b) denjelben Gefegentwurf, wie derjelbe von der fol. Staatsregierung durch 
Allerh. Ermädtigung vom 25. Mai d. 38. den beiden Häufern des Land: 
tages zur verfafiungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt ijt, anzunehmen, 

Der Minijterpräfident v. Bismark gibt eine Erklärung gegen 
eine Erneuerung der Verhandlungen mit dem Abg.-Haufe und fos 
mit indirecte gegen ben Antrag der Commifjion ab: 


„Die fgl. Staatsregierung hat unter dem 29, v. Mis. im andern Haufe 
den Etat für 4863 in der Abficht zurüdgezogen, die zufünftige Verſtändi— 
gung über die gegenwärtige Eituation zu erleichtern. Dieſer Schritt hat 
bei einem Theile der Landesvertretung eine entgegenfommende Aufnahme 
nicht gefunden. Die fgl. Staatsregierung bat demungeachtet den Verſuch, zu 
einem Gompromiß zu gelangen, erneuert, indem fie ſich bereit erklärte, auf 
ein im anderen Haufe gefteltes Amendement einzugeben, durch dejjen Ans 
nahme fichergeftellt worden wäre, daß ber Landtag noch vor Ablauf dieſes 
Jahres wieder zufammenberufen wurde, daß demfelben alſo auch nod in 
dieſem Jahre die Vorlagen gemacht wurden, welde die fgl. Staatsregierung 
in der Erklärung vom 29. Sept. verheißen hatte und, in Verbindung das 
mit, diejenigen über das Budget 1862, welde in dem Tert des Amende— 
ments in Ausficht genommen wurden. Es wäre außerdem bei Annahme 
biejeg Amendemente, vermöge des vorläufigen Gredits, für den Anfang des 
näcften Jahres ein Zeitraum gewonnen worden, während deſſen der Prin— 
cipienftreit ruben umd eine verfaffungsmäßige unbeftrittene Lage der Sache 
zur Beilegung der Gonflicte benutzt werden könnte. Diefem Verfahren ber 
fönigl. Staatsregierung it in dem anderen Haufe durch Annahme der Ih— 
nen befannten Rejolution geantwortet worden, Nach dieſer Reſolution vers 
mag die kgl. Etaatsregierung fih von einer Fortjegung des von ihr vers 
Juchten Bermittlungs : Verfahrens einen Erfolg gegenwärtig nicht zu ver: 
jprehen, muß vielmehr von einer Erneuerung der Verhandlung nur eine 
Berfhärfung der principiellen Gegenfäge gewärtigen, welde die Verftändi: 
gung für die Zukunft erfchweren würde, Die Regierung wird in einer, in 
unfernt bisherigen Berfafjungsleben neuen Lage, der fie vielleicht entgegengebt, 
die Geſammtintereſſen des Staates im Auge behalten, wie ın jeder anderen. 
An diefem Sinne erkennt fie es als ihre Pflicht, darauf zu halten, daß bie 
Berfafiung auch in demjenigen ihrer Beftimmungen, welde die Rechte der 
Krone und biejes hohen Hauſes fejtftellen, eine Wahrheit bleibe.“ 


Nach zweitägiger Debatte wird der Commifjionsantrag mit 127 
gegen 39 Stimmen verworfen, das von dem Abg.: Haufe bejchlof- 
jene Budget mit 150 gegen 17 Stimmen abgelehnt und dagegen 
der Antrag des Grafen Arnim mit 114 gegen 44 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben. 


12, Det. Sämmtlihe Fractionen des Abg.-Hauſes mit Ausnahme ber 
feudalen, halten im Situngsfaale des Abg.-Haufes eine Conferenz 
über die Beſchlüſſe des Herrenhaufes vom 11. Oct, Graf Schwe— 

12 
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rin führt den Vorfit. Zwei Refolutionen werden vorgeſchlagen, 
eine ausführlich motivirte von Gneift, eine fürzere von Simfon. 
Die Berfammlung kommt zu feinem Schluß, ba die Fraction Winde 
zu weiteren Schritten erft dann die Hand bieten will, wenn ber 
Beihluß des Herrenhaufes von dieſem dem Abg.= Haufe officiell 
notificirt werde. Die Verhandlungen werden baher abgebrochen 
unter dem Vorbehalt, den PVerftändigungsverfuh am Abend durch 
gegenfeitiges Beihiden in den Fractionen fortzufegen. Erſt nad 
dem Schluſſe der Verfammlung gelangt die officielle Notiftcatien 
an ben Präfidenten Grabow; zugleih erhält derfelbe eine Muffer: 
derung des Minifterpräfidenten, am folgenden Tage Mittags 12 
Uhr eine Sigung des Abg.-Hauſes zu veranftalten, um eine kgl. 
Botſchaft entgegen zu nehmen, Sofort beraumt der Präfident bes 
Abg.-Hauſes ſchon auf den folgenden Morgen eine Sigung bes 
Haufes an, um einen Beichluß desjelben nod vor einer allfälli— 
gen Vertagung des Landtages möglid) zu machen. 


413. Det. -Leste Sigung des Abg.-Hauſes. 


Präfident Grabow eröffnet die Sigung: „Ich beflage es tief, daß ich 
das Organ fein muß, weldes den Beihluß des Herrenbaufes Dem Abge— 
ordnetenhauſe zu feiner weiteren Veranlajjung anbeim zu geben bat. Die 
Gejhäftsordnung beftimmt aber, daß ich des Beiratbs des Haujes nicht 
entbebren darf, um einen ſolchen, nad meiner vollen Ueberzeugung wer 
faffungswibdrigen Beichluß (jtürmifcher Beifall von allen Seiten des 
Haufes) von der Barre dieſes Haujes zurückzuweiſen.“ Auf feinen 
Antrag wird beſchloſſen, die verfchiedenen von Simſon, Gneift und von Reichen: 
jperger beantragten Refolutionen der Budgelcommiljion zu überweifen, mut 
dem Auftrage, in einer Stunde mündlich Bericht zu erftatten. Der Antrag 
wird gegen den Widerfpruch eines Mitgliedes der feudalen Fraction gencb- 
migt. Wach Berfluß diefer Zeit legt die Gommiffion dem Haufe einen ein— 
ftimmigen Antrag vor. Ein Mitglied der feudalen Fraction erhebt neuer: 
dings Einſprache und verläßt mit 5 anderen Mitgliedern derfelben Sraction 
die Berfammlung. 


Ohne Discuffion wird darauf vom Abg.= Haufe unter nament: 
licher Abftimmung von allen 237 Anmefenden einftimmig be— 


ſchloſſen: 

„Das Haus der Abgeordneten erklärt: Der von dem Herrenhauſe in 
jeiner Sipung vom 11, ds. Mts. in Anſehung des Staatsbanshalts = Etats 
für 1862 gefaßte Beſchluß, infoferne er fich nicht darauf beſchränkt, ben der 
Berathung des Herrenhauſes allein umterliegenden Beihluß des Abgeordne— 
tenbaufes vom 3. db. Mis. über die Budgetvorlage der Regierung anzuneb- 
men oder zu verwerfen, vielmehr nad Verwerfung des Beſchluſſes des Ab: 
georbnetenbaufes die Budgetvorlage der Regierung annimmt, mit welcher 
das Herrenhaus gar nicht befaßt gewejen tft, verftößt gegen ben Haren Sinn 
und Wortlaut bes Verfaſſungs-Artikels 62 und ift deshalb null und nich— 
tig. Die fgl. Staatsregierung kann baber keinerlei Rechte aus diefem Be 
ſchluß berleiten.” 


Die Minifter treten gerade in dem Moment in ben Saal, ba 
das Refultat der Abftimmung verfündet wird; in ihrer Gegenwart 
verliest ber Präſident nochmals mit fefter Stimme den einjtimmig 
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gefaßten Beſchluß. Dann verkündet Herr v. Bismarf den Schluß 
der Seſſion. 

Schlußrede des Präfidenten Grabow: „Zufolge der nun ſchon drei 
Jahre hindurch unterblichenen gejeglichen Regelung der einjeitig durchgeführ: 
ten Armee» Reorganijation ift in diefer für Preußen’s junges Verfaſſungs— 
leben bedeutungsvollften Sefjion ein ſchwerer Gonflict ausgebrochen, weldyer 
die Einheit zwiſchen Fürit und Volk, auf deren unverfümmerte Erhaltung 
ich beim Antritt meines Amtes bingewiejen habe, welder das fie umjchlie: 
Bende Band, unfere Berfaflung, zu bedrohen fcheint. Möge es unjerem Kb: 
nige gelingen, ihn zu löſen. Das ift unjer Aller, das iſt der einftinmige 
Wunſch des ganzen Yandes. Möge aus ihm umfere bereits geſchädigte Ver: 
fafiung neu gefräftigt hervorgehen. Mit dem Ausdrude der Liebe für unjern 
König und unjere Berfajjung lafien Sie uns diefe Sigung fchließen: Hoch 
Se. Maj. unfer unverändert auf der bejhmworenen Berfafjung ftehender Kö— 
nig Wilhelm I.! Hoch Preußen’s bejhworene Berfaflung, das ungerftörbare 
Bollwerk feiner Freiheit! und nochmal Hoch! und immer Hoc!” 

Die Abgeordneten ftimmen begeiftert in den Ruf ein und ver: 
lafjien den Saal. Nachmittags findet im weißen Saale des kgl. 
Schloſſes der officielle Schluß der Landtags: Seflion jtatt; ber 
Minifterpräfident v. Bismark-Schönhauſen verliest die Schlußrede: 

‚Die Regierung Str. Maj. des Königs bat Ihnen bei dem Beginn Ih— 
rer Berathungen die Gründe dargelegt, welche fie bewegen mußten, Ihre 
Thätigfeit nur fiir die Erledigung der dringendften Angelegenheiten in Ans 
ſpruch zu nehmen. Die Ihnen gemachten Vorlagen haben fid daher vor: 
nämlidy auf die Finanzgejege für die laufende Verwaltung, auf eine Reihe 
von Etaatsverträgen und mebrere Geſetzentwürfe beichränft, deren baldige 
Genehmigung im Antereffe der materiellen Wohlfahrt des Landes wünſchens— 
werth erjchien. Unter den vorgelegten Berträgen ift der mit Frankreich ab» 
geſchloſſene Handels: und Scifffahrtsvertrag von hervorragender Wichtigkeit, 
In der einmüthigen Zuftimmung, welde Sie demielben , jowie dem Geſetze 
über die Eingangs: und Ausgangsabgaben ertheilt haben, erkennt bie Mes 
gierung Sr. Maj. des Königs eine Bürgſchaft dafür, daß die wirthſchaft— 
lien Grundfäge, auf welchen der Vertrag beruht, fortan die Grundlage 
der Handelspolitif Preußen's bilden werden. Diefe in der Noth— 
wendigfeit der Entwidelung des freien Verkehrs begründete Politik ift dem 
preußiſchen Staate durch * Intereſſen und ſeine Traditionen vorgezeich— 
net, und auch von einem Theile ſeiner Zollverbündeten, als dem Beduͤrfniſſe 
bes geſammten Zollvereins entſprechend, bereits anerkannt . . . Die Regie— 
rung Er. Maj. des Königs bat zu beklagen, daß die Berathungen über 
ben Staatshausbaltsetat für das Jahr 1862 zu einer —— 
Feſtſtellung desſelben nicht geführt haben. Sie glaubt ſeit dem Beginn der 
Seſſion ihre Bereitwilligkeit bethätigt zu haben, auf alle Anträge der Lan— 
desvertretung, welche fie ohne Benachtheiligung weſentlicher Staatsintereſſen 
für ausführbar halten durfte, einzugehen. In dieſem Beſtreben wurde der 
Staatshaushalis-Etat für das laufende Jahr in einer ſehr ausgedehnten 
Specialität der Titel und zugleich der Etat für das Jahr 1863, damıt auch 
biefer noch vor Ablauf des Jahres feftgeftelt werden könnte, vorgelegt. 
Durd den Fortfall der Steuerzufchläge find die Laften des Landes auf das 
frühere Maß zurüdgefübrt und diefer Ausfall der Staatseinnahmen vor: 
nämlich durch eine erhebliche Ermäßigung der Militärausgaben ausgeglichen 
worden. Dagegen bat die Regierung Sr. Maj. des Königs den Beſchlüſſen 
des Haufes der Abgeordnrten, nach welchen die größtentheil® bereitd verwen: 
beten Koften der Reorganifation des Heeres und andere unentbehrliche Aus— 
gaben für das laufende Jahr abgelegt werden ſollten, nicht beitreten können. 
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Sie würde ſich einer ſchweren Pflichtverlegung ſchuldig mahen, wenn fie 
die auf Grund der früheren Bewilligungen der Landesvertretung ausge 
führte Umformung der Heeresverfaflung unter Preisgebung der dafür gr 
brachten beträchtlichen Opfer und mit Beeinträchtigung der Machtiteluna 
Preußen's, dem Beſchluſſe des Hauſes gemäß, rüdgängig machen wollte 
Nachdem der Gefekentwurf über den Staatsbaushalts-Etat für das AYabı 
1862 in der von dem Abgeordnetenbaufe bejchlofienen Feſtſtellung wegen 
feiner Unzulänglichkeit von dem Herrenbaufe verworfen worden, findet yıch 
die Regierung Sr. Maj. bes Königs in der Notbwenpdigfeit, den Staats: 
bausbalt obne die in der Berfafjung vorausgejchte Unter: 
lage führen zu müfjen. Sie ift fid ber Berantwortlichfet in wollen 
Maaße bewußt, die für fie aus diefem beflagenswerthen Zuflande erwächet; 
fie ift aber ebenfo der Pflichten eingedenf, welde ihr gegen das Land ob- 
liegen, und findet darin die Ermächtigung, bis zur geſetzlichen Feſtſtellung 
bed Etats die Ausgaben zu beftreiten, weldye zur Erhaltung der bejtebenden 
Staatseinrihtungen und zur Förderung der Landeswohlfahrt notbwendig 
find, indem fie die Zuverficht hegt, daß bdiejelben feiner Zeit die nachträg: 
lihe Genehmigung des Landtages erhalten werden. Die Negierung Er. 
Maj. des Königs ift von der Ueberzeugung durchdrungen, daß eine gebeib- 
lihe Entwidelung unferer Verfafjungsverbältnifie nur dann erfolgen kann, 
wenn jede der geleplichen Sewalten ihre Befugnifje mit derjenigen Selbſtbe— 
jhränfung ausübt, welde durch die Achtung der gegenüberftehenden Rechte 
und dur das verfafiungsmäßige Erforderniß der freien Uebereinſtimmung 
der Krone und eines jeden der beiden Häufer des Yandtages geboten iit. 
Die Regierung Er. Maj. zweifelt nicht, daß die Entwidelung unjeres Ber: 
fafjungslebens an der Hand der Grfabrung auf diefem Wege fortſchreiten 
und daß auf dem Grunde der gemeinfamen Hingebung für die Macht und 
Würde der Krone und für das Wobl des Vaterlandes aucd die jeßt ber- 
vorgetretenen Gegenjäge ihre Ausgleihung finden werden, Im Allerböchiten 
Auftrage Sr. Maj. des Königs erkläre ich hiermit die Sitzung der beiden 
Häujer des Landtages für geſchloſſen.“ 


15. Oct. Eine große Anzahl Abgeordneter wird bei ihrer Rückkehr 


18, 


in ihre Heimath von ihren Wählern und von der Bevölkerung ibrer 


Wahlweiſe feftlih empfangen. — Die Univerfität Bonn richtet 


eine Dank: und Zuftimmungsadrefie an den G. R. Brandis, ihren 
Vertreter im Herrenhaufe; wegen feiner Minoritätsabftimmung für 
das Budget des Abg.-Hauſes. 


„ Der Borftand des (feudalen) preußijchen Volksvereines organi— 
firt dur ein Nundfchreiben die Abjendung von Lopalitätsdeputa- 
tionen an den König und ladet zugleich zu einer Generalverfamm- 


lung auf den 29. Oct. nad) Berlin ein: 

„Die jüngite beilfamfte Wendung der Gefchide unjeres Vaterlandes , die 
Weisheit und Kraft, womit der König im entjcheidenden Augenblid das 
Land vor den erneuerten Beftrebungen der Umfturzpartei gerettet hat, jener 
Partei, welde, die alten Tendenzen von 1848 mit Zäbigfeit verfolgen, 
biesmal in geichidterer und deſto gefährlicherer Weife operirte: mit einer 
durch Volkstäufhung und Wühlerei erfchlichenen Majorität des Abgeordrneten- 
baujes, jtatt der Barricaden: mit der Entwafjnung unjerer glorreichen 
Armee, ftatt mit deren Bekämpfung; mit ber Herbeiführung einer parla= 
mentarifchen Regierung, ftatt des offenen Angriffs auf das Königtbum; 
mit der Bildung einer Revolutionsarmee unter dem Schilde des Vereine: 
rechts, ftatt mit Zeughausplünderungen; mit der Nevolutionirung des Volks 
durch die Prefie, ftatt mit Zeltenverfammlungen und Demonftrationen; — 
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fie legen der confervativen Partei die doppelte Pflicht bes entjchiedenften 
Widerftandes und des offenen, männlichen und energiſchen Vortretens zur 
Umerftügßung der fol. Regierung auf. Der preußiſche Volksverein ift in 
der Zeit des jchweren Kampfes der Halt= und Mittelpunft des confervativen 
Wideritandes des Landes gegen die demofratifchen Wühlereien gewejen; ihm 
fällt daher zunächſt auch die Aufgabe zu, die Mafregeln vorzubereiten und 
zu leiten, welde die conjervative Partei des Landes zur Unterftügung bes 
conjervativen Minijteriums zu ergreifen bat... . Was unfern Berathungen 
indeß vorausgehen kann und dringend geboten erjcheint, ift, daß bie con= 
lervative Partei — wie dies bereits auf unfere Anregung mehrfach geſchehen 
— aus allen Theilen des Yandes fih beeilt, Sr. Maj. unjerem aller: 
gnädigiten König den Danf und bie Zuſtimmung bes Landes zu ben er: 
griffenen Mapregeln durch Wdrejien zu Füßen zu legen. Dieſe Abrefien 
werden am zwedmäßigften durch mehr oder weniger zahlreiche Deputationen 
zu überreichen fein. Der befannte buldreihe Empfang, ben bie jhon ein: 
getroffenen Deputationen gefunden haben, ift Bürge auch für bie weitere 
woblwollende Aufnahme. Wir empfehlen, die Mitglieder diefer Deputationen 
in jorgfältiger, dem hohen Zwed entiprechender Auswahl möglichſt, felbft 
ohne Beihränfung auf Mitglieder des Volksvereins, aus allen Ständen zu 
entnehmen, namentlich auch Handwerker und Landleute darin nicht fehlen 
zu lafien. Es fann fich natürlich nicht empfehlen, die Abdrefien nach einer 
und derſelben Form abzufaflen, und wir bitten daher Ew. ꝛc., für beren 
entiprechende, möglichjt kuürze und prägnante Stylifirung Sorge zu tragen, 
indem wir nur folgende Punkte anbeimgeben, auf welche cin beſonderer 
Nachdruck zu legen fein wird... . Unſere Treue, unfer Leben, unſer Gut 
und Blut dem ftarfen und geliebten Throne der Hohenzollern! Worauf es 
in ber gegenwärtigen Krifis fonft noch anfommen dürfte, bas wirb in ber 
Generalverjammlung jelbft zum Vortrag gebracht werben.“ 

23. Oct. Antwort des Königs auf die Adrefje einer Loyalitätsdeputation 
aus Potsdam und Spandau: 

„... Was die Militär» Reorganifation betrifft, fo ift biefe mein 
eigenjtes Werk und mein Stolz, und Ich bemerfe hierbei, e8 gibt Fein 
Bonin'ſches und Fein Roon'ſches Project; es iſt mein eigenes, unb id 
babe daran gearbeitet nah Meinen Erfahrungen und pflihtmäßiger Weber: 
zeugung. Ich werde jejt daran halten und die Reorganifation mit aller 
Energie durhführen; denn Ich weiß, daß fie zeitgemäß if. Es ift aud 
eine Verleumdung, die geflifientlich verbreitet wird, daß die beſchworene 
Verfaffung gebrochen werden folle. Ich halte feit an Meinem Eide, halte 
feft an Meinem Programm von 1858, das Mein Gewifjen Mir geboten, 
die Auslegung des Programme kann aber doch nur ber geben, ber es 
aufgejtellt, und es darf nichts von anderen hineingelegt werden, was nicht 
darın fteht. Ich danke Ihnen noch einmal für die Unterftügung, die Sie 
Mir und Meinen ausgejprochenen Abjichten jchon dadurch Teiften, daß Sie 
fih ermannt und gefammelt haben den Angriffen gegenüber, deren Ziel bie 
Shwähung des Königtbums und des Throns ift. Fahren Sie fort in 
Ihrer Treue, und fireben Sie darnach, daß Ihre Gefinnung nicht auf bie 
Kreife bejchränft bleibe, von denen Sie hergefandt find, fondern ſich weiter 
über alle Stände des jetzt jo vielfach irregeleiteten Volks verbreitet.” 

Aehnlich Tauten die Antworten des Königs am eine ganze Reihe von 
Lopalitätsdeputationen, die von ihm im Laufe d. Mts. empfangen werben. 

» » Beginn der Mafregelung der zur parlamentarifchen Oppofition 
gehörigen Beamteten: Der Präfident der Budgetcommiffion v. Bochum 
Dolffs wird „im Intereſſe des Dienſtes“ von Coblenz nad) Gum: 


binnen, der Staatsanwalt Oppermann in Ruheſtand verſetzt. 
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Preußen. 


24. Oct. Das vormalige Central⸗ Wahlcomite der Fortſchrittspartei erflät 


27., 


29. „ 


Ende 


ſich durch einen öffentlichen Aufruf bereit zur Annahme und Ber 
wendung von Beiträgen für diejenigen Abgeordneten, über weld 
„der gegenwärtige Kampf Verfolgung verhängt.“ 

Preußen erflärt in einer Depefhe an ben preuß. Oefandten i 
London feine Zuftimmung zu den in der Depefche des Lord Ruffe 
nad Kopenhagen dargelegten Vorſchlägen bezüglich der Verhältniff 
von Schleswig und Holftein, obgleich es ſich nicht verhehlt, da 
die Vorſchläge von Lord Ruffell fidy nicht ftreng auf der Bafis de 
Berabredungen von 1851 — 1852 bewegen (f. England 24. Sep 
und DOrfterreih 29. Dct.). 


Seneralverfammlung des (feudalen) preuß. Volksvereins in Berlin 

Deputationen und Mitglieder des Vereins aus Sclefien, Preußen, Rom 
mern, Poſen, Sachſen und Weftfalen haben fidy zahlreich eingefunden.“ De 
Präſ. v. Blanfenburg eröffnet die Verfammlung mit einer Rebe, ın de 
er jeine Anjhauung von der Lage der Dinge dabin ausipridt: „Der Lıb 
ralismus fei ber Democratie in die Arme gefallen; die Democratie wert 
fih aber eben fo verrechnen, mie ſich ber Liberalismus verrechnet bab 
und wie biejem von der Democratie ein fcharfes Gramen auferlegt worbde 
fe, jo würden die Arbeiterbewegungen der Democratie no ein we 
jhärferes Eramen auferlegen, wenn fie das allgemeine Stimmreht fordern 
und zum Schluſſe ertlärt, „die Ernennung bes gegenwärtigen Minifterium 
jei der Schritt über den NRubifon, der aber Mr gemacht werden müjfi 
und dies fei die Aufgabe der conjervativen Partei. Wenn fie diefe Au 
gabe richtig auffaſſe und erfülle, jo werde fich die Sündfluth der Democrat 
jehr bald verlaufen und das gefinnungslofe Beamtentbum mit fortſchwemmen 
Die Regierung müſſe ſich Alben auf die Volfsvertretung, das ſei ein wahre 
Wort der Gegner; aber diefe Volksvertretung fei nicht die wahre Vertretun 
des Volkes, dies thue jetzt das Volk dar; fie habe Fiasco gemacht um 
werde fallen, wenn wir uns ermannen; darum fchließe er feine Rebe m: 
den Worten: „Ermannt Euh!* In der Discuffion fordert Juſtizrat 
Wagener eine Veränderung des Wahlfpftems: „Die jegt fo zablreiche 
Loyalitätsdeputationen an den König zeugten von der Wiederherftellung de 
confervativen Partei. Sie bezeugten ferner, daß die jetzige Volfsvertretun 
nicht die Stimme des Bolfes fei. Wolle man aber biefer Anerkennun 
verichaffen, fo jei eine Veränderung des Wahlſyſteme nötbig. Da 
allgemeine Stimmrecht müffe eingeführt werden — nicht der Gelb 
ja könne vorwiegen gegen die Blutftener — aber nicht wıe die Demo 
eratie e8 wolle, fondern durch eine VBolfsvertretung nah Ständen. 
Schlieglid wird von der Verfammlung eine Loyalitätsadreffe an den Köni 
mit dem „ebrfurctsvollen Dank für Feftbalten an der Armee = Reorgani 
ſation“ befchloffen. Nach einer Mittheilung des Vorfigenden zäblt der Ber 
ein 26,213 Mitglieder. 
Oct. Die Sammlungen für den fog. Nationalfond, fo wie die 
jenigen für die Angehörigen der im Graudenz Friegsgerichtlich ver 
urtheilten Militärperfonen werden in verfchiedenen preuß. Städten 
von ber Polizei verboten. 


1.Nov. Sämmtliche Provinziallandtage werden „behufs Vernehmun; 


über Geſetzesentwürfe, welche die Staatsregierung dem im nädhfte: 
Januar wieder zufammentretenden allgemeinen Landtage ber Mo 
narchie vorzulegen beabfichtigt”, auf den 16. Nov. einberufen. 


Preußen, 183 


Nov. Antwort Preußens auf die von Seite Bayerns erfolgte Ein: 
ladung zu einer Generalconferenz der Zollvereinsitaaten. 


Preußen erflärt ſich „einverftanden, daß bei berfelben von ber üblichen 
Zarifrevifion Umgang genommen werde. Die Verhandlungen werben ſich 
baber auf die übrigen nach Art. 34 der Vereinsverträge vor die Verfamm- 


lung ber Gonjerenzbevollmädtigten gehörenden Gegenjtände zu beſchränken 
baben.” *) 


„ In Breslau werden die Rebacteure dortiger Zeitungen wegen 
Aufnahme des Aufrufs für den Nationalfond von dem Polizei— 
richter des Stadtgerichtes freigefprochen : 


in Erwägung: 1) daß die Aufforderung zu Beiträgen zum National: 
fonds nicht als „unbefugtes Gollectiren im Sinne der Poltzeiverorbnnung 
eom 20. September 1852 eradtet werden könne, felbjt wenn biefelbe als 
techtebeftändig erachtet wird; var ber Polizeirichter die Rechtsgiltigkeit 
ber Polizei = Verordnungen nah Maßgabe des N ß Littr. a bis h des Geſetzes 
vem 11. März 1850 zu prüfen babe; 3) dieje Verfügung im vorliegenden 
Falle dazu führe, die Polizei: Verordiung vom 20. September 1852 und 
die declaratorijche Regierungs-Verordnung als die Grenzen bes $6 über: 
jchreitend für rechtsungiltig zu erflären; 4) daß endlich auch noch lediglich 
von dem Standpunkte des F 15 des Geſetzes vom 11. März 1850 aus bie 
Rerordnnung redtsungiltig fei. Sie ftehe nämlich im Widerſpruche mit ber 
Berfafjungsurfunde und dem Preßgefege. Jene gewährleijte das Recht ber 
freien Meinungsäußerung und jcreibe im Art. 27 ausdrüdlih vor: „Die 
Genjur darf nicht eingeführt werden; jede andere Befchränfung der Preß— 
freibeit nur im Wege der Gefeßgebung.“ Zur Beſchränkung der Preſſe jei 
bas Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 ergangen und darum jede dort nicht 
ausgejprocdene Beihränfung der Preßfreibeit geſetzwidrig. Eine mit ben 
vorliegenden Bolizei = Verordnungen übereinjtimmende Vorſchrift enthalte 
aber das Preßgeſetz nicht, vielmehr beftimme es nur im $ 23: „Deffentliche 
Aufforderungen zur Aufbringung der wegen eines Preßvergehens oder Ber: 
brechens verwirften Strafen find verboten.” Jede andere Aufforderung zur 
Zujammenbringung von Beiträgen fei fomit erlaubt und eine dagegen ge: 
richtete Polizei » Berorbnung gejeßwidrig. 


*) Der Artikel lautet wörtlih: Vor die Berfammlung diefer Eonferenz: 
Bevollmächtigten gehört: a) die Verhandlung über alle Beſchwerden und 
Mängel, weldhe in Beziehung auf die Ausführung des Grundvertrages 
und ber bejonderen Webereinfünfte des Zollgefeßes, ber Zollordnung und 
Tarife in einem oder dem andern Bereinsftaate wahrgenommen, und die 
nicht bereits im Laufe des Jahres in Folge der darüber zwifchen den Mini: 
fterien geführten Gorrefpondenz erledigt worden find; b) bie definitive Ab: 
rehnung zwiſchen den Vereinsftaaten über die gemeinſchaftliche Einnahme 
auf dem Grund ber von den oberften Zollbehörden aufgeftellten, durch das 
Gentral = Bureau vorzulegenden Nahweifungen, wie jolde der Zwed einer 
dem gemeinjamen Intereſſe angemefienen Prüfung erheiſcht; c) die Be: 
rathung über Wünſche und Vorfchläge, welche von einzelnen Staatsregierungen 
zur Verbefferung der Verwaltung gemacht werben; d) die Verhandlungen 
über Abänderungen des Zollgejeßes, des Zolltarifs, der Zollordnung und 
der Verwaltungs » Drganifation, welche von einem ber contrahirenden Staaten 
in Antrag gebracht werden, überhaupt über die zwedmäßige Entwidlung 
und Ausbildung des gemeinfamen Zoll: und Handeloſyſtems. 
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16. Nov. Eröffnung der Provinziallandtage in allen adjt Provinzen ber 
Monarchie. 


Der Entwurf ber Kreisorbnung (wie er noch vom Minifterium Schwerin 
im Januar dem allgemeinen Landtage vorgeichlagen worden) wird zuglad 
mit einer Denkſchrift den Provinziallandtagen zur Aeußerung vorgelent. 
58 ergibt fih daraus, daß die Bebenfen, welde der Ausihuß bes Herren: 
baufes gegen den Regierungs: Entwurf von 1862 erhoben hatte, es der 
Staatsregierung wünſchenswerth ericheinen lafien, die Provinziallandtax 
darüber zu hören. Dieſe Bedenken geben einmal gegen das in ber Re: 
gierungsvorlage feitgefegte Verbältnig, im weldem fünftighin ber große 
Grundbeſitz vertreten fein ſoll (künftig mindeftens %, dagegen niemals, wie 
bies bisher jtets der Fall war, die Hälfte und mehr), und ſodann gegen 
bie Theilnabme der SKreisvertretung an ber laufenden Kreisverwaltung 
beziebungsweife, wenn denn einmal eine folde Theilnahme zugeftanden 
werben joll, gegen bie enge Gompetenz berjelben. 

Vier Provinziallandtage, diejenigen der Mark Brandenburg, von 
Pommern, Schlefien und Sachſen erlaffen Ergebenbeitsadrefien an 
den König, von denen jedoch drei ziemlich farblos find und nur 
die Pommer'ſche (jedoch auch diefe nur unter Proteft der meiften 
ſtädtiſchen Abgeordneten) fi über die eingetretene Krifis auf: 
ſpricht: 

„... Ew. Maj. haben in richtiger Erkenntniß, daß die Armee der Fel— 
ſen iſt, auf dem Preußen ruht, die beſſernde Hand auch an die Heeresver— 
faſſung gelegt. Wir erkennen dankbar, daß durch dies Ew. Maj. eigenſies 
Werk mit gleicher Weisheit für die erhöhte Wehrhaftigkeit des Landes wie 
für die gerechte Vertheilung der Kriegslaften auf alle Provinzen bes Staat? 
unter Würdigung ber Kräfte des Landes Sorge getragen wird. Gott de 
Herr bat feine gnädige Hand ſchon oft über Ew. Maj. fchirmend gebreitet, 
und wie die mörberifche Kugel ihr Ziel nicht erreichen durfte, jo wird ber 
Allmächtige auch — das iſt unſer Gebet und unfere Hoffnung — um: 
preußiſchen Beftrebungen ein Ziel feken, und es nicht zulajien, daß 
das in Königsberg neugeweihte Fünigliche Scepter gefhwächt werde. Dann 
wird die Zeit nicht mehr ferne fein, wo Ew. Maj. Iandesväterliche Abfichten 
im rechten Lichte erfannt werden und die Herzen aus allen Gauen unjeres 
preußifchen Vaterlandes fich vereinigen in Liebe und Treue zu ihrem ange 
ftammten König und Herrn.“ 

Die vier anderen Provinziallandtage von Preußen, Poſen, Rhein: 
land und Weftphalen nehmen von jeder Adreffe Umgang. — Be: 
zügli der Kreisordnung fpricht fi) wieder nur der Pommer'ſche 
für das Princip der Virilftimmen im Sinne der feudalen Bartei 
aus. Am Fiberalften tritt derjenige der Provinz Preußen auf, der 
auch die Deffentlichkeit feiner Verhandlungen bei namentlicher Ab: 
fimmung mit 78 gegen 12 Stimmen befchlicht. 


„ Die plöglihe Vertagung der Ständeverfammlung durch den 
Kurfürften von Heffen veranlaßt die Preußifche Negierung zu einer 
fehr drohenden Note nad) Kaffel: 

„+. Die fol. Regierung kann jedoch zwifchen ihren Provinzen, inmit: 
ten von Deutſchland, einen Heerb von fich ftets erneuernder Aufregung und 
Unrube ſchon in ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeſtehen laſſen. Deshalb 
wiederhole ich ergebenſt durch das gegenwärtige Schreiben die dringende Auf— 
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forderung, daß endlich für bie Herftellung eines geficherten und allfeitig an 
erfannten Rechtözuftandes in Kurheſſen, wie ber Bunbdesbefchluß vom 
23. Mai d. 8. denfelben verlangt, das Geeignete geichehen und in diefem 
Sinne mit dem Landtage im Geifte wirklicher Verſöhnlichkelt verbanbelt 
werden möge. Sollte dieje Aufforderung ſich wider Verhoffen als erfolglos 
erweifen, jo wiirde bie kgl. Regierung die Abhilfe zwar zu nächſt durd 
Vermittlung des deutichen Bundes fuchen. Anfoferne aber auf ſolchem Wege 
fidh eine Remedur nicht jo volltändig und jo ſchnell erreichen läßt, als bie 
tal. Regierung dieſelbe verlangen muß, ift es die, auch ſeit bem Frühjahr 
biejes Jahres unverändert gebliebene Abfiht Sr. Maj. des Königs, das ba: 
bei von dem Intereſſe Kurheſſen's und Deutſchland's nicht verfchiedene ei- 
gene Intereſſe duch eigene Mittel zu wahren und bierbei zu beharren, 
bis, unter Zuziehbung der Agnaten Sr. kgl. Hob. des Kurfürften, 
dauernde Bürgichaften gegen die Miederfehr ähnlicher Mißſtände als bie 
jegigen, gewonnen find,“ 


/26. Nov. Die Stadtverorbneten- Wahlen in Berlin und in andern 
Städten fallen entſchieden im Sinne ber parlamentarifhen Op: 
pefition aus. 


. „ Der König empfängt auch im Laufe des Monats November 
eine ganze Reihe von Loyalitätsbeputationen, die ihn ihrer Erge: 
benheit verfihern und fid) mit mehr oder minderer Schärfe über: 
einftimmend für die Armee -Reorganifation und gegen das Abg.: 
Haus ausfprehen. Der König erlärt denfelben fo ziemlich, wie allen 
früheren, mit großer Entfchiedenheit, daß er au der Armee » Reor: 
ganifation, feinem eigenen Werke, feftzubalten entfhloffen fei. 


I, Dee. Der König antwortet einer Loyalitäts= Deputation aus dem 
Marienwerderfreife: 


„+. Die jegige Bewegung iſt theilweife nicht fowohl gegen bie von 
Dir nach reiflichiter Ueberlegung angeordnete Reorganijation der Armee, 
jondern vielmehr gegen die Armee ſelbſt gerichtet. Man beftrebt ſich ja, 
die Disciplin derfelben, die Grundlage jeder Armee, zu Todern. Sie haben in 
Ihrer Nähe, im Verfolg des Graudenzer Vorfalles, bereits die traurigen 
Folgen hiervon geſehen. Daß diefes Beftreben ein bewußtes ift, und ſich 
auch auf andere Gebiete erftredt, zeigen die neueften Sammlungen. Hat 
doch die Nothwendigfeit des Cinfchreitens Meiner Negterung gegen einzelne 
Beamte den Nationalionds hervorgerufen, bei dem jenes Ginfchreiten nur 
den Vorwand bietet, um ganz andere Zwecke zu verfolgen. Die Abficht, die 
mit allen Mitteln verfolgt wird, iſt die Einführung der parlamentas 
tifhen Regierung. Diefe ift nicht durd die Verfaſſung verbeiken, 
fondern nur die parlamentarifhe Gefeßgebung. Ich bin jedoch 
entſchieden entichlofien, von den verfaſſungsmäßigen Nechten, alfo von der Macht 
der Krone, nichts zu entäußern. Ich werde Mich durch nichts ableiten Taj- 
ſen von ben Zielen, die Ich feit Uebernahme der Regentſchaft verfolge, weil 
fie zum Wohl und zur Macht Meines ganzen Landes dienen; dieſes bedarf 
einer ftarfen Krone und einer ftarfen Armee. Die Leiter der Bewe— 
gung, bie beides nicht wollen, find ſich ihrer Endziele vollkommen klar, 
und wenn es auch mur wenige find, fo ift es ihnen doch gelungen, große 
Verwirrung der Gemüther hervorzurufen . . . .* 


Einer Deputation aus dem Kreife Gerdbaun antwortet ber König: 


Ich babe es dem Lande bewieſen, dab Ih Mich nad ber Dede firede, 
indem Ich auf den Zuſchlag von beinahe vier Millionen verzichtet babe. 
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Preußen, 


Die Erleichterung des Bandes in Betreff ber Abgaben ift es auch gar n 
worauf es gewiſſen Wortführern anfommt. Ach weiß, was fiewollen. I 
bat e8 zwar lange zu verbüllen gefucht, zulegt aber ift es of 
ausgefproden, und es ift Mir lieb, daß es offen ausgeiprochen 
Denn nun wiflen wir, woran wir uns zu halten haben. Das Heer bi 
dem Könige will man nit, man will ein Barlamentshbeer. Nidt 
König, jondern eine Partei foll über die Armee zu gebieten haben. De 
wäre e8 aber mit Preußen's Machtftellung aus und die Wohlfahrt bes ! 
des auf immer geflört ...“ 


1. Dec. Ein Erlaß des AJuftigminifters gegen bie Betheiligung 


4, 


6. 


Suftizbeamteten an „politifchen Agitationen“ führt wieder : 
Art Eonduiteliften für die Beamteten ein: 


„Rah den Mittheilungen in öffentlihen Blättern betheiligen fih n 
jelten Juſtizbeamte an politifchen Agitationen, fei es als Leiter und I 
glieder von politifchen Vereinen und Berfammlungen, fei c8 durch Au 
— in öffentlichen Reden oder mittels der Preſſe, oder durch Mit 
ung an Unternehmungen, welche auf die Leitung der öffentlichen Mein: 
über die gegenwärtigen Zuftände im Lande und auf die Durchführung 
wiffer bamit im Zuſammenhang ftehender Zwede gerichtet find. Sie, £ 
Präfident, werben deshalb hierdurch veranlaßt, von der politiihen Thä 
feit der Auftizbeamten in Ihrem Departement, fobald fie in beftimm 
Thatfachen der bezeichneten Art bervortretend zur Erſcheinung aelangt, 
wie von ber Richtung, im welcher ſich dieje Thätigfeit jedes Einzelnen 
Tendenz nach bewegt, ob fie nämlich im Geifte der Treue und Ergeben 
an Se. Maj. den König und zur Unterftügung der Staatsregierung il 
Anordnungen und Maßnahmen oder im entgegengejegten Sinne zu wit 
beftrebt find, Kenntnig zu nehmen und von den in biefer Beziehung 
macenden Wahrnehmungen dem Auftizminifter unter Bezeihnung der 
treffenden Beamten Anzeige zu erftatten.“ 


„ Spannung zwifhen Preußen und Defterreih. Inftruction (ai 
memoire) des Hrn. v. Bismark an den preuß. Gefandten ı 
Werther in Wien. Unterredung zwifchen diefem und dem Gra 
Rechberg. 

„ Erlaß des Königs bezügl. der Loyalität8-Deputation und Adreff 


„Es find Mir aus den verſchiedenen Theilen der Monarchie zablre 
Adrefien zugefommen, welche aus dem Wunſche und Bebürfnifie Vieler E 
vorgegangen find, Mir von ben im Lande fortdauernden Gefinnungen ı 
geſchwächter Treue und Ergebenheit Zeugniß zu geben, Die Mir von {| 
putationen überreichten Adreſſen babe Jh unmittelbar beantwortet; im ‘ 
treff der übrigen aber beauftrage Ich das Staatsminijterium, den Theiln 
mern fund zu thun, daß es Meinem Herzen wohlgethan bat, in ihren ( 
klärungen eben jo fehr den lebendigen Ausdrud der Anhängli 
feit an das angeftammte Herrſcherhaus und eine vertrauensv: 
Würdigung Meiner feit fünf Jahren dem Bolfe vorliegenden landesvät 
lichen Abfichten zu erkennen, als die lleberzeuaung von ber Nothwendig 
der Erhaltung des verfaffungsmaßigen königl. Regiments ausgeſprochen 
finden. Ih babe insbejondere mit Befriedigung wahrgenommen, bat 
Reorganifation der Armee, welche lediglich im ber gejeßlichen allgemeir 
Wehrpflicht begründet ift, als cine zwedmäßige, die Älteren Wehrpflichti— 
erleichternde und dennoch für die dauernde und größere Kriegsbereitſch 
bes Landes unerläßliche Mapregel, eine zunehmende Anerfennung gewin 
Es beftärft Mich dies in der Hoffnung, daß eine richtige Auffafiung M 
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ner nur ber Wohlfahrt Meines Volkes gewibmeten Beftrebungen zu einer 
baldigen Löfung der fchwebenden Berwidelungen führen und das gegenſei— 
tige Vertrauen befeftigen wird, in welchem Preußen die Kraft gefunden bat, 
unter ber Führung Meiner Vorfahren auch die jchwerften Kämpfe rubmooll 
zu befichen,“ 


Dec. Ein Allerhöhfter Erlaß des Königs orbnet eine Yubelfeier des 
Aufrufs zum Befreiungsfriege und des Hubertusburger Friedens an: 
‚Nächten März find es 50 Jahre, daß auf den Aufruf Meines Vaters 
das preußifche Volk fih zu dem großen Kampfe des Befreiungsfrieges unter 
die Waffen ftellte. Sch halte es für angemeſſen, daß die Erinnerung an 
den Beginn rubmvoller Thaten der Armee, welche biefe Zeiten zu den 
glänzendften ber preußifchen Gefchichte gemacht haben, am Jahrestage ber 
Errichtung der Landwehr gefeiert werde, Nächiten 15. Februar find es aber 
auch 100 Jahre, daf der 7jährige Krieg durch den glorreihen Hubertsbur: 
ger⸗Frieden beendigt wurde, ein Greigniß, durch welches bie Großmachtſtel⸗ 
lung Preußen’s in jenen Zeiten feit begründet wurde, und für welches 
ebenfalls der göttlichen Vorfehung öffentlih Dank darzubringen wir noch 
beute verpflichtet find. Ich fordere das Staatsminifterium auf, Mir über 
die Art der anzuorbnenden Feierlichkeiten Vorſchläge zu machen.“ 


»„ Mopdification des Minifteriums. Herr v. Jagow wird vom 
Minifterium des Innern entbunden und zum Oberpräfidenten der 
Provinz Brandenburg, Graf Eulenburg zum Minifler des Innern, 
Herr von Selchow zum Minifter der landwirthſchaftlichen Angele— 
genbeiten ernannt. 


» Der bisherige Gefandte in Turin, Graf Brafjier, wird abbes 
rufen und- an feine Stelle General Willifen, Herr v. Sydow zum 
Dundestagsgefandten ernannt. 


„ Große Eonferenz aller Prinzen und commandirenden Generale 
unter dem Vorſitz des Königs. 


„ Den Abgeordneten der Stadt Berlin wird eine von 40,000 
Wählern und Urwählern Berlin’ unterzeichnete Dante und Zus 
fimmungsadreffe überreicht. Der Spreder, Herr v. Unrub, bes 
gleitet die Uebergabe mit einer Anfprache, in der er den Vorwurf, 
dag das Abg.: Haus den Conflict herbeigeführt habe und daß das 
Haus felbft bei den Wahlen nur dur Täufhung und Verführung 
zuſammengebracht worden fei, beftreitet: 


»... Herbeigeführt ift der Conflict nach unferer Ueberzeugung von 
denen, welche die tief eingreifende, mit dauernder Mebrbelaftung verbundene 
Umgeftaltung des Heeres vornahmen, ohne die verfaflungsmäßige Zuftim: 
mung des Abg.: Haufes; von denen, welche wiſſentlich dasſeldbe in die Lage 
brachten, entweder gegen feine befiere Weberzeugung zuguftimmen, ober dem 
Geſchehenen entgegenzutreten. Vergeblich bat das Haus nad einem Ver: 
gleich geftrebt, vergeblich bat es feine Verhandlungen fofort unterbrochen, 
ald in ber zwölften Stunde vom Miniftertifche ber auf die Möglichkeit eis 
nes Entgegenkommens hingedeutet wurde. Als aber jede, au die kleinſte 
Conceſſion von Eeiten des Minifteriums verweigert wurde, als basfelbe ſo— 
gar die nachträgliche verfafjungsmäßige Genehmigung zu ben bereits ges 
machten Mebrausgaben nicht für erforderlich erachtete, als endlich der Herr 
Ninifter » Präfident durch feine Auslegung des $ 99 der Verfaffung das 
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Steuerbewilligungsrecht in Frage ftellte und dadurch den Conflict über 
Militärorganifation zu einer Verfaſſungskriſis umgeitaltete, da freilich 

dem Abgeorbnietenhanfe nichts -anderes übrig, als durch Verweigerung 
Mehrausgabe ftreng das verfaſſungsmäßige Recht des Landes zu wal 
Indem gleichzeitig der Staatshaushalts= Etat in einer früher Faum er 
ten Höhe feftgejeßtt wurde, ift umferes Erachtens thatfählih dem Vorn 
entgegengetreten, daß die Beichlüfie des Haufcs die Etaatsverwaltun: 
Verwirrung zu bringen geeignet ſeien . . . Die Fragen, um welde es 
namentlich bei den legten Wahlen handelte, waren jebr verftändliche, | 
dem Urtheile des einfachen Landmanns volllommen zugängliche: zwei: 
dreijährige Dienftzeit, 14 Millionen Mebrausgaben — das find Dinge 
Leder verſteht. Die Anfichten darüber irre leiten wollen, bie 
viel, als die Köpfe über das Einmaleins zu verwirren fuchen. Gerade 
Unmöglichkeit, über fo einfache Sachen falſche Anfichten zu verbre 
bat die Wahlen entjchieden. Und dann, wenn doch die Gegner nicht 
‚geilen oder verfchweigen wollten, daß unſer jegiges Wahlgeſeß 

Mai 1849 herrührt, aljo aus einer Zeit, als die Nationalverfammlung 
1848 gejprengt, die, aus allgemeinem Wahlrecht im Januar 1849 ber 
gegangene zweite Kammer im April besjelben Jahres aufgelöst wo 
war! Die Reaction batte damals überall gefiegt. Das Wahlgeſetz 
nicht aus Kammerbejchlüffen hervor, fondern wurde durch kgl. Berordr 
unter dem Minifterium Manteuffel erlaflen, welches jene beiden Volks 
tretungen bejeitigt hatte. Zwei Dritttheile der Wahlmänner werden 

ber 1. und 2. Glafje der Höchftbeftenerten gewählt, die zujammen etwa 
zehnten Theil der gefammten Wähler umfaſſen. ine jolhe, aus 

Reihen und Wohlhabenden bervorgegangene Minderheit hat bie Enti 
bung ber Wahlen in ihrer Hand. Dieſe confervativfte und nüchterne C 
der Bevölkerung läßt fich nicht verführen, am wenigften durch Flugbl: 
und Wahlreden. Wenn ein aus folhen Wahlen bervorgegangenes 4 
Haus nicht nur bie befigenden Claſſen, fondern auch den minder weh 
benden, felbft den mit der Hand arbeitenden Theil des Volfes hinter 
bat, jo iſt dies ein fchlagender Beweis, daß eine feltene Uebereinftimm 
in der ganzen Bevölferung ftattfindet, daß Ein Geift und Ein Wille d 
das ganze Land verbreitet ift, von welchem fih nur ein ganz geringer, 

lirt ftebender Bruchtheil ausfondert, den wir bier nicht näher zu bezeich 
brauden . .. Nah dem klaren Inhalt des $ 115 ber befchworenen \ 
fafjung aber ift die Wablverordnung vom 30. Mai 1849 ein integrirei 
Theil der Verfaflung geworden. Jede Abänderung des Wahlgeſe! 
im Berorbnungswege ift alfo unläugbar ein Verfaffungsbrud. Wir Fön 
nicht annehmen, daß die Regierung einem vollfommen rubigen , feit 

Geſetz haltenden Volke gegenüber zu einem für das Rechtsbewußtſein 

die Machtitellung Preußen’s jo folgenſchweren Schritte ratben werde, 

find feft überzeugt, daß des Königs Majeftät einem ſolchen verberbli 
Rath nicht ftattgeben würde, Berderblich ift jeder Verfafiungsbruch, dov 
verberblich für Preußen, deffen Lage die Webereinftimmung zwiſchen F 
und Bolf dringend erfordert, deſſen Volk treu und anbänglich ijt dem ! 
faffungsmäßigen König und deſſen Dynaftie, aber auch ganz allein in 
verfaffungsmaßigen Fortentwidelung des Staates ihre Zukunft, Macht 

Größe findet.“ 

Der greife Abg. Taddel nimmt die Ndrefje im Namen ber | 
geordneten entgegen, indem er verfpricht, daß fie alle auf ihrem St: 
weber weichen noch wanfen würden und auf die großen Freihei 
kämpfe der Geſchichte hinweift, in denen durch Geduld, Beharrli 
keit, Wachſamkeit und Entſchiedenheit Großes erreicht worben je 
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Dec. Der Minifter des Innern Graf Eulenburg verlangt vor: 
läufige Cinfiht von der von den Stadtverordneten beabfichtigten 
Reujahrsadreffe an den König. 


„ Die Stadtverorbneten befchließen, ihre von ihnen einftimmig ge: 
nehmigte Adrefie dem Minifter des Innern nicht zur Einſicht vors 
zulegen, jondern demjelben fofort mit dem Erſuchen zu übermaden, 
fie dem König zu überreiden: 

„Möge der Allmächtigfte Ew. Maj. Leben und Geſundheit in Seine 
heilige Obhut nehmen, möge Er Ew. Majeftät treue Sorgfalt für bie 
Wohlfahrt des theuern Baterlandes fegnen und ihr Gedeihen geben. Diele 
Treue und unabläfjige Sorgfalt ift es, die uns in dem Vertrauen bejtärkt, 
dag ed Em. Majejtät gelingen werde, die ſchweren Beſorgniſſe zu zerftreuen, 
mit denen wir, wie wir Ew. Maj. freimüthig zu befennen uns verpflichtet 
balten, dem neuen Jahre entgegen geben. Denn ber beflagenswerthe Eon: 
fliet, mit dem das alte Jahr jchließt, gebt ungelöft in das neue Über — ein 
Conflict, der’ die Grundlage der Berfaflung in Frage fiellt, der, je länger 
er dauert, um fo mehr dazu angethan ift, die Gemüther des Bolfes zu 
verwirren und die auf der Einheit von König und Land berubende Geltung 
Preußens nah außen bin zu verfümmern. Möge es Euer Majeftät ge- 
fallen — dieſer wahrhaft patriotifhe Wunſch klingt heute in Aller Herzen 
wieder — die Wege zu betreten, die aus dem Zwielpalt heraus zur Vers 
fühnung und zum Frieden führen Wir verharren in der Zuverficht, daß 
an der hoben MWeishelt und Gerchtigfeitt Ew. Maj. die Hoffnungen zer: 
Ihellen werden, melde die Feinde Preußens und jeiner Berfaffung an die 

"Fortdauer eines inneren Zerwürfnijjes knüpfen, daß das neue Jahr ein 
Jahr des Glüdes und des Gedeihens fein und dazu beitragen wird, 
Ew. Maj. erhabene Bemühungen mädtig zu fürdern, die, wie Ew. Mai. 
in dem an bie biefigen Communalbehörden erlaffenen Allerhöchſten Schreiben 
vom 28. März 1860 ausgeiproden baben, unabläſſig auf die wahre 
Ginigung und Stärkung Preußens und des gefammten Deutſchlands ge: 
richtet fein und bleiben werden,“ 


» Die Sammlungen für den fog. Nationalfond haben bie zum 
Schluffe des Jahres ca. 75000 Thlr. betragen. In Schlefien, 
Sachſen, Weſtfalen ꝛc. fucht die Polizei durch Verordnungen und 

. Strafandrohungen die Sammlungen zu verhindern. Dagegen ers 
folgte bis dahin feine gerichtliche Verurtheilung, wohl aber rei: 
Iprehungen aud) in Potsdam, Frankfurt VD. ꝛc. Gegen eine Anzahl 
Landwehr: Offiziere find wegen Betbeiligung am fog. National: 
fonds und an andern Demonftrationen der parlamentarifchen Oppo: 
ſition Unterfuchungen im Gange. 


III. 
Oeſterreich. 


2. Jan. Der Kaiſer trifft von Venedig in Verona ein, ſteigt ſog 


zu Pferd und begibt ſich auf den Campo Marte, auf welchem 
Truppen ber Garniſon in vollſter Parade aufgeſtellt ſind. NR 


dem bdiefe beendigt, läßt der Kaifer ſämmtliche Offiziere vortre 

Anſprache des Kaifers: „... Fabren Sie fort, denjelben & 
fowie dieſe Disziplin in Ihren Abtheilungen zu erhalten, von denen W 
brave Armee ſteis bejeelt war; e8 fteben uns noch ſchwere Kämpfe ke 
— want diefe fein werden, weiß niemand, bereiten Sie die Truppen bie 
vor, daß wir fie mit Gott beſtehen; Ich verlajle Mich auf cuch.“ 

Antwort Benedefs: „Erlauben Ew. Maj., daß ıh das regleme 
mäßige Schweigen brede, um Ew. Apoft. Maj., als unferem Kaifer, Ki 
und Allerhöchſten Kriegsberrn jene Gefühle auszuſprechen, weldhe mid 
meine unterftebende Armee für Eie, Em, Maj. und Ihr erlauchtes F 
bejeelen. Frei von jedem Vorurtheile, ohne Unterfhicd der National 
Geburt und Religion, wollen wir Alle — Alle bis zum letzten Solde 
ein großes, jreicd, mächtiges und gefürdhtetes Defterreih mit Ew. % 
glorreicher Dynaftie; bereit gegen jeden Feind, wer e8 auch immer fer, 
wir Ew. Daj. treue Eoldaten; fein Ungemach, feine Gefahr ſcheuend, we 
wir unfern legten Tropfen Blut verjprigen, um Ew. Maj. ein gorı 
Defterreih — um unfer Vaterland zu erhalten. Nehmen Ew. Mai. 
vor meiner Armee den feierlicdhiten Eid, den ih im Namen meiner Sold 
Ew. f. f. Maj. ald unferm Allırb. Kriegsberrn wirderbofe: Obne Un 
fhied der Nationalität, Geburt und Religion, wollen wir für Ew. 4 
leben, ja leben um zu fiegen, und wenn wir fallen, mit Ebre fterben, ı 
fiegen werden wir, jo wahr uns Gott beife. Amen.“ (Befehl: Die A 
tanten reiten zur Truppe und lafjen die Volkshymne fpiclen.) „Em. Ef. 
Maj.! Die zweite Armee ruft lebend und fterbend im Siege: „„Doch I 
Kaifer von Defterreich !”* 


8. Ian. Defterreich ſpricht fih in Berlin fehr entſchieden gegen 


10, 


Preußifhe Depefhe v. 20. Dez. bezüglid der Gründung eiı 
engern Bundesſtaats im beutfhen Staatenbunde aus und verb: 
belt mit den Regierungen der Mittelftaaten über einen gemeinfan 
Schritt gegen diefe Idee (vgl. Deutſchl.). 

„ (Ungarn) Der k. Statthalter v. Ungarn fett das öfterreichif 
Vereinsgeſetz v. 1852 wieder in Kraft. 

„ (Galizien). Hirtenbrief des griechiſch-unirten Erzbiſchofs v 
Lemberg gegen die Agitation vieler rutbenifcher Landgeiftliher f 
die orthobore Kirche, 
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. gan. (Siebenbürgen). Auch in Siebenbürgen werben wie in 


Ungarn Militärgerichte für gewiffe, namentlidy ‚angeführte Ber: 
brechen eingefeßt. | 

„ Zweite großartige Demonftration der Soldaten ber italieniſchen 
Armee zu Ehren des Kaifers in Verona bei feiner Rückkehr von 
Mantua nah Venedig. 


„ (Ervatien). Das Statut für die kroatiſche Hofkanzlei erhält 
die kaiſerliche Sanction. Diefelbe wird baburd der ungarifchen 
Hofkanzlei volllommen gleichgeftellt. 

» (Böhmen). Das erzbifhöflihe Conſiſtorium in Prag erläßt 
eine Zufchrift an die Kircyenpatrone, daß vom 1. März I. 9. an 
die Verwaltung bes Kirchenvermögens in bie Hände der Geiftlichkeit 
überzugeben habe, nad Art. 30 des Concordats und nad dem 
Beſchluſſe des in Wien abgehaltenen Conciliums v. 1856. Große 
Senfation. Eine ähnliche Weifung ift bis jegt von der weltlidyen 
Behörde an die Kirchenpatrone nicht ergangen. 

„ Der große Ausihuß der öfterreihifdhen Nationalbank ſetzt ein 
Comité nieder, um mit ber Regierung über die Regulirung des 
Schuldverhältniffes des Staats gegenüber der Bank und über bie 
Bedingungen einer Erneuerung des Bankfprivilegiums zu unterhandeln. 


„ Ein kaiferl. Handichreiben creirt ein öfterr. Marineminifterium 
und überträgt es proviforifdh dem Handelsminiſter. Erzh. Mar 
bleibt Commandant der öfterr. Kriegsmarine. 


„ Entwurf des Finanzminifters zu einer neuen Bankacte. Die 
Bankactien fteigen in Folge davon. Die öffentlihe Meinung findet 
die der Bank in Ausficht geftellten Conceſſionen allzu günftig. 
„Gerücht von einer Candidatur des Erzh. Mar für den zu grün: 
denden Thron von Merifo und von einer damit in Verbindung zu 
bringenden Abtretung Venedigs. Die gefammte öfterr. Breffe 
ſpricht ſich entjchhieden gegen das erftere Project, die amtliche Wiener 
Ztg. gegen die letztere Idee aus, 


Febr. Defterreih und die deutſchen Mittelftaaten proteftiren in iden— 


. 


tiſchen Noten an die preußiſche Regierung energiſch gegen die Idee 
der Gründung eines engern Bundesſtaates innerhalb des weitern 
Staatenbundes (vgl. Dtiſchl.). 


» (Siebenbürgen). Eröffnung der ſächſiſchen Nationsuniver— 
ſität (Landtag). Die Siebner Commiſſion derſelben trägt auf An— 
erkennung der Februarverfaſſung an. 


„ Der Finanzminifter v. Plener gibt dem Abg.-Hauſe Erklärungen 
über das Defizit des Budgets für 1862, das eben jebt ben Be— 
rathungen des großen Finanzausſchuſſes des Haufes unterliegt. 
Dasjelbe ſoll theils durch Veräußerung eines Theils der dem Staate ge: 
börigen, ber Bank verpfändeten Effekten, theils durch die Erhöhung einiger 
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Steuern gedeckt werden. In erſter Beziehung hofft der Finanzminiſter eu 
das baldige Zuſtandekommen eines Uebereinkommens mit der Bank als x 
nothwendigen Vorausſetzung jener Veräußerung. Die Regierung ſei inte 
unabhängig von einem ſolchen Uebereinkommen auf Herbeiſchaffung ve 
Geldmitteln bedacht. Nun aber wäre die gleichzeitige Realtfirung ve 
150 Mill. Staatseffeften und einer Staatsanleibe geradezu unmöglib un 
ebenfo fei die Einführung neuer Steuern für 1862 unpraktiſch. Die X 
gierung habe daher bejchloffen, auf die Erhöhung einiger alten Steuern un 
zwar des Salzpreiſes, des Gebührenftempels, der Berbrauchsangabe ve: 
Nübenzuder und der direkten Steuern, wodurch 32 Mill. Mehreinnebn 
erzielt werden dürften, anzutragen und er hoffe bie diesfälligen Gefepes 
entnrürfe bis Mitte Februar dem Haufe vorlegen zu fünnen. 


11, Febr. 18 Mitglieder des Herrenhaufes interpelliren die Regierum 


21. 


über das von den biſchöfl. Confiftorien in Böhmen anfie ale Kirchen 
patrome geftellte Anfinnen, bie Verwaltung bes Kirchenvermögend nad den 
Eoncordbat mit dem 1. März der Geiftlihfeit anbeimzugeben, wodute 
ber bisherige maßgebende Einfluß des PBatrons auf die Auslagen auf au 


‚Minimum, nämlıh auf bloße Bemerkungen und auf eine Vorftellung ar 


Drdinariate befchränft würde. Die Snterpellanten find der Anficht, daß du 
Abänderung oder gänzlihe Aufhebung der diesfälligen ſeit Jahrhunderte 
gültigen landesfürſtlichen Vorfhriften nur ebenfals mit Antervenirung de 
Staatsbehörbden gejcheben und der Auftrag biezu den Patronen im be 
bördlihen Wege, nicht aber dur einfahe Gonfiftorialmittbeilung zufem 
men follte. 
Der gew. Minijter v. Pillersdorf + in Wien. 
„ Das Abg.-Haus verhandelt über die Cinführung von Ce 
fhwornengerichten für Preßſachen. Der Ausfhuß trägt auf foter 
tige Einführung an. Die Regierung erflärt fid) dagegen: 
Minifter v. Laffer erinnert daran, dab Minifter Pratobevera, al 
er am 22. Juni v. J. den Standpunkt ber Regierung barlegte, ſagte, di 
Regierung wolle die Geſchwornen einführen, wo dieß thunlich fei und daj 
fie darüber die Yandtage zu bören beabfichtige. Die Regierung babe wicder 
holt auf diefe Erklärung bingewiefen und erflärt, daß die ausnahmemen 
Zulaſſung der Gejchwornen unthunlich jei. Das Juſtizminiſterium babe nn 
den Entwurf einer Strafprozeßordnung bereits ausgearbeitet, welche mit ode 
ohne Sejhworne in Anwendung kommen könne. In Folge deſſen bitte er 
bei dem heute beratbenen Gefege von dem — —— Umgang jı 
nehmen. — Staatsminifter v. Schmerling erflärt wiederholt di 
Abfiht der Regierung, die Echwurgerichte einzuführen; nur die Bubdazlı 
beratbung jei der Srund, warum ein bierauf bezüglicher Geſetzentwurf nid) 
ſchon in diefer Seſſion vorgelegt werde, aber er mie ſich entfchieden geger 
bie vorläufige Einführung der Jury für Preßſachen erflären. Diefes In 
ftitut fei nady den Kulturzuftänden der verfciedenen Kronländer auch ver 
Ihieden einzurichten und darüber müßten vor Allem die Lanttage geböt 
werden. Schließlich bemerft er: „Wenn in diefem Ablehnen von Seite der 
Regierung vielleicht der Vorwurf, der heute von einer Seite gemacht wurde, 
auch an die Glieder der Regierung gerichtet ſein fol, daß fie nämlich „matt: 
berzig liberal“ feien, dann, meine Herren, nehme ich mit Beruhigung dieler 
Borwurf auf mich, wenn es beißt, man fei mattherzig liberal, wenn ma 
Sr. Maj. gerathen bat, eine Berfaflung dem Reiche zu geben, und weni 
man es in wenigen Wochen ermöglicht hat, daß diefe Verfaflung ins Leben 
getreten iſt.“ 


Nah Tebhafter Debatte wird der Ausfhußantrag vom Haufe 
mit 90 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 


" 
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2. Febr. Der große Bankausſchuß genehmigt das zwifchen dem Finanz: 


minifter und dem Bankcomité vereinbarte Project einer neuen 
Banfacte. 


»„ (Bälfchtyrol). Der gefammte Magiftrat von Trient legt 
fein Amt nieder, weil die von ihm wiederholt getroffene Wahl eines 
Bürgermeijters von der Regierung nicht beftätigt und dagegen von 
ihr eine andere Wahl getroffen worden war. Auch alle Mit- 
glieder des Bürgerausfchufjes legen ihr Mandat nieder. 


» Antwort des Staatsminiſters im Herrenhaufe auf die Inter— 
pellation bezüglid der Patronatsverhältniſſe: 


„Die biſchöfliche Verſammlung im Jahre 1849 habe gemäß der Grund: 

rehte vom 4. März 1849 die Selbjtverwaltung des Kirchenvermögeng be— 
aniprucht, und diefer Wunſch babe im Art. 30 des Konkordats Ausdrud 
gefunden. Die biſchöfliche Synode vom Jahre 1856 habe an die Regierung 
dae Erfuchen geftellt, es möge dieſelbe an die Faiferl. Behörden die Weifung 
erlafien, die Verwaltung des Kirchenvermögens au die kirchlichen Behörden 
auf deren Berlangen zu übertragen, und auf Vorfchlag des damaligen Kultus: 
miniftere Grafen Leo Thun ſei unterm 3. Oftober 1856 die kaiſ. Sanftion 
erfleſſen, welche die Ausführung des 30. Artikels des Konfordats jedoch an 
de Bedingungen fnüpfte, daß ſowohl die landesfürftlichen Rechte, ſoweit 
fe mit den Kirchengefegen vereinbar feien, wie aud die Rechte der Kirchen: 
patrone gefichert bleiben. Die Biſchöfe feien in Folge davon eingeladen 
werden, den Zeitpumft anzugeben, in weldhem fie diefe Beftimmung ine 
Ken treten lafjen wollten, um die Faiferl. Behörden verftändigen zu fünnen. 
Dieß ſei mit Ausnahme Galiziens gefchehen und die Frage mit Interveni— 
tung der Staatebebörde in allen Diözejen geregelt worden, ohne daß, un: 
erhebliche Ausnahmen abgerechnet, Sıreitfälle vorgefommen feien. Auch von 
Seite des Episkopats der Prager Erzdiözefe fei unterm 6. September v. 3. 
die Abfiht Fundgegeben worden, den Art. 30 durchzuführen, ohne daß 
in den beigegebenen Durhführungsbeftimmungen etwas vorgefunden worden 
wäre, was der faijerl. Entſchließung nicht entjprochen bätte, und zugleid) 
jet auch die Statthalterei angewiefen worden, die Unterbehörden von dem 
Inslebentreten der Maßregel zu verftändigen; die Weifung an die unter: 
geordneten Behörden habe fich jedoch verzögert und fei erſt unterm 22. d. M. 
an diejelben abgegangen. Hinfichtlich der Verſtändigung der Privatpatrone 
fi e8 der Wunſch der Regierung, daß dieſelbe gleichfalls im behördlichen 
Vege nady Möglichkeit ftartfinde, welche jedoch nicht überall vorhanden fei, 
da den einzelnen Behörden die Verhältnifje nicht Überall genau befannt feien. 
Dem Fünftigen Landtage werde ein Gefeg zur Regelung der Beitrags: 
lettungspflichten zu katholiſchen Kirchen: und Schulbauten, Herftellung ber 
Paramente 2c. zur verfafjungsmäßigen Behandlung vorgelegt werden und bis 
sur erfolgten Regelung babe die Regierung, in Verüdfichtigung ber 
Beihmwerden ber Patrone Böhmens, es nicht für räthlich erachtet, bie 
Uchergabe des Kirchenvermögens durchführen zu laffen und den Beſchluß 
gefaßt, daß diefe Mafregel vorläufig auf fih beruhe.“ 
„ Der Jahrestag der DVerfafjung wird in den Ländern des engern 
Reihsrathes von den Behörden offiziell gefeiert. Die deutjche Be— 
völferung des Kaiferftaants nimmt daran faft überall Iebhaften Ans 
theil. Die nichtzdeutfche verhält fid) meift paffiv. Im den Ländern 
der ungarifchen Krone findet audy Feine offizielle Feier ftatt. 

(Böhmen) Der Erzbifhof von Prag verweigert die ihm von 
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Landesausſchuſſe zugemuthete Abhaltung eines ſolennen Hocdamtes, 
und dieſelbe Haltung beobachten auch mehrere andere Biſchſe 
Böhmen's. | 

(Siebenbürgen). In Hermannftadt wird der Tag ven 
den Mitgliedern des ſächſ. Landtags und von der Bevölkerung durd 
ein Bankett feſtlich begangen. 


28. Febr. Der Bericht des Ausfchuffes des Abg.-Hauſes für confeilie 


nelle Verhältniffe (Präf. Smolfa, Ref. von Mühlfeld), defjen An 
träge ſchon Anfangs Dee. 1861 beſchloſſen und formulirt worden 
waren, kommt endlich zur Vertheilung. Vier Mitglieder: Biel 
Jirſik, Biſchof Litwinowicz, Abt Eder und Graf Belcredi erklären 
fid) principiell ausbrüdlic dagegen. Der vom Ausjchufle bean: 
tragte Geſetzesentwurf Tautet: 


Geſetz, womit die Grundjüge und VBorjchriften in Betreff der Reh: 
gionsverbältniffe überhaupt und der Kirchen: und Religionsgenofjeniharte 
insbejondere für die durch ben engeren Reichsrath vertretenen Königreide 
und Länder fejtgejtellt werden. I. Allgemeine Grundfäge über Rev 
ligionsverbältnijfe. 1. Gap. Religionsfreibeit. 1) Jedermam 
ift die volle Glaubens: und Gewiffensfreibeit, jowie die häusliche Ausübung 
jeiner re gewährleifte. 2. Cap. Wahl des Neligiousbefennt: 
niffes 2) Die Wahl des Glaubensbefenntnijjes ijt Jedermann nad la: 
ner eigenen freien Ueberzeugung überlajjen. Derjelbe muß jedoch das bie 
zu erforderliche Alter erlangt haben, und darf ſich zur Zeit der Wahl ın 
feinem Geiſtes- oder Gemüthszuſtande befinden, welcher die eigene freie Ue— 
berzeugung ausjhließt. 3) Das zur Wahl des Religionsbekenntniſſes cr 
forderlidye Alter wird für beide Geſchlechter auf das erreichte 13. Lebensjahr 
feftgejeßt. 3. Gap. Religionsbefenntniß der Kinder. 4) Für Kinter, 
jolange fie das zur Wahl des Religionsbefenntnifjes erforderlihe Alter nıöt 
erlangt haben, wird das Religionsbefenntniß, dem fie angehören und in 
welchem fie baher unterrichtet und erzogen werben follen, nach ber im fol 
genden Artifel enthaltenen Anordnung beftimmt 5) Wenn Eltern ana 
und der nämlichen Religion angehören, fo tft ihr Religionsbekenntniß aus 
für deren eheliche oder diefen gleichgehaltene Kinder maßgebend. Im ale 
Eltern verſchiedenen Meligionsbefenntniffen anhängen, richtet fich das Reli— 
gionsbefenntnig ſolcher Kinder zunächſt nach der zwijchen ben Eltern darü— 
ber getroffenen rechtlichen Uebereinfunft; in deren Ermangelung aber ge— 
bührt die Beſtimmung des Keligionsbefenntnijjes in Anſehung der Sübm 
bem Vater und bezüglich der Töchter der Mutter. Für ein umebeliches Kind 
beftimmt die Mutter desjelben das Religionsbefenntniß. Im Uebrigen ge 
hört dieje Beftimmung zum Rechte der Erziehung, und wer dieſes Rest 
a eines Kindes hat, ber ift auch befugt, das Neligionsbelenntnik 
ür ſolches zu beftimmen. 6) Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein 
Kind bejtimmte Religionsbelenntniß darf folange nicht verändert werden, 
bis es aus eigener freier Wahl eine foldhe Veränderung vornimmt. 7) Die 
Eltern und Vormünder, fowie die Religionsdiener find für die genaue Be 
folgung der vorftehenden Vorjchriften verantwortlih. Für den Fall der der 
legung bderjelben fteht den nächſten Verwandten, ebenſo wie den Oberen dt 
Kirchen⸗ und Fra, viagra das Recht zu, bie Hilfe der Behörden 
anzurufen, welche die Sache zu unterfuchen und das Gefegliche zu verfügen 
haben. 8) Sobald cin Kind das zur Wahl des Religionsbekenntnifjes er 
forderliche Alter erlangt bat, ift ihm von der Behörde der Schuß bieler 
feiner Freiheit zu gewähren. 4. Cap. Unabhängigkeit der bürge? 
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lien und politijden Rechte vom Religionsbefenntniffe. 
9) Durch das religiöje Bekenutniß ift der Genuß der bürgerlichen und po— 
litiſchen Rechte weder bedingt noch bejchränft. Den öffentlichen Pflichten 
darf fein Religionsbefenntnig Abbruch thun. 10) Die Religionsverjchieden: 
beit ift Fein bürgerliches Ehehinderniß. 11) Die Berjchiedenheit des Re— 
ligionsbefenntnifjes zwischen Kindern und deren Eltern oder fonft zu ihrer 
Erziehung Berufenen benimmt diefen bie ihnen wegen ber Erziehung zu— 
ftebenden Rechte nicht. 12) Jedermann kann insbejondere ohne Unterjchied 
der Religion in den verſchiedenen Yändern fih aufhalten und feinen Wohn 
jig nehmen, Erwerb und Nahrung juchen, jowie die Zuftändigfeit und das 
Bürgerrecht in einer Gemeinde erlangen. Auch ijt Jedermann ohne Rück— 
ſicht auf feine Religion fähig, im den verfchiedenen Ländern Befig und Eis 
gentbum von unbewegliden wie beweglichen Gütern, und was immer für 
Rechte in Anjehung derjelben zu erwerben. 13) Die Anhänger der verſchie— 
denen Religionen haben gleiche rechtliche Fähigkeit zur Erlangung öffentlicher 
Würden, Aemter und Bedienungen, 14) Der Eid ijt von Jedermann ohne 
Rückſicht auf fein WReligionsbekenntnig mit der Formel: „So wahr mir 
Gott helfe“, zu ſchwören. Diejenigen, welden ihr Religionsbefenntniß ei: 
nen Eid überhaupt nicht geftattet, baben mit gleicher Wirfung die Ber: 
fiherung durch Handichlag zu befräftigen. 

1. Kirchen- und NReligionsgenojfenijhaften. 1. Unterab— 
Ihnitt, Anerfennung. 15) Eine religiöfe Gemeinſchaft muß, um 
rechtlich zu beiteben und die den Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften kraft 
diejes Geſetzes eingeräumten Rechte zu genießen, geſetzlich auerkannt jein. 
16) Unter der Bedingung: der gefeglihen Anerkennung iſt den Staatsbür- 
gern die freiheit zur Vereinigung in religiöfe Saneinisaften gewäbrleiftet. 
17) Die gefegliche Anerkennung fann einer. religidfen Gemeinjchaft verwei— 
gert oder entzogen werden, wenn und inmieferne Lehre, Verfafjung oder 
Uebung berfelben dem öffentlihen Wohle ſchädlich oder gefährlich ſich zeigt. 
2. Unterabjhnitt. Rechte und Verbindblidhfeiten. 1. Cap. Im 
Allgemeinen. 18) Eine jede Kirche und Religionsgenofjenihaft hat das 
Recht der öffentlichen Neligionsübung, vorbehaltlich jedoch der nöthigen Maß: 
regeln zur Sicherung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. 19) Der Staat 
nimmt auf die blos den Glauben und das Gewiflen betreffenden Gegen— 
Hände einer Religion feinen Einfluß, vorbehaltlich der im Art. 17 erwähn: 
ten Verweigerung nnd Entziebung der Anerkennung einer Kirche und Res 
ligionsgenoflenichaft. 20) Die Kirchen: und Religionsgenofienjchaften ord⸗ 
nen und verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſiändig und bleiben im Beſitze 
und Genufje der für ihre Cultus-, Unterrichts: und Wohlthätigfeitszwede 
beſtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonde. 21) Kirchen: und Religions: 
genofienfchaften find den allgemeinen Staatsgefegen unterworfen. 22) Dem 
Staate ficht das Recht zu, auch in Religionsangelegenbeiten, welche und 
infoweit fie das öffentliche Interefie berühren, oder mit bürgerlichen Rechts: 
folgen in Berbindung ftehen, Anordnungen zu erfafien. 23) Allen Kirchen» 
und Religionsgenofienichaften ift vom Geſetze gleiches Recht verliehen. Es 
gibt Feine durd den Staat bevorrechtete Religion. 24) Dem Glauben, dem 
Gottesdienfte und den Einrichtungen jeder Kirhe und Religionsgenofienihaft 
ebenjo wie ihren Oberen und Religionsdienern in Uebung ihres Amtes 
fommt gleihmäßiger Schuß gegen Verachtung oder Herabfegung und für 
Aufrechthaltung des gebührenden Anſehens und der entſprechenden Ehre zu. 
Art und Maß diefes Schußes beftinnmen die Strafgefege. Der durch diefel- 
ben einer Neligion vor den übrigen zugewendete befondere Schug hat aufs 
zubören. 25) Kirchene und Religionsgenofienfcaften genießen nach außen 
die Rechte von Vereinen und Körperfhaften mit den entiprechenden Ders 
pflichtungen. Das Verhältniß und der Verkehr zwiſchen den einzelnen 
Kirchen: und Religionsgenofienfhaften ift daher nad den biesfälligen all: 
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gemeinen bürgerlichen Geſetzen zu beurtheilen und zu behandeln. 2. Gar. 
Im Beſonderen. 1. Titel. Im Verhältniſſe zur Staatége 
walt. 26) Der Verkehr zwiſchen den Oberen und den ihnen untergebenen 
Dienern und Angehörigen einer Kirche und Religionsgenoöoſſenſchaft iſt un- 
gehindert. Die Bekanntmachung ihrer Verfügungen iſt nur denjenigen Be 
ſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterlie 
gen. Doch müſſen die allgemeinen Anordnungen, welche die in einer relı 
giöfen Gemeinjchaft betebende anordnende Gewalt in Bezug auf die Yebre, 
Verfaſſung und Uebung erlägt, bei ihrer Befanntmachung der Beböre des 
Etaates in beglaubigter Abjchrift mitgetbeilt werden. 27) Für jede Kirche 
und Religionsgenoſſenſchaft find die Errichtung, Veränderung oder Aufbe- 
bung von Aemtern der Seeljorge niederen oder höheren Ranges, die iger: 
jeßung ihrer Bezirke und Sprengel, jowie die diesfälligen Zu- und Ab— 
theilungen an die Zuftimmung des Staates gebunden. 23) Berjammlun: 
gen der Vorſteher oder Diener einer Kirche oder Religionsgeneſſenſchaft, 
weiche nicht regelmäßig zur Bejorgung der gewöhnlichen Angelegenbeiten 
gehalten werden, fie mögen mit oder ohne Zuziehung von Angehörigen der 
religiöfen Gemeinschaft ftattfinden,, find längftens drei Tage vor ıbrer Ab: 
haltung der Regierung anzuzeigen. Die Beſchlüſſe einer ſolchen Verſamm— 
lung find der Regierung ſchriftlich mitzutheilen. 29) Die Regierung ıf 
im alle fie wahrnimmt, daß im einer Kirche oder Nelinionsgenofienichant 
Mipbräuce oder Unordnungen eingetreten find, Verſammlungen der Bor: 
fteber oder Diener der religiöfen Gemeinfchaft mit oder ohne Augiebung 
von Angehörigen derjelben zur Wiederberftellung der Einigkeit und Ord— 
nung unter ihrem Schuge zu veranlaffen berechtigt, obne jedoch in die Ge— 
genftände der Neligionslehre ſelbſt ſich einzumiſchen. 30) Dem Landes— 
ürjten ftiehen in Anfehung der Ernennung, der Wahl oder des Borichlaget 
zu kirchlichen Aemtern in einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft diegenigen 
Rechte zu, welche deren Sapungen ihm als joldem einräumen, oder ihm un 
Gemäßbeit derfelben insbefondere gewährt werden. 31) Aue Vorfteher und 
Diener einer Kirhe oder Religionsgenofienfbaft haben vor dem, Antritte 
ihres Amtes dem Katjer den Eid der Treue und des Geborjame wie der 
genauen Beobahtung dev Gefege und gewilienbaften Erfüllung der Pflichten 
zu ſchwören. 32) Die nach ben Sapungen einer Kirche oder Religiontge 
nojienjhaft den Oberen bderjelben über ihre untergebenen Neligionsdiener 
zufommende AUmtsgewalt wird von ihnen ſelbſtſtändig ausgeübt. Die 
jwangsweife Durbführung der bezüglihen Erkenntniſſe und Verfügungen 
bat jedoch mitteljt der weltlihen Behörde ftattzufinden, welche nur bei Nab- 
weifung der Ordnungsmäßigfeit des Vorganges darauf eingeben kann 
33) Dem Staate ſteht die Macht zu, im Wege des Gefeges zu beftimmen, 
wann ein Vorſteher oder Diener einer Kirche oder Neligionsgenofjenfaaft, 
um bes öffentlihen Jntereffes willen, von feinem Amte zu entfernen il, 
und die Regierung bat das Net, das Geſetz im einzelnen Fällen zur An 
wendung zu bringen. 34) Die Vorjteher und Diener einer Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft haben mit den übrigen Staatsbürgern gleiche Recht 
und Pflichten in bürgerlicher und politifcher Beziehung. Sie umterfichen 
glei diefen den Civil- und Strafgejegen, wie den Behörden und Gerichten 
des Staates. 35) So weit es fih um bie Feier des Äußeren Gottesdienitet 
nah Ort, Zeit und Zahl handelt, kann der Staat Aufpebungen oder Br 
ſchränkungen verfügen. 36) Dem Staate fommt es aber auch zu, in An: 
ficht auf die religiöfen Bedürfnifie feiner Bürger oder fonft im öffentlichen 
Intereſſe den Vorſtehern und Dienern der Kirden und Religionsgenojien 
haften Verpflichtungen bezüglich ber Feier des Äußeren” Gottesdienftes in 
der obigen Richtung aufzulegen. 37) Deffentlihe Verſammlungen und 
Züge zur gottesdienftlihen Feier, ſoferne fie außergewöhnliche find, mürlen 
drei Tage vor ihrer Abhaltung dem für die Öffentliche Ordnung und 
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Sicherheit beitehenden Bebörden, in deren Bezirken fie ftattfinden follen, 
angezeigt, und können von biefen aus Gründen des öffentlichen Anterefies 
unterjagt werden. 38) Gebeime Jufammenfünfte zur Feier eines Gottes: 
bienftes jind verboten. 39) In fjoweit die öffentliche Sicherheit und bie 
Forderungen der Gerechtigkeit es geftatten, it den Kirchen und Gottes: 
bäufern jeder Kirche und Religionsgenojienschaft die Immunität gleihmäßig 
gewährt. 40) Religiöfe Anftitute, deren Mitglieder zufolge feierlidher Ge: 
lübde nad einer beitimmten Regel unter einer Oberleitung gemeinſchaftlich 
leben und verfebren, find an die Zuftimmung ber Staatsgewalt gebunden. 
Es bedarf der Genehmigung der Regel und der Satungen eines jolden 
Inftitutes von Seite der Staatsgewalt ebenjowohl bei Errichtung biejes als 
bei Veränderung jener. Der Staat kann auch in Folge feiner Genehmigung 
beitehenbe Inſtitute derart, fobalb fie den Staatszweden ſchädlich ober ge— 
fährlihd werden, aufheben und unterbrüden. 41) Die Bildung eigener 
Gemeinden in Kirchen und Religionsgennfienihaften erfordert die Geneh— 
migung der Negierung. Die Bedingungen bierzu find, daß die Mitglieder 
derjelben die nöthigen Mittel zu dem Unterhalte der Religionsbiener , ber 
Herftellung und Erhaltung der gottesdienftlichen Gebäude und Einrichtung, 
jowie der Beitreitung der Koften des Gottesbienftes befigen oder biefelben 
auf gejeglich geitattetem Wege aufzubringen vermögen. 42) Andere Ber: 
einigungen in einer Kirche oder Religionsgenofienihaft unterliegen bem 
allgemeinen Bereinsgefege. 43) Der Einfluß jeder Kirche und Religions: 
genoſſenſchaft in den Schulen iſt auf den Unterricht in der bezüiglichen Re: 
ligion eingeihräntt. 44) Die Oberauffiht des Staates in Abfiht auf 
Unterricht und Erziehung erftredt fih auch auf den Unterridt und die Er: 
ziebung in der Religion. Insbeſondere ift der Staat in Ausübung biejes 
Oberauffichtsrechtes befugt, in Anfehung der Unterrichts: und Erziehungss 
anjialten für Neligionsdiener Anordnungen zu treffen und deren Befolgung 
zu überwaden. 45) Eine Genjur irgend einer Kirche und Religionsgenofjen: 
Ihaft in Betreff der Bücher oder anderer Schriften darf nicht beftehen. Das 
Preßgeſetz des Staates allein bat auch für Werke der Preſſe religidjen In— 
baltes feine volle Wirffamfeit. 46) Die Gejeßgebung in Abfiht auf die 
Ehe und biesfällige Verlöbniſſe, foweit es fih um ihre bürgerliche Giltigfeit 
umd Wirkungen bandelt, fteht dem Staate allein zu, und er übt bie be— 
zügliche Gerichtsbarkeit durch weltlihe Gerichte aus. Zur bürgerlichen 
Giltigkeit der Ehe ift die feierliche Erklärung ber Einwilligung der Braut: 
leute vor dem ordentlichen Seelforger eines derjelben erforderlich, Wird 
jedoeh die Aufnabme diefer Erklärung aus einem nicht im bürgerlichen 
Rechte begründeten Anftand verweigert, jo fteht e8 den Brautleuten frei, 
die Ehe giltig vor der weltlichen Obrigkeit zu ſchließen. 47) Die dermalige 
Ehegeſetzgebung ift einer Revifion zu unterziehen. 48) Die Gerichtsbarfeit 
der geiftlichen Ehegerichte gebt mit einem zu beftimmenden Zeitpunfte an 
die weltliben Gerichte über. 49) Für Ruheſtätten der Berftorbenen bat 
die Gemeinde Sorge zu tragen und ift das Begräbniß der Tobdten eine 
durch die Gefete des Staates zu regelnde Angelegenheit. Jede Kirche und 
Religionsgenofienfchaft ordnet nur die gottesdienftlichen Verrichtungen bei 
Leihenbegängniffen nach ihren Satungen. 50) Die Standesbüder (Ge: 
buris-, Ehe: und Sterberegifter) werden von den Seelforgern oder anderen 
durch den Staat beitellten Beamten im feinem Namen und MWuftrage wie 
nach feinen Vorſchriften geführt. 51) Jede Kirche und Religionsgenofjens 
ihaft ift in der Erwerbung von Gütern und Vermögen u wie in ber 
Verfügung darüber vom Staate aus Feiner befonderen Beſchränkung unters 
worfen. 52) Das Vermögen und Einfommen der religiöfen Gemeinſchaften 
genießt die gleihen Rechte und unterliegt den gleichen Laften wie ein 
anderes. 53) Die in den verjchiedenen Ländern beftehenden Religionsfonde 
jollen den Kirchen, aus deren Vermögen fie gebildet werben, zurücgeftellt 
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und bis dahin deren Einkünfte zum Zwecke und Beſten derſelben verwendet 
werden. Das Gleiche gilt in Auſehung des in bie Studienfonde ber tin 
zelnen Länder einbezogenen kirchlichen Vermögens. 54) In wieferne Kireen 
und Religionsgenofjenfhaften weder aus Stiftungen und jonfligem Der: 
mögen, noch durd vertragsgmäßige oder freiwillige Beiträge hinreichende 
Mittel zur Beſtreitung der religiöfen Bedürfniſſe befigen, und den Ange 
börigen zu ſolchem Zwecke Abgaben und Leiftungen ven was immer fin 
einer Art und Benennung auferlegen, iſt zu ben diesfällinen Anordnungen 
die Zuftimmung ber Staatsgewalt erforderlih. Ebenjo bedürfen bie fin 
gottesdienftliche Verrichtungen oder für Amtshandlungen der Vorſteher ode 
Diener einer Kirche oder Religionsgenofjenichaft von den Angehörigen ber: 
felben geforderten Gebühren der Genehmigung ded Staates. Die zwange— 
weife Erfüllung der in geböriger Weiſe angeoroneten Leitungen und Ge 
bübren bat mittelft der weltlichen Bebörde zu geſchehen, welcher bie redt: 
lihen Bedingungen bierzu nachzuweifen find. 55) Der in eimer Kirche oder 
Religionsgenofienihaft als Abgabe an die Vorſteher und Diener derjelden 
noch beſtehende Zebent oder Leiftungen, weldye einen Gegenjtand der Grund— 
entlaftung bildeten, find gegen Entihädigung aufzuheben, und bat biee 
Entihädigung nah Maßgabe der in ben Gefegen über die Grundentlaſtung 
bezüglich ber Zebente im Allgemeinen wie in Betreff eines jeden einzelnen 
Landes aufgejtellten Grundfäge zu geicheben. Soweit ein folcdher Zehem 
oder eine berartige Leiſtung bereits aufgehoben, aber die Entſchädigung nod 
nicht erfolgt wäre, bat dieſe eben nad Maßgabe der bezogenen Grundläge 
nachträglich zu geichehen. 56) Im Falle der Nothwendigkeit haben Kirchen 
und Religionsgenofienichhaften jowobl in Anfehbung des Unterbaltes ihrer 
Religionsdiener, ald aud der Herftellung und Erhaltung der gottesdienf: 
liben Gebäude und Ginridtung auf eine Unterftügung von Eeite dei 
Staates zur Beitreitung der biesfälligen Koften gleihmäßigen Anſpruch 
Dieje Unterftüigung kann vom Staate an die von ihm zu bejtimmenden 
Bedingungen gebunden werden. 57) Den Kirchen und Religionsgenojien: 
ſchaften jichen im Anſehung des ibren Borftehern ober Dienern eigenthüm— 
liben Bermögens im Falle des Todes berjelben Feine anderen Rechte zu, 
als welde ihnen im Gemäßheit ber bürgerlichen Gefeße und durch rechts— 
giltige Verfügung der Erblaffer eingeräumt werden. 58) So lange bie 
Gewalt der Vorſteher und Diener einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft 
die Grenzen ihres Wirfungefreifes nicht Überfchreitet, kann diefelbe gegen 
jede Verlegung ihrer Necte und Geſetze den Schuß ber Staatsgewalt an: 
rufen, ber ihr von den Behörden nicht zu verfagen iſt. Es ftebt aber aud 
den Angehörigen einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft ebenſowohl als 
ben untergebenen Religionsdienern die Befugniß zu, im Falle fie durch die 
ihnen vorgejeßte Gewalt in der Kirche oder Religionsgenofienihaft gegen 
die feitgefegte Ordnung befchwert werden, dagegen den Schub des Staates 
und feiner Behörden anzurufen, von denen ibnen dieſer zu gewähren ift. 
2. Tit. Im Verbältniß zu den Angebörigen 59) Die Madt 
und die Befugnifje der Vorfteber und Diener in einer Kirche oder Religion: 
enofjenihaft in Anſehung der Angebörigen derfelben ebenſowohl als bie 
flichten diefer gegen jene, richten fich zwar nad den Satzungen jeder 
Kirche und Religionsgenofjenihaft felbft, es baben jedoch die in den nad 
folgenden Artikeln enthaltenen Beſchränkungen zu gelten. 60) Kein Ange: 
böriger einer Kirche oder Religionsgenofienichaft darf von deren Vorſtehern 
oder Dienern zu einer gottesdienftlihen Handlung, noch dazu gezwungen 
werben, bie in berjelben üblichen Ruhe- oder Feiertage zu beobachten. 
Jedoch darf er durd fein Verhalten den Gottesdienft der übrigen weder 
ftören noch biejenige Achtung verlegen, welche eine Kirche oder Religions: 
genojienihaft bei Ausübung ihrer religiöjen Handlungen und Gebräude 
von Jedermann fordern kann (Art. 24). 64) Infoferne ben Vorſtehern 
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ober Dienern einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft nach deren Satzungen 
eine Gerichtsbarkeit über ihre Angebörigen zufommt, muß diefelbe auf die 
rein religiöfen Sachen, nämlich bes Glaubens und Gewifiens und ber Er: 
fülung der Kirchen- und Religionspfliten einer religiöfen Gemeinſchaft, 
nad ibrer Lebre und Verfaſſung eingefhränft bleiben. 62) Die Straf: 
gemalt der Vorfteher und Diener einer Kirche oder Religionsgenofjenfhaft 
über ihre Angehörigen darf ausfhlieglihd nur von Strafen Gebraud maden, 
melde in Entziebung gottesdienſtlicher Vortheile und genoffenfchaftlicher 
Rechte bis zum Ausihluß aus ber Gemeinſchaft befteben. 63) Nur injos 
ferne Kirhen und Religionsgenofieniharten weder aus Stiftungen und 
lonftigem Bermögen noch durch vertragsmäßige oder freiwillige Beiträge 
binreihende Mittel zur Veftreitung der religiöfen Bebürfnifie befigen, dürfen 
ben Angebörigen zu ſolchem Zwecke Abgaben und Leiftungen unter biefer 
oder jener Art oder Benennung auferlegt werden. Kein Angehöriger fann 
aber hierzu verhalten werden, wenn nicht die Art. 54 geforderte Zuſtim— 
mung des Staates zu joldhen Abgaben oder Leitungen erfolgte. Auch zur 
Entrihtung von Gebühren für gotte@dienftlihe Verrichtungen oder für 
Amtsbandlungen der Borfteher oder Diener einer Kirche ober Religions» 
genofjenjhaft it Fein Angehöriger verpflichtet, wenn nicht bie in dem vor: 
bezogenen Artikel auch bierzu geforderte Genehmigung bes Staates befteht. 
3. Tit. Im Berbältnifje zu anderen Neligionsgenoffen. 
64) Die im Staate beftehenden Kirchen und Religionsgenofienihaften find 
fih wechſelſeitig gleiche Achtung ſchuldig, gegen deren Verſagung der obrig: 
feitlihe Schuß amgernfen werden kann. Diefer ift nicht zu verweigern, 
jede Selbſthilfe aber ausgeſchloſſen. 65) Jede Kirche und Religionsgenofien: 
ſchaft kann verlangen, daß fie in ihren Religionshandlungen von ben Ge: 
noffen anderer Religionsparteien nicht geftört werde (Art. 24). 66) Die 
Angehörigen feiner Kirche oder Religionsgenofienfchaft können verbindlich 
gemacht werben, an dem Gottesdienfte der anderen Antbeil zu nehmen. 
Kein Religionstbeil tft ſchuldig, die befonderen Ruhe: und Feiertage bes 
anderen zu haften, jondern es ſoll ibm frei jtehen, an ſolchen Tagen wie 
au anderen fein Gewerbe auszuüben und feine Gefchäfte zu verrichten, 
jedoch mit der im Art. 60 enthaltenen Beichränfung. 67) Angehörige einer 
Kirche oder Religionsgenofjenihaft Fünnen niemals zu irgend welchen Bei: 
trägen für die Gultus:, Unterrichts: oder Wohlthätigkeitszwecke einer 
anderen religiöfen Gemeinſchaft verhalten werden. 68) Der Ucpertritt von 
einer Religionspartei zu einer anderen ſteht jederzeit frei; doch muß er fo: 
wohl bei dem einschlägigen Vorfteher oder Diener der neugewählten Kirche 
oder Religionsgenoffenihaft als der verlafienen perjönlich erklärt werden. 
69) Keine Religionspartei darf die Genofjen einer anderen durch Zwang 
oder Lift zum Webergange bejtimmen. 70) Durch die Religiongperänderung 
geben alle genoſſenſchaftlichen Rechte der verlaffenen Kirche oder Religions: 
genofienfhait an den Ausgetretenen ebenfo wie die Anfprüce diejes an 
jene verloren. 71) Die den vorftebenden Grundfägen und Vorſchriften 
widerjtreitenden Beitimmungen der bisherigen Gefege, auf welcher Grund: 
lage fie beruhen, und in welcher Form fie erlafien fein mögen, können in 
den Königreihen und Pändern, für welche diefes Geſetz Fund gemacht wird, 
zu feiner Anwendung mebr fommen. 

Anmerf, Bericht und Antrag des Ausſchuſſes find bis zum Schluß 
der Seffion am 18. Dec. nicht zur Berathung gekommen. Vgl. übrigens 
unter bem 283. Mai. 

Ant, März. (Dalmatien). Der Landesansfchng von Dalmatien pros 


teftirt gegen ben dem bisherigen croatifhen Hof-Decafterium beis 
gelegten Titel einer Hof-Ganzlei für das Königreid Dalmatien, 
Slavonien und Groatien (f. 14. Jan.). 
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13. März. Der Finanzminiſter legt dem Abg-Hauſe das motivirte Le: 
bereinkommen des Staates mit der Nationalbank und die neuen 
Bankſtatuten, ferner einen Geſetzentwurf vor, betr. die Erhöhung 
des außerordentlichen Zuſchlages auf mehrere directe Steuergattun— 
gen, nämlich: die Grundſteuer, Gebäude-Claſſenſteuer, Erwerb: und 
Finfommenfteuer. Die Wirkſamkeit des Gefetentwurfes fell am 
1. Mai 1862 beginnen. Die Mehreinnahme ift auf 18,600,000 fl. 
veranfchlagt. 


„ Der Kaifer ertheilt dem einzigen unter den böhmifchen Kirchen: 
fürften, der zur Berfaffungsfeier am 26. Febr. ein feierliches Hoch: 
amt in eigener Perfon celebrirte, dem Biſchof von Yeitmeriz, bie 
Würde eines wirklichen Geheimeraths. Dagegen richtet der Staats: 
minifter an den Cardinal: Fürft » Erzbifhof von Prag und’an die 
Bifhöfe von Budweis und Königgräp ein amtliches Tadelſchreiben 
wegen Unterlafjung der Feier: 

Der Minifter fpricht darin aus, es fei nicht Einhaltung eines objectiven 
Standpunftes, wie die Prälaten ber Aufforderung der Stattbalterei gegen: 
über behauptet hätten, wenn fie fich mweigerten, auf einen großberzigen kaiſ. 
Act den Segen des Himmels berabzuflchen. Es ſei unberechtigt, Die An: 
hänglichfeit an die Verfaſſung, welche ber Kaifer gegen jeden Angriff fchir: 
men zu wollen erflärt habe, als eine bloße TParteifahe zu behandeln, wenn 
fie nicht die Abficht hätten, verfaflungsfeindliche Tendenzen zu ermutbigen. 
Der Minifter fpridt daher die Erwartung aus, daß die Biſchöfe Fünftigbin 
das Befireben unterlaffen würden, die entfchieden ausgeſprochene Abficht bes 
Kaifers, die Verfaſſung des Reichs zu confolidiren, irgendwie zu beirren. 
18. „ Der Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes beräth und genehmigt im 
Budget für 1862 den Boranfhlag für den Minifterrath, befchlieft 
indeß einjtimmig 

„den Herrn Staatsminifter geziemend mit dem Erſuchen zu begrüßen, 
die Urfachen bekannt zu geben, warum bie Miniſterverantwortlich— 
feit noch immer nicht gefeglich geregelt wurde, und ihn aufmerffam zu 
machen, daß ſich der Beſchlußfaſſung über das Budget erhebliche Schwierig: 
keiten entgegenftellen dürften, wenn nicht die Minifterverantwortlichkeit vor: 
ber im Sinne bes conftitutionellen Staatslebens feftgeftellt würde.“ 


2: 4 Farſt Windiſchgrätz F in Wien, 


22. „ (Ungarn). Kofuth’s Project einer Donau: Conföderation. 
Die Stellung, die er darin den Magyaren anweist, ift nicht ge— 
eignet, feinen Einfluß auf feine Landsleute zu erhöhen. 


24. „ Das Abgeordn,: Haus beginnt bie Finanzdebatten, die Nechte 
(Ezehen und Polen) erhebt neuerdings Cinfprache gegen die Com: 
petenz des engeren Reichsraths dafür, erklärt fih an bdiefen Be: 
rathungen nicht betheiligen zu können und verläßt das Haus, 


29. „ (Siebenbürgen). Die fächf. Nationsuniverfität genehmigt die 
Anträge ihrer Siebnercommiffion und befchließt, ihre Anerkennung der 
Vebruarverfaffung wie ihre Wünfche bezüglich der inneren ftaate: 


15. 
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rechtlihen Verhältniſſe Siebenbürgens in einer Adreſſe an den 
Kaiſer niederzulegen: 


. ... Die Univerfität der ſächſiſchen Nation betrachtet das kaiſerl. Diplom 
vom 20. October 1860 und das Staatsgrundgeſetz über die Neichsvertretung 
vom 26. Februar 1861 als die Grundlagen für den nothwendig ge 
worbdenen neuen Aufbau des üffentlihen Rechtes auch des Großfürſtenthums 
Siebenbürgen und wird ihrerſeits dabin wirken, daß die Verfallungsfrage 
Sicbenbürgens, im Wege der Gefegaebung bes Landes, auf denjelben 
Grundlagen einer befriedigenden Löſung zugeführt werde. 


„Um aber in diefem Zinne eine bleibende Ordnung der neuen Staats: 
einrichtungen zu erzielen, glaubt die Nationsuniverfirät zugleich die nad: 
ſtehenden Grundjäge aufitellen zu müfien, deren Anerkennung bei Durch 
führung diefer Aufgabe fie für nothwendig bält. 1) An allen der Reiche: 
vertretung verfallungsgemäß nicht vorbehaltenen Angelegenheiten behält 
Siebenbürgen das Recht der felbjiftändigen Vertretung und Gefetgebung. 
2) Ebenjo bleibt das von der Univerfität der ſächſiſchen Nation für ihre 
innern Angelegenheiten von jeher ausgeübte Necht der Bertretung und 
Geſetzgebung aufrecht und hat überhaupt der Grundſatz der volliten Mus 
nicipalautonomie auch bezüglich der übrigen Nationen, Ungarn, Szefler 
und Romänen, im Yande zu gelten. 3) Die Geſammtheit der romäni: 
{hen Bevölkerung ift als ftändifche Nation fürmlid anzuerkennen 
und bat als ſolche mit den übrigen ftändifchen Nationen des Landes gleiche 
Rechte. 4) Die Verwirflihung des die Anerkennung der romänifhen Na: 
tion bedingenden Grundjages zieht notbiwendig eine tief greifende Aen— 
derung des bisherigen Spitems des öffentlichen Staats: 
rechtes in Siebenbürgen, inioferne dasjelbe auf den Pejtand von brei 
Nationen und vier Religionen begründet war, nach fih. Es werden daher 
die dicsbezüglihen Einrichtungen in einer Weile getroffen werden müſſen, 
weldye, wie Ew. Maj. jelbit in dem Allerböciten Handjchreiben an ben 
Miniſter Grafen Rechberg vom 20. October 1860 auszuiprehen gerubten, 
ebenjo den Anſprüchen der früber berechtigten Gonfefjionen, Nationen und 
Stände, wie den Anforderungen der früber an den politiichen Berechtigungen 
nicht theilbabenden Nationalitäten, Gonfejjionen und Glajien des Yandes 
gerecht wird. Die endgiltige Erledigung der bier in Anregung gebrachten 
Angelegenheiten kann wohl nur auf dem Wege der Gejeßgebung erfolgen; 
da aber wird fie eine der eriten Verhandlungsgenenftände ſchon des nächiten 
jiebenbürgijchen Yandtages fein müflen, zumal fie mit der, in dem aller: 
höchſten Refkripte vom 19, September 1861 eröffneten, erjten königlichen 
Propofition im Zufammenbange fteht und es wiünjchenswerth ift, daß bie 
nächfte Yandesvertretung hierauf bezüglihe Borlagen von Seiten der hoben 
Regierung erhalte. Schon diejer Umjtand legt dem nächſten fiebenbürgijchen 
Landtage eine große Wichtigkeit bei, weldye noch weſentlich durch die Er: 
wartung gejteigert wird, daß auf diefem Landtage auch die Frage der gemein: 
jamen Reichsvertretung zur Verhandlung gelangen muß. Die Jujammen: 
jegung diejes Landtages ift daher unftreitig eine Lebensfrage. ... 

„Das find, Ew. Maj.! die Erflärungen, Anträge und Bitten, welche bie 
Univerfität der immer treuen ſächſiſchen Nation, auf Grund der in ihrer 
Berjammlung gefahten Beichlüfie, an den Stufen des gebeiligten Thrones 
in ber treuberzigen Hoffnung niederlegt: es werde das Beitreben des deutſchen 
Bolfes in Siebenbürgen, welches bei allem Wechjel erbebender und nieder: 
brüdender Erfahrungen nie müde wird, an der Befeftigung des öſterreichi— 
ihen Gefammtreihes reblih mad feinen Kräften mitzubelfen, nicht 
ohne Erfolg bleiben, aber auch in den Augen der Brudernationen des Lan: 
des, mit denen es Leid und Freude durch Jahrhunderte getheilt hat, jene ges 
rechte Würdigung finden, welche ber offen ausgejprochene ehrliche Mannes: 
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ſinn für die Reinheit ſeiner Abſichten vor aller Welt in Anſpruch nehmen 

darf. Anſtatt in ſtummer Ergebenheit zu erwarten und hinzunehmen, was 

das Schickſal bringt, haben wir, wie es die von den Ahnen überkommene 

Miſſion „ad retinendam coronam“ verlangt, unſere Stimme erhoben und, 

keinen Augenblick im Zweifel, uns dahin geſtellt, wohin Pflicht, Gewiſſen 

ie ung rufen: zu Ew. Maj. und zu der Berfaffung bes 
eiches.“ 


31. März. (Wälſchtyrol). Trient wählt den bisherigen Gemeindeaus— 


ſchuß neuerdings wieder. Baffiver Widerftand. 


„ Oberöfterreih, Salzburg). In Oberöfterreih, Salzburg, 
Tyrol und andern Kronländern wird ein Petitionsfturm gegen das 
fog. Religionsebict des confefjionellen Ausſchuſſes organifirt. 


7. April. Der Finanzausfhuß des Abg.:Haufes erflärt das Abkommen 


9, 


10. 


15. 


ber Regierung mit der Bank faft -einftimmig für nicht annehmbar. 


„ (Eroatien). Erridtung einer eigenen Geptemviraltafel für 
Eroatien in Agram. 


„  MUnterhandlungen bes Staatsminifterd mit ben verſchiedenen 
Fractionen der Majorität des Abg. » Haufes über die Anerkennung 
ber Berantwortlichleit ber Minifter. Diefelbe wird von allen entfchie- 
den gefordert (j. 18. März). 


„ (Tyrol). Eine Eingabe an das Abg.:Haus aus Tyrol prote- 
flirt gegen das vom Ausſchuß des Abg.:Haufes (f. 28. Febr.) 
demfelben vorgefchlagene Religiongebdict: 


„. .. Die Männer in Tyrol halten es im Hinblid auf bie hochachtbare 
Minderheit des Ausſchuſſes und die vielen ausgezeichneten Abgeordneten für 
die heiligfte Pflicht, ihre Stimme zu erheben, um bdiefelben zu Fräftigen und 
durch einen entichieden ausgelprochenen Volkswunſch das Gewicht ibrer 
Gründe zu unterftügen. 1) Kir proteftiren gegen einen &efepentwurf, der 
unfere b. fath. Kirche aufs Tieffte herabwürdigt und fie jebem neu entſtehen— 
ben Gonventifel gleichftellt, der durch politifche Maßregeln den Gottesdienft 
und bie religiöfen Uebungen abändern, unterfagen und ordnen will und 
dadurch unſere Gewiſſen ſchwer verlegt. Wir protejtiren gegen einen Ent— 
wurf, der die Gewifjensfreibeit als Grundſatz obenan ftellt, in der Durch: 
führung felbe wohl etwa foldhen, die feinen Glauben und fein Gewifien 
haben, mit forgfältiger Aengftlichfeit wahrt, während bie Kirche, ald Wer: 
fammlung der Gläubigen, jeder freien Bewegung beraubt zu fein beitimmt 
wird. Mir protefliren gegen einen Entwurf, der nur täufchend bie Gleich— 
berechtigung ausipricht und fie wohl den afatbolifhen Gonfeffionen in Wirt: 
lichkeit zunvendet, aber das wahrhaft Katholiſche einfchränft und bindet. Da 
kann doch von einem „felbftftändigen Ordnen und Verwalten der eignen Ange: 
legenheiten“ feine Rede fein, wo das Orbensleben, wo das Verbot oder die 
Erlaubniß gottesdienftliher Handlungen von dem Gutbünfen der Staat 
diener, die ja auch Akatholiken oder Juden fein können, abhängig gemacht 
wird. Wir erklären, daß wir in religiöfen und kirchlichen Dingen nach ber 
Anordnung Gottes den Nacfolgern der Apoftel geboren und die Weber: 
eugumg im uns tragen, daß ohne deren Zuthun Fein derartiges Gefeß wirt: 
u in’s Leben treten kann. 2) Wir proteftiren gegen dieſen Gejepentwurf, 
der gerade in ber ehrwilrdigften und beiligiten Ungelegenbeit des Lebens 
bie Freiheit der gläubigen Untertbanen fo ſchwer drüdt und biefen Druck in 
einer Zeit, in ber man auf allen Gebieten nach freieren Einrichtungen 
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ringt, nur um fo fühlbarer macht. 3) Wir proteftiren gegen einen Geſetz⸗ 
entwurf, ber ſowohl die Eintracht zwifchen Kirche und Staat, ale bie Orb: 
nung ber religiöien Verhältniſſe, welche durch jene feierlihe Bereinbarung 
zwiſchen Sr. Heiligkeit Papft Pius IX. und Gr. apoft. Majeftät Franz 
Joſeph I. zum fittlihen und religiöjen Wohle der Völker Defterreihs be: 
feftigt wurde, ficherlih ftört, den unheilvolliten Kampf zu entzünben unb 
dadurch die verderblichiten Wirren heraufzubeſchwören geeignet if. Wir 
protejtiren gegen einen Entwurf, der durch das höchſte Mißtrauen gegen 
unjere Kirdye, durch die Entweihung ber Heiligkeit des Ehebundes, durch 
die Trennung der Echule von ber Kirche und bie — der Kinder⸗ 
erziehung unſere Gewiſſen und elterlichen Rechte verletzt, die Lockerung der 
fittlihen und geſellſchaftlichen Bande mit ſich bringen und namenloſes Elend 
in Reich und Baterland bereinführen kann. 4) Wir Gemeinden und Män— 
ner in Tyrol proteftiren um jo lauter und fräftiger gegen jenen Entwurf, 
weil unfer Land durch die bitterften Erfahrungen unter fremben Regierungen 
die unfeligen Folgen politifcher Uebergriffe in geiftlihe Dinge kennen gelernt 
bat und wir einen tiefen Abjcheu gegen dergleihen Dinge von unferen ruhm: 
vollen Bätern ererbt haben. Indem wir biefen Proteft in reblichfter Ueber: 
zeugung und gerechtefter Entrüftung vor aller Welt erheben, wollen wir un: 
jere Vertreter an jene ewig binbende Verantwortlichkeit, von ber fein menſch— 
liches Gefeß befreit, mahnen ; und wir hoffen und wünfchen, daß ein b. Haus 
zur Ehre der Religion und zum Wohle Defterreichs jenen Gefegentwurf nicht 
annehbme. Gott jegne den Kaifer, das Land und das Reich!“ 


30. April. (Wälſchtyrol). Die Handelskammer von Roveredo beſchließt, 
nahdem das Staatsminifterium ihr Gefuh um Trennung des 
Kreifes von Trient von Deutſchtyrol und inverleibung besfelben 
in das öſterr. Italien abgewiefen, dieſes Gefuh fo oft zu er: 
neuern, als fich eine günjtige Gelegenheit dafür ergeben würbe, 


1.Mai. Der Staatsminifter verkündet dem Abg.-Hauſe eine Faiferl. Bot: 
ihaft, welche die DVerantwortlichfeit der Minijter gegenüber ber 
Reichsvertretung zugefteht: 

„In dem Zeitpunkte, in welchem ber Reichsrath die verfaffungsmäßige 
Behandlung des Staatsvoranjchlages für das Jahr 1862 und der damit im 
Zuſammenhange ftehenden Finanzgefege beginnt und insbefondere die Pe: 
bandlung jener Regierungsvorlagen vorgenommen werden foll, durch welche 
die Dedung der Staatsbedürfnifie und Regelung ber Geldverhältnifie ange: 
firebt wird, haben Ge. Majeftät Allerhöchſtihren Miniftern den Auftrag 
zu ertbeilen gerubt, ben beiden Häuſern des Reichsrathes kundzugeben, 
daß die am 2. Juli 1861 in dem Haufe ber Abgeorbnieten abgegebene Er: 
flärung, daß die Minifter für die Aufrechthaltung der Verfafjung und für 
die genaue Erfüllung der Gefege auch der Neichsvertretung gegenüber ſich 
für verantwortlich erfennen und diefe Verantwortung übernehmen, mit aus: 
brüdliher Genehmigung ©. M. des Kaiſers abgegeben worden ift, 
daß S. M. nit nur dem Grundfage der Minifterverantwortlichfeit mit 
jener Begrenzung, wie fie am 2. Juli 1861 feftgeftellt wurde, die Aller: 
höchſte Zuſtimmung ertbeilten, fondern auch fonftatirt wifien wollten, daß 
mit der ſchon durch Erthbeilung ber Berfaffung begründeten 
Anerfennung biefes Grundſatzes die in dem allerhöchſten Kabinetsfchreiben 
vom 20. Auguft 1851 enthaltene Beſtimmung, daß das Minifterium allein 
und ausjchlieglih gegenüber dem Monarchen verantwortlich erklärt, und 
gegenüber jeder andern politifchen Autorität der WVerantwortlichfeit entboben 
worden ift, jelbftverftändlih infoweit außer MWirffamkeit getreten if, 
als fie mit dem obengedachten Grundſatze der Minifterverantwortlichkeit nicht 
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im Einklange ſteht. Auch haben Se. Maj. zu genehmigen geruht, daß 
feinerzeit zu einem Verfaſſungsgeſetze über die Verantwortlichkeit der Minister 
unter Feflbaltung der in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 2. Juli 
1861 ausgeſprochenen Grundfäge, feitens der Regierung die Initiative ge: 
nommen werde.“ 


6. Mai. Beginn der Debatte über das Budget für 1862 im Abg.-Hauſe 


7. 


des Reichsraths. 
„Oeſterreich proteſtirt in einer Depeſche nach Berlin ſehr leb— 
haft gegen den Handelsvertrag mit Frankreich (ſ. Deutfhland). 


„ Debatte des Abg.Hauſes über das Budget für 1862. Die 
Pofition Erfordernifie des Minifteriums des Aeußern gibt Veran- 
laffung zu einer Befprehung der auswärtigen Politik Defterreichs : 


Kuranda: Bei der Bewilligung diefes Theils des Budgets werbe das 
Haus dem gegenwärtigen Leiter der auswärtigen Politif ein Vertrauens- 
votum geben müſſen, es könne daher vorber einige Aufflärung über bie 
Principten verlangen, nach welchen dieje Politik geleitet werde. Welche Bo: 
litik eigentlih das Minifterium Rechberg verfolge, fei ibm nidt far. Noch 
ftünden auf allen diplomatischen Poſten diefelben Männer, welde von einer 
abjolutiftiichen Regierung ernannt wurden, die das fonititutionelle Defterreich 
gar nicht fennen, die vielleicht die Berfaflung für etwas Vorübergehendes 
halten, die endlich nachweislich die Negierung nicht bedienen, wie ſie follten. 
Kalten anbelangend, verſtehe es ſich von jelbit, daß Wenetien mit aller 
Kraft feftgebalten werden müſſe, aber nicht, weil e8 ein Stück Italien, jon- 
bern weil e8 die Vormauer des ganzen deutjichen Südens fei, deſſen Wächter 
Defterreih troß aller norddeutichen Protefte immer bleiben werde. Der Ver— 
luft der jog. Machtſtellung in Italien ſei für DOefterreih ein Glück. Man 
folle die beftehenden Verträge nicht preisgeben, aber auch feine Reftauratione: 
politik treiben. Gröffnungen über die auswärtige Politit würden den Par— 
lamenten aller Staaten gegeben, in welchen die Gonftitution eine Wabrbeit 
ſei, Graf Rechberg werde boffentlih der Welt zeigen, daß dies auch in 
Defterreich der Fall jei. Graf Nedhberg: das Ziel der auswärtigen Politik 
Oeſterreichs ſei das Intereſſe, die Machtſtellung Oefterreihs... Daß bie 
jetzige Regierung die deutſche Stellung Oeſterreichs zu erhalten bemübt ſei, 
laſſe ſich wohl erkennen. Treue, erprobte diplomatiſche Agenten nur darum 
zu entfernen, weil ſie ſchon von einer früheren Regierung ernannt wurden, 
bas würde fi doch nicht rechtfertigen lafien. Widerftrebten fie der Politit 
der Regierung, fo werde diefe jhon das Ihrige thun. Solde Fälle feien 
ihm nicht bekannt, ebenfo wenig Fälle mangelbafter Vertretung. „Was die 
italienische Politik betrifft, jo bat die Negierung allerdings jehr bittere Er— 
fabrungen gemacht über die Politit der Einmiſchung in die inneren Ange: 
legenbeiten Italiens. Dieſe Politit bat der Regierung ſchlechte Früchte ge- 
tragen und die Negierung erkennt dies, fie ficht dies ein. Jh glaube, es 
genüge, zurüdzugehen und unparteitih die Haltung der Regierung jeit Dem 
unglüdlien Feldzuge vom Jahre 1859 zu prüfen, um fid zu überzeugen, 
welches die Politik, welches der Gang der Regierung ift, um fi zu über— 
zeugen, daß es eine Politif der Vertheidigung, nicht cine Politif des An— 
griſſes iſt (lebhaftes Bravo). In der Politif der Bertbeidigung kann ich 
nur volltommen dem Hrn. Abg. beiftimmen und ich ſpreche auch die volle 
Meberzeugung aus, daß, wenn es fi um die Vertheidigung des Gebietes 
bandelt, nit nur das ganze Haus, fondern das ganze Land, die ganze 
Monarchie (allgemeines Bravo) zufammenftimmen und bas Gebiet werde 
vertheidigt werben.“ 


Der Roten wird vom Haufe angenommen, mit Ausnahme ber 
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Functiongzulage für den BPräfidenten der Militärcommiffion am 
Bunde, die nah dem Antrage des Ausihufles auf die Hälfte, 
Hl. 6300, berabgefegt, und diejenige des Botſchafters in Rom 
(Baren Bad), die um fl. 20,000 (von fl. 54,600 auf fl. 34,600) 
gemindert werden foll. Der Antrag des Ausſchuſſes wird für beide 
Boften, troß des entfchiedenen Widerſpruchs des Grafen Rechberg, 
angenommen. Dafür jtimmen die Linke, ein Theil des Centrums, 
die Ruthenen und die anweſenden Mitglieder der Rechten (Polen 
und Czechen fehlen); dagegen: die Minijter, die Grafenbank und 
die Geiſtlichen. 

22. Mai. Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen Oeſterreich und 
der Pforte in Conſtantinopel. 

. „ Der Statthalter von Oberöſterreich, Baron Bach (dev Bruder 
des früheren Minijters und nunmehrigen Botjchafters in Rom) 
wird von der Negierung in Disponiblität geſetzt. | 

28./2. Juni. Dreitägige Debatte des Abg.-Haufes über das Concordat, 
zu der in Kortjegung der Behandlung des Budget für 1862 die 
Abtheilung des Staatsminifteriums „Unterricht“ Veranlafjung gibt. 

Antran des Finanzausſchuſſes: „I) Das Haus molle erflären, 
daß es den im Allerh. Patente vom 5. Nov. 1855 Art. XXXI. enthaltenen 
Ausfpruh über das Eigentbum an dem Studienfond nicht anzuerkennen 
und aljo auch nicht für rechtsverbindlich zu erachten vermöge; 2) basjelbe 
wolle die Regierung erſuchen, in Anknüpfung an die im Jahre 1844 zwi: 
hen der vereinigten Hoffanzlei, der Studienhof: Gommiffion und ber Hof: 
fammer bezüglich der Verwaltung obiger Fonde aepflogenen Verhandlungen 
wiederholt zu prüfen und im verfaflungsmäßigen Mege zur Ent: 
Iheidung zu bringen, ob nicht im Intereſſe einer einfadyern und zweckmäßi— 
geren Gebahrung eine Zufammenziebung jener Fonde in ber Art einzutreten 
babe, daß es in Hinkunft auch äußerlich nur Ginen Normalichulfond gebe, 
ganz jo, wie dies nach übereinftimmenden Gutachten der drei obengenannten 
Stellen in einem VBortrage der vereinigten Hoffanzlei vom 2. Mai 1844 
Allerhöchſten Drte® zum PVortrage gefommen ift.“ 

Das Goncordat wird von einer Neihe von Nednern rüdfichtslos 
angegriffen. Das Haus beſchließt mit 67 gegen 39 Stimmen 
nad dem Amendement des Abg. Herbft: 

„In Etwägung, daß der Studienfond als Eigentbum ber Kirhe nicht 
angejeben werden könne, die Regierung zu erfuchen, Ginleitung zu treffen, 
daß die in Rede jtebenden Vermögensverbältnifie im verfalfungsmäßigen 

| Wege feftgeftellt werden.“ 

4, Mai. Der Finanzausihup des Abg.-Hauſes beendigt feine Der: 
bandlungen über das Militärbudget für 1862. 

Der Kriegsminifter fpricht in einer Furzen warmen Anrede feinen Danf 
aus für das Bertrauen, das ihm ſeitens des Ausſchuſſes zu Theil wurde, 
und fügte die Verficherung binzu, man werde ſich überzeugen, daß er diejes 
Vertrauen rechtfertigen werde. Das erzielte Verſtändniß bei diefer erjten 
Bubdgetverhandlung könne nur dazu beitragen, bie Verfafjung zu Fräftigen. 

2, Juni. Das Abg.-Haus genehmigt den von der Negierung geforbers 
ten Credit von 50 (aus der Bank in Loofen von 1860 zu ent: 
nehmenden) Millionen zur Dedung des laufenden Deficits, 
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Defterreich. 


4. Juni. Auch das Herrenhaus genehmigt den von ber Megierung ge— 


" 


11. 


Ar; 


20. 


26. 


27. 


forderten Credit von 50 Millionen. 

Das Mbg.: Haus vertagt einen Beihluß über die Steuervor- 
Tagen der Regierung bis nad vollendeter Berathung des Budgets 
für 1862. 

„ (Trieft) beſchließt die Gründung eines italienifhen Gumnafi- 
ums neben dem deutſchen Staatsgymnafium. 


„ Der große Bankausſchuß genehmigt die Auswechslung von Loo— 
fen von 1860 im Betrage von 50 Mill. gegen Schuldfcheine des 
Staats, doch nicht ohne DOppofition und einige im Intereſſe ber 
Bank getroffene Abänderungen des DBereinbarungs:Entwurfs. 


„ Das Abg.-Haus debattirt das Armeebuget für 1862 und fegt 
nad dem Antrage des Ausſchuſſes das normale Friedensbudget für 
die Armee auf 94, reſp. 84 Mill. an. 


„ Das Abg.: Haus genehmigt das Marinebudget für 1862 nad 
den Anträgen des Ausihufjes im Sinne möglichſter Sparfamkeit. 


Das Abg.-Haus beihließt auf den Antrag des Ag. Wifer : 
„L) Die Bofitionen jür die Hoffanzleien und zwar für die ungarijhe mit 
13, 785, 404 fl,, für die ſiebenbürgiſche mit 3,229,171 fl. und für die croa- 
tif: ilavonifche mit 1,909,000 fl. obne Debatte und ohne jedes Eingeben in 
die einzelmen Details zu bewilligen, 2) da die ſtaatsrechtliche Gonfolidirung 
der Monarchie und die Berbejierung der Finanzlage die Mitwirkung aller 
Theile des Reiches dringend erfordern, fo jei die Regierung aufzufordern, 
alle Maßregeln mit ıbunlichitev Beichleunigung zu ergreifen, welde geeignet 
find, ohne Gefahr für die Einheit der Monarhie und das conftitutionelle 
Princip die gemeinjchaftlihe Behandlung der Reichsangelegenheiten von al: 
len Iheilen dee Reiches herbeizuführen. 

Abg. Wiſer motivirt den erften Theil feines Antrages vornämlich ba: 
mit, daß die Unterlafiung jeder Debatte von Seite des engen Neihsratbs 
über ſpeciell ungariſche Angelegenheiten ein Zeichen ber Schonung fein 
werde, das in Ungarn gut aufgenommen werden müſſe; was den zweiten 
Theil betrifit, jo jei c8 gewiß, daß durch die ſchlechte Kinanzlage die Macht: 
ftellung Oeſterreich's im Europa, wenn nicht gefährdet, fo do bedeutend 
abgeſchwächt worden ſei. Eine durchgreifende Beſſerung ſei aber nur durch 
eine Verſöhnung mit Ungarn zu erwarten, und dieſe ſei um fo leichter, als 
die Regierung ausdrücklich erklärt babe, Ungarn jolle fein Jota feiner Ge: 
rechtſame entzogen werben. 

Staatsminijterv. Shmerling: Die Regierung fann nur dem 
erſten Theile des Wiſer'ſchen Antrags vollftändig beipflihten. Was der: 
zweiten Theil betrifft, fo könne fie jih nur darüber freuen, daß in diejem: 
Haufe eine Stimme laut wurde, welche zur Berfühnung mit Ungarn ratbe 
das werde Fünftig das Programm der Regierung fein und er werde die 
größte Freude an dem Tage erleben, wo er die Deputirten der nicht vertve: 
tenen Länder in diefem Haufe erſcheinen ſehen werde. Jeder Act der Re: 

ierung gegen Ungarn werde künftig Verſöhnung athmen, aber fie werde 
—* bemüht fein, die Verfaſſung aufrecht zu erhalten (lauter Beifall wor 
allen Seiten). 

„ Das Abg.:Haus genehmigt die Erhöhung der Befteuerung des 
Meine, Moft: und Fleiſchverbrauches, ſowie des außerordentlichen 
Zufhlags zur Berbrauhsabgabe von Zucker aus inländ, Stoffen, 
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30. Juni. Das Abg.-Haus beharrt bezüglich des projectirten Preßgeſetzes 


und der dazu gehörigen Strafnovelle auf feinen Beſchlüſſen, fo: 
wohl dem Herrenhaufe als der Regierung gegenüber, 


„ Der nad dem Vorbilde des deutfchen Induſtrievereins (Schub: 
zollvereing) neu gegründete Berein der öfterr. Induſtriellen bes 
ſpricht den Eintritt Deflerreih’8 in den deutfchen Zollverein, mo: 
zu ber eigens dazu eingetroffene Vorfigende des deutjchen Indu— 
ftrievereindg, Hofrath v. Kerftorff, Ichhaft ermuntert. Die Ber: 
fammlung fcheint dem Eintritt nicht abgeneigt zu fein, ein förm— 
licher Beihluß wird jedoch nicht gefaßt. 


Anf. Juli. (Tyrol). Der Landesausſchuß unterftüht den Beſuch bes 


10, 


14, 


deutihen Schügenfeftes in Frankfurt „um die Stärkung und Ber 
mehrung großdeutjher Elemente zu fördern.” 

» Die Regierung beſchließt, dem preußifh, Hanbdelsvertrage mit 
Sranfreih und ben niedrigen Tariffägen desjelben ben Cintritt 
Deiterreih’8 in den Zollverein mit feinen bisherigen Tariffägen 
entgegen zu jeßen. 

» Die Regierung läßt fi) in beiden Häufern barüber interpellis 
en, was fie dem preuß. Handelsvertrage mit Frankreich gegenüber 
zu thun gebenfe. 

In Defterreih find von dem für das Publikum vorbehaltenen 
Theile des neuen Anlehens (Veräußerung von 50 Mill. Looſe von 
1860; j. 2. u. 4. Juni) im Betrage von fl. 16,600,100 nur 
fl. 5,965,100 gezeichnet worden. 


„ Defterreich begehrt von Preußen den Eintritt feines Gefammt: 
ſtaats in den Zollverein mit feinem bisherigen Tarife, eine Re: 
vijion desjelben vorbehaltend (ſ. Deutjchland). 


„» Das Herrenhaus befchließt übereinftimmend mit dem Abg.: 
Haufe, „die Regierung zu erſuchen, Einleitung zu treffen, daß bie 
Vermögensverhältniffe des Studienfonds in verfaffungsmäßigem 
Wege feftgejlellt werben”, befeitigt jedoch die vom Abg.-Hauſe beis 
gefügte Erwägung, welche die durch Art. 31 des Concorbats be= 
bauptete ausſchließlich kirchliche Natur des Studienfondes bejtreitet 
(j. unter'm 28. Mai). 


„ Im Herrenhaufe ftelt Graf Anton Auersperg mit 11 Gen. 
bei Gelegenheit des Budgetanſatzes für die ungarifche, fiebenbür- 
giſche und Froatifche Hofcanzlei den Antrag: 

„Das Herrenhaus wolle beichließen, es werde in Erwägung, baß bie 
ſtaatsrechtliche Gonfolidirung der Monarchie, die Befeftigung verfafjungs: 
mäßiger Zuftände, die finanzielle Lage des Neihs und deſſen europäiſche 
Machiſtellung die Ordnung bes Verhältniffes des Königreihs Ungarn und 
feiner Nebenländer zur Gefammtmonardie erfordern, die Erwartung aus— 
eiproden, daß Sr. Maj. Regierung jene Maßregeln mit thunlichſter Bes 
——— ergreife, welche geeignet erſcheinen, ohne Gefahr für die noth— 
wendige Einheit ber Monarchie und für das conftitutionelle Princip bie ges 
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meinſchaftliche Behandlung aller dem Reiche gemeinſamen Augelegenheiten 
verfaſſungsmäßig herbeizuführen und dauernd zu ſichern.“ 
Staatsminifterv. Schmerling: Der Antrag des Herrn Grafen 
v. Auerspery flimmt wörtlich mit jenem Beichluffe überein, den das Haus 
der Ang. letzthin gefaßt bat. Die Regierung bat fih damals durch mich 
erlaubt, ununmvunden auszuſprechen, daß fie diefen Wünſchen des Abgeord— 
netenbaufes im jeder Nüdficht entgegenzufommen bereit fei. Die Regierung 
erkennt in dieſen Wünſchen feinen gegen fie gerichteten Tadel, fie erfennt 
auch nicht einmal das, was man ein moralildyes Drängen nennen fönnte; 
fie erfennt darin nur den Ausdrud des lebendigen Wunſches, daß eine ſehr 
brennende Frage ihre Loſung finde, und jo erbitter die Regierung aud, 
möge dieſer Wunſch feitens des Herrenhauſes aufgefaßt werden. m der 
Sache ſelbſt darf ih unummunden ausipreden, daß nicht allen meine un: 
bedeutende Berjönlichkeit, jondern alle Räthe der Krone 08 lebendig erfen- 
nen, daß eine endliche Anbahnung der Berftändigung mit allen Königreichen 
und Ländern, die derzeit in das Verfaffungsleben des Geſammtreiches nicht 
eingetreten find, eine der wichtigſten Aufgaben fei, und wir find ums redlich 
bewußt, diejer Angelegenheit unſere volle Aufmerkjamieit, unſeren regen 
Eifer unverändert zugemendet zu baben. Wir haben nichts verjäumt, was 
die Anbabnung einer Verftändigung berbeizuführen geeignet wäre. Se. 
Maj. hat im diefen Angelegenbeit mit einer Milde, die gewiß nur zu reger 
Danfbarkfeit auffordert, rubig den Verſammlungen bis zu dem Momente 
bie Aufmerfiamkeit zugewendet, wo es an dem war, für die Würde ber 
Krone und für die Herrlichkeit des Monarchen einzutreten und erſt da einer 
Berfammlung ein gebieterifched Halt zugerufen, als fie über die Grenzen 
des Erlaubten zu Ichreiten im Begriffe war. Ale Maßregeln, die ſeither 
von der Regierung ergriffen wurden, find nur in der Richtung geſchehen, 
den Geſetze Achtung zu verichaffen, und nichts iſt gejcheben, was in dei, 
zur ungarishen Krone gebörigen Yändern nur entfernt der Vermuthung 
Raum geben könnte, als fer es die Abficht der Gentralregierung, in bie 
Figentbümtlichkeiten des Yandes einzugreifen und jene Selbftftändigfeit zu 
ſchmälern, die dur das Tiplom vom 20. Oct. und durch die Berfaflung 
vom 26. Febr. gaväbrleiftet worden if. Wenn daher die Regierung bisber 
nicht fo glüdlih war, das erwünſchte Reſultat in ihren Actionen zu erzies 
len, jo mag das in den eigenthümlichen Verhältniſſen der Zeit feine be: 
greiflihe Erklärung finden, In einer Zeit, wo die Leidenfchaftlichfeit, die 
erbigte Phantafie cine fo vorberrfhende Role fpielt, ift es ſehr ſchwer, 
große flaatsrehtlihe Fragen zu löfen. Solche Fragen müſſen mit flarem 
Verſtande behandelt werden, wenn Das Kiel erreicht werben ſoll, und ich 
muß es offen ausſprechen, daß diefer Moment rubiger Erwägung durch ge: 
raume Zeit nicht vorhanden war; wir wollen aber hoffen, daß er ange: 
bahnt, wenn nicht vielleicht ſchon eingetreten it. Ich denke, daß man in 
allen Theilen des Meiches zur Ueberzeugung gefommen ift, daß man durch 
eine rege Betbeiligung an jenen Functionen, welche die Hochherzigkeit Er. 
Maj. allen jeinen Königreihen und Yändern gegeben bat, mehr für das 
Geſammtreich und mehr für das ſpecielle Land, dem man angebört, tbut, 
als indem man jich von der Theilnabme an dieſen Functionen fern bält. 
Id glaube daher, daß der Moment nicht ferne fein wird, wo eine rege 
Theilnabme am Verfaſſungsleben von allen Theilen des Reiches eintreten 
wird. Für die Regierung jelbjt ift der Weg, den fie fürber zu wandeln bat, 
ganz derjelbe, den fie bisher gegangen iſt. Er ijt klar worgezeichnet Durch 
bie übernommenen Pflichten, bie bochberzigen Abſichten Er. Maj., die in 
dem Watente vom 26. Febr. ihren Ausdauer gefunden baben, au unter: 
ſtützen. Dieje Abjichten find und auch durch das Wort Er. Maj. jelbft in 
feierlicher Weiſe verfündet worben. Gegenüber ſolchen Manifeftationen bes 
faijerlichen Willend gibt es für jeden loyalen Untertban, für jeden treuen 
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Batrioten nur einen Weg, nämlich den, die Verfaſſung zu acceptiren, wie 


te von Str. Maj. gegeben wurde, und allfällige Modificationen derſelben 
nur auf dem Wege zu erfireben, der in ber Verfaſſung jelbjt angezeigt ift. 
Die Regierung Sr. Maj. wird nichts unterlafien, um durch Berjöhnung 
auf die wibderjirebenden Gemütber zu wirken, die fih noch von unferem 
Verfafjungsleben fern halten. Die Regierung wird es aber für ihre heilige 
Pflicht erachten, von den Normen nicht abzumweichen, die der faiferlihe Wille 
in entichiedener Weife ausgedrüdt bat (Bravo), Nach diefer Erklärung 
darf ich daher unumwunden ausiprehen, daß die Regierung in bem Ans 
trage des Grafen Auersperg weder einen Ausſpruch des Mißtrauens, noch 
eine Mahnung erfenntz nicht eines Mißtrauens, weil fie überzeugt it, das— 
felbe nicht zu verdienen; nicht einer Mahnung, weil fie glaubt, nachdem, 
was ich gejagt babe, diefelbe nicht zu bedürfen, und fie glaubt daher mit 
Rube die Entjcheidungen in dem Beſchluſſe diefes boben Haufes über ben ' 
vorliegenden Antrag abwarten zu können.“ 


13./20, Juli. Deutſches Schützenfeſt in Frankfurt. Epiſode Metz⸗ 


Wildauer. 


14. Juli. (Tyrol). Errichtung einer eigenen Statthalterei-Abtheilung 


17. 


22. 


für die beiden Wälfhen Kreife Tyrol's. 


„ Der Staatsminifter legt dem Abg.-Hauſe durch Faif, Botfchaft 
das Budget für 1863 vor. Der Finanzminiſter motivirt bie 


Nothwendigkeit der Vorlage vor Beginn des DVerwaltungsjahres. 

Das Geſammterforderniß beträgt nach den Forderungen der Regierung 
fl. 362,498,000,, darunter 35 Mill. für außerordentlihe Militärausgaben. 
Das Gejammtdeficit beträgt fl. 93,190,800, von denen 33% Mill. duch 
Steuererhöhung, 24 Mil. durch den Verlauf von 1860er Looſen und 35 
Dil. im Wege des Gredites gededt werden follen. 

Die Höhe des geforderten außerordentlihen Bedarfs für die Armee, bas 
bisher noch nie jo hohe Ordinarium für die Flotte und die Höhe des Defi- 
cits, endlich die geringe Rückſichtnahme auf die bei Berathung des Budgets 
für 1862 geäußerten Wünſche des Abg.Hauſes erregen im Haufe Erſtaunen 
und machen im der Öffentlichen Meinung einen höchſt unglinftigen Eindrud. 


„ Die vorbereitende Budgetcommiffion des Finanzausſchuſſes des 
Abg.-Hauſes entjceidet fih nur mit 5 gegen 4 Stimmen für Be: 
ratbung des Budgets für 1863. Den Ausſchlag dafür geben bie 
Erflärungen des Staatsminijters und des Finanzminiſters. 

Der Staatsminifter erflärt, daß er einen ablehnenden Beſchluß bes 
Abgeordnetenhaufes gegenüber dem neuen Budget nicht nur nicht als ein 
Mißtrauens-, fondern vielmehr als ein dem Minifterium gegebenes Ber: 
trauensvotum anſehen werde, da ibm hiedurch ausgebrüdt — daß die 
Verſammlung vertrauensvoll der Regierung die ſelbſtſtändige Action gemäß 
F 13 des Februarpatentes überlaſſe, mithin die Octroyirung des Budgets 
mit allen Gonfequeuzen, als da find Steuererböhung, Abjhluß ber Bank⸗ 
acte, Aufnahme von Anleihen, nur unter Vorbehalt nachträglicher Zuſtim— 
mung des Reichsraths anheimgebe. Der Finanzminifter v. Plener fügte bei, 
daß er bereit fei, ergänzende Epectalvorlagen zum Budget zu machen, daß 
diefelben ſchon in Vorbereitung feien, und daß ber übelvermerfte Umftand, 
die neue Budgetvorlage ignorire ftellenmeife die bei dem Budget für 1862 
vom Reichsrath ausgedrüdten Begehren, fih wohl entjhulbige, wenn man 
erwäge, daß große Theile des neuen Staatsvoranfchlages gearbeitet und ges 
brudt werden mußten, bevor noch jene Wünſche des Abgeorbnetenhaufes vo— 
tirt waren, 
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23. Juli. Der Kaifer verleiht dem Prof. Wildauer in Innsbruck für 
feine Rede am Schügenfeft in Frankfurt den Orden der eifernen Krone. 


24. „ Das Nbg.-Haus verweigert dem Geſetzesentwurf betreffend Die 
Finanzgebahrung im Verwaltungsjahr 1860 „in Anbetracht ber 
Mangelhaftigkeit der Nachweiſe“ feine Genehmigung und bejchließt 
aus Anlaß einer Petition von 52 Wiener Gemeinderätben troß des 
lebhaften Widerfpruchs des Staatsminifters, die Regierung um 
Borlage eiries neuen Strafgejeges oder dod um Nevifion des jetzi— 
gen Strafgefeges in feinen Beflimmungen über politifhe Verbrechen 
zu erfuchen. 

26. „ Deſterreich verbehlt Preußen feinen Werger über deſſen Aner— 
fennung des Königreichs Italien nicht. 

Dep. bes Grafen Rechberg: „... Se Maj. der Kaifer laſſen 
Em. ꝛc. beauftragen, Sorge dafür zu tragen, daß ©r. K. preuß. Maj. be- 
fannt werde, wie Kaifer Franz Joſeph dem Könige für den Widerſtand 
danfe, den der König bis jegt dem Andrängen auf Anerfennung des fog. 
Königreichs Italien geleiftet habe, und wie es des Kaifers aufrichtiger Wunſch 
jet, Preußen möge niemals die Wirkungen des nunmehr denndch gefaßten 
Entſchluſſes, die Erfolge der gewaltfamften Revolution und des gewiſſen— 
Infeften Rechts: und PVertragsbruhe anzuerkennen, im eigenen Intereſſe zu 
beffagen haben. Eure x. werden fih durch die gefälligit anzufprechende 
Bermittelung des Herin Grafen von Bernftorff diefes allerhöchſten Auftrags 
zu entledigen haben. Daß wir übrigens über bie vermeintliben „Garan- 
tien“, die Preußen fich ausbebungen, über die „formellen Zufiherungen“, 
bie es aus Turin erhalten bat, auch nur ein einziges Wort verlieren jollen, 
werden Eure 2c. fiher nicht von uns erwarten. iv glauben, daß dieſe 
„Barantien“, diefe „formellen Zuſicherungen“ den Werth des Blattes Papier 
nicht erreihen, auf welchem fie geichrieben ſtehen. Wir glauben jogar, daß 
über diefen Punkt General Durando genau jo denft, wie wir.“ 

27. „ (Ungarn). Ein kaiferl. Handſchreiben an den Statthalter von 
Ungarn beauftragt denfelben mit einem Gefegesentwurfe bezüglich 
der Rechte der nichtsmagyarifchen Bewohner Ungarns. 

„Seleitet von ber ernten Abficht, das Prinzip der Gleihberehtigung 
meiner Bölfer au in Bezug auf die in meinem Königreih Ungarn wob- 
nenden Nationalitäten zu verwirklichen , befehle ich meiner ungariichen Hof: 
Fanzlei, daß fie nad) vorausgegangener Vernehmung bes Gtatthalterse von 
Ungarn einen Gejegesvorfchlag ausarbeite und mir unterbreite, durch welchen 
bie auf die jprachliche und nationale Entwidlung bezüglichen Rechte der nicht- 
magpariichen Bewohner meines Königreichs Ungarn feftgefeßt werden mögen. 
Jh behalte mir vor, diefen Gefegvorichlag in die Neihe der dem nächjten 
Landtag vorzulegenden königlichen Propofitionen aufzunehmen.“ 

28. „ Das Abg.Haus beſchließt mit nicht allzu großer Mehrheit (ſ. 
22. Juli) das Budget für 1863 in Berathung zu nehmen. Die 
Polen und Czechen erklären, an derfelben fih wiederum nicht zu 
betbeiligen. 

30. Das Abg.-Haus lehnt die von der Regierung beantragte Erhöhung 
des Salzpreifes einftimmig ab. Der Yinanzminifter erflärt, . daß 
nun eine Erhöhung der direften Steuern um fo unvermeidlicher 
fein werde. 


Oeſlerrtich. 214 


31. Juli. Defterreih ftimmt dem Preußifchen Entwurfe einer an Däne: 
mark zu erlaffenden Note nicht bei. Die beiden Cabinette werden 
demnach gefonderte Noten nady Kopenhagen [chiden. 


1. Aug. Der Reichsrath vertagt fich bis zum 15. Sept. 

„ Die Öfterr. Regierung richtet an Preußen eine vorläufige Mit: 

teilung über die zwifchen ihr und den Regierungen der beutjchen 

Mitteljtaaten vereinbarten Anträge bezüglich einer Bundesreform 

(vgl. Deutſchland). 

10. „ Die Regierung löst den italiamifirenden Gemeinderath von 
Trieſt auf. 

14, „ Defterreihs und ber deutſchen Mittelftaaten Antrag am Bunde 
auf Zuziehung einer Delegirtenverfammlung (f. Dtſchld.). 


23. „ Hofrath v. Kerftorff, der Vorfigende des deutſchen Induſtrie— 
vereind (für Schußzölle), erhält vom Kaifer das Komthurkreuz des 
Franz⸗ Joſeph⸗Ordens. 

25. „Deſterreichiſche Note an Dänemark bezüglich Schleswig-Holſtein 
(ſ. Deutſchl.). 

„Deutſcher Juriſtentag in Wien. Derſelbe wird ſowohl von der 
Regierung als von der Bevölkerung lebhaft bewillkommt. 


29. Das Handelsminiſterium ladet die ſämmtlichen Handelskammern der 
Monarchie ein, ſich zahlreich an dem bevorſtehenden deutſchen Hans 
delstage in München zu betheiligen, um auf demſelben die Intereſſen 
Deiterreih6 zu unterſtützen. 

„ Der bisherige Statthalter von Trieft, v. Burger, wirb zum 
Marineminifter ernannt. 


1. Sept. Aufhebung der bisherigen Aus: und Durchfuhrzölle. 
„ Beide Häufer des Neichsraths treten wieder zufammen, 


18. „ ine Conferenz öfterr. Reichsraths- und Landtagsmitglieder bes 
fchlieft, fi an dem deutſchen Abgeorbnetentage in Weimar nicht 
zu betheiligen (f. Dtſchl.). Ä 

19. „ Der Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes beſchließt, auf Ablehnung 
der von der Regierung geforderten Erhöhung der birecten Steuern 
für 1862 anzutragen, weil der Termin bereits verfleffen und eine 
nachträgliche Erhebung nicht wünfchenswerth jei. 

20. „ Das Abg.-Haus genehmigt die Einführung des deutſchen Hans 
delsgeſetzbuches (mit Ausſchluß des fünften Buches über das See— 
recht), gültig für die Länder des engern Reichsraths. 

Abgeordneter Prazaf (Böhmen) legt Verwahrung ein gegen bie 
Berathung dieſes Gegeuflandes buch ben engen Reichsrath. Sowohl 
nah dem Octoberdiplom, als nah der Februarverfaſſung, wäre bie 
Handelögefeggebung bem weitern MNeichsräthe zu übertragen, unb man 
werde wohl das Handelögefeg nicht als ein einfaches Juſtizgeſetz behan— 

14% 
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deln wollen, weil man ſonſt mit demſelben in Ungarn Erſahrungen machen 
könnte, wie man ſie bezüglich der Wechſelordnung gemacht, die zum allge— 
meinen Bedauern von der Judexcurialconferenz zurückgewieſen worden jet; 
wenn der engere Neichsratb dieſes Handelsgejeg beratbe, bätten ber unga: 
riſche und croatishe Landtag ebenfalls das Necht, für fich ein eigenes Handels: 
gefeß zu befchließen. Er verwahre ſich nicht mur gegen die Berathung, ibm 
jcheine auch die überftürzende Art und Weife, wie der Bericht die Annabme 
des deutichen Handelsgeſetzbuches empfehle, ungerechtiertigt. In Deutſchland 
feien Induftrie und Handel weiter voraus als in Defterreih, und es jeten 
daher im neuen Gefege Beſtimmungen entbalten,, welche auf die öfterr. Zu: 
ftände nicht paßten. Die Regierung follte daher denjelben Weg wählen, wie 
bei der Wechſelordnung, die nicht als deutfche, fondern als öſterreichiſche 
Wechfelordnung eingeführt worden fei, und wobei man aud den jpeziell 
bſterreichiſchen Intereſſen Rechnung getragen babe. Miniſter Lafjer: 
Die Einführung des Handelsgefepes fer auch für die Länder der ungariſchen 
Krone von dem Kaijer im Prinzipe genehmigt worden. Was bie Berathung 
deſſelben dur& den engeren Reichsratb betrefie, jo könne die Regierung Feine 
Berlegung der Berfaffung (wie fie von einigen Rednern vorgeworfen worden) 
darin erbliden, dba das Handelsgeieg ausfchließlich privatrechtlicher Matur 
ſei und auch dort, wo ed Segenjtände der allgemeinen Rechts behandle, Dies 
nur tbue, weil fih privatrechtliche Verbältnifie darauf ftügten. Die Miniſier 
hätten beim Erlaffe der Verfaſſung mitgawirft md hätten aud von dem 
Kaifer den Auftrag, diefe Verfaffung vor dem Reichsrathe zu vertreten und 
zu verantworten. ine Verlegung der Berfaflung liege ihm gewiß ſehbr 
ferne, und dennoch empfehle er im Namen ber Aires die Annahme 
des Ausſchußantrags. 


20. Sept. Beginn der von der Regierung durch den Verein der dfterr. In— 


23. 


30. 


duftriellen veranlaßten Beſprechungen von Anduftriellen in verfchie- 
denen Theilen der Monarchie über die Möglichkeit oder Wünſch— 
barkeit eines Eintritts Oeſterreichs in den deutfchen Zollverein. 


» Die Aufforderung der Negierung an alle Handelsfammern der 
Monardyie, den deutfhen Handelstag in München zu befhiden, wird 
von einer Anzahl nichtzdeutjcher Handelsfammern abgelehnt. 

„ Das auf Verlangen des Abg.-Hauſes neu angefertigte ſpeziali— 
firte Budget des Kriegsminifteriums gelangt im Haufe zur Vertheilung. 


Dasjelbe ift genau fpeztalifirt (ein Folioband von 333 enggebrudten 
Seiten). Das außerordentliche Armecbudget erſcheint darin nur mit 
26,800,000 fl. beziffert, während dasjelbe in dem früher vorgelegten allge- 
meinen Budget mit 35 Millionen angegeben war. Die feitber ausgeführten 
Armeereductionen baben fomit ein Griparnig von 8,200,000 fl. möglich ge— 
macht. Das Budget der Armee auf dem Friedensfuße ift unverändert mit 
92 Millionen angegeben, Der Gefammtaufwand für die Armee beziffert fich 
fomit auf 118,800,000 ft., um 16,500,000 fl. weniger, als das Abgeord- 
netenbaus für das Budget von 1862 votirt bat. Die eigenen Einnahmen 
ber Armeeverwaltung betragen dagegen nur 7,732,000 fl., um 5,633,000 fl. 
weniger als im Jahre 1862, jo daß die Zuſchüſſe der Finanzverwaltung 
pro 1863 mit 111,630,000 fl. präliminirt find und nur um 10,867,000 fl. 
weniger betragen als 1862. 


41. Oct. Der Finanzausfhuß des Abg.-Haufes hat endlich, faft 10 Mo— 


nate nad) der erften Cinbringung im Reichsrathe, den Entwurf 
eines neuen Baukſtatuts zu Ende gebracht, im Wefentlihen nad 
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ben Grundlagen des Regierungsvorſchlags, doch nicht ohne bedeut— 
ſame Meodififationen. Die gefährlihiten Beftrebungen gegen ben 
Entwurf, die Herbeiführung einer zwangsweifen Liquidation der 
Bank einerfeits und die dee, einen Theil der Banknoten in Staat: 
papiergeld zu verwandeln anberjeits, können als überwunden be- 
trachtet werden. 


6. Det. Eine gemifchte Commiffion beider Häufer fucht die Differenzen 


über das Preßgeſetz und die damit in Verbindung gebrachte Straf: 
novelle auszugleichen. Ihre Anträge nähern ſich mehr den An: 
ſchauungen des Herrenhaufes als denjenigen bes Abg.Hauſes. 

„ Der Berein ber öfterr. Induftriellen fpricht ſich nad zweitägiger 
Berathung ſchließlich doch noch mit 53 gegen 42 Stimmen gegen 
ben Cintritt in den Zollverein aus: 


„Der Verein der öfterreihifchen Anduftriellen conftatirt auf Grund ber 
ftattgefundenen Gnquöten: daß der fofortige Eintritt Defterreihs in ben 
deutſchen Zollverein von den Angehörigen verfchiedener Induſtriebranchen 
beantwortet worden ijt, jedoch der größere und wichtigere Theil der Induſtrie 
diejen Eintritt für unzuläjjig hält, rejp. von ber vorherigen Er: 
füllung folder Vorbedingungen abhängig macht, wodurch minbdejtens bie 
größten Nachtbeile ausgeglihen werden, unter denen bie äfterreichifche In— 
duſtrie gegenüber dem concurrirenden Zollverein arbeitet. Der Berein tft 
ber Anſicht, daß der vollftändige Eintritt Defterreihs in den Zollverein auch 
nad Erfüllung diefer VBorbebingungen dem öfterreichifchen Gewerbfleiß noch 
große Opfer auferlegen werbe, daß dieſe Opfer aber dem wünjchenswertben 
großen Ziele ‚einer ganz Deutihland umfafjenden Zolleinigung gebradt 
zu werden verdienen. Der Berein bevorwortet zur Grreihung dieſes Zieles 
die weitere Entwidelung des engeren Anjchluffes Deiterreih8 an den Zoll 
verein auf dem Wege der ferneren Tarifermäßigung bis zu dem verein: 
barenden Zeitpunfte der völligen Zolleinigung.“ 


„ Kine vom Reichsrath Rechbauer in Graz veranftaltete Ber: 
fammlung lehnt die Theilnahme an der projeftirten großdeutſchen 
Berfammlung in Frankfurt ab. 

„ Auf eine Anfrage im Finanzausſchuſſe bezüglihd Ungarn ant- 
wortet ber Staatsminijter: 


Die Gerüchte, melde über Transactionen bezüglih der ungarifchen 
Frage im Umlauf fein, müßten als völlig aus der Luft orariiien ange: 
jeben werden; es jeien ihm zwar von verfchiedenen Seiten zur Regelung ber 
ungariichen Frage Pläne vorgelegt worden, allein alle diefe aus ber lobens— 
werthen Weberzeugung hervorgehenden Borjchläge, daß eine derartige Re— 
gelung ſehr wünſchenswerth fei, wären doch unausführbar, wenn man bie 
Februarverfaſſung aufrecht erhalten wolle; er ergreife übrigens die Gelegen— 
beit, um, wie jchon wiederholt, die Erflärung abzugeben, daß er zwar 
einer Transaction nicht abgeneigt fei, diefe jedoch feiner Anficht nach nur 
auf bem Boden ber Kebruar:Berfaifung angebahnt und durch: 
geführt werden Fünne Gin Ausſchußmitglied bemerft darauf, daß zu einer 
Transaction boch etwas gethan werden müfje, und daß ihm, um biejes 
Ziel zu erreihen, ein eigens zu diefem Zwecke berufener Reichsrath, ein auf 
dem Boden ber Februarverfafjung berufener Reichsrath ad hoc ald das ges 
eignetſte Mittel erfcheine, und daß er feinerfeits nicht baran zweifle, die 
Ungarn würden einen berartigen Reichsrath beſchicken. Diefe Bemerkungen 
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läßt der Staatsminifter unbeantwortet; hingegen beantwortet er bie ra 
welche Anfichten die Regierung bezüglid Siebenbürgens babe, babi 
Der Umftand, daß die Regierung fo lange gezögert, besfalls beftimn 
Schritte zu thun, ſei ihr fehr zu gute gefommen, denn während die * 
gierung vordem nur bie Anfichten einzelner Perſönlichkeiten zu vernehm 
Gelegenheit batte, babe fich jegt die Bevölkerung Siebenbürgens unzw 
deutig ausgefproden, und es babe dic Regierung gegründete Hoffnung, bei 
nächſt in die Lage zu kommen, den fiebenbürgiihen Landtag einberufen 

fönnen, 


18. Oct. Die Regierung ziebt ihre frühere Vorlage für Erhöhung d 


20. 


21. 


= 


bireften Steuern für das Jahr 1862 zurüd und bringt eine ne 
für 1863 im Mbg.:Haufe ein. Zugleich gibt der Finanzminift 
eine Darftellung der augenblidlidyen Finanzlage: 


Die finanziellen Ergebniffe des J. 1862 haben mit dem den 3. Nov. zu En 
gehenden Rehnungsjahres fih ſehr günftig geitellt und betragen die Met 
einnabmen gegen die gleihe Periode bed Jahres 1861 die Summe v 
34,050,000 fl. Davon entfallen auf Ungarn 23,651,000 fl., auf bie üs 
gen Länder 10,429,000 fl. Die bireften Steuern bradten ein Plus v 
15,675,000 fl., die indirekten ein foldyes von 18,375,000 fl. Freilich ift e 
großer Theil der Mehreinnabmen in Ungarn ber nachträglib eingehoben 
Steuer zugufchreiben, aber bort wie in den anderen Ländern nebmen bie i 
bireften Abgaben in gleiher Weife wie die direkten zu und zeugt dies der 
lih von der wachſenden Proſperität. Das Deficit, das pro 1862 n 
94,666,000 fl. präliminirt war und burd bie nachträglichen Forderung 
für den Reichsrath und die Marine auf 99,132,000 fl. anwuchs, konnte m 
durch Mehreinnahme und Griparnifie auf 75 Mill. bherabgemindert werd: 
während in ben Gafien wieder ber volle Effectivbeſtand von 22 Mill. ve 
banden iſt und bie Summe ber Panne deren Dlarimum ich a 
99,800,000 fl. belief, um 5 Mill. vermindert werden fonnte. Das Defi 
von 75 Mill, ift durch die dem Meichsratbe bereits mitgetheilten Operati 
nen vollftändig bebedt. Das ordentliche Deficit pro 1863 mit 50,600,000 
allen, fonnte durch Erſparniſſe auf 46 Mill. berabgemindert werden, : 

id. follen davon dur den Meft der 1860er Poofe bededt werden m 
18 Dill. durch eine befondere Greditoperation aufgebracht werden. Der M 
nifter fchließt damit, daß er dur; Annabme der Bankakte und der Steu: 
erhöhung ein totales Verſchwinden des Deficits in Ausficht ftelt, und er 
pfieblt beide Borlagen dem Patriotismus des Hauſes. 


Der liberalere Theil der Neichsratbsmitglieder beſchließt, an di 
großdeutſchen Verfammlung in Frankfurt fi nicht zu betbeilige 
— ine andere Berfammlung beſchließt ein Programm, wonach d 
Delegirtenverfammlung nicht bloß zum Entwurfe zweier Geſetze zı 
fanmentreten, fondern aud bie Grundzüge einer nationalen R 


präfentation, welche für Deutfchland eine dringende Nothwendigke 
fei, entwerfen follte, 


„ Das Herrenhaus hält die 20,000 fl. Funktionszulage für be 
Botſchafter in Nom, und die 6,300 fl. für den Präfidenten di 
Bundesmilitärcommiffion, die das Abg.-Haus zu wiederholten Male 
geftrichen, neuerdings aufrecht. 

„ Bine Nahtragsforderung der Regierung von beinahe 4 Mil 
für die Marine pro 1862 gibt im Finanzausſchuß Beranlaffur 
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zu einer jtürmifhen Sitzung. Der Ausfchuß befchließt beim Abg.⸗ 
Haufe darauf anzutragen: | 


„Da nad) Beichaffenheit ber Borlage und der Zeit ihrer Einbringung dem 
Haufe nicht möglid ift, von feinem Prüfungs Bewilligungsreht einen Ge: 
braud zu machen, welcher einen praftiihen Erfolg haben Fönnte, und es 
jomit untbunlich ift, die bereits verausgabten Beträge ganz oder zum Theile 
zu verweigern — jo ift das Haus genötbigt, die angelprodene Nachtrags— 
jumme von 3,768,114 fl. zu bewilligen. Es wirb jedoch erklärt, daß bicfer 
Vorgang des Minifteriums dem Wortlaute und dem Geifte ber Berfaffung 
nicht eutſpricht. Das Haus fpricht fein Bebauern über die Borgänge aus, 
und richtet an das Minifterium die Mahnung, fich feine VBerantwortlichkeit 
in Zukunft firenger vor Augen zu halten“. 


2. Oct. Das Abg.-Haus nimmt, jedoch nicht ohne lebhaften Widerſtand, 


24, 


26. 


die Anträge der gemifchten Commiſſion beider Häufer bezüglich der 
Differenzen über das Preßgeſetz und die Strafgefegnovelle, an, ob: 
gleich fich diefelben überwiegend ben Anſchauungen des Herrenhaufes 
zuneigen, nur um der Preſſe wenigftens den Schuß eines Geſetzes, 
ftatt der bisherigen Willkür der Polizei zu fihern. Der bisher 
vom Abg.-Hauſe beharrlih verworfene Art. 5 der Strafgefegnovelle 
wird in namentlider Abjtimmung mit 75 gegen 64 Stimmen an: 
genommen. Bor der Abftimmung erklärt der Staatsminifter v. 
Scmerling: 

„Der Abg. Kuranda bat geftern das richtige getroffen, wenn er fagte, bie 
Regierung jei an dem obfchwebenden Gonflift ebenfalls ſchuld. Ich gehe noch 
weiter, und erkläre, baß die Regierung ganz allein an bem Conflict bie 
Schuld trägt. Don ihr wurde der Art. 5 ber Strafgejegnovelle eingebradit, 
und das Herrenhaus hat nichts getban als daß es ihr treu zur Seite ftand. 
Es wäre daber feige von ber Regierung, wenn fie fi hinter das Herren- 
haus verfhanzen wollte. Ich gehe noch weiter, und erfläre baß, wenn jelbft 
das Herrenhaus gegen den Artifel gewefen wäre, bie Regierung bennod) 
ihre Anficht aufrecht erhalten hätte, da fie immer ihre Autorität als gejeß: 
gebender Faeter wahren muß, umd fich nicht fortreißen lafien kann. Es ift 
die Pflicht der Regierung, welche dem Haus verantwortlid, ift, die Beamten, 
bie ihre Befehle ausführen, vor Beleidigungen zu ſchützen; bie Regierung 
hat übrigens den ganzen Apparat der Verwarnungen und Gonfisfationen 
gegen die Preſſe in Händen, und wenn man bas neue Preßgeſetz nicht zu 
Stande fommen laffen will, fo fann fie warten“. 

„ Beginn der Verhandlungen des Abg.-Hauſes über das Bank— 
ftatut. Rede des Finanzminifters v. Plener. 
„ Der Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes lehnt die von ber Regie— 
rung geforderten Steuererhöhungen (ſ. 18. Oct.) ab, bis das Fir 
nanzgefeß (mad den Forderungen des Abg.-Hauſes) feftgeitellt fein 
werde. Scandalöfer Auftritt zwifchen dem Präfidenten des Abg.: 
Haufes Hein und dem Abg. Herbit. 

„ Fine gemifhte Commiffion beider Häufer vermittelt nad dem 
Vorſchlage des Grafen Rechberg die Differenz beider Käufer über 
das Budget für 1862 (die Streihung von 20,000 fl. am Ge: 
halte des Botfhaftere in Rom und von 6300 fl. an bem bes 
Präf. der Bundesmilitärcommiffion in Frankfurt) dahin, daß biefe 
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Gehalte zwar nach wie vor ungeſchmälert ausbezahlt, gleichwohl 
aber 26,300 fl. im Budget der Staatskanzlei geftriden worden, dieſe 
Summe: aljo vom Grafen NRechberg anderweitig erfpart werden ſoll. 
Beide Häufer nebmen den Antrag an. 


29. Oft. Oeſterreich erklärt (wie Preußen) feine Zuftimmung zu den 


30. 


Borichlägen des englifchen Gabinets an Dänemark behufs einer Lö— 
fung der Schleswig-Holſtein'ſchen Frage. 


Fortfeßung der Berathungen des Abg.:Haufes über das Bank: 
ftatut. Der Stantsminifter v. Schmerling warnt in der Debatte 


. vor einem Befchluffe, der das Zuftandelommen einer Vereinbarung 


Anfg. 


nit der Nationalbanf unmöglid machen Fönnte: 


„Die Folge davon wäre, daß diejer Gegenjtand in einer folgenden Seſſion 
neuerdings in Berbandlung genommen werden müßte. Ih will boffen, dak 
wenn einft die Bänfe dieſes Hauſes fih vollftändig gefüllt haben, ber Ge: 
danke an die Einheit des Reiches und an jeine Macht all Jene durchglühe, 
die dann ihre Pläge in diefem Haufe einzunehmen baben. Aber wenn 
man derlei Dinge ins Auge faßt, jo muß man jich nicht bloß Wünſchen 
überlafien; man muß am Ende die Sachen nehmen wie fie zu nehmen find, 
und ba fann id mid in der That dertraurigen Beforgniß nicht verichlie- 
Ben, daß wenn es auch eimft gelänge, 343 Abgeordnete in diefem Haufe zu 
verfammeln, nicht in ihnen Allen jener Geiſt für die Gefammtverfaflung, 
für die Integrität und für die Machtitelung des Reiches walten werde, wie 
er zu bdiefer Stunde in diefem Haufe feinen lebendigen Ausdrud findet, daß 
mancherlei Wünfche, die fich jeßt fchon rege gemacht haben, daß es über: 
haupt fein Gentral:Zettelinftitut gebe, fondern der Schwerpunft der Noten: 
emiffion im die verfchiedenen Kronländer verlegt werde, ibren nit ganz 
ſchwachen Ausdrud finden; daß daber eine Frage, die diesmal gar nicht 
Gegenſtand des Ziveifeld war, die Frage, ob überhaupt ein Gentral: Zettel: 
inftitut fortbefteben und ob überhaupt die Nationalbank in ihrem Beftande 
gelichert fein ſolle, daß dieſe Frage den Gegenitand einer ſehr lebhaften Er: 
oͤrterung, vielleicht einer zweifelhaften Entſcheidung fein möchte“. 


Nov. Ein Erlaß des Staatsminifteriums an die bifdhöflichen 
Drdinariate gefteht die Regelung der Verwaltung des Kirchenver- 
mögend im Sinne der Art. 30 des Goncordates, fomit auch die 
meritorifhe Nevifion der Kirchenrechnungen ohne Unterfchied des 
Kirchenpatronats den bifhöflihen Drdinariaten zu, unter der Be: 
dbingung, daß das landesfürftlice, die Bewahrung des Kirchenver: 
mögens betreffende Recht gefichert bleibe. 


„ Der Kaifer genehmigt das erfte conjtitutionelle Finanzgeſetz für 
1862, zwei Tage nad) Ablauf des Nechnungsjahres, zum erjten 
Mal mit dem Zuſatze „mit Zuftimmung der beiden Häuſer 
unferes Reichsraths“. Nah Artikel 3 derfelben dürfen bie 
für einzelne Hauptrubriten, Abtheilungen und Unterabtheilungen 
feitgefegten Beträge, die Disponibilitätsgebühren von Beamten und 
Dienern ausgenommen, nur in berfelben Hauptrubrik, Abtheilung 
und Unterabtheilung verwendet werden. 
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6. Nov. Stürmifhe Sitzung des Finanzausfchuffes des Abg.Hauſes bei 


14, 


Gelegenheit des Marinebudgets für 1863, indem der Marinemini- 
fter Burger erflärt, die vom Kaifer fanktionirte Organifation bes 
Marineminifteriums werde demnächſt erſcheinen; dem Reichsrathe 
bleibe da8 „Recht der Controlle“. Faſt einftimmig erflärt dagegen 
der Ausſchuß, das Statut müfle verfaffungsmäßig dem Reichsrathe 
vorgelegt werden und jtreicht demgemäß den für die Gentralleitung 
im Budget bereits angeſetzten Mehrbetrag. 


„ Der Staatsminifter dv. Schmerling beruft eine Conferenz von 
etwa 50 Abg. des Gentrums und der Linken, fündigt ihnen an, 
der Kaifer habe das Patent zu Einberufung der Landtage auf den 
10. Dez. bereit unterzeichnet und dringt demgemäß auf fchleunige 
Beendigung der Arbeiten des Reichsraths. 


Das Abg.: Haus beendigt die Beratbung des neuen Bank: 
tatuts weſentlich nach den Anträgen des Ausſchuſſes. 


»„ Das faiferl. Patent v. 4. Nov., das die Landtage (mit Aus: 
nabme berjenigen Ungarns und feinen Nebenländer ſowie Beneziene) 
auf den 10. Dec. aufammenberuft, wird publicirt. 


„ Das Abg.- Haus verwirft einen Antrag auf Aufhebung ber 
Zahlenlotterie und bewilligt den geforderten Nachtragscredit für die 
Kriegsmarine pro 1862, jedoch mit der vom Ausſchuſſe beantragten 
Erflärung (f. 6. Nov.). 
»„ Das bg.» Haus genehmigt einen Gefeßesentwurf über bie 
Eontrolle der Staatsfchuld durch den Reichsrath. 
„ Der Staatsminifter beruft wiederum eine Conferenz ber Res 
gierungspartei, um eine Ausgleihung über das Militärbubget für 
1863 zu erzielen, da der Ausfhuß einen Abftrih von 10 Mil. 
beantragen zu wollen fcheint. Bezüglich der Modenefifhen Truppen, 
für welche eine Nachtragsforderung von monatlich 65,000 fl. gefordert 
werben fol, gibt der Staatsminifter die beruhigende Erklärung: 
e8 werde dieſe Nadytragsforderung allerdings eingebracht werben, 
allein es fei gegeündete Ausfiht vorhanden, die Angelegenheit bald. 
derart erledigt zu fehen, dag jener Betrag nicht das ganze Ver: 
waltungsjahr hindurdy werde in Anfpruch genommen werden. Die 
diepfälligen Verhandlungen ſeien ihrem Abſchluß nahe gerüdt; 
übrigens fei der geforderte Betrag nur vorfhußmweife und gegen 
NRüderjat feitend des Herzogs von Modena zu bemilligen, 
„ Die offiziöfe Donau-Ztg. fordert die conftitutionelle Regierungs= 
partei auf, fich feſt zu organifiren. 

(Anm. Politiſche Vereine find indeß bis jet in Deiterreich nicht erlaubt.) 
„ Die Banfdirection und das Bankcomite befchließen eine Eingabe 


an das Herrenhaus gegen eine Reihe von Beftimmungen der vom 
Abg.-Haufe angenommenen Bankakte. 
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15. Nov. Die offiziöſe Donau⸗Ztg. erklärt die (mit einigen öffentlichen 
Blättern Ungarns geführten) Verhandlungen über einen Ausgleich 
mit Ungarn für abgebrochen und will warten. 


18. Nov. (Ungarn). Der Kaifer gewährt ben von den Kriegsgerichten 
Ungarns verurtheilten Sträflingen, fo wie den bereit$ zurüdgefebr: 
ten politifhen Flüchtlingen allgemeine Amneftie und verorbnet bie 
Einftellung der noch anhängigen Unterfuchungen. 

19. „ Der Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes befchließt mit zwei Drittel 
der Stimmen, gegenüber Forderungen von 15 und 10 Mill., vom 
Militärbubget für 1863 wenigſtens ſechs Mill, abzuftreihen. Der 
Kriegsminifter will nur 5 Mill. zugeftehen und behält fi weitere 
Erklärung vor. 


Bezüglih der mobenefifhen Truppen erklärt ber Kriegsminifter: Die 
Erhaltung der modenefiihen Truppen bilde feit längerer Zeit bereit® ben 
Gegenſtand einer ernftlichen Verhandlung zwiſchen der Megierung und dem 

erzoge von Modena. Gie habe jedoch bisher noch nicht zu einem eriprieß: 
ihen Rejultate geführt. Es handle ſich in diefer Frage um eine Faiferliche 
Zuficherung, bie während des italienischen Krieges gegeben wurbe unb bie 
mit der Ordnung ber italienijhen Frage Überhaupt zujammenbänge. 


20. „ Der Kaifer genehmigt den Abftrih von 6 Mill. vom Militär: 
budget für 1863. 


25. „ Die Berathung des Militärbubgets für 1863 im Abg.:-Haufe 
gibt den Abg. Rechbauer und Kuranda Gelegenheit, den Minifter 
bes Auswärtigen Grafen Rechberg zu einigen Eröffnungen über 
die auswärtige Politit Oeſterreichs zu veranlaffen: 


Graf Rechberg: Dr. Wieſer bat aus einer von mir gemachten confibentiel= 
len Mittheilung einzelne Stellen berausgerifien und daraus Folgerungen gezogen, 
bie ich nicht beabfichtigte, und ich bin hierdurch im die Nothwendigfeit gefekt, 
joweit e8 mein Gedächtniß erlaubt, wiederzugeben, was id damals geſagt. ch 
habe gejagt, daß bie Beflerung der Berhältniffe Defterreihs eine relative fei. 
Die Stellung Europas im allgemeinen und der verfhiebenen Höfe zu ein- 
ander jet noch immer eine ſolche, daß fein Staatsmann in Europa auch nur 
für eine furze Spanne Zeit für die Nufrechtbaltung bes Friedens einfteben 
fünne. Bor 1848 Fonnte Defterreih entwaflnen, weil damals aud alle 
übrigen Großmächte entwaffnet hatten, jo daß Defterreih damals vollfon- 
men vor jeder Ueberrumpelung gefihert war; heute fei die Inge eine ſehr 
verſchiedene. Fraukreich könne in Fürzefter Frift große Heeresmaflen in voll: 
fommener Kriegsbereiticaft an jede beliebige Grenze werfen. Sardinien habe 
Berfügungen getroffen, um fein Heer auf 400,000 Mann zu bringen, bie 
Aushebungen werden mit großer Strenge vorgenommen, England vermebre 
feine Nüftungen, und obwohl dort aud aus Rückſichten ber Sparjamfeit im 
Parlamente gegen die Regierung geſprochen wurde, babe ſich bod eine glän= 
zende Majorität für die Regierung ausgeſprochen. (Mit erhobener Stimme): 
„Eine einjeitige Rebucirung ift nicht möglich, die Regierung müßte fich denn 
jagen wollen: Ich bin bereit, mir jede Schmach, jede Mißachtung rubig an: 
thun zu lafien“, 

Kuranda will ſich hierbei nicht beruhigen und erflärt, wor 
vor allem vermiffe er ein Blaubuch, um auf Grund zuverläffiger 


biplomatifcher Aktenftüde die auswärtige Politif controliren zu kön— 
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nen. Graf Rechberg rede zweidentig; erjt fage er, Defterreich ftehe 
nit ifolirt, und dann heiße es, man rüfte in Sardinien und des— 
halb müfle Oeſterreich auch rüften. Die Regierung folle im Ein: 
verftändnig mit Frankreich die italienifhe Frage Iöfen, d. h. bie 
Ginbeit Italiens hindern und die päpftlihe Macht erhalten. Mit 
Preußen fei eine Allianz nicht ratbfam, doch wolle er die Gründe 
bierfür in diefem Saale, wo aud Vertreter nichtdeutfcher Natio: 
nalitäten figen, nicht weiter erörtern. Aber mit England folle 
Dejterreih eine Allianz fließen zur Löſung ber orientaliſchen 


Frage: 


Graf Rechberg: „Es gab Zeiten, wo allerdings die Gabimette ſehr hohen 
Werth darauf legten, für alle Eventualitäten fich im Voraus durch Allianzen 
fiher zu ſtellen. Es war das bie alte, nunmehr veraltete diplomatijche 
Schule, welche diefer Lehre anhing und ich will ihr durchaus keinen Vor— 
wurf daraus mahaız fie war durch die damaligen Zeitverhältniſſe und 
mangelhaften Roftverbindungen eine Notwendigkeit. Indeſſen hat es doch 
auch jeine großen Scattenjeiten bei dieſen Allianzen. Die Geſchichte lehrt 
uns, wie oft die Gventualitäten, auf welche ſolche Allianzen berechnet waren, 
nicht eingetreten find, wie oft ftart diefer Wendung gerade bie entgegen: 
geſetzteſte Wendung in der Wirklichkeit ftattgefunden bat und wie jehr ſich 
dann bie Gabinette durch die früher gejchlofienen Allianzen gebunden fühlten 
in ihrer freien Bewegung, wie ſehr es ihnen dann unmöglid gemadt wurde, 
gerade den geeigneten Augenblid zu der Beichügung des eigenen Intereſſes 
bes Yandes zu benützen. Es hat aber noch einen zweiten * weſentlichen 
Nachtheil, und auch hierüber liefert uns die Geſchichte traurige Beiſpiele. 
Es iſt gar nicht möglich, Allianzen ſo zu ſchließen, den Wortlaut ſo zu 
faſſen, daß fie nicht eine Hinterthür ofjen laſſen. Treten nun veränderte 
Berhältniſſe ein, ſo dienen dieſe Hinterthüren dazu, ſich den Verpflichtungen, 
welche mit ſolchen Allianzen übernommen worden ſind, zu entziehen und 
diejenige Macht, die ſich durch dieſe Allianzen geſichert glaubte, befindet ſich 
plötzlich iſolirt und verlaſſen. Unſere eigene Geſchichte liefert uns traurige 
Beiſpiele hievon. Alle Allianzen, die geſchloſſen worden waren, um ihrer 
Zeit die Erfolge zu fichern, erwieſen ſich als null und nichtig, als es wirklich 
dazu kam, und waren nicht im Stande, bie gefahrvollften und ernſteſten 
Krifen von Defterreich fern zu halten. Die neuere Schule der Diplomatie 
ift daber, wenngleich fie die Allianzen nicht verwirft, doc der Anfiht, daß 
man dabei mit großer Vorficht, mit großen Nüdhalten vorgehen folle. Gie 
verwirft nicht, wie ich eben gefagt habe, die Allianzen, fie hält es aber von 
viel größerem Wertbe, fih mit den anderen Staaten auf einen Fuß des 
Vertrauens, auf einen Fuß der Freundſchaft zu fegen. Iſt einmal Das er: 
reicht, dann kommen die Allianzen von ſelbſt. Uebrigens gibt es zwei Arten 
von Allianzen, ich weiß nicht, von welcher der Herr Vorredner geſprochen 
bat. Es gibt Allianzen, die nicht gefchrieben find, dic ſich aber von felbft 
machen burch das Verfolgen bderjelben Zwecke, durch die Gemeinfchaft der 
Interefien. Diefe find die verläßlichen Allianzen. Die gefchriebenen bieten 
verbältnigmäßig mur geringen Werth und weniger Sicherheit (Heiterkeit). 
Ih glaube, dab der jehr geehrte Herr Vorrebner nad dem was ich gejagt 
babe wohl fchwerlich fich meiner Anficht über die Allianzen anfchließen wird; 
ih glaube aber, daß er ſich vollffommen beruhigen wird Über die Lage Defter: 
reich®, wenn ich fage, daß ich im Stande bin zu erflären, daß die Be: 
ziehungen Defterreihs nicht nur zu Frankreich, ſondern auch 
zu England und den übrigen Großmächten ſich auf das Dee” 
ſchaftlichſte, auf das Intimſte und auf den Fuße bes Vertrauens geftalten“, 
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25. Nov. (Tyrol). Biſchof Gaſſner v. Brixen und Biſchof Riccabona 
von Trient erlaſſen Hirtenbriefe mit Bezug auf den bevorſtehenden 
Zuſammentritt des Landtags, um die Glaubenseinheitsfrage wieder 
anzufachen. 

„Das Abg.-Haus genehmigt mit großer Majorität den Ausſchuß— 

antrag, vom außerordentlichen Militärbudget für 1863 nur 6 Mill. 

abzuſtreichen. 

26/27 „ (Tyrol). Wälſchtyrol wählt diesmal feine Abgeordneten zum 
Tyroler Landtag, indeß meiſt entſchiedene Gegner der Vereinigung 
mit Deutſchtyrol. Nur die Handeldfammer von Roveredo ver: 
weigert die Wahl; die Kammer wird befhalb von der Regierung 
aufgelöst und gegen den Präfidenten eine Unterfuhung eingeleitet. 

28. „ Das Abg.:Haus genehmigt die von der Regierung beantragten 
Erhöhungen der direkten Steuern, indeß „nur auf ein Jahr, und 
erledigt das Finanzgefeß für 1863 volljtändig. 

30. „ Eine kaiferlihe Entſchließung verfchiebt die Gröffnung der 
Provinziallandtage auf den 8. reſp. 12. Januar 1863. 


26. 


— Dec. Der Bericht einer vom nieberöjterreichifchen Gewerbevereine 
niedergefegten Commifjion über die fchwebenden Zollfragen fpricht 
fi) fehr entfchieden gegen einen Cintritt in den Zollverein aus 
und der Verein bejchließt, eine dießfällige Erklärung an die Re: 
gierung zu richten. 


Der Bericht erflärt, daß „die öfterr. Anbuftrie, wenigftens in ihren be— 
beutenderen Zweigen, jet noch nicht im Stande fei, mit derjenigen des Zoll: 
vereind die freie Concurrenz beftchen zu können“. Die Urfache findet der: 
jelbe nicht im Mangel an Thätigkeit 2c. von Seite der öjterr. Induſtriellen, 
jondern in veralteten, verkehrten Staatseinrichtungen, beren er eine lange 
Reihe aufzäblt. Die öfterr. Frachttarife — wird gefagt — feien „die höch— 
ſten aller Induftrieftaaten Europa's“; troßbem Oeſterreich eines der foblen: 
reichſten Länder der Welt, fei c8 doch Leider auch dasjenige Land, deſſen 
Kohlenverbraud hinter dem aller anderen Gulturftaaten am weiteiten zurück— 
ſtehe. Kerner wird das mangelbafte Volksſchulweſen in Defterreih und der 
lange Militärdienft als für die induftrielle Entwidelung ſchädlich hervorge— 
hoben, Dem Echutzoll wird nicht das Wort geredet, aber man jolle bie 
öfterreihiiche Induſtrie der zollvereinsländifhen nicht opfern „um einen 
politiſchen Standpunft in Deutfchland zu behaupten, befien zweifel: 
bafter Charakter vorläufig diefe Opfer nicht ausgleichen dürfte”. „Handelte 
es ſich darıım, mit den Zollfchranfen auch jedes andere Hinderniß entfernt 
zu jehen, welces der politifchen Einigung Deutfchlands und feiner Macht: 
ſtellung nah Außen entgegenfteht, fo würben wir die Letzten fein, die nicht 
mit aufrichtiger Hingebung befennen wollten, daß dieſes große Ziel ein 
jedes Opfer verdiene. Aber diefe Frage ift beute noch nicht auf der Tages: 
ordnung, die desfallfigen Wünfde und Hoffnungen der Nation nod auf eine 
ungewilfe Jufunft verwieſen“. Deuticlands materielle Einigung Fünne eben 
jo zuverläffig durch eine Kortentwidelung des Kebruarvertrags gefichert were 
den, denn das Verbältnig Oeſterreichs zum Zollverein werde durch den fran— 
zöſiſchen Handelsvertrag nicht präfudicirt, „jofern durch eine Anterpretation 
des Artifeld 34 und 32 diefes Vertrags das baraus abgeleitete zweifelhafte 
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Hinderniß auch formell bejeitigt würde‘. Es wird ſodann der Regierung 
empfohlen, auch Handelöverträge mit anderen Staaten abzuicließen, denn 
dies ſei mothwendig geworden, dabei aber Defterreih nicht als einen Agri— 
culturitaat anfzufajlen, jondern auch auf feine Induſtrie Nüdjicht zu nehmen 
und zu dem Zweck jich über die ſchützende Bafis der induftriellen Intereſſen 
durch ſachverſtändigen Beirath Aufſchluß zu verichaffen. So babe es Frank— 
reich, ehe e8 den Handelsvertrag mit dem Zollverein abgeichloffen, auch ge: 
naht. „Eine Bergleihung der auswärtigen Ein: und Ausfuhrliiten würde 
bierzu Gommentare liefern, die eine vielgebörte Behauptung, daß Frank— 
rei durch ben preußiidhen Handelsvertrag die ihm bedrohlichen Wir: 
fungen des englijchen Handelsvertrages auf Deutihland abwälzen 
wolle, in ihrem rechten Lichte und als vollfländig unbegründet er: 
Icheinen ließe.“ 


9. Dez. (Tyrol). 12 Abgeordnete aus Wälfhtyrol richten cine Per 


12, 


13, 


tition an das Abg.-Haus des Reihsraths und verlangen darin mit 
Umgebung des $. 38 der Landesordnung, der eine Nenderung bes- 
jelben der Beihlußfaffung des Landtags vorbehält, vom Reiche: 
rathe, daß „der Bezirk der ehemaligen Kreisregierung von Trient 
von der gefürfteten Grafſchaft Tyrol getrennt und daraus ein eiges 
nes Kronland gebildet werde.” Der Antrag kommt im Reichs— 
rathe nicht zur Behandlung und wird vom Präfidenten vielmehr 
ben Patenten zurüdgejtellt. 


„ Das Herrenhaus genehmigt die Bankacte mit mehrfachen wer 
fentlihen Modifikationen gegenüber den Beſchlüſſen des Abg.-Hauſes. 


„ Kine gemifhte Commifjion beider Häufer einigt fi über bie 
Bankfrage vorwiegend im Sinne des Abg.-Hauſes. 


„ Das Herrenhaus nimmt das Budget für 1863 ganz nad dem 
Borfchlage des Abg.-Haufes an. 


Das Erforderniß it in der Summe von 367,087,748 fl. feitgejeßt, wo: 
von 304,585,094 fl. durd die bejtehenden Steuern und Abgaben bededt 
find. Der Abgang von 62,502,645 fl. hat einestbeils in der Erhöbung ber 
Steuern und Gebühren, anderntheil® in der Emifjion der von der National: 
banf in den Befig des Staates zu gelangenden Obligationen des Anlehens 
vom Jahre 1860 und ein dritter Theil endlich im Betrage von 12 Millio: 
nen Sulden im Wege des Grebits feine Bebedung zu finden. 


„ Defterreich Spricht fid) mit großer Entjchiebenheit gegen die grie: 
hifche Revolution und für die Aufrechthaltug der diesfälligen Ber: 
träge aus. 


Girfulardep. bes Grafen Rechberg: .. . „Wir beabfichtigen 
fortan diefelbe Zurückhaltung zu beobachten, die uns durch unfere Prin— 
zipien, durch unfere befonderen Beziehungen zu dem bayerifhen Hofe und 
durch die Stellung Oeſterreichs gegenüber Griechenland auferlegt ift, eine 
Stellung, welche von derjenigen der drei garantirenden Mächte wejentlich 
verjchteden tft. Ueber die Prinzipienfrage haben wir uns wiederholt offen 
ausgefprochen, indem wir die griechifche Revolution unverhohlen tabelten 
und ihr das Necht abſprachen, internationale Stipulationen, die in allge: 
mein europäiichen Intereſſen thre Begründung haben, willfürlih zu brechen. 
Bon diefem Gefihtspunft aus ift es ung unmöglid, den Beltrebungen zur 
Auffindung eines Gandidaten für benjelben Thron beizutreten, auf welden 
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nach unſerer Anſicht der König Otto und feine Familie Tegitime Recht 
baben. Daber find wir denn aucd nicht im der Lage, diefem oder jenem 


Fürften, der der Wabl ber griechifchen Nation von einer der Mächte 


empfoblen werden fünnte, einen Vorzug einzuräumen.“ Uebergehend auj 
die enge Verbindung zwifchen der griechiſchen und der orientalijben „Frage 
und anerfennend, daß die Begrenzung ber revolutionären Bewegung immer: 
halb des gariehifhen Gebiets dem Einfluß der Schutzmächte zuzuſchreiben, 
fährt die Depeiche fort: „Aber ift die nacdhfichtige Haltung der Shukmächte 
gegenüber der griechiſchen Revolution nicht vielleicht geeignet, die Eroberungs- 
— und Tendenzen ber griechiſchen Nation eher zu ermuthigen als zu 
beruhigen ?“ Endlich gibt Graf Rechberg den Schupmädten Griechen lands 
folgenden pofitiven Rath: „Eine kategoriſche Erflärung, dat das Königreich 
Griechenland in den von den Verträgen ihm vorgezeichneten Grenzen auf: 
recht erhalten werden muß, würde uns als fehr angemejjen eriheinen. Dan 
würde dadurch neuen Verwidlungen vorbeugen, welche jede der Mächte im 
Intereſſe der Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens zu vermeiden wün— 


ſchen muß.“ 


15./16. Dez. Beide Häufer des Reichsraths genehmigen die Banfacte 


18. 


nach den Anträgen der gemiſchten Commiſſion. 
Schluß der Seffion des Reichsraths. Thronrede des Kaiſers: 


„. . . Mit Worten Meines Faiferlihen Vertrauens babe Jh Sie be- 
grüßt, als Ah Sie zum Beginne eines Werkes um Mic verjammelte, das 
mit Gottes Hilfe Oeſterreichs Woblfahrt dauerud begründen fol. Bon den 
Segenswünfhen Meiner treuen Völker begleitet, find Gie damald an bie 
Ant abe gejchritten, welche Ih durch die mit dem Diplom vom 20. Dft. 
1860 und mit dem Grundgejche vom 26. Febr. des verfloffenen Jahres ins 
Leben gerufenen Inftitutionen in Ihre Hände gelegt habe. In dem gegen: 
wärtigen Augenblide, im welchem Jh die erjte Seſſion des Neichsratbes 
ſchließe, fprecdhe ich e8 mit Befriedigung aus: die Erwartung, der Ich in 
jener Stunde Ausdrud verlieben, iſt nicht getäujcht, Meine Zuverſicht auf 
das Gedeihen des mit gemeinfamer Krajt unternommenen Werfes befeftigt 
worden. ... Mächtig geboben bat fi das Vertrauen auf die Kraft 
Defterreihs. Sein entſchloſſenes Vorfchreiten auf neuen Bahnen fricd- 
liher Entwidlung bat ihm die Achtung der Nationen gelihert und die Sym— 
pathien befreundeter Staaten mit neuer Wärme belebt. Groß und ſchwierig 
war die Aufgabe, die Meinem Reichsrathe gneitellt war. Mit entſchloſſenem 
Erufte und mit richtigem Berftändnifie find Sie au die Löfung gegangen. 
Sie haben das innerhalb der Grenzen Ihrer Wirkſamkeit Grreihbare mit 
flarem Blide erkannt und dafür, daß es erreicht wurde, im Vereine mit 
Meiner Regierung Ihre volle Kraft eingejegt. Schon ift auf verfaſſungs— 
mäßigen Wege eine Neibe wichtiger Gejeße zu Stande gefommen. Sowie 
die freiheit Ihrer Beratbungen umd der unverkümmerte Ausdrud Ihrer in- 
bividuellen Anjhauung, ebenfo wurde aud die Kundgebung der öffentlichen 
Meinung, infoferne fie durh den Mund ber Preſſe fpridt, unter den 
Schutz der Geſetze geftellt, und der perfünlichen Freiheit räftigere Bürgſchaft 
verlichen. Die Annahme eines neuen Handelsgejegbudes, das ſchon 
feiner innern Borzüge wegen empfeblenswerth eridien, und in den an: 
grenzenden deutjchen Bundesftaaten Geſetzeskraft erhielt, wird nicht verfchlen, 
den gemeinfamen Jntereffen bie wünfcenswertbe Förderung zu gewähren. 
Es wird cine der wichtigſten Aufgaben der einberufenen Yandtage fein, auf 
Grundlage der von Ihnen angenommenen grundjäglihen Beftimmungen zum 
Aufbau des Gemeindeorganismus in Meinen Königreihen und Län— 
dern mitzuwirken. Die Ordnung bes Staatshbaushaltes nah allen Rich: 
tungen bin hat Ihre bejondere Sorgfalt in Anfprud genommen. Als Ich, 


" 


Oeſterreich. 228 


leitet von Erwägungen, welche Ihnen ſeiner Zeit mitgetheilt wurden, Mein 

inifterium ermächtigt und beauftragt habe, die Staatsporanfchläge 
fir die Jahre 1862. und 1863 fammt den dazu gehörigen Finanzgeſetzent— 
würfen Ihnen vorzulegen , find diefe Voranſchläge von Ahnen mit gewifien: 
haitem Gifer geprüft und unter Ihrer Zuftimmung fejtgeitellt worden. Mit 
Befriedigung babe Jh wahrgenommen, daß die Bemühungen meiner Re: 
gierung durch möglichfte Verminderung des Staatsaufwandes, ein günftigeres 
Verhältniß zwiſchen den Einnahmen und den Ausgaben berbeizuführen, kräftig 
und erfolgreih von Ihnen unterftügt wurden. SHinfichtli der Bebedung 
der legteren find Sie, in richtiger Würdigung der Verhältuiffe, von dem 
Grundjage ausgegangen, dab das Fehlende zum großen Theile durch die 
eigene Kraft des Meiches berbeizufchaffen fei. Die Ausführung diefes Grunde 
fages ift micht zu trennen von der Nothwendigkeit, dur Erhöhung der Abs 
gaben die allgemeinen Lajten zu vermehren. So lebhaft Ach bieje Noth— 
wendigfeit bedauere, fo haben doch vielfahe Erfahrungen Mich mit der Ueber⸗ 
zeugung erfüllt, daß Meine Völker diefe Opfer, durch melde nur Defters 
reichs Macht und Wohlfahrt gefördert werden follen, mit bewährter Hin: 
gebung zu bringen bereit find... . . Durch das Bankgeſetz find die Grunde 
lagen für ein Uebereinfonmen ber Finanzverwaltung mit den Vertretern der 
Nationalbank gewonnen, dur welches ihr Verhältniß zum Staate georbnet 
werden und fie jelbjt ihre Gonfolidirung erhalten jol. Das eifrige Streben, 
welches Sie dem Zuftandefommen diejer Gejege zugewendet haben, die voll: 
endete Thatfache der Verminderung der Ausgaben und ber vortheilbafteren 
Ergebnifje des verflofienen Jahres konnten nicht verfehlen, überall eine gün— 
fige Wirkung bervorzubringen. Begleitet von erfreulihen Wahrnehmungen 
des Forjchreitens zum Bejjern, fehren Sie in Ihre Heimat zurüd, in welcher 
Sie einer neuen Thätigfeit entgegengehen. Dort werden Sie die Träger und 
Bermittler jener Prinzipien fein, in welchen die Verfafjungsgefege wurzeln, 
die Jch gegeben babe, und an denen Jh fortan wie bisher feſt— 
halten werde. Sie werden nicht ermübden in dem Bemüben, das Band noch 
inniger zu fnüpfen, welches jeit Jahrhunderten die Völker Defterreichs zu ihrem 
eigenen Heile verbindet. Dadurh wird ber Verwirklichung Meines feften 
Entichlufjes, des Reihes@inheitzumwahren(lang anhaltende Hochrufe) 
und das begonnene Werk der Berfafjung zur Vollendung zu bringen, auch Ihr 
Beiltand zu Theil werden. Diejes Ziel auf dem durd die Grundgefege vor: 
gezeichneten Wege zu erreichen, darauf werben die ernften Beftrebungen Meiner 
Regierung unabläſſig gerichtet fein. Indem Ich Sie, geehrte Mitglieder des 
Reihsrarhes, mit Meinem Danke und mit der Verfiherung Meiner faijer: 
lihen Huld entlaffe, werde Jh Mich freuen, Sie alle wieder im Laufe des 
nächſten Jahres zur Fortfeßung Ihrer patriotiſchen Thätigkeit im Reichsrathe 
um Mid verfammelt zu ſehen. Der Himmel, der erft jüngfihin Mir und 
Meinem Haufe ein beglüdendes Zeichen feiner Gnade gegeben, welches Meine 
Völfer mit rührender Freude begrüßten (ftürmifche Hochrufe), er möge in 
feiner Allmacht fegnend walten, daß Defterreih blühe und gedeihe, durch 
Eintradt ſtark und reich an allen Ehren!“ 


20, Dee. Der Präfident des Abg.-Hauſes Hein wird zum Juftigminifter 


W. 


ernannt. 


„Reſultatloſe Conferenz des Finanzminiſters mit den Bankdirec⸗ 
toren über die Annahme der neuen Bankacte. 


„In Folge einer Beſprechung der Bankfrage im Miniſterrath 
richtet der Finanzminiſter eine beruhigende Zuſchrift an den Bank— 
gouverneur, mit der Erklärung, daß die kaiſerl. Regierung bereit 
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ſei, bezüglich der Verzinſung der 80 Mill. einen den Wünſchen der 
Bankbehörden entſprechenden Antrag in der nächſten Seſſion des 
Reichsraths zu ſtellen. 

29. Dec. Der Bankausſchuß nimmt die neue Bankacte mit 64 gegen 
18 Stimmen unbedingt und vollftändig an. 


III. 


Außerdeutfche Länder. 


”. 


Digitized by Google 


1. »Bortugal. 


20. Febr. Das Minifterium gibt feine Entlaſſung; der Marquis v. Loule bildet 
ein neues in demjelben Einne. Es gebt das Gerlcht von einer Vermeh— 
rung der Pairs und von einer Modification der Berfafjung. 


15, Mai. Auf dem Concil in Rom erjiheint feiner der portugiefijhen Erz 
biſchöfe und Bijchöfe. 


9. Juni. Der Bapit beflagt im verfjammelten Goncil die Abwejenbeit ber por: 
tugiefifhen Biihöfe und bejchwert fi über die Hinderniſſe, welche ihrer 
Reife nah Rom in den Weg geitellt worden feien (vgl. Rom). 


3. Juli. Schreiben des Papſtes an den Gardinal: Patriarchen von Lijjaboen, an 
die Erzbifchöfe von Braga und Evora und jämmtlihe Suffragan » Bifchöfe 
von Portugal. Die Prälaten werben darın zu größerer Wachſamkeit und 
Energie vermahnt, da fie bei dem notoriih beflagenswertben Zuſtande der 
kath. Kirche in Portugal fid viel zu lau und tolerant gezeigt hätten; fie werden 
an die Pflichten ihres Amtes erinnert, „die ihrer Hut anvertrauten Schafe 
zu jhügen, daß fie nicht von den wilden Thieren verjchlungen werden, weldye 
den Erdkreis unjicher machen.“ Sie follen „Allem Widerftand leiften, was 
in dieſem Königreiche (Portugal) ungeftraft gegen die Kirche und gegen bes 
ren Rechte und ebrwürdige Gefege verübt wird; benn wahrhaftig, Ihr 
fönnet es wohl wijien, daß, wenn «8 jchidlih und wenn es nothwendig ill, 
der weltlihen Macht den fchuldigen Gehorſam zu leijten, dies doch nur in 
dem gejheben kann, was in feiner Weije den Geſehen Gottes und den Ge: 
fegen feiner heil. Kirche zuwiderläuft.“ 


2, Aug. Ein Erlah des AYuftizminifters verbietet der Geiſtlichkeit gegen bie 
Regierung zu predigen und bedroht fie im Gontraventionsfalle mit Gefäng- 
nißftrafe. 


15. Sept. Meuterei in Braga. Proclamation des Königs, Die Meuterei 
wird jofort unterdrüdt. 


7. Det. Der König vermäßlt fi mit der Prinzeffin Pia von Italien. 
4 Rov. Gröffnung der Gortes. Unbebeutende Thronrebe. 
. „ Die Eortes werben bis zum 2. Januar 1863 vertagt. 


1. Warſchall Saldanha fühnt fih mit dem Minifterpräfidenten Loule aus 
und gebt als Geſandter nah Rom, 


27. Dec. Ein f. Decret ernennt 27 neue Pairs. 
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2. Spanien. 


19. März. Vertrag von Soledad zwifhen dem Präfidenten Juarez und den De 
vollmädytigten der drei Alliirten in Merico (ſ. Merico). 


22. „ ine Depefche des Minifters des Auswärtigen an General Brim, de 
Oberbefehlshaber des ſpaniſchen Erpeditiongcorps in Merico, untermirft di 
Uebereinfunft von Soledad zwar einer einläßlichen Kritif, anerkennt fü 


aber ſchließlich doch. 


9. April. Conferenz der Bevollmächtigten der drei Alliirten in Orizaba; Brud 
zwijchen dem jpanifchen und dem englifchen Bevollmächtigten einerſeits uml 
dem franzöfifgen Bevollmächtigten anderfeit® (vgl. Mexico). Genera 
Prim entfhlieht ſich, anf feine VBerantwortlihfeit bim 
Merico mit feinen Truppen zu verlaffen. 


12. „ Die Spanier räumen Tetuan, 


24. „ Die Spanifhe Regierung billigt die Handlungsweiſe des General Prin 
in Merico. 


Depeihe des Minifters Calderon Eollantes an den fpani 
[ben Gejandten in Paris: „Das Nefultat der am Ickten 9. April 
zwijhen den Bevollmächtigten der Unterzeichner ber Londoner Gonventior 
bat der Regierung der Königin ein großes Erftaunen und einen Tebbafter 
Kummer bereitet. Die Ausdrüde und been in dem vom Admiral Jurier 
be la Graviere an den Grafen Reus unter dem 20. März gerichteten Briefé 
und feine unzweifelhafte Abficht, die feit vier Monaten angenommene unl 
unterjtügte Haltung zu verändern, bat die Regierung ber Königin tief be 
wegt, Die Sprade des Abmirals, welcher die Nothwendigfeit barlegt, der 
Zerwürfniffen, die aus der mericanifchen Republik einen Scandal für Eu 
ropa gemadt, ein Ende zu machen, und in Merico eine monarchiſche Ne 
gierung berzuftellen, zeigt das vollftändige Verlaſſen des im Einverftänonif 
mit den andern Bevollmächtigten bis jegt bei ben Unterbandlungen befelg: 
ten Syſtems an. Die Regierung ber Königin zögert nicht, zu beftätigen 
daß die Erflärungen des Öenerals, abgejehen davon, daß fie verjpätet find, 
fid in Widerfpruch mit dem Geift und dem Wortlaut der Convention von 
London finden. Die Sprahe des franzöfiihen Admirals bat den Grafen 
von Reus überzeugen müſſen, daß die gemeinjchaftliche Action ter Mächte, 
bie durch die Konvention von London verabredet war, ein Ende erreicht 
bat, daß man auf feine Cooperation mehr rechnen Fönnte, und nur bann 
auf Unterftügung durch die franzöfifhen Truppen, wenn die jpanifchen 
Truppen ſich in einer gefährdeten Lage befinden jollten. So edelmütbig aud 
dad Anerbieten des franzöſiſchen Admirals war, fo war es dod nad) feiner 
Sprache leicht zu erkennen, daß die Gegenwart ber fpanifchen Truppen fchon 
im Princip als eine Verlegenheit betrachtet wurde, und daß fie jpäter eine 
Gefahr werden konnte. Es war nicht möglich, fich Fategorijcher auszu: 
ſprechen, und wenn es ein Fehler gewejen, der Expedition eine zu ſpaniſche 
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Farbe zu geben, fo wurde fie in Zukunft eine franzöfifche Erpebition, und 
sranfreich beabfichtigte nicht die Spanischen Truppen anders als im äußerften 
Fallen zu unterftügen. Nach der Mitteilung diefes Documents wurde bie 
GSonjerenz ın Orizaba unnütz. Die Stellung bes Grafen von Reus, als 
General wie als Bevollmädtigter, war flar, fie war durchaus beftimmt. 
Die jeit langer Zeit befolgte Politik verlaffen, verzichten auf die Erfolge, 
welche man erreichen wollte, die Ausführung eines Gedankens unterftügen, 
welcher weder der der Convention von London noch feiner Regierung war, 
zubiger Zuſchauer ernfter und folgenſchwerer Ereigniffe bleiben, und vielleicht 
wm dieſer Untbätigfeit die Geſundheit und ben Ruf feiner Truppen gefähr: 
den — das war bie peinlihe Alternative, welde man dem Grafen von 
Reus geftellt hatte. Gleihwohl war die Antwort, welche dem Admiral am 
21. suging, gemäßigt und vorfichtig; der General Prim verweigert nicht ben 
Kampf zu eröffnen, er fürchtet die Gefechte nicht; aber er fordert, daß man 
das Ziel der Erpebition nicht entjtelle, und daß diefe Erpedition, ohne eine 
ausichlieglih ſpaniſche oder franzöfiihe Expedition zu werben, eine alliirte 
Erpedition, und die Generale und Bevollmächtigten fortfahren wie früher, 
den Beſchlüſſen der Gonferenz unterftellt zu fein. Am 23. März ſchlug ber 
Eraf von Reus, um alle Mittel der Verfühnung zu erfchöpfen, eine neue 
Conferenz, im Einverftändniffe mit dem englifchen Gefchäftsträger, vor. Die 
Gonferenz trat am 9. April zuſammen. Man kennt ihre Refultat. Die 
Vartie, welche der fpanifche General zu ergreifen hatte, war ihm . 
net; er fannte ihre volle Bedeutung, und daß er eine ungeheure Verant— 
wertlichfeit über fib nahm, indem er fie ergriff. Er hat nicht angeftanden, 
feine Pflicht zu thun ...“ 


>» April. Die jpanifhen Erpebitionstruppen ſchiffen fih in Veracruz 
wieder ein und kehren nad) der Havanna zurüd. 


> „ Marocco bezahlt den Reſt der Entihädigungsfumme an Spanien. 


5. Mai. Die Deputirtenfammer genehmigt das Entjhädigungsgefeß zu Gunflen 
Frankreich's mit 121 gegen 12 Stimmen. 

%. „ Die Regierung erflärt in der Deputirtenfammer ihre vorläufige Billigung 
der Handlungsweife des General Prim in Merico. 


9, Juli. Ein Deeret der Königin verfügt den Berfauf der Häufer, Ländereien 
und übrigen Befigthümer der auf der Inſel Cuba aufgehobenen geiftlichen 
Orden. 


3. Aug. Unfreundliher Empfang bed neuen fpanifhen Gefandten 
in Baris, General Eondha, durch den Kaijer (vgl. Frankr.). 


4 Set. Die Königin ammeftirt die PVerurtheilten von Loja (f. Jahrg. 1861 
©. 166.) 


7.0. Ein Gefandter des Kaifers von Marocco begrüßt bie Königin in 
Malaga. 


&. Rov. Der Finanzminifter verordnet, daß mit dem Verkaufe ber Kirchen— 
güter in Spanien begonnen werde. 


1. Dee. Eröffnung ber Cortes. Thronrede ber Königin. 

„... Die fatholifhe Gefinnung Spanien’s ift auch die Meinige, unb 
Ih bitte Gott, unfere Gebete und Anftrengungen zu erhören, um bie pein- 
liche Lage des heil. Baters aufhören zu fehen, der ftetS der Gegenftanb 
Meiner tiefften Verehrung ift. Meine Beziehungen zu ben fremden Mächs 
ten fahren fort, freumdfchaftlih zu fein. Ich hoffe, wir werben auf zufries 
denftellende Weife die Schwierigkeiten verfchwinden fehen, welche die Mei: 
nungsverjchiedenheit der Bevollmächtigten in Merico ber Ausführung bes 
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Spanien, 


Londoner Vertrags entgegengeftellt bat. Die unvorbergefebenen Hinder 
welche diefer Ausführung eutgegengeltanden, baben Meinen Wunſch 

geändert, den Vertrag zu erfüllen und ben Gedanken zu verwirflichen, 
ihm zur (Grundlage gedient. Die in den legten vier Jahren in 
bereinffiimmung mit den Gortes von Meiner Regierung 
folgte Politik bat der Nation große Zunahmen unb Verbefjerunge 
Innern und Achtung bei den auswärtigen Nationen verſchafft. Wenn 
in dem Spftem ber Freiheit und Duldfamkfeit und ber aufrichtigen lei 
der Verfaſſung fortfahren, bie verfchiedenen Glaffen ber Geſellſchaft ar 
Uebung der Rechte gewöhnen, welche ihre Würde beben, und an die Xı 
welche der Träger der Ordnung und die Quelle des Reichthums ift, ut 
bie Principien der Moral und der chriftlihen Religion befolgen, jo 

der Himmel unfere Bemühungen fegnen, ber ben freien und arbeitia 
Völkern eigene gejegliche Friede wird fich befeftigen, und bie Gejchichte ı 
bie gegenwärtige Epoche als eine Quelle des Mohlitandes bezeichnen , 

bie Reformen, welche in den Gefeßen des Staates nöthig fein Fönnen, 
ben zur rechten Zeit burch den Impuls der Öffentlihen Meinung allein 
treten, ohne ben Drud und bie Gewalt, die mit der Reaction oder 
Revolution verbunden ift.“ 


2. Dec. Ballefteros, der Ganbidat ber minifteriellen Partei, wird faft einftin 


4. 


11. 
12. 


zum Nräfidenten der Deputirtenfammer gewählt; bie Oppofition 
Hält fih der Abftimmung. 

» Das Minifterium legt den Gortes bie auf Merico bezüglichen 
ftüde vor. 

»„ Beginn der Senatsdebatte über Merico. Rebe des General ® 
Derjelbe ftellt zum Adreßeniwurf das Amendement: 

„Man darf nicht der Spanifchen Regierung, noch ihren Bevollmächti 
bie Schwierigkeiten beimefjen, welche die Ausführung bes Vertrags 
Yondon binderten.” 

„ General Prim beenbigt feine bdreitägige Rebe über die mericanifce F 
und zieht jchlieglich fein Amendement zurüd. 

„ Fortfegung der Senatsdebatte über Mexico. Nede des Minifters Cal 
ron Gollantes: Billigung der Dandlungsweije des General Prim; ? 
fall auf den franzöfiihen Geſandten Barrot. 

„ General Concha gibt in Folge der Senatsbebatten feine Entlaffung 
fpaniicher Geſandter in Paris ein. 

„ sHortjepung ber Senatsdebatte über Mexico. Galderon Eollan 
zieht feinen Ausfall gegen den franzöfiichen Gefandten zurüd. 

„ Der franzöfiihe Moniteur erklärt Frankreich durch die Erklärungen 
Minifters Calderon Collantes befriedigt. 

„ Schluß der Senatsdebatte über Merico. Rebe des General O’Donn 
Billigung der Handlungsweife des General Prim, Der Senat genehn 
mit 95 gegen 22 Stimmen die Antwortsadreffe, in der die Stelle i 
Merico lautet: 

„Der Senat ift erfreut zu bören, daß die Regierung 3. Maj. erklärt ! 
daß Feine Uneinigfeit in ihr, noch mit dem General Prim bezüglich 
mericanifchen Frage weder befteht noch entftehen werde.“ 


JE una 7 se · — — — 


3. England. 


M. Ian. Depefche Ruſſell's an ven engl. Gefandten in Wafhington : 


England ift mit ber erhaltenen Genugthuung in ber Trentaf- 
faire zufrieden. 


2. Jan. Die in Folge der Trentaffaire und in ber Ausficht auf einen möglichen 


Kriegsfall mit Norbamerifa erlaffenen Ausfubrverbote vom 30. Nov. 
und 4. Dec. 1861 werden wieder aufgehoben, 


8. „ Depeihe Ruſſell's an ben engliihen Gefanbten in Waſhington: Verwah— 


rung gegen die von Seward gelegentlich ber Freilaſſung ber füdftaatlichen 
Agenten geltend gemachte Theorie. 


1. Febr. Neue Erflärung Rufjell’s in einem Schreiben an bie Abmiralität für 
Aricte Neutralität gegenüber Norbamerifa, 


%. „ Eröffnung der Barlamentsfejfion mit einer fehr wenig fagenden 

Thronrede. Die parlamentarische Reform bleibt wiederum ganz unerwähnt, 
obgleich Lord Palmerfton und feine Collegen burd das — ſie 
durchzuführen, in's Amt gekommen waren. 


7., Unterhausdebatte über Nordamerika: Gregory ſtellt ben An— 
trag, die Correſpondenz über die Blokade der Südhäfen vorzulegen und be— 
hauptet, daß in derſelben das Recht der Trennung und die Unmöglichkeit 
der Wiederherſtellung der nordamerikaniſchen Union enthalten ſei. Der 
Sollicitorgeneral erklärt, daß bie Blokade dem Völkerrechte conform herge—⸗ 
ſtellt ſei und mit aller Macht des Nordens geſetzlich aufrecht erhalten werde. 
Der Antrag Gregory's wird verworfen. 


10, „ DOberbausdebatte über Nordamerika: Graf Ruſſell bemüht ſich 
nachzuweiſen, daß die amerifanifche Blofade allen Regeln des Völkerrechts 
entfprehe. Was die Schiffe betrifft, welche die Blokade umgingen, jo habe 
man beren Zahl ſehr übertrieben und deren geringen Tonnengebalt nicht in 
Anſchlag gebracht. Die Negierung babe feine Vorftellung der Franzöſiſchen 
Regierung erhalten, daß diefe die Blokade nicht für effectiv Halte. Die 
Englifhe Regierung babe ſich bei der von ihr eingeſchlagenen Politik nicht 
von Awedmäßigkeitsrüdfichten, jondern von ben Geboten ber Gerechtigkeit 
leiten laffen. „Hätten wir für einen ober ben anderen Theil Partei ergreis 
fen müfjen, fo wäre dies ein Unglüd für die Welt und befonders für das 
amerifanifche Wolf gewefen; denn dies hätte jeder Hoffnung, ber Eclaverei 
auf friedlihem Wege ein Ziel gefett zu ſehen, ein Ende gemacht. Wenn 
aus der Trent-Angelegenheit ein Krieg entbrannt wäre, jo hätte der Norden 
eine allgemeine Emancipation der Sclaven proclamirt, und fo fehr es unfer 
ernfllicher Wunſch ift, daß bie Sünde und der Schandfled ber Sclaverei 
aufhören möge, fo könnten wir doch nichts mit größerem Entjegen betrachten, 
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England. | 
| 
als die Thaten ber Verheerung, Plünderung und Mekelei, bie von 4,000,000 
Eclaven unter folhen Umftänden begangen werden würden. Wir vers 
trauen, ber Krieg wird fo enden, daß eine allmälige und friedlihe Emanci— 
ation möglich bleiben wird, jo daß die Schwarzen mit der Zeit die Stelle 
ja Arbeiter einnehmen mögen, ohne Yeben und Eigenthbum ihrer Herren, 
zu ſchädigen. Diefe Herren find nicht an ber Eriftenz ber Sclaverei ſchuld, 
diefe ift vielmehr ein von England überfommenes Erbtheil. In drei Mona: 
ten oder früher fehen wir boffentlih das Ende des Bürgerfrieges, und bof- 
fentlih wird der Ausgang mit dem Wohl und Glüd beider Theile verträg⸗ 
lich fein. Wenn fie fich friedlih in zwei Staaten fcheiden — da bie Be: 
völferung im Norden und Süden wirflih von verfchiedener Erziehung, viel: 
leicht von verfchiedenem Nature iſt — fo können beide einen hoben Grad, 
von Macht und Wohlfahrt erlangen.“ 
Unterbausdebatte über Merico: Mr. Layarb erörtert Ra: 
mens ber Regierung bie verfchiebenen Beihwerbepunfte, welde England 
egen Merico geltend macht. Die Englifhe Regierung billige nicht bie 
Stelle ber von ben Vertretern ber Berbünbeten erlafienen Proclamation, 
worin e8 heiße, ber Zwed ber Intervention fei ber, die Mericaner in ben 
Stand zu fegen, fih eine Regierung zu bilden; bie Engliihe Regierung 
wolle nur bie Erfüllung der von der Mericanifhen Regierung eingegange: 
nen VBerpflihtungen und Schuß für Leben und Gigentbum englifcher Unter: 
thanen erwirfen. Es fei unrichtig, daß die Vereinigten Staaten erflärt hät- 
ten, fie würben auf Seite ber Mericaner treten; fie hätten fi vielmehr nur 
dahin erklärt, fie jeien beftrebt, die Unabhängigkeit Mexico's dadurch auf: 
recht zu erhalten, daß fie ibm die Mittel rd feinen Berbinblichfeiten 
gegen bie brei Mächte nachzukommen. 


11. März. Interpellation im Unterhaus bezüglih China: Der Unterfiaatsfecretär 
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Layard erflärt, England babe, in Betracht des zu Shanghai befindlichen 
bedeutenden englijhen Eigentbums und der Zerflörungspolitif der Taepings 
dem Kommandanten ber dortigen Escabre ben Befehl ertheilt, Shangbai 
gegen bie Angriffe der Taepings zu ſchützen. 


Uniterhausdebatte über die Motive des Hrn. Horsfall „daß der gegen: 


wärtige Stand bes internationalen Seerechtes, injoweit er bie 
Nechte der Kriegführenden und Neutralen betrifft, fchlecht begrenzt und un— 
befriedigend ſei umd bie baldige Aufmerffamfett ber Regierung erbeifche“. 
Lord Palmerfton erflärt: die einzige Neuerung, die der Parifer Congreß 
von 1856 eingeführt habe, fei die Sicherung feindliher Waare unter neu— 
traler Flagge und er ftehe nicht an, zu fagen, daß die Regierung nicht baran 
benfe, diefe Beitimmung wieder in Zweifel zu ziehen; aber er müfle leug— 
nen, daß die Motion eine logiſche Gonfequenz berfelben jei. Jene Beftim= 
mung regulire die Stellung der Neutralen im Kriege, diefe Motion wolle 
dagegen bie Stellung ber en unter fich reguliren. Auf feine 
Rechte zu See im Falle eines Krieges, auf das Recht, die Schiffe des Fein— 
des wegzunehmen, darauf könne England nie und nimmer verzichten, das 
hieße den Krieg auf einen bloßen Austaufch biplomatifcher Altenftüde re: 
buciren. Hr. Horsfall zieht feine Motion zurück. 

» Lord Palmerfton erklärt im Unterhaus, England, indem er der türfifchen 
Anleihe feinen Beiſtand leihe, babe keine Berantwortlicteit übernommen 
und überwache bloß die befte Verwendung ber Anleibe. 


Im März Das englifhe Cabinet legt dem frangöfifchen ein Projekt zur 


einftweiligen Löfung der Römifhen Frage vor, das im wefent- 
lihen auf eine gemifchte franzöflfcheitalienifhe Befekung Rom’s 
binausläuft. 
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Thouvenel gibt darauf zuerfi eine ausweichende Antwort, babin Iautenb, 
daß weder bie italienische Regierung noch der Papft zu einer folden Föfung 
jemals ihre Zuftimmung geben würden. „Ueberdies, wie kann man von ung 
verlangen, daß wir Rom uud das Erbibeil Petri dem Könige von Italien geben 
folen? Das Aeußerite was manvonund erwarten fann, wäre 
Bag wir Rom den Römern wieder geben“. Das Englifhe Gabinet 
wendet fih darauf nah Turin, um die Ital. Regierung für feinen Plan 
einer einftweiligen Löſung zu gavinnen und nachdem ibm bieß gelungen, 
legt er das Projekt dem franzöfiichen Gabinette nochmals mit dem Bebeuten 
ver, daß nun fein Hindernig mehr beftehe, da aucd das italienische Gakinet 
fi mit dem engliſchen einverftanden erflärt habe. Auf diefe Weife in bie 
Enge getrieben, erklärt Hr. Thouvenel dem englifchen Geſandten geradezu, 
„Daß die von ber italienijhen Regierung auf Nom als Hauptftadt Italiens 
und auf Benezien als italienische Provinz erhobenen Anſprüche fich nad) der 
gemeinen Auffajiung des Völkerrechts durchaus nicht als haltbar anerkennen 
ließen (were totally injustifiable)*. Nach diejer Erflärung, findet ber engl. 
Geſandte im feiner Depeſche an Lord Ruſſell v. 28. März: „läßt fich wenig 
boffen, daß wir die Rolitif, welche die Faiferliche Regierung in ber päpſt— 
lichen frage zu befolgen entſchloſſen ift, auf dem Wege der Discufjion oder 
Boritelungen zu modificiren vermögen werden. Die Löſung ift, wenigftens 
allem äußern Anſchein nad, dem Papſt überlaffen worden, und ich ſehe für 
Stalien feine andere fihere Politif, als daß es ſich beftrebt, die Verwaltung 
ber Länder, aus denen es beitebt, zu befeftigen. So wird es zu innerer 
Stärke gelangen, fi nad außen Vertrauen erzwingen, und bereit fein, jede 
günftige Gelegenbeit zur Vervollftändigung feiner Einheit zu benüßen, 
indem es die Wahrheit des Sprichworts erhärtet, daß die Kraft in der Eini— 
gung liegt“. 


1. April. Depeihe Ruffell’s an den engl. Geſandten in Paris: 


- 
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. . Es iſt feine Rede davon, den Papſt zu zwingen, daß er auf die 
weltliche Herrihaft verzichte und als Unterthan eines andern Landes— 
berrn in Stalten bleibe. Die ganze Frage ift, ob ber Papſt nad) bem Ver: 
Inft der Romagna, der Marken und Umbriens das große, jegt von den 
Franzofen beſetzte Gebiet behalten joll, oder ob bie franzöfiihen Truppen für 
den Rapft blos das Erbtheil Petri nebſt dem Vatikan beſetzt halten ſollen. 
Alen Unterſchied zwiſchen einem proteſtantiſchen und einem römiſch-katholi— 
ſchen Souverän bei Seite gelaſſen, iſt es klar, daß ein ſo aufrecht erhaltenes 
Princip allen von Frankreich wie von Großbritannien überall anderswo 
verfochtenen Principien widerſtreitet. Rom iſt fremdländiſches Gebiet; die 
Römer ſollen zur Form ihrer Regierung nichts, ausländiſche Truppen ſollen 
Alles zu jagen haben. Diefes Syftem fann fih faum lange be: 
baupten; e8 ift den Marimen bes Völferrechts und den Wünſchen des italie- 
niſchen Volkes zu direft entgegen. Ich wünſche aber nicht, daß Ew. Erc. ſich auf 
eine Polemik über diefe Frage einlaffen. Aber anderfeits muß die franzö— 
fiihe Regierung der itaflenifegen feinen Vorwurf daraus machen, daß bie 
füblihen Provinzen nit im Zuflande der Ruhe find, fo Tange die franzö- 
ſiſche Fahne den Papſt, in der Aufrechthaltung eines Aſyles ſchützt, wo jeder 
Räuberhauptmann Zuflucht findet und feine Bande zu Fünftigen Einfällen 
in frieblihe Provinzen rüftet“. 

Der Unterftaatsjefretär Layarb erklärt im Unterbaufe, die Regierung 
heiße die Beitimmungen der Convention, welche die Kommiffarien der ver: 
bündeten Mächte in Soledad mit der Merifanifchen Regierung abgeſchloſſen 
hätten, im Allgemeinen, wenn auch, vielleicht nicht alle Artifel derfelben, gut. 

Bertrag zwiſchen England und Nordamerika zu wirkſamer Unterdrüdung 
des Sclavenbandels Die Ber. Staaten machen dadburd zu bdiefem 
Zwecke Gonceffionen, die fie bisher ſtets abgelehnt hatten. 
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8. April, Engliſch⸗Franzöſifſcher Vertrag über Hanbelsgefellicaften. 

41. „ Unterbautbebatte über die Zuſtände Jtaliens und die römiſche 
5 Lord Palmerſton hält den Fortbeſtand ber weltlichen Macht bes 
Papſtes für unm öglich. Mit jedem Tage werde das italieniſche Volt durch 
dieſelbe ſeiner geiſtlichen Autorität mehr entfremdet, ſo daß es im Intereſſe 
bes Papſtes liege, ſich feiner weltlichen Macht zu entäußern, mit der von 
Anderen ein jo arger Mißbrauch getricben werde. Ohne Zweifel babe ber 
Kaifer der Franzofen die Frage in der Hand und fie hänge ganz von ber 
Anwefenbeit einer franzöfiichen Befatung in Nom ab, bie eine Berlegung 
bes von Frankreich eben jo wohl wie von England anerfannten Grundiages 
ber Nichteinmiichung und ein Abweichen von dem Wege fei, der die Freiheit 
Italiens erftrebe. Was das Verhalten der engliihen Regierung betreffe, ie 
babe dasſelbe den Beifall des englifchen Volkes gefunden und die Regierung 
jet ter getrene Dolmeticher der hochherzigen Gefühle des Volkes zu Gunften 
einer nach ber politifchen Freiheit ringenden Nation geweſen. 


1. Mai. Eröffnung der zweiten Welt-Induſtrieausſtellung in London. 

22. „ Eine Depeche Lord Ruſſells an Sir Wuyfe, den Engl. Bevollmächtigten in 
Merico, billigt die Handlungsweiſe besfelben gegenüber dem Vergeben bes 
franzöfijhen Bevollmächtigten. , 


3. Juni. Im Unterhaufe werden mehrere Anträge gejtellt, die mehr oder weniger 

ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium enthalten, Bei der Abftim: 
mung wirb dem Antrage Etansfields, „daß nah der Meinung des Haufes das 
Budget einer Reduktion fähig fei, obne daß dadurd die Sicherheit, die Un: 
abhängigfeit oder der rechtmäßige Einfluß Gmglands beeinträchtigt würde“, 
von Yord Balmerfton ein Amendement im Sinne eines Vertrauens: 
votums entgegengefeßt „daß das Haus bei feiner tiefen Ueberzeugung ven 
der Nothwendigkeit einer fparfamen Berwaltung aller Departements ſich zu— 
gleich der Pflicht bewußt ift, für die Sicherheit des Landes im Annern und 
für den Schub jeiner Intereflen im Auslande zu forgenz daß diefes Haus 
die in den Staatsausgaben ſchon eingetretene Abnahme mit Befriedigung 
ewahrt und die Zuverficht beat, daR jene ferneren Reduftionen, weldye der 
ünftige Stand der Dinge geftatten dürfte, ebenfall$ eintreten werden“ and 
vom Haufe mit 367 gegen 65 Stimmen, alfo einer Majorität von 302 
Stimmen angenommen. 

13. „ Lord Palmerſton antwortet auf eine Anterpellation, daß die Regierung 
nicht wife, ob Franfreihd Amerifa jeine Vermittlung anzubieten beab— 
fihtige, England aber babe feinerfeits noch nicht die Abficht einer Ber: 
mittlung. 

20, „ England verweigert die von feinem Bevollmächtigten in Merico mit 
Juarez abgefchloffenen Uebereinfunft bezüglich Befriedigung feiner Anfprüche 
aus Rüchſicht für Franfreih die Ratification. 


v„ „Wachſender Notbitand in den engliſchen Zabrifbezirfen in Folge bes 
Ausbleibens neuer Baummollfendungen aus den Sübdjtaaten der nordameri— 
kaniſchen Unton. 


14. Juli. Schluß des großen Breisfhießens ber freiwilligen in Wimbledon. 
Rede Palmerftons nah erfolgter Preisvertheilung: „. . . Fragt man 
uns, weshalb wir gerade jegt, wo ganz Guropa uns die Mufterzeug: 
niffe feines Gewerbfleißes zufandte, und wo Fremde aus allen Ländern 
zu uns gereift kommen, um die allgemeine Nusftellung friebeatbmender 
Kunftprodufte zu befichtigen, fie mit Büchfengefnatter und Kanonenfalven 
begrüßen, jo Fönnen wir darauf antworten: ber Grund ſei einfady ber, 
weil wir uns am liebſten geben wie wir find, nicht für mehr, aber auch 
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nicht für weniger. Die Freiwilligenbewegung ift nicht dazu beftimmt, 
irgend Jemanden zu bedroben, fondern foll lediglich unferer Selbſtverthei— 
dinung dienen, und es lag nicht in unferer Abfiht, dem Auslande aus 
dem jährlichen Wettkampfe unſerer QTüchtigfeit ein Geheimniß zu maden. 
Nichts — glauben Sie es mir — träyt zum Frieden, befien Aufrechthal: 
tung das Beftreben jedes vernünftigen Mannes ift, mebr bei, als dieſe 
in Zeiten des Friedens rubigen Bewelfe von der Bertbeidigungsfraft des 
Landes. Es gebt mit Nationen wie mit Individuen: wirfliche und dauernde 
Freundichaft muß auf gegenfeitige Achtung gegründet fein. Große Nationen 
aber achten und rejpectiren einander nur dann, wenn fie überzeugt find, 
daß fie beide gleich gut vorbereitet find, ihre Nechte zu wahren und gegen 
jeden Angriff zu vertheidigen.* j 


19. Juli. Lord Palmerfton lehnt im Unterhaufe die Anregung einer Vermittlung 
in Norbamerifa neuerdings ab, die Wahl des geeigneten Zeitpunftes 
biezu müſſe der Regierung überlafien bleiben. 


23. „ Handelsvertrag zwifhen England und Belgien. 


8 „ Lord Rufiel beantwortet eine norbamerifanifhe Depeihe vom 
25. Mai in ziemlich altem Tone dahin, daß England ſich auch fernerhin 
neutral verhalten werde, fpricht aber den lebhaften Wunjh aus, daß ber 
Bürgerkrieg fein Ende finden möge. 


7. Aug. Schluß der Parlamentsfeijjion. Prorogationsrebe: 


. . .. Der Bürgerkrieg, der jeit längerer Zeit unter den Staaten ber 
norbamerifanijden Union wüthet, dauert leider mit ungebrochener 
Kraft fort, und feine Leiden find nicht auf den amerifanifchen Gontinent 
beſchränkt geblieben. 3. Maj. aber war von Anfang entſchloſſen geweſen, 
fih an diefem Kampfe nicht zu betheiligen, und bat auch feinen Grund 
geſehen, weshalb fie dieſe ftreng feitachaltene Neutralität hätte aufgeben 
jollen. In einigen Grenzprovinzen des türfijhen Reiches haben Ruhe— 
ftörungen fattgefunden, und 3. Maj. bat ihren Gefandten in Konftantis 
nopel angewieſen, einer von den Repräfentanten ber am Pariſer Tractate 
von 1856 betheiligten Mächte in biefer Stadt zu baltenden Gonferenz bei: 
zuwohnen. J. Maj. vertraut, daß die in diefer Gonferenz zu behandelnden 
Kragen in einer der Tractatsverpflichtungen der Alliirten, ben billigen 
Rechten des Sultans und der Wohlfahrt der hriftlichen Unterthanen feiner 
Reiche entfprechenden Weife werben behandelt werden. 9. Maj. Streitkräfte 
in China, gemeinfam mit benen bes Kaifers der Franzofen, find vor 
furzem in Mitwirfung mit ben Truppen bes Kaifers von China gebraudt 
worben, um einige der Hauptfige des britifchen Handels in China vor den 
ſchädlichen Einflüffen des große Landftriche diefes weiten Reiches verwüften: 
ben Bürgerfrieges zu ſchützen. ...“ 


10. Eept. Berlobung des Prinzen von Wales mit der Prinzeffin Alerandra von 
Dänemark auf Schloß Läfen. 


. „  Borfchläge Englands an Dänemark behufs einer endlichen Löfung 
der fchleswig = holftein’schen Frage. 

Depeihe Lord Nuffells an den englifhen Gefandten in 
Kopenhagen: „...Der erfte diefer Gegenftände bezieht fi) auf die Frage: 
ob in Holftein oder Lauenburg ohne ausbrüdliche Genehmigung der 
Stände bdiefer Herzogtbiimer Steuern eingeführt werden ober Geſetze in 
Kraft treten können, Diefe Frage ift durch die verneinende Entſcheidung des 
deutihen Bundes, deſſen Mitglieder bie Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
find, erledigt. Eine andere Frage, bie nicht weiter zu erörtern nötbig ift, 
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ift die Berfaffung von 1855. Es iſt Mar, daß eine Berfaflung, 
möge fie nad der Anficht der Glieder des Königreichs oder nach der ber 
Herzogthümer gut oder ſchlecht fein, doc feine Kraft in Holftein, Yauenburg 
und Schleswig bat, dba die Herzogtbümer fie nicht angenommen Haben. 
Ebenjowenig iſt es nöthig, die Rechte Dänemarfs binfidtlih feines 
Reichsraths zu erörtern. Es ift ganz Mar, daß Dänemark ohne die Ge— 
nehmigung Holftems, Lauenburgs und Scleswigs ſich ſelbſt Gefege geben, 
und Steuern, die von feinem eigenen Volk zu erbeben find, auflegen Fan. 

„Es bleiben nod zwei Fragen von großer Wichtigkeit. Die 
erſte betrifft das Herzogthum Schleswig, die zweite die Geſammtſtaatsverfaſ— 
fung. Schleswig war chemals in einer ganz anomalen Stellung. Obgleich 
bem beutihen Bund nicht angehörig, war es doch mit Holftein, das einen 
Theil diefes Bundes ausmachte, verbunden. Spätere Anordnungen haben dieſe 
unzwedmäßige Verbindung gelöst, und Echleswig ift jegt nur mit Holftein 
in nichtpolitiichen Beziehungen , weldye beide gemeinfchaftlich berühren, wer: 
bunden. Nichtsdejtoweniger beitehen Beziehungen zwiſchen Deutihland und 
Dänemark binfichtlid Schleswigs , welde Anlap zu ben gegenwärtigen 
Streitigkeiten gegeben haben. Die von Dänemark eingegaugene Ehren: 
verpflidtung gegen eh als folche dem deutichen Bunde vom König 
von Dänemark im Jahr 1852 mitgetbeilt, betrifft bauptiählic zwei Punkte: 
ber erjte derjelben iſt das königliche Verſprechen, daß Schleswig Dänemarf 
nicht einverleibt werden fol; der zweite ift wefentlih eine Verpflichtung, 
daß die Deutihen in Schleswig auf gleihem Fuß mit Perfonen däniſcher 
oder anderer Nationalität behandelt werden follen. Die Beichwerden, welche 
Deutihland als BVerlegungen dieſer Verſprechungen erhebt, find in der 
neuen preußiichen Note vom 22. Auguft zufammengefaßt: „Die ſyſtematiſche 
Zerftörung nationaler und nachbarlicher Anhänglichkeit zwiſchen Schleswig 
und Holjtein, die VBernadläffigung der Beftimmungen, die Univerfität Kiel 
betreffend, die Neberfüllung des Herzogthums Schleswig mit däniihen Ber: 
waltungsbeamten, däniſcher Geiftlichkeit in Kirche und Schule, ber ganze 
Geift der Verwaltung in dieſem Herzogtbum, endlich die Verlegung aller 
beftehenden und praftifchen Beziehungen bei der Aufrechthaltung des Sprach— 
edicts find Thatſachen, die notoriſch öffentlich find, uud deren Beweis im 
Jedermanns Händen if.“ Es würde für alle praftifchen Zwede vergeblich 
fein, eine befländige Oberauffiht durch Deutfchland bei der Ernennung von 
dänischen Beamten zu Eivilimtern in Schleswig oder der Verwaltung in 
Kirhe und Schule von däniſchen Geiftlihen zu verfudhen. Solde Ober: 
aufjiht würde zu beftänbiger Erneuerung von Streitigkeiten und einem 
fortwährenden Uebelwollen führen. Die bejte Art, dieſe Uebel für die 
Gegenwart zu beilen und zukünftigen VBeichwerden zuvorzufommen, ift 
Schleswig eine vollffändige Selbftftändigfeit zu gewähren, dem 
ſchleswigſchen Landtag zu erlauben, frei zu verhandeln und unabhängig 
zu beſchließen über Fragen, welche die Univerfität, die Kirchen und Schulen 
bes Landes berühren, über bie Sprache, welche gebraudt wird, wo bie 
dänische Bevölferung die Oberhand hat, wo die Deutfchen überwiegen, unb 
wo die Stämme gemifcht find. 

„Zulegt komme ich zur Berfaffungsfrage, ber verwideltften unb 
verwirrteften aller biefer Streitfragen. Verträge, Protofolle und Depelchen 
geben uns wenig Licht über diefen Gegenftand, und die matten Strahlen, 
welche fie gewäbren, bringen uns vielmehr vom rechten Weg ab. Denn was 
könnte zerftörender fein für alle Vereinigung, alle Wirkfamfeit, alle Kraft, 
und wahrlih alle Unabhängigkeit, denn als abfolute Regel aufzuftellen, 
baß fein Gefeß als durchgegangen und fein Budget als angenommen zu 
betrachten, wenn es nicht von vier Ständeverfammlungen der Monarchie 
übereinftimmend angenommen. Was würde Defterreih jagen, wenn von 
ihm verlangt würde, eine Verfaffung zu acceptiren, welche bie Thätigkeit 


England, 237 


des Reihsratbs zu Wien bemmte, fo lange nicht befondere Stände in 
Ungarn, Galizien und Venetien dasjelbe Gejeß angenommen ober basjelbe 
Budget genehmigt bätten? Wie würde fih Preußen jelbft benehmen bei 
einem unbebingten Beto, das den Ständen Polens bei den Verbandlungen 
feines Parlaments gegeben wäre? Wenn eine foldhe Berfaffung zu einem 
baldigen und entfcheidenden Bruch führen muß, fo wollen wir betrachten, 
ob jeder Theil nicht feine volle unabhängige Bewegung haben fünnte, ohne 
die Räder der ganzen Mafchine zu hemmen. Wenn 3. B. angenommen 
wäre, daß die für die Kriegsflotte geforderten Summen mit 90 aufzuftellen 
jein, von denen Dänemark 60 und die andern Staaten 30 zu liefern 
bitten, jo kann Dänemark jeinen Beitrag von 60 unabhängig von dem 
Botum der andern drei Staaten votiren und verwenden. Nur ein Eins 
wand, weldher Beachtung verdient, kann gegen biefen Vorſchlag gemacht 
werden. Wenn den 1,600,000 Einwehnern Dänemarfs aufgegeben würde 
bie Armee und Flotte zu bezahlen, und die 50,000 Lauenburgs wollten 
einen Theil des für diefe Zwecke Bewilligten ablehnen, jo würde bies als 
eine Bedrüdung von den Bewohnern des Königreichs, verglichen mit ber 
Etellung von des König: Herzogs Unteribanen in Lauenburg empfunden 
werten. Das Heilmittel für diefe Unzuträglichfeit ift gefunden worden in 
einem Vorſchlag für cin Normalbudget, welches unabhängig von ber 
Genehmigung des Reichsraths und der Stände Holjtein » Lauenburgs und 
Schleswigs aufgeftelt wird. Es ijt einleuchtend, daß die Regierung eines 
unabhängigen Königreihs wie Dänemark für die Aufrechthaltung diejer 
Unabhängigkeit einen gewiflen Ausgabebetrag für die Givillifte des Souve— 
rang, den biplomatiihen Dienſt, die Armee und bie Flotte des Etaats 
fordern muß. Dies mag jo ſparſam wie möglich auf den niedrigſten Grad, 
den die Föniglihe Würde verlangt, auf die einfachſte Einrichtung in tiefem 
Frieden berednet jein. Jene Summe foll von den vier repräfentativen 
Körpern verlangt werden können. Ihre Vertheilung mag einem Staats: 
ratb, zu zwei Dritten aus Dänen und einem Drittel aus Deutfchen bes 
ftebend,, anvertraut werden. Die Abjtimmungen diefer Verſammlung jollen 
öffentlich fein, und die Rechnungsablage jährlich veröffentlicht werden. Das 
Normalbudget wird im Ganzen für zehn Jahre bewilligt; die Verthei— 
lung ber Ausgaben jährlich beſtimmt. Außerordentliche Aus— 
gaben, die ben Betrag des Normalbudgets Hberjchreiten, find frei vom 
Königreich und von den drei Herzogtbümern, von jedem für fih, zu 
votiren. 

„Die Vorfchläge, die ich gemacht babe, mögen in wenigen Worten zus 
fammengefaßt werden: 1) Holftein und Lauenburg follen alles haben, was 
der beutfche Bund für fie fordert; 2) Schleswig joll die Macht haben, fi 
ſelbſt zu regieren und nicht im Reichsrath vertreten zu fein; 3) ein Normal: 
budget joll von Dänemark, Holftein, Lauenburg und Schleswig genehmigt 
fein; 4) außerordentlihe Ausgaben follen vom Reichstath und von bem 
geforderten Ständeverfammlungen Holfteins, Lauenburgs und Schleswigs 
genehmigt werden. . . .“ j 


1, Oct. Lord Rufjell beharrt troß der Vorftellungen des däniſchen Gefandten, 
daß ein Eingehen Dänemarks auf feine Vorſchläge vom 24. September 
einer Zerftüdelung der dänischen Monarchie gleich kämen, im einer neuen 
Depeſche nah Kopenhagen auf feiner Anfchauung. 

» „ Garibaldi-Meetings in London und andern Städten Englands, 
Schlägereien mit den kath. Irländern. Unruhen in Birkenhead. 

a = England dringt bei der franz. Regierung neuerdings darauf, ber 
Dceupation Roms ein Ende zu machen und „Rom den Römern 
zu überlafjen.” 
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Dep. Drouyns deLhuys andbenfranz. Gejandteninkondon: 
„... Lord Ruffell beginnt damit zu verfichern, daß er auf unfere Entſchlüſſe kei— 
nerlei Drud ausüben will, und gibt feinem Schritte feinen andern Gharafter ale 
den eines ernften Meinungsaustaufches. Er gefteht zu, daß das Völkerrecht 
einige Ausnahmen von der Regel zuläßt, nad) welder jebes Volk der beite 
Richter der ihm pafjenden Negierungsform ifl. Trotz defien jpricht er die Anficht 
aus, daß der Augenblid gefommen fei, der franzöſiſchen Intervention ein 
Ende zu machen. Obgleich er dem erhabenen Gefichtspunfte Gerechtigkeit 
wiberfahren läßt, welcher den Kaifer beftimmt bat, den Papft mit Stalien 
zu verfühnen, theilt er die Hoffnung nidyt, weldhe Se. Maj. daran Tnüpft, 
und er betrachtet e8 als eine eben fo billige als praftijche Löfung, von jetzt 
ab Rom den Römern zu überlajjen.“ 


— Nov. Wachſende North der Arbeiterbevölferung in Lancafbire., 


9. 


13. 


20. 


Der Prinz v. Wales ift mit diefem Tage 21 Jahre alt und damit groß: 
ährig. 


„ England Tehnt den Antrag Frankreichs auf eine gemeinjame 
Vermittlung in Nordamerifa (f. Frankr. 30. Oct.) ab, da 
„in dem gegenwärtigen Augenblid fein Grund zu der Hoffnung 
vorhanden fei, daß die Umionsregierung den Vorſchlag annehmen 
werde.“ 


„ Antwort Lord Ruſſels auf die däniſche Depeſche v. 15. Oct., 
durd welche Dänemark die Rathſchläge Englands v. 24. Sept. 
entfchieden ablehnte (f. Dänemark): 


„ . . . Ich bin überzeugt, daß die dänische Regierung die Uebel ihrer 
gegenwärtigen Lage nicht zur Genüge erwogen und daß Ne jih die Folgen, 
die ihres Erachtens aus der Annahme des von J. Maj. Regierung empfob- 
lenen Abkommens entjpringen würden, in übertriebener Weiſe ausmalt.... 
Wir fommen nun zu der ſchleswig'ſchen Frage, dem eigentlichen Hin: 
bernijje eines endgiltigen und ordentliben Abkommens. Auch in Bezug auf 
biefen Gegenftand find Ihrer Majeſtät Regierung und die dänifche Regierung 
binfichtlich der allgemeinen Grundjäge jo ziemlich einverjtanden. Herr Hal 
ftellt die beiden Hauptartifel der von dem Könige. von Dänemark abgegebenen 
Erklärungen nicht in Abrede, durch welche er der Sade nah jeinem Wolfe 
von Schleswig verfiherte, es jolle nicht Dänemark einverleibt werden, und 
feine ſchleswig'ſchen Unterthanen deutjcher Abftammung follten auf gleichen 
Fuß mit denen däniſcher Abjtammung geftellt werden. Herr Hall, jage ich, 
läugnet weder das Vorhandenſein noch die Giltigfeit dieſer Berjpredungen, 
behauptet aber, daß fie erfüllt worden feien. Seine Worte lauten folgender: 
maßen: „Die damals von dem Könige in Bezug auf das Herzogtbum Schles— 
wig freiwillig ausgedrüdten Abfichten und die von ihm eingegangene Ebren- 
pflidyt, um mich des Ausdruds Lord NRufjell’s zu bedienen, wurden von ibm 
jofort gewifjenhaft erfüllt.“ Die Frage verwandelt fih mithin in eine faf- 
tifche. Das Berliner Gabinet und die Deutſchen im allgemeinen baben be— 
bauptet, daß dieſe Verbindlichkeiten nicht erpüllt worden find. Bor einiger 
Zeit ward ein mit dem Lande und mit der Sprache vertrauter britifcher 
Agent nah Schleswig geihidt, um ſich darüber zu vergewifiern, auf welcher 
Seite die Wahrheit liege. Eein fehr ausführlicher und jehr glaubwürdig 
ſcheinender Bericht lautete dabin, daß die Bewohner Schleswigs nicht 
wünfchten, den Herrn zu wechſeln, und daß fie loyal gegen die Krone Dä- 
nemarfs feien, daß aber an vielen Orten die deutjhen Bewohner darüber 
Magten, daß der Gotteedienft in dänischer Sprache abgehalten werde; daß 
fie ihre Kinder in Schulen jchiden müßten, wo ber Unterricht in däniſcher 
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Sprache eribeilt werde, und daß, ehe ihre Kinder confirmirt werben Fönnten, 
fie eine Prüfung in der däniſchen Sprache beftchen müßten. Als ich der 
dänischen Regierung diefe Beichwerden berichtete, erwiederte fie, die Eltern 
fönnten ®rivarlehrer annehmen und die Kinder Fönnten in deutſcher Sprache 
eraminirt werden, wenngleich die Prüfung in dänifcher Sprade ftattfinden 
müjle. Dieſe Antworten jchienen der Regierung Ihrer Majeftät ungenügend 
und illuſoriſch. Unter anderen Fällen erwähnte ih auf Grund erhaltener 
Nachrichten, daß es den Bewohnern Schleswigs nicht geftattet jei, eine Pe: 
tition mit mebr als drei Namensunterfchriften zu unterzeichnen, und daß 
die im vollſten Make in Dänemark beſtehende Preßfreiheit im Schleswig 
verpönt fei. ALS diefe Beihränkungen dem dänijchen Geſandten in London 
gegenüber erwähnt wurden, läugnete er die Wahrheit der Behauptungen 
nicht ab, ſuchte fie aber dadurch zu rechtfertigen, daß er die Notbwendigfeit 
bervorbob, der aggreſſiven deutſchen Agitation entgegen zu arbeiten. Es 
war meine Pflicht, der däniſchen Regierung zu wiederholten Malen den 
Rath zu ertheilen, daß fie den Beſchwerden Schleswigs abhelfen, ſämmt— 
liche darauf bezügliche Berfprehungen des Königs in ihrem ganzen Um— 
fange erfüllen und jo einer deutfchen Jutervention jeden Vorwand nehmen möge. 

„Bei diefen Vorfielungen bat 3. Maj. Regierung in Uebereinjtim- 
mung mit den Regierungen Frankreichs und Ruplands ge: 
handelt; aber dieje drei mächtigen und befreundeten Regierungen baben ges 
jeben, wie ihre Rathſchläge vernadläffint und die Bebrüdungen und 
Ungfeichbeiten, über welche man ſich beichwerte, nur wenig gemilbert 
wurden. Es ift daher nöthig geworden, ein anderes Verfahren in Erwägung 
zu ziehen und fih dafür zu enticeiden. Unter jo bewandten Umſtänden 
lafien fi verfchiedene Wege einjchlagen. 

1. Man könnte den gegentwärtigen Zuftand der Unbebaglichkeit und ber 
Gefahr jo lange fortdauern laſſen, bis er mit einer gewaltjamen Erplofion 
endiat. 

2. Man Fönnte eine gemeinfame Verfaffung annehmen, in welcher das 
beutfche Element mehr Gewicht haben würde, als ihm bie bloße Kopfzahl 
verliehe. 

3. Man könnte Schleswig in zwei Theile theilen, von denen der eine 
deutſch und enge mit Holſtein verbunden, der andere hingegen däniſch und 
Danemark einverleibt wäre. 

4. Man fünnte einen fi auf die von mir vorgefchlagene Bafis ftügenden 
Plan annehmen. 

„Der letzte diefer Auswege fcheint der Regierung I. Maj. am günitigiten 
für die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu fein und deshalb aud 
am meiften im Einflang mit dem Londoner VBertrage zu fleben. Herr Hall 
erweift der Regierung 3. Maj. Gerechtigkeit, wenn er jagt, er glaube nicht, 
daß ich den Gefühlen der Sumpathie und des aufrichtigen Intereſſes, welches 
ich tet für Dänemark ausgebrücdt babe, untreu werden oder mid in Wider: 
ſpruch mit denfelben feßen werde. J. Maj. Regierung tft jedoch verpflichtet, 
bei Erwägung der Lage Dänemarks fich nicht durch jene Leidenichaften beein: 
Auffen zu laflen, melde im Laufe einer langen GStreitfrage bei allen Bethei— 
ligten wach geworden jein mögen. Auch fteht J. Maj. Reglerung in ihrer 
Anficht Über diefe Dinge nicht vereinzelt da; denn Rußland theilt die An: 
fihten Großbrittanniens, und Frankreich glaubt, daß fie die ernſteſte Be: 
achtung verdienen, J. Maj. Negierung kann daher nur die Hoffnung aus— 
brüden, daß man felbft innritten der Stürme des Streites auf die Etimme 
unparteiifcher freunde hören und daß diefer Tange und bittere Hader endlich 
in einer Weife beendigt werden möge, die mit der Ehre aller betheiligten 
Parteien verträglich und für ihr Intereſſe erſprießlich ift. . . .“ 


HD. Nov. Agitation in Griehenland für den Prinzen Alfred als zus 
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künftigen König. Unterhandlungen zwiſchen den Großmächten: 
England ift bereit, auf die Candidatur bes Prinzen zu verzichten, 
wofern Rußland feinerfeits auf diejenige des Herzogs dv. Leuchten: 
berg verzichte. 


— Dec. Großartige Privatunterftügung der Arbeiterbevölferung in Lancafbire. 


4, 


10. 


„ Die Schugmädte Griechenlands verftändigen fih Darüber, 
an den Verträgen von 1830 und 1832, fo weit diefelben die Dy— 
naftien derfelben gleihmäßig vom griedifchen Throne ausfchliegen, 
feftzubalten. 

„ Die englifhe Regierung zeigt der proviforifhen Regierung 
Sriehenlands an, daß fie unter gewifjen Bedingungen geneigi 
fei, den Mächten, welche das Protokoll von 1815 unterzeichnet 
haben, die Einverleibung der Jonifhen Inſeln in das 
Königreih Griechenland vorzufhlagen. 


Ionifche Infeln. 


4, April. Eine Adreſſe der gejepgebenden Berfammlung ber Jo: 


nifhen Inſeln an den Lord-Obercommiſſär verlangt aufs meue 
die Vereinigung mit dem Königreich Griechenland : 
„. +. Die Berfammlung muß in der erftien regelmäßigen Sefllon bes 


zwölften Parlamentes wiederholen, daß das joniſche Volk keine Hoffnung auf 


Berbejlerung feiner beflagenswerthen Lage hegen kann, jo lange ed von bem 
befreiten Theile der Nation getrennt ift, von jenem Gentrum, dejjen Nicht: 
vorhandenjein im Jahre 1815 das britifche Proteftorat bervorrief und auf 
das die Jonier unter allen Umjtänden jtets ihren Blid wenden werben. 
Ercellenz, das jonifche Volk hat feinen unmanbelbaren Willen zu Gunſten 
ber Vereinigung ber fieben Inſeln mit dem freien Griechenland wieberbolt 
und bejtändig erklärt. Die einmüthige Erklärung der jonifhen Berfammlung 
vom 15. Jan. 1859 ward J. Maj., der erlaucdten Herrſcherin von Eng: 
land, amtlid übermittelt, damit fie ben übrigen europäifchen Mächten mit: 
getheilt werde. Die Vertreter des jonischen Parlamentes werden daher alle 
gejeglihen Mittel aufbieten, um bdiefen unwandelbaren Wunfh des Boltes 
zu Gunjten feiner nationalen Wiederherjtelung zu verwirklihen. Die Ber: 
treter diejes bellenischen Bolfes find überzeugt, daß das chriftlide Europa 
auf die Stimme der Gerechtigkeit hören und fih nad Kräften dafür be— 
müben wird, dap nicht nur die fieben Inſeln, fondern alle griehifchen Lande 
ihre nationale Unabhängigkeit und politifhe Wiedervereinigung erlangen. 
Nur dieß kann den Uebeln abhelfen, von welchen Angefichts der zivilifirten 
Welt unfer Volksſtamm, der erfte, welcher die europäifche Giviltfation ans 
bahnte, an deren Fortbau er wieder mitarbeiten will, jo lange heimgefucht 
worden iſt.“ 

Der Lord Dberco mmijfär Ichnt das Begehren des Joniſchen Parla— 
ments rund ab, erinnert es an bie früher ertheilte entjcheidende verneinende 
Antwort der Königin und meint fchließlich „es würde daher gut fein, wenn 
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bie gejeßgebende VBerfammlung fich ber wahren Aufgabe nüßlicher Geſetzge⸗ 
bung widmen und eine Frage ruhen laſſen wollte, die als durch bie einzige 
fompetente Autorität erledigt zu betrachten it“. 

2. April. Die gefeßgebende Berfammlung beichließt durch Vermittlung des Xorb- 
Oberfommiffärd an die Königin von England einen Proteft zu richten, 
egen die Art und Weije, wie die Regierung der Berfaffung zuwider ohne 

willigung der gefeßgebenden Berfammlung die finanziellen Hülfsmittel 
des Landes zu Feitungsbauten u. dgl. verwende, 


10. Mai. Der Lord:Obercommifjär verweigert bie Annahme biejes Proteftes. 

3. „ bie gefeßgebende Verſammlung befchlieht ihre Erflärung v. 27. Jan. 
1859 für Bereinigung mit dem Königr. Griechenland zu erneuern unb 
diefelbe fowohl an die Königin von England ald an bie übrigen europ. 
Gropmädte und Stalien zu richten. 

%. „ Der Lord:DObercommifjär verweigert die Aunahme ber Erflärung ,-ins 
dem er die Verjammlung auf die Antwort der Königin von 1859, „daß fie durch 
ben Parifer Vertrag mit der ausichließlichen Protektion des Joniſchen Staa- 
te8 betraut und demgemäß das einzige Organ dieſes Staates ben Gabinetten 
Europas gegenüber in feiner Weile darein willigen fönnte, ein Begehren 
ae Art an eine andere Macht zu adrefliren und noch weniger abreffiren 
zu laſſen“. 

4. „ Die gefegebende Berfammlung bejchließt in Folge diefer Weigerung eine 
Beſchwerde gegen ben Lord:Obercommifjär wegen offenbarer Verlegung ber 
beftebenden Verfaſſung zu richten. 
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4. Srankreid. 


1. Jan. Neujahrsempfang in den Zuilerien. Farblofe Antwort des Kaifers. 


Ki, 


„ Die Taiferl. Regierung macht nod einmal einen Verſuch, den 
römifhen Hof zu einer Transaction mit Italien zu vermögen. 


„Depeſche Thouvenels an den franzdfiiden Gefandten 
Zavallette in Rom: „Wenn ich glaubte, Ihre erften Berichte abwarten 
zu müffen, um Ihnen Snftruftionen zur Vervollftändigung derer zufommen 
zu lafien, die Ihnen vor Ihrer Abreife mündlich ertheilt worden find, fo if 
nun der Augenblid gefommen, Ihnen die Jdeen der Regierung des Kaiſere 
über die gegenfeitige Lage des päpftlihen Stubles und Italiens im ibrer 
Gefammtheit anzugeben. Die Intereſſen Frankreichs. find zu tief durch ben 
Antagonismus der zwei Angelegenheiten betroffen, bie feine religiöfen unb 
politifchen Veberlieferungen in gleich hohem Grabe feinen Sympathieen an: 
empfehlen, als daß es auf unbeſtimmte Zeit die VBerantwortlichfeit eines 
Beiden jo nachtheiligen Status quo hinnehmen und auf die Hoffnung ver: 
zichten könnte, einer Verſtändigung die Bahn zu eröffnen. 

„Die Faiferlihe Regierung bat nicht aufs Neue ihr Bedauern über die 
im Laufe des Jahres 1861 in Stalien ftattgefundenen Ereigniſſe auszu: 
brüden, die dem heiligen Vater lebhaften und gerechten Schmerz verurfachen 
mußten. Der natürlihe Gang der menfhlihen Dinge veranlaft bdiefelbe 
jedoch, früher oder fpäter aus dem Bereich ber Gefühle in den der Vernunft 
überzugeben, und bie Politik fieht fich endlich genöthigt, fie unter dem leg: 
teren Gefihtspunfte aufzufajjen. Die Frage, wie fie heute liegt, ift alfo die, 
zu wifjen, ob die päpftlihe Regierung fernerbin noch zur Regelung ibrer 
Beziehungen mit dem auf der Halbinfel neubegründeten Regime jene Un: 
beugfamfeit an den Tag zu legen gedenkt, welche die erfte ibrer Pflichten, 
jo wie das unbeftrittenjte ihrer Rechte in Sachen des Dogma’s ift, oder ob 
fie, was auch fonft ihre Anficht über die in Italien bewerkftelligte Umge— 
ftaltung fein mag, die Nothwendigkeiten binzunehmen fich entichließt, welde 
aus dieſer wichtigen Thatjache fich ergeben. 

„Bei der Anerkennung des Königreichs Staltens bat die Faiferl. Regie: 
rung in der Weberzeugung gehandelt, daß die Vorausjegung einer Wieder: 
berjtellung des früheren Auflandee nicht mehr zu verwictfiden fei, und es 
haben, abgejehen von den Mächten, welde das Symbol ihres Glaubens 
nicht mehr bei dem päpſtlichen Stuhle fuchen, die auf einander folgenden 
Entſchlüſſe Portugals, Belgiens und Brafiliens gewiß bdiefelbe Bedeutung. 
Unter den Fatholifhen Monarchieen haben alſo nur drei fih der Wieder 
aufnahme der offiziellen Beziehungen mit dem Hofe von Turin enthalten, 
Defterreih, Spanien und Baiern, und wir dürfen wohl vorausjeßen, daß 
die bejondere Lage diefer Mächte, gegenüber ben vertriebenen Souveränen 
von Neapel, Parma, Toskana und Modena, einen großen Einfluß auf ibr 
Auftreten ausgeübt habe, 
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„Uebrigens benft fein Kabinet daran, mit Gewalt gegen bie nunmehr 
in der Halbinfel. eingeführte Ordnung der Dinge einfcreiten zu wollen. 
Offen ausgeſprochen oder ſtillſchweigend angenommen, ift das Princip der 
Nıht: Intervention der Schirm des europäijhen Friedens 
geworben, und ber römiſche Hof erwartet gewiß nicht von einer fremben 
Hülfe die Mittel zur Wicdereroberung feiner verlorenen Provinzen, 

„Ich gebe noch weiter; ich kann nicht glauben, daß er jemals einwilligen 
ſollte, in einem Intereſſe, deſſen Erfolg zum Mindeften zweifelhaft wäre, 
eine der furchtbarſten Kataftropben, deren die Gefchichte gedenkt, 
berauf zu beihwören. Gebieten nicht vielmehr die Lehren der Erfahrung 
im Bereine mit Erwägungen, die am meiften geeignet find, den römischen 
Hof zu berühren, von nun an, ohne dag man auf feine Rechte Verzicht 
leiftet, fi zu thatſächlichen Transactionen herbeizulaſſen, welche bie Ruhe 
der katholiſchen Welt wieder berftellen, bie Weberlieferungen des Papftthums, 
das jo lange Jtalien mit feinem Schilde gebedt bat, wieder anknüpfen und 
an die meuen Geſchicke einer Nation binden würden, die jo graufam heim: 
gejucht worden und nad jo vielen Jahrhunderten fich endlich wieder zurüd: 
gegeben worden iſt? 

„Ih maße mir nicht an, mich bier in Grörterungen über die Art einer 
2öfung eimzulaffen. Es genügt die Bemerkung, daß die Faiferliche Regie: 
rung in diefer Beziehung fich vollftommene Freiheit des Urtheild und bes 
Handels bewahrt bat, und daß alles, was wir jegt zu furhen haben, darin 
beftebt, ob wir die Hoffnung nähren oder aufgeben müfjen, daß der römifche 
Stuhl, unter Berüdjihtigung der vollzogenen Thatjadhen, fi 
zur Prüfung einer Gombination bereit erflärt, welche dem Papfte bie blei— 
benden Bedingungen einer zur Ausübung feiner Macht nötbigen Würde, 
Sicherheit und Unabhängigkeit gewährletften würde. Hat man fich einmal 
auf diefe dee eingelafien, fo werden wir unfere aufrichtigften und nach: 
drüdlichiten Bemühungen aufbieten, damit in Qurin der Berföhnungsplan 
angenommen werde, defjen Grundlagen wir mit der Regierung Sr. Heilig: 
teit legen würden. 

„Stalien und das Papſtthum würden fi dann nicht mehr in feindlichen 
Lagern entgegenfteben; fie würden beide ihre natürlihen Beziehungen 
wieder aufnehmen und, Danf den durch dad Wort Frankreichs garantirten 
Ehrenverpfligtungen, würde Rom nötbhigenfalls gerade ba, woher ihm jetzt 
die meifte Gefabr zu drohen fcheint, eine nothwendige Stüge finden. 

„Ein ſolches Ergebniß würde, wie wir deſſen überzeugt find, von ber 
ganzen Fatholiihen Welt mit Genugthuung und Dankbarkeit aufgenommen 
werden, und ich glaube eine Pflicht zu erfüllen, indem ich Sie erjuche, im 
Geifte diefer Depeſche fi, jo wie fi nur eine Gelegenheit dazu barbietet, 
bei dem Gardinal Antonelli und dem heiligen Vater felber ausſprechen zu 
wollen,” 


12, Jan. Durch kaiſerl. Decret wird Marſchall Magnan ben franzöſiſchen Frei: 
maurern auf 3 Jahre zum Großmeifter octroyirt. 


8% „ Rom antwortet auf die Vorſchläge der franz. Regierung v. 11. Januar 
nochmals und definitiv ablehnend (j. unten Rom). 


0. „ Bericht des Finanzminifters Fould über die Finanzlage des Reichs und 
Vorſchläge zur Ausgleihung des Deficits. 


4 „ Der Kaifer empfängt den vom Papfte nach längerer Vacanz endlich wieber 
am Hofe der Tuilerien beglaubigten Nuntins Migr. Chigi: „Seien Sie 
überzeugt, daß ich jederzeit meine Pflichten als Souverän mit meiner Er: 
gebenheit für den Papft zu vereinigen trachten werde“. Der Nuntius richtet 
naher an die Kaiferin fpeziell die guten Wünfche bes Bapftes. Die Kaiferin 
erwidert, fie fei ganz beionders gerührt durch diefen Beweis von Zuneigung 
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und bitte den Nuntius, bem Papfte die Gefühle ihrer Dankbarkeit 
Kenntniß zu bringen. 


27. Januar. Eröffnung der Kammern, Thronrede des Kaiſers: 


„Das Jahr, welches foeben zu Ende ging, bat trog gewiſſer Beforgı 
den Frieden fich befeftigen geſehen. Alle abjichtlich verbreiteten Gerüchte i 
eingebildete Anjprüche —* von ſelbſt vor der einfachen Wirklichkeit der W 
ſachen verſtummt. Meine Beziehungen zu den auswärtigen Mäd 
gereichen mir zur vollitändigften Befriedigung, und ber Bejuh mebr 
Herricher hat überdies dazu beigetragen, unfere Freundſchaftsbande emger 
zieben. Der König von Preußen bat bei feinem Bejuhe in Kranfr 
Gelegenheit gehabt, ji in Perſon ein Urtheil von unjerem Wunſche 
bilden, uns nod enger mit einer Regierung und einem Volke zu verbin! 
welche ruhigen und ficheren Fußes auf der Bahn des Fortſchrittes wand 
Ich babe das Königreih Jtalien mit der fejten Abficht anerfannt, tı 
tbeilnabmvolle und uneigennügige Ratbihläge zur Verſöhnung zweier | 
genfäge beizutragen, deren Widerftreit allenthalden die Gemüther und | 
wijjen beunrubigt. Der Bürgerkrieg, welcher in Amerifa wütbet, bat 
jere Hanbdelsintereffen ernftlih beeinträchtigt. So lange man jedoch 
Rechte der Neutralen achtet, müfjen wir uns auf den Wunſch bejchräni 
daß dieſe Zwiftigfeiten bald ihr Ende erreichen mögen. Unſere Niederlaflı 
in Cochinchina bat fi durd die Tapferkeit unferer Soldaten und € 
leute befeftigt. Die Spanier, welche fih an unferem Unternehmen bet! 
ligten, werben, wie ich boffe, in jenen Gegenden den Lobn für ihren ı 
thigen Beiftand finden. Die Anamiten feifien unferer Herrigaft nur ſch 
chen Widerftand, und wir würden mit Niemandem im Kampfe begri! 
jein, wenn nicht in Merico das Verfahren einer gewiljenlojen Regien 
uns genöthigt hätte, und mit Spanien und England zu vereinigen, 
unfere Landesangebörigen zu fohügen und Angriffen auf die Menſchlich 
und das Völkerrecht Einhalt zu thun. Es fann aus diefem Kampfe u 


‘ hervorgehen, was geeignet wäre, das Vertrauen in die Zufunft ab 


Ihwäden. 

„Vorurtbeilsfrei habe ich noch ganz befonders meine Aufmerkſamkeit 
bie Zuftände unferer Finanzen gerichtet. ... Diefe Ausgaben bat 
allen im ganzen Umfange ded Kaiſerreichs ausgeführten öffentlihen Bau 
einen fegenbringenden Anſtoß gegeben. Haben wir nicht gefehen, wie 
Etäbte I umgeftalteten, die Ländereien durch ben Fortſchritt des Aderbaı 
an Reichthum zunahmen und der auswärtige Handel von zwei Milliart 
600 Millionen auf 5 Milliarden 700 Millionen ftieg? Endlich find bu 
bie bloße Zunahme des allgemeinen Woblftandes die Staatseinfünfte ı 
mehrere Hundert Millionen gewachſen. Diefe Aufzählung zeigt ums | 
ganze Ausdehnung der finanziellen Hülfsmittel Franfreihe. Und denno 
was aud, immer der Urfprung ber Ausfälle gewefen fein mag, und jo I 
rechtigt auch die Ausgaben gewefen fein mögen, es war nichts deſto wenig 
Hug, fie nicht weiter zu vermehren. Zu diefem Zwecke habe ih dem Een 
ein radifales Mittel vorgefchlagen, weldyes dem gefeggebenden Körper ei 
größere Befugnig der Kontrole verleiht und ihn mehr und mehr mit mein 
Politif in Verbindung fegt. Aber diefe Maßregel war, wie man ſich lei 
davon überzeugen fann, keineswegs ein Austunftsmittel, um meine De 
antwortlichfeit zu vermindern. Sie war eine freiwillige und ernfte Refor 
welde uns zur Sparſamkeit nöthigen follte. Bei Verzichtleiſtung auf & 
Recht, in den Zwiſchenzeiten der Sefjionen Supplementar: und außerorden 
liche Kredite zu eröffnen, war es dennoch von Belang, fi die Befugn 
vorzubehalten, für unvorhergeſehene nothwendige Bedürfniſſe Vorkehrungt 
zu treffen. Das Syſtem der Ueberſchreibungen bietet die Mittel dazu ur 
gewährt den Vortheil, diefe Befugnig auf wahrhaft dringlihe und unun 
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gängliche Bedürfniſſe zu beſchränken. Die ſtrenge Anwendung dieſes neuen 
Syſtems wird uns darin unterſtützen, unſere Finanzverwaltung auf uner— 
ſchütterlichen Grundlagen aufzubauen. Ich erwarte von Ihrer Vaterlands— 
liebe und Ihrer Einſicht, daß Sie meine Bemühungen durch Ihren eifrigen 
Beiſtand unterſtützen werden. Das Budget wird Ihnen gleich nad Eröff: 
nung der Seſſion — werden. Nicht ohne Bedauern habe ich mich 
entſchloſſen, Ihnen die Umänderung mehrerer Steuern vorzuſchlagen: aber 
in Anbetracht des Steigens unſerer Einkünfte hege ich die Ueberzeugung, 
daß die Laſt nur eine vorübergehende fein wird, Sie werden Sich zuvör— 
derſt mit dem Gejegentwurfe beichäftigen, welder bie Auswechslung ber 
Kprocentigen Rentenjcheine betrifft, einem Gntwurfe, welcher den Zweck 
bat, während er im billiger Weife die Intereſſen des Schaßes mit denen fei: 
ner Gläubiger ausgleicht, die Verſchmelzung der Schuld vorzubereiten. 

„IH babe Ihnen, meine Herren, ben Etand ber Dinge aufrichtig aue: 
einander gefett. Sie wiffen, daß ich jedesmal, wo fidh bie Gelegenbeit zu 
einer nügliden Reform bot, entſchloſſen die Initiative ergriffen babe. 
Nichts deſto weniger werde ih die Grundlagen ber Berfaffung, 
welcher das Land bereits zehn Jahre der Ordnung und Wohlfahrt zu ver: 
danfen bat, unverfehrt aufrecht erhalten. Es ift mir nicht unbefannt, daß 
es das 2008 aller Derer ifl, welche die Macht in Händen haben, ihre reinften 
Abfichten durch ben Parteigeift verfannt und ihre löblichften Handlungen 
entftellt zu feben. Aber dies Geſchrei ift obnmädtig, wenn man das Ver: 
trauen der Nation befigt und nichts verfäumt, um basjelbe zu verdienen. 
Dies Gefühl, welches fih unter allen Umftänden Fund gibt, ift mein theuer: 
ter Lohn, und in ihm liegt meine größte Stärke Wenn unvorbergejebene 
Ereignifie, wie Theuerung der Lebensmittel und Stoden der Arbeit, eintre- 
ten, fo leidet das Volk; aber es macht mic, bei feiner Gerechtigkeit nicht 
für feine Leiden verantwortlich, weil es weiß, daß alle meine Gedanken, alle 
meine Handlungen ohne Unterlaß darauf gerichtet find, fein Loos zu ver: 
befiern und die Wohlfahrt Franfreich’8 zu vermehren. Täuſchen wir uns 
nicht über das, was uns zu vollbringen übrig bleibt. Wünfchen wir uns 
aber zu gleicher Zeit Glück dazu, daß wir zehn Jahre inmitten ber Ruhe 
einer zufriedenen Bevölkerung und inmitten der Eintracht der großen Staats: 
förper durchlebt haben. Laflen Sie uns bei unferer Aufgabe mit Ausdauer 
verharren und auf die Fürfehung vertrauen, welche ung ftets ſichtbare Zeichen 
ihres Schutzes gegeben hat“. 


9. Febr. Der gefeßgebende Körper genehmigt die von ber Regierung vorgefchla« 


19 


ve 


gene NRentenconverfion mit 226 gegen 19 Stimmen. 

» Die Regierung verlangt vom geleßgebenden Körper eine jährlihe Dotation 
von 50,000 Fr. für den Grafen v. Palikao. Die Einbringung ber Vor: 
lage wird von ber Berfammlung mit ungweibeutigem Widerwillen aufge- 
nommen. 


„ Vertrag v. Soledad zwifchen dem Präfidenten Juarez und ben Bevoll: 
mächtigten ber 3 Alliirten in Merico (j. Merico). 


» Die Regierung fheint nicht geneigt, dem frangöfifhen Epifcopat 
die Theilnahme an dem beabfichtigten Eoncil in Rom zu ges. 
ftatten: 


Note des Moniteur: „Die Faiferliche Negierung glaubte in Rom 
Aufflärung über den Brief des als Koncilpräfekten fungirenden Kardinals 
verlangen zu müffen, worin diefer alle Biſchöfe der Chriftenheit zur Ka— 
nonifationgfeier mehrerer Märtyrer nah Rom beruft. Diefe Aufflärung 
war um fo nothwendiger geworben, als das inberufungsfchreiben, ohne 
vorher der Regierung mitgetheilt worden zu fein, in Frankreich veröffent 
lit worden war. Kardinal Antonelli bat geantwortet, daß das an bie 


Bifchöfe gerichtete Schreiben nur eine wohlmollende, ın feiner Weiſe obliga- 
torifche Einladung zu einer rein religiöfen Feſtlichkeit ſei. Unter biefen 
Umftänden bat die Regierung ſich dahin ausgeſprochen, daß die Biſchöfe ihre 
Diözefen nicht verlaffen, und nur für ben all, daß wichtige Diözefanin: 
terejien fie nad Rom riefen, um die Ermächtigung, das Kaiferreich zu vers 
laſſen, einkommen follten“. 

21. Febr. Ein Telegramm ber franzößſchen Regierung zeigt Preußen bie Zu— 
fimmung Frankreichs zu dem legten Vorſchlägen Preußens bezüglich des in 

Unterhandlung ſchwebenden Handelsvertrags mit dem Zollvereine an. 


22. „ Mbreßdebatte im Senat. Rede bes Prinzen Napoleon über bie 
inneren Angelegenbeiten des Landes zunächſt gegen den legitimiftiihen Grafen 
v. Laroche Jaquelein gerichtet. Große Aufregung der Verſammlung. 


23. „ Der Graf v. Palikao bittet den Kaifer, das ihn betreffende Dotations— 
projeft mit Rüdfiht auf die Oppofition einiger Deputirter zurüdzuziehen. 
Ein Brief des Kaifers verweigert die Gewährung ber Bitte: „Der legie- 
fative Körper mag den Führer heldenmütbiger Eoldaten einer ausnabms: 
weifen Belohnung nicht würdig erachten, ich aber wünfde, daß das Land 
und die Armee wiſſe, wie ich eine Unternehmung ohne Beiſpiel burd ein 
Nationalgefhent habe ehren wollen“, 


27. „ Stubentendbemonftrationen in Paris. 


28. Febr. Der Ausihuß des geießgeb. Körpers verwirft einftimmig ben An: 
trag der Regierung bezüglich einer Dotation des Grafen v. Palifac. 


4. März. Adreßdebatte imSenat bezüglich der italienifchen Frage. 
Die Adrefcommiffion bat darüber folgenden Paſſus vorgeichlagen: ... „Auf 
bein Boden Staliens, welchen unfere Waffen vom fremden Joche befreiten, 
bauert ein fchmerzlicher Konflikt fort, welcher die Geiſter tbeilt und die Ge» 
müther beunrubigt. Die diplomatifchen Dofumente, welde in biejer Be: 
ziehung den großen Staatsförpern mitgetbeilt wurden, beweilen uns, wie 
reht und zeitgemäß das Vertrauen war, welches der Senat in €. M. jeste. 
Inden Ihre Regierung ben internationalen Anforderungen nachgab, bat fie 
bie Intereſſen des Katholizismus nicht aus den Augen verloren und E. M. 
übten mit ebenfo viel Loyalität als Klugheit jene Politif, zu welder Sie 
Sich laut bekannten und die in der Adreſſe von 1861 bie völligfte Zuſtim— 
mung bes Senats erbielt. Sire, Sie werden in Ihrem Werke der Be: 
ſchützung und der Verföhnung bebarren, wie wir bebarren in unferem Ber: 
trauen und in unferer Weberzeugung. Ohne Zweifel werden Sie wie wir, 
lebhaft bedauern, noch, bald auf Haft und unmäßige Anſprüche, bald auf 
Widerftand oder Umbeweglichfeit zu ftoßen. Aber Ihre Ratbichläge find bie 
ber Weisheit und man darf nicht müde werben zu fagen, ba, = große Werke 
ber Rube und der Mäßigung bedürfen, dort, daß bie gerechteſte Cache ver: 
tiert durch ein abfolutes Weigern, unvereinbarlih mit ber Führung der 
menſchlichen Angelegenheiten. . .. — Rebe bes Prinzen Napoleon gegen 
die weltliche Herrſchaft des Papſtes. 

4. März. Schluß der Adreßdebatte im Senat über bie italieniiche Frage. 
Rede des Sprechminifters Billanlt. Nach bdiefer Rede wird zur Abſtim— 
mung über die Stelle des Adreßentwurfs bezüglich Jtalien und darauf fofort 
zur Abſtimmung über die ganze Adrefje gefchritten und diejelbe von 129 Stim: 
— 123 gegen 6 angenommen. Unter den letztern befinden ſich vier 

rbinäfe. 


vn tortbauernde Aufregung unter ben Rarifer Studenten. Le lion du 
quartier latin. Die Regierung ergreift emergifhe Mafregeln und entfaltet 
große Truppenmaflen in diefem Quartier. 

n m; Der Kaifer zieht durch Schreiben an den Präfidenten ber geſetzgeb. Körpers 
ben Antrag auf eine Dotation für den Grafen v. Balilao zurüd. 
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& März. Der Kaifer antwortet anf bie ihm überreichte Adreſſe des Senats: 


r 
y 


‚I6 bin glüdlich über die Einftimmigfeit, mit welcher bie Adreſſe im Senat 
vetirt worden if. Es ift ein neuer Beweis, daß die Majorität in der 
Rammer wie im Lande fib immer auf die Seite ber Belonnenbeit ſtellt 
und ertreme Meinungen ausihließt. Nach ber Lebhaftigkeit der Debatten 
febe ih mit Vergnügen, baß beinahe alle Stimmen fidy für eine maßvolle 
Adrefie geeinigt haben. Die Marime Bofjuets: daß bie Mäßigung, wahr: 
baft unterftügt, die ftärffte Unterftügung für menſchliche Saden iſt, mirb 
fo beitätigt. Empfangen Sie meinen aufrichtigen Dank, denn nichts ift für 
einen rubigen und regelmäßigen Gang ber Regierung vortheilhafter, als bas 
gute Einverftändniß zwifchen den großen Gewalten bes Staates.“ 
Beginn der Adreßbebatte im legislat. Körper. Die prin 
zipielle Oppofition (Jules Favre, Henon, Darimon, Picard und Dllivier) 
bringt folgendes Amendement zur Antwortsabrefe ein: 
„Das öffentlihe Vertrauen kann nur durch eine aufrichtige Rückehr zu 
bem Megime der Freiheit wieder hergeftellt werden. Die Preſſe muß auf: 
hören, ein Monopol zu fein, das eimer geheimen Genfitr unterworfen: ift, 
weiche‘ die Kundgebungen ber öffentlien Meinung verfäliht. Das Ge: 
ſchwornengericht, die einzige competente Gerichtsbarkeit in politiihen Sachen, 
fol über Preßvergehen entjcheiden und fie öffentlich aburfheilen. Wahlen, 
die durch die Wähler und nicht durch die Präfeften vorgenommen find, mit 
dem Verſammlungstecht und mit gleihen Chancen der Deffentligfeit und 
des Schutzes für die Wahlfreiheit Aller; — die Munizipalgemwalt follvon 
der Gemeinde und nit von der Regierung ausgeben; jo daß bas öffent: 
liche Intereſſe nicht länger ben Anforderungen der Bolitif unterworfen iſt; — 
die individuelle Freibeit, durch eine Gefammtheit von Mafregeln garantirt, 
deren erfte die Adbfhaffung des allgemeinen Sicherheitsgeſeves 
fein fol: — diefes find die Hauptbebingungen einer Politik, welche fih auf 
die Prinzipien von 1789 ſtüht. Dieſes ift die Meform, melde das mora: 
liſche Interefie des Landes, feine Würde, die Entwidelung feiner Thätigfeit 
und feines Reichthums dringend fordern, und welche nicht länger hinaus: 
gefchoben werben kann, ohne daß Franfreih in einen, dem andern Nationen 
gegenüber, untergeordneten Zuſtand gebracht wird. Nachdem die Regierung 
bei dem Papfte alle Heberredungsmittel erjchöpft hat, ſoll fie endblih aus 
einer für alle Interefien tödtlichen Zweideutigfeit beraustreten, ihre Politik 
offen erklären und dem gerechten Wunſche der italienijchen Bevölkerung fein 
Hinderniß mehr in den Weg legen. Die für unfere Finanzen fo läftige 
Occupation von Rom kann nicht länger fortdauern. Franfreich ſoll in dem 
Bürgerkrieg, welcher die Republik der Vereinigten Staaten von Ame: 
tifa werwüftet, nicht interveniren; aber es erflärt laut, daß feine Sympa— 
tbien den Nordftaaten, den Vertheidigern des Rechts nud der Humanität, 
erhalten bleiben. Es hofft, daß ihr Sieg die Abſchaffung der Sklaverei 
herbeiführen, und auf dieſe Weiſe wieder einmal bewieſen wird, daß die 
ernfteften Kriſen den Völkern, welche bie Demokratie nicht von ber Freiheit 
trennen, nicht unheilvoll zu werben vermögen. Wir jehen mit Bedauern 
den Beginn der merifanifhen Erpedition. Ihr Zwed fcheint zu fein, 
in den inneren Angelegenheiten des Volkes zu interveniren; wir fordern bie 
Regierung auf, nur die Genugthuung für unfere Beſchwerden im Auge zu 
haben. Das Publikum bat fi gerechterweife tiber die Ziffer der ſchwebenden 
Schuld und über die Offenbarungen, welde ihm über bie wahre Lage 
unferer Finanzen gemacht wurden, beunrubigt. Der Grumb ber De: 
touwert® Tag in der Unmöglichkeit des geſeßgebenden Körptts, den außer: 
ordentlichen umd fuppfementarijchert Ausgaben Einhalt zu thun. Eine Mo: 
difitation des finanziellen Mechanismus wird em ungenügendes Hirffsmittel 
fein, wenn man sticht gleichzeitig den Weg einer fortfchreitenden permanenten 
Reduyirung ber Bffentligen Awsgaben betritt. Es ift bedauerlich 
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daß die Regierung die Einführung neuer Steuern vorzieht, deren Ge— 
wicht bauptjähhlich von der arbeitenden Bevölkerung getragen wird. Parie 
und Lyon erwarten fortwährend einen gewählten Munizipalratd. Es läßt 
fih nicht läugnen, daß das Steigen der Micthpreije, die gebrüdte Lage fo 
vieler Famillen und die großen Schwierigkeiten, welche fih aus deu Hanbele-, 
Induſtrie- und Geldfrifen ergeben, die Unvorfichtigfeit und die Berwegenbeit 
ber burch feine Wahl beftätigten Adminiftration zur Haupturjahe haben.“ 


10. März. Adreßdebatte im gefehgeb. Körper. Die Anträge ber Oppo— 


12, 
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fitton (Jules Favre 20.) werden nach theilweife ſehr leidenſchaftlicher Debatte 
fat einftimmig verworfen. 


Adreßdebatte im geſetzgeb. Körper. Debatte über die italienifche 
unb römische Frage. Glänzende Rebe des Sprehminifters Billault in dem: 
felben Sinne wie im Senat. Derjelbe anerkennt das Recht der Römer, 
über ſich felbft zu beftimmen und fügt hinzu, daß Franfreih bdiefem Rechte 
allerdings Gewalt antbue, wenn auch freilich in einem höheren Intereſſe. 
Die ns, welhe Billault als die des Kaifers im der römiſchen Frage 
zur Geltung bringt, wird namentlih am Schlufie feiner Rebe entwidelt. 
„Wohlan, m. H., ruft er aus, die mächtige Hand ber Vorſehung, weldye 
ben Kaifer bei allen feinen früheren großen Unternehmungen leitete, woird 
ihn auch, wie er nicht zweifelt, fernerhin noch im der jchwierigen Aufgabe 
ber Wieberverföhnung zwiſchen dem h. Bater und Stalien leiten. Er fennt 
bie Hindernifje, auf die er ftoßen wirb, aber jeine Politif, m. H., bat nicht 
gewechſelt. Er hat es Ahnen vor einem Jahre verfünbigt, indem er jagte: 
„Die ertremen Meinungen würden vorziehen, auf ber einen Geite, daß 
Bann thatfählich für alle Revolutionen Partei nähme, auf ber andern, 

aß es fih an bie Spike einer allgemeinen Reaktion ftellte. Ich werde mich 
durch feine dieſer entgegengejegten Aufreizungen von meiner Bahn abbringen 
laſſen.“ Für den Augenblid ift erentichloffenguwarten; erwird war: 
ten und mit ibm wird ganz Europa warten. Erſwird warten, bis 
die Dinge möglich fein werben; er wird Nichts vernadhläfligen, aber er wird fich 
in Nichts übereilen. Wenn man das Bewußtfein des guten Rechts hat, wenn 
man gewiß ift, daß man für bas Heil der Welt, für die Rube Aller ar: 
beitet, fo ermattet man nicht fo leiht. Gewalttbätigfeiten, Borwürte, Zweifel, 
Widerſprüche, Undank werden ihn nicht aufhalten. Er wird feine Bemühungen 
vervielfältigen, bis es ibm geglüdt ift, auf gütlihem Wege eine Situation 
herbeizuführen, welder die Gewalt keinen Behand verleihen würde. Wollte 
Gott, m. HH., baß er, ſtark durch Ihr Vertrauen und die Zuftimmung 
Europas, endlich durch gemeinfame Webereinfunft auf einer unerjchütterlichen 
Grundlage die Unabhängigkeit des heil. Vaters und die Freiheit Italiens zu 
errichten im Stande wäre.” 

Bei der Abflimmung wirb mit 243 gegen 10 Stimmen (die Partei 
Favre und einige Klericale) der Antrag ber Adreßcommifjion angenommen, 
ber dahin lautet: 

„Ew. Maj. haben recht gehandelt, indem Sie das Königreih Italien 
anerkannten. Frankreich Fonnte nicht jo viele Menſchen und fo viel Geld 
opfern, um bann das politifche NRefultat feiner Siege zu gefährden. Frank: 
reich ift Fatbolifch und liberal; es will, daß das Oberhaupt ber Religion 
unabhängig fei und verehrt werbe; aber es begünftigt immer die wahre 
. fowie den moralifhen und materiellen Fortſchritt der Bevölferungen. 

e —— dieſer Gefühle ſtöhßt in Italien auf viele Hinderniffe, 
aber unfer Vertrauen in Ihre loyalen Adfichten ift vollftändig. Laſſen Sie 
fi) deshalb nicht entmutbigen, Sire! weder durd anhaltende Entficlungen 
ber Wahrheit, noch dur ungebuldige Beftrebungen, und Ihrem Willen 
wird es ohne Zweifel gelingen, biefe beiden großen Interefien zu verföhnen, 
beren Feindſchaft überall die Gemüther und Gewifien verwirrt.“ 


Srankreid. | 249 


13, März. Adreßdebatte im gefeggebendben Körper. Debatte über 


20. 


21. 


Merico. Der Minifter Billault verfichert, Frankreich werde die Wünfce 
der Mericaner refpectiren und bebanbelt ben Plan eines Thrones für ben 
Erzb. Mar von Defterreich als leeres Gerede. - 


Adrefbebatte im gefeggebenden Körper. Derjelbe verwirft 
nah einer Rede Baroche's das gegen ben englifchen KHanbelsvertrag ein: 
gebrachte Amendement mit großer Majorität. 


Schluß ber Adreßdebatte im gefeßgebendben Körper. Die ganze 
Adrefic wird nad dem Gommiffionsentwurf mit allen gegen 9 Stimmen 
angenommen, Nach der Abftimmung ereignet fih noch eine fehr gereizte 
Scene. „Was wollte der Kaifer, beginnt der Präfident Graf Morny, 
als er Ihnen die Adrefje bewilligte?“ „Zurüdgab!“ ruft Hr. Picard ba: 
zwifhen. „Er bat Ihnen nichts zurüdgegeben, indem er bie Abrefie be: 
willigte. Man gibt nur zurüd, was man genommen bat.“ Yavre: 
„Wir find die gefegebende Gewalt!“ Der Präfident fährt fort: „Was 
wollte der Kaifer, indem er Ihnen bie Adreſſe bewilligte? Ich beharre auf 
biefem Ausdrud ... Er wollte Sie, die Repräfentanten des Landes, 
über ben Gang der Geſchäfte, über bie Leitung feiner Regierung befragen. 
Diefe Ihre Meinung, m. H., muß vor Allem aufrictig fein, außerdem 
aber auch mit Erhabenheit und Mäßigung formulirt werden, ... Wenn 
aber ſtatt deſſen die Adreſſe Anlaß zu einer Menge Heinliher Auſchuldi— 
gungen, Anflagen ...“ die Mehrheit ruft: „Sehr gut!” Jules Favre: 
„Bir proteftiren; Sie haben nicht das Recht, uns ſolche Lectionen zu er: 
iheilen.“ Picard: „Sie haben nicht das Recht, jo zu ſprechen.“ Der 
Präfident: „Sie fünnen proteftiren, wenn es Ahnen beliebt, aber Sie 
werben mich bis zum Ende anhören. Ich fage, wenn die Adrefie Anlaß 
gibt zu Anschuldigungen, Anklagen, direkten und perfönlihen Angriffen, 
zur Anführung von Fleinen Dingen und Details, die faum in ber Budget— 
bisfuffion Play finden follten, dann entipricht fie weder ber Abficht des 
Monarchen, ber fie bewilligte, noch den Wünſchen ber großen Staatsförper, 
bie fie erbielten, noch enblih den Bebürfniffen umd Gefühlen bes Landes.” 


Antwort des Kaiſers auf die Adrefie des legislativen Körpers: 

„Die Zuftimmung des gefeßgebenden Körpers ift miv um fo werthuoller, 
als die Disfuffion ein der Aufmerkfamfeit werthes Schaufpiel darbietet, 
wie bie ertremen Meinungen unglüdlicher Weiſe am meiften beeilt find, 
fih Fundzugeben, und wie bie Achtung vor ber Freiheit des Wortes fie 
ſtillſchweigend anhören macht. Das Publikum nimmt biefes Stillfehweigen 
für Zuftimmung; aber bald zerftreut die Adreſſe das Gewölke, zeigt bie 
Sadlage in ihrem wahren Lichte und ftellt das Vertrauen ber. Ich 
empfange auch mit Genugthuung bdiefen neuen Beweis der Gefinnungen 
des gefeßgebenden Körpere. Dennoh bat man fich über gewiſſe Finanz: 
maßnahmen zu jehr erregt; ein Syſtem ſoll in feiner Geſammtheit be: 
urtbeilt werden. Dasjenige, welches man vorgefchlagen bat, umfaßt eine 
Belaftung und eine Verminderung ber Steuern, Diefe Fragen werben 
geprüft werden, um zu einer den Wünſchen ber Kammer und bem allge: 
meinen Jutereſſe entfprehenden Löfung zu führen. Drüden Sie Ihren 
Kollegen für ihre Unterftügung, die, wie ich Tiberzeugt bin, mir niemals 
fehlen wird, meine Erkenntlichkeit aus und verfihern Sie biefelben, daß 
ich feinerlei Verlangen trage, mich von ber Kammer zu trennen, berem 
Erleudtung und Patriotismus dem Lande alle Garantien geben.“ 


Der franzöſiſche Gefandte in Rom reist plößlih nah Paris 
ab. Widerſtreit ber Vertreter Franfreihs in Rom (Lavallette ald Ge: 
fandter, Goyon ald Kommandant ber Occupationsarmee) und der Parteien 
am faiferlichen Hofe. 
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23. März. Das engliſche Cabinet ſucht die franzöſiſche Regierung wieder⸗ 
holt zu einer einſtweiligen Loͤſung der römiſchen Frage und zu dem 
Zugeſtändniß einer italieniſch-franzöſiſchen Beſetzung Roms zu be— 
wegen. Die franzöſiſche Regierung lehnt die Zumuthung wieder— 
holt erſt ausweichend, dann entſchieden ab (ſ. England). 


2. April. Der Moniteur verkündet, Frankreich habe die Convention 
von Soledat ſeinerſeits nicht ratificirt, da ſie ſeiner Würde nicht 
zu entſprechen geſchienen habe. Der Geſandte Dubois de Saligny 
behalte vorerſt allein die Vollmachten, mit denen der Admiral 
Jurien de la Graviere bisher bekleidet war; dagegen bleibe ber 
Admiral an der Spike ber franz. Streitkräfte zur See. 

4. „ Der Kaifer rebucirt das Heer zu Erleichterung des Staatsihakes um 
32,000 Mann. 

6. „ Ein Paftoralichreiben bes Erzbifchofs v. Touloufe, das bie 100jährige 
Erinnerungsfeier an eine Proteftantenmegelei in jener Stabt anorbnet, 
erregt allgemeinen Unwillen. Die Regierung fieht fi genöthigt, alle auf 
die Feier des Jubiläums bezüglihen umb tn ber ea | bes Hirten: 
briefed erwähnten Proceffionen oder Geremonien auferhalb der Kirche zu 
unterfagen. 

9. „ Konferenz zwifchen den Bevollmächtigten der Alliirten in Orizaba. 
Frankreich erflärt die Wiederaufnahme der Yeinbfeligleiten gegen 
Merico. Spanien und England ziehen dagegen ihre Truppen 
definitiv aus Mexico zurüd. 

Mitte April. Da die meiften franzöſiſchen Bifchöfe entfchloffen fcheinen, 
ohne anzufragen, fih zum Eoncil nad Rom zu begeben, jo läßt 
die Regierung ihnen aus eigenem Antriebe eröffnen, daß fie gegen 
bie Reife nichts einzuwenden habe. 

30. April. Englifch : frangöfifcher Vertrag über Handelsgeſellſchaften. 

3. „ Mires wird vom Gerichtshofe v. Douay freigefproden. 


5. Mai. Die Franzoſen unter General Lorencez erleiden vor Nuebla 
eine entſchiedene Schlappe (ſ. Merico). 
6. „ Neuer Befuch des Königs von Holland in Paris. 

10. „ Der Prinz Napoleon gebt nah Neapel zum Befuch feines Schwieger: 
vaters. 

20. „ Der Kaiſer legt in einem Schreiben an feinen Minifter des 
Auswärtigen feine Politit bezüglich der römischen Frage einläßlich 
nieder: 

„Je mehr die Macht ber Dinge uns binfichtlih der römifchen Frage an 
eine Linie des Verhaltens bindet, die von den beiden ertremen Parteien gleich 
entfernt ift, je mebr muß dieſe Linie deutlich vorgezeichnet fein, um in Zu: 
funft der Anfhuldigung zuvorzufommen, bat wir uns bald nach diefer, bald 
nach jener Seite neigen. Seitdem ich in Frankreich an der Epike der Re 
gierung ftehe, war Italien gegenüber meine Politik ftets diefelbe, das natio: 
nale Eireben zu unterftügen, ben Papft zu veranlaſſen, defien Stüße eber, 
als beifen Gegner zu werden, mit einem Worte, ben Bund zwiſchen Reli- 
gion und Freiheit zu confacriren. Seit dem Jahre 1849, we bie römijche 
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Erpebition beſchloſſen wurde, zeigten alle meine Briefe, alle meine Reben, 
alle Depeſchen meiner Minifter unwandelbar dieſe Tendenz, und, je nach ben 
Umftänden, unterftügte ich fie mit tiefer Ueberzeugung an ber Epige einer 
Limitirten Regierungsgewalt, als Präfident ber Republik, wie an ber Spitze 
einer fiegreihen Armee an den Ufern des Minclo. 

„Sch geſtehe, daß meine Beftrebungen bisher an Widerftand aller Art 
fheiterten, gegenüber zweien diametral entgegengelegten Parteien, unbeugfam 
in ihrem Haſſe, wie in ihrer Ueberzeugung, taub für bie Rathfchläge, welche 
ber Wunſch des Guten allein einflößte. Iſt dies ein Grund, micht weiter 
ausdzubarren und eine Sache zu verlafien, groß in ben Augen Aller, und 
bie fruchtbringenb fein muß an Woblthaten für die Menſchheit? — Es if 
dringend nothwendig, daß dieſe römifche Frage eine definitive Löfung er: 
balte, denn fie ftört die Gemüther nicht in Stalien allein; überall ruft fie 
diejelbe moraliihe Störung hervor, weil fie das berührt, was dem Menſchen 
am naͤchſten liegt, den religiöfen und politifhen Glauben. Jede Bartei un: 
terftellt die eigenen erclufiven Gefinnungen ben wahrhaften Principien ber 
Billigkeit und des Rechts. So vergefien die Einen bie anerkannten Rechte 
einer Regierung , welche feit zehn Jahrhunderten befteht, und proclamiren 
ohne Rüdficht auf dieſe Weihe der Zeit bie Entjegung bes Papftes, wäh: 
zend die Andern ohne Rüdficht auf die Iegitime Wiederforberung der Volks: 
rechte, ohne Ecrupel einen Theil Italien's zur Unbeweglichkeit und enplojen 
Unterbrüdung verurtheilen. So verfügen bie Einen über eine noch be— 
Rebende Macht, als wenn fie niedergeworfen wäre, und bie Anbern über 
ein Bolf, welches zu Icben verlangt, als ob es tobt wäre. Wie dem aud) 
jei — es ift Pflicht der Staatsmänner, bie Mittel zur Ausföhnung zweier 
Urſachen zu ftudiren, welche die Leidenſchaften allein ala unvereinbarlid dar» 

een. Gelingt es nicht, jo war ber Verſuch darum nicht ohne Ruhm, und 
in jedem Falle ift es gut, laut das Ziel zu nennen, welches man verfolgte. 
Diefes Ziel ift, zu einer Gombination zu gelangen, mittelft welcher 
ber Bapjt annehmen würde, was Großes ift in bem Gebanfen ei- 
ned Boltes, welhes firebt, eine Nation zu werden, und auf 
ber andern Seite diejes Volk anerfennen würde, was Heiljames 
J einer Macht, deren Einfluß ſich über bie ganze Welt 
erjiredt. 

„sm erſten Augenblide Angefichts der Vorurtheile und bes Grolles, gleich 
lebhaft auf beiden Seiten, verzweifelt man an einem günftigen Reſultate. 
Denn aber nach eingehender Prüfung der Dinge man Vernunft und ge: 
junden Berftand befragt, fo gewinnt man bie Ueberzeugumg, daß bie Bat: 
beit, dieſes himmlische Licht, endlich durchdringen und beiden entgegengefeß- 
ten Parteien in vollfter Klarheit zeigen wird, welche hohe Intereſſen, welche 
Lebensfragen fie veranlafien, nöthigen, fich zu verftändigen und zu verſöh— 
nen. — Welches ift zuerft das Imterejie Stalien’s? Soviel es von ihm ab: 
hängt, bie drohenden Gefahren zu entfernen, die Gehäfligkeiten, welde es 
wachrief, zu mindern, endlich Alles wegzuräumen, was feinem legitimen 
Ehrgeize, ſich zu reconftituiren, im Wege fteht. Um fo viele Hinderniffe zu 
befiegen, muß man fie faltblütig in's Auge faflen. 

„Als neuer Staat hat Jtalien alle jene gegen ſich, welche den Trabitio: 
nen ber Bergangenheit anbangen; als Staat, welder die Revolution zu 
Hilfe rief, Hößt er allen Männern der Ordnung Mißtrauen ein. Sie zwei- 
feln an jeiner Kraft, die anarchifchen Tendenzen niederzubalten, und fie 30: 
gern, zu glauben, daß mit benfelben Elementen, welche fo viele Gefellichaften 
ummarfen, eine Geſellſchaft fi) befeftigen könne. Endlich hat es an feinen 
Thoren einen furchtbaren Feind, deffen Armeen und leicht begreiflicher böſer 
Bille (mauvais vowloir) noch lange eine drohende Gefahr bleiben wird. 
Diefer an und für fich jchon fo ernfte Antagonismus wird es noch mehr, 
indem er ſich auf die Intereſſen des katholiſchen Glaubens ftügt. Die re: 
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ligibſe Frage verfchlimmert wefentlich die Lage und vervielfältigt bie Gegne 
der neuen Lage ber Dinge jenfeits der Alpen. Bor Kurzem war ihr bir 
abfolutiftifhe Partei allein feindlich; heute find es die meiften katholiſcher 
Bölfer Europa’s und dieſe Feindfeligkeit fteht nicht nur den wohlwollenden 
Abdfichten der Regierungen im Wege, weldye ihr Glaube an ben heil. Stuh 
bindet, ſondern fie behindert auch die günftigen Disyofitionen ber proteftan: 
tifchen oder ſchismatiſchen Regierungen, welche einer beträchtlichen Kraction 
ihrer Unterthanen Rechnung zu tragen haben. So ift es überall bie relt 
göle dee, welche ber öffentlihen Meinung für Italien fchadet (refroidit) 
eine Ausfohnung mit dem Papſte würde mande Schwierigkeit hinweg 
räumen und auch Millionen von Gegner mit ihm ausföhnen. Auf be 
anderen Seite bat der Papft ein gleiches, wen nicht ftärkeres Intereſſe ar 
biefer Ausjöhnung, denn wenn ber heilige Stuhl eifrige Stützen zählt unte 
allen eifrigen Katholifen, fo bat er Alles gegen fi, was liberal ift in "Eu 
ropa. Er gilt in politiicher Hinficht als der Nepräfentant der Vorurtheil 
bes ehemaligen Regime und in ben Augen Italien's als der Feind feine 
Unabhängigkeit, als der treuefte Anhänger der Reaction. In der That vi 
er von ben eraltirteften Anhängern ber gefallenen Dymaftien umgeben ml 
biefe Umgebung ift nicht darnach angethan, um bie Eympatbien der Völker 
welche diefe Dynaftien umftürzten, für ihn zu vermehren. Indeſſen ſchade 
biejer Stand der Dinge noch weit weniger dem Souverain als dem Ober 
baupt der Religion. In den Fatholifchen Ländern, wo bie neuen Jdeen ein 
große Macht üben, fangen ſelbſt die ihrem Glauben am Treueften anban 
enden Männer an, Gewifiensfcrupel zu verfpüren, und Zweifel bemächtige 
ch ihres Geiftes — fie vermögen nicht, ihre politiichen Ueberzeugunge 
mit religiöjen PBrincipien zu vereinbaren, welde die moderne Givilifation ;ı 
verdbammen jcheinen. — Wenn dieſe Lage, voll von Gefahren, fi verlän 
en follte, jo könnten die politiihen Meinungsverihiedenbeiten mögliche 
eife zu bebauerlihen Zwiftigfeiten in ber Religion felbft führen. Dai 
Intereſſe des heil. Stuhles, jenes ber Religion fordern aljo, daß ber Papf 
fih mit Italien ausſöhne; denn das heißt ſich mit den modernen Ideer 
ausjöhnen, im Schoofe der Kirhe 200 Millionen Katholiken erbalteı 
und ber Religion einen neuen Glanz verleihen, indem man den Glau 
ben als Stütze des Fortichrittes der Menſchheit zeigen würbe. 

„Aber auf welhe Grundlagen ein fo mwünjcenswerthes Werk grün 
ben ? Zur wahren Würdigung der Dinge zurüdgeführt, würde ver Bapi 
bie Nothwendigkeit erfennen, Alles anzunehmen, was ihn an Stalien wiede 
nüpfen kann und Italien würde, ben Ratbichlägen einer Mugen Boliti 
nachgebend, es nicht verweigern, bie nöthigen Garantien zu treffen für bi 
Unabbängigfeit des Papftes und die freie Ausübung feiner Gewalt. Maı 
würde diefen boppelten Zweck durch eine Gombination erreihen, nad 
welcher der Papſt Herr bleiben würde bei ſich, gleidhzeiti, 
aber die Schranten fallen würden, welde jeine Staaten 
heute vom übrigen Italien trennen. Auf daß er Herr bei fidh fei 
muß die Unabhängigkeit ihm gefichert und feine Regierung freivon fei 
nen Untertbanen angenommen fein. Es ift zu hofſen, baß Dies be 
Fall fein wird, wenn einerfeits die Stalienifche Regierung fih Franfreih ge 
genüber verpflichten würde, bie Kirchenftaaten, bie vereinbarte Abgrenzun 
anzuerkennen; wenn andererfeits bie Regierung bes beil, Stubl: 
auf alte Traditionen verzihten und die Privilegien der Mu 
nicipalitäten, fowie ber Provinzen in der Weife anerfenne: 
würde, daß fie ſich gewiffermaßen felbft verwalten würden 
benn bann würde bie Macht bes Papftes in einer höheren Sphäre oberbal 
untergeorbneter Intereſſen ber Geſellſchaft jchweben und fi von jener fiet 
ſchwer laftenden BVerantwortlichkeit los machen, bie eine ftarfe Regierun 
allein zu tragen vermag. Die vorfichenden allgemeinen Andeutungen fin 
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fein Ultimatum, welches ich ben umeinigen Parteien aufzuerlegen bie 
Prätention babe, fjondern die Grundlagen einer Politif, die ich mich be: 
müben zu follen glaube, durch unferen legitimen Einfluß und durch unfere 
uneigennügigen Rathſchläge zur Geltung zu bringen.“ 


’. Mai. Nah langem Schwanfen jcheint Lavallette endlich das Uebergewicht über 


— 
* 


Goyon errungen zu haben. Goyon wird von Rom abberufen und 
zum Senator ernannt; Lavallette wird auf feinen Bojten zurüdfehren. Der 
Moniteur verfündet „der Kaifer habe beſchloſſen, das Occupationscorps be 
hufs einer Reduction einer neuen Reorganifation zu unterwerfen; General 
Goyon jet deshalb berufen, ben Dienk beim Kaifer wieder aufzunehmen 
und feine Ermennung zum Senator ſei ein Zeugniß der hoben Aufrieden- 
beit bes Kaiſers.“ 


Inftruction bes Herrn Thouvenel an den franz. Sefandten 
Lavallette bei deſſen Rüdfehr nah Rom auf Grundlage bes faiferlichen 
Briefes vom 20. Mai. 


ev. . Als ich Ihnen die Aufträge vorfchrieb, deren Sie fi Anfangs 
Januar d. 8. entledigten, habe ich es abfichtlih vermieden, den Verföh: 
nungsplan zu formuliren, zu dejien Vorbereitung Sie beauftragt waren, 
vor Allem die Mitwirkung des heil. Stuhles zu beanſpruchen. Ich boffte in. 
der That, daß unſere Eröffnung nicht durch eine jo fategorifche Ablehnung 
zurüdgewiejen würde, und daß Gardinal Antonelli uns bei der Aufjuchung 
der Grundlagen zu einem Arrangement, das für das Kirchenoberhaupt an— 
nehmbar und mit den auf der Halbinjel fjtattgefundenen Greigniffen verein: 
bar wäre, behülflich fein würde. Bei dem Widerſtand, dem wir begegneten, 
würbe eine längere Zurüdhaltung Gefahr laufen, faljch veritanden zu wer: 
ben. Die Verſuche der Regierung des Kaifers, den römiihen Hof auf Ber- 
sihtleiftung feiner abjolmten Doctrinen in der weltlichen Gewalt zu bewe- 
gen, konnten ſcheitern, aber es tft daran gelegen, daß unfere Abfichten weder 
entjtellt, noch verfannt werden, und daß Niemand das Recht habe, uns den 
Vorwurf zu machen, die Bedingungen nicht deutlich auegeſprochen zu haben, 
die in unferen Augen die Unabhängigkeit, die Würde und die Souveränetät 
des gemeinjchaftlihen Vaters der Gläubigen garantiren würden, obne das 
Schidjal Italien's auf's Neue in Frage zu ftellen. Nie, ich erkläre es - 
laut, hat die Regierung bes Kaijers ein Wort gefproden, 
bas der Art — wäre, dem Turiner Cabinet Hoffnung 
zu geben, daß die Hauptſtadt der katholiſchen Welt, mit der 
Einwilligung Frankreich's, gleichzeitig die Hauptſtadt des 
großen Königreichs, das ſich jenſeits ber Alpen gebildet 
hat, werden könnte. Alle unſere Handlungen, alle unſere Erklärungen 
ſtimmen im Gegentheil darin überein, unferen feſten und beſtändigen 
Willen zu conſtatiren, den Papſt im Beſitz des Theils feiner 
Staaten, den die Anweſenheit ünſerer —1 ihm erhalten 
bat, zu behaupten. Ich wiederhole bier dieſe Verſicherung, aber ich 
wieberbole auch mit gleicher Offenheit, daß jede auf einer andern territorialen 
Baſis, als dem status quo beruhende Gombination gegenwärtig von der Re: 
gierung des Kaifers nicht unterftügt werden könnte. Der bi. Vater könnte, 
wie er zu andern Zeiten gethan bat, feine Rechte in ber ihm paffenben 
Form vorbehalten ; aber cin Arrangement würde, unferer Anfiht nach, feis 
nerfeits den Entfchluß bedingen, feine Gewalt nur noch über bie ihm ges 
bliebenen Provinzen auszuüben. Italien hätte feinerfeits feinen Anſprüchen 
auf Rom zu entfagen; es müßte fih Frankreich gegenüber vew 
pflihten, Das päpſtliche Gebiet zu refpectiren und den 
trösten Theil, wenn nit die ganze römiſche Schuld auf 
* nehmen. 
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„Wenn der heil, Vater in einem frieblichen, Tiebevollen unb verträgl 
Geifte fich zu einer derartigen Transaction verftünde, jo würde die R 
rumg des Kaifers nur einen ortbeil darin erbliden, die unterzeid 
Mächte der Wiener Schlußacte zur Betbeiligung bieran zu bewegen un! 
ren Garantie mit der ihrigen zu vereinigen, Cie würde gleichfalls, je 
bei diefen Mächten, oder insbefondere bei denen, deren religiöfer Glaube 
Katholicismus ift, die Initiative eines VBorfhlags ergreifen, 
zum Zwecke hätte, dem beil. Bater ald Erſatz für die Hilfsquellen,, bi, 
nicht mehr in der verminderten Zahl feiner Untertbanen finden würde, 
Art Eivillifte anzubieten, deren unveräußerliche Titel feinen Händen ü 
geben werden würden. Die Regierung des Kaiferd würde ſich ihrer 
glüdlih jhägen, im dem Betrag einer Rente von drei Millionen Fra 
zu dem Glanz bes päpftlichen Thrones und den religiöſen und barmberz 
Werfen, deren Mittelpünft in Rom ift, beizutragen. Auf diefe Weije d 
die Garantie Frankreich's und der Mächte, die fih ihm anſchließen mwür 
nah Außen geihügt, hätte die päpftlihe Regierung mur noch durch u 
Reformen die Anbänglichkeit ihrer Unterthanen zu gewinnen, und von | 
Tag an, wo man von den Principien befeelt, die überall bei der Organ 
tion der modernen Gejellichaften vorherrſchen, entichlofien zu Werf gi 
würde diefe Aufgabe nicht jo jchwierig fein, als fie es jeheint. Mer | 
Vater jagte kürzlidy mit jo hoher Einficht, daß die weltliche Gewalt, obg 
jo nöthig, fein Dogma jei. Sie iſt e8 eben jo wenig in ihrem Wejen 
und für fi, als in ihrer territorialen Ausdehnung, und die erfle, jomie 
dringendfte Pflicht der Regierungen, gleichwiel weichen Urſprungs fie fi 
ift, mit dem Geijt ihrer Zeit gleihen Schritt zu balten und fi wohl 
von zu Überzeugen, daß die Beiftimmung der Völker heute, wenn nicht 
Quelle, jo doch wenigſtens die einzelne folide Grundlage ber jormwerä! 
Autorität ift.“ 

„Diefes, Herr Marquis, iſt die furzgefaßte, aber, wie ich glaube, v 
ftändige Darjtellung der Ideen, welche der Kaifer zu der Regulirung 
römifhen Frage beizutragen gedenkt. Diefes find die Ideen, welde 
dem Garbinal Antonelli zu entwideln und dem heil. Bater befannt 
machen haben. Sie werden nichtsdeftoweniger, wenn man Ihnen ebe 
kategoriſch wie feither die Unbeweglichfeitstheorie entgegenjegt, zu verſte 
geben, daß die Regierung des Kaijers ihr Verhalten nicht nad berjell 
richten fünnte, und daß, wenn fie leider die Gewißheit erlangt, daß i 
Anftrengungen den. heil. Bater zur Annahme einer Transaction zu beweg 
zufünftig unnütz geworden find, fie mit möglichſter Wahrung d 
bis jegt durch ihre Sorgfalt gefhügten Intereſſen dbara 
bedacht fein muß, jelbft aus einer Lage zu fommen, b 
wenn fie ſich über einen gewifjen Termin verlängert, ib 
Politik fälihen und nur dazu dienen würde, die Gemüth 
in eine größere Unordnung zu ftürzen.“ 


1. Zuni. Verminderung des franz. Occupationscorps in Nom, deſſen Gomman 
dem General Montebello übertragen wird. 


3. Friedensvertrag zwifchen Franfreih und Anam, 

18. „ Der gefeggebende Körger genehmigt einflimmig die von der Regierung f 
die Mexikaniſche Erpedition geforderten 15 Mill. Fr. 

24. „ Der gefeßgebende Körper genehmigt, theilweife indeß nicht ohne lange u 
lebhafte Debatten, die Jämmtlihen von der Regierung zur Dedung des D 
fizits geforderten neuen Steuern und GSteuererböhbungen m 
Ausnahme derjenigen des Salzes. 

26, „ Debatte im gejepgebenden Körper über Merico: J. Fav 
greift die Erpedition in einer glänzenden eindringlichen. Rebe an, verwir 


Frankreich. 255 


die Abficht einer Heritellung der Monarchie in Merico umb verlangt, man 
müſſe mit der mericanifhen Negierung unterhandeln und fich zurldzieben. 
Der Sprechminiſter Billault Pet diefer Oppofition zunächſt ein biftorijches 
Reſumé der anarchiſchen AZuftände in Merico während der legten 25 Jahre 
entgegen ; während biefes ganzen Zeitraums fei Diebitabl, Raub und 
Plünderung dort an der Tagesorbnung und die Fremden jeien ſehr häufig 
Mordanfällen ausgefegt geweien. Dieſe Anarchie babe die drei Mächte, 
Sranfreih, Spanien und England, beitimmt, eine gemeinfame Erpebition 
zu unternehmen. Was bie Beränderung der Regierungsform in Merico 
betrefie, jo würben England und Spanien nicht gegen bie Candidatur 
des Erzberzogs Marimilian geweſen fein, vorausgejegt, daß bie 
Mericaner ibn frei zu ihrem Monarden gewählt hätten; nien würbe 
allerdings für dieſe Ganbdidatur einem Mitgliede der bourbonifchen Familie . 
ben Borzug gegeben haben. Es beitehe ein erheblicher Unterjchied zwiſchen 
dem Zurüdtreten der Engländer und dem ber Spanier von der Grpebdition ; 
die Engländer jeien von vornherein gegen das Borrüden in bas Innere 
von Merico geweſen. Es jei ein Fehler geweien, daß man überhaupt mit 
Merico Unterbandlungen angefnüpft, da ſie doch nicht zu eimem befriedigen 
den Reſultat hätten führen können; der Kaifer fei aber gezwungen geweſen, 
dem Vertrage von Soledad die Anerkennung zu verfagen, weil berjelbe bie 
Ehre Fraufreichs verlegte. Nah den Mittbeilungen des franzöfiichen Ge: 
fandten in Madrid, Barrot, bätte man auf Grund ber Aeußerungen, bie 
der Marſchall O’Donnel zu demjelben getban, Urſache gehabt zu glauben, 
dag Spanten ebenfo dente. Frankreichs Politik in Merico gehe weſentlich 
dabin , dort nur überhaupt eine geordnete und ben Wünſchen der Mericaner 
entjprechende Regierung, gleichviel ob Monardie oder Republik, zu gründen. 
Ungeachtet des Zerwürfnifies der drei Mächte in Bezug auf die mericanijche 
Erpebition, feien biefelben übrigens fonft im beften Einvernehmen geblieben, 
wie dies nocd neuerlich durch eine Aeußerung des Lord Palmerfton im 
Barlament conftatirt, ſei. Das Verhalten des Bice: Admirald Yurien de 
la Graviere in Merico müſſe durchweg gebilligt werden; er habe dort nur 
die Wünſche Frankreichs proclamirt, d. 5. fo wenig eine Monarchie als 
eine Republif, jondern überhaupt eine geordnete Regierung. Es ſei unwahr, 
wenn man behauptet habe, daß Franfreih den General Almonte nad) 
Merico geihidt, um den Bürgerkrieg bervorzurufen; die Unwahrheit dieſer 
Behanptung ergebe ſich ſchon daraus, daß der General dort erjt habe ein 
treffen jollen, nachdem die Befragung des Nationalwillens im Wege der 
allgemeinen Abftimmung begonnen. Der General babe bei ber franzöfiichen 
Fahne Schuß finden müfjen, da er vor dem Abbruch der Unterhandlungen 
feine feindlihen Schritte gegen bie mericanifche Regierung gethan habe. 
Wenn die Fahne Franfreihs in der Hauptfiabt Merico wehen 
werde, jo würde, wie dies aud in Ztalien gefcheben jei, die Bevölkerung 
aufgerufen werden, ihre Wünſche Fundzugeben. Wenn fie fi dahin aus: 
ſpraͤche, daß fie die Regierung des Präfidenten Juarez behalten wolle, fo 
würde Frankreich auch dagegen nichts einmwenden. Was bie im verfchiebenen 
Zeitungen verbreiteten Nachrichten von ganz übermäßigen Geldforberungen 
betrefie, welche von Frankreich an die mericanifche Regierung gerichtet Fin 
follen, fo ſeien das Verleumdungen; es werde eine Commiſſion ernannt 
werben, welche genau die Anſprüche der Reclamanten feftftellen werbe. 
Dem Ratbe Favre's, mit Merico zu unterhandeln, könne bie Regierung 
durchaus nicht folgen; die Ehre Frankreichs ſei bier verpfändet; man babe 
Anfulten zu rächen. 

N. — Schluß der Seſſion bes geſetzgebenden Körpers Rede 

orny's, 

* „ Enthülbingen ber Wiener „Preſſe“ über die mericanifche Ganbidatur 

des Erzh. Marimilian von Deſterreich. 
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41. Juli. Der Senat nimmt bie Foulb’ihe Bubget: Trias ohne Discuffion ein- 


3. 


" 


ftimmig an. 

Brief des Kaifers an den mit der militärifchen und diplemati- 
hen Leitung der mericanifhen Erpedition betrauten General Forey 
über feine Politit gegenüber Merico: 

„Mein lieber General! In dem Augenblide, wo Sie, mit politifchen 
und militärischen Gewalten ausgerüftet, nad Mexico abreijen, halte ich cs 
für nüglihd, Ste wohl mit dem mid biebei leitenden Gedanken vertraut 
zu machen. Folgendes Verhalten werden Sie zu beobachten haben: 1) Bei 
Ihrer Ankunft in Merico erlafien Sie eine Proclamation, beren Grund: 
ideen Ihnen angedeutet worden; 2) alle Mericaner, bie Ahnen entgegen: 
fommen, nehmen Sie mit dem größten Wohlwollen auf; 3) Sie dürfen 
fih dem Streite von feinerlei Partei anjchließen; Sie erklären, daß alles 
proviſoriſch ift, jo lange die mericanijhe Nation fich nicht ausgejprochen 
bat; Gie haben gegen die Religion die größte Rüdfiht zu beobachten, müfjen 
jebod gleichzeitig den Befigern von Nationalgütern Beruhigung einflögen ; 
4) bie Anien ind Pi Hilfstruppen werden Sie je nad ihren Mitteln er: 
nähren, bewafinen und bejolden und ihnen bei den Kämpfen die Haupt: 
rolle überlafien; 5) Unter Ihren Truppen, jowie bei den Bundesgenofien 
werden Sie bie ftrengfte Disciplin aufrecht erhalten, jedes für die Mericaner 
verlegende Wort, oder jede derartige Handlung nachdrücklich beitrafen, denn 
ber Stolz des mericanifhen Charafters muß wohl im Auge bebalten wer: 
den, und für den Erfolg des Unternehmens ift e8 von ber größten Wichtig: 
feit, vor allem fich den Geift der Bevölferumgen geneigt zu maden. Wenn 
wir nah Mexico gelangt fein werden, ift es wünſchenswerth, daB bie 
Notabilitäten aller Schattirungen, welche fih uns angeſchloſſen haben, fi 
mit Ihnen behufs Organifation einer proviſoriſchen Regierung 
ins Einverftändniß ſetzen. Diefe Regierung wird dem mericanijhen Volke 
bie Frage des definitiv einzuführenden politischen Regimes vorlegen, worauf 
nad den mericanijchen Gejegen zur Wahl einer Verſammlung zu jchreiten 
if. Sie werden der neuen Regierung bebilflih fein, in die Verwaltung 
und insbejondere in die Finanzen jene Regelmäßigfeit zu bringen, beren 
befted Vorbild Frankreich darbietet. 

„Zu bdiefem AZwede wird man ber neuen Regierung Männer ſchicken, 
welche die Fähigkeiten befigen, ihr bei der neuen Organifation Hilfe zu 
leiften. Der zu erreichende Zweck befteht nicht darin, den Mericanern eine 
ihnen antipathiiche Regierungsiorm aufzuerlegen, wohl aber darin, ihnen 
behilflich zu fein bei ihren Anftrengungen zur Errichtung einer ihrem Willen 
entjprechenden Megierung, welde Chancen bes Beftandes barbietet und 
Fraukreich Sicherheit für Erlangung ber Genugtbuung bietet, die es zu 
fordern bat. Es verfteht fih von felbft, daß ed, wenn bie Mericaner bie 
Monarchie vorziehen, im Intereſſe Frankreichs liegt, fie in biefem Bor: 
haben zu beftärken. 

„Nicht wird ed an Leuten fehlen, welche an Sie die Frage richten wer: 
ben, weshalb wir Menjhen und Geld opfern, um in Merico eine regel: 
mäßige Regierung zu begründen. Bei dem jegigen Stande der Eivilifation 
in der Welt ift die Prosperität Amerika's für Europa nicht gleichgiltig ; 
denn Amerika nährt unfere Fabriken und unterhält unferen Handel, Wir 
haben ein Intereſſe daran, daß die Republif der Bereinigten 
Staaten mächtig und blübend jei, aber wir haben gar fein Anterefje, 
daß fie fi des ganzen Eolfs von Merico bemädtigt, von bort aus bie 
Antillen und Sübdamerifa beberriht und über die Probufte der neuen Welt 
bie alleinige Verfügung in die Hände befommt. Cine traurige Erfahrung 
belehrt uns heute, wie precär das 2008 unſerer Induſtrie ift, jo lange fie 
gezwungen ift, ihren Robjtoff von einem einzigen Marfte, deſſen Wechfel: 
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fällen fie unterworfen bfeibt, zu beziehen. Wenn aber Merico im Gegen: 
theile jeine Unabhängigkeit beibehält und die mtegrität feines Gebietes 
bewahrt, wenn dort mit der Hilfe Frankreichs eine ftabile Negierung er: 
richtet wird, fo werden wir der lateiniihen Race jenfeits des Oceans 
ihre Stärfe und ihr Preitige wiedergegeben, jo werben wir unferen und 
den jranijchen Golonien in den Antillen ihre Sicherheit wiedergegeben, fo 
werden wir unjern wohltbätigen Einfluß in Gentral:Amerifa feit 
zeiegt haben, und bdiefer Ginfluß wird uns, indem er unferem Handel 
unermeßliche Abjagquellen eröffnet, die für unfere Induſtrie unerläßlichen 
Stoffe verſchaffen. 

„Das fo regenerirte Merico wird uns jtets günflig bleiben, nicht nur 
aus Dankbarkeit, fondern auch weil jeine Intereſſen mit ben unjerigen 
übereinftimmen werden, und weil es in ben guten Beziehungen mit ben 
europätichen Regierungen einen Etügpunft finden wird. Heute alſo nracht 
es un unſere militärifche Ehre, das Bedürfniß unferer Bolitif, der Vor: 
tbeil unferer Industrie und unferes Handels, furz, alles macht es uns zur 
Pflicht, gegen Merico zu marjchiren, dort fühn unfere Fahne auf« 
zupflanzen, dort jei e8 eine Monarchie zu begründen, wenn bie 
ſelbe nicht unverträglid ift mit bem nationalen Gefühle bes Landes, ſei es 
wenigftens eine Regierung einzufegen, welde einigen Beftand 
verjpridt.“ 

Juli. Graf Morny wird vom Kaifer zum Herzog ernannt. 
Gircular des Cardinals Morlot an feinen Klerus nad feiner Rückkehr 
vom Goncil zu Rom. 
„ Eine franzöfiihe Depeſche nah Turin mahnt zu energifhen Maßregeln 
gegen das Unternebmen Garibalbi’s. 


r 


Aug. Der Kriegsminifter begibt fich perfönlich nach Breit, um die Arbeiten 
und Rüftungen für die energifche Kortfegung ber mericanifhen Expe— 
ditionm zu bejchleunigen. 

„ Eine franzöfifhe Depefhe nah Turin mabnt in verfchärftem Grabe zu 
energifchen Maßregeln gegen das Unternehmen Garibaldi’s. 

. Empfang des neuen ſpaniſchen Gejandten, General Concha. Antwort 
bes Kaifers auf die Anrede des Geſandten: 


„Seit meiner Thronbefteigung babe ih, wie Ihnen nicht unbefannt ift, 
feinen Anlaß verfäumt, um der Königin von Spanien meine lebhafte 
Sompathie und der fpanffchen Nation meine hohe Achtung zu beweifen. 
Ah war deshalb ebenjo erjtaunt als betrübt über die zwilchen 
unferen beiden Regierungen eingetretene Meinungsverfhiedenheit. Wie dem 
auch fei, die von der Königin getroffene Wahl eines Mannes, fo befannt 
durch die Loyalität und Erhabenheit feiner Gefinnungen, läßt mich eine 
unparteiifjhe Würdigung der flattgebabten Greigniffe hoffen. Sie werden 
bet mir die Aufnahme —— deren Sie würdig ſind. Ich weiß, in der 
That, daß Sie für Frankreich von denſelben Geſinnungen belebt ſind, wie 
Ihr Vorgänger, welcher unter uns die beſten Erinnerungen zurückließ. 
Ich weiß, zweifeln Sie nicht daran, die verſöhnlichen Abſichten zu len 
welche fie veranlaßten, eine Miffion in fhwierigen Verhältniſſen 
(eirconstances delicates) anzunehmen. Es bängt nur von der Königin 
ven Spanien ab, Sie fünnen Ihr dieſe Verfiherung geben, in mit 
ftets einen aufrichtigen Verbündeten zu haben und dem fpantjchen Volke 
einen loyalen Freund zu erhalten, welcher feine Größe und feine Wohlfahrt 
wũnſcht.“ 

„Einweihung der erſten Eiſenbahnſtrecle in Algerien, von Algier nad 
Blidah. 
17 
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28. Aug. Der Moniteur verfündet, daß das franzöfiihe Evolutionsgeſchwade 
im Mittelmeer (in Folge des Garibaldifhen Unternehmens) den Befehl er 
halten babe, nad Neapel zu geben. 


10. Sept. Der Moniteur widerruft die Bäckereiordnung von 1854. 


13. „ Der Senator Lagueronnisre nimmt in einem Artikel dee offiziöfen Blatte 
„la France” bie rüpere Idee des Kaifers, Jtalien als Staaten 
bund zu organifiren, mit großer Energie wieder auf und weiſt Sranfreid 
die Aufgabe zu: 

die großen Staaten Europa’s zum jcdleunigen Zujammentritt eine 
Congreſſes vorzubereiten, und die Orundlagen ber Berathung zur vorber 
ehenden Genehmigung zu bringen. Diefe Grundlagen feien: 1) Theilum 
taliens im drei dur einen Bundesverband geeinigte Staaten; 2) eure 
päifhe Garantie für das von Rom und dem Erbgute Petri gebildet 
papftlihe Gebiet; 3) Vorbehalt zum Vortheil des heiligen Vaters vor 
deſſen Souveränetät über die Marten und Umbrien, fowie eines Tribut: 
aus den Einkünften diefer Provinzen, deren Verwaltung feinem der beider 
italienifchen Souveräne anvertraut würde; 4) militäriſche, diplomatijche 
erichtliche Einheit, ſowie Zoll: und Münzeinheit zwijchen „allen® Staateı 
Statiene. Lagueronniere rechnet bei diefem Plane Venetien nicht zu Italien 
17. „ Marihall Eaftellane + zu Lyon. 


28. „ Der franzöfiihe Gefandte Lavallette verläßt Nom, um nicht wiede 
dahin zurüd zu kehren. 


6. Det. Der Finangminifter Fould legt dem Kaifer die Geſammt-Ueberſicht be 
Sinanzlage vor und verlangt die Ermädtigung für die Zuftellung dei 
‚ Budget für 1863 an ben Gtaatsratb. Fould faßt die Lage dabin zu 
fanımen: „Die Ziffer der früberen unbedeckten Ausgaben ift auf 157 Mil 
lionen zurüdgeführt, der Dienft für 1862 wird kein Deficit ergeben. Wii 
werden das Jahr 1863 mit einer Reſerve von 80 Millionen beginnen 
um umvorbergejehenen Ereignifjen begegnen zu fünnen. Das Budget für 
1864 wird die Auflagen nicht vergrößern.“ 

15. „ Wendung in der Politit Frankreich® gegenüber Italien. Thouvene 

wird entlaffen und ftatt feiner Drouyn de Lhuys zum Mirifter des 

Auswärtigen ernannt, 

Brief des Kaifers an Thouvenel: Im Interejie der Verſöhnungs 
politif jelbit, der Sie vedlich gedient haben, mußte ih Sie im Minifterium 
des Auswärtigen erjeßen; indem ich mich jedoch dazu entfchliefe, mich von 
einem Manne zu trennen, dem ich jo viele Beweife feiner Ergebenbeit 
verdbanfe, jo ift mir daran gelegen, ibm zu jagen, daß meine Achtung unt 
mein Bertrauen in ihn ſich deshalb feineswegs verringert haben. Ach bin 
überzeugt, daß ih in allen Stellungen, die Sie einnehmen werben, auf 
Ihre Einfiht wie auf Ihre Anbänglichfeit rechnen kann, und id bitte Sie 
Shrerfeits ftets am meine aufrichtige Freundichaft zu glauben.“ 

17. „ Eanrobert tritt an bie Stelle Gaftellane's in yon, der Herzog 
von Magenta an die Stelle Ganrobert’s in Nancy, 

18. „ Erfte Circulardepeſche Drouyn be Lhuys’ an bie PBertreter 

von im Auslande: „Indem ich das Amt antrete, zu welchem ber 

aifer gerubt hat mich von neuem zu berufen, halte ih es für nützlich 

Ihnen in kurzen Worten darzulegen, in welchem Sinne idy die mir über: 

tragene Mifjion angenommen babe. Ach braude, Ihnen gegenüber, nicht 

erſt auf die früheren Handlungen und Schritte der kaiſerlichen Regierung 

in der römiſchen Frage zurüdzufommen. Auch bat Se. Maj. der Kaifer 

feine Anſchauungsweiſe bereits umftändlicher in einem an meinen Vorgänger 

gerichteten Schreiben dargelegt... . Diefe mit fo hoher und fo unparteii- 
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ſcher Einficht dargelegte Politif hat fih in Nichts geändert. Sie bleibt für 
die beiden Rechtsgegenſätze (causes), denen fie in gleihem Maße die Be: 
weije ihrer Fürſorge reichlich zugewendet bat, von den nämlichen Gefin- 
nungen wie früber bejeelt. Die römifche Frage berührt die höchſten Intereſſen 
der Religion und der Politif; jie regt überall auf dem Erdball die beach 
tenswertbeften Zweifel an, umd bei der Prüfung ibrer Schwierigkeiten fieht 
die Regierung des Kaiſers es als ihre erjie Pflicht an, fi gegen alles zu 
verwahren, was einer Ueberftürzung ibrerjeits Ähnlich fehen, oder fie von 
ber Bahn, welde fie ſich ſelbſt vorgezeichnet bat, ablenken fünnte. — Das 
ift der Standpunft, auf den ich mid bei Uebernahme der Leitung der aus: 
wärtigen Angelegenbeiten geitellt babe“. 


19. Dt. Lavalette von Rom abberufen und durch den Prinzen Latour 


26. 


d'Auvergne erſetzt; an die Stelle Benebetti'8 in Turin tritt Graf 
Surtiges. 


„Depeſche des Hrn. Drouyn de Lhuys nah Turin über bie 
Löſung der römischen Frage: 

„... Die faiferl, Regierung bat, indem fie Acht hatte, ihre Berantwort: 
lichkeit aus dem Spiele zu ziehen und den Charakter ihrer Entſchlüſſe genau 
zu beftimmen, ſich in der Hoffnung gefallen, daß die Wieberaufnabme ihrer 
biplomatifchen Beziebungen mit dem Quriner Gabinette ihr erlauben würde, 
endlih mit Erfolg an dem Berjühnungswerfe zu arbeiten, an welches ſich 
nach ihrer Ueberzeugung die definitive Weihe der neuen Ordnung der Dinge 
auf der Halbinjel anfnüpft. Ihr ſympathiſches nterefje für Stalien, ihre 
Borjorge für den heiligen Stuhl und über alles dies ihre Pflichten gegen 
Frankreich fchrieben ihr vor, ihre Anjtrengung mit einer Beharrlichfeit zu ver: 
folgen, welde weder dur ſchroffen Widerjtand, noch dur unüber— 
leate Ungeduld müde werden follte und welche die Bedeutung der in ber 
römiſchen Angelegenbeit engagirten Interejien genugfam erklärte. Der Kaijer 
bat Sorge getragen, in einem neulid im „Moniteur“ veröffentlichten Briefe 
die Brincipien, weldye jeine Politik leiten, zu erflären und ſowohl Stalien 
wie dem heiligen Etuble den zu erreichenden Zwed und bie dazu erforder: 
fichen Mittel zu zeigen. Seit dem Wugenblide, wo ber Kaiſer auf bieje 
Weiſe die Schwierigkeiten der Aufgabe und bie Bedingungen des Erfolges 
angab, hat jeine Regierung nicht aufgehört, ihre Verſuche zu erneuern, bie 
Geiſter einander zu nähern und den aufgeregten Gemüthern ſowohl, wie 
ben leidenden Intereſſen Frieden und Sicherheit zu geben. Die Ergebnifle 
haben bisher leider ihren Erwartungen nicht entiprochen; aber wenn wir 
einnerfeits die Standhaftigkelt, mit welcher der römische Hof fi geweigert 
bat, mit uns gemeinfam die Bafis einer annehmbaren Transaction zu juchen, 
bedauern, jo haben doch andererfeits bebeutende Thatfachen, die ich nicht 
verihweigen kann, diefen Hof in jeinem Widerftande bejtärkt, und indem fie 
fein Miptrauen rechtfertigen, haben fie der Regierung bes Kaiferd neue 
Schwierigfeiten gegemübergeftellt.. Der General Garibaldi hat, indem er 
feine individuelle Initiative der regelmäßigen Aktion ber öffentlichen Macht 
unterfhob, eine Expedition — welche notoriſch gegen uns gerichtet 
war, und forderte mit bewaffneter Hand Rom, das unter unſeren Schuß 
geftellt war. Die Regierung des Königs bat, ich beeile mich, es anzuer— 
fennen, mit einer Entjclofienbeit und Energie, worin man ihre Loyalität 
ehren muß, diefen Verſuch glüdlich niedergefchlagen. Seine Gonception allein 
und der Anfang von Ausführung, der ihr gefolgt war, haben indeſſen in 
Stalien eine durch die Gährung anarchifcher Leidenfchaften aufgeregte Situa— 
tion aufgewedt. Gleichzeitig organifirten fi in einem benadbarten 
Lande lärmende Manifeftationen, deren eingeflandener Zweck der war, 
auf die Entichlüfie des Kaifers einen Drud auszuüben, 

„Wie es mir überflüffig erfcheint, daran zu erinnern, daß Franfreiche 
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Fahne keiner Drohung weicht, fo halte ih es gleichfalls für unn S 
aud für die Politit meines Landes die vollftändigfte Unabhängigkeit 
allem auswärtigen Drude in Anfptuh zu nehmen. Dennoch » 
ben biefe Thatfahen, die ich nicht ganz und gar mit Stillichweigen u 
gehen konnte, die faiferliche Negierung nicht in ihren eifrigen Bemübarı 
gehemmt haben, um die Verfühnung der beiden großen Intereſſen berbs 
führen, bie in Stalien Gegenftand ihrer unabläffigen Bemühungen | 
wenn die officielle Mittbeilung, die uns das Mundfchreiben des Herrn 
neral® Durando von 10. des vorigen Monates machte und die Beröri 
lihung diefes Aktenſtückes, uns nicht für den Augenblid die Hoffnung , 
wir gern in die Dispofitionen der italieniſchen Regierung bätten fegen ı 
len, geraubt hätten, die Transaction, nach ber wir ftreben, zu erlangen. 
der That eignet fich der Herr General Durando, nahdem er des Unter: 
mens von Garibaldi Erwähnung gethan, das Programm beöjelben an 
verlangt, indem er fich für Italiens Net auf Rom ausipridt, im Na: 
feiner Regierung die Auslieferung dieſer Hauptitadt unb 
heiligen Baters Verſetzung. Unferer Anficht nah ſcheint gegeni 
dieſer eierticpen Erklärung und diefer peremptoriſchen Beanſpruchung 1 
Discujjion unnüg uud jeder Verſuch einer Bermittelung 
wagt, wie ich mit aufrichtigem Bedauern eingefichen muß; bie italien: 
Regierung bat fih durch die unbedingten Erklärungen, deren jo eben 
dacht worden, auf ein Feld geitellt, wohin ihr zu folgen die beftänbi 
Intereſſen und Ueberlieterungen Frankreichs nicht minder, als die derm 
gen Anforderungen feiner Politik uns verbieten. 

„Ih verkenne feineswegs die freundichaftlihe und gemäßigte Korm 
Mittyeilung, die mir neuerdings durch den italienijchen Herrn Minister 
macht wurde; dod vergebens fuhe ih darin die Elemente 
einer Verbandlung, auf die wir cingeben fünnten. Unſe 
Anſicht nah kann dieſe Verhandlung nur darauf abgielen, zwei Intere 
zu verjöhnen, bie fi) unferer Fürforge zwar aus verjchiedenen, uns jed 
gleich achtbaren Gründen empfeblen und die einander zu opfern uns n 
einfallen fann. Die italienische Regierung weiß übrigens jebr wohl, daß 
uns ſtets geneigt finden wird, mit Nüdficht und Sympathie alle Gombiı 
tionen zu prüfen, die fie uns vorzulegen beliebt und die ihr fo befchaf 
zu fein fcheinen, daß fie uns dem vorgeftedten Ziele näber bringen, 
ihre Umficht, wie wir hoffen wollen, uns zu erreichen bebülflih fein wir 


30. DE. Frankreich ſchlägt England und Rußland eine gemeinfa' 


31. 


Antervention in den nordbamerifanifhen Wirren vor, 


Da fi) die Abreife des neuen franzöfifhen Gefandten Prinzen Latour n 
Rom verzögert, jo jhidt die Negierung den Grafen Lallemand als inte 
miſtiſchen Gejhäftsträger dahin, um die Gewährung von Reformen | 
Rom und das Patrimonium Petri zu betreiben. 

Anftruction des Minifters an den Grafen Lalleman 
„Indem der Kaijer mir das MPortefeuille der auswärtigen Angelegenbeit 
in einem Augenblid übergab, wo die Gituation des heiligen Stubls | 
ernjteften Beſorgniſſe bervorrief, hat Se. Maj. mir eine Aufgabe zuertbei 
beren Echywierigfeiten ich vollfommen fühle, und welde mein Eifer für d 
Dienft Sr. Maj. nit auszuführen vermögen würde, wenn ich nidyt auf d 
Zutrauen ber päpftlihen Regierung rechnen dürfte. Ich beeilte mich daf 
Sr. Heiligkeit den Ausdrud der chrfurdisvollen Ergebenbeit für feine Perf 
und meines erniten Willens darzubringen, meinen Beziehungen mit fein 
Regierung die vollfommenjte und loyalſte Dffenbeit zu Grunde zu legen 
Der Minifter theilt nun mit, daß er mit dem päpftlichen Nuntius ſehr off 
über die römiſchen Zuftände geſprochen babe. „Ih mußte”, fagteer, „Mo 
feigneur Chigi aufs neue unjer lebhaftes Bedauern ausdrüden wegen & 
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Art und Weiſe, wie der römiſche Hof unſere wiederholten Ausgleichungsver⸗ 
ſuche aufgenommen hat, und ich habe beſonders darauf hingedeutet, daß dieſe 
deſtändigen Ablehnungen einen. übeln Eindruck auf bie öffentliche Meinung 
ausüben müßten“. Er babe dann auch, führt er weiter fort, die Gegen: 
gründe der päpftliden Regierung widerlegt. Die meiften katholifchen Mächte 
feien der Anficht Frankreichs. Der Papſt jelbit habe die Reformen zuge: 
fanden, und erflärt, daß er nur die Rückkehr der verlorenen Provinzen abs 
warte, um fie auszuführen. „Ach babe Mübe*, fagt der Minifter, „dieſen 
Aufihub zu begreifen. Kann die großmütbige Seele des Hohbenpriefters 
ihren treu geblicbenen Untertbanen bie ihren verirrten Untertbanen zu Theil 
gewordenen Wohlthaten verjagen? Wenn der römijche Hof durch weife Zu: 
fimmungen. an die Bedürfnifje der Zeit bie Herrichaft über die Bevölkerung, 
die ihm bleibt, confolidirt, fo fichert er die Gegenwart durch einen fpontanen 
At, von weldem er alle Ehre und allen Nuten fofort einerntet, und wel: 
her ibm erlaubt unter befiern Bedingungen zu warten und vielleicht bie 
Chancen, welche die Zukunft noch birgt, fi vorzubehalten”. 

„Man wird in Rom begreifen, daß die öffentlihe Meinung in Frankreich 
der Regierung Pflichten auferlegt. Wenn das Fatholijche Frankreich um feine 
Opfer für eine feinen Traditionen theure Angelegenheit noch nicht feilfcht, fo 
trennt es die Beihükung des Papftes body nicht von der Verbeſſerung 
bes Schidjals der römiſchen Bevölferung, und es könnte enblid 
müde werben, die Hoffnungen die es ſelbſt hat entſtehen laſſen beftändig auf: 
ichieben zu feben. Unfere verlängerte Befegung des Kirchenftaats wird an: 
dererfeits in Fraukreich ernftlih, wenn nicht mit Net, im Namen von 
Trincipien und Anterefien angegriffen, welche die unjrigen find, und bie 
Regierung des Kaifers glaubt berechtigt zu fein ‚von dem beiligen Stuhle 
zu fordern ihr ihre Aufgabe zu erleichtern, indem er durch ben aufgeflärten 
und liberalen Gebrauch feiner Macht die Gegner feiner Souveränetät ent= 
wafinet. Wenn der römiſche Hof die Neformen bis zu dem Augenblid auf: 
ichtebt, wo die Provinzen, welde früher den Kirchenjtaat ausmachten wieder 
zu ihm zurüdfehren, nöthigt er ung über die territorielle Frage uns 
auszufpreben. Wir haben nie weber bie Legitimität der Neclamationen des 
beiligen Stubls noch den Werth feiner Protefte verfannt, und wenn wir 
bier ratben für die Gegenwart zu jorgen, jo haben wir durchaus nicht bie 
Abficht ihr für die Folge zu präjudiciren. Jede Regierung bleibt Herr 
ibrer Handlungen und beurtbeilt den Umfang ihrer Pflihten Meine 
Biliht ift es ausdrüdlih zu erklären, daß die Regierung 
des Kaifers von den Mitteln, bie verlorenen Provinzen 
wieder unter päpfllihe Botmäßigfeit zurüdzuführen, bie 
Gewaltmittel ausihlieht Sollen wir deshalb aber auf die Hoff: 
nung verzichten, den heiligen Stuhl auf Unterhandlungen eingehen zu 
jeben, deren Zweck wäre ibm unter feftzufegenden Normen für bas was ihm 
verbleibe eine formell ftipulirte Garantie zu geben, welde die Verträge, bie 
feinen Länderbeftand conftituirten, ihm nicht gegeben hatten? Wenn bie 
Provinzen bes heiligen Stuhles das Dominium der Fatholifchen Welt find, 
fönnen da die Regierungen, welche die Katholicität in ihren irdifchen In— 
terefjen vertreten, nicht zur Löfung einer Frage berufen werden, deren Prü— 
fung ihnen ganz natürlich zuzufommen fcheint? Iſt das Stehenbleiben ber 
weltlihen Macht wirklich eine Gemwifjensfrage? Können die Interefjen biefer 
weltlichen Macht, die als ſolche allen Veränderungen ber irdiſchen Dinge 
unterworfen find, anders als durch die menſchliche Vernunft regiert werben, 
die ftets dem Irrthum unterworfen, aber body der einzige Führer politifcher 
Gonceptionen it? Ich babe es bereits gejagt, die Gombinationen, benen 
der römijche Hof beiftimmen fönnte, würden feinen Reſerven und der Aus 
torität feiner Protefte nicht fchaden, Wenn er das Recht aufrecht erhält, 
wenn er an einem beflimmten Tage feine Ohnmacht eingefteht, läßt er bie 
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Zukunft offen, und welche Macht auf diefer Welt ift mehr als bie päpftlic: 
barauf angewiefen zur Berbeflerung zeitlichen Ungfüds auf die Zufunft zu 
hoffen? Wir find überzeugt, daß jedes Arrangement, welches ben jeßigen 
Länderbeftand der Kirche wirffam garantirte und alfo bie vollfommene Um: 
abbängigfeit des Papftes herftellte, die fatholifhen Gemüther vollftändig be: 
rubigen würde“. 


18. Nov. Baron Gros wird an die Stelle des Grafen Flahaut zum Botſchaften 
in London ernannt. 

49. „ Bericht bes Kriegsminifters an den Kaifer über die Page ber Erpeditior 
n Mexico bei Ankunft des neuen Oberbefehlshaber General Forey (i 

erico). 

31. „ Broſchüre des Prinzen Napoleon gegen die weltlihe Herrihaft pe 
Papſtes (Sammlung diplomatifcher Aftenftüde, Berichte ber franz. Geſandter 
von 1815—1848, über die Zuftände des Kirchenftaats). 


25. „ Frankreich lehnt die Zumuthung Englands (j. England 15. Oct. ) 
„Rom den Römern zu überlafien” ab. 
Dep. Drouyn de Lhuys an den franzöftihen Gefanbten in London 
„. . » Lord Cowley ſagte, daß er ermächtigt fei, mir, wenn ih es wünſche 
Gopie der Depeiche Lord Ruſſells zu laſſen; ih babe nicht geglaubt, ei: 
Anerbieten annehmen zu dürfen, das meinerfeits an die Abficht hätte glauben 
lafien können, mich auf eine regelmäßige und folgerehte Die 
euffion einzulaflen. . . . Nichts in unferer Stellung oder in unferen Hand 
lungen bat bas Londoner Gabinet glauben laffen Fünnen, daß unfere Ab 
ficht nicht immer noch die fei, der Beſetzung Roms ein Ende zu machen 
fobald wir es thun fünnen ohne den und anvertrauten Anterefien zu ſchaden 
England wünſcht nicht ernitlicher al® wir, das Ende diefer Äntervention 
beranmaben zu jeben. . . . Ich babe übrigens dem englifhen Herrn Bot 
ſchafter nicht verichwiegen, wie fehr der in der Depeſche Lord Ruſſells an 
geratbene Plan entfernt tft, die Garantien dbarzubieten,, mit denen wir, be 
vor wir Nom verlaffen, den heiligen Stuhl zu umgeben uns für verpflichte 
halten. Auch wir beugen uns vor dem Principe der Nicht-Interven 
tion; bie Grundfäße Englands find die unferigen; wir verfteben eben { 
die der nationalen Souveränetät fchuldige Achtung. Die Regierung de 
Kaijers zieht ihren Urferung und ihre Kraft daraus, und der Souverär 
ber die Sache der Unabhängigkeit der Halbinfel in jo edler Weile erfochte 
hat, kann nicht verdächtigt werden, an irgend einem Punkte Stalien 
die Rechte eines italienischen Volkes verfennen zu wollen, Aber de 
Zuftand, von dem wir reden, ift feinem anderen äbnlih, und die ge 
wöhnlihen Regeln des öffentlichen Rechtes können nic 
darauf angewendet werden. Wenn unjere Stellung in jeder Bezieh 
ung eine ausnahmsweiſe ift, fo ift die des Papftes feinen Unterthanen gegen 
über es nicht weniger. Als jede Autorität fich gleihfam durch ihr eigene 
Gewicht erhielt, genügten die materiellen Kräfte der päpftlichen Regierung 
die Ruhe und den Frieden im Kirdyenftaate zu erbalten; aber ber heilig 
Stuhl bat in weltlihen Angelegenheiten das in unferer Zeit den andere: 
Negierungen vorbebaltene Loos erfahren, welde überall mit dem Geifte de 
Neuerung und ber Reform im Kampfe find, und dba er nicht wie jene burc 
ihre Natur und ihre Organifation in der Sage ift, feine Vertheidigungs 
mittel nad feinen Gefahren zu bemeifen, jo bat er von biefen Prü 
fungen mebr als jede andere Macht gelitten. Zu bdiefen allgemeinen Ur 
ſachen von Schwäche find noch neue, durch den Gonfliet ber italienischen 
Snterefien hervorgerufene Unfälle getommen, und beutzutage ift die Re 
gterung des b. Vaters mehr als je entwaffnet. Wenn die Röme 
in einem ſolchen Momente berufen würden, über die Eriftenz dieſer Mach 
zu entiheiden, jo würde biefes Eyperiment nicht unter Bedingungen ftatt 
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finden, bie es zu einem ernſtlichen machte, und das Reſultat würde 
Teiht vorauszufehen jein. 

„Könnte eine folhe Entwidlung einer langen Krifis eine Löfung fein? ... 
Wollen wir hiermit jagen, daß die Situation ber Nömer mitten in ben 
großen Interefien, an deren Schidial ihr eigenes gebunden iſt, micht unjere 
wohlmollende Aufmerfjamkeit in Anſpruch nimmt? Wir find weit entfernt, 
fo zu benfen, und das Londoner Gabinet weiß es. Die Anftrengungen, 
welche die Regierung bes Kaiſers bei verfchiedenen Gelegenheiten gemacht 
und auf welche fie nicht verzichtet hat, um alle adminiftrativen Ver— 
bejjerungen, welde mit ben Bebürfniffen der Zeit im Verhältniſſe jtehen, 
zu erwirfen, find ein Beweis von der bejtändigen Fürforge Sr. Maj. for 
wohl für die Intertbanen wie für den Eouverän. Allerdings, den Wünſchen 
der Römer für die Reformen begegnen Aufihub und Termine; aber Rom 
ft nicht das einzige Land, wo ähnliche Schwierigkeiten. dbenfelben Anſprüchen 
folgen. Es gibt ficherlich Gegenden, wo bie Leiten ber Bevölkerung reeller 
und der Sympathie hriftliher Mächte würdiger find. Iſt die engliihe Re— 
gierung, indem fie fich in diefer Beziehung in allen ernften Fällen ben Bes 
jorgniffen der großen Höfe zugefellte, nicht dennoch der Anſicht geweſen, daß 
ber Grab des Drudes, den man ausüben foll, den höheren Erforbernifien 
der europäilchen Ordnung und des allgemeinen Friedens untergeorbnet werden 
müfje? „Meine Abficht iſt nicht, dem Londoner Gabinet hieraus einen Bor: 
wurf zu machen“, babe ich Lord Cowley gejagt, „wir verlangen von ihm 
nur, daß es unferer Stellung Rückſicht trage, wenn wir bier jelbft ähnliche 
Erwägungen anrufen. Wozu follen die beiden Mächte überhaupt über bie 
remiſche Frage eine Gontroverfe erheben? Wozu einen Streit ohne praf: 
tifhen Nutzen fuhen, der nur zur Folge hätte, bie Öffentliche Manifeftation 
eines Zennvürfniffes bervorzurufen, während fich jo viel große Intereſſen 
auf allen Punkten der Erbe ihrer Aufmerkſamkeit anempfeblen und ihnen 
anratben, die Eintracht ihrer Beziehungen rein zu erhalten?“ 


— Nov. Die ofilziöfe Pariſer Preffe proteftirt aufs beftigfte gegen bie 
Candidatur bes englijhen Prinzen Alfred auf den Thron von 
Griechenland und erklärt, Franfreich werde nimmermehr zugeben, daß aus 
dem Mittelmeer ein englifcher Sce gemacht werde. 


— „ Der neapolitanifhe Kronprätendent Prinz Lucdan Mürat erläßt wieder 
einen offenen Brief an den unbekannten neapolit, Herzog. 


4. Dec. ine fehr einläßliche Cirkulardepefhe Drouyn de Lhuys gibt 
Nachrichten über die Unterhbandlungen zwifhen Englanb, 
Rußland und Franfreih bezüglih der Beſetzung bes 
griechiſchen Thrones. 

Die Depeſche berichtet, daß Frankreich den Griechen dringend zum Frieden 
gerathen, daß aber alle drei Schutzmächte ſich hätten überzeugen müſſen, 
wie die Griechen nicht zu bewegen ſein würden, auf die bayriſche Dynaſtie 
zurückzugreifen. „Wir hätten gewünſcht, daß es möglich geweſen wäre, die 
Anordnungen von 1832 durch Erhaltung der Krone bei ber Dynaſtie, 
welcher fie damals verliehen ward, in ihrem vollftäindigen Inhalte auszu— 
führen. Der Zuftand der Geifter in Griechenland erlaubte uns jedoch nicht, 
eine Rückehr der öffentlichen Meinung zu Gunften des Königs Otto zu 
hoffen, deſſen Unglück wir nur bedauern konnten, und bald mußten wir zu 
der Weberzeugung gelangen, daß jede Bemühung, die Stimme ber Griechen 
für einen Prinzen ſeiner Dynaſtie zu gewinnen, unfehlbar ſcheitern würde. 
Dieſe Anſicht warb von dem engliſchen und von dem ruſſiſchen Cabinet ges 
theilt. Obgleich der Empfehlung der Ganbidatur eines bayerijhen Prinzen 
geneigt, dachte feiner der drei Höfe daran, daß man fie ber Wahl Griechen: 
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lands vorfchreiben fünne Es verlangte von einem anderen regierenden 
Haufe einen Souverän. Die Griechen bätten ſich durch ihren zu erwäbs 
lenden König natürlich gern in Verbindung mit einem flarfen Staat 
zu jegen gewünfcht, weldhem Wunjce jedoch die fich wibderjtreitenden Img 
terefien der drei Großmächte entgegenitand, jo dak am Ende nichts übrig 
blieb, als auf das Protofoll von 1830 zurüdzufommen und alle drei auss 
zufchließen. Obne behaupten zu wollen, daß die einſchränkende Glaufel des 
Protofolls vom 3. Februar 1830 in ihren Beltimmungen auf den gegen 
wärtigen Zuftand der Dinge ftreng anwendbar ſei, glaube ih mich nicht 


“zu täuschen, wenn ich fage, daß jene Bejtimmung in einem gewifjen Sinne 


nch vollftändig befteht und daß fie in dieſer Beziehung ebenfo permanent 
tft, als die Intereſſen, welche fie dictirt baben, Ihr Zwed tft, zu verbin- 
bern, daß Griechenland fich nicht eines Tages dem ausichliefliben Einfluß 
eines der drei Höfe ausgeliefert finde, weil der Hof, der auf diefem Bunfte 
das Webergewicht erhält, daffelbe bald im ganzen Orient erbalten würde, 
deſſen Scidjal von diefem Augenblick an in feinen Händen jein würde.“ 
Die franzöfifhe Regierung ſelbſt zwar habe feinen eigenen Ganbi- 
baten aufgeftellt. „Wenn fie weniger frei von perjönliden Vorurtheilen 
erwejen wäre, wenn fie den allgemeinen Intereſſen und den Berträgen, welde 
te ſchufen, weniger Rechnung getragen bätte, fo hätte fie der Abftinmung 
Griechenlands einen Namen bieten können, der nicht ohne Zauber (prestige) 
gewefen wäre. Cie hat aber vorgezogen, ein neues Pfand für ibre Sorgfalt, 
für die Ruhe Europas zu geben und fi jedes Gedankens an eine franzö- 
ſiſche Gaybidatur entſchlagen.“ Rußland dagegen batte als präjumptiven 
Kandidaten den Herzog von Leuchtenberg. „Dem Herzog vomsteuchten- 
berg gibt feine Herkunft ganz befondern Anſpruch auf die Sympatbie der 
Regierung des Kaiſers. Vielleicht wäre e8 am Plage zu prüfen, ob der: 


‚jelbe, da er in Wirklichkeit zu dem Range ber Prinzen des Faiferlihen Hau: 


ſes nicht zugelajien noch Nachfolger der Krone ift, von der in dem Pro— 
tofoll von 1830 fejtgejtellten Beftimmung getroffen wird und ob er jich micht 
in mebr als einer Beziehung in der gleichen Yage befindet, in der der Prinz 
Leopold von Sachſen-Koburg zu England war, als biefer von den drei 
Mächten zum Eouveräin Griechenlands auserjehen war. Obne Zögern er: 
fannten wir auch bier an, daß feine Wahl ebenfalls einige Agitation im 
Drient hervorrufen fünnte, erklärten aber dabei, daß die Unannebmlichfeiten 
ſich vielleicht weniger bei einem Prinzen zeigen würden, ber, als der orien: 
talifchen Kirche angebörend und jo dem religtöjfen Gefühl der Griechen mebr 
entiprechend, weniger verpflichtet fein würde, dem nationalen Gbrgeiz zu 
Ihmeicheln und in Griehenland Hoffnungen auf jofortige Vergrößerungen 
zu wecken.“ Schon war aber diefe Gandidatur weit überholt durch diejenige 
des engliihen Prinzen Alfred und als England zu wifien verlangte, 
ob Rußland ernftliche Abfichten bege oder ob e8 den Herzog von Leuchten: 
berg durch die Klaufel von 1830 ausgeſchloſſen erachte, bielt das rufiifche 
Cabinet zurüd, wofür fih England dadurch rädıte, daß es ſich binfichtlich 
feiner Pläne mit dem Prinzen Alfred ebenfalls. in tiefes Geheimniß büllte. 
Frankreich unternahm es nun, England zum Verzicht auf die Gandidatur 
des Prinzen Alfred zu bewegen. „Die Errichtung eines engliſchen König: 
thbums in Athen, haben wir ihm gejagt, würde tiefe, in die Page der Mächte 
Im Orient eingreifende Modifikationen zur Folge haben, Entgegen dem 
Geifte der Acten, welde, als fie das Königreich Griechenland gründeten, 
dasjelbe jedem vorwiegenden Einflufje eines der drei Höfe entziehen wollten, 
würde ein jo bedeutungsvolles Ereigniß das weile Gleichgewicht, das durch 
neuere Berträge noch verftärft ward, bedrohen. Sollte auch nicht eine jo: 
fortige Veränderung in der englifchen Politik binfichtlih des otlomaniſchen 
Kaiferreihs entfteben, jo würde das Londoner Gabinet doch in Zukunft 
die Mittel in den Händen haben, feinen Einfluß nah Gutdünfen auf allen 
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Punkten der Türkei geltend zu machen, und das Schickſal eines Prinzen 
der föniglichen Familie von England einmal mit den Geſchicken Griechen— 
lands vereinigt, könnte fein Gedanke nicht die Unterdrüdung des National: 
gefübls der Hellenen fein; früber oder fpäter würde es ſich durch bie Gewalt 
der Dinge gezwungen ſehen, Tendenzen zu unterjtügen, welche mit ber Er: 
haltung des ottomannifchen Kaiferreihs im Wideriprub find. Die orien- 
taliihe Frage Fünnte demnach unter ganz neuen Verhältniſſen wieder auf: 
tauchen. Die Intereſſen der anderen Mächte würden von da an leiden und 
in Zufunft fchwer compromittirt werden. Die Regierung bes Kaifers fann, 
was fie betrifft, nicht weniger thun, als von einem folden Ereigniß Act 
nehmen und fih, wenn es am Platz ift, die Wieberherftellung bes geftörten 
Gleichgewichts vorbehalten.“ England habe darauf geantwortet, daß es bie 
Gandidatur des Prinzen Alfred gern zurüdziehen werde, wenn Rußland 
die Ausſchließung des Herzogs von Leuchtenberg anerfennen wolle. Hierzu 
babe denn Frankreich auch der ruffischen Regierung gerathen. Diejelbe habe 
ihrem diplomatifchen Vertreter ſchon vorgefchrieben gehabt, bie betreffende 
Erflärung über die Verträge von 1830 zu machen, und babe der Anzeige 
davon an bie franzöfifche Regierung beigefügt, daB e8 für ben Herzog 
von Leuchtenberg auf jede Kandidatur verzichte Nichts ſtehe 
alfo heute dem Einverjtändnik ber drei Höfe entgegen, und er hoffe, bie: 
ſelben würden bald einen gemeinfamen Gandidaten vorjchlagen Fönnen. 


. Dec. Eine Dep. bes Prinzen Latour berichtet über den erften Befuch des neuen 
Geſandten beim Kardinal Antonelli: „.. . Der Kardinal zollte feine An: 
erfennung den woblwollenden Abfichten, bie der Kaijer dem päpftlichen 
Stuble unabläfjig bezeugt babe, und fir welde bie römiſche Gurie eine 
neue Bejtätigung in dem Wiedereintritt Ew. Erc. in das auswärtige Amt 
mit Vergnügen erblide. Es ftebt feit, fügte der Kardinal bei, daß ber bei: 
lige Bater es nur dem Schuge Franfreihs verdankt, noch in Nom zu fein, 
und Se. Heiligkeit, glauben Sie mir, bewahrt troß aller Schwierigkeit ihrer 
Lage in aller Befümmernig ihrer Seele die Gefühle der tiefften Dankbarkeit 
für Se. Majeſtät . . .“ 


5. „ Eine Dep. des Fürften Latour berichtet über feine erjte Aubienz bein 
Vapſte: Er babe ſich mit vollem Freimut ausgedrüdt, der Bapft ihm gütig 
und mit Zeichen der Auftimmung zugebört. Derfelbe babe fich geneigt er 
Hört etwas zu thun, was man wenigftens als Beweis des guten Willens 
anſehen könne; es jei dies jedoch unter den beitehenden Berbältniffen nicht 
fo ganz leicht. Es fei bereits der Befehl gegeben, gemäß den Verſprechen 
des Motu proprio von 1849 die Gemeinderäthe in den Provinzen durch 
Rab! zu erneuern. Es werde dadurch das Wahlſyſtem zur Grundlage ber 
Regierungsorganifation gemacht, da die Gemeinderäthe die Provinzialräthe 
und diefe wiederum die Mitzlieder der Finanzconfulta wählten. Diefen Leb: 
teren würde er entſcheidende Stimme bewilligen, wenn nicht ber größere 
Theil der Einfünfte gegenwärtig nicht aus dem Lande felbft, jondern aus 
den freiwilligen Gaben ber Gläubigen überhaupt berrührten. Much in Bes 
zug auf abminiftrative und gerichtliche Reformen babe der Papft gute Ab: 
ſichten an den Tag gelegt, jedoch befonders hervorgehoben, daß Vieles, was 
man auswärts ald Reform anratbe und begehre, bereits feit langer Zeit 
eingeführt fei. So unwiſſend fei man über die Zuſtände des Kirchenftaates, 
Auf die Bemerkung des franzöfifhen Gefandten, daß vielleicht auch einige 
politifhe Reformen angebracht fein würden, gab der Papſt, ohne biete 
Idee zurüdzumeifen, eine ausweicdhende Antwort. Die Depeche ſchließt 
mit folgenden Worten: „Es fam, wie ich bemerfen muß, fein bitteres Wort 
über die vergangenen Ereignijje aus dem Munde bes Pabſtes. Ge. Heilig: 
feit machte auch feine directe Anfpielung auf den vom beiligen Stuhl er: 
littenen Gebietsverluft, ſondern beſchränkte fich darauf zu verjchiebenen Malen 


266 


Frankreich. 


ihren Dank für alle bie im allgemeinen auszudrücken, welche in ber Sphäre, 
in ber fie fi befändben, dem römifchen Stuhle einige Sympathie bezeugt 
hätten.“ 


21. Dec. Eine Dep. Drouyn de Lhuys an ben Gefandbten in Rom meldet ibm, 


25. 


bag England bem Papfte den Vorſchlag gemacht habe, Rom zu verlafien 
und nah Malta zu geben und fügt bei, was er darüber zu bem apoftolifchen 
Nuntius Fürſten Chigi gelagt: er boffe, baß, wenn ber Bapft — mas Gott 
verhüten möge — genöthigt wäre Stalien zu verlaſſen, berjelbe fich Tieber 
nach Frankreich als auf englifches Gebiet zurüdzieben werbe. 


„ Der neue franz. Geſandte in Turin berichtet, daß bie italienifche 
Regierung es ablehne, Frankreich auf den in ber Depefche bes 
Hrn. Drouyn de Lhuys dv. 26. Oct. angegebenen Grundlagen irgend 
welche Eröffnungen bezüglich der römifchen Frage zu machen. 


Der Gefandte hatte in Betreff einer Erklärung der „Opinione“ — zwiſchen 
dem Frankreich, welches läugne, daß Rom ben Stalienern gehöre, und bem 
Stalten, weldyes unwiderruflid Ron für ſich wolle, ſei eine Verſtändigung 
viht möglih, — von Marcheſe Rafolini Auskunft verlangt. Der italienijche 
Minifter antwortete ihm, baß Fein Journal das Recht babe im Namen 
Italiens zu reden. Er erklärte ferner, daß es zwedmäßig fei, im gegenwärtigen 
Augenblick die römische Frage auf ſich beruhen zu lajien, obgleich 
auch das italienische Minifterium bie Meinung des Landes theile, daß Nom 
bie natürliche Hauptjtadt Staliens fei. Das Programm bes gegenwärtigen 
Gabinets fei von dem bes vorbergegangenen nur in dem einzigen Punfte 
unterſchieden, daß e8 ben Verzicht auf neue Eröffnungen an Franfreih be: 
züglich der römischen Frage vorjchreibe, da das Gabinet der Tuilerien Unter: 
bandlungen auf der Grundlage „Rom den Jtalienern“ glaube ablehnen zu 
follen. Darauf antwortete der Vertreter Frankreichs: Diefe Worte entbielten 
ein wabrbaftesnon possumus. Diefe Auslegung babe jedoch der Marchefe Bajolini 
zu abfolut gefunden und hinzugefügt, wenn die italienifhen Minifter es für 
möglich bielten, jo würden fie die Unterhandlungen mit dem Faiferlichen 
Gabinet wieder aufnehmen. Der franzöfifche Gefandte ſchließt feinen Bericht 
an Herrn Drouyn mit der Bemerkung, die Herven Pafolini und Fa— 
rini hätten betbeuert, daß fie entſchloſſen feien, mit ber kaiſerlichen Regie: 
rung einig zu geben. 

Bericht des Finanzminifters Fould an ben Kaifer. 
Erzbifhof Morlot + zu Paris. 
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3. Zan. Girculardepeihe Ricafoli's über bie Tragweite ber legten Be: 
jchlüfle des Parlaments und über die innere Page bes Landes: 

„+. Ich wage nicht, das mit jo großer Mehrheit ausgefprochene Botum der 
Kammer als ein Zeichen bes Vertrauens in die Perſonen zu betrachten, 
welche die Landesangelegenbeiten leiten. Diefes Votum, und darin Tiegt 
jeine hohe Bedeutung, ift die ausdrückliche und wiederholte Sanftion eines 
Programmes, welches die gefunde Bernunft und die Hoffnung al® dasjenige 
bezeichnet, welches allein Stalien zu feinem Endziel führen fann, die Schwie: 
rigfeiten umferes gerechten und rubmreihen Unternehmens vermindert und 
die öffentlihe Meinung Europa’s uns immer genceigter madt. Das Par: 
lament bat gezeigt, daß die italienifhe Nation, obſchon zum Theil ein Neu: 
ling in einem freien und eigenen Leben, dennoch weber der praftifchen Klug: 
beit noch der Beharrlichkeht entbehrt, welde bisher ihre Schritte bei ber 
Ermwerbung eines unabhängigen Baterlandes bezeichneten und daß die Itallener 
immer vereint nach demjelben Ziele ftreben werden, ohne ſich durch Hinder— 
niffe und Opfer abbalten oder durch bochberzige Ungeduld antreiben zu laſſen. 
Diefes ift der wirflihe und wahre Sinn ber neueften Parlamentsbefchlüffe. 
In der römiſchen Frage bat die Kammer nicht allein das Votum vom 
27. März 1861 beftätigt, jondern noch verftärft. Trotz der Schwierigkeiten, 
denen wir begegneten, hat fie aufs Neue erklärt, daß Nom für die Einheit 
und Rube Ataliens nothwenbig if. Allein zu gleicher Zeit 309 fie die Do: 
fumente in Betracht, welche die Negierung des Königs vorgelegt hatte, und 
ſprach fih dahin aus, daß die italienische Nation ihrer Religion aufrichtig 
ergeben und bereit ift, mit arößter Sorgfalt bie ficherften Garantieen zu 
geben , welche die fatholifhen Gewiflen fir die Würde und Unabhängigkeit 
des bi. Vaters wünfchen können. Nicht minder feft und gemäßigt hat ſich 
die Kammer in der venetianifhen Frage ermwiefen. Indem fie ber 
Sorgfalt des Minifteriums bie Rüftungen empfahl, wollte fie damit feinen 
voreiligen Konflift provoziren, fondern nur Europa fund geben, baß ta: 
lien feine Kräfte in Einflang bringen wolle mit ben Erforderntfien ber Lage, 
und im Webrigen ben abmwägenden Berathungen der Negierung bie Beur— 
theilung der Konjunfturen und der Mittel überlaffe, die ihr günftig erfcheinen 
fönnten, um in wirffamer Weife die Nevindifation bdiefes Theiles des ita= 
lieniſchen Landes zu betreiben. .. . Jenes Heer, welches nad) ber Behaup— 
tung unferer Gegner unmöglich zujammenzubringen oder zu balten wäre, 
weil es aus verfchiedenen Elementen gebildet ift, beweift durch brübderliche 
Einigkeit, Inftruftion und Disciplin, daß die Staliener aller Provinzen zum 
Baffendienft tauglich find. Die Laften endlich, welche unfere Finanzen 
zu tragen haben, überfteigen die Mittel nicht, Über welde die Nation zu 
verfügen bat, und Stalien wird in furzer Zeit zeigen, daß es reich und 
patriotifch genug ift, um allen Erforberniflen feiner nationalen Wiedergeburt 
zu genügen. Wenn man baber einen unparteiifchen Blick auf unfere Lage 
und unſer Verfahren wirft, wirb man erfennen, daß Stalien ernftlich feine 
Unabhängigkeit Fonftruiren will und auch dazu befähtgt if. So ift unfere 
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wirkliche Lage, und biefe Lage wird, wie ich hoffe, uns die alten Freunde 
erhalten und uns neue Freunde gewinnen.“ 


d. Jar. in königl. Decret bebt die Generalftatthalterfhaft von 
Sicilien auf. i 

11. „ Gröffnung ber nationalen Schüßengefellfhaft in Turin durch ben 
Prinzen Humbert. 

15. „ Senatsdebatte über bie allgemeine Lage bes Landes. NRicafoli gibi 
zu, dag Minifterium fei außer Etande gewejen, fih zu vervollftändigen, ba 
e8 nicht geneigt geiwefen, mit den Parteien zu tranfigiren; es werbe jedoch 
nur in Folge eines Votums des Parlaments zurüdtreten. Graf Ponza 
gibt Ausfunft über feine Weigerung, in das Minifterium einzutreten: er 
glaube nicht, daß der Stand der Finanzen bem buch das Minifterium ber 
Politit aufgedrüdten Schwung entiprede; er wünſchte die diplomatischen, 
militärifhen und finanziellen Fragen in Webereinftiimmung bebandelt zu 
wiſſen. Da es nicht wahrſcheinlich fei, daß die politifche Frage fih binnen 
Kurzem löſen laſſe, fo wünjchte er, daß die Negierung dem Sande cerfläre, 
obne auf das Ziel zu verzichten, werbe fie basjelbe dboh nur mit Mitteln 
anftreben, die nicht einen Ruin ber Finanzen nad fih zögen. Das Mini: 
fterium verlangt jchlieglih ein unzweideutigesd Votum. Der Senat begnügt 
fi jedoch fait einftimmig „zufrieden mit den Erklärungen der Regierung“ 
zur Tagesordnung überzugeben. 


23. „ Die Deputirtenfammer befchließt nad einer langen Discuffion über bie 
Lage der Infel Sardinien: „Die Kammer befigt das Vertrauen, baf bie 
Regierung die nöthigen Mafregeln zur Verbeſſerung der Lage Sardiniens 
ergreifen wird und gebt zur Tagesordnung über.“ 


26. „ Eröffnung ber Eifenbahnlinie Bolognasferrara. 


2. Febr. Demonftration in Florenz unter dem Ruf: „Es lebe Rom, bie 
Hauptitadt Italiens! Es lebe Victor Emanuel!“ Auch in andern Städten 
werden ähnliche Demonftrationen theils ins Werk geſetzt, theils vorbereitet. 


4. „ Bircularfhreiben Ricajoli’s als Minifter des Innern an bie 
Dehörden gegen die antipäpftlichen Demonftrationen: 


„ . . Die Regierung bat feierlich erflärt, durch welche Mittel und Wege 
fie nah Rom gelangen wolle, Dieje Mittel und Wege find ihr von dem 
nationalen Parlament angezeigt worden und es find auch die einzigen, welde 
die Logik der Thatfahen und die Natur der Sache alo geeignet zur Er: 
füllung der Wünſche der Nation anzeigen. Die Regierung hofft, mit dieſen 
Mitteln und auf diefem Wege das Ziel zu erreichen, und fie allein fann 
über das Thunlihe und über den rechten Zeitpunkt entfcheiden. Denn fie 
allein ift, auf ihre Verantwortlichfeit, die Ausführerin des Nationalwillens 
und kann allein die Kenntniffe befigen von dem wahren Stande der Dinge, 
um über die Zwedmäßigfeit und die Abmefjung des Handelns zu entjcheiden. 
Weber mit ihrer Würde noch mit den Interefjen der Nation iſt es jemals 
verträglich, daß fie fich zuvorfommen oder ſich fortreißen laſſen jollte. In 
ber römischen Frage handelt es fih vor Allem um die Erreihung eines 
großen moraliihen Zriumpbs, bei dem die Gewiſſen ber aufridhtigen Ka: 
tholifen aller civilifirten Nationen und der italienischen Nation insbefondere 
interefjirt find. . . . Die freie Kirche im freien Staate wird eine neue Orb- 
nung der Dinge inanguriren, deren Urheber die Italiener werden Fönnen, 
wenn fie fib mit Urtheil und Mäßigung über das Programm einer Ber: 
jühnung zwifchen Stalien und dem Bapite verjtändigen, welches die Römer 
in biefen legten Tagen mit antiker Schärfe und Weisheit ausgeſprochen 
haben. Aber die Regierung bedarf, während fie allihren Eifer der römischen 
Frage zumenbet, welche bie Parteien und Fraktionen zu verſchiedenen Zweden 
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ausbeuten, aller ihrer moralifchen Autorität und des ganzen Vertrauens 
der Bevölkerung. Sie hat das Bewußtſein, fich desfelben nicht unwürdig 
gemacht zu haben, und hofft, Angefichts des Ernftes der Ereigniffe, daß ihr 
Werk nit durch unbedachte Ausbrüche oder lärmende Kundgebungen ges 
ftört werde, in denen die Katholiken einen Grund finden fünnten zum Miß— 
trauen gegen die wahren Gefühle der Staliener, indem fie diefelben falſch 
anffaßten, oder zum Zweifel an die Autorität der Negierungsgewalt, die 
eine von Allen gewünjchte und für Alle nothwendige Garantie ift.“ 

3. Febr. Antipäpftlihe Demonftrationen in Neapel, Reggio und anderer 
neapolitanijchen Städten. 


9, „ Antipäpftlide Demonftrationen in Genua. Die Abhaltung einer 
auf dieſen Tag anberaumten Generalverfammlung ber Garibaldi'ihen Bor: 
jorgecomites wird in Folge der Bemühungen der Regierung auf den 9. März 
verjhoben. 


12, Drafonifche Proflamation des ital. Majors Fumel in Ciro (Neapel) gegen 
das Näuberwejen : 


„Der Unterzeichnete, welcher mit der Vernichtung des Brigantenthums 
beauftragt ift, beitimmt: daß jeder fofort erfchoflen werden joll, welder den 
Briganti Obdach gewährt, oder irgend welche Mittel zum Unterhalt oder 
zur Vertheidigung verichafft, oder der, wo er ihrer anfichtig wird, und wenn 
er ihren Zufluchtsort kennt, den often oder den Civil: und Militärbebörden 
nicht jofortige Anzeige macht. Für die Sicherftellung ber Heerden wird es 
gut fein, mehrere Mittelpunfte mit Bewaffneten zu bilden, weil die vor- 
gebrachte „Uebermacht“ der Briganti nicht als Entjhuldigung gelten kaun; 
alle Strohſchober find zu verbrennen; die unbewohnten oder von der Miliz 
unbewacdhten Thürme und Landhäufer follen innerhalb brei Tagen abgededt 
oder ihre Zugänge vermauert werden. Nah Ablauf dieſes Termines werden 
fie niedergebrannt, das Vieh, wo es ohne die nöthige militärische Bewachung 
it, wird niedergejtohen. Es ift verboten, Brod oder andere Lebensmittel 
außerhalb des bewohnten Orts zu tragen; wer dagegen handelt, wird als 
Mitihuldiger der Briganti betrachtet, Proviforiich und nur unter diejen 
Umjtänden fünnen die Landrichter das Tragen der Waffen gejtatten, wofür 
der Eigenthümer, welder darum nachſucht, die Verautwortlichfeit auf fih 
nimmt. Die Jagd ift vorläufig unterfagt, weßhalb fein Schuß fallen fol, 
wenn nicht, um den bewaffneten Roten das Erjcheinen oder die Flucht ber 
Briganti zu fignalifiren. Die Nationalgarde ift für das Xerritortum ihrer 
Gemeinde verantwortlih. Einige Eigenthümer aus Longobucco haben eine 
Belohnung von 60,000 Dufati auf die Ausrottung der Bande Palma ges 
feßt. . . . Der Unterzeichnete kennt nur zwei Parteien: Briganti und Eontras 
briganti. Zu den erjien gehören diejenigen, welche neutral erfcheinen wollen; 
aber auch gegen diefe jollen energiiche Maßregeln genommen werden, denn, 
wenn es die allgemeine Nothwendigkeit erheiſcht, ift es Verbrechen, nicht 
für diefelbe mit einzutreten.“ ; 


16, „ Das „Turiner Divitto“ nennt ſich zu der Erflärung ermächtigt, daß Garis 
baldi zu den in feinem Namen verfügten beimlihen Anmerbungen weber 
den Auftrag noch die Erlaubniß gegeben habe. 


1. „ Grflärung Garibaldi’s bezüglich der auf den 9. März nah Genua 
einberufenen Generalverfammlung der Borforge:Gomites: „Die Berfammlung 
vom 9. März kann die beiten Refultate ergeben, wenn alle italienifchen 
liberalen Geſellſchaften auf derfelben vertreten find. Ich halte es daher für 
nöthig, daß alle ihre Delegirten dazu abjenden. Ueberzeugt wie ich bim, 
daß alle Acte der Berfammlung des praftifchen gefunden Verjtandes, ber 
die Italiener auszeichnet, würdig ſeien und daß ihre Beſchlüſſe der berech— 
tigten Erwartung ber ernftlichen Freunde der Freiheit und ben Bedürfnifien 
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bes Baterlanbes entſprechen werben, enthalte ich mich alles weitern Ratbes. 
Mit dem Programm, das uns nach Palermo und Neapel geführt, und 
mit den großen Prinzipien des Plebifcits vom 21. October 1860 fann bıe 
italienische Revolution ſich glorreih vollenden. Wenn mich nit bejondere 
Umjtände verhinderten, jo würde ih jelbft am 9. Mär; nah Genua 
fommen. Da ih es nicht kann, fo werde ich in Gaprera die Nachricht von 
einem Rejultat erwarten, über welches ich mich als Italiener freuen kann.“ 


25. Febr. Auf eine nterpellation des Abg. Boggio über die bevorfichende Ge: 
% g 
c 


neralverſammlung des Comité's der Actionspartei antwortet Ricafjoli je: 
fort und in entſchloſſenem Tone, daß die Regierung ſchon lange ſich mit 
dieſer Frage beſchäftigt habe, und daß es ihr bei dem unehrlichen Krieg, 
den man ihr gegenüber führe, erwünſcht ſei, bei dieſer Gelegenheit dem 
Lande ihre Geſinnungen kund geben zu können. Den Bürgern ſei durch 
die Verfaſſung das Bereinsrecht gewährleiſtet, und das Miniſterium babe 
einftimmig beratben, daß diejes Necht weder unterdrüdt, noch geſchmälert 
werben dürfe. Pflicht der Regierung fei alfo nur zu unterſuchen, ob in 
ber Ausübung dieſes Rechts eine Gefahr für fie zu finden fei. Eine freie 
Regierung dürfe nicht zuvorfommen, jondern blos überwachen, auf daß fie 
zur Unterdrüdung bereit jei, wenn das Geſetz überjchritten werde. Ba 
dem jegigen Stand ber Dinge könne man nidt jagen, daß die Vorſorge— 
comite’s die Gejege verlegt hätten; fie hätten im Gegentbeil dazu gedient, 
den nationalen Geift wach zu halten. Eoliten diefelben aber je die Grenzen 
der Gejeglichkeit überjchreiten, jo würde die Regierung diefem Mißbrauch 
Schranken zu jeßen willen, und jollten die beftehenden Gejege nicht bin: 
reihen, jo würde er dem Parlament jofort außerordentliche zur Sanftion 
vorlegen. Bis bieber babe man aber den Comité's nichts vorzumwerfen, 
und ihre Thätigfeit werde jo lange vorwurfsfrei fein, als fie micht mit 
ben Fundamentalprinzipien des Plebiſcits, welche die Einheit Jtaliene 
mit Viktor Emanuel, dem konftitutionellen König, wollen, in Widerſpruch 
geriethen. 


2. März. Ricafoli, dem es nicht gelungen, einen Minifter des Innern 
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zu gewinnen und bem beide Häufer entfchiedene und unzweideutige 
Bertrauensvoten vorenthalten, gibt feine Entlaffung ein. Der 
König nimmt fie an und beauftragt Rattazzi mit der Bildung 
eines neuen Minifteriums — Garibaldi langt an demfelben Tage 
von Gaprera in Genun an. 


Bildung des Minifteriums Rattazzi. Auch Nattazzi fieht ſich 
genöthigt, vorerjt in bdemfelben die beiden Vortefeuilles des Aus: 
wärtigen und des Innern zu übernehmen. 


Rattazzi zeigt dem Parlament feine Uebernahme der Geſchäfte an und 
entwidelt fein Brogramm: „Wenn wir in den Hauptideen im Einflang 
ftehen, in der Einheit und Unabhängigkeit unter der Dynaſtie des Haufes 
Savoyen, dann kann einige Meimungsverjchiedenbeit die Eintracht nicht 
ftören, welche eine Adminiftration bejeelen fol. Ich fürdte daber den 
Borwurf nicht, der dem Minifterium gemacht wird, daß es aus verichiedenen 
Parteien zujammengejegt fei, und darum den Keim der Auflöjung in ſich 
trage. Ein anderes Ziel, das wir uns vorgejtedt, ift: die Aemter und 
Stellen in allen Provinzen zu vertheilen ohne Unterſchied, ob die Beamten 
diefem oder jenem Theil Jtaliens angehören. Ich bin überzeugt, daß man 
bald nicht mehr wifjen wird, aus welder Provinz wir find, Wir find alle 
Staliener, Man wird nicht mehr fragen, ob ein Beamter Neapolitaner 
oder Toslaner jei, man wird jagen, er fei ein Staliener, wie es jegt im 
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Heer der Fall ift, wo fein Unterfchteb der Provinzen mehr befteht, jonbern 
wo alle als italieniihe Soldaten Haffifizirt werden. Ich fomme nun zur 
innern Regelung und jage es ohne Rückhalt, daß unter dem Vorbehalt ber 
politiihen Einheit ich für die abminiftrative Dezentralifation bin. Man 
bat mich einen Zentraliften genannt, ich muß jedoch dieſe Beſchuldigung 
jurüdweifen. Was die Finanzen betrifft, jo erfläre ih, daß auf der Fahne 
des Minifteriums das Wort „Sparſamkeit“ geſchrieben fein wird, bie 
firengfte, die genrauefie Sparjamkeit, Wir halten fie zur Begründung bes 
öffentlichen Kredits für nöthig, obne welde ein Staat feine Angelegen: 
beiten nicht fördern fan, Wir werben das Budget von 1862 genehmigen, 
dba es vorgelegt worden, wir empfehlen jedod der Kammer die möglıcjte 
Sparjamfeit, die auf der Minifterbank ficherlih feinen Widerſpruch finden 
wird. Ih komme zum Heer. Wenn es nöthig ift in allen Zweigen 
der Abminijtration eine firenge Sparjamkeit einzuführen, jo glauben wir, 
daß wir dieſes Syſtem bezüglich der Rüſtungen nicht annehmen dürfen, 
weil darin das Heil des Landes beruht. Das Heer wird von uns nad 
den Gelegen geordnet werden, die fjanftionirt find; wir werden biejelben 
ſchleunigſt in Vollzug fegen. Die Initiative muß jedoeh in den Händen 
der Regierung verbleiben, die ohne fich jelbit aufzugeben, fie nicht abtreten 
darf. Der italieniihen Marine werden wir die möglich größte Entwidlung 
zu geben ſuchen, und wir verjpreben dem Parlament einen organijchen 
Plan der Kriegsmarine in Vorlage zu bringen. Ich könnte nod mehr 
jagen, aber ich alaube, daß dies hinreichend fein wird, bie Abſtchten ber 
Regierung befannt zu geben. Ricafjoli: „Die Regierung hatte in ihrem 
Schooß Elemente der Schwäche, und war nicht vollitändig. Die Majorität 
hatte öfters den Wunſch ausgedrüdt, daß fie ergänzt werden möchte. Ob: 
Ihon das Parlament alle die Schwierigkeiten kannte, welde bem Mini: 
fterium bei feiner Vervollftändigung entgegenftanden, jo beftand es wieder: 
belt darauf. Es lajtete ein miyfteriöfes Miptrauen auf der Scele der Ab- 
geordneten. ch fonnte vermöge meines Charakters in feiner zweibeutigen 
Stellung verharren. Ih mar überzeugt, daß ein längeres Verharren in 
diefer Lage zu nichts anderem als zu einer Spaltung im Parlament ſelbſt 
führe; man fühlte bereits die Symptome. Es wäre ein flrafbarer Aft ges 
weien, wenn wir bie Gewalt in Händen behalten hätten. Nachdem meine 
Demiffion in die Hände des Könige nicdergelegt war, battle er die Güte 
zu verlangen, daß die Bereinigung des Parlaments abgewartet werde; 
th hatte aber ſchon bie Ueberzeugung, daß eine Bereinigung bes Parla— 
ments die Sache nicht ändern würde. Darum bat ich neuerdings Ge. Maj., 
meine, Entlafjung jowie die meiner Kollegen annehmen zu wollen, Der 
König nahm fie nun an und machte von feinen Prärogativen Gebraud, 
worüber ih mich nicht weiter zu äußern brauche,“ Allgemeiner Beifall, 
viele Abgeordnete geben zu Ricajoli hin, wünfchen ihm Glüd, drüden ihm 
die Hand. Rattazzi: „Ach erfläre, daß die Worte des Hrn. Ricaſoli 
ein Beweis von ber Ehrenbaftigfeit und Loyalität feines Gharafters find.” 
9. Mirz. Generalverjammlung ber bemocratijhen Bereine 
Jtalien in Genua. Es find 275 Vereine repräfentirt. Garibalbdi 
eröffnet die Berfammlung. Sie beichließt die Gründung eined wo möglid) 
alle liberalen Vereine umfafjenden Gejammtvereines, der „italienijcher Eman- 
tipationsverein“ heißen fol und dem jeder Berein angehören kann, ber bie 
volftändige Durchführung des Plebiſcits vom 21. October 1860 (Italien 
und Victor Emanuel), die Erhebung Roms zur Hauptftadbt Staliens, bie 
Gleichheit der politifhen Nechte für alle Bevölkerungeklaſſen und die Mit: 
wirtung der bewaffneten Bürger zur Beförderung der Einheit und 
Hreiheit des Vaterlandes anftrebt. Den zweiten Gegenitand ber Tages: 
ordnung bildet die Zurüdberufung Mazzini's. Die Commiffion ſchlägt vor, 
fh mit einer neuen Petition an die gejeßgebende Gewalt zu wenden, Die 
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Frage gibt zu einer ſtürmiſchen Scene und zu ben heftigſten und leiden— 
Ichaftlihen Reden Anlaß. Schließlich übernimmt ed Garibaldi, den Wunſch 
ber Verſammlung dem Könige zu unterbreiten. 

17. März. Das neue Minifterium Rattazzi wird in ber Abg.: Kammer über bie 
Verfammlung in Senna und über jeine zweidentige Stellung überhaupt 
interpellirt. Die bisherige Majorität, obgleich fie dem Gabinet Ricafoli 
nur eine zmweifelbafte Stüße gewährt hatte, beobachtet gegen das meue 
Minifterium Rattazzi eine mißtrauifche Haltung. Der Abg. Gallenge 
gibt diefer Gefinnung Ausbrud und verlangt, daß es fih unverzüglidy ver: 
vollftändige oder zurücktrete. Ondes von der Linken ftellt dagegen die 
Borfrage, in Anbetracht, daß das Cabinet nod nichts getban habe, worüber 
das Haus fih ausiprehen fünne und baß es nicht ziemlih wäre, auf 
präjudicielem Wege vorzugeben, womit fib auh Buoncompagni von 
der alten Majorität einverftanden erklärt. Rattazzi will fih den em: 
fachen Uebergang zur Tagesordnung gefallen laſſen, wenn man demſelben 
die Bedeutung eines Vertrauensvotums des Hauſes in Betreff des Minifter: 
programme zugeftebe. Bei ber Abftimmung befchließt das Haus, das Botum 
bes Vertrauens von jenem ber Unterftüßung (Appoggio) zu trennen, 
und in biejem legteren Sinne geben 210 Deputirte ihr Botum für, 80 gegen 
das Minifterium ab. 


2. „ Girculardbepefhe des neuen Minifters Rattazzi: 

Sie beginnt damit, daß das in jeinen jegigen Berbältnijien conftituirte 
Ztalien, von mehreren Großmächten anerkannt, nunmehr genügenden Anſpruch 
babe, aud von den übrigen anerkannt zu werden und am europätichen Kon: 
zert den gebührenden Antheil zu nehmen. Das Bedürfnig des italienischen 
Volkes, ein einheitliches organisches Ganzes zu bilden, babe fid nicht ver: 
tingert, alle entgegenftchenden Beitrebungen feien wirfungslos geblieben, 
endlih werde bie Anerkennung vom Etandpunft der materiellen Intereſſen 
aus geboten. Bezüglich der römischen und venetianifchen Frage heißt es Dann: 
„Der König bat von der Nation wie von bem Parlament das 
Mandat, jowohl die Nation in ihrer Volljtändigkeit wieder herzuſtellen, als 
ben Sig ter Negierung in die ewige Stadt zu verlegen, welder allein 
ber Titel gebührt, den fie ſchon trägt, der Titel der Hauptitabt Italiens. 
Dies Mandat ift einer Ablehnung nicht fähig. Unjere er: 
bündeten, die jo viel zu diefem Erfolg beigetragen, baben ein Interefie zu 
bewirken, daß aud im diefer Beziehung die Geſchicke Italiens fih erfüllen. 
Die Regierung verbirgt fich nicht, daß nicht wenige unter ben Katholiken 
ihren Abfichten entgegen find. In den Augen einiger von ihnen ift die 
Tereinigung beider Gewalten in Rom die bauptfächliche Bedingung ber 
Trennung derjelben im Übrigen Theil der Fatholifhen Welt. Sie erinnern 
fib nicht, daß jene große Wohlthat der Trennung beider Gewalten zu einer 
Zeit ind Werk gejegt ward, als ber beilige Stuhl noch feinen Schatten 
weltliher Macht befaß. An Wahrheit, die oberiten Priejter, die am mäd: 
tigften dazu beitrugen, die Unabhängigkeit des Prieftertbums nah dem 
Beijpiel des Etifters ihres Glaubens zu gründen, fanden häufig, wie der 
Erhabenjte unter ihnen ausrief, nicht einen Stein, auf dem ihr Haupt 
ruhen konnte... . Der Fall diejes Ueberreftcs vom Mittelalter wird bie 
Freiheit der Kirche nur befeftigen. In jener Zeit ftügten fi alle große 
Freiheiten auf irgend einen Theil territorialer Souveränctät. Auch die 
Kirche fügte ihre Kreibeit darauf. Mit dem Untergang des Mittelalters 
fteigt die Souveränetät überall wieder zu ibrer Quclle binauf, und bie 
Sreibeiten juchen ſeitdem im allgemeinen Mechte die Bürgſchaft, bie fie 
zuerit im territorialen Privilegium fanden, Wer fann heute behaupten, die 
geiftlihen Kurfürften oder die Fürfibifchöfe bes deutfchen Reiche oder in 
anderen Staaten jeien geiftlich freier gewejen, als gegenwärtig die Prälaten, 
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welche ibre Sige einnehmen? Das Gegentheil ift augenjcheinlih das allein 
Wahre. Die Unabhängigkeit des von der weltlichen Laft befreiten jouveränen 
Oberpriefters wird eine umvergängliche Bürgſchaft in der Thatfache haben, 
bak jeine Freiheit ein immerwäbhrendes und jtets jich gleichbleibendes Be- 
dürfuiß aller katholiſchen Völker ift, fowie aller Mächte, die ibn fchirmen. 
Sie bat noch eine gleich unerfhütterlihe Bürgichaft in dem Intereſſe Jtaliens, 
auf feinem Boden den Sig diefer erbabenen Gewalt zu behalten, welche 
aud eine feiner Glorien und eine feiner Kräfte iſt. Unſer Wahlſyſtem, das 
auf breiter Grundlage die Mitwirkung des Volkes fichert, auf welches die 
religiöje Autorität wirkſamſten Einfluß übt, wird jtets hindern, daß diefe 
Autorität aufhöre, unabhängig zu fein. Ihre Unabpängigfeit zicht ander: 
ſeits auch eine negative Sicherheit aus dem Prinzip, das unferer Verfaſſung 
zu Grunde liegt, und gemäß dem die Regierung in religiöfen Dingen 
durhaus infompetent iſt. Der Widerjtand, dem Rom dem Drang der red: 
mäßigen Wünſche Jtaliens entgegenfegt, bezweckt augenſcheinlich, nicht fo: 
wohl das Gewiſſen der Katholifen gegen eingebildete Gefahren zu fichern, 
Jondern vielmehr das Intereſſe von Parteien zu unteritügen, welche der 
Religion frend find, und an jenem Hofe jowie an den mächtigen Eins 
füllen, über die er verfügt, den Stügpunft juchen, der ihnen auf dem 
politiſchen Gebiete fehlt. Hieraus ergibt ſich ein weiterer Grund, weshalb 
die Frage im unjerem Sinne gelöst werden muB. Die f, Regierung wird 
Alles thun, um in Webereinftimmung mit dem großen Verbündeten, deſſen 
Waffen die Perfon des bi. Vaters fchirmen, dies wichtige Ziel zu erreichen ; 
fte ift bereit, im Uebereinſtimmung mit den dabei intereffirten Regierungen 
jene erhabene Freiheit zu verbürgen, ſowohl was die Ausübung der geift- 
lihen Gewalt betrifft, ala was bie Beziehungen des römischen Hofes zu 
den fatholifchen Regierungen und Völkern angeht. Mittelit derfeiben Zu: 
janmenwirfung und mit den nämlichen Garanticen. würde unter immer: 
währendem Titel eine ausreichende Dotation feitgejeßt werden, um in ans 
Händiger Weile Vorſorge für die Würde des oberjten Priefters und das 
Anſehen desxpeil. Kollegiums zu treffen, jowie für die Erhaltung ber Be 
börden und Einrichtungen, die für die Regierung der Kirche beftehen. Eine 
andere Frage von großer Bedeutung, die venetianifche, bejchäftigt Ich: 
baft die befreundeten Mächte, wie fie die Völker Ataliens aufregt. In— 
dejien fühlt fih die Regierung jtarf genug, um zu verbindern, daß dieſe 
Frage durch Handlungen präjudizirt werde, welche den Stand der beſtehen— 
ben Beziehungen ftören könnten, und fie wird ihre Pflicht zu erfüllen wiſſen. 
Indejfen darf man die Gefahren nicht verjhweigen, wenn durch die Anz 
wejenheit des Fremden in einem fo wichtigen Theile des italienischen Ges 
bietes jeden Augenblid Frieden und Ordnung bed neuen Königreiches bes 
droht werden können. Die Gemeinfamfeit der Abjtammung, der Sprade, 
der Schmerzen, der Hoffnungen und des Ruhmes, wodurd die Bevölkerung 
Venetiens an ung gebunden iſt; ihr im Jahr 1848 ausgefprochenes Votum und 
dad damals vergofiene Blut, die Aufrufe und Verheißungen, die ihr während 
de8 Jahres 1859 wurden, der Antheil, welchen in bejien Folge bie rei: 
willigen aus allen venetianischen Provinzen am Kriege nahmen, die Anzahl 
der Ausgewanderten, die jegt in unferen Städten und in unjerem Heere 
zerfireut find: Alles dies befeftigt zwiichen Venetien und der übrigen Halb: 
injel ein fo offenbares Band der Sympathie und der Solidarität, daß 
unmöglich jemals das freie Italien gleihgiltig gegen das Leiden jenes Ge: 
bietes bleiben kann, weiches noch durch ein trauriges Verhängniß einer 
fremden Macht hingegeben ift. Und je mehr die Nation ſich kräftig, um jo 
mehr iſt Grund, zu fürchten, dab fie eines Tages die Bande der Geduld 
jerreiße und verfuche, fich aus dem Schmerze loszureißen, den fie fühlt ob 
des Drudes, dem fi ein fo ebler Theil ihres Körpers preisgegeben ſieht. 
Orfterreich, welches auch feine Politik fei, kann wohl mit dem Argument 
18 
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der Waffen fih bie Provinzen erhalten, bie es in Italien befegt bat; 
allein es ift auch den Furzfichtigiten Mugen offenbar, daß fie ibm moraliſch 
nicht mehr angehören, denn es bejtcht cine unbeildare Unverträglichteit, 
und das Nationalgefühl erzeugt entfchiedenen Widerwillen. Deſterreichs Reit 
ift durch die unleugbare Thatſache zerftört, daß es Venetien nicht mehr an- 
ders als durch Gewalt behaupten fan, und Gewalt kann wobl die brobente 
Kriſis hinausſchieben, nie aber verhindern . . . Obgleich nicht anzumebmen 
iſt, daß Oeſterreich, ohne dazu gezwungen zu werden, auf eine ſeiner Be— 
fitzungen verzichten wird, fo könnte man doch die Möglichkeit vorausſeden, 
wenn man die Frage vom Gefichtspunfte der ımgebeuren Laften betrachtet, 
welde die öfterreiciiche Regierung ſich ohne Hoffnung einer angemefjenen 
Entjhädigung auferlegt, um ibre italienischen Beſitzungen fih zu erbalten. 
Es ift an den Mädten, melde diefen Etand der Dinge geichaften baben, 
für die friedliche Löfung diefer großen Frage zu forgen. Die Negierung 
des Königs, auf welder die Verantwortlichkeit für Aufrechthaltung des 
Friedens umd der Ordnung in Stalien liegt, bielt fich für verpflichtet, ſie zu 
warnen und ihnen bie Gefahren anzugeben, welches nod, längeres Zögern 
in diefer Beziehung hervorrufen könnte, Gefahren, die nur dann beſeitigt 
fein werden, nachdem durch die Berichtigung des auf ber Halbinfel Kraft 
ber Verträge von 1815 eingeführten Territorialfvftens das befreite Italien 
innerbalb — natürlichen Grenzen anerkannt iſt.“ 


22. März. Die Deputirtenkammer wählt den miniſteriellen Candidaten Tecchio 


" 


24. 


31. 


(einen gebornen VBenetianer) mit 129 Stimmen zu ihrem Präſidenten; der 
Gandidat derjenigen, die dem neuen Gabinet ibr Jutrauen verleugnen, Yanza, 
bleibt mit 89 Et. in der Minderheit. 

» Baribaldi wird in Mailand aufs glänzendjte empfangen. Er 
beginnt von da aus eine Rundreiſe, um überall Schützengeſell— 
ſchaften zu organifiren, 

„ Kin königl. Decret ſpricht die Verfchmelzung der Sübdarmee 
mit der regulären Armee aus, zu welchem Behufe 16 neue In: 
fanterieregimenter gebildet werden follen. 


Der hierauf bezügliche Bericht des Minifters ftellt die Nothwendigkeit 
bar, den gefährlichen Dualismus in den nationalen Streitkräften verſchwin— 
ben zu machen. In Zukunft jedoch werde feine weitere Verſchmelzung ftatt: 
finden. Im Falle eines Krieges werde die Negierung ſich der Freiwilligen 
nicht berauben, die aber nad) dem Kriege aufgelöst werben. 


„ Mopififation des Minifteriums. General Durando übernimmt bas 


Minifterium des Auswärtigen. 


8. April. Rundihreiben Ratazzi's als Minifter des Innern an bie Prä: 


" 


feften: „Die italienifhe Politif wird von den Ideen nationaler Einheit 
und Freiheit beberriht. So lange das Einigungséwerk nicht vollendet ift, 
kann es Feine zwei politiichen Programme in Stalien geben. Die Männer, 
die fih in der Leitung der Staatsgejchäfte folgen, fünnen nur über ben 
Grad der Freiheit, für welden fie das Land empfänglih halten, von ein: 
ander abweichen. Das neue Kabinet glaubt, daß das Land Tange alle durch 
das Statut bewilligten Freiheiten genießen wird. Die Politif der Regierung 
wird eine verſöhnende fein; nachdem fie aber alle nüßlichen Kräfte er: 
fannt bat, wird fie jeden Verſuch eines Gingriffes in ihre Attributionen 
energiſch unterdbrüden.“ 

„ Barlamentsbebatte über den Zuftand der neapolit. Pro: 
vinzen. Er wird verlangt, daß man die Anterbandlungen wegen Ent: 
fernung Franz IT. aus Rom wieder aufnehme. NRatazzi: Er anerkenne 
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das Unglüd, das einige fübliche Provinzen betroffen babe. Er glaube 
jedoh, daß die Nachrichten jedenfalls übertrieben feien, ba, als er an- 
gefragt, ob man die militärischen Kräfte vermehren müſſe, General ga: 
marmora erwiedert babe, daß dieß nicht notbwendig fei. Er vertraue auf 
die neuerdings nach Neapel abgejandten Beamten, Was die Entfernung 
Franz I. aus Rom betreffe, jo babe die Regierung auf derjelben beftanden, 
indem fie nachgewieſen, daß die Anweſenheit des Ex-Königs von Neapel 
eine bejtändige Cnelle von Unordnungen und Brigantenunwejen fei. Er 
glaube, der Karfer von Frankreich fehe dieß ein und fühle die Nothwendig— 
kit, dem abzubelfen; man könne jedoh nicht mit Einem Schlage alle 
Schwierigkeiten überwinden. 


10. April. Der Generalvicar von Bologna wird verhaftet und vor Gericht geftellt, 


wegen eines (geheimen) Girculars an die Geiftligyfeit, das ihr einſchärft, 
den aus dem ehemaligen Kirchenftaat gebürtigen Militärs die Abfolution 
nur unter der Bedingung der Dejertion von der Fahne bes Königreichs 
Italien zu ertbeilen, 


4 „ Merfwürdige Zufammenkunft Garibaldis auf feiner Rundreiſe in Ober: 


N. 


W. 


italien mit dem Biſchof von Cremona. 
„ Die Regierung verbietet den Biſchöfen die Theilnahme an dem 


beabfichtigten Concil in Rom. 

Schreiben des Juſtiz- und Eultusminifters an den Erz: 
biſchof v. Saluzzo: „Der Unterzeichnete bat die Ehre, Ew. Erz. in Be: 
antwortung Ihres Echreibend mitzutheilen, daß die Regierung des Könige 
beſchleſſen bat, den Biſchöfen, die ſich zur Kanonijation der — * 
Märtyrer nach Rom begeben wollen, keine Päſſe zu bewilligen. Dieſer Be— 
ſchluß wurde durch den weiſen Gedanken vorgeſchrieben, den Biſchöfen die 
Schwierigkeiten zu erſparen, die zwiſchen ihnen und ihren Diözefanen entſtehen 
könnten, wenn fie eine Reije unternäbmen, die von der öffentlichen Meinung 
verdammt wird. Die jeßigen Berbältnifje erfordern im beiderjeitigen Intereſſe 
der Kirche und des Staates, daß alle Beranlafjungen zu Uneinigkeiten zwifchen 
den Bijchöfen und ihren Diözefanen forgfältig vermieden werden. Deßhalb 
ift auch der Unterzeichnete überzeugt, dat die Bifchöfe des Königreichs bie 
Zweckmäßigkeit dieſes Negierungsbefchluffes zu würdigen willen, der außer: 
dem mit dem Wortlaut der Encnclifa übereinftimmt, welche die heil. Kongre— 
ation bes Conciliums an das katholiſche Episfopat gerichtet hat, und worin 

e die Bilchöfe, die fih ohne Nactbeil für ihre Heerde nah Rom begeben 
fönnen, zu diefem Zwecke einladet. Aus diefem Grunde glauben wir den 
italienischen Biſchöfen die Autorifation verweigern zu follen, ſich aus ihren 
Diözefen zu entfernen.” 


» Ankunft des Königs Victor Emanuel in Neapel. Ueber Erwarten 


glänzender Empfang berjelben. 


— „ Aus verfhiedenen Theilen Staliens werben von ber niederen Geiſt— 


lichk eit Adreſſen, wie es jcheint mit zahlreihen Unterfchriften, an den 
Papft gerichtet, die ihn beſchwören, fi mit dem Streben der Nation aus: 
zuföhnen und auf die weltliche Herrjchaft zu verzichten. 


I. Mai. Der Generalvicar von Bologna wird zu 3 Jahren Gefängniß verurtbeilt. 
13, Mai. Verhaftung des Oberften Cattabeni in dem lombarbifchen 


14, 


Badeorte Trescorre, wo Garibaldi, der feines Gichtleidend wegen 
die Rundreiſe in Oberitalien abgekürzt hatte, feit einiger Zeit 
vermweilt. 

» Die Regierung glaubt den Plan eines Freiſchaarenzuges einer 


Anzahl Garibaldianer gegen Tyrol entdeckt zu haben und nimmt 
18* 
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zahlreiche Verhaftungen in Ballazzolo, Sarnico, Alzanno und Ma 
giere vor, Die Gefangenen werden nad Brescia abgeführt. 


15. Mai. Vorfälle in Bergamo und Brescia. ine zahlreihe Volfsma 


19. 


in legterer Stadt will die Gefangenen befreien, worauf das Wi 
litär Feuer gibt und die Volkshaufen auseinanderiprengt. Gau 
baldi nimmt in einer an die Regierung gerichteten Erklärung d 
ganze Verantwortlichfeit für das Gebahren der verbafteten Fre 
willigen auf fi. - 

Girculardbepeihe Durando’s über den mißglüdten Fre 
Ihaarenzug: 

„Meine vorbergegangenen Mittheilungen und die öffentlihde Stimr 
haben es zu Ihrer Kunde gebracht, daß auf einigen Punkten unferer Grenz 
Angriffs:Berfuche gegen einen benachbarten Staat gemacht worden find uı 
daß fie gleih am Anfange durch die Behörden mit aller nöthigen Kraft uı 
Schnelligkeit unterdrüdt worden find. Die begonnene gerictlihe Unte 
juhung wird enthüllen, weldhe Hände eine umüberlegte Jugend zu Dieje 
verwegenen Berfuche gedrängt, melden Endzweck die Anordner des Unte 
nehmens vor Augen hatten, ob fie einer blinden Gingebung ibrer Bate 
landsliebe geborchten oder ob fie den geheimen Abfichten einer eigenfinnig« 
Faktion dienten, die durch die Öffentliche Meinung desavouirt und von d 
befruchtenden Thätigfeit, von der mächtigen Anitiative des monardhijche 
Prinzips ausgefchlofien worden if. Denft man an die alte Lift, welche d 
Feinde unferer Wiedergeburt bei Ähnlichen Gelegenheiten an den Tag gi 
legt haben, jo bat c8 nichts Unwahrjcheinliches, daß auch diesmal die nän 
liyen Feinde beigetragen haben, das Uebel zu vergrößern, fei es in db 
Abſicht, diefe wunderbare Eintracht im Innern zu jtören, welde ihre Obr 
macht bildet, jei es, um die Regierung wenigitens zu zwingen, zu R 
prejiwbandlungen zu greifen, weldye, fie mögen auch nod jo geredyt ſei 
immer verdriepliche Klage nach fich ziehen und den Keim zu innerer Zwi 
tracht ausftrenen. Wie dem auch immer fein mag, es liegt und daran 
Europa ohne Umjchweif anzuzeigen, die Regierung iR feit entſchloſſen, bi 
auf die Wurzel auszurotten eine jede geheime Gewalt, welde darnach trachte 
die regelmäßige Anwendung des Geſetzes zu erichweren, die Vorrechte de 
Regierung anzutaften, die Elemente der öffentlichen Wohlfahrt zu gefährder 
an die Eriftenz eines zwiefachen Staliens glauben zu lafien, das eine vo 
ben Gejegen beberricht, das andere den Faktionen preisgegeben. . . . Di 
Regierung des Königs kann und will weder neben noch über ſich irgen 
eine unverantwortlihe Macht, einen unverantwortlichen Einfluß, die nic 
von ber Berfafjung fich bericreiben, dulden, was inmer der Name, wi 
roß immer die Volfsthümlichfeit fein mag, welche diefe Gewalt oder diefer 
Sinfluß dedfen.“ 

Die ital. Regierung ergreift den Anlap des glänzenden Empfanges dei 
Königs in den neapolitanifchen Provinzen, um bei der franz. Megierun: 
neuerdings die Römische Regierung wegen Beyünftigung des Briganten: 
weſens in Neapel anzuflagen und auf Entfernung des Königs Franz 
aus Rom zu dringen, 

Depeihe Durando's an den italienifhen Gefandten in 
Paris: „Der warme Empfang, welder dem König, unferem Fürften, in 
ben Provinzen, bie er eben befucht bat, und namentlih in den füdlichen 
zu Theil geworben ift, bat Ahnen bewiefen, wie jehr das Gefühl der na: 
tionalen Einheit fih im Bewußtjein der italientichen Bevölkerung ſei 
zwei Jahren befejtigt hat. . . . Die echte Volksthümlichkeit des Königs, bie 
allgemeine Anhänglichfeit an die neue Ordnung geben Zeugniffe, welche durch 
die mit einer ſolchen Umgeftaltung unzertrennlichen Schwierigkeiten nicht ge: 
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ſchwächt werben, und biefe Zeugnifie befagen Taut, daß die Verſchmelzung 
eine vollzogene und angenommene Thatſache ift. Die füblihen Provinzen 
find indeß noch ftarf beimgefucht. Ich will nit von dem wechſelweiſe dro— 
benden und unterdrüdten Räubermwefen ſprechen, das bei jeder neuen Ans 
ſtrengung die allmählige Erjhöpfung feiner Kräfte durchblicken läßt und 
immer mebr in. eine Art von Ghouanerie ausartet, welche blos für bie 
Perjonen und das Eigentbum beunrubigend ift und die im Dienfte eines 
verlorenen Thrones und eines nicht bedrohten Glaubens die Thaten gemeiner 
Verbrecher ausübt. Wir haben die Urfachen in dent beflagensweriben Zu: 
ſtande gejucht und gefunden, der in diefen Provinzen in der Vergangenheit 
geherrſcht bat. Die durd eine Schlechte Verwaltung binterlaffenen Spuren 
werben unter bem bejtändigen Eiufluffe einer wacjamen und thätigen Re— 
gierung mit der Zeit verfchwinden. Aber unter den Urfahen, weldhe das 
Räuberweſen aufrecht halten, find einige, die außerhalb ber Tragweite un- 
jeres Einflujfes liegen. Hieher gehört der Einfluß einer benachbarten 
Regierung, welde in Folge ihrer befonderen Eriftenzbebingungen ſeit 
Jahren von feindjeligen Gefühlen gegen uns erfüllt if. Hieher gehört bie 
Aufmunterung jeder Art, welche die Banditen von jener Regierung befom: 
men, umb bei der eigenthümlichen Bodenbeichaffenheit gelingt es denſelben 
trog aller Wadfamfeit, von Zeit zu Zeit in unfer Gebiet einzufallen. Hies 
ber gehört vorzüglid der freie und unmittelbare Einfluß des ehemaligen 
Königs an dem Berheerungswerfe, das er anzufchüren nit müde wird. 
In der That find die einzigen Ortfchaften, welche auch zeitweife von biefer 
Plage beimgefucht werden, Diejenigen, welche an die römijchen Staaten 
gränzen, von wo die Räuber Waffen, Hülfsgelder und Belohnungen er: 
halten. . . . Indem wir auf die Gefühle der Gerechtigkeit und des Wohl—⸗ 
wollens des Kaifers für Italien zählen, nehmen wir feinen Auftand, feinen 
hohen Einfluß und die guten Dienjte feiner Regierung anzurufen, bamit 
der Erfönig und die vorzüglichſten Anftifter diejer ſtrafba— 
ren Unternehmungen aus Nom entfernt werben. ... Wir haben 
unter verfchiedenen Verhältniſſen, obgleicy zu unferem Bedauern, dieſen inter: 
nationalen Pflichten, diefen Pflichten der Menjchheit genügt, indem wir poli— 
tiiche Flüchtlinge entfernten, deren Gegenwart an der Grenze die öffentliche 
Sicherheit in den benadhbarten Staaten gefährdete. In Anbetracht ber 
gleihen Pflidhten glauben wir von Frankreich die wirffame Vermittlung er— 
warten zu dürfen, welche wir von ihm verlangen. Der Kaifer wird, Indem 
er auf diefe Weiſe den höheren Grundjägen der Menfchlichfeit und ber Ge: 
rechtigfeit eine neue Huldigung darbringt, einen neuen Anfpruch auf bie 
Dankbarkeit Italiens erlangen.“ 


5. Mai. Die nationalen Shügengefellfhaften werden proviforifh im ber 
Lombardei ſuſpendirt. 


3. Juni. Schreiben Garibaldi's an das Parlament über bie legten Greigniffe. 


Die Regierung legt dem Parlament ein Geſetz über das Vereinsweſen 
vor: Art. 1. Die Handlungen oder Aften von was irgend einer Geſellſchaft, 
daranf ausgehend, VBerfammlungen von Menfchen und Erwerbungen von 
Waffen und Munition ohne Bewilligung der Regierung zu befördern ober 
Haatsgefährlihe Grundfäge zu verbreiten, in ber Abſicht, die Sicherheit des 
Staates zu gefährden, werden mit Gefängniß oder mit Verweifung beitraft, 
abgejehen von den größeren Strafen, welche von ben in Kraft beftehenden 
Gefegen für Spezialfälle vorgefeben find. Art. 2. Der betreffende Verein 
kann von der Regierung durch ein fünigl. Dekret aufgelöft werden. Art. 3. 
Die Handlungen oder Akte, welche zur Auflöfung veranlaßt haben, follen 
jefort ben richterlihen Behörden verzeigt und nad Angabe bes Art, 1 pro: 
zefirt werben. Art. 4. Die Mitalicder eines aufgelditen Vereins, welche 
fih während der Dauer des Prozefies und nach dem Urtheilsſpruch wieder 
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verfammeln und ihr Vereinsleben fortfegen, follen ebenfalls mit Gefängnif 
oder Verweiſung beftraft werden, Für die Chefs, Dirigenten und Geſchäfte 
führer foll die Strafe nicht kürzer als 3 Monate jein. 


. uni. Biertägige Debatte ber Deputirtenfammer über be 


mißlungenen Freifhaarenzug vonSarnico und bie Stellung 
ber Regierung zu dbemfelben. Auf den Antrag Mingbetti’s wird mil 
139 gegen 32 Stimmen (ber Pinfen) beſchloſſen: „Die Kammer vertrauet nad 
angehörter Erklärung des Miniftertums, daß basfelbe auf gefeklichem Wegı 
die Ordnung aufrecht erhalten werbe.“ 


12, Juni. Entlaffung dev wegen bes mißlungenen Freiſchaarenzuges Berbafteter 


14, 


in Alefiandria. 


„ Die Deputirtentammer befchließt faft einftimmig, der Adreſſt 
ber Bifhöfe an den Papſt (fiehe Nom) eine Adreſſe an den 
König eutgegenzufegen: 

„Site! Zahlreihe Biſchöfe, zum größten Theile Stalien fremd, haben, 
in Rom zu einer religiöjen Feirrlichfeit verfammelt, unfer Vaterland mil 
Schmähungeu bededt, die um jo ſchwerer find, als fie die Negation unſere 
nationalen Rechtes enthalten und den Stempel ausländifcher Gewalttbätigkeit 
tragen. Auf der unerbörten Lehre, daß Rom die Sclavin der katholiſchen 
Welt fer und daß die Zwecke der Religion umvereinbar feien mit der Unab— 
bängigfeit der Halbinjel, antworten wir, Sire, indem wir uns feit um 
Sie ſchaaren und Angefichts Italiens und der Römer erflären, dag wir 
entjchloffen find, das Recht der Nation aufrecht zu halten, eben fo wie dat 
Ihrer Hauptftadt, welche durch die Gewalt unter einer Herrihaft zurüd: 
gehalten wird, die ihr widerjtrebt. 

„Wir wollen uns, Sire, von derfelben Standbaftigfeit durchdringen laſſen, 
von der Sie unferem Baterlande und der Welt ein fo großes Beifpiel geben. 
Unferen Feinden, wer fie auch fein mögen, werden wir bas rubige 8er: 
trauen des italienischen Volkes auf die Gerechtigkeit feiner Sache entgegen: 
ftellen, das Vertrauen auf die Kraft feiner freien Anftitutionen, auf die 
Zapferfeit der Armee und des zur Betheiligung an dem nationalen Kampft 
bereitwilligen Bürgers, und vor allem auf Ihre Tapferkeit, Sire, Ihre 
Loyalitaͤt und die Verehrung, welche Ihr Name überall findet. 

„Das find die Gründe, aus denen die öffentliche Meinung aller civili- 
firten Völker diefer Haltung Italiens gegenüber verlangt, daß Italien ımter 
die Nationen aufgenommen werde, welche ihre eigenen Herren find. 

„In der Gewißheit, alle die mit uns vereint zu jeben,, welche durch Natur 
und Recht zur italienischen Familie gehören, glauben wir ben Moment nicht 
fern, wo die Hindernifje aufgeboben werden, welche bisber die Erfüllung 
des Wunſches, der Rom als Hauptftadt Italiens begrüßt, verzögert haben. 

„Die Worte, welche jüngft in den Hallen des Vaticans erjchollen find, 
erklären die Vorkehrungen für unmdglid, durch welche die Diplomatie mit 
der Nom unterdrückenden weltlichen Herrichaft das Recht Stalieng, mit dem 
Ihrer Krone identiſch, vereinen zu koͤnnen geglaubt bat. Diefe Sprache er: 
Ihredt uns nicht; fie bat jenen Zögerungen jeden Grund genommen, welde 


die Mäßlgung Ihres Volkes auf eine fo harte und ſchwere Probe ftellen. 


„Während ausländiiche Prälaten, wenig beachtend die ausfchlieklich reli- 
giöje und geiftliche Natur ibrer hohen Sendung, jo feierlich ein VBotum für 
die politifche Reaction abgeben, während aus den im Namen bes Pontifer 
regierten Gebieten verbrecherifche Banden Verheerung in bie füdlichen Pre: 
vinzen des Königreichs hineintragen, wird Europa erkennen, daß Ihre Auto: 
vität, Site, und bie der Gefepe eines freien Volkes, das ftolz ift, Sie an 
feiner Spipe zu haben, allein ber römischen Angelegenheit eine friedliche 
Grundlage geben können, indem fie bie Verwirrung und ben Conflict ber 
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Gewalten aufbebt, welde die Gewiſſen beunruhigt und ben Frieden ber 
Belt bedroht.“ 

16. Juni. Da der franzöfiihe Geſandte in Turin der Jtalienifhen Regierung ver: 
trauliche Mittheilung von den Schritten gemacht hatte, welche die Fran⸗ 
zöffihe Regierung in St. Peterdburg gethan, um bie Rufftiche Regierung 
zu einer Anerkennung des Königreihs Italien zu bewegen, fo richtet Du— 
rando, ber italienifhe Minifter des Auswärtigen, eine Depeſche an den ita= 
lieniſchen Gefandten in Paris, um- die widtigften Bedenken Rußland's 
zu bejeitigen, indem cr auseinanderfegt, daß die Italieniſche Regierung fo: 
wohl ben Willen als die Macht habe, die revolutionären Elemente ber Halb: 
injel im Zaume zu halten und baß fie ferner niemals die Bildung einer 
polnischen Legion autorifirt habe, die polniſche Epecialichule in Genua aber 
demnächſt gänzlich werde aufgelöst werden. 

8. „ Die Suspenfion- ber Schüpengejellfhaften in der Lombardei wird wieder 
aufgehoben, 

22. Juni. Garibaldi gebt nad Sicilien. 

2. Juni. Rattazzi wird im Parlament wegen ber Anwerbung von frei: 
willigen interpellirt; er erwiedert, die Regierung verfolge energifch die 
Werber und werbe eine Erpedition, wenn man eine jolche verfuchen wollte, 
wohl zu verhindern wiſſen. 

» „ Der Gerihtehbof von Bergamo, dem bie bes mihlungenen Freifhaa: 

renzuges Angeklagten überwiefen waren, erklärt, es jei von dem 

Polizeiverfabren abzuftehben, da von Seite berin Sarnico und Pa: 

lazzolo Berbafteten feine ftrafbare Handlung vorliege. 

„ Der fpanifhe freifchaarenführer Triſtany läht in den Abruzzen den 

vielgenannten bourboniſchen Brigantenchef Chiavone, der fidh feiner Aus 

torität nicht fügen will, erſchießen. 

2. „ Das Parlament bewilligt der Regierung das noch nicht berathene Budget 
vorläufig mit 255 gegen 81 Stimmen. 

29. Juni. Oaribaldi Hält in Palermo eine fulminante Nede gegen ben 
Kaifer Napoleon. 

%. Juni. Die Regierung fchreitet an mehreren Punkten ber Lombarbei gegen 
bie Worbereitungen der Actionspartei zu einem neuen Freiſchaarenverſuch 
ſehr energifch ein. Inzwiſchen cireulirt überall ein vom Gentralcomite 
des Emancipationsvereines erlaffener und von Garibaldi als Präfi- 
dent unterzeichneter, aus Belgirate datirter Aufruf, durch welchen die Ver: 
eine aufgefordert werden, in ihrem Emancipationswerfe fortzufabren und 
dem Lande in Erinnerung zu bringen, daß man, „um nah Rom und Bes 
nedig zu gelangen, die von Marjala an den Bolturno vorgezeid: 
nete Bahn einihlagen müſſe“. 

4, Juli. Eine Depefche des Grafen Bernftorff an den preußifchen Gefandten in 
Turin zeigt demfelben die Geneigtheit der Preußifchen Regierung an, das 
Königrenh Italien auch feinerjeits anzuerkennen und erörtert bie Bedenken, 
die biefem Schritte noch entgegenftänden. 

7. „ Die Italienifhe Regierung fordert die Schweiz zur Ueberwachung ber 
Grenze auf. 

8. Juli. Der italtenifche Gefandte in Paris meldet der Regierung in 
Turin die erfolgte Anerkennung bes Königreihs Italien durch 
Rußland. 


9. Juli. Buoncompagni legt dem Parlament Namens ber Commiſſion ben von 
ihr weſentlich modificirten Gefegesentwurf, betreffend das BBereing: 


N. 
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wefen, vor. Demnach würden Anwerbungen und Anfammlungen von 
Mannſchaft, Waffen und Kriegemunition ohne Bewilligung der Regierung, 
welche die innere und Äußere Sicherheit des Staates oder bie öffentliche 
Ordnung bedrohen fünnen, mit dreimonatlidem bis dreijährigem Kerfer 
oder eben fo langer Eingränzung (Anternivung) bedroht. „Gegen Aufreizung 
zum Ungeborfam gegen die Ötaatsgejepe oder rechtmäßige Beſchlüſſe ber 
Behörden wird bdreimonatliche Kerferitrafe oder Anternirung ſammt einer 
Geldbuße verhängt, und diefe Strafen finden auch Anwendung, wenn folde 
Aufreizungen durch Vereinsbeichlüjie begangen werden. In legterem Kalle 
fann der betreffende Verein vom Minijterium des Innern ſuspendirt wer: 
ben, mit gleichzeitiger Anzeige an die Gerichte. Die Mitglieder eines jus- 
pendirten oder aufgelösten Vereins, welcde fich zu Vereinszwecken abermals 
verjammeln , werden mit böchitens einjährigem Kerker beftraft. 


9. Juli. Eine Depefhe Durando's an den italienischen Gefandten in Berlin ſucht 


13. 


16. 


19. 


bie Bedenken ber Preußifhen Regierung gegen eine Anerkeunung 
bes Königreihs Italien zu heben: „Die Preußiſche Regierung drückt ben 
Wunſch aus, von und Erklärungen zu erhalten, welde fie über gewiſſe 
Punkte unferer äußeren und unferer inneren Politik beruhigen follen. Die 
venetianifhe Frage jcheint das Berliner Gabinet vorzüglihd im Auge 
zu haben; nad feiner Anſchauung berührt fie die Sicherheit des beutfchen 
Bundes. Nah dem Beifpiele des Grafen Bernftorff werde ich bier nicht 
biscutiren, bis zu welchem Punkte der öfterreichiiche Befig von Venedig für 
die Sicherheit Deutſchland's von MWichtigfeit iſt; ich beziebe mich in dieſer 
Hinfiht auf den Anhalt der Gircularnote, welche diefes Minifterium an Sie 
gerichtet hat unter dem Datum vom 20. März. . .. Die Verbindlichkeiten, 
welde die königl. Negterung fich felbft und allen Mächten gegenüber über: 
nommen und bie fie bier förmlich zu wiederbolen feinen Anftand nimmt, 
fürd ftet8 gehalten worden. Und was Deutichland fpeciell betrifft, jo bat es 
den Beweis davon gefehen in der ſchnellen und vollitändigen Unterdbrüdung 
des an einigen Punkten unſerer Gränzen vorbereiteten Angrifis gegen Tv: 
rol. ... Graf Bernftorff berührt — ohne Zweifel aus NRüdficht auf die 
religiöfen Bedenflichfeiten eines Theil der Bevölferung des Köniareiches 
Preußen — eine andere Frage, die römische. Weber dieſen Gegenjtand 
find wir nicht weniger unumwunden, als in Bezug auf Venedig. Die 
Etaatsmänner, welde ſich feit 1859 in Italien gefolgt find, haben alle an- 
erfannt und laut vor dem Parlament und vor Europa erflärt, daB dieſe 
Stage nur dur moralijhe Mittel und auf diplomatischen Wege gelöst 
werden dürfe. Wir müſſen beute hinzufügen, daß wir mit Zuverficht die 
Refultate diefer Politik erwarten, weldye unwiderruflich durch die Parlamente: 
verhandlungen feitgeftellt iſt. . . .“ 


„» Rattazzi, im Parlament wegen ber Rede Garibaldis zu Ba: 
lermo interpellirt, erwiedert: er bedauere die beleidigende Sprache Garibalbdi's 
gegen den Kaifer Napoleon; er babe den Präfeften von Palermo aufgefor: 
dert, der Regierung Auseinanderjegungen über diefe Angelegenheit zu geben 
und es fein Mafregeln getroffen, nm Verfuche zu bindern, welche bie 
Sicherheit Italien’ compromittiren fünnten. 


„ In Palermo erläßt der Präfect Marcheſe Pallavicini eine Proclamation 
gegen geheime Anwerbungen, zu denen ber Name Garibaldi’s nur mißbraudt 
werde und bie er — der Reaction zur Laſt legen will. 


„Garibaldi tritt eine Rundreiſe durch Sicilien an, überall in feuriger 
Rede den Gedanken an bie Hauptſtadt Italien's belebend und den Haß 
ſchürend gegen die Fremdherrſchaft in Rom, während ſich von allen Seiten 
die Nachrichten mehren von heimlichen Werbungen, welche von der in ganz 
Italien verzweigten und organifirten Actionspartei vorgenommen würden. 
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0, Juli. Das Miniflerium wird in der Deputirtenfammer über verfdhiedene Fragen 
der äußeren Politif interpellirt, über die franzöfifche Allianz, über die 
venetianifche und römische Trage. Petrucelli meint, daß troß ber Aner: 
fennung durd Rußland und Preußen Stalien noch immer ſehr ifolirt in 
Europa daftehe. Daran fei das Haſchen nach der franzöfiichen Allianz ſchuld; 
diefe Tendenz bätte ihre Berechtigung gehabt bis 1858: jetzt ſei fie durch— 
aus unzweckmäßig. Den Befig Venedig’s werde Frankreich Italien nie 
gönnen; gelange es aber in denſelben, dann würde Italien ſich mit Oeſter— 
reich verbinden. Toscamelli berührt die römische Frage und erinnert an 
den Ausfprud des Grafen Gavour, Italien werde erit jtarf fein, wenn es 
Rom zur Hauptftadt habe, während das jegige Minifterium den verwerf: 
lihen Satz aufitelle, man müfje erit jtarf fein, um nah Rom zu gelan: 
gen. Der Minifter des Aeußern, Durando, ermahnt zur Geduld und 
meint, nicht die Franzofen, jondern die Befangenbeit der Katholiſch-Geſinn— 
ten, die religiöfe Frage hindern gegenwärtig Stalien, in ben Befig feiner 
natürlichen Hauptitadt zu gelangen. „Dennoch wage ich zu verſprechen, ba 
wir in nicht allzu ferner Zeit in Rom fein werben.“ Auf das Verhältniß 
zu Frankreich übergehend, jagt er: „Zwilhen Frankreich und Jtalien befteht 
fein Vertrag, nur eine moralifche Allianz, eine Art gemeinfamer Verant: 
wortlichkeit.. Diefe aber wird Italien niht über gewiffe Grenzen 

“fortreißen. Wir haben nie die Abfıcht gehabt, nad Mexico zu " 
Die Gerüchte von neuen Allianzen find irrthümlich.“ 

Schließlich fuht er die Schweiz, im der eine neuliche Aeußerung Bi: 
rio’8 großes Auffehen gemacht hatte, über die Abjihten Italien's 
zu berubigen: „Ich bleibe dabei, daß ein jeder Schritt, jeder Verſuch, 
jede Ermiunterung zur directen oder indirecten Bedrohung der Eidgenofjen: 
haft ein großer Irrthum auf Seite der italieniihen Polttif wäre. In der 
Zukunft muß Italien fichere Allianzen bei den Mittelftaaten ſuchen, welde 
unabhängig find von den uns feindlichen Völkern, und ih muß deshalb 
die hier Fund gegebene Anficht verdammen. Ich werde nie etwas thun, um 
ihre Gelüfte zu ermutbigen; felbft wenn die Schweizer die Annerion vers 
langten, würde ich diefe Annerion als das Ende einer Eidgenofienjchaft bes 
traten, welche für die Unabhängigkeit Italien’s in hohem Grabe noth— 
wendig iſt. Wenn in Folge von Greignifien, welde man beute nicht vor: 
ausjeben kann, die aber im Sturm der Ereignifie immerhin leicht möglich 
find, der Fall eintreten follte, daß es dienlich oder nothwendig wäre, einen 
Gebietstheil mit feiner natürlihen Nationalität zu verbinden, und wenn ich 
dannzumal einigen Einfluß auf die Gefchäfte hätte, fo würde ich fuchen, 
die Schweiz anderweitig zu entjchädigen, auf daß fie nicht weniger mächtig 
fei zu ihrer Vertheidigung und zur Bertheidigung Stalien’s. Jh würde 
großes Gewicht legen auf ein Defenfivbiindniß mit der Schweiz, welches 
bloß durd die 1815 auferlegte Neutralität unmöglich iſt; diefe würde dann 
—* die Maßregeln zu treffen wiſſen, welche ihre theuerſten Intereſſen 
erheiſchen.“ 


A. Juli. Preußen anerkennt das Königreich Italien. 


A. Juli, Die Regierung nimmt das Entlajjungsgefuh des Präfecten von Bas 
lermo, Pallavicini, der die fulminante Rede Garibaldi’S gegen den Kaifer 
der Franzoſen mit angehört hatte, obne dagegen einzufchreiten oder doch zu 
proteftiren,, an. 

» » Die Regierung legt dem Parlament einen Gefegesentwurf gegen 
die Lebergriffe der Geiftlihfeit vor. Derfelbe zerfällt in fieben 
Artifel, Der erfte beſtimmt, daß diejenigen Verordnungen der Biſchöfe oder 
Domcapitulare und deren Gurien nicht anerfannt werden, welche Suspenfio: 
nen oder Abfegungen ibrer Untergebungen verfügen, ohne daß die Gründe, 
welde fie dazu veranlaßt, fchriftlich der Regierung befannt gegeben murben. 
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Er erklärt außerdem, daß das Verfahren ex informata conscientia ober 
ähnliche Clauſeln nicht länger zuläfjig find. Der zweite Artikel fieht 
ben Fall vorher, wo die Blihöfe und deren Stellvertreter den Gerichte 
präfidenten ihres Diftricts fchriftliche Mittbeilung Über die Handlungen ge: 
ben, melde die Verordnungen hervorgerufen haben, damli der weltliche 
Beamte, ber gleichzeitig Über das Factum abzuurtbeilen bat, fein Verdict 
ausfprehe, nad welchem ber Biſchof die Anwendung der Kirchenſtrafe ver: 
fügen kann, was nad dem Gefege zu feiner Gompetenz gehört. Der britte 
Artikel ſetzt feſt, daß die auf diefe Weife von den Biſchöfen decretirten Kir: 
chenſtrafen wohl die Entjegung eines Priefters von feinem Amte, aber nicht 
bie Entziehung feiner Einfünfte ohne vorhergegangene Genehmigung des 
Minifters des Gultus anordnen fünne. Der vierte Artikel verordnet, bak 
die Biichöfe und deren Stellvertreter Fein Decret und feine Schrift durd 
bie Preſſe oder fonftwie veröffentlichen laſſen dürfen, bevor bie betreffende 
Beröffentlihung die Genehmigung des Gultusminifters erhalten bat. Der 
fünfte und fechste Artikel jet feit, daß bie Ueberfchreitung der im vorher: 
gehenden Artikel getroffenen Verfügung vor die weltlichen Gerichte gebradt 
und nah Maßgabe des Falles mit Kerkeritrafe nicht über 6 Monate oder 
Geldftrafe nicht über 500 Lire beftraft werden wird. Der jiebente und 
legte Artikel verfügt, daß eine Verlegung ber Artifel 1, 2 und 3, welche ic: 
mit einen Gonflict zwifchen ber weltlihen und geiftlihen Macht herbeiführt, 
vor den Staatsrath gebracht werben wird, nad dem Wortlaut des Geſetzes 
vom 30. October, 


25. Juli, Die Regierung ertheilt den Behörden die bezüglich einer möglichen 


28. 


29, 


Landung Garibaldi’s auf Römifhem Gebiete nötbigen Befehle 
und ſchickt beträchtlihe Truppenverftärfungen nah Palermo. 

Rattazzi ergreift im Parlament eine Gelegenbeit, um die, duch die Rede 
bes Minifterd Durando nicht weniger als durd die frühere Aeußerung des 
General Birio aufgeregte öffentlihe Meinung der Schweiz zu berubigen, 
indem er erklärt, Durando's Worte feien befremdlich falſch aufgefaßt wor: 
ben. Die italienifche Regierung wolle die Integrität der Schweiz rejpectiren 
und dieſes Land begünftigen. Es fei der italienischen Negierung nie beige: 
fommen, irgend einen Wunſch zu Außern, der auf die Abreißung eines Ter: 
ritoriums der fchweizerifhen Cidgenofjenichaft ginge. Durando habe nur 
Erwähnung einer folhen Eventualität gethan, die indeß den Ideen und 
Wünſchen Italiens zuwider jei. 

"Die bewährteften Freunde und Offiziere Garibaldi’s bei jeinem Zuge ge 
en Neapel i. 3. 1860 find nicht geneigt, ihn auch jegt wieder in feinem 
lane gegen Nom zu unterftügen. Tagsbefehl des General Medici ale 
Dbereommandanten der Nationalgarde von Palermo: „...Wo die Geſetze 
mißachtet werden, erlifcht alle Freiheit und herrſcht die Anarchie, welche die 
Willkür und der Despotismus der Gaſſe if. Ach ſage euch, tapfere Na: 
tionalgarde von Palermo, von Neuem meinen Dank; empfanget aus meinem 
Munde den Ausdrud der wohl verdienten Anerkennung der Regierungs: 
bebörden“. 


„ aribaldi verläßt Palermo, um feinen Plan ind Werk zu 
ſetzen. J 


Ende Juli. Manifeſt der Römiſchen Emigration an die Römer: 


„e . . Frankreich vertheidigt das Papſtthum gegen jeden fremden Angrifi 
und wird den Forderungen der Regierung von Turin noch lange Wibderftand 
entgegenfegen, allein e8 wird nicht wagen mit offener Gewalt die Pfaffen- 
tyrannei gegen das römische Volk zu ſchützen, jobald dieſes wahrhaft ent: 
ſchloſſen ift, fie niederzumwerfen. Glaubt ihr, daß das Kranfreid von heute, 
wie jenes von 1849, Rom bombardiren werbe? Zwiſchen 1849 und 1862 


l 
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fiegt ein Abgrund, Liegt bie Schlacht von Solferind und die Proclamation 
von Mailand, Ihr werdet euch nicht gegen die Franzoſen er⸗ 
heben, ihr werdet nur eure Rechte gegen die beſoldeten Schergen der Prie⸗ 
ter geltend macher. Mögen bie Franzofen in Rom bleiben, 
wenn es ihnen gefällt, fie find unfere Freunde, und wenn fie bleiben, 
werden fie dort bleiben, um an umferer Seite gegen den Despotis: 
mus des alten Europa zu reiten. Frankreich ohne die Bourbonen bedeutet 
Immer Revolution. Unzweifelbaft fünnen wir gar nicht vorſichtig ge⸗ 
nug ſein, um ein feindlihes Zuſammentreffen mit ihnen zu 
vermeiden, und wenn ſie euch etwa verhindern werden, das Capitol zu 
ſtürmen, ſo werdet ihr ſo klug ſein, euch auf den Aventino zurückzuziehen. 
Wenn ihr den Angriff für unklug erachtet, fo organiſirt den Widerſtand. 
Erduldet als Märtyrer die Kartätfhenfalven ber Fran: 
jojen, wenn diefe euch anzugreifen wagen follten, aber ftürgt euch auf bie 
päpftlihen Söldlinge mit der Furie, welde die Schmerzen und bie Schmach 
dreizehn langer düfterer Jahre in euren Herzen erweden. Daß bie Regies 
rung von Turin fih um die Erwerbung Roms müht, fteht außer Zweifel, 
es ift das für fie eine Lebensbedingung, aber ihre Mittel find jehr begrenzt; 
fie ift immer eine Regierung und darf der Revolution nicht die Hand reis 
hen: fie ift die Verbündete Frankreichs und darf nicht ohne deſſen Einwillt: 
gung einen Schritt vorwärts thun. Alle ihre Mittel find demnach mora= 
liiche oder dirlomatifche. Nom jedoch und die hochherzigen Provinzen, welche 
jein ſchmerzliches Schickſal theilen, Nom braucht nicht folhe Nüdfichten zu 
nehmen, wie die Turiner Regierung ; die arme Ewige Stadt, die man außer 
Schuß geitellt, darf alles wagen, denn fie bat alles verloren. Möge das 
Königreich Jtalien fi bemühen, mit den ihm zu Gebote ftebenden Mitteln 
Rom zu erwerben. Rom aber möge fich felbit und Italien Fraft jenes eins 
jigen Mittels, das unfeligerweife allein noch in jeiner Gewalt ift, fich zurüc— 
geben, das heißt dur Empörung. Rom, bedenkt es wohl, o Brüder, ift 
es fich ſelbſt und Italien fchuldig, die italienische Revolution durch eine freis 
willige Erhebung feiner Bevölkerung zu krönen“. 


1. Aug. Nachdem der Subpräfeet von Gorleone den etwa 800 Frei: 
willigen Garibaldi's durch Lift die Waffen der dortigen National: 
garde verfchafit hatte, hält Garibaldi im königl. Wald vor Ficuzza 
(auf dem Wege von Palermo nach Corleone) Mufterung über dies 
felben und richtet eine Prockamation „an die jugendliche Schaar” : 


„Gefährten! Wiederum ift e8 die heilige Sache, welche uns zufammen 
führt. Ohne zu fragen, wobin wir uns wenden, jeid Ihr berbeigeeilt, um 
zu fümpfen. Fremdlinge maßen fih an, uns beberrichen zu wollen. 
bitte die Vorjehung, mir Euer Vertrauen zu bewabren, da ih Eud nur 
Arbeiten und Strapagen verfprehen fann. Tapferfeit von Euch zu vers 
langen, wäre überflüffig, aber zur Mannszucht muß ich Euch ermahnen, 
duch Mannszucht baben die Römer die Welt beberricht. Gewinnt bie Liebe 
der Bevölkerung, die Achtung unfres tapfern Kriegsheeres, um die Einigung 
des Baterlandes berzuitellen. Diesmal werden auch die Sicilianer die Er: 
Öffner der großen Gefchide fein, zu denen das Vaterland berufen iſt“. 


& „ Rattazzi erflärt im Senat, bie Regierung habe alle Anfirengungen ges 
macht, um die Anwerbungen zu verhindern und fei entichlofjen die Erpe— 
ditionen zu verhindern, wozu die nöthigen Mafregeln getroffen felen. 


* „ General Engia, ber neue Präfeet von Palermo, ein für fähig und 
energifch geltender Mann, trifft mit ansgedehnten Vollmachten in der Haupt: 
Habt Eichliens ein und erläßt folgende Proclamation: „Seit eininer 
Zeit herrſcht auf der Infel eine Gährung. Der gefeglihe Standpunke "> 


Stalien, 


bie Regierung zurüdgebalten, ben bisherigen Handlungen gewaltfam ı 
gegenzuwirfen; jegt aber, dba die Bewegung die Waffen ergreift und ei 
militärischen Ebarafter annimmt, weldıen die Geſetze verbieten, fann 

Regierung ſie nicht länger dulden und wird alle Mittel zu ihrer Zerftr 
ung aufbieten, wovon die Bürger zum Boraus benadrictigt werben. ' 
Regierung kann nicht auf ihren Beruf verzichten, und fein Name, wie tbe 
er auch dem Vaterlande jei, darf fich die Vorrechte des von ber Nation 
wählten Königs Victor Emanuel anmaßen*. 


3. Aug. Minifterratd in Turin. Der König unterzeichnet eine bu 


" 


gegen Garibaldi gerichtete Proflamation: 


„Staliener! An dem Augenblide, wo Europa der Mäßigung unſe 
Nation feine Achtung gezollt und ihre Rechte anerkannt bat, iſt es für m 
Herz betrübend, zu jeben, wie unerfahrene und getäujchte Jünglinge, 
Pflichten der Dankbarkeit gegen unſern beſten Altirten vergefiend, ben ! 
men Rom’s, der alle unfere Wünfche und Beftrebungen in fih verein 
zum SKriegsgefchrei machen. Treu der Verfaſſung, die ich beichworen, b 
ich die burdy das Blut und den Heldenmuth meiner Völker geheiligte Ka 
Italien's immer body gehalten. Der folgt nicht diefer Fahne, der die 
jeglihen Schranken durchbricht, die Freiheit und Sicherbeit des Vaterlan 
gefährdet, indem er fih zum Herrn feiner Geſchicke aufwirft. 

„Staliener! Hütet Eudy vor Handlungen ftrafbaren Ungeſtüms und ı 
beſonnenen Agitationen. Wenn einft bie Stunde für bie Vollendung ı 
feres großen Werfes gefhlagen bat, dann wird bie Stimme Eures Köni 
in eurer Mitte laut ertönen. Jeder Aufruf, der nicht der ſeinige ift, iſt 
Aufruf zur Nebellion, zum Bürgerfrieg ! 

„Die Verantwortlichkeit und die Strenge bed Geſetzes wird auf diejenit 
fallen, die meine Worte nicht bören. Don der Nation erforener Kön 
kenne ich meine Pflichten. ch werde die Würde meiner Krone und { 
Parlaments unverlegt zu wahren willen, um das Recht zu baben, von € 
ropa volle Gerechtigkeit für Italien zu verlangen“. 


Rattazyzi, in der Kammer über die eben erſchienene fönigl. Proflam 
tion interpellirt, erklärt, das Manifeſt fei durdy die Anwerbungen b 
vorgerufen worden. Man babe das Gerücht verbreitet, diefelben würden v 
ber Regierung insgebeim begünftigt und es müſſe darüber jede Unklarh 
jhwinden. Die Staliener follten die Wahrheit erfahren, die Betbhörten | 
Augen öffnen. Der Minifter erfennt die Wichtigkeit der von Garibal 
geleifteten Dienjte an, bemerft jedoch, dat der Erdiktator daburd, daß er i 
Namen Victor Emanuel’8 gefämpft, gefiegt babe. Italien babe feine a 
bern Vertreter ald das Parlament und die Regierung. Wenn Garibal 
die gejeßlihen Schranfen überfchreite, wenn er waflne, wenn er im Nam 
der Nation_fpreche, jo compromittire er Stalien, und werde dem alla 
meinen Rechte anhbeimfallen, um wie jeder Andere beftra 
zu werden. Rattazzi bofft jedoch, daß Garibaldi, ber nunmehr bie A 
ficht des Königs fenne, ſich unterwerfen und einen Bürgerkrieg vwermeid 
werde. Mas das Minifterium anbelange, fo werde es feinen Staatsftri 
unternehmen, weil e8 feinen Zwed durch einfache Anwendung der Gelege, 
erreichen hoffe. Die Rede wirb mit lautem Beifall aufgenommen. 


Nach kurzer Diseuffion befchließt die Kammer: „Indem f 
fih den edlen und feften Worten des Königs af 
Ihließt, gebt fie zur Tagesordnung über“. 
Tagesbefehl bes Kriegsminifters, General Betitti, an die Armı 
Der Minifterratb beräth die Auflöjung des Emancipationsvereins. 
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. Aug. Garibaldi beginnt von Fieuzza aus feinen Marfch gegen Mefs 
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fina oder Catania. 

Das Parlament bejchlicht, ih nicht ohne königl. Dekret zu vertagen. 

Auflöjung der bisherigen Ungariichen Legion in Alefiandria. 
» Die Regierung beſchließt nunmehr die Emancipationsgefellichaft 
aufzuheben und das Ardiv der Direction derjelben in Genua mit 
Beſchlag zu belegen. Den Generalen Cugia in GSicilien und La— 
marmora in Neapel werben durch Fönigl. Dekret außerordentliche 
Bollmadten ertheilt, 

Dasjelbe wird durch einen von ſämmtlichen Miniftern unters 
zeichneten Beridt an ben König motivirt: „... Die Nepräfentanten 
der Regierung in Sicilien, eingedent der von Garibaldi geleifteten Dienfte, 
baben in Berüdfihtigung der Anbhänglichkeit des Volkes an ihm und na— 
mentlich in Betracht der ganz bejondern Wohlgemoygenpeit, mit welder Ihre 
Majeftät ibn beehrt hat, ibm gegenüber eine Langmütbhigfeit beobachtet, bie 
unter andern Umjtänden nicht zu entjchuldigen gewejen wäre, Die gewöhn- 
lihen Borfehrungen, welde noch unlängft genügten, um die am Fuß ber 
Tyroler Alpen bedrobte Ruhe und Sicherheit Italiens zu erhalten, können 
beute ihrer Abſicht nicht mehr entſprechen. Da, wo alle Hoffnung auf Ein» 
lenfen verjhwunden, der Aufruhr offen am Tage liegt, würde die Regie 
rung Ihr Vertrauen und das ihr noch im legter Zeit ausgeſprochene Ber 
trauen des Parlaments täujhen, wenn fie Ihrer Majeftät nicht rathen wollte, 
nicht auf die Stimme des Herzens zu bören, fondern alle Mittel anzumen: 
den, mit welden die Krone, kraft der Geſetze und der Natur der Dinge, 
ausgerüſtet ift, um die Empörung nad allen Seiten niederzufchlagen und 
die Herrſchaft der auf der ganzen Inſel unterdrüdten und in Staub getre: 
tenen Gefege wieter berzuftellen . . . Durd Erhebung einer Fahne gegen 
bie Ihrige, durch Bewaffnung von Bürgern gegen Ihre treuen Truppen bat 
General Garibaldi fih als Gegner des Staats erklärt... Daher, Sire, 
jhlagen wir Ihnen vor, die Juͤſel Sicilien in Kriegszuſtand zu erflären, 
und zwar jo lang, als die Rebellion dort dauern und die Ordnung nicht 
bergejtellt jein wird. Ihre Regierung übernimmt mit Entfchlofjenheit bie 
Berantwortlichkeit für die ausnahmsweifen Maßregeln . . .“ 


„ Baribaldi, der die k. Truppen, die ihn auf dem Wege gegen 
Meffina glaubten, geſchickt täufchend feinen Marſch nah Catania 
eingefchlagen hatte, rückt mit feinen Freiwilligen in legterer Stabt ein. 
„ General Eugia verhängt den Belagerungszuftand über ganz Sicilien. 

Rattazzi wird im Senat über die Dinge in Sicilien interpellirt. Er theilt 
mit, General Mella babe geglaubt, bag Garibaldi die Abficht hege, nad 
Meffina zu geben. Garibaldi habe die entfernte Stellung der Truppen bes 
Generals Ricotti benügt und fich fchnell nah Catania gewendet. Die Re— 
gierung babe nunmchr Truppen nad Catania gefandt. Die flotte, die fi 
ın den dortigen Gewäflern befinde, werde fih der Ein= und Ausihiffung 
ber herein widerfegen. Er hoffe, daß der normale Zuftand in Sicilien 
in wenigen Zagen bergejtellt fein werde. 

Der Senat geht, nachdem er die Ueberzeugung ausgefprocen, 
daß das Minifterium mit größter Energie handeln werde, damit 
das Gefeh und die Würde der Krone, fo wie des Parlaments 
unangetaftet bleiben, zur Tagesordnung über. 


„ Das Parlament wird durch königl. Decret vertagt. 
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22. Aug. Verfanmlung von 11 neapolitanifchen Abgeordneten in Neapel. Zwei 
davon, Mordini und Fabrizı werden von Lamarmora gefangen gelegt, ben 
übrigen gelingt es, fich zu verfteden oder zu entflieben. 


23. „ Der Marineminifter Admiral Perfano geht von Turin perfönlid 
nah Sicilien ab, General Cialdini wird, da fid) General Cugia 
in Sicilien als ungenügend erwiefen, zum außerordentliben Fönigl. 
Commiſſär auf der Inſel ernannt. 


24, „ Während Menotti Garibaldi einen Scheinangriff gegen Meſſina 
macht, ſchifft ſich Oaribaldi troß zweier Kriegsfhiffe, Die vor 
Catania liegen, um feine Abfahrt zu verhindern, bafelbft ein und 
landet mit einer Anzahl Freiwilliger glüdlih zu Melito bei Cap 
Spartivento in Calabrien. Bor feiner Abfahrt erläßt er folgende 
Proclamation: 

„Italiener! Mein Programm ift immer noch daeſelbe; ih will, jo weit 
e8 von mir abhängt, daß das Plebifeit vom 21. October 1860 eine Wahr: 
beit werde, daß der Pact zwiſchen Volk und König zur vollen Ausführung 

elange. Ich beuge mid vor der Majeftät Victor J—— des erwäblten 
dnigs der Nation; aber ich bin eines Miniſteriums Feind, das nur dem 
Namen nach italieniſch iſt, das, der Diplomatie zu Gefallen, im Monat 
Mai die Verhaftung und den Prozeß von Sarnico angeordnet bat, mie c# 
heute den Bürgerkrieg im Süden hervorruft, blos um fich die Geneigtbeit 
des Kaijers Napoleon zu fihern. Ein ſolches Minifterium faın und barf 
nicht länger ertragen werden, Es bintergebt den König und compromittirt 
ihn, wie es in ber Proclamation vom 3. Auguft geſchah. Durch jeinen 
verjtodten Municipalismus treibt es zur Lostrennung der füdliben Provinzen 
und verräth die Nation. Die Livree eines fremden Herrn darf für fein 
Minifterium unter uns einen Anſpruch auf Ehre und Achtung geben. Wis 
ic das fteilianifche Ufer betrat, ftand dieſe hochſinnige Inſel auf dem Bunte, 
in Verzweiflung auszubrehen. Die neapolitanifchen Provinzen, Jedermann 
weiß cd, können nur durch erdrüdende Militärmacht niedergebalten werben. 
Liebe und gute Verwaltung jollen die Einheit Italiens begründen. Die 
Municipaliften haben den entgegengejegten Weg vorgezogen. Sie haben 
Haß gefäet und in reihem Make Hab geerntet. Die Wahnfinnigen! fie 
wolen, ich weiß es, den Bürgerkrieg, um bejto leichter die Zukunft ber 
Freiheit im Blute zu erftiden und auf dem Altare des Despotismus mobl: 
gefällige Opfer zu Schlachten. Ach für meinen Theil werde nicht geitatten, 
daß ſolche verbrecheriſchen Plane zur Ausführung kommen. Möge bie 
Formel des Plebiſcits abermals Italien retten! Möge jede örtlihe Sorge 
vor der großen Einheitsidee zurüdtreten! Mögen alle Herzen und denkenden 
Köpfe Ztaliens fi einigen, um zu dem großen Ziele unjerer Wiedergeburt 
zu gelangen. Mögen Gedanfe und That aller Patrioten ausſchließlich auf 
das römische Befreiungswerf gerichtet fein! Später das Weitere! Nah Rom 
aljo, nad Rom! Erhebt Euch, Ihr Tapferen von 1848 und 1849! Auf, 
dur feige Jugend von 1859 und 1860! Herbei zum beiligen Kreuzzuge! 
Wir werben fiegen, denn wir haben für ung die Vernunft, das nationale 
Recht und das allgemeine Gewiſſen. Unſere Revolution bat große Hoff: 
mungen in ber Welt erweckt. Wir müſſen fie mebr und mehr rechtfertigen. 
Ich bin Überzeuat, das italienische Volk wird feiner Pflicht nicht untreu 
werben. Mollte Gott, unjere tapfere Armee wäre dann mit uns! Wenn 
ih etwas fürs Baterland habe thun können, jo glaubt meinen Worten. 
Ich bin entjchlofien, in Nom als Sieger einzuziehen oder unter jeinen 
Mauern zu fterben, Aber wenn ich flerbe, jo bin ich überzeugt, Ihr werdet 
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meinen Tob würdig räden nnd mein Werk vollenden. Es lebe Italien! 
(#3 lebe Victor Emanuel auf dem Gapitol!“ 


‚Aug. Yamarmora verhängt den Belngerungszuftand auch für das 


Feſtland von Neapel. 


.„Admiral Perſano befest Catania und nimmt 800 Treimillige 


dafelbjt gefangen. 


Zuſammenſtoß zwiſchen den Garibaldijchen Freiwilligen und ben von 


Reggio aus detachirten MRegierungstruppen. 


„ SKriegeratb Lamarmora’s, Cialdini's und anderer Generale in Neapel. 
Gialdint und Pinelli geben nah Sicilien, Revel nad Neggio ab. 


: » Garibaldi zieht von Melito aus mit feinen Freiwilligen gegen Reggio. 
» In Meffina werden in der Naht vom 26. auf den 27. fortwährend 


Truppen nach Galabrien eingeſchifft. 


» „ Baribaldi verzichtet auf einen Angriff auf Reggio und wendet 


fi) in bie Berge. 


„Gefecht bei Aspromonte. Garibaldi wird verwundet und von 


Oberſt Pallavicino gefangen. Ende feines ganzen Unternehmens. 


- „ Cialdini erläßt von Meffina aus folgende Verfügung: „Art. 1. 


Alle diejenigen, weldye in den Feldern von Sicilien und Galabrien 
mit Waffen umherſchweifend angetroffen werden und fi über ihr 
Verweilen daſelbſt nit ausweifen fönnen, werden als Räuber 
angefeben und behandelt. Art. 2. Die Ueberrefte der Garibaldi— 
ihen Banden werden ald Kriegsgefangene von den Militärbehörben 
angeſehen und behandelt, infofern fie fi vor denjelben innerhalb 
fünf Tage vom Datum dieſes Manifeftes ftellen. Nah Ablauf 
diefer Friſt fallen fie unter die Beftimmungen des Art. 1.“ 


1.Sept. Garibaldi trifft auf einem Negierungsdampfer als Gefangener im Hafen 


von La Spezzia ein, wird aber erft am 3. Sept. im Fort Varignano auf 
der Injel Palmeria ausgejcifft. 


. An Turin findet unter dem Borfike des Königs ein Minifterrath ftatt 


unter Zuzug der angefchenften Männer außer der Regierung. Der Ge: 
richtshof von Neapel, deſſen Zuftändigfeit im Princip für die Beurtheilung 
Garibaldi's und feiner Mitgefangenen anerfannt wird, wird vom AJuftlz- 
rn aufgefordert, den Gaflationshof von Mailand an jeiner Stelle zu 
delegiren. 


5. „ Das bevorftehende italienische Schügenfeft wird auf den Juni künftigen 


Jahres verjchoben. 


10. Sept. Gircularnote Durando’8 über das vereitelte Unternehmen 


Garibaldi's und die daraus zu ziehenden Conſequenzen für bie 
Haltung Italiens gegenüber Rom: 

„Die Haltung, welche die Regierung feit dem Attentate von Sarnico an« 
genommen batte, gab Grund zu der Erwartung, daß der General Garibaldi 
fürderbin auf Unternehmungen verzichten werde, welche ſich mit der bes 
ſtehenden Ordnung nicht vertrugen und geeignet waren, Stalien in feinen 
Beziehungen zu den fremden Regierungen bloszuftellen. Diefe Erwartung 
wurde getäuſcht . . . Das Geſetz hat gefiegt, allein das Loſungswort ber 
Freiwilligen war, man muß es zugeben, diesmal der Ausdrud eines Be: 


\ 
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- bürfniffes, welches ſich beute dringlicher als je erweist. Die 
ganze Nation verlangt nad ihrer Hauptjtadt, Sie bat bem 
unbedachten Trängen Garibaldi's nur widerftanden, weil fie überzeugt int, 
daß die Regierung des Königs das Mandat, welches fie bezüglich Roms 
vom Parlament erhalten bat, zu erfüllen twiffen werde. Das Problem 
bat eine andere Geftalt gewinnen können, allein die Dringlichkeit einer 
Löſung it dadurch nur ftärfer geworden. Angefihts der immer fchmwereren 
Erjhütterungen, welche fi auf der Halbinjel wiederholen, werben bie 
Mächte begreifen, wie unwibderfteblid der Drang ift, der die Nation nad 
Nom treibt. Sie werden begreifen, daß Ztalien eine hohe und legte An- 
ftrengung gemacht bat, indem es einen Mann als Feind behandelte, welcher 
doch jo glänzende Dienjte geleitet und ein Princip bochhielt, das im der 
Bruft aller Staliener lebt. Sie werden einjehen, daß die Staliener, indem 
fie ohne Zögern den Souverän in der eben durdlaufenen Krije unterftüßten, 
alle ihre Kraft um den legitimen Vertreter ihrer Rechte nur in dem Sinne 
vereinigt haben, daß ihnen endlich volle Gerechtigkeit zu Theil werde. Nah 
biefem Siege, den es gewijlermaßen über jich jelbft errungen, bat Italien 
nidt mehr nötbig, zu beweijen, daß feine Sache die der europaiſchen 
Ordnung it; es bat hinlänglich gezeigt, zu welchen Opfern es ji zu ent- 
ſchließen weiß, um feine Berpflicytungen zu balten, und Guropa weik 
namentlih, daß Italien diejenigen halten wird, welche es bezüglich Dei 
sreibeit des heiligen Stubls übernommen und noch zu übernehmen bereit 
it. Die Mächte müjlen ung von nun an belfen, die Vorurtbeile zu zer 
fireuen, welde nod) im Wege — um Italien die Rube zu verſchaffen 
und Europa fiher zu jtellen. Die katholiſchen Nationen, Frankreich ine: 
bejondere, das jo ausdauernd an der Vertheidigung ber weltlihen Anterefien 
der Kirche gearbeitet bat, werben die Gefahr anerkennen, die darin Liegt, 
wenn noch länger wiſchen Italien und dem Papſtthum ein Antagonismue 
beftebt, deſſen einzige Urſache in der weltliben Gewalt zu ſuchen ift, und 
wenn der Geijt der Mäßigung und Berföhnlichfeit , von welchem das 
italieniſche Volk bis dahin beſeelt war, erlahmt. Ein ſolcher Zuſtand der 
Dinge iſt unhaltbar; er würde die Regierung des Königs zuletzt zu äußerſten 
Conſequenzen nöthigen, deren Verantwortlichteit dann nicht auf uns allein 
laſten würde und welche bie religiöſen Intereſſen der katholiſchen Chriſten— 
heit und die Ruhe Europa's ſchwer compromittiren müßten.“ 

10. Sept. Die Regierung ſetzt die gefangenen Garibaldianer unter 
18 Jahren (den größten Theil der bei Aspromonte Gefangenen) 
in Freiheit. 

17. „Die. officielle Ztg. erflärt gegenüber den Auslaſſungen des franzöſiſchen 
Senators Yaygueronniere in dem Pariſer Blatte „La France“ (f. Frank- 
reich), „die Einheit Jtalten’s könne feinen Gegenjtand der Unterjuchung 
für einen Congreß abgeben. Die italienifhe Monarchie könnte zu feinem 
anderen Zweck an einem Gongreß theilnehmen, ald um die Goniequenz ber 
Einheit anzuſprechen, welche nicht durchgeführt fei, fo lange Rom nicht die 
Hauptjtadt fein wird.“ 

20. „ General Tamarmora ergreift die Gelegenheit, die ihm ber Belagerungs- 
zuftand in Neapel an die Hand gibt, um der jog. Camorra mit allen 
Mitteln zu Leibe zu gehen. Fortwährend finden zablreihe Berbaftungen 

o jog. Gamorriften ftatt. 

25. ,„ Unterzeihnung des Heiratbsvertrages zwifchen der Prinzefiin Pia 
von Italien und dem Könige Dom Louis von Portugal. 

„» » Mazzini erflärt durch ein Manifeft den Pact feiner Partei mit ber 
Monarchie für gebrochen, wie er dur ein früberes den Pact mit ber 
Regierung für gebrochen erflärt hatte, „Die königl. Musketenkugel, die Ga— 
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ribaldi verwundete, hat die legte Zeile des Vertrages zerflört, den wir Re: 
publifaner vor nun zwei Jahren mit der Monarchie eingegangen find... . 
Im Namen der bedrohten Einheit, im Namen der Märtyrer, die, alle Re— 
publifaner, in langer Opferreibe während eines halben Jahrhunderts das 
Fundament zum italienischen Vaterlande gelegt, im Namen des beleidigten 
Gewiſſens trennen wir uns beute für immer von einer Monarchie, die in 
Sarnico für Defterreih, in Ajpromonte für den Papft kämpſt. Frei von 
jedem anderen Bande, ale dem, das uns an die heilige Sache des Vater: 
landes fejjelt, kehren wir zurüd zu unjerm alten Burner, zum Glauben 
unjerer großen Vorjahren, zum republifantihen Schlachtenruf, dem Schöpfer 
al unjeres Ruhmes, zum Bolfe, als der nunmehr einzigen Hoffnung Ita— 
liens, zur Vernunft, zur Wahrheit.“ 


2. Oct. General Brignone ordnet auf Sicilien eine allgemeine Entwaffnung an. _ 
;, » Der Finanz miniſter veröffentlicht den Jahresbericht über die Finanzge⸗ 


— 


— 


babrung von 1862 und das Budget für 1263. Das Jahr 1862 ergibt 
ein Deficit von circa 351 Mill. Fr., die Ausgaben betragen 974,347,399 
Fr., die Einnahmen nur 623,411,144 Fr. Nachdem Budget fir 1863 
betragen die ordentlihen Ausgaben 763,343,206 Fr., die außerordentlichen 
172,044,729 Fr., die ordentlichen Einnahmen 549,355,244 Fr., die außer: 
erbentlicyen 65,456,408 Fr. Das Deficit betrüge demnach circa 320 Mill., 
30 Mill. weniger ald 1862. Der Finanzminiſter bofft indeß auch Ddiejes 
Jahr vermöge der von ihm eingebrachten Finanzgejege Über Domänenver: 
fauf u. ſ. f. ein Anlehen vermeiden zu können. 


5. Det. Ein fgl. Decret ertheilt Garibaldi und feinen Genofjen, mit Auss 


nahme der Deferteurs von der Armee und Flotte, allgemeine Amneitie. 


Bericht des Minifters an den König: Die Gründe, melde bie 
Regierung verpflichteten, dem edelherzigen Wunſche Em. Maj. zu widerſtre— 
ben, beſtehen nicht mehr. Die Herrihaft des Geſetzes iſt gefichert. Das 
Vertrauen zu Ihrer offenen und zugleich weifen Politik hat die Ungeduld 
gemäßigt, welche Garibaldi auf die Bahn der Rebellion getrieben und die 
Kataftropbe von Aſpromonte herbeigeführt hat. Man hat nun erkennen 
fönnen, daß, wenn er in Ihrem Namen fümpfend Wunder gethan bat, er 
dies nicht mehr vermochte, als er pflichtvergejien, welch' ein Ziel er auch 
immer batte, jeine Waffen gegen. Ihre Fönigl. Rechte kehrte. Jetzt wünscht 
das berubigte Italien in Erinnerung an Garibaldi's Dienjte feine Fehltritte 
zu vergejien. Diefem Wunjche des Landes jchließen ſich alle Freunde ber 
Freiheit und Einheit Staliens an. Sobald es ſich darum handelte, die Re— 
bellion zu befämpfen, bat die Regierung die entjchiedenften Maßregeln in 
Vorſchlag gebracht. Jet nach Bejeitigung aller Gefahr macht fie fi zum 
Herold des allgemeinen Wunfhes nad Gnade. Gie würde gerne die Am: 
neftie auf Alle ausdehnen, aber Ausnahmen find nothwendig. Das Gefühl 
ber militärischen Pflicht erlaubt es nicht, auch die Soldaten (Dejerteurs) zu 
begnadigen. Zu deren Gunſten ebenfalls mildernde Umftände anzunehmen, 
verbietet uns die Fahnenehre.“ 


„ Die Xtalienifhe Regierung läßt fi, in Folge bes eben erit 
im franzöfifchen Moniteur veröffentlichten Briefes des Kaiferd Na: 
poleon vom 20. Mai über die römiſche Frage, und da Frankreich 
bis jetzt auf das Begehren der italienifhen Depefhe vom 10, 
Sept. gar nicht zu antworten geneigt ſcheint, dazu herbei, der 
Sranzöfifhen Negierung zu erklären, fie wäre geneigt, in Unter: 
bandlungen einzutreten, und wie fie andeutet, die Verpflichtung zu 
übernehmen, für den Fall eines Zurüdziehens der franzöfifchen. 
19 
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Deeupationstruppen aus Rom bafelbft nicht zu interveniren, ſon— 


dern ben Papſt den Römern allein gegenüber zu laſſen. 

Depefhe Durando’s an den italienifhen Gefandtenin Ba 
ris: „. . . Bis jetzt konnte bie Franzöfiiche Negierung bei den wieder: 
holten Verſuchen der italienifchen Nevolutionspartei Zweifel begen, ob wır 
enügende Kraft und Autorität zu ihrer Unterdrüdung, zur Herftelung der 
Rube im Lande umd zur Haltung der Verpflichtungen bejäßen, die hinſicht— 
lih der Garantie der Sicherheit des Papftes einzugeben wir Beranlafiung _ 
haben würden. Diefer Zweifel ift fortan nicht mehr möglih! Die Energie, 
welche die Regierung den letzten Ereignifjen gegenüber an ben Tag gelegt, 
die Raſchheit, mit welcher fie die Geltung des Gefeges wieder bergejtellt, um» 
die Amnejtie, die fie ohne Furcht dem Könige bat anratben können, liefern 
ben Beweis, daß fie das Bewußtfein ihrer Kraft befigt und daß fie Diejelte 
zur Aufrechthaltung der bejtehenden Ordnung und eingegangener Verpflic- 
tungen anzuwenden nicht zögern wird. 

„Nach unferer Neberzeugung ift e8 jet eine ausgemadte Sache, daB einer 
Berftändigung Über die Thunlichkeit einer Aufhebung der Occupation nichts 
mehr im Wege ſteht. Man bat mit diefer PVolttif den Verjuh gemacht, 
ohne — ich wiederhole es — die vergeblich geforderte und vergeblich geboffte 
Verſöhnung und Reform berbeiführen zu tönnen. Wenn man die römische 
Curie allein ihren Untertbanen gegenüber läßt, jo wird man, es ftebt zu 
bojien, erreichen, was die Langmuih des Kaijers durd) 14 Jahre der Occu— 
pation und unfruchtbare Unterhandlungen nicht bat erreichen können. 

„Aus allen diefen Nidfichten kann fich die königl. Regierung nicht Län- 
ger mehr enthalten, die Aufmerkffamfeit der Regierung des Kaiſers auf eine 
Sachlage zu richten, welche die jchleunigfte Aboilfe verlangt. Wir wenden 
uns daher an diejelbe, um anzufragen, ob fie nicht den Augenblick für ge 
kommen cractet, die Truppen aus Rom abzuberufen und eine neue Com: 
bination zu juchen, welche eine für beide Länder fo gefahrvolle Yage heben 
kann. Die Italieniſche Regierung ift bereit, die Vorjcpläge, die man ibr 
zum Zwecke der Sicherung der Unabhängigkeit des heil. Stuhles machen 
wird, zu prüfen, jobald die fremde Occupation aufgehört hat. Sie wird bie 
Bermittlungsentwäürfe in Erwägung zichen, weldhe bei Beruhigung des fa» 
tholiſchen Gewiſſens zugleidy Die berechtigten Forderungen der italienischen 
Nationalität befriedigen.“ 


15. Oct. Anshebung der Jahrgänge 1820 — 39 für das Landheer unb bie 


23. 


” 


Flotte in ganz Italien, Neapel inbegriffen. 


„ Der König empfängt eine römiſche Deputation mit einem Hoch— 


zeitsgeſchenk für die Prinzefiin Pia, Königin von Portugal. 

„ Kine mit 8943 Unterjchriften verfehene Adrefie des niedern italieni- 
hen Klexus bittet den Papft, auf feine weltliche Herrſchaft zu verzichten. 
P. Paſſaglia wird als der imtellectuelle Urbeber diefer Adrejie bezeichnet. 


2. Nov. Ein Fönigl. Decret dehnt die Amneftie vom 5. Oct. auf alle diejeni=- 


gen aus, welche ſich vermütelſt der Prefje, durch öffentlihe Demonftrationen 
oder in irgend einer anderen Weife an den in jener Amneftie bezeichneten 
Handlungen betheiligt haben. 


„ Der König gebt nad) Mailand und Hält daſelbſt eine große Revüe über 


bie regulären Truppen und die Nationalgarde ab. 


„, Der König fehrt nah Turin zurüd, nachdent er außer in Mailand au 


in Biacenza, Bologna 2c. große Militärrevien abgehalten. 


„ Ein Kriegsgeriht verurtbeilt den General Faverges wegen ungerechter 


Züchtigung eines (meapolit.) Soldaten zu 4 Monaten, die anderen dabei 
beiheiligten Offiziere zu je 2 Monaten Gefängniß. 


„ Aufhebung des Belagerumgszuftandes in Neapel. 
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18, Nov. Wiederzufammentritt des Parlamentes. Pairsſchub. 
Rattazzi Tegt in der Nbg.:Kammer die auf die römifche Frage be: 
züglihen Actenſtücke auf den Tifh des Hauſes. Buoncompagni 
kündigt eine \nterpellation gegen das Miniſterium an. 

0 „ Erfte Niederlage des Minifteriums: Die Abg.Kammer 
erflärt die in Sicilien während bed Belagerungszuftandes vorge: 
nommenen Wahlen für ungültig. Beginn der großen Debatte über 
die nterpellation Buoncompagni’s. Rede Buoncompagni's.  ® 


5. Rev. Fortfegung der Parlamentsdebatte Über bie legten Greigniffe. 
Rebe des General Eugia, geweſ. außerordentl. Gommifjärs des Königs in 
Sicilien. 

% „ Fortfegung der Parlamentsdebatte. Rede des Minifterpräfidenten 
Rattazzi. 


2. „ Fortſetzung der Barlamentsdebatte. Rede des Minifters des Mus: 
wärtigen, Durando. 


H „ Fortiegung der Rarlamentsdebatte. Rede des General Brignone, 
Mitärcommandanten in Eicilien. 


1, Dee. Rattazzi zeigt dem Parlament den Rüdtritt fei- 
nes Minijteriums an. Buoncompagni zieht feine Interpella— 
tion zurüd. 

3. Dec. Empfang des neuen franz. Gefandten, Graf Sartiges. 

I. Dec. Bildung des neuen Minifteriums: FJarini Minifter: 
präfident, Bafolini Auswärtiges, Peruzzi Inneres, 

1. Dec. Das neue Minifterium legt dem Parlament fein Programm vor. 


Farini: „Durd das Vertrauen des Königs mit der fchweren Aufgabe 
betraut, die Aominiftration des Staates zu leiten, ift es unfere Pflicht, zu 
erklären, daß wir vor Allem in der Unterftügung des Parlaments jene Aus 
torität fuchen werden, die nöthig ift, um im Innern die Organifation zu 
vollenden und dem Ausland gegenüber die Ehre und die Intereſſen Jtalien’s 
zu repräjentiren. Die Nation fühlt, daß die Zeit gefommen tft, wo die Er— 
rungenjhaften und Wohlthaten der Einheit gefichert, und an die Reges 
lung der inneren Angelegenheiten energüche Hand angelegt werden 
muß. Wir haben ums vorgenommen, diefen Erwartungen des Volkes da— 
duch zu entiprechen, daß wir ihre Intereſſen und Bebürfnifie genau erfor: 
Ihen, die von der Erfahrung und vorgezeichneten adminiftrativen Reformen 
auf der Bafis einer ausgedehnien Decentralifation vollenden und der Ent: 
widlung der conftitutionellen Freiheiten in alen Theilen des Staatsorgas 
nismus jeglichen VBorfchub leiten werden. Allein diefe Entwidlung der 
Fteiheit hat die öffentlihe Ordnung zu ihrer erften und nothwendigiten 
Bedingung. Würde die öffentliche Ordnung nicht feit aufrecht erhalten, jo 
würde Italien im fich die Zuverfiht des endlichen Triumphs abnehmen 
ſehen, und auf feinem Wege das Mißtrauen der Regierungen und der Völ— 
fer Guropa’s alg ein kaum überfteigbares Hinderniß antreffen. Die Jtalies 
ner haben bewieſen, daß fie, entjchlofien und ficher in ihren Anftrebungen 
für Einheit und nationales Recht, diefen Glauben nie trennen von ihrer 
tiefen Ergebenheit für die Monarchie und das Geſetz. Mit diefem Schaus 
Ipiel verftändigen Sinnes, welches Stalien gab, geht Hand in Hand das 
Gefühl der nationalen Dankbarkeit für die Armee, das Symbol und 
Pfand unferer Geſchicke, die, nachdem fie glorreih die Schlachten der Unab— 
hängigfeit gefehlagen, bei einer jüngjten. ſchmerzlichen Probe das edelſte Bei— 
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fpiel von Disciplin und Selbftverläugnung dadurch gab, daß ſie ber ver- 
legten Autorität der Gefege wieder zu ihrem Rechte verhalf. Wir baben 
feften Slauben an die Principien des Öffentlichen Rechts und an die feier: 
lichen Abftimmungen des Parlaments. Feſt in der nnerfhütterliden Ueber: 
zeugung, daß die Nationaleinbeit ihrer Vollendung entgegeugeht, glauben 
wir einem gemeinfamen Gefühl der Würde zu entſprechen, wenn wir uns 
aller Berſprechungen enthalten, denen nicht alsbald die Erfüllun— 
gen folgen; wir finden in unferem eigenen Glauben die Berechtigung, Ita— 
lien zu erklären, daß es dieſe Vollendung von dem Gang der Ereignifie 
und von den vorbereiteten Gelegenheiten erwarte, und zwar ohne Selbfi- 
täufhung und ohne Mißtrauen. Das Werf unjerer Wiedergeburt wurde 
eingeweiht und wuchs heran durch die freiwillige Uebereinftimmung der Ge 
mütber,, und zeigte fib Europa als eine Bürgihaft der Ruhe und bes 
Foriſchruts. Mir werden auf viefer Bahn weiter jchreiten, indem wir der 
allgemeinen Lage Europa's Rechnung tragen, uud Stalien feine Alltanzen 
ſowohl als feine volle Unabhängigkeit zu erhalten trachten werden. Es iſt 
eine große Aufgabe, welche die Vorſehung unjerer Generation anvertraut 
bat, indem fie ung die günftigen Gelegenheiten, die nöthige Vürgertugend 
und Über Alles diefen tapferen und chrenfeften König gab, in dejjen gera 
dem Einn der Glaube der Nation neu geftählt, in deſſen Namen die ita- 
lieniſche Einigkeit ihren Titel findet, und in welchem die Gefhide Jtaliene 
und der Dynastie unauflösbar verfchmolzen find.“ 


15. Dee. Das Parlament bewilligt das Budget einftweilen für 4 Monate. 


18. 


29, 


Das gefammte außerordentlide Deficit wird vom Finanzminifter jegt 
zu 771 Millionen angegeben und dic Regierung verlangt bie Bewilligung 
zur Ausgabe von 300 Mil. Schagicheinen. Da dies indeß nicht genüge, 
jo werde cine Anleihe unausweihlid, doch könne diefelbe dann noch eine 
ziemliche Zeit verfhoben werden, 


Das Parlament beichließt, eine eigene Gommiffion zur Unterfuhung bes 
Brigantaggio nah Neapel abzufenden. 


v Das Parlament genehmigt die Regierungsvorlage behufs Erbauung einer 
Eifenbahn auf der Infel Sardinien. 
„ Grite diplomatische Girculardepefhe Paſolinis: 

„ . . . Wir werden bie theilnahmsvolle Mitwirtung Europa’s® uns auch 
ferner zu fihern bemüht fein, indem wir energiih die Kräfte des Lan- 
des entwideln und duch unfere Yoyalität uns das Vertrauen und die 
Achtung dev Mächte erwerben, ohne auf irgend eines der Princi- 
pien zu verzichten, welche für die Erfüllung unferer nationalen Ges 
hide maßgebend find. Aus dem Bunde der Monarchie mit der Freiheit 
hervorgegangen, wird bie italienische Einheit ihrem Urjprunge getreu bleiben 
und immer diefen liberalsconfervativen Gharafter bewahren, der ihr in ber 
Vergangenheit jo lebhafte Sympathien erworben bat, und ihr für die Zu— 
funft ihren Antheil an berechtigtem Einfluffe verfchaffen wird.“ 

„Garibaldi kehrt nach feinem Gaprera zurüd, 
„ Bas Parlament wird durch fünigl. Decret vertagt. 


„Paſolini erflärt dem neuen franz. Gejandten, daß Stalien unter ben 


obwaltenden Umftänden nicht in der Yage fei, der franz. Regierung irgend 
welhe Vorſchläge zur Löſung der römifhen Frage zu maden (vgl. 
Frankreich). 

Circular des Miniſters des Innern gegen diejenigen Municipalitäten, die ge— 
gen das Brigantaggio feinen genügenden Beiſtand leiſten. 


» „ onfliet zwifchen ber Regierung und dem Erzbifchof von Florenz. 





Rom. 


6. Januar. Der Papft ernennt im verfammelten Gonfiftorium ben von ber 


— i 
— 
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Ruſfiſchen Regierung gewünfcten Prieſter Felinsfi zum Erzbiſchof 
von Warſchau. 

Eine Depeſche bes franz. Minifters des Auswärtigen an ben franzdiifchen 
Geſandten in Rom forbert den römifhen Hof nochmals zu Transaktions: 
vorichlägen mit dem Königreih Italien auf (ſ. Frankreich). 


Der Rapft kündigt den Karbinälen an, daß Rußland in die Wiederber: 
ftelluna der Nuntiatur in Et. Petersburg eingewilligt habe und hofft wei: 
tere Gunftbezeugungen für die unglüdlie polnische Nation. 


„ Der PBapft ladet die Biſchöfe des kath. Erdfreifes auf Pfingften 
zur Beier der Heiligfprehung ber japaneſiſchen Märtyrer nach 
Rom ein: 


Circularſchreiben des Cardinals Caterini: „Se. Helligfeit würbe 
nach dem Beiſpiele ſeiner Vorgänger, in Rom unter ſeiner Autorität die Biſchöfe 
Italiens haben verſammeln wollen, damit ſie in einer ſo hochwichtigen Sache 
ihre wohlerwogene Meinung kundgeben und durch ihre Anweſenheit bie 
Größe diefer Feier vermehren könnten; doch in reifliher Erwägung ber bes 
klagen swerthen Leiden, von welden ber größere Theil Italiens beimgefucht 
it, und in deren Folge es den Hirten nicht erlaubt ift, fi von ibren Heer: 
den zu entfernen, bat diefelbe es diesmal für zweckmäßig erachtet, von dem 
aewöhnlichen Brauche abzumeihen, Aus diefem Grunde hat Ge. Heil. ge: 
ruht, mir Weifung zu ertbeilen, dieſes Echreiben nicht allein an die ita= 
lieniſchen Bischöfe zu richten, fondern an die des katholiſchen Erbfreifes, um 
ihnen die frobe Kunde von diejer Angelegenheit zu ertbeilen und ihnen 
gleichzeitig zu bemerfen, daß es Se. Heil. angenehm wäre, alle Bilhöfe zu 
ſehen, welche ſowohl in Stalten, wie in anderen Theilen ber Welt es ges 
ratben erachten, bie Reife nah Rom zu unternehmen, ohne Schaden jebod) 
für die Gläubigen und ohne anderes Hindernig, um dem Konfiftorium und 
diefen großen Feitlichfeiten anzumohnen“, 

»„ Der römifche Hof lehnt es wiederum und aufs entjchiedenfte 
ab, ſich mit dem Königreich Italien in irgendwelche Transactionen 
einzulaffen. 

Antwort des franz. Gefandten in Rom an ben franz. Mi: 
nifter bes Auswärtigen auf Ale Snitruftion v. 11.d. M.: . Ach 
las dem Kardinal bie Depeihe Ew. Erc. vor. „Ich finde in bieſer De⸗ 
peſche“, ſagte mir Se. Eminenz, „den Ausdrud des wobhlwollenden Inte—⸗ 
reſſes wieber, welches Sie uns fortwährend bezeigt haben. Es iſt jedoch 
nicht richtig, daß zwiſchen dem Oberhaupt der Kirche und Italien eine Miß— 
helligkeit beſtünde. Wenn der hl. Vater mit dem Kabinet von Turin ges 
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brochen hat, fo fteht er dody in dem beiten Beziehungen zu Italien. Selbit 
Ktaliener und der erfte der Italiener, leidet er mit unter den Leiden Ita— 
liens und ift mit Schmerzen Zeuge der grauſamen Prüfungen, welche die 
italienische Kirche treffen. Was eine Verftändigung mit den Räubern be— 
trifft, fo werden wir ung nie darauf einlafien! Ach kann nur wiederbolen, 
jede Transaktion auf dieſem Gebiet ift unmöglid, mit wel— 
chen Borbebalten man fie auch begleiten, in welche Wendung der Sprache 
man fie auch einhüllen wolle; in dem Augenblid, wo wir fie annäbmen, 
würden wir fie zu fanktioniren fcheinen. Der Papft verpflichtet fich bei fei- 
ner Erhebung, wie die Kardinäle bei ihrer Ernennung, eidblib, nichts von 
dem Gebiet der Kirche abzutreten. Der bl. Bater wird daher feine 
Konzesfion diefer Art maden; ein Konflave würde ebenſo 
wenig das Neht dazu haben; das Gleidhe gilt von einem 
neuen Papft, und feinen Nadfolgern von Jahrhundert zu 
Jahrhundert würde ein ſolches Zugeſtändniß ebenjo wenig 
geitattet fein“ Der fehr rubige Ton des Kardinal:Staatsjekretärs fün- 
dete zudem einen um jo unerjchütterlihern Entſchluß an, ale derſelbe ſich auf 
eine Anfhauungsweile begründet, welche außerhalb der Discuffion liegt. Ach 
begnügte mich, dem Kardinal Antonelli zu bemerken, daß ſchon ber Cha: 
rafter feiner Erklärung mir die Pflicht auferlege, ihm zu fragen, ob ich fie 
als die endgültige des hl. Stuhls betrachten und ber faiferlihen Regierung 
übermitteln könne. Nach einem Augenblid der Weberlegung erbot fi ber 
Kardinal, darüber mit dem hl. Water zu fprechen, obwohl er biefen Schritt 
für überflüflig halte. Das tiefe Gefühl heiliger Pflichten babe Er. Heilig: 
feit die feierlichen Erklärungen eingegeben, mit welchen er fi jo oft im 
feinen Encykliken und Allocutionen an die gefammte katholiſche Chriſtenheit 
gewandt babe. Der Kardinal ſah daher ohne Schwierigkeit die Antwort 
voraus, die er mir am folgenden Tage entweder fchriftli oder durch Wer: 
mittelung eines feiner Prälaten zukommen zu laſſen verfprad. Ih Habe 
denn auch wirklich diefen Morgen vom Kardinal:Staatsjefretär ein Billet 
erhalten, defien Ueberſetzung diefer Depeiche beigelegt if. Nah Einbolung 
ber Befehle des Papftes jagt mir der Kardinal, babe er feiner geftrigen 
Antwort nichts binzuzufügen, noch etwas davon zurüdzunehmen. — Um mich 
kurz zu fajien, haben Ew. Erc. folgende Frage aufaeftellt, bie ih ihrem 
Wortlaute nach bier wiedergebe: „Dürfen wir die Hoffnung begen, daß ber 
heilige Stuhl, den vollzogenen Tbatfahen Rechnung tragend, fib zur 
Prüfung einer Bereinbarung berbeilaffen wird, weldhe dem Papſte 
die bleibenden Bedingungen ber zur Ausübung feiner Macht notbwendigen 
Würde, Sicherheit und Unabhängigkeit fichern würde?“ Ich ſehe mich mit 
tiefem Bedauern genöthigt, verneinend antworten zu müffen, aber ich würbe 
es für Nflichtvergefienbeit von meiner Seite halten, Ihnen eine Hoffnung 
zu laſſen, welche ich felbft nicht hege“. 


19. Jan. Nationale Demonftration in Rom. 


8. Febr. Neue nationale Manifeftationen in ben Theatern Roms werden 


von ben franz. Gendarmen verbindert. 


25. März. Der Papft erflärt im verfammelten Gonfiftorium in feier: 


licher Allocution, die weltlihe Herrſchaft fei zwar allerdings Fein 
Dogma, aber nothwendig und unerläßlih, um die Unabhängigkeit 
des römischen Papites aufrecht zu halten: 

„+. . Es it bier am Orte, ein Schreiben zu erwähnen, das Uns vor 
faum actundvierzig Stunden aus einer großen Stadt Italiens, befier ges 
fagt, aus der Hauptitadt der Lombardei, von einem Geiltlihen zugefonmen 
if, der jih als Kanonikus unterzeichnet. In dem Schreiben beißt es: 
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Rebmt Euch wohl in Acht, daß bei dem bevorftchenden Zufammentritt ber 
Biihöfe in Rom nicht die weltlihe Herrſchaft als Dogma erflärt werde“, 
Wäre der arme Priefter bier, den Wir viel lieber einen guten Priefter nen— 
nen mödten, jo würden Wir ibm fagen, wie Wir e8 Euch, die ibr anwes 
fend ſeid, jagen: Seid fiher, daß der heilige Stuhl bie weltliche Herrſchaft 
nıht als Dogma des Glaubens aufftellt; er erflärt jedoch, daß die weltliche 
Herrſchaft nothwendig und unerläßlih ift, jo lange diefe Anordnung ber 
Borſehung andauert, um die Unabhängigkeit der geiftlihen Macht aufrecht 
zu halten... Aus einem Uns naheliegenden Reihe find uns Zuſchriften 
einiger Geijtlihen zugefommen, in denen fie Uns in beuchlerifcher Weife in: 
finuiren, Berzicht zu leiften auf die weltlihe Herrſchaft, die für fie, oder 
bejier gefagt, für ihre Rathgeber höchſt unbequem und ein Hinderniß für die 
Bouführung ihrer antichriftlihen und antifozialen Anfchläge ift. Gleichzeitig 
nd Uns aber auch andere, gleichfalls von Geiftlihen unterjchriebene Briefe 
zugcfommen, voll ehrfürchtiger Liebe für bdiefen heil, Etuhl, aus welchen 
Briefen bervorgebt, daß jene Regierung oder ihre Repräſentanten oder 
Emifjäre gedrudte Kormulare entfenden, die Wir gelefen und gejehen 
baben, mobei irgend einem armen Priefter oder Klerifer infinuirt wird, fie 
zu unterzeichnen, in dem doppelten Zmede, glauben zu maden, daß ber 
Klerus das ungereimte Prinzip der Unvereinbarkfeit der geiitlichen mit 
ber weltlichen Herrichaft aufitellt und um eine Spaltung herbeizuführen 
zwijchen dem niederen Klerus und befjen Biſchöfen, deren bewundernswerthe 
Eintracht in diefen Momenten die Bewunderung ber ganzen Welt erregt. 
Die guten Geiftlihen, die Uns jchreiben, bitten Uns, feinen Glauben beizu: 
meſſen ben Berirrungen weniger Abgewichenen. ... Wir unfererfeits wollen 
trachten, daß die Umtriebe zur Herbeiführung einer Spaltung zwijchen den 
Hirten und ber Heerde nicht gelingen follen“. 

8. April. Der Papſt erläßt ein Rundfchreiben an die Biſchöfe im Drient, wo: 
rin er entwidelt, daß das Vorrecht des Sites des heiligen Petrus und bie 
Verſchiedenheit der kirchlichen Niten der katholiſchen Kirche nicht entgegen 
find. Der Bapft zeigt an, daß er eine Bruderfchaft zum Zwed der Propa— 
ganda für die orientalifche Kirche gebildet hat und fordert von den Biſchöfen 
einen betaillirten Bericht über den Zuftand ihrer Diözefen. Der Papſt ſpricht 
außerdem das Berlangen aus, die orientaliihen Biſchöfe gelegentlich der 
Kanonifation der japanefifhen Märtyrer in Rom umarmen zu fünnen. 

8. „ Da Rusßland verlangt, daß ein päpftliher Nuntius in St. Petersbur 
die Beziehungen mit der Fatholifchen Geiftlichfeit Rußlands (Polen) nur * 
das Mittel des Kultusminiſteriums unterhalte, ſo verzichtet der Papſt 
darauf, einen Nuntius dahin zu ſenden. 


15. Mai. Zuſammentritt des Concils in Rom. Franzöſiſche Biſchöfe, 
Prieſter und Laien finden ſich dabei ſo zahlreich ein, daß es wie 
eine andere „franzöſiſche Invaſion“ erſcheint. 

9% „ General Goyon verläßt Rom. (ſ. Febr.) 

2. „ Das Eoncil ſpricht die Kanonifation der Japanijhen Märtyrer aus. 


I, Juni. Allocution des Papſtes im verfammelten Concil: 


. ... Mit Stillfhweigen übergehen wir die fo mancdherlei ſchweren Be: 
leidigungen, Shmähungen und Kränfungen, wodurch die Diener der Kivche 
und diejer apoftolifhe Stubl verfolgt werden. Auch reden wir nicht von 
jener abſcheulichen Heuchelei, womit die Häupter und Spießgefellen dieſer 
Auflehnung und biefer Unordnung, befonders in Italien, fih den Schein 
geben, als wollten fie, daß die Kirche fich der Freiheit erfreue, während fie 
mit kirchenſchänderiſcher Frechheit täglich mehr und mehr die Rechte bdiefer 
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Kirche mit Füßen treten, fie ihrer Güter berauben, ihrem Amte hochſinnig 
zunetbane Prälaten und Geiftlihe verfolgen und einferfern, bie Diener ber 
religtöfen Orden und die gottgeweibten Jungfrauen aus ibren Aſylen ver: 
treiben, und bie zu Allem fähig find, wenn es gilt, die Kirche in ſchmäh— 
liche Knechtſchaft zu zwingen und dieſelbe zu unterbrüden. 

„Wäbrend Eure jo febr erfebnte Gegemwart uns zu befonderem Woblae: 
fallen gereicht, jeid Ahr felber Zeugen ven der Freiheit, die beutigen Tages 
in Stalien unsere ehrwürdigen Brüber in Episcopate haben, welche, wäb— 
rend fie mit Muth und Ausdauer die Kämpfe des Herru und Heilanbes 
tämpfen, zu unjerenv tiefen Leidwefen verbindert wurden, biefer Berfamm: 
fung anzuwohnen, was fie doch jo ſehnlich wünfchten, wie bie Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe des unglüdlichen Jtalien uns durch alle ihre gegen und und geaen 
den heiligen Stuhl von Liebe und Eracbenbeit erfüllten Schreiben zu wifien 
getban haben. . Desaleihen gewahret Ihr bier feinen ter portugieſiſchen 
Prälaten, und wir find tief betrübt, wenn wir ber Hindernifie 
gedenken, bie ihrer Reife nah Rom in den Weg aceftellt wurben. . . . 

„Wir reden Fein Wort von jener gottlofen Verſchwörung, von jenen 
ftrafbaren,, binterliftigen Kunftgriffen, womit fie die weltlibe Souveränctät 
diejes beiligen Stubles umftürzen und vernichten wollen. Wir wollen viel: 
mebr auf jene bewunderungswürdige Ginmütbigfeit binweilen, worin Ihr 
felber in Gemeinfchaft mit allen ebrwürdigen Brälaten der fatbolifchen Welt 
nie mübe geworben feid, und burc Eure an uns gerichteten Briefe wic durch 
Eure Hirtenbriefe fort und fort dieſe Gottlofigfeiten aufgededt und befämpft 
habt, während Ihr zugleich lehrtet, dar dieſe weltlihe Souveränetät 
bes heiligen Stubles dem römischen Oberbirten verlieben warb burd 
einen befonderen Rathſchluß der göttlichen Vorſehung, und daf fie nothwen— 
dig jei, damit diefer römiſche Oberbirt, indem er feines Fürſten oder feiner 
bürgerliben Macht Untertban, in ber geſammten Kirche mit vollfonmmener 
Freibeit die böcite Gewalt und Autorität ausibe, womit ev durch unſeren 
Heiland Jeſus Chriſtus jelbft aöttlich befleidet ward, um bie aefammte 
Heerde bes Heilandes zu hüten und zu lenfen und um für das Beſte ber 
Kirche, jo wie für die Pedürfniffe und Bortbeile der Gläubigen Sorae 
tragen zu Fönnen....“ 


Wie die MAllocution beendet ift, naht fi der Cardinal Mattei, 
Heltejter des heil. Kollegiums, mit mehreren andern Mitgliedern 
des Cpiscopats dem Throne Sr. Heiligkeit und überreicht dem 
h. Dater im Namen aller in Rom anwefenden Bifchöfe eine Adreffe: 


„ . . . Bon allen Seiten treten vor unfere Seele bie entjeglihen Wer: 
brechen, weldye dieſes Ichöne Land Italien, deſſen Ehre und Stüße, glüd: 
feliger Vater, Du bift, jammervoll verwilftet haben und jekt Deine und 
des h. Stubles Eouveränetät zu erfchlittern und umguftürzen juchen, aus der 
doch alles, was es Schönes gibt in der bürgerlichen GSejellichaft, wie von 
leiner Urquelle entflofien ift.- Weber die dauernden Rechte der Nabrbunberte, 
noch der lange und friedliche Befig der Macht, noch die von der Autorität 
des ganzen Europa fanctionirten und garantirten Verträge haben es ver: 
bindern fünnen, daß Alles umgeſtürzt ward unter Verachtung aller ber Ge— 
ſetze, auf bie fih bis jegt die Eriftenz und die Dauer der Staaten geftüsßt. 
Um uns mit dem, was und zunäcft berührt, zu beichäftigen, Did, bei: 
ligiter Vater, feben wir durch das Verbrechen jener Ufurpatoren, welche die 
sreipeit nur zum Dedmantel ibrer Bosbeit nebmen, der Provinzen ber 
raubt, welche durch die Fürſorge und unter dem Schupe der Würde bes 
beiligen Stuhles und der ganzen Kirche fih einer billiaen Verwaltung er: 
freuten. Deine Heiligfeit hat mit unbezwinglichem Muthe dieſen rechtlofen 
Gewalttbaten Widerftand geleiftet, und wir müfjen Dir dafür im Namen 
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aller Katholiken den lebhafteften Danf abflatten. Wahrlih, wir befennen, 
baß die weltlihe Herrjchaft des heiligen Stuhls eine Nothwen— 
digkeit und durch ben Haren Willen der göttlichen Vorſehung eingerichtet - 
worden iſt; wir zögern nicht, zu erflären, baß in dem gegenwärtigen Zu: 
ftande ber menjhlihen Dinge dieje weltlihe Souveränetät für bas Heil ber 
Kirhe und für die freie Negierung der Seelen durchaus erfordert wirb, 
Sicherlich mußte es jo fein, daß das römische Oberhaupt ber ganzen Kirche 
weber ber Untertban noch der Gaſt irgend eines Fürjten war, jondern, auf 
feinem Throne figend und Herr in feiner Domäne und jeinem eigenen Kö— 
nigreih, fein anderes Recht anerkannte, als das feinige, und fo in ebler, 
friedliher und angenehmer Freiheit den katholiſchen Glauben ſchützen, und 
die ganze chriftlihe Republik vertbeidigen, leiten und regieren konnte Wer 
fönnte nun in Abrede flellen, daß im Streit ber menfhlihen Dinge, Met: 
nungen und Einrichtungen, mitten in Europa zwifchen ben brei Kontinenten 
ber alten Welt, ein heiliger Ort fein müß, ein erhabener Stuhl, von bem 
fh, abwechjelnd für die Völker und für die Fürſten eine große und mäch— 
tige Stimme erhebt, die Stimme der Gerechtigkeit und der Freiheit, uns 
parteiifch und ohne Bevorzugung, frei von jedem willfürlichen Einfluß und 
weder durh Schredungen zu unterdbrüden, noh durch Kunftgriffe zu täu— 
ſchen. Wie und in welder Weiſe würde es fih baben machen lafien, baß 
die von allen Runften des Gröfreijes kommenden, alle Völker und alle 
Gegenden vertretenden Prälaten der Kirche, bier fiher anlangten, um mit 
Deiner Heiligkeit die wichtigiten Antereffen zu berathen, wenn fie auf diefem 
Strande bier irgend einen Fürften berrichen fänden, welder entweder ihre 
Fürſten fcheel anfähe oder von ihnen jcheel angeſehen würde wegen jeiner 
Feindſeligkeit? Wahrlich, es gibt Ghriftenpflicdyten und es gibt Staatsbürger: 
pflichten, Pflichten, die jich feineswegs widerftreiten, aber doch von einander 
verfhieden find, wie follten die Biſchöfe fie erfüllen können, wenn nicht im 
Rom eine weltlihe Souveränetät fo wie eine päpftlihe Souveränctät herrjchte 
unabhängig von jedem Mecht eines Andern umd als Mittelpunft der allge: 
meinen Eintracht, nicht trachtend nad) irgend welcher menjchlichen Ebre, nichts 
thuend für die irdifche Herrſchaft? Wir find frei zum freiherrichenden Papfle 
gefommen, als Hirten in der Sache der Kirche, ald dem Wohle und den 
Interefien des Vaterlandes ergebene Bürger, weder unfere Hirten: nod) 
unfere Bürgerpflichten verfäumend Weil es nun fo iſt, wer wollte es wagen, 
dieie jo alte, auf eine ſolche Autorität und durch eine jolhe Macht der That: 
ſachen geftüßte Souveränetät anzufchten? Welche andere Macht könnte ihr 
verglichen werben, wenn man jelbft das menschliche Recht in Betracht zicht, 
auf dem die Sicherheit der Fürſten und die Sicherheit der Völker beruht? 
Welche Macht ift jo ehrwürdig und heilig? Welche Monarchie oder welche 
Republif fann, in den vergangenen oder heutigen Jahrhunderten, jo er: 
babener, jo alter, fo unverletzlicher Nechte ſich rühmen? Wenn biefe Nechte 
einmal md für diefen heiligen Stuhl mißachtet und unter die Füße ges 
treten würden, welcher Fürſt wäre dann ficher, fein Königreich, welche Re: 
publif ibr Land zu behalten? So, heiligſter Vater, kämpfeſt und ftreiteit Du 
gewiß für die Religion, aber auch fiir die Gerechtigkeit und für das Necht, 
die Grundlagen der menjchlichen Dinge bei allen Nationen. Aber es fommt 
ung nicht zu, länger von diefer wichtigen Sache zu reden, die wir darüber 
Deine Worte und Deine Belchrungen vernommen haben. Deine Stimme 
bat in der That, der priefterlichen Trompete vergleihbar, in alle Welt ver- 
fündet, daß „durch einen befondern Rathſchluß der göttlihen Vorſehung 
der römische Oberpriefter, der dur Jefum Ehriftum zum Haupt: und Mit: 
telpunfte feiner ganzen Kirche ernannt worden, eine weltlihe Souveränetät 
erlangt bat (Litt. ap. 26. Mai 1860, Alloc. 20. Juni 1859, Encycl. 9. Juni 
1860, Alloc. 17. Dezember 1860); wir müſſen es alfo als gewiß annehmen, 
daß diefe Sonveränetät nicht zufällig vom heiligen Stuhle erworben, fon: 


298 Kom, 


dern ihm durch eine befondere PVeranftaltung Gottes, burd eine lange 
Reihe von Jahren, dur die einmüthige Zuftinmung aller Staaten unb 
Reiche zugewiefen und durch eine Art von Wunder geitärft und aufrecht 
erhalten worden ift. Du haft gleichfalls in erhabener und feierliher Sprade 
erflärt, daß Du „die bürgerliche Souveränetät der römischen Kirche, ibre 
weltlichen Befigungen und ihre Rechte, welde der katholiſchen Welt age: 
bören, mit Energie ganz und unverleglich wahren wolleft, da ber Schutz 
der Souveränetät des heiligen Eubles und des Patrimoniums Petri alle 
Katholifen anginge, daß Du bereit jeieft, eber Dein Leben zu opfern, al® die 
Sache Gottes, der Kirche und der Gerechtigkeit Preis zu geben* (Encycl. 19. 
Januar 1860). Wir antworten auf diefe prächtigen Worte, daß wir bereit 
find, mit Dir in Gefangenfhaft und Tod zu geben; wir bitten Did 
demütbig, in biefem feſten Entjhluß und biefer Standhaf— 
tigkeit unerfhütterlih zu bleiben und Engeln und Menfhen bas 
Bild einer unbezwinglichen Scele und eines fouveränen Mutbes zu geben. 
Das fordert von Dir die Kirche Jeſu Ghrifti, zu beren glüdliher Regierung 
bie weltlihe Souveränetät den römifhen Päpften von der Vorſehung zuge: 
theilt und welche die Beihügung biefer Souveränetät fo als ihre Sache an— 
erkannt bat, daß ehedem, während ber apoftolifhe Stuhl leer Hand, mitten 
unter ben jchredlichiten Umftänden alle Väter vom Goncil zu Koftnig jelbit 
in Gemeinſchaft die weltlichen Befißungen ber römiſchen Kirche haben wer: 
walten wollen, wie dies die öffentlihen Dofumente beglaubigen. Das ver: 
langen von Dir die gläubigen Ghriften, welche, burh alle Gegenden bes 
Erbballs verftreut, ſich glücklich preiſen, daß fie uns frei zu Dir baben 
fommen und ben Interefjen ihrer Gewiffen obliegen fehen. Das verlangt 
von Dir endlich bie bürgerliche Gefelichaft, welde fühlt, daß der Umfturz 
Deiner Regierung auch ihre eigenen Grundveſten erfchüttern würde. 

„Durd ein gerechtes Urtbeil haft Du jene fchuldbeladenen Menfchen ver: 
bamımt, welche die Kirchengüter angetaftet haben, und al ihr Tbun für 
null und nichtig erklärt (Allocution vom 26. September 1859); Du haſt 
befretirt, daß alle von ihnen verſuchten Handlungen gefeßmwidrig uud fircben: 
ränberifch ferien (Allocution vom 20. Juni 1859); Du baft mit Fug nnd 
Net erflärt, daß bie Urbeber dieſer Miffethaten kirchliche Strafen und Cen— 
furen verwirft haben. (Apoftolifcher Brief vom 26. März 1860.) 

„Diefe ernten Worte aus Deinem Munde und bieje bewunberungs- 
würdigen Handlungen müſſen wir mit Hohadtung aufnehmen und nod= 
mals unfere volle Zuſtimmung ausjpreden.“ 

Die Adrefie ift von 264 Erzbilhöfen und Biſchöfen unterzeihnet, von 
benen 56 Franfreih, 34 Amerifa, 33 Italien, 32 Spanien, 21 Dejterreich 
und den übrigen fathbol. Staaten Deutichlands, 17 den britifchen Anfeln und 
Kanada, 10 dem Orient, 4 Belgien und Holland, 2 Polen und 2 Rußland 
angehören; 53 Bifchöfe in partibus infidelium vervollftändigen die Zahl. 


22. Juni. Die bei Anlaß des Ganonifationsfeftes aus den verichiedenen Staaten 
Italiens nah Rom gelommenen Geiftlichen überreichen bem b. - Bater 
eine Adreſſe, in der fie in ber feierlichiten Weife ihre Anbänglichfeit an ben 
Papſt-König ausipreden. 


3. Juli. Schreiben des Papfles an das Portugieſiſche Episcopat (f. unter 
Portugal). 


7. Sept. Das Römische Nationalcomits fucht die Nömer durch ein Procam im 
Sinne der Turiner Regierung über das mißlungene Unternehmen Gari— 
baldi's zu berubigen. 

38. „ Der franz. Gefandte Lavallette verläßt Rom, um nicht mehr dahin zu— 
rüdjufehren. 
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15. DM. Wendung der Bolitit Franfreihs gegenüber Italien bezüglich 
ber römifchen Frage (vgl. Franfreid). 


3, „ Die franz. Regierung dringt in Rom neuerdings und nachdrüclich 
auf Gewährung von Reformen (vgl. Frankr.). 


— Nov. Die päpfil. Regierung veröffentlicht ein Erpofe über die innere Ber: 
waltung des Kirchenſtaats und die darin vorgenommenen Reformen 
gegenüber dem Vorwurfe der Unthätligkeit. 

„Frankreich erflärt England, daß es ihm unmöglich fei, Rom 
den Römern zu überlaffen (vgl. Frankreich). 


— „ Die franz. Intendbantur labet die Lieferanten zu Lieferungsverträgen nicht 
mebr wie bisher auf 6 Monate, fondern auf ein Jahr ein. 


2. 


— Dec. Der diplomat. Agent Englands in Rom, Obo WRuffell, - bietet bem 
Papft wiederholt ein Aſyl in Malta an. 


6. Schweiz. 


5. Jan. (Zug). Die Erneuerungswahlen bes Gr. Raths fallen überwiegend tm 
Sinne der liberalen Partei aus. 
13. „ Gröfinung der Winterfikung der Bunbesverfammlung. 
Gröffnungsrede des Stänbderatbspräfidenten Herrmann (v. Obmwalben): 
„. . . Bir dürfen wohl mit Zuverfiht erwarten, es werde dem Bunbes: 
rathe gelingen, ohne unfere gerechten Anfprüche im minbeiten preiszugeben, 
unferm Recht volle und bleibende Anerfennung zu verſchaffen. Doch ficher: 
lih ein weit größeres Unheil als ſolche Konflifte mit dem Auslanbe, bie 
auch in ber Zufunft faum ausbleiben werden, an fi es find, wäre es für 
unfer Baterland, wenn biefelben den Grund eines Zerwürfmifies unter ben 
Bürgern des eigenen Landes bieten würden. Mögen wir aud über bie Art 
und Meife, wie ſolche Anftände ihre Erledigung finden ſollen, abweichender 
Meinung fein; mögen die einen ein entichiedenes VBorgeben, die andern 
Muge Mäßigung für das geeignete Mittel halten, unfere Ehre und nationale 
Selbitftändigfeit zu wahren, jo haben weder die Verfechter der einen noch 
ber andern Anficht ein Net, die Vertreter der andern Anſchauung bes 
Mangels an Patriotismus oder gar der Sympathie mit dem Ausland an: 
zuflagen. Jeder Schweizer ift dem andern die Meberzeugung ſchuldig, daß 
auch ihm des Baterlandes Wohl Über Alles gebe, dem er jein Höchftes und 
Beites freudig zu opfern fäbig fei. Wer aber in dem folgen Wahn ftebt, 
nur er und feine Gefinmungsgenofien befigen die ächte VBaterlandsliebe und 
die richtige Einficht in dasjenige, was ihm noth thut, der dürfte vielleicht 
im entjcheidenden Moment an Opferwilligfeit und perjönlidem Muth 
Manchem nachſtehen, deſſen Bürgertugenden er früber mißtraute. Daber 
ſei die gegenfeitige Achtung der Weberzeugung unfer erſtes Beitreben, indem 
nur fie jene Eintracht unter den Bürgern eines Landes zu begründen und 
zu unterhalten vermag, die in ben Tagen der Gefahr ftarf und unüber— 
windlih madt .. .“ 
Eröffnungsrede des Nationalratbspräj. Karrer (von Bern). 
„. . . Wenn auch unfere AZuftände im Vergleih mit andern Pändern be— 
friedigend fein mögen, jo wäre es dennodh unflug, in unjerer Wachſamkeit 
läffig zu werden. Die vergangenen und namentlich die zwei legten Rabre 
baben ums gelehrt weder auf beitchende Verträge noch auf ein gegebenes 
Wort unbedingt zu bauen, der einzige Hort für uns ift das Bertrauen auf 
die eigene Kraft und ein firenges Feitbalten an unferm Recht. „„Mutb für 
alte Rechte kommt allen Völkern zu, ihre Mafregeln zu nehmen zur rechten 
Zeit nur den verftändigen; wer bis auf die Noth wartet, von dem geichiebt 
alles Teidenfchaftlich, übereilt, übertrieben,** ſagt unſer Geſchichtſchreiber 
Müller. Wir haben bei unſern Beſchlüſſen in der Sommerſitzung in dieſem 
Sinn gehandelt, fahren wir fort in dieſem Sinn zu handeln und wir 
werden der Zukunft und ihren Prüfungen mit Ruhe, Feſtigkeit und Zu— 
verſicht entgegenſehen. . ..“ 
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15. Jan. Der Ständeratb nimmt den Geſetzesentwurf über das Verfahren bei 
Trennung gemifchter Eben (gegen ben bie ſchweiz. Biſchöfe unter dem 
24. Nov. 1861 proteftirt hatten) mıt 23 gegen 13 Stimmen an. 


„ Der Nationalrath nimmt bdenfelben Gefegesentwurf mit 55 aegen 20 Stim= 
men an. — Der Bundesratb beantragt für die Rheincorrection einen 
Bumbdesbeitrag von Fr. 3,100,100 an die Kantone St. Gallen und Grau— 
bünden. 


9. „ Der Bundesrath beharrt in einer Depeche nad Paris darauf, daß eine 
Grängverlegung im Dappentbal von Eeite Frankreichs wirklich ftattges 
funden babe und kann daher nicht umterlaffen, gegen dieſes Vorgehen, durch 
welhes die von der Schweiz bisher feftgebaltene Souveränerätsausübung 
im Dappentbale immer mehr beichränft und der Statusquo zu ihrem Nach— 
tbeile wefentlich verändert würde, ausdrücklich fi zu verwahren.“ 


MD „ Se Der nach der neuen Verfaffung auch neugcwählte Gr. Rath 
beſtelt die Negierung. Delarageaz, bie Seele ber bisherigen, bleibt bei 
alen Wablen mit 20 Stimmen in der Minderheit. 


2). 


3. Febr. Die gemifchte franz.= ſchweiz. Commiſſion bezüglih der Affaire von 
Bille:la:-Grande kann fih Über einen gemeinfamen Beriht und An: 
trag nicht einigen. b 

8 „ Schluß der Sefion der Bundesverfammlung. 


Echlußrede des Nationalratbspräf.: „Ueberbliden wir die behan— 
delten Geſchäfte, fo finden wir, daß felbige mit einer naturgemäßen Ent: 
widlung der Bundesverfaflung übereinftimmen und geeignet find: einer: 
ſeits unferm Baterlande diejenige Stellung gegen Außen zu fihern, welde 
ihm gebührt, fei es durch Ausbildung unſrer Wehrkraft, fei es durch Abs 
ſchluß von Verträgen mit folden Ländern, welde mit der Schweiz im 
näbere, Handel und Wandel erleichternde Verbindungen zu treten wünfcen ; 
anderfeit® im Aunern das friedliche Nebeneinanderleben verjchiedener Kons 
feifionen immer mebr zu befeftigen, Handel und Wandel zu erleichtern, 
eine möglichit gleihmäßige Rechtſprechung zu erzielen und die geiftigen und 
materiellen Kräfte der Nation in jeder Richtung zu entwideln. Im Be: 
fondern erwähne ich bier der großartigen Straßen: und Waflerbauten, 
welche in verfciedenen Kantonen jchon längft eine Nothwendigfeit find, 
deren Ausführung aber die Kräfte der einzelnen Kantone überfteigt und 
welche deshalb ohne Bundeshülfe nicht ausgeführt werden fünnen, Möge 
es dem Bunde gelingen, die Mittel zu finden, um dieſe gemeinmügigen 
und großartigen Werfe erftellen ze können; möge man dabei nie aus den 
Augen verlieren, daß eine gute finanzielle Stellung für die Erifienz bes 
Bundes eine Nothwendigfeit iſt, daß ohne diefe der Bund in feiner jegigen 
Geſtalt nicht beftchen kann und dab daher diefe vor Allem aus gewahrt 
werden muß. Können ohne Gefährdung der Finanzen diefe Werke mit 
Hülfe des Bundes eriſtellt werden, fo fest fih der Bund auf ſolche Weife 
das jchönite und unvergänglicite Monument.” 


Schlußrede des Ständerathspräl.: „Wohl feine Sikung ber Bunbess 
verſammlung feit der Umwandlung bes jchweizerijchen Staatenbundes in 
einen Bundesftaat hat befier als die heute zu Ende gehende Seſſion ben 
Beweis geleiftet, daß die Anficht, als fei der Ständeratb in unferm ſtaat— 
lihen Organismus unnötbig, unbegründet ift. Ich erinnere diesfalls nur 
an das Geſetz, betreffend den Gerichtsſtand bei Scheidungsflagen in ges 
milchten Ehen, und an den Beichluß betreffend den Rekurs von rotes 
ſtanten aus dem Kanton Freiburg binfichtlid der Feier katholiſcher Feſttage. 
Jenes Geſetz und dieſer Beihluß gingen bereitd während der erfien Ab» 
tbeilung unjrer Sigung vom Ständerath aus; beiden verweigerte bamals 
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der Nationalrath feine Zuſtimmung. Ms jedoch unſere Bebörde bei de 
zweiten und dritten Beratbung grundfäglih auf ihren Beſchlüſſen bebarrte 
pflichtete auch der Nationalratb benfelben bei. Dieſe Erſcheinung leite 
wohl den Beweis, der übrigens aus ben Protofollen der gefeßgebende 
Räthe feit 14 Jahren noch vielfah entnommen werben fann, daß ba 
Ständerath Feine überflüffige, viel weniger eine den Fortſchritt und di 
Entwidiung unſerer jtaatlichen Zuftände bindernde Ginrihtung if. Tb 
ſchon feine Mitgliederzahl faum den dritten Theil derjenigen des National: 
rathes beträgt und die Stimmabgabe bier fo wenig wie dort durd dal 
Gewicht Fantonaler Inſtruktionen unterftügt wird, bat gleihwohl der Stände 
rath an Selbſtſtändigkeit und eigener Prüfung der vorfommenden Fragen 
ftets als ebenbürtig mit dem Nationalrathe ſich bewiejen.“ 

45. Febr. (Genf). Betitionsfturm gegen die Spielhölle des Hm. James Fazp. 

24. „ Auf das Verlangen Frankreichs, daß von ber Gefjammtentibäbigung in 
dem Gonflift an Bille: la: Grande die Schweiz zwei Drittel, Franl: 
reih ein Drittel zablen folle, antwortet der Bundesrath: um das Fleinlice 
Markten zu beendigen, zahle die Schweiz die ganze Entſchädigung dr 
Savoyarden, indem jie das Urtheil über Recht und Unrecht der öffentlichen 
Meinung Europa’s anheimſtelle. 


3. März. (Zürich) Der Große Rath befchlieht mit 157 gegen 22 Stimmen 
die Aufhebung des Klofters Rbeinau. 

44, „u (Genf) Die Regierung weist den Nuntius mit feiner Beſchwerde wegen 
Einführung der Givilebe in den ehemals ſavoyiſchen Gemeinden des Kantons 
damit ab, daß diejelbe ja in ganz Savoyen eingeführt fei. 

45. „ (St. Gallen). Der evangeliihe Gr. Rath beſchließt einftimmig eine 
neue Organifation der evangelijchen Kirche. 


10. April. (Genf) Der Ghef der Juſtiz und Polizei befcheidet die Petition 
gegen das Spielhaus von James Fazy abjchlägig. 


6. Mai. (Züri, Bern und Neuenburg). Antegralerneuerungen der Gr. 
Räthe. Diefelben fallen in allen drei Kantonen wejentlid im Sinne ber 
bisherigen Majoritäten aus. 


4. Juni. (Bern). Der Gr. Rath erneuert die Regierung im Sinne des bisher 
berrjchenden Syſtems. 


15. „ (Genf). Die Wahlen in den Berfaffungsrath fallen entjchieden zu Gunſten 
ber jog. Andependenten und geyen die Partei James Fazy aus. 


7. Zuli. Zufammentritt der Bundesderfammlung. Der Präfident des Nat.: 
Rathes bemerkt über die Erledigung der Affaire von Bille: la: Grande, daß 
fih die Edyweiz darin mehr auf den Standpunkt der Großmuth ale des Rechtce 
geflellt babe, vergefiend, dab Großmuth dem Großen zieme, bei Kleinen 
aber leicht ala Schwäche gelte. Zum Präfidenten des Nat.Rathes wird 
(v. Zürich), zu demjenigen des Ständerathes Vigier (v. Solothurn) 
gewählt, 

12. „ Beim beutihen Schützenfeſt in Frankfurt betbeiligen ſich bie 
Echweizer, vom Gentralcomite offiziell dazu eingeladen, überaus zahlreich 
und werden in Frankfurt aufs zuvorkommendſte aufgenommen. 

15. „ Der Nat.: Rath beſchließt nad dem Antrag des Bundesrathes einen Bei: 
trag von Fr. 3,100,000 aus Bundesmitteln für die Rheincorrection 
und überweift die Frage der AJuragewällercorrection der Initiative des 
Bundesraths. 

2. „» Eidg. Sängerfeſt in Chur. 

22. „ Bei Gelegenheit des bundesräthlichen Gejchäftsberichtes aibt die Anerfen: 
nung bes Rönigreihs Jtalien Anlaß zu einer heftigen Debatte. Es wird 
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dem Bundesratb vorgeworfen, bie Inſolenzen ber italienischen Prefie unb 
die Erpectorationen Bixio's im ital. Parlament über eine Annerion 
Zefjins allzulau hingenommen zu baben. Bon Eeite des Bundesraths 
wird erwidert, derartige italieniihe Erpectorationen brauchten nicht zu be= 
unrubigen, da die ital. Negierung ſolche Jdeen nicht theile. 

A. Juli. Der Bundesrath wird im Nationalrath über die vom Miniſter des Aus: 
wärtigen Durando im ital. Parlament am 20. d. M. bezüglich einer mög— 
lihen Annerion Tejjins geäußerte Anjicht interpellint, und ein Antrag 
auf energiihe Wahrung der vaterländiichen Auterejien in Ausficht geftellt. 
Der Nat.-Rath gibt feine Beiftimmung dadurd zu erfennen, daß er fid 
insgefammt zur Unterflügung der Anterpellation erbebt. Jm Ständerath 
wird eine Ähnliche Anterpellation geftellt. 

%, „ Bericht des Bundesrathes über die Rede Durando’s im ital. Parlament. 
Der Nat.-Rath beſchließt nady Ichbafter Debatte einftimmig „nad Ans 
börung ber Anterpellation Hungerbübler und der darauf bezüglichen Antwort 
des Bundesrathes, zur Tagesordnung Überzugehen im vollen Vertrauen auf 
die Wachſamkeit des Bundesrathes, daß er jedem directen oder inbdirecten 
Verſuch einer Verlegung des ſchweizeriſchen Gebietes, wo es auch fei, mit 
allen möglichen Mitteln entgegentreten werde.“ 

% „ Schluß der Seffion der Bundesverfammlung. In den Schlußreden 
beben die Präfidenten beider Räthe mit Nahdrud hervor, daß, wenn bie 
Integrität des SchweizergebietS in Frage geftellt werden follte, die ganze 
Eidgenojjenfhaft mit Gut und Blut dafür einftchen werde. 

» » (Teifin). In Folge Aufforderung des Stadtraths von Lugano „man 
müfje ein für alle Mal willen, in Bern wie in Turin, wozu der Kanton 
entfchloffen jei* wird eine Adreſſe gegen die italienijchen Annerionsgelüfte 
mit zahlreichen Unterjchriften an den Bunbesratb gerichtet: 

„Das Teſſiner Volk ift ein fouveränes und republifanifches Volk; der 
Kanton Teſſin if ein unabhängiger Staat und unauflöslid mit der 
ſchweizeriſchen Eidgenojjenjchart verbunden. Es fühlt zu fehr den Werth 
der eigenen Freiheit und Selbfibeitimmung, ded Rechts, mit der Schweiz 
‚verbunden zu fein, um fich je bewegen zu laſſen, darauf in irgend einem 
Fall oder unter irgend welden Umftänden Verzicht zu leiften; vielmehr er: 
Härt es feierlih: 1) daß es immer und unter allen Umjtänden aufftehen 
werde wir Ein Mann, um mit Gut und Blut feine heiligen in der Ge: 
Ihichte begründeten, durch völferrechtlihe Verträge und durch die eidgenöj: 
ſiſche Verfaſſung garantirten Rechte zu vertheidigen; 2) daß gleichiwie es ſich 
immer in jeder Prüfung als treuer und aufrichtiger Eidgenoſſe bewährte 
und bewähren wird, es auch .die Zuverjicht bat, nie von der Eidgenofien: 
ſchaft verlaffen zu werden. Indem die Unterzeichneten ihren Willen aus: 
ſprechen, um jeden Preis freie Teffiner und treue ſchweizeriſche Eidgenoſſen 
zu bleiben, erwarten fie gegemüber dieſer feierlihen und freiwilligen Er: 
Härung von ber Bundesbehörde ein Wort der Ermutbhigung.“ 


N. „ Aargau). Das Aarg. Volk befchlieht in Folge einer Agitation der 
fatb. Bartei mit überwiegender Mehrheit bie Abberufung des Gr. Rathes. 


8 „ (Zeffin). Die Regierung überſendet dem Bundesrath den Protefl ber 
Tefiner gegen jeden Gedanken einer Lostrennung von der Eidgenofjenfhaft. 
Der Bundesratb danft mit der Auficherung, Teſſin könne auf die Unter: 
fügung der gefammten Eidgenofienfchaft rechnen. 


r „ Der Minijterpräfident Rattazzi erflärt im italienischen Parlament zur Bes 
rubigung der Schweiz „daß Jtalien die Integrität der Schweiz rejpectiren 
und deren Macht begünftinen wolle, und daß die Eventualitäten, von denen 
Durando geiprochen, den Wünfchen der italienifhen Regierung 
zuwiderlaufen.“ 
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28. Zuli. (Bafelland). Ein Berfafjungsrath beräth eine neue Berfaflung au 
möglichft demokratischer Grundlage. 


12, Aug. (Aargau) Wahl des neuen Gr.:Rathes; die kath. Partei bleibt in 
in der Minderheit. 

16—18. Aug. Eidgenöfjisches Offizierfeft in Bern. 

22. Aug. (Aargau). Der neue Gr.:Ratb, beftellt fein Bureau und trifft bir 
Wahl der neuen Regierung durchaus im Sinne ver liberalen Partei. 

30. „ (St. Gallen). Biſchof Mirer 7. 


2. Sept. Eröffnung der Oronbabnlinie (Freiburg-Lauſanne). 
8. „ Berfammlung des fchweizerifchen Quriftenvereins in Zürich. 


26. Oct. (Margau) Der Gr. Rath verwirft mit 79 (meift liberale) gegen 77 
(meift katholiſche) Etimmen die Anträge feiner Commiſſion auf Erweiterung 
der jouveränen Rechte des Volks, wie das Recht auf Verwearfung neuer Ge 
feße und auf Verlangen der Abänderung bejtebender, das Recht ber Wabl 
und Abberufung feiner Beamteten x. 

»  » (Ruzern). Berfafjungsrevifions:Agitation. Die katholiſche Partei ift für 
Total-, die liberale für PBartialrevifion. — Große Bollsverfammlung de 
Liberalen in Surjee. 


3. „ (Luzern) Der Antrag auf Xotalrevifion der Verfaſſung wird vom 
Bolke in allgemeiner Abſtimmung mit 17,230 gegen 12,330 verworfen. 


2. Nov. (Bajelland). Der vom Verfaffungsrathe ausgcarbeitete Berfafjunge: 
entwurf wird vom Bolfe in allgemeiner Abjlimmung mit 3738 gegen 3581 

. Stimmen verworfen. . 

7, u (Genf). Der Berfafjungsramh genehmigt fchließlih den von ihm durd- 
berathenen Berfafjungsentwurf mit 57 gegen 4 Stimmen. 

10. „ Beim eidg. Bundesratbe in Bern läuft nacträglic fogar noch aus Buenos 
Ayres ein Proteft von 400 Teſſinern gegen die Annerionsrede des ital. 
Miniſters Durando ein. 

»„ (Genf). Die Großrathbswahlen ergeben 66 fogenannte independente Mir: 
glieder und 39 Anhänger Fazy's. 

11. „ (Bafelland). Der Berfafliungsrath beſchließt mit 31 gegen 17 Stims 
men, das Bolf anzufragen, ob det alte oder cin neuer Berfafjungsrarb die 
Reviſion fortfegen folle. 

12. „ (Aargau). Das Volk verwirft in allgemeiner Abftimmung das Geicy 
über die bürgerlihe Gleichſtellung der Zsraeliten. Für theilweiſe Abande: 
rung des Gejepes find 11,602 Stimmen gegen 3254; für gänzliche Revifion 
12,565 Stimmen gegen 2338. 

» (Luzern) Der Gr, Rath beichlieht die Partialrcvifion der Berfaflung, 
conftituirt fich als Verfaflungsrath und ernennt eine Commiſſion aus beiden 
Parteien behufs Vorlage eines, Entwurfes. 

418. „ (Teifin) AZufammentritt des Gr. Rathes. Der Präfident eröffnet den: 
felben mit einer Rede, in der er fih neuerdings für Bleiben bei der Eid: 
genoſſenſchaft ausfpricht. 

23. „ (Bafelland). Das Volk bejchliekt in allgemeiner Abflimmung die Ab: 
berufung des bisherigen Berfaflungsrathes und die Mahl eines neuen. 


„» v (Freiburg). Der Gr. Rath beichlieht fait einjtimmig die Wiederber: 
—5* des nach dem Sonderbundskriege 1847 aufgehobenen Karthäuſer— 
oſters. 
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. Dec. (Teijin). Der Gr. Rath beſchließt im Princip ebenfalls eine Reviſion 
ber Berfaflung, überläßt jedoch die Ausführung der im Fünftigen Jahr neu 
eintretenden Zegislatur. 

- Die in Turin zu Regelung der Teffiner Bistbumsfrage verfams 
melte Gonferenz ſchließt endlich eine Mebereinfunft zwijchen Stalien und ber 
Schmeiz ab, welde die Ratification beider Theile erhalten dürfte. 

» (Benf) Der neue Berfaflungsentwurf wird vom Bolfe in allg. Ab- 
Rimmung in Folge äußerfter Anftrengung ber Partei Fin verworfen, je: 
— nur mit geringer Majorität. Die bisherige Verfaſſung bleibt ſomit in 

aft. 

» Bertrag zwiſchen Frankreich und ber Schweiz über das 
Dappentbal, der diefem langjährigen Streite endlich ein Ziel ſetzen fol. 

Abſchluß eines Handelsvertrargs zwifhen der Schweiz und Belgien. 

-» (Baabdt) Der Gr. Rath (diejes zunächſt betbeiligten Kantons) geneh— 
migt ben mit Frankreich bezüglich des Dappenthals abgeſchloſſenen Vertrag 
mit alien gegen 1 Stimme. 

 „ (Bajelland). Reue Wahl eines Verfaſſungsrathes. Die im früheren 

überwiegende demagogijche Partei erhält doch wieder das Uebergewicht. 


l 


€. Belgien. 


8. März. Volksverfammlung in Antwerpen gegen bie Feſtungsbauten. 


9, April. Die Repräjentantenfammer verwirft einen Antrag auf proviſoriſche 
Einftellung der Arbeiten an der Nort:Gitadelle von Antwerpen unb einen 
andern auf Berjhiebung der Feltungsbauten überhaupt in namentlicher Ab: 
ftimmung mit 63 gegen 20 Stimmen. 


10. „ Die Repräfentantenfammer genehmigt mit 51 gegen 34 Stimmen den 
von der Regierung geforderten VBorfhuß an bie für die Antwerpener 
Feftungsbauten concefftonirte Geſellſchaft. 

Finanzminifter Frere:Orban: „Solde Ausgaben find immer un: 
populär bis zu dem Tage, wo es zu fpät, wo die Gefahr unabwendbar ge: 
worden ift. Eine Regierung, die ihre Miſſion gewiflenbaft in's Auge fat, 
muß ſich ohne Schen einer folden Unpopularität ausjegen, die vorüber: 
> ift und bald einer bejonnenen und unparteiifichen Würdigung der 

ade Platz machen wird, Regieren beißt vorforgen, und eben weil bie 
Regierung die Verantwortlichkeit, welche auf ihr rubt, in ihrem ganzen Um: 
fang begreift, wird fie jene Arbeiten, die im Hinblid auf die Zufunft be: 
ſchloſſen wurden, aud ausführen lafien“. 

23. „ Eine neue große Volksverfammlung in Antwerpen befchließt, in einem 
Geſuch an den König die Demolirung der Gitabdellen zu fordern. 


2. Mai. Der Senat verwirft im nmamentlicher Abftimmung mit 28 gegen 21 
Stimmen den Antrag der clericalen Partei, den für bie Gefandtichaft im 
Turin im Budget für die auswärtigen Angeeegenbeiten angejegten Poſten 
von 50,000 auf 42,000 Fr. berabzufegen. Der Minifter des Auswärtigen 
Rogier vertheidigt die von ihm durchgeſetzte nn. des Königreichs 
Italien und erklärt ganz unummwunden, daß er nur zu diefem Zwede das 
PVortefenille des Auswärtigen übernommen und durch jenen Schritt dem 
Lande einen Dienft geletftet habe, für welden die Erfenntlichkeit der Zukunft 
ihm nicht fehlen werde, 


8, De König liegt in Tebensgefährlicher Krankheit danieder; der Herzog 
von Brabant wird durch den Telegraphen eiligft von einer Reife nach Spa: 
nien zurüdberufen. 


15. „ Die Repräfentantenlammer verwirft nach fechstägiger Debatte mit 54 ge 
gen 20 Stimmen (und 6, die fich ber Abflimmung enthalten) die von ber 
Antwerpener Deputation beantragte parlamentarifhe Unterſuchungs- 
commifjion über die Feltungsbauten und überweist die Petitionen, welde 
die Zerftörung der Nord: und Sübeitabellen verlangen, einfach der Re 
gierung. 

30, „Die Repräjentantenfammer genehmigt nad) dreitägiger, theilmeiie 
jehr ftürmifcher Debatte die Artikel des verbefierten Strafgelepbuces, durch 
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welche —— Angriffe von der Kanzel herab gegen Staat und Perſonen 
ben Gerichten überwiejen werben, in ſchroffer Parteienſcheidung mit 47 ge⸗ 
gen 42 Etimmen,. 


321. Aug. Beide Kammern genehmigen den Hanbdbelsvertrag mit Eng: 
land, die Repräfentantenfammer mit 76 gegen 10, der Senat mit 29 ge: 
gen 6 Stimmen. 


4. Sept. Septemberfefle in Brüffel. Der wiebergenefene König feiert einen 
wahren Triumphzug. 


6. Oft. Der König beantwortet die ibm durch eine Deputation der Stabt Ant: 
werpen überreichte Adrejie gegen bie Feitungsbauten in Uebereinſtimmung 
mit ber Regierung und der Majorität der Kammern ablehnend. 

%. „ Die ablebnnende Antwort des Königs verurfaht in Antwerpen eine 
grobe Aufregung; 21 von 30 Gemeinderäthen geben in einer außerordent- 
ihen Sigung ihre Entlafjung ein. 


8 Dec. Berbaegen, das Haupt der liberalen Aflociation + in Brüſſel. 


8. Holland. 


30. Januar. Bildung des zweiten Minifteriums Thorbede. 


6. Mai. Der König maht dem Kaifer Napoleon einen zweiten Befucd in 
rise. Das Gerüht von einer beabfichtigten Yamilienverbindung mit 
Murats macht indeß in Holland einen fo ungünjtigen Eindruck, daß ı 
felbe offiziell desavouirt wird, 

16, „ Die II holländifhe Kammer verwirft mit 47 gegen 7 Stimmen ben 7 
trag mit Belgien bezüglid der Maasflußfrage. 


9. Zuli. Die II. Kammer befchließt mit 49 gegen 11 Stimmen die Abſchafft 
der Sklaverei in Surinam und den weftindiihen Infeln. Die Ber 
tung, welche die Regierung den Sklavenbeſitzern zu entrihten bat, betr 
300 Gulden für jeden Sklaven männlihen und weiblihen Gefchlechte ol 
Rückſicht auf das Lebensalter. 


6. u; Die I. Kammer nimmt die Abihaffung der Sklaverei mit 26 ge 
Stimmen an. 


15. Sept. Eröffnung der Kammern. Thronrede des Königs. 


12. Nov. Bubdgetverbandlungen ber II. Kammer. Große Rebe Thorbede 
über feine Politik. | 


8. Dec. Die II. Kammer genehmigt nad fünftägiger Debatte das Budget t 
. Eolonieen und damit ein neues Eolonialfyftem mit 37 gegen 32 Stimme 


13. „ Die I. Kammer beſchließt mit 37 gegen 26 Stimmen die Durchgrabu 
5 ber Landenge von Nordholland. 


29. „ Die J. Kammer verwirft das Colonialbudget mit 30 gegen 4 Stimme 


— 


9. Schweden und Hormwegen. 


1. Januar. Das fog. Reformcomite übergibt bem- Juftizminifter bie Mbrefie 
an den König mit ben aus allen Theilen Schwedens eingelaufenen Bett: 
tionen um eine burdgreifende Reform ber Berjaflung. 

Adreſſe an den König: „Seitbem ber Bürger: unb ber Bauernftand 
im legten Reihstag befayloffen haben, in unterthänigen Petitionen bei Ew. 
f. Maj. anzubalten, daß Hocbdenfelben gefalle, dem nächſten Reichstag einen 
Vorſchlag zu einer neuen Repräfentation vorzulegen, bie auf gemeinfcaft: 
lihe Wahlen aller Abtbeilungen der bürgerlichen Gefellihaft, ohne Rüdficht 
auf Stände und Glaffen, und auf folde Bedingungen für Wahlreht und 
Wählbarkeit gegründet feien, die durch die politifche Entwidlung ber letzten 
Zeiten und die Anſprüche auf geordnete Freiheit geforbert werden, um bie 
Bedingungen für allgemeines Hecht im Verein mit allgemeiner Sicherheit 
zu erjülen, find Mitglieder der verſchiedenen Neichsftände zufammen- 
getreten. Es iſt mun aus allen Theilen des Reichs eine große Anz 
zahl Liften, mit Unterjhriften von 37,972 Mitbürgern verjehen, einge: 
gangen. . . . Alle haben fih mit dem Geſuch des Bürger: und Bauern: 
Handes vereinigt, daß es Ew. k. Maj. gefalle, der Nation einen Vorſchlag 
zu einer neuen Repräjentation zu jchenken, welche deren Bedürfniffen ent: 
ſpreche. . . . Zufolge einer langen Erfahrung begen fie und alle die Ueber: 
zeugung, daß unter den gegenwärtigen Umjtänden Fein Vorſchlag zu einer 
durchgreifenden Beränderung im Repräjentationswefen auf verfaffungsmäßigem 
Wege durchgeführt werben — der nicht von Ew. f. Maj. — iſt, 
und für den ſich Hochdieſelben nicht ſelbſt an die Spite ſtel— 
len. Andererſeits glauben ſie ſchließlich daß, wenn ein ſolcher Vorſchlag 
von Em. f. Mai. ausgeht, unterſtützt und mit Liebe umfaßt von der Mehr: 
zahl der Denkenden in der Nation, derfelbe fiher und in kurzer Zeit ben 
Widerftand befiegen werde, dem es bisher immer geglüdt ift, jeden Verſuch 
in diefer Richtung zu nichte zu machen. Dann, aber aud nur dann erſt 
wird das ſchwediſche Volk, nicht mehr in ungleihe Glafjen mit gegenfeitig 
ungleichen Intereſſen zerjplittert, ein Ganzes werben, einig zur Ausführung 
deſſen, was noch zur Hebung des Wohlftande des Landes und zur Siche— 
rung feiner Bertheidigung erfordert wird, einig auh, um im Bunde mit 
dem Brudervolf jeden fremden Eingriff in unjere Gelbitftändigfeit zu: 
rüdzufchlagen.“ . . . 

Antwort des Auftizminifters de Geer: „Daß das Vaterland 
einer zeitgemäßeren Repräfentgtionsweile bedürfe, fteht für mich eben fo uns 
abweislich da wie für euch und bie vielen, für welche ihr auftretet. Es ift 
mein feiter Glaube, daß eine Reform — ausgeführt in ber Richtung, die 
mit Glüd nicht nur von den uns nädftverwandten Völkern, jondern von 
faft dem ganzen Übrigen freien Europa betreten worden ift — beitrüge, das 
ſchwediſche Volk einig und ftarf zu machen, und weniger Gefahren mit ſich 
führen würbe, als die, welche von ber Beibehaltung der Stänberepräfentation 
zu erwarten find. Mit diefer Weberzeugung würde ich e8 vor mir felbft 
nit verantworten können, wenn ich auf dem Platz, ben ich jetzt inne habe, 
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irgend ein gefegliches und ehrenhaftes Mittel verfäumte, burd welches 
ih die Durhführung ber Reform befördern könnte. Nur in der Un- 
möglichkeit etwas auszurichten, habe ich bisher einen gültigen Grund ge- 
funden für die Unthätigkeit der Negierung in biefer Beziehung. Ich würde 
das Gewicht der von Ahnen vorgetragenen Meinungsäußerung überſchätzen, 
wenn ich darin einen Beweis ſähe, daß biefe Unmöglichkeit nunmehr aufge- 
bört babe. Diefelbe ift jedoch ein Zeichen der Zeit, welches im Berein mit 
andern zu ber Hoffnung berechtigt, daß wir mit immer größeren Schritten 
bem Zeitpunkt nahen, wo die Löfung ber Stage auf eine Weife, die, ſoweit 
es möglich fft, die Anfprüce auf allgemeines Recht mit allgemeiner Sicher- 
heit vereinigt, mit einiger Ausfiht auf. Gtüd zum menigften verjudht wer: 
ben kann.“ 


18. Febr. Entſcheidung des Königs im ſchwediſch-norwegiſchen Staatsrathe bezüg- 
lich der Revifion des Unionsvertrages zwiſchen Schweden und 
Norwegen. König Oskar XV. ſpricht vor allem aus, daß eine Revijion 
des Unionsvertrages durch bie Intereſſen ber beiden vereinigten Königreiche 
principiell gefordert fei. Mit Erfolg könne diefelbe aber nur dann verſucht 
werden, wenn ein Verhandlungsausſchuß von VBertrauensmännern beider Theile 
gebildet würde. Die Grundlagen ber Verhandlung follen durchaus frei fein, 
und nicht im Voraus durch Aufftellung von gewillen Punktationen begrenzt 
und ebenfo fol das Prinzip ber ftaatsrechtlihen Gleichheit Schwedens wie 
Norwegens zu Grunde gelegt werden. Abſicht fol nur fein, das Beſtehende 
zu verbeffern, die Union zu confolidiren und dem vorhandenen VBertrage eine 
präcifere Redaction R geben, welche fünftig jedes Mißverſtändniß ausfchließe. 
Mit Borfiht wird übrigens fodann das Recht der ſtändiſchen Repräfentation 
in jedem ber beiden Reiche hervorgehoben, die durch den Ausſchuß verfaßten 
Propofitionen anzunehmen ober zu verwerfen. Schließlich erflärt jebocdh der 
König, daß er ben bermaligen Zeitpumft zur Ernennung eines Ausjchufies 
von Vertrauensmännern nicht für geeignet balte, aber deren Berufung in 
* — bei dem erleuchteten Geiſte beider Nationen wohl werde mög: 
ich werben. 


9. Zuli, Der Jahrestag der Shlaht von Puttawa wirb in Stodholm mit 
großem Pompe gefeiert. 


18. „ Beſuch des Königs von Schweden beim Könige von Dänemark in Ko: 
penhbagen. 


22. Sept. Abjhluß eines Handelsvertrages mit dem Königreich Jtalien. 


6. Olt. Eröffnung bes Norwegiſchen Storthings. Thronrede des Könige. 


’ Die wichtigfte Vorlage der Regierung geht auf eine Berbeflerung des 
Rechtsverfahrens in Straffahen. Gegen bie Einführung der Geſchwornen 
erhebt ſich das Bedenken, „baß die localen Verhältniſſe wenigftens in einem 
großen Theil des Neihs für ein Rechtsverfahren ungünftig find, welches 
auf biefes Syſtem gebant tft, nnd daß dieſe Verhältnifie die bedeutenden 
Opfer fowohl an Staatsmitteln als Zeit und Kräften der Etaatsbürger 
vermehren würde, welche ein folches Mechtsverfahren feiner Natur nach mit 
fi führt.” Der König wünſcht indeß ganz im Einklang mit dem Stor: 
thing zu handeln. Ein Gefepentwurf wirb vorgelegt werden, ber barauf 
hinausgeht, die für Kriegszufälle nöthige Mannſchaftöſtärke für die Armee 
zuiwege zu bringen, und durch Bertaufchung ber gemworbenen Truppen mit 
conferibirten die Uebung ber Armee zu vermehren. Der König verlangt 
aber für diefe Umgeftaltung weber vermehrte Gelbmittel noch Aysdehnung 
der Dienftzeit im Frieden; er ſchlägt nur vor, „was andere Völfer, welde 
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bie Bertheidigung auf Gonfeription gründeten, längft für nothwendig er: 
fannten.“ Din htlih ber Reviſion ber Unionsacte zwiſchen Schweden 
und Norwegen bezieht ber er fih auf feine Kundgebung im ſchwediſch— 
norwegifden Staatsratb vom 18. Febr. d. X. und die dort ausgebrüdte Er: 
wartung, die Sache zu einem glüdliden Enbe zu führen. 

12, Oft. Die jchwebiiche Regierung erflärt fi gegen die Engliſchen Vorſchläge zu 
Löfung der Schleswig:Holftein’schen Frage. 

Dep. des Grafen Manderfiröm an ben fhwebifhen Ge: 
fandten in London: „Bon mehr als einer Seite haben wir erfahren, 
dag Graf Ruſſell kürzlich fih mit Ausarbeitung eines Vorſchlags zur Or: 
ganifation der dänischen Monarchie in der Abficht beichäftigt hat, ben Zwiſt 
zwiſchen Danemarf und Deutichland beizulegen, fowie daß die Grundzüge 
diejes Vorſchlags, bevor fie unter ber Form von Ratbichlägen mit Rüdficht 
auf eine emdliche und zufriedenitellende Löfung der Streitfrage dem Kopen- 
bagener Gabinet mitgetheilt worden, im vertraulichen Wege zur Kundſchaft 
ber Gabinette in Berlin, Paris, St. Petersburg und Wien gelangt find. 
Sr. Maj. Regierung fann nur erfenntlid fein für das wohlwollende Ins 
terefie, weldyes die a ri, Ihrer großbritt. Maj. diefer Angelegenheit 
widmet und bezweifelt feinen Augenblid die erhabenen und uneigennügigen 
Abfichten, die dem Rath, welden Graf Rufjel Hat geben wollen, zum 
Grunde gelegen haben. Da wir indeſſen nur durch einen kurzen Auszug 
zur Kermtniß derfelben gelangt find, fo find wir nicht im Stande, zu bes 
urtbeilen, welden Grad politiihen Nugens fie der dänifchen Regierung ges 
währen fönnen, wovon freilich allein die Annahme berjelben von Seite 
diefer leßtern bedingt wird. Wir tragen fein Bedenken, auszuſprechen, daß, 
fo wie fie in ihrem Zuſammenhang uns dargeftellt find, wir einigen Zwei— 
tel an der Möglichkeit ihrer Ausführung in Dänemark, jo 
wie aubh an der unbedingten Annahme derjelben von deut— 
ſcher Seite hegen. Wir können uns irren, aber wir fürdten, baß ber 
Geſammtſtaatsbau, den man wieder aufzuführen verjucht, auf einem allzu 
unfihern Grunde rubt, als daß die Grumdlegung dejjelben jemals richtig 
fet werden Fünnte. Auf der andern Seite, und zufolge der ung aus Kopen— 
bagen zu, Händen gefommenen Nachrichten, wird bejtimmt verfichert, daß 
Hr. Hall, der feit langer Zeit mit einem Vorſchlag zur Umbildung ber dä— 
nijhen Monarchie befchäftigt gewejen iſt — einer Arbeit, welche großen 
Schwierigfeiten unterworfen ift und ein langes vorbereitendes Studium er: 
fordert bat — erklärte: daß diejer Vorſchlag unverzüglich vollendet fein, und 
er dann denfelben den mit Dänemark allürten und befreundeten Mächten 
zufenden werde in der jo wünjchenswerthen Abficht, die Billigung befjelben 
von ihnen zu erhalten. Diefe neue Organifation follte fi auf eine voll: 
ſtändige Ausfonderung bes Herzogthbums Holftein in admi— 
niftrativer Beziehung gründen; fie folle alle Forderungen bes beutfchen 
Bundes in Bezug auf diefes Herzogthum zufriedenftellen, und zugleich bie 
Verpflihtungen erfüllen, welche Dänemarf mit Bezug auf Schles: 
wig übernommen bat. Unter fo bewandten Umjtänden bat Sr. Maj. Re: 
gierung geglaubt, daß, wenn zwei Vorſchläge in diefer Weije einander 
freuzten, es leicht geſchehen könnte, daß fie einander entgegenarbeiten, und 
bat jomit das von dem einen oder von dem andern erwartete Reſultat 
Schaden leide. Keinenfalls kann die die Abficht der Regierung Jhrer groß: 
britt. Maj. fein, da diefe nur nach der Erreihung einer folgen Ordnung 
der Dinge trachtet, die beide Theile zufriedenftellen Fünnte. Auf diefe Anz 
nahme mich ſtützend, welche mir feinen Widerfpruch zu vertragen fcheint, 
glaube ich Sie erfuchen zu müſſen, Graf Rufjels Aufmerffamkeit auf dieſen 
Punkt zu richten und im Namen Jhrer Regierung zu feiner Prüfung biefe 
Anfhauungen darzulegen in Betreff der Zweckmäßigkeit einer Bertagung 
der offiziellen Mittheilung diefes Vorfhlags bis bahin, daß bie bänifche 
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Regierung Gelegenheit gehabt bat, den von ihr felbft ausgearbeiteten Bor: 
ſchlag fowohl der Regierung Ihrer großbritt. Maj. als den andern alliirten 
und freundſchaftlichen Regierungen zur Nachricht vorzulegen. Hiebei wird 
natürlih vorausgefeßt, baß es nicht lange dauern kann, bevor biejer Bor: 
ſchlag mitgetheilt wird, und baß die Verfchiebung , welche ber großbrittani- 
ſchen Regierung empfohlen wird, fi nicht länger als bis zum Berlauf 
einiger Wochen ausdehnen würde.“ 


23. Okt. Eröffnung ber Shwebifhen Reihstags. Thronrede bes Könige: 


„ . . In Beranlaffung eurer Borftellung während ber legten Reichstags— 
feffion wegen Drbnung der gegenfeitigen Verhältniſſe Schwedens und Nor: 
wegens babe Ich im zujammengefegten Staatsratb Meine Anjhauung, das 
eine Revifion der Reichsacte im wahren Intereſſe ber beiben vereinigten 
Reiche ift, fo wie Meine Hoffnung ausgefproden, daß bie Repräfentationen 
ber beiden Länder Mih in Meinem Beftreben, einen glüdlihen Ausgang 
biefer Sache herbeizuführen, unterftügen werben. Zu euch ſpreche Ich bieie 
Anſchauung und biefe Hoffnung von neuem aus. Daß bie Form für bie 
Repräfentation des ſchwediſchen Volks an wejentlihen Mängeln leidet, jeben 
wir alle ein. Bei ber äußern Gidyerheit und innern Ruhe, welche die Bor: 
fehung uns ſchenkt, jcheint der Zeitpunkt günftig für eine ernſte Erwägung 
ber Mittel, um bdiefen Mängeln zu begegnen, welche bie lebendige Wechſel— 
wirkung, bie zwifchen Regierung und Volk ftattfinden muß, erfhweren. .. .” 


6./11. Dec. Verhandlungen bes Shwebifhen Reihstags Über Abänderungen 


bes Grundgeſetzes: 

Der Bauernftand, der einzige Stand, ber fich bis jekt dem Vorſchlage 
wiberjetst hatte, daß Grundbeſitzer, die einem andern Stande angehören ober 
irgend ein Staatsamt befleiden, zu Reihstagsmitgliedern für den Bauern: 
ftand gewählt werben fönnen, nimmt nunmebr dieſen Borfchlag einftimmia 
an. — Alle 4 Stände verftändigen fich über Abänderung ber Beitimmung, 
daß nur Anhänger der „reinen evangelifchen Lehre" zu Etaatsämtern be: 
fähigt fein follen. — Ebenfo verftändigen fich alle 4 Stände darüber, daß 
ber König nicht ohne Zuftimmung der Stände Regent eines andern Landes 
werben bürfe. Cine weitere Beſchränkung des Königs, Verträge mit fremden 
Mächten abzufchließen, wird dagegen vom Abel und Priefterftande verworfen. 

Der Antrag auf jährlihe Neichstage wird vom Bürger: und Bauern: 
ftand angenommen, vom Adelftand dagegen mit 147 gegen 118, vom Rriefter: 
ftand mit 37 gegen 9 Stimmen verworfen. — Der Antrag, bie Sraeliten 
zur Ausübung des Wahlrechts bei der Wahl von Neichstagsabgeorbneten 
zuzulafien, wird von Adel, Bürgern und Bauern angenommen, dagegen 
vom Priefterftande mit 27 gegen 22 Stimmen verworfen. — Gin Vorſchlag, 
daß das Ritterhaus Fünftig nur aus 75 Mitgliedern befteben folle, von denen 
der Adel 60 und diejenigen größeren Grundbefiger, welde ein Staatsamt 
befleidet Baben oder noch befleiden, 15 zu wählen hätten, wird vom Abel: 
ftand mit großer Mehrheit verworfen. 


18. Dec. Im Norwegifhen Stortbing wird die Propofition des Königs, 


bie Art. 14 und 21 ber Gonflitution, die u. a. die Beſtimmung entbalten, 
baß „nur der Kronprinz oder deſſen Ältefter Sohn“ zum PVicefönig ernannt 
werden dürfe, dahin abgeändert werde, daß ftatt des Ausdruds „Kronprinz“ 
gefegt werde „ber nächte zum Throne erbberechtigte Prinz“, mit 57 gegen 
48 Stimmen verworfen, obgleich der Gonftitutionsausfhuß einflimmig auf 
Annahme angetragen batte, 
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d. Jan. Eröffnung des bänifhen Reihsratbes. Botſchaft des 
Königs: 

„++. Als Wir in der vorigen Eeffion dem Reihsrath mittheilten,, daß 
Wir — zur Erfüllung von Bundesbefhlüffen, denen Wir uns mit Erfolg 
nicht widerfegen konnten — das Verfafiungsgefeg vom 2. Dct. 1855 in 
Bezug auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg aufgehoben 
hatten, ſprachen Wir die Hoffnung aus, daß es Unferen fortgefegten Be 
ftrebungen gelingen möchte, das dadurch zerriffene Band wieder anzufnüpfen. 
Diefe Hoffnung ift nicht in Erfüllung gegangen. Sie ift gefcheitert an 
dem Widerſtande der holfteiniihen Ständeverſammlung, die fih auf Be 
ihlüffe der deutfhen Bunbesverfammlung ftügen konnte, welche für die zum 
Bunde gehörenden Landestheile eine andere Gelbitftändigfeit und Gleichbe— 
rehtigung forderten, als die, welche denfelben dur ihre bejonderen Ber: 
faſſungen und durch ihre gleichmäßige Theilnabme an der Geſammtgeſetz— 
gebung eingeräumt war. Die neue —— der Verfaſſungsverhältniſſe 
der Herzogthümer Holſtein und Lauenburg, welche demgemäß zur Nothwen: 
digkeit geworben, ift Gegenftand von Unterhandlungen, worüber dem Reiche: 
rath Bericht erjtattet werden wird. Das Intereſſe befreundeter Mächte für 
die -Aufrechterhaltung eines unabhängigen däniſchen Reiches ftärft Unfere 
Hoffnung, daß eine zufriedenſtellende Yöjung wird erreicht werben fünnen. 

„Es iſt Unfer Wille, Unferem Herzogthbum Schleswig eine freiere 
Entwidelung zu geben — namentlich dejjen provinciellen Inftitutionen eine 
volfsthümlichere Grundlage. Diefes ift nur die Ausführung der Grund: 
fäte, welche Wir in Unferer gefammten Regierungszeit feitgehalten haben. 
Solches wird ohne Gefahr für die Ruhe und den Zufammenbalt Unferes 
Staates gefchehen Fönnen, fobald die Beendigung Unſeres Zwifles mit dem 
deutihen Bunde — gegen fremde Einmiſchung ſicher ſtellt. 

„Dagegen dürfen dieſe Verwickelungen nicht die Verbeſſerungen aufhalten, 
welche das Gemeinwohl für die Geſammtverfaſſung ſelbſt, ſowie für 
die zu deſſen Bereich gehörenden Geſetze fordert. Die dahin gehenden Vor: 
Ihläge werben bie forgfältige Prüfung des Neichsraths finden, wenn auch 
einige berfelben — injofern foldhe zugleich auf Landestheile Anwendung 
finden follen, die deſſen gefepgebender Autorität nicht untergeben find — zu 
ihrer Durbführung eine Mitwirkung diejer bedürfen. Letzteres wird na— 
mentlich mit ber Pe des Zolltarifs, welche die materiellen Interefien 
des Reichs erfordern, ber Fall jein. 

„Die Verhältniffe haben es nothwendig gemacht, von dem im $ 54 bes 
Berfaflungsgejeges vom 2. Oct. 1855 Uns gegebenen Recht, unter. befonders 
dringlihen Umftänden bie le nicht bewilligter Ausgaben zu refolvi- 
ren, Gebrauch zu machen. Dieje NRefolutionen werben bem Reichsrath vor: 
gelegt werben. 
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„Die Summen, welde vom Reichsrathe für die Fünftige Finanzperiode 
bewilligt werben, werben ausfchließlih von den in demſelben repräfentirten 
Lanbestheilen zu entrichten fein. Wo ausnahmsweiſe die Gültigfeit der 
Bewilligung davon bedingt ift, daß ein verbältuigmäßiger Betrag von Hol: 
ftein entrichtet wird, wirb foldhes aus der Faflung des Vorſchlags felbft ber: 
vorgeben. Wir ſehen der Wirffamkeit des Reichsrathes mit der Zuverficht 
entgegen, baß bderjelbe feinen König darin unterftügen wird, Die Ehre und 
Unabhängigkeit des Reiches zu wahren, die freiheit und das Wohl bee 
Volkes zu fördern.“ 


27. Jan. Die Regierung io! dem Reichsrath den Entwurf einer Reibe von Mo: 


bificationen der Berfaffung vom 2, Oct. 1855 vor. 

Die Hauptveränderung bejteht in der Abänderung bes F 37, wonad (in 
Folge der Ausfheidung Holftein’s und Lauenburg's) die beſchlußfähige Zahl 
ber Mitglieder des Reichsrathes von 41 auf 31 berabaelegt werben ſoll, 
entiprechend ber Verminderung der Gefammtzabl feiner Mitglieder von &0 
auf 60 und zwar ber vom Könige gewählten Mitglieder von 20 auf 15, ber 
mittelbar gewählten von 30 auf 23 und der unmittelbar gewählten von 30 
auf 22 Mitglieder. 


8. Gebr. Der Reihsrath genehmigt den Antrag der Regierung auf Abände: 


22. 


rung bed $ 37 der Gefammtitaatsverfafung. 


Zwei ber für Schleswig gewählten Mitglieder bes Reichsrathes, Thom: 
fen und Hanjen, weigern fich, ber an fie ergangenen Aufforderung, im 
Reichsrath zu erfcheinen, Folge zu geben und proteftiren gegen bie Gompe 
tenz des Neichsrathes für das Herzogthum Schleswig, nachdem Holftein und 
Lauenburg ausgefhhieden worben und bamit die ganze Gefammtftaats = Ber: 
faffung von 1855 ihre rechtliche Gültigkeit verloren habe. Die beutich ae 
finnte Mehrheit der Stände von Schleswig flieht fi dieſem 
Proteſte an: 

„Nahdem Se. Maj. ber König ſchon früher ausgefproden, das Herzog: 
thum Echleswig dem Königreih Dänemark nicht incorporiren zu wollen, 
wurde die Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 erlaffen. 

„. . . Das Grundgefeß für das Königreih vom 5. Juni 1849 blieb 
unverändert ; für bie bejonderen Angelegenheiten ber Herzogthümer wurden 
im Jahre 1854 neue Verfaffungsgefege erlaffen, und endlich für die gemein: 
ſchaftlichen Angelegenheiten ber Monardyie das Berfafjungsgefeg vom 26. 
Juli 1854 gegeben. 

„Doch ſchon am 2. October 1855 wurde, nachdem der Einfluß des bäni- 
fhen Reichstags zur Geltung gebracht, und das frühere Minifterium ge: 
ftürzt war, ohne daß die Stände der Herzogthümer deshalb vernommen, die 
Verfaſſung der dänifchen Monardie vom 26. Juli 1854 wieder aufgeboben 
und ein neues Gefeß für die Berfaffung der gemeinfchaftlihen Angelegen: 
heiten der Monarchie erlaffen. 

„Es bleibe dahin geftellt, wie weit bie Gleichftellung und Gleichberechti— 

ung ber einzelnen Faber und ber Nationalitäten burd das Geſetz vom 
6. —* 1854 gewahrt waren, gewiß iſt es, daß dies durch das Geſetz vom 
2. Oct. 1855 und den dadurch in's Leben gerufenen beſchließenden Reiche: 
rath noch weniger geſchah, als durch jenes, und um fo weniger, da das mit 
ber Berfaffung vom 2. Det. 1855 erlaffene Geſetz über die Wahlen zum 
Reichsrath die dänische Nationalität entfchieden begünſtigte. Der Reichsratb 
foU nach dieſer Verfaſſung 80 Mitglieder zählen, von denen Se. Maj. der 
König 20 wählt. Von ben übrigen 60 haben das Königreih und feine 
Bertreter 35, das Herzogthum Schleswig und feine Stände 10, das Her: 

ogthum Holflein und befien Stände 14, und bie Vertreter des Herzontbume 
Fauenburg 1 zu wählen. Da nun unter ben vom Könige zu wählenden Mitglie: 
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dern 12 im Königreich, 3 in Schleswig, 4 in Holſtein und 1 in Lauenburg 
angejefjen fein jollen, fo Tiegt es auf ber Hand, baß bie Majorttät bes 
Reihsraths der Monarchie „eine geborene dänifche” fein mußte. 


„Durd die Eigenthümlichfeiten des Wahlgefepes vom 2.Oct. 1855 wurde 
diefes aber deßungeachtet noch mehr ef Das Königreich bildet nach 
demjelben drei Wahlkreife, welche refp. 7 und 3 Mitglieder des Reichsraths 
wählen, Holftein wählt in einem Wahlkreiſe 8 Mitglieder, Schleswig aber 
in fünf Wablfreifen in jedem nur ein Mitglied. Man kann bier wohl fra 

n, warum bildet Schleswig nicht ebenfogut nur einen Wahlkreis wie Hol: 
ein? Ferner find dur das Wahlgefeg die directen und indirecten Wahlen 
leich geordnet, und zwar fo, daß Minoritätswablen möglich find. Wohin 
bie führt, ficht man daran, daß als von ber ſchleswig'ſchen Stänbever: 
fammlung Erwählte jegt die HH.: Etatsrath Flor, Minifter Wolfhagen, 
Etatsrath Kranold, Juftizratd Pauljen und Hanfen von Grumbye Mitglie: 
ber bed Reichsraths find. 


„Ob bie erftigenannten vier Herren das Bertrauen der Majorität ber 
Stände und des ſchleswig'ſchen Volkes befigen fönnen, möge Jeder fich felbft 
beantworten. Der zulegt Genannte gehört zur Majorität ber bisherigen 
ſchleswig ſchen Stände, weldhe als die Vertreter „des ſchleswig'ſchen Bolts 
vielfach auf's Entichiedenfte die Wünfche desfelben zur Kunde gebracht has 
ben. Im legten Jahre haben Neuwahlen für die ſchleswig'ſche Ständever- 
fanımlung ftattgefunden. Cie find jo ausgefallen, daß die jetzige Majorität 
der Stände mit der bisherigen in jeder Hinficht übereinftimmen wird. Das 
Bolf in feiner Mehrheit hat aljo durch die neuen Wahlen feine Beiftimmung 
zu Dem gegeben, was die Majorität der Stände als die Wünſche bes Bol: 
fes fund gethan hat. An Zahl freilich wird die jegige Majorität der Stände 
die frühere nicht erreichen, wer aber die Zuftände in Schleswig richtig wür⸗ 
digt, der wird dafür cinen ganz anderen Grund finden, als einen Abfall 
des jchleswig’ihen Volks von — früheren Anſichten; es wird ihn im 
Gegentheil in Verwunderung ſetzen, daß die Wahlen ungeachtet der obwal- 
tenden Umſtände dennoch jo ausgefallen find, und wird er überzengt fein, 
daß das fchleswig’jche Volk durch diefelben feine Zuftimmung zu dem Ber: 
balten der früheren Ständemajorität völlig gegeben bat. 

„Eine Bürgfchaft dafür, im Neichsratb nicht total unterdrüdt zu werden, 
konnten Schleswig und feine Bewohner beutfcher Nationalität dem VBoran- 
geführten nad aljo mur darin finden, daß die Mitglieder aus Holftein und 
Lauenburg neben ihnen im Reichsrath ſaßen. Durch das Patent v. 6. Nov. 
1858 ift die Verfaſſung vom 2. Oct. 1855 für Holftein und Lauenburg 
aufgehoben; nad allgemeinen Redstsgrundfägen bejteht fie alfo überhaupt 
nicht mehr. Einen Reihsrath und gemeinfchaftliche Angelegenbeiten für das 
Königreich Dänemark und das Herzogtbum Schleswig gibt es verfaſſungs— 
mäßig nicht, und ift die Greirung eines foldhen und die Abänderung der 
Verfaffung vom 2. Oct. 1855 dahin, daß fie eine Verfaffung für gemein- 
Ihaftlihe Angelegenheiten bes Königreiches und Schleswig's werde, einer 
Incorporation biefes Herzogtbums in das Königreih Dänemark gleih zu 
achten, dürfte alfo als im Widerfpruch mit den Verheißungen Sr. Maj. bes 
Königs, namentlih der Allerhöchſten Bekanntmachung vom 28. Januar 
1852 ftehend, zu betrachten fein. 

„Mit Rücficht auf Vorftehendes fünnen wir der an uns gelangten Auf—⸗ 
forderung, in dem jeßt verfammelten Neichsrath zu ericheinen, Feine — 
geben, da wir in verfaſſungsmäßiger Weiſe nur zu Mitgliedern des durch 
die Verfaſſung vom 2. Oct. 1855 conftituirten Reichsraths ber Dänemark, 
Schleswig, Holftein und Lauenburg umfafenden Monarchie — ſind, 
und indem wir als ſolche überall gegen bie Competenz bes jetzt verſammel⸗ 
ten Reichsraths proteftiren, proteftiren wir namentlich auch gegen bie Rechts: 
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eswig ſchon gefaßt hat, ober noch faſſen möchte.” 


10. März. Der bänifhe Reichsrath fchließt bie beiden Schleswig’fhen Mit 
glieder, Thomfen und Hanfen, in Folge ihres Proteftes vom 22, Febr. vom 
Reichsrath aus. 


12, „ Antwort Dänemarks auf bie PBroteftation Defterreihs und 
Preußens gegen die Borlagen der Regierung an ben Reichsrath be: 

- üglich Schleswig. Dänemark weist jede Einmiſchung ber beiden beut- 
hen Großmächte und bes deutfchen Bundes überhaupt im bie Angelegm: 

heiten Echleswigs ab, und läugnet jede Abficht, Schleswig zu incorporiren: 


Depeihe des Minifter Hall an Defterreih und Preußen: 
„. . . Nur in fofern bie ge die inneren Angelegenheiten der deutſchen 
Bundesländer und beren Verhältniß zum Bunbe betrifft, gehört fie vor das 
Forum der Bunbesverfammlung und felbft dies mur innerhalb der burd 
bas Bımbesreht angemwiefenen Grenzen. Ueber biefe hinaus und namentlid 
auch infofern fie das Mechtsverhältniß diefer Lanbestheile zum bänticen 
Gefammtftaate angeht, ift es eine internationale Frage, bie nur durch Ber: 
bandlungen und Uebereinfommen geichlichtet werben Fan und wo bie An: 
wenbung der äußerſten wölferrehtlihen Zwangsmittel, um eine einfeitige 
Meinung geltend Ju machen, den Gharafter einer Bundesexecution niet 
haben kann. 

„Wenn wir bier wejentlich auf allgemeine völkerrechtliche Sätze wermwieien 
haben, die man im Prinzip nicht beftreiten wird, jo bat das jeinen natür— 
lien Grund darin, baß die frage jo allgemein geitellt ift, daß ein Gin: 
gehen auf den eigentlichen Inhalt des in 1852 getroffenen Uebereinfommene 
dadurch ausgejchlofien if. Will man auf eine ſolche Disfuffion eingeben, 
dann find wir berechtigt zu erwarten, baß man es wenigflens verjuden 
werde nachzuweiſen, welche Verpflichtungen wir unerfüllt gelaffen, und dürfen 
wir dabei der k. k. öjterr. (k. preuß.) Regierung vertrauen, dab fie nidt 
gefonnen ift, uns verantwortlid zu machen für Bundesbeſchlüſſe, durd 
welche der Widerfiand ber boljteiniihen Stände gegen jebwede gemeinschaft: 
liche Repräfentation im jchroffften Gegenfage zur Vereinbarung von 155} 
geftügt worden ift, für Bundesbeihlüffe, die wir nah Kräften befämpft 
haben und denen wir uns fchließlidy nur gefügt haben, naddem ein Ere— 
eutionsverfahren ſchon beichlojjen war, welchem uns zu unterziehen wir nict 
ben Anterefjen des Landes angemefjen fanden. 

„Sollte indeffen diefe Berufung auf die Vorgänge von 1852 wenigftent 
theilweife auch durch den Wunſch bervorgerufen fein, Das Herzogtbum Schlee— 
wig in den Bereich der gegenwärtigen Verhandlungen zu zieben, dann fann 
die Fünigliche Regierung diefem Wunſche nicht willfabren, weil es fidy bier 
um die Schlichtung eines Streites mit dem Bunde und um ein deutiches 
Bundesland handelt, während das dänische Herzogtbum Schleswig in Feiner 
Weiſe der bundesrechtlihen Kompetenz unterworfen ift. Wenn der faiferlid 
öfterreichifche (königlich preußiſche) Minifter nichts deſto weniger jegt be 
baupten will, daß man nur auf diefe Weife von einer provijorifchen zu 
einer definitiven Löfung gelangen könne, jo kann ich übrigens auf feine 
eigene Depefche verweifen, wo die Forderungen des Bundesbeichlufies vom 
11. Februar 1858 als eine „definitive Ordnung“ bezeichnet werden, mie: 
wohl darin fo wenig als in den übrigen Bundesbeichlüfien im diejer An: 
gelegenbeit das Herzogthum Schleswig erwähnt wird oder erwähnt werden 
fonnte. . . Die allerdings von mehreren Seiten angeregten Wünſche, dat 
Herzogthum Edyleswig unter Aufhebung feiner befonderen Verfaſſung durch 
Ausdehnung des Grundgeſetzes des Königreichs demjelben zu inforporiren, 
werben fo wenig vom Reichsrath als der Regierung geftügt. Die Bejorg: 
niffe des Herrn Minifters find daher unbegründet... „” 


—— aller Beſchlüſſe, die derſelbe mit Beziehung auf das Herzogthum 
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Eine bänifhe Girculardepefhe an bie Höfe von Paris, London, 
St. Petersburg, Stodholm und Haag befchwert fich leidenſchaftlich über bie 
Abſicht der beiden deutjchen Greßmächte und des beutjchen Bundes, die hol: 
ſteiniſche Frage mit der jchleswig’ihen zu vermengen: 

„Ste werben aus dem abfchriftlich anliegenden Bericht des Herrn von Bülow 
(däniihen Sefandten am deutſchen Bunde) erfehen, mit wie gutem Grunde die fl. 
Megierung fi ftets der Ausdehnung der Unterhandlungen wiberfet hat, die 
mit den beiden großen deutfchen Höfen über die Frage jchweben, welche Ver: 
pflidtungen die dänische Regierung im Jahre 1851 in Betreff Schleswigs 
eingegangen fei und bis zu welchem Punkte dieſe Verpflichtungen erfüllt 
worden. Wir wollen einer Erötterung diefes Gegenftandes, jo müßig fie 
unferer Anfiht nad fein würde, nicht aus bem Wege geben, aber wir 
widerſetzen uns dagegen, dieſelbe mit den auf ein dem deutſchen Bunbe ans 
geböriges Land bezüglihen Verhandlungen zu vermengen, da uns die Er: 
fabrung belehrt hat, wie gefährlich es iſt, nicht bei jeder Gelegenheit und 
in der ftrikteften Weife der Gompetenz der beutfchen Bundesverfammlung 
Grenzen zu jegen. Unſere Boransficht beftätigt fich bereits. Preußen und 
Defterreih find dabei, ihre Depefchen der Billigung von Frankfurt unterzu: 
ordnen, insbejondere was ihr Unterfangen betrifft, Schleswig in den Streit 
mit bineinzuzieben, und fie wenden fich nicht an den Bundestag, der allen- 
falls als der „Profeflier“ feiner vorgeblichen internationalen Rechte ange: 
jehen werden Fönnte, vielmehr an bie vereinigten Ausjchüffe, welche nur ir 
die boljteiniihe Sahe Mandat empfangen haben. „Dieſer Schritt 
zeigt mebr als irgend eine Beweisführung von meiner Seite die Ber: 
wirrung, welche Deutſchland fich angelegen fein läßt, unaufbörlih in 
dieje beiden, ihrer Natur nad gänzlich verfchiedenen Fragen hineinzu— 
tragen. Und wabrbaftig, im diejer Wahrnehmung iſt weder Webertrei- 
bung noch Haarjpalterei. Den Ausichuß für Holftein und den Ausſchuß 
zur Grecution dieſer jogenannten internationalen Anjprühe auf Schleswig 
in Bewegung jegen, das heißt doch wirklich Seitens Preußens und Oeſter— 
reihs jo viel ald das Unterfangen, die Ordnung einer Bundesangelegenheit 
von ber Löjung einer auswärtigen Frage abhängig zu machen: das heißt, 
einer recution in Holjtein die Perjpective eröffnen, die auf nichts Anderes 
Binausfäme, als den deutjchen Abfichten auf Schleswig zu dienen; bas heißt 
bie Action des Bundes auf die inneren Angelegenheiten aller Theile ber 
bänifchen Monarchie erfireden; und das beißt noch nidht einmal, ber ge: 
ſammten dänifhen Monardie die Stelle eines Bundesgliedes anweijen, fon» 
— dieſelbe ganz einfach in die Lage eines Vaſallen von Deutſchland herab» 
trüden“. 

19, März Der König genehmigt die Ausfchließung der beiden Schleswig’fchen 
Mitglieder aus dem Reichsrathe. 


4 „ Krüger flellt im Reichsrathe den Antrag, bie Regierung möge das 
Verfafjungegefeg für Dänemark und Schleswig in Webereinftimmung mit 
dem bdäntjchen Grundgefeg (d. h. die AIncorporation Schleswigs) noch in 
diefer Seſſion vorlegen. 


4. April. Der Reihsrath verwirft ben Antrag Krügers, nachdem fich ber Eons 
feilspräfident entſchieden bagegen antgeisroden, mit 43 gegen 9 Stimmen. 


16. „ Schluß ber Seffion bes Reichsrathes. 


2. Mat. Die dänische Regierung befchließt, die Bahnhöfe in Holflein und 
Lauenburg zu befeftigen. 


11. Zunt. Scandinavifhes Stubentenfeft in Kopenhagen. 
15. Jull. Beſuch des Königs von Schweden bei dem Könige von Dänemarf, 
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25. Juli. Dänifches Siegesfeft in Idſtädt. 


24. Sept. Englifche Vorſchläge an Dänemark behufs Löfung ber ſchlee wi 
bolftein’schen Frage (j. England). 


4. Dit. Eröffnung des dänifhen Reihstages. Rede bes Alterspri 
benten des Folfetpings über das Verhältniß zu Deutſchland: 

Er wolle jene Befümmernig über die Stellung bes Reihe Deutjchlı 
gegenüber ausjprehen. Die Regierung babe zwar in ihren bisherigen % 
peihen die Unabhängigkeit desjelben mannhajt vertheidigt, gleichwohl hät 
bie legten deutſchen Noten bie Vernichtung Dänemarks als fjelbjtändis 
Staats zur Abjicht, indem fie die Einrihlung einer neuen gemeinjan 
Berfafjung nad deutſchem Muſter geböten, und den Dänen das Recht, Schi 
wig eine däniſche Provinz zu nennen, abjpräden. Jede weitere Berban 
lung feine nun unmöglid, und die Löfung müfje auf einem andern W 
gejucht werden. „Zehn Jahre diplematijcher Verhandlungen haben uns mi 
weiter gebracht; helfen wir uns nicht felbit, jo befommen wir feine Hu 
In unjerm dreijährigen Kriege waren wir fiegreih gegen deutſche Lieb 
griffe, Anmaßungen und den ſchändlichſten Verrath; aber’ nah dem Kri 
vergaßen wir, daß wir für Schleswig gefämpft hatten. Num maüfien ı 
aus unferm Schlaf erwacen, einig und flark jein, und, wenn ber Köı 
und das Vaterland rufen, den unbereihtigten Einmilhungen des YAuslar 
mit dem Schwert in der Hand begegnen und für Alt:Dänemarfs Sell 
ftändigkeit und Freiheit fänıpfen“. Bon der Regierung hoffe er, daß fie: 
und „des Volts“ Programm, „Ausjonderung Dolheins und Anſchl 
Schleswigs an das Königreich durch den däniſch-ſchleswig'ſchen Reichsrail 
durchführen und die Initiative dazu ergreifen werde. 


15. „ Dänemark weist die englifhen Vorſchläge vom 24. Sept. zur | 
a Da fehle6iwig + holtein’fen Frage auf's Entjhiedenfte zurüd: 
epeihe an England: „.. . Ebenfowenig, wie die gemeinfa 
Berfaflung mit einem —— Fehler behaftet iſt, ebenfowenig wird 
möglich ſein, fie durch die Organiſation zu erſetzen, deren Hauptzlige Xı 
Kuffel bat jlizziren wollen, ohne daß die Monardie aufgelöst wü 
und ohne daß jene Integrität felbft, welde der Londoner Bertrag 
ſchützen die Abficht hatte, ſchwer compromittirt würde. In feiner Depei 
bat Lord Ruſſell ſelbſt mit einer volllommenen Geradbeit Alles das herv 
gehoben, was eine ſolche Organifation an Gefahren für ausgedehnte u 
mächtige Monarchien mit ſich bringen würde. Mit noch größerem Rec 
wird er, wie ich glaube, ohne Mühe erkennen, daß für einen Staat ı 
Dänemark diefe Organifation die Anarchie herbeiführen und beinahe v 
ber vollftändigen Zerjtüdelung der Monarchie begleitet jein wür 
Die Aufrehthbaltung der gemeinjamen ——— für di 
Königreid und Schleswig ift aljo eine Frage über Teben uı 
Tod für Dänemark und ebenjo wie die Regierung von biefer Gewi 
beit durchdrungen ift, ebenjo ift fie entichlofien, Ni nit von ber Linie db 
Verfahrens zu entfernen, weldye ihr durch dieje Ueberzeugung vorgezeichnet ifi 


6. Nov. Dänemark weist die Vorfchläge, reſp. Forderungen der beiden beu 
hen Großmächte ebenfo entfhieden von der Hand wie die Rathſchlä 
Englands: 

Dep. bes Minifters Hall nah Wien: „... Wie groß alle 
bings die Bebeutung iſt, welche die königliche Regierung dem definitiv. 
Abkommen beilegt, das jeglichen Zweifel an der Untheilbarkeit der däniſch 
Krone befeitiget haben muß, fo würde bdiejelbe es body nicht verantwort 
fönnen, wenn fie aufs Neue durch ihre Handlungen ben ſeparatiſtiſch 
Neigungen, worin dieſe Frage ausſchließlich wurzelt, Nahrung geben würt 
eben jo wenig, wie fie in einer ſolchen Bereinigung nach ihrer beiten Uebe 
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zeugung ein Mittel zur Berubigung ober Befriedigung anderer Theile ber 
Beoölferung, als desjenigen würde erbliden können, welcher leider noch nicht 
der Erwartung ber Umwälzungen entjagt bat, welde die Zukunft etwa mit 
fih bringen könnte. Und wenn die föniglihe Regierung ſich beftimmen 
mußte, den Anforderungen des beutjchen Bundes wegen einer anderen und 
felbftändigeren Stellung für Holftein zu entfprechen, als ber, welder einem 
bloßen Landestheile gebührt, jo würde es body immerhin viel cher als na= 
türlih erjheinen müfjen, den möglichen Folgen der durch eine ſolche Orb: 
nung geloderten Verbindung zwijchen den Bundesländern und ben übrigen 
Theilen der Monarchie dadurch entgegenzumwirken, daß die Attraftionskraft 
der leßteren durch ihr engeres Zuſammenſchließen in demjelben Maaße 
vergrößert würde. Auf jeden Fall würde aber jede nähere Verbindung Hol- 
ſteins mit Schleswig jehr erheblich die Gefahr erhöhen, daß Tendenzen fid 
allmälig verbreiteten, fih ber däniſchen Monarchie zu entfremden und in 
andere politiihe Combinationen einzutreten, bie, bisher immer von bem Be- 
fige von Schleswig bedingt, e8 auch in der Zukunft bleiben werben. ..“ 


F.Rov. Der König antwortet bei der Tafel für die Mitglieber bed Reichstages 
auf den Toaſt des Landthingspräfidenten: „Er hoffe bald jeinen ganzen 
Staat geordnet zu ſehen; follten aber Umftände es erheiſchen, jo baue er 
darauf, daß jein ganzes Volk fih ihm anjcließe“. 

2. „ Ein, Dekret verfündet die Errichtung einer eigenen Regierung in Holftein. 


®. Dec. Ploug und 3 andere Mitglieder des Reichstags tragen im Lanbsthing 
barauf an, „eine Adrefie an Se. Diaj. den König einzureichen, in welchet 
das Thing feine Berrübniß Über die Lage des Vaterlandes ausſpricht, und 
es als feine Ueberzeugung anerfeunt, 1) daß bie für das Königreid 
und Schleswig geleblich beftehbende und in Wirkſamkeit befindliche Ges 
fammtverfafiung ungeſchwächt aufrecht erhalten und entmwidelt werben möge 
als gleich nötbiges Bindemittel zwijchen den zufanımengehörenden Theilen 
von Danmarks Rige und ald Schugwehr der conjtitutionellen Freiheit des 
Königreihs; 2) daß die Vollziehung des von der Regierung vor längerer 
Zeit ausgeſprochenen Beſchluſſes, Holfteins Berhältniffe jo zu ordnen, 
daß ber König feine Bundespflihten erfüllen Faun, obne daß die Unab— 
bängigfeit der andern Landestheile gefränft wird, nicht aufgejhoben werden 
fanrı, ohne Gefahr fürden Zufammenbalt der andern Landestheile und für 
die Freiheit des Königreiches herbei zu führen; 3) daß das däniſche Bolt 
ib über den Vorſatz des Königs freut, feine ſchleswig'ſchen Untertbanen ber 
Güter einer freien Entwidelung theilhaftig zu machen, fobald Holfteins 
Berbältnifie definitiv geordnet find, aber auch darauf baut, daß der König 
nie in Maßregeln einwilligen wird, wodurd die Verbindung zwiſchen 
bem Königreihe und Schleswig gejchwächt werden könnte; und end: 
lih 4) daß das Landsthing bereit ift, fowohl das jchige als jebed andere 
Minifterium zu ftügen, wenn und fo lange es die angegebenen Ziele ver: 
folgt mit der Willenefeftigfeit und Thatkraft, welche die Zeitverhäftniffe mit 
unabweisbarer Nothwenbdigfeit erfordern“. 


11. Rußland, 


2. Jan. (Polen) Der Priefter Felinsfi wird zum Erzbifhof von Wariı 
ernannt. 

3, „ Im Folge der Stubentenunruben wird die Univerfität St. Petersburg | 
weilig geſchloſſen. 

7. „ Entlafjung des Gultusminifters Admiral Putjatine. Golovine tritt 
feine Stelle. 

8 „ (Rolen) In Warſchau werden die Theater wieder eröffnet, aber 
ausjhlieglih von Rufen beſucht. 

41. „ (Polen). Der Kaijer begnadigt den vom riegeggihte zum Tod ı 
urtheilten Adminiftrator der Erzdiöcefe von Warfhau, Binbobrzewsfi zu ı 
jähriger Feſtungshaft. 

14. „ (Rolen) Eine Verfügung des ruſſ. Minifters des Innern hebt | 
Departement des ruſſ. Reichsrathes für die polnishen Angelegenbeiten 
überflüfjig durch die Einſetzung eines polniſchen Staatsrathes auf. 

20. „ (Finnland). Eröffnung der Sefjion bes ftändifhen Ausihufies (48 7 
glieder, 12 für jeden der 4 Stände). 

22, „ Ein kaiſ. Ufas verfügt, um den angewachſenen Staatsbebürfniffen zu 
nügen, eine Erhöhung der Kopfiteuer, der Stempeltare und des Einfuhrzo 

28. „ Ein kaif. Befehl verordnet Die Beröffentlihung des Budgets 
1862. 


31. „ Im Laufe des Monats bat eine Reihe von außerorbentlihen Abelsv: 
fammlungen in verfchiedenen Provinzen bes Reiches flattgefunden, ı 
über eine Reihe von Fragen, weldye ihnen die Regierung vorlegte, 
berathen. 


4. Febr. (Polen). Urtheil über die in Warfchau verhafteten Geifllichen, me 
rere werben beportirt. 

9. „ Der neue Unterrichtsminijter Fündigt bie Wiedereröffnung ber Univerfil 
St. Petersburg an. 

43, „ en Der neue Erzbifhof von Warſchau langt daſelbſt an; feie 
liche Wiedereröffnung der bisher gefchlofjenen Kirchen. 

14, „ Die Abelsverfammlung von Twer befdließt, eine Abrefie o 
ben Kaifer zu richten und barin gerabezu bie Berufung von Dep! 
tirten aus dem ganzen euffiihen Reihe ohne Unterfchie di 
Stände und Glafien zu verlangen: 

„+. . Das Manifefl vom 3, März 1861 hat, obwohl es dem Bolte d 
5* anbietet und die materielle Lage der Bauern einigermaßen verbe 
ert, dieſe dennoch nicht von ber Leibeigenſchaft befreit und eben fo weni 
bie aus berfelben notbwendig erwachſenden Mißbräuche abgeftellt. Das De 
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fiebt, daß ibm die allmälige Befreiung von aller Zwangsarbeit eröffnet ift, 
aber es fieht fih von der anderen Seite dazu verdammt, ewig eben ben 
Grundbefigern tributpflichtig zu bleiben, die unter dem Ramen Friedens: 
rihter immer noch die Entſcheidung über feine Gejchide in ihren Händen 
behalten. Wir geitehen, daß auch wir eine joldhe Situation nicht begreifen. 
Meit entfernt, in der obligatorischen Aneignimg eines Theiles unferer Grund: 
ftüfe von Seiten der Bauern eine Verlegung umferer Rechte zu erbliden, 
erfennen wir im Gegentbeil diejelbe als das einzige und beſte Mittel an, 
fowohl den Frieden des Landes, wie unfere eigenen Intereſſen zu wahren. 
Wir bitten, diefe rettende Maßregel unverzüglich zur Ausführung zu brins 
gen, obne aber ihre ganze Laſt auf die Klaſſe der Bauern fallen zu laſſen. 
Bis jegt iſt der Adel auf Grund jeiner Privilegien von allem Antbeil am 
der Dedung der widtigiten Forderungen der Gejelliaft befreit geweſen. 
Von nun ab aber betrachten wir es als eine Blutſchuld, zu leben und ber 
focialen Vortheile zu genießen auf Koften der großen Mehrzahl der Nation, 
Bir wollen von einem ſo ſchimpflichen Privilegtum nichts wiffen und leh— 
nen bie Berantwortlichkeit für die weitere Erijtenz desjelben ab, inbem wir 
um die Erlaubniß bitten, au den Steuern und den Übrigen Anforderungen 
des Staates beitragen au dürfen nach Verhältniß des Beſitzthums eines es 
den. Außer diefer ungerechten Eremption genießen wir noch das ausichließ: 
lihe Privilegium, dem Lande Verwalter und Richter zu geben. Die Aus: 
ſchließlichkeit dieſes Rechtes jcheint uns gegenwärtig empörend und verwerf: 
lich, und wir begehren, daß es fürderhin auf das ganze Volf eusgebehnt 
werde. Mir find überzeugt, daß Sie aufrichtig das Wohl Rupland 
wünfhen, aber anftatt der vollen jFreibeit, die Ste dem Volke verſprochen, 
haben Ihre Minifter und Räthe einen unbejtimmbaren Uebergangszuſtand 
erfonnen, der weder Freiheit noch Sclaverei, und den Srundbefipern wie 
dem Bolfe gleich unerträglich if. Dieſe ftellen fich jet als die Vertbeidigey 
der Adelsprivilegien hin, welche wir, die wir doch direct betheiligt find, mit 
aller Kraft zurüdweifen und gänzlih und unmittelbar abgejchafft wiſſen 
wollen. Beweist nicht diefer abſolute Gegenjag auf's jchlagendjte die Un: 
möglichkeit, daß die nöthig gewordenen großen Reformen fih auf admini— 
frativen und bureaufratiihem Wege durchführen laffen? Wir find über: 
zeugt, daß bie unternommenen Reformen ohne Erfolg bleiben, weil fie ohne 
Befragung des Willens des Volkes unternommen find. Die Berufung vom 
Deputirten aus dem ganzen rufliichen Reihe ohne Unterjchied der Klafjen 
und Stände, ift nach unferer Anficht der einzige Weg zur Löſung der dur 
die Ukaje vom 3. März geftellten aber nicht gelösten Frage.“ 

Eine Denkſchrift der Berfammlung beantwortet übereinftimmend 
mit den in ber Adreſſe niedergelegten Anfchauungen die von ber Regierw 
den Adelsverfammlungen vorgelegten Fragen: „ .. . Wenn der Krebit fi 
wieder beben joll, jo jind folgende Reformen unerläßlih: 1) Reform ber 
Sinanzverwaltung, die in Zukunft von der Nation und nicht von der Will: 
für abhängen muB; 2) Unabhängigkeit der Tribunale und Defjentlichkeit 
der gerichtlichen Verhandlungen; 3) Deffentlichkeit in allen Zweigen der Re: 
gierung und der Abminiftration; 4) Abſchaffung aller Privilegien und die 
vollftändige Fufion aller Klaffen, damit es in Rußland nur Ein Volf 
gebe. Der Adel, überzeugt von der Nothiwendigkeit diefer Verſchmelzung, 
umd nicht gewillt, fich als Hinderniß des öffentlichen Wohles anflagen zu 
laffen, erflärt feierlich, daß er für immer auf alle feine Privilegien verzich— 
tet. 5) Um die von der Gewalt der Umftände gebotenen Neformen zu ver: 
wirklichen, muß man den Weg der gouvernementalen Maßregeln verlajien. 
Die freien Inftitutionen, welde das Reſultat diefer Reformen fein müſſen, 
fönnen feine andere Quelle haben, als das Volt. Mithin erflärt ber Abel, 
wenn er auch die Regierung um die nöthigen Meformen bittet, ſich für ins 
competent, Fragen von jo hoher Wichtigkeit zu löfen, und begnügt ſich da— 
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mit, das einzige Mittel zur Löfung und bie einzigen Wege zum Seile für 
bie Regierung wie für das Volf zu bezeichnen, nämlich die Berufung einer 
Nationalverfammlung von Deputirten aus dem ganzen Reiche ohne Unter: 
fhied der Klafien und Etände.. . .* 

In Folge der Adreſſe werden 13 Mitglieder der Berfammlung verhaftet 
und nad St. Petersburg abgeführt. 


5. März. General Bhilippfon, Curator ber Univerfität St. Petersburg, wird 
entlaffen. 


14. „ (2ivland). Der livländifche Landtag votirt die Einberufung ber Etäbte 
zum Landtag und die Gründung eines allgemeinen baltiihen Senates. 


25. „ Ein Decret verordnet verfchiedene Genfurerleichterungen und Vereinfagun 
gen. Eine Gommiffion fol eine Revifion der Proceßgefeggebung vorneh⸗ 
men. Für Werke wiſſenſchaftlicher Gefellfcyaften wird die Cenſur abgefdaftt 

38 „ Die Adelsverfammlung von Grodno (Litthauen) beantwortet die 
Fragen der Regierung durch folgende Forderungen: 1) Herftellung des lu: 
thauiſchen Geſetzbuches mit den dem Zeitgeifte entiprechenden Abänderungen ; 
2) Abſchaffung aller Gefege, welche die Gewiſſensfreiheit beſchraͤnken; 3) Wie 
derberjtellung der Univerfirät Wilna, wie fie unter Kaiſer Alexander L be 
fanden; 4) freie Wahl der adminiftrativen und YJuftizbehörden ; 5) Yreibeit 
der commercielen, induftriellen, agronomifhen und wijjenjchaftlichen Afie- 
Ciationen. 


9. „ (Bolen). Schlenker, einer der VBertrauensmänner ber Stabt Warſchau 
im Febr. v. Is. wird zu viermonatlicher Feftungshaft verurtbeilt und nad 
Modlin abgeführt. Mehrere andere berworragende Männer jener Zeit tref 
fen Ähnliche Strafen. 


. 2. April. (Polen). Der Statthalter General Lüders und der Graf Wide 
polsfi gehen Beide nah St. Petersburg, um ihre verſchiedenen Anſchauun— 
en über die in Polen erforderlihe Regierungspolitit an höchſter Stel 
Fefon zu vertreten. 
„ Ein kaif. Ukas verfügt die Neorganifation des Gemeinderaths von Mot: 
fau mit freien Wahlen dur Gorporationen wie in St. Petersburg. 

29. „ (RVolen). Der Geburtstag des Kaifers wird durch 89 Straferlajje, wor: 
unter Bialobrzewsti, Schlenfer, Dtto u. A., bezeichnet; 14 Strafurtbeile wer: 
ben ermäfigt, alle diejenigen, bie nicht über 10 Tage Haft haben, follen 
freigelafjen werben. 


6. Mai. Eröffnung ber täglihen Eifenbahnverbindung zwiſchen St. Petersburg 
unb Berlin. 


8. „ (Polen). General Lambert wird definitiv der Statthalterfhaft von Po: 
len enthoben, General Lüders ehrt als ſolcher nach Warſchau zurüd. 


17. „ (Bolen) Wegen Abfingen der verbotenen Lieder werden in Warſchau 
wieder zahlreihe Verhaftungen vorgenommen, zum Theil in den Kirchen 
felbft. Der Erzbifhof macht hiegegen ernfte Voritellungen. 

19. „ (Polen). In Folge der erzbifhöflihen Vorſtellungen macht der Statt: 
halter, General Lüders, bekannt, die Polizei werde zwei Tage von ben 
Kirhen fern bleiben: wenn trogdem verbotene Lieder gelungen würden, be 
gännen jedoch die Verhaftungen aufs Neue. — In Warfhau will man 
wiffen, Graf Wielopolski fei völlig in Ungnade gefallen und gebe in's 
Ausland. 

27. „ _(Bolen). Erfte Eikung des Municipalrathes von Warihau unter dem 


Borfige des Stadtpräfidenten Woyda; Zamoyoski, Schlenter, Lewinsti u. A 
nehmen daran Theil. 
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27. Mai. Furchtbare Feuersbrünfte in St. Petersburg und an andern Or: 
ten. Allgemeine Beftürzung. Die öffentlihe Meinung jchreibt diefelden der 
Bewegungspartei zu. 


3. Juni. Ein kaiſ. Ukas befichlt eine neuc, mehr fpecialifirte Aufftellung des 
Reichsbudgeis. 


8 „ Ein Circular des Miniſters des Innern befiehlt den Gouverneurs ber 
Provinzen, in allen größeren Städten aus Delegirten der Einwohner aller 
Klafjen Epecialcommifjionen bebufs Verbejlerung der Gemeindeverwal 
tung nab dem Muſter derjenigen von St. Petersburg einzufegen, mit dem 
Beifügen, die Gouverneure ſollien diefen Gommijjionen die ganze Wichtigkeit 
des Gegenſtandes erflären und die Nothwendigkeit größerer Theilnahme der 
Bürger an ihren eigenen Angelegenheiten darlegen; die Negierung könne 
nicht fortwährend die ganze Laft tragen. 


11. Juni. (Polen). Der Kaifer ernennt feinen Bruder, den Großs 
fürften Eonftantin, zu feinem Statthalter in Polen. in zweiter 
Ukas ernennt den Grafen Wielopolsti zum Chef ber Civilver—⸗ 
waltung und zum DBicepräfidenten des Staatsrathe von Polen. 


0. Juni. (Bolen). Ein faif. Ufas, die bürgerlihen Rechte der Juden in 
Polen betreffend, bricht die bisherigen Echranfen zwijhen Juden und Ghris 
fen bis auf den Grund nieder: 

Ale feit 1811 für die Juden eriftirenden Beihränfungen find aufgeho: 
ben. Es ift von nun an den Juden erlaubt, Landbefig aller Art, Bitter: 
güter u. ſ. w. eigenthümlich zu erwerben, ebenjo Grundjtüde in allen Städ⸗ 
ten und Marftfleden ohne Ausnahme. Alle fog. Judenreviere in den Städ— 
ten (Ghettos) find aufgehoben und jteht c8 den Juden frei, in allen Städten 
des Königreichs und in allen Etraßen ohne Unterſchied zu wohnen, ſelbſt 
die Städte nit ausgenommen, weldye ftädtifche Privilegien befigen. Ferner 
iſt den Juden erlaubt, auf Dörfern zu wohnen, ebenſo iſt ihnen erlaubt, in 
den in.der Zoll- oder Binnenlinie liegenden Städten und Dörfern (drei 
Meilen von der Grenze) ihren Wohnfig zu nehmen, was bis jegt verboten 
gewejen. Bon jegt an können Siraeliten als Zeugen bei Notariatshandluns 
gen dienen (bisher verboten), ebenjo werden die Vorſchriften der Kriminals 
ordnung, daß fein Jude ald Zeuge in Kriminalprozeſſen gelten kann, auf: 
gehoben und hat ein jüdifcher Zeuge vollen Glauben. Die bisherige Form 
der jüdifchen Eidesleiftung, nämlid Anziehen des Gterbefittels und des Ta— 
les, und Vorjagen der Formel in hebräifcher Sprache, ift fortan aufgehoben. 
Der Geridtsbeamte nimmt von den Ecdwörenden In Gegenwart eines jüs 
diſchen Geiftlihen den Eid in der Landesjprahe ab. Dagegen find die Ju: 
den von num an verpflichtet, fich in ihren Verhandlungen, jie mögen Namen 
baben, welche fie wollen, fi) der polnifchen oder jonft gewöhnliden Schrift: 
zeihen zu bedienen. Alle mit jüdiichen Schriftzeichen geſchriebenen Docu⸗ 
mente find in den Augen des Geſetzes null und nichtig. Der kaiſ. Ukas 
Ihließt damit, daß der Adminiftrationsrath des Königreichs ſtufenweiſe bie 
auf den Juden ausnahmsweije haftenden Abgaben und Lajten und alle Be: 
Ihränfungen in Bezug auf Handel, Jnduftrie, Gewerbe und Handwerk aufs 
beben werde. 


A. Juni. Die Regierung ficht ſich genöthigt, die militärischen Sonntageſchulen 
in Rußland zu jchließen. 
RD. „ (Bolen). Attentat auf General Füders in Warſchau. 
8 „ (Boten). Graf Wielopolsfi eröffnet die dießjährige Seifion des Staats 
ratho. 
Die Erbffnungsrede ſpricht im Auftrage Sr. Maj. dem Staatsrath den. 
A— 


Rußland. 


Dank des Kaifers für die vorjährigen gefepgeberifchen Arbeiten aus, mit 
ber Zufage, daß die Militärbebörden böchiten Orts angewiejen find, deu 
Eivilbehörden bei Widerfeglichkeit der Bauern wegen der Zinderhebung die 
(bisher verjagt gewefene) militärische Hilfe zu leiten. Die Prüfung ber 
Beichwerden der römiſch-katholiſchen Geiftlichkeit ift den betreffenden Be— 
börden übertragen. Sodann wird die Negelung ber Gorreipondenz der 
Geiftlichfeit mit dem päpftlichen Stuhl durd die kaiſerliche Gejandiichaft, 
ferner die Anwendung der Kriminal-Geſetze gegen gewille Fälle der Ber- 
führung und des Abfalls vom Glauben, fowie das criminelle Berjabren 
gegen Geiftliche berührt. Zum Schluß jagt der Graf: „Es ift der Wille 
Sr. Maj., daß neben der Aufrechtbaltung des oberjten Anjebens der Re: 
gierung und neben ben Rechten jedes Glaubensbefenntnifies im Lande bie 
römiſch-katholiſche Geiftlichfeit bei uns dasjenige Anfehen genieße, welches 
ihr aus der Rüdficht gebührt, daß eine jo überwiegende Anzahl von Unter: 
tbanen Sr. k. k. Maj. im Königreih Polen fih zur römiſch-katholiſchen 
Religion befennt.* 


30. Juni. (Polen). General Lüders wird feines bisherigen Armeccommanbos 


2 
4 


5. 


3. 


entboben und zu Herftellung feiner Gefundbeit in folge des Attentates be⸗ 
urlaubt; das Commando des 1. Armeecorps wird dem Großfürſten Conſtantin 
übertragen. 


-Zuli. (Polen). Großfürſt Conſtantin trifft in Warſchau ein. 


= ” 


" 


(Polen). Mißlungenes Attentat auf den Großfürſten Conjtantin, 


(Polen). Drei Mitglieder des polnischen Staatsraths werden an Die 
Stelle ruffiiher Generale zu Eivilgouverneuren der Provinzen ernannt, jo 
daß nunmehr ſämmtliche fünf Gouverneursjtellen mit ein: 
gebornen Polen bejegt ſind. 

(Polen). Großfürft Gonftantin empfängt die ſämmtlichen Givil: 
bebörden mit Wielopolsfi an der Spige, die Beamten bes landſchaftlichen 
Greditvereins und den Stadtrath, die ibm ihre Glüdwünjhe darbringen, 
mit der Erklärung, daß diefes traurige Greigniß ihn nicht hindern werde, 
gemeinschaftlich mit dem Staatsratb die jo erwünjdten Reformen durch— 
zuführen, daß aber zu diefer Durchführung die Nation der Regierung 
zu Hilfe fommen müffe In diefer Beziehung fei der Dienfteifer der 
Beamten nicht hinreichend, ſondern es müſſe auch die Unterftügung ber 
Bürger hinzukommen. Der Großfürft fügt hinzu, daß dieſes mörderijche 
Geſchoß, das ſich im Laufe einer einzigen Woche zweimal in Warſchau ent: 
laden, vielleicht eine Fügung der allmädtigen Vorſehung ſei, um ber 
Nation Gelegenheit zu geben, fih in ihrem wahren Lichte zu zeigen. 

Rede des Grafen Wielopolkski bei Eröffnung der Eipung des Staate: 
ratbs: „Der vom Kaifer heißgelichte Fürft, ben meine Bitte als ein 
Pfand unferes Fortſchritts und unjerer Zukunft bierberführte, kam nebit 
feiner erbabenen, gegen ung fehr freundlich gefinnten Gemahlin und jeinen 
Kindern mit edlem Vertrauen bier an. Er täufcht ſich nicht in dem Herzen 
und der rechtlihen Geſinnung des Volfes, dem er ſich und fein Familien: 
glüd anvertraute. Das bewiefen jene denfwürdigen Tage, ber Tag feines 
unüberwachten Einzugs, und der Tag, an welchem Warſchau ihn an ben 
Altären feiner Kirchen mit Zuverfiht und Dank empfing. Nach bdiejen 
ihönen Tagen fpie die Naht aus einer in Dunkel gehüllten Höhle ein 
neues Attentat aus, das das ganze Land mit Abjcheu erfüllte. Der er: 
habene Fürſt, welcher unverlegt und umerfchüttert blieb, erflärte ung — 
Sie haben es gehört — daß er der polnischen Nation feine Betheiligung 
an dem verübten Verbrechen zufchreibe ... Die mörberijhen Schläge, 
wenn fie noch ferner fallen follten, möchte ich lieber auf meine Bruſt 
gerichtet haben, als daß ich auf biefer Erde die Tugenden unſerer Bater 
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und bie Ehre der polniſchen Nation überleben follte ... Das neue Per: 
trauen unſeres allergnädigften Kaifers und Königs beruft drei unferer 
Gollegen auf die jo wichtigen Poften von Givilgouverneurs, und es wird 
jo ber Anfang der Beränderungen in der Eivilverwaltung 
fattfinden, welder der Eröffnung ber Kreisrätbe auf der Grundlage der 
Einigfeit der Regierung mit bem Lande vorangehen fol.“ 


13. Juli. Tem Großfürften Conftantin wird in Warfchau ein Sohn geboren, 
ber im ber Zaufe den Namen des gehifhen Schutzpatrons Waclaw (Wenzel) 
erhält. 

» (Bolen). Ein faijerl. Ukas verorbnet die Reorganifation ſämmt— 
liher Behörden mit Decentralifirung, Maßregeln der Erſparniß durd 
Beamtenverminderung und Ausdehnung des Wirkungsfreifes ber Unter: 
bebörben. 


3l. 


7. Aug. (Polen). Attentat auf Wielopolsfi in Warfchau. 


12. „ (Polen). Demonftration in Warſchau am Jahrestage ber Ber: 
einigung Polens und Lithauens. 


5. „ (Bolen). Zweites Attentat auf Wielopolsfi in Warfchau. 
18. „ Anerkennung des Königr. Jtalien von Seite Rußlande: 


- Sirculardepeihe des FKürften Gortſchakoff an die 
Vertreter Rußlands: „Die Depeihe an Unferen Gejhäftsträger 
in Zurin vom 28, Sept. 1860 hat bie Anficht, welche S. M. ber Kaijer 
über die TIhatfachen in Stalien und die Gründe, welche unferen erbabenen 
Gebieter bewogen, Seine Gefandtichaft aus Turin zurüdzuberufen, befannt 
gegeben. Ber der Entfernung zwiſchen uns und Italien, befindet fich Feines 
unjerer Intereſſen bei jenen Ereigniflen betheiligt. Wir haben fie nur unter 
einem doppelten Gefichtspunfte in das Auge zu faflen, einmal vermöge 
unferer Sympatbieen für dieſes Land und fodann wegen ber allgemeinen 
Rüdfihten auf die Ordnung und ben Frieden in Europa. Bon diefem 
Standpunkt aus hat unfer erhabener Gebieter vor zwei Jahren bie Greig: 
nifie der Halbinfel anfgefaßt; auf demjelben befindet Er fich noch heute bei 
der Erwägung einer Sachlage, welche durch die Entwidelung der Thatſachen 
von Grund aus verändert worden iſt. In ber That handelt es ſich nicht 
mehr um flreitige * des Rechtes; vielmehr iſt es das monarchiſche 
Princip und die geſellſchaftliche Ordnung, welche bei der revolutionären 
Anarchie auf dem Spiele ſtehen. Der Turiner Hof, in Gefahr, durch die 
Gewaltiamkeiten der ertremen Parteien in feinem Borfchreiten überwältigt 
zu werden, ſah ſich in die Nothwendigkeit verſetzt, fich zu vertheidigen. 
Er, that es mit Teitigfeit, und obgleich er auf diefem Wege den leiden: 
Ihaftlichen Aufregungen, welche Atalien nad der Vollendung feiner Ver: 
einigung drängen, entgegentreten mußte, fand er doch bei den Vertretern 
des Landes eine entjchiedene Mitwirkung, welde das allgemeine Vorwiegen 
der Idee der Ordnung ber bie revolutionären Beftrebungen bezeugt. Diefe 
Betrachtungen haben die Aufmerkſamkeit der Regierung gefefielt. Das kaiſ. 
Eabinet vermochte um fo weniger indifferent zu bleiben, als die Agitation, 
deren Heerd Stalien ift, fich dem übrigen Guropa mitzutheilen droht. 
Ueber zwei wefentliche Punkte mußten wir beruhigt werden: erftens, daß 
der Turiner Hof die feſte Abficht habe, jeden Verſuch der ertremen Parteien, 
den allgemeinen Frieden zu ftören, niederzubalten, und daß er ſodann auch 
die mötbige Kraft dazu in Händen habe. Weber beide Punfte bat die Re: 
gierung König Victor Emanuel® den Großmädten Europa's pofitive Ber: 
fiherungen eriheilt. . . . Dieſe Angefihts von Europa durch ben Turiner 
Hof eingegangenen Verpflichtungen find um fo zufriedenftellender, als fie 
garantirt Ad theils durch das Intereſſe der eigenen Erhaltung, theils durch 


326 


Rufland, 


die Zufimmung ber, Majorität ber Lanbesvertreter. Ueberdem find fie ge: 
wäbrleiftet durch die weſentlichen Beweiſe, welche das Gabinet neuerbinae 
bafür negeben bat, was es thun will und kann für Erbaltuna ber Drbnung 
und des allgemeinen —— Unter dieſen Umftänden baben wir es in 
unferem Intereſſe aebalten, den Zuriner Hof zu fügen und zu ftärfen auf 
bem Boben ber geſellſchaftlichen Ordnung, für welche alle Regierungen ber: 
pflictet find, und womit wir in Uebereinſtimmung bleiben mit ben Prin 
cipien, welde Se. Majeftät an die Spike ihrer Politif geſtelltz wir durften 
unfere moralifche Unterftüßung weder dem Gabinet, welches dieſes Progrtamm 
offentlich proclamirt hatte, noch der aufgeklärten Majorität eines Landes, 
für das wir nur Gefinnungen des Wohlwollens und ber gegenſeitigen 
Sympatbien baben, verfagen. Deshalb bat unfer erhabener Gebieter ſich 
entſchloſſen, die biplomatifchen Beziehungen mit Er. Maj. dem Kinn 
Victor Emanuel als König von Italien wieder aufzunehmen.“ 


49. Aug. (Polen). Ein Sohn Wielopolsti’s wird als Stabtpräfident ven 


2. , 


Warſchau eingeführt. 

(Polen). Proclamation des Großfürſten Conftantin an bie 
Bolen. 

„Polen! ©. M. ber Kaifer und König, mein erlauchter Bruder, bat 
dur meine Ernennung zu feinem Etatthalter im Königreiche feinen 
polnischen Untertbanen einen ungmweifelbaften Beweis feiner gnädigen Ge— 
ſinnungen gegen dieſelben geben wollen. Indem ich die Pflichten über— 
nehme, die es meinem erlauchten Herrſcher mir zu übertragen gefiel, ver: 
behle ich mir bie Schwierigkeiten meiner Aufgabe nicht. Aber die Rein: 
heit meiner Gefühle, meiner Hoffnungen auf Gott und auf bie Tbeilnahme 
aller ihr Vaterland wahrhaft lebenden und um deſſen wahres Wohl be: 
forgten Polen verlichen mir die Auverficht dazu. In biefen Gefinnungen 
gehorhte ich ber Stimme meines Monarcen, und als Unterpfanb meiner Ge— 
fühle brachte ich das Theuerfte meines Herzens, meine Gemahlin und Kinder, 
zu Euch, und that dies ummittelbar nad einem Attentate anf den Rerri: 
jentanten bes Kaiſers. Stark durch mein Gewiflen und durch die Abfict, 
alle meine Kräfte Eurem Güde zu widmen, Fam ich zu End unter bem 
Schirme grenzenlofen Vertrauens, weldes ich auf Euch ſetzte. Und doch, 
ehe noch mein Fuß Euer Land betrat, war ſchon ber Arm des Mördert 
bewaffnet, der mir fofort den Todesftoh geben follte. Der Tod lauerte auf 
mich mitten unter der Menge, die mir zum Milltommen entgegen fam, 
und folgte meinen Schritten, als ich vor die Altäre des Herrn trat. Nur 
durch die Gnade der göttlichen Vorſehung wurde ich gerettet. Seitdem 
wurden noch zwei Attentate verübt an dem Manne, den mir das Wertrauen 
des Kaifers und Königs aus Eurer Mitte zum Mitarbeiter an meinem 
großen Berufe gab. Der Arm ber Gerechtigkeit hat die Schuldigen erreiht, 
die Regierung Sr. Maj. wird die verbrecherifchen Gomplotte zu vereiteln, 
u Strafen und wohlgefinnte Menfchen durch die Macht des Geſetzes zu 
— wiſſen. Polen! wollt Ihr zulaſſen, daß eine verbrecheriſche, zwar 
nicht zahlreiche, aber bis zur Wuth boshafte Vartei, welche zu ben ſcheuß⸗ 
lichſten Mitteln ihre Zuflucht nimmt, eine Scheidewand errichte zwiſchen 
Thron und Volk, und die Ausführung der bochfinnigen Mbfichten Sr. Majeftät 
verhindere? Wollt Ahr es dulden, daß unter dem Vorwande der Freibeit 
und Baterlandsliebe eine abenteuerliche Berfhwörung die Nation mit unauf: 
börlihen Drohungen terrorifire? — Zeigt Euch Eurer rubmvollen Vorfahren 
wertb und gedenfet, daß bisher fein Blatt Eurer Geſchichte bie Flecken ſolch 
ſcheußlicher Thaten an ſich trug. Ueberzeugt die Welt durch Euer Verfahren, 
daß Ihr alle Solidarität für folche die Nation ſchändende Verbrechen von 
Eud weile. Die von S. M. dem Kaiſer und König zur Befriedigung 
wahrer Bebürfniffe beſchloſſenen und bereite in Ausführung gebraten 
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großen Reformen, als bie Errichtung bes Staatsrathes, die Organifation 
der Schulen, und die Errichtung des Departements für Unterricht und 
Eultus, die Zinsbarmahung der Bauerngüter, bie Juden: Emancipation, 
bie Grrihtung der Stadt- und Kreisräthe, die bedeutenden Reformen in 
der Adminijtration find Maßregeln, welche deutlich von der liebreichen Sorg⸗ 
falt unferes erlauchten Monarden für Euch Zeugniß gegeben. — Geftattet 
baber nit, daß beren volljitändige Ausführung und weitere Gntwidelung 
durch eine verbreherifhe Partei gehemmt werde, bie bas Wohl des Landes 
ber Birwirflihung ihrer Umfturgprincipien opfert, buch eine Partei, bie 
nur zerflören, aber nichts aufbauen kann. Polen! fegt auf mich ein gleiches 
Bertrauen, wie ih es auf Euch gefegt habe, vereinigt Euh mit mir im 
benjelben Gefühlen, an dem gemeinfanıen Wohle Polens zu arbeiten, unb 
bittet Gott mit mir, unfere Anftrengungen zu fegnen, und eine neue 
Epoche ber Wohlfahrt und des Glüdes wird fich eröffnen für dies Bater: 
fand, welches Ahr jo fehr liebt.“ 

HD. Aug. Der Kaifer verfügt eine Rebuction ber Armee um ca. 20,000 Dann. 


3. „ Die 13 gefänglid nah St. Petersburg eingebrachten Mitglieder ber 
Adelsverfammlung von Twer werben begnabigt. 


13. Sept. (Polen). Eine vom Grafen Andreas Zamoysli veranftaltete 
Adelsverfammlung beſchließt in einer Adreſſe an den Grafen Wie: 
Iopolsti ihre Wünfche und Begehren nieberzulegen: 

„Herr Graf! Die beifpiellojen Unglüdsfälle in ber Geſchichte Polens has 
ben, indem fie fein politifches Dafein unterbrachen, e8 nicht vermodt, dem 
Geift der Nation zu ſchwächen, oder das glühende Bewußtfein ihres hiſto— 
rischen Berufes bei ihr zu unterbrüden ober auch nur abzufühlen. Der 
Geift der Nation wurde mächtiger durch Hingebung und Opfer, die Gefühle 
fteigerten fih durh Schmerz und Hoffnung und rufen in enticheibenden Dos 
menten um Rüdgabe ber uns entriffenen und durch Jahrhunderte geheiligten 
Rechte und Gerehtfame. Schon im vorigen Jahre verlangte die Adreſſe an 
den Thron bie Rüdgabe diefer unferer Rechte; fodann haben die zur Bil: 
dung der Bezirks: und Stadträthe berufenen Wähler in ihrer mit 20,000 
Unterfchriften verjehenen Eingabe an den damaligen Statthalter erflärt, daß 
nur eine aus Wablen entſtandene nu mit freier Dis: 
enfjion fi über die allgemeinen Bebürfniffe des Landes äußern Tönne, 
daß jedoch die neu eingeführten Anftitutionen nicht im Stande fein werben, 
den dem Sande drohenden Unglüde zu fteuern. Der Kriegszuftand machte 
die Ueberreichung diefer Eingabe unmöglich, und die abermals unberüdfid« 
tigten Bebürfnifie des Landes führten zu den vorhergefehenen unfeligen %ols 
gen. Heute wieder fommen wir Polen im Namen ber fozialen Orbnun 
und ber europäifchen Givilifation, aufgefordert durch den Aufruf Er. tait, 
Hob. des Großfürften Konftantin, nicht zu geftatten, daß das Land fich bem 
Abgrunde nähere, aus allen Theilen bes Landes zufammen, unb in Grs 
mangelung eines anderen Weges, auf dem wir Öffentlich auftreten könnten, 
wenden wir uns an Dich, Graf, in dem Vertrauen, Du werdeſt Sr. kaiſ. 
Hoheit die aus dem Innern unferes Herzens und. unferer Seele kommenden 
Bedürfniffe und Neberzeugungen darlegen, beren Geheimhaltung wir für ſchäd⸗ 
lid) und beren de erfautbarung vor der ganzen Welt wir für noth— 
wendig erachten. Wir entziehen uns nicht der Theilnahme an den uns neu 
verliehenen Inftitutionen, jedoch fühlen wir uns verpflichtet, zu erklären, daß 
man dur die bisher angewandten Mittel das Land in einen Zuſtand ges 
bracht hat, in welchem man es weder burg) Militärgewalt, noch burch Kriege: 
—— Kerker und Verbannung, noch auch durch Todesurtheile beruhigen 

nne; im Gegentheile werde man dadurch die Gereiztheit bis aufs Aeußerſte 
fieigern und das Land auf einen ebenfo für die Regierung, wie für die Re— 
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gierten unheilvollen Weg ſtürzen. Wir werden aber als Polen nur dann 

die Negierung mit Vertranen unterftügen fönnen, wenn dieſe Regierung 
eine nationale, cine polniſche fein, wenn bei freien Gefegen alle 
Brovinzen unſeres Baterlandes vereint fein werden. Sat ja dot 
der Großfürſt felbit in feinem Aufrufe diefe unfere Waterlandsliebe geehrt 
und uns die Mitwirfung um das Wohl des Vaterlandes verjprocden. 
Theilen können wir die Liebe nicht und wir Heben unjer ganzes Baterlanıd 
in den Grängen, welche ibm Gott gezogen uud die hiſtoriſchen Traditionen 

überwiejen baben“. 

45. Sept. (Polen). Graf Andreas Zamoyski wird zur Verantwortung por dem 
Kaifer nah St. Petersburg gebracht. 

17. „ Eröffnung ber Eifenbabnftrede Warſchau-St. Petersburg. 


20. „. Ein kaiferl. Manifeft befiehlt für 1863, nad einer ſechsjährigen 
Sufpenfion, eine Recrutirung von 5 Mann auf je 1000 Eeelen, 
bie am 15. Januar 1863 beginnen fol. 


20. „ Feier des 1000jährigen Jubiläums des ruſſiſchen Reiches in Nowgorod 
Der Kaifer verleibt bei diefer Gelenenbeit auch eine Mribe von Ordensde— 
eorationen an hervorragende Männer ber verfchiebenen ſlaviſchen Berölfe: 

’ rungen bed öfterr. Kaiſerſtaats. 

29, „ Rußland unterſtützt in eimer Depeche nach Kopenhagen die der bäni- 
ſchen Regierung von Lord Ruſſell (f. England 24. Sept.) bezüglich eine 
Löſung der Schleswig: Holiteinifhen Frage gemadten Vorichläge: 

Die (ihrem Mortlaute nach bisber nicht veröffentlichte) Depeihe beziebt 
fih auf bie früberen Noten, welche das ruffiiche Gabinet au die daniſche 
Regierung in diefer Frage gerichtet bat. Sie erflärt, dab nit nur Däne— 
mark fih 1851 und 1852 gegen Deutichland in Betreff Schleswigs ver: 
pflihtet babe, jondern daß Deutjchland felbjt durch jene Stipulationen ver: 
pflichtet jet, fih Schleswigs gegen Dänemark anzunehmen. Schon vor einem 
Jahre habe das ruſſiſche Gabinet darauf bingewiefen, daß cine Beilegung 
ber däniſch-deutſchen Differenzen unmöglich fei, wenn Dänemarf über Schlee: 
wig ji zu verbandeln weigere. Co lange Dänemark den obligatoriſchen 
Sharafter der Stipulation von 1851 und 52 nicht anerfenne, könne bat 
Petersburger Gabinet ibm feine Unterſtützung nicht leihen. Die deutfchen 
Mächte hegten Feine feindfelige Gefinnung geyen Dänemark, aber fie feien 
Deutihland verantwortlich für das ibnen von letzterem anvertraute Werk, 
deffen von beiden Seiten genehmigte Refultate von Dänemark bis jegt nicht 
realifirt jeien, Was die Ruſſell'ſchen Vorſchläge angebe, jo halte das 
Petersburger Gabinet England, welches ſchon früher zwiſchen Deutfchland 
und Dänemarf vermittelt babe, für befonders berufen, auch jekt die Ver: 
mittlung zu übernehmen, England babe das Recht, zu erwarten, baf 
Dänemark feinen Borfhlägen ein geziemendes Gntgegenfommen  beweifen 
werde. Diefelben berubten auf billigen Grundlagen und enthielten frucht: 
bare Elemente zur Verftändigimg, denen feine unüberwindlichen Hinderniſſe 
entgegenftänden, jobald die Gefammtverfafiung von 1355 befeitigt fei. Es 
fei durch die englichen Vorſchläge ein befriedigender Austrag der Differenz 
vorbereitet, und es bandle fih nur darum, mit verſöhnlichem Geifte bas 
Detail feftzuftellen. Dephalb gebe das Petersburger Gabinet bdiefelben ber 
dänischen Regierung zu ernfter Erwägung anbeim. 


1. Oct. (Bolen). Der Statthalter Großfürſt Gonftantin eröffnet die Sitzung 
des Staatsratbs mit einer Rebe in polniſcher Sprache, im der er 
einen Rüdblid auf die bisher eingeleiteten Neformen wirft: 

Die beflagenswertbeu Greignifje, verfiderte der Großfürſt, baben feinen 
guten Willen für das Land nicht erfchättert; er fege jein Vertrauen in bie 
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Borfehung und bie Gefühle der Rechtichaffenheit, welche ber Staatsrath 
bereits betbätigt babe. Die jeiner Leitung amvertraute Regierung werde 
vom geieglihen Wege nicht abweichen, aber auch nicht geitatten, daß 
Jemand die Gejege übertrete, Seit der Verfündigung des Kriegszuſtandes 
feien 499 Rerfonen verurtbeilt worden; davon haben 134 Rerjonen die 
Strafen verbüßt, 289 find begnadiat, fieben hatten fich der Strafe entzogen 
und 69 verbüußten noch ihre Strafen. Die dem Yande verlichenen Inſti— 
imtionen werden ausgeführt. In der Mehrzahl der Kreije baben die Räthe 
bereits getagt. Die Stabdträthe jeien mit Erfolg tbätig; 17 Städte hätten 
ums äbnlide Räthe petitionirt. Die Hochſchule und das polytechniſche In— 
ſtitut werden eröfinet. Der Entwurf zum Gefeß für ben öffentlichen Inter: 
richt, defien Ausarbeitung ein Hauptverdienft ſeines Mitarbeiters, des Chefs 
der Kivilverwaltung (Wielopolsfi's), babe im Schooße des Staatsrathes 
Anert nung gefunden. Die Autonomie des Königreihs babe neue An- 
erfenuung gejunden durch Ausfonderung einiger Zweige des öffentlichen 
Dienfies, der Poſt, der Gommunicationswege aus dem Reſſort der Be: 
börben des Kailerreihs. Die ausgeführten Neformen erfordern Modifica— 
tionen bes Finanz-Syſtems. Durd Abjchaffung der drüdenden Befteuerung 
der Hofdienjileute als Folge der Aufhebung der Frohndienſte und der fo: 
genannten Kojcherabgabe in Folge der Juden: Gmancipation jeien Ausfälle 
entjianden, bie durch Erhöhung der Branntweinfabrifationg : Steuer gebedt 
werden müßten. Außerdem babe der Staatsratb das Einnahme: und Aus: 
gabebudget für das künftige Jahr, ferner den Gejegentwurf der Erpro: 
priation, der Grecution der Steuern und fiscaliichen Forderungen, die Ein: 
richtung einer Gajjationsinitanz in Sachen der Zinsbarmahung und das 
Project der innern Oryanifation des Staatsratbs zu beratben. 


1. Det. Die Abelsverfammlung Podoliens befchlieft einftimmig in 


einer Adreſſe an den Kaiſer die Vereinigung dieſes Landes mit 


Polen zu verlangen: 

„Erbabenfter Monarch! Der durch das Geſetz zur Vertretung dir Landes: 
interejien ermächtigte Adel Todoliens wagt das allgemeine und augenblid: 
lich einzige Verlangen des Yandes vor dem Thron Ew. Maj. in ber Ueber: 
zengung audzujprecen, daß er im Kamen aller auftrete, die für das Wohl 
des Landes fühlen. Die durch die feierliche und freiwillige Union von 
Publin mit Polen vereinigten kleinruſſiſchen Landestbeile find mit ihm in 
gleicher Givilifatien zu einer Nation verwachſen. Ahr öffentliches Leben, 
ibre intellectuelle Entwidlung tragen feit Qahrbunderten den ausſchließlich 
polnifchen Eharafter an fib. Die Grundlage aber ber Stärfe und Dauer 
bes polniſchen Elements ift, unabhängig von fpätern politiihen Erſchüt— 
terungen, der Grundjag der nationalen Repräfentation und der bürgerlichen 
Freiheit. Im Laufe des vergangenen halben Jahrhunderts bat cine dem 
Seite der Geſellſchaft widerftrebende Regierungspolitif unaufhörlichen Streit 
erzeugt, dejien heut erlangte Höhe jeden vechtlichen Bürger tief betrübt. 
Der Adel Podoliens bittet Ew. Maj. durch Ihren Allerhöchſten Willen diefem 
Zujtand ein Ende zu bereiten. Als das einzige dahin führende Mittel be: 
trachtet der podolifche Adel die Wiederberftellung der adminiftra: 
tiven Einheit Polens, Einverleibung der weftlihen Pro— 
vinzen in diejes Königreich, bei volllommener Adtung der Nechte 
ber ländlichen el welche in der neueſten Zeit auf das Feld poli— 
tiiben Wirkens berufen it. Der warme Antbeil des polnischen Adels an 
ber definitiven Regelung ber Bauernfrage, das aus langjährigen Bemübungen 
fließende Gefühl, die bürgerliche Würde und Freiheit auf alle Stände aus: 
udehnen, iſt die ficherite Bürgſchaft der NAufrichtigfeit der nunmehr ge: 
Igebnben Schritte, Abweijend jeden Gedanken an ein Webergewicht eines 

tamm® über den andern, bleibt der Adel Podoliens treu der polnifchen 


- 


Rufkand. 


N 


Grundidee hinſichtlich ber Gleichberechtigung aller Stände und aller Glem 
ber Geſellſchaft; darum fordert er die Vereinigung mit Polen, weil © 
ibr die Bedingung freibeitliher Entwidlung für alle basfelbe bilmer 
Bölfer ſieht. Erbhabenfter Herr! Die Lane unferes Landes ift Außerft trau 
das Volk ohne Aufklärung, die Unterrichtsanftalten mittelmäßig, zeı 
reichend, ſowohl hinſichtlich der Zabl als des Unterrichts; das Ger 
ohne Kapitalien, vom Wucher gedrückt; der Getreidehandel abgeſchrtt 
vom auslãndiſchen Markt wegen mangelnder Communicationémitte L3 

Grundeigenthum ohne Credit in Folge mangelhafter Inftitutionen unb ei 
ſchlehten Hypothekenſyſtems; gefeplibe Einrichtungen, die ben Eitten woi! 
ſprechen, ber Tradition, dem Begriffsvermögen der Gefellihaft fremb Fi 
Ausführung der Gefege durch eine dem Lande fremde Bureaufratie, + 
ohne Berüdfihtigung der Bebürfniffe und Interefien des Landes concentr 
Berwaltung, endlich eine Geſellſchaft ohne aus ihrer Mitte bervorgegana 
Organe zur Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten — fold ein Zufta 
ber aus unferer Trennung von dem Königreich Polen entfpringt, erfchn 
bie Loſung ber Bauernfrage, und bebroht die Provinz mit dem vollftänbigi 
Ruin, wenn nicht die Herftellung der abminiftrativen Einheit mit ein 
Land erfolgt, bad mit uns gleiche Traditionen und Bebürfniffe, biejell 
Begriffe von bürgerlicher und religiöfer Freiheit und gemeinfame Weae 
able in bie Zukunft bat. Indem der Adel Podoliens Ew. Majei 
eine wefentlichften Wünſche darlegt, baut berjelbe auf die Gefüble i 
faiferlihen Gerechtigkeit umd Liebe, als die einzige Hoffnung, unfere jesie 
Leiden zu enden und uns ein befleres Loos für die Zufunft zu fiherm.“ 


2. Oct. Der Kaifer fhidt den Grafen Andreas Zamoyski für 3 Jahre « 


4. » 


10, „ 


Reifen ind Ausland. 

Da bie Adelsverfammlung Poboliens trog aller Borftellung 
des Gouverneurs auf ihrer Adreffe bebarrt, fo wird diefelbe vom Gousverne 
aufgelöst, 

KRaiferl, Ukas über die Grundprincien einer neuen Gericht 


organifation für Rußland. 

Nach dieſem Was, der in feiner Bebeutung für bie innere politifche En 
widlung Rußlands der Emancipation ber Leibeigenen im 3. 1861 an t 
Seite geftellt werden kann, fteht in Zufunft bie richterlihe Gewalt zu: de 
Friedensrichtern, der Berfammlung der Friedensrichter, den Bezirfsgerichte 
den Gerichtshöfen und dem dirigirenden Senat, unb zwar jo, daß ? 


- Unterfuhung der Klagfache, die Prüfung derfelben ihrem Weſen nach, ur 


die Aburtheilung derfelben allen genannten Inſtanzen zuftcht, mit Ausnabn 
des Senats, der nur als Gafjationshof auftritt und entfcheidet, ob bei be 
Gerichtöverfahren der ftrenge Lauf der Geſetze inmegebalten worben ij 
Der Wirfungskreis der Friedensrichter, ihrer Verfammlungen, der Bezirk: 
gerichte und Gerichtshöfe wird auf beftimmte Bezirke zurüdgeführt, bei dere 
aaa bie Zah! ber Bevölkerung, der Flähenraum und die vorhandene 

ommumicationsmittel näher erwogen werden. Der Senat bebält feine 
Sit wie bisher in St. Petersburg. Da bie Friedensrichter außer ihre 
richterlihen Functionen noch die Pflichten al® Vormünder und flellvertretend 
Notare, an Orten, wo biefe nicht vorhanden fein follten, zu erfüllen haben 
fo ift in ihre Hand ſehr viel gelegt. Die Bezirksgerichte haben Eivil: um 
Kriminalfahen aller Stände zu entfcheiden. Präfident und Glieder de 
Gerichts werden von dem AJuftizminifter vorgefchlagen und allerhäduft be 
ftätigt. Die Geſchwornen werden aus ben von ben Gonverneuren mit der 
DOrtsvorftänden vereinbarten allgemeinen Geihwornenliften nad einer ge 
wiffen Reihenfolge gemäß dem darüber gegebenen Beftimmungen gewählt, 
Die Gerichtshöfe zerfallen in Departements, beren Präfidenten und liebe 
auf des Minifters Vorſchlag allerhöhft ernannt werben. Der allgemeinen 
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Eisung des Departements präfidirt ein Departements» Chef, ber dazu vom 
Kailer ernannt wirb und ben Zitel Oberpräfident führt, Der Senat bat 
dieſelbe Organifation wie die Gerichtöhöfe, nur bag für die allgemeine 
Sitzung feiner Departements ein befonderer Präfident ernannt wird, Jedem 
Gerichtshof if ein Procurator beigegeben, mit der Beſtimmung, auf bie 
Beiolgung ber vorhandenen Gefege zu ſehen, Webertretungen berjelben ans 
bängig zu machen, und etwaige Lüden in ber Geſetzgebung zur Entſcheidung 
"vor den Minifter zu bringen. Die Präſidenten haben auf bie Regelung 
\ mb Leitung bes Gerichtsverfahren bei jeder Behörde, fowie auf bie Orb« 
nung in den Sigungen zu fehen. Die Aburtheilung in Givil» und Kriminals 
jahen findet öffentlich im Gegenwart ber Kläger, Angeklagten, Zeugen 
undbd ber bei dem Prozeß umbetheiligten Perſonen ftatt, doch können legtere 
in gewiſſen Fällen ausgefchlofien werben. Mit jedem gefänglich Eingezogenen 
muß in den erften 24 Stunden feiner Haft das erſte Berbör vorgenommen 
werden. Die Richter find ebenfowohl unabfegbar als unverjegbar. 
Lda. (Bolen). In den Gubernien Lublin und Auguftowo wird der Kriegs: 
zuftfand aufgehoben, fo daß nur noch Warſchau und Plozk unter bems 
» selben ſtehen. 
f ., (Kinnland). Drohende Hungersnotb. 


AR. Graf Panin tritt vom Juſtizminiſterium zurüd. 

®. „ Rußland lehnt die von Kranfreih beantragte Bermittlung in ben 
Rordamerifanifhen Wirren ab, " 

0. „ Antivort der Regierung auf die Adrefje der Adelsverfammlung Podoliens: 
Der Gubernialmarfhall und alle Kreismarfhälle, welche die Adrefie unter: 
zeihnet haben, werden ihrer Aemter entfegt und an ibre Stelle treten Re: 
gierungsbeamtete. Jene Marjchälle find auperdem fofort zu verbaften; fie 
find des Hochverraths ſchuldig und follen vom Senat criminaliter gerichtet 
werben. 


a. », Baron Bubberg wird zum Votſchafter in Paris, Hr. v. Dubril zu bem: 
ieenigen in Berlin ernannt, 

4. „ Die Kaijerfamilie gebt nah Moskau. 

%. „ (Rolen). Eröffnung der Untverfität Warfchau. 


8 „ Polen) In Warſchau äußert ſich große Unzufriedenheit über den Modus 
der bevorfichenden Necrutirung, wonad bie ländliche Bevölkerung von 
der Aushebung wejentlih befreit fein fol. ine Deputation ber Stabt 
überreicht dem Großfürftien Statthalter eine Eingabe dagegen; die Antwort 
if jedoch ausweichend. 


— De. Die Mdelsverfammlung von Minst (Litthauen) beſchließt mit 
285 von 297 Stimmen, vom Kaifer durch eine Adreſſe die Ver: 
einigung mit Polen zu verlangen: 

‚Allergnädigſter Herr! Der Adel ber Minsfer Gubernie, zu Wahlbera- 
thungen verfammelt, welche ihm allein in dem ganzen Milnaer Gebiete ge: 
Mattet wurden, benügt das ihm, als einzigem Repräfentanten bes Landes 
zuſtehen de Recht, die Wünſche desſelben zu äußern, und legt vor dem Throne 
Ew. Majeftät die feierliche Erklärung feiner Wünfche und Bedürfniſſe nieder. 
Zum erſten Male erhoben wir unſere Stimme zu Ew. Majeſtät mit der 
Bitte, um Cmancipation ber Bauern. Unſere Bitte fand Genehmigung in 
dem edelmütbigen Herzen Ew. Majeftät und auf beren Worte fielen bie 
Jahrhunderte alten Feſſeln. Die Gleihberehtigung aller Stände und Con: 
fefftonen, die Gewifiensfreihelt, Inftitutionen, geftügt auf die Größe und bie 
Tradition der Nation — dies feien die Hauptbedingungen eines jeden focialen 
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Baues, dies die nothwendigen Gonfequenzen bes großen Werfes Ew. Mai 
Se trauriger der gegenwärtige Zuftand des Landes ift, jemebr alle aus den 
nationalen Geifte fließenden GErforderntfie verfanmt werden, defto mehr wen 
ben fich die Gemütber der Bergangenbeit zu, und erbliden in der Berrini 
gung mit Polen das einzige Heil, — und dies, Allergnädigfter Herr, il 
unfer einziger Wunfch. Das Bekenntniß desjelben möge als Aft der Ver 
ehrung für Ew. Majeftät aufgenommen werden. Ein Monarch, ber zu 
Dollmetſch des göttlichen Willens durch die Emancipation bes Volkes wurd! 
wird biefen göttlichen Willen in dem Rufe ber unglüdlihen Nation md 
verkennen“. 

Die Regierung verhindert die Abfendung dieſer Adrefje durch eine ſofortig 
Auflöfung der Verfammlung; biefelbe begnügt fi, die mit ihrem Unter 
fohriften verjehene Adrefie im Protokoll nieberzulegen. 


4. Dez. Rußland und England taufchen gegenfeitig die förmliche un 


6. 


14. 


18, 
20. 


fhriftlihe Anerkennung aus, daß die Ausſchließung der in Frank 
reich, England und Rußland regierenden Familien vom Grichifge 
Throne auch fernerhin in Kraft bleiben fol, und daß demnach io 
wohl die Wahl des Herzogs von Leuchtenberg al® diejenige dei 
Prinzen Alfred, für den Fall, daß der eine oder andere von de 
Griehifchen Nation auf den Hellenifhen Thron berufen mürd 
null und nichtig fein follen. Frankreich ſoll zum Beitritt zu dieſe 
Uebereinfunft eingeladen werben. 


(Polen). Ein vertrauliches Schreiben des Präfidenten der Regierung! 
commiffion des Innern an den Givilgouverneur von Warfchau, ertbril 
demjelben eine genaue Inſtruktion für die Reyierungsorgane zu der bei 
vorftehenden Necrutirung: 

Nach diefer Inftruftion beftebt „eine der Hauptaufgaben diefer Refruti 
rung darin, ſich jenes Theils der Bevölkerung zu entledigen, welcher burd 
fein Verhalten zur Störung der öffentlihen Ordnung beigetragen babe‘ 
Weiter wird verfügt, daß jeder Refrutirungsbezirk eine beitimmte Anzab 
Rekruten beizuftellen bat, wozu vor allem folche beizuzieben find, die fein 
beftimmte Befhäftigung haben, und aus Anlaß der legten Unruben ſchlech 
notirt find. Much wird in diefem Grlaß geitattet, von der Befreiung, weldı 
nach fonftiger Webung den Gerichtspraftifanten, Studenten ac. zu ſtatter 
fommt, für diesmal nach Umftänden Umgang zu nehmen. Die Militär: 
commandanten fünnen Anträge zu Nbmeihungen vom Rekrutirungsregle— 
ment ftellen, wo es angezeigt ericheint, daß manche Städte mit einem gr: 
Bern Gontingent in Anfpruch genommen werden. Endlich wird die Er: 
wartung ausgeſprochen, daß diefe Nefrutirung ungewöhnliche Mittel, Ener: 
gie und Vorſicht erheifchen wird. 


„ Eine Gireularbepeiche des Fürften Gortſchakoff recapitulirt das Berbalten 
bes Ruſſiſchen Gabinets während des Laufs der Unterbandlungen 
zwifchen den Großmädten über die Befeßung des Griechifchen Throns, 
die damit endigten, daß Rußland auf die Gandidatur des Herzogs von 
Leuchtenberg formell verzichtete, worauf audy England diejenige des Prinzen 
Alfred förmlich fallen ließ, dieſe Verzichte gegenfeitig ſchriftlich ausgetauſch 
und neuerdings anerfannt wurde, daß die Familien der in Frankreich, Ruf- 
land und England regierenden Familien vom Griechiſchen Throne ausge: 
ſchloſſen jein follen. 


» Gropfürft Michael wird zum Statthalter Raufafiens ernannt, 


(Polen). Ein Ruſſiſcher Ufas hebt die noch nicht definitiv ausgeſpre— 
chenen Gonfiscationen, in Folge des Nufftandes von 1830, auf. 





12. Türkei. 


6. Jan. (Herzegowina). Neue Prockamation Omer Paſcha's an bie Herzego— 
wina; ben fich Unterwerjenden wird volle Amneftie, reſp. gnadendolle Nüd: 
fit Seitens der Pforte verbeißen; bis die Antwort eintrifft, ftellt der Ser 
dar bie Kriegsoperationen ein. 

I. „ Die türfifche Regierung macht ein Anleben von 60 Mill. Piafter, um bie 
dringenften Bebürfnifie (Truppenjold) zu befriedigen. 

% ,„ Ein Decret bes Sultans verfündet die Publikation des Budgets und ertheilt 
Fuad Paſcha, der mit den Functionen des Großvezird auch diejenigen bes 
Finanzminiſters verbinden wird, ausgedehnte Vollmachten. 


% „ (Herzegomina). Die Infurgenten der Herzegowina verwerfen den 
Amneftieantrag Omer Paſcha's. Diefer beginnt die Operationen gegen diefelben. 
N. „ (Herzegowina) Die Anfurgenten weichen vor den Türfen zurüd; 
der Aufftand jcheint am Erlöfchen. 


> Febr, (Donaufürftentbümer). Bildung eines gemeinſchaftlichen Mini: 
ſteriums für beide Fürſtenthümer. 

6. „ (Donanfürftentbümer). Eröffnung der erften Numänifhen National: 
verfammlung in Bukareſt. Thronrede des Fürften Gouza: 

‚„Iudem ih Sie an diefem feierlihen Tage um mich verfammelt fehe, 
erfaßt mich eine lebhafte Befriedigung und ein gerechter Stolz über das Ges 
lingen der Aufgabe, mit welcher mich die rumäniſche Nation betraut bat. 
Diefer Tag, an weldem die Bertreter beider Länder den Thron unſeres 
Vaterlandes umgeben, ijt ein Felttag für eine ganze Nation, ein Tag des 
Glüds für ihren Erwählten. Ein neues Leben beginnt heute, Rumänien 
betritt endlich die Bahn, welche es zur Vollendung feiner Beſtimmung führen 
ſoll. Die hohe Pforte und die garantirenden Großmächte haben die Ver— 
einigung ber Volksvertretungen und der Miniſterien beider Fürſtenthümer ans 
ertannt. ... Was mid anbelangt, jo habe ih, getreu der Miſſion, bie 
Sie mir gegeben, und in Erkenntniß des dauernden nad ewiger Bereinis 
gung gerichteten Willens der Rumänen, fowohl in Ihrer, als in Anwejen 
beit des Landes die endgültige Union ber Fürftenthümer proflamirt: ich habe 
es Ihnen gejagt, daß fie den Wünſchen und Gefühlen Rumäniens ange: 
meſſen ſein werde; ich zweifle nit, meine Herren, daß weber bie hohe 
Biorte noch die Schutzmächte je daran denken werben, in Zukunft bie Union 
zu zerftören, die fie als jo notbwendig für das Glüd der Fürſtenthümer ers 
lannten. Es bängt bemnad von der Weisheit aller Rumänen ab, daß diefer 
politiihe Zuftand dahin gelange, daß er als definitive Form der Konftitus 
irung unjerer Nationalität von dem öffentlichen Rechte Europa's anerkannt 
werde. Die Uebergangsepoche, die wir durchmachen mußten, bat ſich in dem 
Sande durch die Verwirrung der Geilter und durch eine gerechte Bewegung 
der Ungeduld geoffenbart. Diefe bat zur Genüge bewielen, daß bie Union 
ber einzige politifhe Zuftand iſt, der unfere Zufuuft fihern und uns ers 
lauben kann, dem Lande die Organifation zu geben, die es ſchon feit fo 
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langer Zeit erwartet. Heute hat unſere Lage eine weitere Baſis erb« 
Eine neue Aera ift uns geöffnet. Zu diefer Epoche unjerer Eriſtenz « 
langt, dürfen wir es nicht aus dem Auge verlieren, daß die Befeitigzunm 
Union vor Allem eine vollftändige Seipfiverleugnung erfordert, weiche 
Strömungen, denen wir unterworfen waren, ein Ende madt.. .. 8— 
Sie verfidyert, daß, indem wir dem civilifirten Europa eine Ratiosz 
fünf Millionen Menſchen vorführen, die mit demjelben durd die Solid“ 
der Gefühle und Intereſſen geeinigt find, die mit Weisheit an der Be 
ung umferer Inftitutionen und an der Wiederherftelung unferer öfferızi: 
Ereibeiten arbeiten, welde auf der öffentlihen Ordnung, dem alleim 
Heile des Landes, beruht; daß, wenn wir unſere Wünjde und Handlurn 
auf den Kreis unjerer eigenen Intereſſen beſchränken, — wir nicht mur 
Gtüd und die Eriftenz Rumäniens fihern, fondern, daß aud Niemank >: 
denfen wird, bas zu trennen, was nad der göttlihen Vorberbeftimzzz 
geeinigt worden.“ 


45. Febr. (Donaufürftentbümer). Der franz. Gonful in Bukareſt er? 
ber Regierung des Fürften Gouza in einer Note, daß nad einem Gollet 
beihluß der Repräfentanten der Großmädte in Konftantinopel 

„die von der Pforte mit den verjchiedenen europäiſchen Regierungen 
geſchloſſenen Kapitulationen in den Fürftenthümern diejelbe Kraft ba 
wie in den Übrigen Theilen des türfiichen Reiches.“ 

16. „ (Herzegowina). Ein anjehnliher Theil der Injurgenten unterm 
fih den Türfen. 


5. März. Eine Eirfulardepefche des türfifden Miniftere bes Auswärtigen erkl 
dag Montenegro bie Rebellen der Herzegowina offen unterftüge und ba 
Pforte deßhalb genöthigt fei, die bisher gegen das Bergland beobach 
Schonung fallen zu laſſen. 


13. „ (Serbien). Die Organifation der Volksmiliz in Serbien tritt mit bie, 
Tage in's Leben, 


2%. „ Türkiſche Anleihe von 6 Mill. Pfd. Sterl. in England. Auf ven Wur 
des Sultans wird Lord Hobart von Lord Ruſſell zur Ueberwachung 
legitimen Berwendung der Anleihe nah Kouftantinopel gefandt werben. 


9. April. (Montenegro). Ultimatum der Pforte an Montenegro. 

Inſtruktion des Großvezirs anDmerPafda:,... Unter bie 
Umpftänden kann die kaiferliche Regierung nicht mehr ſchweigen und binfort n 
ee Auge das Blut fo vieler Mufelmänner und Chriſten vwergieh 
eben ; fie fann den Raub ihrer Güter, das Nicderbrennen ihrer Befigung 
nit mehr fehen, und ihre Soldaten, die Waffen im Arme, dieſen eb: 
thaten nicht mehr zuſchauen lafien. Dan bat taufendmal den Weweis ; 
habt, daß fie bis heute niemals die Gränzlinie überjchritten bat, und de 
der Angriff immer von den Montenegrinern ausging: unter Anderm bie 
ihr gegenwärtiges Verweilen an Orten, die außer ihrem Gebiete liegen, a 
Stütze diefer Behauptung. Folglich hält es die kaiſ. Negierung vor Alle 
für ihre Pflicht, von der Verwaltung Montenegro’s mit binreihenden ©: 
rantien die peremtorijche und offizielle Verpflichtung zu verlangen: 1) U 
feine Weife mehr den Bewohnern des Diftrifts Vaſſojevie zu helfen und fü 
gänzlich der activen Hilfeleiftung zu enthalten, die fie jegt vorbereitet. 2) Si 
unverzüglich aus den Dörfern Krujica und Snoca, jo wie aus den anben 
außerhalb ihres Gebietes liegenden Drten zurüdzuzieben. 3) Gefund un 
woblbehalten und ohne Zögerung die irreygulären Soldaten und ihre Off 
ziere, die fi zu Krujica befinden und die nach Gettinje gebradt worden ſind 
herauszugeben. 4) Sich jeden materiellen und moraliſchen Beiftandes fü: 
bie vorgenannten Diftrifte der Herzegowina zu enthalten und innerhalb de 
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Frift die bdafelbft befindlichen Montenegriner zurüdzuberufen. 
5) Eih in Zukunft feine Angriffe mebr zu erlauben. Cie werden die Güte 
haben, Borftebendes zur Kenntniß des Fürften zu bringen, indem Sie ihm 
eine Gopie diefer Depeſche mittheilen. Ich habe zugleich die Ehre, Ihnen 
mitzutbeilen, daß Eure Hoheit, wenn Sie in einer Frift von fünf Tagen, 
von der Mittheilung bes VBorftehenden angefangen, feine Antwort erhalten, 
welde die vollftändige Juftimmung des Fürften enthält, durch kaiſerlichen 
Beiebl ermächtigt ift, alle Maßregeln zu ergreifen, welde Sie für noth— 
wendig halten, um einzig und allein die obenerwähnten Angriffe diefjeits 
der gezogenen Grenzen zurüdzuweifen und um bie Ordnung und Sicherheit 
wieder berzuftellen , ohne die Abficyt, den status quo von Montenegro bes 
züglic feines adminiftrativen und territorialen Beſitzes zu verändern. 


’ 
B. April. (Montenegro). Ausweichende Antwort des Yürften Nikita von 


Montenegro auf das Ultimatum der Pforte: 

Nachdem der Fürft fein Bedanern wegen der ihm zur Laft gelegten That⸗ 
ſachen ausgedrüdt bat, macht er zunächſt darauf aufmerffam, „daß diefelben 
wohl eine Rechtferiigung zulafien und jedenfalls nur auf die einfahe Ans 
Mage moralifher Mitwirkung binauslaufen, denn von einer materiellen Mits 
wirfung der montenegrinifhen Negierung könne ſchon aus dem einfachen 
Grunde nicht die Rede fein, weil eine folhe niemals flattgefunden babe.“ 
Der Fürft fährt dann weiter fort: „Noch bege ih die Hoffnung, die hohe 
Blorte werde, nachdem fie von den Erklärungen Kenntnig genommen, welche 
ih die Ehre habe, Eurer Hoheit zu unterbreiten, zu billigeren Geſinnungen 
pirüdfehren und in ihrer hoben Weisheit geruhen, mir die unabläfjigen 
Anftrengungen in Rechnung zu bringen, dieich gemacht habe, um den gegen» 
wärtig fidy entfpinnenden Konflift zu vermeiden.“ In Betreff des Vor— 
wurfe®, durch geheime Umtriebe und Öffentlihe Anreizungen die Grfolg- 
Iofigfeit jener Proflamationen herbeigeführt zu haben, welde Omer Paſcha 
in der Herzegowina veröffentlichte, befenne Nikita ganz freimüthig, daß feine 
Eympathien lets auf Seite der Inſurgenten geftanden, ba ihn Alles dort⸗ 
din ziehe, da die Rajah der Herzegowina und Montenegro dur Glaubens», 
Stamm: und Epradengemeinfamfeit mit feften Banden an einander ge: 
nüpft fein. Sein Beiltand aber habe fi auf die moralifhe Mitwirkung 
beihränft; jede Anklage materieller Gooperationen weife erzurüd. Gr leugne 
eben jo wenig, daß möglicherweife einzelne Montenegriner in den Reiben 
der Infurgenten angetroffen worden feien; aber diefe Individuen hätten fich 
dert ohne fein Wiſſen und keineswegs in Folge eines von ihm erlafienen 
Befehl befunden. Uebrigens fei jeder Montenegriner Eoldat, und jeder 
Bürger trage Waffen, ohne jedoch einer Aufſicht unterworfen zu fein. Was 
den Vorwurf anbetreffe, daß die Montenegriner ifolirte Angriffe auf Türken 
unternommen, jo erflärt Nikolaus, ſolche Angriffe ſeien feit Jahren auf beiden 
Seiten gang und gäbe. Wenn nun, wie e8 in Omer Paſcha's Note heißt, 
die Pforte wirklich Verſöhnung wünſche, jo jei Montenegro feinerfeits nicht 
weniger bereit, die Aera der ZJerwürfnifie abzufchließen. Man klagt ons 
imegro an, offenjiv gegen die Türkei vorzugehen und offenkundig in ben 

gelegenheiten der Herzegowina zu interveniren. Montenegro weift dieſe 

nflage zurüd: „Nie hat es feine Kühnheit jo weit getrieben; denn es fennt 
Mm gut die Macht der hohen Piorte, als daß es fich erlauben follte, ihr Troß 
zu bieten.” Schließlich entgegnet Fürſt Nikita auf die ihm geftellten —* 
derungen in kategoriſcher Beile ungefähr wörtlid Nachftehendes: 1) Erjolle 
In) jeder Gooperation enthalten — das habe er immer gethan; 2) er folle augen 
dliclich die Dörfer Krnjica und Snoca räumen — das fei fofort nad) Beendigung 
dt Rampfes gefchehen, da ſich am Abend des Gejechtstages fein einziger Montes 
aegtiner mehr auf dem bezeichneten Territorium befunden habe; 3) er folle uns 
derzüglich und unverlegt die irregulären Soldaten und deren Offiziere heraus» 
Fon, die er in Krnjica gefunden und die er nach Gettinje habe transpors 
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tiven lafien — bad ſei zum großen Theile bereits geſchehen; 300 Mann 
feien im Freiheit gelegt, die sbrigen würden bald zurüdgeicdhidt werden. 
und alle jeien gut bebandelt worden, wobei der Fürſt auf die Koſten bin 
weiſt, welche ibm ihr Aufenthalt in Gettinje verurfadt babe; 4) er jele 
von jeder ferneren materiellen und moraliſchen Theilnabme zu Gunſten der 
Injurgenten und der Rajab überhaupt Abftand nehmen — dieje Forderung 
finde ihre Erledigung durch den oben auifgejtellten Unterſchied; 5) er folk 
jich feinen aggrejiiven Alt mehr erlauben — er verlange gar nichts Befleres, 
da es jein ſehnlichſter Wunſch fei, mit der Pforte im Frieden zu leben. Lie 
Note ſchließt dann mit den: „Ach boffe, die türkiſche Regierung wird dieſe 
Aufflärungen günſtig aufnehmen, und werde meinerſeits Alles thun, was 
in meinen Kräften ſteht, um die Gemüther zu beruhigen und jeden vr 
zur Zwietracht au unferer Grenze zu entfernen.“ 


24. April. (Aegypten). Der Bicefönig tritt eine längere Reife nad —— au. 


19.123. Mai. (Montenegro). Die Türken überſchreiten bei Nicſich und bei 
Spucz die Grängen Montenegro’s. 


24. Mai. (Montenegro). Fürſt Nifolaus von Montenegro proteititt bei dm 
zu Scutari reſidirenden europäifchen Conſuln gegen den Einbruch der Türken: 
„Die Türken find in mein Gebtet eingefallen, haben bie Grenzpfähle 
die von der europälfchen Kommiffion gefegt worden waren, verbramut und 
die Dörfer Brucha umd Venitza zerſtört, obgleich ich wicht mit der Pforte im 
Krieg bin. Wis jegt batte ich geglaubt, darauf redhnen zu können, daß 
mein Land und die zwiſchen den Großmächten getroffene Uebereinkunft re 
jpeftirt würden. Bor einem fo gebäjfigen wie unerwarteten Aft bleibt mu 
nichte anderes übrig, als den Großmächten die Vergeben zu denunziren, die 
fie fih zu Schulden fommen ließen und bie Shrijten diefes Landes unter 
ihren Echuß zu Stellen. Ich bitte Eie inſtändigſt, die Sache der Civiliſatien 
gegen die Barbarei zu beſchüten und mir gefälligft zu fagen, was ich in 
diefen ſchwierigen Verhältnifien tbun joll,“ 


45. Juni. (Serbien). Blutiger Zufammenjtoß zwiſchen Türken und Serben in 
Belgrad. Die Stadt wird durch die Türken von der Feſtung aus bombarbitt. 

20. „ (Donaufürjtentbümer). Der Minylerprafident Gatargiu wird beim 
Herausjahren aus dem Local der Nationalverfammilung buch einen Schu 
in jeinen Wagen getödtet, 

23 „ (Donaufürftentbümer). Die gefeßgebende Berjammlung überträgt 
der Negierung auf 6 Monate mit 56 gegen 36 Stimmen Dictatorialgewalt 
und jujpendirt proviſoriſch die Preßfreiheit. 


10, Juli. (Montenegro) Derwiſch Paſcha ſchlägt die Viontenegriner bei 
Dftrog und treibt fie aus ihren Verſchanzungen. 

12. „ (Montenegro). Unter dem Jubel der Trumpen erfolgt die Bereinigung 
der türfifchen Heeresabtheilung unter Derwiſch Paſcha mit derjenigen unter 
Abdli Paſcha. 

23. „ (Serbien) Beginn der Gonferenzen über Serbien zwiſchen den Ber: 
treteru der Großmächte in Konjtantinopel. 


24.125. Aug. (Montenegro) Sieg der Türken über bie Diontenegriner bei Rida. 
31. Aug. (Montenearo) Friedensunterhandlungen. Ultimatum Omer Paſchas 
von Geutari aus: Art, 1. Die innere Verwaltung Montenegro's bleibt eine 
foldye wie fie vor dem Einmarſch der Faijerlichen Truppen war. Art. 2. Die 
Demarcationslinie, welche von der gemilchten Gommijjion im Jahr 1859 
beſtimmt wurde, bildet für die Zufunft die. Grenze Montenegro's,. Art. 3. Tie 


>. 
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osmanniſche Regierung erlaubt ben Montenegrinern die Ein- und Aus: 
fuhr von Waaren im Hafen von Antivari, ohne ein Steuerreht zu bean: 
ſpruchen. Die Einfuhr von Waffen und Kriegsmunition ift verboten, 
Art. 4. Die Montenegriner werden die Befugniß ‚haben, zu Wgricultur: 
zweden Boden außerhalb Montenegro’s in Pacht zunehmen. Art.d. Mirko 
verläßt Montenegro und darf nicht zurüdfehren. Art. 6. Die Route von 
der Herzegowina nadı Scutari durch das Innere Montenegro’s wird dem 
Handel geöffnet. Mehrere Punkte diejer Straße befegen die 
faijerlihen Truppen, welde in den Blodbäufern yarnifo: 
niren. Die zu befegenden Bunfte werden jpäter bezeichnet werden. Art. 7. Die 
Montenegriner dürfen Feine feindlichen Züge über ihre Grängen mehr unter: 
nebmen. Im Fall ſich ein oder mehrere Dijtrikte in der Nachbarſchaft er: 
heben, dürfen die Montenegriner ihnen feine Hülfe leijten, weder eine mor - 
raliſche noch materielle. Alle Senatoren, die Anführer der Nabien und 
andere Würdenträger Montenegro’s müſſen dem Serdar Efrem ihren Bei: 
tritt durch Unterzeihnung diefes Schriftftüds beweifen. Art. 8, Die Diffe: 
renzen von geringerer Tragweite, welche fidh wegen ber Gränze erheben 
jeliten, werden von einer gemifchten Gommifjion ausgegliden. Jede an 
Montenegro gränzende Macht wird einen Bevollmächtigten zur Regelung 
folder Differenzen ſchicken, und im Fall, daß cine bedeutendere Frage feine 
zufriedentellende Erledigung von diefer Commiſſion findet, haben die Be: 
treffenden beider PBarteien ſich direct an die hohe Pforte zu wenden. Art. 9. 
Keine Familie darf nah Montenegro gehen ohne einen Paß von den tür: 
fifchen Behörden. Leder Damwiderhandelnde wird ohne Rückſicht zurüdge: 
Ihidt. Art. 10. Es ift den Montenegrinern erlaubt im Sntereffe ihres 
Handels zu reifen im ganzen türfiichen Kaiferreih. Die Reifenden werden 
unter dem Schuß der Regierung ftehen. Art. 11. Alle Verbrecher müfjen 
verhaftet und an ihre refpectiven Behörden ausgeliefert werden, nad) Grund: 
lage gegenjeitiger Auslieferung. Art. 12. Bon beiden Theilen werden bie 
Kriegsgefangenen in Freiheit gefegt und im ihre Heimath geſchickt werden. 
Die flühtige Raja muß in ihre Heimath zurüdfehren. Art. 13. Nach dem 
Grundſatz der Reciprocität müjjen alle geraubten Gegenftände zurüdgeftattet 
und die betreffenden Attentäter beftraft werden. Art.14. Die Montenegriner 
verpflichten ſich, Fein Bollwerk oder irgend ein fortififatorifhes Werf zu 
errichten an den Gränzen Albanieng, Bosniens und der Herzegowina. 


4. Sept. (Serbien). Unterzeichnung des Gonferenzprotofoll® bezüglih Serbien 


in Konftantinopel. Der Ausgleich, den die europäifche Commiſſion getroffen, 
beftebt darin, dag zur Vermeidung zukünftiger Gonflicte zwifchen Serben 
und Türken, legtere die Stadt Belgrad zu verlaffen haben. In dem fo: 
genannten Zürfenviertel werden alle Häufer geſchleift; Serbien entſchädigt 
die dort wohnenden Türken, und die hohe Pforte entſchädigt die jerbifchen 
Bewohner, die dort Hänjer haben. Die Firhlichen Gebäude der Eerben, 
die in jenem Rayon fich befinden, bleiben jedoch von der Demolirung aus: 
genommen. Außerdem zieht die Pforte ihre Befagung aus zwei kleinen 
Forts im Innern Serbiens zurüd. Zwei gemiſchte Gommifjionen werden 
ernannt, die eine, um die gegenfeitigen Entfhädigungsfummen zu ermitteln; 
die andere, um ben Umfreis ftrategifch feitzuftellen , der fortan zwijchen der 
Feſtung und der Stadt Belgrad gewifjermaßen als neutrales Gebiet liegen foll, 


(Montenegro). Die Türken rüden gegen Gettinje vor. 
(Montenegro). Der Fürft acceptirt in Gettinje die von der Pforte ge: 
ftellten Bedingungen „ibrem ganzen Umfange nach“. 


13.,%5. Sept. Einziehung des Papiergeldes in Konftantinopel unter englifcher Aufficht. 
25. Sept. (Herzegowina) Luca Qucalovih, der Anführer der Infurgenten, 


fommt mit Kurjchid Rafcha in Raguſa zufammen: er unterwirft fi und 
erhält Rang und Befoldung eines Bimbaſchi. 
22 
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27. Sept. (Serbien): Der engliſche Geſandte in Konftantinopel Bulwer 


28. 


" 


in Belgrad ein, um die Ausführung der Gonferenzbeihlüfie az übern 

(Montenegro). Die Türken beginnen, Montenegro zu rä 
Pionierabtbeilungen fangen inzwifchen an dem Bau der Blodbäufer ; 
beiten an. 


5, Oft. (Serbien). Protofollariihe Verhandlung in Belgrad, wonach j} 


6. 


10, 
15. 


lihe Barrifaden in Belgrad und fämmtliche Nebouten an ben ſert 
Grenzen mweggeräumt und vernichtet werden müflen, bevor der Ferma 
Pforte, der ihre Zuſtimmung zu den Beichlüffen der europäiſchen Gon 
ausfpricht, werlefen werden darf. Es wird fofort an die Schleifun, 
Barrifaden gegangen. Sobald dieß gefcheben, verläßt der englifche Geil 
Belgrab wieder. 


(Serbien). Verlefung des Fermans ber Pforte in Belgrad. #Bı 

mation bes Fürſten Michael: z 
„Wir Michael Obrenovih II. , von Gottes Gnaden und durch deu Ü 
bes Volts Fürft von Serbien, thun biemit kund und zu willen: In 7 
fritifcher und außerorbdentlicher Verbältnifje, in weldye unfer Land durd 
Bombarbement der Stadt Belgrad verfegt wurde, habe ih die mir 
Staatsrath Übergebene unbegrenzte Gewalt am 18. Juni übernommen, 
durch das Intereſſe für das Vaterland geleitet, babe ih alles geihan, 
möglid war, um das Land vor weiteren Verfürzungen feiner Mechte 
feiner Rube zu bewahren, und die Wiederholung jo bedauerlicder Vor 
unmöglich K machen. Wenn die Anordnungen, welde die Kolge dee 
fimmigen Beſchluſſes der boben Pforte und ſämmtlicher garantirenden Mi 
find, auch nicht in volem Maße meinen Wünſchen und Erwartungen 
jpreben, fo bringen fie Serbien doch einige bis jegt entbehrte Mechte 
nene Errungenjchaften. Ich habe deßhalb im Intereſſe des Vaterlandes 
gut befunden, den Beſchlüſſen des Suzeräns und aller garantirenden Mä 
fein Hinderniß in den Weg zu legen, damit den außerordentlihen Berb 
nifjen ein Ende gemacht werbe. Der faijerliche yerman, welcher die ar 
führten Anordnungen enthält, fegt jedermann in den Stand, die Bortb 
besjelben zu begreifen. Inſofern unſere geredten Wüniche bei dieſer 
legenheit nicht erfüllt find, erwarte ih mit größter Zuverfiht in die En 
Gottes und die gute Gefinnung der Großmächte, daß fie jpäter werden 
füllt werden. Das Volk Serbiens möge aud fernerhin die allbefan 
Baterlandsliebe nähren, die Gefepe und Anordnungen der Regierung chi 
und den Behörden folgen; e8 erhalte fi den Glauben au Gott und | 
Zuverſicht auf feine gute Sache, dann kann Serbien nur einer guten u 
immer befjer werdenden Zukunft entgegenfeben. Nah dem Aufbören & 
außerordentlichen Verbältniffe wird alles wieder feinen gewöhnlichen re 
mäßigen Gang geben. Die refp. Minifter werden mir, jeder in feinem ya 
Vorſchläge machen, welche, um dieß zu erreichen, nothwendig find. Für mi 
ift es jedody die größte Befriedigung, bei diefer Gelegenheit dem ganzen Bol 
dem nationalen und regulären Heer, den Beamten aller Branden und & 
Geiftlihkeit, mit einem Wort allen und jedem, welde in dieſen aufeı 
ordentlihen BVerbältniffen etwas zum Beften des Vaterlandes beigetrager 
bie Einen mühſame und erfprießliche Dienfte, die Andern materielle Opfe 
— alles Zeihen von Vaterlandsliebe — meine Zufriedenheit und meine 
Dank auszuſprechen.“ 
Der erſte Transport der Türken verläßt bereits Belgrad. 
(Montenegro). Omer Paſcha kehrt nah Konitantinopel zurüd. 
(Donaufürftientbümer) An der Moldau entwidelt fidy eine beftig! 


Gährung gegen die zum Nachtheile der Moldau und namentlich Jaſſy's hd 
vollziehende Union der Fürftenthümer. 
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‚DM. (Serbien). Der letzte Transport Türken geht von Belgrab ab. 


Nov. Es verbreitet jih das Gerücht, daß der Sultan Abdul Azis an zeit: 
weiliger Geiftesftörung leide. 

»„ (Donaufürfjtentbümer) In der Moldau findet eine „Adrefje ber 
Wahlmänner an die Deputirten der Moldau“ zablreihe Unterjchriften: 

. .. . Die Lage des Landes bat fih, ftatt ſich zu verbefjeru, verjchlim: 
mert; fie ift in den Augen aller eine ſchreckliche; alle materiellen und mora— 
liſchen Intereſſen find verlegt; die Finanzen befinden fih in dem kläglichſten 
Zuſtande, ebenfo die Juſtiz und die öffentlihen Bauten; eine Schuldenlaft 
von mehr ald 30 Miu. Piaſter drüdt das Land; der öffentliche Unterricht 
it geopfert worden, Hochſchulen und Gymnaſien befteben nur dem Namen 
nad, die Volksſchulen find volftändig vernadläfligt, Erzbisihum und Bis: 
thümer find unbejegt, und die Lage des niederen Klerus ift eine traurige 
und mitleidenswerthe. Ueberall herrſcht Verfall und Auflöfung. Die Union 
ſelbſt iſt ſtark compromittirt; fie ift eine Vergewaltigung, die alles zuſam— 
menrafit, alles verichlingt, und felbft unfere Unterrichtsanftalten nad Bus 
chareſt jchleppt. Weder wir noch die eifrigften Unioniften haben dieß unter 
der Union verſtanden. ...“ 


» „ (Donaufürftentbümer). Eröffnung einer außerordentlihen Seſſion 
der Nationalverfammlung. Thronrede des Fürſten: 

„Gewifje von unjerm Wien unabhängige Verwicklungen haben das Zu: 
fandefommen eines verfafjungsmäßigen Budgets für die Jahre 1861 und 
1862 unmöglich gemacht. Wie Sie wiffen, dient gegenwärtig als Norm 
für Einnahmen und Ausgaben das für das Jahr 1860 noch votirte Budget. 
Wollte man aber dieſes noch für längere Zeit zur Richtſchnur nehmen, fo 
biege das, eine gänzlich anormale Situation verlängern, weldye im Wider— 
ſpruch iſt mit den vitalften Interefjen des Staats. Ich habe daher bejchlofien, 
Cie ungefäumt zu einer außerordentlihen Seflion zu berufen, damit Sie 
noch Zeit finden zur VBotirung des Budgets für 1863, bevor bdiefes Jahr 
beginnt. Sie werden Gelegenheit haben, die Mapregeln fennen zu lernen, 
weihe zum Zweck einer Gonjolidirung des Staatscreditd Ihnen vorgelegt 
werden follen, und auf eine Dedung jener Ausfälle bedacht zu fein, welche 
dem Staatsihap durch die Herabfegung des Ausfuhrzolls für das Jahr 1862 
in der Höhe von 8 Millionen Piafter zugefügt werden. Ihre Arbeit würde 
jedoch für die Regelung der Finanzen keine vollftändige fein, wenn Sie nicht 
in die Möglichkeit, verfegt würden, auch die Finanzlage der verflofjenen Jahre, 
ſoweit dieß bis jeßt nicht gejcheben ijt, einer eingehenden Prüfung und 
Gontrole zu unterziehen. teine Negierung ift daher angewiefen, Ihnen 
jeden Beiſtand und jede Aufflärung zu geben, die Cie fordern werden. 
Ebenjo wird dieſelbe Eorge tragen, daß Ihnen die von Ihnen nocd nicht 
geprüfte Finanzgebahrung von dem Jahre 1855 für die Walachei und 1859 
für die Moldau, dann 1860 für beide Länder zugleich vorgelegt werde. Das 
Land befindet fi) zur Stunde noch getheilt unter den Einwirkungen einer 
doppelten Gefeßgebung; meine Regierung ift daher beauftragt, Ihnen Ge: 
fege vorzufchlagen, welche geeignet find, eine einheitliche Geſetzgebung in der 
Juſtig wie in der Adminiftration herbeizuführen.” 


%, (Aegypten). Der Suezkanal ift bis zum See Timſah ausgegraben. 


b. Dec. Die Pforte fliegt ein neues Anlehen von 6 Mil. Pfd. Sterl. ab. 


’ » (DonaufürftenthHümer). Großartige Durchfuhr von Waffen aus Ruß: 
land nah Eerbien. Die Pforte, von England und Oeſterreich unterftügt, 
proteftirt vergeblich. 


22% 


13. Griechenland. 


11. Jan. Der Kafjationshof verwirft den Recurs des Studenten Dofjios w 
feines Attentats auf die Königin. Der König begmadigt ibn zu lebensl, 
licher Feſtungshaft. 

24. „ Der König beauftragt den Admiral Kanarıs mit der Bildung e 
neuen Miniſteriums. Lärmende Bollsdemonftration in Atben be b 
Nachricht. 


1. Febr. Ein Minifterium Kanaris fommt nidt zu Stande; das frübere Mi 
fterium tritt wieder ein. 


13. „ Militärrevolte in Nauplia. 


14. „ Mroctamation der von den Aufſtändiſchen in Nauplia eingeiet 
Regierungscommiifion: 

„Hellenen! Der 25. März ift für unfer Vaterland ein TZaa boben ©! 
388, denn cr brach 400jährige Feſſeln und trat den abicheuliben Halbme 
der die Wiege der Freiheit verpeftete, mit Füßen. Gin barter, aber & 
Kampf gab uns Freiheit, Ehre und Leben wieder, und unſere Ratı 
welche wieder unter die Lebenden eingereibt wurde, umgab den mil ibı 
Blute und Opfern errichteten Thron. Unglüdliher Weile aber ernie 
rende die Früchte unſerer Mühe und Arbeit. Da erhob jih die Nation 
einer Nacht gleich einem Rieſen, und der 3. Eept. d. Is. 1843 begrü 
unjer Bateıland, in feiner verwundeten, aber heldenmütbigen Hand die & 
fafiung baltend! Wie viele Hoffnungen erbluhten damals! Welche Zufu 
durfte die Nation erwarten! Aber ad! eine der Nation zum Fluch gem: 
dene Politik, ein meuchelmörderifches und verbrecheriſches Syſtem, ein © 
ſtem der Eclaverei und ber Depravation, ein Syſtem, welches die Gefegli 
feit und den Berrath zum Symbol hatte, verpeitete mit feinem Gtfrban 
die kaum eingeathmete Luft der Freiheit und hätte uns erftidt — wäre ni 
ber rettende Tag des 14. Februar 1862 erichienen. Das heroiſche Naupl 
durch Helden geleitet, unter Mitwirkung feiner tapfern Bejagung und rn 
der Zuftimmung feiner Bürger, ergriff zuerſt die Waffen und schlug di 
Syſteme tiefe Wunden, die Fahne der Freiheit entfaltend, auf welder ! 
drei Forderungen verzeichnet find, welche allein die Nation zu reiten verm 
gen, nämlich: 

1) Sturz des Syſtems des von ber bisherigen Regierung jo treu b 
folgten Verfahrens, und Errichtung eines neuen, weldyes bie freiheit‘ 
bes Volkes verbürgt; 

2) Auflöfung der gegenwärtigen, dur gewaltfame Mittel gebildet 
Kammern; 

3) Einberufung einer Nationalverfjammlung, wodurd die Nation wieh 
aufgerichter, die mit Füßen getretenen Freiheiten wieder gewonnen, und ® 
Erfüllung jedes edlen und nationalen Wunſches verbürgt wird. 
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„Erhebt Euch fomit, Mitbürger, die Hände flehend gen Himmel gerich: 
tet, auf daß unfer Werf gelinge, und traget Alle nach Kräften bei zur Ge: 
winnung Eurer Rechte und zreibeiten, zur Herftellung von Treue und 
Glauben und geiumden Principten in unferem ſchönen Vaterlande.“ 


15. Febr. Der König infpieirt in Korinth die gegen Nauplia beftimmten Trup— 


20. 


— 


pen. Anſprache an dieſelben: 

„Mit tiefem Kummer habe ich vernommen, daß Leute, welchen ich ben 
Ehrentitel „Soldaten“, den auch Ihr führet, nicht mehr geben will, daß 
dieſe Leute, ſage ih, bie militärifche Ehre durch die Empörung befledten. 
Diefe Leute wurden untreu der Verfaffung und ben Gefegen, welche zum 
Wohle und Nugen des Vaterlandes dem Soldaten Treue und Gehorſam 
gegen den König, den oberjten Befehlshaber der Armee, zur erften Pflicht 
machen. Indem ich Euch berief, um die Abgefallenen zum Gehorfam zu: 
rüdzuführen, babe ih Eud die Ehre der griechifchen Armee anvertraut. 
Durh Eure Ehre und Tapferkeit wird der Makel entfernt werben, mit dem 
Jene die Ehre derjelben befledt haben: Mit Freude verfündige ich Euch, 
daß mein ganzes treues Volk fich erbietet, mit Euch zu handeln, kämpfend 
für bie bejtehende Regierung, in welder es mit Recht die ficherfte Bürg— 
ihaft feines Glüdes in der Gegenwart und feines Ruhmes in der Zu: 
funft fiebt.* 

Die Kegierungstruppen unter General Hahn treffen vor Nauplia ein 
und beginnen die Belagerung. 


1. März. Proclamation des Königs an bie Hellenen: 


„ . . . Den einzigen Troft, welden zu empfinden mir in biefer fchmerz: 
lichen Lage beſchieden war, ift, Hellenen, obne Zweifel die einmüthige Miß— 
billigung, welde diefe vom Wahnfinn hervorgerufene Bewegung bei Euch 
erfahren, die Enfrüftung, womit fie Eure Herzen erfüllt bat, und bie eifrige 
Beihilfe, welche Ihr allerfeits dem Schuge der Legalität gegen die Anarchie 
zu widmen Gud, bereit zeigtet. 

Ich fühle daher das Bedürfniß, Euch dafür aus der Tiefe meiner Seele 
zu danfen, Euren Batriotismus feierlich zu proclamiren, und meinen edlen 
Stolz, über ein ſolches Volk zu regieren, öffentlich fund zu geben. 

„So bandelnd, habt Ihr mir Gerechtigkeit widerfabren laffen, habt Ihr 
Euren wahren Jnterefjen in der würdigſten Weife Nechnung getragen. Ihr 
wißt, daß ich mein Loos mit dem Eurigen als identifch betrachte, daß meine 
Zufunft in der Eurigen aufgeht. Für Euch babe ich Baterland, Eltern, 
Verwandte, ein rubiges und unabhängiges Leben verlaffen. Seit diefer Zeit 
bat nie ein Euren Intereffen fremder Gedanke in meinem Geile Plag ge: 
funden, feit diefer Zeit war mein Etreben auf nichts Anderes als auf die 
Gründung und Beeftigung Eures Glüdes und Eures Ruhmes gerichtet. 
So wie Ihr, babe auch ich begriffen, daß unfer theures und zu jeder Zeit 
ruhmvolles Vaterland von Gott dem Allinächtigen zu einem glänzenden na— 
tionalen Leben in ber Zukunft beftimmt ift; daß in unferem Echooße die 
innere Spaltung und die Zwietracht ber eigenen Elemente weniger als ir: 
gend wo anders einen Grund des Beſtehens für fich haben; endlich daß, 
wenn immer und überall die Einheit und die Eintracht die Nationen retten 
und groß machen, bdiefe Tugenden nah dem Willen Desjenigen, welcher die 
Gefchide der Völker in feiner Hand hält, von uns jelbft ausgelibt werben 
müffen, wenn wir uns nicht unberebenbaren Webeln ausfegen wollen. 

„Durh Euer Benehmen habt Ahr bewiejen, daß Ihr Alles dies richtig 
beurtheilend und würbdigend, nur in der Ordnung und in der Legalität, in 
der Herrſchaft der Gerechtigkeit und in der conftitutionellen Wirkfamfeit der 
efeglihen Etaatsgewalten die Eicherheit, die Wohlfahrt und den Fortſchritt 
* daß Ihr nicht einem illegitimen Ehrgeize oder dem Geiſte des Um— 
ſturzee gleich einem Spielballe dient und Euch dahin verführen laßt, mit 
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Euren eigenen Händen den Frieden ber Gegenwart und bie Hoffnumgen kt 
Zukunft zu zerſtören. 

„Hellenen! Verharret in diefen edlen Gefinnungen, welche zugleich pe: 
trietifh und Eurer würdig find. Umgebet mit wechieljeitiger Treue und 
Liebe den Thron, mit welchen Euch die Eide von 1832 und 1844 unauf- 
löslich verbunden baben, und welchen das öffentliche Bewußtſein als du 
ſicherſte Garantie Eurer Autonomie und Eurer Beſtrebungen betradtet. 
Seid verfihert, daß Euer König, welcher die Autorität der Geſetze einzig 
und allein zum Wohle des Volkes bewacht, ſich als Later aller Griechen 
fühlt, daß feine wäterlihe Zärtlichkeit, welde mit Freuden die guten Hand: 
lungen belohnt, und mit betrübtem Herzen die fhlechten beftraft, die Straft 
fein auf die durch das allgemeine Anterefje gebotene äußerfte Gränze zu 
beichränfen weiß.“ 


13. März. Die Königlichen nehmen die Außenwerfe von Nauplia. Aufſtand 
auf der Anfel Syra. : 
14. „ Amneftiebegehren ber aufftänbiichen Officiere in Nauplia: 
„Wir Unterzeichnete beichließen auf AZufchrift des Generalmajor Hahn 
vom Heutigen: Wenn Se. Maj. allgemeine Amneitie ohne Ausnahme A 
len gibt, übernehmen wir es, bie Feſtung zu übergeben, um fo mehr als 
Givil- und Militärperfonen die Waffen nicht ergriffen, um gegen bie bel. 
Perion des Königs zu fechten, fondern zur Bertbeidigung der Rechte ter 
Nation, wie fie einft auch von des Königs Maj. refpectirt worden waren. 
Die Militärs und die Bürger von Nauplia find von der hoben Idee dee 
Glücks des ganzen Stammes der Hellenen durchdrungen; diefe Idee verlan: 
gen fie zu verwirflichen, zu jeder Etunde bereit, auch ben legten Blut 
tropfen für ihren König zu vergießen. Im Berweigernngsfalle jeben wir 
uns mit Trauer im Herzen in die Nothwendigkeit verſetzt, bis zum letten 
Augenblid Widerftand zu leiften, was vielen Taufenden von Weibern und 
Kindern, welhe in Nauplia fich befinden, zum Untergange nereichen wird. 
Sollte der Generalmajor Habn für diefen Fall nicht mit Inſtructionen vor 
ſehen fein, jo verlangen wir, daß Gegenmwärtiges an Se. Maj. den König 
überjendet werde.“ 
Das Begehren wird von ber Regierung zurückgewieſen. 


17. „ Unterwerfung der Infel Syra. 


20. „ Der König erflärt fi bereit, wenn ihm Nauplia jofort wieder überliefert 
werde, den Aufftändifchen mit Ausnahme von 19 namentlich bezeichneten 
Perfonen (12 Militär- und 7 Givilperfonen) volle Amneſtie zu ertheilen. 
Die Aufftändifchen verwerfen das Anerbieten. 

29, „ Auffände in Santorin und Naros werden umterdrüdt. Demonfira 
tionen in Kypariſſa, Kalamata und Navarin. Schluß der Sefjion beider 
Kammern, nachdem fie 1 Mill, Dramen zu Unterdrüdung des Aufftandet 
bewilligt haben. 


>. April, Engliſche und franzöſiſche Schiffe treffen vor Nauplia ein, um 
re aus der Feſtung aufzunehmen und jo die Uebergabe zu er 
eichtern. 


19. „ Der König ordnet die Errichtung von Natienalgarden an und be 
ruft die Kammern auf den 17, Mai wicder cin. 
20. 


„ Nauplia ergibt fi endlih. Ginzug ber fol. Truppen. 
10. Mai. Das Miniftertium gibt feine Entlaffung ein. 


17. „ Eröffnung der Kammern. Verkündigung einer Ammeftie fir eimen Theil 
der Aufftändifchen in Nauplia. Fortdauer der Minifierfrifis. 
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7. Juni. Es werden zwei weitere Amneftie= und Strafmilderungsbecrete 
veröffentlicht. 
11. „ Bildung eines neuen Minifteriums unter Kolofotroni als Minifter 
bes Innern und Minifterpräfident. 


27. ww Sämmtlihe Unterfuhungen wegen Prefvergehen werben niedergefchlagen. 


7. Juli. Dei der Neuwahl des Gemeinderathes von Syra werben ber frühere 
Bürgermeifter und alle Gemeinderäthe, welde die Aufftandsproclamation 
unterzeichnet hatten, wieder gewählt. 


12. „ Die Abg.: Kammer jept eine Gommiffion zu Ausarbeitung eines neuen 
Gemeinde: und Wahlgefeges nieber. 


20. Sept. Neue Ausdehnung ber Ammeftie. Für die Entfhäbigung ber Nau— 
plianer wird die Eumme von 1,072,000 Drachmen feftgejegt. 


13. Oct. Der König und die Königin treten eine Runbreife in ben 
Peloponnes an. 

19. „ Erſter Ausbrud der Revolution in Vonizza. 

20. „ Ausbrud der Revolution in Ratras. Proclamation der proviforifchen 
Regierung der Provinz: „Bürger! Kraft der vom Bolt und vom Heere 
übertragenen Vollmacht, und in Folge der biefe Nacht eingetretenen Um: 
wälzung fowie der Suspenfion der Givilbehörden übernehmen die Unter: 
zeichneten die proviforiihe Regierung bdiejer Stadt und Provinz. Bürger! 
Wünjchen wir uns zu bdiefer heilfamen Aenberung Glück, an welcher bie 
ganze Nation ſich betbeiligt. Betrachten wir es als unfere Pflicht, bie 
Sicherheit der Bürger umd die öffentliche Ordnung zu ſchützen. Zu diefem 
Zwed rufen wir Eure patriotifche Unterftügung an, um den allgemeinen 
Zweck erreichen zu können, bis nämlich die Nation mittelft der National: 
verfammlung ſich über ihr zufünftiges Geſchick definitiv ausipricht. Bür— 
ger! Ohne Ruhe und Ordnung fünnen wir nichts Gutes erlangen und das 
erjehnte Ziel nicht erreihen. Wir find überzeugt, daß ihr Alle diefe Gefin- 
nungen tbeilt, und zweifeln daher nicht, daß ihr eifrigft mitwirken werdet, 
um die wahre öffentliche Ordnung zu fihern, für die allein das griechiſche 
Bolt, ſeit jo vielen Jahren bedrüdt, fi einmüthig erhob, um jeine mit 
Füßen getretenen Rechte wieder zu erringen.“ 

21. „ Der Kriegsminifter geht nah Kalamata, um bem König von ben ein: 
getretenen Ereignilien Kenntniß zu geben. 


22. „ Revolution ‚in Athen. Bildung einer proviferifchen Regierung 
aus dem Senator Bulgaris, dem Admiral Kanaris und dem Chef 
ber proviforifhen Regierung von Patras, Rufos. Das erfte De: 
cret desjelben erflärt die Entfeßung des Königs Otto: 


„Die Leiden des Vaterlandes haben aufgehört. Alle Provinzen des 
Königreichs und die Hauptftadt haben ihnen im Verein mit dem Heer ein 
Ende gemacht. ALS einftimmiger Beſchluß der griechiſchen Nation wird er: 
Märt und becretirt: das Königthum Otto's ift abgefhafft. Das Vice-König- 
thum der Königin Amalie ift abgeichafft. Bis zur Einberufung einer con— 
ftitwirenden Berfammlung wird eine proviforifche Regierung eingefept, welche 
aus folgenden Bürgern befteht: Demetri Bulgaris, Präfident; Gonftantin 
Kanaris und Benezelo Rufos. Eine conftituirende Nationalverfammlung 
wird fofort zufammenberufen, um die Regierung zu bilden und einen Sou— 
verän zu wählen.“ 

„ König Otto verläßt auf die Nachrichten aus bem Norden Kalamata 
und will nah Athen zurückkehren. 
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23: Oct. Proclamation ber proviforifchen Regierung „an bie Hellenen“: 


„Mitbürger! Ein politifches Syſtem, das die nationale Würde ged- 
mütbigt und zur” Sittenverderbniß geführt hat — ein Regierungsipiten, 
welches die Achtung gegen die Geſetze des Landes und das Gewiſſen br 
Bürger unterbrüdt bat, mußte die Ueberzeugungen bes griechiſchen — 
gegen ſich haben und dieſes zum Aufſtande treiben. Deshalb ha sie 
meiften Provinzen ganz fürzlidy diefes große Werk begonnen, und im diem 
Augenblide find faft alle Regierungsbezirke aufgeftanden, haben die beftehen- 
den Behörden vertrieben und, unterftügt von der edlen und tapfern Armee, 
neue Localbebörden cingefegt. Diefelbe Nothwendigfeit und berjelbe Drang 
bat in der Nadıt von geftern auf heute auch das Bolf der Hauptitabt zum 
Aeußerften gebracht, das, wetteifernd im Batriotismus mit bem Volle ber 
Provinzen, den Umfturz der beftchenden Ordnung verlangte, und die Armee, 
ein trener Wächter der von der Nation ihr anvertrauten Wahrung ber Ei: 
bestreue und Aufrechthaltung der Gefege, würdig des Namens einer griechi— 
[hen Armee, der fie ziert — hat das Unternehmen des Volkes unterftügt, 
und auf biefe Weife, durch das gemeinfchaftlihe Zufammenmwirken beider, iſt 
bie beftehende Ordnung umgeftürzt worden, indem ber bisherige Inhaber 
des Thrones von Griechenland deſſen für entfegt und bie Anrechte feiner 
Gemahlin auf die Megentichaft für aufgehoben erklärt wurden. Dagegen 
wurde eine proviforiihe Negierung eingelegt. Der Präfident der neuen Re 
gierung bildete in Folge dejfen ein Minifterium. Die Aufgabe, welche bie 
proviforifche Regierung vom Bolfe und von der Armee erbielt. beftebt ın 
ber Aufrechthaltung der conftitutionellen Monarchie, in ber Anerfenntniß der 
Ahtung und der Dankbarkeit Griechenland’s gegen die drei großen Schuß 
mächte, in der Aufrechthaltung der freundichaftlihen Beziehungen des Staa: 
tes zu allen anderen, in der jchleunigiten Einberufung der Nationalverfamm: 
fung und in der Wahrung der Ordnung und Ruhe während diefes Zeit: 
raums, indem fie die Geſetze des Staates in Kraft erhält. Diefe Prlichten 
wollen wir auch mit aller Treue und Hingebung erfüllen und find bereit, 
unfere Herrſchaft der conftituirten Nationalverfammlung wieder abzutreten. 
Damit wir aber dieſes großartige heilige Werf vollbringen, muß der Pa— 
triotismus Aller wach erbalten werden; wir rufen daher ceueren Patriotie: 
mus an und erwarten von euch nicht nur die Aufrechthaltung der Kube 
und Ordnung, jondern auch jene Selbftverläugnung , welche von jeber bie 
griehiiche Nation in den vergangenen fritifchen Zeitläuften ausgezeichnet bat, 
und fo hoffen wir, daß die nöthige Hand des Höchften, welche nie von um: 
ſerem Baterlande ſich abzog, unfere ſchwachen, aber wohlgemeinten Beftrebun: 
gen unterftügen und biefem neuen Werfe feinen Segen ertheilen wird, indem 
bee Ir neue Ordnung der Dinge zum Ruhme des griechiſchen Namens 

efeitigt.* 
„ König Dtto im Hafen von Piräus. Gonferenz mit ben Gejandten ber 
Mächte. Der König geht nah Salamis. 


24, Oct. Der König entjchließt fih, nad) Bayern zurüdzufehren, ohne 





indeß weder für ſich noch für fein Haus auf feine Nechte bezüglid 
der griechiſchen Krone zu verzichten *). een des 
Königs: 

„Hellenen! Ueberzeugt, daß nad den letzten, in einigen Theilen des Reiches 
und vorzugsweie in der Hauptſtadt ftattgehabten betrübenden Ereigniſſen 


*) Anmerf, Die Hauptdocumente, weldhe die Anfprüce des Haufe 
Wittelsbah auf den Thron Griechenland’s enthalten, find: Die Convention 
vom 7. Mai 1822, der Nddittonal= Artikel VIII. zu biefer Webereinfunft v. 
3. April 1833, und die Artikel 37, 38 und 39 der griechifchen Verfafjunge: 
urfunde vom Sabre 1844. Die betreffenden Nrtifel der Convention vom 
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Mein Berweilen in Griechenland im gegenwärtigen Augenblide die Einwoh— 
ner desſelben in blutige und fchwer zu löfende Wirren flürzgen würde, babe 
Ih Mid entichlojjen, für jegt das Land zu verlaffen, welchem Ich ftets in 
Liebe zugetban war und noch zugethan bin, und für beifen Wohlfahrt zu 
wirfen, Jch während eines Zeitraumes von faft dreißig Jahren feine Mühe 


— — — 


7. Mat 1832, welche zwiſchen England, Frankreich, Rußland und Bayern 
abaeidhlofien wurde, lauten: 

Art. 1.: Die Höfe von Großbritannien, Rußland und Frankreich bieten 
faut von den Griechen überfommener Vollmacht die erblihe Souveränetät 
über den neugebildeten griehifhen Staat dem Prinzen Friedrich Otto von 
Bapern, zmweitgebornen Sohn Er. Maj. des Königs von Bayern, an. 
Art. 2.: Se. Maj. der König von Bayern erklärt im Namen feines min: 
berjäbrigen Eohnes die Annahme der angebotenen Eonveränetät unter nad) 
ttebenden Bedingungen. Art. 3.: Der Prinz Otto foll den Titel König von 
Griechenland führen. Art. A: Griechenland foll unter ber Eouveränetät 
dee Prinzen Otto von Bayern und unter Garantie ber drei Mächte einen 
monarchiſch regierten und uuabbängigen Staat bilden, und zwar follen bie 
Bedingungen des von ben contrahirenden brei Höfen unterzeichneten unb 
von Griechenland und ber Pforte angenommenen Protokolls vom 3. Febr. 
1830 maßgebend fein. Art. 5.: Die Grenzen des griehifchen Staates fol: 
len ben laut Protofoll vom 26. Sept. 1831 getroffenen Beftimmungen ent: 
fpreben. Art. 7.: Die drei Höfe werden von diefem Augenblide an ihren 
ganzen Einfluß anwenden, um die allfeitige Anerkennung des Prinzen Otto 
von Bayern als König von Griechenland zu bewirken. Art. 8.: Die kgl. 
Würde und Krone foll in Griechenland erblich fein und fich auf die unmits 
telbaren und legitimen Nachkommen des Prinzen Dtto von Bayern er: 
fireden. Im Todesfall ginge die Krone, wenn der König Feine legitimen 
HKahfommen binterliche, auf feinen jüngeren Bruder und deſſen birecte und 
geieplihe Nachkommen und Erben nah dem Recht der Erftgeburt über. 
Art. 17.: Die drei Höfe werden der griehifchen Nation die von ihnen ges 
trofiene Wahl Er. königl. Hob. des Prinzen Otto von Bayern zum König 
von Griechenland durch eine gemeinfame Erflärung anzeigen u. |. w. 

Der Additional: Artifel VIII., von allen Gontrabenten unterzeichnet, 
lautet: „Die Succefjion in der königl. Krone und Würde in Griechenland 
in der Linie des Prinzen Otto von Bayern als König von Griechenland, 
fowie in ben Pinien der jüngeren Brüder der Prinzen Yuitpold und Adal— 
bert von Bayern, welche Linien dur den Art. 8 der Londoner Convention 
vom 7. Mai 1832 für den Fall des unbeerbten Hinfcheidens bes Prinzen 
Otto von Bayern fubftituirt find, foll in nämlicher Erbfolge nad bem Recht 
ber Erfigeburt ftattfinden. Frauen follen erft bei völlig ermangelnder männs 
licher Nahfommenfhaft in der Krone von Griechenland fuccediren u. |. w.“ 


Die einschlägigen Artikel der griechischen Verfaffungsurkunde endlich Tauten: 

Art. : „Die Krone Grtechenland’s und die mit ihr verbimbdenen 
verfafjungsmäßigen Nechte find erblich und gehen auf die directen und legi— 
timen Nachkommen in geraber Linie und nah dem Recht der Erjtgeburt 
über.” Art. 38.: „In Ermangelung von Leibeserben und geſetzlichen Nach: 
tommen des Königs Dito gebt die griechifche Krone auf den jüngeren Bru- 
der und deſſen legitime Nachkommen nad dem Recht ber Erftgeburt über. , 
Im Fall, daß auch diefer ohne Nachkommenſchaft verfterben follte, würde der 
weite Bruder König Otto's und feine legitimen Nachkommen in gerader 
inie und nad dem Recht ber Eritgeburt zur Regierung berufen fein. 
Art. 39.: „Beim Mangel eines Thronerben gemäß den vorausgehenden 
Artikeln ernennt der König feinen Nachfolger unter Zuflimmung ber Ram: 
mer der Deputirten und bes Senats," 
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und Anſtrengung ſcheute. Fern von jeder Oſtentation hatte Ich nur 
wahren Intereſſen Griechenland's vor Augen, indem Ich der materieller 
ſittlichen Entwickelung jede mögliche Aufmunterung zu Theil werden 
und beſonders darauf bedacht war, daß Jedem Gerechtigkeit würde. € 
es fih um politische Bergehen gegen Meine Perſon handelte, babe Ach 
unbegränzte Milde und Bergefien des Gefchehenen vorwalten laffen. X 
ZH nun in Mein angeftammtes Vaterland zurüdfehre, betrübt Mic 
der Gedanke an die Drangjale, von welden das Mir tbeuere Griechen 
in Folge der neuen Wendung ber Dinge bedroht wird. Sch flebe zu 
allbarınherzigen Gott, daß er ftets den Geſchicken Griehenland’s feine G 
zuwenden möge,” 


8. Nov. Ein Decret der proviforifhen Regierung beruft die Nationalı 
jammlung auf den 22. Dec. nah Athen und ordnet das active 
pafjive Wahlrecht: 

Das Gefep über die Wahl ber Deputirten vom 18. März 1844 
mit den nöthigen Dlodificationen aud für bie jetige Wahl ber Bevollm 
—— der Nation maßgebend. Jede Provinz wählt die doppelte Anzabl 
bisherigen Abgeordneten. Die im Auslande verweilenden griechiſchen 

tertbanen wählen, wenn fie die Zahl von 100 bis 1000 erreichen, einen 
vollmädhtigten, von 1000 bis 10,000 zwei und von 10,000 und mehr 

Bevollmädtigte.e Die Wahlen im Auslande erfolgen bei den griechiſt 
Conſulaten. Wahlberechtigt ift jeder Grieche, wählbar innerhalb des Köı 
reichs jeder griechiſche Bürger, der das 25. Jahr erreiht hat und 

Lande anfäjjig iſt; die Griechen im Auslande unterliegen dieſer Bert 
mung nicht. 

22.123. Nov. Wiederholte Demonftrationen in Athen zu Gunften des eng 
hen Prinzen Alfred als zufünftigen Königs von Griechenland. Aebnli 
Temonftrationen erfolgen in andern Städten Grichenland’s. Audb 
Deputation von den jonifhen Inſeln trägt dem englifhen Geſandten 
Athen den Wunſch der Bevölferung bdiejer Anfeln vor, fih an das Kön 
reich Griechenland unter dem Scepter des Prinzen Alfred anzufchließen. 


30. Nov. Ein Telegranım des griehifchen Gefchäftsträgers in London meldet & 
provif. Regterung, daß ihm Lord Ruſſell erklärt habe, die drei Mächte jei 
entfchloffen, die Verträge von 1830 und 1832, joweit fie bie drei Mäd 
unter fih und außerhalb Griechenland’s angingen, aufrecht zu erhalte 
(Nah diefen Verträgen darf fein Fürft aus den regierenden Familien d 
drei Mächte den griechiichen Thron befteigen). 


1. Dec. In Folge diefer Nachricht erläßt die proviforische Regierung ein Dean 
bas die jofortige Wahl eines Königs und zwar unter Anwendur 
des allgemeinen Stimmredts anorbnet: 

„Königreih Griechenland! Die proviforifche Regierung. In Anbetrac 
befien, daß der Wille des griechifchen Volks fih auf allen Seiten und I 
verfchiedener Weife fund getban hat, wollen wir, daß dasſelbe jelbft unmı 
telbar zur Wahl des Königs fchreite. Wir decretiren deshalb : Art. I.: Da 
griehifche Volk wird aufgefordert, den König von Griechenland dur dire 
Wahl zu wählen... .“ 


4. Dec. Gngland und Nußland verzichten gegeufeitig formell, dieſet 
auf die Kandidatur des Herzogs von Leuchtenberg, jenes auf die 
jenige des Prinzen Alfred für den griechiſchen Thron. 

5. Dec. Die proviforifhe Regierung befchließt eine Anleihe von 6 Millionen 
Dramen auszujchreiben. 


5/12. Dec. Allgemeine Abftimmung für die Wahl eines Königs und fir 
bie Wablen zur Nationalverfammlung. Der griechifche Patriarch und dr 
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Triumvir Rufos find die erften, welche in Athen ihre Stimme für ben enge 
lichen Prinzen Alfred in die Wahlurne legen. 

Dec. Die Vertreter der drei Schutzmächte in Athen zeigen der provijoris 
ſchen Regierung officiell an, fie hätten auf telegraphifchem Wege die Weilung 
erhalten, zu erklären, die drei Mächte feien darüber einig, daß die im Pros 
tecelle von 41830 jeftgefegten Beftimmungen in Kraft bleiben und England 
folglich auch für den Prinzen Alfred die ihm angetragene Krone nicht 
annehmen könnte. 


Dec. Eine Depefhe der Englifen Regierung zeigt der provifo: 
riſchen Regierung Griechenland's die Abfendung des’ Herrn Elliot 
in fpecieller Miſſion an, und daß England geneigt fei, bie joniſchen 
Infeln unter gewiffen Vorausfegungen an das Königreich Griechen: 
land abzutreten, » 


Tec. Die neugewählte Nationalverfammlung tritt in Athen zuſammen 


.„ Der engliihe Specialbevollmächtigte Elliot trifft in Athen ein und übers 
ibt der proviforifhen Regierung ein Memorandum ber Engliſchen 
Regierung bezüglich der eventuellen Abtretung der jont 
hen Jnfeln: 

„Es ift Ihrer Maj. ernfter Wunfh, zur Wohlfahrt und zum Gebeihen 
Gtiechenland's beizutragen. Die Verträge von 1827 und 1832 find ein 
Beweis von diefem Wunfd der brittifhen Krone. Die proviforiihe Regie: 
tung Griechenland’s hat, nah König Otto's Entfernung aus Griechenland, 
erflärt, daß fie die Sendung babe, für Griechenland die verfaffungsmäßige 
Monardie und friedliche Beziehungen zu allen anderen Staaten ‚aufrecht zu 
balten. Wenn die neue Verfammlung der Bertreter der grichifhen Nation 
diefer Erflärung treu bleiben, die verfaffungsmäßige Monarchie aufrecht 
halten, und jeden Angriff auf benachbarte Staaten vermeiden follte, und fall 
fie einen Souverän erwählen jollte, gegen welchen fein wohlbegründeter Ein- 
wand zu erheben wäre, fo würde Ahre Maj. in ſolchem Vorgehen eine Ber: 
deißung fünftiger Freiheit und fünftigen Glüdes für Griechenland erbliden 
finnen. In ſolchem Falle wäre Ihre Maj., um die griechiiche Monarchie 
zu flärfen, bereit, dem Senat und den Vertretern der jonifchen Inſeln ans 
juzeigen, daß Ihre Maj. den Wunjc beat, die Inſeln mit der griechiichen 
Monarchie vereinigt und einen einigen Stant mit Griechenland bilden zu 
\eben; und falls auch die jonifche Fegislatur diefen Wunſch zu erkennen ge: 
sen follte, jo würde dann Ihre Maj. Schritte thun, um dafür die Zuſtim— 
mung der Mächte zu erlangen, welche den Vertrag, wodurd die fieben joni- 
\hen Inſeln mit den dazu gehörenden Eilanden als bejonderer Staat unter 
die Schirmherrſchaft der brittifhen Krone geftellt wurden, mit unterzeichnet 
baten. Ich babe in meinen Mittheilungen über diefen Gegenftand ben 
Auftrag forgfältig zu verftehen gegeben, daß die Erwählung eines Prinzen, 
der dad Einnbild und der Vorläufer revolutionärer Unruhen oder einer ag— 
pefliven Politit gegen die Türkei wäre, jeden Verzicht auf Ihrer Mal. 
Schirmherrſchaft über die joniſchen Inſeln verhindern würde. Ihrer Maj. 
Regierung vertraut, daß die griechifche Verfammlung, indem fie einen Herr: 
ſchet für Griechenland jucht, einen Prinzen zum König erwählen wird, von 
dem fih Rückſicht für die Neligionsfreiheit, Achtung vor der verfaffungs: 
mäßigen Freiheit und aufrichtige Friedensliebe erwarten laſſen. Ein Prinz 
von ſolchen Eigenfchaften wird fi dazu eignen, das Glück Griechenland's 
im fördern, und wird mit der Freundichaft und dem Vertrauen Ihrer Maj. 
der Königin beehrt werden.“ 
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1. Dereinigte Staaten von Hordamerika. 


l. Jan. Die HH. Maſon und Slidell (Trentaffaire) ſchiffen ſich freigelaffen 
nah England ein. 

4, „ Der bisherige Kriegsminifter Cameron wird entlaffen und durch Staunten 
(Demofrat) erſetzt. 


Die große, aus mehr als 125 Schiffen beftehende Erpebition ber Union 
unter General Burnfide langt in Hatteras (Nord:Garolina) an. 

19. „ Sieg der Bundestruppen unter General Thomas über die Südbündiſchen 
* unter General Zollitofer bei Mill-Springs (Kentudy). 


b. Febr. Fort Henry (Teneſſee) ergibt ih den Bundestruppen. 

8. „ Die Bundeserpedition unter General Burnfide bejegt Roanofe Island 
(Nord:Earolina), vecupirt alle Pläge am Aibemarle Eound und zieht ben 
Ehowan: und Roanofefluß hinauf, um bie füdlihen Eifenbabnverbindungen 
von Norfolf und Richmond zu bedroben. 


18, „ Fort Donelfon (Teneflee) ergibt fi den Bundestruppen. 


2, „ Inaugural:Adrefje Sefferfon Davis’ bei feinem Eintritt als de 
finitiver Präfident des Südbundes: 


„. . . Zreu unferen friedlichen Traditionen und unferer Liebe zur Ge: 
rechtigfeit fandten wir Gommijjäre an die Vereinigten Staaten, um ihnen 
eine billige und freundſchaftliche VBerftändigung über alle Fragen bezüglich 
der öffentlihen Schuld oder des öffentlihen Eigentbums, welche ftreitig fein 
mochten, vorzuſchlagen. Allein die Regierung zu Waſhington bejtritt uns 
das Recht auf Selbjtändigfeit (self-government) und weigerte fih, Bor: 
Ihläge für eine friedliche Trennung auch nur anzuhören. Da blieb uns 
nichts übrig, als uns für den Krieg zu rüflen. Cine neue Regierung wurbe 
gegründet und ihre Mafchinerie über ein Areal von 700,000 Duadratmeilen 
in Bewegung gefegt. Die großen Principien, für welche wir alles, was dem 
Menſchen theuer it, zu wagen gewillt waren, haben für uns Eroberungen 
gemadt, die durch das Schwert nimmer bätten erreicht werben können. 
Unjere Gonföberation ift von 6 bis auf 13 Staaten gewachſen und Mary: 
land, bereits vereinigt mit uns durch heilige Erinnerungen und materielle 
Intereſſen, wird, wie ich glaube, jobald es —* Stimme frei wird erheben 
können, fein Schidjal mitdem Süden verbinden. „... Obwohl der Kampf 
nod nicht beendigt ift und die Strömung fih in dieſem Augenblide gegen 
und gewendet hat, kann das ſchließliche Ergebniß zu unſeren Gunften doch 
nimmermebr zweifelhaft fein. Die Zeit it nicht mehr ferne, wann ber 
Norden unter der Laft feiner Schulden, die noch auf die zufünftigen Ges 
ſchlechter drücken wird, erliegen muß. Hat die Anerkennung der angeblichen 
Dlofade dur das Ausland und des Verkehrs mit dieſem beraubt, fo ers 
reihen wir durch fie allmälig den Vortheil, daß wir unabhängig für unfere 
Bedürfniſſe auflommen fünnen. Die bei dem jekigen Rampe ins Spiel 
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ezogenen Intereſſen find nicht auf den Süden allein bejchränft. Die gan 

elt ift an der Erfchließung der Südhäfen betbeilig.. Sind dieſe erit an: 
erkannt, fo werben fie den Fabrifaten des Auslandes die allergünftigiten Märtu 
eröffnen. Baumwolle, Neis, Tabad und Zuder würden verlodende Tauſch 
artifel fein, Die Negelmäßigfeit der Produftion würde durch eimen Kriet 
nicht unterbrohen werden. Die Macht der Konföderirten wäre ftarf genug 
um jede VBerfuhung zu einem Angriffe auf diejelbe ferne zu halten, und dw 
Natur der ſüdlichen Produfte würde der Bevölkerung ein zu großes Inte 
refje am Verkehr mit dem Nuslande verleihen, um diefen unnüger Were zu 
ſtören. Die Verfaſſung geftattet feine Eroberungsfriege. Bürgerkriege hal 
in einem aus freiwillig zufammengetretenen Elementen beftebenden Staatı 
unmöglich, doch vermindert dieſe freiwillige Einigung nicht die Sicerkeil 
der etwaigen, mit fremden Nationen eingegangenen Verpflichtungen. Xi 
die ſüdlichen Staaten fi trennten, erboten fie jich zu einer bılligen, ent: 
ſprechenden Uebernabme ber Verpflichtungen der Unionsregierung. est, in 
der dunfelften Stunde des Kampfes, tritt eine permanente Regierung an du 
Stelle der proviforiihen. Nach einer Reihe von Erfolgen und Eiegen haben 
wir in neuefter Zeit bedeutende Nachtheile erlitten, ift jedoch das Volf ernß 
entichlofien, frei zu jein, dann wird es durch biefe Schidjalsjchläge zu neuem 
Anftrenguugen angejpornt werden“. 


22. Febr. Botſchaft des Präfidenten Jefferfon Davis an ben Senat und 


das Abg. Haus des Südbundes Über die Lage desfelben: „. . . Als die Von— 
föderation gegründet wurde, waren die Staaten, die fie umfaßte, in da 
Verfolgung ihrer befonderen Beihäftigungen begriffen und großeniheils ale 
Mittel baar, um den Krieg auf einem fo riefenhaften Fuße, wie er ihn jet 
erreicht bat, zu führen. Die Werkftätten und die Arbeiter waren "meift in 
den nördlichen Staaten zu finden und eine der erften Pflichten , die diele 
Regierung oblagen, bejtand darin, die notbwendigen Manufaftureien zu 
ründen, und inzwijchen alles, was zur Öffentlichen Vertheidigung erforder: 
ich war, fo weit möglih dur Kauf von Außen zu beſchaffen. . . De 
Kriegsrüftungen unter den Nationen Guropas im April v. J., zu melde 
Zeit unfere Agenten zuerft ins Ausland gingen, verurfachten unausweichlide 
Zögerungen in der Anſchaffung von Waffen, während der Mangel an ent 
lotte unferen Anftvengungen, Kriegsmittel aller Art einzuführen, im Bey: 
and... . Es bält außerordentlich fchwer, genaue Angaben über die Zab! 
unferer Streitkräfte im Felde zu geben. Im allgemeinen mögen fie zu 4 
Regimentern Infanterie mit verbältnigmäßtger Gavallerie und Artillerie an: 
genommen werden. . . . Das Volf der conföderirten Staaten war ale em 
weſentlich Agrikultur treibendes bei Beginn des Kampfes ohne Ehiffswertl, 
ohne Material für Schiffsbau, ohne erfahrene Mechaniker und Geeleute in 
genügender Zahl, um die ſchnelle Schöpfung einer Flotte zu einer prafti: 
ſchen Aufgabe zu machen, felbft wenn die Mittel dafür zureihend angewicſen 
geweien wären. Troß unferer befchränften Hilfsmittel ift, wie der Beridl 
des Marineminifters Ihnen zeigen wird, ein befriedigender Anfang gemadt, 
und wird eine genügende Zahl und Art von Schiffen bald bergejtelt jein, 
um der viel gerühmten Gontrolle des Feindes Über unfere Gewäfler entgegen 
zu treten... Unfer finanzielles Syſtem bewährte ſich als zureihend, UM 
allen Bedürfnijien der Regierung zu genügen, troß der unvorbergeiebenen 
und fehr bedeutenden Zunahme der Ausgaben in Folge der Vermehrung 
der nothwendigen Bertheidigungsmittel. Der Bericht des Finanzminiftere 
wird die erfreuliche Thatfache ergeben, daß wir feine ſchwebende Sdult 
haben und daß die ganze Jahresausgabe der Regierung nur 175 Mil. Del. 
betrug, nicht der dritte Theil der Summe alfo, welde der Feind in fruch⸗ 
loſen Verſuchen, uns zu unterjochen, vergeudet bat, und weniger als M 
— eines einzelnen Exportartikels, die Jahreserndte der Baumwolle, be— 
trägt. . .* 
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2. Febr. Der Senat verwirft den Antrag feiner Commiſſion bezüglich der ſchwe— 
benden Unterhandiungen mit Merico. Präfident Lincoln verfagt in Folge 
daven den von dem Norbamerifaniichen Gefandten Gorwin mit der Mert: 
caniſchen Regierung vereinbarten Bertragsentwurf und zieht die demjelben 
früher ertheilten Juſtruktionen zurück. 


3. März. Die Unionsregierung erflärt fih gegen die Jdee ber Errichtung einer 
Monardhie in Merice. 

Depeſche Sewards an die Gejandten in Paris, London und 
Madrid: „Wir gewahren Anzeichen von einer in Europa ſich verbreiten: 
den Meinung, daß die von fpanifchen, franzöfifhen umd englifchen Streit: 
kräften unternommenen Demonftrationen gegen Merico in diefem Lande eine 
Revolution hervorrufen könnten, welche dann zur Ginführung der monar: 
chhiſchen Staatsform umd zur Uebernahme der Krone durd einen fremden 
Prinzen führen dürfte. Unfer Land iſt tief betheiligt bei Erhaltung des 
Weltfriedensd und wünſcht in allen feinen Beziehungen ſowohl zu den Ber- 
bündeten als zu Merico jeine Loyalität zu bewahren. Deshalb bat ber 
Fräfident mich beauftragt, feine Anfichten über die neue Wendung der Dinge 
beiden Theilen darzulegen. Derſelbe batte ſich verlafien auf die Verfiherung 
der Allürten, daß fie feine politifhen Zwecke, fondern lediglich die Abjitel- 
lung von Bejchwerden bezwedten. Er bezweifelt nicht die Aufrichtigkeit der 
Verbündeten, und jein Vertrauen in dieje ibre redlichen Abfichten, wenn 
dasjelbe hätte erjchüttert werden können, würde wieder befeftigt worden fein 
dur die augenjceinlich im ihrem Namen gegebenen Auftlärungen, daß 
nämlich die Regierungen von Spanien, Frankreich und England nicht inter: 
veniren wollten, um eine Beränderung der beitebenden Berfaffung in Merico 
oder irgend eine mit dem Willen ded mericanifchen Volkes in Widerjpruch 
ftehende politihe Umwandlung berbeijufübren. In der That nimmt er 
an, daß die Verbündeten einftummig find in der Erklärung, daß die beab— 
ſichtigte Nevolution in Mexico allein von mericanifcen Bürgern in Europa 
betrieben wird. 

Nichtsdeſtoweniger hält der Präfident es für feine Pflicht, den Verbün⸗ 
deten in beſter Abſicht und mit vollem Freimuthe ſeine Ueberzeugung dahin 
auszuſprechen, daß feine monarchiſche Regierung, welche in Gegenwart frem— 
der Flotten und Armeen in Merico errichtet werben könnte, die geringite 
Ausſicht auf Sicherheit und Dauer haben und zweitens, daß die Unbeftän: 
digkeit einer ſolchen Monarchie noch vergrößert werden wirde, mern ber 
Thron einer Perfon nicht:mertcanifcher Abkunft zugedacht werden follte, fo: 
wie endlich, dag unter felchen Verhältniſſent die neue Berfafliung alsbald 
wieder umjtürzen müßte, es fei denn, daß fie fich auf europäiſche Allianzen 
ſtüßen könnte, welche den Anfang einer dauernden Politif bemaffneter euro: 
paͤiſch-⸗ monarchiſcher Intervention bilden würden, einer Politik, welche für 
das auf dem Gontinent von Amerifa vorberrfhende Verfaſſungsſyſtem ver: 
iepend und praktiſch demſelben feindlich fein müßte. Ein folher Zuftand 
würde eher als der Anfang, denn als das Ende der Revolution in Merico 
zu betrachten fein. 

„Diefe Anſchauungen beruhen auf einiger Kenntniß der politifchen Gefühle 
und Gewohnheiten der amerikaniſchen Geſellſchaft. Es unterliegt feinem 
Zweifel, dag im joldem Falle die dauernden Intereſſen und Sympathien 
unſeres Landes mit den übrigen amerikaniſchen Republiken Hand in Hand 
geben würden. Es ift nicht die Abficht, bei diefer Gelegenbeit ben Gang 
vorher zu jagen, welden fowohl auf diefen Gontinent als in Europa die 
Greignifje in Folge des fraglichen Vorhabens nehmen würden. Es genügt 
zu jagen, daß nach der Meinung des Präfidenten die Emancipation biejes 
Gontinents von eüropäiſchem Einfluß der bervorftchende Zug in der Ge: 
ſchichte des letzten Jahrhunderts gewefen iſt. Es ift nicht wahrſcheinlich, daß 

23 


354 


Amerika. 


eine Revolution entgegengejeßter Richtung in dem unmittelbar folgenben 
Jahrhundert erfolgreich fein werde, während die Bevölkerung Amerifa’s im ic 
rafcher Zunahme begriffen ift, die Hülfsquellen des Landes fih cben jorait 
entwideln und die Geſellſchaft ſich ftetig auf den Grundlagen demofratijcher 
amerifanifcher Verfaſſung bildet. Much ift es nicht nötbig, den Allirten Die 
Unwahrjcheinlichkeit vor Augen zu führen, daß die europäiſchen Nationen 
ftetig eine, eine ſolche Contre-Revolution begünjtigende Politik ihren eigemen 
Intereſſen entiprechend finden werden, oder darauf binzumeifen, daß, moie 
jehr die Verbündeten bemüht fein mögen, zu vermeiden, daß fie die Hilfe 
ihrer Land: und Seemadt einheimiſchen Revolutionen in Merico leiben, 
body das Reſultat auf die, wenn auch zu anderem Zwecke untenommene 
Unwejenbeit diefer Streitkräfte zurüdzuführen fein würde, da es als gewiß 
gelten muß, daß ohne deren Gegenwart eine ſolche Revolution wahrſchein lich 
nicht eingetreten, ja jelbit nicht gedacht worden fein würde. 

„Allerdings hat der Senat der Bereinigten Staaten feine verfafiung®: 
mäßige Zuftimmung zu den beflimmten Maßregeln nicht gegeben, welche der 
Präfivent vorgejhlagen hatte, um der beftebenden Regierung von Merico 
unfere Mriterftügung zu dem Zwecke zu leihen, bamit diejelbe, mit Zujtim- 
mung der Verbündeten, von ibren gegemmärtigen BBerlegenbeiten befreit 
werde. Died ift indejlen nur eine Frage der inneren Verwaltung. Es 
würde jehr verkehrt jein, diefe Nichtbilligung als ein Zeichen anzujeben, ba 
innerhalb diefer Regierung oder unter dem amerifanijchen Volle eine ermit- 
liche MReinungeverfaiehenkeit in Beziehung auf die herzlichen Wünfche für 
die Sicherheit, das Gedeihen und die Dauer des republikaniſchen Spitems 
in diefem Lande bejtehe”. 


6. März. Präſ. Lincoln trägt behufs allmäliger Abjhaffung der Sfla- 


verei, zunächſt in den fogenannten Grängftaaten, beim Congreß darauf an, 
zu beſchließen: 

„daß die Vereinigten Staaten mit jedem Etaate, der eine allmäliae 
Aufhebung der Sklaverei beſchließen mag, zuſammenwirken, indem fie einen 
folden Staat mit Geld unterftügen, das von demjelben nach feinem Gr: 
meften zur Ausgleihung der Öffentlichen und privaten Unzuträglichfeiten ver: 
wendet werden mag, die durdy einen ſolchen Syſtemwechſel bervorgebradt 
werden Fünnen“, 

Botſchaft des Präfidenten: „... Wenn ber in der Reiolution 
enthaltene Vorſchlag die Billigung des Gongrejles und des Landes nicht er: 
hält, jo bat e8 fein Bewenden; wenn er aber ſolche Billigung findet, dann 
balte ih es für wichtig, daß die unmittelbar betheiligten Staaten unb Be: 
völferungen ſofort bejtimmt von der Thatfahe in Kenntniß gefeßt werben, 
damit fie zu erwägen beginnen mögen, ob fie ihn annehmen oder verwwerfen 
ſollen. Die Bundesregierung würde an einer folhen Maßregel, als einem 
ber wirfjamjten Mittel der Selbfterhaltung, im höchſten Grade interefltr 
fein. Die Leiter der beftehenden AInfurreftion tragen fi mit der Hoffmuna 
daß die Regierung fchließlich genöthigt fein werde, die Unabhängigkeit eines 
Theil® des umzufricdenen Gebiets anzuerkennen, und daß alle Sklaven ftaaten 
nördlih von jolhen Gebieten fagen werden: „Da die Union, für die mir 
gefämpft haben, bereits hinüber ift, jo wollen wir nunmehr mit der füb: 
lichen Seltion gehen“. Cie diefer Hoffnung berauben, endet wejentlich bie 
Rebellion, und die Einweihung der Gmancipation zeritört dieſe Hoffnung 
vollftändig, da es fich für alle Staaten, bie fie einmweiben, nidht darum banbelt, 
dag ſämmtliche Staaten, welche Sklaverei dulden, fehr bald, wenn überhaupt, 
Emancipation anbahnen werden, fondern darum, daß, während das Aner— 
bieten gleihmäßig allen gemacht wird, die nörblihern Staaten es burdh eine 
ſolche Anbahnung den füdlihern Mar machen, daß in kelnem Falle die er: 
ftern ſich den lektern in ihrer vorgeſchlagenen Gonföderation amfdlichen 
werden. Ich fage „Anbahnung“, weil nah meinem Dafürhalten allmälige 
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und nicht plöglide Emancipation für alle befier if. Vom rein finanziellen 
oder pecuniären Gefichtspunfte aus können alle Mitglieder des Gongrefies 
mit den Genjustabellen und den Schatzamtberichten vor fich leicht jehen, wie 
bald der laufende Aufwand diefes Kriegs um einen anftändigen Preis alle 
Sklaven in irgend einem Staate erfaufen würde. Gin jolder Vorſchlag 
feitens der Bundesregierung räumt der Bundesgewalt fein Recht ein, mit 
der Sflaverer innerhalb der Grenzen eines Staats fih zu befafien, indem 
die abjolute Entjheidung über die Same in jedem Falle dem unmittelbar 
betbeiligten Staate und feiner Bevölkerung überlafjen wird. Sie iſt als eine 
Sade ihrer völlig freien Wahl in der Jahresbotihaft vom legten December 
bungefteut worden. Ich hielt es für angemejjen, zu jagen: „Die Union muß 
erhalten und deshalb alle unabweisiichen Mittel angewendet werden.“ Sch 
jagte das nicht haſtig, jondern mit Vorbedacht. Krieg ift ein unabweisliches 
Mittel zu diefem Ende geweien und wird es bleiben. Eine praftifche Wieder: 
anerfennung der nationalen Autorität wiirde den Krieg unnöthig machen 
und er würde jofort aufhören. Wenn aber der Miderftand fortoauert,, fo 
muß auch der Krieg fortdauern, und es ift unmöglid, alle die Zwiſchenfälle, 
die ihn begleiten, all das Berderben, das ihm folgen mag, vorauszuſehen. 
Solche Fälle, welche unabweislich erjcheinen oder augenfällig große Wirk: 
jamfeit zur Beendigung ded Kampfes verjprechen mögen, müſſen und wer: 
den eintreten. Obwohl bie jet gemachte Propofition nur ein Vorſchlag ift, 
jo boffe ih bob, man wird feinen Anſtoß nehmen, wenn man fragt, ob 
die angedeutete pecuniäre Nüdficht für die Staaten und Privatperfonen nicht 
von größerem Werthe ift, als die Anftitution und das Eigenthum darin 
beim gegenwärtigen Etand der Dinge. Während es wahr ift, daß die Ans 
nahme der vorgejchlagenen Refolution nur eine einleitende und nicht in ſich 
jelbft eine praftijhe Maßregel fein würde, wird fie in der Hoffnung em: 
pfoblen, dag fie bald zu wichtigen Grgebniffen führen würde. In voller 
Würdigung meiner großen VBerantwortlichfeit gegen meinen Gott und mein 
Land, bitte ich dringend um die Beachtung dieſes Gegenftandes ſeitens bes 
Gongrejied und bes Volks.“ 


6.—8. März. Siegreihe Gefechte der Bundestruppen unter Siegel bei Pea-Ridge 


(Artanjas). 


I, März. Seegefecht zwiſchen den Panzerfhiffen Merrimac und 


10, 


11. 
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Monitor auf der Rhede von Norfolk. Gewaltiger Eindruck dieſes 
erſten Seegefechtes von Panzerſchiffen in Europa. 

„ Die Bundesarmee rückt bis Manaſſas vor, das die Armee bes Süd— 
bundes verlafien, nachdem fie alles verbrannt und die Brüden zerftört hatte. 
Der Rüdzug der Südbundsarmee wird für ein ſtrategiſches Meifter: 
werk gehalten, 

» Das Repräf.:Haus genehmigt die Sflavenemancipations:Bill 
des Präfidenten (v. 6. März) mit 88 gegen 31 Stimmen. 


» Die Unionstruppen bejegen Florida. 


» Zagsbefehl M'Clellans an die Potomac:Armee: 

„Ih habe Euch bisher untbätig gelafien, damit Ihr ber Rebellion ben 
Todesftop verfegen möget. Es mußte eine furdtbare Artillerie geſchaffen 
werden, und die Potomac:Armee ift jetzt cine wirkliche Armee, prachtvoll in 
ihrem Materiale, wunderbar in Zufammenfegung und Mannszucht, herrlich 
bewaffnet und ausgerüftet. Der Moment zur Action ift gefommen. . 


18, März. Die Expedition Burnfide's nimmt Newbern in Norbcarolina. 


23, 


» Gefecht bei Windeiter im Birginiathal; General Jadjon wird von ben 
Unionstruppen zurüdgeworfen. 

» Der Senat votirt 13 Mil. Doll. für den Bau von Panzerſchiffen. 

» Die Unionstruppen unter Gen. Mitchell befegen Hauteville in Alabama. 
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1. April. Die Erpedition gegen Neworleans beginnt ihre Operationen. 

5. „ Ankunft der Unionsarmee unter M’Elellan vor Yorktown. Belagerung 
Vorktowns. 

6.77. „ Schlacht bei Pittburg-Landing in Teneſſee; die Armee des Suͤdbundes 
unter Gen. Beauregard zieht ſich in ihre Verſchanzungen bei Korinth zurüd. 

8. „ Imfel Nr. 10 ergibt fih den Unionstruppen; der Miſſiſſippi ftebt Dadurd 
ben Unionstruppen bis Memphis offen. 

411. „ Fort PBulasft in Georgia ergibt fi den Anionstruppen. 

418. „ Der Präfident unterzeichnet in Webereinitimmung mit beiden Häuſern des 
Congreſſes die Acte, durch welche die Sklaven im Diftrifte Columbia (Wat: 
bington) emantcipirt werden follen. 

19. „ Die Potomacflotille it den Rapahannokfluß binaufgefegelt und befegt 
Tappahannok ohne Widerjtand, 

24. „ Während M’GClellan Yorktown belagert, rüdt M'Dowell über grederifsburg 

gegen Richmond vor und parallel mit ibm Gen. Banks über Nemmartet 

und Sparta. 

Die Bundesflotte hat nach jehstägigem Bombardement die unterbalb New— 
orleans gelegenen Forts zum ——— gebracht und führt jiromanfmwärts. 
. Gen. Butler jegt 4000 Mann an’s Yand, 

26. „ Neworleand ergibt fib den Bundestrupen, nachdem ber jüd 
bündiiche Gen. Lovell die Stadt mit feinen Truppen geräumt batte. 


28. „ Die Gongreßmitglieder des Südbundes verlajjen größtentbeilt das von der 
Bundesarmee bedrobte Richmond, 


3. Mai, Die Truppen des Südbundes räumen Yorktown und MWilliamsburg 
(6. Mai) und ziehen fih über den Chicahominy zuräd. 


9. „ Ein Tagesbefebl des General Hunter erflärt anf Grund des Kriegsrectet 
alle Sklaven in Siüdcarolina, Florida und Georgien frei. 


410. „ Die Südbündiſchen fprengen die Panzerfregatte Merrimac jelbjt in die Luft 


19. „ Rräi. Lincoln desavouirt die Proclamation des Generals Hunter v. 9. Mai: 

„ . . .· In Erwägung, daß diefe Proflamation Aufregung und Miß— 
verjtändniffe hervorruft, proffamire und verfünde ih, Abraham Lincoln, 
Präfident der Vereinigten Staaten, daß die Negiernug der Vereinigten Staaten 
weder wußte nody abnte, daß General Hunter die Abſicht hegte, eine folde 
Proctamation zu erlaffen; ebenfowenig bat fie bis jet cine autbentifche 
Kunde, dab das Schriftſtück echt ift. Ferner ift weder General Hunter, noch 
irgend ein Anderer von dev Negierung der Vereinigten Staaten ermächtigt 
worden, eine Proclamation zu erlaffen, welde die Sflaven irgend eines 
Staates für frei erklärt, und die in Rede ftehbende Proflamation, fei fie 
nun ect oder falſch, it durdaus ungültig, jo weit es jene Erklärung au: 
belangt. Ich made ferner befannt, daR ich die ragen: ob mır als 
Oberbefehlshaber der Armee und Flotte die Befugniß zuftcht, die Sklaven 
in irgend einem Staate oder in mebreren Staaten für frei zu erflären, 
und ob die Ausübung folcher etwaigen Befugnig zu irgend einer Zeit 
oder im irgend einem Ile zur unerläßlihen Nothwendigkeit für die Cr: 
haltung des Nationalbeftandes geworden ift — fraft meiner Verantwortlic: 
feit meiner eigenen Erwägung vorbebalte, und daß ich mich nicht berechtigt 
fühle, diefe Fragen der Enticheidung der im Felde ftehenden Militärbefebls: 
baber zu überlajien. Diele Fragen find ganz verfchieden von Rolizeiverord: 
nungen für Armeen und Feldlager, Am 6. März empfahl ich im einer 
Spezialbotichaft den Gongreffe die Annahme einer Erflärung, dahin: „„daß 
die Regierung ber Vereinigten Staaten in jedem Gtaate, welder eine all 
mälige Abjhaffung der Sklaverei einführen will, ihre Mitwirkung leihen 
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werbe, indem fie ſolchem Staate eine Vergütung für die durch ſolchen Syftem« 
wechjel entjtehenden öffentlichen und privaten Ungelegenbeiten anbiete.““ 
Der Beihluß wurde von beiden Häufern des Congreſſes mit großer Mebrs 
beit angenommen, und ſteht jet da als ein autbentifcher, unzweideutiger 
und feierlicher Borfchlag der Nation an die Einzelftaaten und an das in ber 
Sache unmittelbar betbeiligte VBolf. An das Volk diefer Staaten richte ich 
nunmehr meinen ernjtliben Mahnruf. Ich führe feine Gründe für bie 
Mapregel an; Ihr felbft werdet Euch diefe Gründe Mar maden fönnen. 
Ahr Fönnt, felbit wenn Ihr wollte, gegen die Zeichen der Zeit nicht blinb 
jein. Ih erſuche Euch inftändig um eine rubige und umfichtige Erwägung, 
welhe fi weit über perfönliche und politische Barteirüdfichten erheben follte. 
Diefer Vorjchlag ladet zu gemeinfamem Handeln für einen gemeinfamen 
Zweck ein: er macht Niemanden einen Vorwurf. Er fpielt nit ben Pha: 
rifäer. Der Wechfel, welchen er beabfichtigt, würbe milde wirfen, wie ber 
Thau des Himmels, er würde nichts gewaltfam zerreißgen, er würde nichts 
zertrümmern. Wollt Ihr beim Vorſchlag fein Gehör ſchenken? In der ganzen 
Vergangenheit ift durch eine einzige Anftrengung nicht jo viel Gutes bewirkt 
worden, wie von ber göttlihen Vorſehung jegt in Eure Hände gelegt if. 
Möge die ferne Zufunft nicht zu beklagen haben, daß Ihr bie günſtige Ge: 
legenheit verfäumt habt.“ 

2I. Mai. Die Bundespanzerflotte fährt den Jamesfluß hinauf, doch ohne viel 
auszurichten. Die Vorhut M’Elellans ift bis 15 Meilen vor Richmond 
vorgerüdt. 

25. „ 15,000 Mann Truppen des Sübbundes greifen Gen. Banks bei Wincheſter 
an; Banks gebt über den Potomac zurüd und wird von Pirginien bis 
Marpland verfolgt. Schreden in Washington. 

7. „ MDowell ift über den Rapahannok gegangen und bis 6 Meilen über 
Frederiksburg vorgerüdt. 

39.31. Mat. Schlahten um Rihmond bei Seven Pines und Fair Dale. 
Beauregard greift an und wird zurüdgetrieben, 

HM. Mai. Die Südbündifhen haben Korinth (Teneffee) geräumt und fih nad 
Grand Junction und von da ſüdwärts zurüdgezogen. Gen. Banks rückt 
wieder in Virginien vor. 
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8. Juni. Gefecht bei Cross Keys (im Shenanboathale). 

10. „ Bernichtung der ſüdbündiſchen SKanonenbootflotilfe und Uebergabe von 
Memphis (am Mifliffippi) an die Bundestruppen. 

16. „ Schlappe der Bunbestruppen bei Charlefton (in Sübcarolina). 

18. „ Vicksburg (am Mifliffippi) wird von einem Unionsgefhwabder umjonit 
belagert. 

%. „ Beide Häufer des Congrefies haben mit entfchiedener Majorität ein Geſetz 
genehmigt, das die Sclaverei in allen fog. Territorien ber Union unterfagt: 

„Damit bie Freiheit aller Orten, wo der Bund die Macht hat und bie 

Befugniß, einzugreifen, das Grundgejeß (fundamental law) des Landes jei 
und ewig bleibe, wird verordnet: daß vom Erlaß gegenwärtigen Geſetzes an 
in feinem jegt beftehenden, oder künftig zu bildenden, beziehungsweife zu 
erwerbenden Bundesterritorium die Sclaverei oder unfreiwillige Dienitbarkeit 
eriftiren foll, ausgenommen als Strafe für Verbrechen, deren ber Inculpat 
in aller Form Rechtens ſchuldig befunden worden ift.“ 

%. „ Präf. Lincoln verfügt die Vereinigung ber drei Armeen unter Fremont, 
Banks und M’Dowell zu Einer Armee unter General Pope. . 

2%. Juni bis 2. Juli. Schladten um Richmond. M’Clellan wird gejchlagen 
und muß fich zurüdzieben.. 
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16. Juli. Die Mehrbeit der Gongreßmitglieber aus den Grenzftaaten (Rentudy, Birgü: 
nia, Mifjouri, Teneffee und Maryland) lehnt den an fie gerichteten dringenden! 
Aufruf*des Präfidenten zu Gunften einer durchgreifenden Emancipation&:: 
politik ab und fpricht fich entſchieden für Beibehaltung der Eflaverei au®, 
obleich der Präfident erklärte, daß nur die Annahme feines Gmancipation®: 
planes ihn von dem Drude der täglich dringender werdenden Abolitioniften: 
partei befreien werde. 

17. Zuli. Der Präfident genehmigt das zwilchen ibm und bem Gengreß vereim: 
barte fog. Gonfisfationsgefeg. Der Gongreß vertagt ſich. 

23. „ General Halled wird zum Generaliffimus fämmtlicher Landtruppen bet 

Union ernannt. 

24. „ Ein Ausfhuß angefehener Männer von Newyork verlangt vom Präftden: 
ten Lincoln den Erlaß einer Sflaven:Emancipations:Proclamation : 

»„... Und darum geſchieht es, daß wir in vollflommener Einmütbigfeit 
mit größtem Reſpect, aber dringend ben Präjidenten angeben, daB er fu 
feiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber von Land: und Seemacht ber Ber: 
einigten Staaten handle und auf ber Stelle den Befehl erlafie, welchen 
bem Aufftand feine große Quelle von Kraft nehmen wird, während bemı 
feindlichen Heere Abbruch geichiebt, indem viele Offiziere und Mannfcharten 
ihre eigenen Wohnfige zu vertheidigen baben werden. Und wir verfichern 
bem Präfidenten, daß in diefem wie in jebweden Act feiner Regierung bat 
Volk der freien Staaten ihn unterftigen wird, während bie. —* civiliftrte 
Welt Beifall jauchzen wird zu der Erflärung der Befreiung.“ 


5. Aug. Die Belagerung Vickoburgs wird von ber Unionsregierung aufgegeben. 

9. „ Gefecht bei Gedar Mountains zwifhen Zadjon und Banks. Jackſon mu 
muß fich zurüdzieben. 

16./17. Aug. Die ganze Bundesarmee unter M’Elellan ziebt fihb vom Chica— 
bominy hinter den Rappabannof zurüd. 

23. Aug. Gen. Pope vereinigt fih mit M’Clellan am Aquia Kreck. 

23.—30. Aug. Gefechte zwifchen der Bunbdesarmee und der Armee bes Südbundes. 
Schlieflihe Niederlage der Bundbesarmee Washington felbjt ſcheint 
von der fiegreichen Armee des Südbundes bedroht. 


1. Sept. M'Clellan wird zum Gommandanten der Befeftigungswerfe von Was: 
bington ernannt. 

2. „ Die Bunbdestruppen räumen Gentreville; die ganze Bundesarmee zieht fi 
binter die Feſtungswerke um Washington zurüd. 

5. „ Die Südbündijchen bedrohen Washington. Neworleans wird von Gen. 
Brefenridge bedroht, Gen. Butler rüftet zur Abwehr. 

9. „ Gen. Jadfon gebt mit einer Armee des Südbundes über den Potomac. 


10. „ M’Glellan rückt wieder ins Feld. — Der Kriegsminifter Staunten wird 
entlajien. 


16.717. Sept. Schlacht bei Antietam. Sieg M’Glellans Die Sübd— 
bundsarmee gebt am 19. wieder fiber den Potomac zurüd, rettet indeß ihre 
Verwundeten und ihre Bagage. 


22. Sept. Präfident Lincoln erflärt durch Proclamation die ewen: 

tuelleBefreiung aller Sflaven derffebellen; bie Habeas-corpus- 

Acte wird fujpendirt und der Belagerungszuftand über die gefammten Ber: 
einigten Staaten verhängt: . 

. Proclamation Lincolns Der Präfident fpridt fib in berfelben 

dahin aus, dev Krieg müſſe fortgefegt werden, um bie verfaffungsmäßigen 

Beziehungen zwiſchen den Staaten berzuftellen. Er werde dem Gongrefie bei 
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feinem Wieberzufammentritt bie Annahme einer practifhen Maßregel em: 
pfehlen, behufs einer den rebelliihen Staaten anzubietenden Geldentſchädi— 
gung für bie Freifaffung ihrer Sklaven. Auch bie Bemühungen für Eflaven: 
Eolonifirung würden mit deren Einwilligung fortgefegt werden. Der Prä- 
fident erklärt ferner, daß vom 1. Januar 1863 jämmtlihe Sklaven eines 
Staatentheiles, defien Einwohner ſich zu biefer Zeit im Aufftande gegen bie 
Bundesregierung befinden, von ba an für alle Zeiten frei fein folen. Die 
Bundes:Erecutivgewalt, fowie alle Militär: und Klottenbehörden werden die 
Freiheit folher Perfonen anerkennen und aufrecht erhalten, und werben fich 
jeden Schrittes enthalten, um Bemühungen berfelben zur Erlangung ihrer 
thatfächlihen Freiheit entgegenzutreten. Die Bundesregierung wird am 
1. Januar die Staaten und Staatentbeile, welche fich zu jener Zeit im Aufs 
ftande befinden, nambaft madhen, und wenn ein Staat oder befien Bevöl— 
ferung am 1. Januar durch regelrecht von der Mehrheit wahlberechtigter 
Bürger gewählte Abgeordnete im Gongrefie der Vereinigten Staaten vertreten 
iſt, fo fol dieß in Abwefenbeit ftarker Gegenbeweife als endgiltiger Beweis 
für die Loyalität des betreffenden Staates oder Staatentheild angeſehen wer: 
ben. Der Präfident befieblt den Militär: und Flottenbehörden, ganz bes 
fonders diejenigen Gongreßacte zu berüdfichtigen, welche die Rüdyabe flüchs 
tiger Sklaven verbieten, und lenkt ibre Aufmerkſamkeit auf ben die Eflaverei 
fpeziell betreffenden Theil der Confiscationsacte. Schließlich wird in bdiefer 
Proflamation bemerft, es werde die Bundesregierung aelegener Zcit ben 
Antrag befürworten, daß jämmtlihe während der Rebellion loyal geblic- 
benen Bürger, nach Wiederberftellung der conftitutionellen Beziehungen, für 
alle ihre Verluſte, einfchließlih den Berluft ihrer Eflaven burd bie Ber: 
einigten Staaten entihähigt werden jollten. 

24. Sept. Verſammlung von Gouverneuren der nördlichen Unionsftaaten in Al: 
toona (Pennſylvanien), auf Einladung der Gouverneure von Obio unb 
Pennſylvanien, um über die Lage der Union zu berathen. 

» Die Gouverneure von 16 Staaten richten an Lincoln eine Zuſtimmungs— 
adrefje zu feiner Proclamation v. 22. Sept. 
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3./5. Dt. Glüdliches Gefecht der Unionstruppen unter Gen. Roſenkranz bei Ko: 
rinth (Teneſſee) über die jüdlihen Generale Price und van Dorn. 


8. „ Ein Tagsbefchl M'Clellans verbietet irn der Armee jede Discuffion über 
die Sflavenbefreiungsproflamation Lincolns. 


9. „ Glückliches Gefecht der Unionstruppen unter Gen. Buell über die Truppen 
des Südbundes unter Gen. Bragg. 


13. „ Ein demofratifches Meeting in Newyork erflärt fich gegen die Proflamation 
Lincolns und gegen bie republifanifche Partei. 


14. „ Wahl der Staatebeamten und Gongrefmitgliedber in Pennſylvanien und 
mehreren andern Staaten. Die dvemofratifhe Partei erringt wejent: 
lihe Erfolge über die republifaniiche. 

M. „ Der Congreß des Südbunds befchließt: „der Präfident ber Siüdftaaten ift 
h Vergeltungsmaßregeln ermächtigt gegenüber der Negerbefreiungsmaßregel 
incolns und anderen Barbareien des Feindes.“ 


AND. Wahl der Staatsbeamteten und Gongreßmitglieder in weiteren 10 Staa: 
ten ber Union. Die demokratiſche Partei erringt neuerdings weſent— 
liche Erfolge über die republifanifhe, namentlih im Staate Newport. 

11. „ MGlellan wird des Oberbefehls über die Potomacarmee enthoßen und 
General Burnfibe zu feinem Nachfolger ernannt. 
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19. Nov. Ein Tagsbefehl Burnfide's theilt die Potomacarmee in drei Divifionen 
unter Sumner, Franflin und Hoolker, mit einer Referve unter Siegil 
Die Unionsarmee belebt die nördlichen, die Armee des Südbundes bie jüb- 
lichen Ufer des Rapabannof. 


2. Dec. Wiederzufammentritt des Congreſſes in Washington. Botſchaft 
bes Bräfidenten: 

„... Wenn der Jufland der auswärtigen Beziehungen auch weniger 
erfreulich ift als in früheren Zeiten, jo ift er doch jedenfalle befriedigenber, 
als eine in fo unglüdlicher Zerrüttung befindliche Nation bätte erwarten 
bürfen. Im vorigen Juni waren gewilje Gründe zu der Annahme vor: 
handen, daß die Seemächte, welche bei Beginn der amerikaniſchen Birren 
die Aufftändifchen fo unweiſe und unnötbig als Kriegführende anerfannten, 
bald jene Stellung aufgeben würden, die fi für fie ſelbſt nur wenige: 
nachtheilig erwiefen bat, als für Amerifa. Aber vorübergebende Piedcr: 
lagen, welche die Unionswaffen fpäter erlitten, und welhe von unloyalen 
Bürgern im Auslande in übertriebener Weife dargeftellt wurbem, haben 
bisher jenen Alt der einfachen Gerechtigkeit verzögert.“ .... Im weiteren 
Berlauf ftellt der Präfident eine Trennung der Union als ein Unding dar 
und fagt: „Es gibt Feine Linie, mag fie num gerade oder frummı jet, weld« 
ale Grenzlinie für den Fal einer Trennung dienen könnte. Unfer Stra 
gehört uns jelbft und den kommenden Gejchlecptern der Menjchen an und 
er kann nicht mit dem Dahinſchwinden einer einzigen Generation ohne Gon: 
vulfion auf immer vertufcht werden.“ Der Präſident empfiehlt ſchließlid 
folgende NRejolutionen: „Der Unionscongreß beichließt, daß, wenn zwei 
Drittel beider Häufer fih bamit einverjtanden erklären, die folgenden X: 
titel den Legislaturen oder Gonventen der einzelnen Staaten als Amende— 
ments zu der Bundesverfaſſung vorgelegt werden und daß alle oder einzelne 
diefer Artifel, wenn fie von drei Viertelm diefer Legislaturen oder Gonvente 
ratificirt find, als Theil oder Theile der Verfaſſung giltig fein follen. 
Art. 1. Jeder Staat, in welchem die SHaverci jegt befteht und welder 
fie zu irgend einer Zeit vor dem Januar des Jahres 1900 anjbebt, 
foll folgende Entfhädigung von den Vereinigten Staaten erhalten: Tie 
Präfidenten der Pereinigten Staaten follen jedem ſolcher Staaten für 
jeden Sflaven, von welhem man weiß, daß er fih zur Zeit bes achten 
Genjus der Bereinigten Staaten darin befand, Bons der Bereinigien 
Staaten übergeben, welche gewiſſe Zinfen tragen, und zwar foll dies 
in Xerminen oder. mit Einem Male geichehen, je nahdem die Auf: 
bebung allmälih oder mit Einem Male Statt gefunden hat. Jeder Staat, 
welder die Sklaverei, nachdem er diefe Bons erhalten bat, einführt oter 
duldet, foll die Bons nebſt den Zinfen den Vereinigten Staaten zurüd: 
erftatten. Art. 2. „Alle Sklaven, weldye die Freiheit durch das Glüd dei 
Krieges zu irgend einer Zeit vor Beendigung der Rebellion erlangt haben, 
jollen für immer frei fein. Loyale Eigenthimer follen jedoch Entfhädigung 
erhalten. Der Gongreß darf Geld bewilligen und Vorkehrungen treffen, um 
Niederlaffungen freier Neger mit deren Einwilligung an Orten, bie außer 
halb der Bereinigten Staaten liegen, zu gründen.“ Präfident Lincoln er: 
blidt in der Annahme diefer Nefolutionen ein fiheres Mittel zur Wieder: 
berjtellung ber Union, bemerkt indefien: „Ich empfehle dieſen Plan, nidt 
jedoch in dem Einne, als ob eine Wicderherftellung der Nationalautoritäl 
nicht auch ohne deſſen Annahme erzielt werden Fünnte. Weber dem 
Kriege noch der Emancipationsproflamation wird durch die Emfehlung dieſes 
Planes Einhalt gethan, aber ſeine frühzeitige Annahme würde ohne Zweifel 
die erwähnte Wiederherſtellung im Gefolge haben und damit jenen Dingen 
Einhalt thun. Dieſer Plan würde raſcher zum Frieden führen und weniget 
foften, als wenn wir uns bloß auf die Gewalt verliegen. Viele Einwändt 
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mögen erhoben werben; allein die Frage, um bie es ſich banbelt, ift bie, 
ob fih irgend etwas Befleres erfinnen oder thun läht. Andere Mittel möch— 
ten vielleicht Grfolg baben; biefes aber kann nicht mißglüden. Der 
Weg ift klar, friedlich, edelmütbig und gerecht. Wenn wir ibn einfchlagen, 
fo wird die Welt ibn auf immer qutbeißen und Gott ihn auf immer fegnen.“ 


15. Dec. Mörderiſche Schlacht bei Frebdberifsburg. Niederlage der Bundes: 


armee unter Burnfide. Derfelbe geht über ben Rappabannof zurüd. 

„ Das Repräfentantenhbaus genehmigt Lincolus Gmancipationsproflamation 
mit 78 gegen 50 Stimmen. 

»„ Der Senat ordnet eine Unterſuchung über die Schlacht von Frederiksburg an. 

» Miniftertrifis. Seward und Chaſe geben ihre Entlaffung ein, ber Prä— 
jident nimmt fie nidyt an und biefelben bleiben wieder. Burnfide übernimmt 
die ganze Verantwortlichkeit für die Schladt von Frederikeburg. 

— Butler in Neworleans wird abberufen und durch General Banks 

etzt. 
„ Gefechte bei Murfreesborough (Teneſſee). 


2. Merico. 


6./7. Jan. Die franzdf. umd engl. Erpebitionscorps langen in Ber 


10. 


eruz an. 


„Die Bevollmächtigten ber drei Alliirten erlaſſen eine nad einem Entwu 


bes General Prim ausgearbeitete Broclamation an bie Mericane 

„Mericaner, die Repräfentanten Englands, Frankreichs und Spanid 
fommen einer Pfliht nad, indem fie euch von ihren Abfichten gleih na 
ihrer Ankunft auf dem Gebiete der Republik in Kenntniß fegen. Die Ba 
legung ber Verträge feitens eurer verfchiedenen Regierungen und die obr 
Unterlaß bedrohte individuelle Sicherheit unferer Landsleute haben bie Ermt 
bition nothwendig und umerläßlih gemadt. — Diejenigen, bie euch glaub: 
machen wollen, daß fib hinter fo aeredhten Aniprüden Pläne ber & 
oberung, der Reftauration und ber Einmiſchung in eure Politik und Be 
waltung bergen, ‚betrügen euch. Drei Nationen, welche eure Unabbängig 
feit in loyaler Weiſe anerfannten, haben auch ein Recht, zu verlange 
daß man ihnen edlere Gefinnungen und nicht die Abficht, euch betrügen # 
wollen, zutraue. — Die drei Nationen, die wir repräfentiren, ‘und bere 
vornehmites Interefie die Erlangung einer Genugtbuung für bie ibnen an 
getbanen Unbilden ift, haben erhabenere Beweggründe von allgemeinere 
und vortbeilhafterer Tragweite; fie kommen, um die Freundeshand einen 
Bolke zu reihen, an welches die Vorfehung afle ihre Gaben verſchwende 
bat und welches einen fchmerzlihen Anblid gewährt, indem es feine Kräft 
und feine Lebensfähigfeit in Bürgerkriegen und fortwährenden Zudungtı 
abnüßt. — Dies ift die Wahrheit und wir, bie beauftragt find, euch die 
Wahrheit auseinanderzufegen, thun es nur in der Abficht, an euerer Zu: 
funft zu arbeiten, die uns intereffirt, nicht aber, um Krieg gegen euch jü 
führen. Euch, und nur euch, ohne irgendwelde fremde Einmiſchung mus 
daran liegen, euch in folider und dauerhafter Weiſe zu conftituiren. Euet 
Merk wird ein Werk der Wiedergeburt fein, die von allen Jenen beifälig 
begrüßt werden wird, bie in irgend einer Weife dazu beigetragen babe 
werden. Das Uebel ift ſchwer, bie Heilung thut dringend noth, und beuit 
oder nie könnt ihr euer Glück felbft machen. — Mericaner, bört auf di 
Stimme der Berbündeten, die für euch eim Nettungsanfer im dem ringe 
um euch ber tobenden Orcane ift, ſchenkt ihrer Aufrichtigkeit und tbren 
edlen Abfichten unbebingtes Vertrauen, fürchtet euch nicht vor bösmwiligen 
und unrubigen Geiftern. Euere entfchloffene Haltung wird fie zum Schweigen 
bringen, während wir dem großartigen, durd Ordnung und Freibeil 4 
fiherten Schauſpiel euerer Wiedergeburt rubig beimobnen werden. — F 
ſolchem Sinn wird man uns, wir find beffen ficher, in legter Inſtanz auf 
faflen; die hervorragenden Männer des Landes, an das wir unfere Stimmt 
richten, werben uns bergeftalt begreifen und bie guten Patrioten werden 
nothgedrungen eingeftehen müfien, daß es, anftatt zu den Waffen zu greifen, 
beffer ift, der Vernunft Gebör zu geben, ber allein im 19. Jahrhunder! 
bas Recht bes Triumpbes zuſteht.“ 
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‚Jan. Die Bevollmächtigten ber drei Alliirten können fi nicht einigen, ihre 
reip. Entfhäbigungs: Korberungen an bie mericaniiche Regierung 
als ein gemeinfames Ultimatum zu formuliren; ber ſpaniſche und ber 
englifche Bevollmächtigte weigern ſich die franz. Forderungen zu unterjtügen, 
weil theils erccifio kheils der Belege entlehnend (Forderung Jeder). 


- » Bemeinfame Note ber Bevollmädtigten ber Alliirten an 
ben PBräfidenten von Merico: 

„Die unterzeichneten Bevollmächtigten x. haben die Ehre Ew. rc. mits 
zutheilen,, daß fie von ihren reſp. Regierungen beauftragt find, Ihnen ein 
Ultimatum vorzulegen, in bem ihre gerechten Reclamationen auseinander: 
gest fein werben... . Die unterzeichneten, mit bem Vertrauen ihrer 

egierungen befleideten Repräfentanten baben indeß nicht geglaubt, daß es 
genüge, ihre Beſchwerden darzulegen und deren ſofortige Abhülfe zu fordern. 
Indem ſie den gegenwärtigen Zuſtand Mexico's in Erwägung ziehe, ſind ſie 
der Anſicht, daß ihre Aufgabe ein höheres Ziel und einen edleren Zweck 
haben könne. . . . Die drei alliirten Nationen können nicht beargwohnt 
werden, bie Unabhängigkeit Mexico's antaften zu wollen. Der Rang, ben 
fie in Europa einnehmen, die Loyalität, von ber fie immer Beweiſe gegebeit, 
jellten fie vor jedem derartigen Argwohn bewahren. Dagegen ftreben fie 
allerdings babin, daß ein von ber Vorjehung fo veich ausgeftattetes Land 
wie Merico nicht durch die Unficherbeit der Gewalt fo viele foftbare Güter 
zu Grunde geben und dadurch nothwendig den Untergang der Republik 
herbeiführen laſſe. Wir find bier, um tie Zeugen und, wenn nöthig, die 
Beihüger der Regeneration Mexico's zu fein. Wir fommen felner befinis 
tiven Organifation beizuwohnen, obne irgendwie weder in bie (Form feiner 
Regierung nod in feine innere Berwaltung uns einmifchen zu wollen. 
Den Mericanern allein fteht das Urtheil darüber zu, welche Inſtitutionen 
ihnen am beften zufagen, weldbe am beften ihren Bedürfniſſen und ber 
Swiltjation des 19. Jahrhunderts entfprehen. Wir fönnen dem mericas 
niſchen Volke mur die Bahn weifen, die e8 am ficherftien zum Wohlergehen 
führen wird. Es allein, ohne fremde Einmiſchung und geleitet von feinen 
eigenen Inſpirationen, joll diefen Weg betreten. So nur wird fi in einem 
fo oft von Ummälzungen beimgefuchten Lande ein fefter und bauernber 
Zuftand ber Dinge gründen faflen; fo allein wird es die Erfüllung feiner 
internationalen Pflichten Teicht finden und im Annern Ordnung und Frei— 
beit herrſchen laſſen.“ 

I. , Bericht des engl. Bevollmächtigten au feine Regierung über die bise— 
berigen Maßregeln der Alliirten: 


„... Wir bielten den Ton der Note an Juarez fo frieblih und ver: 
löbnlich als möglih, um die gemäßigten und vernünftigen Mitglieder der 
mericanifchen Regierung zu bewegen, unſere Intervention eher im freund: 
licher als feinblicher Weife aufzunehmen. Da die Mericaner beicloffen 
baben, ihre Häfen im Stich zu Taffen und ihre Streitkräfte im Innern zu 
toncentriren, jo fünnen wir fie nirgends faflen, ald wenn wir ihnen dahin 
folgen und ibnen mit Gewalt are Bedingungen auflegen würden, was 
mit demjenigen Streitfräften, wie fie die Alliirten 3. 3. bier haben, ganz 
unmöglih wäre, zumal bei dem Miderftande, den der ſpaniſche Theil ber: 
ſelben von Seite ber — Bevölkerung finden würde. Dagegen wäre 
es auch mehr als unflug, eine fo große Zahl europäiſcher Truppen beim 
ſchnellen Herannaben ber ungeſunden Jahreszeit bier in einer fo kleinen 
Stadt wie Beracruz beifammen halten zu wollen und es wurde daher bes 
Ihlofien, daß es durchaus unerläßlich jet, weiter ind Innere und wenigftens 
bie auf das erfte Plateau, anf dem bie Städte Jalapa, Cordova und 
Orizaba Tiegen, vorzurüden. Um aber babin zu gelangen, müßten bie 
Truppen einige höchſt gefährliche Bergpäffe, welche die Mericaner bereits 


864 Arxico. 


befeſtigt haben und zu vertheidigen entſchloſſen ſind, überſchreiten. Dick 
Erwägungen überzeugten den General Prim und mich, daß wir nett 
gedrungen mehr durch Weberredbung als mit Gewalt zu erreichen trat 
müßten. Daher der überaus verföhnlihe Ton unjerer gemeinfamen Net: 
an bie mericanische Regierung. Die drei Offiziere, welche fie nah Meirice 
brachten, hatten bie Inſtruktion, zugleich mündlich gefundere Standerte für 
die alliiiten Truppen zu verlangen und zu bdiefem Ende bin auf Jalara 
und DOrizaba hinzuweiſen, foferne die mericanifche Regierung nichts dagegen 
einzuwenden hätte. Obgleih die franz. Bevollmächtigten jchließlich ber von 
mir auseinandergejegten Handlungsweiſe beitraten, fo thaten fie es doch offen: 
bar nur mit Miderftreben in Folge des tiefen Haſſes des Hrn. v. Zalıgny 
gegen das Regiment von Auarez, das der Admiral de la Graviäre ebenic 
gern los fein möchte in ber Hoffnung, eine Monardyie an die Etelle dee: 
jelben fegen zu fünnen. . . .* 


23. Jan. Die mericanifche Regierung antwortet auf bie Note und bas Be: 
gehren der Alliirten mit dem Vorſchlage, die Bevollmädtigten ber Allirten 
fönnten mit einer Ehrenwadhe von 2000 Mann nah Drizaba fommen, um 
dort mit mericanifhen Bevollmächtigten über die Befricdigung aller ibrer 
Anſprüche zu verhandeln, dagegen möchten fie alle übrigen Truppen wieder 
einjchiffen und nah Europa zurüdichiden. 

27. „ Der gewefene (clericale) Präfident Miramon langt auf einem englijchen 
Paketboot mit 30 feiner Anhänger, worunter P. Miranda u. A., in Bere 
cruz an. Der englifche Commodore Dunlop verbindert die Landung Mirament 
und läßt ihn gewaltfam wieder nad der Havanna zurüdbringen. 

30. „ Die Bevollmächtigten befchliegen, bei der mer. Negierung neuerbinge 
darauf, als auf einer fanitarifchen Maßregel zu befteben, baß bie ganje 
alliirte Truppenmacht auf das Plateau von Jalapa und Orizaba vorrüde, 
bevor (zu Ende Febr.) die beige Witterung eintrete. 


2. Febr. Note ber Bevollmädtigten ber drei Alliirten an bie mexicaniſee 
Regierung: 

„Die unterzeichneten Repräfentanten 2c. haben die Ehre Ew. Exc. darzu— 
legen, daß fie die Hofinung gefaßt haben und den lebhafteſten Wunſch 
begen, bie civilifatoriiche Milton. die fie nah Merico geführt bat, zu er: 
füllen, obne einen Tropfen Mer Blutes zu vergießen. 
Dagegen würden fie glauben, alle ihre Pflichten gegenüber ihren Be: 
völferungen und gegenüber ihren Ländern zu verlegen, wenn fie cs fid 
nieht zur Aufgabe machten, ihren Truppen fobald wie möglid einen gt: 
funden Standort zu verfchaffen. An Folge davon haben fie die Ehre, 
Sr. Exc. von der Nothbwendigkeit in Kenntnik zu ſetzen, im be 
fih die alliirten Armeen befinden, fid gegen die Mitte Februar in Mari 
auf Orizaba und auf Jalapa zu jeßen und daß die unterzeichneten Re: 
präfentanten hoffen, ed werde den Truppen daſelbſt ein aufrichtig freund: 
Ihaftliher Empfang bereitet werben.“ 

6. „ Antwort der mericanifhen Regierung auf die Anfündigung der 
Alliirten: 

n. +. Da die Regierung der Nepublif nicht weiß, was die Miffion fein 
mag, welche die Alliirten nad) Merico geführt bat, infofern diefelben bis jet! 
nur freundliche aber unbeftimmte Zuficherungen gegeben haben, deren wirf: 
liches Object niemand zu enträtbjeln vermag, kdann fie das Vorrüden der 
Invafionstruppen ihrerſeits nicht geftatten, bevor Har und beftimmt all- 
gemeine Grundlagen feftgeftellt jein werden, aus demen die Antentionen det 
Alliirten fich erfennen lafien und auf welde bin fpäter auf Verhandlungen 
eingetreten werben kann. ...“ 
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9. Febr. Die Bevollmächtigten ber Alliitten machen ber mericanischen Regierung 


a 
a 


den Vorſchlag einer Zufammenfunft an einem nod zu beftimmens 
den Drte, zu ber fich ihrerjeits der General Prim einfinden würde, um 
ihr „alle erforderlichen Ausweije zu geben, die geeignet fein Fünnten, jeben 
beleidigenden Zweifel in die Loyalität der drei Mächte, welche die Convention 
vom 31. Det. 1861 unterzeichnet haben, zu zerjtrenen.“ 


Die mericanifhe Regierung nimmt ben Borfchlag einer Zuſammen-— 
fun ft auf den 19. d. M. in Soledad an. 


Eonvention von Soledad zwiſchen bem General Prim und bem 


mericanijhen Minijter Doblado: 

Art. 1. Da die conftitutionelle Regierung, welche gegenwärtig in der 
Republik Merico im Befige der Gewalt ift, die Kommifjäre der verbündeten 
Mächte davon in Kenntmiß gelegt bat, daß fie der von benjelben mit fo 
vielem Wohlwollen dem mexicaniſchen Volke angebotenen Unterftügung nicht 
bedarf, weil diefes Volk in fich jelbit die genügenden Elemente der Kraft 
beſitzt, um fi vor jeder Empörung im Innern zw jchügen, jo werden bie 


‚Berbünbdeten zu Verträgen jchreiten, um alle Forderungen, welche fie im 


Namen ibrer betreffenden Regierungen geltend zu machen haben, vorzulegen. 
Art. 2. Zu diefem Zwede, und indem die Vertreter der verbündeten Mächte 
erflären, daß fie feineswegs die Abjicht haben, der Souveränetät oder ber 
Unabhängigkeit der mericanifhen Republik Abbruch zu thun, jollen Ber: 
bandlungen in Orizaba eröffnet werden, wohin die Kommifjäre der vers 
bündeten Mächte und die Minifter der Republik fich verfügen werden, mo: 
fern nicht Bevollmächtigte durch die beiden Parteien in X gegeuſeitiger 
Uebereinkunft ernannt werden. Art. 3. So lange dieſe Verhandlungen 
dauern, werben die Streitkräfte der verbündeten Mächte die Städte Cordova, 
Drizaba und Tebuacan beſetzen. Art. 4. Damit in Feiner Weije unterftellt 
werden könne, als hätten die Verbündeten dieſe Präliminarien zu bem 
Zwede unterzeihnet, um Zutritt zu den feſten Stellungen zu erlangen, bie 
jegt von ber mericanifchen Armee bejept find, wird feftgeftellt, daß im 
Tale, wo die Unterbandlungen unglüdliher Weile abgebrochen werben 
jollten,, die verbündeten Streitkräfte fih von obenbenannten Stellungen 
wieder zurüdziehen und Stellung in Linie vor befagten Kortififationen auf 
der Straße von Veracruz nehmen werben, jo daß die äußerſten Punkte 
il Bafa Ancho, auf der Straße von Gordova, und il Paja de Oveja auf 
der Straße von Jalapa find. Art. 5. In dem Falle, wo unglücklicher 
Weiſe die Verhandlungen unterbrochen würden und die Verbündeten fich in 
obige Linien zurüdzögen, würden die Spitäler der Verbündeten unter bem 
Schutze der mericanifhen Nation bleiben. Art. 6. An dem Tage, wo bie 
Berbündeten ihren Marſch antreten, um die in Art. 3 benannten Punkte 
zu bejegen, wird bie mericanifche Fahne auf der Stadt Beracruz und auf 
dem Fort San Juan d’Ulloa aufgepflanzt. 


Bericht bes engliſchen Bevollmädtigten Sir Wyfe an Graf 
Nuffell über die Gonferenz und Convention von Soledad: „... General Prim 
war im der nun folgenden Gonverfation im Stande, ben Sennor Doblabo 
zu überzeugen, daß das Gerücht, von dem er gehört und dem zufolge wir 
gefommen wären, um die jeßige Regierung Mexico's zu ſtürzen und ftatt 
derjelben eine Monarchie aufjurichten, falfch fei, daß wir im Gegen 
theil durch die Convention vom 31. Oct. 1861 gebunden jfeien, uns 
nicht in die freie Wahl der Mericaner bezüglich ber Korm ihrer Regierung 
einzumifchen und daß es fraft berjelben Gonvention feiner ber drei Mächte 
geftattet fei, für fich einen fpeziellen Vortheil oder Einfluß in der Republif 
zu fuchen. Er fügte bei, daß wir gefommen feien, um Genugthuung für 
gewifje Beichwerden unferer Landsleute zu erlaugen und ferner um zu ** 
daß ihnen und ihrem Eigenthum der erforderliche Schuß geleljtet werde und 
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daß, wenn dies ber Fall fein follte von Seite der gegen 
wärtigen Regierung, fein Grunb vorliege, warum wi 
niht Freunde bleiben follten, ftatt Keinde zu werden. J— 
deß bis dies gefcheben, müßten umfere Streitkräfte auf dem Gebiet 3 
Republik verbleiben und wir müßten im Beſitz der materiellen Garanti 
bleiben, die wir durd Belegung des Gaftelld und des Hafens von Beracn 
erlangt hätten. Er ſchloß, indem er fagte, daß wir inzwiſchen eine gı 
fundere Localität für unfere Truppen verlangten und daß darum ihr Marlı 
auf das Plateau von Gordova unausweihlicd ftattfinden müfje — m 
er hoffe, friedlih und mit Zuflimmung der mericanijhen Regierung 
follte biefe verweigert werden, jo wären wir genöthigt, den Paß zu er 
wingen und die Linie Gordova, DOrizaba und Jalapa zu beieger 
Dia erwiderte Sennor Doblado, daß nad dieſer franfen Erklärun 
fein fernerer Zweifel bezüglich unſerer Abfichten gehegt werden Fönne un 
daß wenn General Prim fih dazu verftehe, in feinem und feine 
Eollegen Namen das gegenwärtige Regiment von Meric 
anzuerfennent und mit ihm über die Schlichtung der ſchwebenden Dil 
ferenzen zu unterbandeln, fo wären fie ihrerjeitS geneigt, im die Be 
ſetzung der Städte Gordova, Drizaba und Tehuacan durch die allirte 
Truppen einzumilligen. Nachdem fich fo beide in verföhnlihem Geiſte an 
balbem Wege entgegengefommen, war das Einverftändniß bald ein vol 
fländiges und wurden 6 Präliminars Artikel aufgelegt und won beide 
unterzeichnet, vorbehalten unfere Ratifitation einerfeits und diejenige bei 
Präfidenten Juarez anderſeits. . . General Prim langte am 19. d. M. 
Nachts 11 Uhr, von jeiner Gonferenz zurüd in Veraeruz wieder an 
worauf fofort in feinem Haufe eine Zuſammenkunft (aller Bevollmächtigte 
der drei Alliirten) gebalten wurde, um die 6 Präliminars Artikel unjere 
Erwägung zu unterftellen. Nachdem fie in aller Form gebilligt un 
ratificirt waren, wurden fie jofort an Sennor Doblado zurüdgefcidt, da 
fie am folgenden Morgen bebufs der Ratififation durch den Präfidenter 
Juarez nady Merico abgehen ließ. . . . * 


26. Febr. Die Ratification ber Gomvention von Soledad von Seite des Prätt 


= 
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benten Quarez langt in Beracruz an und noch am gleihen Tage bricht dei 
Admiral Jurien de la Graviere mit den franz. Truppen auf, um Te 
huacan zu bejegen. Die Spanier folgen nah, um in Orizaba und Gor: 
bova Gantonnements zu beziehen. 


Der Senat der Vereinigten Staaten Nordamerika's beſchließt entgegen dem 
einftimmigen Antrag einer Sommiffion für die auswärtigen Angelegenheiten: 
1) Herrn Seward's urfprüngliche Inftructionen an den amerikaniſchen Gen: 
ful in Merico, einen Bertrag mit Merico abzufchliegen, nad) weldem die 
Vereinigten Staaten Merico ein Anlchen machen und bagegen als Pfänder 
bie Minen und Etaatsländereien von Untercalifornien, Eonora, Cihuahua 
und Sinalva erhalten würden, nicht zu genehmigen; 2) den vom amerika 
nischen Geſandten übermachten Vertragsentwurf abzulehnen, weil er nicht 
fpecificire, wozu das Anlehen verwendet werden müſſe. Präfident Lincoln 
verwirft darauf bin den Bertragsentwurf Corwin's und nimmt bie Inſtruc— 
tionen Seward's zurüd. 


Ende Febr. Ankunft des Generald Almonte in Veracruz. 


Depeihe Wyke's an Lord Ruffel, d.d. 27. März: „. . .. Almonte, 
gewefener mericanifcher Minifter in Paris und hier ald das Haupt der te 
actionären Partei angefeben, ift um feiner politifchen Anfichten willen aue 
bem Lande verbannt und fonnte darum die Mauern der Stadt (Beracru) 
nicht verlafien, wo er übrigens, folange er daſelbſt verweilte, den Schuß ber 
alliirten Truppen genoß. Während Times Aufenthalts gefellte er ſich na 
türlich genug zu ben Ueberreſten der Partei Miramons, welde den gleigen 
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Schutz wie er, unter denſelben Bedingungen genoß. Und ſo weit war 
nichts einzuwenden ...“ — Schreiben der beiden franz. Bevollmächtigten 
an General Doblado, d.d. 9. April: „.. . In dem Augenblide, wo ber 
Seneral Almonte Franfreih verließ, begte die Regierung Sr. Maj. bes 
Kaiſers nicht den mindeiten Zweifel, daß bie Feindſeligkeiten zwifchen unſe— 
ren Armeen und denjenigen der Mericaner längft begonnen bätten. Da bot 
fich Almonte an, feinen Mitbürgern Worte der — zu überbringen 
und fie über den durchaus wohlwollenden Zweck der duropäildhen Interven⸗ 
tion aufzuflären. Dieje Eröffnungen wurden von der Regierung Sr. Maj. 
entgegen genommen und ber General nicht blos autorifirt, fondern 
eingeladen, fih nah Merico zu begeben, um dort bieje friedliche Mifs 
fien zu erfüllen, zu ber ihn feine ebremvollen Antecedentien, feine große 
Mäßigung und die Achtung, der er fowohl in Merico, als an ben verſchie— 
benen Höfen, wo er jein Land vertreten hatte, genoß, jo jehr befähigte. In 
Beracruz angelommeun, fand der General eine Sadlage, die Niemand in 
Europa hatte vorausjehen fünnen. Ein Waffenftillitand war abgeſchloſſen, 
Unterbandlungen eingeleitet worden. Die Aufgabe des Generald blieb aber 
darum nicht weniger bedeutungsvoll ... .” 


1. März. Das englijche Bataillon Marinefoldaten jchifft fih in Folge der Con— 
vention von Soledad in Beracruz wieder ein und wird nad Bermuda gebradit. 


6. „ General Lorencez langt als Oberbefehlshaber der franz. Erpeditions⸗ 
truppen in Veracruz an und proteftirt fofort gegen die Anficht, daß nad 
der durch die Gonvention von Soledad eingetretenen Wendung bie erwarte: 
ten Berftärfungen der Alliirten gar nicht ausgefchifft werden jollten. 


Mitte März. General Almonte wird von franz. Truppen nad Gordova, bem 
Hauptquartier der Bevollmächtigten geleitet. Der jpanifche und der englilche 
Bevollmächtigte jehen darin einen der bisherigen Politik der Alliirten gegen 
Merico durchaus widerftreitenden Echritt von Seite ber Franzoſen. 

2. „ Der mericanifhe General Robles (von ber Partei Miramon) verläßt 
heimlich den Ort feiner Internirung, um zu Almonte zu gelangen, wird 
von den Mericanern ergriffen und erſchoſſen. 


3. „ Der fpanifhe und der engliihe Bevollmächtigte verlangen von ben frans 
öfiihen Bevollmächtigten in Folge der Angelegenhert Almonte eine 
— noch vor der auf den 15. April angeſetzten Conferenz mit 
Bevollmächtigten Mexico's nach den Beſtimmungen der Convention von 


Soledad. 


24. „ Der franz. Bevollmächtigte, Admiral Jurien erklärt den Bevoll— 
mãchtigten Spanien's und England's, in Folge der durch Almonte über: 
brachten Inſtructionen des Kailers, feinen Entſchluß, die durd den 
Bertrag von Soledad gemadhte Grundlage feinerfeits zu 
verlajjen: | 

„+. . In Folge der Langfamkeit der Gommunicationen zwiſchen Merico 
und Europa haben unerwartete Zwijchenfälle die Lage der Dinge, welche die 
Eonvention von Soledad geichaffen hatte, gründlicdy verändert. Doc gibt es 
eine Pflicht, die der Unterzeichnete nicht verfennen will, nämlich biejenige, 
loyal fih den Bedingungen zu unterziehen, durch welche feinen Truppen 
ber Zugang zu dem Plateau, auf dem fie jegt gelagert find, geöffnet wor⸗ 
den ift. Uebereinftimmend bierin mit Ew. Erc. halt er ſich nicht für be 
rechtigt, fich der Convention von Soledad zu bedienen, um der gegenmwärtis 
gen Bregierung Merico’8 die mindefte Berlegenheit zu bereiten. Ehren— 

wertbe und mit dem Vertrauen ber Regierung bes Kaifers begleitete Män— 
ner (Almonte) find nad) VBeracruz gefommen mit ber Mijfion, den durch— 
aus friedlichen Zwed unſerer Intervention ihren Landsleuten zum Berjtänd« 
niß zu bringen. Kraft der Inftructionen, welche fie directe dem coms 
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mandirenden General der Erpeditionstruppen überbrachten, ift dieſen Min: 
nern der Schuß unferer Fahne zu Theil geworden. Der Unterzeic 
nete kann nur ratificiren, was diesfalls ohne 2 Mitwirkung geſcheben 
ft. Das einzige, was ihm zu thun übrig bleibt, ift, jo jchnell wie möglıh 
jeine Unterfhrift von einem Acte zurüdzuziehen, der die Genehmigung jener 
Regierung nicht erhalten zu follen fcheint. Der Unterzeichnete wird ſich da: 
ber beeilen, den Beilimmungen der Gonvention von Soledad entſprechend 
jeine Truppen binter die befeftigten Pofitionen von Chiquihuite zurüdzu: 
ziehen. Ginmal dort, wird er fich zwar nicht minder gemäßigt erweiſen, al 
lein er wird freier ſein ...“ 


29. März. Der franz. Bevollmädtigte, Abmiral Jurien, bebarrt troß da 


Vorftellungen feiner englijchen und jpanifchen Gollegen auf jeinem Entjchlune 
vom 24. do. Mts., und will mit Merico fortan nur auf ganz anderen 
als den Grundlagen der Gonvention von Soledad unterhandeln: 

„... Ew. Erc. war immer mit uns darüber einverjtanden, daB bie 
pecuniären Forderungen an Merico feinesmwegs das einzige Dbject unie 
rer Epedition ſei. Unfere erſte Proclamation an das mexicaniſche Bolt 
deutete ihm binreihend das edlere Ziel an, das wir verfolgten, Wir haben 
diefelbe Eprade der Regierung der Nepublif gegenüber geführt, Wir baben 
ihr erklärt, daß wir bieber gefommen feien, um die Zeugen und nötbigen: 
falls die Beihüger der Wiedergeburt Mexico's zu fein. Jh werde mıı 
erlauben, die treue Ausführung diefes Programme zu for 
dern. Ich werde verlangen, daß die Gonferenzen in Orizgaba auf dieſer 
Grundlage eröffnet werden, umd um das, was ich von der Regierung der 
Republik erwarte, bejier zu formuliren, werde ich folgende Propoſitie 
nen ftellen, die ich biemit meinen Gollegen vorlege: 1) Vollſtändige, abie 
Iute Amnejtie ohne Bedingungen und ohne Vorbehalte für alle politiſchen 
Proferibirten, 2) Einladung an die Truppen der Alliirten, ſich nad der 
Hauptjtadt zu begeben, um die öffentlihe Ruhe zu ſchützen und an 
die Bevollmächtigten ſich zu verftändigen, um gemeinjam die Weife feſtzu— 
jegen, am beiten ben wirklichen und aufrichtigen Willen des Landes zu 
erfahren... Die Zruppen, die ich befehlige, werden ihren Rückmarſch am 
1. April beginnen; die aus Frankreich neu angekommenen haben den Be: 
fehl, vorläufig in Eoledad anzuhalten ...“ 


3, April. Die Mericanifhe Regierung fordert von ben Allürten form: 


9. 


lih die Entfernung Almonte's und feiner Begleiter. 


Letzte Zuſammenkunft der Bevollmächtigten der drei Allürten 
in Orizaba, um über das Begehren der Mericanifhen Regierung zu ent: 
jheiden. Definitiver Bruch zwiſchen denjelben: die Franzoſen 
werden vorrüden, die Spanier und Eugländer dagegen 
Merico verlajjen. 

Eonferenzprotofoll (Vertreter für Frankreih: Admiral Jurien Mıd 
Dubois de Saligny; für Spanien: General Prim; für England: Sir Wok 
uud Commodore Dunlop): 

„Es wird zuerft allfeitig conftatirt, die hauptſächlichſte Aufgabe der gegen: 
wärtigen Gonferenzfigung beftehe darin, ſich zu verftändigen, weldye Antwort 
der Mexicaniſchen Negierung auf ihre Forderung, daß General Almonte und 
feine Begleiter wieder eingejchifit werden follen, zu ertbeilen fei. Prim fügt 
bei, es jei dringend zu wiffen, ob man auch ferner wie bisher gemeinſam 
handeln könne; denn er und feine engl. Gollegen hielten die neuerdings von 
den franz. Bevollmächtigten eingenommene Haltung für eine folche, die ben 
Stipulationen der Londoner Uebereinkunft widerfpreche, deren Zwed, wie fit 
glaubten, in erfter Linie fein anderer gewejen fei, als Abhülfe der Beichwer: 
den einer jeden der drei Mächte gegenüber Merico zu erlangen und die Hal 
tung der Verträge zu fordern; weiter aber, burch die morakijche Unterftügung 
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der drei Nationen zu Errichtung eines ftarfen und dauernden Megimentes 
in Merico zu gelangen, das jowohl jeinen eigenen Landsleuten als den An: 
gehörigen fremder Staaten genügende Garantteen biete. Er erinnert daran, 
dag, wenn im Anfang, zur Zeit der Proclamation an die Mericaner und 
der Note an den Präfiventen Juarez, die Frage der Beſchwerden nicht in 
erfter Linie erſchienen fei, dies nur darum gefcheben, weil die Commiſſäre 
ch nicht für befugt erachtet hätten, zu entjcheiden, ob bezüglich ihres reip. 
Ultimatums eine Solidarität zwijchen allen dreien beſtehen jolle oder nicht, 
und daß fie darum beſchloſſen bätten, neue nftructionen einzuholen. Er 
wünſcht, daß conjtatirt werden möge, wie die von gewijlen Peuten als nach: 
theiligen Zeitverluft bezeichnete Handlungswerje nichts anderes war, als eine 
abjolute Nothmwendigkeit, die ihmen durch den völligen Mangel an allen 
Transportmittel auferlegt war. Denn obgleich die drei alliırten Mächte 
vorausgejeben hätten, daß man unter gewiſſen Umftänden genöthigt fein 
würde in's Innere vorzurüden, jo jeien ihre Truppen doch in Veracruz ans 
gelommen obne Wagen, ohne Pferde, ohne Maulthiere, ohne irgend eines 
der unerläßlichen Hülfsmittel zum Transport der Lebensmittel, der Kranten, 
der Artillerie, kurz unter Vorausjegungen, daß man dätte glauben fönnen, 
ee jet von vorneherein feitgeftanden, daß man ſich auf die Bejegung bes 
Hafens von Beracruz bejhränfen wolle. Indeß, kaum hätte man fich aus: 
geſchifft gehabt, jo babe fih auch die abjolute Nothwendigkeit, in's Innere 
verzudringen, fühlbar gemacht, theild wegen des Gejundheitszuftandes, unter 
dem die Truppen litten, theils wegen des völligen Mangeld an Lebensmit- 
tin, welche die Guerillas nicht in die Stadt gelangen ließen. Die Come 
mandanten der allürten Truppen bätten ſich deshalb ohne Verzug bemüht, 
jo viel Transportmittel als nur möglich aufzubringen, obwohl man fie faſt 
mit Gold babe aufmwiegen müfjen, und danı nach und nach den Kreis ihrer 
Operationen auf die Umgegend von Veraeruz auszudehnen, Jurien beſtä— 
tigt diefe Angaben feines jpanifchen Gollegen. Prim glaubt alfo, daß es 
niht möglich geweſen fei anders zu handeln und daß, wenn man auf Rücdc— 
ſprachen und reundfchaftliche Unterhandlungen mit der Mericanifhen Re: 
gierung eintrat, die Alliirten nichts Anderes beswedten als Zeit zu gewins 
nen, was für fie durchaus nothwendig war, um fi) dazu vorzubereiten wei— 
ter zu marſchiren, ohne jidy von jener Regierung irgendwie mitfpielen zu 
lajien, wie man das habe glauben fünnen. Man feheute den Krieg nicht, 
aber man hätte gewünjcht, Merico das daraus entftehende Unglüd zu er: 
Iparen umd das Ziel der Allianz ohne Blutvergießen zu erreichen; in biejem 
Einne zeigten aud die Commifjäre der Negierung einfach ihre Abſicht an, 
verwärts zus marfdhiren, ohne fie um ihre Bewilligung anzugeben, indem 
fe wünjchten, in friedlichen Beziehungen zu verharren, aber entſchloſſen wa⸗ 
ren, jene Maßregel in feiner Weiſe zu modificiren. In dieſem Sinne wurde 
die Convention von Soledad abgeſchloſſen. Geftügt darauf begannen bie 
Ftanzoſen am 26., die Spanier am 28. Februar vorzurüden, ohne ernten 
Schwierigkeiten oder Feindfeligkeiten zu begegnen; und doch ließen beide Ar= 
mercorps auf dem Wege traurige Spuren ihres Durchmarſches zurüd, Kranke, 
Vagage, Pferde oder Maulthiere, welche dem Zuge unter einer brennenden 
Sonne und auf abiheulihen Wegen nicht zu folgen vermochten und als 
Zrugnifje für al’ die Schwierigkeiten der Unternehmung zurüdblieben. Se. 
Er. fügt bei, daß wenn man ringsum Feinde getroffen hätte, ein Unglüd 
desastre) möglich geweien wäre und die Europälihen Regierungen ohne 
allen Zweifel von ihren Generalen ftrenge Rechenſchaft gefordert haben 
würden. Nun, Spanier und Franzofen langten unbebelligt in ihren Gans 
tonnements an, wo fie den 15. April als den zwijchen den Bevollmächtigten 
der Alliirten und der Mericanifchen Regierung für die Eröffnung der Con⸗ 
krenzen jeftgefegten Tag abwarten mußten. General Prim erinnert am 
alle die, vielleicht wenig begründeten Argumente, die er bei der Mericanis 
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ſchen Negierung vorzubringen veranlaßt war, um fie dazu zu vermög 
einen jo jpäten Termin fich gefallen zu laffen. Saligun fügt bei, dab 
es war, der diefen Auffchub dringend verlangt babe, weil er Zeit zu geiwi 
nen wünjchte, um die von feiner Negierung erwarteten Inſtructionen cerbı 
ten zu können. Prim: Alles ging gut umd man durfie fich der Su 
nung bingeben, dap man alte in der Convention von London vorgejeben 
Genugthuungen von Merico auf friedlichen Wege erlangen würde, als t 
Pafetboot vom Februar mit dem General Almonte und einer Anzahl am 
ver mexicaniſcher Flüchtlinge den Apfel der Zwietracht unter die Allirt 
warf. Bei einem Befuche, den ibm General Almonte gemacht, habe er il 
ohne Umſchweif erklärt, daß er auf die Unterſtützung der drei Mächte züb 
um das gegenwärtige Negiment von Merico in eine Monarchie umzuwe 
deln und die Krone auf das Haupt des öjterr. Erzherzogs Marimiltan 
jegen; daß er glaube, diejes Project werde in Merico gut aufgenomm 
werden und vielleicht vor Ablauf von 2 Monaten realifirt jein. Dunli 
erklärt, daß General Almonte ibm einige Tage jpäter diejelbe Erklärung | 
madıt babe, Prim batte Almonte erklärt, dab er der diametral entgege 
geſetzten Anficht jei und daß er auf die Unterftügung Spanien’ nicht ve 
nen jolle; daß Merico, feit JO Jahren als Republik conjiituirt, notbiven! 
anti-monarchiſch gejinnt fei und niemals neue Anjlitutionen, die ed m 
fenne und die den von ihm angenommenen und unter denen es je 
langer Zeit gelebt babe, widerfprächen. Auf die Bemerkung des Cena 
Almonte, dag er der franzöſiſchen Waffen ficher zu jein glaube, babe er ı 
antwortet, er würde es bedauern, wenn die franz. Regierung ſich in Per 
in eine Rolitit verwideln jollte, die im Wideripruc ftände mit der imm 
großen, gerecbien und edlen Politif des Kaijers; für dem nicht wahridet 
lichen aber doch möglichen Fall, daß die franzöfiiben Waffen in Verfolgm 
eines ſolchen Planes eine Schlappe erleiden jollten, jo würde es ihn eben 
ihmerzlich berühren, als wenn ein derartiges Mißgeſchick fern eigenes tal 
oder ibn jelbjt treffen ſollte; endlich bejchwöre er den General Almen! 
nicht weiter zu geben, denn, wenn er allein weiter gebe, jo würde er, de 
bannt wie er jei, durch ein gleichviel ob gerechtes oder ungerechtes Dech 
in jein Verderben rennen, wem er dagegen dur die Truppen einer d 
alliirten Mächte escortirt würde, jo würde das ein joldhes Aufſehen erregt 
um die Nejultate der guten Politik, die bisber von den Gommifjären b 
folgt worden fei, zu compromittiren. Bald darauf indejien erfuhr man | 
DOrizaba und Tchuacan die Ankunft neuer franzöfiicher Truppen, zuglei 
aber au, daß auf Befehl des General Yorencez ein Bataillon Jäger de 
Seneral Almonte und feine Begleiter auf der Straße von Veracruz na 
Tehuncan escortire. Admiral Jurien babe in Folge davon es für jein 
Pflicht erachtet, der Mexicaniſche Negierung von jeinem Entſchluſſe ın Kenn 
niß zu jegen, die in den Präliminarien von Coledad, für den Fall, da 
die Conferenzen zu keinem befriedigenden Nefultate führen jollten, vorgejebe 
rüdgängige Bewegung am 1. April zu beginnen. Prim jegt audeinanda 
wie damals nur er und fein englijcher Kollege ſich in Orizaba befundt! 
hätten und daß jie bei Empfang der Mitiheilung des franzöſiſchen Admiral 
ſich gefragt hätten, ob die franz. Gommifjäre das Recht hätten, die Feind 
der befichenden Regierung Mexico's escortiven zu laſſen; denn jie bätıe 
diefe Handlungsweije als gleichbedeutend mit einer Kricgserflärung und all 
der Gomvention von London und den Bräliminarien von Soledad wiit 
fireitend anſehen müſſen; übereinftimmend hätten fic erachtet, daf die fan 
zöſiſchen Gommifjäre nicht befugt jeien, diefe Handlungsweiie ohne di 
Zuftimmung ihrer Gollegen zu adoptiren und deshalb hätten fie Tefer 
einen Zujammentritt der Gonferenz verlangt, um zu wiſſen, ob jan fort 
fahren würden, in Uebereinjtimmung mit der Londoner Convention zu bet’ 
deln oder ob neue Inftructionen ihrer Regierung angelangt jeien, bie N 
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binderten , in Bufunft gemeinfam mit ihren Gollegen vorzugehen. Jurien 
antwortet, er glaube weder die Gonvention von Pondon noch die Prälimina: 
rien von Soledad verlegt zu haben ; er babe eben den Aufenthalt der fran— 
zöfifcben Truppen in Tehuacan für unvereinbar gehalten mit dem Schuge, 
den der General Lorencez dem General Almonte angedeiben laſſe; und © a= 
lignp bemerft, daß das Echiff, das den franz. Obercommandanten und 
feinen Generalftab gebracht, auf Befehl des Kaifers vier Tage auf den Ge: 
neral Almonte babe warten müjlen. Prim und Wyke verlangen, daß 
man die Hauptfrage prüfe und bebarren darauf, daß die franz. Gommijfäre 
nicht berechtigt feten, ihren Echug den Feinden der Mericanijchen Regierung 
auf dem eigenen Gebiete diejer Tegteren angedeiben zu laſſen. Man fei 
nicht nach Merico gekommen, um die befondere Politif einer einzelnen ber 
drei Mächte zu unterſtützen, jondern ausichließlich die von der Londoner 
Gonvention ausgejprocene. Keiner der Commiſſäre babe das Recht, in eis 
nem fo wichtigen Falle obne die Zuftimmung jeiner Gollegen zu handeln, 
Wyke verlangt, daß der Art. 2 der Londoner Convention (j. Jahrg. 1861 
S. 188) vorgelefen werde, was geſchieht, worauf Jurien erflärt, daß, wenn 
eine Berlegung der Gomvention ftattgefunden habe, eine foldye nicht jowohl 
in der dem General Almonte gewährten Protection, ſondern vielmehr in 
der übermäßigen Milde und den großen Nüdfichten zu finden wäre, welche 
man gegenüber der Mericanifchen Regierung beobachtet habe, daß Übrigens 
diefe Politik in Europa nicht gerne gefeben worden ſei. Der von Herm dv. 
Saligny befürwortete Gang bätte den Abfichten der Regierung des Kaijers 
bejjer entſprochen . . . Wyke findet es fonderbar, daß General Almonte im 
Namen der drei allüirten Mächte jprede; denn er vertrete in feiner Weife 
England und Epanien und fei in feiner Weife der Ausleger der Londoner 
Gonvention. Jurien glaubt, daß General Almonte auch niemals einen 
derartigen Anſpruch gemacht babe. Prim berichtet nochmals über die Un: 
terredung,, die er in Veracruz mit Almonte gehabt, indem er beifügt, der: 
jelbe babe damals behauptet, den Thron von Merico im Namen feiner 
Yandsleute dem Erzherzog Marimilian angeboten zu haben, der fich geneigt 
zeigte, das Anerbieten anzunehmen. Diefe, dem jpanifchen und den eng: 
liſchen Bevollmächtigten gegenüber gemachte Erklärung fonnte nicht für eine 
bloße Unterhaltung gelten und da nichts dem Geifte jeiner Inftructionen 
mehr zumider fein Fünnte, fo jei cs ihm unmöglich geweien, zu dem Gelin— 
gen derartiger Projecte mitzuwirfen. Die engliſchen Gommifjäre 
teilen vollftindig die Anficht ihres fpanishen Gollegen. Saligny ſchließt 
einen längeren Ausfall gegen die beftchende Negierung von Merico damit, 
er für feinen Theil müſſe ausdrüdlich erklären, daß er mit dieſer Regierung 
nicht unterbandeln wolle und daß es feine fefte Anficht fei, man müſſe af 
Merico marſchiren . . . Prim wünfcht, daß man wieder auf die Haupt: 
frage zurückkomme, d. h. enticheide, ob alle Bevollmächtigte fortfahren, zus 
fammen zu geben nach den Beſtimmungen der Londoner Convention, oder 
ob feine franz. Gollegen einen anderen Weg einzufchlagen gewillt jeien. Die 
franz. Gommisjäre antworten, daß fie fortfahren würden, fich gewiſſen⸗ 
haft an die Londoner Convention zu balten, daß fie indeß gemäß einer 
Auslegung diefer Gonvention, die fie fr die befte fänden, wie es ihr Recht 
und ihre Pflicht fei, bandeln würden, Der Secretär der ſpaniſchen Mifjion 
liest hierauf die Note Doblado’s vor, die die Wiedereinfhiffung Almonte's 
und feiner Vegleiter verlangt. Jurien verliest den Entwurf einer Ant 
wort, die das Verlangen ablehnt. Die fpanifhen und engliſchen 
Gommiffäre erflären, diefen Entwurf ihrerfeits nicht annehmen zu kön— 
nehmen zu können ... Die engliihen und ſpaniſchen Gommij- 
järe erklären, nicht weiter gemeinfam mit ihren franz. Gollegen geben zu 
finnen, wenn Admiral Jurien darauf bebarre, feine rüdgängige Bewegung 
wirflich in's Werk zu fegen, und greifen diefen Entjchluß heftig an, indem 
24* 
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fie denfelben als ihren gegenfeitig eingegangenen Verpflichtungen widerſprechend 
betrachten. Der franz. Bevollmadtigte Dubois de Saligny erflärt wire 
bolt, er betrachte den Marfch der Truppen auf Merico für unausweichlich jun 
Schuß jeiner Landsleute, tägliche Opfer der verabjcheuenswürdigitien Mit 
bräuche, und erklärt ferner neuerdings feinen unerſchütterlichen Entſchluß 
nicht weiter mit der Regierung des Präfidenten Juarez unterbandeln ;ı 
wollen. Die englijhen und ſpaniſchen Gommijjäre amtmworten 
daß fie fein Motiv zu erkennen vermögen, das einen folchen Entſchluß red! 
fertigen würde, und daß fie die von den franz. Gommijjären entworfen 
Antwort nicht zu billigen vermöchten und ihre Unterjchrift wicht darunte 
ſetzen könnten. Sie erflären, daß, wenn ihre franz. Gollegen fortfabre 
follten, die Entfernung ber mericanijchen VBerbannten zu verweigern und « 
den auf den 15. db. Mts. nad Orizaba angelegten Gonferenzen Theil i 
nehmen, fie mit ihren Truppen das Gebiet von Merico räumen würder 
indem fie eine folhe Handlungsweije als eine Verlegung der Londoner Gen 
vention und der Bräliminarien von Soledad anfehen müßten. 


Note der jammtliden Commiffäre ber Aliirten an dbı 
mericanifhe Negierung: „Die Unterzeichneten 2c. haben die Ehre Se 
Ere. 2c. davon in Kenntniß zu jeßen, daß fie fi über die nterpretation 
welche unter obwaltenden Umftänden der Gonvention vom 31. Oft. 186 
u geben ift, nicht baben verftändigen fünnen, und daß fie demgemäß be 
Khlsffen baben, von jegt an vollftändig getrennt und umabbängig von ein 
ander zu handeln. Der Befehlshaber der ſpaniſchen Eireitfräfte wird ie 
fort die erforderlihen Maßregeln ergreifen, um feine Truppen wieder einzu 
ſchiffen. Die franz. Armee wird fih in Pafa Ancho concentrircn, foball 
die jpanifchen Truppen diefe Punkte überfchritten baben werden, d. b. ver 
muthlicher Weife gegen den 20. April, und auf der Stelle ihre Operationc 
beginnen“, 


12. April. Maßregeln von Juarez gegen die Invafion der Franzofen: 


13. 


15. 


„Ih, Benito Juarez, conftitutioneller Präfident der mericaniihen Staaten 
von Amerika, thue den Bewohnern Fund und zu wiſſen, daß ich Fraft de 
mir übertragenen Vollmachten es für meine Pflicht erachtet babe, zu dere: 
tiren wie folgt: 1) Bon dem Tage an, da die franz. Truppen die Feindjelig: 
feiten beginnen werden, find alle Zocalitäten, die fie bejegen, in Belage— 
rungszuftand erflärt und diejenigen Mexicaner, die während der Occupation 
dort bleiben, werden als Verrätber bejtraft und ihr Eigentbum zu Guniten 
des Öffentlihen Schaßes eingezogen werden, wofern fie nicht ein Motiv, dad 
ihr Benehmen rechtfertigt, anführen und gefeßlich beweifen fünnen. 2) Kan 
Mericaner vom 21. bis zum 60. Jahre darf fih der Pflicht, die Waffen zu 
ergreifen entzieben, welcher Klaſſe der Geſellſchaft, weldem Rang und Stand 
er aud angebören möge, bei Strafe als Verräther behandelt zu werden. . - 
5) Alle Perfonen, welche dem fremden Feinde Lebensmittel, Auskunft oder 
Waffen zufonmen lajjen, oder die ihm in irgend welcher Weife Unterſtüß— 
ung leiften, werden ald Verräther hingerichtet werden,“ 


Die mericanifche Regierung erklärt fih troß des Bruchs der Convention 
von Eoledad bereit, mit den englifchen und den ſpaniſchen Bevollmädtigten 
Separatverträge bezüglih Befriedigung ihrer materiellen Anfprüce einzu: 
geben. Diejelben ai beide das Anerbieten an. 


„ Die franz. Bevollmächtigten proteftiren gegen jeden zwijchen Merico und 


den Bereinigten Staaten entweder bereits abgeichlofienen oder noch abi: 
Ihließenden Vertrag, durch welchen Merico gegen cin Darlehen den Ber: 
einigten Staaten irgend einen Theil feines Gebietes verkaufen, abtreten, 
hypotheciren 2c. würde, 
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16. April. Proclamation der franz. Bevollmächtigten an bie Mexi— 


a5 


caner bei Wiederaufnahme ber Feindſeligkeiten: 

»Mericaner! Wir find nicht gefommen, Partei zu ergreifen in eueren Strei— 
tigleiten, wir find gefommen, um fie aufhören zu machen. Wir gedachten 
ale Ebrenmänner aufzurufen, um an der Befefligung der Ordnung, an ber 
Regeneration eucres ſchönen VBaterlandes zu arbeiten. Alm ben aufrichtigen 
Geift ber Berföbnlichkeit darzutbun, von dem wir befeelt find, haben wir 
und zuerſt an bie Regierung felbft gewendet, gegen bie wir bie ernfleiten 
Beſchwerden erhoben. Wir verlangten von ihr, unfere Unterftügung anzus 
nehmen, um in Merico eine Ordnung ber Dinge zu gründen, die uns in 
Zufunft derartige ferne Erpeditionen erfparen würde, deren größter Nach— 
tbeil darin beftebt, daß fie den Handel und alle Beziehungen flören, die für 
Europa und euer Land fo vortheilhaft wären. Die mericanifhe Regierung 
bat auf unfere Mäßigung mit Maßregeln geantwortet, benen wir niemals 
unferen moraliſchen Beiltand zu leiften gemeint waren und fie burch unfere 
Anweſenheit zu janftioniren die ciwilifirte Welt uns zum Vorwurf machen 
würde. Zwiſchen ihr und uns ift ber Krieg heute erflärt, aber wir unter: 
ſcheiden zwilchen dem mericanifchen Volke und einer gewaltfamen Minorität, 
bie e8 unterdrüdt. .. . Die nur zu lange burd Streitigkeiten, bie feinen 
Zwed mehr baben, getrennten Männer mögen fih beeilen zu uns zu 
fommen. In ihrer Hand ruhen bie Gejchide Merico’s. Die Fahne Frank: 
reihe ift nun einmal aufgepflangt auf dem mericanifhen Boden und fie 
wird nicht zurüdweichen; die Berftändigen mögen fie als eine befreumbete 
aufnehmen! Die Unfinnigen follen e8 wagen, fie zu bekämpfen!“ 


Pronunciamento in Gorbova, das die Erhebung Alemonte’s zum 


Präfidenten der Republik erflärt. In Veracruz wird ein ähnlicher Bro: 
nunciamento vorbereitet. 


» Die Franzoſen rüden wieber vor. 
» Broclamation Almonte's an bie Mertcaner. 


» Die Engländer ziehen ihre Flagge in Beracruz und Saint Jean 
don ein. 


« Die Spanier beginnen ji in Beracruz nad der Havanna einzufciffen. 


» Ankunft der franz. Befehle in Veracruz. Admiral Yurien de la 
Graviere übergibt den Befehl an General Lorencez und reist nad Europa 
ab. Dubois de Salignv' ‘bleibt als diplomatifcher Bertreter Frankreichs 
allein zurück. 


» General Porencez paffirt nach einem glüdlichen Gavalleriegefeht bie 
Gumbresgebirge. 

„ Der englifche Gefandte in Merico fchließt einen Separatvertrag mit 
der mericanifchen Regierung ab, nad weldem bie englifhen Unterthanen, 
welhe Aniprühe an Merico baben, aus dem Gelbe entjchädigt werben 
jollen, das von Merico durch einen Vertrag mit ben Bereinigten Staaten 
beihafft werben würbe. 


2. Mai. General Prim verläßt mit dem Reft der fpaniichen Truppen Merico. 


3, 


» In Beracruz findet ein Pronunciamento für Almonte ftatt. 


>» » Die Franzofen erleiden unter General Lorencez eine empfindliche 


Schlappe vor Puebla und find genöthigt den Rückzug anzutreten, 


» » Der amerifanifche Befandte in Mexico, Gorwin, fchließt mit ber mexi— 


tanifchen Regierung einen zweiten Vertrag ab, nach welchem bie Vereinigten 
Staaten ein Darlehen von 11 Millionen Dollars an Mexico machen würben. 
Der Bertrag wird vom Präfidenten Lincoln nicht ratificırt. 


18. „ Wiederankunft der Franzofen in Orizaba. Die Stärfe bes Corps bes 


trägt nach offiziellen Angaben im biefem Momente 6000 Mann, Diejelben 
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beſetzen Cordova, deſſen Einwohner faſt ſämmtlich gefloben waren und 
Chiquihuite, um die Strafe nad Veracruz offen zu balten, von wo indeß 
erſt am 10. Juni der erfte fehnlich erwartete Lebensmittehtransport im 
Drizaba anlanyt. | 

28. Mai. General Marques, Parteigänger Miramons und Almonte's vereinigt nd 
mit einigen taufend Mann mit den Franzoſen. 


2. Zuni, Die englifhe Regierung verwirft den mit Merico abgeſchloſſenen 
Vertrag vom 28. April. 

42. „ Der mericanifche General Zaragoza ſchlägt dem franzöfifhen General! 
Forencez vor, zu capituliren. Der Franzoſe lehnt den Vorſchlag mit Ber: 
achtung ab. 

15. „ Mißlungener Angriff des mericanifchen Gerterals Ortega auf die Franzeſen 
in Orizaba. Diefe beginnen ſich nach allen Seiten zu verihangen. 

„ General Almonte läßt fih in Veracruz zum Präjiventen ernennen, 
beftellt ein Minifterium und jchreibt Steuern aus. 

3. Juli. Der Kailer Napoleon überträgt dem General Forey die milıtärtice 
und diplomatiſche Iberleitung der ganzen Erpedition. Brief bes Kaiiert 
über feine Abjichten in Merico (j. Frankreich). 


8. Sept. Mobdification des Minifteriums in Merico Fuentes tritt ale 
Minifterpräfident und Minifter des Auswärtigen an bie Etelle Doblados. 


Nundihreiben des neuen Minifters an die Gonverneure 
ber Provinzen. Dasjelbe beginnt mit der Erklärung, daß die erite 
Pflicht der Regierung darin beſtehe, die größte Energie in der Zurückweiſung 
des fremden Cinfalls zu beweifen. Alle Mittel, welche Völkerrecht und 
nationales Herfommen im Krieg anzuwenden gejtatten, würden von ber 
Regierung zur Bertheidigung der Republik aufgeboten werden. Man werde 
fih bemühen, Allianzen mit den Schweiternatienen Mexico's abzuſchließen, 
und den großen Gedanken einer amerikaniſchen Gonföderation zu verwirk: 
fihen, um daburd die Macht und das Anjeben der Republiken des amerika: 
nischen Gontinents zu erböben, und die Herrichaftsgelüfte zu mäßigen, zu 
denen ſich nur allauleicht gewiſſe Regierungen der alten Welt und deren 
Agenten fortreigen ließen. Die mit einzelnen Regierungen abgejchlofienen 
Berträge werde die Regierung gewiljenbaft beobachten und die darin ein: 
gegangenen Verpflichtungen pünftlih erfüllen, die Verträge mit Franfreid 
ausgenommen, die durd den Kriegszuftand aufgeboben worden feien. Was 
aud Fommen möge, werde die mericanifche Regierung nie einen unge 
rechten und entehrenden Frieden unterzeichnen. Was die innere Lage an: 
belange, fo werde fi die Regierung die Mittel, um den Krieg zu führen, 
auf jede mögliche Weiſe zu verfhaffen ſuchen; die Einberufung der Gortes 
fo bejchleunigt, die Prepfreibeit und das Verſammlungsrecht befördert 
werden. Dod erbeifhe die Lage, daß man alle dem Feinde günftigen 
Kundgebungen ſchnell und Fräftig unterdrüde, und unnachfichtlich gegen die 
Verräther einfchreite, Reformen follen in demokratiſchem Sinn und nad 
dem Princip der Unabhängigkeit zwifchen religlöfen und ftaatlichen An: 
gelegenheiten eingeführt, und der Einfluß der Priefter auf die Dinge der 
Religion ſelbſt beichränft werden. Schließlich wird das Pertrauen aut: 
gedrüdt, daß die Nepublif werbe gerettet werben. 


a General Forey trifft in BVeraeruz ein. Proclamation an bie 
Mericaner: 

„Mericaner ! Dev Raifer Napoleon, hat mir den Oberbefehl über die neue 

Armee, welde mir bald folgen wird, anvertraut und mic) beauftragt, Euch 
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feine wahren Abfichten fund zu ihun. Als vor einigen Monaten Spanien, 
England und Franfreih, von einem und demſelben Bedürfniß genöthigt, 
dazu famen, ſich für eine und diefelbe Sahe zn verbünden, ſchickte bie Re— 
sierung des Kaifers nur eine Eleine Zabl Soldaten und überließ der meiſt— 
gefränkten Nation die Hauptleitung bei der Abftellung der gemeinſchaftlichen 
Beſchwerden. Aber durch ein fchwer vorauszufchendes Verhängniß find bie 
Rollen gewechſelt worden, und Frankreich iſt allein geblieben, um das zu 
vertbeidigen, was es für das Anterefie Aller bält. Diefe neue Situation bat 
es nicht zum Zurücdgeben veranlafien können. Von der Gerechtigkeit feiner 
Aniprühe überzeugt, ftark im feinen der Wiedergeburt Merico’8 günftigen 
Abſichten, bat es ausgeharrt und bebarrt mehr als je auf dent Ziele, das 
8 ſich geftedt bat. Nicht das mericanifche Volt komme ich zu befriegen, 
fondern eine Handvoll rüdjichts: und gewifjenlofer Lente, welche das Völker: 
recht mit Füßen getreten haben, durch blutigen Schreden regieren und, um 
nd oben zu halten, ſich nicht ſchämen, das Gebiet ihres Landes feßenweife 
and Ausland zu verfaufen. Man bat gegen uns das Nationalgefühl zu 
erregen verſucht und glauben maden wollen, wir fümen, um dem Lande 
eine Regierung nach unferem Belieben aufzuzmängen; ganz im Gegentheile, 
das mericaniiche Volf wird, durch unfere Waffen erlöst, volltändig freie 
Wahl haben für die Regierung, welche ihm zufjagen wird. Ihm bas zu 
erflären, babe ih ansdrüdlihen Auftrag. Die beberzten Männer, welche 
ch uns angelchlofien baben, verdienen unferen befonderen Schuß; aber im 
Namen des Kaifers appellire ich ohne Unterfchied der Partei an alle bie: 
jenigen, welche die Unabhängigkeit ihres Waterlandes und die Autegrität 
ihres Landesgebietes wollen. An der Politik Frankreichs Tiegt es nicht, für 
perfönlichen Vortheil fich in die inneren Streitigkeiten fremder Nationen zu 
mengenz; wenn es durch berechtigte Gründe zur Intervention gemöthigt 
wird, jo intervenirt e8 immer nur im Intereſſe des Landes, wo es han- 
deind auftritt. Grinnert Euch, daß überall, wo feine Fahne weht, in 
Amerifa wie in Europa, es die Sache der Völker und der Givilijation 
dertritt.“ 


D. opt. General Foren befiehlt, die mericanifhe Fahne auf dem Ratbhaufe 


%. 


von Peracruz aufzuzieben, damit das Bolt fühe, daß „nicht mit ihm die 
Sranzofen Krieg führten“ und beftellt einen neuen Gcmeinderath ber Stadt. 
» General Forey weist durch befondere Öffentliche Decrete fjowohl dem General 
Almonte als dem Hrn. Dubois de Saligny ihre Stellungen an. 


Decret bezüglih des General Almonte: „Der mit allen mili: 
tärifchen und politiichen Vollmachten ausgeftattete Oberbefehlshaber thut 
dem mericanifchen Bolfe und insbefondere den Einwohnern ber Stadt Vera: 
cruz, gemäß der empfangenen Orbdre, fund umb zu willen, daß bie Re: 
gierung des Generald Almonte in feiner Weiſe die Billigung ber franzö— 
When Autorität bat. Der General Almonte wird alfo gehalten fein: 
1) das von ihm gebildete Minifterium aufzulöfen; 2) fich der Verfündigung 
von Gejegen und Decreten zu enthalten; 3) den angenommenen Titel eines 
oberften Chefs der Nation abzulegen und in Zukunft fih aufs firengite in 
die Anweifungen des Kaifers zu fügen, welche barin beftehen, daß man 
möglichft mit den anderen mexricanijchen Generalen, welche bei der mili« 
täriſchen Organifation mithelfen follen, ſich benehme.“ 

Decret bezüglich des Hrn. Dubois be Saligny: „In Merico 
angefommen, um fi an die Spige bes Erpeditions» Corps zu ftellen, 
defien Commando ihm vom Kaifer anvertraut worden, bringt der Ober 
befehlsbaber zu Aller Kenntniß, daß Se. Majeftät in feiner Hand bie 
militärifche und diplomatiſche Vollmacht vereinigt wiſſen wollte und ihn 
daher durch Decret vom 6. Juli d. J. zum bevollmäcdtigten Minifter in 
Merico ernannt Bat. Hr. Dubois be Ealigny wird, ben Befehlen bes 
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Kaiſers gemäß, auch fernerhin in Mexico feinen Sig haben als Miſſion⸗ 
Chef, deſſen Vollmachten augenblicklich der Vollmacht eines außerordent 
lichen Botſchafters untergeordnet find.“ 


2. Oft. Jecker und eine Anzabl anderer Franzofen werden von ber merifaniihen 


20. 


Regierung ergriffen und mit Gewalt aus dem Lande gebracht. 


Zufammentritt des Congreſſes von Mexico. Botihaft bes PBrö: 
fidbenten Juarez. Der Geift der Truppen fei vortrefflihd. Es feine 
ber Megierung, daß Spanien und England nur durch die Haltung jranf: 
reih8 verbindert werben, die in la Soledad eröflneten Unterbandinngen 
wieder anzufnüpfen. Dies würde ſonſt nicht fchwierig fein, da bie Regie— 
rung bereit fei, alle woblbegründeten Forderungen anzuerkennen. Die Er: 
Härungen des Generals Forey hätten den Schleier betreffs der Souweränetät 
Mericos zerrijjen und Almonte babe dur jeinen Sturz bie einzige Züd— 
tigung erhalten, die einem gewiljenlofen Menjchen zu Theil werden könne. 
Die Regierung werde die Autorität, die fir von der Nation erhalten, mie 
vor ben Drohungen und den Angriffen Fremder niederlegen. — Die Ant: 
wort des Präfidenten des Gongreffes gebt dbabin, die Volksvertretung be: 
greife, daß die Negierung durch die finanzielle Lage Ecwierigfeiten im ber 
Vertheidigung des Landes erfahre; aber da die Nation dazu entſchloſſen feı, 
fo Liege darin jhon ihre Bereitwilligfeit, jegliche Opfer zu bringen. — Tu 
Eongreß ertheilt Juarez einftimmig ausgedehnte Vollmacht en, alle Mittel 
zur Landesvertheidigung aufzubieten und bejchlieht ein Manifeft gegen 
bie Invaſion: 

„. . . Nachdem man in das Land eingefallen war, basjelbe beſchimpft 
und verleumdet, feine Rechte verfannt und verlegt und feine Gonveränetät 
und Unabhängigkeit mißachtet hatte, verlangte man, um diefe Dinge zu 
rechtfertigen, den Sturz des Präfidenten Juarez, indem man ibn als die 
einzige Urfache der Händel und den einzigen zu befämpfenden Feind dar: 
fielte, gerade wie man zu Anfang des Jahrhunderts freilid aus ganz an: 
deren Gründen den Sturz Napoleons I. verlangte. Dean fagt, man führe 
feinen Krieg mit der Nation, fondern mit einem einzigen Manne, und in: 
dem man wiederholt, was das coalifirte Europa in anderen Ausdrüden zu 
Frankreich jagte, in das es einfiel, verfpricht man taufend gute Dinge und 
behauptet, man ziehe den Willen Aller zu Nathe, indem man bie von Allen 
gegründete Regierung flürzt. Es würde heute Merico fo ergeben, wie e# 
damals Frankreich erging. Seine Demütbiaung, die Zerftücelung feines 
Gebietes oder die Berwandlung aus einem umabbängigen Staate in eine 
franzöfiiche Golonie würbe die Folge fein. Der Kaifer der Franzoſen erflärt 
Merico gegenüber, er bringe ihm nicht den Krieg, jondern das Glüd; fein 
einziger Feind fei Juarez, und wenn biefer vom Ecauplage abtrete, ſe 
werde man alles tbun, was Merifo wolle, und werde darin, wenn e8 darauf be: 
ftehe, den Präfidenten Juarez an die Spige der Regierung zu ftellen,, ſogat je 
weit geben, dieſem den Beiſtand der franzöfifchen Truppen angebeiben zu 
laſſen. Es würde überflüfiig fein, zu fragen, mit welchem Rechte man den 
Merikanern diefe Dinge iiberhaupt oder irgend etwas zumuthet, was ihre Sou— 
veränetät auch nur im Geringften beeinträchtigt. Bekanntlich ſchweigt alles Ge— 
jeß und Recht, jobald bloß die Waffen gebieten und fich vernebmlich maden. 
Aber auf eine ſolche Sprace antwortet Merifo und antworten alle Merikanet, 
daß fie micht die geringfte Einmiſchung im ihre Angelegenbeiten und in 
ihre geſellſchaftliche und politifche Organifation dulden, noch je dulden wer: 
den; und daß fie, da Sennor Benito Juarez frei und verfafjungsmäßig zum 
erften Beamten der Republik gewählt worden ift, nie darein willigen werden, 
daß er fich von einer fremden Macht, ſei fie auch noch jo ſtark und fein 
die Heere, mit deren Hülfe fie in das Land einfällt, auch nod fo zahlreid 
und Fampfgewohnt, Gefege vorfchreiben laſſe, ſich vielmehr jet und immer: 
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bar bis zum Ablauf feiner gefegmäßigen Amtszeit gegen ſeine Entfernun 
von dem Poſten, den er fo würdig bekleiber, wehren werde.“ Der lee 
jagt den Bertretern Großbrittanniens und Spaniens Dank für ihr edles 
und rechtichaftenes Verfahren beim Bruce des Xertrages von Soledad und 
erflärt insbefondere: „daß Merico niemals den ritterliben Sinu md das 
ächt edelmännifche Benehmen bes tapferen jpanifchen Generals, der ſich nicht 
jelbft beſchimpfen noch das Haupt unter diefen Umftänden beugen wollte, 
vergeflen wird.” Dem Kaifer der Franzoſen, der ba fage, er führe nicht 
gegen Meriko, jondern nur gegen Juarez Krieg, entgegnet der Congreß, 
auch die mierifanifche Nation wolle mit Franfreih nicht Krieg führen, fie 
wehre fih aber mit Zähigfeit und Nachdruck „gegen jenen Kaifer, der An: 
fangs betrogen und jegt durd Ehrgeiz verführt, ein reiches Gebiet erobern 
und über bie Gefchide eines ganzen Erbtheiles verfügen will.” Mexiko will 
Frieden und Freundſchaft mit Frankreich, wie es bie Pfade der Gerechtigkeit 
und Ehre zu wandeln enfchlofien iſt. Schließlich wünfcht der Gongreß, „daß 
Buchla und der 5. Mai für Merifo ein zweited Belen und eim neuer 
2. Mai werben möchten;“ der Kampf Spaniens gegen den erjten Bonaparte 
folle Merifo zum Borbilde im Kampfe gegen Napolcon IL dienen. 


4. Da. General Bertier verläßt Veracruz mit circa 5000 Mann, um über Ja: 
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lapa gegen Puebla vorzurüden und mit dem Hauptcorps unter Forey in 
dem in der Ebene von Puebla gelegenen Dorfe Amazoe zulammenzutreffen. 

Ankunft des Gen. Forey iu Gordova. Proflamation an die Bewohner: 
„+. Wir find gefommen, um zu fehen, welche Regierung Ihr wünfct, 
und wenn die Nation, frei und aufrichtig befragt, ibren Willen Tımb ge: 
geben haben wird, fo wird ihn Frankreich anerkennen und feine Bemühun— 
gen mit den Eurigen vereinigen, um aus den Mexikanern eine freie Nation 
zu machen, die auf gute Einrichtungen geſtützt, auf ber Bahn des Fort— 
Ihritte,, an deſſen Spite befanntlich unſer jchönes Baterland jtebt, voran: 
wandelt, eine Nation, in deren Negierung die andern Nationen die offene 
Ehrlichkeit finden, welche in den Beziehungen der civilifirten Völker wie der 
Individuen herrſchen fol. Dies ift unfere Aufgabe. Sit fie wohl der Art, 
um Euch fern von ums zu balten? . . .* 


3. Nov. General Foren erläßt von Orizaba aus eine neue Proflamation an 


die Merifaner: 

„Merifaner! Beim Lefen der Proflamation, die ich bei meiner Ankunft 
an euch erließ, babt ihr euch nicht geirrt und die Hand des Kaiſers in ber: 
felben erfannt. Er allein befitt das Geheimniß, jo viele und jo ſchöne 
Sachen in fo edlem, klarem Styl auszuſprechen. Heute aber, da ich genug 
von eurem Land gefehen babe, um euch meine Eindrüde bierüber mittbeilen 
zu können, laßt mich euch fie kurz und mit dem fchlichten Freimuth eines 
Eoldaten darlegen, der, wie ich euch wiederholt verfichere, was auch unehr— 
lihe Schreiber dazu jagen mögen, nicht fommt, um Krieg mit dem meri: 
faniichen Bolf, fondern mit der Negierung zu ffihren, deren Unfähigkeit 
etwas Gutes zu ftiften durch die traurige Lage eures Landes hinlänglich 
bewiefen wird. Was fieht man in der That in euren Städten? ... Ja 
ich fage es euch mit Schmerz und gemeinfam mit allen denen, welche bie 
traurige Lage eures Landes ſehen, ihr gebt eurem Untergang entgegen, und 
ibr habt nur noch zinen Schritt zu thun, um im einen Abgrund zu fallen, 
der eure Unabhängigkeit verfchlingen und euch von neuem in Barbarei ver: 
fenfen wird, wenn ihr nicht einen Schritt rüdwärts thut. Thut ihn alfo 
diefen Schritt, da die Vorfehung euch eine vielleicht einzige Gelegenheit 
bietet. Frankreich fendet euch ein Heer, ein Mufter der Ordnung und ber 
Disciplin, was auch darüber eine gehäflig verleumderiſche Preſſe geichrieben 
haben mag. Es kommt, um euch zu helfen, euch als ein mächtiges, reiches, 
freies Volk zu conſtituiren, frei durch die wahre Freiheit, bie an ber Seite 
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ber Ordnung gebt, als eine Nation, bie alle andern als civilifirt anerfennen 
können. Diejes Heer wird euch helfen eine anjtändige und ebrlihe Regie— 
rung zu gründen, die nur anftändige und ehrliche Agenten verwenden wırb. 
.. . Verdient diefes alles nicht einiges Nachdenken ? Sollten die Merifancr 
aller Parteien fih nicht die Hand reihen, um ibren alten Groll zu ver: 
geifen und gemeinfam an ber Größe ihres Vaterlandes zu arbeiten ?_ Dieß 
vermögen fie im Schatten ber franzöfiichen Fahne zu erreihen, denn sie 
werben fich ber jchönen Worte bes Kaifers erinnern: Ueberall, wo bir 
Fahne weht, vertritt fie die Sache ber Völker und der Givilifation !* 


45. Nov. Die franz. Armee in Merifo ift nach den (michtoffizielen) Berichten der 
Parifer Blätter feit dem Juni anf 31—32,000 Mann gebradt worden, bie 
Flotte zäblt 13,500 Mann, bie gefammten Gtreitfräfte Frankreich alfo enva 
45,000 Mann. 


19. „ Der franz. Kriegsminifter, Marſchall Randon, erflattet dem Kaiſer eimen 
ausführlichen Bericht über die Borgange in Meriko feit der Schlapre ven 
Puebla am 5. Mai und über die Yage bes Erpebition bei Uebernahme bes 
Oberbefehls derjelben durd; General Forey: „Die auf Befehl Em. Maj. dem 
General Forey zur Verfügung geitellten zahlreichen Verftärfungen merben 
volftändig den Charakter und den Gang unferer militäriihen Operationen 
ändern und eine ganz neue Pbafe der franzdlifchen Erpedition in Mexike 
bezeichnen.” 

21. „ Die Rranzofen eriheinen mit einigen Schiffen vor Tampico; die Statt 
ergibt fih ohne Widerſtand. 


8. Dec. General Bertier rüdt in Jalapa ein. 

3. „ Das Gros der franz. Armee ift bis zum Schluſſe bes Jahres noch wicht 
wieder von Drizaba gegen Puebla aufgebrohen, indem Gen. Foren noch 
immer bejchäftigt ift, Lebensmittel und Maulthiere von allen Seiten zu- 
fammenzubringen. 


Ueberficht der Ereigniffe des Jahres 1862. 


Das Jahr 1862 verlief, wie es begonnen hatte, ohne daß ber 
Friede in Mitteleuropa geftört oder auch nur ernitlid bedroht worden 
dire, Aber von den tiefgreifenden Fragen, welche faft jeben einzelnen 
xr größeren Staaten befchäftigten, wurde auch nicht eine gelöst. Faſt 
iberall erichien zu Ende des Jahres der Knoten mur fefter gefchürzt. 

Am dringendften ſchien bie Löfung der italienischen Frage, Die ZJialien. 
gemeinen Verbältniffe Europa's wie bie eigenen Fehler warfen jeboch 
alien von dem angejtrebten Ziele vielmehr zuritd, als daß es bemfelben 
ih genähert hätte. Das neue Staatswefen blieb ein unfertige® und em . 
Umſchlag der Dinge erfchien nody immer micht unmöglich. Au frith hatte 
alten feinen großen Staatsmann verleren: vielleicht wäre e8 Cavour 
Klungen, die ganze Kraft der Nation zufammen zu faſſen und auf die innere 
Durchdtingung und Gonfolidirung des Gewonnenen binzulenfen, um fo 
allmälig und unter fteter, ernfter Arbeit eine Grundlage zu gewinnen, von 
ver aus es allein die Erfüllung feiner nationalen Wünſche hoffen und aus 
igener Kraft anftreben konnte. Nach feinem Tode geihab im Grunde 
Nur weniges im dieſer Richtung. Der Zug der vorangegangenen Ereig— 
"fe, der Mangel an politifcher Bildung, bie raftlofe Thätigkeit der 
"eelutionären Partei wirkten zufammen, die Nation in der Anfhauung 
fangen zu erhalten, daß es vor allem au ihre Aufgabe fei, das Reich 
zu vervollftändigen und dazu gehörte nicht bloß Rom, das bie ganze 
latheliſche Welt für ſich in Anſpruch nahm, nicht bloß Venedig, das 
Oefterreich mit gewaltiger Heeresmacht fefthielt, bie nationale Phantafie 
weifte ſelbſt darüber hinaus und ſprach Wälſchtyrol, Trieſt, Iſtrien, 
dalmatien und Teſſin als italieniſche Gebiete an. Die venetianiſche Frage 
Mar ruhte: die Nation wie die Regierung mußten einſehen, daß Italien 
nech zu viel ſchwach fei, um eine gewaltſame Löfung auch nur zu ver: 
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ſuchen. Mit um fo größerem Eifer warf ſich dagegen bie öffentlich 
Meinung auf die römifhe Frage und die Regierung ließ fi von dem 
allgemeinen Zuge mitreißen. Noch unter Cavour, jhon am 27. Mär; 
1861 hatte das Parlament einftimmig und feierlid Rom für die zw: 
fünftige Haupiftabt des Reiches erklärt und ald nah Cavours Tode 
Ricaſoli an feine Stelle trat, ging all fein Sinnen und Trachten babım, 
biefe Frage zur Löfung zu bringen. As er aber dem Farlament im 
September 1861 geftehen mußte, daß fein Bemühen burhaus erfolglos 
geblieben, war feine Stellung erfchüttert und als er in ben legten Tagen 
des Jahres vom Parlamente ein unzweideutiges Vertrauensvotum ner: 
langte, gelang es ihm nit, dafür eine Mehrheit zu Stande zu bringen. 
Um 2. März 1862 fah er fich genöthigt, vom Könige feine Entlaffung 
zu verlangen. Rattazzi trat an feine Stelle. Er feste fein Minifterium 
aus den verfchiedenen Fractionen der bisherigen Majorität zufammen 
und ſuchte aud) die Linke zu verfühnen. In feiner erften Circulardepeſche 
erklärte er, der König babe von der Nation wie von dem Parlamente 
das Mandat erhalten, den Sit der Regierung in die ewige Stabt zu 
verlegen, und fügte bei, daß „diefes Mandat einer Ablehnung nicht fähig 
fei.” Seine erfte Mafregel war eine Maßregel der Verſöhnung. Durd 
k. Decret vom 24. März wurde die fog. Südarmee, der Ueberreft ber 
ehemaligen freiwilligen Armee Garibaldi’8 in Neapel, mit der regulären 
Armee verfchmolzen. Aber diefe Mafregel, die allgemeine Zuftimmung 
fand, genügte der revolutionären Partei nicht. Es war ein Unglüd für 
Stalin, daß Garibalbi, der feit feiner glüdlichen Unternehmung gegen 
Neapel im Sommer 1860 natürliher Weife eine ganz ausnahmsweiſe 
Stellung in der öffentlihen Meinung feines Landes einnahm, Feine 
organische Sphäre der Thätigkeit innerhalb des neuen Staatsweſens fand. 
Ausgezeichnet durch mannigfaltige Eigenſchaften des Charakters, war er 
es nicht ebenfo durch politiichen DVerftand. Obgleich dem Könige per: 
ſönlich zugetdan und aufrichtig ergeben, ließ er ſich fortwährend von ben 
Männern der Actionspartei leiten und wollte fort und fort mit revelu- 
tionären Mitteln wirken, auch nachdem die Zeit für diefe Mittel fo zu 
fagen handgreiflicd vorbei war. Im Sommer d, J. 1862 führte er 


damit Stalien an den Rand des Verderbens. 


Wie. in mehreren anderen Staaten Europa’s hatte die Idee frei— 
williger Schüßenvereine zunähft nah dem Mufter Englands. auch in 
Italien gezündet, Die Regierung felbft hatte die Sade an die Hand 
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enommen und Nicafoli noch in der letzten Zeit feines Minifteriums Stalien- 
Sarikaldi eingeladen, dafür thätig zu fein und die Errichtung folder 
Bereine anzuregen. In der That, hätte Garibaldi fi ganz und aus: 
hließlich dieſer Aufgabe, der Errihtung und der Organifation folder 
dereine, jo wie ber weiteren Organifatien und Ausbildung ber National: 
yarde, deren Generalinfpection ihm die Regierung ohne Zweifel gerne 
ibertvagen haben würde, gewidmet, jo hätte er fih um die Wehrhaft- 
nahung und damit um die Selbftitändigfeit Italiens vielleicht nicht ges 
iingere Verdienſte erworben, als früher um die Befreiung von ber Fremd⸗ 
kerrihaft und um die Ginigung der gefammten Halbinfel. Aber eine 
jeldhe fich felbft bejchränfende Thätigkeit, bei der von augenblidlihen Er- 
igigen feine Rede fein konnte, war Garibaldi nicht gegeben. Zwar nahm 
er die Einladung Ricafeli’s, die ihm nad deſſen Rücktritt von Rattazzi 
aufrecht erhalten wurde, an und langte zu Anfang März von feinem 
Caprera auf dem fejtlande an, worauf er fofort eine Rundreiſe durch 
die Städte Oberitalieng antrat, überall feurige Reden hielt und bie 
Gründung einer Anzahl folder nationaler Schügengefellfihaften anregte 
md zu Stande bradte. Aber bald ſah er fih durch die Wieberfehr 
jeiner gichtifchen Leiden veranlaßt, fi mit einigen Freunden nad) dem 
in der Nähe von Bergamo gelegenen Badeorte Trescorre zurüdzuziehen. 
Inzwiſchen hatte ſich Rattagzi etwas unvorfichtig mit der Actionspartei 
wegen Bildung eines Freimilligencorps ausfchließlich gegen das Briganten- 
unmwefen in Neapel, deſſen Befehl dem Sohne Garibaldi’s, Menptti, ans 
vertraut werden follte, eingelaffen, fich jedoch wieder zurüdgezogen, ſo— 
bald er fi, überzeugte, daß von jener Seite damit ganz andere Zwecke 
beabfichtigt wurden. Die bereitd angeworbenen Freiwilligen lösten ſich 
wieder auf, einige Hundert derſelben blieben indeß beifammen und_ vers 
weilten in der Gegend von Bergamo und Brescia, der Dinge warten, 
dte fih etwa aufthun könnten. Plöglic) wurde am 13, Mai der Oberft 
Gattabeni, einer der Begleiter Garibaldi's, in Trescorre felbft, und am 
folgenden Tage in den benachbarten Ortſchaften Pallazzolo, Sarnico x. 
eine ziemliche Anzahl der genannten Freiwilligen verhaftet und nad) 
Vredcia abgeführt. An Bergamo und Brescia entftand darüber eine 
gewaltige Bewegung. In letzterer Stadt verſuchte es fogar ein Volles 
daufe die Gefangenen mit Gewalt zu befreien, und zwang die Truppen 

zu geben, nm bie Zufammenrottungen zu zerjtreuen. Eine Res 
gierung entfaltete eine amfehnliche Truppenmacht und die Ruhe wurde 
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nicht weiter geftört. Was von den Freiwilligen eigentlich beabfiht 
und von der Megiernng verhindert worden war, ift nicht fo gan 
geworben. Es fcheint, daß ein unfinniger Freiſchaarenzug gegen Wält 
tyrol im Werke war. Garibaldi Tängnete es, ftellte in einem Schreit 
an das Parlament jelbjt das Gebahren der Freiwilligen als ein durche 
unfchuldiges® dar und übernahm die ganze Werantwortlichkeit. Die 9 
gierung ließ die Gefangenen bald wieder frei und der Gerichtähef v 
Bergamo beſchloß, daß von dem eingeleiteten Polizeiverfahren ubzuitel 
fei, da eine ftrafbare Handlung nicht vorliege. 

Garibaldi hätte gewarnt fein follen, aber er war es nicht. Y 
Gegeniheil, e8 wurde von ihm alsbald eine zweite, viel größere Untt 
nebmung in Angriff genommen, Am 22. Juni verließ er Oberitali 
und fchiffte fih in Genua nah Sicilien ein, wo er jdon am 29. | 
Palermo eine fulminante Rede gegen den Kaiſer der Franzoſen bielt, d 
allein Italien feine natürliche Hauptftadt Rom vorenthalte. Zu gleih 
Zeit circulirte in Oberitalten ein vom Centralcomits des fog. Email 
pationsvereins erlaffener und von Garibaldi als feinem Präfidenten unte 
zeichneter Aufruf mit der nicht mißzunerftebenden Anweifung, daR mm 
um nach Rom und Venedig zu gelangen, „die von Marfala an d 
Bolturno vorgezeihnete Bahn einzufchlagen habe.“ In Oberitalien fan 
melten ſich bereits Freiwillige und in Sicilien trat Garibaldi eine Run 
reife durch die benachbarten Städte an, um überall in feuriger Rd 
den Gedanfen an die Hauptftadt Italiens zu beleben und deu Haß aryt 
die Fremdherrſchaft in Nom zu fchliren. Bald Eonnte kein Zweifel mel 
darüber beftehen, dag Garibaldi und die ganze Actionspartei einen grei 
artigen, halb gewaltfamen, halb friedlichen Zug gegen Nom beabfichtigte 
befjen nähere Ausführung indeß vielleicht ihm felbit nicht ganz Mar wa 
und wohl von den Umftänden abhängen follte. Die Regierung, i 
Barlament darüber interpellirt, erklärte ſich aufs beftimmtefte und wieder 
holt gegen das Unternehmen; die Werbung und Anfammlung von frei 
willigen in Oberitalien wurde verhindert, die Truppen in Balermo ver 
ftärft und Schiffe in die Gegend von Civitavecchia abgefandt, um eim 
allfällige Landung Garibaldi’s in der Nähe von Rom zu verhindern: 
der Bräfeet von Palermo, Mardeje Palavicini, ein alter Freun 
Garibaldi’s, ber ſich zweideutig benenmen batte, wurde abberufen und 
General Eugia, ein für fähig und energiſch gehaltener Mann, mit aus— 
gebehnten Vollmachten dahin gejandt. 
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Saribaldi ließ fich durch nichts irre machen. Keiner feiner nant- Zialien. 


afteren früheren Genoffen bei dem Zuge gegen Neapel trat an feine 
seite; General Medici ſprach fi fogar offen und entſchieden gegen das 
Seglofe Unternehmen aus. Am 29. Juli verließ Garibaldi die Haupt: 
adt Siciliens, jtellte fih am 1. Auguft in Corleone an die Spike von 
wa 800 Freiwilligen, denen der dortige Subpräfeet durch Lift die 
dafſen der Nationalgarde in die Hände gefpielt hatte, und erließ eine 
Itt Proclamation „an die jugendlihe Schaar“. Die Fahne war erhoben, 
it Regierung mußte einfchreiten, zumal die Actionspartei nicht unge— 
hidt die Meinung zu verbreiten gewußt Hatte, daß die Megierung, 
sit dem Unternehmen im Grunde einverftanden, ihm nichts in den Weg 
gen würde, und Garibaldi fi felbft der Hoffnung bingegeben zu haben 
heint, es werde ihm gelingen, die Armee und die ganze Nation zu 
imer gewaltigen unwiderftehlihen Demonjtration binzureißen. Am 3, Aug: 
ijchien eine könial. Proclamation, die ed unummunden ausſprach, daß 
‚derjenige nicht der Fahne Staliens folge, der die gejeglichen Schranken 
urhbrede und die Freiheit und Sicherheit des Vaterlandes gefährde, 
ndem er fich zum Herrn feiner Geſchicke aufwerfe” und mit dem 
Aufrufe Schloß: „Staliener, hütet euch vor Handlungen ftrafbaren Un: 
zeſtüums und unbejonnenen Agitationen. Wenn einft die Stunde für bie 
bollendung unferes großen Werkes gefchlagen hat, dann wird die Stimme 
res Königs in euerer Mitte laut ertönen. Jeder Aufruf, der nicht 
der feinige iſt, it eim Aufruf zur Rebellion, zum Bürgerkrieg.” An 
demjelben Tage erklärte Rattazzi im Parlament, wenn Oaribaldi im 
Kamen der Nation fpreche, wenn er waffne, wenn er die gefehlichen 
Schranken überſchreite, fo werde er dem allgemeinen Rechte anheimfallen, 
um wie jeder Andere beftraft zu werden. Das Parlament befhloß, daß 
8 „den edeln und feiten Worten des Königs fih anſchließe“ und wenige 
Tage nachher, daß es im diefer großen Gefahr der Regierung feſt zur 
Seite ftehen und fich wicht ohne königl. Decret vertagen werde. 

Die öffentliche Meinung in Italien war in fieberhafter Aufregung, 
az Europa geſpannt auf den Ausgang bdiefer Dinge. Und doc war 
5 Garibaldi's Name allein, bie Achtung, die fein Charakter einflößte, 
und die Erinnerung an all das Wunderbare, was ihm erft zwei Jahre 
vorber auf demjelben Boden gelungen, die bem Unternehmen einen ges 
wiſſen Halt und einen gewiſſen Schein verliehen. So begann denn 
Garibaldi von Ficuzza aus am 7. Auguft feinen Marſch auf der Straße 
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nach Meſſina. Die kgl. Truppen folgten ihm ihm im einiger Entfernung mach. 
General Mella jollte ihm die Straße von Meſſina aus verlegen. Am 
17, Auguft unterdrüdte die Regierung das Centralcomitd ber revolutionären 
Partei in Genua, das die Bewegung von Oberitalien aus unterjtügte, umt 
ertbeilte den Generalen Eugia in Palermo und Lamarmora in Neapel Bell: 
macht, den Belagerungszuftand über das ganze ehemalige Königreih Neapel 
zu verhängen. Garibaldi täufchte indeß dort mit feiner alten Gewanbtheit 
feine Gegner und ftatt nad) Meffina weiter zu bringen, bog er jeitwärk 
ab und zog am 19. Auguft ohne Widerftand in Catania ein. So bat 
die Nachricht in Turin anlangte, beſchloß die Regierung zu dem äuferften 
Mittel zu greifen: der Marineminifter Admiral Perſano follte fi felbt 
zur Flotte vor Catania verfügen und General Gialdini den Oberbefehl 
gegen Garibalbi übernehmen. Noch bevor fie jedoch an Ort und Stelle 
anlangten, fchiffte fid) Garibaldi mit etwa 2000 Freiwilligen in Catania 
ein, indem er erklärte, „er fei entichloffen, in Rom als Sieger einzw 
ziehen oder unter feinen Mauren zu fterben“ und jeßte, troß der zmei 
Regierungsdampfer, die ihm im Hafen felbft den Weg verfperren follten, 
nah dem Feſtlande über, wo er am 24. Auguſt glüdlih zu Melite 
landete. Mit Cialdini hörte nun aber die Scheu vor Garibaldi’8 Perfer 
auf: Cialdini war entjchlofen, der Sache mit einem Schlage ein jchmellet 
Ende zu machen. Und fie fand ein fchnelles Ende. Am 24. Auguſt 
war Oaribaldi mit kaum 2000 Freiwilligen in Ealabrien gelandet, am 
26. fette fich fein Vortrab, am 27. er felbit gegen Neggio in Bewegung 
Er fand es von Truppen fo ftark bejegt, daß er fhen am 28. auf 
einen Angriff verzichtete und fi in die Berge zurückzog. Das Blatt 
wendete ſich. Ein zuverläffiges Corps Piemontefen unter dem Oberſten 
Pallavieino ſuchte ihn in den Bergen auf, wo er bei Aspromonte 
Stellung genommen hatte. Garibaldi wollte jeden Zufammenftog mit 
den Truppen des Königs vermeiden und gab diesfalls die gemefjeniten 
Defehle. Ein unglüdlicer Zufall durchkreuzte feine Abfiht, ein Schuß 
fiel und nun gaben aud die Truppen Feuer. Einige Freiwillige fielen, 
Saribaldi felbit wurde verwundet und mit den Seinen gefangen. Am 
3. September langte er auf einem Megierungsdampfer im Hafen von 
La Spezzia an und wurde in das Fort Varignano auf der Inſel 
Palmeria gebradt. Die revolutionäre Partei hatte eine ſchwere Nieder 
lage erlitten, aber mit ihr zugleich Italien ſelbſt. Die Erwerbung Rome 
als Hauptftabt lag in weiterer Ferne als zuvor, 
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Die Geftaltung wie die Umgeftaltung großer Staaten ift nicht bas ** 
verk weniger Jahre. In Deutſchland wurde bie Nothwendigkeit einer 
Reform der Bundesverfaffung nad und nad von allen Seiten ohne Aus: 
ahme zugeftanden, aber die Ausführung fteht noch in weiter Ferne; bie 
Infihten über die Grundlagen jeder Reform gingen vorerft nur fchroffer 
mörinander. Preußen hatte es, durd) das ſächſiſche Bundesreformprojeft 
au veranlaßt, noch zu Ende 1861 gewagt, die dee eines engeren 
hundesſtaats, natürlich unter feiner Führung, wenn auch nur in bem 
Ügemeinften Umriffen offen auszufprechen. Die Antwort ließ nicht lange 
wf fih warten. Auf die Anregung Deſterreichs hin übergaben dieſes 
md die Mittelftaaten am 2. Febr. in Form von ibentifhen Noten im 
Berlin den bündigften Proteft gegen diefe Idee, indem fie jebe Ueber— 
ragung einer einheitlichen Centralgewalt an bie Krone Preußen zum 
wraus geradezu als eine „Unterwerfung“ unter Preußen und jeden Verſuch 
vazu als „eine factifhe, wenn auch nicht rechtliche Auflöfung bes Bundes“ 
bezeichneten. Preußen begnügte fi, den Proteft Oeſterreichs und ber Mittel: 
Raaten zurückzuweiſen, ohne fich auf eine weitere Darlegung feiner Abfichten 
einzulaſſen. Die ganze Frage blieb von feiner Seite zunächſt ruhen und blieb es 
um jo mehr, als in Preußen felbft inzwifchen ein Conflict zwifchen der Regie: 
rung und Bolfövertretung ausbrach, der bald die größten Dimenfionen annahm 
md jeden Einfluß Preußens in Deutfchland vorerft volllommen lähmte, 

Die Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe des Landtags waren in Preußen Preusen, 
zu Ende des J. 1861 weſentlich gegen die Regierung ausgefallen. Die 
Ürlihe, aber ſchwachmüthige Politik diefer Regierung, bie zur Hälfte der 
gemäßigt liberalen zur Hälfte der gemäßigt feubalen Partei angehörte, 
die na außen ohne beftimmte Ziele die fog. Politit der freien Hand 
plegte, nad) innen aber ihre Beftrebungen zum Ausbau ber Berfaffung 
auf das allerbefcheidenfte Maß reduzirte und doch auch damit fortwährend 
an dem fchroffen Widerftande des von der feubalen Bartei beherrihten 
Herrenhauſes feheiterte, Tonnte dem mächtig anwachſenden Bebürfnig des 
preußifchen Volkes nad; einer rafcheren und entfchiedenern Ausbildung des 
inneren Staatslebens, nad) den Forderungen ber Zeit und auf ber aner- 
tannten Grundlage der Verfaffung, unmöglich genügen. ine neue Partei 
hatte ſich gebildet, die ſich die „deutſche Fortſchrittspartei“ nannte umd 
auf ihre Fahne die verfaffungsmäßige Umbildung des KHerrenhaufes und 
eine kräftige Anhandnahme der deutfhen Frage fehrieb. Und fo entſchieden 


entſptachen diefe Begehren den Anfchauungen der Nation, daß ber Aus: 
25 
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Yreußen. fall der Landtagswahlen aud) jofort der Partei, die fie vertrat, die Entf 
fcheidung im Abgeorbnetenhaufe in die Hände gelegt zu haben ſchien. Mu 
Hofe war man yerftiimmt und fah dem Aufammentritt des Landtags md 
mit Mißtrauen entgegen : die bejtändige Furcht vor der Reaction war fü 
die neue Volksvertretung ein überwundener Stanbpunft; an bie Stelle 
des unbedingten Vertrauens zu dem guten Willen der Regierung war bad 
Bervußtfein der eigenen Aufgabe getreten und es ſchien mehr als zweifei- 
baft, daß dieſer Landtag zu einer definitiven Genehmigung der Armes 
reorganifation, die der König im J. 1859 aus eigener Madytvolllommens 
heit und ohne Mitwirkung der Kammern vorgenommen hatte, die Dank 
bieten werde, nachdem ſchon die Yandtage von 1860 und 1861 ſich hieze 
nicht hatten entjchließen können und der Entfcheidung durd eine bloß pre 
viforifche Bewilligung der dazu erforderlichen Geldimittel — auch diefe mur 
mit tnapper Majoritäit — aus dem Wege gegangen waren. Am 14. Jam 
eröffnete der König den Landtag. Weder die Thronrede noch die Vorlagen ber 
Regierung an die beiden Häufer entfprahen den Erwartungen des Landes 
unb noch bevor au nur eine biefer Vorlagen erledigt war, kam es zum 
Brude. in Zwifchenfall gab die Veranlaſſung. Einige dreißig Wkit- 
glieder bes Abgeorbnetenhaufes brachten den Antrag ein, daß die Regie 
rung in Zukunft gehalten fein folle, das Budget der Ausgaben in größerer 
Spezialifirung vorzulegen und daß diefer Grundjag fhon auf das Budget 
für 1862 anzuwenden fei. Die Regierung widerjegte fih dem Antrag, 
unterlag aber am 6. März mit 143 gegen 171 Stimmen. Sofort trat 
eine Minijterkrifis ein und ſchon am 11. entfchloß fid der König, bad 
Abgeorbnetenhaus aufzulöfen, am 18., den liberalen Theil des Minifteriums 
zu entlaflen und durch Feudale zu erſetzen. Der Bräfident ded Herren: 
baufes wurde interimiftifh zum Minifterpräfidenten ernannt, die eigent 
lidye Leitung des Minifteriums übernahm indeß der bisherige Handels— 
minifter und nımmehrige Yinangminifter v. d. Heydt. 

Die öffentlihe Meinung war von biefer plöglichen Wendung über: 
raſcht und aufs jchmerzlichfte berührt. Die Majorität des Abgeordneten 
hauſes, die dazu DVeranlaffung gegeben, rechtfertigte ihre Handlungsweiſe 
durch eine offene Erklärung und fpracd ihre ruhige Ueberzeugung auf, 
baß fie nur ihre Pflicht erfüllt Habe. „Die Weife, in welcher bisher ber 
Stantshaushalt geordnet wurde — fagte fie — machte das wefentlichiie 
Recht der Volksvertretung, das Recht, die Einnahmen und Ausgaben bed 
Staates zu bewilligen und zu überwachen, faft bebeutungslos. Die bie: 
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wige Eintheilung des Budgets gewährte nad) der Auffaffung der Res Yreupen, 
erung, die fie in dem Gejekesentwurf über die Oberrechnungskammer 
Itend gemacht hat, diefer einen der ontrole des Abgeordnetenhauſes 
R gänzlich entzogenen Spielraum und die Machtvollkommenheit, auch 
ne und gegen ben Willen der Volkövertretung tief eingreifende ins 
htungen zu treffen oder aufrecht zu erhalten. Um dieſe fcheinbare Feſt— 
Mung des Budgets zu einer wirklichen zu machen, führten wir den Beſchluß 
5 Abg.⸗Hauſes herbei.“ Die Regierung dagegen warf der Majorität bes 
bg.Hauſes vor dem Miniftermechfel in ihrem offiziellen Organe vor, daß 
t „im Sturm babe Beränderungen burchfegen wollen, melde die Re— 
rung auf dem freilich Iangfameren Wege der Orbnung und mit Ber 
icfichtigung der Intereſſen der Staatöverwaltung herbeizuführen bereit 
mweſen und daß dieſes ftürmifche Verfahren nur aus ber allgemeinen 
fimmung erklärt werden könne, welche fich ber Mehrheit des Hauſes 
et Regierung gegenüber bemädtigt habe.“ „Die Kammer“, wurde von 
em Organe der Regierung nad, dem Minifterwechfel erflärt, „war gewiſſer— 
aaßen mit der Beftimmung geboren, ein Zerwürfnig mit der Regierung hervor: 
urufen ; die Mafle der Wählerfchaften offenbarte alle Zeichen einer unheilvollen 
Berblendung,; Männer wurden bevorzugt, deren politifhes Programm, 
on allen Uebertieferungen des monardifhen Preußens abfehend, an bie 
Bewegung der Jahre 1848 und 1849 anzufnüpfen ſuchte; unter folden 
Knfpizien kam das Abgeordnetenhaus zu Stande und mußte dem Fluche 
einer Geburt erliegen. Der Agitation des planlofen Fortfchritts, welche 
ne jüngiten Wahlen beherrſcht hatte, mußte ein Halt zugerufen werben 
md die Aufgabe des gegenwärtigen Cabinets wird es fein, bie öffentliche 
Meinung darüber aufzuklären, daß es, wie bei dem jüngften Conflict mit 
dem Abgeorbnetenhanfe, jo bei den nächſten Wahlen ſich nidyt um Einzel- 
angelegenbeiten von mehr oder minder untergeorbneter Bedeutung, fondern 
um die hochwichtige Frage handelt, ob die Macht ber Regierung bei ber 
Krone, welcher fie durch die monardjifchen Weberlieferungen wie durch 
de Verfaffungsurktunde des preußifchen Staates angehört, bleiben oder ob 
je dem Abgeordnetenhauſe zufallen fol.” So zeidyneten ſich die Stellung 
wie die Zielpunkte beider Theile. 

Beide rüfteten fi, um den Wahlfieg zu ringen. Die Regierung - 
verließ das Princip, das fie bei den legten Wahlen beobachtet hatte, ſich 
jeder Beeinfiuffung zu enthalten. Der König felbft forderte die Minifter 
auf, den „Einflüſſen der Verdächtigungen entgegenzutreten, welche bie 

25* 
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Yreusen, Unfangenheit des Öffentlichen Urtheil zu verwirren bezweden, wie dieß 
bei den legten Wahlen ſich gezeigt.“ Die Minifter richteten dengemät 
Wahlerlaffe an ihre Untergebenen, in denen fie namentlich die Erſcheinung 
befämpften, daß ein großer Theil der Beamteten ſelbſt auf Seite ben 
DOppofition ftand, und von dieſen ftatt Widerftand vielmehr „eifrige Unter 
ftügung“ forderten. Der Majorität des aufgelösten Abgeordnetenbamfes 
wurden bie verderblichften Beftrebungen zugemefien. „Die k. Staate 
tegierung, hieß es in bdiefen Erlaffen, eradytet es für ihre unerläßlic 
Pflicht, die Nechte der Krone mit Entjchiedenheit zu wahren und nid 
zuzugeben, daß der Kraft des königlichen Negiment® zu Gunften eine 
fog. parlamentariihen Regierung Abbruch gefchehe. Gerade hiedurch be 
fi die k. NRegieruug in den fchärfiten Gegenfat zu ber Demokratie ae 
feßt, deren Beftrebungen zur Zeit unverkennbar darauf gerichtet find, ben 
Schwerpunkt der ftaatlihen Gewalt, melher nah Geſchichte und Ben 
fafjung Preußens bei der Krone beruht, von biefer in die Vollsvertretume 
zu verlegen. Es ift deßhalb bie Aufgabe der k. Staatsregierung um 
ihrer Organe, der demokratiſchen Partei, mag fie nun offen diefen Namen 
führen oder als fog. Fortichrittspartei ober unter irgend einer andern 
irreleitenden Benennung auftreten, bei ben bevorftehenden Wahlen überall 
entgegen zu wirken.“ Der Erfolg dieſer Wahlerlafie war zweifelhaft, am 
eine Beeinfluffung der Wahlen wie unter Manteuffel gar nicht mebr zu 
denken: bie Maſſe der Wähler war felbftändiger, jelbjtbemußter geworden 
und wurbe es täglich mehr; die ragen, um bie es fich handelte, waren 
jedermann Mar und verftändlih. Der leitende Minifter gab ſich auch in 
ber That feiner Täufhung darüber hin, daß ein Wahlrefultat, mie es bie 
Regierung wünfche, entfchieden nicht zu erwarten ftehe, wofern fie ber 
öffentlichen Meinung nicht bezüglich des Militäretats wefentliche Zuge: 
ftändniffe made. In einem confidentiellen Schreiben an ben Kriegsminifter 
geftandb ber Finanzminiſter offen ein, daß „inallenübrigen Verwaltungszweigen 
Ihon feit Jahren die größtmögliche Befchränfung der Ausgaben ftattge: 
funden babe, um nur einige Mittel zur Verminderung des durch die 
Mehrbebürfniffe der Militärverwaltung entſtandenen Deficits im Staats 
baushalte zu gewinnen und wenigftens den Schein zu retten, ba bie 
Regierung bejtrebt fei, die dießfalls wiederholt gemachten Zuſagen 
zu erfüllen.” Er erklärte es deßhalb für unbedingt geboten, auf bie 
Forterhebung des Steuerzuſchlags von 25% vom 1. Yuli Taufenden 
Jahres an zu verzichten und verlangte überdieß einen Abftridy von wenig: 
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ms 25 Mill. Thlr. an ber bisher feftgehaltenen Forderung für den preuben. 
ilitärhaushalt. Das erftere fegte er buch, das letztere nit, obwohl 

: öffentliche Meinung ſich immer mehr fo entfchieden und fo einmüthig 
Raltete, daß ein Wahlfieg der Regierung ohne eine große Conceſſion in 

r Militärfrage gang unmöglich erſchien. 

Niemand hatte fih durch die Wahlerlaffe der Minifter einſchüchtern 
fen. Auf die gegen die Majorität des aufgelösten Abgeorbnetenhaufes 
bobene Anklage antwortete das Gentralwahlcomite der Fortfchrittspartei 
ruhig wie feſt: „Niemand denkt daran, die verfaffungsmäßigen Rechte 
r Krone anzutaften. Aber darum handelt es ſich, ob neben ber großen 
id unzmweifelhaften Macht der Regierung das verfaffungsmäßige - Recht 
t Bolfövertretung irgend eine Bedeutung haben foll oder nicht. Soll 
# Abgeordnetenhaus nur Duldung genießen, fo lange es ja fagt und 
fegwidriger Uebergriffe geziehen werben, fobald es nein fagt, fo bat 
iſete Verfaſſung keinen Sinn.“ Die Beamieten fingen an, fich gegen 
e verfuchte Beeinträchtigung ihrer Wahlfreiheit zu wehren. Die erjten, 
© ed thaten und ihr Recht würdig, aber mit Entſchiedenheit wahrten, 
aren Rector und Senat der Univerfität Berlin. Freimüthig erklärten 
e, daß fie „den Kampf, der gegenwärtig bie Gemüther in Preußen bes 
ge, nicht im dem Gegenjat des Königtfums und der Demokratie auss 
errüdt fänden.“ Andere Körperfchaften folgten nah. Die öffentliche 
Reinung hatte die Oberhand behauptet. Die Nation fühlte, daß Preußen 
bermals an einem Sceidewege ftand. „In der Wahlbewegung bes letzten 
yerbftes — fagte das Eentralwahlcemite der Fortfchrittspartei — konnten 
vir noch hoffen, da8 Minifterium werde, getragen von dem fortfchreitenden 
dewußtſein des Volkes, eine entfchiebenere Politit in der Richtung ein- 
Hagen, welche unferem Vaterlande Noth thut, um feine Stelle unter 
vn Völkern Europas mit Ehren zu behaupten. Das können wir jeßt 
ücht mehr. Um fo nothwendiger ift e8, daß die Vollsvertretung unab⸗ 
Yingig und entfcloffen der Regierung gegenüber das verfaffungsmäßige 
Recht des Volkes wahre.” Am 6. Mai erfolgten die Wahlen. Die Res 
gierung erlitt eine vollftändige Niederlage: auch nicht einer ber Minifter 
yatte feine Wahl durchzuſetzen vermocht. Die Majorität des aufgelösten 
Hauſes kehrte dahin zurüd, an Zahl verftärkt, durch die Zuftimmung ber 
weit überwiegenden Mehrheit der Nation mächtig gefräftigt. Die eigentlich 
minifterielle Partei war auf 10 Feubale zufammengefchmolzen. 

Faft zu berfelben Zeit fah ſich bie preußifche Regierung no in 
eine andere Schtwierigfeit verwidel. Schon feit längerer Zeit war fie 
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Sreufen. im Namen bed Zollvereind mit Frankreich Über den Abſchluß eines Ham 
belövertrag® eingetreten. Am 29. März waren die Unterhandlungen emb- 
lich zu einem Abſchluß gekommen. Ein Vertrag wurde an biefem Tag 
in Berlin vorläufig paraphirt und wenn auch nicht allen Wünjben und 
Rathichlägen, welche die Regierungen ber verſchiedenen Zollvereinsftaater 
im Laufe der Unterhandlungen nad Berlin batten gelangen laflen, ent 
ſprochen war, fo glaubte Preußen doch ihrer Zuftimmung mit Zuverſich 
entgegen fehen zu können. Seit bem Jahre 1860 hatte Franfreich wm 
feinem früheren Schubzolliyftem gebrochen, fich im Princip auf den Boden 
des Freihandelsſyſtemes geftellt und von diefem aus Verträge mit Ema 
land und Belgien abgejchloffen, mit Italien und der Schweiz eingeleitet 
Deutſchland war bebroht, feine Induſtrie vom frangöfifhen Markte gam 
ausgefhloffen zu fehen. Bon allen Seiten war daher die Wünfhbarkeit 
ja die Nothwendigfeit eines ähnlichen Vertrages mit Franfreih auch für 
Deutfhland anerkannt und Preußen von jämmtlihen Zollvereinsftaaten 
‚mit den biesfälligen Unterhandlungen beauftragt worden. Die Grundlage, 
auf denen ſich diefe bewegen und das Reſultat beruhen mußte, Tonnte 
nicht zweifelhaft fein. Ganz Weftenropa war bereits dem Freihandele— 
ſyſtem ambeimgefallen und wenn Deutjchland mit Frankreich überhaupt 
einen DBertrag abſchließen wollte, jo mußte er fi nothwendig auf ben 
jelben Boden ftellen. Preußen hatte ſich übrigens ſchon bisher wieder: 
holt und entſchieden für Herabſetzung ber Tariffäte erflärt und die öffent: 
lihe Meinung nicht bloß in Nord:, fondern aud) in Süddeutſchland mehr 
und mehr wie für Gewerbe: jo auch für Handelsfreibeit ſich auszufprechen 
begonnen. Nichtsbeftoweniger konnte es nicht überrafhen, daß die zunächſt 
Betroffenen und die Freunde von Schußzöllen überhaupt, fobald die voll: 
endete Thatjache in dem Hanbelövertrag mit Frankreich vorlag, laut auf: 
fchrieen und eine lebhafte Agitation gegen Genehmigung defjelben in Gang 
fegten. Es mar dieß um fo natürlicher als die Neciprocität und ein 
billige Gleichgewicht in den gegenfeitig eingeräumten Zollſätzen zwiſchen 
Frankreich und Deutfchland in einer ganzen Reihe von Artikeln entfchieden 
nicht gewahrt und Frankreich wefentlich günftiger als Deutſchland geftellt 
zu fein ſchien. Gin zweiter Punkt, der großen Anftand erregte, war das 
durch den neuen Vertrag bedingte Verhältniß zu Defterreich. Der zwifchen 
bem Zollverein und Defterreich beftehende Vertrag von 1853 mußte burd 
Annahme des Handelsvertrags notbwendig babinfallen, wenn Defterweid 
bei feinem bisherigen Syſtem von Schubzöllen beharrte, während Preußen 
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meed der Zollverein zum Freihandelsſyſtem übergingen. Es lag das unter Yreusen. 
ben gegenwärtigen Umjtänden fhon an fi in ber Natur eines jeden Vor: 
trags mit Frankreich, wurbe aber dur ben nun wirklich von Preußen 
a Bgeſchloſſenen noch verfhärft, indem fich durch Art. 31 deffelben beide Eon: 
trahenten verpflichteten, „dem andern jede Begünftigung, jebes Vorrecht 
zanıd jede Ermäßigung ber Eingangs- oder Ausgangsabgaben für bie in 
Dem gegenwärtigen Bertrage verzeichneten oder nicht verzeichneten Gegen: 
ſtände zu Theil werben zu laffen, welche er einer dritten Madt in ber 
Folge zugeftehen möchte.“ In dem Abſchluß des Handelsvertrags mit 
Srankreich lag daher für Defterreih nicht nur eine wirtbfchaftliche, fons 
bern auch eine politifche Gefahr für feine Stellung in Deutjchland. Es 
erlannte fie auch fofort und proteftirte ohne Verzug gegen ben entfcheis 
denden Schritt von Seite bed Zollvereind. „Am Augenblide bes Abs 
ſchluſſes dieſes Vertrags von Seite des Zollvereind und der Verlängerung 
des Zollvereins auf folder Grundlage, jagte es, wäre Defterreih von 
dem übrigen Deutichland in handelspolitifcher Beziehung factiſch und prin- 
cipiell losgetrennt.“ Man konnte denken, daß Preußen burd den Ab: 
ſchluß des Hanbelsvertrags mit Frankreich diefe Folgen abfichtlich herbei- 
zuführen gefucht habe. Was Oeſterreich verlor, fehien Preußen gewinnen 
zu müflen. Ein Vorwurf dagegen konnte Preußen nicht gemacht werben, 
der nämlich, daß es feine Induftrie durch den Vertrag irgendwie bejon- 
ders zu begünftigen gefucht hätte und mit Recht mochte ed daher in ber 
erften Mittheilung, die e8 ben Zollvereinsjtaaten von bem erfolgten Ab: 
fhluß machte, fagen: „Die Opfer, ohne welche eine Berftändigung über: 
haupt nicht denfbar war, fallen auf uns in vielen Beziehungen mehr, in 
feiner Beziehung weniger als auf unfere Zollverbünbeten.” 

Zwiſchen Defterreih und Preußen entwidelte fih eine Korreſpon⸗ iR 
benz, die ben gegenfeitigen Standpunkt klar barlegte. „Das Faiferliche 
Cabinet, erklärte Graf Nechberg, verfennt nicht, daß im Falle der Ans 
nahme des Handelsvertrags mit Frankreich von Seite des Zollverein 
längs der ganzen Weftgränge Defterreihs von Krakau bis zum Splügen 
und von da hinab zu ben Mündungen bes Po das Freihandelsſyſtem zur 
vollen Geltung gelangt fein würde und daß gegenüber den niederen Zoll: 
fähen des letzteren für Defterreich die Aufrechthaltung feiner gegenwärtigen 
Zollfäge zur Unmöglichkeit geworben ift; allein die große Mehrzahl ber 
von Preußen durd ben Bertrag mit Franfreih angenommenen Zollfäge 
find von der Art, daß Defterreih, ohne ben Untergang vieler Zweige 
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Defter- feiner Induſtrie herbeizuführen, fel&ft nur fo weit als bie Aufrehtbaltung 
der biöherigen Zwifchenzölle fordert, ihnen zu folgen nit vermag.” 
Preußen ergriff bie Eingeſtändniſſe Oefterreihs, um barauf hinzuweiſen, 
daß, wie bie öfterreichifche Denkſchrift felbft zugebe, der Tarif des Boll: 
vereind einer Reform dringend beburft habe und daß Preußen mit ber 
Ausführung diefer Reform doch wahrlicy nicht auf Defterreih habe warten 
müfjen und warten können, da Defterreich felbit geftehe, daß es obne ben 
Untergang vieler Zweige feiner Induſtrie der Reform unmöglih folgen 
könne. Defterreich aber, das bie Iogifche Eonfequenz diefer Räfonnerment® 
unmöglid; läugnen konnte, entſchloß fih, um die drohende Gefahr abzu— 
wenden, zu einem für feine Zuftände großen Opfer, er erklärte fi be— 
reit, den bisherigen Tarif des Zollvereins unbedingt anzunehmen unb ans 
erbot Preußen auf Grundlage biefes Tarifs den Eintritt feines Gefammt: 
ſtaats in den Zollverein, jo weit bieß überhaupt möglid war, in ber 
Form eines den Kaiferftant und das Zollvereinsgebiet umfafjenden Handels: 
und Zollbundes. Ein Handelsvertrag mit Franfreih wäre dadurch ven 
felbft fo viel als unmöglich geworben. Hätte Defterreich fih früher zu 
biefem Opfer entfchlofien, fo hätte felbft Preußen nicht umhin gekonnt, 
biefen Vortſchlag in ernſte Ueberlegung zu ziehen. Seht war es zu jpät. 
Preußen lehnte ihn entſchieden ab. „So großen Werth, entgegnete Graf 
Bernftorff, wir im ntereffe unferes Gewerbefleißes und unſeres Handels 
auf bie Theilnahme an der Verforgung eines großen und reihen, an ben 
Zollverein grängenden Marktes zu legen hatten, fo würden wir und bed 
zu berjenigen Umgeftaltung des Zolltarifs, welche der Handelsvertrag mit 
Frankreich in fich fließt, nicht haben verftehen können, wenn wir nicht 
überzeugt gewefen wären, baß dieſe Umgeftaltung, ganz abgefeben von 
allen vertragsmäßigen Aequivalenten, eine durch das eigene Intereſſe des 
Zollvereins gebotene Nothwendigkeit ſei. Es handelte fih für uns nicht 
bloß um einen Act der auswärtigen Hanbelspolitif, fondern der innern 
Reform. Der beftehende Zollvereinstarif hat ſich, nach unſerer Ueber: 
zeugung, überlebt. Diefen nämlihen Tarif will Defterreih durch feine 
Borichläge bis zum Schluſſe des Jahres 1877 zur Grundlage bes Ber: 
tragsverhältniffes zwifchen dem Zollverein und Defterreih maden. Die 
Borjchläge behalten zwar eine Revifion desfelben vor; es foll jedoch, fo: 
weit bei biefer Revifion eine BVerftändigung über Abänderungen nicht er: 
folgt, bei den beftehenden Beitimmungen verbleiben und es foll, ben im 
Zollverein beftehenden Grundfägen gemäß, zu jeder Abänderung bes Eins 
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erftändniffes fämmtlicher Vereinsregierungen und Defterreich6 bedürfen. Deſter⸗ 
Fine folde Verabredung, ich ſpreche es offen and, würden wir nicht eins 
sehen können, auch wenn Verhandlungen zwifhen uns und frankreich 
uemals ftattgefunden hätten, denn über die mit dem 31. Dec. 1865 ab» 
'anfende VBereinsperiode hinaus würden wir uns an ben beftehenden Zoll: 
ereinstarif in feinem falle binden wollen,“ 

Lehute auch Preußen ab, fo fand dagegen Defterreid Bundesgenoſſen Deutiö- 

and. 

inter den übrigen Zollvereinsftaaten. Der tiefe Gegenfaß, der zwifchen 
Preußen einerfeitS und Defterreih mit dem größern Theile der Mittelftaaten 
nberfeitd über die Frage der Bunbesreform eingetreten war, trug ſich 
Asbald auch auf das vollswirtbichaftlihde Gebiet und bie Frage bes 
Handbelsvertrags mit Frankreich über. Der unverfennbare Zufammenbang, 
ber zwiſchen bem Handelsvertrag, jo weit er das Verhältniß zu Defter- 
ih betraf, und den bundesjtaatlihen Plänen Preußens maltete, trieb 
die Mittelftaaten dazu, aud in diefer Frage mit Defterreih zu geben. 
Das Princip, das fie verfolgten, war in ber That baffelbe auf dem einen 
wie auf dem andern Gebiet. Wie dort jo wollten fie auch bier nichts 
von einer Ausjonderung Dejterreihs wiſſen, und wie fie dort an ber 
Gleichheit der Rechte fefthielten und eine bevorzugte Stellung Preußens 
ſofort als eine „Unterwerfung“ unter dasfelbe perhorrescirten, fo wollten 
fe auch bezüglid des Handelsvertrags Preußen ihre vollfommen gleiche 
berechtigte Stellung fühlen laſſen, zumal bereits vielfach die Idee eines 
Zollparlamentes aufgetaucht war, die genau wie auf dem politifchen Ger 
biet gegen eben diefe Gleichberechtigung gerichtet zu fein fchien. Seit der 
Mitte des Jahres gingen daher die Beftrebungen Defterreihs und ber 
Mittelftaaten bezüglich beider Fragen Hand in Hand. 

Preußen jchien ziemlich ifolirt. Zwar genehmigten beide Häuſer 
ſeines Landtags faft einftimmig ben Handelsvertrag mit Frankreich und 
ermunterten die Regierung, mit ber fie wenigftens darin vollkommen einig 
gingen, zu einem energifchen Vorgehen gegenüber ben widerwilligen Res 
gierungen ber übrigen Zollvereinsftaaten. Allein von diefen trat außer Coburg⸗ 
Gotha und Divenburg nur Sachen in der Handelsfrage entſchieden auf feine 
Seite und Baden, defjen Regierung den Vertrag zwar feinem Landtage zur 
Zuftimmung vorlegte, diefen dann aber felbft wieder veranlaßte, von einem 
Beſchluß vorerft no Umgang zu nehmen. Die übrigen Regierungen ber 
Mittelftaaten zögerten erft, um fich fchließlich gegen den Handelsvertrag 
und für die Prüfung ber öfterreichifchen Vorfchläge zu erflären, Im Juni 
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nd hielten diefelben über bie Handelsfrage Eonferenzen in Münden, im J 
verftändigten fie fich in Eonferenzen zu Wien über das Project, der pre 
ßiſchen Bundesftaatsidee eine Verſammlung von Delegirten der einzeln 
Ständekammern zunächft zur Berathung von Gefekesentwürfen über E 
vilproceß und Obligationenrecht, in zweiter Linie aber als organifche &i 
richtung behufs einer allmähligen Reform des Bundes auf burdhans | 
beraler Grundlage entgegen zu ſetzen. In den erften Tagen des Auge 
lehnte zuerft Bayern den Handelsvertrag ab, und fofort folgten ihm Wit 
temberg, Hannover, Heffen-Darmftadt und Naſſau. Zu Mitte desſelb 
Monats wurde endlih das Delegirtenprojeft am Bunde förmlich eims 
bradt. So traten Defterreidh und die Mittelftaaten Preußen und de 
jenigen Partei, bie den Bundesstaat unter Preußens Führung anfiret 
und den Handelsvertrag mit Frankreich unterftühte, nach allen Seiten 
gefchloffener Phalanr entgegen. Die Preußifche Regierung ſah fich glei 
zeitig von einer Niederlage im ihrem eigenen Sande, im Zollverein u 
in der Bunbesreformfrage bedroht. Um ſich zu wehren, griff fie went 
ſtens in einer diefer Richtungen zu dem äußerften Mittel, indem fie Baneı 
und den übrigen Zollvereinsregierungen, die den Hanbelsvertrag ablehnte 
drohend erflärte „fie fei ed dem Ernſt der Lage fehuldig, offen ausıı 
ſprechen, daß fie eine definitive Ablehnung als den Ausbrud des Wi 
lens auffaffen müffe, den Zollverein mit Preußen nicht fortzufetsen‘ 
Die einzige nationale Schöpfung Deutſchlands feit der Gründung de 
Bundes war damit unummunden in Frage geftellt. 

zer Dagegen war es Defterreich vergönnt, ruhig an der Begründun 
verfaffungsmäßiger Nechtszuftände, an ber Ordnung feiner zerrüttete 
Finanzen und an der MWieberherftellung feines erfchütterten Anfehne i 
Europa zu arbeiten. Es gefchah nicht ohne weſentliche Erfolge. Wa 
der Fortfhritt überall nur ein Tangfamer und mußte auch manche Schwie 
rigfeit vielmehr umgangen als überwunden werden, fo boten die neu ct 
rungenen Zuſtände um fo mehr Bürgfchaften der Dauer umb erjdiene 
nicht al® blos ephemere Verſuche. Die größte Schwierigkeit für bie Ord 
mung des Staats im Innern wie für feine Macht nach Außen blieb frei 
lich ungelöst. Ungarn blieb unter ber im Nov. 1861 eingeführten pro 
viſoriſchen Verwaltung des Grafen Palffy, die Comitate ſchwiegen, de! 
Landtag wurde nicht einberufen, die Nation verharrte in paſſivem Wider: 
ſtand, ohne, allem Unſcheine nach, in irgend welcher Weiſe von den An⸗ 
ſchauungen und Forderungen bed aufgelösten Landtags von 1861 zu wei: 
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m; felbft der Ungarifche Hoflanzler fuhr fort, eine ımbeftimmte, oft ges nie 
dezu zweideutige Stellung zu der Februarverfaffung, die er doc, felbit 
kworen und zu deren Durchführung aud in Ungarn er zum Ungaris 
er Hoftanzler an die Stelle des Baron Vay berufen worben war, eins 
hmen. Croatien ſchwieg, auch dort wurde der Landtag nicht wieder 
serufen. Siebenbürgen follte den Ausichlag für bie. zukünftige Gtel- 
ıg aller diefer Länder zum Gefanmtftaat und zur Verfaffung vom 26. 
br. 1861 geben; aber die Negierung zögerte fortwährend ben Lanbtag 
yuberufen, fie fcheute ſich den entſcheidenden Schritt zu thun, bevor fie 
5 Erfolges ziemlich fiher fein konnte: die Magyaren Siebenbürgens zu 
binnen, war keinerlei Ausficht, die Haltung der noch wenig entwidelten 
mänifchen Nation zweifelhaft; mur der Landtag bes treuen Sachfen: 
ned erklärte fih am 29. März für die Februarverfaffung und brachte 
fe jeine Erflärung trotz aller Hemmniſſe, die ihm die Überwiegend magyarifch 
innte Landesregierung in den Weg legte, in einer Ndrefje an den Thron. 
Das politifhe Leben Oeſterreichs concentrirte fih daher auf bie 
iheflanifchen Provinzen und zunächſt auf die Thätigkeit der beiben 
äuler des Reichsraths in Wien. Die Ordnung der Finanzen und ber 
aluta war das erfte Erforberniß, wenn Defterreich auf der neu gewon⸗ 
men Grundlage erftarken, ſich entwideln, aufblühen ſollte. Erſt im 
fober kam das Budget für 1862 zu vollftändiger Grledigung und 
nie vom Kaifer erfi am 2. Nov., d. h. zwei Tage nad Ablauf bes 
tehnungsjahres, genehmigt werben. Aber e8 war doch eine Grundlage 
monnen, das Recht der Volkövertretung anerkannt. Während in Preus 
m die Regierung dieſes Recht bezüglich der umfafjendften Abtheilung 
 Staatsansgaben, des Militäretats, ganz iluforifch zu machen und auf 
men bloßen Schein berabzubrüden, bezüglich der übrigen Abtheilungen 
Ngliht einzufchränten unternahm, wurde in Defterrrich durch das erfte 
windarte Finanzgefeg von der Regierung unbedenklich zugegeben, daß 
ie vom Reichsrath für einzelne Hauptrubriken, Abtheilungen und Unter= 
Ötbeilungen feftgefeten Beträge nur in derfelben Hauptrubrik, Abtheie 
ug und Umterabtheilung verwendet werben dürften. Nach dem Budget _ 
ir 1862 wurde auch dasjenige für 1863 berathen und ohne befondere 
Shwierigfeiten zu Anfangs Dezember erledigt: das bisherige Deficit war 
“im bereits weſentlich berabgemindert und follte überdies wenigſtens 
heilweiſe durch bie vom Reichsrath bewilligte Erhöhung von Steuern 
nd Gebühren und nur theilweiſe durch neue Anlehen und Creditopera⸗ 
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Bu tionen gebedit werben. Faſt nicht minder wichtig unb jebenfall® mid 
“ minder ſchwierig war die Feitftellung einer neuen Banfafte: die Unten 
bandlungen und Berhandlungen darüber zwifchen dem Finanzminifterum 
bem Reichsrathe und ber Bank zogen fi) durch das ganze Jahr bin; di 
Bollsvertretung wahrte auch in biefer Frage mit Entſchiedenheit ihr 
Stellung und die Bank fand es ſchließlich für gut, fidh zu fügen und bi 
zwifchen beiden Häufern des Reichsrathe, aber im Weſentlichen nad ben 
Forberungen des Abgeorbnetenhaufes vereinbarte neuc Afte unbebingt un 
volljtändig anzunehmen. Am 18. Dez. konnte der Kaifer bie erjte Exi: 
fion des Reichsraths mit der Befriedigung fchließen, daß „feine Zuverfiät 
auf das Gebeihen bes mit gemeinfamer Kraft unternommenen Werkes be 
feftigt worden fei und ſich das Vertrauen auf die Kraft Defterreidt 
überall mächtig gehoben habe“. Dann wies er auf bie bereits erfolgte 
Einberufung der Landtage hin und fügte bebeutungsvoll bei: „Dort wer: 
den Sie die Träger und Vermittler jener Principien fein, in welchen bie 
Berfaffungsgefete wurzeln, die Ich gegeben habe und an denen Ich fortan 
wie bisher fefthalten werde. Sie werben nicht ermüben in bem Be 
mühen, das Band noch inniger zu knüpfen, welches feit Jahrhunderten 
die Völker Defterreich8 zu ihrem eigenen Heile verbindet. Daburd wir 
der Verwirklichung Meines feften Entjchluffes, des Reiches Einheit zu 
wahren und das begonnene Werk der Berfaffung zur Vollendung zu 
bringen, auch Ihr Beiftand zu Theil werden“. In den legten Tagen 
des Jahres ftiegen die Defterr. Effekten an den verfchiedenen Börfen 
Europa’s in ungeahntem Maaße und fiel das Silberagio in Wien tiefer, 
als feit einer Reihe von Jahren. 

In feinen Beziehungen zum Auslande bewahrte Defterreich eine 
zuwartende Haltung, aus der es auch durch feine europäifche Frage ber: 
auszutreten gezwungen ward. Gegen Stalien hatte es auf jebe offenfive 
Politik verzichtet, ohne indeß einen Zweifel darüber zu laffen, daß «# 
jeden Augenblick bereit fei, einen Angriff auf den Beſitz von Venezien 
mit den Waffen entgegen zu treten. Um fo freier konnte es ſich ben 

deutſchen Angelegenheiten zuwenden, die feine Nufmerkfamfeit in dieſem 
Augenblick vorzugsweife in Anfprucd nahmen. An ber Aufrechthaltung 
bes Staatenbunbes in Deutſchland im Princip batte es ein nahe liegen 
bes Intereffe, da es ſich jeder Einwirkung dieſes Bundes auf feine deut: 
ſchen Provinzen bisher faft völlig zu entziehen gewußt hatte und eine 
größere Competenz der Bunbesgewalt wie eine irgend weſentliche Umge⸗ 
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ltung feines Organismus mit feiner neuen Verfaſſung, welche die Ein- Detge- 
it des Reiches wahren follte, kaum zu vereinigen war; dagegen fiherte 
na in dem bejtehenden Bunde feine Stellung als erſte deutfhe und zus 

m Tatholifche Macht einen großen Einfluß auf die katholiſchen Bevölke⸗ 
ngen Deutfchlands und auf die mittleren und Heineren deutſchen Staaten. 
ereitwillig bot e8 daher den Mittelftaaten, die in ihm eine Stüße gegen Deutis- 
: Pläne Preußens fuchten, in der Bundesreformfrage die Hand, wäh: * 
nd ihm dagegen dieſe nicht minder bereitwillig in ber Handelsfrage 
igegen kamen. Die Beitrebungen auf dem einen Gebiet mußten dies 
nigen auf dem andern unterftügen. Bis gegen ben Herbit jtanden, wie 

ir gefehen , Defterreih und die Mittelftaaten in ziemlich geſchloſſener 
halanx Preußen und der Partei des Nationalvereind gegenüber und 
ıtten ſowohl in der Bundesfrage durch den Antrag am Bunbe auf Ein- 
rufung einer Delegirtenverfammlung als in der Handelsfrage durch bie 
wrichläge Defterreihs die Initiative ergriffen, während Preußen jchon 
rüber wohl Ideen, Pläne, Hoffnungen hegte und nährte, aber im Grunde 

oh wicht zu willen fchien, was es eigentlich wollte, oder, wenn es 

ies wußte, den Muth nicht hatte, dafür offen, beftimmt, thatkräſtig ein- 
aſtehen und jegt durch den Conflikt mit feiner Volksvertretung völlig ges 
ähmt war. Die neue Liga hatte indeß auch ihre ſchwachen Seiten. In 
Bayern konnte fie zwar wohl auf die Majorität des Landtags und ber 
Devölferung zählen; aber in Württemberg war dies, obgleich dort die lie 
berale Partei gerabe über die Hauptfragen, die Bunbesreform: und die 
Handelsfrage in ſich nicht einig war, ſchon nicht mehr fo ganz ber Yall, 

und in Heffen-Darmftabt, in Kurbefien, in Hannover, in Naſſau ſahen 

Th die Regierungen einer Oppofition gegenüber, die täglich wuchs und 

ſich täglich feſter organifirte. Gin zweites war, daß ihre Tendenz we: 
nigften® vorerft mehr negativer als pofitiver Natur zu fein ſchien. Gie 
verwarf wohl den preußifchen Bundesjtaat, aber die Gegenvorſchläge, die 

Ne in ihrem Antrage vom 14. Aug. am Bunde nieberlegte, waren fo 
dürftig, daß ihre eigenen Organe geftehen mußten, es würden fi bafür 

auch nicht zwei Landtage erklären. Sie verwarf wohl den preußiſchen 
Yindelövertrag mit Frankreich, aber die Aufforderung Badens, einer uns 
bedingten Ablehnung doch wenigftens die Geltendmachung beftimmter Mo: 
Nfeationsforderungen vorausgehen zu laſſen, blieb unbeantwortet und body 
Ionnten die Regierungen der Mittelftaaten auch nicht daran denken, ber Preußi⸗ 

den Drohung offen die Idee eines Zollvereins mit Oeſterreich auf Grundlage 
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Deuit- des Schutzzollſyſtems ftatt einer Erneuerung des bisherigen mit Preußen 
auf Grundlage des Freihandelsprincipes entgegen zu feßen. Celbil 
in ihrer negativen Tendenz erlitten ihre Freunde im Detober au 
dem Handelstage zu Münden, troß ber größten Anftrengungen eim 
entfchiedene Niederlage. Nicht nur wurden die Anträge der Dejterreicer 
im Sinne der öfterreihifchen Zolleinigungsvorſchläge vom Handelstage 
mit großer Mehrheit verworfen, felbft ein vermittelnder Antrag ver 
Majorität des Ausfchuffes, der fih nur bedingungsmeife für den Ham 
deldvertrag ausfprechen wollte, unterlag und es wurde, jedoch nur mit 
Inapper Mehrheit, befchlofien, dag gewiſſe Modificationen zwar höcht 
wünſchenswerth wären, baß aber das fchleunige Zuftandefommen des 
Handelsvertrags dadurch nicht in Frage geftellt werben dürfe. Dagegen 
conftituirten fih zu Ende desfelben Monats October die großbeutichen 
Elemente als gefchloffene Partei. Im einer großen Berfammlung zu 
Frankfurt wurde befchloffen, die beantragte Delegirtenverfammlung zu 
unterftügen als einen „erften Schritt zur Schaffung einer nationalen 
Bertretung“ doch unter der Borausfegung, daß „die Regierungen feine 
Zeit verlieren, jene Verfammlung zu einer periodifd wiederkehrenden Ber: 
tretung am Bunde mit erweiterter Gompetenz zu geſtalten“. Ebenje 
ſprach fidy die Berfammlung gegen den Handelsvertrag mit Frankreich und 
dagegen für die Aufnahme Gefammtöfterreih6 in den Zollverein aus 
Die Partei organifirte fi al® deutſcher Reformverein ganz ähnlich wie 
ber Rationalverein, mit Zmeigvereinen, zablreid befonders in Bayern, 
aber auch in Württemberg, Baden, Hefien-Darmftadt, Naffau und Hannover. 

Diefen conferwativen Beitrebungen ftand die von der Zeit getra— 
gene liberale Bewegung gegenüber. Sie ging ihren Gang in Beziehung 
auf eine Reform des Bundes, wie auf den Ausbau verfaffungsmäßiger 
Zuftände in den einzelnen Staaten um fo ficherer, als nirgends eine Ueber: 
ftürzung erfolgte. Zunächſt kam die Kurheffifche Berfaffungsfrage endlich zur 
Löſung. Zum dritten Mal hatten die nach ber octroyirten Verfaſſung 
von 1860 gewählten Stände fid faft einftimmig für incompetent erklärt 
und dasjenige zurüdverlangt, was fie für das gute Necht des Landes er: 
adyteten: die bemundernswerthe Gebuld des Kurbeffiichen Volkes ging 
fihtbar zu Ende. Da verftändigten fi im März Oeſterreich und Preu— 
en, daß „die endliche Herftellung eines geficherten Rechtszuſtandes in 
Kurheſſen im dringenden Interefje des Landes wie des geſammten Deutih- 
lands liege“ und beantragten am Bunde bie Wiederherſtellung ber Ber 
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dung von 1831 unter „Berücfichtigung der bundesrechtlich verkürgten Drutfö- 
tandjchaftsrechte der Mebiatifirten und der Reichsritterſchaft“. Die - 
reitige Frage des Wahlgefeßed von 1849 blieb babingeftellt und ber 
utfheidung des Kurfürjten überlaffen. Der gemeinfame Antrag, der dem 
ft einftimmigen Andrange der öffentlihen Meinung von ganz Deutſch⸗ 
P entfpracdy, ſchloß die Möglichkeit eines erfolgreichen Widerflandes 
wo. Dennoch verfuchte es der Kurfürjt umd fand noch immer bei einis 
m Regierungen am Bunde wenigjtens eine halbe Unterftügung Nun 
ber hielt Preußen feine Ehre und fein Anfehn in Deutfchland für 
mpfändet, daß dieſe Frage endlich zur Löfung gebracht werde. Am Mai 
Härte e6 umummunden, daß es, „jeine Action nicht mehr von dem Zö⸗ 
en und Schwanken in Frankfurt abhängig machen dürfe” und drobte, 
nad den Umftänden zu handeln und nur nod das Intereſſe Preußens 
u Ratbe zu ziehen, das von den Folgen ber überftürzenden, herausfor: 
enden Maßregeln der Eurfürftlihen Regierung aufs Unmittelbarfte. bes 
ührt werde“. in eigenhändiges Schreiben, das der König von Preus 
en durch einen befonderen Abgefandten dem Kurfürften überreichen ließ, 
zurde von dieſem in einer Weije aufgenommen, daß es von Preußen als 
ine Beleidigung feines Stantsoberhauptes angefehen werben konnte: es 
erlangte als Genugthuung die Entlaſſung des Minifteriums, und da 
Neje verweigert wurde, rief e6 feinen Geſandten ab und mobilifirte zwei 
Urmeecorpe. Defterreich felbit mußte dem Kurfürften bedeuten, daß ein 
veiterer Widerftand unmöglich ſei. Am 24. Mai erfolgte der faft ein- 
timmige Bundesbefhluß, dem ſich der Kurfürft wiberftrebend fügte: das 
nöherige Minifterium wurde entlaffen, die Berfaffung von 1831 wieder 
vrgeftellt und die Wahlen zur Stänbeverfammlung nad) dem Geſetze von 
1359 angeordnet. Im Sept. fanden die Neuwahlen ftatt: das Nefultat 
war, daß auch nicht ein Anhänger der nunmehr bejeitigten Drbnung der 
Linge gewählt ward, Zu Ende Oktobers trat die Stänbeverfammlung 
wiammen; fie war einjtimmig für ben Handelsvertrag mit Frankreich nnd 
gegen das Delegirtenproject. Auch in Heſſen-Darmſtadt fand im Sept. 
die Neuwahl des Landtags jtatt und trotz des octroyirten Wahlgeſetzes, 
das der Regierung die Majorität der zweiten Kammer fihern ſollte und 
bisher auch gefichert hatte, erlitt das Minifterium Dalwigk eine Nieder: 
lage, die Faum größer hätte fein Zönnen. Außer ben 6 Vertretern des 
Adels brachte es aud nicht einen entſchiedenen Anhänger feines bisheri— 
gen Spitems in die Kammer und fo entſchieden war bie Stimmung bes 
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Deutid- Landes, daß die kath. Partei jelbft- in Mainz unterlag, Die Partei dei 
Nationalvereins hatte entjdyieden den Sieg davon getragen, eines be 
Mitglieder feines Ausjchuffes, das ſich durch befondere Thätigkeit hervor 
gethban, der Rechtsanwalt Meg war nit weniger als viermal g 
wählt worden. Die Regierung fand fich durch diefen Umſchwung bem: 
gen, die Verordnung vom 2. Dit. 1852 über die politifchen Vereine, di 
fie neuerer Zeit doch nicht mehr aufrecht zu halten vermocht hatte, auf 
Wirkſamkeit zu fegen und fi zu dem Entwurf einer verfafjungsmäßige 
Regelung der Stellung des Staats zur kath. Kirche wie in Baben ke 
beigulaffen, was fie bisher verweigert hatte. Dagegen bebarrte fie ind 
Thronrebde zur Eröffnung des Landtags am 13. Nov. auf ihrer bisherige 
Politif zu Gunften einer Zolleinigung mit Oefterreidh ftatt des Handell 
vertrags mit Frankreich und für das Delegirtenprojett ftatt eines m 
immer gejtalteten Bundesſtaates. Die II. Kammer jprady ſich jedod i 
ihrer Autwortsabrefje nach zweitägiger Debatte faft einjtimmig für de 
Dandelsvertrag mit Franfreih aus und erflärte, daß „das unbeftreitbai 
und täglich dringender werdende Bebürfniß des deutſchen Volkes nad m 
tionaler Einigung nur durch Wieberberufung eines deutfhen Parlament 
und Schaffung einer einheitlichen Gentralgewalt befriedigt werden könne 
In Naſſau ſprachen ſich ſchon im Auguft beide Kammern mit große 
Mehrheit für den Handelsvertrag mit Frankreich aus und die Stimmun 
ber Bevölkerung ſcheint derart au fein, daß die Regierung bei den ii 
J. 1863 ftattfindenden Neuwahlen zur II. Kammer eine Niederlage ei 
leiden könnte, wie diejenige von Heſſen-Darmſtadt fie erlitten bat. Die 
jelbe Probe fteht der Regierung von Hammover bevor, die indeß in Yolz 
ber Vctropirungen von 1855 und 1856 vorerft noch auf die Zuftimm 
ung der Wiajorität beider Kammern zu ihrer beutfhen Politik zäble 
konnte. Im Mai jpradyen ſich auch wirklich beide entſchieden gegen die Idet 
eines Bundesjtants ohne Defterreidh aus. Aber ſchon zählte die Oppe 
fition in der II. Kammer unter der Leitung des Präſidenten des Nr 
tionalvereind v. Bennigfen mehr als den Drittheil der VBerfammlung un 
eine fehleichende Unzufriedenheit der Bevölkerung mit der innern Politil 
der Regierung unter dem Grafen Borries war nicht zu verfennen. Ein 
Zwiſchenfall brachte diefelbe, zunächſt indeß auf nicht⸗politiſchem Gebiete, 
zum Ausbruch. Am 14, April ociroyirte der König bei Gelegenheit der 
Eonfirmation des Kronprinzen der Landeskirche den kleinen lutheriſchen 
Katechismus ftatt des bisher gefeglich eingeführten, und bald entwideltt 
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ih dagegen Ein energifcher, wachjender Wiberftand. Zuerſt in einer. Reihe Denn 
on Städten, dann auch in vielen Landgemeinden fanden Berfammlungen 
att und bildeten ſich Ausjchüffe, um gegen die gewaltjame Wiederein— 
ibrung „veralteter Formeln“ zu remonftriren und als das ftarrsorthodore 
ionfiteriam ben Paſtor von Luchow, ber es gewagt hatte für bie evan— 
eliiche Freiheit in einer Flugfchrift aufzutreten, fofort zur VBerantwortung- 
ah Hannover befchied. umd nur zu bdeutlid das Gelüfte verrieth, eim 
tegergericht zu halten, brach die Unzufriedenheit in bellen Flammen aus, 
der Baftor wurde in Hannover wie im XTriumphe empfangen und ber 
Söbel warf den verhaßteften Gonftitorialräthen die Fenfter ein. Unbeſchä— 
igt wurde der Paftor entlaſſen. Im Auguft mußte der König fich dazu 
eriteben, auf bie zwangsweife Ginführung des neuen Katechismus zu 
ezihten. Die Bewegung kam jedoch dadurch, zumal die onfiftorien 
ur den materiellen, nicht aber aud) den moralifhen Zwang fallen ließen, 
iht zur Ruhe, fondern wandte fich jebt auf die Erlangung der ſchon 
on der Verfaſſung geforderten, aber von der Megierung bisher umgan⸗ 
enen Synodal⸗ und Presbpterinlorganifation der evangelifchen Kirche: 
ine große Berfammlumg von Geiftlichen und Laien follte dafür in Celle 
eranftaltet werben. Es war eine Krifis eingetreten, beren Ausgang kaum 
weifelhaft fchien. Noch zu rechter Zeit erkannte ber König die Gefahr. 
der Miniſter Borries wurde entlaffen, die Ausführung der erwähnten 
serfaflungsbeftimmung zugefagt und am 10. Dec. fegar ein gemäßigt li⸗ 
erales Minifterium ernannt, das geeignet fehien, den Sturm abzuwenden. 
Die Geller Berfammlung unterblieb umd die ganze Bewegung kam wirklich 
ererft zum Stillftand. 

Unläugbar machte in allen diefen Staaten die liberale Strömung 
ntihiedene Fortfchritie gegen den Widerftand der Regierungen. In Bas 
en, Sachen: Weimar und Coburg-Gotha war fie bereit8 durchgedrungen 
md ging mit den Regierungen Hand in Hand. Der kirchliche Conflikt 
2 Baden wurde volljtändig beigelegt, und von Tag zu QTag befeftigte ſich 
as gegenfeitige Vertrauen zwifchen der Bevölkerung und ihrem ange: 
tammten Fürften, auf defjen Grundlage dur das Minifterium Roggen- 
ach⸗Lamey eingreifende Neformen zum innern Ausban verfaffungsmäßiger 
eltsthümlicher Auftände vorbereitet wurden. In all den genannten 
Staaten war der Einfluß des von feinem Ausihuffe mit Mäßigung und 
Jeftigkeit geleiteten Nationalvereins unverkennbar, indem er ſowohl den 
iberalen Beftrebungen bezüglich der inneren -Verhältnifie ber einzelnen 
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bes Bundesftants eine Stübe und einen Mittelpunft darbot. Geringer 
war fein Einfluß in Sadfen und Württemberg, in meld; letterem 
ihm troß aller Anftrengung noch immer nidyt gelingen wollte, feiten Al 
zu faflen und noch geringer in Bayern, befien Bevölkerung in ibrer über: 
wiegenden Mehrheit die Idee eines Bundesftaats mit preufifcher Epi 
leidenjhaftlich verwarf und die als Gegenſatz gegen ben Rationalverin 
gegründeten großdeutſchen Vereine eifrig ergriff und. unterftügte. Dagegn 
fuchte fich die liberale Partei auch in ihrer. Organifatien zu kräftigen, Yn 
28, Sept. trat in Weimar eine Verſammluug von etwa 200 Abgeerimete 
faft aller liberaler Fractionen aus den verfchiebenen deutfchen Staaten mi 
Ausnahme Defterreih6 — die Defterreiher waren dazu ſpeziell em 
geladen worden, hatten jedoch die Theilnahme abgelehnt — zufammen 
beſchloß als Abgeordneteutag jährlib zufammen zu kommen, um „cm 
„ Derftändigung und ein wmöglichit gleichartiged Verfahren im dem deut 
ſchen Kammern im Sinne der Einigung und freiheitlichen Entwickelun 

Deutſchlands zu fördern“ und erklärte ſich faſt einſtimmig für die bundes 
ſtaatliche Einigung Deutſchlands „wie fie unbeſchadet der Selbititändie 
keit der einzelnen deutſchen Staaten in innern Landesangelegenbeiten ü 
der beutfchen Reichsverfaſſung vom 28 März 1849 ihren redtlihe 
Ausdrud gefunden habe“, für die Ginberufung eines deutſchen Parlament 
und gegen die projechirte Delegirtenverfammlung „die nicht einmal alı 
eine Abſchlagszahlung anzujehen, fondern von den Kammern zurückzuweiſen 
fei.” Und wenige Tage nachher ſprach fih der Nationalverein in feine 
Senerakverfjammlung zu Koburg unumwunden für die Ausführung de 
Meichsverfafiung ſammt Grundrechten und Wahlgeſetz aus. Doch warl 
von ben einflußreichſten Mitgliedern anerkannt, daß jene Verfaſſung ge 
wiffer Modificationen bedürftig fei. Die preußiiche Spite wurde mid! 
fallen gelafjen, aber doch weniger betont. — So ftanden ſich zu Ende 
des Jahres 1862 die beiden großen Parteien in Deutihland in de 
Bundesreform und in der Handelsfrage in mehr und mehr geſchloſſenen 
Reihen gegenüber. 

Auf die allgemeinen europäifchen Fragen übte Dentſchland keinerlei 
Einfluß; Preußen war nicht in der Lage, einen ſolchen ausüben. zu können 
und Deſterreich bewahrte nad) allen Seiten eine - zumartende Stellung. 
Die Leitung der europäiſchen Dinge, fo weit von einer ſolchen überhaupt 
die Rebe jein Tonnte, blieb dem. Kaifer ber. Franzoſen überlafjen, Die 
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talieniſche und die damit verbundene römische Frage gehören dahin. Sie Beust 
vurden beide nicht gelöst, weil Napoleon fie nicht löſen wollte. „Für * 
en Augenblid, fagte Hr. Billault im gefeßgebenden Körper, ift ber 
taifer entjchleffen zu warten; er wird warten und mit ihm wird ganz 
Furopa warten.” Europa ließ es zu, daß Stalien weſentlich von Frank: 
ech abhängig blieb. So weit das neue Reich von ihm ind Leben ge: 
ufen werden mar, blieb der Kaifer fein Beſchützer; fo weit es dagegen 
hue oder gegen feinen Willen fich gejtaltet hatte, ließ er es an feinen 
Schwierigkeiten fi) abmühen. Die Anerkennung des Königreichs Italien 
urb Rußland wurde durd Frankreich vermittelt und dem Beifpiele Ruß: 
ands folgte dann auch Preußen. Dagegen dachte Napoleon feinen Augenblick 
aran, Rom den Stalienern auszuliefern und ſah ruhig den Hinderniffen 
u, mit denen Italien kämpfte, um ſich in Neapel zu behaupten, Diefe 
Schwierigkeiten wurben von Rem und dem Beinen Hofe des vertriebenen 
dönigs aus nad Kräften gefhürt und diefe Thätigkeit weder von der 
ömiſchen Polizei noch von den franz. Dcenpationstruppen im minbeften 
ehemmt. Das Ränberunmefen troßte allen Bemühungen der zahlreichen 
talienifhen Truppen und ijt allerdings ein Beweis, daß die Eimver- 
kibung Neapels in das Königreih Stalien noch weit davon entfernt ift, 
ine geficherte zu fein. In einzelnen Provinzen war der Zuftand ein 
wahrhaft entfeglicher: die Näuber plünderten und morbeten in organifirten 
Haufen und die Italiener verfuhren in ihrer Verfolgung derſelben mit 
nicht minderer Barbarei. Es ift möglich, daß Napoleon die neapoliz 
taniſche Frage ſich aufbehält, die römiſche Hält er feft im feiner Hand, 
indem er es fortwährend für feine Aufgabe erflärte, Nom und Stalien 
mit einander zu verſöhnen. Allein Jtalien verlangt Nom als feine natürs 
liche Hauptftadt und Rom begehrt, daß Italien ihm die geraubten Pros 
vinzen wieder herausgebe. Zwiſchen dieſen Anfprücen tft eine Ver— 
Übnung unmöglich. Die franzöſiſche Regierung ließ aud Keinen Zweifel 
darüber walten, daß fie weder dem einen noch dem andern zu ent⸗ 
\ptedhen gemeint fei. Selbſt Hr. Drouyn de Lhuys erflärte Nom, „daß 
es feine Pflicht fer, ausdrücklich auszuſprechen, daß die Regierung bes 
Kaiſers von den Mitteln, die verlorenen Nrovinzen wieder unter päpft- 
ide Botmäßigkeit zurädzuführen, die Gewaltmittel ausſchließe“ und 
Hr. Thouvenel erflärte feinerfeits laut, „daß die Negierung des Kaifers 
me ein Wort gefprodhen, das der Art gewefen wäre, bem Turiner 
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—* Einwilligung Frankreichs gleichzeitig die Hauptſtadt des großen Konig— 
*richs, das ſich jenſeits der Alpen gebildet hat, werden könnte.“ In der 
Umgebung. des Kaiſers ſtritten ſich entgegengeſetzte Einflüſſe, um ibn 
nach der einen oder nach der andern Seite zu drängen und feine Re— 
präfentanten in Rent zeigten denjelben Gegenſatz. Uber im Grunde 
kann man nicht jagen, daß feine. Politif gegenüber Rom eine zweidentige 
fei. In der Brofchüre „der Papſt und ber Eongreß“, durch die im deu 
lebten Tagen des Jahres 1859 eigentlich zuerſt die römiſche Frage, 
fo wie fie jet liegt, geftellt wurde, hatte der Kaifer feine Ideen über 
die Umgeftaltung der weltlihen Herrſchaft des Papftes ſchon jehr be 
flimmt angedeutet und war darin ber öffentlihen Meinung Europa's ver 
ausgeeilt. An dieſen Ideen hielt ev auch jebt noch feſt. „Eine Aus 
föhnung zwifchen dem Papſt und Stalien — ſagte er in dem am 20. Dix 
an feinen Miniſter gerichteten Schreiben ‚über diefe Frage — würde man 
durch eine Kombination erreichen, nad) welcher der Papjt Herr bleiben 
würde bei ſich, gleichzeitig aber die Schraufen fallen würden, die jein 
Staaten von dem übrigen Stalien trennen. Auf daß er Herr bei ſiq 
fei, muß die Unabhängigkeit ihm gefichert und feine Regierung frei von 
feinen Unterthanen angenommen fein. Es ift zu boffen, daß dies der 
Fall fein wird, wenn einerfeits die italienifche Regierung fi Frankreich 
gegenüber verpflichten würde, die Kirchenftaaten und die vereinbarte Ab 
gränzung anzuerkennen und wenn anderjeits die Regierung des h. Stube 
auf alte Traditionen verzichten und die Privilegien der Municipalitäten, 
fo wie der Provinzen in der Weile anerkennen würde, daß fie fich gewiſſer— 
maßen felbjt verwalten würden, -denn baum würde die Macht des Papfies 
in einer höhern Sphäre oberhalb untergeordneter Interefjen der Geſell— 
ſchaft jchweben und fi ven jemer ſtets ſchwer laſtenden Verantwortlichleit 
frei maden, die eine jtarfe Regierung allein zu tragen vermag.“ Ion 
diefem Standpunkte des Kaifers aus wurde das Begehren Italiens erit 
ohne Antwort gelafen, dann entjchieben abgelehnt. Dasfelbe geſchah auch 
gegenüber den guten Worten, welde England zu wiederholten Malen jür 
die Wünfche Italiens und für die Räumung Roms durch die franz. 
Truppen bei der franzöfifchen Regierung einlegte: das erfte Mal, im 
März, lieh Hr. Ihouvenel nod die Möglichkeit durchblicken, dag Frank 
veich ſich dazu entſchießen Könnte, Rom den Nömern zu überlafien, dud 
zweite Mal dagegen, im November, erflärte Hr, Drouyn de L'huys aud) 
dies für eine Unmöglichkeit. „Das Refultat, fügte er mit offenem Ge 
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Hindnig bei, würde leicht vorauszufehen fein.“ Dagegen ſuchte bie Brent. 
Panzöftihe Regierung fortwährend auf die päpftlihe Negierung einen 
dtuck auszuüben, um fie einerſeits zur Anerkennung der vollendeten 
Vatſachen und zum förmlichen Verzicht auf die verlorenen Provinzen, 
Detſeits für das noch übrig gebliebene Gebiet zu den von ber Zeit 
Dehweislich geforderten Reformen, die am Ende zu dem vom Kaifer 
Mordeuteten halb republicanifchen Self: Government der Römer führen 
wi zu drängen. Diefe Politik des Kaifers blieb fich gleich und bie 
edificationen, zu denen ihn die Verbältniffe in feinem eigenen Lande, 
M Nalien und im übrigen Europa veranlaffen mochten, betrafen mehr 
RR Ferm als das Mefen diefer Politik. Ju der erften Hälfte des Jahres 
Fe der Kaifer mehr alien geneigt zu fein und auf Rom brüden zu 
len: Thouvenel als Minifter des Auswärtigen, Lapallette als Ge: 
* in Rom und Benedetti als ſolcher in Turin entſprachen der 
genblicklichen Situation. Nachdem dagegen die italieniſche Regierung 
Ks Unternehmen Garibaldi's unterdbrüdt Hatte und darauf geftüst von 
Branfreich dringender als je die Räumung Noms verlangte, und als zu 
Beier Zeit die herannahenden Wahlen in Frankreich es wünſchenswerth 
Iceinen lieen, fi die Stimmen der katholiſchen Partei in Frankreich 
Pr fihern, wurden die Perfonen gewechfelt und zu Anfang Octobers 
Uruvenel durch Drouyn de L'huys, Lavallette durch Latour d'Auvergne, 
Benedetti durch Surtiges erſetzt. Die Form der franzöfifchen Politik 
Bırde num gegenüber Stalien zurücdhaltender, gegenüber Nom freundlicher: 
bie Politik felbft erlitt dadurd kaum eine irgend wefentliche Veränderung. 
der Raifer ift es, der die Leitung in feiner Hand hat und feine Grund: 
mchauungen feſthan die ea find Mittel, die er je nad) Bedürfniß 
dechſelt. 

Weder Italien noch Rom waren vorerſt geneigt, auf die Ideen des gralien. 
Ruifers der Franzoſen einzugehen. Die verſtändige Darlegung von Seite 
nt franzöfifchen Gabinets, daß die Curie feine Hoffnung mehr hegen 
Yirfe, die ihr entriffenen Provinzen je wieder zu erlangen, machte auf 
ven römischen Hof fo wenig Eindrud wie die verftecte Drohung, daß 
Ne Occupation doch nicht ewig dauern werde, oder bie Ausſicht, daß 
alten den größten Theil, wo nicht die ganze römische Staatsſchuld 
werde übernehmen müſſen und daß die Fatholifhen Mächte dem Papſte 
ine Art Civilliſte ausfegen würden, zu der Frankreich feinerfeits einen 
Litrag von 3 Millionen jährlich zu Teiften bereit fei. Nom blieb unbe: 
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Schwierigkeiten ſetzte es die größten Anftrengungen entgegen: von ben 
Gläubigen unterftüßt, Konnte die Staatsmafchine im Gang erbalten, die 
Zinfen der Staatsfchuld bezahlt werben. Der #ffentlihen Meinung ber 
Welt, welche die Priefterherrfchaft verwarf, febte der Papſt das Urtkeil 
der Kirche entgegen. In der Abficht, eine großartige Demonftration ind 
Werk zu feßen, ließ er zu Anfang des Jahres die ſämmtlichen Biſcheöfe 
des Fatholifhen Erdkreiſes einladen, auf Pfingften nah Nom zu kommen, 
um ber Heiligfprehung der japanifchen Märtyrer beizuwohnen. Die eigent- 
liche Abſicht Fonnte nicht zweifelhaft fein, Umfonft fuchte die franzöſiſche Re 
gierung fie einen Nugenblid zu vereiteln; eine Note im Monitenr verbet 
den franz. Biſchöfen die Theilnahme ohne befondere Ermächtigung der 
Regierung. Allein die katholiſche Partei ift in Frankreich eine mädhtige; 
wie die Regierung ſich überzeugen mußte, daß die Bischöfe entfchloffen feien, 
mit ober ohne ihre Erlaubniß zum Conecil nad) Rom zu geben, fand fie für 
gut, ihnen eröffnen zu laſſen, daß fie gegen bie Neife nichts einzumenden 
babe. Bon allen Seiten ftrömten die Biſchöfe auf Pfingften nach Rem, 
von zahlreichen Brieftern und andern Gläubigen begleitet, Am zahl: 
reichten hatten die Franzoſen ſich eingefunden: es erſchien wie eine zweite 
franzöſiſche Invaſion. Am 15, Mai eröffnete der Rapft das Concil; 
bie Heiligſprechung der Japaniſchen Märtyrer fand unter den üblichen 
Beierlichkeiten ftatt. Inzwiſchen hatten fi die Biſchöfe über die zu ver 
anftaltende Demonftration geeinigt. Am 9. Juni überreichten fie dem 
Papfte eine von ihnen allen unterzeichnete Adreſſe, in der fie unter den 
ſchwerſten Anflagen gegen Jtalien fih aufs entſchiedenſte für die Aufredht: 
haltung der weltlichen Herrſchaft des hl. Stuhls ausfprachen, diefelbe für 
eine Nothwendigkeit und durch den Haren Willen der göttlihen Vorſehung 
eingerichtet erklärten und wiederholt ihre volle Zuſtimmung zu allen 
Schritten des Papftes ausſprachen, die er in den lebten Jahren zu 
Wahrung feiner Rechte gethan Hatte. Das italienifche Parlament bielt 
es für paffend, dieſe Anflagen und Forderungen der in Nom verſam—⸗ 
melten Bifchöfe in einer Adreffe an den König als unberechtigt zurüd— 
weifen. Auf die öffentlihe Meinung Europa's machte die Demonftration 
body nur einen fehr geringen Eindruck. Die Frage der geiftlichen Fürſten— 
thümer ift entſchieden; der Kirchenftant kann der allgemeinen Entwidlung 
des europäiſchen Stuatslebens ſich allein unmöglich entzieben und bie 
Anſchauung der fpezififch katholiſchen Partei, daß die drei Millionen 
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ewohner bes früheren Kirchenftaates ausnahmsweiſe von ber Vorſehung Ztatien. 
zzu verurtheilt jeien, gleidyfam die Heloten der Fatholifchen Kirche zu 
in, um bie Umabhängigkeit des bi. Vaters zu fichern, iſt felbit von ber 
anzöftfchen Regierung ſchon früher als allzu ſeltſam zurückgewieſen worden, 

So wenig wie Rom auf feine Provinzen, fo wenig war Stalien 
meigt auf Mom als feine Hauptſtadt zu verzichten. Kaum war bas 
nternebmen Garibaldi's niedergeſchlagen, fo richtete der ital. Minifter 
68 Auswärtigen, General Durando, umter dem 10. Sept. eine Depefche 
ah Paris, in ber er entſchiedener als je Rom von ber franzöfifchen Me: 
ierung zurückforderte. „Das Gefeß, fügte er, bat gelegt; allein das 
ojungSwort der Freiwilligen war, man muß es zugeben, biesmal ber 
(usdrud eines Bebürfniffes, welches fich heute dringlicher als je erflärt. 
Ne ganze Nation verlangt nah ihrer Hauptſtadt.“ Da Frankreich auf 
iefed Begehren wicht einmal antivortete, ernenerte die italtenijche Mes 
nerung dasfelbe, indem fie fich geneigt erklärte, in Kom nad dem 
Übzuge der frangöfifhen Truppen nicht zu interveniren, ſondern den Papft 
en Römern allein gegenüber zu laſſen. Wenige Tage darauf erfolgte 
ne Modification des franzöfiihen Minifteriums und fofort fchnitt ber % 
zeue Minifter des Auswärtigen, Drouyn de L'huys Italien alle und jede 
Hoffnung auf Gewährung ‚feiner Wünſche ab. Das Minifterium Rattazzi 
trat zurück umb die neue italieniſche Regierung fügte ſich in das Unver— 
meidliche, indem fie fich begnügte Frankreich zu erflären, daß fie nicht 
im Falle fer, ihm Vorfchläge zur Transaction auf einer andern Grunds 
lage zu machen, als daß Rem den talienern gehöre. 

Schwerer als Italien laſtete Merico auf dem Kaifer der Franzoſen. serien. 
Gemeinfam ınit Spanien und England hatte er es unternommen, bie 
Republit zur Erfüllung ihrer Verbindlichleiten gegen die Unterthanert 
diefer drei Mächte zu zwingen. Nach der Convention, die barüber am 
31. October 1861 zu London abgejchloffen war, jollte dies nicht bloß 
der hauptſächlichſte, ſondern jo ziemlich der einzige Zweck der Erpebition 
kein. Ausdrücklich verpflichteten ſich alle drei Regierungen, dabei für ſich 
feinen Bortheil zu fuchen und auch auf die innern Angelegenheiten Mericos 
keinen folgen Einfluß ausüben zu wollen, der das Recht der mericanijchen 
Ration beeinträchtigen könnte, die Form ihrer Negierung frei zu wählen 
und zu conftituiren. Aber Spanien und Frankreich hatten die Convention 
ſchon nicht chne SHintergebanfen unterzeichnet; England dagegen feiner: 
ſeits nur Theil genommen, um bie andern zu Überwachen und. bie 
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merico. Expedition in gewiſſen Gränzen zu halten. Alle drei täuſchten ſich in 
ihren Hoffnungen und Erwartungen. Spanien, dem der größte Antbeil 
ber Truppen eingeräumt worden war, mochte es faum erwarten, ber 
ehemaligen Colonie feine alte Macht fühlen zu laſſen und fein Gefchwaber 
war von ber Havanna nad) Veracruz abgegangen, chue nur die Ankunft 
ber beiden andern Alliirten abzuwarten. Da die Mericaner feinen Wider: 
ftand leifteten, jo wurde Stadt und Feitung von Veracruz von dei 
Spaniern im Namen der Alliirten nod vor dem Schluß des „Jahres 
1861 befeht; in den erjten Tagen bes Jahres 1862 kamen dann aud 
die Franzofen und Engländer nad. Sie mußten fidy bald überzeugen, 
daß fie ein Unternehmen beginnen follten, deſſen Schwierigkeiten mie 
befien Tragmeite in Europa nicht hinreichend ermefjen werben war. 
So ſchwach das Staatsweſen der Mericaner an fih war, jo ſtark modte 
es body gegenüber einer berartigen Erpebition durch die Natur ber Ber: 
bältniffe fein. In der That hatten die Alliirten durch die Beſectzung 
von Deracruz im runde noch ganz und gar nichts erreiht, ſobald bie 
Mericaner bei dem Syſtem beharrten, nirgends Stand zu halten, ſich 
nirgends faflen zu laſſen. In die Feine Stadt zuſammengedrängt, ie 
daß fie Anfangs nicht einmal alle Truppen auszufchiffen im Stande waren 
und ein anderer Theil unter Zelten lagern mußte, fehlte es den Alliirten 
an Lebensmitteln, deren Zufuhr die Mericaner, die in Guerillas bie 
Stadt umfhwärmten, abjchnitten. Es war unmöglicy, auf die Dauer im 
biefer Stellung zu verharren, zumal das ungefunde Klima der Küſten— 
nieberung ſich alsbald geltend machte und mit dem Kintritt der heran: 
nahenden heißeren Sahreszeit bie europäifhen Truppen mit Verderben 
bebrohte ; zum Vorrücken aber fehlten ihnen faſt alle und jede Transport: 
mittel und felbft viel anderes Kriegematerial, das aus Europa nur lang: 
ſam zu befhaffen war. Dazu famen Feine Reibungen unter den Aliirten 
felbft, deren Bevollmächtigte fi nicht einmal über den erflen Schritt, 
bie gemeinfame Feitftellung und gemeinfame Verfolgung ihrer refpectiven 
Entihädigungsanfprühe an Merico verftändigen konnten. Gin fofert ein 
ſchneidendes Auftreten gegen die beftehende Regierung von Merico war 
unter dieſen Umftänden nicht rathſam und die Bevollmächtigten aller 
drei Alliirten beſchloſſen daher nad) reifliher Erwägung, fo fehr es aud 
den Franzofen wiberftrebte, vorerft möglichft gelinde aufzutreten und mit 
ber Regierung des Präfidenten Juarez Unterhandlungen anzuknüpfen, ehne 
ſich doc für die Zukunft zu binden. Die Truppen mußten von der Küfte 
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enigſtens auf bad erite Plateau verjest werben, Durch Waffengewalt Derics. 
yire dies kaum ohne fchwere Berlufte zu erreichen geweſen: die Päſſe, 
ie dazwiſchen lagen, waren von den Mericanern möglichit befeftigt worden, 
er Marſch an fih ſchon mühfelig, die Bevölkerung durchweg feindlich 
einnt, das Land von Guerillas durchſchwärmt. Bielleicht, daß bie 
Rericanifche Megierung in Güte dazu die Hand bot. Wirklich zeigte fi 
ie Regierung von Juarez nicht ungeneigt, in Unterhandlungen einzu: 
reten, unter der Bedingung jedoch, daß die Bevollmächtigten dev Alltirten 
e ald zu Recht bejtehend anerkennen und mit ihr über die Befriedigung 
brer Auſprüche überhaupt eintreten würden, wozu fie bereit jei. Bon 
er Noth gedrängt, entfchlofien ſich die Bevollmächtigten zu diefem Schritt. 
Seneral Prim, der ſpaniſche Bevellmäctigte, fam in Soledad mit bem 
wricanifchen Minifter des Auswärtigen Doblado zufammen and ſchloß 
nt ibm am 19. Februar einen Präliminarvertrag ab, durch ben ben 
Alirten der Zugang zu dem erjten Plateau und Gantonnements im 
Sordova, Drizaba und Tehuacan von den Mericanern freundſchaftlich ein- 
yeräumt und zugleih die Eröffnung förmlicher Unterhandlungen mit ber 
Regierung von Juarez über Befriedigung der Auſprüche der Allürten 
auf einen noch zu vereinbarenden Zeitpunkt ftipulivt wurde, Diefe 
Uebereintunft ward von den Bevollmächtigten aller drei Alliirten - jofort - 
genehmigt und kaum war aud die Ratification dur den Präfibenten 
Waarez in Veracruz angelangt, jo festen fi fjofort die Frauzoſen und 
gleih darauf die Spanier in Bewegung, um bie ihnen eingeräumten 
Gantennements zu beziehen. Doch konnte felbft diefer kurze, von feinem 
Feinde gehemmte Marjc unter einer brennenden Sonne auf ſchlechten 
Begen nicht ohne Dpfer an Menfhen und Pferden zurüdgelegt werben. 
Tie Eröffnung der Unterhandlungen wurde auf den 15. April nad 
Orizaba angefegt. Die Expedition ſchien eine fehr friedliche Wendung 
uehmen zu wollen, 

Die Franzoſen hatten zu dieſer Wendung nur ungerne bie Hand 
geboten; den Abſichten des Kaifers, der in der Meinung ftand, daß zu 
diefer Zeit die Feindſeligkeiten in Merico längſt begonnen hätten, entſprach 
fe gang und gar nicht. Wenige Tage nur nad dem Abſchluß bes Ber: 
trages von Soledad langte General Lorencez, ber den Öberbefehl über 
die franzöſiſchen Landtruppen übernehmen follte, mit anfehnlihen Ber: 
Närkungen in Beracruz an und mit ihm ber mericanifche General Almonte 
von der Bartei des durch Juarez geftürzten clericalen Bräfidenten Miramon. 
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Meier. Almonte, früher mericanifcher Gefandter an verfchiebenen Höfen Europ, 
von Juarez aus. Merico verbannt, batte in Paris mit dem Kaifer den 
Plan feitgeitellt, die Expedition zu bemüsen, um in Merico wo möglich 
eine monarchiſche Ordnung der Dinge zu gründen und bie Krone em 
öſterreichiſchen Erzherzog Marimilian anzubieten. Almonte war ton Parit 
nad) Wien gegangen und es jcheint, dak der Kaifer am diefe Idee wei 
gehende Bläne für Amerika und Europa knüpfte. Der Ergberzog lehnte 
den Antrag nicht abfolut von der Hand und die Unterhandlungen fell 
wenigſtens von Seite Frankreichs fehr weit gegangen fein. Nun kam Almentt 
im Auftrage des Kaifers Napoleon nad Merico, um für den Plan bei 
feinen Landsleuten thätig zu fein. Ohne Umfchmeif theilte er fein 
Abſicht ſofort den englifhen und fpanifchen Bevollmächtigten mit und 
ſprach feine Hoffnung aus, darin von den Mllitrten nunterftügt zu werben 
inden er auf bie Franzoſen bereits zählen könne. Die englifchen und 
fpanifchen Berellmächtigten Iehnten jede Mitwirkung entfdgieden ab. Te 
Frangofen dagegen legten, auf die von Almonte mitgebradygten AInfinid 
tionen geftütt, plößlidy eine ganz andere Politif an den Tag und trieben 
es jchnell zu offenem Bruce, Unter Militärbededung führten fie Almentt 
in das Hauptquartier der Alliirten in Cordova, erklärten unumwunden 
ihre Abſicht, die Convention von Soledad ihrerfeits zu löſen und fuchten 
ihre Eollegen davon zu überzeugen, man müffe auf Merico marfdiren 
und an Juarez das Ultimatum ftellen, er möge eine allgemeine Amneſtie, 
alfo namentlich auch für Almonte, erlaffen und bie Alltirten felbft nad 
der Hauptftabt einladen, um unter ihrem Schutze die Nation über ibr 

z zufünftiges Schickſal entſcheiden zu Taffen. Die Spanier und Engländer 
waren jedoch ganz und gar nicht geneigt, ſich von den Franzofen auf dieſe 
neue Dahn fortreißen zu Iaffen und als die mericanifdhe Regierung das 
förmliche Begehren ftellte, daß Almonte aus dem Lager der Alliirten entfernt 
werde, veranlaßten jene eine Zuſammenkunft aller Bevollmädtigten, um 
über dieſes Begehren zu entfcheiden und um überhaupt zu wiffen, ob 
man noch gemeinfam handeln könne oder nicht. Die Gonferenz fand am 
9, April in Drizaba ſtatt. Die Franzoſen verlangten, daß dies Be 
gehren Mericos entſchieden zurüdgewiefen werde, die Spanier und Eng 
länder fanden es ihrerfeits nur gerecht und billig. Der Bruch war nicht 
mehr zu vermeiden. Die Spanier und Engländer erflärten, die Erpe 
bitton ganz aufgeben, ihre Truppen wieder einfchiffen und Merico ver’ 
laffen zu wollen, die Franzoſen befdjloffen dagegen allein vorzugehen und 
bie Zeindjeligkeiten auf ber Stelle zu beginnen. 
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Am 20. April begannen fie etwa 6000 Mann ftark. wirklich ihren Merico. 

g gegen Merico und ftanden am 5. Mai vor Puebla. Sie verfudten 
en Angriff. Er mißlang und fie erlitten eine entſchiedene Schlappe, 
ı erfannten fie, daß es mit fo geringen Kräften body nicht möglidy fei, 

ſo großes Reich zu ftürzen und beicdlofien, nah Orizaba zurädzue 
wen, wo fie fich verfchangten, um meitere Verftärtungen aus Frankreich 
juwarten. Die ganze Expedition war in Franfreih von Anfang an 
ht populär geweien und war es jebt nocd weniger. Aber die Ehre 
anfreich® ſchien nunmehr verpfändet. Truppen auf Truppen wurden 
ch Amerika eingeſchifft, der Oberbefehl über dieſe neue Expedition dem 
eneral Forey übertragen. Die Miniſter erklärten im geſetzgebenden Kör- 
r, daß bie Fahne Frankreichs in der Hauptſtadt Mexico's wehen werde. 
en der urſprünglichen Genugthuungsforderung war gar feine Rebe mehr: 
: Begründung einer regelmäßigen Regierung womöglich einer Monarchie 
ı Wierico wurde ganz offen als der Zweck bes Unternehmens bezeichnet, 
e mögliche Berwidelung mit ber Norbamterifanifchen Union, die an der 
denroedoktrin fefthaltend bereits gegen die Errichtung einer Monardyie 
ı Merito proteftirt hatte, von vornherein ins Auge gefaßt. „Wir haben, 
igte der Kaifer felbft in einem offenen Briefe an General Forey, ein 
mterefie daran, daß die Nepublif der Vereinigten Staaten mächtig und 
lübend fei, aber wir haben gar kein Anterefie daran, daf fie ſich des 
angen Golfs von Merico bemächtigt, von dert aus die Antillen und 
Südamerika beberrfcht und über die Produkte der neuen Welt die allei: 
ige Verfügung im die Hände befommt.” Im September langte General 
sorey in Veracruz an und wenige Wochen fpäter waren alle BVerftär- 
ungen angelangt, die militärifhen Streitkräfte Fraukreichs in Merico 
trugen jeßt gegen 50,000 Mann. Aber Gen. Foren zögerte, den Zug 
wgen Merico zu beginnen. Es fcheint, daß auch er ſich erft an Ort und 
Stelle davon überzeugte, welche Schwierigkeiten ein ſolcher darbiete, fo: 
km der Erfolg einigermaßen gefichert und nicht bloß dns Wagniß eittes 
Wenteurers fein follte. Zu Ende des Jahres war er noch immer bamit 
deſchäftigt, von allen Seiten Maulthiere und andere Transportmittel zu= 
\ummenzubringen und ned war es zweifelhaft, wann er im Stande fein 
werde, den Zug zu beginnen. In Europa war man allfeitig überzeugt, 
daß das gange Unternehmen ein durchaus verfehltes und der Kaiſer ent 
ſclofſen fei, fih davon zurüdzuzichen, ſobald es mit der Ehre der frans 
fihen Waffen nur immer verträglich fein würde. Bon dem: Marimi: 
lianeiſchhen Throne war gar keine Rede mehr. 


Nord⸗ 
amerika. 
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Es iſt nicht: ganz unwahrfcheinlih, daß ber Kaifer ber Franzeſe 
wenigftens anfängli mit der mericanifchen Erpebitien noch viel weite 
gehende Plane verband. Der drohende Zerfall der norbamerifaniiäd 
Union ſchien dazu einzuladen. Das Reſultat bed erften Kriegsjahret 
1861, war für die Waffen der Bundesregierung nicht glücklich gemein 
Die Anfirengungen wurden im J. 1862 verdoppelt; e8 wurden rief 
errungen und die Union ſchien einen Augenblick auf allen Punkten m 
Bortheil, an der entjcheidenden Stelle einem endlichen Siege nabe zu ſein 
aber er ging ihr wieder aus der Hand, das Gleichgewicht ſtellte ſich ba 
und am Ende des Jahres 1862 war der definitive Ausgang des Kampid 
fo zweifelhaft wie er es zu Ende 1861 gewefen war. Die Blofade wurd 
längs der atlantiſchen Küfte aufrecht erhalten und bamit dem Süddbunde 
die Ausfuhr feiner Robproducte abgefchnitten, Europa der Bezug bei 
Baumwolle, die ihm zu einem unentbehrlichen Bebürfniffe geworben war) 
entzogen und daffelbe dadurd in ſchwere Mitleidenfchaft mit “ven eigenen 
Wirren gezogen. Außerdem wurden Fleinere und größere Erpebitionen ver 
anftaltet, die einzelne Punkte der Küfte befetsten, theilmeife auch in’s Junen 
vorbrangen, doch ohne wefentlihen Erfolg. Bon größerer Bedeutung war der 
Berfuh, den ganzen Lauf des Miffiffippi der Union zu ſichern: zu Ende 
Aprils fiel die Handelsmetropole des Südens, Neworleans, den Bundes 
truppen in die Hände und bis Ende des Jahres ftand bis auf VBidsburg 
ber ganze Strom unter ber Herrſchaft der Union. ine Reihe ver 
Kämpfen fand in den fog. Gränzſtaaten Kentudy, Miffonri und Teneflee, 
zumal in bem lettern, ftatt und fiel bald zu Gunften der einen, bald zu 
berjenigen der andern Partei aus, Die großen, bie entfcheidenden Schlägt 
fielen jedody in Virginien auf dem verhältnigmäßig engen Gebiet zwiſchen 
Rihmond und Washington, dem Potomac- und dem Jamesfluſſe. Im 
Frühjahr hatte die Bundesarmee den Potomac überfchritten und zu Ende 
Mai kämpften beide Armeen um den Befit der Hanptjtadt des Süd— 
bundes , Rihmond; aber bis Ende Anguft waren die Bundestruppen be 
reits wieder bis an den Potomac zurücdgebrängt und verloren die zweite 
Schlacht von Manafjas Junction und Bull Run; Washington jefbit ſchien 
bedroht, die Südbündiſchen ftreiften fhen bis Marpland hinein. De 
wandte ſich das Blatt. Die Bundesarmee unter M’Elellan rüdte wieder 
vor, fiegte zu Mitte Septembers in ber Schladht von Antietam und zwang 
bie Sübbündifhen über den Potomac zurückzuweichen. Die öffentliche 
Meinung im Norden verlangte indeß mehr und dba M’Elellan zöõgerte, 
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urde er abberufen und General Burnfide an feine Stelle ernannt, 
ieſer ergriff fofert die Dffenfive und überjchritt den Rappahannok; aber 
nionft griff er den Feind im feiner feſten Stellung bei Frederiksburg 
1; er verlor am 13. Dec. die mörderiſche Schlacht und mußte über dem 
uß zurüdweichen, Alle Kriegsoperationen kamen für ben Winter wieder 
m Stillitand, 

Nicht viel mehr Erfolg als mit den Waffen errang die Union auf 
m Gebiete der Politit gegenüber den Südftaaten. Galt and) der Kampf 
mähft der Erhaltung der Union, jo war es doch die Sflavenfrage, bie 
m zum Ausbruch gebracht. Lange Zeit hatte der Präfident Lincoln und 
ine Regierung trogdem fi) bemüht, dieſe Frage intact zu laſſen und 
ährenb des ganzen erſten Kriegsjahrs und bis in das zweite hinein war 
am dieß auch gelungen. Auf die Dauer war es unmöglid, Im März 
ihloß der Congreß auf den Vorſchlag des Präfidenten, daß die Union 
den Staat unterftüge, der die Sklaverei gegen pecuniäre Eutſchädigung 
biiyaffen wolle. Die Mafregel war namentlih auf die Gränzſtaaten, 
m die es fid bei dem Kampf zunächſt handelte, berechnet; fie fand ges 
abe bei diefen vorerjt wenigftend nur fehr geringen Auflang. Der Eon: 
ve mußte fich begnügen, die Sklaverei im Diſtrikt Columbia, in bem 
Bashingten ‚gelegen ift, gegen Entſchädigung wirklich abzujchaffen. Im 
juni wurde von beiden Häufern die Bill genehmigt, welche die Stlaverei 
n den Territorien unterſagt. Endlich im. September that der Präfident 
inen, wie es ſchien, entſcheidenden Schritt, indem er durch Proklamation 
wrfündigte, daß er die Sklaven in allen denjenigen Staaten für frei er 
lären werde, bie am 1. Januar 1863 noch in ber Rebellion verharren 
vürden. Die Drohung wurde am 1. Januar 1863 aud wirklich ans 
wühet, Es war aber eine bloße Kriegsmaßregel, deren Folgen ben Erz 


Norb- 
amerita. 


vartungen keineswegs zu entſprechen feinen. Es erfolgten keinerlei 


Sklavenaufftäude in den Südſtaaten, während die Anfichten in den Nord» 
taaten darüber vielfach entſchieden auseinander gingen. 


So gering jedoch die Erfolge der Nordftaaten im Reſultat bes ganzen 


Jahres blieben, jo ſcheint die öffentliche Meinung in denfelben fich immer 
ach der Hoffnung hinzugeben, daß die Union wieberhergeitellt und die 
Sübftaaten zur Nüdkehr in diefelde würden gezwungen werden. In Eu— 
topa wird dieſe Anfchauung nicht getheilt und ſetzt fih mehr und mehr 
die Meberzeugung feit, daß ber Kampf mit einer befimitiven Trennung 
enden werde, Die franzöſiſche Regierung hatte diefe Anſicht ſchon länger 
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Grant. genährt und wenn bie mericanifche Unternehmung einen anbern Grid 


reich 


gehabt hätte, fo iſt es nicht unmwahrfcheinlich, daß der Kaiſer der Fran 
zojen den Südjtaaten bie Hand geboten haben würde, um die Blofabe 5 
durchbrechen, Europa mit Baumwolle zu verfeben und feinem Gina 
jenfeits. bes Oceans eine fefte Grundlage zu bereiten. Mit dem Scheitern 
der Erpebition in Merico fiel diefer Plan zufammen und Napoleon mul 
fih begnügen, England und. Rußland zu gemeinfamer Bermittlung cds 
zuladen. Beide lehnten es indeflen ab und die Union war noch wenig 
geneigt, auf die Vorſchläge Frankreichs einzugehn. Napoleon mußte ſein 
Augen nad) einer andern Seite wenden, um die Phantafie der Franzeſe 
zu beſchäftigen, die einer glänzenden und liberalen Action nad Aue 
bedurften, je weniger fie ſich von den Zuſtänden im Innern befriedig 
fühlen konnten. Die Freiheit war und blieb unterbrüdt, die alte 
Parteien wurden, fowie fie ſich nur regten, im Jutereſſe der neuen Dinafi 
verfolgt; die katholiſche Partei war die einzige, die der Kaifer fchonte uml 
mit der er redinen mußte. Das allgemeine Stimmredt war en 
bloge Regierungsmafchinerie, politifche Vereine blieben werboten, di 
Preſſe gefefjelt. Mit großer Kunft wurde dagegen eine Art öffentliche 
Meinung durch die Regierung felbft organifirt. Die Adreßdebatten dei 
gejebgebenden Körpers wie. des Senats, die mannigfaltigen Stimmen x 
offiziöfen Preſſe find bloß ein gut geleitetes Scaufpiel, das der 
Franzofen gegeben wird, um fie glauben zu maden, daß fie eine Tri 
büne und eine öffentliche Discufiton beſäßen und fie unſchädlich zu be 
fhäftigen.. Der bevorftehende Ablanf der Periode des geſetzgebenden Kür 
pers allein gewährte ben unabhängigen politifcyen Beftrebungen die Ausſich 
auf eine wirkliche Bethätigung. Die anfcheinende Umſchwung der Politif der 
Regierung gegenüber Nom hatte wohl feine andere Bedeutung, als den 
Klerus zu beruhigen und fich die Wahlen zu fihern. Das Gefammtrefultat 
der Wahlen kann aud; nicht zweifelhaft fein. Das Preftige des Kailerd 
bat vielleicht etwas abgenommen; aber feine Stellung {ft med; immer eine 
überaus fefle. Mit Ausnahme der reinen Revolutionäre, denen es indeR 
nicht vergönnt iſt, fi auch nur zm rühren, anerfennen alle Parteien, daß 
er eine Nothwendigkeit fei und können mur mit geheimem Grauen an dir 
vollkommene Ungewißheit der Zuftände denken, die in Frankreich eintreten 
wäürben, wenn er plößlid vom Schauplab abträte. Seine Macht beruht 
auf: feiner perfönlicdyen Weberlegenheitz an die Dauer der Dynaftie glanben 
außerhalb ber. nächften Umgebung des Kaiſers wohl nur wenige, 
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Der Friede, der über Mitteleuropa waltete, kam nicht am wenigſten Sawen. 
m kleineren Staaten zu gute. Die Schweiz, bie durch die Annexion 
mn Savoyen und das zweideutige Benehmen, das der Kaiſer der Frans 
ſen dabei au den Tag gelegt hatte, wie durch die Demonſtrationen und 
iesfereien, die fie im Laufe des J. 1861 von franzöſiſcher Seite erleiden 
wöte, verftimmt worden war, blieb gegen Fraukteich mißtrauiſch. 
Ye Theilnabme der Schweizer am deutſchen Schübenfeit in Frankfurt, 
ie Aufnahme, die fie daſelbſt fanden, fcheinen anzudeuten, daß die-öffent: 
de Meinung des Landes anfängt, in anderer Weife als bisher ihre Augen 
u die deutjche Nation zu lenken, die in mächtigem Ringen nad) Freiheit und 
Kacıt begriffen if. Die Heine Schweiz war ed auch, die allein wirk— 
un unberechtigte italienische Annexionsgelüſte zurücdwies und bie italieniſche 
egierung zwang, fie offiziell und förmlich zu desavouiren. Frankreich 
bit Scheint eingejehen zu haben, daß es auf dem in den legten Jahren 
eiretenen Wege die Schweiz fih mw entjrembete: in den leiten Tagen 
xd Jahres bot es zu einer Erledigung ber fo lange jtreitigen Dappen- 
balirage die Hand, mit der ſich beide Theile zufrieden geben köunen. 
Belgien und Holland genoffen einer glüdlihen Rube: in. jenem blieb bie Belgien 
aberale Partei am Ruder, in diefem kam jie mit Ihorbede wieder daran, — 
Ju Schweden bereitete ſich die Regierung vor, die Verfafiungsfrage im 
lebereinſtimmung mit der aufgeflärten öffentlihen Meinung jelbft in die 
Hand zu nehmen und durd Umbildung der alten vier Stände, bie ſich 
überlebt, im eine allgemeine nationale KRepräfentation das Land um einen 
enticheibdenden Schritt in feiner innern Entwidelung weiter zu führen. 
Dänemark dagegen mühte fich wie bisher an dem inmern Gegenſatze zwifchen din. 
jeinen dänifchen und deutſchen Glementen ab md es iſt nicht wahrſcheinlich, mart- 
dag der Beeinträchtigung und Bebrüdung der beutjchen Herzogthümer 
ſchließlich anders ald durch das Schwert ein Ende werde gemacht werben 
Ünnen Die diplomatiſchen Unterhandlungen gingen fort, obme "zu 
irgend eimem Ziele zu führen; ein Vorſchlag zur Güte, ben das eng: 
che Eabinet verfuchte, wurde von Dünemarf entfchieven abgelehnt. Die: 
Regierung und die däniſche Partei, von dem unzweifelhaften Rechte des: 
deutichen Bundes gedrängt, find im wefentlicen einig über das, was fie 
anſtreben, Ausſcheidung Holfteins, jo weit es nicht auszuweichen und dar. 
gen Finverleibung Schleswigs, je weit es möglich fein wird. Die dä— 
niſche Partei; drängte zu ‚dent entfeheidenden Schritte, die Megierung. da⸗ 
gegen zögerte, bis ein günftiger Moment gekommen ſein würde. 
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Preugen, Die Ausfichten erfchienen nicht ungünftig. Die nächite Furcht der Dünen 
diejenige vor Preußen, trat mehr und mehr zurück in Folge des dort eingetretenen 
Eonflictes. Dieſer Sonflict wurde immer ſchwerer, der Gegenfat fchärfer 
Nod; bevor das Abgeordnetenhaus die Hauptfrage nur in Angriff ge 
nommen hatte, bei dem erjten Verſuch, das verfafjungsmäßige Recht dei 
Landes auf eine Gontrole feiner Finanzen zu wahren und diefe, bie bie 
ber. vielfach nur eine jcheinbare gewefen war, zu einer Wahrheit zu ma 
hen, wurden die Abgeordneten nad Haufe gefchict und ber liberale Thei 
des Minifteriums entlaffen. Die Regierung appellirte damit an bi 
Öffentliche Meimng des Landes: die Antwort war ebenjo unzweideun 
als nachdrücklich. Trotz des Wahlgefeges, das die Regierung feiner Zeil 
felbft octroyirt und das den Entſcheid nicht etwa ber Mafle der 
Wähler, fondern den wohlhabendften und reichten Klaſſen der Benik 
ferung in die Hände gelegt hatte, erlitt die Regierung eine vollkommen 
Niederlage. Aber fie dachte nicht daran, fi) vor dem Willen des Landes 
zu beugen und die zahlreichen Elemente zu benügen, die nur auf ihr Ent 
gegenfommen warteten, um ihr die Hand zu bieten und zu einer für beie 
Theile billigen Berftändigung zu gelangen. Bereit, ihre Forderungen zeit: 
weilig, aber ohne alle bindende Verpflichtung zu ermäßigen, war fie nicht 
gewillt, im Grundſatze auch nur die mindefte Conceffion zu machen. Der 
Landtag trat am 19. Mat zufammen Die Regierung wünfdte die Sef— 
fion zu einer kurzen zu machen: nur bie Hauptfrage, die Bewilligung der 
Gelbmittel für die ohne die Einwilligung des Landtags unternommene 
und im wejentlidyen bereits durchgeführte Armeereorganifation, follte cut 
jchieden werden; felbft das bem letzten Landtage vorgelegte Geſetz zu Re 
gelung der allgemeinen Wehrpflicht, das mit der Hauptfrage jo enge zu 
fammen hing, wurbe nicht wieder eingebradht, ebenfo wenig dev Entwurf 
der nenen Kreisordnung, obgleich die liberale Tendenz defjelben geeignet 
war, zu beweifen, daß die Regierung body einigermaßen, wenigſtens 
in andern Fragen den Forderungen der öffentlichen Meinung entgegenzu: 
kommen geneigt fei. Die Regierung begnügte ſich, die allgemeinen Zu: 
fiherungen von Mafregeln zw liberalem Ausbau der Verfafjung zu wieder: 
holen. Die nächte Folge war, daß die frühere minifterielletiberale Parteı 
ganz auseinander fiel: mur eine Heine Fraction derfelben fuchte ihren bie 
berigen Standpunft auch ferner zu bewahren, die große Mebrzabl der: 
felben verftärkte die Fractionen einer entjchlofleneren Oppoſition. Diele, 
die große Mehrheit. des Hauſes, beſchloß, ihre Ueberzeugung über bie 
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genwärtige Lage bes Landes in einer Adreſſe an die Krone niederzulegen Yreusen. 
nd darin die Klagen wie die Wünſche des preußiſchen Volkes auszus 
wehen. Gegenüber der Ruhe’ und dem Exnfte, mit der das Haus an 
fe Darlegung ging, konnten die Minifter unmöglih die Anklagen auf: 
ht erhalten, die fie in ihren Wahlerlaffen deutlich genug der Mehrheit 
et Landesvertretung felbft : entgegengefchleubert hatten. Schon in ber 
ldreßcommiſſion erklärten fie die Auffaffung jener Wahlerlaffe für ein 
Rıfverftändniß und ſprachen ihre Freude darüber aus, daß jene demo— 
satijche Partei, die fie eigentlich im Auge gehabt, im Haufe gar nicht 
ertreten ſei. Daffelbe erflärte der Finanzminiſter nochmals formell im 
kamen des Staatsminifteriums felbft vor Beginn der Adreßdebatte. 
das Haus ließ fich dadurch nicht beirren. Drei Tage lang bebattirte es 
ber die Adreſſe, über die Lage des Landes. Mit 219 gegen 101 Stim— 
ion wurde bie Adreſſe feftgeftellt. Laut proteftirte fie gegen die „Unter: 
ellung, als ob ein großer Theil ber Bolfsvertretung und mit ihr ber 
zeugiichen Wähler fich feindlicher Eingriffe in die Rechte der Krone fchuldig 
hen Könnte”, verfiherte ben König, daß „inmitten der Bewegung ber 
sten Momente die Ehrfurdyt und bie Treue gegen die Monarchie als 
merihütterliche Grundlage aller Beftrebungen bes Volkes feftftehe und 
aß in der Tiefe und Wärme diefes Gefühls feine der großen politifchen 
farteien Hinter der andern zurücbleibe‘, hob aber zugleich auch uner— 
hroden die „feite und befonnene Anhänglichkeit des preußifchen Volkes 
m fein verfaffungsmäßiges Recht“ hervor. „ES erfehnt im Innern den 
Srlaß der zum Ausbau der Verfaffung, zur Begründung einer felbft: 
tändigen Gemeinde: und Kreisverwaltung und zur höhern Entwidlung 
er Volkokraft nothwendigen Gefege, die Zurüdführung der Gefammt: 
teuerlaft auf ein der Steuerkraft entfprechendes Maß, die Sicherung des 
Staats und der Schule gegen kirchliche Uebergriffe, die verfaffungsmäßige 
Beieitigung des Widerftandes, welden bisher ein Factor der Gefeßgebung 
hefem Berlangen entgegengeftellt hat. Es erjehnt nad) Außen eine kräf— 
ige und vorwärtöfchreitende Politif. Weit entfernt, in eine Prärogative 
er Krone einzugreifen, glauben wir die Krone nur zu ftüßen und zu 
fürken, indem wir Ew. Maj. in tieffter Ehrfurcht die Ueberzeugung aus- 
prechen, daß feine Regierung, welche in dieſen Punkten ben Bebürfniffen 
kr Nation wibderftrebt, die unmittelbaren mterefjen der Krone und des 
kandes zu fördern im Stande fein würde, zumal die Machtftellung Preußens 
m Deutſchland und in Europa vorzugsweife auf moraliſcher Energie, alfo 
27 
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Yreußen auf ber bingebenden Begeifterung bed Volkes beruht.” Die Adrefie feld 
mit der ehrfurchtövollen Bitte „dur hochſinnige Gewährung ber nafie 
nalen Wünfche dem getreuen Volke ben innern Frieden zu fichern und dem 
Baterlande neuen Glanz und eine größere Zukunft zu bereiten.” Die 
Militärfrage wurde ausdrüdlich nidyt erwähnt. Der König nahm de 
Adreſſe ziemlich ungnädig entgegen. Die Lage ber Dinge blieb biefelk. 
Das Haus ging an die Berathung des Budgets, während feine Gem: 
miffion den eigentlichen Gegenſtand des Eonflictes, den Militäretat, einer 
einläßlien Prüfung unterzog Wie fehon erwähnt, hatte die Regierung 
die ganzen Koften der Armeereorganifation einfady unter die orbentlicen 
Nusgaben geftellt. Würde die Vollsvertretung daranf eingegangen fein 
und die Pofitionen in diefer Weile genehmigt haben, jo wäre die yame 
Frage ohne Debatte im Sinne der Regierung entfchieden gemejen m 
jener nichts anderes übrig geblieben, als alle weiteren gejeglichen Beitin: 
mungen nad den Forderungen der Regierung zu treffen. Davon fomtt 
feine Rede fein. Die Budgetcommifjion war einmüthig der Anficht, dus 
der Militäretat in ein Orbdinarium und in ein Ertraordinarium zu trennen 
fei und daß die Koften der Armeereorganifation vollftändig in legteren 
zu fallen babe: ihre Berathungen konnten ſich nur um die Frage breben, 
ob das Ertraordinarium ganz oder theilweife zu freien fei. Die Ve— 
rathungen zogen fidy in die Länge, die Commifjäre der Megierung gabe 
wiederholt Erklärungen ab, welche beruhigen follten, aber ihre Conceß— 
fionen waren von feinem Belang und zudem nur vorübergehend; an de 
dreijährigen Dienftzeit erklärte die Regierung neuerdings ausdrüdkid, fe 
zubalten. Auf diefen Grundlagen war eine Verftändigung unmöglid. An 
22. Aug. ſchloß die Commiffion ihre Verhandlungen: das ganze Ertrw 
ordinarium, die fänmtlichen Mehrausgaben für die Neorganifation wurden 
geftrichen und aud alle Anträge auf Nefolutionen, weldye die Stellung 
bes Haufes zur Militärfrage im Ganzen präcifiren und ber Regierung 
ein Entgegentommen erleichtern mochten, abgelehnt: es follte der Regie 
rung überlaffen bleiben, welche Wege fie einfchlagen wolle, um den Zu— 
fand der Armee wieder auf eine gefeßliche Grundlage zu ftellen. Wenige 
Tage nachher beihloß auch die Marinecommiflion auf Ablehnung der 
außerordentlihen Mehrforderung für 1862 anzutragen, weil die Regie 
rung auf feine vorgängige Feftftellung der Dedungsmittel eingehen wollt, 
ohne diefe aber das Haus im nächften Jahre auch hierin einer vollendeier 
Thatfache gegemüberftiehen würde und gezwungen wäre, mit gebundenen 
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Jänden bie zur Fortführung des Begonnenen geforderten Mittel zu bes Preußen. 
illigen. 

Am 11. Sept. begann die Militärdebatte im Plenum des Abg.: 
Yaufed, Wiederum leitete der Finanzminifter fie durch eine Erflärung 
et Staatsregierung ein. Aber auch diefe Erklärung enthielt Teinerlet 
ugeftändnig und die Anerkennung, daß die zeitige Formation der Armee, 
h. die weſentlich vollendete NReorganifation „fo lange als eine definitive 
idht betrachtet werden könne, als dazu nicht die verfaffungsmäßige Zu: 
immung des Landtags ertheilt fein werde”, war für die Volfsvertretung 
bne allen Werth, wenn fie fi von der Regierung in eine Stellung 
rangen ließ, wo in der That nur noch die verfaffungsmäßige Zuſtim— 
tung, aber feine Ablehnung, keine Modifikation mehr möglich war, Die 
Najerität des Abg.-Hauſes war indeß weit entfernt, bie vollzogene Reor— 
anifation wieder rüdgängig machen zu wollen oder einen Conflict mit 
er Regierung zu ſuchen. Deutlich genug ließ man von allen Seiten 
uchbliden, daß nichts anderes verlangt werde, als daß die Regierung 
ür die bereits ohne Zuftimmung der Volfsvertretung gemachten Ausgaben 
achträglich die Indemnität nachſuche und eine zweijährige Dienftzeit ftatt 
er bisher gefelichen dreijährigen zugebe. Die Regierung verweigerte 
as eine wie das andere, Mad) viertägiger Debatte fiel die erfte Ab: 
timmung: mit 273 gegen 68 Stimmen wurde unter Namensaufruf bie 
ite Bofition, die aus der Neorganifation herrührte, ind Ertraordina: 
dum verwiefen und dort geftrichen. 

Die vollendete Thatfache, die unerwartet große Majorität machten 
auf den Hof doch einen großen Eindruck und es fcheint, daß ber König 
einen Augenblid auf dem Punkte war, mit feinem Volke Friede machen zu 
wollen. In der Sigung des Abg.-Hauſes vom folgenden Tage, 17. Sept., 
gab der Kriegsminifter eine Erklärung ab, die das Zugeftänbniß ber 
weijahtigen Dienftzeit andeutete. Das Haus griff mit Eifer nad dem 
Schimmer eimer Bereinkarung, die Situng wurde fofort vertagt und bie 
Dudgetcommifjion trat zufammen. Aber noch, erklärte der Minifter, fei 
T u einer definitiven Aeußerung nicht ermächtigt, die er dagegen auf ben 
folgenden Tag im Ausſicht ftellte. Sie erfolgte, doc fo, daß der Minifter 
le feine Andeutungen wieber zurüdnahm und ſich auf bindende Zuge: 
Nändniffe in Keiner Weife einfaffen wollte. Die Debatten und Befchlüffe 
des Haufes nahmen wieder ihren Fortgang. Am 23. Sept fand bie 
endliche Abſtimmung ftatt: die ſämmtlichen Reorganifationskoften wurden 
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Preugen. geftrichen, für die urfprüngliche Forderung der Negierung, die volljtändig 
Ausgabepofition im Orbdinarium zu bewilligen, erhoben fi nur 11 Stimm 
men, bie Heine feudale Fraktion und mit ihr der ehemalige liberale Fi 
nanzminifter von Patow. Der Bruch mit der Regierung war eingetreten 
und die Regierung vervollftändigte ihn ihrerfeits, Schon am folgenden 
Tage wurde der Finanzminiſter v. d. Heydt, der bisherige Leiter des 
Minifteriums, entlaffen und der Gefandte am Hofe der Tuilerien, 
Hr. v. Bismark-Schönhauſen, eines der Häupter der feubalen Partei, zum 
Staatsminifter und zum Präfidenten des Minijteriumd ernannt; wenige 
Tage naher traten auch Graf Bernftorff und der Handelsminiſter zu 
rück: das ganze Minifterium war jegt im feudalem Sinne reconftrunt. 

Durh die Ernennung des Hrn. v. Bismark hatte die Krone vorerk 
jede Brüde der Verftändigung mit der Volfsvertretung abgebrochen. Tir 
war das Signal entfchloffener Reaction und die Manifeftationen eines 
unverföhnlihen Kampfes folgten fich jest von beiden Seiten Schlag auf 
Schlag. Am 29. Sept. zog Bismark das Budget für 1863 zurüd um 
das offiziöfe Organ der Regierung ließ feinen Zweifel darüber, daß bie 
felbe entjchlofjen fei, fortan ohne Budget zu regieren. Die Budgetcommiffien 
antwortete mit dem Antrag, die Vorlegung des Budget für 1863 ned 
vor dem Beginn des Jahres zu verlangen und jede Ausgabe der Staats: 
gierung, die durdy das Abg.-Haus abgelehnt worden fei, für verfaflunge 
widrig zu erklären. Zwei Tage lang bebattirte das Haus über dieſen 
Antrag und genehmigte ihn fchlieglih mit 251 gegen 36 Stimmen. Di 
Erklärungen, die der neue Minifterpräfident im diefer Debatte abgah, 
zeigten, um was es fich in diefem Kampfe handle. Er erklärte, daß du! 
Budget verfaffungsmäßig nur dann zu Stande fommen könne, wenn ale 
drei Factoren der Geſetzgebung fih darüber einigten und übereinftimmend 
bamit verwarf das Herrenhaus am 11. Det. das vom Abg.-Hauſe de: 
ſchloſſene Budget, wozu es verfaffungsmäßig berechtigt, genehmigte da’ 
gegen mit 114 gegen 44 Stimmen das Budget, wie es von der Negie 
rung vorgelegt worden war, wozu es verfafjungsmäßig nicht beredtigt 
war. Das Bewilligungsredht des Abg.-Haufes, das ganze Verfafjungsmweien 
des Landes war bedroht, wieder wie unter Manteuffel zu einem bloßen 
Schein herunterzufinten. Alle Fractionen des Abg.-Hauſes geriethen in Be: 
wegung. Der Befchluß des Herrenhaufes war Samſtags den 11. Del. 
Abends erfolgt. Sonntag Bormittags fanden fih mit Ausnahme ber 
Feubalen alle Fractionen des Haufes zu confidentieller Berathung zuſam⸗ 
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in. Graf Schwerin führte den Vorſitz. Alle waren einig, daß dem Preufen. 
ebergriffe des Herrenhaufes eine energifhe Reſolution entgegen geftellt 
erden müfje; bo konnte man fich über den Wortlaut noch nicht einigen, 
s ber Befchluß des Herrenhaufes felbft vorliege.. Am Abend erjt wurbe 
: bem Präfidenten des Abg.-Hauſes übermittelt, zugleih mit der Ans 
ige, daß dem Haufe eine fgl. Botfchaft werde verkündet werden. Es 
mnte nicht zweifelhaft fein, daß eine Bertagung befchloffen war, um je: 
m weiteren Schritte des Abg.-Hauſes vorzubeugen und die Seſſion mit 
en ſich entgegenftehenden Beſchlüſſen beider Häufer zu fchließen. Sofort 
urde eine Sitzung des Abg.-Hauſes auf dem folgenden Tag früh anges 
ronet. Schnell einigte man fidy von allen Seiten zu der Erklärung, daß 
er Beſchluß des Herrenhaufes verfaffungsmidrig null und nichtig fei und 
ap die Regierung daraus Feinerlei Rechte herleiten könne. Kaum mar 
er einftimmige Beſchluß — die Feudalen hatten fich vor der Abſtimmung 
ntfernt — gefaßt, fo traten die Minifter ein und verfündeten die Ber: 
ıgung. 

Das Land ftand in feiner großen Mehrheit zu feinen Vertretern. 
dur die feudale Partei war für die Regierung, eine Meine Partei; aber 
ng gefchloffen unternahm ſie es doch, ihre Anfhauung als die wahre 
fentlihe Meinung barzuftellen und zugleih den König in feinem Wider: 
tande gegen die Begehren der Volksvertretung zu ftüßen. Der von ihr 
gründete umb geleitete fogenannte Preußifche Volksverein bemühte fich, 
mit allen Mitteln in den verfchiedenen Theilen des Landes Loyalitäts: 
Idreflen an den König zu Stande zu bringen, die ihm durch Deputatio- 
nen, in benen Bauern und Handwerker nicht fehlen durften, überreicht 
wurden. Es war natürlich, daß fie der König mit Befriebigung und 
aufs gnäbigfte empfing. In den Ideen abfoluter Herrfchaft aufgewachſen 
und von Anhängern berfelben Anfhauung umgeben, feit feiner Jugend 
und mit Vorliebe Militär, an der Armeeorganifation als an feiner ei— 
genen perfönlihen Schöpfung fefthaltend, glaubte er fi durch bie Ver: 
faffung, wie er fie verftand, zu der von feiner Regierung der Volksver⸗ 
tretung gegenüber eingenommenen Stellung für durchaus berechtigt und 
ſah in den Angriffen auf fein Werk, durch das er nur das wahre Wohl 
des Staates zu ſichern meinte, blos böfen Willen und Hinter dem Abg.⸗ 
Haufe und theilweife ſchon darin die überfluthende Demokratie, die dro— 
bende Revolution. Noch hoffte er indeß auf einen Umſchwung der öffent: 
lichen Meinung und fand in den feubalen Loyalitätsbeputationen wenigften® 
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Preußen, einen Anfang dazu, ſobald nur den Umtrieben der Uebeldenkenden Chr 
fen gefett würden. Dazu gehörte aber nicht blos die Preſſe, fonbern ı 
mentlich auch viele, zum Theil hohe Beamtete. Beiden mußte entges 
gewisft werden und Hr. v. Bismark, ohne viele Bedenflidgfeiten und v 
große Vorficht, geiftreih und zuverfichtlich, unternahm es, die Zügel 
Regierung ftraffer anzuziehen. Sofort wurden die Maßregeln gegen bi 
ins Werf gejegt. Einige derjenigen Beamteten, bie fih als Abgeordı 
in ber Oppofition beſonders hervorgethan, wurden theils in Disponikil 
gejett, theils verfegt, die Dppofitionsprefje follte durch tägliche Beſch 
nehmungen eingefhüchtert werden. Beide Mafregeln zeigten fid 
durchaus unzureichend. Die Preffe ließ ſich nicht einſchüchtern: der M 
regelung der Beamteten ſetzte die Volkspartei die Gründung einer Be 
kaſſe entgegen, aus ber fie entfchädigt werben follten. Die Polizei fu 
diefe Sammlungen in jeder Weife zu hindern: das Urtheil ber Geri 
fiel jedoch wiederholt gegen die Wünfche der Regierung aus. Sum 
teren ber größten Städte der Monardie fanden Wahlen zur Gemeir 
vertretung, in mehreren Kreifen Nachwahlen zum Abg.-Hauſe ftatt; 
Refultat war überall ein ber Regierung durdaus ungünftiges. | 
öffentlihe Meinung erſchien feft und zugleih ruhig; nirgends erfel: 
Ausfhreitungen, nirgends Weberftürzungen. Die Regierung mußte 
fennen, daß fie einer entjchlofjenen Strömung der Vollsentwicklung get 
über ftand. Dennoch beharrte fie auf dem einmal eingenommenen Sta 
punkte, ſei es, daß fie von ber Zeit eine Beflerung ihrer ! 
erwartete, fei es, daß Hr. v. Bismark fi) der Hoffnung hingab, bie 
ropäifhen Verhältniſſe könnten irgend welche Verwicklungen herbeiführ 
durch die der nächſte Gegenftand des Zermürfniffes bei Seite gedrä 
werden und die ganze Sachlage eine Wendung nehmen würde. 

Nußland. Eine andere Stellung zu den Bedürfniſſen und Beſtrebungen 
Zeit, als die Regierung von Preußen, hatte inzwiſchen ſelbſt die Reg 
rung von Rußland eingenommen und beharrte dabei trotz der gemalt 
Schiwierigfeiten, welche fi) ihr fowohl in Rußland al® in Polen entgti 
thürmten. Durdy den großen Schritt, ben der Kaifer im Jahr 18 
mit der Emancipation ber Leibeigenen getban hatte und die das Re 
auf eine ganz neue Grundlage ftellen mußte, war das ganze biähe 
Regierungsfuftem in Frage geftellt und eine allgemeine Unruhe, eine fi 
Bewegung ergriff die verfchiedenften Klaffen des Volles. Die entgegt 
gejeßteften Wünfche fuchten fich geltend zu machen. Ein Theil des Ade 
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gelte über die ſchweren Einbußen, die ihm die Emancipation der LeibsRustand, 
Igenen auferlegte, ein anderer fuchte fie durch Erringung politifher Rechte 
Wzuwiegen und die Adelsverfammlung von Twer ging ſchon im Febr. 
A weit, in einer Adreſſe an den Kaifer ‘geradezu die Cinberufung von 
deputirten aus dem ganzen Ruſſiſchen Reiche ohne Unterſchied der Klaſſen 
ad Stände zu verlangen behufs Löjung der durdy die Fmancipation ber 
eibeigenen „geitellten aber nicht gelösten” Frage. Am Mai wütheten 
» St. Petersburg und in anderen Städten gewaltige Feuersbrünfte, bie 
icht zufällig zu fein ſchienen und die ziemlich allgemein dem verbreche— 
iſchen Treiben einer fpitematifchen Umfturzpartei zur Laſt gelegt wurden. 
Iu Polen war das alte Streben nach politifher Unabhängigkeit zu Ans 
ang d. J. 1861 plöglih und faft ummwiderjtehlih aufs Neue ausgebros 
den und hatte, von der kath. Kirche gefhügt und theilmeife genährt, im 
Kov. zu einem Zufammenjtoße mit der Negierungsgewalt geführt, das mit 
der Schließung der Kirchen von Warfchau, mit Berhaftungen, Verurtheilungen 
und Deportationen endigte, ohne indeß den pafliven Widerftand zu brechen, 
den die Bevölkerung dem Ruſſiſchen Regiment und felbjt ben wohlmwollen: 
den Verfuchen der Ruſſiſchen Regierung entgegen ſetzte. Diefe hatte fo- 
gleich bei Ausbruch der Polnischen Bewegung auf das frühere Syſtem 
unbedingter, rüdfichtslofer Repreifion verzichtet. An irgend eine Art von 
Viederberftellung Polens dachte fie freilich nicht, aber fie war wenigſtens 
geneigt, in ber Verwaltung den gerechten Forderungen ber Polen einiger- 
maffen entgegenzulommen und biefelbe jtatt mie bisher ausſchließlich 
Ruſſiſchen Generalen eingebornen Polen anzuvertrauen. Go war ber 
Graf Wielopolsti in die Regierung zu Warfchau berufen und ihm bie 
Verwaltung des Gultus und der Juſtiz übertragen, es war ein polnischer 
Staatsrath, deſſen Mitglieder jedoch ausſchließlich vom Kaifer ernannt und 
die biS auf wenige auch won ihm befoldet wurden, eingefeßt, die Orga- 
wjation von gewählten Municipal:, Kreis: und Gubernialräthen wenig: 
ſſens eingeleitet worden. Nach dem Zufammenftog in Warfhau im Ron. 
1864 geriethen dieſe Reformen allerdings wieber ind Stocken und bie 
Regierung war offenbar über die Politik, die fie der Bewegung gegen: 
über fortan beobachten wollte, zweifelhaft. Der Graf Wielopolsti gab 
jeine Entlaffung ein und erhielt fie. Um zunächſt den Widerftand bed 
tath. Elerus abzuwenden, ſuchte die Ruſſiſche Negierung ſich mit Rom zu 
verftänbigen und mit der Zuftimmung des Papftes wurde in ben eriten 
Tagen des Jahres 1862 ein einfacher Priefter, der bisher in St. Peters— 
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Kirchen öffneten fi) den Gläubigen wieder. Die Verftändigung mit 
Rom gerieth jedoch bald ins Stoden und der neue Erzbifchof von Wars 
fhau vermochte nur einen fehr bedingten Einfluß auszuüben. JInzwiſchen 
war Wielopolsfi nah St. Petersburg befdyieden worden, und drang ental 
chieden darauf, daß Rußland auf der im vorigen Jahre betretenen Bahn 
verharre und auf derfelben weiter vorgebe. Er war i. J. 1831 Geſandiet 
der revolutionären polnifhen Regierung in England gewefen, hatte ſich nada 
ber, in fein Vaterland zurüdgefehrt, der Ruffifhen Regierung gemäbert 
und bekannte fich jebt zu der Ueberzeugung, daß Polen zwar feiner ei— 
genen nationalen Entwidlung unter dem Schutze freier Inftitutionen zus 
rüdgegeben werben müffe, aber in engem Anlehnen an das ftammmer: 
wandte Rußland und unter derfelben Dynaftie mit diefem vereint. Nad 
langem Bemühen gelang es ihm endlich, mit feinen been in St. Peters⸗ 
burg durchzudringen. Im Juni ernannte der Käifer feinen Bruder, ben 
Großfürften Konftantin zu feinem Statthalter in Velen und ftellte ihm 
den Grafen Wielopolsti als Chef der Civilverwaltung zur Seite. Die 
Reformen wurden jet mit Entfchiedenheit wieder aufgenommen. An bie 
Spite der Gouvernementsverwaltung wurden ausjchließlich geborene Polen 
geftellt, daS Unterrichtswefen in nationalem Sinne umgeftaltet, die Uni: 
verſität Warſchau vervollftändigt, die Befchräntungen der Juden fat 
gänzlih aufgehoben, die Einrichtung von gewählten Municipal:, Kreis: 
und Gubernialräthen wirklih zur Ausführung gebradt. Man konnte 
fagen, daß Polen fi zwar nicht felbft vegiere, aber doch mehr und mebr 
felbft verwalte. Die Mafje der Bevölkerung ging indeß auf die Intentionen 
ber Rujfifhen Regierung nicht ein. Wenige Tage bevor ber Großfürft 
in Warfhau eintraf, wurde ein Attentat auf feinen Borgänger den Ge: 
neral Lüders ausgeführt, fofort nad feiner Ankunft ein foldhes auf ben 
Groffürften felbjt und bald darauf auch auf den Grafen Wielopoloki ver: 
fuht. Die Menge beharrte in ihrem paſſiven Widerftande und fuhr fort, 
die verbotenen Lieber zu fingen. Der Adel richtete unter ber Leitung 
bes Grafen Andreas Zamoyski eine Adreſſe an den Großfürften, in ber 
nicht 5108 eine nationale Verwaltung, fondern aud eine nationale Der: 
tretung verlangt wurde. Selbſt nad Rußland hinein griff die Bewe 
gung: in Podolien und in Litthauen beſchloß ber Adel, in einer Adreſſe 
den Kaifer um Wiebervereinigung mit Polen zu bitten. Auf die Bauern 
konnte fih zwar die Regierung ziemlich verlaffen, aber die Städte beher: 


Ruflant. burg gelebt hatte, Felinstfi, zum Erzbifhef von Warfchau ernannt: bie 
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Bergten viele revolutionäre &lemente, die im Zuſammenhange mit berftuffant. 
finnten Emigration die Bevölkerung nicht zur Ruhe kommen ließen. 
diefe aufs Haupt zu treffen, gedadhte die Regierung die Militäraus: 
3 zu benügen, bie ber Kaifer nach längerem Unterbrudy angeordnet 
und die im Januar 1863 ftatt finden follte: es wurden Beftim- 
n getroffen, nad melden bie Aushebung überwiegend bie Bevölke— 
der Städte treffen, die Landbevölkerung dagegen weſentlich geſchont 
Berden ſellte. Schon im November berrichte darüber in Warſchau große 
egung; die Municipalität befchloß, dagegen beim Großfürſten felbft zu 
Ümenftriren ; bie Antwort Iautete jedoch ausweihend. Die Aushebung 
Br im Januar 1863 wirklich ftatt: die Folgen follten aber ganz andere 
fin, ald bie Regierung beabfichtigt hatte. Während diefer Zeit war das 
hhentliche Rußland mit ber Ausführung der großen Mafregel ver Eman: 
tion der Leibeigenen beſchäftigt, die unter vielen Schwierigkeiten bald 
Ben Seite der Grundbeſitzer, bald von derjenigen ber Bauern felbft, im 
Öanen doch befriedigend vorrüdte. Im October that ber Kaifer einen 
Beiteren Schritt zur inneren Umgeftaltung des Reichs: er verfügte eine 
me Drganifation des Juſtizweſens, die auf durchaus liberalen Grund: 
lägen berußte und in ber er der wirklichen Bildungsftufe feines Volkes 
wie in der Emancipation ber Leibeigenen weit verauseilte, fo daß an eine 
kinen Intentionen entſprechende Ausführung kaum gedacht werben fann, 
ber doch die Anfänge freierer Zuftände begründet find. In St. Petersburg 
m Moskau wurden felbftändige Gemeindeverwaltungen und Gemeinde: 
retttetungen wirklich eingeführt, in andern größeren Städten vorbereitet 
md von der Megierung als Grundfag ausgeſprochen, daß bie Stäbtebe: 
dölferungen die Orbnung ihrer Angelegenheiten in ihre eigenen Hände 
namen möchten. In ber auswärtigen Politik trat Rußland nirgends bes 
Himmend auf. Da es im Auguft das Königreich Stalien anerkannte, 
wigt jedoch immerhin, daß die Grundſätze feiner Politit auch nach Außen 
‚dt mehr diefelben find wie unter Kaifer Nicolaus. Die orientalifche 
| Ötage ruhte. | 
Die Türkei erreichte fogar im Laufe des Jahres mehrfache Er— Türke. 
folge, Der Serbar Omer Paſcha rüdte, nachdem er ſchon im Frühjahr 
die Inſurrection in ber Herzegowina unterbrüdt hatte, im Auguft mit 
nfehnliher Heeresmacht in Montenegro ein und bedrohte Cettinje, wors 
af fih das Bergland den von ihm geftellten Forberungen bedingungs⸗ 
let unterwarf und feibft die Anlegung einer befeftigten Militärftraße zus 
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Türkei. geftehen mußte. Umfonft hatte Miontenegro eine Erhebung Serbient 
die bad Signal für den allgemeinen Aufftand der riftlihen Uuterthanen 
ber Pforte, zunähft in Bulgarien werben follte, erwartet. In der That 
war in Serbien ſchon feit längerer Zeit gerüftet worden. Aber es blich 
bei einem blutigen Zufammenftoße in Belgrad. In Folge eines unbeden— 

- tenben Anlafjes ftürmten die Serben die türkifche Vorſtadt und drängten 
bie Türken in die Feſtung zurüd, worauf biefe die Stadt bembarbirten. 
Die Nepräfentanten der Großmächte vermittelten, die Pforte machte einige 
Eonceffionen und der Friebe blieb erhalten. Auch gegenüber den Donau: 
fürftenthümern wurbe bie Stellung der Pforte Feine fchlimmere. In der 
Moldau, die ſich bei der kaum errungenen Union gegenüber der Wallaei 
benachteiligt fand, entwidelte fich eine lebhafte Agitation gegen biefelbe 
und in der gemeinfamen Nationalverfammlung that fih eine Partei ber 
vor, die ganz offen auf die Verdrängung bes Fürften Couſa bimarbeitete. 
Dagegen fanten die Hoffnungen, die man auf den neuen Sultan Abbul 
Azis geſetzt hatte, nur allzufchnell zufammen. Statt wie fein Bruder 
Abdul Mebjid für die Freuden des Harems, vergeubete Abdul Azis die 
befchränften Einfünfte des Reichs zur Befriedigung einer nublofen Mili- 
tärliebhaberei. Gegen Ende des Jahre verbreitete fih fogar allgemein 
das nicht unglaubwürbige Gerücht, daß er am zeitweiliger Geiftesftörun 
leide, 

Grie chen⸗ Eine große Gefahr ſchien dagegen der Pforte plötzlich von Griechen 


Seit dreißig Jahren hatte ber König Dtto nach beiten Kräften an dem 
Wohle des feiner Leitung anvertrauten Landes gearbeitet. Daß er ben 
Staat, beffen Gränzen ibm von den europäiſchen Mächten allaufnapr 
zugemefjen worden waren, nicht, wie es der Drang ber Griechen ver 
langte, auszubehnen vermochte, war nicht feine Schuld. Obgleich mehr 
frieblicher als kriegeriſcher Natur hatte er es im Krimkriege verſucht, 
aber der Verfuh war am Miderftand der Weſtmächte gefcheitert. Be 
gründete Klagen konnten weder gegen ihn nod gegen feine Regierung, 
bie eine durchaus nationale war, vorgebradht werden. Dennoch hatte ſich 
eine allgemeine Unzufriedenheit, ein allgemeines Verlangen nad) neuen 
Gefhiden verbreitet. Schen im Februar war eine Militärrevolte in 
Nauplia ausgebrochen, die erjt im April unterbrüdt werben konnte. Der 
König ertheilte eine weitgehende Amneſtie nnd fuchte den Vollswümſchen 
möglichft entgegen zu Tommen, inbem er den Kammern einen Gejehe® 
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entwarf bebufs Bildung von Nationalgarben vorlegen fieß. Die Bewegung @rirden, 
ſchien fich zu legen und. der König unternahm eine Runbdreife im Pelos 
ponnes, Da brad die, ohne Zweifel längft vorbereitete, Verſchwörung 
zuerft in Donizza, dann in Patras, am 22. Detober in Athen ſelbſt aus: 
ed wurde eine proviforifche Regierung gebildet, deren erfter Akt es war, 
die Tchronentfegung des Königs Otto auszuſprechen. Auf die erite Nach— 
richt wollte der König aus Kalamata an der Sübfpige des Pelopennefes 
nah Alhen zurüd eilen. Im Biräus erfuhr er das Vorgefallene: bie 
Gefandten riethen ihm ab, irgend einen Verſuch zum Widerftand zu 
machen. Er ging nad Salamis, wo er durch neue Berichte fih von 
der allgemeinen Stimmung und von der augenbliclichen Nutzloſigkeit 
eines Verſuchs, jih dem Strom entgegen zu ftemmen, überzeugte. Da 
entfchloß er fi, in fein Vaterland Bayern zurüdzufehren, kündigte feinen 
Entfchluß den Hellenen durch eine legte Proclamation an und verließ das 
griechiſche Schiff, das fofort die revolutionäre dlagge aufzog. Ein eng⸗ 
liſches Kriegsſchiff führte ihn nach Trieſt. 

Die Welt erwartete einen ſofortigen Losbruch der Griechen über 
die türkiſche Gränze. Die ganze Umwälzung hatte ſonſt ganz und gar 
feinen Sinn. In den Erlaſſen der neuen Behörden, in den Organen 
der neuen Orbnung ber Dinge war zwar viel von der Mifregierung . 
des entthronten Königs, von Fremdherrfchaft, von Verletzung ber Ber: 
faffung und dgl. die Rede; in Wahrheit waren alle diefe Anlagen unbe— 
gründet. Was die Griehen Anderes wollten, war nicht zweifelhaft; 
allein mit dem Momente, da ihren MWünfchen fein König mehr im Wege 
zu ftehen fhien, erkannten fie auch die Unzulänglicpkeit ihrer Mittel zu 
ber Größe ihrer Antentionen und fuchten nad einer Stüte. Da wandten 
ihre in London angefefenen Landsleute ihre Blide auf den englifchen 
Prinzen Alfred und der Gedanke zündete in dem leichtbeweglichen Volke, 
obgleich gerade England feinen Wünſchen bisher am allermeiften im Wege 
geftanden und bei früheren Eonflicten den jungen Staat rüdfichtslos ge: 
rabezu mißhandelt hatte. Inzwiſchen hatte die vollendete Thatfache auch 
die europäifchen Kabinette in Bewegung gefebt. Das Feld war offen für 
neue Combinationen; für die endliche Löfung der orientalifhen Frage 
fonnte der Thron von Griechenland unter Umftänden entſcheidend fein. 
Schon ſprach man in St. Petersburg und in Paris von dem Herzog 
v. Leuchtenberg. Da ergriff England fchnell die nicht gefuchte Kandidatur 
bes Prinzen Alfred, um jene andere, bie feinem Intereſſe durchaus wider: 
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Gricden. ſprach, zu befeitigen. Der englifche Gefandte in Athen unterftütte bie 
Sanbibatur des Prinzen Alfred zwar nicht, trat ihr aber auch in feiner 
Weiſe entgegen, während das englifhe Kabinet fi bereit erflärte, fie 
abzulehnen, wenn Nußland feinerfeits auf den Herzog v. Leudhtenberg 
verzichte. Rußland fträubte fih Anfangs, endlich entfhloß es ſich dazu 
und am 4. December wechjelten beide gegenfeitig bie fchriftliche Verzicht 
leiftung zu London nus und verftändigten fih, an ben früheren Ber: 
trägen feftzubalten, durch welche die regierenden Familien der drei Schut- 
mächte vom griechifchen Throne gleihmäßig ausgefchloffen fein follten. 
Der Uebereintunft trat dann auch Frankreich bei. Indeß fuchte England 
die Stellung, die es in Griechenland burd alle diefe Vorgänge erworben, 
dadurch feftzubalten, daß es ber griechiſchen Regierung anzeigte, es ſei 
unter der Bedingung, daß Griechenland einen ihn genehmen König wähle, 
geneigt, in die Vereinigung der jonifhen Infeln mit dem Königreid 
Griechenland einzumilligen, eine Bereinigung, die jene wieberholt ver 
langt, England aber bisher entfchieden abgelehnt hatte. Doch war ei, 
wie die Dinge lagen, nicht fo leicht, einen Fürſten zu finden, ber bereit 
gewefen wäre, die griechiſche Krone anzunehmen. Alle Verſuche, die 
England machte, blieben bis zum Schluſſe des Jahres und nachher ncd, 
volllommen fruchtlos. Die Gefahr, die Englands Intereſſen im Orient 
gebroht hatte, war dagegen glücklich abgewenbet. 


Dewegung der Börfeneurfe im Jahre 1862, 


Auf die Londoner Börfe hatte die Politif im Jahre 1862 nur einen 
ebr geringen Cinfluß. Das Jahr war ein gejhäftsreihes und günftiged. Die 
NMaſſen von Geldern, welde in den Händen des Publikums, bauptfählih wenn 
auch nicht ausichlieglicd in Folge des ungemeinen Rüdihlags der. Baumwolleinfubr 
brach gelegt wurden, fanden während bes ganzen Jahres eine lebhafte Befchäftigung 
an der Börje und faft alle Efjeften nahmen einen erbeblihen Aufihwung. Das 
Seſchäft Hatte im allgemeinen einen gefunden und foliden Gharafter. Die Confols 
handen am 1. Januar in —*— der noch unentſchiedenen Trentaffaire auf 90%, 
tiegen a. Erledigung derjelben auf 92% und ſchloſſen am Ende des Jahres 
mit 92%. 

Größeren Einfluß batte die Politik, wie immer, auf die Pariſer Börſe. 
Kurz vor bem Beginne des Jahres war Hr. Fould ins Kinanzminifterium berufen 
worden. Man begrüßte ibn als den finanziellen Meflias, der das Gleichgewicht 
des Budgets herſtellen, firenges Ausjcheiden der orbentlihen und außerordentlichen 
Ausgaben durchführen und durch Unification des Staatsſchuld das Niveau des 
Kurſes wieder heben follte, welches jeit dem Kaiferreihe von 86 auf 68 gefallen 
war. Die erſte Maßregel des neuen Finangminifters, deſſen Projecte fich wefentlich 
auf die Börje ftügten, aus welcher er ſelbſt hervorging, war die Unterbrüdung 
der Tourniquets, eine Mafregel, welche die 3% auf 70.25 bob. Da trat die Trent— 
angelegenbeit ein und bie Rente fiel fofort auf 67.60, dann fogar auf 66.95. So 
tand fie bei Beginn des Jahres 1862, Die friedliche Beilegung jener Angelegenheit 
bob die Rente Anfangs Januar wieder auf 68.50. Um dieſe Zeit hatte auch Hr. 
Fould feinen finanziellen Bericht erftattet. Mit mehr Bedauern als Etaunen er» 
fuhr Frankreich — weldem man in offiziöfen und offiziellen Blättern fo viel von 
der Brojperität der Nation und dem vortrefilihen Stande ber Finanzen vorerzäblt 
hatte, wo man noch einige Zage vorher ein unabhängiges Preßorgan bejtrafte, weil 
es nicht in den allgemeinen Jubel ftimmte — daß nur bie Wahl blieb zwifchen 
einer neuen Anleihe und allerlei finanziellen Gombinationen, einer Erhöhung ber Abs 
gaben und der Wiedereinführung der mit großem Gepränge abgeichafiten Steuern, 
um ein Deficit von 1 Milliarde 8 Millionen zu deden. Eines ber Hauptmittel, 
weiches Hr. Fould vorjhlug, um aus diejer Lage herauszukommen, war fein Gon= 
verfionsproject. Es wurde mit auffallender Eile von der Regierung im gefeßgeben- 
den Körper eingebradht und von bdiejem genehmigt; ber Erfolg war jebod ein 
durchaus ungenügender und blieb es um fo mehr, als fich, abgejehen von ber 
Unpopularität der Gonverfion jelbft, nur zu bald auch der nachtheilige Einfluß der 
mericanifchen Expedition bemerflih zu machen anfing. Schon Anfangs Juli hatten 
die VBorjhüfle der Banf an den Staat fi) von 30 wieder auf 60 Mill. vermehrt, 
wie bieß in den Jahren 18%, der Fall war. Dieſer im Programme des Hrn. Fould 
nicht gr * der auf die Verlegenheiten der Regierung und auf die großen 
Opfer ſchließen ließ, welche für Mexico gebracht wurden, konnte natürlich nicht ohne 
Einfluß auf die Börſe bleiben. Bis in den Herbſt hinein war das Geſchäft fo 
außerordentlich umbelebt, wie es felbft ih den Sommermonaten ſelten der Fall if. 
Die mericaniihe Erpebition fland jeder Belebung entgegen. Umſonſt wurden bie 
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paar Millionen nad Kräften betont, welche die Bubget-Gommiffion von ben Staate: 
ausgaben herunterbandelte, umſonſt die 50 Millionen bervorgeboben , welde die 
Steuern mehr eintrugen, die mericanifhe Erpedition verfhlang im Stillen damals 
jhon viel mehr. Auch an der Börfe war es ftill, aber diefe Stille war in Bahr: 
heit eine laute Proteftation. Später wurde die Spekulation zwar wieder belcht, 
aber nur dur den Einfluß des Credit mobilier , nicht durch Verhältniſſe joliter 
Natur. Im J. 1860 variirte die Rente zwifchen 71.40 und 67.10, im 5. 181 
zwijchen 70.16 und 66.80. Im J. 1862 wurde fie fünftlih auf 73 gehoben, Ad 
aber, fich felbit überlaffen, wieder auf 68.50 und konnte fich feitdem nur vorüber: 
gebend auf 70 erhalten, Am Ende des Jahres ftand fie auf 69.50, aljo ungefähr 
auf bemfelben Punkte wie zu Anfang des Jahres nad Erledigung der Teen 
Angelegenheit. 

Einen nod größeren Einfluß als auf die Parifer äußerte bie Politik im 
3. 1862 auf die Wiener Börfe. An der That kann man fagen, daß die Em: 
widlung der finanziellen Berbältnifje Defterreihs im J. 1862 die Geſchichte de 
finanziellen Regenerirung Oeſterreichs ift, die der Kaiferftaat auf der Grundlar 
verfafjungsmäßiger Zuftände bereits errungen bat. Schon zu Ende des J. 181 
hatte der Finanzbericht, den Hr. v. Plener dem Reichsrathe vorlegte, und die That; 
ſache, daß nur ein Defizit von 110 Mill. vorhanden war, daß der Finanzminite 
ferner das Reich für fähig bielt, 33 Mill. davoy durch Steuererhöbungen zu be 
beden und daß das Ganze ohne eine neue Anleihe aufgebracht werden jollte, dei 
Vertrauen wenigftens einigermaßen wieder erwedt. Es mußte aber noch mehr u: 
reicht werben und wurde auch durch vereinte Bemühungen der Negierung und dr 
Reichsrathes erreicht. Durch Steuererhöhungen allein konnte das große Ziel, &« 
Herftellung des Gleichgewichts im Staatshausbalte, nicht erreicht werden. Erive 
rungen mußten ſich dazu gejellen und zwar Erſparungen im kofiipieligften Zweige 
eines jeden Budgets, im den Armecausgaben. Und bier bat das Abgeorbnetenbaus 
des Reichsrathes, dem die Regierung übrigens mit gutem Willen entgegenfam 
Außerordentliches geleiftet. Die Bolfsvertretung bat das Verdienſt, das öfterreichlid 
Armeebudget von 150 Mill, mit denen es im 9. 1862 präliminirt war, au 
112,800, fl. im J. 1863 beruntergebracht zu haben. Damit war aber all: 
dings noch lange nicht alles getban. Es galt den Hauptkrebsichaden zu bejeitigen, 
ber am Marke der öfterreichiichen Finanzen fraß, die Valutaſchwankungen, welde 
alle Privatbeziehungen ftörten und auch dem Staate enorme Koften für die Be 
jolbung der Armee und der Beamten im Venetianiſchen und die Zahlung der Zinien 
feiner Schuld auferlegten. Auch diefer große Erfolg wurde, foweit es im fo furzer 
Zeit überhaupt möglich war, erreicht durch die in den letzten Tagen bes Jahres 
endlich glüdlich vereinbarte Bankacte. Zu Anfang des Jahres 1862 ftand dat 
Silberagio noch auf der entjeglichen Höhe von 141, am Schluſſe desfelfkn war t 
auf 114 beruntergefallen. Zu gleicher Zeit war das laufende Deficit des Staatt: 
haushalts von 94 auf 62 Mill. heruntergebradht oder, wenn bie erhöhten Steuer: 
einnahmen des Vorjahres in Anfchlag gebracht werden, fegar auf 50 Mil, Die 
Hälfte dieſes Defizits nun fol durch die befchlofienen Steuererhöhungen bededt wer: 
ben ; für die andere Hälfte aber ift veichlih geforgt, da bie dritte Emiflion der 
1860er Loofe zur Verfügung ſteht. So ift wenigftens die Hoffnung da, daß die 
noch immer vorhandene Lüde im Budget fi in Zukunft von felbft fühle, und für 
das nächte Jahr cin Abgang im Staatshausbalte, die gleichen Verbältnifie votaus— 
geſetzt, nicht mebr im Ausficht ſtehe. 
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Die Anlage des Geſchichtskalenders iſt auch in dieſem Jahrgang 
eſelbe geblieben, wie in den früheren. Der Rath einſichtiger Freunde 
ng übereinſtimmend dahin, daß es nicht wünſchenswerth ſei, in ber 
Rittheilung der Actenftücte eine weſentliche Beichränfung eintreten 
ı laffen, indem das Buch gerade durch die Verbindung von Daten 
nd Actenftücen feine Brauchbarfeit bewährt habe. Für benjenigen, 
x fih nur etwas ernjthafter mit Politik bejchäftigt, ift e8 in der 
hat faſt unerläßlich,- die wichtigften Actenſtücke bezüglich einer Frage 
nd zwar nicht bloß die diplomatifchen fortwährend unter der Hand 
ı haben und ber Gefchichtsfalender dürfte. wohl das bequemfte Hilfs- 
ittel fein, um fich möglichft jchnell über das vorliegende Material 
ı orientiren. Zu diefem Ende hin find die zahlreichen diplomatijchen 
nd nicht = diplomatischen Actenſtücke möglichit forgfältig ausgewählt 
nd einige wenige vollftändig, die meiften bagegen in längeren ober 
ürzeren Auszügen, je nach ihrer Bedeutung für die Zeitgefchichte ober 
ir die weitere Entwicklung der betreffenden Angelegenheit mitgetheilt 
vorden. Daß dabei auf Deutjchland ganz beſondere Rückſicht genom— 
m worden ift, dürfte wohl jelbjtverftändlich fein, und der Lefer wird 
rum nicht bloß bezüglich der polnischen Frage, fondern auch des 
fürftencongreffes, des preußischen Verfaffungsconflictes und ber deutſch— 
aͤniſchen Angelegenheit Kaum ein irgend beveutfames Actenſtück ver: 
niffen, von dem nicht wenigftens die Hauptftelle mitgetheilt wäre und 
08 heigefügte Regiſter ift geeignet, das Aufjuchen weſentlich zu er- 
eichtern. Es ſcheint kaum möglich, in den engen Raum mehr Mate: 


IV Vorbemerkung. 


rial zufammenzudrängen oder die Benügung bequemer zu machen. Na 
mentlich aber wird es dem Leſer erwünjcht fein, in dem worliegentd 
Jahrgange des Buches nicht bloß diejenigen Thatjachen und die Haup 
ftellen aller derjenigen Actenſtücke zu finden, die in's Jahr 186 
fallen, fondern als Beilage auch eine Fortfegung der Chronik für dat 
erste Quartal des laufenden Jahres, jo daß er fi in den Stand ge 
ſetzt fieht, den ganzen Berlauf der fchleswig:helftein’schen Frage bit 
zur Erftürmung der Düppeler Schanzen und der Eröffnung der Lon 
doner Gonferenzen zu verfolgen. Menn fich troß aller Sorgfalt ein 
zelne Unrichtigkeiten eingefchlichen Haben jollten, jo darf wenigiten 
von benjenigen, welche die Quellen wie die Mühe einer derartigen 
Arbeit kennen, wohl nicht umſonſt einige Nachfiht in Anſpruch gr 
nommen werben. 


Ende April 1864. 
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1. Jan. (Ber. Staaten). Emaneipationdproelamation des Präfidenten Lincoln, 


„ (Ber. Staaten). Wejtvirginien wird vom Congreſſe als Staat anerkannt. 

„ (Schweden). Der König ergreift die Jnitiative bezüglich einer Revijion 
ber Berfafjung. 

»  (Düänemarf) lehnt neuerdings bie VBermittlungsvorfchläge Englands in 
ber Streitfrage mit Deutichland ab. 

A an Adreſſe der rheinischen Induſtriellen an ben König. 

P England). Conflict zwiſchen dem englifchen Gefandten Ghrijtie und 
ber brafilianiihen Regierung. 

„ (Spanien). Die Deputirtenlammer verwirft ein Amendement Mon’s, 
bas einen Tadel des General Prim wegen jeiner Handlungsweije in Dterico 
zu enthalten jcheint, mit 149 gegen 73 Stimmen. 

„  (Defterreid). Eröffnung fämmtliher Landtage mit Ausnahme berjeni- 
gen von Ungarn, Siebenbürgen, Groatien und Venezien. 

»  Granfreih) richtet an das Gabinet von Washington nochmals bas 
Anerbieten einer ige a Bermittlung zwiichen dem Norden und Sü— 
ben. Die Regierung der Vereinigten Staaten lehnt basjelbe ab. 

»  (Franfreih). Eröffnung ber Kammern, Thronrede des Kaiſers. 

» (Rom). Der päpftl. Nuntius überreicht dem Kaijer Napoleon eine Denk: 
jchrift über bie abminiftrative Organifation bes Kirchenjtaats. 

» (Ber. Staaten). Gröffnung bes Congrefjes bes Südbundes in Richmond. 
Botichaft des Präfidenten Jefferſon Davis, 

r a ußen). Eröffnung des Landtags. Thronrebe bes Königs. 

„» (Rußland). Gemwaltfame Reerutenandbebung in Warfchau. Zahlreiche 
Schaaren verlaffen die Stadt und fammeln fi in ben Wäldern. 

„ (Htalien). Ein k. Decret erflärt bie ben Präfecten von Neapel und 
Palermo wegen bes Garibaldi'ſchen Unternehmens ertheilten außerordentlichen 
Bollmadten vom 20. db. M. an für erlofchen. 

„ (Spanien). Spannung mit Franfreih. Reconjtruction bes Minifteriums, 
Der Minifter des Auswärtigen Calderon Gollantes wirb fallen gelafjen, 
DO’Donnel bilbet ein neues Gabinet. 

„ (Dänemark) lehnt auch gegenüber Rußland, das fie befürwortet, bie 
engliſchen Vermittlungsvorſchläge in der Streitfrage mit Deutichland ab. 

„ (Schweden). Der Bürger: und ber Bauernjtand bes Reichstags beſchließen, 
dem König für feinen Verfaſſungsvorſchlag zu danken. 

„ (Preußen). Ablehnende Antwort bes Königs auf die Adreſſe ber rhei- 
niſchen Induſtriellen. 

(Aegypten). Der Vicelönig von Aegypten F. Jsmael Paſcha folgt ihm. 

„ (Schweiz). Der Nationalrath genehmigt den mit Frankreich abgeſchloſ⸗ 
jenen Vertrag bezüglich bes Dappenthals mit 75 gegen 11 Stimmen. Der 
Ständerath tritt dem Beſchluſſe einftimmig bei. _ 

» , (Dänemart). Das Landothing bes dänischen Reichstages verlangt in 
einer Adreſſe an ben König eine weitere Ausſcheidung Holfteinsg und dagegen 
eine engere Vereinigung Schleswigs mit bem eigentlichen Königreich Dänemarf. 

„ (Rußland). Ausbruch der längft vorbereiteten Infurreetion in Polen. 
Ein National:Gentralcomits ruft als (geheime) proviſoriſche Nationalregierung 
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die Nation zu den Waffen und erklärt zugleich durch Decret den bäuerlichen 
Grundbeſitz für ausjchlieglihes und erbliches Eigenthum, wofür ben biebe 
rigen Eigenthümern eine Entſchädigung aus Nationalfonds vermittelit de 
Staatsihuld zugelichert wird, 

22. Jan. (Deutfhland). Die Bundesverfammlung verwirft den am 14. Aug 
v. J. von Dejterreih, Bayern, Sahjen, Hannover, Württemberg, Kurheſien 
Heſſen-Darmſtadt und Nafjau gejtellten Antrag auf Ginberufung einer Tele 
girtenverfammlung behufs Berathung von Gelekesentwürfen über Girilprojd 
und Obligationenredt. 

23. „ (Deiterreih). Das neue Preßgejeg wird publizirt. 

24. „ (Breußen). Gircularbepeiche Bismarfs über das Verhältniß Deſterreich 
und Preußens zu Deutichland. 

25 „ (Rußland). Die geheime polniihe Nationalregierung ernennt Miros 
fawsfi zum Dictator. 

2%. „ (Rußland). Die rufjifche Regierung in Polen verhängt ven Belagerung 
zujtand über Warjchau. 

27. „ (Ber. Staaten). Burnfide wird bes Obercommandos über die Rotomuc: 

armee enthoben und durch General Hoofer erjegt. 

(Griehenland). Die Nat.:Verjammlung erflärt fih nach Beendigung 
ber Wahlprüfungen für conitituirt. 

29. ,  (Breußen). Das Abg.-Haus richtet mit 255 gegen 68 Stimmen ein 
Adreffe an den König gegen das Minifterium Bismark. 

30. „ (Rom). Die päpſtl. Regierung fchreibt ein Anleben von 4 Mill. Scudi 
zu 5% und zum Gurje von 85 aus. 

3. „ (Rußland). Der Belagerungszuftand wird auch über einen Theil von 
Litthauen verhängt. 

„» » (Franfreid). Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsadrein 

mit allen gegen eine Stimme (des Prinzen Napoleon) an. 

„  (Breußen). Die 4 öftlihen Armeecorps werben in Folge des Ausbruds 

ber Infurrection in Polen zu einer Armee unter dem Dberbefeble des Gr 
neral v. Werber vereinigt. 
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. Gebr. (Preußen). Gen. v. Alvensleben und Flügeladjutant v. Rauch werden 
in bejonderer Mijjion nah St. Petersburg und Warfchau gefandt. 
(England). Zerjtörung des engliſchen Geſandtſchaftsgebäudes im Jeddo. 
(Rupland). Die geheime polnische Nationalregierung jegt für Warſchau 
ein jog. Stabtoberhaupt ein. 
„  (Griedhenland). Die proviforische Regierung legt ihre Gewalt in bie 
Hände der Nationalverfammlung nieder. 

2. „__(Ber. Staaten). Der Gongreß nimmt einen Gefegentwurf bezüglid 
Bewaffnung von Negern mit 30 gegen 54 Stimmen an, 

3. „ (Preußen). Ablebnende Antwort des Königs auf die Adrefje des Abg.Hauſes. 

4. „ Gsranfreih). Jules Favre regt in ber Adrekdebatte des gejepgebenden 
— die polniſche Frage an. Der Sprechminiſter Billault antwortet ab: 
ehnend. 

v» „ (Demtihland). Der Herzog von Coburg-Gotha lehnt die ihm angebo— 
tene griechiiche Krone ab. 

5., re Eröffnung ber Barlamentsjefiion. 

Griehenland). Die Nat.:Verfammlung befchließt, dev bisherigen pro: 
—— Regierung ihre Vollmacht mit dem Rechte der Miniſterernennung 
zu belaſſen. 

"» CGCbreußen). Das Herrenhaus erläßt einſtimmig (die liberale Minorität 
ift weggeblieben) eine Abdrejje an den König gegen bie Beſtrebungen bes 
ee, 

a ta weben). Der Verfafjungsausihuß des Neichsrathes erflärt fich für 

ben Reformoorichlag ber —— — 


De 
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7. Febr. (Ver. Staaten). Beginn ber Belagerung von Charleston durch bie 
Unionätruppen. 

& . (Rreußen). Geheime Convention mit Nußland gegen bie polnijche 
Anfurrection. 

9. „ (Defterreih). Der Landtag von Galizien wird in Folge ber polnifchen 
Wirren plötzlich vertagt und nicht wieber einberufen, 

.» - (Ber. Staaten). Die gejammte Mifjiffippiflotte ber Union liegt vor 

Vidsburg, um ed anzugreifen. 

- (Preußen) Das Abg.: Haus verwirft faſt einftimmig bas von ber Re: 

gierung eingebradhte Diätengeſetz. 

B. „ Gfranfreih). Der gejeßgebende Körper nimmt bie ihm vorgelegte Ant: 
wortsabrejje ſchließlich mit allen Stimmen gegen biejenigen ber Fin! an. 

74Oæ 23. Febr. (Rußland). Miroslawsfi trifft auf dem Kriegsoſchauplatze ein, 
wird von ben Ruſſen geichlagen und ergreift die Flucht. 

T Febt. (Preußen) Das Abg.: Haus erflärt mit 274 gegen 45 Stimmen bie 
Miniiter für gt rk Ausgaben pro 1862 mit ihrer Perfon unb 

ihrem Vermögen haftbce. 

.„ (Deutfhland). Bayern regt durch eine Gircularbepejhe an bie Zollver: 

einsftaaten bie ölterr. Anträge v. 10. Juli v. X. wieder an. 

» (Ber.:Staaten). Der Senat genchmigt den Gefeßesentwurf, ber alle 

Bürger vom 20. bis 45. Lebensjahre zum Militärdienit verpflichtet. 
N. „ (Schweiz) Großratbswahlen im Kanton Tejfin. Sieg ber liberalen Partei. 
» »- (Franfreich) fordert die englische Megierung auf, identijche Noten an 
Preußen gegen die mit Rufland abgeichlofjene Gonvention zu richten. Eng: 
land lehnt den Vorſchlag ab. 

.„ (Griedenland). Sturz ber proviforiihen Regierung, bie Nat. Ver: 

ſammlung beſchließt, jelbjt ein Minifterium zu ernennen. 

.„ (Merico). General Forey bricht endlich mit der franzöfiichen Armee gegen 

Merico auf. 

. „ (Defterreih). Der Landtag von Tyrol erflärt fih auf den Antrag bes 
Biſchofs von Briren mit 34 gegen 18 Stimmen neuerdings für Aufrecht: 
haltung ber Glaubenseinbeit. 

%. „ (Spanien). Gntlafjung -des Minifteriums O’Donnel. Bildung bes 
Gabinets Miraflores. 

® „ (Schweden). Die Regierung legt dem Reichstage ein Blaubuch bezüglich, 
der deutſch-däniſchen Streitfrage vor. 

» (Preußen). Das Abg.-Haus ſpricht fi mit 246 gegen 57 Stimmen 
gegen bie Convention mit Rußland aus. “ 

.» (Italien). Die Dep. - Kammer bewilligt das von ber Regierung zur 
Dedung bes Deficits geforderte Anlehen von 700 Mill. mit 204 gegen 
32 Stimmen. Der Senat tritt dem Beſchluſſe mit 116 gegen 5 St. bei. 


N. 


18. 
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2.März. (Donaufürſtenthümer). Die Nationalverſammlung nimmt ein von 
32 Deputirten eingebrachtes, gegen den Fürſten gerichtetes Amendement zur 
Antwortsadrefje mit 52 gegen 5 Stimmen (50 Mitglieder enthalten ſich 
ber Abjtimmung unter Abgabe einer Erflärung) an. Der Fürſt weigert ſich, 
die Adreſſe anzuhören. 

Ant. März. (Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung erflärt ſich gegen 
eine Ausdehnung der Anjurrection auf die polniihen Provinzen Oeſterreichs 
und Preußen. — Der Erzbiſchof Felinsfi und 8 andere Mitglieder des pol: 
niſchen Staatsraths fordern ihre Entlaffung. 

>» „ (Preußen) erklärt dem engliſchen Gejandten gegenüber bie Convention 
mit Rußland für einen tobten Buchitaben. 


6 „ (Türkei). Die Pforte richtet eine Note an Franfreih und England über 


bie Bebingungen, unter benen allein fie ben Bau bed Suezcanals gejtatten fünne. 


6 gain. 


7.Mörz. (Dänemark). Die Stänbeverfammlung von Holftein beſchließt, ba ber 
Landtagscommiſſar die Annahme einer Adrejie an ben König über bie Br 
ſchwerden bes Landes verweigert, fih an ben beutichen Bund zu wenben. 

10. „ (England). Vermählung bes Prinzen von Wales mit ber “Primer 
Alerandra von Dänemarf. 

10.—19. März. (Rufland). Der polniſche Infurgentenführer Langiewicz erflär 
fih zum Dictator und ernennt eine Givilregierung, wird aber von ben Rufen 
genöthigt, auf öfterreichiiches Gebiet überzutreten und von der öſterreichiſches 
Regierung internirt. 

11. März. (Donaufürftentbümer). Die Nationalverfammlung ertbeilt dem 
Minifterium ein Miftrauensvotum und erflärt, fie werbe nur einem ver: 
faffungsmäßigen Minifterium das Budget bewilligen. Fürſt Goufa erflärt 
Veen die Seſſion für geichlofien. 

13. „ (Rußland). Gin kaiſerl. Decret trennt in Yitthbauen bas Intereſſe ber 
meift nicht »polnifchen Bauern von bem bes polnischen Adels. 

16. „ (Italien). Ein f. Decret regelt das Recht bes k. Grequatur über all 
von außen fommenden kirchlichen Dispofitifhen. — 74 Biſchöpfe und Bie 
thumsverweſer proteftirten dagegen. 

„ » (Merieo). Die franz. Armee unter General Forey nimmt ihre Siellunz 
vor ben Mauern von Puebla ein und beginnt bie Belagerung. 

17. „ (Preußen). Froſtige Aubelfeier des Aufrufs „An mein Bolt,“ 

17.—19. März. (Frankreich). Rolendebatte im Senat. 

18. März. (Schweiz) Der Gr. Rath von Bern beichlieft, das neue Steuer: 
ſyſtem auch auf den Jura auszudehnen. 

19. „ (Morwegen). Der Stortbing beſchließt mit 72 gegen 35 Stimmen bie 
Einführung jährlicher Storthings. 

22. „ (Schweiz). Die neue Berfaffung wird in Bafelland in allgemeiner Ab: 
ftimmung mit einer Mehrheit von nur 287 Stimmen angenommen. 

23. „ (Griehenland). Der auferorbentliche engliihe Bevollmächtigte tbeilt 
ber Regierung mit, baß bie Mächte jich über ben Prinzen Wilhelm von 
Dänemark als zufünftigen König von Griechenland geeinigt hätten. 

25. „ (Schweben). Cine Abänderung der Erbfolge wird vom Goenititutione: 
ausſchuß ohne Discuffion verworfen. 

26. „ (Deiterreich) jpriht durch Gircularbepefche bie beftimmte Erwartung auf, 
baß bie eben in Münden eröfinete Generalconferenz ber Zollvereinsjtaaten 
feine Propofitionen vom 10. Juli v. 3. in ernfte Erwägung ziehen werbe. 

„ » (Deiterreid). Sämmtlihe auf dem Landtage von Fort nicht erichienen: 
Wälfhtyroler Tegen ihr Mandat nieder. Paffiver Widerſtand Wälfchtyrole. 

27. „ (Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung übernimmt wieber 
bie alleinige Leitung ber Anfurrection und erflärt jebe — Dictatur für 
Hochverrath. 

WB.. Sa Demonftration der Majorität bes ungarifhen Landtags 
von j 

„» „ (Dänemarf). NRefolutionen einer Xolfsverfammlung im Caſino zu 
Kopenhagen gegen jebe Gefammtjtaatsverfafjung und bagegen für Aufredt: 
haltung und Entwidelung der conjtitutionellen Gemeinfhaft Dänemarks und 
Schleswigs und für Aueleibun Holſteins. 

29. „ (Schweiz). Die neue Berfaffung von Luzern wirb vom Volfe in allge: 

meiner Abjtimmung fait einftimmig angenommen, 

2 ent Abſchluß eines Handelsvertrags mit Belgien. 

Griechenland). Prinz Wilhelm von Dänemark wird von ber Nat.: 

Berfammlung einftimmig als Georg I. zum König gewählt. 

„» „ (Rußland). General Graf Berg wird vom Kaifer zum ad latus bei 

Groffürften Statthalters von Polen ernannt. 
„ (Dänemark). Eine königl. Bekanntmachung verorbnet die Ausfcheibung 
Holfteind aus dem Gefammtjtaat nad; ben Tendenzen ber eiberbänifchen Partei. 


30. 
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34.März. (Preußen). Neue Debatte bes Abg.-Haufes über bie Haltung Preufens 
gegenüber ber polnifhen nfurrection. | 

— ,„ (Schweden) Große Aufregung in Schweden. Das Polenſchiff in 
Malmö. Meetings. Fürſt Czartoryski. Schweden wirft feine Blicke neuer: 
bings auf Finnland. 


2. April. (Griebenland). Tumult in Athen in Folge bes Beichlufjes der Nat. 
Berfammlung, ihren Mitgliedern einen Monatgehalt von 300 Drachmen 
aus zuſetzen. 

3.—5. April. (Rußland). Die Stimmung in Rußland beginnt ſich immer ent— 
fchiedener gegen bie polniihe Snfurrection zu wenden. Die Abelsverfamm: 
fung und bie Munizipalität von St. Petersburg richten Loyalitätsadrefien 
an ben Kaijer. 

4, April. (Türkei). Beſuch bes Sultans in Aegypten. 

6. „ (England). Der brittifhe Bevollmäctigte in Japan richtet an ben 
Taikun eine Art Ultimatum, 

.» » (Schweiz) Das aargauifhe Volt nimmt die vom Gr. Rathe revidirte 
Verfaſſung an. 

10. „ (England, Frankreich und Deiterreich) haben fich verftändigt und 
richten an Rußland weientlih übereinjtimmende Depefhen zu Gunften 
Polens. Die meiften Staaten zweiten und dritten Ranges unterftüßen ben 
Schritt ber drei Mächte. 

12, „ (Rußland). Um dem Schritte ber brei Mächte bie Spike abzubrecden, 
veripricht ein kaiſerl. Manifeft ben Polen eine bedingte Amneftie. Diejelbe 
bleibt vollkommen erfolglos. “ 

— „ (Dänemarf). In Dänemark wird von eimer Reihe von PVolksverfamm: 
lungen bem Kopenhagener Gajinobeichlufie vom 23. März und ber fol. Be: 
fanntmahung vom 30. März bezüglich Holfteins beigeitimmt, in Holſtein, 
fo weit es möglid, iſt, gegen bie leßtere proteftirt. 

13. „ (Deutihland). Oeſterreich und Preußen protejtiren in Kopenhagen gegen 

bie Mafregel vom 30. März bezüglich Holiftein. 

„ (Preußen) Die Regierung wird im Abg.= Haufe über bie fchleswig- 
boljteinifhe Frage interpellirt. Der Minifterpräfident erklärt, bie Negierung 
werde einen allfälligen Krieg mit oder ohne Zuſtimmung bes Haufes führen. 

22. „ (Preußen). Das Abg.:Haus genehmigt einen jelbjtändig eingebrachten 
Entwurf eines Miniftersverantwortlichkeitsgefeßes. Die Negierung lehnt ihre 
Zuftimmung ab. 

* » (Rom). Schreiben bes Papſtes an den Kaifer von Rußland zu Gunften Polens, 

„ (Deufhland). Bayern bringt in einer Denfihrift an bie Zollvereins— 
ftaaten darauf, daß Defterreih auf feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. 
wenigitens eine Antwort ertheilt werde, 

% „ (Schweiz) Der Gr. Rath von Teffin beſchließt, bie Geiftlichfeit vom 
Grziehungsweien, ben Religionsunterriht ausgenommen, ganz auszufcließen. 

26.—27. April. (Rußland). Antwort ber ruſſiſchen Regierung auf die überein: 
ftimmenden Noten Englands, Frankreichs und Dejterreiche. 

A. April. (Rupland). Die ruffiihe Regierung legt im wejentlicen die ganze 
Verwaltung bes Königreichs Polen in die Hände des Militärs und unter: 
ſtützt dasſelbe durch Organifirung einer Bauernpolizei. 

» (Sranfreich). Der gefepgebende Körper bat das ganze Bubget in vier 
Sigungen erledigt und genehmigt es fchließlich mit 240 gegen 7 Stimmen, 
29. „ (Rußland). Der Kaifer empfängt an feinem Geburtstage eine Reibe 
von Deputationen und Loyalititsadrefjen aus allen Theilen bes Reiche. 

» » (Deutfhland). Landtagswahlen in Bayern, Die weit überwiegende 
Mehrzahl der Gewählten ehrt ber großbeutfchen Partei an. 

»„ » (Deutfhland). Kirchliche Bewegung in Hannover. Lanbesverfammlung 

in Gele. Die Regierung entichließt ji, eine Vorſynode einzuberufen. 


8 Ari. 


— April. (Deutfhland). Agitation in ben Arbeitervereinen für und gegm 
Lafalle. 


1. Mai. (Frankreich). Wahlagitation in Paris. Der Moniteur erinnen 
daran, daß Verfammlungen von mehr als 20 PFerfonen für die Wahlen ge 
ſetzlich verboten ſeien. 

(Italien). Ein Antrag Paſſaglia's auf Beeidigung ber Triefter finde 
in der Dep. Kammer feinen Anklang; er zieht ihn zurüchk. 

3. „ (Schweiz) Die Neuwahlen zum Gr. Ratbe in Luzern fallen zu zme 
Drittbeilen zu Gunften ber liberalen Partei aus. 

2,—6. Mai. (Ber. Staaten). Schlacht bei Chancellorsville. Der Unione- 
general Hoofer wird geſchlagen und geht über ben Rappahannoc zurüd. Te 
Sübdbundsgeneral Stonewall Jackſon F an ben am 2. Mai erbaltenen 
Wunben. ‚ 

— Mei. (Rufland). NRüftungen in Finnland. — Der akademiſche Senat une 

ber Magiftrat von Helfingfors in Finnland verweigern wiederholt die Unter 

zeichnung von Fopalitätsabreffen an ben Kaifer. 

(Ktalien). Die Dep.» Kammer geht in geheimer Sitzung über ben von ber 
Parlamentscommiffion zu Unterfuhüng bes Brigantaggio erftatteten Berich 
zur Tagesordnung über. 

(Preußen) Beginn der Militärbebatte im Abg. = Haufe. 

(Franfreih). Schluß ber Selfion bes gejepgebenden Körpers. Gin 
kaiferl, Decret verfügt deifen Auflöfung und ordnet die Neuwahlen auf ben 
31. Mai an. 

(Deutihland). Die IL. Kammer von Heffen: Darmftadt erflärt die von 
ber Regierung mit dem Biſchof von Mainz abgeichlojiene Konvention vem 
23. Aug. 1854 für rechtsungültig. 

(England). Graf Rufjell erklärt im Oberhaufe, daß die Regierung mict 
gewillt fei, das Schwert zu Gunjten Polens zu ziehen, jondern ſich au 
die biplomatifche Intervention beichränfen werbe. 

(Dänemarf). Der (Rumpf:) Reihsratb beichließt eine Adreife an ben 
König, um die Megierung zu weiteren Schritten auf ber betretenen Bahn 
nun aud bezüglich Schleswigs zu treiben. 

—— Rundſchreiben Perſigny's an die Präfecten bezüglich der 

en. 

10. „ (Rußland). Ausbruch ber Inſurrection auch in Kiew, Volhynien, 
Podolien und der Ufraine, 

11. „ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt die Aufforderung Franlk— 

reihs, fih an ben Schritten der europäifhen Mächte zu Gunften Rolene 

zu beteiligen, ab. 

(Schweiz). Der Bunbesrath lehnt die engliiche Aufforderung zur Unter: 
ſtützung ber biplomatiichen Intervention für Polen mit Rüdfiht auf bie 
Neutralität der Schweiz ab. 

„ (Preußen). Gonfliet zwiſchen dem Kriegsminifter urfb dem Vicepräftdenten 
bes aa ak 

12. „ (England). Lord Palmerfton erflärt im Unterhaufe, daß die Stabt 

Rom zur Reit von einer franzöfiihen Garnifon regiert werde, bak bie 

Autorität bes Papftes null und berfelbe nur eine Ruppe in der Hand ber 

Franzoſen fei, die daher für-alles verantwortlich wären, was dort gejchebe. 

Rom). Ein Rundihreiben ber Poenitenziaria Apostolica befiehlt ben 

ital. Bilhöfen, ihre Geiftlihen anzuweifen, das Tedeum am 6. Juni, dem 

Jahresfeſte ber ital. Einheit, nicht zu fingen. 

» „ (Rranfreih) Ummälzung in Mabagasfar. Der Häuptling Rabama IL 

wird getöbtet und feine Wittwe zur Königin ausgerufen, Die Franzoſen 
ziehen ſich zurüd, 
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Mai. (PBreufen) Das Minifterium verlangt vom Abg.: Haufe bie Zuſtim— 
mung zu dem Verlangen bes Kriegsminifter® und erflärt, bis babin ben 
Sigungen bes Haufes nicht beizuwohnen. 

- (Dänemoarf) Das Miniiterium fegt es buch, daß in ber Adreſſe bes 
(Rumpf-) Reichsrathes mit 25 gegen 20 Stimmen bie Stelle bezüglich 
Schleswig geftrihen wird. 

a . CBreufen) Das Abg.: Haus lehnt das Begehren bed Minifteriums mit 
295 gegen 20 Stimmen ab und bejchließt mit 167 gegen 138 Stimmen bie 
Minifter zum Erſcheinen im Haufe ausdrüdlih aufzuforbern. 

; +» (GRuflanb) General Murawiew wirb zum Gouverneur von Wilna 
ernannt, um die Inſurrection in Litthauen mit allen Mitteln der Strenge 
zu unterbrüden. 

. „ (Sriecdhenland) Erfte Gonferenz ber drei Schugmädte zu London: 
ber griechifche Thron wird für erledigt erflärt. 

. „ (Merico. General Ortega übergibt nach zweimonatlicher heldenmüthiger 
Vertheidigung wegen Mangel an Lebensmitteln Puebla den Franzoſen. 

%. „ C#Rreufen) Das Minijterium beharrt auf feinem Begehren, das Abg.: 
Haus auf feiner Ablehnung besjelben. 

d) - Ber. Staaten). General Grant ſchließt Vickburg ein und beginnt bie 
förmliche Belagerung. 

, „ (CGSriedenland). Kine revolutionäre Bewegung in Athen wird von ber 
Rationalgarde unterdrüdt. 

# - (CBreußen) Das Herrenhaus fpricht fih für das PVerbalten ber Re: 
gierung in ber polnijchen Frage aus und für bie Abjichten ber Megierung 
bei den Stellvertretungsfoften der ins Abg.: Haus gewählten Beamteten. 

& „ (Preußen). Der König tritt durch ein von ſämmtlichen Miniftern gegen: 
gezeichnnetes Schreiben an das Nbg.: Haus für das Begehren der Minifter 
in dem Gonilict berjelben mit dem Haufe ein. 

“ - (Merico). Gonfiscationsdecret Forey's gegen bie ben Franzojen feinb: 
lichen Mericaner. 

— „ Granfreid). Perſigny weist ben Präfecten von Paris an, bie Can: 
didatur des Hrn. Thiers mit allen Mitteln zu befümpfen. 

2. „ (Preußen) Das Nbg.: Haus richtet mit 239 gegen 61 Stimmen eine 
neue Adrefie gegen dad Minifterium an den Konig. 

- (Preußen). Der König lehnt das Begehren bes Abg.: Haufes wiederum 
ab und fließt den —— 

— (Aſien). Eroberung der Stadt Herat durch Doſt Mohammed, ber drei 
Tage nachher ſtirbt. 

BR 6GFrankreich). Perſigny erläßt noch unmittelbar vor den Wahlen an 
fämmtlihe Präfecten ein Manifeit gegen die alten Parteien. 

- - (Brafilien). Der brajilianijche Gejandte in England fordert und er: 

bält jeine Päſſe. 

29. „ Ver. Staaten). Die Armee des Sübbundes unter Lee geht über ben 

Rappahannoc und ergreift ihrerjeits die Dfjenfive. Einfall in Pennſylvanien 
und Marplanb. 

- +. (Spanien). Die über die Proteftanten Matamoras ıc. in Granada und 
Malaga verhängte Gefängnißftrafe wird von der Königin in Verbannung 
umgewanbelt. 

| „ (Italien). Beröffentlihung bes Gefeßentwurfs ber Brigantaggio : Com: 
mijjion. 
| - .- (Merico). Auarez räumt Merico und verlegt ben Megierungsjig nad) 
©. Luis Potofi. 
— GOtalien). Neues Manifeit des Prätendenten Murat, 
4. Juni. (Franfreih). Allgemeine Wahlen zum gefeßgebenden Körper, Totale 
Niederlage der Negierung in Paris. Thiers ift unter ben Gewählten. 


10 Zuni. 


1. Iumi. sereafen) Eine Ordonnanz der Megierung befeitigt bie Fteite 
er Preſſe. 

„ (Rußland). Die geheime polnifhe Nationalregierung erläht dur 
Decret ein Strafgefep in Sachen ber politifhen Verbrechen und organiiı 
geheime Revolutionstribunale. 

”»  "  (Merico). Pronuntiamento ber Stabt Merico. Die Sicherheit dr 
Stadt wird den Fremden übertragen, General Salas zum Givil- und W 

litärchef ernannt. 

3. u (Rom). Prozeß Venanzi-Fauſti. 

4. „ (Holland). Das Golonialbudget bes neuen Golonialminifter Frani 
van der Putte wird von ber II. Kammer mit 43 gegen 25 St. gemehmis 
bon ber I. Kammer mit 22 gegen 16 Stimmen. Die Reform ber Eolenid 
verwaltung ift damit gefichert. 

I. ,  (Griedenland). Die Schukmächte feßen in einer dritten Gonferen; ; 
London die Bedingungen feft, unter benen Prinz Wilhelm v. Dänemart ı 
König von Griechenland anerfannt werden fol. 

6. „ (Preußen). Die Stadtverordnieten von Berlin und einer Reihe anden 
Stäbte wollen gegen bie Prefordonnan; vom 1. Juni remonftriren. D 
Regierung verbietet ihnen die Berathung von politiichen Angelegenheiten u 
ordnet bie jtrengiten Mafregeln dagegen an. Die Stabtverorbneten und Di 
giftrate fügen fih. — Der Kronprinz fpricht fih in Danzig unumwunde 
gegen bie jüngjten Mafnahmen ber Regierung aus. 

„» » _ (Griedenland). Prinz Wilhelm von Dänemark nimmt bie griedifd 

Krone an. | 

». Rorwegen). Bericht des Ausſchuſſes des Stortbins über das aud di 
fem von ber Regierung vorgelegte Blaubuch bezüglich der beutjch-däniikt 
Streitfrage. 

7. » . (Italien). Feier des PVerfaffungsfeftese. Der niebere Klerus bält ı 
einer Reihe von Städten des Tebeum ab. Cine Anzahl Pfarrer wird dal 
von ihren Biſchöfen a divinis ſuſpendirt. 

» (Belgien). Grneuerung ber Hälfte beider Kammern. Die liber 
Partei gewinnt einige Stimmen im Senat, verliert dagegen einige in d 
Repräfentantentammer, fo daß ihre Majorität in diefer nur noch 61 geil 
59, in jenem 32 gegen 26 St. beträgt. 

10. „ (Merico). Einzug Forey's in Mexico. E 
12/13. Juni. (Rußland). Der Erzbiſchof Felinsfi von Warfhau wird nad © 
Petersburg befchieben und auf ein Faiferlihes Schloß internirt. 

15. Juni. (Frankreich). Die Nachwahlen zum gefeggebenden Körper fallen it 
aller Anftrengungen ber Regierung überwiegend zu Gunften der Oppofition au 

— ,, Rußland). Der neue Generalgouverneur Murawiew ergreift in Pit 
bauen die Außerften Mittel, um bie Inſurrektion zu unterbrüden, indem ı 
einen wahren Vertilgungsfrieg gegen ben polniſchen Abel der ihm unters 
benen Gouvernements beginnt. 

16. „ (Merico). Gen. Forey beruft eine Notabelnverfammlung zur Entide 
bung über die Regierungsform. i 

„ » (England). Die japaniſche Negierung bat die von England für de 
Mord Richardſons geforderte Entihädigung bezahlt, verweigert dagegen di 
Auslieferung ber Mörder. 

17/18. Juni (England, Frankreich und Defterreich) haben fih nad dem Bot 
Ichlage Oefterreichs über ſechs beſtimmt formulirte Forderungen an Rußlan 
zu Gunſten Polens verſtändigt, als Baſis von Unterhandlungen auf em 
Conferenz der 8 Mächte, welche ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben un 
legen dieſelben wiederum in wefentlich gleichlautenden Noten Rußland 1 
England und Frankreich fordern überdieß einen Waffenftillftand währen? dt 
Unterhandlungen. 

18. , ODeſterreich). Eröffnung bes Neichsrathe. 
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& dumi. (Deutihlandb). Bayern Iegt denjenigen Regierungen, welche mit ihm 
ben franz.=preuß. Hanbelövertrag verworfen haben, eine Punctation zu vor: 

) Iäufiger Wereinbarung für bie Zufunft vor. 

) « (Holland). Die U. Kammer verwirft mit 33 gegen 17 Stimmen ben 
Hanbelsvertrag mit ber Schweiz wegen ber in mehreren Kantonen noch ge: 

. seglichen illiberalen Beftimmungen bezüglich ber Juden. 

. . CItalien). Die Dep.Kammer ertheilt nad einer mehrftündigen Debatte 
über bie auswärtigen Angelegenheiten bem Minifterium mit 202 gegen 
2 St. ein VVertrauensvotum. 


& „.  CBelgien). König Leopold entſcheidet als Schiebsrichter in ber engliſch— 

brafilifchen Differenz zu Gunſten Brafiliene. 

L > (RErico) Es wird eine Regierungsjunta eingefeßt: Almonte, Erzbifchof 
Fabaftiba und General Salas. 

5 ; (Deutihland). Gröffnung des bayriſchen Landtags. Thronrede bes 

v Königs. 

B (Franfreid). Mobification bes Minifteriums. Perfigny wird fallen 

’ gelaſſen. Das AInftitut befonderer Sprechminifter wird im wejentlichen auf: 

{ eben. 

> Jimi. (Schweiz) Der Gr. Rath v. Aargau beſchließt die Cinführung bes 

FF Boltsveto und votirt mit 80 gegen 60 St. ein Gefek, das ben Marg. Juden 

? bie bürgerlichen Rechte verſchließt. 

& „ (Sriehenland). Die drei Schutzmächte erflären die Vereinigung der 

b SZonifchen Infeln mit Griehenland. _ 

0 (Ber. Staaten). Gen. Hoofer wirb von ber Unionsregierung abberufen. 

. und ®en. Meade zum Obercommandanten ber Potomacarmee ernannt, 

% (Dänemarf). Erbprinz Ferdinand, ber Obeim bes Königs, T. 

3 (Sriehenland). Verfud einer Militärrevolution in Athen. Die Ge: 


fandten ber Schutzmächte erzwingen einen Waffenftillftand. Engliſche Marine: 
truppen befeten bas Banfgebäube und bleiben bafelbit. 

- (Schweiz) Der päpftl. Nuntius vemonftrirt neuerdings gegen bie Ueber: 
eintunft mit Italien bezüglich ber Tefliner Bisthumsgüter. Der Bunbes: 
ratb bält es nicht für nothwendig, barauf auch nur zu antworten. — Der 
Bunbesratb ladet die Regierung von Aargau ein, über ben Beſchluß bes 
&r. Rathes in ber Judenfrage Bericht zu erjtatten. 


— 3. Zuli. (Ber. Staaten). Schlacht von Gettysburg. Tie Armee des Süb- 
Bundes wird geichlagen und muß fich wieber zurüdziehen. 

8. Quli. (Schweiz) Die juraffiihen Mitgl. des Gr. Rathes von Bern be: 

2 ichließen, an ben Verhandlungen feinen Antheil mehr zu nehmen, bis bie 

* Bunbesbebhörben ben nad ihrer Anſicht verfaffungswidrigen Beihluß eines 
Steuergejeges für den ganzen Kanton aufgehoben haben würben. 

— „ (Ber Staaten) Vicksburg ergibt fich den Unionstruppen unter Ge: 
neral Grant. 

- - (Deutfdland). Antwortsabreffe der bayriſchen Abgeorbnnetenfammer 
auf die Thronrebe bes Königs. 

7- (Rußland). .Der Markgraf Wielopolski erhält einen Urlaub ins Aus: 
land unb General Berg ftatt feiner den Vorſitz im polniſchen Staatsrathe 
bei Verhinderung des Großfürſten Statthalters. 

SS. .„ (Rußland) Kaiferl. Ukas betreffend Emancipation ber faijerl. Apanage: 
> unb Domänenbauern. 
®. „ (Deutihlandb). Die Bundesverfammlung beſchließt, Dänemark aufzu: 
forbern, die Bekanntmachung dv. 30. März binnen 6 Wochen außer Wirk: 
famfeit zu ſetzen. 
- „ (Ber. Staaten). Port Hubfon ergibt fih den Unionstruppen unter 
Een. Banks. 


11- „ (Italien) Die Regierung läßt in Genua an Borb bes franzöfifchen 
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Poſtſchifſes Aunis fünf neapolitanifche Banditen mit Zuſtimmung des fr 
Conſuls auf ihrem Wege nad Marfeille verbaften. 

11. Juli. (Merico). Die Notabelnverfammlung beſchließt die Einführung ası 
abfoluten Monarchie und überträgt die Krone dem Erzherzog Marimilia 
bon Dejterreich. 

„ „  (Deutfhland). Die Landtagswahlen in Hannover fallen fat zur Hall 
zu Gunſten ber Fortichrittspartei aus, 

12. „ (Rußland). In Folge der Gefangenhaltung bes Erzbiichois von Wa 
hau in Rußland wird in Warjchau eine allgemeine Kirchentrauer angeordai 

„ (Schweiz). Gröffnung bes eidg. Schükenfeites in La Chaux-de-Fond 
Dafjelbe gejtaltet ſich gewiſſermaßen zum internationalen, 

13. „ (Rufland) antwortet auf den zweiten Schritt der drei Mächte zu Cu 
ften Polens entfchieden ablebnend und verfucht zugleich, Dejterreich ven b 
Weſtmächten zu trennen. 

15. „ (Ber. Staaten). Der Röbel von Newyork mwiberfegt fich der Gonici 
tion, bie nicht durchgeführt werden kann. 

16. „ (Defterreid). Gröffnung bes Landtags von Siebenbürgen in x 
mannitabt. 

17. „ (Deutjdland). Die Generalconferenz der Zollvereinsitaaten in Mu 
hen wird geichloffen, obne daß Dejterreih auf jeine Propofitionen v. 10. M 
v. J. geantwortet worden wäre. 

.. (Dänemarf). Gröffnung ber Ständeverfammlung von Schleswig. I 
f. Gommifjär verweigert ibr das Recht, die Wahlen zu prüfen. Die deut 
Majorität legt daher ihr Mandat nieder. Die Regierung ruft die Stelw 
treter ein und ba dieſe nicht erjcheinen, fo muR jie die Ständeverfammlu 
für gejchloffen erklären. Der Landtagsabichied lehnt alle weientlichen Beaebu 
ber legten Diäten, namentlich bie Aufhebung des Spradirejcriptes, ab. 

„» " (Donaufürftentbümer). Gin polnifches Freicorps wird von N 
rumänifchen Truppen verhindert, die ruſſiſche Gränze zu überjchreiten ur 
entwaffnet. 

18/19. Juli. (Preußen). Abgeordnetenfeſt in Köln. 

19. Juli. (Schweiz). Botſchaft des Bundesratbs an die Bundesverfammlung d 
zügli ber Aarg. Judenfrage. 

„ » (Deiterreih) weit ben Verſuch Ruflande, es von den Weftmächten | 
trennen, von ber Hand. 

20. „ (Schweiz). Abgeordnete von 36 beutichen Arbeitervereinen in ber Schwe 
erflären ſich in Zürich einjtimmig gegen Pafalle und für Schulge-Delikie. 

22, „ (Defterreid). Die magyariihen Mitglieder bes Landtags von Siebe 
bürgen legen ihr Mandat nieder. 

—4 Mexico). Manifeſt des permanenten Auſchuſſes des mericaniſche 
Congreſſes gegen die Franzoſen. 

23. „ (Italien). In Folge Reclamation ber franz. Regierung werden ih 
bie in Genua verhafteten neapolit. Banditen wieder ausgeliefert. 

238. „ (England). Schluß der Barlamentsfefjion. 

„» „. (Schweiz). Der Nat.:Rath beauftragt den Bundesrath, vom Kanicı 
Aargau bie politiihe und bürgerliche Gleichitellung ‚der Juden zu erwirken 
Der Ständerath tritt dem Beſchluß mit 28 gegen 10 St. bei. 

3l. „ (Rußland). Die Bauernemancipation wird in Rufland als im ibren 
eriten Stadium durchgeführt betrachtet. 


1. Aug. (Italien). Die Dep.-Kammer bricht bie Berathung des jog. Brigan 
taggiogejepes ab und nimmt den vom Abg. Pica geitellten Antrag eines vor 
läufigen Geſetzes darüber an. 

2. „ _ (Deutfhland). Der Kaijer von Defterreich bejucht den König von 
Preußen in Gaftein und ladet ihn zu einem Gongrefje jämmtlicher Fürſter 
Deutſchlands nah Frankfurt ein. 
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&t1. 12. Aug. (England, Franfreih und Defterreich) richten zum 
drittenmal weſenilich identiſche Depeihen an Rußland, in bemen fie diejes 

» für bie folgen jeiner Politik gegenüber Polen verantwortlich erklären. 

Aug (Deutjchland). Der König von Preußen lehnt die Einladung Dejter: 
reihs zu einem deutſchen Fürjtentage ab. 

& „ (Englanb). Der Lord Obercommifjär ber Joniſchen Inſeln verfügt bie 
Auflöjung des Joniſchen Parlaments und orbnet Neuwahlen an, um ber 

) Bereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuftimmen. 

Kanu. (Rupland) Ein kaiſ. Ufas verordnet für bie Ukraine bezüglich ber 

d Gmancipation der Bauern von ihren (polniihen) Gutsherren weſentlich bie: 
jelben Maßnahmen wie in Fitthauen. 

16. Aug. (England). Die japanifhe Stadt Kagojima, dem Fürften 

' Satfuma gehörig, wird von ber engliihen Gscabre bombarbirt und in 
Trümmern gelegt. 

JAug. (Deutjchland). Eröffnung des deutſchen Fürftentages in Frankfurt. 

Deſterreich legt demjelben ben Entwurf einer Reformacte des deutſchen Bundes 
vor. Die Füriten nehmen fie als Grundlage ihrer Berathungen an und 
beichliegen, den König von Preußen buch ein Gollectivjchreiben nochmals 

»® zur Theilnahme einzuladen. 

 „ GFranfreid). Der Moniteur desavonirt nad langem Zögern bas Seque⸗ 
Hrationsbecret des Generald Forey in Merico. . 

k „ er. Staaten). Durdrührung ber Gonjcription in Newyork unter 

denm Schuke einer ftarfen Militärmäacht. 

j (Deutjchland). Herzog Aler. Karl von Anhalt: Bernburg . Mit ihm 

erliſcht die bernburgifche Linie und fält das Land an Anhalt » Defjau. 

k (Deutjichland). Der König von Preußen lehnt auch die Gollectiv: 
einladung des Fürftentages zur TIheilnahme an feinen Berathungen ab. 

k. (Deutichland). Verſammlung bes beutihen Abgeorbnetentages in Frank: 

®_ furt. Beſchlüſſe über den öſterr. Entwurf einer Reformacte bes beutjchen 

Bundes und bezüglich der jchleswig = holitein’ichen Frage. 

‘ » (Italien). Die Regierung publicirt das Geſetz gegen das Brigantens 
unweſen und erflärt zugleich 11 neapolit. ‘Provinzen für gefährdet, aljo ben 
Ausnabmebejtimmungen dieſes Geſetzes unterliegend. 

& „ (Ber. Staaten). Die Unionstruppen ‚vor Charleston zerjtören nad) 
Ttägigem Bombardement Fort Sumter. 

h „ (Dänemarf) weigert ſich, ber Aufforderung bes beutichen Bundes, bie 
tal. Befanntmahung vom 30. März bez. Holitein außer Wirkſamkeit zu 
zu jegen, nachzukommen. 

. „ (Schweiz) Der Gr. Rath von Aargau ertheilt ben Juden mit 89 gegen 
64 Stimmen alle politiihen und bürgerlichen Rechte gemäß dem Beſchluſſe 
der Bundesverfammlung. 

. „ (Schweben). Der Minifter bed Auswärtigen Graf Manderftröm unter: 
banbdelt in Kopenhagen über eine Allianz mit Dänemarf, verläßt aber 
Kopenbagen wieder, ohne daß ein Vertrag unterzeichnet worden wäre. 

m (Spanien). Negeraufitand auf St. Domingo. 


” 


I. Sept. (Deutihland). Der Fürftentag in Frankfurt jchließt feine Berathungen 
über eine Reformacte des beutjhen Bundes. Die Mebrzabl der Fürſten 
richtet wieder eine Ginladung an ben König von Preußen, ihrem Werfe 
beizutreten. 

3. „ (Breußen). Auflöfung des Abg.: Haufes und Anordnung von Neuwahlen. 

ini. Sept. (Ber. Staaten). Cine Grpedition der Union geht von Neworleans 
nad Teras ab. 

7. Sept. (Rußland) beantwortet den britten Schritt der drei Mächte zu Guniten 
Polens mit der Erklärung, die Diseuffion nicht weiter fortfegen zu wollen, 
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9. Sept. (Ber. Staaten). Die Unionstruppen unter General Rofenfrang bei 
Ehattanooga in Tenejiee. 

12. „ (Stalien). Die an Frankreich ausgelieferten fünf Briganten werben 
biefem ben ital. Behörden wieber überantwortet. 

15. „ (Deutfhland). Bericht bes preuß. Gefammtminifteriums an den K 
über das Reſultat bes Frankfurter Fürſtentages. 

16. „ (Schweiz). Der Gr. Rath von Genf beſchließt einen Zabel gegen 
Regierung wegen ihrer Duldung der Fazy'ſchen Spielhölle. Die Regie 
fließt darauf die Sigungen des Gr, Rathes. 

18. „ (Rußland). Gröffnung des finnischen Landtags. Thronrede des Kai 

19.—20. Sept. (Ber, Staaten). Der Unionsgeneral in Teneſſee Rojentr 
verliert eine zweitägige Schlacht gegen ben Sübbundögeneral Braga 
muß fih auf Ghattanooga zurüdziehen. 

22. „ (Deutihlanb). Der König von Preußen lehnt den Beitritt zu ber 
beutichen Fürftentage vereinbarten Rejormacte bes deutſchen Bundes ab. 

„ r (Breußen). Die Regierung legt im Verwaltungswege ben im X 
Haufe figenden Beamten die Koften ihrer Stellvertretung auf. 

24. „ (Preußen). Die Regierung weist bie Regierungspräfidbenten mit R 
jiht auf die bevorjtehenden Wahlen an, ber Oppofition ber Beamteten ge 
bie Regierung gründlich und nachhaltig entgegen zu treten. 

2. „ (Rußland). Großfürft Eonftantin verläßt Warfhau, um nicht wis 
babin zurüdzufehren. 

28. „ (Dänemarf). Die Regierung legt bem (Rumpf-) Reichsrath ben E 
wurf einer neuen Verfaſſung für Dänemarf: Schleswig vor. 

29. „ (England) verjudt ed, der vom deutjchen Bunde gegen Dänemarl ı 
geleiteten Erecution in Holſtein entgegen zu treten und bie Frage ei 
internationalen Vermittlung zu unterziehen. Der beutihe Bund lehnt 
Zumutbung ab. 

— , (Rom) Auf die Nachricht, daB der päpftl. Conſul in Neapel we 
Unterftügung bes Brigantenunwejens von ber ital. Regierung jeine P 
erhalten babe, ſendet bie päpſtl. Regierung aud dem ital. Conſul in Rı 
Baron Tecco, bie feinigen zu. 


4. Det. (Deutfhland). Die Bundesverſammlung beichließt bie Erecution ge 
Dänemark bezüglich Holſteins. 

» _ » (Ztalien). Die von ben Briganti heimgefuchten neapol. Provinzen wer! 
in zwei militäriiche Bezirke abgetheilt und den Generalen Pallavicino u 
Franzini unterjtellt. 

„ » (Merico), Marſchall Forey übergibt feine Vollmachten dem Gene 
Bazaine und fehrt nach Europa zurüd. 

„ » (Ber. Staaten). Der biplomatifche Agent bes Sübbundes Maſon vi 

läßt England. 

„ (Italien). Große Militärreviie des Königs im Lager von Somma. 

(Merico). Antwort des Erzh. Mar an bie mericaniſche Deputation, d 
ihm in Miramare die mericanifhe Krone anbietet. 

5. „ (England). » Das Parlament ber Joniſchen Inſeln nimmt die da 
einigung mit Griechenland an, verwirft dagegen bie von England bara 
gefmüpften Bedingungen, namentlih bie Scleifung ber Feſtungswerle w 
Eorfu, und wird beshalb vom Lord Obercommifjär auf 6 Monate vertagt. 

6. „ (Deutfhland). Gonferenzen von Bevollmächtigten derjenigen Zolivereind 
— welche dem franz.=preuß. Handelsvertrag abgelehnt haben, Äi 

nen. 

» " (Schweden). Der verftärkte Staatsausſchuß befchließt ein Staatsanlehe 
von 35 Mill. Thlr. für die Staatseifenbahnen. 

8 „ (Ber. Staaten). Der General bes Sübbunds Pee macht einen erfor 
loſen Verſuch, der Potamacarmee der Union in ben Rüden zu kommen. 
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dt. (Defterreid). Der Landtag von Siebenbürgen beichließt, ben Reiche: 
ratb zu beſchicken und nimmt fofort die Wahlen in benfelben vor. 

.„ GFranfreid) Der Staatsminijter Billault }. 

— (Englanb) ridtet eine zweite Depeiche an ben beutihen Bund, um einer 
Erecution in Holftein entgegen zu wirken. 

-»  (Deutihland). General:Berfammlung des Nationalvereind in Leipzig. 
Diefelbe erflärt fi einftimmig gegen bie Reformacte bes — 
für die Reichsverfaſſung und die Herſtellung eines wahren Bunbesftaats. 

. GSriechenlanb) Die Nationalverfammlung erflärt bie Mitglieber des 
legten Weinijteriums des Königs Otto auf 10 Jahre aller politifchen Ehren: 
rechte für verluitig. 

.- (Ber. Staaten). Der Präfident Lincoln ruft 300,000 Freiwillige unter 
bie Waffen. 

.» (Deutfidland). er bes Jahrestags ber Völkerſchlacht bei Leipzig. 

« (Franfreid). Beſuch der Kaijerin der Franzoſen am Hofe von Mabrib. 

(Sr anfreid) Der Staatsrathspräfident Rouher wird an Billault’s 
Stelle zum Staatsminifter ernannt. 

-„  (Deiterreid). Die Abgeordneten Siebenbürgens treten in ben Reiche: 
rath ein. Derfelbe ijt damit verfafjungsmäßig als weiterer conftituirt. 

-„ (England) richtet in der polniſchen Frage noch eine legte er an 
Rußland. Tranfreih und Oeſterreich laſſen die Frage ohne einen jolchen 
Schritt fallen. 

»„ (England) ridtet eine dritte Depejche an ben deutſchen Bund gegen eine 
Grecution in Holitein. 

- (Deutjihland). Cine von Defterreih berufene Minifterconferenz in 
Nürnberg beräth über die an Preußen zu ertheilende Antwort auf feine Ab: 
lehnung, der Reformacte des Fürſtencongreſſes beizutreten. 

»  (Donaufürjtentdümer). Fürft Couza entläßt das bisherige Mini: 
jterium und bildet ein neues. 

" (Schweiz). Nationalratbswahlen. In Genf fiegt bie rabicale Wahl: 
fifte mit Fazy. 

n (Belgien). Die dreijährige Hälfte-Crneuerung ber Gemeinberäthe ergibt 
ein entſchiedenes Uebergewicht der liberalen Bartei. R 

„ CPreußen). Allgemeine Landtagswahlen. Trog aller Anftrengungen 
bringt die Regierungspartei nur 37 ihrer Candidaten durch. 

»  (Deutidland). General:Berfammlung bes Reformvereins in Frankfurt. 
Dertelbe erflärt ſich einjtimmig für die Reformacte bes ——— 

Echweiz). Die Fazy'ſche Spielhölle wird endlich halb freiwillig geſchloſſen. 

” (Deutihlanbd). Antwort Defterreichs auf die Weigerung Preußens, ber 
Meformacte bes Fürftencongrefjes beizutreten. 

(Rußland). Der Großfürft Eonftantin wird feiner Stelle als Statt: 
halter von Polen förmlich enthoben, General Berg tritt volljtändig an feine 
Stelle, um bie Inſurrection auch in Congreßpolen burd alle Mittel zu 
unterdrüden. 

„  (Griedhenland). Der neue König Georg trifft in Athen ein und ftellt 
Bulgaris an die Spige ſeines Miniſteriums. 


. Ren. (Frankreich). Eröffnung ber Kammern. Die Thronrebe bes Kaijers 
erflärt, daß die Wiener Verträge aufgehört haben zu erijtiren und jchlägt 
einen allgemeinen Congreß ſaͤmmtlicher Souveräne Europas vor, um bie 
ſchwebenden Fragen zu löjen und eine neue Ordnung ber Dinge in Europa 
zu begründen. „Zwei Wege ſtehen offen. Der eine führt zum sFortichritt 
burch bie Berfühnung und den Frieden, ber andere, früher ober ſpäter, ja 
jogar auf verhängnigvolle Weife zum Kriege.” An bemjelben Tage gehen bie 
Einladungen zum Gongreß an ſämmtliche Souveräne Europas ab. 

-» » (Beutihland). Eröffnung ber Eonferenz von Bevollmächtigten ſämmt⸗ 
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licher Zollvereinsftaaten in Berlin behufs Verhandlungen über Erneuerung 
ber Zollvereinsverträge. 

6. „ (Deiterreih). Der Reichsrath bewilligt 20 Mill. G. für finderuma 
bes Nothitandes in Ungarn. 

8 „ er. Staaten). Gen. Meabe gebt mit ber Potomacarmee über ben 
Rappahannoc und macht einen erfolglojen Verfuch, die Armee des Sübbunbe 
unter Gen. Lee anzugreifen. 

9. „ (Preußen). Gröffnung des Landtags. Thronrede des Könige, 

11. „ (Stalien). Kurzer Belud des Königs in Neapel. Flottenredue. 

13. „ (Dänemarf). Der (Rumpf:) Reihsrath nimmt mit 41 gegen 16 Stim- 
men die neue PVerfajjung für Dünemarf-Schleswig an, die jchon mit dem 
1. Januar 1864 in Kraft treten fol. 

14. „ (England). Das Protofoll, durch welches England der Schirmberriäeit 
über die Joniſchen Inſeln entjagt und bdiejelben an Griechenland abtritt, wird 
von ben Vertretern jämmtlicher fünf Großmädte in London unterzeichnet. 

15. „ (Dänemarf). König Friedrich VII. 4. 

(Schweiz). Staatsrathswahlen in Genf. Die radicale Wabllifte feat 

aber Fazy jelbjt bleibt in ber Minderheit. 

„ (Donaufürjtentbümer). Wiedereröffnung der Nationalverjammlumı 

„ (Dänemarf). Geſtützt auf das Lonboner Protofoll wird ber Prim 

Ehriftian von Glüdsburg in Kopenhagen als Chrijtian IX. zum König für 

die bisherige däniſche Geſammtmonarchie, mit Einfluß der deutſchen Herzog 

thümer Scleswig-Holftein und Lauenburg, ausgerufen und beichmwört die 

Verfaſſung. 

(Deutſchland). Der Erbprinz Friedrich von Auguſtenburg erklärt af 
Grund ber legitimen Erbrechte der Elbherzogthümer durch Proclamation fernen 
Regierungsantritt ald Herzog Friedrih VIII. von Schleswig-Holftein. 

" Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Burnfide wird in Teneſſee ge 
Ihlagen und zieht ih auf Knorville zurück. Der ſüdbündiſche General Long 
ſtreet jchließt die Stadt ein. 

18. „ (Dänemark). Der neue König fügt ſich der drohenden Stimmung in 

Kopenhagen und unterzeichnet die neue Berfaflung für Dänemark-Schleswig 

18/19. Nov. (Preußen). Das Herrenhaus ertheilt der Preßordonnanz dv. 1. Jumi 
mit 77 gegen 8 Stimmen feine Genehmigung; das Abg.-Haus erflärt fie mil 
269 gegen 46 Stimmen für verfafjungswibrig. 

19. Nov. (Preußen). Loyalititsadrefje bes Herrenhaufes an ben König. 

»  (Dänemarf). König Chrijtian IX. verlangt in Schleswig und Hol 
ftein bie Leiftung bed Homagialeides binnen 3 Tagen. Diejelbe wird in Hol: 
ftein von ber Mehrzahl der Beamten, in Schleswig wenigftens theilweiſe 
verweigert. 

» »  (Deutihland). 24 holſteiniſche Ständemitglieder befchließen eine Ein: 
gabe an den beutjchen Bund für Wahrung der Landesrechte. — Der Herzog 
von Goburg:Gotha anerkennt den Herzog Friedrich als Herzog von Schleswig: 
Holftein. Herzog Friedrih nimmt feinen Wohnfig in Gotha und bildet cin 
Minifterium. 

21. „ (Breußen). Die Regierung hebt in folge bes Beſchluſſes des Abe. 
Haujes bie Preßordonnanz vom 1. Juni wieder auf. 

2. „ (Deutihland). Eine gewaltige Bewegung für endliche Befreiung da 
deutjchen Herzogthümer vom bänijchen Joche dur volljtändige Trennung ber: 
jelben von Dänemarf auf Grund bes legitimen Erbrechts des Hertjoge 

riebrih im Gegenjage gegen bie Beitimmungen bes Londoner Proto 
olld ergreift ganz Deutſchland. Zahlreiche Berfammlungen in ale 
beutfhen Staaten fangen an ſich immer entfchievener und energifcher dafür 
auszusprechen. 

24. „ (Deutihlandb). Die wieder zujammentretenden Kammern von BWürt: 
t erilaͤren ſich jofort einftimmig für Wahrung ber Rechte der beuticen 
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f Herzogtbümer gegenüber Dänemark. Dasjelbe gefhieht von ben Landtagen 
von Sachſen, Baden, Hellen-Darnıjtadt und mehrerer kleiner Staaten. 
HR. (Deutjihland). Neue Verjammlung von Mitgliedern und Stellvertre: 

tern der boljteinijhen Ständeverfjammlung in Hamburg. Diejelbe erflärt ſich 

— für die Kieler Eingabe vom 19. Nov. 

. (England) lehnt den vom Kaifer der Franzofen vorgefchlagenen Gongrek 

jämmtlicher Souveräne Europa’s definitiv ab, 

(Deutihland). Landtagswahlen in Naffau. Niederlage der Regierung. 

. (Ber. Staaten). Der jübbündijche General in Tenefjee Bragg wird ge- 

ihlagen und zieht ſich nach Georgia zurüd., 

„ (England) richtet eine Depeche an den deutſchen Bund gegen die An: 

ei des Herzogs Friedrich und für die Durhführung des Londoner Pro: 

tofolls. 

.„ Deutihland). Eine Berjammlung von Mitgliedern der holſteiniſchen 
Ritterjchaft ertheilt der Eingabe ber Ständemitglieder an ben Bund ihre Zu: 
ftimmung. 

(Deutjihland). Die deutjhe Bundesverfammlung beichließt, den dä— 
niihen Gejandten für Holjtein nicht anzuerkennen und erflärt die Stimme 
für Holftein in suspenso. 

-» (Breußen) Das Abg.:Haus jet einen Ausihuß nieder, zur Unter: 
ſuchung ber bei den legten Wahlen vorgelommenen gejegwidrigen Beeinflufjung 
der Wähler und Verfümmerung der verfajjungsmäßigen Wablfreiheit preuß. 
Staatsbürger. 

. (Schweden) Sämmtlide 4 Stände des NReichstages bewilligen ein= 
ftimmig einen von ber Regierung verlangten Ertra-Credit von 3 Mill. Thlr. 
unter voller Anerfennung der Regierungspolitif bezüglich der deutſch-däniſchen 
Streitfrage. 
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% „ @er Staaten). Der ſüdbündiſche Gen. Longitreet gibt die Belagerung 
von Knorxville in Tenefjee auf, wird von ben Unionstruppen verfolgt unb 
geichlagen. 

(Rufland). In Warſchau werden die Verhaftungen geradezu mafjen- 
baft vorgenommen und viele der Verhafteten nah Rußland und Sibirien 
transportirt. 

1. Tec. (England). Sir John Lawrence wird an Lord Elgin's Stelle zum 


Vicekönig von Ojtindien ernannt. 

-„ Preußen). Debatte bes eg rn über Scleswig:Holjtein. Das 
Haus erflärt ſich mit 231 gegen 63 Stimmen für Rüdtritt Preußens vom 
Londoner Protofoll. 

3. „ Granfreid). Die Regierung verlangt von den Kammern eine Anlehen 
von 300 Mill. Fr. angeblich um ebenjoviel Schatzbons in conjolidirte Schuld 
umzuwandeln. Der gejeßgebende Körper beendigt die Wahlprüfungen. Faſt 
fämmtliche angefochtenen Wahlen werden trog aller Nachweiſe der Oppofition 
von ber Majorität genehmigt. 

(Deutſchland). Defterreih und Preußen verjtindigen ſich darüber, bie 
Rechte der deutſchen Herzogthümer gegen Dänemarf nur innerhalb der Bes 
fimmungen des Londoner Protokolls zur Geltung zu bringen, ben weiter: 
gehenden nationalen Tendenzen ber beutjhen Bewegung dagegen gemeinjam 
entgegen zu treten und erlajjen identiſche Noten an bie Regierungen ber üb: 
tigen deutſchen Staaten, 

„ (Defterreid). Antwort Rechbergs auf die Interpellation Rechbauer bes 
züglih Schleswig-Holftein. Lebhafte Debatte bes Abg.-Hauſes über bie aus: 
wärtige Politik Oeſterreichs. 

„ (Dänemarf). Unter dem Drud ber Großmächte widerruft Chriſtian IX. 
bie kgl. Befanntmahung vom 30. März bezüglih Holftein. 

Geutſchland). In Nürnberg treten Mitglieder ber beiden großen 
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Parteien zufammen und befchließen bie Mitglieder aller beutichen Pandtage 
zu einer Verfammlung nad Frankfurt behufs Wahrung der nationalen Rede 
in near header einzuladen. 

and), Unter dem Drude ber beiden Großmächte verwirft de 
Bundesverfammlung ben Ausjhußantrag auf Occupation Holjteins mb 
fließt die jofortige Ausführung ber Grecution. 

Defterreih). Der Kaifer beicheidet eine Deputation bed Wimmer (r- 
meinberathes in Sachen Schleswig = Holfteins fehr ungnädig. Die Regierung 
ift bemüht, die nationalen Regungen in ben beutjchen Provinzen für Schleewig 

olftein möglihft zu unterbrüden und die Sammlungen für basfelbe au 
loße Wohlthätigfeitsgwede einzuſchränken. 

„ (Schweiz) Eröffnung ber neugewählten Bundesverſammlung. Ti 
Phyfiognomie des Nat.-Raths iſt diejelbe geblieben. Die bisherigen Miv 
glieber bes Bunbesraths werben wieder gewählt. 

(Franfreih). Da ber allgemeine Congreß durch bie Ablehnung Enr 
lands bahingefallen iſt, fo jchlägt Franfreih durch Circulardepeſche einen 
beichränften Gongreß rejp. Minifterconferenzen vor. 

Schweden). Schluß der Reichstages. Thronrebe bes Könige. 

(Preußen). Die Regierung verlangt vom Abg.: Hauje mit Bezugnabng 
auf die ſchleswig- boljtein’sche Frage die Bewilligung zu einem Anlehen von 
12 Mill. Thlrn. 

(Deutihland). Herzog Friedrich eröffnet ein unverzinsliches Anleben 
behufs Bildung eines Ichleswig = holjtein’schen — 

(Ber. Staaten). Eröffnung bes Congreſſes in Washington; Botſchen 
bes Präfidenten Lincoln. Gröffnung des Gongrefjfes bes Sübbundes in 
Richmond; Botſchaft bes Präfidenten Jefferſon Davis. 

(Jtalien). Der Finanzminijter legt dem Parlament ein Reſumé übe 
das Rejultat ber Finanzen von 1861 bis 1863 und bie Ausfichten bi 
1865 vor, 

„ (Griehenland). Die Nat.» Berfammlung vertagt auf unbeftinmte Zu 
jede Discuffion über die Annerion der Joniſchen Inſeln. 
„ (Franfreid). Die Regierung unterliegt neuerdings bei der Wiebermwah 

Pelletans in Paris. 

» (Donaufürjtentbümer). Der Minifterpräfident erfucht bie National: 
verfjammlung, bie Adreßdebatte aufzufchieben bis ans Ende der Seſſion um 
macht dies zu einer Gabinetöfrage. Die Verfammlung willfabrt dem Fe 


gehren. 

„  (Deutfhland). Die Berliner Zollconferenz vertagt fich bis nach Neu: 
jahr. Preußen erklärt feine formelle Kündigung ber Zollvereinsverträge. 

„ (Dänemarf). Die Regierung beichließt, der Grecution bes beuticen 
Bundes in Holjtein und Lauenburg feinen Widerftand entgegen zu jeen. 
Dagegen werben bie beurlaubten boljteiniichen Soldaten zu ben Fahnen (nıd 
Schleswig) gerufen, in Holftein noch ftarfe Pferberequifitionen ausgejchrieben 
und aller Gafjenbejtand in Holſtein nah Dänemark gebracht. Die ganze 
Armee wird am Danewirfe concentrirt. 

„ (Rußland). General Berg legt der kath. Geiftlichkeit in Polen eine 
außerordentliche Gontribution von 12 Proc. aller ihrer Einnahmen auf. 

„ (Italien). Garibaldi, ber während bes ganzen Jahres feine Inſel nicht 
verlaffen, erläßt einen Aufruf an bie Staliener zum Angriff von Venezien 
aufs Fünftige Frühjahr. 

„ (Ber. Staaten). Die Unionsarmeen in Virginien umb in Tenefje baben 
Winterquartiere bezogen. 

„ (Ber. Staaten). Der Congreß von Washington verwirft mit 98 gegen 
59 Stimmen einen Antrag, riebenscommifjäre nah Richmond zu ſchicen 
mit 82 gegen 74 Stimmen ben Antrag, als Grundjag auszjufpredhen, da 
ber Krieg nicht aus Groberungs= und Unterjohungszweden weiter geführt 
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werben bürfe, daß vielmehr nad) Bezwingung bes Aufftandes bie rebellifchen 
Staaten unbeſchadet * alten Rechte wieder in bie Union aufgenommen 
werben follten, und beichließt dagegen mit 93 gegen 64 Stimmen, den Krieg 
fortzujegen, jo lang noch Rebellen umter ben Waffen ftänben. 

we. (Deutſchland). Der König von Bayern erklärt ſich durch Hanbdjchreiben 
— wg Minifter des Aeußern entſchieden für bie Rechte des Herzogs 
Friebrich. 

.„ (Breußen). Das Abg.: Haus richtet mit 207 gegen 107 Stimmen eine 
Abrefje an den König um Rüdtritt vom Londoner Protokoll. 

» (Franfreid). Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsabrejje 
einjtimmig an, Prinz Napoleon nimmt weder an ber Debatte noch an ber 
Abftimmung Theil. 

.» (Preufen). Adreſſe des Herrenhaufes an ben König bezüglich ber 
Schleswig : Holftein’ichen Frage. 

.„ (Dänemarf). Eine fol. Bekanntmachung verlegt die Zollgränze am bie 


,»„ Dänemarf). Der (Rumpf:) Reichsrath bewilligt die von ber Regierung 
geforderte außerordentliche Anleihe von 10 Mill. Thlrn, 

» K(Deutihland). Verfammlung von 500 Mitgliedern ber Pandtage aller 
beutihen Staaten in Frankfurt. Diefelben genehmigen durch Acclamation 
einftimmig eine jehr energiiche Erflärung für vollftändige Trennung Schleswig: 
Holiteind an Dänemark, fegen — unter Widerſpruch eines Theild ber Abg. 
aus Bayern, Württemberg und Dejterreih — einen Gentralausihuß nieber 
und erneuern ben Anſpruch bes beutichen Volkes auf ein Parlament. 

; (Dänemark). Schluß bes (Rumpf:) Reichsraths. Kgl. Botihaft an ben- 


» (Franfreid). Der Kaifer antwortet auf bie Abrefje bes Senats Außerft 
friedlich, indem er an feiner Idee eines Congreſſes feſthält. „Sich in Europa 
ſchlagen, heißt einen Bürgerkrieg führen.” 

-» (Rom). Der Papft bejegt im Eonfiftorium eine Anzahl vacanter Biſchofs⸗ 
jige in ben ehemaligen Provinzen des Kirchenjtaats ohne Einverftändnig mit 
ber ital. Regierung. 

«- (Deutihland). Eine neue Berfammlung von Mitgliebern und Gtell: 
vertretern der bolftein’shen Stänbeverfammlung (bie unzweifelhafte Majorität 
der Stände) beichließt mit 61 gegen 5 Stimmen in a an ben 
beutfchen Bund bie Bitte zu richten, daß er bie Thronfolge bes Herzogs 
Friedrich anerkenne und * in die Regierung der Herzogthümer einſetze. 
Eſchweden). Die offizielle Staatszeitung erklärt, daß eine Vollmacht 
zur Unterzeichnung des mit Dänemark unterhandelten Allianzvertrages nie— 
mals ertheilt worden ſei. 

- (Deutjhland). Die deutſchen Erecutionstruppen, 12000 Sachſen und 
Hannoveraner, rüden in Holſtein ein. Als Reſerve ſtehen 5000 Oeſter— 
reicher in Hamburg, 5000 Preußen in Lübeck. 

»„ (Dänemark). Die Dänen räumen Holftein Schritt für Schritt vor ben 
einrüdenden Grecutionstruppen bes deutſchen Bundes. 

» (Deutihland). Bayern trägt am Bunde auf fchleunige Löfung ber 
jchleswig = holſtein'ſchen Erbfolgefrage an. 
» (Dänemarf). In Folge weiteren Drudes der Großmädhte auf den König, 
auch bie neue Verfafjung vom 18. November wieber aufzuheben, bietet das 
Minifterium Hal feine Entlaffjung an. Der König verſucht bie Bildung 

eines Minifteriums aus Geſammtſtaatsmännern. 

„ (Preußen). Der König lehnt das Begehren ber Adreſſe bes Abg.Hauſes 
ab und verlangt eine unbedingte Bewilligung ber Anleihe. 

(Deutihland). 20,000 Holfteinifhe Männer treten als Lanbögemeinbe 
in Elmshorn zufammen und erflären ben Herzog Friedrich für ihren recht: 
mäßigen Landesherrn. * 
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27. Dec. (England) richtet eine brobende Depejhe an ben beutichen Bund fürr 
Durchführung des Londoner Protofoll® und ſchlägt zur Löſung der jhletrig- 
bolftein’schen Frage eine Gonjerenz von DBertretern ber Unterzeichner jene 
Protofolls und eines ſolchen des deutſchen Bundes vor. 

28. „ (Deutfchland). Dejterreih und Preußen tragen am Bunde darauf um, 
Dänemark aufzufordern, das Grundgeſetz vom 18. Nov. d. J. für Schlewäs 
definitiv wieder aufzuheben, und im alle der Ablehnung das Herzogthumm 
Schleswig ald Pfand militäriſch zu beſetzen. Heſſen-Darmſtadt trägt bagegem 
barauf an, Schleswig vielmehr zum Schutze aller Rechte einjtweilen durch 
Bunbestruppen zu bejegen. 

„ (Deutihland). Die im Herzogthum Holftein anläjjigen Mitglieder der 
ſchleswig-holſtein'ſchen Prälaten und Ritterichaft in ordentlicher Berjammlung 
u Kiel erklären jich in einer Adreſſe an die beutjche Bundesverſammlung 
Fir das Erbfolgerecht des Herzogs Friedrich. 

„ » (Dänemarf). Der König nimmt bie Entlafjung des Minifteriums Hai 
an und beauftragt, da die Bildung eines Minifteriums aus Gefammtitaus: 
männern nicht gelungen iſt, den bisherigen Gultminifter Monrab mit der 
Bildung eines neuen Gabinets. 

29. „ (Deutfhland). Die deutjhen Erecutionstruppen find in Holitein bi 
Kiel vorgerücdt. Faſt in jeder größeren Ortfchaft des Landes wird, jobılb 
bie Dünen fie geräumt, Herzog Friedrich als Landesherr ausgerufen. 

30. „ (Deutfchland). Herzog Friedrich trifft gang unerwartet in Kiel, ber 
Hauptitadt Holjteins ein, wo er mit großem Jubel empfangen wird, Er 
ermahnt zum vorläufigen Gehorfam gegen die Bundescommiljäre und nimm 
nah und nad die Huldigung von Deputationen der Gemeindevertreter mb 
Magiftrate aller Städte des Landes entgegen. 

„ (Dänemart). Die Dänen demoliren den auf holſtein'ſchem Boden als 
Theil des Danewirke angelegten Brüdenfopf in Friedrichſtadt. 

31. „ (Deutfhland). Die deutſchen Grecutionstruppen find bis Renbäburg 
borgerüdt, Mit Ausnahme des Rendsburger Kronwerfd und der 6 jenſens 
ber Giber gelegenen Dörfer, weldye die Dünen zu räumen fich meigern, ik 
ganz Holftein von den Bundestruppen beſetzt. 

„ 0» (Deutihland). Die württembergijhe Regierung erklärt ſich im ber 
II. Kammer entjdieden für die Rechte des Herzogs Friedrich. Bapern 
Württemberg und Sachſen haben ſich dießfalls verjtändigt. Baden, Heller 
Darmitadt, Weimar, Coburg: Gotha, Tldenburg und mehrere Kleinjtaaten 
verfolgen basjelbe Ziel. Tie Regierungen von Hannover, Kurbejjen un 
ber meijten Kleinftaaten ſchwanken. 

„ „ (Dünemarf). Bildung des Minijteriums Monrad. Der König gebt 
zur Armee nad) Schleswig ab. 

Ende Dec. (Nupland). Die AInjurrecion in Polen iſt in Folge der Perlufte 
buch die Ruſſen und durch den Gintritt des Winters dem Grlöjchen nahe. 
Eine Verordnung bes Generals Berg unterjtellt bis zur völligen Wieder: 

titellung ber Ruhe jämmtliche Polizeibehörden des Königreichs Polen den 
Witärbehörben. 
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Gemeinfame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinftaaten. 


3. Yan. (Kurheffen) Die Ständeverfammlung beſchließt, um ihrer: 


——— 


„ 


u 


" 


a 


feit8 dem Bundesbefhluffe vom 24. Mai v. J. möglichft gerecht zu 
werben, einftimmig: „Der Staatsregierung die Vorlegung eines Ge: 
fegentwurfs anbeimzugeben, durch welchen den furbeffifchen Standes: 
herren, fowie einer Vertretung der kurheſſiſchen Mitglieder ber 
pormaligen Reichsritterſchaft Schon jebt und vor der anbermweiten 
Vereinbarung über die Zuſammenſetzung der Ständeverfammlung 
und bie Wahl der Landtagsabgeorbneten die Mitgliedfchaft in ber 
Ständeverfammlung und bie Befugniß verliehen werde, fhon in 
die dermalige Ständeverfammlung einzutreten.” 

(Kurheſſen). General Haynau wird penftonirt. 

(Bundestag). Die Bundescommiffion für ein gemeinfames 
Dbligationenreht wird in Dresden eröffuet und ber Vertreter 
Defterreihs, Ritter v. Raule, zum Präfiventen gewählt. 

(Baden) macht durch Circulardepeſche einen Vermittlungsantrag 
bezüglid der am Bunde fchwebenden Delegirtenfrage: „Die Bes 
wiligung fänmtlicher bisher von der Bundesverfammlung befchlof: 
fenen Mutricularbeiträge für Bundeszwede und bie Veränderungen 
und Erhöhung der Contingentfäße des Bundesheeres, woraus ben 
Ginzelftaaten finanzielle Laften eıwacfen, einer Berfammlung von 
bevollmädytigten und mit dem Rechte befinitiver Beſchlußfaſſung 
ausgerüfteten Delegirten ber beutfhen Stänbeverfammlungen zu 
übertragen.“ 

(Rurbeffen). Der Landtagscommiffär muß zugeftehen, baß 
die Neubefegung des Finanzminifteriums und des Minifteriume 
des Auswärtigen ohne Berantwortlichkeit ber beireffenden Minifter 
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erfolgt fei. Die Ständeverfammlung faßt fofort den Beſchluß, De» 
Verfaffungsausfhuß zu beauftragen, Anträge anläßlich ber „wer: 
faffungswidrigen” Verwaltung jener Minifterien zu ftellen Die 
verfafjungsmäßigen Reverfe gehen daraufhin nachträglich ein. 

15. Jan. (Baden) begründet durd ein anticipirted Votum feinen durch 
die Circulardepefhe vom 7. d. M. gemachten Vermittlungsantrag 
in der Delegirtenfrage: 
ge. . Von Betretung bes durch die gefchäftliche Lage angezeigten Weges (zur 
Anbahnung einer YBundesreform) ijt bis jeßt Umgang genommen worden, 
nämlich von Vorlage eines auf Grundlage ber Reichsverfajjungsurfunde von 
1849 ausgearbeiteten Gegenentwurfes, jowie von erneuter Verein: 
barung besjelben mit ben zur Mitwirkung vollberechtigten Gemwalten, al’e 
ber in Einzelfammern ober in einem eigens bazu Bevollmächtigten Rarla- 
mente verjammelten Abgeordneten des bdeutichen Volkes. Die großh. Re- 
gierung, welche in biefer Bereinbarung zwiſchen Regierungen und 
Nation ben allein fegenbringenden Weg zu einer Neugeitaltung erblidt ums 
nicht anſteht, zu befennen, bat es am ben beutichen Regierungen in iübrer 
Gefammtheit ift, nach Ablehnung ber 1849 zu Stande gebraten Urkunte 
einen revibirten Gegenvorfchlag zu machen, unterläßt es nur darum, ihrer: 
feit8 einen ſolchen vorzulegen, weil fie jidy nicht verbeblt, wie wenig Ausſich 

- auf Erfolg ihre Anforderungen zur Zeit haben würden, welche nur von bem 
Maße ber im nationalen Antereije nothwendigen Yeiltungen begränzt find“. 
In Anbetracht aber der neuejten unter ben Bunbesregierungen bervorgetvetenen 
Gegenfäge wolle fie zum Beweis entgegenfommenber Gefinnung eine ber Ab 
ftimmung vom 22. Januar d. J. vorgreifende Grflärung geben x. 

10.—17. Yan. (Naffau). Die Regierung lehnt die Berückſichtigung 
einer Petition des Gemeinderaths von Wiesbaden zu Gunften des 
franz. > preuß. Handelsvertrags ab, indem berjelbe damit feine 
Eompetenz überfchritten habe und fpricht dem Bürgermeifter wegen 
Zulaffung der Petition ihr Miffallen aus. ine zahlreiche Bürger: 
verfammlung bejchließt dagegen ihre Zujtimmung zu dem Schritte 
bes Gemeinderath8 und ihren Dank für das würdige Benehmen 
de8 DBürgermeifterd und proteftirt gegen die Zurüdweifung der 
Petition. 

21. Yan. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung beſchließt einftimmig, 
die Regierung um die formelle Befeitigung einer Reihe von, feit 
dem 4. September 1850 verfaffungswidrig erlaffener gefetlicher 
Beftimmungen zu erfuchen, 

22. „ (Bundestag). Der am 14. Aug. v. I. von Oeſterreich, Bayern, 
Sadjfen, Hannover, Württemberg, Kurbefien, Heſſen-Darmſtadt 
und Naſſau geftellte Antrag auf inberufung einer Delegirten: 
verfammlung behufs Berathung von ©efeßesentwürfen über Civil: 
proceß und Obligationenredht wirb mit 9 gegen 7 Stimmen ab: 
gelehnt. Dagegen ftimmen: Preußen, Baden, Kurbefien, Lurem: 
burg, Holftein: Lauenburg, fähfifhe Häufer, die 15 u. 17. Stimme. 
Braunſchweig-Naſſau enthält fich der Abftimmung. 

Votum Preußens: „.. Nicht bloß, durch |biehformelle, dem Geifte 
ber — fremde Behandlungsweiſe, welche dieſe Angelegenheit ſeit 
Erlaß ber identiſchen Noten vom Februar 1862 erfahren bat, wird bie 
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ee m. verhindert, berfelben näher zu treten, ſondern auch durch bie 
De Untauglichfeit und Halbheit der Vorfchläge ſelbſt. Ausſchüſſe ber 
Lanbesvertretungen mit jo befchräntten berathenden Befugniſſen, wie die be— 
antragten, würden nad Anſicht der k. Regierung eine practiſch ganz bedeutungs— 
loſe Einrichtung fein, nur geeignet, dem Geſchäftsgange ber Bundesverhand⸗ 
[ungen ein neues Moment der Schwerfälligfeit und Verſchleppung zuzuführen. 
Nur in einer Vertretung, welde nah Mafgabe ber Bevölkerung 
jedes Bundesftantes aus Tegterer durch unmittelbare Wahl hervorgeht, 
kann bie deutſche Nation das berechtigte Organ ihrer Ginwirfung auf bie 
gemeinjamen Angelegenheiten finden. Innerhalb ber beitebenden Bunbes: 
verträge und nad ber bisherigen Praris würde aber einer folden, ber 
Bunbesverfammlung beizugebenden Volfsvertretung eime practifche Thätigfeit 
nur auf bem Gebiete ber Matricularleiftungen an Truppen und Gelbbeiträgen 
zufallen. Um ihr einen befriedigenden Wirkungsfreis und zugleid eine er: 
höhte Bedeutung für die Ginigfeit und Feſtigkeit des Bundes zu gewähren, 
würbe bem neutralen Organismus burh Abänderung und Erneuerung 
ber Bumbesverträge die bem jekigen Bunbestag fehlende geſetzgebende 
Gewalt für das Bundesgebiet beigelegt und beren Umfang in einer ber 
Thätigfeit eines beutfhen Parlaments würdigen Ausdehnung bemefjen werben 
müſſen. Wenn eine jolde, nad ber Volkszahl bemeffene — ** 
mit Rechten ausgeſtattet würde, welche ſie befähigten, der die Bundes— 
regierungen vertretenden Gentralbehörbe als Gleichgewicht an bie Seite zu 
treten, jo würde bie f. Regierung einer jo geftalteten Bundesgewalt ausge: 
—— Befugniſſe einräumen können, ohne die Intereſſen Preußens zu 
5 äbrben. Es fragt fih nur, ob die Schwierigkeiten überwunden werben 
Önnen, welche in bem Umitanbe beruben, baf erhebliche Theile des Bundes: 
gebietes zu ftaatlicher Ginheit mit Ländern verbunden find, welche nicht zum 
Bunde oder zu Deutichland gehören, und beren Bewohner nad ben Ber: 
trägen ſowohl ale nad ihrer Nationalität, ihrer Sprade und ihrer Neigung 
fi zur Betbeiligung an einer beutfhen Nationalvertretung nicht eignen, 
während ihnen ebenfowenig zugemuthet werben fann, ihre Gejeßgebung aus 
ben Händen einer ihnen fremben PValfsvertretung zu empfangen. Diefes 
Hinderniß fteht allen auf bie Gefammtheit bes Bundes berechneten Einrich— 
tungen im Wege, jobalb biefelben eine wirflich eingreifende und fruchtbare 
Mitwirfung des beutichen Volkes bei ben gemeinfamen Angelegenheiten ſich 
zur Nufgabe ftellen, und das Inſtitut der Delegirtenverfammlung würde nur 
in foweit nicht darunter leiden, als es zu einer practiichen Bedeutung über: 
haupt nicht gelangte. Könnten bie Schwierigkeiten inch werben, jo würben 
fich die Bedenken heben, welche bie k. Regierung abhalten, für bie von ihr 
eritrebten Reformen das gefammte Bundesgebiet in Ausficht zu nehmen. 
So lange aber dieſe Löſung nicht gefunden wird, läßt ſich dem geftellten 
Ziele nicht dadurch näher treten, sr man das vorhandene NReformbebürfnif 
für die Geſammtheit des Bundes fheinbar, fondern nur baburd, daß 
man es in engerem Kreiſe wirflich zu befriedigen ſucht. In diefem Sinne 
bat bie f. Regierung ben Weg freier Vereinbarungen und künd— 
barer Verträge unter den einzelnen Bunbesgliedern als Surrogat allge: 
mein umfaffender Ginrichtungen angedeutet, und gibt die Hoffnung nicht auf, 
daß ber Weberzeugung von ber Richtigfeit besfelben auch die Anerkennung 
ber übrigen Bundesregierungen auf die. Dauer nicht fehlen werde.“ 

Botum Kurheſſens: „Die furfürftlihe Regierung ift bei Stellun 
des Antrags vom 14. Auguft v. J. von ber Vorausfekung ausgegangen, bob 
bie Einführung von Delegirtenverfammlungen als Bundesſache, nicht bloß in 
Folge einer Vereinbarung unter einzelnen Regierungen jtattfinden folle; ba 
eg fhon jegt als feftflebenb anzunehmen ift, daß eine foldhe Einführung 
ber fraglihen VBerfammlungen, wozu unzweifelhaft Stimmeneinhelligfeit er: 
forberlich ift, nicht eintreten Tann, hiernach ein weiteres Vorfchreiten in biefer 
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Sache ben angejtrebten Erfolg nicht nur nicht zu erreichen vermag, ſon 
ſogat beſondere politiſche Nachtheile herbeizuführen droht, ſo hält die kurfi 
fiche Regierung, wie fie glaubt in wahrhaft füberativer Gefinnung, eine | 
tere Berlelsum biefer Angelegenheit für nicht räthlih, und vermag beal 
rt — — des Ausſchuſſes ihre Zuſtimmung nicht 
ertheilen 

Votum Oeſterreichs: . Die Verfaſſung des deutſchen Bu 
wird nach ihrer Anſicht nicht mehr auf bie Dauer von dem Einfluſſe 
volksthümlichen Staatseinrichtun en unberührt bleiben können, bie nunn 
in allen beutichen Ländern ——— Zwiſchen der Bundesverfaſſung 
den Verfaſſungen der Einzelſtaaten wird die nothwendige Uebereinſtimm 
und ein lebendiger Zuſammenhang hergeſtellt werden müſſen. Gelänge 
nicht, ſo müßten in Zukunft der Wirkſamkeit bes Bundes immer en 
S tanfen gezogen werben. Der Bund würde fi lodern, jtatt ſich zu 
feftigen. Die faif. Regierung verſchließt ſich nicht dieſer Erkenntniß, aber 
begt zugleich die tiefe Ueberzeugung, daß bie Aufgabe zeitgemäßer Entw 
N ber Gejammtverfafjung Deutihlands an ftrenge Bedingungen 

en ijt, an Bedingungen, bie nicht ohne Gefahren von unberedenbi 
Ausdehnung übertreten werben Fünnen. Das Wohl ber Fürften und DB 
Deutihlande, ja ber europäifchen Gefellichaft verlangt, daß dieſe Entwidel: 
allmählich und auf ber ficheren Grundlage bes beitehenden Vertrags: ı 
Berfafjungsrechtes fortſchreite. Die Beitrebungen für Bundesreform büt 
nicht Wege einichlagen, noch fi in Formen Heiden, bie jich für bie eis 
thümliche Natur und bie Verhältnijje des deutſchen Staatenvereins nicht ı 
nen. Sie müſſen die ganze Nation in ihrer allein durch den Bundestag 
baltenen unb gewäbrleijteten Ginbeit umfaſſen. Sie bürfen den Bunbesfit 
nicht verkleinern, fein Mitglied des Bundes dem andern unterorbnen, n 
bas Weſen bes Bundes als einer Vereinigung unabhängiger und zu im 
Selbitbeitimmung in gleihem Maße berechtigter Staaten zerftören ober un 
graben. Sie bürfen endlich nicht plöglih und gewaltiam in den regelmäf 
Gang bes Verfafjungslebens ber Ginzelftaaten eingreifen. Entſchloſſen, d 
Bebingungen unverrüdt einzuhalten, ſieht bie kaiſ. Regierung biejelben in! 
Vorſchlage vollfommen gewahrt, bie Entwürfe gemeinjamer Gejege für Deut 
lanb einer Verfammlung von Abgeordneten ber Ständbeverfammlungen 
Berathung vorzulegen. Sie ift weit entfernt, durch biefen Vorſchlag im ſei 
jegigen Gejtalt und in feiner vorübergehenden Beitimmung die Aufgabe 
Ausbildung ber deutſchen Bunbesverfafjung für erichöpft zu halten, Aber 
wirb in dem von Deutichlands Regierungen in mohlmeinender Abſicht u 
in voller Freiheit gefaßten Beſchluſſe, zunächſt für ben bejtimmten gerade } 
zu erreichenben Zwed zum erjtenmale eine Verſammlung von Mitglied 
beuticher Bolfsvertretungen zu gemeinfamer Berathung zu berufen, en 
bebeutfamen erjten Schritt und eine wohlberechnete Uebergangema 
regel erbliden. Und fie vermag dem Einwande, daß eine Maßregel jold 
Gewichtes dem wahren Bedürfniſſe der Nation nicht entgegenfomme, irgei 
eine Berechtigung im jo lange wenigſtens nicht zuzugejtehen, als bieje Cinre 
weber auf eine klare Begrifisbeftimmung geitügt noch burch ben Hinweis a 
irgend einen Vorſchlag beſtärkt ſein wird, welcher eben ſo rechtmäßig in ſein 
Begründung, wie derjenige, welchen die Mehrheit bes Ausichufies empfich 
benjelben an innerem Gehalt und fürbernder Wirkung übertrifft. . 

Nah erfolgter Abjtimmung gibt Defterreic eine Erklãrun 
ab, der ſich diejenigen Geſandten, welche mit Oeſterreich geſtimu 
hatten, ſowie der braunſchweig-naſſauiſche Geſandte für Naſſe 
anſchließen: 

.Nachdem aber nun dieſe Hoffnung getäufcht worden, glaubt bi 
faif. "Regierung ben ernten Anforderungen ber Lage nicht durch einem ur 
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Ausbrud bes Bebauerns genügen zu können, fonbern fie glaubt 
es fich ſelbſt und ihren Bunbesgenofjen ſchuldig zu fein, biemit zu erflären: 
1) daß fie fi das Recht wahre, ben Antrag vom 14. Aug., nachdem er 
nicht als Bunbesmafregel ausgeführt werden kann, buch Vereinba— 
rung mit denjenigen hohen Regierungen in Ausführung zu bringen, welche 
bieß bemnädhft zur Förderung ber in Hannover unb in Dresden im Gan 
befindlichen Gefeggebungswerfe für nütlid halten würden; 2) baß fie fi 
vorbebalte, bei erneuter Hoffnung auf Annäherung ber Anjichten auch in ber 
Mitte bdiefer hohen Verfammlung auf ben mehrerwähnten Antrag zurückzu— 
tommen; enblih 3) daß fie, wenngleich die Schwierigkeiten ber beiden Fragen 
ber Grridtung eines wirffameren erecutiven Organs bed Bundes und ber 
organijhen Einführung einer aus den Bolfsvertretungen ber Ginzeljtaaten 
bervorgehenben Gejammtvertretung nicht verfennend, für ihren Theil jeberzeit 
bereit ſei, in eine Berathung biefer beiben ragen einzutreten, und fich biefer 
Aufgabe in bemjelben Geift aufrichtiger Bundesgenoſſenſchaft und freijinniger 
Würdigung ber GErforberniffe ber Zeit zu nahen, von welchem jie bereits im 
ben feitherigen Verhandlungen Beweife abgelegt zu haben glaubt.“ 

Jan. (Rurbeffen). General Haynau entleibt fi. 

* (Preußen). ine Circulardepeſche Bismarks gibt ben Vertre: 
tern Preußens Kenntniß von den mit Defterreich feit dem Anfange 
Dec. 1862 gepflogenen Unterbandlungen über das Delegirtenproject : 
m... Ich batte zur Herbeiführung bejjeren Einverſtändniſſes beider Höfe 
bie Initiative in ber Form von Unterrebungen mit bem Grafen Karolyi er: 

griffen, in welchen ich dem faif. Gefandten Nachitehenbes zu erwägen gab. 
„Nach meiner Ueberzeugung müſſen unjere Beziehungen zu Defterreih uns 
vermeiblich entweber beſſer ober jhlechter werben. Es fei ber aufrich— 
tige Wunſch ber f. Regierung, daß bie erftere Alternative eintrete ; wenn wir 
aber das hierzu nöthige Entgegenfommen bes Faiferlichen Gabinets nachhaltig 
vermißten, fo fei es für uns nothwendig, die andere ind Auge zu fallen und 
uns auf biefelbe vorzubereiten. Ich babe den Grafen Karolyi daran erinnert, 
daß in ben Jahrzehnten, bie ben GEreignifjen von 1848 vorhergingen, ein 
Rillfhweigendbes Abkommen zwiſchen ben beiben Großmächten vor: 
waltete, kraft befjen Defterreich ber Unterjtügung Preußens in europäiſchen 
Fragen fiher war und uns dagegen in Deutſchland einen durch Oeſter— 
reichs DOppofition unverfümmerten Einfluß überließ, wie er ji in ber Bil: 
bung bes Bollvereins manifeftirt. Unter biefen Verhältnifien erfreute ſich ber 
deutſche Bunb eines Grabes von Cinigfeit im Innern und von Anjehen nad 
Außen, wie er feitdbem nicht wieber erreicht worben if. Ich babe unerörtert 
gelajfen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad der Reconitituirung 
bes Bundestags nicht wieder zu Stande gefommen find, weil es mir nicht 
auf Recriminationen für bie Vergangenheit, fonbern auf eine practiſche Ge: 
Raltung ber Gegenwart anfam. In legterer finden wir gerade in ben Staa- 
ten, mit welden Preußen, ber geographiſchen Yage nad, auf Pflege freund: 
ſchaftlicher Beziehungen bejonderen Werth legen muß, einen zur Dppofition 
gegen uns aufftachelnden Einfluß des kaiſ. Gabinets mit Erfolg geltenb ges 
madt. Ich gab dem Grafen Karolyi zu erwägen, daß Deflerreih auf biefe 
Weife zum Nachtheile für die Gefammtverhältniffe im Bunde bie Sympatbien 
ber —— jener Staaten vielleicht gewinne, ſich aber diejenigen Preußens 


„Der kaiſerliche Geſandte tröftete fih darüber mit der Gewißheit, daß in 
einem für Dejterreich gefährlichen Kriege beide Großftaaten ſich dennoch unter 
allen Umſtänden als Bunbesgenojjen wiederfinden würben. In biejer Vorauss 
fegung liegt meines Erachtens ein gefährlicher Irrthum, über welchen 
vielleicht erſt im entjcheibenden Augenblide eine für beide Gabinette verhäng- 
nißvolle Klarheit gewonnen werben würbe, und babe ich beshalb ben Grafen 
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Karolyi dringend gebeten, demfelben nad Kräften in Wien entgegenzutreten. 
Ich habe hervorgehoben, daß jhon im legten italieniichen Kriege das Binz 
niß für Oejfterreich nicht in dem Maße wirffam gewelen fei, wie es hätte der 
Fall fein können, wenn beide Mächte fih nicht im den vorhergehenden adı 
abren auf bem Gebiete ber deutſchen Rolitif in einer ſchlie ßlich nu: 
ür Dritte Vortheil bringenden Meife befümpft und das gegemfeitig 
Vertrauen untergraben hätten. Dennoch jeien damals in dem Umſtande, bat 
Preußen bie PVerlegenbeiten Defterreihs im Jahre 1859 nicht zum eigenen 
Rortheil ausgebeutet, vielmehr zum Beiſtande Defterreihs gerüftet babe, bie 
Nahmirfungen der früheren intimeren Perbältnifje unverkennbar gemeien. 
Sollten aber letztere fich nicht neu anknüpfen und beleben lafjen, fo würde 
unter Ähnlichen Verhältniffen ein Bündniß Preußens mit einem Geo: 
ner Oeſterreichs eben fo wenig ausgeſchloſſen fein, als, im entgegenae 
fegten Falle, eine treue und fefte Verbindung beider beutihen Großmädt: 
egen gemeinſchaftliche Feinde. Ich wenigſtens würbe mich, mie ich bem Gra: 
en Karolyi nicht verhehlte, unter ähnlichen Umitänden niemals bazu ent: 
fließen fönnen, meinem allergnäbdigiten Herrn zur Neutralität zu ratbden; 
Deiterreih habe die Wahl, feine gegenwärtige antipreußifche Politif mit dem 
Stüßpunfte einer mitteljtaatlichen Coalition fortzufegen, ober eine ehrlich 
Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu legterer zu gelangen, fei mein auf: 
richtigfter Wunſch. Diejelbe Fönne aber nur buch das Aufgeben ber uns 
feindlichen Thätigfeit Oeſterreichs an ben beutichen Höfen gewonnen werben. 
Graf Karolyi erwiderte mir, daß es für das Kaiferhaus nicht thunlic fe, 
feinen traditionellen Gimflüffen auf bie beutichen Regierungen zu entlagen. 
Ich stellte die Griftenz einer folhen Tradition mit bem Hinweis in Mbrede, 
baß Hannover und Heſſen feit hundert Jahren vom Anbeginn bes jteben: 
jährigen Krieges vorwiegend den preußiichen Ginflüffen gefolgt feien, und dat 
in ber Epoche bes Fürften Metternich bie genannten Staaten auch von Wien 
aus im Intereſſe bes Cinverjtändniffes zwiſchen Preußen und Dejterreich aut: 
brüdlich in jene Richtung gewiefen worden feien, bat alſo bie vermeintlic 
Trabition bes öfterreihifchen Kaiferhaufes erft feit dem Fürften Schwarzen: 
berg batire, und das Syſtem, welchem fie angehöre, ſich bisher ber Gonfoli 
birung bes deutſchen Bündniſſes nicht förderlich erwiefen babe. Ich hob ber: 
vor, daß ich bei meiner Ankunft in Frankfurt im Jahre 1851, nach eingehenden 
Belprehungen mit bem bamals auf bem Johannisberg wohnenden Fürſten 
Metternich gehofft habe, Defterreich felbit werbe es als bie Aufgabe einer 
weifen Rolitif erkennen, uns im deutſchen Bunde eine Stellung zu jchaffen, 
melde es für Preußen ber Mühe wertb mache, feine gefammte Kraft für ge: 
meinjhaftliche Zwecke einzuieken. Statt deſſen babe Defterreih mit Erfolg 
babin geftrebt, uns unfere Stellung im beutfchen Bunde zu verleiden und zu 
erſchweren, und uns thatjächlich das Beitreben nad anderweiten An: 
lehnungen binzuweifen. Die ganze Behandlungsmweile Preußens von Seiten 
bed Wiener Gabinets fcheine auf ber Vorausſetzung zu beruben, baf mir mehr 
als irgend ein anberer Staat auswärtigen Ongriffen ausgejekt ſeien, gegen 
welche wir frember Hilfe bedürfen, und bat wir uns beshalb von Seiten ber 
Staaten, von welchen wir ſolche Hilfe erwarten fünnten, eine rüdfichtelole 
Behandlung gefallen lafien müßten. Die Aufgabe einer preußifchen Regie: 
rung, welcher die Intereſſen des Töniglichen Haufes und bes eigenen Landes 
am Herzen liegen, werde es baher fein, das Irrthümliche jener Borausiegung 
durch bie That nachzumweifen, wenn man ihren Worten und Wünſchen feine 
Beachtung ſchenke. 

„Unfere Unzufriedenheit mit der Lage ber Dinge im deut— 
hen Bunde erbielt in ben legten Monaten neue Nahrung durch bie Ent: 
ſchloſſenheit, mit welcher die mit Defterreich näher verbundenen deutſchen Re 
—— in ber Delegirtenfrage angriffsweiſe gegen Preußen vorgingen. Por 

848 ſei es unerhört geweſen, daß man am Bunde Fragen von irgend wel: 


Deutfhland. J 29 


cher Etheblichleit eingebracht habe, ohne ſich bes Einverſtändniſſes beider Groß: 
mäcte vorher zu verfihern. Selbſt da, wo man auf ben Wiberfpruch minder 
mächtiger Staaten geftoßen jei, wie in der Angelegenheit ber fübdeutichen 
Bundesjeitungen, habe man es vorgezogen, Zwede von biefer Wichtigkeit und 
Tringlicykeit viele Jahre hindurch unerfüllt zu lajjen, anftatt den Widerfpre- 
henden mit dem Verſuch der Majorifirung entgegenzutreten. Heut zu 
Tage werde dagegen der Widerfpruh Preußens nit nur gegen einen An: 
trag, fondern gegen die Verfaffungsmäßigfeit dejjelben als ein ber Beachtung 
umvertber Zwiſchenfall behandelt, durch welchen man ji im entjchlojjenen 
Borgeben auf der gewählten Bahn nicht beirren laſſe. Ich babe ben Grafen 
Karolyi gebeten, den Inhalt der vorjtehend amgedeuteten Unterrebung mit 
möglicyiter Genauigkeit, wenn aud auf vertraulihem Wege, zur Kenntnif 
des Grafen Rechberg zu bringen, indem ich die Meberzeugung ausſprach, daß 
die Schäden unjerer gegenfeitigen Beziehungen nur durch rüdhaltlofe Offen: 
beit zu beilen verjucht werden könnten. 

„Die zweite Unterredung fand am 13. Dec. v. J., einige Tage nad ber 
erſten, jtatt. Ich juchte den Grafen Karolyi auf, um ben Ernjt der Lage ber 
Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, und verhehlte ihm nicht, 
daß das weitere Vorjchreiten der Majorität auf einer von ung für verfafjungs- 
widrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung bringe, daß wir 
in den Gonjequenzen bejjelben den Bruch des Bundes — ———— daß 
Herr v. Uſedom über dieſe unſere Auffaſſung dem Freiherrn v. Kübeck und 
Freiherrn v. d. Pfordten keinen Zweifel gelaſſen, auf ſeine Andeutungen aber 
Antworten erhalten habe, die auf kein Verlangen nach Ausgleichung ſchließen 
ließen, indem Freiherr v. d. Pfordten auf beſchleunigte Abgabe u An Mi: 
noritätsvotums dränge. Ich bemerkte biergegen, daß unter ſolchen Umftänden 
das Gefühl der eigenen Würde uns nicht gejtatte, bem an ber anderen Seite 
berbeigeführten Conflict ferner auszuweidhen, und daß ich deshalb ben Fön. 
Bundestagsgelandten telegrapbijch zur Abgabe feines Minoritätsvortums ver: 
anlagt habe. Ich jtellte in Ausjicht, daß wir die Leberjhreitung Her 
Gompetenz; durch Majoritätsbejhlüjje als einen Brud ber 
Bundesverträge aufjalien und dem entjprechend verfahren würden, indem 
diejjeits ber königlich Bundestagsgefandte ohne Subititution ab: 
berufen werden würbe, und beutete die praftiihen Gonjequenzen an, welche 
NH aus einer folhen Situation in verhältnigmäßig kurzer Zeit ergeben müß— 
ten, indem wir natürlih die Wirkſamkeit einer Verfammlung, an 
welher wir uns aus rechtlichen Gründen nicht mehr betheiligten, in Bezug 
aufden ganzen Gejchäftsfreis bes Bundes nicht weiter für 
zuläſſig anerfennen fönnten. Wir würden aljo auch die preußijchen 
Gamifonen in den Bundesjejtungen nicht mehr ben Bejchlüffen der 
Bundesverfammlung unterjtellen fünnen. Unwahr ijt, daß ich für biefen Fall 
von der Zurüdziehung diefer Garnijonen geſprochen Haben fol. Ich babe 
im Gegentheil auf die Gonflicte aufmerkſam gemacht, welche das Verbleiben 
derjelben nach fich ziehen Fünne, nachdem ihre Befehlshaber der Autorität ber 
Bundesverfammlung die Anerfennung zu verjagen haben würben. 

v . . . Wenige Tage darauf erhielt ich die vertraulihe Mittheilung, 
dak der öÖfterreichifche Gejandte in Petersburg über Berlin auf jeinen 
Voten zurückkehren und bie ſchwebende Streitfrage mit mir beſpre— 
ben werde. Als berielbe (Graf Thun) bier eintraf, habe ih mid 
niht abhalten Iafjen, feine mir zum Zweck einer Berjtändigung gemach— 
ten Gröffnungen in der entgegenfommenbdften Weije aufzunehmen. In 
Folge berfelben erflärte ich mich bereit, auf verjchiedene zwiſchen uns 
verabrebete Auswege zur Beilegung der Frankfurter Schwierigkeiten ein: 
zugeben und insbejondere auf den Vorſchlag: bie Abjtimmung über bie 
Nojoritätsanträge in der Delegirtenfrage zu theilen und nachdem fie über 
Punkt 1 erfolgt und der Mangel der zur Durchführung der Sache nöthigen 
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Stimmeneinhelligkeit conſtatirt wäre, die ganze Angelegenheit als eine zum 
weitern Verhandlung am Bunde noch nicht reife an bie einzelnen Bundet 
regierungen zur Verjtändigung unter einander zu verweilen. Graf Thun 
flug mir darauf vor, eine Jufammenfunft zwijchen bem Grafen Rechbet; 
und mir Behufs weiterer Beiprehung der Frage zu veranftalten. Ih er 
flärte mich bierzu geneigt, erhielt indejjen in den folgenden Tagen durd ®xaı 
Karolyi vertrauliche Meittheilungen, nad) welden Graf Rechberg vor umierer 
Zuſammenkunft die Grflärung meines Einverjtändniljes mit Bundesreform: 
vorjchlägen erwartete, für welche meines Erachtens längere und eingehender: 
Vorverhandlungen erforderlich gewejen wären. Da bierzu die Zeit bis zum 
22. zu furz war, jo glaubte idy auf die vorgejchlagene Zuſammenkunft mur 
in dem alle eingeben zu Fünnen, daß von vorgängigen bindenden Berab 
redungen Abjtand genommen werde. ch fügte hinzu, daß ed mir vor der 
Hand nur barauf anzulommen jcheine, zu verbüten, daß die Berjtändigung 
durch die in Frankfurt zu erwartenden Vorgänge erjchwert werde, und daß 
ich bei meinem Eingehen auf Graf Thuns Vorjchläge diejes Ziel hauptſächlich 
im Auge gehabt babe, dejjen Erreihung durch die Hereinziehung principielle 
Fragen von ausgedehnter Tragweite einftweilen nur beeinträchtigt werden 
würde. Da Graf Rechberg bierauf erflären ließ, daß Oeſterreich auf weitere 
Berfolgung des Antrags in Betreff der Delegirtenverfammlung nicht obne 
gefichertes Aequivalent verzichten Fünne, jo ift die Zuſammenkunft bisher unter: 
blieben. Von anderer Seite ift der k. Regierung inzwijchen der Bermittlunge- 
vorſchlag gemacht worden, fie möge ibrerjeits die Depeche des Grafen Bernitorf 
vom 20. Dec. 1861 zurüdzichen, wenn andererfeits auf die Durchführung 
der Anträge wegen ber Delegirten verzichtet würde. Ich kann dieſe beiden 
Fragen indeffen nicht auf gleiche Linie jtellen. Die Depeihe bes Grafen 
Bernftorff begnügt jih damit, die Anficht der f. Regierung darüber ausju: 
fprechen, in welcher Weife eine Reform ber deutſchen Verhältniſſe in Angrit 
zu nehmen jei; es war diefe Aeußerung durch eine Anregung bes k. ſächſiſchen 
Gabinets hervorgerufen worden, und bie f. Regierung bat mit dieſer Not 
an bie freien Entſchließungen ber übrigen Bunbesregierungen appe: 
litt, ohne auf diejelben in irgend einem Wege brängend eimwirfen zu 
wollen. So lange wir uns jagen mußten, daß die Ueberzeugung von der 
Richtigkeit unferer Vorjchläge bei den übrigen Regierungen noch nicht bin: 
reichenden Anklang gefunden hatte, um einen Erfolg in Ausjicht nehmen zu 
fünnen, haben wir die Frage ruhen laſſen, und erjt nachdem wir durch das 
Verfahren der Majorität in der Delegirten-Angelegenheit zu einer -Ausipradı 
provocirt worden waren, bat ber k. Bunbdestagsgejandte ben Auftrag erbalten, 
in feiner Abjtimmung die Anfichten der k. Regierung von neuem zu entwideln. 
Die Anträge wegen der Delegirtenverfammlung dagegen find nicht mit ber: 
jelben Rüdjihtnahme auf die Unabhängigkeit der Regierungen von entgegen: 
ftehender Anficht in's Yeben getreten, jondern es ift verfucht worden, fie ben 
ausbrüdlich widerjprechenden Regierungen auf bem Wege neuer und dem In— 
balt der Bundesverträge Gewalt anthuender Interpretationen letzterer, aufzju- 
drängen. Ginem ſolchen Verfahren gegenüber fann Preußen im Bewußtſein 
feines guten Rechtes lediglich denjenigen Bundesregierungen, welche bie Ei— 
nigfeit im Innern des Bundes durch ihr aggrejjives Verfahren im Fragt 
ftellen, die Sorge für die Beilegung oder die Verantwortung 
für die Folgen bes von ihnen heraufbeſchwornen Gonflictet 
überlaffen.“ 


2. Fehr. (Kurheſſen). Der Verfaffungsausfhuß der Ständever— 


ar 


fammlung fieht ſich genöthigt, wegen totalen Mangeld an Vorlagen 
fih bejchwerend an die Negierung zu wenden. 
(Hannover). Die von ber Regierung einberufene Synodal— 
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commiffion (14 Mitglieder, darunter auch einige Theilmehmer ber 
Geller Berfammlung) wird dur den ultusminifter Lichtenberg 
eröffnet. 

Febt. (Gotha) Der Landtag votirt einftimmig dem preußifchen 
Abg.-Hauſe wegen feiner Haltung in der Adreßdebatte feinen Dank. 

(Coburg-Gotha). Der Herzog Ichnt die ihm angebotene 
griehifche Krone ab. 

(Rurbeffen) Die Ständeverfammlung nimmt einen Antrag 

auf Entfhädigung der 1850 entlaffenen Civil: und Militärftaats: 
diener einjtimmig an, 
‚„ (Anhalt: Deffan). Der neugewählte Abgeordnete für Köthen 
erflärt wie feine drei Vorgänger feinen Proteft gegen bie Rechts— 
beftändigfeit der in Wirffamkeit ftehenden Verfaffung und legt fein 
Mandat nieder. 

(Coburg-Gotha). Der Landtag von Gotha einigt ſich mit 
"der Regierung über die Stellung ber Preßgewerbe in dem neuen 
Gewerbegeſetze. 

„Gadeny). Der Präfident der II. Kammer macht derſelben bie 
Mittheilung, daß die Commiffion zu Berathung des franz.spreuß. 
Handelsvertrages mit ftillfhweigender Zuftimmung der Negierung 
in Folge der Ablehnung mehrerer Staaten ihre Berathungen big 
zu weiterer Entwidlung biefer Frage ausgefegt habe. 

4, (Baden). Die II. Kammer erklärt faft einftimmig, daß das 
preuß. Abg.: Haus in Wahrung feiner verfafjungsmäßigen Rechte 
feine Pflicht erfüllt und darin zugleid) die verfaffungsmäßigen Rechte 
aller deutfchen Staaten gewahrt habe. — Der Minifter v. Roggen 
bach erflärt, der badiſche Antrag auf Befeitigung des Bundes: 
befhlufjes von 1854 bez. Preß- und Vereinsweſen fei wiederholt 
in Erinnerung gebradyt worden, zulegt mit dem Bemerfen, falls 
bie Sache am Bunde fih weiter verzögere, fo vermöge bie Res 
gierung fi) nicht ferner an den Bundesbeſchluß zu kehren, fondern 
werde auf dem Wege der Barticulargefeßgebung vorgehen. 


(Bayern) regt durdy Girculardepefche neuerdings die öfterr. 
"Anträge vom 10. Juli v. I. an und erflärt bezüglid der durch 
den ‚franz. preuß. Handelsvertrag eingetretenen Zollvereinstrifis, daß 
fie immer noch bereit fei, den Zollverein auf feinen „bisherigen 
Grundlagen“ zu erneuern und dabei auf „einzelne“ Mobificationen 
des Bereinstarifs oder anderer Beftimmungen einzugeben, während 
Preußen zu wiederholten Malen und in verfchiedenen Formen feine 
Abſicht erflärt habe, die dermaligen Zollvereinsverträge nad ihrem 
berorftehenden Ablaufe nicht auf der bisherigen, fondern nur auf 
einer das dermalige Vereinsſyſtem umgeftaltenden Grundlage er: 
neuern zu wollen. 


2, (Anhalt-Deſſau). Köthen wählt zu Abgeordneten wies 
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derum zwei entſchiedene Anhänger der fortdauernden Rechtöbeftän- 
digkeit der Verfaſſung von 1848. 


25. Febr. (Baden) kündigt ſchon jebt definitiv auf ben Herbit 1867 die 


28, 


„ 


Spielpadyt in Baden-Baden. 
(Defterreih). Antwort des dfterr. Cabinets auf die Anſchul— 
digung der preuß. Circulardepefhe vom 24. Januar bezüglid dei 


Politik Defterreich8 und Preußens gegenüber Deutichland: 


„+. . Eine Regierung, deren Handlungsweiſe von einer anderen in einem 
an dritte Höfe gerichteten und dann ber Veffentlichfeit übergebenen To 
mente jo direct zum Gegenjtande ber Grörterung gemacht wird, wie und die 
in jenem Berliner Schriftitüde widerfährt, wird, wenn fie fi im Redu 
fühlt, der verzeihlichen Verfuhung unterliegen, von den nicht genau ober nid 
vollftändig enthülten Vorgängen aud den legten Schleier hinmwegzuzieben, 
Demungeachtet verzichten wir auf dieſes Mittel der Abwehr. .. . Tie Aut 
einanderjegung des preußiſchen Gabinettes, die uns beſchäftigt, bietet ums em 
doppelte Seite ber Betradhtung dar. Sie enthält erftens ein unverkennbet 
aufrichtiges Zeugniß für bie politifchen Gejinnungen ihres Verfaſſers; ſe 
enthält zweitens eine befchönigende Darjtellung des Thatbeſtandes ber viel 
ſprochenen Vorgänge, eine Darjtellung, die ſich großentheils zur Anflage gegen 
uns, zur Beichwerde über däs, was man in Berlin unfere Rüdfichtslonagte 
nennt, geftaltet. Unſere Rüdfichtslofigkeit! Wenn unjer erhabener Monars 
eine Stellung nicht opfert, die, aus ber Gefchichte der Jahrhunderte berver- 
gegangen, gebeiligt durch bie Verträge, feiner Krone von Rechts wegen ge 
bübrt, und der Macht und Größe feines Hauſes entipricht, jo verlegt Deiter 
reih eine Rüdjicht, die es dem verbünbdeten Preußen jchuldig it! Wenn da 
faijerliche Hof der Politif Preußens nicht zur Befriedigung von Anſprüchen 
verhilft, die auf feinem MRechtstitel beruben, die vielmehr die Rechte mitver: 
bündeter Staaten offen antajien, und die man in unflaren Umrifjen andeutei, 
ohne für fie eine bejtimmte Formel zu finden, oder eine deutlich erkennbar: 
Grenze zu ziehen, jo ſetzt Dejterreih abermals die Rüdjichten aus den Augen, 
bie der andern beutichen Großmacht gebühren! Und der Regierung Preußen? 
war es vorbehalten, jogar unjer —————— Beſtreben, dem Verlangen der 
deutſchen Nation nach freiſinniger Entwicklung der Bundesverfaſſung, jo vie 
an uns iſt, Genüge zu thun, unter den Geſichtspunkt einer gegenüber Preußen 
verübten Rückſichtsloſigkeit zu ftellen! Was ift ferner damit gemeint, daß wir 
in Hannover und Kafjel Preußens Intereffen nicht durch unſern Ginflur 
freuzen follen? Verlangt man von uns, daß wir bort Geſandte amterbalten, 
um in fragen, wo ber Standpunft ber beiden beutjchen Mächte vwerichieden 
ift, nicht für uns, fondern für Preußen zu arbeiten? Beklagen wir ung über 
Preußens Ginfluß ins Karlsruhe? .... Wenn man uns von Berlin aus bie 
Alternative ftellt, entweder uns aus Deutichlandb zurüdzuziehen, ben Schwer: 
punft unferer Monarchie — wie ber preußifche Minifter meinte — nad Ofen 
zu verlegen, oder im nächiten europäifchen Gonflicte Preußen auf ber Seite 
unferer Gegner zu finden, jo wird bie öffentliche Meinung Deutſchlande über 
folhe Gefinnung urtheilen, die Greignifje werben fie richten, wenn fie je zur 
That werden jollte. Uns aber fommt es zu, den Vorwand, den man ſich In 
Berlin zurechtlegen zu wollen jcheint, rechtzeitig als einen jolchen zu fen 
zeichnen ...“ 


28. „ (Bayern). Ein kgl. Decret verfügt die Auflöfung des Landtage 


und ordnet Neuwahlen an. 


1. März. (Naffau). Eine große Verfammlung der Iiberalen Partei 


fegt mit Nüdfiht auf die berannahenden Landtagswahlen einen 
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Ausſchuß nieder und erläßt ftatt eines Wahlprogramms eine Anz 
ſprache an das naflauifche Volk: 

vw... Alle dieſe Grundjäge, welche wir hiermit, veranlaßt durch ſpecielle 
Landesbeſchwerden, als Zielpunfte der Thätigfeit der zu wählenden Abgeorb- 
neten in ben Vordergrund gejtellt haben, finden ſich bereits als zu Recht be: 
ſtehend anerkannt in der Zufammenftellung des Staatsredhts (Codifikation) 
vom Jahre 1849. Diejes von der Regierung mit der berechtigten Vertretung 
bes Landes vereinbarte und im Verordnungsblatt durch Edict vom 28. Dec. 
1849 als das „anerfannte gejepliche Staatsrecht des Herzogthums“ verfündete 
Verfafjungsrecht ift dem Lande dur einen nicht als rechtmäßig anzuerfen- 
nenden Act entrifjen worden. Die unverfürzte und volle Wiederherſtellung 
bejjelben wird ſowohl durch die berechtigten Intereſſen bes Landes, als durch 
das verlegte Rechtsgeflihl gefordert, und ijt von dem neu zu wählenden Land: 
tage anzujtreben ..... “ 

8. März. (Gera). Der Landtag bejchließt einjtimmig, von der Re— 
gierung die Gemeinfamkeit des Militärs beider Reußiſcher Linien 
zu fordern und legt eine fehr entichiedene Stimmung gegen eine 
Militärconvention mit Preußen an den Tag. 

10. „ (Hefjfen-Darmftadt). Die I. Kammer fpricht faft einftim- 
mig dem preuß. Abg.-Hauſe ihre Anerkennung aus. 

„» MNRaffan) Die H. Kammer wählt den Abg. Braun, den eif: 
rigen Agitator für den franz.zpreuß. Hanbelövertrag mit 12 von 
21 Stunmen wieder zu ihrem Präfidenten ; der Candidat der groß: 
deutſchen Partei bleibt mit 9 Stimmen in der Minderbeit. 


11.„ (Heſſen-Darmſtadt). Die Regierung beharrt in Antwort 
auf eine Interpellation in ber I. Kammer auf ihrem bisherigen 
Standpunfte bezüglich des franz.:preuß. Handelsvertrages. 


„„CAnhalt-Deſſau). Die neuen Abg. von Köthen erklären 
fih wiederum für die Nectsbeftändigfeit der Verfaſſung von 1848 
und legen zugleich ihr Mandat nieder. 

15. „ (Bayern). Eine Verfammlung der liberalen Partei befchließt 
in Nürnberg die Gründung einer deutſchen Fortſchrittspartei in 
Bayern. 

20. „ (Hannover) Der Ausfhuß der Celler Paftoralconferenz er: 
läßt eine Anſprache an die evang. Gemeinden und entwidelt darin 
fein Programm für die auf den 22. April anberaumte große Landes: 
verfammlung. 

24. „ (Zollverein). Eröffnung der General: Zollvereins= Conferenz 
in Mündyen. 

» » Das Leipziger Central:Eomite beruft nun doch unter dem Eins 
flufje Lafalle’8 einen allg. deutſchen Arbeitercongreß ein. 

d. „ (Deffen:Darmftadt). Die I. Kammer verwirft bie Re— 

gierungsforderung von 18,000 fl. Apanage und 11,000 fl. Er: 

ziebungskoften für ben Prinzen Wilhelm. 

26., (Defterreih) ſpricht in einer Circulardepeſche bie beftimmte 
Erwartung aus, daß die eben in Münden eröffnete General:Eon: 
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ferenz der Zollvereinsſtaaten feine Propoſitionen vom 10. Juli v. } 
einer eingehenden Prüfung unterziehen werde. 

30 „ (Holftein). Allerh. Befanntmahung des Königs von Düne 
mark (f. Dänemarf). 

— „ (Hannover und Braunſchweig). Angebliher Abſchluß eine 
Staatsvertrags für den Succefjionsfall in Braunfchweig. 


4. Apr. Unterzeihnung des Schlußprotefoll8 der Hamburger Elbe-Zel 
commiflion. 

6. „ (Kurheffen). Der neue preuß. Gefandte trifft im Kafjel ci 
Am folgenden Tage bringt die Kaffeler Ztg. die Ernennung & 
nenen kurheſſ. Gefandten in Berlin. Der Kurfürft hat alfo feine 
Willen durchgeſetzt, Preußen bat den erften Schritt thun müſſen. 

10. „ (Kurheifen). Die Ständeverfammlung genehmigt ſchließli 
einftimmig die von ihrem Ausfhuß theilweife modificirte Regi 
rungsvorlage bezüglih Vertretung ber Standesherrn und & 
Ritterfchaft. 

12. „ (Bayern) wahrt burd eine Girculardbepefhe die Rechte % 
Haufes Wittelsbach gegen eine allfällige Uebertragung der griedi 
ihen Krone auf den Prinzen Wilhelm von Dänemarf. 

412—18. Apr. (Bayern). Eine außerordentlihe Geyeraljynode de 
Pfalz nimmt die von der Negierung vorgejchlagene neue Wah! 
ordnung mit 40 gegen 6 Stimmen an. 

13, Apr. (Bundestag). Defterreih und Preußen proteftiren vorläuf 
in Kopenhagen gegen die allerhöchſte Bekanntmachung v. 30. Mi 
bez. Holftein. 

14. „ (Hefien:Darmftadt). Die IL Kammer nimmt den Antro 
ihres Ausſchuſſes für Neform der evangelifhen Kirchenverfaſſun 
mit allen gegen 4 (abelige) Stimmen an. 


16. „ (Heffen:Darmftadt). Die IL Kammer bejchlieft in geheim 
Sitzung, den Großherzog um freiwilligen Verzicht auf einen ange 
mefjenen Theil feiner bisherigen Eivillifte zu erfuchen. 

„ (Hannover). Große kirchliche Landesverfammlung in Celle 
Diefelbe genehmigt eine Eingabe an den König bezüglich der Vor 
ſynode und der Synode, ein Gefuh an den Gultminifter bez. dei 
TZeufelsformel und des heimlichen Gebraudy® des neuen Katechismu 
und fpricht fchlieglich auf den Vorſchlag des Prof. Ewald die Ueber: 
zeugung aus, daß zum dauernden Schuge der evangelifchen Kirk‘ 
eine allgemeine deutfche Synode Noth thue, 

25. „ (Zollverein). Bayern dringt in einer Denkſchrift an di 
Münchner Generalconferenz darauf, daß Oeſterreich auf feine Fr 
pofitionen vom 10. Juli v. J. menigftens eine erfte allgemein 
Antwort ertheilt werde und zwar babin, daß bie Verhandlung 
über Yortfegung und Erweiterung bes Vertrags mit Defterreiä 
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gleichzeitig mit den Verhandlungen über bie Erneuerung bes Zoll: 
vereindg würden eröffnet werden. 

„+... Sollte es nicht gelingen, hierüber, oder über die an Dejterreich zu er= 
theilende vorläufige Antwort eine Webereinjtimmung zu erzielen, jo würbe 
nur erübrigen, daß wenigjtens diejenigen Regierungen, welche bezüglich ber 

' Emeuerung des ‚ollvereinsvertrags und ber weiteren Verhandlungen mit 
Deſterreich im weſentlichen übereinjtimmen, ſich bezüglich ihres weiteren ge: 
meinihaftlichen Berfahrens in beiden Richtungen verftändigen.“ 

J. Apt. (Hannover). Der König lehnt es ab, die Deputation der 
Geller Berfammlung zu empfangen. 

®., (Bayern). NAlgemeine Landtagswahlen. Die große Mehrheit 

ı der Gewählten gehört der minifteriellen und großdeutihen Partei 
an. Die Fortfchrittspartei bleibt in entfchiedener Minderheit. Hef- 
tiger Wahlkampf in Nürnberg. 

»» (Hannover). Kine Lönigl. Verordnung beruft eine Vorſynode 
ein. Diefelbe joll aus 24 von deu ©eiftlihen zu wählenden geift: 
lihen, 24 von den Kirchengemeinden zu wählendet weltlichen und 
16 vom König zu ernennenden Mitgliedern, Geijtlihe und Welt: 

\ Tide in gleicher Zahl, bejteben. 

., (Holftein). Nachdem zahlreiche Verfammlungen in Kiel, Rends— 
burg, Altona, Itzehoe, Hamburg ꝛc. gegen die dänische Maßregel 

ı vom 30. April proteftirt haben, erinnert die Regierung daran, daß 
nad der bejtehenden Verfaſſung alle und jede Abhaltung politifcher 

WVerſammlungen unerlaubt fei und droht mit unnachſichtlicher Strenge. 

vr » (Bundestag). Oldenburg trägt darauf an, daß der Bund ſich 
von den Bereinbarungen mit Dänemark von 18°%, förmlich losſage, 
„nachdem die königl.-herzogl. Regierung dieſelbe unerfüllt gelafjen 
und thatſächlich verlegt, da fie ferner den tractatmäßigen Eharafter 
der dadurch eingegangenen Verpflichtungen in der an die Regie: 
tungen von Oeſterreich und Preußen gerichteten Noten vom 6. Nov, 
v. J. in Mbrede geftellt und ſich fogar von bdenfelben durch bie 
Bekanntmachung vom 30. März d. 3. im Prinzip Iosgefagt bat.” _ 


3.Mai. (Braunfgweig). Die Regierung lehnt eine Petition des 
Draunfchweiger Bürgervereins um Einberufung einer Landesfynode ab. 

8, (Heffen:Darmftadt). Die I. Kammer beendigt ihre Ver: 
bandfungen über den Entwurf eines Kirchengefeßes und erflärt fchließ- 
ih nad) fehsftündiger Debatte mit allen gegen 4 Stimmen: 

„daß bie ohne ſtändiſche Zujtimmung zwifchen ber großh. Regierung und 
dem Biſchoſe von Mainz unter bem 23. Auguſt abgefchlofjene vorläufige 
Uebereinkunft rechtsungültig ift, da fie Beftimmungen enthält, welche ber 
Verfafjung, den Gefegen und Verordnungen, fowie dem jeitherigen echte: 
beitande im Großberzogthum widerſprechen. Die Kammer erklärt, baß bie 
Ucbereinkunft Feine Wirkſamkeit äußern darf, und verwahrt ſich auf das Ent: 
Ihiedenjte gegen jede etwa beabfichtigte fernere Anwendung dieſer Uebereinkunft 
ald einen Bruch der Berfaffung.” 

F (Baden). Die I. Kammer beendigt die Berathung bes von 
der Regierung ihr vorgelegten Entwurfs einer neuen Verwaltungs: 
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organifation und ertheilt demfelben mit ben angebrachten Mobif- 
cationen ihre einftimmige Genehmigung. 

9. Mai. (Kurhefjen). Die Regierung lehnt den Antrag der Stände 

verfammlung wegen Entſchädigung der 1850 entlaffenen Staats— 

diener ab. Die Stündeverfammlung ſpricht ſich einſtimmig für den 

Erlaß einer Gewerbeordnung im Sinne vollftändiger Gewerde 

freiheit aus, 

(Heffen:Darmftadbt). Die 11. Kammer befchliegt mit 3 
gegen 5 (adelige) Stimmen, die Regierung um Revifion bes Frei 
geſetzes zu erjuchen. 

13. „ (Hannover) Der Ausfhuß des Celler Volks-Kirchentage 
erflärt in einer Anfpradhe an die evang. Gemeinden bie Bitte 
und Wünſche des Landes in den wefentlihften Punkten für nic 
erfüllt durch die Ef. Verordnung v. 29. v. M., erfennt aber inter 
felben dog immerhin einen Fortſchritt und ermahnt zu lehafte 
Theilnahme an den Wahlen für die Vorſynode. 


(Hannover) Aufruf der Hannover'ſchen Fortjchrittspartei be 
züglich der bevorftehenden Landtagswahlen : 

„.. Die Vergangenheit ber neu eingetretenen Minijter ift uns eime Ee 
rantie dafür, daß ein ungeſetzlicher oder umjittliher Drud auf die Wabla 
vom Minifterium nicht verjucht werben wird. Dem Lande wirb aljo, tu 
der großen Mängel des durch einfeitige Verordnungen wieberbergeitelte 
MWahlgefeges vom Jahre 1840, Gelegenheit geboten, durch die Wahl jean 
Vertreter nicht allein ein Urtheil abzugeben über bie jüngfiverfloffene Rex 
tionsperiode, fondern entjcheidend mitzuwirfen für die jo lange vergeblih « 
jehnte Herjtellung befjerer Zuftände. Grfüllen die Wähler ihre Pflicht and 
nur zum fleinen Theile, jo wird Hannover enblid einmal wieder eine zwei 
Kammer erhalten, welche nicht in unterwürfiger Hingebung an die Wünid 
oder Befehle der Minijter die wejentliche Aufgabe einer Landesvertretung judt 
fondern welche, in dem vollen Gefühle ihrer verfaffungsmäßigen Rechte un 
Verantwortlichfeit, jelbjtändig mitarbeitet an den Angelegenbeiten bes Yatcı 
landes. 

„Leicht wird freilich die Aufgabe der nächſten Ständeverfammlung nid 
fein. Sieben Jahre lang bat das vorige Minifterium nah Kräften geat 
beitet, die jo glüdlich begonnene Entwidlung bes öffentlichen Yebens zu unter 
brechen und zurüdzufchrauben, einjeitig alte, nicht mehr auf die jekigen Ju 
ftände pafjende Berfafjungsvorichriften wieder in das Yeben zu rufen, mi 
den durch die äußerſte Anjpannung aller Mittel zufammengebrachten wil 
jährigen Kammern einen großen Theil ber jegensreihen Geſetzesvorſchriften 
aus der Zeit von 1848 bis 1855 zu befeitigen, durch eine ungeheure Ste 
gerung aller Ausgaben, verbunden mit der Befeitigung der nothwendigſten 

Befugnifie der Stände und des Schatcollegiums bei der Gontrole des Staat: 
Haushalte unfere jo blühenden Landesfinanzen ernftlich zu gefährden. Manchet 
Jahr hindurch wird es ber vollen Hingebung unabhängiger, eimfichtiger und 
patriotifcher Männer in der Ständeverjammlung bebürfen, follen feite Pr: 
faffungszuftände, gefunde Grundſätze der Gefeggebung und ein fparfamer 9° 
fiherter Staatshaushalt wiederhergejtellt werben. 

„Durch die ohne Zuftimmung ber Stänbeverfammlung einfeitig e— 
Iafiene Verordnung vom 1. Auguit 1855. ift eine Reihe wichtiger Verfaflungt: 
vorfriften, namentlich über die Zujammenjegung beider Kammern, 1“ 
jentlich abgeändert. Diefe Verordnung enthält einen Eingriff im das öffentlih 
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Reht unferes Landes, zu welchem aud bie Mitwirkung und Gutheißung 
ber Bundesverfammlung eine Befugniß nad) —— Beſtimmungen 
der Bundes- und Landesverfaſſung nicht ertheilen konnte. Alle ſpäteren Be: 
ſchlüſſe der Ständeverſammlung über die Verfaſſung, die Geſetzgebung und 
die Finanzen leiden durch die rechtlichen Mängel einer ſolchen Grundlage. 
die Unſicherheit des Rechtes, welche durch dieſe einſeitigen Eingrifſe in das 
geſammte Verfaſſungsleben ‚Alp ift, it im ihren Folgen für das Rechts: 
bemußtfein im Lande unb für die Entwidlung unferer öffentlichen Verhält: 
niſſe von ber verderblichſten Wirfung. 

„Unfer Land hängt mit Liebe an ben Grundſätzen ber Berfafjung vom 
5. September 1848. Mac ber jtrengen Regel bes Rechtes könnten fie, 
als in giltiger, verfaffjungsmäßiger Weiſe niemals aufgehoben, noch heute als 
zu Recht beitehend angefehen werden. Sollte es aljo bem neuen Minifterium 
nicht gelingen, unter Mitwirfung ber jebt zufammentretenden Kammern in 
den Hauptpunften bie bejeitigten Beſtimmungen ber Berfafjung und Geſetz⸗ 
gebung aus ben Jahren 1848 bis 1855 wieder berzuftellen und bamit ben 
Ftieden und einen allgemein anerkannten Rechtszuitand im Lande zurüd: 
zuführen, fo ift die Gefahr nicht gering, daß bie Nechtsunficherheit und bie 
Verfafjungsconflicte ſich unabjehbar fortpflanzen; und bie Möglichkeit tritt 
heran, daß bei irgenb einer Gelegenheit bas Land unb feine Vertreter ſich 
veranlaßt ſehen, unter Befeitigung bes jegigen Zuſtandes eins 
fah auf das formell nidt ———— Recht von 1848 zu— 
rüdzugeben.... .“ 

Mai. (Heſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer tritt in dem 
Gonflict mit der Regierung über die Verbindlichkeit der auf früheren 
Landtagen vereinbarten, jedoch nicht in Geſetzesform veröffentlichten 
Befoldungs » und Perfonaletats der einzelnen Staatsämter (des 
fog. firen Etats) einftimmig dem vermittelnden Antrage bei, „bie 
Regierung zu erfuhen, daß ſolche unverzüglih zu einer Reviſion 
der dermaligen Perfonal: und Befoldungsetats ber Civilbehörden 
im Geifte größerer Vereinfachung und ber Erfparung bie geeigneten 
Einleitungen treffe und den Ständen darüber jedenfall für bie 
nächte Finanzperiode, in Betreff der Geſandtſchaften jedoch ſchon 
für diefe Periode, bie geeignete Vorlage made.” Die Regierung 
läßt die Erflärung ertheilen, fie „befürworte eine Drganifation 
des Bundes, welche geftatte, das active Gefandtfhaftsreht auf bie 
Bundescentralbehörbe zu übertragen.“ 

» (Holftein). Das Magiftratsgeriht in Kiel und das Ober: 
gericht in Glückſtadt lehnen die ihnen zugemuthete Verfolgung wegen 
Theilnahme an den ftattgefundenen pelitifhen Verſammlungen ab. 


„ Anfprache des Ausſchuſſes des Nationalvereins an die Mitglieber 
derfelben : 

„Der verhängnißvolle Ernft der politiſchen Lage hat ben Ausihuß bei 
einer diesmaligen Zuſammenkunft zu eingehenden Beiprehungen aufgeforbert. 
Indem wir von dem Ergebniß berfelben ben Vereinsmitgliedern Rechenſchaft 
ablegen, vertrauen wir auf ihre Uebereinftimmung und fordern fie auf, bie 
Gefinnung, zu ber fie ſich mit uns befennen, in ben beſonderen Kreifen ihrer 
volttifhen Thätigkeit bei jedem Anlaß zur Geltung zu bringen. 

„Dur bie Stellung ber preußiſchen Regierung zu bem Aufftand 
in Polen, durch den Äbſchluß ber Convention mit Rußland, durch ben ge: 
bälfigen Vollzug unmenfhliher Auslieferungsverträge, buch ein heraus: 
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forbernbes und benmoch ſchwankendes Verhalten zu ben übrigen Mädten — 
burch diefe von ganz Europa verurtheilte Politit wirb bie Ehre ber Natien 
gefährdet und zugleih ber bewaffneten Einmiſchung bes Auslands bie mil; 
fommenjte Hanbhabe geboten. Wir achten das heldenmüthig vertbeibist 
Recht des polniſchen Volks auf nationale Eriftenz; find auch die Eroberung, 
bie beutfcher Geift und beutfche Arbeit auf ehemals polniihem Boden geması 
haben, ummiberruflich, fo verſchmähen wir es doch, bie Helfershelſer de 
Unterbrüdfung zu fein. Wir fcheuen ben Krieg nicht, ber für eime aulı 
Sache unternommen und von vertrauenswürbigen Führern geleitet mır: 
wir verabfcheuen aber ben Krieg, ben eine abjolutiftiiche Gabinetspolitit im 
Dienſt verwerflicher Intereſſen uns aufbrängen will, und balten den jchonunge 
lofen unverföhnlihen Kampf gegen bie Träger einer ſolchen Politik für di 
erfte bürgerliche Pflicht. 

„Zeigt ſich das Minifterium Bismark bereit, uns in einen Krieg zu ver 
wideln, ber mit bem lähmenben Bewußtfein bes Unrechts geführt werde 
müßte, fo wirb es bagegen durch bie Verfolgung feiner reactionären Roliti 
genöthigt, felbft vor ber einfachen biplomatifchen Aufrechtbaltung uniere 
Rechts, bes beutfhen Rechts gegenüber der Anmaßung Dänemarks 
fraftlos zurüdzumeihen. Dem Patriotismus einiger Mittel» und Kfeinftaaie 
überlaffen es bie Großmächte Preußen und Deiterreih, bie einzig würdig 
Antwort zu finden, die Deutjchland auf das däniſche Märzpatent geben kam 
68 gilt in ber Sache ber Herzogthümer nicht allein die verpfündete Ehre iu 
Nation: e8 gilt au, eine Stellung zu gewinnen und zu befejtigen, bie fü 
ben Schuß unferer Küften, für bie Entfaltung unferer Seemacht, für di 
ganze politiihe Zukunft Deutfchlands von unberechenbarer Wichtigkeit 
Dies kann nur erreicht werden, wenn bie uralte Verbindung der Here 
tbümer in ihrem vollen Umfang wieber hergeftellt, ihr Verbältnik zu Tine 
marf auf bie Grunbfäge der Perfonalunion zurüdgeführt und bie audihlick 
liche Erbiolge des Mannsftamms zur Anerkennung gebracht wird, Dit 
Londoner Protocol, das bie Erbfolge eigenmächtig ändert, bat für Deut 
land und bie Herzogtbiimer niemals bindende Kraft gehabt; die Rerabredunge 
von 1851 und 1352, bie ſchmählichen Schranfen, die man zwiſchen Deutid 
land und jeinem Rechte ziehen ließ, find bdurch Dänemark jelbft in de 
Patent vom 30. März gebroden. Jetzt iſt es unfere Aufgabe wahrlich niet 
biefe Schranfen mühjelig mit eigener Hand wieder aufzurichten, jonber 
über ihre Trümmer hinweg nad dem ungejchmälerten Beſitz der alten Redt! 
u greifen! Schon bat ſich die Erkenntniß biefer Pflicht in zablreichen Ve: 
loss bes Nationalvereins, aber auch in politischen Kreifen, bie foni 
ben Beitrebungen bes Vereins feindfelig abgewenbet find, laut und nadbrüd: 
ih geäußert, Man fühlte, daß bier ein gemeinſames Intereſſe alle achtbaren 
Parteien, alle diejenigen, welden bie Ehre und Wohlfahrt ihres Vaterlande 
am Herzen liegt, zu einmüthigem Handeln verbindet. Nur durd bie An: 
nahme und entſchloſſenſte Ausführung des oldenburgifchen Antrags können 
bie Sünden ber Vergangenheit gefühnt werben. Und ift es vielleicht für 
biefe Sühne zu früh? Haben die Herzogthümer noch nicht lange genug den 
dänischen Drud erbulbet, fpielt das Ausland nod nicht Tange gemug mit 
unferer politiſchen Obnmadt?! 

„Es ift wahr: ein Blid auf bie letzten Schickſale der nationalen Bewegung 
ſcheint jede Hoffnung niederzuſchlagen. Als im Jahr 1859 Deutichland dem 
Krieg entgegenging, wurde bas Verlangen taufenbfadh laut, es müſſe die 
Leitung ber deutſchen Politif und Heeresmadt in bie Hand Preußens ge 
fegt werben. Jene Krifis verlief ohne Entſcheidung, fie hatte aber die Er— 
fenntniß ber alten Wahrheit aufs neue belebt, daß Deutfchland die Stellung, 
bie ihm unter ben Völkern gebührt, nicht einnehmen wird, jo lange nict 
feine Berfaffung im Geift ber bunbesftaatlihen Einheit von Grund aus reist: 
mirt iſt. Diefe Erkenntniß ſchuf ben Nationalverein und führte zu dem Aut 
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druck ber Zuverſicht, ber in unſerer Erklärung vom 4. September 1860 nieber⸗ 
gelegt ift: Deutichland werbe willig dem Oberhaupt bes mädhtigiten beutfchen 

taats die politiiche und militärifche Yeitung anvertrauen, wenn biefe Macht 
durch energifche Vertretung aller nationalen Intereſſen fich fähig erweiſe, 
ihren geihichtlihen Beruf thatkräftig zu erfüllen. Und was ijt feitber 
geihehen? Schritt für Schritt ift die preußiiche Regierung von ihrer Auf: 
gene weiter zurüdgewidhen, bis zu bem Punkt, auf dem wir fie heute er: 
liden: nicht als den Schirmberen, fondern als den gefährlichſten Widerfacher 
ber nationalen Intereſſen. Heute wie im Frühjahr 1859 bedroht uns Kriegs: 
gefahr; aber bie Aufrufe, die bamals Preußen zur Leitung beriefen, erneuern 
ch nicht — jie klingen wie ein bitterer Hohn auf bie Gegenwart. Heute 
wie im Herbit 1860 ift es bie gleiche Gejinnung, bie ben Nationalverein 
beberrfht; wenn aber Diejenigen, bie jet an ber Spike bes 
preußiiden Staates, vom eigenen Bolfe verurtbeilt, am 
Ruin ber preußifhen Stautsmadht arbeiten, vollends nad 
ber Zeitung Deutihlands greifen wollten, fo würben fie in 
ber erjten Reihe ber Kämpfer gegen eine ſolche Vermeſſen— 
beit dem Nationalverein begegnen. 

„Doh das Unheil, das über Preußen und dadurch über Deutjchland ge: 
fommen ift, darf weder unfere Hoffnung entmuthigen, noch unfere Thätigkeit 
läbmen. Die Bejtrebungen bes Vereins find nicht auf augenblidlichen Erfolg 
gerichtet, fie find deshalb unabhängig von ber augenblidlihen Gejtaltung ber 
Dinge. Sein Ziel it unverrüdt dasjelbe geblieben — die politijche Einheit 
Deutihlands — und nur bie Wege zum Ziel find verdunfelt. Je mehr durch 
eine furchtbar verblendete Regierungspolitif die innere freiheit und bie äußere 
Sicherbeit Deutfchlands bedroht it, um fo lebendiger wird im Volk bas 
Bewuhtiein der eigenen Pfliht und ber eigenen Kraft, ſich bie Bürg— 
jchaften einer bejjeren Zukunft zu erringen. Darum ſehen wir, baß feine 
Ungunft des Augenblids das fortichreitende Wachsthum unferes Vereins zu 
hindern vermag, daß bie in der Neichsverfaifung verkörperte bee ber 
nationalen Neugeftaltung immer tiefere Wurzel jchlägt, daß ber Ruf nad 
Wiederberftellung des nationalen Parlaments fogar in ben Lagern unferer 
Gegner nachzuhallen beginnt. Dies jind Grfolge, die und mit Zuperficht er: 
füllen, zur Veharrlichkeit und verboppelten Energie ermutbigen müfjen. Geben 
wir voran in feitgefchloffenen Reihen — es gilt ber ‘freiheit und der Größe 
bes Vaterlands !“ 


27. Mai. (Lippe). Die Regierung verbietet die Bildung einer Fort: 
ſchrittspartei. 


28. „ (Kurbeffen). Die Ständeverſammlung verwirft ben Re: 
gierungsvorfchlag bezüglihd Handhabung der Dienftorbnung - im 
Staatsdienſte. 

30. „ (Sachſen). Der am 25. April in Leipzig gegründete Fort— 
fhrittsverein für ganz Sachſen, der in der beutfchen Frage auf 
dem Boden der Reichsverfaffung ftchen und im Innern eine energifche 
und confequent vorwärtsgehende Neformpartei herftellen will, er— 
läßt einen Aufruf an alle Freunde des Fortſchritts in Sachſen: 

„Das fächfifche Volk entbehrt feit nun länger als zwölf Jahren die wid: 
tigften der vorher auf verfafjungsmäßigem Wege erlangten oder feierlih ihm 
verheißenen Rechte und Freiheilen. Faſt alle andern deutſchen Staaten er: 
freuen fich entweder bereits einer Freiheit, welche bas öffentliche Leben in 
ihnen befriebigt und beglüdt, ober And in ber frieblih und Fräftig wachlen- 
ben Entwidlung und dauernden Begründung biejes hohen Gutes, weldes 
durch materielles Wohlergehen niemals aufgewagen werben. kann, begrifien. 
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Die in jenen Jahren burdylebte Periode der Reaction unb bes Gtillfunw 
bat im ſächſiſchen Volfe das Bewußtjein, buch eigenen Werth unb une 
jährbare Verheißungen Anrecht auf gleiche Freiheiten und Rechte zu baden, 
zu erbrüden nicht vermodt. Um biefe zu erreichen, gilt es vor allem, fe 
unermübet zu erfireben. Zu biefem Zwece bat fi) ein Fortjchrittsverein ix 
Sachſen gebildet... . .“ 


4. Juni. Deutfch : evangelifche Kirchenconferenz in Eiſenach. Es nehme 


daran 26 Abgeordnete aus 22 Landesfirhen Theil. 


5. „ (Zollverein). Erklärung Preußens an ber Generalzollcm 


12. 


" 


13, 


ferenz in München bezüglich der Denkſchrift Bayerns vom 25. April 
für Beantwortung der öfterreihifhen Propofitionen. Preußen be— 
barrt darin auf feiner Anficht, daß es nicht thunlich fei, die Ten 
bandlungen über bie Fortſetzung des Zollvereins und über di 
Regelung bed Verhältniſſes zu Defterreich gleichzeitig im Angrif 
zu nehmen, baß bie legtern vielmehr erft dann aufgenommen wer: 
den könnten, nachdem die Fortdauer bed Zollvereins und zmur 
„unter Aufrehthaltung des mit Frankreich gefchloffenen Vertrage’ 
gefihert fein werte. Sachſen erklärt fih zu Unterhandlungen 
mit Defterreich jederzeit bereit, zumal es „die Hoffnung nicht au: 
geben Tann, daß es gelingen werde, noch fehr weitgehende un 
beiden heilen vortheilhafte Erleichterungen in bem Verkehr mit 
Defterreich zu erreichen, ohne deshalb die, wenigſtens vom Etant- 
punkte der fächfifchen Antereffen aus, hochanzufchlagenden Vortheile 
bes franz. Handelsvertrags aufopfern zu müſſen.“ Dagegen lehnt 
Sachſen bie in der bayerifhen Denkſchrift angebeutete Bildun; 
eines Sonberbundes in Zollſachen ziemlich entſchieden ab: „Di 
fähfifhe Regierung vermag nicht anzuerkennen, daß bann, ment 
eine Uebereinftimmung ber Anfichten in der Generalconferenz nidt 
zu erreichen fein follte, für den einen oder den andern Theil der 
bort vertretenen Staaten bereits ein Anlaß zu befonderen Ver— 
bandlungen vorhanden fei, hält fi vielmehr für verpflichtet, ſchon 
jest offen zu erflären, daß, wenn in biefem Falle bennod ven 
ber einen oder der andern Seite hierzu gefchritten werben ſollte, 
fie ih an folhen Verhandlungen nicht betheiligen würde.“ 

„ (Kurheffen).. Die Ständeverfammlung lehnt den von der 
Regierung vorgelegten Gefegesentwurf über Errichtung eines Staate⸗ 
gericht8hofe8 und die Beibehaltung des proviforifches Geſetzes von 
1831 bez. des Oberappellationsgerihts einftimmig ab. 

„ (Heffen: Darmftadt). Die II. Kammer befchliegt (in Folge 
ber Erfahrungen beim Prefgefeg) mit allen gegen 9 Stimmen, 
daß wenn ein mit bem Landtage vereinbarter Geſetzesentwurf nicht 
bis zum Zufammentritt des nächften orbentlihen Landtags von Kr 
Regierung publicirt werde, die Zuftimmung der Stände erlofchen fe 
„ (Zollverein). Bayern gibt an der Münchner Generaljol: 
conferenz eine weitere Erklärung dahin ab, baß bei den Berhandlungen 
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über bie Erneuerung bed Zollvereins ihrer Anſicht nach „bie bis: 
berige Grundlage und Drganifation des Vereins beibehalten und 
jedes weiter gehende Poſtulat Tediglih als offene Frage behandelt 
werden follte, wovon die Erneuerung der bisherigen Vereinsverträge 
nicht abhängig zu machen feien, und fordert Preußen auf, fich bes 
ftimmt darüber zu äußern, ob feiner Anſicht nach die öfterreichifchen 
Propofitionen von Seite des Vereins auch fernerhin noch unber 
antwortet gelafjen werben, ober allenfall8 den einzelnen Regierungen 
anbeimgegeben werben fol, dies nad) eigenem Ermeſſen zu tbun; 
dann auf welher Grundlage und unter welchen Borausfeßungen es 
die Eröffnung von Verhandlungen über die Erneuerung bes Zolls 
vereind zu proponiren gebenfe.” 


3. Juni. (Kurbeffen). Die Regierung legt ber Ständeverfammlung 


yg 


8. 


einen neuen Staatsdienſtgeſetzesentwurf vor, nachdem bie Stände 
ben erften Entwurf einftimmig abgelehnt haben. 


» (Bayern) erneuert feinen Proteft bezüglich Webertragung ber 


griedhifhen Krone auf den Prinzen Wilhelm von Dänemarf. 

(Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe erftatten ber Bunbes: 
verfammlung Bericht und Antrag in ber Schleswig-Holſteiniſchen 
Trage. Der Antrag nimmt fowohl von dem Oldenburgiſchen, daß 
ber Bund fih nun auch feinerfeitd von den Verpflichtungen ber 
Jahre 1851 und 1852 Iosfage, als von dem Hannoverfchen, daß 
ber Bund die dänifche Verordnung v. 30. März einfach für nichtig 
erfläre, Umgang und geht vielmehr dahin, bie bänifche Regierung 
aufzufordern, daß fie felbit diefe Verordnung binnen ſechs Wochen 
außer Wirkfamteit fege und dem Bunde binnen berfelben Friſt mit: 
theile, daß fie zur Einführung einer bie Herzogthümer Holftein 
und Lauenburg mit Schleswig und Dänemark vereinigenden Gefammt: 
verfafjung, fei e8 nun auf Grundlage ber DBereinbarungen von 
18°Y,, oder der englifchen Vermittlungsvorſchläge, die nöthigen Ein- 
leitungen getroffen habe. Zugleich foll ber vereinigte holſteinſche 
und Erecutionsausfhuß beauftragt werben, bie für ben Fall ber 
Weigerung Dänemarks zu ergreifenden Maßregeln vorzufchlagen. 

(Zollverein). Bayern richtet an die in näherer Beziehung zu 
ihm ftehenden Regierungen eine Depefche bezüglih Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge auf der bisherigen Grundlage und fügt berfelben 
eine „Punctation zu einer vorläufigen Vereinbarung” unter ben= 
jenigen Regierungen, welche ben franz. Handelsvertrag verworfen 
und benfelben nicht ald neue Grundlage der Zollvereinsverträge 
annehmen wollen, bei. 


Depeihe: „. . . da in ber preußiichen Erflärung vom 5. Juni bas 
Vorhaben, die Annahme des mit Frankreich abgejchlofjenen Vertrags zur Be: 
dingung ber Erneuerung ber Zollvereinsverträge zu machen, ziemlich beftimmt 
ausgebrüct ift, und da hiernach wie nad) dem ganzen bisherigen Verfahren 
ber preußifchen Regierung bie Beſorgniß nahe liegen bürfte, es werde biefelbe 
auch fernerhin bemüht fein, diejenigen Regierungen, weldye gebachten Bertrag 


42 


Deutfhland. 


abgelehnt haben, noch zu deffen Annahme und zu allen fi bierams er 
benben Gonfequenzen, insbefondere zur Auflöfung bes bisherigen Pertragk 
verhältnijfes mit Defterreich zu beftimmen; fo liegt es nicht außer bem Be 
reiche bes Wahrfcheinlichen, daß die Antwort ber preufiichen Regierung al 
bie neuerliche Aufforderung vom 13. biefes ber früheren ähnlich ober mim 
beftens einer Ablehnung gleihlommend und bilatorifd fein werde. Es dürfe 
demzufolge für alle diejenigen Regierungen, welche entweder ben franzöficen 
Vertrag abgelehnt haben, oder mindeſtens benlelben nicht für höher und wid 
tiger anfchlagen, als die Erneuerung des Zollvereind auf ber bisherigen Grund: 
lage, eine dringende Veranlaffung gegeben fein, dieſe Eventualität, wie a 
ber biefjeitigen Denkfchrift vom 25. April db. %. bereits angebeutet und von 
mehreren Regierungen als zwedmäßig anerfannt worden ih, jest ſchon int 
Auge zu faffen und ihr Verfahren für einen ſolchen Fall zum WBoraus tet 
zuftellen und gemeinfchaftlich zu regeln. Und felbft in dem erwünſchten yalk, 
daß bie zu erwartenden weiteren Neußerungen in einem Sinne erfolgen, welder 
ben Eintritt in bie in ber Erklärung bes preußifchen Commiſſärs vom 5. d. M. 
in Ausſicht geitellten Berhandlungen ermöglichen wird, möchte es dennoch tür 
ih fein, ſich jet jchon, für den Fall etwaiger Grfolglofigfeit diefer Verbant: 
lungen, in der vorerwähnten Weiſe über ein weiteres gemeinfchaftliches Te 
fahren eventuell zu einigen.’ 

Punctation: 1) Die contrabirenden Regierungen erflären hiermit ib 
Bereitwilligkeit, den beitehenden beutfchen Zollverein, und zwar im Weiem 
lichen auf der durch bie Verträge vom 4. April 1853 feitgefegten Grundlage. 
fortzufeßen und zu biefem Ende demnächſt Verhandlungen zu eröffnen um 
einen Vertrag abzufchließen. 2) Im Falle nicht alle ben gegenwärtigen Zol: 
verein bildenden Staaten geneigt jein follten, einer Fortfegung bes Bereimt 
auf ber angegebenen Grundlage beizutreten, werden bie jet comtrabirenden 
Staaten wenigitens ihrerjeits die Gontinuität des Nereines wahren und iu 
biefem Ende einen Erneuerungsvertrag fchließen, ben vorläufig nicht beitre 
tendben Staaten aber den fpätern Beitritt ausbrüdlich vorbehalten. 3) Sell 
es von Seite ber ben Zollverein fortfeßenden Regierungen für amgemellen 
erachtet werben, ben Verein felbit in zwei Gruppen zu tbeilen, jo joll jet 
biefer Gruppen als ein integrivenber Theil bes Zollvereines betrachtet werben 
und zwiſchen benfelben vollfommene Verkehrofreiheit für alle inländiſchen 
Landes- und Anbuftrieprodufte, ſowie, foweit möglich, vollfommene Gleihhi 
aller inneren Ginrichtungen beftehen. Die vollftändige Bereinigung fell ſojott 
wieder eintreten, ſobald die entgegenſtehenden Hinderniſſe beſeitigt find. 4) Tu 
contrahirenden Regierungen erflären im gleicher Weiſe ihre Bereitwilligleit, 
ben unterm 19. Februar 1853 mit Oeſterreich abgeſchloſſenen Vertrag zu & 
neuern und in Gemäßheit des Artikel 25 besfelben zu erweitern. 5) Ju 
biefem Ende wollen biefelben mit ber k. £. öjterreichifchen Regierung aus An: 
laß ber Propofitionen derfelben vom 10. Juli v. 3. in Verhandlung treten, 
und werben fofort nach Abichluß des gegenwärtigen Vertrages aus ibrer 
Mitte eine oder mehrere Regierungen bevollmächtigen, welche die Verband: 
lungen mit Dejterreih führen follen. 6) Die contrabirenden Regierungen 
erflären fich ferner bereit, eine angemeljene Reform des gegenwärtigen Bereine: 
tarifs im Sinne der Erleichterung mit Rückſicht auf bie Berhältmifle zu 
Defterreich entweder in nächſter Zeit, oder im Laufe weiterer Verhandlungen 
eintreten zu lafjen. 7) Diefelben verpflichten ſtch endlich gegenfeitig, ſowohl 
bei den erwähnten Verhandlungen mit Oeſterreich, als auch bei allen ſonſtigen 
Maßregeln, welche eine weſentliche Abänderung der bisherigen Grundlagen 
und Beſtimmungen des Zollvereins bezwecken, nur im gemeinſchaftlichen Ein⸗ 
verſtändniſſe zu verfahren und zu dieſem Ende einen fortwährenden birelten 
Verkehr zu erhalten. 


19. Juni. (Hannover). K. Patent bezüglich Aufhebung des Staber Zell. 
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(Heffen:Darmftadt). Die II. Kammer verweigert dem Mis 
nifterium neuerdings mit allen gegen 8 Stimmen die Vollmacht 
zum Abfchluß von SHandelsverträgen. 

(Bayern). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige: 

„... Die Neubildung der Kammer ber Abgeordneten iſt in Wahlen, 
beren Freiheit Meine Regierung in keiner Weife beengt bat, und unter bem 
friſchen Eindrucke lebhafter Grörterungen über die eingreifenben Fragen er: 
folgt, welche bermalen ganz Deutjchland beichäftigen. Hiedurch wird Mir eine 
ausreichende en geboten, daß Ich dur das Organ biefes Lanb- 
tages den unverfälichten Ausbrud ber öffentlichen Meinung über jene Fragen 
vernehmen werde. Es wird Mir zur hoben Genugthuung gereichen, auf 
biefem Wege Mich in ber Ueberzeugung beftärft zu fehen, daß Meine Politik 
mit ben Wünfchen und Sympatbien Meines treuen Volkes im Einflange ſich 
befindet. Ich habe im Vereine mit mehreren deutfchen Regierungen am Bunde 
einen Antrag ftellen Iaffen, durch welchen Ich das Merk gemeinfamer Geſetz⸗ 
gebung fördern und gleichzeitig eine Reform ber ee 

anbahnen zu können glaubte. Diefer Verfuch ift gefcheitert, Ich werde Mi 
indeſſen biedurh nicht abhalten Iafjen, zu jeder ben wahren Bebürfniffen . 
Deutichlands entiprechenden Ausbildung des Yundesverfaffung, unter ent: 
fhiebenem Keftbalten an ber Selbfiändigfeit Bayerns, bereit: 
willig und fräftig mitzuwirken. Die Vorforge für die materiellen Interefien 
bes Landes und für Aufrehtbaltung feiner Unabhängigkeit, fo: 
wie bie Rüdfiht auf die Kandelsbeziehungen zu einem benachbarten Bundes— 
ftaate haben auch Mich beftimmt, dem von ber königlich preußifchen Regierung 
im Namen bes Zollvereins mit Frankreich abgefchloffenen Handelsvertrage 
in feiner bermaligen Faffung nicht beizutreten. Die bieraus für den Fortbe— 
ftand des Zollvereines abgeleiteten Beſorgniſſe vermag Ich nicht für begründet 
zu erfennen. Ich gebe Mich vielmehr gerne der Hoffnung bin, daß die nicht 
nur auf Erhaltung, ſondern auch auf Erweiterung bes Zollvereines gerichteten 
Beitrebungen Meiner Negierung von fegensreichem Erfolge werden begleitet 
fein. Die Page der europätfchen Verbältniffe ift leider nicht fo geitaltet, daß 
fie eine Verminderung ber bayeriſchen Wehrkraft als räthlich erjcheinen ließe. 
Die Vaterlandsliebe der Kammern wird vor ben Anjtrengungen nicht zurüd: 
treten, welche bie Ehre und Unabhängigkeit Bayerns erheiſcht. Die 
Gunſt der Umftände wird geftatten, ohne erhöhte Ananipruchnahme ber Steuer: 
fraft das Erforderliche vorzufehren. . . . Es ift mir nicht entgangen, baß bie 
Geſetzgebung Meines Pandes im Bereiche der inneren Verwaltung in mehrfacher 
Beziehung einer Umgeitaltung bedarf. Die Gewerbsfrage befindet ſich in 
einem Webergangsitabium, welches eine Löſung auf geſetzlichem Wege erfor: 
berlih macht. Es gilt biebei, die Anforderung freier Bewegung mit beftehen- 
ben Rechten und Intereſſen in möglichit jchonender Weife auszugleichen. Eine 
wahrhaft gebeihliche Erledigung biefer Angelegenheit ift aber burch gleichzeitige 
umfajlende Reformen auf dem Gebiete ber Gemeindeverwaltung, ber Armen: 
pflege, ber Anfäfligfeits: und Heimatbsgefekgebung bedingt. Yon ber Er: 
kenntniß der tiefeingreifenden MWichtigfeit bdiefer Reformen durchdrungen, ift 
Meine Regierung angelegentlich mit denfelben beſchäftigt. Aber wie jchwierig 
auch, diefe Gefammtaufgabe ſich geftalten mag, — reblihem Gifer, gepaart 
mit patriotifcher Opferwilligfeit, wird es gelingen, ben Weg erfpriehlicher Lö⸗ 
ſung zu finden, — zum ſprechenden Belege dafür, daß jede Schwierigkeit zu 
bewältigen ift, wo bie Krone und die Vertreter der Nation in wechſelſeitigem 
Vertrauen fich begegnen.“ 


(Hamburg). Die Bürgerfchaft verwirft den von ihrem Aus: 
Ihufje ausgearbeiteten Antrag auf Einführung eines Miliziyftemes 
wie in ber Schweiz mit dem Prinzip allgemeiner Wehrpflicht. 
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26. Juni. (Lippe). Die Regierung verbietet die Abhaltung einer 
Bollsverfammlung zu Befprehung kirchlicher Angelegenheiten. 

29. „ (Heffen: Darmftadt). Die I. Kammer befchliegt mit großer 
Mehrheit dem Befchluffe der I. Kanımer für Einführung ber Ey: 
nodal⸗ und Presbpterialverfaffung nicht beizutreten, weil die Stände 
in Tragen ber innern Kirchenverfaffung nicht zu irgend welcher 
Heußerung zuftändig feien. 

30. „ (Kurbeffen). Der Kurfürft genehmigt das Finanzgeſetz nad 
ben Beihlüffen der Ständeverfammlung. Damit ift die 13jährige 
Budgetlofigkeit bes Landes beenbigt. 


1. Juli. (Heffen:Darmftadt). Die II. Kammer erklärt fi mit 
allen gegen eine Stimme für unbebingten Beitritt zum franz. 
preuß. Handelsvertrage und wünſcht erft nach erfolgtem Beitritt 
Berbandlungen über Mobifitation des Art. 31 besfelben. 

2—4. Juli. (Bayern). Moreßdebatte der Abge-Kammer. Die nad 


dem Antrage der Commiſſion beſchloſſen Adreſſe lautet: 

„+. Dankbar erfennt biejelbe in ber burcch die Lage ber Gejepgebuma 
wie durch ben Umſchwung ber politifchen VBerhältniffe veranlaften, von Seite 
ber Staatsregierung in feiner Weile beengten Neuwahl der Kanımer bie Ab- 
fiht Ew. k. Maj., ber Stimme Ihres Volkes im Geifte ber Verfafjung Ge— 
legenheit zur Geltendmachung barzubieten. Freudig begrüßt bie Kammer ber 
4 —— bie Verſicherung Ew. k. Maj., daß das Scheitern bes Antrages, 
welchen Allerhöchſtdieſelben im Vereine mit mehreren deutſchen Regierungen 
zum Zwecke ber Förderung gemeinſamer Geſetzgebung, ſowie zur Anbahnung einer 
Reform ber Bunbesverfaifung hatten ſtellen laſſen, feinen Stillſtand 
in ben Unterhandlungen zur Herbeiführung einer, ben wahren Bedürfniſſen 
Deutjchlands entſprechenden Bunbesreform nad) fich ziehen jolle, jondern bat 
Ew. f. Maj. auch ferner im jeder geeigneten Weije hiezu fräftig mitzuwirken 
bereit feien. Die beitehenden PVerhältnijje Deutichlands, wie jolde aus bem 
Verlaufe einer vielhunbdertjährigen Gefchichte hervorgegangen find, bedingen 
bie föberative Korm ber Bundesverfaſſung. — Eine bie Mög: 
lichkeit raſchen Entichluffes und thatfräftigen Handelns in jich vereinendbe Voll: 
zugsgewalt und eine Volfsvertretung, ausgeftattet mit ausreichenden Befug— 
nifjen und getragen von ber Öffentlihen Meinung ganz Deutſchlands, werben 
es vermögen, dem Bebürfniffe Aller nah Ginigung, jowie ben beredhtigten 
Anſprüchen ber Einzelnftaaten auf Selbftändigfeit gerecht zu werben. Die 
Machtſtellung und Geltung ber beutfchen Großftaaten wird dann zum Seile 
bes gejammten Waterlandes bienen unb eine fräftige Bürgichaft geichaffen 
werben für wirffamen Schuß nad Außen und jegensreihe Gntwidelung ber 
geiftigen und materiellen Kräfte im Innern. Die Kammer ber Abgeordneten 
theilt mit Ew. f. Maj. Regierung die Ueberzeugung, baß ber von ber fal. 

reußiſchen Regierung mit Frankreich — Handelsvertrag in 
feiner gegenwärtigen Faſſung in feiner Weiſe annehmbar erideint, und er 
wird dies namentlich jo lange bleiben, als berjelbe Beitimmungen enthält, 
bie jene Hoffnungen, welche aus eingegangenen Verpflichtungen gegen ein 
Brubervolf erwachſen find, für alle Zukunft zerftören. Die Kammer ber Ab: 
geordneten gibt jih aber audy gerne ber von Ew. k. Maj. ausgelprochenen 
offnung bin, daß ber, vorzugsweiſe buch Bayerns Mitwirkung gegründete 
egensreihe Zollverein erhalten bleiben werbe, und glaubt, daß bie Be 
forgniß einer Gefährbung feines Beitandes in dem Maße fchwinden wird, 
als die Verhandlungen darthun werden, baf bie bayeriiche Regierung mit 
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mungen bes Hanbelsvertrages bie feite Abficht verbindet, die Erhaltung bes 
Vereines durch alle mit ben eingegangenen Verpflichtungen und ben politifchen 
und materiellen Intereſſen bes Landes vereinbaren Zugeftändnifje zu ermög— 
fihen. Muß bie Volfsvertretung mit Ew. f. Maj. auf das Tieffte beflagen, 
daß die Lage ber europäiſchen Verhältniſſe es nicht geftattet, die Mittel, welche 
bie Wehrkraft des Landes außer ben biefür regelmäßig erforderlichen Beträgen 
in Anspruch nimmt, auf probuctivere Weife zu verwenden, jo wirb fie doch 
nicht anſtehen, diejenigen Summen zu bewilligen, bie für ben Schuß ber 
Ehre und Unabhängigkeit des Vaterlandes nothwendig find. . . . Freudigen 
Herzens ſpricht die Kammer bie Gefühle des Dankes aus, zu weldem Ew. 
Maj. unermüblihe Sorge für das geiftige und materielle Wohl Bayerns, bie 
daburd bedingte jteigende Wohlfahrt und Zufriedenheit im Innern, die er: 
böhte Geltung und Achtung nad Außen jie verpflichten.“ 

Der vom Abg. Völk und der Fortjchrittspartei geftellte Amenbements- 
antrag zur beutjhen Frage: 

„Wir danken Ew. f. Maj. für die Zuſage, zu jeder den wahren Bebürf: 
nifien Deutihlands entſprechenden Umbildung der Bundesverfaſſung Fräftig 
mitwirfen zu wollen. Zu biejen wahren Bedürfniſſen bes deutſchen Volfes rech— 
nen wir die Herjtellung einer aus bejjen Mitte hervorgegangenen Volksver— 
tretung, und wir vermochten in ber beabfichtigt gewejenen Delegirtenverfjamm: 
fung eine Befriedigung dieſes Bebürfnifjes nicht zu erkennen, Das bayerijche 
Rolf hält mit Ew. f. Maj. feft an der Selbftändigfeit Bayerns und 
es iſt nicht gewillt, in einem anderen deutſchen Staate aufzugehen ober einem 
jolchen ſich unterordnen zu lafjen; wir glauben aber, daß eine den wahren 
Bebürfnijien Deutfchlands entiprechende Ausbildung der Bundesverfafjung nicht 
zu erreichen fei ohne Unterordnung ber beutjhen Bunbdesjtaaten 
unter eine, wie immer gebildete Gentralgewalt, deren Wirkungs— 
freis genau begrenzt und nicht weiter ausgedehnt würde, als es bie Förde— 
rung ber gemeinjamen ntereffen im Innern und die Aufrechthaltung ber 
Ehre, Sicherheit und Machtftelung nah Außen unumgänglid erheiſcht. Wie 
dringend ——— eine ſolche, die Möglichkeit raſchen Entſchließens und 
thatkräftigen Handelns in ſich vereinende Gewalt für Deutſchland fei, beweift 
gerade jeßt die Haltung, welche dafjelbe in der ſchleswig-holſteiniſchen Ange: 
legenbeit den rechtsverlegenden Schritten Dänemarks gegenüber annimmt” — 
bleibt, mit 15 Stimmen, ba fi die Pfälzer demfelben nicht anſchließen, in 
ber Mimorität; 
ebenſo zwei Amenbementsanträge zur Hanbelsfrage, berjenige des Abg. 
Völk und der Fortichrittspartei: „In dem von ber k. preuß. Regierung im 
Namen des Zollvereins abgefchloffenen KHanbdelsvertrag vermögen wir eine 
Gefährdung der Unabhängigkeit Bayerns nicht zu erfennen, find aber mit 
Ew. f. Maj. der Ueberzeugung, daß durch die Vorforge für die materiellen 
Imterefien des Landes, jowie auh in Nüdfiht auf die Handelsbeziehungen 
zu Deiterreich, die Bemühungen ber Regierung Ew. f. Maj. ſich rechtfertigen, 
Abänderung in dem erwähnten Vertrag zu erzielen. Wir wünſchen und 
erwarten nichts fjehnlicher, als daß die auf Erhaltung und Erweiterung bes 
Zollvereins gerichteten Beitrebungen ber Regierung Ew. f. Maj. von ſegens⸗ 
reihem Erfolg begleitet jein mögen. Der Zollverein ift diejenige Schöpfung, 
welche, ſeitdem das deutſche Volk die Fremdherrſchaft von feinem Boden ver: 
jagt hat, bei weitem das meijte zu feiner Ginigung und materiellen Kräfti- 
gung beigetragen bat. Eben beshalb fünnen wir aber nicht verhehlen, daß 
ſich die lebhafteſte Bejorgniß der Gemüther bemächtigt bat, feit die noch ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen einen Ausgang genommen haben, welder ben fort: 
beitand des Zollvereins in Frage ftellt und damit nicht nur bie bebauerlichite 
Gefährdung der nationalen Intereſſen, fondern auch eine neue Zerflüftung 
beforgen läßt. Wir würden in der Auflöfung bes Zollvereins ein National: 


bem unverbrüdlichiten Feſthalten an ande ber oben berührten Beſtim⸗ 
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unglück erblicken und ſehen mit Sorgen nad einer Wendung jener Berk: 
lungen, welche bie Gefahr bejeitigen und die Umfjicherheit beenden, weldt | 
jegt lähmend auf Handel und Gewerbe wirken.“ 

wie berjenige des Abg. Umbjcheiden und ber Pfälzer: „Die Kammeı 
Abgeordneten erfennt das Gewicht der Gründe, weldhe Emw.f. Maj. Regie: 
beftimmten, dem von Preußen mit Frankreich abgejchlofienen Handelsver 
in feiner dermaligen Faſſung nicht beizutreten. Sie gibt jich jedoch mit 
f. Maj. bem freudigen Vertrauen bin, baß die auf Erhaltung bes Zollver 
gerichteten Bejtrebungen von fegensreihem Erfolge begleitet jein und ba 

leich bie aus eingegangenen Verbindlichkeiten gegen einen benachbarten Bun 

Eat erwachjenen Hofinungen in Erfüllung geben werden. Sobald an 
Stelle der Forderung unbedingter Annahme des Handelövertrags mit et 
tueller Kündigung bes Zollvereins einer: und ber einfachen Ablehnung 
Vertrags andererjeits von aufrichtiger VBerjöhnlichkeit geleitete Umterba 
lungen über die einzelnen Mängel bes Hanbdbelsvertrags 
treten find, werden die Beforgnifje vor Sprengung des Zollvereins, di 
Nationalunglüd von unüberſehbarer Bedeutung, verſchwinden.“ 

indem jener mit 15, diefer mit 20 Stimmen in ber Minderheit bi 
bie ganze Abrefje dagegen in ber yaflung bes Ausſchuſſes mit 108 9 
36 Stimmen (ber Fortſchrittspartei unb ber Fraction ber Pfälzer) « 
nommen wirb, 


2. Juli. (Bundestag) Beihluß der Bundesverfammlung bezüg 


9. , 


11 


17. 


23 


ber Unterkunft: und Berpflegungsfoften der Bunbesgarnijen 
Frankfurt. 

(Kurheſſen). Die Ständeverſammlung beſchließt einftimn 
ihren Beſchluß vom 13. Dec. 1862 für Annahme des franz. Handı 
vertrage® der Regierung in Grinnerung zu bringen. 

(Bundestag). Die Bundesverfammlung nimmt mit Mebrl 
den Antrag der vereinigten Ausfchüffe vom 18. Juni bez. 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage an. 

(Hannover). Allgemeine Landtagswahlen. Haft die Hi 
der Gewählten gehört der Fortichrittspartei an. 


(Zollverein). Die ©eneral:Zollconferenz in Münden w 
gefhlofien, ohne daß Defterreih auf feine Propofitionen geantwor 
worben wäre. 

(Naffau). Die I. Kammer erklärt mit 43 gegen 11 Ei 
men die vorjährige Zuftimmung der I. Kammer zu dem Entww 
eine® Preßgeſetzes für erlofhen, weil die Negierung dasfelbe E 
jegt nicht publizirt hat. 

(Baden). Schluß des Landtags. Der Großherzog wirft 
der Thronrede einen befriedigten Rüdblid auf die Reihe der We 
Landtage bereits erledigten gefeßgeberifchen Arbeiten : 

„. . . . In bie Organifation der inneren Verwaltung ift ber Kam i 
reihen Früchten gelegt ; einer regen Theilnahme Meines Volles für je 
eigenften Interefjen wird es gelingen, biefelben zur Reife zu bringen. © 
ftete Beftreben Meiner Regierung wirb es bleiben, bdiefe Gmtwidelung i 
fördern, und ohne Eiferfucht a bie freie Selbjtverwaltung Meines Tolt 
erflehe Ich ben Segen bes Himmels für das Gebeihen feiner Tätige 
Ich Hoffe zuverfichtlih, daß ber nüchite Landtag, Ihre mühevollen Tu 
arbeiten forgfam verwerthend, das begonnene Werk in gleicher Gefinmung } 
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Enbe führen werde... . Nähert fich bamit ber Zeitpunft, im welchem bie 
Ihätigfeit ber Geſetzgebung ihre bedeutfamfte Aufgabe erfüllt bat, fo tritt 
um fo erniter die Pflicht an bie Staatsbürger, bie begonnene Umgeftaltung 
in ber raftlojen Arbeit bes Lebens weiter zu führen. Nur opferbereite Mit: 
wirkung berjelben ſichert den endlichen Erfolg. Wir müffen uns Alle be- 
währen als wahre Freunde ber Freiheit, jener Freiheit, bie fich felbft be— 
berricht , und jenes Fortſchrittes, ber, aus ber Ginficht des Bebürfmifjes her⸗ 
vorgehend, fi in bejonnener Erwägung bes Staatswohls, in treuer Liebe 
zum Baterlande verwirklicht.“ 


Juli. (Heſſen-Darmſtadt.) Die II Kammer verwirft bie 
bindende Kraft ber firen Etats für die Gefandtfhaften und be— 
willigt dafür mit 31 gegen 14 Stimmen ftatt 60,000 fl. nur 
30,000 ft. 

» (Bapern). Die II. Kammer befchließt einftimmig, die Re— 
gierung um eine Vorlage auf Abkürzung ber fehsjührigen Finanz: 
perioden noch auf dieſem Landtage zu erfuhen. Die Regierung 
lehnt den Antrag ab. 

» (Srankfurt). Der Senat entjhließt fih endlich mit Mehr: 
beit der Stimmen für die Zuläffigfeit derjenigen 19 Artifel, welche 
die Orundlage zu einer Berfaffungsänderung bilden follen, und 
macht darüber eine Vorlage an die gefeßgebende Verſammlung. 


: » (Bayern). Der Abg. Völk imterpellirt die Regierung bezüglich 
der i. J. 1849 verfprochenen Vorlage behufs Erweiterung und 
Umbildung des Reichsrathes. Die Regierung weist in ihrer Ant: 
wert auf die befriedigenden Zuftände des Landes und die Eintracht 
zwijchen den drei Factoren der Geſetzgebung hin, um jene Zus 
mutbung abzulehnen. 


Aug. (Hannover). Reſultat der Wahlen zur Borfynode. Die 
geiftlihen Wahlen find in unermitteltem Gegenſatze ausſchließlich 
auf entjchiedene Orthobore, die weltlihen auf unzweifelhafte An: 
bänger der Celler Berfammlung gefallen. — 


—3. Aug. (GFürſtencongreß). Der Kaiſer von Oeſterreich be— 
ſucht den König von Preußen in Gaſtein. Der Kaiſer über— 
gibt dem König eine Denkfchrift über die unabweisbare Re: 
form der deutſchen Bundesverfaffung. Die Fürften verabſchieden 
fh. Am Abend bringt ein Adjutant des Kaifers dem König bie 
förmliche Einladung zu einem Congreß ſämmtlicher deutſcher Fürften 
auf den 16. gl. M. in Frankfurt. 

Defterreihifhe Dentihrift über die Notbwenbigfeit einer 
Reform der dbeutfhen Bundesverfaffung: I. Je unfidherer fich 
die Lage Europas gejtaltet hat, deſto umabweislicher tritt am bie beutjchen 
Fürften die Aufgabe heran, Angefichts der inneren und äußeren Gefahren, 
welche Deutichland bedrohen, fich rechtzeitig einer baltbaren Stellung zu 
verfichern.. Gine folde Stellung fann unter ben Verbältniffen, bie ſich 
in den lepten Jahren ausgebildet haben, augenſcheinlich nicht mehr einfach 
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auf die beftehende Bunbesverfaffung gegründet werben. Seit lamge find 
bie Bundesverträge von 1815 und 1820 in ihren Funbamenten erihät- 
tert. Cine Reihe zufammenwirfender Thatſachen hat bas Gebäude bieier 
Verträge allmählich immer tiefer untergraben. Der ganze Gang ber m 
neren Gntwidelung Deutichlands während bes lektens Jahrzehents bat au 
bie Anjtitution des Bundes in ihrer bisherigen Gejtalt jo ungimitig als 
möglich eingewirft. Theils bat die Unfruchtbarkeit aller Bemühungen, durt 
den Bund bie gemeinjamen beutjchen Intereſſen zu fördern, den Bund m 
der allgemeinen Meinung entwertbet, theild haben bie Bedingungen, umte: 
weldyen die Bundesverträge gejchlofjen wurden, durch die politiihen Greiguiik 
ber Neuzeit folgenreihe Veränderungen erfahren. In DOejterreih wie u 
Preußen find neue Staatseinrihtungen gejchaffen worden, Ginricdptungen, 
welche auf das Verhältniß beider Monarchien zum Bunde einen mächtigen 
Einfluß ausüben müjjen, bis jegt aber noch jeder Vermittelung und jedes 
regelmäßigen Zujammenbanges mit dem Organismus bes Bundes entbebren. 
Auch alle anderen deutſchen Regierungen Er wiederholt und feierlich das 
Bebürfniß einer gründlichen Neugeftaltung der Bunbesverfaflung anerfanm. 
So bat jih denn in Deutjchland unaufbhaltfam ein fortichreitender Proceh 
ber Abwendung von bem bejtehenden Bunde vollzogen, ein neuer Bund aber 
ift bis heute nicht geichlojien und das Facit ber meuejten deutſchen Geſchiche 
ift fomit zur Stunde nichts als ein Auftand volljtändiger Zerflüftung umb 
allgemeiner Zerfahrenheit. Man denkt in der That nicht zu nachtheilig von 
ve Zuftande, wenn man fi eingefteht, daß die beutichen Regierungen 
im Grunde ſchon jeßt nicht mehr in einem fejten gegenjeitigen Bertrass- 
verbältnifje zufammenjteben, fondern nur noch bis auf weiteres im 
Vorgefühle naher Kataftropben nebeneinander jortleben. Di 
beutjche Revolution aber, im Stillen geihürt, wartet auf ihre Stunde. 
„Diefe Wahrbeiten, beflagenswerth wie fie find, würden doppelt gefährlis 
fein, wenn man bie Augen vor ihnen verſchließen oder fich ihnen wie einem 
unabänderlihen Verhängniß obne einen enticlofjenen Verſuch der Wbbilr 
unterwerfen wollte. Weiſe Regierungen werden allerdings nicht freimillis 
einen Augenblid der Gefahr und Krijis wählen, um an den Reiten eine 
zwar wanfend gewordenen, aber noch nicht durch neue und volllommnere 
Schöpfungen erjegten Rechtsordnungen zu rütteln. Aber fat wie Ironi 
müßte es Flingen, wollte man biejen an ſich richtigen Sat auf den Statusau: 
ber beutjchen Bunbdesverhältnifje anwenden. Diefer Statusquo it ſchlecht— 
bin ſ chaotiſch. Der Boden ber Bunbesverträge ſchwankt unter den Füßen 
bejien, ber ji auf ihn jtellt, der Bau ber vertragsmäßigen Ordnung ber 
Dinge in Deutjchland zeigt überall Riſſe und Spalten, und ber bloke 
Wunſch, daß die morſchen Wände den nächſten Sturm noch aushalten mögen, 
fann ihnen die dazu nöthige sFejtigfeit nimmermehr zurüdgeben. Weber 
Deiterreih, no Preußen, nod bie übrigen deutſchen Staaten fünnen ji 
mit irgend einem Grade von Vertrauen auf ben Bund in feinem jegigen 
Zuſtand jtügen. Je deutlicher fie dies erfennen, bejto weniger dürfen fie an 
ber vollen Berechtigung bed Verlangens nad) einer Reform, durch welche das 
Bunbdesprincip mit neuer Lebenskraft erfüllt würde, zweifeln. Prüfe man 
nur mit Unbefangenbheit die Stimmen, welde in unferen Tagen biefen Ruf 
erheben! Sie ertönen beute nicht mehr aus bem Lager ber dejtructiven 
Parteien, bort wird im Gegentheil jede Hofinung auf eine geſetzliche Re— 
form ber bdeutjchen Bunbdesverfafjung verjhmäht und verjpottet, denn ber 
Rabicalismus weiß, daß feine Ernte auf dem durch Feine heilſamere Saat 
befruchteten Felde reift. Die deutſchen Regierungen ſelbſt find es heute, welche 
ihr Heil in ber Reorganijation des Bundes erbliden. In den Kammern 
find e8 bie gemäßigten Parteien, welde zu biefem Ziele mit Ungebulb 
hindrängen, mit Ungebuld, weil fie fühlen, daß, je länger bie Reform 
binausgejhoben wird, um jo weitergehende Forderungen fi hervorwagen 
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uns im Volksgeiſte Unterſtützung finden werben. Es iſt ber Trieb ber 
Selbiterhaltung, welcher den Regierungen und den Kammern dieſe Richtung 
zeigt, — Dejterreih und Preußen aber jollten nicht bloß um ihrer beutfchen 
Verbündeten willen einem jo gerechten Verlangen entgegenfommen, jondern 
auch im eigenen Intereſſe ji daran erinnern, daß fie es fich jelbjt und ber 
Welt jhuldig find, bie größten Antrengungen und Opfer nicht zu jcheuen, 
um ben Bund, ber das Gentrum Europa's bildet, in lebensfähigem Zus 
ſtande zu erhalten. 

Bas Dejterreich betrifft, jo ift es fich über diefen Punkt volltommen 
far geworden. Die kaiſerliche Regierung iſt mit feftem Willen, wenn auch 
mit jener äußerften VBorjicht, bie ihren Grundſätzen und Traditionen 
entipricht, an die Frage der Ausbildung ber Bunbesverfajlung und bejonbers 
an bie jchwierige Be: die gejeßgebende Gewalt des Bundes zu organis 
jiren, berangetreten. Sie bat den folgenreihen Schritt, die Vertretungen 
der Einzelitaaten zur Theilnahme an den Bundesangelegenheiten zu berufen, 
zunähit nur in ber Form einer vorübergehenden Maßregel, eines 
etſt duch die Erfahrung zu bewährenden Verſuchs in Vorſchlag gebracht. 
Grit die Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtenverfammlung ad hoc 
hat jie genöthigt, um fo entjchiedener ihre Mitwirkung zu einer organiſchen 
Reform im Ausjicht zu ftellen. Seitdem ift Oeſterreichs Wort für ein ernſtes 
Streben nach diefem Ziele verpfändet, und ber Kaijer fühlt ſich gebrängt, 
dieſes Verfprechen einzuldjen. Der Kaifer hat dem eigenen Reiche zeitgemäße 
Inftitutionen verliehen. Er erfennt vollfommen an, daß auch bie deutſche 
Nation in ihrer Geſammtheit mit Recht eine Neugeitaltung ihrer politiichen 
Verfaffung erwartet, und Er Hält es als Fürſt des Bundes für Pflicht, 
Seinen Mitfürften offen darzulegen, was Er in biefer Beziehung für möglich 
bält und für Seinen Theil zu gewähren bereit ift. 

U. „Defterreihs Reorganifationsporjhläge können nur auf 
dem mit voller Klarheit und Entſchiedenheit feftgehaltenen Föderativ— 
princip beruben. 

‚Manches bat fih in Guropa feit 1815 verändert, aber heute wie bamals 
bietet die durch die Auflöfung bes deutſchen Neiches zur Nothwendigkeit ges 
mwordene, durch die europäifchen Verträge fanctionirte Beſtimmung, daß bie 
deutihen Staaten unabhängig und durch ein Föderativband vereinigt fein 
werben, bie einzig mögliche Grundlage für die politifche Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands dar. Man kann dieſer Wahrheit nicht direct oder indirect entgegen 
handeln, ohne ben feften Boden ber Wirklichkeit zu verlieren. Man Tann 
nicht von ben ibealen Forderungen ober von Doctrinen, bie einem ſpecifiſchen 
Intereſſe künſtlich angepaßt ſind, ben Maßſtab für das Reformwerk ent: 
nehmen, ohne bie Gegenwart einer ungewiſſen und von ben augenſcheinlichſten 
Gefahren umringten Zukunft zu opfern. Eine dem Bundesprincip entgegen⸗ 
gefekte Richtung kann man in Deutſchlands gemeinſamen Angelegenheiten 
nicht einfchlagen, ohne bei jedem Schritte auf Warnungszeihen zu ſtoßen 
und am Ende des Wegs an einem Abgrunde anzukommen. Monarchiſche 
Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, bilden den deutſchen Staatenverein. 
Einrichtungen, wie eine einheitlihe Spitze ober ein aus directen 
Voltswahlen hervorgehendes Parlament, pafjen nicht für biejen 
Verein, fie mwiderftreben feiner Natur, und wer fie verlangt, will nur dem 
Namen nad; den Bund, oder das, was man ben Bunbesftaat genannt bat, 
in Wahrheit will er das allmähliche Erlöfchen der Lebenskraft ber Einzel: 
faaten, er will einen Zuſtand bes Uebergangs zu einer fünftigen Unification, 
er will die Spaltung Deutichlands, ohne welche biejer Uebergang fih nicht 
vollziehen kann. Sole Einrichtungen wird Oeſterreich nit vorſchlagen. 
Wohl aber Hält es ben Augenblid für gefommen, wo bie Sorge für das 
Vohl Deutſchlands gebieterii verlangt, daß die Grundlagen, auf welchen 
der Bund urfprünglich errichtet wurde, verſtärkt und bas — 
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gegenüber ber ſchon dem Begriffe nach durch dasfelbe bejchränften Souveränzä 
der Ginzelitaaten mit erhöhter Kraft und Wirffamfeit ausgeftattet werte 
Der deutiche Bund ijt als ein Bund ber Fürſten geſchloſſen, er ift aber aud 
ausdrüdlic als das an die Stelle des vormaligen Reiches getretene Rational 
band der Deutſchen anerkannt, und .er wird ſich fünftig, um den Berur 
nifjen unjerer Epoche zu entſprechen, mit Notbwendigfeit jchon durd din 
Gharafter jeiner Berfaflungsformen der Welt als ein Bund ber beuride 
Staaten als ſolcher, ber Fürſten wie der Völker bdarjtellen müſſen. Te 
Kaifer erblidt daher in der Kräftigung der Grecutivgewalt des Bundes ım 
in ber Berufung der conjtitutionellen Körperichaften der Ginzelitaaten ys 
Theilnabme an der Bundesgefepgebung zwei in gleihem Grade unabwen 
bare und fich zugleich gegenfeitig bedingende Aufgaben. Diejer Weberzeuaun 
bat die Regierung des Kaifers ſchon durch die Note an den Grafen v. Berniter 
vom 2. Februar 1862, dann wieder durd die oben erwähnte Grflärung ı 
ber Bunbestagsjigung vom 22. Januar des gegenwärtigen Jahres Austru 
verliehen. 

„Die Srundlinien für ihren Reformplan jind ſomit bereits a 

zeichnet. Sie wird die Errichtung eines Bundesdirectoriums und die periodiid 
Einberufung einer Verfammlung von Abgeordneten ber Bertretungstörper &ı 
Einzeljtaaten in Vorſchlag bringen. Nicht verfennend, daß es jtarfer Gegen 
ewichte bedarf, um gegenüber bdiejer lepteren Ginrihtung das monardis 
Princip und die berechtigte Selbjtändigfeit der Einzelitaaten gegen mözlıs 
Uebergriffe ficher zu stellen, meigt fie fich zugleich zu dem Gedanlen, da 
die beite Garantie dieſer Art und ein wertbvolles Mittel zur Wabrun 
ber fürftlihen Rechte und der hohen Stellung der deutihen Dpnajtien ı 
periodijchen perfünlihen Vereinigungen der Souperäne Deutihlands gefunde 
werden fünnte. Auf den Vorſchlag der Errichtung eines Bundesgeriche 
endlich wird fie unter angemejjenen Modificationen gleichfall® zurüdtonmen 
Dies find in den weſentlichſten Umriffen die Abjichten des Kaijers im Bau) 
auf die Grundlagen einer beiljamen Löſung dieſer ernſten Frage. 

„Was aber die Mittel und Wege betrifft, um eine Verjtändigung M 
beutjchen Regierungen über die Frage der Bundesverfaſſung berbeizufübren 
jo begründet mehr als Eine Erfahrung die Bejorgniß, daß es weder ſchrit 
lihen Unterhandlungen der Gabinette, noch auch Gonferenzen der Miniſte 
gegeben jein würde, bie zahlreihen Schwierigkeiten diefes Unternehmens ji 
bemeijtern. Die Frage ber Reform berührt fo vielfache Intereſſen, fie « 
öffnet das Feld der Discujfion für jo mannigfaltige unvereinbare Rünio 
und Meinungen, daß die Summe der bemmenden und ftörenden Moment: 
ber —— Zweifel, der unlösbaren Widerſprüche leicht in das Unendlic 
anwachſen und jede Hofinung auf Erfolg überwuchern würde, wenn mar 
bloßen Unterhändlern, die fein eigenes freies Verfügungsrecht zur Veratbun: 
mitbrädhten, den Sieg über alle jene Hinderniffe und das Gelingen der 
Einigung erwarten wollte. Die deutſchen Fürſten aber in eigener Perion 
bie Träger ber Rechte, um die es ſich handelt, die höchſten Iniereſſenten an 
Deutichlands Sicherheit und Wohlfahrt, von deutſcher Geſinnung jämmtlis 
bejeelt, werben ſich durch unmittelbaren Gedanfenaustaufch leichter und beiie 
als durch Mittelsperfonen über die große Aufgabe veritehen. Im Geiite dei 
Kaifers ift daher der Entſchluß gereift, die Fürſten Deutſchlands und die 
Magiftrate der Freien Städte zum Zwede eines Einverſtändniſſes über die 
Reorganifation des deutichen Bundes zu einer Zufammentunft einzuladen, 
und ber Kaijer eröffnet dieſe Abficht vor allen Andern dem mächtigſten Seinet 
deutſchen Bunbdesgenofjen, dem Könige von Preußen. 

II. „Obme Preußens bundesfreundliche Mitwirkung gibt es für die Aujgabe 
ber Reorganifation des Bundes feinen definitiven Abſchiuß. Die preußiſchen 
Bunbeslande umfajjen ein Drittheil der deutſchen Bevölkerung, fie 
ſich von ben öftlichen zu dem wejtlichen Grenzen Deutichlands, die Bunde 
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verträge geben Preußen ein Recht bes Wiberfpruchs gegen jebe tiefer greifende 
Neuerung. Preußens Wille fann daher die Reform der Ge: 
jammtverfajjung Deutihlands factiſch und redtlid bin: 
dern. Um für bie reine Negation in Deutfhland das Feld zu behaupten, 
bedarf es nicht einmal ber Größe und einflußreichen Stellung der preußifchen 
Monarchie, jelbit mindermädhtige Staaten vermögen durch ihre bloße Ent— 
baltung die ſehnlichſten Wünſche, bie lauterjten Bejtrebungen ihrer Bundes⸗ 
genofjen zu vereiteln. Preußens Veto bat jedenfalls diefe verneinende Kraft. 
Wird es eingelegt, jo kann fi der Bund in feiner Gefammtheit nicht aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Verfalle erheben. Aber die Dinge find in Deutſch— 
land jo weit gediehen, daß ein abjoluter Stilljtand der Reform: 
bewegung nicht mehr möglich ift, und bie Regierungen, welche bies 
erfennen, werben ſich zulegt gezwungen jehen, bie Hand an ein Werf ber 
Roth zu legen, indem jie jih zur partiellen Nusfübrung ber be: 
abjichtigten Bunbdesreform im Bereiche der eigenen Staaten entichließen, unb 
zu dieſem Zwecke unter Wahrung des Bundesverhältnijjes ihrem freien 
Bündnißrechte die möglichjt ausgebehnte Anwendung geben. 

„Kann Preußen einer Eventualität entgegenzujehen wünjhen, bie eine fo 
gänzlihe Entfremdung von feinen deutſchen Bundesgenoſſen in fich fchließen 
würde? Es ijt wahr, die Anjhauungen Preußens über Beruf und Beſtim— 
mung bes beutjchen Bundes haben ſich in den legten Jahren nur zu fehr 
von denjenigen, welche oben dargelegt wurden, unterſchieden. Wir bliden 
in eine Zeit zurüd, in welder nicht Kräftigung und Belebung des Bundes: 
princips, ſondern bejjen Zurüdführung auf die Bedeutung eines bloßen — 
an jih unvollfommenen — Allianzverhältnifjfes als der leitende Gedanke ber 
beutfhen Rolitit Preußens hingeftellt wurde. Allein die Creignijje find ſeit— 
dem fortgefchritten, und vielleicht enthält ihr Gang für Preußen mehr als 
Einen ernften Beweggrumd, jich entjchieden von Richtungen abzuwenden, 
welche zu feinem glüdlihen Ziele geführt haben. Die Zufunft Deutſchlands 
ift in ein gefährliches Dunkel gehüllt, dur Grinnerungen an die Vergangen- 
beit bat der Kaijer Sich daber nicht abhalten lafjen wollen, Seine Anjichten 
über die Mittel, den Blid in biefe Zukunft aufzuhellen, vertrauensvoll 
Seinem erbabenen Verbündeten von Preußen mitzutheilen. Er zählt auf - 
bie Weisheit und die Gejinnungsgröße des Königs, dem unmöglich entgehen 
fann, wie ganz anders geachtet und gefichert Deutjchland feinen Pla unter 
den Völkern einnehmen, in wie hohem Grade jein Einfluß und jeine Macht: 
ftellung jich fteigern würden, wenn bie Verfaſſung des Bundes in erneuter 
und den Anforderungen ber Zeit entiprechender Geftalt aus einer gemein= 
famen Berathung und einem einmüthigen Bejchluffe aller deutfchen Fürſten“ 
bervorginge. Welche Erfahrungen auch bie Folgezeit uns vorbehalten möge, 
dem Kaifer wird es ftets zur Beruhigung gereihen, gegemüber bem Könige 
ausgejprochen zu haben, daß es heute von Preußens Entſchließungen ab⸗ 
hänge, den deutſchen Bund wieder auf die Höhe ſeiner für die Nation und 
ihre Fürſten wie für Europa's Frieden ſo unendlich wichtigen Beſtimmung 


zu heben. 
3. Aug. (Fürſtencongreß). Die vom 31. Juli datirten Einladungs— 


ſchreiben Defterreih8 zu einem Congreß auf den 16. Auguft in 
Frankfurt gehen an jämmtliche deutſche Fürften ab. 

Großartiges allg. deutſches Turnfeft in Leipzig. 

Congreß von Abgeordneten aller deutfchen und öfterr. Eifenbahnen 
in Salzburg. | 

(Baden). Evangeliſche Landesconferenz in Durlach. Diejelbe 
erflärt fi) für Trennung der Schule von der Kirche und flimmt der 
Anregung Schenkels zur Gründung eines beutfchen bei, 
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4. Aug. (Fürſtencongreß). Der König von Preußen lehnt 
Ginladung Defterreih® zu einem Würftencongrefie ab und jch! 


dagegen Minifterialconferenzen vor: 

„. . . Giner in bie Intereſſen Meines Volkes und ber gejammien b« 
ſchen Nation jo tief eingreifenden Frage gegenüber find es zunäcdhit ; 
Erwägungen, welchen Ich im Intereſſe der Sache jelbit Meine Entihliegun 
unterorbne. Ginmal fommt e8 darauf an, zu verhüten, daß bas bejteber 
Maß der Ginigung vor jeder Gefährdung durch das Streben nach cır 
fejteren Bande bewahrt werde. In biejer Beziehung entnehme Jh aus Cı 
Majeftät Abſicht, die wejentlihen Grundlagen der Bundesverfafjung zu 
halten, die Bürgichaft, daß das Gute, ſoweit ed vorhanden, dem Stte 
nad Beſſerem nicht ohne Sicherheit des Erfolges geopfert werben wi 
Meine zweite Erwägung ijt bie, daß die Grreihung bes für bie Zufn 
eitedten Zieles durch die Wahl des Weges weientlidy beeinträchtigt ober 
ördert werben wird. Unjere Arbeiten würden, Meiner Anjiht nad, badı 
nicht erleichtert werben, daß Wir fie mit einer Jujammenfunft ber Souver: 
beginnen. Es jcheint mir Unerläßlih, daß einem jo bedeutſamen Scri 
wenn er ben gewollten Grfolg haben joll, eingehende Vorarbeiten und G: 
ferenzen Unjerer Minijter vorausgehen, über deren Ergebniß jchließlih x 
ben Souveränen die Entſcheidung zu trefien jein wird. Aus diefem Gran 
glaube ih Mir die Annahme der Ginladung Eurer Majeftät zum 16. b. ! 
verfagen und Gurer Majeſtät vorjchlagen zu follen, daß wir bie Frag 
über welche von ben Souveränen jümmtlidyer Bunbesjtaaten zu beichliei 
fein wird, zunädft in Minijterialconferenzen ber Vertreter ber 17 Stimm 
bes engeren Ratbes ber Bunbesverjammlung berathen und feitjtellen laſſer 


.„ (Bürftencongreß). Der Kaifer von Defterreih ermeue 
die Einladung an den König von Preußen zur Theilnahme 
bem auf den 16. fejtgefegten Gongreß ber beutfhen Fürſten m 
wünfcht, daß der König, wofern feine Gefundheit wider Verhoff 
ihn hindern follte, felbft nad Frankfurt zu kommen, einen Prinz 
feines Haufes dahin fenden möge. Der König lehnt auch bi 


fofort ab. 

13. „ (Fürftencongreß.) Cine preußifhe Depefhe an ben preu 
Sefandten in Wien theilt demjelben bie öſterr. Denkſchrift vc 
3. Auguft mit: 

„... Dieſes Actenſtück erhält jowohl durch jeinen Inhalt wie durch bi 
Art der Mitteilung eine jo weit greifende Bebeutung, daß es nicht allei 
Gegenjtand der erniteiten Erwägung werben muß, jondern auh das Bi 
bürfniß fernerer Aufklärung für uns dringend hervorruft. Was une i 
bemjelben ganz bejonders bat überrafchen müſſen, ijt nämlich die Art, wie bi 
Vorſchläge zu einer organijchen Reform der Bunbdesverfafjung durch An 
ſchauungen motivirt werben, welde die Grundlage des Bundesver 
bands jelbit in Frage jtellen. Wir konnten nicht darauf gefaßt ſein 
bie Bunbesverträge, deren gewiljenhafter Durchführung wir feit faft einen 
halben Jahrhundert, durch materielle Leiftungen und durch ben Verzicht au 
eine freiere Bewegung unjerer eigenen Politik, jo erhebliche Opfer zu bringer 
fortfahren, von der Faijerlichen — als eine werthloſe und hinfällig: 
Inftitution bezeichnet zu jehen. Das Promemoria enthält im biejer Be 
ztebung Debuctionen, welche zu ber Auffafjung führen, als febe Dejterreig 
das bisherige Bunbesverhältniß, deſſen Zujtand ale ein „ſchlechthin chaotiſcher 
bezeichnet wird, ſchon als gelöst an... Gelingt es aber nicht, andermweite 
Einrichtungen herzuftellen, welche ben Gegenjag ber Particular: und ber 
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Gefammtinterefien Deutihlands angemeffener ald bisher vermitteln, fo wirb 
die Erjhütterung des Vertrauens auf bie Bundesverträge das 
einzige Ergebniß ber Gröffnungen bleiben, welche die kaiſerliche Regierung 

. ihren Bundesgenoſſen gemacht bat. ebenfalls entnehmen wir für jekt aus 
berjelben das Recht und bie Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen: ob 
Dejterreih und die Staaten, welche auf bie motivirte Einlabung bes faifer: 
lichen Hofe an dem Congreß in Frankfurt theilmehmen, die vertragsmäfigen 
Bundespflichten rückhaltlos anerkennen oder nicht. Es ift einleuchtend, daß 
die Entſcheidung bierüber von dem weſentlichſten Einfluß auf die maßgeben— 
ben Grundlagen unferer Gejammtpolitif fein muß.“ 


Aug. (Fürftencongreß). ine weitere preußifhe Depefhe an 
ben preußijchen Gefandten in Wien theilt demjelben den Verlauf 
ber öfterr. Einladung an Preußen zum fFürftencongreß mit und 


bemerkt dazu: 

a. .. Mir fcheint es, daß Vorfchläge, welche tief in bie gemeinfamen 
Intereſſen jümmtlicher Bunbdesitaaten einzugreifen beftimmt find, wenn fie 
Erfolg baben fjollen, nicht von einer der Bundesregierungen einfeitig vor: 
bereitet, und in einer für die andern überrafchenden Weife bis zu bem 
Stadium jchleuniger Beihlußnahme durch die Souveräne ſelbſt gefördert 
werben fünnen. Ich halte es ber Würde des Königs, meines allergnäbdigften 
Herrn, nicht entiprechend, fih nah Frankfurt zur Entgegennahme von Bor: 
Schlägen in Bundesangelegenheiten zu begeben, über welche ber Rath Preußens 
nicht vorher gehört ift, und deren volle Tragweite Sr. Majeftät erjt in 
Ftrankfurt eröffnet werden joll. Um ſolche ragen zur perſönlichen Ent— 
jheibung ber Monarchen reif zu machen, war es unerläßlich, fie vor— 
ber in biplomatifhen Verhandlungen oder Minijterialconferenzen zu er: 
örtern. Ich weiß nicht, auf welche Grfahrungen bie faif. Regierung ben in 
dem zweiten Promemoria enthaltenen Ausſpruch ſtützt, daß ber Weg bloßer 
minijterieller Conferenzen fih noch jedesmal als unpraftijch erprobt babe, 
und daß das ſchon fo oft gefcheiterte Frperiment weitausjehenber Berathungen 
begreiflicher Weife nicht wiederholt werbe. Unſeres Wiſſens ift bie Bundes— 
reformfrage feit ben Dresdener Gonferenzen einer derartigen Berathung nicht 
unterzogen worden. Gine allerböchite Meinungserflärung über bie beabſich— 
tigten Reformvorſchläge zu erbitten, liegt für mich feine Veranlajjung vor, 
fo lange uns über den Anbalt und bie Tragweite berfelben nur allgemeine 
und unvolllommene Andeutungen zugefommen find. Ew. rc. werben zu 
Ihrer eigenen Kenntniß aus bem anliegenden Memoire, in welches ber König 
Allerhöchſt feine eigenen Aeußerungen gegen ben Kaiſer verzeichnete, und 
welhes am 4. db. nah Wien geſchickt wurde, das nöthige entnehmen. Die 
f. Regierung bat ihrerfeit8 ben Moment zur Ergreifung ber Initiative von 
Reformvorſchlägen nicht geeignet gehalten; wenn fie aber veranlaßt wirb, 
fh auf diefem Gebiet auszufprehen, jo kann ich, unter Bezugnahme auf bie 
Ew. Erc. befannten, in unſerer Abftimmung in ber Delegirtenfrage in ber 
Sikung vom 22. Januar db. J. niedergelegten Motive, lediglich bie Meinung 
wieberhofen, baß ich nur in einer nach bem Verbältnig ber Volfszahl 
ber einzelnen Staaten aus dbirecten Wahlen hervorgehenden Vertretung 
bes beutichen Volks, mit Befugniß zu beſchließender Mitwirkung in 
Bundesangelegenbeiten, bie Grundlage von folden Bunbesinftitutionen er: 
fenne, zu deren Guniten bie breußiice Regierung ihrer Selbftänbdigfeit in 
irgend welchem erheblichen Umfang entjagen fünnte, ohne bie Interelfen ber 
eigenen Unterthanen und bie politifche Stellung bes preußiihen Staats 
wefentlich zu benachtheiligen.“ 

»„ (Fürftencongrep). Eröffnung des Congreſſes der beutichen 
Fürften in Frankfurt, Außer dem König von Preußen und einigen 
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Meinern baben fi fämmtlihe Fürſten Deutſchlands eingefunden 
Eröffnungsrede des Kaifers, Antwort des Könige von Bapern. 
Defterreih legt den vollftändig ausgearbeiteten Entwurf einer 
Bundesreformacte vor. Die Fürften beſchließen, an ben König von 
Preußen eine Collectiveinladung zur Theilnahme zu rihten. Der 
König von Sachſen übernimmt es, biefelbe perfönlih nah Baden: 
Baden zu überbringen. 


Gröfinungsrede bes Kaiſers von Defterreih: „ ... Mem 
Vorſchläge find ohne Zweifel der ge fähig. Ich bin ber erike, 
e8 anzuerfennen. Allein Ich gebe Meinen erbabenen Verbündeten zu be 
benfen, ob es in Unſerm gemeinfamen Intereſſe liege, um ber möglichen Wer: 
befferungen willen die Annahme bes Plans, der jedenfalls im Vergleich mit 
bem gegenwärtigen Zuftand einen hoben Gewinn für Deutichland im is 
ſchließt, auch nur um eine furze Frift zu verzögern. In ber vorge— 
ſchlagenen Reformacte ſelbſt find bie nöthigen verfafjungsmäfigen Mittel dar- 
geboten, um im gejeglicd geregeltem Gang mit fiherer Hand die Mängel bes 
urfprünglicden Werks zu befeitigen, und die Verfafjungszuftände des Bundes 
in immer vollftändigeren Ginflang mit allen begründeten Anforderungen zu 
feßen. Nicht in ber Eröffuung weitausjehbenber Beratbungen, 
fondbern nur in einem rafhen und einmütbigen Entjidluiie 
ber beutichen Fürſten, vor deren hochſinniger Hingebung an die gemeinjam: 
große Sache untergeordnete Rüdjichten als bebeutungslos zurüdtreten, verma 
Ih die Möglichkeit zu erbliden, feiten Boden in ber Frage ber Zufumk 
Deutjchlands zu gewinnen... . “ 

Antwort bes Königs von Bayern: „,„.. Die Uebereinftimmuna 
im Ziel und Streben Uns bewußt, haben wir Uns verfammelt, ohne im ein 
zelnen bie Vorfchläge zu kennen, welhe Ew. kaiſ. Majeftät Unferer gemeir- 
Ihaftlihen Beratbung zu übergeben beabjichtigen. ... In dieſem Geiſt mer 
Ih bie Vorſchläge Ew. kaiſ. Majeftät in bie gewifienbaftefte Grwägun: 
nehmen und Mich darüber ausiprechen, und Ich glaube hiermit der gleichen 
Gefinnung aller hier vereinigten Bundesgenofjen Ausdrud geliehen zu haben. 
Ew. kaiſ. Maj. bat es ſelbſt — daß die Vorſchläge ber Vervoll 
kommnung fähig ſind, und ſo lebhaft Ich auch den Wunſch theile, daß die 
Grundzüge dos Reformplanes ohne weitausſehende Berathungen eine raſche 
und einmüthige Billigung finden mögen, und daß ber Nation jo nad after 
deutſcher Sitte die Bahn ber Entwicklung durch ihre Kürften ſelbſt geöffnet 
werde, jo wenig möchte Ich es doch ausſchließen, daß ſchon aus diefem Unſe 
rem erſten Zuſammentritt einzelne Modificationen jener Grundzüge her— 
vorgehen könnten, zumal etwa ſolche, welche die raſche Einigung zu fürbern 
und zur ſegensreichen That des freien Entſchluſſes zu geſtalten vermögen ..“ 

Oeſterreichiſcher Entwurf einer Reformacte bes deutſchen 
Bundes: 

Abſchnitt J. Allgemeine Verfügungen. Art. 1. Erweiterung des 
Bunbdeszweds. Die Zwecke bes deutſchen Bundes find: Wahrung ber Sicherheit 
und Machtftelung Deutſchlands nad außen, Wahrung ber öffentlichen Ordnung 
im Innern, Förderung ber Wohlfahrt ber deutſchen Nation und Vertretung 
ihrer gemeinjamen Anliegen, Schuß ber Unverlegbarfeit und verfafiunge: 
mäßigen Unabhängigfeit ber einzelnen beutichen Staaten, Schup des öffentlichen 
Rechtszuſtands in denfelben, Gemeinfamkeit der Geſetzgebung im Bereich der dem 
Bunde verfafjungsmäßig zugewiefenen Angelegenbeiten, Erleichterung ber Ein- 
führung allgemeiner beutfcher Geſetze und Gintichtungen im Bereich der geſetzgeben⸗ 
ben Gewalt ber einzelnen Staaten. Art. 2. Neue Organe bes Bunbes. 
Die Leitung ber Bunbesangelegenheiten wirb von ben jonveränen Fürften und 
freien Stäbten Deutſchlands einem aus ihrer Mitte bervorgehenden Directo- 
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rium übertragen. Ein Bundesrath wird aus ben Bevollmächtigten ber Re: 
gierungen gebildet. ine Berfammlung der YBundesabgeorbneten wirb perio: 
diſch einberufen werden. Cine Fürftenverfammlung wird periobifch zufammen: 
treten. Ein Bunbdesgerichtshof wird errichtet. 

Abſchnitt II. Directorium und Bundesrath. Art. 3. Bildung 
des Directoriumsd. Das Directorium bes beutihen Bundes beiteht aus 
dem Kaijer von Deiterreih, bem König von Preußen, bem König von Bayern 
und zweien ber am 8., 9. und 10. Bundesarmeecorps betbeiligten Souves 
räne. Letztere beide Directorialmitglieder werben in der Weiſe gewählt, daß 
Diejenigen Regierungen, welche — eines ber genannten Armeecorpo 
aufzujtellen haben, aus ihrer Mitte je ein Directorialmitglied für eine Pe- 
riode von 6 oder nach Umſtänden von 3 Jahren wählen, und abwechſelnd 
in jedem britten Jahr die Vertretung eines diefer Corps im Directorium 
zubt*). Die am Directorium betheiligten Fürſten werben fih in ber Regel 
buch Bevollmädtigte am Bundesjiß vertreten lafjen, es bleibt jedoch ben 
Souveränen vorbehalten, jich bei wichtigern Veranlaffungen zu vereinigen, 
um die Beiugnilje des Directoriums in Perjon auszuüben. Art. 4. Bil: 
bung bes Bundesraths. Der Bundesrath beiteht aus ben Bevollmäch— 
tigten ber 17 Stimmen bes engern Raths ber Bunbdesverfammlung. Deiter- 
reich und Preußen führen im Bundesrath je brei Stimmen, fo bap bie Zahl 
ber Stimmen jih auf 21 erhöht. Die für bas Directorium ernannten Be: 
vollmäcdhtigten werben in ber Regel ihre Regierungen auch im Bunbesrath 
vertreten. Art. 5. Vorſitz im Directorium und im Bunbesrath. 
Art ber Abftimmung. Verhältniß zu den vollmadhtgebenben 
Regierungen. Hülfsbebörden. Den Vorſitz im Directorium und im 
Bundesrath führt Defterreih. Im Fall ber Verhinderung bes öfterreichijchen 
Bevollmächtigten gebt der Vorfik auf Preußen über. Mit bem Vorſitz find 
feine andern Befugnijie als bie zur formellen Leitung ber Gefchäfte erforder: 
lichen verbunden. Alle Beſchlüſſe des Directoriums werben mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaht. Die Beichlüffe des Bundesraths werben mit ein= 
facher Stimmenmehrheit gefaßt, fofern nicht die nachfolgenden Artifel Aus: 
nahmen von biefem Grundjag anordnen. Die Directorialbevollmädtigten, 
fowie bie Mitglieder des Bundesraths, find an bie Weilungen ihrer Regie: 
rungen gebunden. Doc find bie Regierungen und vorzugsweile bie Direc— 
torialhöfe verpflichtet, ihre Bevollmächtigten mit thunlichit ausgebehnten In— 
fiructionen zu verjehen, bamit der Gang ber Bundesgeſchäfte durch ben Ber: 
kehr zwiichen ben Bevollmächtigten und ihren Vollmachtgebern jo wenig wie 
möglich aufgehalten werbe. Die Beziehungen zwifchen dem Directorium unb 
ben einzelnen Regierungen werben durch deren Bevollmäctigte im Bundes: 
rath vermittelt. Die Militärcommiffion ift dem Directortum untergeorbnet. 
Als weitere Hülfsbehörden werben bemjelben eine Gommifjion für Inneres 
und Juſtiz, eine Finanzcommifjion und eine Gommiffion für Handels: und 
Zollſachen beigegeben. Directorium und Bundesrath haben ihren Sig zu 


) Da bie obige Beitimmung über bie beiden buch Wahl zu beſetzenden 
Stellen im Directorium feine Claſſe ber deutſchen Souveräne grundfäglich von 
ber Wahl ausſchließen fol, jo ift erläuternd zu bemerken, daß bie vorgefchlagene 
Tertirung auf der Unterjtellung beruhe: es werbe in Folge ber noch ſchweben⸗ 
nen Verhandlungen über die Referve-Infanterie-Divijion bes Bunbesheeres 
bie Auflöfung biejes Truppenkörpers und bie Wiebereintheilung ber Contin: 
gente desjelben in die brei gemifchten Armeecorps beſchloſſen werben. für 
ben Fall des Fortbeſtehens ber Nejerve-Divifion bleibt bie Frage offen, wie 
ber Wechfel in der Befetzung jener beiden Stellen in bem Falle einzurichten 
wäre, wenn ftatt ber gegenwärtig beftehenben brei gemiſchten Corps, beren 
vier gebildet oder eine andere neue Eintheilung vorgezogen würde. 
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rankfurt am Main. Art. 6. Allgemeiner Grundſatz, betr. bi 

Betosaitte bes Directoriums undb Bunbesratbd. Die vo 

ziehende Gewalt des Bundes wird burd das Directorium ausgeübt. Tai 
Directorium kann ſich bei Ausübung diefer Gewalt bes Beiraths des Bundes 
raths bedienen, ift aber am deſſen Beichlüffe nur in den Fällen gebunden, füt 
welche die nachfolgenden Artifel dieß ausbrüdlic vorſchreiben. Im ben Ans 
gelegenbeiten ber Bundesgejeßgebung vertritt das Directorium die Gejammis 
beit der Bunbesregierungen auf rund ber Beſchlüſſe des Bundesraths, ber 
ziehungsweije der Fürftenverfammlung. Art. 7. Auswärtige Verbältz- 
niffe. Die völferrehtlihe Vertretung des Bundes in jeiner Gigenihaft als 
Geſammtmacht fteht dem Tirectorium zu. Der präfidirende Directorialbenol- 
mädhtigte nimmt die VBeglaubigunge: und Abberufungsichreiben der fremden 
biplomatifchen Agenten entgegen. Gr vermittelt den Röriftlicen und miünb- 
lihen Verkehr mit benfelben auf Grund ber Beſchlüſſe des Directoriums und 
in beffen Namen. Das Directorium bat das Recht zum Zweck ber Unter: 
handlung über Gegenftände ber Bunbesthätigfeit biplomatiiche Agenten jedes 
Ranges bei auswärtigen Staaten zu beglaubigen. Die Beglaubigungs- und 
Abberufungsichreiben biefer Agenten, fowie die ihnen zugehenden Inſtructionen 
werden von bem präfidirenden Directorialbevollmädtigten im Namen und 
Auftrag bes Directoriums vollzogen. Verträge mit auswärtigen Staaten 
über Gegenftände ber Bunbesthätigfeit fünnen von dem Directorium nur mut 
Zuſtimmung ber Fürftenverfammlung, oder, wenn bieje nidht vereinigt in, 
mit Auftiimmung bes Bundesraths ratificirt werden. Sofern ſolche Verträg: 
den Bereich ber PBunbesgejeßgebung berühren, fann beren Ratification mur 
mit Vorbehalt der Auftimmung ber Verſammlung ber Bunbesabgeorbneten 
erfolgen. Art. 8. Krieg und Frieden. Dem Directorium liegt die Sorar 
für die Aufere Sicherheit Deutichlands ob. Ergibt fich die Gefahr eines fein: 
lihen Angriffe auf ben Bund ober einen einzelnen Theil bes Bunbesgebiets, 
ober wird das europäifche Gleichgewicht in einer für die Sicherheit dei Bun— 
bes bedrohlichen Weiſe gefährdet, jo bat das Directorium alle burd die Um— 
ftände erforderten militärischen Vorſichts- und Vorbereitungsmahregein anzu: 
ordnen. Es übt zu biefem Zweck ſämmtliche nad der Bunbesfriegaver: 
faffung dem Bund zuſtehende Befugniffe aus. Ansbefondere fommt es ibm 
zu, die Kriegsbereitichaft und Mobilmahung bes Bunbesheeres oder einzel: 
ner Gontingente besjelben zu beichließen, für bie rechtzeitige Inſtandſetzung 
ber Bundesieftungen zu forgen, ben Bunbesieldberrn zu ernennen, bie Bil: 
bung bes Hauptquartierd und ber Heeresabtheilungen zu veranlafien, eine 
eigene Kriegsfafie des Bundes zu errichten. Zu einer fürmliden Kriegs: 
erflärung des Bundes ift ein im Bundesrath mit zwei Drittbeilen ber Stim— 
men gefahter Beſchluß erforderlich. Ergibt fih die Gefahr eines Kriege 
zwiſchen einem Bundesitaat, welder zugleich außerhalb bes Bundesgebiets 
Beſitzungen bat, und einer auswärtigen Macht, jo hat das Directorium den 
Beſchluß des Bundesraths, darüber ob der Bund ſich am Krieg betbeiligen 
wolle, zu veranlafien. Die Entiheidung bierüber erfolgt mit einfacher Stim: 
menmebrbeit. Wird das Bundesgebiet durch feindliche Streitkräfte ange— 
griffen, jo tritt der Stanb bed Bundeskriegs von jelbjt ein. Tas Direct»: 
rium bat das Recht, Friedensunterhandlungen einzuleiten, und zu biefem 
Zweck eigene Bevollmächtigte zu ernennen und mit Inſtructionen zu ver: 
feben. Es bat jedoch über die Bedingungen bes Friedens die Anficht des 
Bunbesratbs zu vernehmen. Die Annahme und Bejtätigung bes Friedens— 
vertrags kann nur auf Grund eines mit einer Einmenmchtek von zwei 
Drittheilen gefaßten Beſchluſſes des Bundesraths geichehen. In dem Fall 
bes Art. 45 ber Wiener Schlußafte hat das Directorium die zur Behaup— 
tung ber Neutralität bes Bundes erforberlihen Mafregeln zu befchliehen. 
In Bezug auf Streitigfeiten einzelner deutſcher Staaten mit auswärtigen 
Staaten bat bas Directorium bie durch bie Art. 36 und 37 ber Wiener 
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Schlußacte ber Bunbesverfammlung zugewiefenen Befugniffe auszuüben. 
Art. 9. Innere Sicherheit. Die Sorge für bie Aufrechthaltung ber 
öffentlichen Ordnung und ber Gefeßlichteit in den einzelnen Bundesſiaaten 
fiegt zunächſt ben betreffenden Regierungen ob. Das Directorium bat jebodh 
auch ſeinerſeits darüber zu wachen, baß ber innere Friede Deutſchlands nicht 
gefährdet werde. Sind Rubeftörungen zu beforgen, jo ift es berufen, auf 
deren Verhütung binzuwirfen. Sind Unruhen wirflih ausgebroden, jo hat 
es die zur Wiederberitellung ber SHerrichaft ber Geſetze erforberlihen Maß: 
regeln zu ergreifen, wenn bie betheiligte Regierung bie beantragt, ober wenn 
fie der nöthigen Mittel zur Bewältigung ber Unruhen entbehrt, ober wenn 
bie Unruhen fich über mehrere Bunbesitaaten erftreden. Art. 10. Friebe 
und Eintraht awifhen ben Bundesgliedern. Das Directorium 
bat für bie Erhaltung bes Friedens und ber Eintracht unter ben Bundes— 
gliedern Sorge zu tragen. Gelbitbilie zwiſchen Bundesgliebern ift unterfagt, 
und jedem Berjuche zu einer joldhen bat das Directorium Einhalt zu thun. 
Bei den Streitigfeiten aller Art zwiſchen Bunbesjtaaten hat es feine Ber: 
mittlung eintreten zu lafjen, und falls ber Vergleichsverſuch erfolglos ijt, bie 
Berweifung am das Bundesgericht zu befchließen. Art. 11. Bundesgeſetz— 
gebung. Das Directorium übt auf Grund ber Beſchlüſſe bes Bunbesraths 
Namens ber beutihen Regierungen das Recht bes PVorfchlags in Angelegen: 
beiten der Bunbesgejeßgebung aus. (Art. 20.) In gleicher Weife jteht dem: 
jelben bie Initiative auch in denjenigen Angelegenheiten zu, in welchen bie 
Erfafjung eines gemeinfamen Geſetzes ober die Gründung einer gemeinjamen 
Einrichtung von ber freien Zuſtimmung ber einzelnen Staaten abhängt, bie 
Wirkſamkeit des Bundes gegenüber dieſen letzteren ſich fomit nur als ver: 
mittelnde darſtellt. (Art. 21.) Der Bunbesrath hat in beiden Fällen bie in 
bie Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten einzubringenden Vorlagen vorzu: 
bereiten. Geſetzvorſchläge, welche eine Abänderung der Bundesverfaſſung in 
ſich fchließen, ober auf Koften bes Bundes eine neue organiſche Ginrichtung 
begründen follen, oder ber geſetzgebenden Gewalt bes Bundes einen neuen 
feither ber Gefeßgebung der Einzelſtaaten angehörigen Gegenitand überweifen, 
fönnen im Bunbesrath nur mit einer Mehrheit von wenigitens 17 Stimmen 
genehmigt werben. Vorſchläge, durch welche einzelnen Bundesgliebern bejon- 
bere nicht in bem gemeinfamen Berpflichtungen aller begriiiene Leiftungen 
oder Verwilligungen für den Bund angefonnen werben, bedürfen ber freien 
Zuftimmung aller betbeiligten Regierungen. Ueber Religionsangelegenheiten 
findet fein Beſchluß als mit alljeitiger freier Zuftimmung flat. Art. 12. 
Bunbdes-Erecutive. Das Directorium bat bafür zu ſorgen, daß bie 
Bundesgeſetze, die Bundesbeichlüffe, die Erkenntniſſe des Bunbesgerichtes, bie 
am Bunbe vermittelten Vergleiche, die vom Bunde übernommenen Garantien 
durch die betbeiligten Regierungen vollzogen werben. (rgeben fich hierbei 
Hinbernifie irgend einer Art, jo fteht es bem Directorium zu, bas Gejchäft ber 
Vollziehung ummittelbar von Bundeswegen in bie Hand zu nehmen. Es 
fann zu diefem Zweck Gommijjäre ernennen und benjelben, wenn nötbig, 
eine angemefjene Truppenzahl zur Verfügung fielen. Art. 13. Militär: 
angelegenbeiten. Dem Directorium liegt die Handhabung der Kriegs: 
——— des deutſchen Bundes ob. Es führt die durch dieſe Verfaſſung 
dem Bund in Bezug auf das Bundesheer, bie Bundesfeſtungen und bie 
Küftenvertbeidigung überwieſenen Geſchäfte. Es bat fih der gemauen und 
vollftändigen Erfüllung ber militäriihen Bundesverpflihtungen in allen 
Bundesftanten zu verfihern, auch auf zwedmäßige Uebereinitimmung in ber 
Organifation bed Bunbesheeres binzumwirfen. Es bat fein Augenmerk unaus: 
geiett dahin zu richten, daß bas Heerweſen bes Bundes, ohne unnöthige Be— 

ftung ber Benölferungen, im Frieden gefräftigt, vervollfommnet unb in 
einem allen Anforderungen an bie Wehrkraft Deutſchlands entiprechenben 
Stande erhalten werde. Werden zu biefem Zweck neue gejeßliche Beitim: 
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mungen, organiſche Vorſchriften oder Aenderungen ber Bundeskriegsverfaſfung 
erforberlich, ſo hat das Directorium dieſelben im Bundesrath in Anregung 
zu bringen. Bedarf das Directorium in ben Fällen ber Art. 9, 10 und 12 
ber unmittelbaren Verfügung über militärifhe Mittel, jo hat es bie Stelluma 
ber für ben jebesmaligen Zweck am meiften geeigneten Truppenförper zum 
Bunbdesbienft zu beichließen. it ber Zweck biejer Mafregel erreicht, fo ba 
die Berwenbung zum Bunbesbienft wieder aufzubören. Die Koiten ber Ber 
wendung von Truppen im Bundesdienſt bat ber Bund, vorbebaltlih aller 
gejetlich begründeten Grjagverbindlichfeiten, vorſchußweiſe zu beitreiten. Die 
im Bundesdienſt ſtehenden Truppen tragen bie Abzeichen des Bundes. Wir 
rend gemeinjamer Uebungen, überhaupt während jeder Vereinigung der Gon- 
tingente mebrererer Aundesjtaaten, werben gleichfalls dieſe Abzeichen getragen. 
Art. 14. Bundesfinanzen Das Directorium läßt die aus ben Matri- 
eularbeiträgen der einzelnen Staaten gebildete Bunbescafje verwalten. E— 
läßt von drei zu drei ‚Jahren nad eingebolter AJuftimmung des Bunbes: 
raths ben Voranſchlag der ordentlichen Bundesauslagen aufitellen, und ber 
Verfammlung ber Bunbesabgeordbneten vorlegen. Es läßt die von ber Ber- 
ſammlung ber Bundesabgeorbnieten genehmigten Matricularumlagen aus: 
tbeilen. Zur Dedung unvorbergejehener Bundesausgaben fann das Tirec: 
torium mit Genehmigung des Bundesraths und ber Berfammlung ber 
Bundesabgeorbneten,, oder, wenn leßtere nicht vereinigt ilt, unter Vorbe— 
halt ber Rechtfertigung vor berjelben, außerorbentlide Matricularumlagen 
ausihreiben. Es läßt den Nechenichaftsbericht über die abgelaufene breijähriar 
Periode des Bundeshaushalts ber Berjammlung ber Bundesabgeorbneten vor: 
legen. Art. 15. Verhältniß zur Berfammlung der Bunbesab: 
georbneten. Dem Directorium jteht die Cinberufung, Eröffnung, Werta: 
gung, Auflöfung, Schliefung ber Verfammlung der Bunbesabgeordneten zu. 
Zur Einberufung außerordentliher Situngen besfelben bedarf dasſelbe jedod 
ber Auftimmung bes Bunbesratbs. Das Directorium bat vor ber Berjamm: 
fung ber Abgeorbneten bie Gejammtbeit ber Bunbesregierungen zu vertreten, 
insbefonbere wird e8 bie vom Bundesrath genehmigten Geſeßentwürfe um» 
fonjtige Vorlagen einbringen, und für bie barüber in ber Abgeorbnnetenver 
jammlung zu eröffnende Verhandlung geeigneten Falles Gommiliäre ernennen 
Es ift berechtigt, ber Verfammlung ber Abgeordneten Mittheilungen uber 
allgemeine Bunbesangelegenheiten zugeben zu laſſen, und bejien Anficht bar: 
über einzubolen. Nach dem Schluſſe ber Seffion ber Abgeorbnetenverfamm: 
fung wird es bie Ergebnifje ber Verhandlungen besjelben der Schlußfaſſung 
ber Fürftenverfammlung unterziehen, ober, falls eine jolde ausnabmsweiie 
nicht ftattfinben follte, die Schlußfaffung im Bundesrath veranlaſſen. 
Abfchnitt III. Die Verjammlung ber Bundes-Abgeorbneten. 
Art. 16. Aufammenjekung der Berfammlung. Die Verfammlung 
ber Bunbesabgeorbnieten gebt durch Delegation aus ben VBertretungsförpern 
ber einzelnen deutſchen Staaten hervor. Sie beiteht aus 300 von dieſen Kör: 
pern gewählten Mitgliedern. Oeſterreich entjendet zum Bunde 75 vom Reiche: 
rath aus ber Zahl feiner ben beutichen Bundeslanden angebörigen Mitglieder 
ober aus ben Mitgliedern der Landtage des Bunbesgebietes gewählte Abge— 
orbnete. Preußen entjendet 75 Abgeordnete aus ber Zahl der Bertveter ber 
deutſchen Bunbeslande im preußiihen Landtage. Bayern entienbet 27 Ab— 
eorbnete, Sachen, Hannover, Württemberg entfenden je 15, Baben 12, Kur: 
beffen 9, Großberzogthbum Helfen 9, Holitein und Lauenburg 5, Luremburg 
und Limburg 4, Braunihweig 3, Medlenburg- Schwerin und Medlenburg: 
Strelik zufammen 6, Naffau 4, Sachſen-Weimar 3, Sadien:Meiningen, 
Sachſen-Coburg-Gotha und Sachſen-Altenburg je 2, Olbenb 3, Anbalt: 
DefiausGötbhen, Anhalt:Berndburg, Schwarzburg-Sonbershaufen, burg: 
Rubolftabt, Liechtenſtein, Waldeck, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, 
Schaumburgsfippe, Lippe und die freien Städte Pübed, Frankfurt, Bremen, 
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Hamburg je einen Abgeorbneten, und zwar alle dieſe Staaten aus ber Mitte 
ihrer Vertretungstörper.*) In benjenigen Staaten, in welden das Zwei: 
lammerſyſtem bejteht, wählt die erfte Kammer ein Drittheil, die zweite Ram: 
mer zwei ‚Drittbeile ber Bundesabgeorbnneten. Wo die Abgeorbnetenzahl nicht 
durch 3 theibar ift, wird bie — Regierung beſtimmen, wie die Zahl 
der Vertreter unter beide Kammern zu vertheilen ſei. Art. 17. Nähere 
Beſtimmungen über die Art der Bildung ber Verſammlung. 
Die Wahl ber Bundesabgeorbneten erfolgt in jedem Staate ſogleich nach bem 
Zufammentritt der betreffenden Landesvertretung. Sie erfolgt für die Dauer 
des Manbats der wählenden Körperfchaft, bleibt jedoch nad Ablauf biejes 
Mandats ober nah Auflöfung der wählenden Körperichaft bis zur erfolgten 
Neuwahl ber nächſtfolgenden Verſammlung wirkſam. Die perfönliche Fähig— 
feit zur Mitgliedichaft ber wählenden Körperjchaft entjcheibet zugleich über bie 
perfönliche Fähigkeit der Mitgliedihaft der Verfammlung ber Bunbesabge- 
ordneten. Für je 3 Bunbdesabgeorbniete wird ein Erſatzmann gewählt. Die: 
jenigen Wahlkörperſchaften, bie weniger als 3 Bundesabgeorbete zu ernennen haben, 
wählen je einen Erſatzmann. Die Lanbesvertretungen ber Ginzelitanten kön: 
ner ihre Abgeoroneten zum Bunde nicht am Anftructionen binden. Die 
Bunbesabgeorbnneten beziehen gleihmäfige Taggelder und Reiſe-Entſchädi⸗— 
gungen aus ber Bundeskaſſe. Art. 18. Einberufung, en, 
Auflöfung der Berjammlung. Die Verfammlung ber Bunbesabgeorb: 
neten wirb regelmäßig in jedem britten ‘Jahre im Monat Mai nah Frank— 
furt a. M. einberufen. Sie fann vom Directorium mit Zuftimmung bes 
Bunbesrathes jeberzeit zu einer außerorbentlichen Situng einberufen werben. 
Eine Bertagung ber VBerfammlung fann vom Directorium höchſtens für eine 
Zeit von zwei Monaten ausgefprochen werben. Durch eigenen Beihluß kann 
ch bie Verjammlung höchſtens auf acht Tage vertagen., Am Falle einer Auf: 
föjung ber Verſammlung wird das Directorium unverzüglih die Bunbes: 
tegierungen aufforbern, bie Neuwahlen, jobald als thunlih vornehmen zu 
Ian. Sobald die Neuwahlen erfolgt find, wird das Directorium zur Wiebet: 
einberufung ber Verſammlung jchreiten. Die Regierungen werben in ber 
ze bafür forgen, daß bie Ständekammern der einzelnen Staaten nicht 
gleichzeitig mit der VBerfammlung der Bunbesabgeordneten tagen. Art. 19. 
Innere Einrichtung ber Berjammlung. Die Verſammlung ber 
Bun eorbneten wählt ihren Präfidenten, ihre Bicepräfidenten und Schrift: 
führer. ie Sigungen der Verfammlung find öffentlih. Die Gejchäfts: 
ordnung wird beftimmen, umter welchen Bedingungen vertrauliche Situngen 
Hattfinden fünnen. Die Berfammlung prüft die Vollmachten ihrer Mitglieder 
und entfcheibet über die Aulafjung berjelben. Zur Beſchlußfähigkeit der Ver: 
ſammlung iſt die Anweſenheit von wenigftens zwei Drittheilen ber Mitglieber 
erforberlih. Die Beſchlüſſe werben mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, 
jofern nicht bie nachfolgenden Artitel Ausnahmen von biefem Grumbfag an: 

. Die Berfammlung wirb mit — des Directoriums ihre 
Geſchäftsordnung feſtſtellen. Art. 20. Beſchließende Befugniß ber 
Verſammlung. Der Verſammlung ber Bundesabgeordneten ſteht das 
Recht beſchließender Mitwirkung zur Ausübung ber geſetzgebenden Gewalt bes 
beutichen Bundes zu. Die gejeßgebende Gewalt bes Bunbes erftredt ſich: 
1) auf Mbänderungen ber Bunbesverfaffung; 2) auf bie beitehenden ober neu 
zu errichtenben organifchen Einrichtungen des Bunbes; 3) auf ben Bundes— 
haushalt; 4) auf Feſtſtellung allgemeiner Grundzüge für bie Gefeßgebung 
der Einzelftaaten, über die Angelegenheiten ber Preffe und ber Vereine, über 
luerariſches und fünftlerifches Eigenthumsrecht, über Heimathrecht, Anfäflig- 
mahung und allgemeines beutjches Bürgerrecht, über gegenfeitge Vollſtreckung 





*) Hefien«Homburg ift hier übergangen, ba es feine Landesvertretung befigt. 
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rechtöfräftiger Erkenntniſſe, über Auswanderungen, ſowie über diejenigen @®e 
genſtände von gemeinſamem Intereſſe, deren allgemeine Regelung etwa Füni- 
tig ber gejeßgebenden Gewalt des Bundes durch verfaffungsmähige Beihlane 
bes Directoriums (Art. 11) unb ber Abgeorbnetenverjammlung würbe über 
tragen werben. Geſetzesvorſchläge, welche eine Abänderung der Bunbesve- 
faſſung in fich jchließen, oder eine neue organiihe Einrichtung auf Koſten des 
Bunbes begründen jollen, oder der gejeßgebenden Gewalt bes Bunbes eine 
neuen jeither dev Gejeßgebung ber einzelnen Staaten angehörigen Gegenitant 
überweijen, Fönnen in der Verſammlung der Bunbesabgeorbneten nur mu 
einer Mebrbeit von wenigitens Vierfünfteln der Stimmen angenommen wer 
ben. Wie das Directorium, fo befißt auch die Abgeordnetenverſammlung bas 
Recht, Bundesgeſetze in Vorſchlag zu bringen. Art. 21. Beratbenbe und 
vermittelnde Befugnif der Berfammlung. Die Berfammlung der 
Bunbesabgeorbneten ijt gleich dem Directorium berechtigt, in Angelegenbeiten, 
welche bem Bereidy ber gejeßgebenden Gewalt des Bundes nicht zugemieien 
find, die Einführung gemeinjamer Geſetze oder Einrichtungen auf dem Weyr 
freier Vereinbarung in Antrag zu bringen. Um in den einzelnen Staaten 
zur Ausführung gelangen zu können, bedürfen jeboch die in Angelegenbeiten 
folder Art von der Abgeorbnetenverjammlung gefaßten Beſchlüſſe der Au- 
ftimmung ber betrejjenben Regierungen und Vertretungen (Art. 25.) Ar. 
22. Recht der Borijtellung und ber Bejhwerbe In allen Anz 
legenheiten bes Bunbes fteht ber Verjammlung der Bunbesabgeorbneten bat 
Recht der Vorftellung und der Beſchwerde zu. 

Abſchnitt IV. Die Fürftenverfammlung. Ar.23. Einridtung 
ber Fürftenverfammlung. In ber Regel wirb nad dem Schluſſe der 
orbentlichen oder außerorbentlichen Sikungen ber VBerfammlung der Bunbes 
abgeorbneten eine Verſammlung ber jouveränen Kürjten und ber oberiten 
Magiftrate der freien Städte Deutichlands fich vereinigen. Der Kaijer von 
Defterreih und ber König von Preußen gemeinjchaftlich erlaffen die Ginla- 
bungen zur Fürftenverfammlung. Die nicht perjönlich ericheinenden Soume- 
täne können ſich duch einen Prinzen ihres Hauſes ald Alter Ego vertreten 
lafien. Zwei Vertretern ber beutichen Standbesherren wird in ber Fürſten 
verfammlung ein Antbeil an einer Guriatftimme (anſtatt des erloſchenen An- 
theil® ber beiden Hohenzollern) zugeftanden. Art. 24. Stimmorbnuna. 
Die Verhandlungen ber Ti — tragen ben Gharafter freier Be 
rathung und Berftändigung zwiſchen unabhängigen und gleichberechtigten Sou— 
veränen an fi. Deutſchlands Fürjten und freie Städte ſind jedoch überein- 
gefommen, bie für die Beſchlüſſe des Bunbesrathes geltende Stimmorbnuna 
in ber Art auch unter fich in Anwendung zu bringen, daß ein Beſchluß der 

ürftenverfammlung nicht aufgehalten werden fann, wenn die bejahenden 

timmen bas im Bunbesrathe je nach der Natur bes Gegenftanbes vorge: 
fchriebene Stimmverbältnig erreihen. Art. 25. Gegenftände der Be— 
ſchlüſſe ber Fürjtenverfammlung. Die Fürftenverfammlung nimmt 
bie ihr durch bas Directorium unterlegten Ergebniſſe ber Verhandlungen ber 
Abgeordnetenverfjammlung in Erwägung. Sie fat die endgültigen Beichlüfie 
über diejenigen Anträge ber Berjammlung der Bundesabgeordneten, welche 
nicht der Zuſtimmung der Vertretungsförper in den einzelnen Staaten be- 
bürfen. Sie läßt bie mit ihrer Sanction verjehenen Bunbesgefepe ſowohl 
durch das Directorium als in ben einzelnen Staaten verfündigen. Sie pflegt 
Beratbung wegen thunlichiter Förderung ber Ausführung über diejenigen An: 
träge ber Verjammlung der Bunbesabgeorbneten, über welche ber endgültige 
Beſchluß ben verfaffungsmäßigen Gewalten ber einzelnen Staaten quitebt. 
(Art. 11 und 21.) Sie prüft bie Borftellungen und Beſchwerden ber Ber: 
fammlung ber Abgeordneten in allgemeinen — — und läßt 
dem Directorium bie betreffenden Entſchließungen zugeben. Sie kann alle 
für das Gefammtvaterland wichtigen Angelegenheiten in ben Kreis ihrer Be: 
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rathung ziehen. Weber folgende Gegenftände: Aufnahme neuer Mitglieder in 
ben Bund, Aenderung bed Stimmwerhältnijjes im Bunbe bei veränbertem 
Bejigftande ber Bunbesglieber, jteht die Schlußfaſſung ausſchließlich ber Fürften: 
verjammlung zu. | | 

Abihnitt V. Das Bundesgeridt. Art. 26. Doppelte Eigen: 
ichaft des Bundesgerihts. Das Bundesgericht emtjcheidet, im Namen 
des deutichen Bundes, theild in richterlicher, theils in jchiedsrichterlicher Eigen: 
ſchaft. Art. 27. Richterliche Wirkſamkeit des Bundesgeridts. 
Das Bundesgericht in jeiner richterlichen Eigenſchaft kann angerufen werden: 
4) von Bunbdesregierungen oder von Privatperfonen gegen ben beutichen Bund, 
wenn eritere gegen leßteren Anſprüche aus privatrechtlihen Titeln erheben, 
und ein bejonderer Gerichtsitand hierwegen nicht begründet ift; 2) von Pri— 
vatperjonen gegen mehrere Bundesglieber, wenn bejtritten ijt, welche ber letz⸗ 
teren eine Forderung ber erjteren zu befriedigen habe; 3) von Privatperjonen 
gegen den Souverän, bie Givillijte oder den Staatefiscus eines einzelnen 
YBundesitaats, wenn wegen ber behaupteten, auf privatrechtlihen Titeln be: 
rubenden ‘Forderung in ber Berfaffung oder Gejehgebung des betreffenden 
Staats fein Gerichtsjtand begründet ijt; 4) von Privatperfonen behufs ber 
Eröffnung des Rechtswegs gegen eine einzelne Bundesregierung, wenn erjtere 
auf Grund ber Verfaſſung und ber beitehenden Gejeße bes Landes und nad) 
Grichöpfung ber landesgeſetzlichen Mittel der Abhülfe über Verweigerung ober 
Hemmung ber Rechtspflege Bejchwerde führen; 5) von Bunbesregierungen 
gegen ambere Bunbesregierungen, wenn ber klagende Theil Befriedigung einer 
Geldforderung ober Erfüllung eines privatrechtliche Leiſtungen —— 
Vertrags oder Schadloshaltung wegen Nichterfüllung eines ſolchen Vertrags 
verlangt; 6) in benjenigen Fällen, für welche dem Bundesgericht, mit Zu: 
fimmung bed Directoriums und bed Bundesraths, duch die Verfaſſung ober 
Gejeßgebung eines Ginzelitaats eine richterlihe Gewalt befonders übertragen 
werben follte; endlich tritt 7) in Fällen, wo es jich zwijchen zwei oder meh: 
teren Mitgliedern des Bundes um den vorläufigen Schuß bes jüngjten Befig: 
ſtandes handelt, das Bundesgeriht an bie Stelle bed nach Art. 20 ber 
Wiener Schlußacte zu bezeichnenden oberjten Gerichtshofs, Art. 28. Schiebs: 
tihterlihe Wirfjamfeit des Bundesgerichts. Der jchiebsrichterlichen 
Entjcheibung des Bundesgerichts werden vom Directorium nach vergeblich ver: 
ſuchter Vermittlung auf Verlangen bes einen ober bes andern ber jtreitenben 
Theile überwiefen: 1) alle nicht zu ber im Art. 27 unter 5 erwähnten Ka— 
tegorie gehörigen Streitigkeiten zwijchen Mitgliebern des Bundes; 2) Strei- 
tigfeiten zwijchen Mitgliedern regierender beutjcher — ——— über Thronfolge, 
Regentſchaft, Regierungsfähigkeit, Vormundſchaft, ſowie über Anſprüche an 
das Hausfibeicommiß, inſofern nicht über das Verfahren in dergleichen Strei: 
tigfeiten und deren Entſcheidung durch die Verfaſſung bes betreffenden Lanbes, 
Hausgejege oder Verträge bejondere Beitimmung getroffen ijt; 3) Streitig- 
feiten zwijchen der Regierung eines Bundesſtaats und einzelnen Berechtigten, 
Gorporationen oder ganzen Glafjen, wenn biejelben wegen Verlegung ber 
ihnen duch die Bundesverfaffung (Art. 13 bis 18 der Bundesacte) gewähr: 
leifteten Rechte Klage führen; 4) Streitigkeiten zwiſchen ber Regierung unb 
ber Landesvertretung eines Bunbesjtaats über Auslegung oder Anwendung 
ber Lanbdesverfafjung, jofern zur Austragung folder Streitigfeiten nicht ſchon 
anderweitig, Mittel und Wege geſetzlich vorgejchrieben find, ober biejelben nicht 
zur Anwendung gebracht werben fünnen. Art. 29. Sonjtige Aufgaben 
des Bundesgerihts. Damit in der Anwendung gemeinjamer beutjcher 
Gejege über Civil: oder Strafreht die möglichſte Gleichartigfeit beftebe, ift 
das Bundesgericht berufen, in Fällen, wo fich bezüglich biefer Anwendung in 
der Rechtſprechung ber oberjten Gerichtshöfe ber Bundesitaaten Verſchieden⸗ 
beiten ergeben, das Directorium behufs ber weiter erforderlichen Veranlafjung 
auf das Bebürfniß einer authentiihen Auslegung ober geſetzlichen Regelung 
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aufmerffam zu machen. Das Bundesgericht bat dem Directorium auf &- 
forbern rechtliche Gutachten zu erftatten, injofern es fih nit um Falle ban- 
beit, in welden das Bundesgericht demnächſt felbit zuftändig werben kann 
Art. 30. Bejondere Beſtimmungen. Mo feine beiondern Emtide 
bungsnormen vorhanden find, hat das Bundesgericht nah ben in Rechtsſtre 
tigkeiten berjelben Art vormals von den Meichsgerichten jubjidiariich befolgten 
Rechtoquellen zu erkennen, injofern ſolche auf bie jegigen Verhältniſſe de 
Bundesglieder und auf bie Streitjachen jelbjt noch amvendbar find. Stmi 
tigfeiten ober Beſchwerden, welche bereit8 vor Grricdtung des Bunbdesgerict: 
buch einen Bundesbeichluß endgültig erledigt worben find, können micht von 
neuem vor bem Bunbesgericht angebracht werden. Art. 31. Jujammen: 
feßung bes Bundesgerihts. Das Bundesgericht beitebt aus einem 
Bräfidenten, zwei Vicepraͤſidenten und zwölf orbentliden Beijigern. Für dw 
ſchiebsrichterliche Entſcheidung in Streitfüällen zwijchen Regierung und Stän- 
ben eines Bundesſtaates (Art. 23 unter 4) wird das Bundesgericht durg 
zwölf außerordentliche Beiſitzer verſtärkt. Zwölf orbentlihe Mitglieder dei 
Bundesgerichts werben von ben Regierungen aus ben Mitgliedern der ober: 
ſten Gerichtshöfe ernannt. Dejterreih und Preußen ernennen je zwei, Bayern 
einen, bie folgenden 14 Stimmen des Bundesraths in einem ber Reibentolar 
ber Stimmordbnnung entiprechenden Wechlel ſieben ordentlihe Beiſitzer. Drei 
ordentliche Beifiper des Bundesgerichts ernennt das Directorium mit Zuſtim 
mung des Bunbesrathbs aus der Zahl der ordentlichen öflentliben Mechts- 
lehrer an ben deutſchen Hocichulen. Das Directorium ernennt ferner mit 
Auftimmung des Bundesraths aus der Mitte der fünfzehn ordentlichen Mi 
glieder des Bunbesgerichts den Präfidenten und bie beiden Vicepräſidenten 
Alle diefe Ernennungen erfolgen auf Lebensdauer. Die zwölf außerorbem: 
lihen Mitglieder des Bunbesgerichts werben von den Regierungen auf Bor: 
jhlag und aus ber Mitte der Stänbeverfammlungen auf zwölf Jahre er 
nannt. Diefe Ernennungen geſchehen durch bdiejelben Regierungen, beziebent: 
lich in derſelben Neihenfolge, wie die Ernennung der ordentlichen Beiſitzer 
Wo zwei Kammern einen Bunbesrichter zu bezeichnen haben, wechſelt im Er: 
mangelung eines Einverſtändniſſes das Recht des Vorſchlags zwiſchen bDeniel- 
ben, wobei bas 2008 ben Anfang zu bejtimmen hat. Sollte ſich dbemnädi 
das Bedürfniß einer Vermehrung der Mitgliederzahl des Bunbesgerichte 
herausstellen, jo kann das Directorium mit AZuftimmung bes YBundesratbe 
eine jolhe Vermehrung bejchließen. Die Zahl der auferorbentlihen Beifiger 
muß alsdann in gleichem Verhältniß wie die der ordentlichen erhöht werben. 
Das Bundesgericht hat feinen Sik zu Frankfurt a. M. Die ordentlichen 
Mitglieder müfjen am Site bes Bundesgerichts wohnen. Die Kanzleibeam- 
ten bes Bundesgerichts werben auf deſſen VBorihlag vom Directorium er: 
nannt. Die Aufjtellung einer Bundesanwaltichaft bleibt vorbehalten. Art. 32. 
Grundzüge der Verfaffung des Bundesgerihts, Das Bundes: 
er wird in mebrere Senate eingetheilt werben, bamit eine zwedmäßige 

ertbeilung der Geichäfte in Senats: und in Plenarfigungen flattfinde umbd 
in ben zur richterlichen Gnticheidung des Bundesgerichts gehört Fällen 
(Art. 27) ein Anftanzenzug bergeitellt werde. Die jchiebsrichter Ent: 
ſcheidungen bes Bunbesgerichts (Art. 23) erfolgen in ordentlicher, und wenn 
fie Streitigfeiten zwiſchen Regierung und Ständen eines Bunbesitaats be- 
treffen, in außerordentlicher Pienarfibung, zu welcher lebteren ber Präfident 
bie jämmtlichen orbentlihen und auferordentlihen Beiſther einberuft. Die 
in ben gefeßlichen Formen gefällten Schiedsſprüche unterliegen feiner weitern 
Berufung und find fofort vollziehbar. Art. 33. Unabhängige Stellung 
bes Bundesgerihts. Die orbentlihen Mitgliever des Bunbesgerichts 
werben für ben Bund in Eib und Pflicht genommen und vom Bund aus 
der Matricularkafje befoldet. Sie können nach ihrer Ernennung weder Gelb: 
bezüge noch Ehrenauszeichnungen von einem einzelnen Bunbesglied erhalten. 
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Gegen ihren Willen fönnen fie nur buch einen Spruch des Bunbesgerichts 
jelet von ihrem Amt entlajjen werden. Wach erreichten 70. Lebensjahre kann 
dad Directorium fie mit vollem Gehalt in den Rubeitand verfegen. Die 
außerordentlichen Mitglieber bes Bundesgerichts, zur Ausübung ihres Amtes 
einberufen, werden gleihialis für den Bund in Eid und Pflicht genommen, 
unb erhalten vom Bunde Reijeentihädigungen und Functionsgebühren aus 
der Matricularkaſſe. Ein Reglement wird bie betreffenden Gehalte und Ge- 
bühren feftftellen. Art. 34. Bundesgerihtsftatut. Die mäheren Be: 
fimmungen über bie Berfaffung bed Bundesgerichtes, fowie über das Ver: 
jabren vor bemielben werben durch ein Statut getroffen werben, welches bas 
Bundesgericht zu entwerfen und dem Directorium zur weiteren VBeranlaffung 
vorzulegen haben wird, Art. 35. Wegfall der früheren gerichtlichen 
Bundbeseinrihtungen. Mit Einführung des Bunbesgerichts kommen 
die jeitherigen Beitimmungen über Austrägalinjtanz, beziehentlich das Bundes: 
ſchiedsgericht, auch bie Kompetenz ber Bundesverfjammlung in ben im Art. 29 
der Wiener Schlußacte bezeichneten Fällen und ber Bundesbeſchluß vom 
15. Sept. 1842 in Wegfall. Dagegen bewenbet «8 auch fermerbin bei Art. 
24 der Schlußacte. Schlupbeitimmung. Ar. 36. Die beftebenden 
Bundesgeiege behalten ihre Kraft und Gültigkeit, ſoweit fie nicht durch bie 
vorftebenden Beitimmungen abgeändert werben, 

Gollectivjhreiben der Fürften an ben König von Preußen: 
. . . . Nach Kenntnignahme der von St. Maj. dem Kaiſer uns mitgetheil: 
ten Vorichläge haben wir in benjelben allfeitig eine geeignete Grundlage für 
unjere Verhandlungen erkannt, deren Refultat wir Ew. Majeftät jedenfalls 
wur Einholung Alterhöhftihrer bundesverfaflungsmäßigen Zujtimmung vor: 
legen würden. Wir begen aber den lebhaften Wunſch ac... .“ 


Aug. (Bayern). Die II. Kammer geht mit 69 gegen 52 Stim« 


men über eine Nürnberger Petition bezüglih der Schleswig: Hol: 
ſtein'ſchen Frage zur motivirten Tagesordnung über. 


:„» (Anhalt:Bernburg). Herzog Merander Karl F im 30ſten 


Jahre feiner Regierung. Mit ihm erlifcht die Anhalt:Bernburg’fche 
Linie und fällt das Land an die Defjau’fche Linie, 

» (Fürftencongreß). Der König von Preußen lehnt aud bie 
Collectiveinladung der Fürften ab: 

. .. . um fo mehr, als Ich auch jetzt noch feine amtlihe Mittheilung 
der der Berathung zu Grumbe gelegten Anträge erhalten habe; basjenige 
aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntnig gelangt it, Mich nur in 
der Abficht beftärft, Meine Entſchließungen erjt dann fejtzuftellen, wenn durch 
geihäftsmäßige Bearbeitung der Angelegenheit von Seiten Meiner Räthe bie 
zu erörternden Abänderungen der Bunbdesverfaffung, in ihrem Verhältniſſe zu 
der berechtigten Machtftellung Preußens und zu ben berechtigten Intereſſen 
der Nation, eingehend geprüft fein werden. Ich bin es Meinem Lande und 
der Sache Deutichlande jhuldig, vor einer ſolchen Prüfung ber einfchlägigen 
Kragen feine Mich bindenden Erklärungen gegen Meine Bundesgenofjen ab: 
zugeben ; ohne folhe aber würde Meine Theilnahme an ben Berathungen 
nicht ausführbar fein. Diefe Erwägung wird Mich nicht abhalten, jede Mit: 
tbeilung, welche Meine Bundesgenoffen an Mich werden gelangen laffen, mit 
der Bereitwilligfeit und Sorgfalt in Erwägung zu ziehen, welche Ich ber 
nun der gemeinfamen vaterländiichen "ntereffen jederzeit gewidmet 

— 


(Fürſtencongreß). Depeſche Bismarks an den preußiſchen 
Bundestagsgeſandten in Frankfurt: 
„... Die in der preußiichen Monarchie jederzeit befolgten Grunbfäge bes 
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bingen, baf nur nad forgiältiger und von Sr. Majeftät gefeglih vorge 
jhriebener Erwägung an competenter Stelle Entſchließungen gefaßt werden 
welche die Intereſſen des Staates betrefien. Bon biejer Regel abzumeider, 
wollen des Königs Majeftät ſich am allerwenigften in einem Fall enticlire. 
wo es jih um bie wichtigiten und folgenjchwerjten Entſcheidungen bankelt, ja 
welhen ein Monarh im nterejje jener Staaten berufen jein fann.... 
Ew, Ere. werben jeimerzeit aus bem f. Minijterium von Berlin aus de 
eingehendere Entwidlung der Anſicht ber f. Regierung über die biejjeitign 
und über bie vorliegenden öſterreichiſchen Reformplane erhalten. Füt je 
ertläre ih nur: daß bie legteren, unjerer Anjicht nach, weder ber be: 
rechtigten Stellung der preußiſchen Monardie noch ben be: 
rechtigten Anterejjen bes deutſchen Volks entiprechen. Preube 
würde ber Stellung, die jeine Macht und jeine Gejchichte ihm im dem 
europoäijhen Staatenverein geſchaffen haben, entjagen, und Gefahr laute 
bie Kräfte bes Landes Zweden dbienjtbar zu maden, welche ben Jr: 
terejien des Landes fremd jind, und für deren Beitimmung un 
basjenige Maß von- Einfluß und Gontrole fehlen würbe, auf weldes mu 
einen gerechten Anſpruch haben.“ 


21. Aug. (Fürftencongref). Defterreih richtet vor der zweiten 


Sitzung des Fürftencongrefjes ein Promemoria an die fänmtlicen 
Theilnehmer: 

„ . . . Wie in ber erjten Sitzung von mehreren ber hoben Thei— 
nehmer ausbrüdlich hervorgehoben wurbe, wollte mit ber Annahme des 36 
dachten Entwurjs als einer geeigneten Berathungsgrundlage nicht etwa aus 
Ihon die Genehmigung ber einzelnen Bejtimmungen besjelben ausgeiproden 
werben, Ge. Majejtät der Kaijer gibt Sich hiervon volle Rechenjchaft, home 
Sich aber andererjeits mit der Auffaffung Allerhöchſtihrer Bundesgenofien iu 
begegnen, wenn Sie glauben, aus ber Thatſache der alljeitig befundeien 
Geneigtheit, das Reformwerf auf ber Bafis jenes Entwurfs zu Stande à 
bringen, eine boppelte Folgerung ableiten zu können. Ginmal ſcheint nim- 
lich St. Maj. die Vorausjegung gerechtfertigt zu fein, daß die Bebenten, 
welche etwa gegen einzelne Vorſchläge des Entwurfs von der einen ober da 
andern Seite gehegt werben follten, jich nicht gegen das Syſtem und bit 
leitenden Gedanken, auf welden jeine Gonjtruction beruht, richten, e 
mit auch nicht Anlaß zu jolchen Aenderungsanträgen bieten könnten, bie de 
Entwurf in jeinen weſentlichen Theilen und in dem nothwendigen Zujammen: 
hange feiner wichtigern Verfügungen alteriven würben. Zweitens halten St 
Maj. ſich überzeugt, daß, wenn eine alljeitige Einigung über Abin 
berungen bes Entwurfs nicht erreicht werden fünnte, die Annahme dee 
legtern, felbjt in jeiner unveränderten Faſſung, ber erhabenen 
Verſammlung jedenfalls erwünjchter fein würde, als ein Zerjplittern und 
Auseinandergehen ber Meinungen und ein rejultatlofes Ende der Verhand: 
lungen. Ausgehend von dieſen Gefichtspunften und ferner erwägen, daß &# 
weber nöthig noch erwünfcht fein dürfte, die Verathung der im Detail etwa 
vorzuſchlagenden Mobdificationen den Fürften in Perjon vorzubehalten umd 
dadurch deren Aufenthalt in Frankfurt über Gebühr zu verlängern, neigen 
Se. Maj. der Kaiſer in Bezug auf das weiter einzubaltende Verfahren Sid 
zu ber Anficht, daß bie Fürftenconferenz bie Beratbung ber Reform: 
acte nunmehr ben bier anmwejenden Miniftern übermweiien 
fönnte, foferne dieß mit der Mafgabe geihähe, daß es in allen denjenigen 
Punkten, in welchen nad) reifliher gemeinjamer Prüfung der Aenderungt 
anträge nicht ein andberweites Ginverftändniß zu Stande füm, 
bei der Faſſung ber alljeitig angenommenen Berathungf' 
grundlage fein Bewenden zu behalten hätte... 

Eine weitere Bereinfahung des Gejchäfts könnte nach Sr. Maj. Erachten 
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dadurch erreicht werben, daß einige Hauptbeſtimmungen bes Entwurfs, für 
deren Annahme ſich vielleicht bereits eine allgemeine Geneigtheit in ber Mitte ber 
verjammelten Fürften ausgeiprochen bat, von ber Fürftenconferenz nicht nur im 
Grundſatze, jondern auch dem Wortlaute nach genehmigt, ſonach in ben 
Minifterconferenzen als bereits feititehend feiner weitern Discuffion unter: 
zogen würden. Se. f. k. Majejtät geben anheim, ob nicht unter den Be: 
fimmungen bed Entwurfs namentlidy Art. 2, Art. 4, Art. 5 Alinea 1 bis 
3, Art. 6, Art. 14 Alinea 2, 4 und 5, Art. 16, Art. 183 Alinea 1, Art. 20 
bis 22, Artikel 23 Alinea 1, Art. 24, Art. 26, Art. 36 von ber 'erhabenen 
Berjammlung geeignet gefunden werden fünnten, unverändert angenommen 
zu werden. Solchen Falles würde ben Miniftern nur die Aufgabe bleiben, 
die bier nicht genannten Artikel des Entwurfs zu revidiren und nad Prü— 
fung ber zur Borlage kommenden Aenderungsanträge vorbehaltlih ber Ra— 
tification der Souveräne tertuell feftzuftellen, auch vielleicht, wenn etwa Lücken 
bemerft werben jollten, ergänzende Beſtimmungen zu beantragen. 

„Um übrigens zugleich allen Anjtänden zuvorzufommen, welche je nad) ben 
Berfafjungsverhältnifjen der einzelnen deutſchen Staaten bei den hoben Mitglie- 
bern ber Konferenz gegen Erklärungen von definitiv verpflichtendem Charakter 
obwalten fünnten, glauben Se. f. k. apoftoliiche Majeftät mit den im Obigen 
entwidelten Borjchlägen jchlieklich noch die weitere Bemerkung verbinden zu 
follen, daß es fi) empfehlen dürfte, bei allen in ber Fürftenconferenz erfol- 
genden Erflärungen von bindendem Charafter, infofern biejelben nad) ben 
Einrichtungen bes betreffenden Staates ben Vorbehalt ber Zuſtimmung ber 
eonftitutionellen Körperjchaften erforderlich erfcheinen laſſen follten, allgemein 
und obne daß bies jedes Mal noch bejonders ausgedrüdt werden müßte, 
biefen Vorbehalt als einen jelbjtverftändlichen zu betrachten.“ 

—22. Aug. (Abgeordnetentag). Verfammlung des Abgeord⸗ 
netentages in Frankfurt. Es nehmen daran mehr als 300 Ab: 
geordnete aus den verſchiedenen deutſchen Staaten (Defterreich aus— 
genommen) Theil. Bericht Häuffers über den öſterr. Entwurf 
einer Reformacte des deutſchen Bundes. inftimmige Beſchlüſſe 
bezüglich der deutſchen und der ſchleswig-holſtein'ſchen Trage: 

Beſchluß bezüglich ber deutſchen Frage. 1) Der Abgeorbnetentag 
erblidt in Oeſterreichs Jnitiative und in ber Theilnahme fat aller Bundes: 
mitglieder ein erfreuliches Zeugniß ber allerwärts fiegreihen Weberzeugung 
von ber Unzulänglichkeit ber beftehenben Bunbesformen und ber bringenben 
Rothwendigkeit ber Neugejtaltung; ob zugleich die Bürgfchaft, daß bas gute Recht 
bes beutjchen Volkes auf eine feiner würdige Verfaffung endlich zur Erfüllung 
fommt, iſt von weiterem Entgegenfommen ber deutſchen Fürſten abhängig. 2) Der 

eorbnetentag kann nur von einer bundesjtaatlihen Einheit, wie jie in ber 
Reichsverfafjung von 1849 rechtlichen Ausbrud gefunden bat, bie volle Be— 
friedigung bes Freiheits⸗ Einheits:, Sicherheits: und Machtbedürfniſſes ber 
Nation hoffen; indeſſen ift ber inneren Krifis und den äußeren Fragen gegen: 
über ber Abgeorbnetentag nit in der Lage, zu Oeſterreichs Ent: 
wurf fich lediglich verneinendb zu verhalten. 3) Er muß aber eine 
Reihe von Einzelbeftimmungen ber Reformacte, insbejondere bie Zujammen= 
fegung und Competenz ber Delegirtenvertretung, für höchſt bedenklich 
erachten und muß vielmehr die Bildung einer von ber Nation er: 
wählten Vertretung als unerläßliche Vorbedingung bes Gelingens bezeichnen. 
4) Der Abgeorbnetentag betrachtet die Anerkennung ber Gleichberechtigung 
beider Großmädte im Staatenbund als ein Gebot ber Gerechtigkeit und ber 
Politik, ebenfo ben Eintritt der nichtdeutſchen preußiichen Provinzen. 5) Unter 
allen Umftänben erflärt ber Abgeorbnetentag: daß von einem eins eitigen 
Vorgehen ber Regierungen eine gebeihliche Löfung ber Nationalreform micht zu 
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erwarten iſt, ſondern nur von ber Zuſtimmung einer nach Norm de 
Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April 1848 zu berufenden Ra: 
tionalverfammlung. 
Beihluß bezüglich der jhleswig:holftein’ihen Frage: ‚&e 
genüber dem Befchtuffe, den am 9. Juli diejes Jahres die Bunbesverjanm: 
lung in Betreff Schleswig=-Holfteins gefaßt bat, erklärt der Abgeorbnetentag: 
Rad altem Rechte, wie nach dem Staatögrundgejeße, welches unter ber vom 
ber beutjchen Gentralgewalt anerfannten proviforifchen Regierung am 15. Sat 
1848 ins Leben getreten ijt, find die Herzogthümer feit mit einander verbum 
bene und jelbjtändige Staaten unter der Herrichaft bes oldenburgiichen Manns 
ftammes. Die Vereinbarungen von 18°%,, bie bas Recht ber Herzogthüme 
verfüimmern, von ber Vertretung berjelben niemals anerfannt, von Dänemar! 
ſelbſt vielfah verlegt und buch das Märzpatent zerrijfen jimb, baben für 
Deutichland feine bindende Kraft. Durch ben Beihluß vom 9. Juli, welde 
fi) dem ungeachtet auf den Boden jener Vereinbarungen und der minbejten 
ebenfo ungenügenden englijchen Vorſchläge ftellt, hat der Bundestag jeine 
Pflicht gegen Deutſchland und die Herzogthümer nicht genügt. Doch ijt diciea 
Beihluß gefaßt und nicht mehr fi AA zu machen. Leiſtet Dänemarl 
nicht Folge, jo muß vor Allem, wenn nicht neue Schmadh auf die alte ae 
bäuft werben ſoll, der gefaßte Beſchluß ungefäumt und mit voller Enetgie 
buch den Einmarſch der Bundestruppen in Vollzug geſetzt werden. Hier u 
erit wird der Werth der fürftlichen Reformbeitrebungen jeine Probe zu v 
ftehen haben. Iſt das nationale Selbitgefühl, das die Ohnmacht uniee 
auswärtigen Politif als einen brennenden Schimpf empfindet, in den beutiden 
Regierungen lebendig geworben, jo wird ber Uebergang von ber Volljtredun; 
eines unzulänglichen Bundesbeſchluſſes zur endgültigen, wahrhaft befrien 
— Loͤſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage — zur Wiederherſtel— 
ung bes alten Rechtes in feinem vollen urjprünglidhen Um 
fange — burd ben Verlauf der Greigniffe unfehlbar gebahnt werben. Bei 
hen im Gegentheile die Bunbesregierungen auch diesmal vor diefer Aufgabe 
zagbaft zurüd, jo weiß Deutſchland, was es von ben ihm gebotenen Reform: 
entwürfen zu halten bat, und fein bejchönigendes Wort würde dann die Ueber 
zeugung erjchüttern, daß ber Grundgedanke ber nationalen Bewegung aus 
diesmal nicht erfüllt, jondern mit gehaltlofen Verheißungen erftictt werden joll.‘ 


22—31. Aug (Fürftencongreß) Weitere Situngen des Fürften: 

congreſſes zur Berathung der öfterr. Neformentwurfes. Der Gre 
berzog von Medlenburg:- Schwerin gibt in ber zweiten Sitzung des 
Eongrefies vom 22. Aug. eine Erklärung zu Protofoll, die, nad 
einer Reihe von Modififationsanträgen, dabin ſchließt: „An und 
für fi empfiehlt fi die Einführung des conftitutionellen Spitemd 
in die Bundesinftitutionen nit. Die VBorausfegungen der eng: 
liſchen Verfaſſung fehlen in Deutſchland. Wenn aber dennod eine 
beutfche Nationalvertretung, die fi nicht auf Kopfzahl, fondern auf 
geiftige Kräfte ftüßt, von hohem Werthe auch für die deutſche Bunded- 
gefammtheit fein kann, fo heißt es nicht die Inſtitution befchränten 
oder Schwächen, fondern unterftügen, wenn man diefelbe vor Eon: 
flieten ficher zu ftellen fucht, die zwifchen der politifchen Gewalt 
und einer mit dem Steuerverſagungsrechte ausgerüfteten Verfamm: 
lung erfahrungsmäßig zu entjtehen und mit dem Untergange der 
einen ober der anderen zu enden pflegen.” 

22. Aug. (Bayern). Die U. Kammer macht auf die Anregung ihtet 
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Präfidenten Grafen Hegnenberg-Dux eine Demonftration zu Gun: 
ften ber öfterr. Reformacte. 

Aug. (Holſtein). Das Sprudcollegium der Univerfität Kiel er: 
Härt fih in einem Rechtsgutachten für die Forderung der deutfchen 
Majorität der aufgelösten fchleswig’ihen Ständeverfammlung. 

„ Anfprade des Ausſchuſſes des Nationalvereinsg an die Vereins: 

fen: 

„Kaum vier Jahre jind verfloffen jeit dem Wiedererwachen ber nationalen 
Bewegung. Anfangs mit geringen Mitteln gegen Schwierigkeiten aller Art 
anfämpjend, gelähmt noch durch ben einer vergangenen Zeit angehörenden 
Groll der alten Parteien und vor allem durch die Muthlojigfeit und Gleidy: 
giltigfeit eines großen Theile des deutſchen Volks, gehemmt durch noch vor: 
bandene particularijtiihe Gegenjäße aud im Volfe, auf das Aeußerſte von 
faft allen Regierungen und retrogradben Glementen angefeindet, ohne jebe 
Stüße als die Gerechtigkeit ihrer Sache hat die nationale Partei täglih an 
innerem Halt gewonnen, mehr und mehr die tüchtigen Kräfte ber Nation in 
ſich vereinigt und ihre Gegner ſelbſt endlich gezwungen, auf den nationalen 
Boden, welden fie zuerft verläugneten, wenigitens jcheinbar herabzujteigen. 
Heute, in einem Augenblid, wo Preußens Einfluß und Preußens Kraft durch 
den innern Conflict gelähmt find, jehen wir den Kaijer von Dejterreih wie 
faft alle übrigen deutſchen Fürjien laut und offen vor ber Nation die gänz- 
liche Unbrauchbarkeit der Bundesverfafjung und die höchſte Dringlichkeit ihrer 
Ausbejjerung im liberalen und nationalen Sinne befennen und in ber alten 
Reihsftadt Frankfurt fich zu perfönlichen Berathungen über eine neue Ge: 
ftaltung der deutſchen Gefammtverfaffung vereinigen. Die deutſche Frage iſt 
officiel auf die Tagesordnung gefegt. An ber Nation ift es, diesmal ihre 
endlihe Löjung zu ſichern. Täuſcht nicht alles, fo nahen für uns höchſt wich: 
tige, wenn nicht entjcheibende Greignijje. In einer jolhen Krijis muß bie 
Nation noch feiter als bisher fih um das Banner der Freiheit und Cinbeit 
zuſammenſchaaren, fich jelbjt mit den Greignijjen ins Klare jegen, mit Be— 
jonnenbeit das Brauchbare annehmen, und das Verderbliche mit Entſchloſſen— 
beit zurückweiſen. . . Bor 50 Jahren opferten unjere Väter freudig auf 
Leipzigs Schlachtfeld der Freiheit des PVaterlandes Blut und Leben. Noch 
ferderte von uns das Vaterland nur Heine Gaben. Möge bie Gedächtniß— 
feier ber heiligen Tage des Befreiumngsjahres die Söhne gemahnen, in bem 
Ringen der Nation um innere Freiheit und Einheit nicht zu erlahmen, und, 
wenn bie Entſcheidung naht, e8 den Vätern gleich zu thun.“ 

v„ (Fürftencongreß). Baden wahrt ſich gegenüber dem öſterr. 
Promenoria v. 21. d. M, in einer Note an ben Grafen Rechberg 
die volle Freiheit feiner Entſchlüſſe gegenüber den Beſchlüſſen des 
Eongrefies: 

„0.0. Wenn zunächit bie großherzogliche Regierung auch mit bereitwil- 
ligem Entgegentommen und dem redlichen Willen, aus bem f. öjterreichiichen 
Entwurf die möglichft ausgedehnteften Nejultate zu gewinnen, in bemjelben 
nah Mafgabe der von Sr. k. Hoh. bereits abgegebenen Erklärungen eine ge: 
nügendbe Grundlage für bie Verhandlungen erfannt bat, jo vermag fie doch 
nicht zuzugeben, daß bie Bedenken, weldye etwa gegen einzelne Vortchläge bes 
Entwurfs von ber einen ober ber andern Geite gehegt werben follten, ſich 
vr gegen das Syitem und die leitenden Gedanken richten Fönnten, 
auf welchen bie Gonjtruction des Ganzen berubt. ... . Bon biefer Auffaffung 
ausgehend, kann bie großh. Regierung nicht dahin gelangen, zuzugeftehen, 
daß es in allen denjenigen Punkten, in welchen es nach reiflicher, gemeins 
jamer Prüfung ber Wenberungsanträge nicht zu einem anderweitigen Ein 
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verftänbnig käme, bei ber Faſſung ber alljeitig angenommenen Berathı 
grundlage fein Bewenden haben fünnte. So lange ein Ginverfiändnik 
allen hoben Bundesfürften und freien Städten nicht erzielt fein wird, m 
feftgebalten werben, daß feimerlei Verpflichtung auf den Inhalt ber 
zelnen Artitel der Neformacte übernommen worden ift, und Se. l. f 
X ben Unterzeichneten beauftragt, dieſe Freiheit von jeder Verbindli 
ür die großberzogliche Regierung ausdrüdlich zu wahren. Ein weiterer 
ſchlag des Promemoria’s gebt dahin, einige Hauptbeftimmungen Dee 
mwurfes von ber Fürſtenverſammlung nicht nur im Grundjage, ſondern aud 
Mortlaut nach in der Art genehmigen zu laffen, daß biefelben ſonach ı 
Minifterconferenz, als bereits feifiehenb. feiner weitern Discuffion unter; 
würden. Ge. fol. Hobeit erachtet eine ſolche Zerfplitterung bes Gmtır 
befien Beitimmungen ein eng verbundenes Gefüge von, wenn auch nicht ül 
gleich wichtiger, doch nirgenb unwefentlicher Bebeutjamfeit darftellt, für 
zuläffig, unb vermöcte über einzelne Beflimmungen nicht im irgend 
pflihtender Weife fich zu äußern, und wenn Allerböchftderfelbe dem Zu 
Sr. f. f. Majeftät nad einem rüdbaltlofen Meinungsaustaufche aud ie 
feit8 gerecht zu werben beftrebt fein wird, jo fann es doch mur unter 
ausdrüdlihen Vorbehalte gefchehen, dap Se. k. Hoheit für bie grof 
oglihe Regierung bie Erflärung über Annahme oder Nichtannahme be 
Ber für ben Schluß der Gefammtberathung aller einzelnen Artikel 
fervirt und fich nicht früher zu binden gemeint ift, bevor bie Gefamm 
—* Ta neuen Bunbesverfafjung vereinten Beftimmungen fib ü 
iden läßt. ...“ 


25. Aug. (Fürſtencongreß). Antwort des ſächſ. Miniſters v. d 
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auf die badifche Note vom 22. Aug. an den Grafen Rechberz: 

„. .· . Der König, bes Unterzeichneten a. g. H., weiß ber gewiſſenbe 
Auffaffung, welche den Darlegungen der großberzogl. Regierung zu Or 
liegt, alle Gerechtigfeit wiberfaßten zu laſſen. Allerhöchſtderſelbe vermag i 
eben jo wenig die Ueberzeugung zu unterbrüden, daß ein dieſen Darlegun 
entfprechenbes Verfahren, wollte e8 von fämmtlichen Theilnehmern befolgt ı 
ben, von vorneherein jede Ausficht auf das Zuſiandekommen irgend eines! 
jultates nothwendig vereiteln müßte. . . . “ 


Verfammlung des deutſchen Juriftentags in Mainz. Derſe 
befchließt theils einftimmig, theil8 mit Mebrbeit: 

„Es fteht an fih dem Richter in jedem einzelnen gegebenen falle d 
Recht zu, bie verfafjungsmäßige Giltigfeit der angerufenen Geſetze, insbeit 
bere bie Trage, ob bie erforderlihe Zuziehung verfafjungsmäßiger ei 
ftattgefunden habe, zu prüfen; es iſt jedoch bie Schaffung eines endgiltig h 
über erkennenden unabhängigen oberften Gerichtshofes anzubahnen; Str 
feiten über einfeitig von ber Staatsregierung ausgehende Veränderungen J 
Verfaſſung, ber Wahlgeſetze u. ſ. w. wären einem zu ſchaffenden unabhängig 
Bundes- oder Reichsgerichte demnächſt zu übertragen.” 


27. „ (Bundestag). Der däniſche Geſandte erklärt, bag feine A 


gierung ſich nicht im Stande befinde, die Broclamation v. 30. M 
zurüdzunehmen, dagegen fei fie bereit, „jede wünſchenswerthe Aut 
Zunft über alle Dispofitionen dieſer Proclamation zu geben‘ m 
alle Vorſchläge, welche ihr in Beziehung auf die Herzogtbümt 
oo und Lauenburg gemacht würden, in „ernfte Erwägung’ # 
ziehen. 


30. „ Gürſtencongreß). Defterreih beantragt durch ein zwitd 
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Promemoria den fofortigen Beginn von Eonferenzen der in Frank: 
furt anmwefenden Minifter: : 
„+. . Auf das innigfte vertraut mit ber hochwichtigen Frage bes Augen: 
blicks, fowie nicht minder mit ben Gedanken ihrer Fürften über deren Inhalt 
und Geltaltung zum wahren Wohl des gemeinjfamen Baterlandes, werden bie 
in Berathung tretenden Miniiter eingehender Anftructionen nicht bebürfen; 
nad Sr. Majeftät Erachten wären jebod deren Gränzen bejtimmt zu ziehen 
und zwar insbefondere die Bevollmächtigten in ben Stand: zu fegen, bie von 
ber Türftenverfammlung ihrer Prüfung zugewieſenen Entwurfsartifel fo weit 
zu erledigen, daß nur noch die Ratification der Souneräne vorbehalten bliebe. 
Zugleich wären die Minijter anzuweifen, feine berjenigen Beitimmungen, welche 
feitens ber Fürſten nach gemeinfamer reifliher Grörterung bereits feftgeitellt 
woorben find, in ben Miniiterconferenzen zum Gegenftand abermaliger Dis: 
euffion zu nehmen, und überhaupt von dem Grundſatz auszugeben: es feien 
bie ausgefegten Artifel im Geift jener angenommenen auszufüllen unb in 
biefem Sinn bas Reformwerk zu ergänzen und abzuſchließen.“ 


1. Sept. (Fürftencongreß) Schluß des Fürftencongrefies. Die 
Reformacte wirb zu Ende berathen und von ber Mehrheit befinitiv 
feftgeftellt, fo daß Feine Minifterconferenzen ftattfinden. Baben 
flimmt nicht zu. Zweites Collectivfchreiben an den König von 
Preußen. Schlußrede des Kaifers von Oeſterreich. 

AI ebene rt ohapndened: ber von ber Gonferenz ber ſouve— 
ränen Fürften und freien Städte Deutſchlands theils mit Stimmeneinhelligfeit, 
theils mit überwiegender Stimmenmehrheit genehmigten Beftimmungen 
bes Entwurfs einer Reformacte: 

Abjhnitt I. Allgemeine Verfügungen. Art. 1. In ber Faſſung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 2. In ber Faſſung bes Entwurfs ange: 
nommen, Art. 3. Das Directorium bes beutihen Bundes befteht aus ſechs 
Stimmen: 1) aus bem Kaifer von Defterreih; 2) aus bem König von 
Preußen; 3) aus bem König von Bayern; 4) aus ben Königen von Sach— 
fen, Hannover und Württemberg, in jährlichem Wechjel durch einen aus ihrer 
Mitte, infofern nicht eine andere gemeinfchaftlihe Vereinbarung unter ihnen 
eintritt; 5) aus einem burd den Großherzog von Baden, ben Kurfürften von 
Heffen, den Großherzog von Helien, ben König von Dänemark als Herzog 
von Holftein und Lauenburg, ben König ber Niederlande ald Großherzog von 
Luremburg, ben Herzog von Braunfchweig, bie Großherzoge von Medlenburg: 
Schwerin und Medlenburg-Strelig und ben Herzog von Naſſau zu wäh: 
lenden Bunbesmitgliebe ; 6) aus einem durch den Großherzog von Sachſen— 
Weimar, den Großherzog von Oldenburg, die Herzoge von Sachſen-Meiningen, 
Sadjen-Altenburg, Sadfen-Roburg-Cotba und Anhalt, bie Fürften von 
Schwarzburg:Sondershanfen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Liechtenftein, Walbed, 
Reuf ältere Linie, Reuf jüngere Linie, Schaumburgsfippe und Lippe, ben 
Landgrafen von Heffen-Homburg und bie freien Städte Lübeck, Frankfurt, 
Bremen und Hamburg zu wählenden Bunbesglieve. Die Wahlen unter 5 
und 6 gefchehen auf drei Jahre und unter Anwendung bes im Art. 6 ber 
Bunbdesacte feftgeftellten Stimmverhältniffes, infofern nicht unter ben unter 5 
enannten Staaten eine andere gemeinjcaftliche Vereinbarung eintritt. Die 

itglieder bes Directoriums werben fih in ber Regel durch — — 
am Bundesſitze vertreten laſſen. Es bleibt ihnen jedoch vorbehalten‘, ſich bei 
wicdhtigeren Veranlaffungen zu vereinigen, um bie Befugnifje bed Directoriums 
in Berfon auszuüben. Art. 4. In ber Faffung bes Entwurfs angenommen. 
Art. 5. Den Borfik im Directorium und im Bundesrath führt Defterreich. 
Im Falle der Verhinderung bes öfterreichifhen Bevollmächtigten geht ber Bor: 
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fig auf Preußen über. Mit dem Vorſitze find feine anderen Befugmifie, «A 
bie zur formellen Leitung ber Geſchäfte erforderlichen, verbunden. Alle Im 
fchlüffe des Directoriums werden mit einfacher Stimmenmebrbeit gefaft. 3a 
Stimmengleichheit wird die Zahl ber Bevölkerung (nah der Bundesmatrifel) 
ber von jeder Stimme vertretenen Staaten, alfo 1) Oefterreihs, 2) Rreusenf, 
3) Bayerns, 4) der drei Königreiche, 5) der im Art. 3 unter 5 gemanntel 
Staaten, 6) ber ebenbafelbit unter 6 genannten Staaten, nad) ben fıch —— 
überſtehenden 3 Stimmen zuſammengerechnet und ſolchergeſtalt die Mebt 
entſchieden. Die Beſchlüſſe des Bundesraths werben mit einfacher Stimmen 
mehrheit gefaßt, fofern nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahmen von bielem 
Grundſatze anordnen. Die Directorialbevollmädtigten, fowie die Witgliede 
bes Yundesraths find an die Meifungen ihrer Regierungen gebunden. Tod 
find die Regierungen und vorzugsweije bie Directorialböfe verpflichtet, ibe 
Bevollmächtigten mit thunlichit ausgedehnten Anjtructionen zu verieben, de 
mit der Gang ber Bundesgeſchäfte durch den DBerfehr zwiſchen den WBenel 
mädhtigten und ihren Vollmadhtgebern jo wenig wie möglich aufgehalten: merz«. 
Die Beziehungen zwiſchen dem Directorium und ben einzelnen -Regierungen 
werben durch deren Bevollmächtigte im Bundesrathe vermittelt. Die Wikttär: 
commiffion ift dem Tirectorium untergeordnet . . . Directorium und Bundes 
rath haben ihren Sik zu Frankfurt a. M. Art. 6. Im ber Faſſung des 
Entwurfs angenommen. Art. 8. Dem Tirectorium liegt die Sorge für die 
äufere Sicherheit Deutfchlands ob. Bei Gefährdung der Sicherheit des 
Bundes, insbefondere wenn berjelbe oder ein einzelner Theil des Bunde— 
gebiets mit einem feindlichen Angriffe bedroht ift, bat das PDirectorium al: 
burdy die Umſtände erforderten militäriichen Vorſichts- und Vorbereitunge 
mafregeln anzuordnen. Es übt zu diefem Zwede ſämmtliche nad der Yunber- 
friegsverfaffung dem Bunbe zuſtehende Befugnifje aus. Ansbefonbere fomm 
es ibm zu, die Kriegsbereitichaft und Mobilmahung bes Bunbesbeeres oder 
einzelner Gontingente beijelben zu beichließen, für die rechtzeitige Inſtand— 
ſetzung ber Bunbesfeftungen zu jorgen, den Bundesfeldherrn zu ernennen, die 
Pildung des Hauptquartier und ber Heeresabtheilungen zu veranlafien , eim 
eigene Kriegsfalfe des Bundes zu errichten. Au einer förmlichen Strieat 
erklärung bes Bundes ift ein im Bundesrath mit zwei Drittbeilen ber Stim: 
men gefaßter Beichluß erforderlih. Ergibt fich die Gefahr eines Krieget 
zwijchen einem Bunbesftaate, welcher zugleich außerhalb bes Bundesgebies 
Befigungen bat, und einer auswärtigen Macht, fo hat das PDirectorium der 
Beſchluß des Bundesraths darüber, ob der Bund fih am Kriege beibeiligen 
wolle, zu veranlaffen. Die Entſcheidung erfolgt ebenfalls hierüber mit ma 
Drittheilen ber Stimmen. Wird das Bundesgebiet durch feindliche Streit: 
fräfte angegriffen, jo tritt der Stand bes Bundeskrieges von jelbit ein. Das 
Directorium bat das Recht, Friedensunterhandlungen einzuleiten und zu bie: 
fem Zwecke eigene Bevollmächtigte zu ernennen und mit nitructionen zu 
verfehen. Es hat jedoch über die Bebingungen bes Friedens die Anſicht des 
Bundesraths zu vernehmen. Die Annahme und Beitätigung bes Friedene 
vertrags fann nur auf Grund eines mit einer Stimmenmehrheit von zwei 
Drittheilen gefaßten Beſchluſſes des Bunbesratbs geſchehen. In dem Kalle 
bes Art. 45 der Wiener Schlufacte hat das Directorium bie zur Bebaur- 
tung ber Neutralität des Bundes erforderlihen Mafregeln zu beichlieken. 
In Bezug auf Streitigkeiten einzelner deutſchen Staaten mit auswärtigen 
Staaten hat das Directorium die durch die Art. 36 und 37 ber Wiener 
Scylußacte der Bundbesverfammlung zugewieſenen Befugniſſe auszuüben 
Art. 9. Die Sorge für die Aufrechthaltung der öffentlichen Orbnung und 
ber Geſetzlichkeit in den einzelnen Bunbesjtaaten liegt zunächit den betrefien- 
ben Regierungen ob. Das Directorium bat jedod auch jeinerjeits darüber 
zu wachen, baß ber innere Friede Deutſchlands nicht gefährbet werbe. Treten 
Fälle von Ruheſtörungen ein, jo hat das Directorium diejenigen Befugniſe 
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auszuüben, welche bie Art, 25 bis 28 ber Wiener Schlufacte ber Bunbes: 
verfammlung zumeifen. Art. 11. Das Directorium übt auf Grund ber Be: 
ſchlüſſe des Bundesraths Namens ber deutſchen Regierungen das Recht des 
Vorſchlags in Angelegenheiten ber Bundesgejeggebung aus. (Art. 20.) In 
gleicher Weiſe jteht demjelben bie Amitiative auch in denjenigen Angelegen- 
beiten zu, in welden die Grlafjjung eines gemeinjamen Gejeßes ober bie 
Gründung einer gemeinfamen Ginrihtung von ber freien Zuftimmung ber 
einzelnen Staaten abhängt, bie Wirkſamkeit bes Bundes gegenüber diejen leß- 
teren fidh jomit nur als eine vermittelnde darftellt. (Art. 21.) Der YBunbes: 
ratb bat in beiden Fällen die in bie VBerfammlung ber Bunbesabgeorbneten 
einzubringenden Vorlagen vorzubereiten. Geſetzesvorſchläge, welche eine Ab: 
änderung ber Bunbesverfafjung oder einen Zuſatz zu berfelben enthalten, 
ober ber geleßgebendben Gewalt des Bundes einen neuen, feither ber Gefeß- 
gebung der Finzeljtaaten angehörigen Gegenſtand überweifen, können im Bundes— 
tatbe nur mit Ginbelligfeit ſämmtlicher 21 Stimmen genehmigt werben. 
Vorſchläge, durdy welche einzelnen YBundesgliedern befondere, nicht in ben ge: 
meinjamen Verpflichtungen Aller begriffene Leiftungen oder Verwilligungen 
für ben Bund angefonnen werben, bebürfen der freien Zuftimmung aller be: 
theiligten Regierungen. Ueber Religionsangelegenbeiten findet fein Beichluß 
anders als mit allfeitiger freier Zujtimmung ſtatt. Art. 14. Das Directo: 
rium läßt bie aus ben Matricularbeiträgen ber einzelnen Staaten gebilbete 
Bundeskaſſe verwalten. Es läßt von drei zu brei Jahren nad eingebolter 
Zuſtimmung bes Bunbesraths den Voranſchlag der orbentlihen unb außer: 
ordentlichen Bundesauslagen aufitellen und ber Verfammlung der Bundes— 
abgeorbneten zur Genehmigung vorlegen. Es läßt bie von ber VBerfammlung 
ber Bunbesabgeordnneten genehmigten Matricularumlagen ausfchreiben. Kommt 
in Betrefj des Voranichlags eine Einigung mit ber Berfammlung ber Bundes: 
abgeorbneten nicht zu Stande, fo ijt bis zu einer Verftänbigung ber Voran— 
ichlag der vorhergehenden Periode maßgebend, injofern bie barin enthaltenen 
Ausgaben nicht ausbrüdlih nur für einen vorübergehenden bereits erreichten 
Zweck beitimmt find. Zur Dedung unvorhergefehener Bundesausgaben kann 
das Directorium mit Genehmigung des Bunbesrathes unb ber Verfammlung 
der Bunbesabgeorbneten, oder wenn leßtere nicht vereinigt ift, unter Vorbe— 
halt ber Rechtfertigung vor berjelben auferordentlihe Matricularumlagen aus: 
fchreiben. Es läßt den MRechenfchaftsbericht über die abgelaufene breijährige 
Periode des Bundeshaushalts der Berfammlung der Bundesabgeorbneten vorlegen. 

Abſchnitt II. Die Berfammlung der Bunbesabgeorbneten. 
Art. 16. Die Verfammlung der Bundesabgeorbneten gebt durch Delegation 
aus ben Bertretungstörpern ber einzelnen bdeutihen Staaten hervor. Gie 
beſteht aus 302 von biefen Körpern gewählten Mitgliebern. Oeſterreich ent: 
ſendet zum Bunde 75 vom Neichsrathe aus ber Zahl feiner ben beutjchen 
Bundesländern angehörigen Mitglieder ober aus ben Mitgliedern ber Land: 
tage bes Bunbdesgebietes gewählte Abgeordnete. Preußen entjendet 75 Abge: 
orbniete aus ber Zahl der Vertreter der deutſchen Bundeslande im preußiſchen 
Fandtage. Bayern entjenbet 27 Abgeordnete, Sachſen, Hannover, Württem⸗ 
berg entjenden je 15, Baden 12, Kurheffen 9, Großherzogthum Heſſen 9, 

ihein und Lauenburg 5, Luremburg und Limburg 4, Braunihweig 3, 

eflenburg-Schwerin und Medlenburg:Strelig zufammen 6, Naflau 4, 
Sadhfen:Weimar 5, Sachſen-Meiningen, Sachjen-Altenburg und Gadjen: 
Koburg:Gotha je 2, Oldenburg 3, Anhalt 2, RE —— 
Schwarzburg-Rubolftabt, Fiechtenftein, Walde, Reuß ältere Linie, Reuß jün- 
gere Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Heſſen-Homburg je einen, bie freien 
Städte Fübed, Frankfurt, Bremen je einen, Hamburg 2 Abgeordnete, und 
zwar alle dieje Staaten aus ber Mitte ihrer Bertretungsförper. In ben: 
jenigen Staaten, in welden bas Zweikammerſyſtem bejteht, wählt bie erfte 
Kammer ein Drittbeil, bie zweite Kammer zwei Drittheile ber Bundesabge⸗ 
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orbneten. Wo bie Abgeorbnetenzahl nicht durch drei theilbar iſt, wird di 
betrefjende Regierung beftimmen, wie bie Zahl ber Vertreter unter bei 
Kammern zu vertheilen fei. Art. 18. Alinea 1. In der Faſſung des Ci 
wurfs angenommen, Art. 20. Der Verfammlung ber Bundesabgeorbnnetia 
fteht das Recht beichließender Mitwirkung zur Ausübung gefeßgebender Ge 
walt bes beutfchen Bundes zu. Die gefeßgebende Gewalt bes Bundes erfired 
fih: 1) auf Abänderungen ber — * und Zuſätze zu berielbem; 
2) auf den Bundeshaushalt; 3) auf Feitftellung allgemeiner Grundzüge rg 
bie Geſetzgebung ber Einzeljtaaten über die Angelegenheiten ber Prejie uml 
ber Vereine, über literariches und fünftlerifches Gigentbumsreht, über He 
matrecht, Anjäfligmahung und allgemeines beutiches Bürgerrecht, über gea 
jeitige Vollftredung rechtsfräftiger Erfenntniffe, über Auswanderungen, jomt 
über biejenigen Gegenjtände von gemeinſamem Intereſſe, deren allgemein 
Regelung etwa tünttig ber gejeßgebenben Gewalt bes Bunbes burch ven 
faflungsmäßige Beſchlüſſe des Directoriums (Art. 11) und ber Abgeordneten: 
verjammlung würde übertragen werben. Geſetzesvorſchläge, weldhe eine Abänd« 
rung ber Bunbesverfafjung bezweden, oder ber gejeßgebenden Gewalt bes Bundes 
einen neuen feither ber Gejeßgebung ber Einzeljtaaten angebörigen Gegenitand 
überweifen, können in der Berfammlung ber Bundesabgeorbneten nur mit 
einer Mehrheit von wenigſtens brei Viertbeilen ber Stimmen angenommen 
werben. Wie das Directorium, jo befigt auch bie Abgeorbnetenverjammluma 
das Recht, Bundesgejege in Vorſchlag zu bringen. Betreffen ſolche Vorſchlage 
eine Abänderung ber Bundesverfaffung ober einen Zuſatz zu berjelben ober 
die Ueberweifung eines neuen feither ber Gefeßgebung ber GEinzelitaaten am 

ehörigen Gegenſtandes an bie gejeßgebende Gewalt bed Bundes, jo Können 
fe von ber Abgeorbnetenverfammlung nur mit einer Mehrheit von wenigftent 
brei Viertheilen der Stimmen beſchloſſen werben. Art. 21. Zn ber Faſſung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 22. In ber Kaffung bes Entwurfs an- 
genommen. 

Abjihnitt IV. Die Fürftenverfammlung. Art. 23. In ber Regel 
wird nad bem Schlufje ber ordentlichen oder auferorbentlichen Sitzungen ber 
Berjammlung ber Bunbesabgeozdneten eine Verfammlung ber jouperänen 
Fürſten und ber oberjten Magijtrate ber freien Stäbte Deutichlands fich ner: 
einigen. Der Kaijer von Delerreich und ber König von Preußen erlafien 
gemeinfhaftlich die Einladungen zur Fürftenverfammlung. Die nicht perſönlich 
ericheinenden Souveräne können fich durch einen Prinzen ihres oder eines andern 
beutichen Hauſes ald Alterego vertreten lafjen. (Die Berathung des Alinea 4 Diefes 
Artifels wurde den Minifterconferenzen überwiefen.) Art. 24. In ber Fafſung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 26. In ber Faſſung des Entwurfs ange: 
nommen. Art. 27. Punkt 3. (Es wurde bejchloffen, bie Worte „ben Sou: 
verän“ zu ftreihen.) Art. 28. Bunft 3...... 3) Streitigfeiten zwiſchen ber 
Regierung eines Bundesitaats und einzelnen Berechtigten, Gorporationen oder 
ganzen Glajjen, wenn biejelben wegen Verlegung der ihnen durch die Bundes: 
verfaffung (Art. 13 bis 18 ber Bundesacte) gewährleifteten Rechte Klage 
führen, jo weit das betreffende Rechtsverhältniß nicht vor dem 1. Jan. 1863 
durch Bundesbeſchluß oder durch die einjchlägige Landesgejeßgebung geregelt 
iſt. —— in anerfannter Wirkſamkeit ſtehende Verfaſſungen lönnen 
durch Klagführung bei dem Bundesgericht nicht angefochten werben. Art. 36. 
In ber Faſſung bes Entwurfs angenommen. 


Schlußerflärung bes Großherzogs von Baben: „In ben Er: 
klärungen zu ben einzelnen zur Discufjion gebrachten Artikeln ber Reform: 
acte find bie Bebenfen niedergelegt, welche biefelben hervorrufen, und mittel: 
bar ergeben ſich baraus auch bie pofitiven Anfhauungen über Art umb Um: 
fang ber Reform, welche auf ber gegebenen Grundlage bes Staatenbunbes 
möglich unb ratbfam erfcheint. 

„Da ber Bund, jo Jange er feine gegenwärtige Natur als ein bloßer 


Deutſchland. 73 


Staatenbunb beibehält, nicht von einer in ihm felbftändig conftituirten Ne: 
gierungsgewalt, ſondern nur nah AInftruftion ber Gingelregierungen burdh 
beren Beauftragte geleitet werben fann, fo forbert nicht bloß die Rüdficht 
auf das gleihe Recht Aller, ſondern felbit das Intereſſe bed Ganzen, baf 
auch Allen ein verhältnigmäßiger Antheil an ber Bildung bes Gefammtmwillens 
eingeräumt werbe. Zur eigentlich leitenden Behörbe bes Bundes eignet ſich 
deshalb nicht ein irgendwie aus einigen wenigen Bunbesgliedern zujammen: 
geiegtes und. ausjchließlih von benfelben zu inſtruirendes Directorium, fon: 
bern mur ber Bunbdesrath felbit, in welchem ben beiden Großmächten, flatt 
ber bisher im engern Rathe geführten einen, mehrere Stimmen einzuräumen 
burch bie beitehenden Machtverhältniffe gerechtfertigt it. Die Ausführung - 
bes einmal durch Beihluß bes Bunbesraths feftgeitellten Bundeswillens kann 
bagegen zwedmäßig einem fleineren Collegium überlaſſen werben, welches, ba 
e8 als vollziebender Ausihuß bed Bunbesraths erfcheint, und jebenfalls an 
deſſen Inſtructionen gebunden werben müßte, richtiger aud formell als ein 
folder Ausihuß, nicht als ein felbftändiges Directorium beftellt würde, Die 
Bildung bes bejtimmenben Gefjammtwillens im Bunde wird burh Mitwir: 
fung fämmtlicher Bunbesglieder nicht mehr verzögert, ald durch Mitwirfun 
von nur 5 ober 6; burdh die Zulaffung zahlreicherer vermittelnder Ginflüffe 
wirb fie umgefehrt erleichtert und ber Bund gegen bie Gefahren geſchützt, 
welche ihm aus bem unvermittelten Gegenfat einiger —— Directorialhöfe 
und ben unter ihnen ohne Mitwirkung ber Mehrzahl ber Bundesglieber ge: 
faßten formellen Mebrhbeitsbefchlüffen drohen würben. Dagegen wirb ber 
Vollzug des einmal feftgeftellten Bunbeswillens mit allen bei ber Ausführung 
fih ergebenden Detailfragen durch Ueberlafjung deſſelben an einen Fleineren 
Ausſchuß an Energie gewinnen, und nahezu unentbehrlich erfcheint eine ber: 
artige Einrichtung, um ber Bundesregierung eine conjtitutionelle Vertretung 
der Bunbesbevölferung an bie Seite jtellen zu können. 

„Weit wichtiger für eine reguläre und jichere Xhätigfeit ber Bunbes: 
regierung, ald eine eventuelle Rebuction ber jekt am Bunbestage geführten 
Stimmen, ift bie flare und ungweibeutige Anerfennung ber Ma: 
joritätsbefhlüffe. Aber auch dieſer Grundfaß, jo naturgemäß und wün: 
ſchenswerth er an jich ift, läßt fi unter ben gegebenen Verhältniffen nicht 
ausnahmslos durchführen. Gin formeller Majoritätsbeihluß kann bie That: 
ſache nicht wegräumen, daß eine etwa bifjentirende Großmacht bem inneren 
Lebensgefeke ihres Staates folgen wird und muß; er bräcdte nur über ben 
Bund bie Galamität eines formell giltigen, aber thatfählih unausführbaren 
Beichluffes, und damit bie Gefahr gegenfeitiger Erbitterung oder ſelbſt einer 
vollftändigen Zerreißung bes Bundes. Die widtigften Entſchließungen bes: 
felben in feinen Beziehungen nad) Außen unb bie entſcheidenden Umgeſtal⸗ 
tungen im —— ſind durch die Natur der Verhältniſſe an das Einver— 
ſtändniß Oeſterreichs und Preußens geknüpft, das durch eine Majorität von 
zwei Dritteln nicht erſetzt werden kann. Unter dieſer Vorausſetzung verliert 
allerdings die vorgeſchlagene — der Bundeszwecke den —* Theil 
ihrer realen Bedeutung; aber eine gewaltſame Anſpannung ber Bundesgewalt 
zu größeren 2eiftungen, als fie, fo lange bie beiben Großitaaten mit einer 
ihr überlegenen Macht neben berjelben ftehen, zu erfüllen vermag, Tann 
biefe Leiftungen ſelbſt doch nicht bervorbringen unb bedroht bie Exiſtenz bes 
Bundes, befjen Erhaltung, wenngleich mit befcheibener Wirkſamkeit, ein wid: 
tiges nationales Intereſſe bildet. 

„Die bebeutendfte Kräftigung mwirb ber Bund aus ber herzuſtellenden 
Vollsvertretung ziehen, bie aber freilich nur, wenn fie aus birecten 
Volkswahlen hervorgehen würbe, bie von ihr gehofiten Früchte ag 
lann, und ba fie bem einzigen Entgelt für das vorübergehende Opfer bes 
Bunbesftaates bildet, deshalb nur in foldher Geftalt zu empfehlen ift, wenn: 
gleich Deiterreich zugeftanden werden mag, baß es, feinen befonberen Ber: 
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hältniſſen entſprechend, auf dem Princip ber Delegation für ſich beharte. x 
ihr fol die in feinem andern Organe bes Bundes zur unmittelbaren Eride- 
nung fommenbe nationale Einheit ihren Ausdruck finden; fie ift dazu ie 
rufen und fie allein ift dazu befähigt, allmählich eine größere practiicde Cm: 
beit unjeres Staatslebens zu vermitteln und die Ausbildung einer felbitin- 
bigen mit reiherem Inhalt ausgeftatteten Bundesgewalt vorzubereiten. Cim 
jede Verfammlung von Vertretern bes Volkes bedarf, fol ihre Stellung nı“ 
vollkommen inhaltslos fein, neben bem Nechte ber Mitwikung bei ber Gries 
gebung einen wirffamen Ginfluß auf Feftitellung bes Staatsbaushalts. Te 
Berfammlung ber Bunbdesabgeorbneten würde eine wenig würdige Aufaub 
verbleiben, wollte ihr das Necht entzogen fein, ben Bundeshaushalt dutch cın 
jährli wiederkehrende Bewilligung — “ Während ſomit einerſen 
bie Befugniſſe der Bundescentralinftitutionen im Entwurfe geſtärkt werde 
müſſen, wird es nöthig fein, andererſeits die Einzelſtaaten gegen bie möglıä 
Einmifhung des Bundesdirectoriums in deren inneres Regierungsfgitem har 
zu ftellen, wie es Art. 9 auch in feiner jegigen Faſſung noch möglich mas 

„Die wefentlihen materiellen Vorausfegungen, von deren Gintreten % 
Meinen Beitritt zu einer Neformacte zur Zeit abhängig made, fallen m 
demnach dahin zufammen: Ach ftimme nicht: 1) für Errichtung eimes u 
einzelnen Directorialhöfen zu inftruirenden Bunbesdirectoriums , welde 
ohne bie Schranke conjtitutioneller Werantwortlichfeit feine Befugm‘ 
auszuüben hat (Art. 3 und 5). Ich ftimme nicht: 2) für das prince 
Aufgeben des in den realen Berbältniffen begründeten und in ber biskeriga 
Yundespraris beobachteten Grundfakes, daß bie beiden deutſchen Großmaͤch 
ein vorgängiges Einverftändniß unter ſich bergeftellt haben müſſen, bevor ai 
Bundesbeſchluß in beftimmten, fpeciell zu bezeichnenben gi Dre x 
faßt werben foll (Art. 8). 3) Ach ftimme nicht für eine aus egirten ü 
bildende Volksvertretung, wenn auch befürwortet werben fann, von eimer au 
birecten Volkswahlen zu bildenden Nationalrepräfentation öfterreichiiche 3 
geordnete deshalb nicht auszuſchließen, wenn ſolche, ben beſtehenden Nerbäl 
niffen bes Kaiſerſtaates entiprecdhend, nah dem Princip der Delegation % 
wählt werben (Art. 16). 4) Ich ſtimme nicht für bie thatjächliche Vernis 
tung bes Auftimmungsrechtes ber Bunbesabgeorbneten bei eititellung & 
Bundeshaushalts durch Beichränfung deren Bewilligungsrehts auf meue, de 
Voranſchlag ber vorhergehenden Periode verändernde Bubdgetpofitionen (Ar 
14). 5) Ich ftimme endlich nicht bei zur Ausdehnung der Befugnifle di 
Directoriums auf das Necht und die Pflicht der Ueberwachung, baf ber inne 
Friede Deutfchlande nicht geftört werde (Art. 9). Muß auch bereitwills 
zugegeben werben, bafı es gelungen ift, wefentliche Verbeſſerungen des Eni 
wurfs zu verwirklichen, jo bat fich do aus ben Beipredhungen ber bobt 
Fürftenverfammlung nad der Zufammenftellung ihrer Beſchlüſſe ergeben, da 
die Mehrheit der Anfichten zu einer Art ber Reform fich neigt, welche die 
von Mir in den eingereichten Separatvota näher begründeten Wünfchen nid 
in ausreihendem Mafe entfpricht, noch auch andere bafelbit ausgeſprochent 
wenngleich minder wefentliche Bedenken befeitigt. Da nun nach dem Vorſchla 
Sr. f. f. Majeſtät Meine jetzige Abſtimmung zugleich einen Verzicht au 
fernere Geltendmachung biefer von Mir geftellten Anforderungen mit fie 
bringen würde, fo jtimme Jh nunmehr auch gegen den vorliegendei 
Entwurfim Ganzen. 

„Wie bereit Ich auch fein mag, jeberzeit Opfer Meiner Rechte und Me: 
ner Stellung zu bringen, wo biefelben dem Auftanbefommen bes großen nı 
tionafen Werkes der Einigung Deutfchlands gebracht find, ja wie bereit Id 
wäre, benfelben auch das fchwerere Opfer ber Xbeen zu bringen, wornad ſi 
nach Meiner feſten Ueberzeugung bie fünftige Werfaffung Deutichlands zun 
Wohle beutfhen Volkes und Landes geftalten muß, wenn unter allen Meine 
hoben Verbündeten, wenn von ber Geſammtheit ber deutſchen Souveräne cıı 
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Einverſtändniß über eine davon verſchiebene neue Verfaſſungeform des beut: 
ſchen Bundes hergeſtellt wäre: — fo halte Ih Mich fo lange zu dieſer Hin! 
gebung weder für berechtigt noch für verpflichtet, als nicht Peffteht, daß ba: 
durch das Zuftandefommen einer foldyen neuen, ben gerechten Anjprüchen bes 
badiſchen Landes und des deutſchen Volkes entipredhenden Bundesreform auch 
wirflih zum Abſchluß gebracht werde. Aur Zeit it aber weit eber bie um— 
gefehrte Befürchtung gerechtfertigt, daß durch die in einem unabänderlich bie 
Zuftimmenden verpflichtenden Beſchluſſe liegende Erfchwerung bes fpäteren Zu: 
tritts der in ber hoben Verfammlung nicht vertretenen Souveräne das Werk 
fi aud von jormeller Seite mehr bedroht als geförbert finden möchte, um 
fo mehr als ausgeſprochen iſt, daß die berathenen Artifel in der Form, in 
welcher fie aus hoher Verfammlung hervorgehen, auch dem Wortlaute nad 
feftgeftellt, und für die Fünftigen Minifterconferenzen unveränderlich normirt 
elten jollen. Ich babe wiederholt hervorgehoben, wie äußerſt wünſchenswerth 
ür bie Förderung des unternommenen Werfes es ſich erweifen würde, wollte 
ohne eine vorgängige Abjtimmung über die berathene Reformacte deren nun: 
mehrige Mittheilung an Se. Majeftät den König von Preußen erfolgen, und 
zunächſt die Bedingungen bes Beitritts ber deutſchen Großmacht feſtgeſtellt 
werben, obne beren Theilnabme das begonnene Werf ber Ginigung nur in 
einer neuen Schwächung bes beutihen Bundes und in einer weitern Löſung 
ber Zufammengebörigfeit der wichtigften Beitandtheile des gemeinjamen Vater: 
landes endigen würben. 

Trotzdem der Gegenſatz der Meinungen in ber Abſtimmung über das 
Geſammtwerk nunmehr zum Ausbrud gekommen iſt, findet ſich indeſſen eine 
weitere Verhandlung in Falle einer Mittheilung des bisherigen Rejultates ber 
Berathungen an bie in ber Berfammlung nicht vertretenen Staaten nicht 
ausgeichloifen. In berfelben kann es gelingen, einige ber wejentlichjten für 
bie nationale Einbeit und Wohlfahrt des beutfchen Baterlandes wie bie Selbft- 
ftändigkeit feiner Staaten bebrohlihe und mit ben Rechtsanſprüchen jeiner 
Völker nicht übereinftimmende Verfügungen aus bem Entwurfe zu entfernen, 
dadurch auch für Baden eine Verftändigung zu ermöglichen und jo das unter: 
nommene Werk einem gebeiblihen Abſchluß näher zu führen. Indem Ich 
Mich für diefen erwünſchten Fall im voraus bereit erfläre, an etwaigen ſpä— 
teren geichäftlihen Gonferenzen über bie ſchließliche Feſtſetzung eines dann 
etiwa auszuarbeitenben Grundgefepes des beutfchen Bundes, falld dazu nad 
erfolgter Verftändigung ber beutichen Großmächte eine gemeinfame Einlabun 
beider ergehen würbe, Mich bereitwilligft betheiligen zu wollen, behalte 0 
Mir fchlieklich zu dieſem fo verbefjerten und auf bundesverfafjungsmäßigem 
Wege in freier Vereinbarung mit ben gefetmäßig berufenen Vertretern ber 
Nation zu vollendenden Werke Meinen Beitritt vor.“ 


Zweites Eolleftivfhreiben der Fürften au ben König von 
Preußen: „Angefihts des Schreibens, mittelit beifen Ew. Majejtät unter 
dem 20. Auguft die Finlabung haben beantworten wollen, welde Wir, bie 
in Frankfurt a. M. verfammelten beutfhen Fürften und Vertreter ber freien 
Städte, an Ew. Majeftät zu richten uns gedrungen gefühlt haben, können 
Mir, nach Beendigung Unferer Berathungen Uns nicht trennen, ohne Ew. 
Majeftät nochmals Unfer innigftes Bedauern barüber auszubrüden, daß Wir 
Allerhöchſtihre perfönlihe Mitwirfung zu dem unternommenen großen Werk 
entbehren mußten. Gerne jhöpfen Wir jedbod aus Ew. Maj. Verſicherung, 
daß Allerhöchitdiefelben jede Mittheilung, die Ihre Bundesgenoffen an Sie 
„würden gelangen laſſen, mit ber von Ew. Maj. jederzeit ber — 
ber gemeinſamen vaterländiſchen Intereſſen gewidmeten Bereitwilligkeit un 
Sorgfalt in Erwägung ziehen würden, bie für Uns Alle jo koſt-— 
bare Hoffnung auf eine enbliche allgemeine Verfländigung. Aus Unfern Be: 
rathungen ift ber dem gegenwärtigen Schreiben ee Entwurf einer 
Reformacte bes beutfchen Bundes hervorgegangen, Bon deutſcher Eintracht 


76 


Deutſchland. 


und opferwilliger Geſinnung ſaͤmmilich beſeelt, find Wir unter Uns übe 
benfelben vollkommen einig geworben und werben es als ein hohes Glü 
für Uns Alle und für A Völker betrachten, wenn nunmehr im ber Bruf 
Ew. Maj. Unferes mächtigen unb wohlgefinnten Bundesgenofien, Emtidlie- 
ungen reifen werben, buch welche Deutſchland, Dank dem €i änbrifie 
feiner Fürften, auf ber bunbesgejeglichen —— an das Ziel einer hal: 
famen Reform feiner Verfafjung gelangen wird, Auch bei biefem abermal: 
gen wichtigen Anlafje erneuern Wir ben Ausbrud ber bunbesfreunblicden 
Gefinnungen, von welden Wir für Ew. Maj. befeelt find.” 


1. Sept. (Hannover). Entwurf einer Synobalverfaffung nad den 


14. 


15. 


” 


” 


= 


Beichlüffen der von ber Regierung für bie Vorſynode niedergejekten 
Commiſſion. 

Die Gemeinderäthe von Berlin und Leipzig laden fämmtlic: 
Städte Deutfhlands zu gemeinfamer Feier ber Leipziger Schladt 
in Leipzig felbft ein. 

(Bayern). Die II. Kammer lehnt mit 70 gegen 55 Stimmen 
ben von ber Regierung verlangten außerorbentlihen Militärcrebi 
für die 4 lebten Jahre ber Finanzperiode ab unb bewilligt ihn 
einftimmig nur auf 2 Jahre. Diefelbe tritt ebenfo einftimmig dem 
Wunſche des Abg. Kolb bez. Revifion ber Militärverfaffung bei. 

(Preußen). Bericht bes gefammten Staatsminifteriums ur 
ben König über bie vom Türftencongreß vereinbarte Reformact 
und bie Bebingungen, unter welchen allein Preußen zu einer fl 
hen die Hand bieten kännte. Diefe beftchen in ber KCinräumun 
eines Veto an beide Großmächte mindeftens gegen Kriegserflärun 
gen, in der Gleihftellung Preußens mit Defterreich bezüglich des 
Vorſitzes und enbli in ber Herftellung einer wahren, aus birecter 
Betheiligung der ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung: 

„+... Wie ber Entwurf vorliegt, kann unjer allerunterthänigiter Antras 
nur babin gehen, daß es Ew. Majeſtät gefallen möge, bemielben bie aller: 
höchſte Zuflimmung zu verfagen. Bis in bie lebten Decennien ift es mit 
Sorgfalt vermieden worben, die Haltbarkeit bes Bundes durch eine Erwei— 
terung jeines urjprünglihen Zwedes auf die Probe zu jtellen. Man fagte 
fih mit Recht, daß das Ginverftändniß ber mächtigften Mitglieber über bie 
Zielpunfte ber gemeinjamen Bejtrebungen bie unentbebrlihe Grundlage jeder 
wirffamen Action bes Bundes bilde. Und biefe Gemeinſamkeit ift um io 
ſchwerer berzuftellen und feitzubalten, als weber Preußen nod Oeſter— 
reich ber Freiheit vollftändig entfagen Fönnen, ibre Stel: 
lung zu ben ragen europäifcder Politit nah den Jntereffen 
ber Gefammtheit ihrer Monardieen zu regeln. Der vorliegende 
Entwurf Töst biefe Schwierigfeit burh ben einfahen Mechanismus einer 
Mehrheits-Abſtimmung im Scoofe des Directoriums und durch eine 
Erweiterung bes Bunbeszweds bis zu bem Maße, daß bie Politif jeder bie: 
fer beiden Mächte in ber durch bas Gentralorgan des Bundes zu beilimmen: 
ben Gejammtpolitif bes Iehteren aufzugeben babe. In ber Theorie if 
biefe Löfung eine leichte, in ber Praris ift ihre Durhführung unmög: 
lid und trägt ben Keim ber Vorausfeßung in ſich, daß das neue Bundes 
verhältnig in vergleihungsweife Türzerer Bet ale bas alte, um uns ber 
Worte bes kaiſerlich öfterreichiihen Promemoria zu bedienen, ben Ginbrud 
von Reften einer wankend geworbenen Redtsorbnung machen werbe, welcher 
ber bloße Wunſch, daß bie morſchen Wänbe ben nächſten Sturm noch aut: 
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balten mögen, bie nöthige Feſtigleit nimmermehr zurüdgeben Könnte. Um 

einer beflagenswertben Eventualität vorzubeugen, erſcheint e8 ung un: 
erläplid, dbaß ber Bunb durch eigene Action in bie Be: 
jiebungen ber europäiſchen Politik nur mitbem@inverftänd: 
nifje ber beiden Großmädte eingreife, und baß jeber ber 
beiden legteren ein®Betominbdbeftensgegen Kriegserflärungen, 
jo lange nicht bas Bundesgebiet angegriffen ift, zuftebe. 
Dieſes Beto ift für die Sicherheit Deutjchlands ſelbſt umentbehrlihd. Ohne 
daſſelbe würde je nach ben Umftänden bie eine ober bie ambere ber beiden 
&rokmädte in die Page fommen, fi) der anderen, durch eine Majorität we: 
niger Stimmen verftärften — ja jelbjt mit der anderen zuſammen, ſich ber 
Majorität- diefer Stimmen unterwerfen zu ſollen — und doch ber Natur ber 
Dinge nah und ihrer eigenen Eriftenz halber fich nicht unterwerfen zu können, 
Man kann fi einen ſolchen Zujtand auf die Dauer nit als möglich ben: 
fen. Es fünnen Injtitutionen weber haltbar fein, noch jemals werben, welche 
das Unmögliche von Preußen oder von Dejterreih fordbernd — nämlich fich 
fremden Intereſſen bienftbar zu machen —, ben Keim ber Spaltung unver: 
fennbar in fih tragen. Nicht auf ber gezwungenen, ober geforberten und 
doch nicht zu erzwingenden Unterorbnung ber einen Macht unter bie anbere, 
fondern auf ihrer Einigkeit berubt die Kraft und bie Sicherheit Deutſchlands. 
Jeder Verſuch, eine große politiihe Maßregel gegen ben Willen ber einen 
ober ber anbern Be wird nur fofort bie Macht ber realen Verhält⸗ 
nifje und Gegenfäge zur Wirkſamkeit hervorrufen. Es wäre eine verhäng- 
nißvolle Selbfttäufhung, wenn Preußen fi zu Gunjten- einer jcheinbaren 
Einheit Beihränfungen feiner Selbftbeftimmung im Voraus auflegen wollte, 
welche e8 im gegebenen —* thatjächlic zu ertragen nicht im Stande wäre. 
Der Anſpruch jeber ber beiden Großmächte auf ein derartiges Veto ift um 
fo weniger ein unbilliger zu nennen, als bie Berechtigung, eine Kriegser- 
Märung zu binbern, verfafjungsmäßig jeder Minorität beimohnt, welche % ber 
Stimmen aud nur um 1 überfteigt (Art. 40 db. W. Sch..), ein ſolches 
Drittheil aber, ſobald ihm feine ber beiden Großmächte angehört, niemals 
eine Bevölkerung repräjentiren kann, welche ber ber preußiichen ober ber 
öfterreichifchen Bundesländer gleihtäme. Die 4 Königreiche, Baden und beibe 
Heſſen bilden zuſammen das an Volkszahl ftärkite Drittheil ber Plenarftim: 
men, welche fih ohne Betheiligung einer ber Großmächte combiniren läßt; 
fie haben zufammen 12,916,000 Einwohner und 25 Stimmen im Plenum, 
alfo 3 über 4%. Es beitehen 23 Stimmen im Plenum, welde zufammen nur 
2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, unb jeber Kriegserflärung ihr 
gemeinjames Beto entgegenfeßen fünnen. Um wie viel mehr bat Preußen, 
mit einer Bevölkerung von 144 Millionen im Bunde, auf basjelbe Recht An- 
fprud. .. . Indem wir Ew. Maj. die Parität Preußens mit Oejterreich 
unb bie Beilegung eines Veto in ben oben bezeichneten Grenzen als unſeres 
allerunterthänigften Dafürhaltens nothwendige Worbebingungen ber Zuftim- 
mung zu einer Grweiterung bes Bunbeszwedes und ber Gompetenz ber 
Bundes-Gentral:Behörde bezeichnen, verfennen wir nicht, baß bamit bie Auf: 
a einer Vermittlung ber divergirenden dynaſtiſchen Intereſſen behufs Er: 
— ber einheitlichen Action bes Bundes nicht gelöft wird. Den Streit 
elben durch die Majoritätsabftimmungen ber im Directorium vertretenen Re: 
gierungen kurzer Hanb zu — ſcheint uns weder gerecht noch politiſch 
annehmbar. Das Element, welches berufen ift, die Sonderintereſſen ber ein⸗ 
zelnen Staaten im Intereſſe der Geſammtheit Deutfchlands zur Einbeit zu 
vermitteln, wird wejentlih nur in ber Vertretung ber beutjchen Nation ge: 
funden werben fünnen. Um bie Snftitution ber leßteren in biefem Sinne 
u einer fruchtbringenben zu machen, wird es nothiwenbig fein, fie mit ent: 

Iregenberen Attributionen auszuftatten, als dies nach dem Frankfurter Ent: 
ber Fall fein fol und ihre Zufammenfegung jo zu regeln, daß bie Be: 
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beutung eines jeben Bundeslandes ben feiner Wichtigkeit angemefjenen Aus 
druck darin finde. Die ausgedehnten Befugnifie, welhe im ber Re 
formacte bem aus wenigen und ungleihen Stimmen zufammengeiegtm 
Directorium, mit und ohne Beirath bes Bunbesrathes, gegeben werden: 
bie unvolltommene und ben wirklichen Verhältniſſen nicht entjprechende Bi 
bung ber an Stelle einer Nationalvertretung vorgejchlagenen „WVerjammlun; 
von Bundesabgeorbneten“, welche dur ihren Urjprung auf bie Vertretung 
von Particularintereſſen, nicht von deutſchen Intereſſen hingewieſen ift, um 
bie auf einen Heinen Kreis verhältnißmäßig untergeorbneter Gegenftände ix 
ſchränkte und dennoch vage und unbeitimmte Befugniß auch diefer Verſamm 
lung — lafjen jede Bürgfchaft dafür vermifien, daß in der beabfichtigten 
neuen Organifation des Bundes die wahren Bebürfnijfe und Intereſſen da 
beutjchen Nation und nicht particulariftiiche Beitrebungen zur Geltung kom 
men werben, Dieje Bürgihaft fann Ew. Maj. Staatsminifterium nur ım 
einer wahren, aus directer Betheiligung ber ganzen Nation hervorgehendes 
Nationalvertretung finden. Nur eine ſolche Vertretung wird für Preußen di 
Sicherheit gewähren, daß es nichts zu opfern bat, was nicht dem ganja 
Deutſchland zu Gute komme, Kein noch fo fünftlih ausgedachter Orgamıs- 
mus von Bundesbehörden kann das Spiel und Widerſpiel bynaftifcher par: 
tieulariftifher Antereffen ausjchliegen, weldes fein Gegengewiht und az 
Eorrectiv in ber Nationalvertretung finden muß. In einer Verjammlun; 
bie aus dem ganzen Deutichland nah dem Maßſtab der Bevölferung dur 
directe Wahlen hervorgeht, wird der Schwerpunft, jo wenig wie außer Deutic 
land, jo auch nie in einen einzelnen von dem Ganzen fich inmerlich los 
löſenden Theil fallen; darum kann Preußen mit Vertrauen in jie eintreten. 
Die Interejjen und Bebürfniffe des preußiichen Volkes ſind wejentlih um 
ungertrennlich identiſch mit benen bes deutjchen Volkes; wo bies Element zu 
feiner wahren Bedeutung und Geltung kommt, wird Preußen niemals be | 
fürdten dürfen, in eine feinen eigenen Intereſſen widerftrebende Politik hinein 
gezogen zu werben; — eine Befürdhtung, bie doppelt gerechtfertigt ift, men 

neben einem Organismus, in welchem der Schwerpunkt außerhalb Preußens 

fällt, die wibderftrebenden particulariftiihen Elemente principiel in die Bil: 

bung ber Bolfsvertretung bineingebracht werben. ... Wir jtellen Em. Mai. | 
allerunterthänigft anheim, über die Hauptpunfte zunächſt mit allerhöchitderen 

Bunbesgenofjen in Verhandlung zu treten und fobald Ew. Maj. ber Cr 

neigtheit begegnen, auf die vorjtehend angebeuteten Grundlagen einzugeben, 
bie kaiſ. Öfterreichiiche Negierung zu erfuchen, in Gemeinjhaft mit Em. Mai. 
Regierung Minijterialconferenzen zu anderweiter Feſtſtellung eines bemnädit 

ben beutihen Fürften und freien Städten zur Genehmigung vorzulegenden 

Reformplanes zu berufen. Bon dem Bejchluffe ber deutihen Souveränt 

wird es alsbann abhängen, ob fie über basjenige, was jie ber Nation bar: 

zubieten beabfichtigen, die Aeußerung ber legteren felbft durch das Organ ge: 

wäblter Vertreter vernehmen, oder ohne beren Mitwirfung die ver: 

fafjungsmäßige Einwilligung ber Landtage jebes einzelnen Staatet 

berbeizuführen verfuchen wollen. . . .“ 


21. Sept. Generalverfammlung der kath. Vereine Deutfchlands in 


Frankfurt. Diefelbe faßt einftimmig und mit Neclamation folgende 
Refolutionen: 

1) Die in Frankfurt verfammelten Katholifen erneuern bie auf allen 
früheren Generalverfjammlungen ausgejprochene Erklärung, daß fie für ihre 
Kirche das volle Recht und bie volle Freiheit forbern, welche nach göttlichen 
und menjhlihem Geſetze ihr gebührt; daß fie aber nicht minder allen ande 
ren in Deutichland beitehenden Eonfefjionen gleiches Recht umb gleiche Freiheit 
zugeſtehen. Sie ſehen in enbliher Durdführung bes Principe ber Rarität 
bie ſicherſte Grundlage bes religiöfen Friedens und in einem ehrlichen Wett: 
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kampfe ber Wiſſenſchaft und Liebe den einzigen Weg zur Heilung ber reli« 
giöfen Spaltung ihres Vaterlands. — 2) Indem jie der Hoffnung leben, 
Daß bas beutihe Volk aus feiner religiöfen Entzweiung fi wieder erheben 
werde und alljeit das tiefite Verlangen trage, ihre getrennten Brüder auf 
dem Boden ber Einen und ewigen Wahrheit wiederzufinden, forbern fie alle 
ebrenhaften Männer auf, den graffen Fanatismus zu verurtheilen, der in 
einem Theile ber deutſchen Wiſſenſchaft und Prefje die Waffen ber Füge und 
Verleumdung gegen bie Fatholifche Kirche führt. — 3) Angefichts der fchreien- 
ben Ungerechtigkeit, mit der in beutjhen Kammern und jüngft in ganz be— 
fonderem Maße in ber zweiten Kammer der Stände zu Darmſtadt bie Ge: 
wijjensfreiheit der Katholiken und die wohlerworbenen Rechte der Kirche an: 
gegrifien wurden, erflärt bie Generalverjammlung feierlih, daß es licht 
aller Katholiken, der Laien wie der Priefter ift, mit jedem erlaubten Mittel 
Geſetzen entgegenzutreten, welche die Freiheit ber Kirche und bie volle Ent: 
faltung des göttlichen Pebens hindern. — 4) Auf das tieffte durchdrungen 
von ber Würde der wahren Wiſſenſchaft und vollfommen überzeugt von ber 
Nothwendigleit einer allfeitigen Fortentwicklung des menfhlichen Geiftes, glaubt 
die Generalverfammlung zugleih befennen zu follen, daß nad Fatholijchen 
Grundſätzen der von Gott gegründeten Autorität ber Kirche das Necht wie 
bie Pflicht zufteht, über alle diefe Beftrebungen, in foweit jie das Gebiet ber 
religiöſen Wahrheit berühren, nad) dem Maßſtab der göttlihen Offenbarung 
zu urtheilen. — 5) Die Generalverfammlung proteftirt im Intereſſe ber 
chriſtlichen Religion und im Hinblid auf das jittlihe Wohl bes deutſchen 
Volfes gegen jeden Verſuch, die Schule von ber Kirche zu trennen ; fie ver: 
langt für die Kirche das Recht, Schulen zu gründen und für bie Knie 
bie Freiheit des Fatholifchen Unterrichts. In jeder Mafregel, durch welche 
katholiſche Schulftiftungen ihrem urfprünglichen Zwed entfrembet werden, er- 
fennt jie ebenfalls eine ſchreiende Verlegung der Princips ber Gerechtigkeit, 
welde das Fundament der Staaten ift. — 6) Die Generalverjammlung will 
nicht unterlajfen, mit wehmuthsvoller Theilnahme der Gräuel zu gebenten, 
welche derzeit in Ruffiich-Polen verübt werben. Sie verabicheut in gleichem 
Maße die unerhörten Gewaltthaten der rufjiihen Regierung wie die unmenjd: 
lihen Handlungen der Revolution. Indem fie einen ber tiefiten Gründe bes 
Unglüds, dem die polnifhe Nation verfallen iſt, in ber ungerechten Unter: 
drüdung ber Fatholifchen Kirche erkennt, fordert fie alle ihre Glaubensgenoffen 
auf, fi mit dem beil. Vater im Gebete zu vereinigen, bamit fi) Gott ber 
Leiden der polniſchen Kirche und des um die Chriſtenheit einftens hochver: 
dienten, einer gottvergefjenen Politit des vergangenen Jahrhunderts ge: 
opferten polnifhen Bolfes erbarme. — 7) An unmwanbelbarer Treue bem 
heiligen Stuhle ergeben und tiefgerührt von den enblofen Leiden bes heiligen 
Vaters, erneuert die Verfammlung ben feierlichen Proteft gegen alle Gewalt: 
taten, durch welche bie weltliche Macht des Pabſtes verfümmert und jeine 
völferrechtliche Stellung gefährdet wird. Sie bittet aufs amgelegentlichite alle 
Katholifen Deutichlands, in dem Eifer, mit dem jie Pius dem Neunten bas 
Almofen des Peterspfennig bisher geſpendet haben, nicht zu erfalten, bamit 
bie fortdauernde Noth des Waters der Ghriftenheit in der Beharrlichfeit feiner 
Kinder Linderung finde, 


22, Sept. (Fürftencongreß). Der König von Preußen beantwortet 
das Collectivfchreiben der Fürften in Uebereinftimmung mit dem 
Bericht des Staatsminifteriums vom 15. d. M. ine Gircular: 
depeſche Bismarks theilt den preuß. Geſandten an den verſchie— 
denen deutſchen Höfen dieſen Bericht mit und rechtfertigt die darin 
feſtgehaltenen Geſichtspunkte. 

26. „ (Hürftencongreß). Graf Rechberg theilt den öſterr. Ge: 


80 


Deutſchland. 


ſandten an ben deutſchen Höfen feine vorläufige Anſicht über d 
preuß. Antwort auf die Reformacte mit: 

„... Nach unſerer Ueberzeugung find die drei (präjubiciellen) U 
bedingungen, von deren vorgängiger Annahme ber k. preußiſche Hof jogt 
feinen Entſchluß abhängig machen will, ob er über eine Reform des Bunde 
unterhandeln wirb oder nicht, nicht allein unvereinbar mit der Auitik 
erhaltung des föderativen Princips in Deutichland, jondern es jcheint ui 
auch fehr bezeichnend, ba Preußen den beftimmten Anträgen feiner Bunde 
enofjen nichts als allgemeine Anfprüche gegemüberftellt, deren jchmwantenie 
* und deren Lücken keine beſtimmte und klare Idee geben können. S 
wird eine unangenehme und wenig lohnende, aber keineswegs ſchwete Aut 
abe fein, jeden ber Irrthümer wie ber jchreienden Widerjprüche nachzumerie 
in welche die preußiſchen Minifter in ihrem Bericht vom 15. d. M. fi em 
wirrt und verwidelt haben (se sont confus&ment embrouilles) .... N 
meiner Anficht würde es ſich empfehlen, in bunbesfreundlihem Ton eine vol 
ftändige Ablehnung ber preußifchen Anträge zu entwerfen und dem Berlins 
Gabinet mitteljt identifcher Noten aller bei der Reformacte betbeiligten # 
gierungen —— und zwar mit dem dringenden Ausdruck der Het 
nung, daß Preußen nicht auf unannehmbaren Präliminarbedingungen * 
ſtehen, ſondern daß es einwilligen werde, auf der Baſis derjenigen Vorſchl 
zu verhandeln, welche von 24 deutſchen Regierungen bereits angenommen jı. 
Die Erflärung, daß dieſe Vorſchläge nicht ohne practiſches Reſultat blate 
dürfen, wird in dieſe identiſchen Noten ſehr wohl aufgenommen werben Is 
nen. Außerbem möchte es am Plage fein, einige ber Höfe, welche zwar = 
Reformacte nicht en bloc angenommen, aber ji an dem Frankfurter zürfes 
tag in einem dem Hauptzwed günjtigen Sinne betheiligt haben, bejonbers dx 
Höfe von Medlenburg: Schwerin und Sachſen-Weimar, einzuladen, daß ea 
dieſem Schritt Theil nehmen, wenigjtens jofern fie benjelben mit ihren 3» 
ſichten übereinftimmend finden.“ 


26. Sept. Deutfcher Handwerkertag in Frankfurt. Derfelbe lehnt de 


28. 
29. , 


Prineip freier Genofjenfhaften ab und fpricht fih für das Princh 
ber Zwangsinnungen aus. 


» (Bayern). Die I. Kammer beharrt gegenüber einem Be 


ſchluſſe des Reichsraths mit 70 gegen 57 Stimmen darauf, da 
außerorbentlihen Militärcredit nur auf 2 Jahre zu bewilligen. — 
Der Reichsrath verwirft ben Beſchluß ber I. Kammer bezüglis 
Abkürzung der Finanzperioden einftimmig und fpricht mit 26 gegen 
17 Stimmen bloß den Wunſch einer baldigen Vorlage aus. 

Berfammlung Fatholifher Gelehrter in München, 

(Bundestag). Erſte engl. Depefche bezüglich der jchleswig: 
holſtein'ſchen Frage (f. England). 

(Anhalt). Der frühere Anhalt-Bernburg'ſche Minifter v. Schägel 
erhält feine Entlafjung. 


1.0. (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt den Ein 


tritt bes Erecutionsverfahrens gegen Dänemark: 

„I. bie f. dänifche herzoglich Holjteinslauenburgifche Regierung bat ihte 
bundesmäßigen Verpflichtungen bezüglich der Berfafjungsverhältnijie der Herjoy’ 
thümer Holftein und Lauenburg nicht erfüllt, und insbejondere dem Bundet⸗ 
beſchluſſe vom 9. Juli d. J. dur ihre Etklärung vom 27. Auguft d. J 
wicht Folge geleitet; es ift baher nunmehr das geeignete Erecutionsverfahren 
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zu beichließen, um bie Ausführung der Bundesbeſchlüſſe vom 11. Februar 
und 12. Auguſt 1858, vom 8. März 1860, vom 7. Februar 1801 und 
9. Juli 1863, joweit diejelbe nicht bereits jtattgefunden hat, in den genannten 
beiden Herzogtbümern herbeizuführen. II. der Auftrag zur Vollziehung ift an 
die faijerliche öfterreichijche, die k. preußiiche, die k. jüchjiihe und die f. han— 
noveriſche Regierung zu ertbeilen, und zwar find 1) Die böchiten Regierungen 
von Sachſen und Hannover zu erjuchen, je einen Givilcommifjär zu ernennen, 
welcde eintretenden alles nach der ihnen diejerhalb von der Bundesverfamm: 
lung zu ertbeilenden Anjtruftion das Grecutionsverfahren zu leiten und dem: 
zufolge, bis zur vollftändigen Grreihung des ad 1 bezeichneten Grecutiond: 
zwedes, im Auftrage des deutichen Bundes die Verwaltung der Herzogthümer 
Holjtein und Lauenburg anjtatt und im Namen bes Königs-Herzogs, unbe: 
jchadet der nur zeitweile fitirten Rechte bejjelben, zu führen haben würden 
und 2) diejelben höchſten Regierungen zu veranlafjen, ben Givilcommifjären 
eine Truppenabtheilung von etwa 6000 Mann, in zwilchen ihmen zu verab: 
redender Zujammtenjegung, beizugeben, zugleich aber auch die höchiten Regie— 
rungen von Deiterreih und Preußen zu erjuchen, in Gemeinichaft mit benen 
von Königreih Sachſen und Hannover zur jofortigen Unteritügung ber ge: 
dachten Zruppenabtheilung im alle thatjächlichen Widerjtandes gegen bie 
Grecutionsvollitredung überlegene Streitkräfte bereit zu balten. III. Von 
diejem Beſchluſſe ijt der königlich-herzoglichen Megierung die Aufforderung 
zur Folgeleiſtung und Anzeige darüber binnen 3 Wochen zu richten.“ 


‚DE. (Hannover). Eröffnung der Vorſynode. 

—12. Oft. (Zollverein). Mf die Einladung Bayerns tritt im 
München eine Conferenz von Bevollmächtigten der Regierungen von 
Bayern, Hannover, Württemberg, Kurheffen, Großh. Hefien, Naffau 
und Frankfurt zufammen, um über eine gemeinfame Haltung be= 
züglich der Erneuerung des Zollvereins zu berathen. Regiftratur 
über das Ergebniß der Conferenz: 


1) Sämmtlihe VBevollmädtigte fprechen ihre Ueberzeugung aus, daß, bie 
Erhaltung des Zollvereins das unverrüdbare Ziel ber Beitrebungen ihrer 
Regierungen bleiben wird. 2) Die föniglih preußiihe Regierung bat in 
ihren neuen Vorjchlägen für bie bevorjtebende Gonferenz in Berlin wegen 
Grneuerung des Zollvereins die Zuftimmung zu dem von ihr mit frankreich 
vereinbarten Verträgen wiederholt beantragt. Andererjeits ijt bie Aufrecht: 
haltung und weitere Ausbildung der handelspolitiſchen Verbindung mit Defter- 
reich bei der legten Generalconferenz von fajt allen Vereinsregierungen als 
ihren Wünſchen und Abfichten entiprechend, bezeichnet worden. Die k.k. öfter: 
reichifche Regierung nimmt in biefer Beziehung, geftüßt auf ben Vertrag vom 
19. Februar 1853, ein von mehreren Vereinsregierungen bereits ausbrüdlich 
anerkanntes Recht in Anſpruch. Nach den vorliegenden thatjächlichen Ver: 
bältnijjen würde aber die Fortſetzung und jernere Entwidelung einer engeren 
bandelspolitifhen Verbindung mit Defterreih durch die Verträge mit Frank— 
reich in Frage gejtellt. Um dieſes bobe Intereſſe nicht preiszugeben, und 
zugleich die in dem PVereinsvertrag vom 4. April 1353 Art. 38 und 42 in 
Ausfiht genommene GErftredung des Bereind auf die übrigen deutſchen 
Staaten zu wahren, erachten es bie verjammelten Gommiffäre für erfor: 
berfih, daß dem preußifchen Vorſchlage unter Hinweifung anf ben Cha- 
rafter des Zollvereins, als eines für ganz Deutichland beftimmten In— 
ftituts und auf die im Mitte liegenden vertragsmäßigen Beitimmungen ber 

- Antrag auf die fofortige Brölfnung von Verhandlungen mit 
Oeſter reich auf Grundlage feiner Propofitionen vom 15. Juli v. J. gegen: 
übergeftellt und biefer Antrag von den bier vertretenen Regierungen zwar In 
möglichit concifianter Weife, aber auch mit aller Beitimmtheit und Gonjequenz 

Ö 


82 Deutſchland. 


vertreten ober unterſtützt wirb. 3) In nothwendiger Folge hiervon wäre 
ben Fall neuer Verhandlungen mit Frankreich, unter Bezugnahme auf! 
abgegebenen Grflärungen und unter Wahrung bes eingenommenen Sta 
punftes, insbejondere daran feitzubalten, daß beiondere Berfehrserleicteru 
mit Defterreih und den übrigen dem Zollvereine noch nicht beigetr 
deutſchen Staaten vereinbart werben bürfen, ohne daß diejelben ſofort & 
auf Frankreich zur Anwendung fommen. 4) Behufs mehrerer Sicherſtell 
gemeinjamen und gleihmäßigen Verfahrens iſt es mwünjchenswertb, daß 
von ben bier vertretenen Regierungen zu ben bevorjtehenden Berliner 3 
bandlungen zu entjendenden Gommifjäre dort bei allen widtigen tag 
welche die vorjtehend sub 2) und 3) erwähnten Punkte betreffen, nur nm 
vorgängigem Benehmen mit einander handeln. 5) Für ben fall, bar 
vorhin sub Nr. 2 als nöthig anerfannte Antrag von Seiten anderer Berai 
regierungen einen entjchiedenen Widerſpruch erfahren und bie Berliner N 
handlung bie Sicherjtellung des sub 1) anerkannten Ziele ber gemeinjzu 
Beitrebungen nicht herbeiführen follte, bleibt zwar ben bier vertretenen 3 
gierungen die Entſchließung über ihre weitere Action vorbehalten, indg 
wird die Hoffnung ausgebrüdt, daß biefelben alsbann eine andermei 
Berathung behufs thunlichfter Verjtändbigung über ferner 
gemeinjames Borgehen eintreten lajjen wollen.“ 
7.D8. (Baden). Eine Eonferenz des fath. Klerus in Appenweil 
ſpricht fi) in einer Neihe von Nefolutionen fehr entfchieden geg 
eine Trennung der Schule von ber Kirche aus und erklärt fl 
lich: „Wollte man diefe wohlbegründeten Anfprüde der Kirde ı 
die Volksſchulen überhaupt nicht berüdfichtigen, fo müßten wir a 
Grund des Princips ber Gewiſſens- und Ueberzeugungsfreiheit z 
allem Nachdruck volle Unterrichtsfreiheit verlangen, die Verwentu 
der katholiſchen Mittel zur Gründung und Erhaltung Firdlid 
Schulen beanfpruden, und die Betheiligung der Geiftlihen an d 
Leitung der nichtconfefjionellen und dem kirchlichen Cinfluk « 
zogenen Schulen verfagen.“ 

» (Bundestag). Oldenburg trägt für den Fall, dag Dänems 
ber Erecution in Holftein Widerftand Teifte, neuerdings am Bun 
darauf an, fi von den Vereinbarungen mit Dänemark von 18 
und 1852 loszufagen. 

v„ (Bundestag). Zweite engl. Depejhe bez. der fchlesmi 
bolfteinifchen Frage (j. England), 

15. „ Einweihung des Kölner Doms, 

16. „ Generalverfammlung des Nationalvereins in Leipzig. Di 

jelbe fpricht fidy einftimmig gegen die Reformacte des Yürftence 
grefles aus: 

„Unfere große nationale Bewegung hat dem beutichen Fürften wieder 
das Befenntniß ihrer Rechtmäßigkeit abgerungen. Das bdeutjche Bolt wir 
deſſen eingebenf bleiben. Es wird von nun an noch lauter von dem Reyil 
rungen die endlidhe Erfüllung ihrer aufs neue anerkannten Pflicht, umball 
bare Zuftände zu befeitigen und mitzuwirken an der Aufrichtung eines neue 
Deutſchlands, fordern. Die von Oeſierreich vorgelegte und auf dem Füuͤrſie⸗ 
tage zu Frankfurt berathene Reformacte genügt in Feiner Weile du 
Anjprüden der Nation auf Einheit und Freiheit. Sie geläh 
bet die freiheitliche Entwidelung und felbft die conititutionellen Grundlas 
ber Cinzelftaaten, vorzugsweiſe durch die Erweiterung ber Bundespolizei, 


8. 


14, 
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Beftimmungen über bie Fürftenverfammlung, die Zufammenfjeßung und Com: 
petenz des Bundesgerichts und die Delegirtenverfjammlung. Sie läßt alle 
Gebrechen unferer Gejammtverfafjung unter neuen Namen und ‘Formen be: 
Reben, enthält überhaupt nicht einmal eine irgend ausreichende Ausbefjerung 
bes bejtebenden Staatenbundes, verjtärft den politiſchen Einfluß Defterreichs 
und bie particularijtiihe Stellung der Königreihe auf Koften Preußens und 
ber übrigen Staaten, garantirt die volle Souveränetät ber Einzelftaaten und 
bejtätigt die Ausichliegung ächt deutſcher Provinzen. Die Duraführung dieſer 
Reformacte wäre kein weiterer Schritt zur Einheit. Sie iſt daher von der 
Nationalpartei mit aller Entſchiedenheit zu bekämpfen. Nicht 
minder unzureichend ſind die preußiſchen Gegenvorſchläge, wenn ſie von einer 
ſolchen Regierung überhaupt ernſtlich gemeint fein könnten. Die National: 
partei bält feft an der Reihsverfaffung. Ahr Ziel ift und bleibt bie 
Herjtellung eines wahren Bunbesjtaats. Nie wird fie ben Rechts: 
boden der Nation preisgeben. Nur das beutjche Volk jelbjt in einem freige- 
wählten Parlamente fann über fein Verfafjungsrecht entjcheiden,“ 


3. Det. Großartige Feier des Jahrestage der Leipziger Schladt in 
Leipzig jelbit. Eine große Anzahl deutſcher Städte ijt dabei burd) 
Abordnungen vertreten. Feierliche Einweihung der von König Lud— 
wig von Bayern errichteten Befreiungshalle in Kehlheim. 

l. „ (Bundestag). Dritte engl. Depefche bezüglih der ſchleswig⸗ 
boljteinifhen Frage (f. England). 

2. „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt, die engl. 
Depejhe vom 29. v. M. ablehnend zu beantworten, da die Exe— 
eution in Holfteinsfauenburg eine innere deutſche Frage fei. 

3. „ (Fürftencongref). Auf den Wunſch Defterreihs findet im 
Nürnberg eine Conferenz von Bevollmädtigten ftatt, um ſich über 
eine gemeinfame Antwort an Preußen bezüglich feiner Ablehnung 
der Reformacte und feiner Forderungen bezüglid der deutſchen 
Frage zu verftändigen. Es wird befchlofjen, die Antwort Dejter: 
reich zu überlafjen und diefelbe in Berlin zu unterftügen. 


8, „ Generalverfammlung des beutfchen Reformvereins. Referat Wy— 
denbrugk's. Die Berfammlung fpriht fih einftimmig für die Re— 
formacte bes Fürftencongrefies aus: 

„I. Die VBerfammlung erfennt in der Berufung und in dem Zufammentritte 
des beutjchen Fürftentags, woraus die Neformacte hervorgegangen, eine patrio= 
tiſche That. I. Die Verfammlung erkennt nämlich in der Reformacte eine 
geeignete Grundlage für die Entwidlung der Berfaffung Deutſchlands 
zu fejterer Einheit und größerer Freiheit, und fpricht fich für deren Annahme 
aus. III. Die Verſammlung hofft, daß alle Regierungen unb Lanbesvertre- 
tungen, welche bei dem Abjchlufje der Bundesreform für das gefammte Deutſch— 
land mitzuwirfen haben, der Folgen eingedent fein werben, welche eintreten 
müſſen, wenn fie die Zuftimmung zu der Reformacte entweder verfagen ober 
am unzuläfjige Bebingungen fnüpfen. IV. Die Verfammlung billigt, baß 
zur Herjtelung der noch fehlenden Ginigkeit jedes mit dem Grundgedanken 
der Reformacte vereinbare Entgegenfommen ftattfinde, fie empfiehlt aber, daß auch 
bei noch nicht gelöftem Gegenjate die Durchführung der Reformacte 
innerhalb ber Grenzen des bejtehenden Rechtes, namentlich burch baldige Be: 
rufung ber Abgeordneten ber geeinigten Staaten gefördert werde. V. mfo: 
fern eine Revifion ber Reformacte eintreten jollte, empfiehlt bie Verfammlung 
dringend folgende Verbeſſerungen: 1) Die Wiederherftellung des Art. 14 ber 
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Reformacte (Feititellung des Bundesfinanzhaushalts) in feiner urjprünglii 
Falfung. 2) Die Wiederannahme bes Grundſatzes (Art. 11), daß ba ! 
änderungen der Bunbesverfafjung und Zuſätzen zu berjelben 17 Stim 
unter 21 genügen. 3) Feſtſetzung einer zweijährigen Periode für die rei 
mäßigen Verfammlungen der Bundesabgeordneten anjtatt einer breijähric 
4) Die Aufnahme einer Beitimmung, wodurd die regelmäßige Thätigkeit 
Berfammlung der Bundesabgeordneten auch in dem Falle der Auflölung | 
felben gefichert wird, namentlich durch Feſtſtellung des Grundſatzes, Das 
Neumahlen binnen beſtimmter Zeit vorzunehmen find. 


28. Oft. (Zollverein). Bavern richtet eine neue Denkſchrift an jümt 


29. 


30. „ 


" 


" 


lihe Zollvereinsregierungen, um fie zu gleichzeitiger Behandlung 
Erneuerung der Zollvereinsverträge und ber öfterr. Propoſitie 
aufzufordern, 

(Bundestag). Eiklärung des dänifchen Gefandten am Bu 
in Antwort auf den Erecutionsbefhlug vom 1. Okt.: 

„ . . Und was bie übrigen in ber genannten Befanntmahung v. 30. 
enthaltenen Bejtimmungen betrifft, jo iſt bie königliche Regierung vollfomn 
bereit, in Verhandlungen mit dem Durchlauchtigſten Bunb einzutreten, ı 
fihh mit bemjelben über Veränderungen in biefem Act zu verjtänbigen, u 
chem bie fünigliche Regierung aljo injofern nur einen provijoriichen Gbaral 
beifegt. Alles was ber beutfihe Bund durch eine Erecution in Holitem u 
Lauenburg würde erreichen können, kann jonadh auf dem Wege der rubi 
Verftändigung leichter und volljtändiger herbeigeführt worden. . . .“ 

(Heiien: Darmftadt). Die I. Kammer ſpricht ſich einitı 
mig gegen den franz.spreuß. Handelsvertrag aus. 

(Fürftencongreß). Defterreicifche Antwort auf die Al 
nung der Neformacte durch Preußen: 

Weifung an ben öfterr. Gejandten in Berlin: „... Geftügt auf 
gewichtigen Ginwendungen, welche fie den drei Vorbedingungen Preuß 
entgegenftellt, muß die faiferlihe Regierung die Ueberzeugung ausſptech 
daß eine auf der Grundlage dieſer Bedingungen geführte Unterbandlung 3 
föderativen Princip, auf deſſen Anerfennung und unverbrüdlicher Geltu 
Deutſchlands Integrität, Sicherheit und Wohlfahrt beruhen, jchon in ide 
Ausgangspunfkten wibderjtreiten würde. Entweder müßte ein Verjtändigun 
verfuch auf Bafis jener drei Punkte alsbald zum Bruch führen, oder er müt 
die beiden deutichen Mächte von dem Ziel einer normalen Entwidliung d 
Bunbesverfaflung in der bedenflihiten Weije ablenfen. In eine jolde Unt 
handlung einzutreten vermag die Faiferliche Regierung ſich nicht zu entſchließe 
... Ge. Maj. ber Kaijer hat zur freiejten gemeinjamen Berathung ber do 
ſchläge Dejterreihs den Anlaß gegeben, ſämmtliche Theilnehmer an der ürke 
conferenz find auf bieje Berathung rüdhaltslos eingegangen, von feiner ei 
find irgendwelche bejondere Bedingungen oder Anforderungen als präjudiat 
für die Mitwirkung zur gemeinjamen Aufgabe bezeichnet worden. Es N 
ung jchwer, anzunehmen, daß Preußen unter diejen Umſtänden glauben jelt 
einen binlänglihen Beweis bunbesfreundlichen Gntgegenfommens abgelegt 3 
haben, wenn es, allein von allen deutſchen Regierungen, dabei bebarrte, de 
feinem Gintritt in die Verhandlung die Gewährung einzelner beftimmter Jı 
gejtändnifje zu verlangen . . .“ 

Memorandum: „... Ein Beto Oefterreihd und Preußens für de 
Fall eines nicht durch einen Angriff auf das Bundesgebiet veranlaßten Bund? 
kriegs — formelle Gleihitelung Preußens mit Defterreich in der Leitung de 
Bunbdesangelegenbeiten — Schaffung einer aus birecten Wahlen nah ia 
Maßſtab der Bevölkerung hewvorgebenden Vertretung — dies find die breiee 
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Anforderungen, melde das Gabinet von Berlin ber Franffurter Reformacte 
—————— hat, ohne ſich vor Erlangung dieſer Zugeſtändniſſe auf eine 
zerhandlung über dieſelben einlaſſen zu wollen. ... 

A. Ein Veto Oeſterreichs und Preußens. Wiederholt erklärt 
das k. preußiſche Staatsminiſterium in feinen Vortrage bie Uebereinſtimmung 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen für die unentbehrliche Grundlage jeder 
wirfjamen Action des Bundes. Derſelbe Vortrag fügt aber ſogleich Hinzu, 
daß dieſe Uebereinitimmung ſchwer berzuftellen und feitzubalten jei, und ftatt 
eines Mittels, diefe Schwierigkeit zu überwinden, wird für bie Zukunft bas 
förmliche Recht verlangt, ben Mangel an Uebereinftimmung durch ein Veto 
zu conjtatiren ! Weder Defterreich noch Preußen — fo jagen bie preußifchen 
Minifter — können der Freiheit volljtändig entfagen, ihre Stellung zu ben 
Fragen europäticher Politik nah den Antereffen der Gejammtheit ihrer Mo: 
narchien zu regeln. Ausgehend von biefem Sake erklären fie es für einen 
in ber Praris unausführbaren Anſpruch, daß die Politif jeder diefer beiden 
Mächte in der Gefammtpolitif des Bundes nad ben Belchlüffen bes Gen- 
tralorgans bejlelben aufzugeben habe. Durch den Mechanismus einer Mehr: 
beitsabitimmung kann nad) ihrer Anficht die Löſung diefer Schwierigfeit nicht 
vermittelt werben. Sie ziehen fich deßhalb auf die reine Negation bes natio- 
nalen Bundes zurüd, auf ein Veto für beide Mächte. 

„Hier muß nun zunäcdhft die Thatſache ins Auge fallen, daß das k. preußifche 
Staatsminijterium eine Forderung, weldhe die kaiſ. Regierung felbft 
feineswegsfürfiherhboben bat, nicht nur im Namen Preußens, ſondern 
auch im Namen Dejterreihs aufftellt. Man zeigt fih alſo um Defterreichs 
Unabbängigfeit von einer gemeinfamen beutichen Politif in Berlin ftrenger 
beiorgt als in Wien. Offenbar bat man nicht für bie preußiihe Monarchie 
allein ein jo unbeichränftes Maß ber Unabhängigkeit fordern mollen. Sit 
nicht fchon diejer einzige Umftand genügend, um über die Natur biefer ganzen 
Forderung das Harjte Licht zu verbreiten? Defterreich feinerfeits be— 
gebrt fein Veto. Es jteht, wie Preußen, nur mit einem Theile feiner 
Befigungen im beutfhen Bunde, es ift in Guropa eine felbftändige Macht, 
wie Preußen; nur bie Anerfennung ber Gemeinfamfeit mit Deutjchland, 
nur ber Wille, bie gefammtdentjchen Anterefien als die eigenen zu beban: 
bein, kann für Defterreich, wie für Preußen, dem Entſchluſſe zu Grunde lie: 
gen, in Fragen deutſcher Politif fih dur die Entfheibungen 
bes Bundes beftimmen zu laffen. Ohne diefen Willen, obne die Er: 
fenntniß, daß beide große Mächte ben Kreis ber Anterefjen, für welche fie 
als folde einzuftehen berufen find, um ihrer GSelbfterhaltung willen nicht auf 
den eigenen Länderumfang beichränfen bürfen, daß fie ihn auf das gefammte 
Deutihland —— müſſen — ohne dieſe Erkenntniß und dieſen Willen 
fallen weder Preußens noch Oeſterreichs Intereſſen mit denjenigen Deutſch— 
lands zuſammen. Es beſteht alsdann keine ſolche Identität, es beſteht, wenn 
die eine der beiden Mächte am Bunde feſthält, die andere nicht, keine gerechte 
Gegenſeitigleit, es können und müſſen dagegen bie verhängnißvollſten Con— 
traſte hervortreten. Sollen dieſe Contraſte künftig zu einer förmlichen Regel 
bes Bundesrechtes erhoben werben? Soll bie eine ber beiden Mächte ein Veto 
gegen einen Krieg im Süden, die andere gegen einen Krieg im Norden ein: 
legen dürfen? Und foll in Zukunft nur ber nichtsöfterreichifche und nicht: 
preußiſche Theil Deutfchlands verpflichtet bleiben, einen Geſammtwillen bes 
Bundes in den höchſten deutſchen Angelegenheiten anzuerkennen? 

„Mit vollem Grunde wird übrigens zugleich hervorgehoben werben bürfen, 
welche ftarfe und zuverläfjige Bürgſchaft die Beſtimmungen ber Reformacte 
dafür gewähren, daß in der Bundesabſtimmung mur das Flare und unbe: 
ftreitbare Intereffe Deutfchlands zum Ausdrude gelange. Was ber Vortrag 
vom 15. September über die Stimmwerhältniffe im Plenum fagt, iſt nicht 
genau zutreffend, da bie Reformacte fein Plenum kennt, Von ben 21 Stim: 
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men bed Bunbesrathes ber Refbrmacte haben Defterreih unb Preußen 
Dänemark und die Niederlande, bie präjumtiv ohnehin meist gegen a 
Bunbesfrieg fein werben, 2 zu führen; es bleiben aljo 13 reindeutſche St 
men übrig, und von diefen müffen fih 11 mit den Stimmen ber ci 
Großmadht vereinigen, wenn gegen die Anficht ber anderen eine Kriegserklän 
beichloffen werben joll; Dies gewährt wohl mehr als hinlängliche Sicher! 
„Noch eine letzte wichtige Betrachtung möge, che ber Gegenſtand werla 
wird, gegen bie Forderung eines Veto geltend gemacht werben. Der m 
fterielle Vortrag vom 15. September klaͤrt uns nicht darüber auf, ob uw 
biefem Beto ein blofes Recht der Enthaltung Preußens von einem Bun 
friege ober das Recht, einen foldhen Krieg zu unterfagen, verftanden ı 
ben folle. In ber erften Unterftellung wäre ber gewählte Ausdrud ı 
enau, in ber zweiten fönnte fich das Veto jedenfalls nur gegen einen 
unbeswegen zu erflärenden Krieg richten, während es das Krie 
und Friebensreht ber einzelnen Souveräne biefen nicht emtzi 
fönnte. Es wird aber nicht einer bejonberen Ausführung oder ber x 
ziehung nahe liegender Beijpiele bedürfen, um zu beweifen, daß es ein Su 
von Separatbündnifjen grundfäglich autorifiren, ja mit Notbhwendi 
hervorrufen hieße, wenn man ben beiden Großmächten bas Mecht eimräu 


wollte, die Entſcheidung bes Bundes über Krieg und Frieden zu bemmen 


„U. Formelle Gleihftellung Preußens mit Defterreid.. 


„II. Directe Wahlen zur Abgeordbnetenverfammlung. 
britte und legte Forderung Preußens — biejenige einer direct gewählten‘ 
mit ausgebehnteren Befugniffen, als nach der Reformacte, verjebenen To 
vertretung — bieje 1. jtellt ſich allerdings entſchieden und tie 
greifend auf bas Gebiet ber Bundesreform. Um jo geredhtiertigter aber 
das Verlangen, zu wiljen, wie man fi Rechenſchaft zu geben babe von 
Ausführung eines jo weit reichenden Gedankens, und ob in bemielben : 
alle Folgerungen begriffen feien, welche eine ſolche Verheißung nothwendig 
\dingt. Der Vortrag bes Föniglich preußiſchen Staatsminifteriums vom 15. 8 
tember befriedigt in feiner Beziehung diefes Verlangen. Wie follen bie ® 
Ien eingerichtet werben, aus welchen bie Vollsvertretung am Bunde ummil 
bar hervorgehen joU? Hat man ein einjchränfendes, in ganz Deutjchland | 
zuführendes Wahlſyſtem im Auge? Wie joll ein folhes in ben verſchiede 
Staaten zur verfaflungsmäßigen Geltung gebradht werben? Sollen Ba 
nad) allgemeinem Stimmredt ftattfinden? Iſt an eine Erneuerung bes ! 
ſuchs von 1848 gebaht? Sol ein Oberhaus bas Gorrectiv bilden für 
Gefahren allgemeiner Wahlen? Und wenn bie Befugniffe des Parlame 
ausgebehnter fein follen, als biejenigen ber Abgeorbnietenverfammlung 
Reformacte, wird dann nicht auch die Gentralgewalt ftärfer, ale bas Tu 
torium ber Reformacte, organifirt fein müffen? IA Preußen barauf vor 
reitet, fi einer folhen Gentralgewalt, wenn fie nicht ausſchließlich im fein 
eigenen Händen ruht, zu unterwerfen? Ueber alle dieſe wichtigen Fragen müı 
man in dem Vortrage der preußijchen Minijter vergeblich irgend eine Austu 
ſuchen. Nur ber gewagten Vorausjegung begegnet man bort, daß ber In 
fiſch preußiſche Standpunkt in einer aus birecten Wahlen hervorgegangen 
Berjammlung fi vollitändiger als in einer Verfammlung von Delegit 
mit bem allgemeinen deutſchen Standpunkt identificiren würde, Nur an 
Nationalvertretung ber erfteren Art glaubt beshalb bie F. preußiſche Res 
rung Opfer bringen zu fünnen, bie jedoch nicht näher angebeutet werben. 
gewagt wirb jene Vorausſetzung wohl nicht mit Unrecht bezeichnet wer 
bürfen, benn bis jeßt liegt nur eine Erfahrung vor, diejenige von IH 
Damals war Defterreih in Frankfurt unvollgändig, Preußen volitänd 
und fogar unter Hinzutritt ber nicht zum Bunde gehörigen Provinzen © 
treten — und bemungeacdhtet war zwijdhen Berlin und Frankfurt bald cin | 
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prägnanter Zwieipalt vorhanden, wie ihn eine regelmäßig gewählte Kammer: 
vertretung boffentlid niemals herbeiführen würde. 

„Der Unbeftimmtheit der preußifchen Forderung gegenüber vermag nun 
aber die Faijerlich öfterreichifche Regierung bie Vorjchläge ber Frankfurter Re: 
formacte nur mit um jo tieferer Ueberzeugung zu bevorworten. . . .“ 

Oft. (Kurheſſen). Schluß des Landtags. Der Kurfürft ent: 
jhließt ſich endlid, den Landtagsabfchieb zu unterzeichnen. Die 
Stände werben ohne die üblihe Zufiherung der landesherrlichen 
Huld und Gnade entlaffen Der Präfident fließt die Sitzung 
mit einem Hoch auf die Verfaffung. 


Nov. (Zollverein) Eröffnung der Gonferenz von Bevollmäch— 
tigten ſämmtlicher Zollvereinsftaaten zu Berlin behufs Verband: 
[ungen über Erneuerung ber Zollvereinsverträge. 

„ LSadfen) Eröffnung bes Landtags. Tihronrebe bes Königs, 

»„ CHeffjen:Darmftabt). Die IL Kammer Iehnt jede fernere 
Bewilligung für ftandesherrlihe Orundrentenablöjung wegen bes 
aufgehobenen Steuerprivilegiums nach eingehender heftiger Die: 
cuſſion unter Widerfpruh ber Regierung mit überwiegender Mehr: 
beit ab. 

„ MRaffau). Die Regierung verbietet, unmittelbar vor den Wah: 
len, das Organ ber Oppofitionspartei. 

» (Bundestag). Um die Erecution abzuwenden, erflärt ſich 
Dänemark bereit, daß insfünftige die Finanzgeſetze den bolfteinfchen 
Ständen fo vorgelegt werben follen, daß fie den ganzen Beitrag 
Holfteins zu den gemeinſchaftlichen Angelegenheiten umfaflen. 

‚Rov. (Holftein). König Friedrid VII. von Dänemark 4 ohne 
Leibeserben. Geftüst auf das Londoner Protokoll*) folgt ihm 


) Anmerf. Die biesfälligen Beftimmungen biejes Protofolls lauten: 

„In Betracht, daß bie mit ben allgemeinen Intereſſen bes europäifchen 
Gleihgewichts eng verfnüpfte Aufrechtechaltung ber Integrität der bänijchen 
Monarchie für die Bewahrung des Friedens von hoher Wichtigfeit ift, und 
daß eine Gombination, mittel welcher die männliche Nachkommenſchaft mit 
Ausflug der Weiber zur Erbfolge in bie Geſammtheit ber —— unter 
dem Scepter Sr. Maj. bes Königs von Dänemark vereinigten Lande berufen 
würde, zur Sicherftellung ber Integrität dieſer Monarchie das geeignetite 
Mittel jein dürfte, haben ber Kaijer von Dejterreich, der Prinzpräfibent ber 
franzöfifhen Nepublif, die Königin von Großbritannien, ber König von 
Preußen, ber Kaifer aller Reufen und ber König von Norwegen unb Schwe: 
den auf Einlabung bes Königs von Dänemark befchlofien, einen Vertrag ab: 
zuſchließen, um ben auf diefe Erbfolgeorbnung bezüglichen Verfügungen durch 
einen Act europäifher Anerfennung annod ein Unterpfanb ber Beitän- 
bigfeit zu verleihen, ... . „Art. 1. Da ber König von Dünemarf nad) ernft- 
liher Erwägung ber Intereſſen feiner Monarchie mit Zuftimmung bes Erb: 
prinzen unb ber nächſten durch das bänifche Königsgejeß zur Erbfolge berus 
jenen Agnaten, jowie au im Cinverftändnig mit bem Kaifer aller Reußen, 


88 


16. u 


Deutſchland. 


Prinz Chriſtian von Schleswig : Holftein : Sonderburg : Glütsbe 
als Ehriftian IX. in der Negierung ber bisherigen bänifchen 2* 
ſammtmonarchie, alſo auch der deutſchen Herzogthümer Sqleewig 
Holſtein und Lauenburg. 


(Holſtein). Geſtützt auf das legitime Erbrecht erklärt nd 
Erbpring Friedrih von Schleswig:Holftein-Sonderburg : Auguften- 
burg durch Proclamation feinen Regierungsantritt ale derzes 
Friedrich VIII. von Schleswig-Holſtein: 

„Schleswiger! Holſteiner! Der letzte Fürſt der däniſchen un 
Eures Regentenhaufes ift babingegangen. Kraft ber alten Erbfolgeordmmumg 
unferes Landes und bes oldenburgijhen Haufes, kraft der Ordnungen, melde 
bie ſchleswig-holſteiniſche Yandesverfammlung in bem Staatsgrundgeiege und 
brüdlich beflätiget bat, fraft der von meinem Vater zu meinen Gunften au] 
geitellten Verzichtsurkunde, erkläre Ach hiedurch als erfigeborner Prinz ver, 
nächſten Linie des oldenburgijhen Hauſes, daß Ach die Regierung der Herscz® 
thümer Schleswig=Holftein antrete und bamit bie Rechte und Pflichten ũ 
nehme, welche Die Vorſehung meinem Haufe und zunächſt Mir überwieen 
bat. — Ich weiß, daß dieſe Pflichten in jchwerer Zeit an Mid berantrei, 
Ich weiß, dak zur Durchführung meines und eures Nechtes Mir zunäck 
feine andere Macht zu Gebote fteht, als bie Gerechtigkeit unferer Sache, 2 
Heiligkeit alter und neuer Eide und eure Ueberzeugung von ber Feſtigken 
bes Bandes, welches mein Geſchick und das Eure vereint. — Ihr habt bi 
jetzt Ungerechtigfeit ebenfjo mannbaft getragen als ihr mannbaft aefümp® 
hattet, Ungerechtigkeit abzuwehren. Für bas Joch, das man euch auflezte 
gab bis jegt ein unbeftrittenes Recht den Borwand, denn ber König vom 
Dänemark war zugleich euer Herzog. Von jekt an wäre bie Herrichait eimet 
Könige von Dänemarf über euch eine Ujurpation und rechtloje Gemwalttber | 







Chef ber älteren Linie bes holſtein-gottorp'ſchen Haufes, erflärt bat, die Erb 
folgeordnung in feinen Staaten bergejtalt fejtfegen zu wollen, daß feine Krone | 
in Ermangelung männlider, vom König Friedrich III. zu Dänemark in ae 
raber Linie abjtammender Nachkommenſchaft — an ben Prinzen Chrijtian ;r 
Schleswig=Holftein-Sonderburg:Glüdsburg, und an die aus der Ebe Diefer 
Prinzen mit der Prinzeffin Louiſe zu Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Glück— 
burg, gebornen Prinzefiin von Heſſen, entiproffenen Descendenten nad dem 
Ne te der Gritgeburt von Mann zu Mann übertragen werbe: jo verpflichten 
bie hohen contrahirenden Theile in voller Würdigung der Weisheit ber An- 
fihten, welche für bie einftige Annahme jener GCombination entſcheidend ae: 
wejen, fi gemeinfchaftlich, im Falle einer Verwirflidung ber vor: 
bergejebenen Möglichfeit das Succeffionsreht des Prinzen Chriſtian 
zu Schleswig⸗Holſtein⸗ Sonderburg: Glücksburg und ber männlichen aus befien 
Ehe mit genannter Prinzeffin in gerader Linie entfproffenen Descendenten 
auf bie Gefammtheit ber gegenwärtig unter bem Scepter Sr. Maj. des Ki: 
nigs von Dänemark vereinigten Lande anzuerkennen.“ Art. 2 beftimmt, 
baf, falls die Descenbenz ber Pinie des Prinzen Chriftian bald erlöfchen follte, 
die hoben contrabirenden Theile in Erwägung ziehen werben, was dann zu gefcheben 
babe. Art. 3 Tautet: „Es ift ausdrücklich veritanden, daß die gegenleitigen 
aus ber Bunbdesacte von 1815 und bem bejtehenden Bundesrecht hervorgehen— 
ben Rechte und Verpflichtungen bes Königs von Dänemark und bes deutſchen 
Bundes in Betreff der Herzogthümer Holftein und Lauenburg durch ben 
gegenwärtigen Vertrag nicht verändert werben follen.“ | 
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Und unjere gemeinfame Aufgabe ift es, dieſer Herrſchaft ein Ende zu machen. 
— Ich kann euch jegt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt Yu begegnen. 
Fuer Land ijt von fremden Truppen bejekt, ihr habt Feine Waffen, Mir 
liegt deshalb vor allem ob, die Regierungen bes Bundes um Schub meines 
Negierungsrechtes und eurer nationalen Rechte anzugehen. Der beutjche Bund 
ift niemals der legitimen Erbfolge entgegengetreten. — Die Orbnung, auf 
weldyer bie Regierungen Deutichlands beruhen, ijt biejelbe, auf ber meine 
Rechte begründet find. Und die Regierungen Guropas werben ber durch bie 
Erfahrung beftätigten Wahrheit nicht widerjtehen, daß ein haltbarer Zuſtand 
da nicht dauern kann, wo eine willfürliche Rechtsordnung einem Volke gegen 
feine gebeiligten Wünfche, gegen feine von Gott gejekte Nationalität und gegen 
jein uraltes Recht aufgebrängt werben joll. — Lauenburger! Euer ſchönes 
Sand, Gegengabe für ein Land, deſſen Namen ich durch meine Geburt trage, 
unterliegt berfelben Grbfolge, jomweit nicht Nechte anderer Glieder meines Hau: 
ſes und ältere und begründete Rechte deutſcher Regentenhäufer daran haften. 
Ich gebe Euch das Beriprechen, daß Ach euer nationales Recht ald mein eis 
enes betrachte, und, joweit Ich berufen bin, eure Rechte und Freiheiten be: 
hüten werde. — Schleswig-Holſteiner! Von der Ueberzeugung durhdrungen, 
daß mein Recht eure Rettung ift, gelobe ‘ch, für Mich und mein Haus 
zu euch zu ftehen, wie Ich in der Schlacht zu euch geftanden, Mich nicht zu 
trennen von Euch und unjerem Rechte. Und jo gelobe und fchwöre ich gemäß 
bem SSL SOTRUS SEIFE, bie Mfaſſung und die Geſetze der Herzog— 
thümer Schleswig-Holſtein zu beobachten, und die Rechte des Volkes aufrecht 
zu halten. So wahr Mir Gott helfe und ſein heiliges Wort.“ 

16. Nov. (Bundestag). Der badiſche Geſandte v. Mohl zeigt ber 
Bundesverſammlung den Regierungsantritt des Herzogs Friedrich 
von Schleswig-Holſtein an, mit dem Beifügen, der Herzog erachte 
es „für eine, wie er ſich ſchmeichle, überflüſſige Maßregel, wenn 
er hiemit eine feierliche Rechtsverwahrung gegen jede etwaige Be— 
ſtreitung ſeiner Regentenrechte, ſo wie gegen jede mit dem vollen 
Genuſſe derſelben nicht zu vereinigende Handlung verbinde.“ 

417. „ (Didenburg) proteſtirt gegen ben Regierungsantritt Chri— 
ftian IX., jo weit fich derfelbe auf die Herzogthümer Schleswig: 
Holftein beziehe. 

18. „ (Frankfurt). Der gefebgebende Körper beſchließt einftimmig, 
den Senat zu erfuchen, den bisherigen Erbprinzen von Auguften: 
burg als nunmehrigen Herzog von Schleswig-Holftein und Lauen: 
burg anzuerkennen und feine Anerkennung am Bunde aufs brin- 
gendfte zu beantragen. 


19. „ (Holftein). 24 Mitglieder der holfteinifhen Ständeverſamm⸗ 
fung treten troß bes DVerbotes ber bänifchen Behörden in Kiel zu: 
fammen, erflären ſich für das legitime Erbredyt bes Herzogs Friedrich 
und befchließen eine Eingabe an den Bund mit ber bringenden 
Bitte, „chleunigft die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um bie 
Rechte der Herzogthümer und des Bundes felbit gegen die ernftlich 
drohende Gefahr ſicher zu ftellen, daß die Entfcheidung nicht bem 
Rechte, fondern der Gewalt anheimfalle.” Die nicht anweſenden 
Mitglieder der Stände werben aufgefordert, dem Schritte beizu— 
treten. 
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AI.Nov. (Coburg: Gotha). Herzog Ernft ift der erfte, ber ben 

— Ervbprinzen von Auguftenburg als Herzog von Schleswig-Holfteim 
anerkannt bat. Herzog Friebrih nimmt feinen Sitz vorläufig i= 
Gotha und bildet ein Minifterium. 

20. „ (Deiterreih). Der Abg. Rechbauer interpellirt im Reiche: 
rathe die Regierung wegen Schleswig-Holftein. 

v„» » (Hamburg) Eine fohleswigsholfteinifhe Vollsverſammlung if 
von ber Polizei dreimal aufgelöst worden und wird erft gebulbet, 
da fie fih von ber Altona benachbarten Borftabt St. Pauli auf 
bie andere Seite Hamburgs zurückzieht. 

21. „ (Bundestag). Der bänifche Gefandte zeigt die Thronbeſtei— 
gung Ehriftian IX. an, der badifche Gefandte Iegt feine Vollmacht 
für Friedrich VII. vor; verfdiedene Regierungen ftellen Anträge 
in ber fchleswig-holfteinifhen Frage. Anzeige, Vollmacht, Anträge 
werben dem bolfteinifhen Ausſchuß überwieſen. 

„„„GoSHolſtein). Eine Anzahl Mitglieder der holſteiniſchen Ritter— 
[haft erflärt in einer Verfagimlung zu Kiel ihre Zuftimmung zu 
ber Eingabe der Ständemitglieder vom 19. Nov. an die Bundes: 
verfammlung. 

Die Mehrzahl ber Beamten in Holftein verweigert ben von ihnen 
geforderten Huldigungseib für Chriftian IX. 

22. „ Die Bewegung für Schleswig:-Holftein fängt an, ganz Deutid- 
land zu ergreifen. Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen fidh im 
energifhen NRefolutionen für bie Rechte der Herzogthümer aut. 
Ueberall werben Comité's eingefeßt und Gelbfammlungen veran: 
ftaltet, hie und da auch bie Organifation von Freiwilligen ver: 

| bereitet. 

23. „ (Breußen). Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Na: 
mens der beiben liberalen ractionen im Abg.:Haufe einen Antrag 
bezüglich Schleswig-Holfteins ein. 

24. „ (Holftein). Neue Berfammlung bolfteinifher Ständemitglieber 
in Hamburg. Die Kieler Eingabe vom._19. Nov. an ben Bunb 
wird einftimmig gutgebeißen; biefelbe erhält nachträglich 38 Unter: 
ſchriften. 

„ » (Württemberg). Beide Kammern treten nad anderthalb— 
jähriger Vertagung wieder zufammen unb beibe fprechen ſich fofort 
und einftimmig, bie I. Kammer durch eine Adreſſe an ben König, 
bie II. Kammer durch eine Refolution, für die Rechte ber Herzog: 
thümer Schleswig-Holftein und für bie legitime Erbfolge in ben: 

ſelben aus. 

„ » CHeffen:Darmftabt). Beide Kammern erflären fih ein: 
flimmig für Wahrung der Rechte Schleswig-Holfteine, bie erfte in 
allgemeinen Ausbrüden, die zweite, indem fie bie Regierung erfucht, 
buch Anerkennung bes Herzogs Friedrich das Recht und die Im: 
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tegrität Deutſchlands zu wahren und die Bereitwilligleit ber Kammer 
erflärt, die Regierung mit ben Mitteln des Landes zu Durchfüh— 
rung dieſes Rechts zu unterftügen. 

4. Nov. (Sachſen). Antwort des Minifters v. Beuft auf eine Interpella: 
tion in der II. Kammer: „Sachfen beantrage am Bunde die Richtzulaffung 
eines bänifhen Gefandten und Anordnungen, damit das für Holftein 
beftimmte Erecutionscorpe mit ber ben Umſtänden entfprechenben 
Berftärkung in Holftein und Lauenburg einrüde, um biefe Bundes: 
länder bis zu dem Zeitpunfte befett zu halten, wo ber Bund fid) 
in der Lage fehen wird, dem von ihm als rechtmäßig anerkannten 
Nachfolger in gedachten Herzogthümern letztgedachte Bundesländer 
zu eigener Verwaltung zu übergeben.“ 

» n» Der Ausfhuß des Nat.:Bereins tritt in Berlin zuſammen, fenbet 
eine Deputation an Herzog Friedrich nad) Gotha und erläßt einen 
Aufruf für Schleswig-holftein an das beutfche Volk. 

25. „ (Sadfen). Die I. Kammer fpricht einftimmig „ihre Befrie⸗ 
bigung mit der von ber Regierung in ber zweiten Kammer abge: 
gebenen Erflärung aus, fest dabei jedoch voraus, daß biefelbe be: 
müht fein werbe, auch bie Rechte Holfteins auf und an Schles— 
wig zur Geltung zu bringen, und erflärt, daß das fächfifche Volt 
und feine Vertreter die Regierung in dem Beftrebln, das Ber: 
faffungsredht ber Herzogthümer Schleswig-Holftein und bie Rechte 
Deutfchlands hinſichtlich derfelben überhaupt wie rückſichtlich der 
rechtmäßigen Erbfolge zu wahren und fremden Anmaßungen und 
fremden Eingriffen gegenüber deutſches Recht und beutfche Ehre zu 
fhirmen, felbjt wenn hierbei die äußerſten Mittel ergriffen werben 
müßten, in jeder Weife zu unterftüßen bereit fei.” Die II. Kam: 
mer tritt dem Beichluffe einftimmig bei, doch mit dem Zuſatze ber 
rechtmäßigen „agnatifhen” Erbfolge, womit fi auch die I. Kammer 
zufrieben erflärt. 

» » (Breußen) Magiftrat und Stabtverorbnete von Berlin be= 
Schließen bie ———— einer Subſcription für Schleswig-Holſtein 
und erlaſſen eine Anſprache an die Bewohner der Stadt. 

» » Raffau). Landtagswahlen. Die Regierung erleidet eine voll- 

ftändige Niederlage. Die Fünftige I. Kammer zählt 17 Xiberale, 

6 Clerikale und nur 1 abfoluten Anhänger ber Regierung. 

„ (Holftein). Herzog Friedrich verlangt von Dänemark bie Räus 
mung ber Herzogthümer von bänifchen Truppen und bie Entlaffung 
ber im eigentlichen Königreich Dänemark befindlichen ſchleswig⸗hol⸗ 
fteinifhen Truppen in bie Herzogthümer. 

„ » (Defterreid). Der Gemeinderaih von Innsbruck befchließt 
eine Dank» und Zuftimmungsabrefie an ben Reichsrathsabg. Red: 
bauer und Gen, für ihr Borgehen in ber f&hleswig-holfteinifchen 
Sache. 


26. 
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26.NoV. (Anhalt). Eröffnung des erften Landtags für das vereinigte 
Herzogthum Anhalt. 

„» » (Hecffen:-Darmftadt),. Die MH. Kammer erflärt ſich einjtim- 
mig für eine etwaige Sequeftration Holfteins und für al&baldige 
Anerkennung des Herzogs Friedrich. 

27. „ (Württemberg). Antwort Hügels auf eine nterpellatien 
in ber II. Kammer: Die Regierung babe allerdings dem Drängen 
nicht widerftanden und am 23. Nov. 1852 fih dem Lonbener 
Protokoll angefchlofien, fehe fi) aber durch die feitherigen Maf- 
regeln Dänemarks ven ihren Verbindlichfeiten vollftändig befreit. 
Die Erbfolgefrage bebürfe der Prüfung, die Regierung fei jedes 
darüber außer Zweifel, daß dem Bunde das Recht zuftebe, zur 
Aufrechthaltung der inneren Ruhe und bis zur Regelung der Eur: 
ceffionsfrage, welche aud) auf Schleswig Anwendung finde, Holſtein 
militärifch zu befegen. Wenn Herzog Friedrich legitimirt fein werte, 
fo fönne berfelbe den Bund auffordern, ihm Schleswig mit Waffen: 
gewalt zu verfchaffen. In diefer Richtung werde er bei Er. Mu. 
dem König feinen Antrag ftellen. 

» #» (Hefifen:-Darmftadt). Minifter Dalwigk erflärt inder H. Kam: 
mer, bie Regierung fei zu allen zur Wahrung ber Rechte der Herzog: 
thümer erforberlihen Schritten bereit und fei ihr Bunbestagt 
fandter dahin inftruirt. 

» » (Hamburg). Die Polizei fließt das Bureau bes ſchleswig 
boljteinifhen Comite als angebliches Werbebureau. 

„u (Holftein). Das in Kiel verfammelte Plenum ber ſchleswig 
bolfteinifhen Ritterfchaft befchliegt mit allen gegen eine Stimme 
eine Eingabe an ben Bund gegen bie Anfprüde Chriſtian IX. und 
für bie legitimen Rechte des Herzogs Friebrid) und um ben Bunt 
aufzuforbern, die Rechte des Landes zu ſchützen. 

„» » (Anhalt) erhebt alte Anfprüde auf die Erbfolge im Herzog: 
thum Lauenburg. 

28. „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung entzieht dem bänifchen 
Sefandten das Wort, fo lang feine Vollmacht nicht anerkannt jei. 
Anhalt erklärt, daß ber Herzog die Regierung des Herzogthums 
Lauenburg antrete und ben Schub des Bundes in Anfprud nehme. 
Sachſen ftellt den von ihm angekündigten (f. 24. Nov.) Antrag, 
bem fi Württemberg fofort anſchließt. Heſſen-Darmſtadt bean: 
tragt, bie bänifche Regierung aufzufordern, alle däniſchen Truppen 
aus ben Herzogthümern Holftein und Lauenburg zurüdzuziehen und 
das holfteinslauenburgifhe Bundescontingent dem deutſchen Bunde 
bis auf weiteres innerhalb des Bundesgebiet zur Verfügung zu 
ſtellen. Endlich befchließt die Bundesverfammlung mit großer 
Mehrheit, die Führung der holſtein-lauenburgiſchen Stimme zur 
Zeit zu fufpendiren. Defterreih und Preußen geben 
bei ber Umfrage eine gemeinfhaftlihe Erklärung zu Pro 
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tokoll (Programm ihrer gemeinfamen Politit in der fchleswig-hol: 
fteinifchen Frage): 

„Die Stellung ber k. öſterr. und der f. preuß. Megierung ijt durch den 
Vertrag bedingt, weldyen beide in Gemeinjhaft mit den Regierungen von 
stanfreih, Großbrittannien, Rußland und Schweden 1852 in London mit 
der Krone Dänemark abgefchloffen haben, nachdem bie Vorbedingungen 
deſſelben durch Verhandlungen mit Dänemark im Laufe der Jahre 13°Y, feft: 
geftellt worden waren. Beide Regierungen fallen die Gejammtbeit diejer Ver: 
abredungen als ein untrennbares Ganzes auf, welches durch den Lon— 
doner Vertrag feinen Abſchluß erhalten bat, Nachdem ber Fall, welchen biejer 
Vertrag im Auge hatte, nunmehr eingetreten ift, find beide Regierungen zur 
Ausfübrung bes Vertrages bereit, wenn bie Krone Dänemark ihrer: 
ſeits Die vorgängigen Verabredungen ausführt, deren Verwirklichung eine 
Vorausfegung der Unterzeichnung des Londoner Vertrages durch Preußen 
und Defterreich bildete. Die Suecellion in Lauenburg fteht dem König 
Chriſtian von Dänemark nach Anficht beider Regierungen auch dann zu, wenn 
ber Londoner Vertrag hinfällig wird, nachdem ber nüchftberechtigte Erbe wei: 
land König Friedrichs, der Prinz Friedrich von Hejien, feine Rechte auf Kö— 
nig Ebrijtian übertragen bat. Die Zulafjung bes vom Könige von Däne— 
marf für Lauenburg ernannten Gejandten in dem Maße, wie bie Vertreter 
der einzelnen Beſtandtheile ftimmberechtigter Gurien zur Theilnahme an ben 
Sitzungen berechtigt find, erjcheint daher nicht anfechtbar. Für Einräumung 
bes auf der Geſammteurie Holjtein und Lauenburg rubenden Stimmredts 
aber vermögen beide Regierungen nur dann zu votiren, wenn ber König 
Chriſtian diejenigen Zufagen erHültt, im Vertrauen auf welche beide Mächte 
ben Londoner Vertrag, welcher ihnen gegenüber ben Succefjionstitel des Kö: 
nigs in Holftein bildet, angenommen haben.“ 

8.Rov. (Defterreih). Der Gemeinderath von Wien befchließt eine 

Adreffe an den Kaifer zu richten um Schuß für die Rechte ber 

Herzogthümer Schleswig-Holſtein. 

(Naffau). Ungnädige Antwort des Herzogs an die Deputation 
einer Volksverſammlung von Wiesbaden: er wife, mas er von dem 
Vertrauen, das man zu ihm zu haben vorgebe, zu halten habe; ber 
Ausfall der Landtagswahl habe ihn hierüber belehrt; die echte 
des ſog. Herzogs von Auguftenburg feien noch unllar; er liebe 
überhaupt Deputationen nicht, die aus dem Schooße von Bolle: 
verfammlungen hervorgegangen feien. 

(Hamburg). Der Bürgerausfhguß lehnt den Antrag, die Bür: 
gerjhaft möge ben Senat zu Anerkennung des Herzogs Friedrich 
auffordern, mit 10 gegen 8 Stimmen ab. 

„ (Shwarzburg:Sondershaufen) Eröffnung des Land: 
tags. Die Regierung erklärt, daß fie feit auf ihrem früheren 
Standpunfte, dem Antrage Oldenburgs auf Rücktritt von den Ver: 
einbarungen mit Dünemarf von 18°%,, bebarre. 


9. 


” 


r 4 


). 


1. Dec. (Zollverein). Die Zollconferenz in Berlin beginnt die Be: 

rathungen über ben Handelsvertrag mit Frankreich, nachdem fie 

diejenigen über die Tarifreform zu Ende geführt bat. 
(Holftein). Herzog Friedrih ift bis jegt theils förmlich theils 


.r 
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wenigſtens principiell anerkannt won Baden, Weimar, Coburg⸗Got 
Meiningen, Altenburg, Braunſchweig, Waldeck, Reuß j. 2. 

1.—2. Dec. (Preußen). Zweitägige Debatte des Abg.-Haufes ül 
bie ſchleswig-holſteiniſche Frage. Der Miniſterpräſident verfiest ei 
fhriftlihe Erklärung des Staatsminifteriums: 

Ginleitende Bemerkung bes Minifterpräfidenten: „Ge 
richtig, daß der Londoner Vertrag nicht zwiichen ben Großmächten, ji 
dern von einer jeden berfelben mit Dänemark, abgejchlofjen it. Sowohl 
Anhalt des Vertrags bejtätigt dies, al$ auch bie Form; er it unterzeic 
auf der einen Seite von Dänemark, und auf ber gegenüberjtebenden © 
von ben ſämmtlichen übrigen Gontrabenten, und die Ratificationen jindb ı 
jeber m mit Dänemark ausgewechjelt, nit von ben Mächten um 
einander ...“ 

Erklärung bes Staatsminifteriums: „Unfere Stellung zu | 
bänifchen Frage ift durch eine Vergangenheit bedingt, von ber wir und m 
willfürlih löſen können, und welde uns Pflichten gegen die Herzogtbün 
gegen Deutſchland und gegen bie europäifche Mächte auferlegt. Die Aufg 
unferer Politik wird es fein, diefen Verbinblichkeiten jo zu entipreden, ı 
es unfere oberfte politifche Pflicht, die Sorge für die Ehre und die Sicherk 
unferes eigenen Vaterlandes gebietet. Für Preußens Stellung zur Sad 
zunäcit ber Londoner Bertrag von 1852 — Die Unterzei 
nung befjelben mag beflagt werben; aber fie ijt erfolgt, und es ijt ein Ge 
ber Ehre wie ber Klugheit, an unferer Vertragstreue feinen Zmeifel bafi 
zu lafien. Indem wir aber diejes Gebot für uns jelbft anerkennen, befich 
wir ebenfo auf feiner Geltung für Dänemark, Der Londoner Vertrag bild 
ben Abſchluß einer Reihe von Unterhandlungen, welche 1851 und 1852 3 
[hen Deutſchland und Dänemark gepflogen worden waren. Die aus dx 
felben bervorgegangenen Zufagen Dänemarks und ber Vertrag, wel 
Preußen und Defterreih auf rund derfelben in London vollzogen babe 
bedingen fich gegenfeitig, fo daß fie mit einander ſtehen oder falle 
Die Aufrechthaltung diefer Stipulationen iſt einftweilen insbejonbere für S dei 
wig von wejentlider Bedeutung. Sie gibt uns das Recht, in dieſem x 
zogthum bie Erfüllung vertragsmäßiger Zufagen von Dänemark zu forder 
ei aber mit dem Londoner Vertrage die Verabredungen von 18%, 
ehlen uns in Betreff Schleswigs foldhe vertragsmäßige Rechte, welchen } 
Anerkennung ber europäijchen —8 zur Seite ſtände. Die Losjagın 
von ben Verträgen von 1852 würde aljo ber Stellung Schleswigse und & 
beutfchen Forderungen in Betreff derfelben bie 1852 gejchaffene vertragemän 
Grundlage entziehen, und bie allfeitige Anerfennung einer andern von meut 
Verhandlungen ober von bem Ausgang eines europäifchen Krieges abhäng 
maden. Damit aber bie Verträge für uns biefen Werth und ihre Geltun 
behalten, ift es nothwendig, baß fie von bänifher Seite gewifjenhaft ausy 
führt werden. Daß dies bisher nicht gejchehen tft, darf ich als alljeitig uw 
bezweifelt anfehen und halte mich der Aufzählung ber Einzelnbeiten bier über 
hoben. Die Entſcheidung über die Frage, ob und wann mir buch Nic 
erfüllung der däniſchen Verpflichtungen in ben Fall gejept find, uns von da 
Londoner Vertrag Ioszufagen, muß bie Regierung fich vorbehalten 
fie kann biejelbe weder bem deutſchen Bunde überlajfen nod |i 
bier zum Gegenftandbe von Erflärungen maden. Wir haben m 
ber Öjterreichijhen Regierung Verabredungen getroffen, welche eime überem 
ftimmenbe Haltung beider Mächte in Betreff des Londoner Vertrags und fein 
Conſequenzen einjtweilen ſicherſtellen. Diejelben gehen von ber Annabe 
aus, daß in Lauenburg der König Chriftian auch ohne den Londoner dr 
trag fucceffionsberechtigt fein würde, nachdem ber nächſte Erbe, ber Tımj 
Friedrich von Hefien, zu feinen Gunften entſagt bat. In Betreff Hole 
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bagegen beruht für uns ber Succefjionstitel auf bem Lonboner Vertrag, und 
it die Berwirflihung befjelben von der Erfüllung der Vorverträge abhängig, 
weihe mit dem Londoner Bertrag in jolidariihem Zujammenban heben, 
Daß legteres ber Fall ſei, ift durch das Zeugniß bes competente aller 
Zeugen, bes Hrn. Bluhme, welder 1851 und 1852 bänijher Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten war, im bänijhen Reichsrath befräftigt worden, 
Auf dieſer Auffafjung beruht unjere durch die Zeitungen bereits befannte Ab: 
ſtimmung in ber Bunbestagsjigung vom 28. Nov. Wir feben, jo lange 
wir ben Londoner Bertrag nicht als hinfällig betradten, in 
König Ehriftian den Erben bes Rechts und bes Unrechts jeiner Vorgänger. 
Demzufolge beftehen bie Beweggründe fort, burch welche ber Erecutionsbeichluß 
vom 1. Oft. hervorgerufen wurde, währenb buch bie Umſtände eine bejchleu- 
nigte Ausführung bejjelben geboten erjcheint. Zu biefem Behuf haben wir in 
Gemeinſchaft mit Dejterreih bie erforberlihen Anträge zur fofortigen Voll: 
ziebung ber Erecution geftellt. Wie aud die Entſcheidung hierüber in Frank— 
furt ausfallen möge, unter allen Umjtändben wird Preußen nah Maß: 
gabe jeiner Stellung als europäiihe Macht und als Bunbesglieb für bas 
beutiche Recht in ben Herzogthüümern und für fein eigenes Anfehen im Ratbe 
ber Großmächte mit befonnener Feſtigkeit einftehen. In Erfüllung biejer 
Aufgabe rechnet bie Regierung auf bie bereitwillige Unterftügung bes Landes 
und feiner Vertreter. Zum Behuf unjerer bundesbeihlußmäßigen Mitwirkung 
bei ber Erecution wirb jie bie erforderlichen militärifhen Vorkehrungen zu 
treffen haben, und wegen Beſchaffung ber dazu nöthigen Gelbmittel bem Land: 
tage zu verfafjungsmäßiger Beihlußnahme eine Vorlage machen.“ 

eihluß bes Abgeorbnetenhbaufes (mit 231 gegen 63 Stimmen 
angenommen): „In Erwägung 1) daß ber Erbprinz von Schleswig-Holſtein⸗ 
Auguſtenburg fraft eines unzweifelbaften Erbfolgerechts feinen Anſpruch 
auf bie Regierung ber Herzogtbümer erhoben hat, 2) daß weder ber beutjche 
Bund no die Stände ber Herzogthümer Schleswig und Holftein ben Bes 
ftimmungen bes Londoner Vertrags vom 3. Mai 1852 beigetreten find, 
3) bat Dänemark durch eine Reihe vertragswidbriger Maßregeln, durch 
vielfahe Bebrüdungen ber beutjchen Bevölkerung und Sprache in Schleswig, 
durch das Patent vom 30. März 1863 und endlich durch die Vollziehung ber 
neuen Verfaſſung für Dänemark-Schleswig bie Vereinbarungen von 1851 und 
1852 und damit bie Bedingungen felbjt gebrochen bat, unter welchen bie 
beutihen Großmächte dem Lonboner Bertrage beigetreten find, baß baber bie 
Beftimmungen biejes Vertrags für die deutſchen Großmächte jebe VBerbind: 
fichfeit verloren haben, 4) baß in biefer Sachlage bie Anweſenheit bänifcher 
Truppen in dem Bunbeslande Holftein eine Verlegung bes Bunbesgebietes 
bildet — erflärt das Abg.:Haus: bie Ehre und das Intereſſe Deutichlands 
verlangen es, baß ſämmtliche deutſche Staaten bie Rechte ber Herzogthümer 
ihüßen, ben Erbprinzen — von Schleswig-Holſtein⸗Auguſtenburg als 
Herzog von Schleswig:Holitein anerfennen und ihm in der Geltendmachung 
feiner Rechte wirkſamen Beiſtand leiſten.“ 


Dec. (Bayern). Beide Gemeindecollegien von München beſchließen 
eine Adrefje an den in Rom weilenden König mit ber Bitte um 
Rüdkehr in fein Land. Der König entſpricht und trifft fofort die 
Anftalten zur Abreife, 


-„ (Baden). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Groß: 
herzogs: | 
„+. Der Ruf eines erlauchten Bunbesfürften, die Reform ber 
Bunbesverfaffung auf bem Wege perjönliden Meinungsaustaufches ber 
gen zu orbnen, wedte von neuem bie Hoffnung ber Nation auf endliche 
efriebigung gerechter Wünſche. Freudig bemjelben Folge leiftend, wäre Ich 
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gern bereit geweſen, einer allſeitigen Uebereinſtimmung gegenüber abweichenn 
Anſichten zu opfern. Aber ſchon ber Mangel eines Einverſtändniſſes une 
ben beiden mächtigjten Bundesſtaaten trübte die Ausjicht auf einen günmigm 
Erfolg. Um jo weniger glaubte Jh nah dem Scheitern Meiner vermitde 
ben Anträge Bejchlüffen beitreten zu jollen, für welche weder bie Billigumg 
noch die Einigung bes gejammten Deutjchlands erwartet werden fonnte. Bar 
jomit Sr nur die Anerkennung ber dringenden Nothwendigfeit eimer deu 
ſchen Verfajjungsreform gewonnen, jo gedenfe Ich doch gerne ber freundlich 
Beziehungen, welche die in Frankfurt verfammelten Fürjten in dem gleicen 
Streben nad einem hoben nationalen Ziele vereint bielten, und bemwabre 
dankbarer Grinnerung als ein Zeugniß der Liebe Meines Bolfes die Zuwim 
mung, welche Meinem Handeln aus allen Xheilen des Yandes emtgegentum 
Anmitten diejes Ringens nach größerer Einheit erfteht der Nation durch iu 
Rathſchluß dev Vorjehung eine ernjte Aufgabe. Ein edler Bruderitamz 
im Norden, lange geprüft und bewährt in vielen Leiden ift durch bas Keii 
eines zweifellofen Erbganges ſich jelbit und feinem großen Vaterlande zuräl 
gegeben. Cine eimjeitig feſtgeſetzte Erbfolgeordnung, weldhe weder bad Kai 
ber Stände nod die Anjprücde ber Nationalität beachtet, droht ihn aufs na 
bem Verbande des gemeinjamen Vaterlandes zu entfremden. Meine Rex 
rung bat nicht gezögert, zu thun, was das gute Recht fordert, und jie m 
auch fernerhin, getragen von ber erhebenden Einmüthigkeit aller Parteien mi 
Muth und Entichlofjenheit die heiligen, aber ernten Pflichten erfüllen, wis 
bem beutihen Volke dort erwachſen find, Ich weiß, daß die Sache in Ihte 
Herzen mächtigen Wiederhall findet, und daß für beutiches Mecht und beutic 
net jelbft die Uebernahme der ſchwerſten Opfer Ihre freudige Zujtimmun 
erhält ...“ 

2. Dec. (Württemberg). Die I. Kammer wählt drei der Ar 
gierung mehr oder minder mißliebige Canbdidaten für ihr Pröt 
bium mit je 48 Stimmen; Frhr. dv. Varnbüler bleibt mit je # 
bis 35 Stimmen in der Minderheit. 

„„„ (Eoburge Gotha). Der Ausfhuß des gemeinfchaftlice 
Landtags richtet eine Dankadreſſe an den Herzog für fein Vorgeber 
in der ſchleswig-holſteiniſchen Sache. — In Gotha bildet fich eu 
Gentrals:Wehrcomite zur Unterftügung Scyleswig:Holjteins. 

» »n (Bremen). Die Bürgerfhaft fordert mit allen gegen 1 Stimm 
den Senat auf, beim Bunde nad Kräften für Anerkennung un 
Derwirklihung des Rechts der Herzogthümer, vor allem aber für 
bejchleunigte Action des Bundes zu wirken. 

2/10. (Holftein). SKorrefpondenz Herzogs Friedrich mit Kaifer Nr 
poleon. 

4. Dec. (Defterreih und Preußen) richten an die Negierungen 
der übrigen deutfhen Staaten identische Noten zu Unterftügung 
ihrer behufs Durchführung des Londoner Protokolls gerichteten 
Anträge am Bunde: 

„Die Gefahren für den allgemeinen Frieden, welche fih an die Entwid 
lung der ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit knüpfen können, maden © 
ber kaiſ. (k. preuß.) Regierung zur Pflicht, fich gegen ihre deutſchen Bundes— 
genoffen in Bezug auf die mächiten zu ergreifenden Maßregeln auszuſprechen, 
es gereicht ihr zur befonderen Genugthuung, ſich dabei im voller Weberein: 
ſtimmung mit der k. preuß. (kaiſ. öͤſterr.) Regierung zu befinden. Es handel! 
jih befanntlih am Bundestag jeßt um die ſchleunige thatfächliche Ausführung 
der am 1. Oft. I. 3. bejchloffenen Erecutionsmafßregeln,. Oeflerreid 
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und Preußen erlennen biefe als nothwendig im Intereſſe der Sicherheit und 
ber Rechte Deutſchlands an, und find bereit, bazu auf der einmal an— 
“ genommenen Bafis mitzuwirken, auf welder fie, ohne Präjudiz für 
die anderen am Bundestag jchwebenben ragen und ohne dem Auslanb 
eine Beredtigung zum Einſpruch barzubieten, durchgeführt werden fünnen. 
Eine Anzahl deuticher Regierungen aber will die Erecution ausbrüdlic 
and formell in eine Dccupation bes Landes auf Grund ber flreitigen 
Succefjionsfrage verwandelt wilfen, und bieje Verfchiedenheit ber Auffafjungen 
at zu umferem Bedauern bisher die Erjtattung des längft erwarteten Aus: 
chußberichts verhindert, unb droht in ber Bundesverfammlung jelbit zu einer 
Uneinigfeit zu führen, welche bie ganze Mafregel felbft unmöglih machen 
würbe. Das Verhalten der beiden beutihen Großmächte zu ben 
eine Occupation fordernden Anträgen ijt gleihmäßig durch bas Intereſſe 
Deutihlands und dburh ihre europäiſche Stellung bedingt. Gie 
können nicht, unter bem Namen irgendwelcher Occupation ober Intervention 
mit den Waffen in ber Hand gegen ben Londoner Vertrag auftreten, 
To lange fie deſſen Gültigkeit anerfennen. Ueber bie Bebingungen, an 
Wwelche ji dieß Anerkenntniß knüpft, haben fie fih in ihrem Votum in ber 
Iegten Bunbestagsfigung ausgejprohen. Sie müffen darnach bie erniteiten 
Bedenken dagegen geltend machen, daß Deutihland und fie jelbit ohne brins 
‘gende Nothwendigfeit ‘ber Eventualität eines Kriegs ausgeſetzt werben, bejjen 
Dimenfionen unberehenbar jind, beffen Folgen und Gefahren aber vorzugs— 
weife auf die beiden deutſchen Großmächte zurüdfallen würben. Die beutichen 
Bunbdesgenofjen können überzeugt fein, daß Defterreih und Preußen, nad: 
dem fie fih über dieſe Frage vollftändig geeinigt haben, in 
berjelben bie Rechte und Intereſſen Deutichlands mit dem Nahbrud wahren 
werben, weldher nach ber Gejammtlage Europas anmwendbar if. Wenn bie 
beiden Mächte hiefür das Vertrauen ihrer Bundesgenofien in Anſpruch neh— 
men, jo müjjen fie zugleich aud darauf aufmerfjgm maden, baß ber Bund 
jelbft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, bie legtere in euros 
päifchen Fragen au vom europäifchen und politifchen Gefichtspunfte aufs 
fafjen muß. Sie müfjen die deutſchen Regierungen bitten, ernftlich zu er: 
wägen, welche Gefahren für den Bund felbjt fih an ein übereiltes und 
einer einfeitigen Tendenz folgendes Verfahren fnüpfen können. Es kann 
dem Anjehen bestefen nicht förderlich jein, wenn bie beiden Großmächte in einer 
Trage, im weldyer fie einig und befanntlich durch europäifche Verträge gebunden 
find, über timmt werden. Noch bedenklicher aber wäre es, wenn der Bunb 
den Eindrud machte, für Europa ftatt der Bürgfhaften des Friedens 
und ber Ordnung, welhe man von ihm erwartet, Gefahren unb 
Elemente der Uneinigkfeit zu ſchaffen. Defterreih und Preußen ver: 
fangen von ihren Bundesgenoffen nicht ein Verzichtleijten auf ihre eigenen 
" Auffafiungen in ber Succefjionsfrage. Es fteht nichts im Wege, daß fie die- 
felben -bei ber Abjtimmung am Bunde noh ausdrüdlih wahren. Aber 
es ijt dringend zu wünſchen, daß fie durch biefelben, im Hinblid auf bie 
obigen Erwägungen, fich nicht hindern Iafjen, der einfachen Ausführung ber 
einmal befchloffenen Creeutionsmaßregeln zuzuftimmen, und ſich jo ben beiben 
Großmädten anzufchliegen. Ein darüber zu faffender Beſchluß bebarf feiner 
weiteren ausführlichen Motivirung, jondern eventuell unter Vorbehalt der 
Erbfolgefrage nur des einfachen Hinweiſes auf das vollfommen Ungenügende 
ber bisher an den Bund gelangten Erklärungen. —— die faif, f. preuß.) 
Regierung hienach an die... . Regierung bas Erſuchen richtet, daß ihr Bundes⸗ 
tagsgefandter inftruirt werben möge, dem öfterreichifchepreußifchen Untrage auf 
‘fofortige Ausführung der einfachen Grecution zuzuftimmen, barf fie bie ‚Hoff: 
nung ausiprechen, baß die... . ben obigen Erwägungen fich nicht verſchließen, 
mb die volle Berantwortlichteit für die ernſten und unab» 
An - rd 
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weislidhen — eines weiter getriebenen Diſſenſes in be] 
Bundesverſammlung ji bergegenwärtigen werbe.“ 


4. Dec. (Dejterreih). Graf Rechberg antwortet im Abz.Haul 


auf die Interpellation Nechbauers,  übereinftimmend mit der Gr 
Härung der preuß. Negierung vom 1. d. M., daß Oeſterreich feiner: 
feit8 am Londoner Vertrage bezüglid Schleswig-Holſteins feithalt: 
und fi darüber mit Preußen geeinigt habe. Debatte bes Hauſes 
über die Antwort des Minifters und über die auswärtige Baelitt 
Defterreichs überhaupt. Rechbauer, Brinz und andere deutſche A: 
geordnete erflären ſich für nicht befriedigt. durch bie Antwort bei 
Grafen Rechberg. ' 

„ (Holftein). Eine Berfammlung von PVertrauensmännern be: 
fchließt in Hamburg allgemeine Steuerverweigerung und Gelbi: 
befteuerung für einen Landesfonds. | 

„ (Hannover). Die Vorſynode beendigt die erfte Berathun: 
bes Entwurfs. Bon den Vertretern der Gemeinden erflären id 
12 für, 12 gegen das Ganze deffeiben, wie es aus den Berbant: 
lungen hervorgegangen. 

„ (Sadjen). Der Minifter v. Beuft erflärt in der I. Kammer, 
Sadıjfen habe das Londoner Protokoll weder unterzeichnet, noch jeie 
demfelben förmlich beigetreten. Es fei nur unter dem ausdrüdlicen 
Borbehalt gejhehen, daß damit in feiner Weije einem Beſchluß dei 
Bundes vorgegriffen werde, falls diefer zur Erörterung der Frax 
Anlaß erhielte. Schon dur diefen Vorbehalt habe Sachſen jet! 
freie Entjhliegung, auch wenn Dänemark nicht, wie gejchehen, fein 
Verpflichtungen gebrochen hätte. 


., (Holfteim). Herzog Friedrich eröffnet in Gotha ein freiwil 


lige8 unverzinsliches Anlehen. 

„CGSHeſſen-Darmſtadt). Die J. Kammer tritt dem Beſchluſt 
ber II. Kammer „als Ausdrud des Wunſches, daß es möglich ſein 
möge, die Selbſtändigkeit und die Verfaſſung der SHerzogthümer 
durch die Trennung von ber Krone Dänemark zu wahren“ mit 40 
gegen 10 Stimmen bei, findet jedoch „eine bdirecte Anerkennung 
des Prinzen Friedrich durch die großh. Regierung bedenklich, di 
eine folde Anerkennung nur durch den Bund als ſolchen nad 
gründlicher juriftifcher Prüfung erfolgen kann.“ 


- „». Zufammentunft der Führer beider großer Parteien Deutjchlandd, 


bes Nat.Vereins und des Neformwereins in Nürnberg. Diefelben 
beichließen einmütbig, ſämmtliche derzeitige Mitglieder der deutjchen 
Landesverfretungen auf den 21. d. M. zu einer großen Verjamm: 


‚ lung nad Yrankfurt einzuladen: 


„Diefer Verſammlung wird vorgeſchlagen, ſich auszuſprechen für die 
althergebrachte verfafjungsmäßige ungertrennlihe Verbindung. ber Here’ 
thümer Schleswig: Holjtein, — für bie Selbjtänbigkeit ber. Herzogthümet un! 
ihre vollitändige Trennung von Dänemark, — für bie Erbſfolgeberechti u. 
Friedrichs von Sonberburg-Auguftenburg als Herzog von Schleswigegolten. 
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Die: Berfammmfung verhandelt und beſchließt' über bie zur entfchiebenen und 
zajhen Durchführung ber Rechte een erforderlichen gejeglichen 
Mittel. Wie wir Unterzeichnete dieſe Beichlüffe einmüthig gefaßt haben, 
fo vertranen wir, daß biejelben von allen unjern Genofjen freudig aufge— 
nommen werden. Das deutſche Volk aber wird inzwiſchen ebenfowenig als 
deine Vertreter jäumen, in den Vorbereitungen zur thatkräftigen Unterftügung 
ber Herzogthümer pflichtgetreu, wie e8 diejelben begonnen, und ohne Unter: 
bredung,. fortzufahren.“ 

De. (Weimar). Eröffnung des Landtags. Der Minifter v. Watz— 
dorf hebt hervor, wie die Negierung auch ferner feſt und unbeirrt 
zu dem Ziel mitwirken werde, das allein geeignet fei, eine ge— 
beibliche Löſung der fchleswig:holfteinifhen Frage herbeizuführen, 
nämlich die völlige Trennung der Herzogthümer von Dänemarf, 

» (Bundestag). Unter dem Drud der identifchen Note Defterreichs 
und Preußens v. 4, d. M. verwirft die Bundesverfammlung den Aus: 
Ihußantrag „die zum Zmede der Execution (in Holftein) früherer 
Bundesbeſchlüſſe bereitS durd den Beſchluß vom 1, Det. in Ausſicht 
genommenen Mafregeln nunmehr zum Schuße aller Rechte, 
deren Wahrung- dem beutfhen Bunbe unter ben gegenwärs 
tigen PVerhältniffen obliegt, ſofort in Vollzug zu fegen“ und be— 
fliegt auf den Antrag von Dejterreih und Preußen mit 8 (Defter: 
reich, Preußen, Hannover, Kurheſſen, Medlenburg, die 1dte — DI: 
benburg, Anhalt und Schwarzburg —, 16te — Lichtenſtein, Neuß, 
Lippe, Waldek und Homburg — und 17te Eurie — die 4 freien 
Städte) gegen 7 Stimmen (Luremburg enthält fih): „in Ermä- 
gung 1) daß die in Ziff. II. des Bundesbeſchluſſes v. 1, Oct. d. J. 

> binnen drei Wochen erforderte Folgeleiftung und Anzeige (Däne— 
marks) hierüber nicht erfolgt iſt; 2) daß durch die Ausführung ber ins 
Auge gefaßten Mafregelu den vom deutſchen Bunde innerhalb 
feiner Competenz zu fallenden Entſchließungen über bie von 
mehreren Regierungen geftellten Anträge in der holſteinſchen Erb— 
folgefrage nicht präjubicirt wird; 3) daß bie in Art. X. 
ber Bundes⸗Executionsordnung vorgefehere Gefahr im DVerzuge als 
vorhanden erachtet werden muß, — die in Ziff. IV. des Beſchluſſes 
vom 1. Detober vorgefehene Aufforderung zum fofortigen Vollzug 
ber befhloffenen Maßregeln nunmehr an die Regierungen von 
Defterreich, Preußen, Sachſen und Hannover zu richten.“ 

„ (Defterreidh). Ungnädige Antivort des Kaifers an die Depu: 
tation des Gemeinderats von Wien. Die Regierung erlaubt 
keinerlei Vollsverfammlungen für Schleswig-Holftein, Schon beitehen- 
den Vereinen wird die Beſprechung diefer Frage verboten, bie 
Sammlungen für Schleswig-Holſtein werben, auf bloß wohlthätige 
Zwede bejchränft, die Statthalter der Provinzen erhalten den Auf: 
trag, die Bewegung jorgfültig zu überwachen. 

„ (Sadjen). Der König antwortet auf bie Adreffe einer Volks: 
verfammtlung In Leipzig, er werde am Bunde feft auf feinem bis⸗ 


ze 
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ber eingehaltenen Standpunkte verharren; bie Succeſſionsfrage frei 
jedoch nicht fo einfach, wie viele glauben, ſondern ſehr vermidelt; 
er babe fich eingehend mit berjelben befchäftigt, ohne bis jept zu 
einem Haren Nejultate gelangt zu jein. 

7. Dee. (Naffan). Die Regierung unterliegt aud bei den Wahlen de: 
Höchitbefteuerten zur I. Kammer. 

9. „ (Sranffurt). Die gejeggebende Verſammlung beſchließt ein: 
ftimmig vom Senate eine Erfärung über fein Votum in der Bun— 
besverfammlung dv. 7. Dec. zu fordern und auf die fchleunige An: 
erfennung des Herzogs Friedrich zu dringen. 

„„„ODldenburg). Eröffnung des Landtags. Der Minifter v. Ri; 
fing weist darauf bin, jet oder nie fei der Augenblid gefommen, um 
die Rechte der Herzogthümer auf. eine agnatifhe Erbfolge um 
denigemäß auf eine Aufhebung ihrer bisherigen Verbindung mit 
Dänemark zur unverfümmerten Geltung zu bringen. 

„ n» (Bayern). Adreſſe einer Volksverſammlung in Augsburg cr 
den König: 

„Ew. Maj. haben Sih an bem jüngften Bunbesbefchluffe nicht Beteiligt, 
Bayern bat feinen Theil an ber Schuld an bem was gegen Schleswig-Holftein bis 
beute gefünbigt wurde, und barum blickt das deutſche Volk in dieſem Augenbli— 
auf EM. Es ruft Ihnen zu: „Führe Du uns! wie einft Dein Stammberr bei 
ber Beronejer Klauſe ben deutſchen Kaiſer von bem Uebermutbe ber Welſchen b 
freite, jo befreie Du uns von dem Hohne ber Dänen!” E. M. haben ein trefflies 
Heer und ein opferbereites Volk; verſammeln Sie die Landesvertretung um Sid, 
jie wird geben was E. M. verlangen. Senben Sie, jobalb ber Zeitpunkt dam 

gekommen ift — und er wird fommen — Ihre Truppen an bie Geftabe der 
Nordfee, fie werden mit Freuden bem föniglihen Rufe folgen, mit Jubel 
auf ben Schauplaß ihrer fiegreihen Kämpfe dort empfangen werben. Seen 
Sie Herzog Friedrich in fein Erbe ein, und das beutiche VBolf wird in Ihnen 
feinen Metter verehrten. Indem E. k. M. ſolche Entihlüfje faſſen, gemügen 
Sie nit allein den heißen München Ahres Volkes und ber ganzen Nation, 
fihern Sie nicht nur Sich felbft für immer bie Liebe und ben Dank Ihre 
treuen Bayern; nein, Sie ſchützen aud Ihre Mitfürften und das Vaterland 
por einer Zeit voller Gefahren und unberehhenbaren Ereignifjen.“ 

10, „ (Holftein). Kine Prollamation Herzogs Friedrich am bie 
Schleswig-Holfteiner fündigt ihmen die baldige Befreiung burdh bie 
Bundestruppen an und verheißt ihnen die ungefäumte Neubildung 
ber fchleswig:holfteinfhen Armee, „um ſelbſt die Vertheidigung un: 
feres Landes zu übernehmen.” 

„» nn (Baben). Die I. Kammer nimmt in ber Antwortsadrefje auf 
die Thronrede des Großherzogs die Stelle über Schleswig-Holſtein 
einftimmig, bie über die Bunbesreform gegen 3, und bie ganze 
Adreſſe gegen biefelben 3 Stimmen an: 

„ . . Befeelt von einem lebhaften Verlangen nah einer Bunbesre: 
form, weldye die Einheit bes gemeinfamen Eniſchluſſes erleichtere, die Krafi 
bes Vollzugs verbürge, und dem beutjchen Boll das Recht der Mitwirkung 
und ber Gontrole in ben Bunbesangelegenbeiten fichere, und im Borgefübl 
ber kommenden Prüfungen, hatte bie beutfche Nation anfänglich mit hoffenbder 
Erwartung ben ürftentag in Frankfurt begrüßt. Sie Hatte in dem Be 
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wußtſein ber großen Schwierigkeiten einer jeden Bundesreform ihre Anſprüche 
mõglichſt — Wenn auch dieſe beſcheidene Erwartung nicht befriebigt 
worben ift, jo liegt ber Grund bavon nicht in dem. Auftreten Ew. tönigl. 
Hoheit. Bielmehr hat das badiſche Wolf mit danfbarer Freude wahrgenom: 
men, daß Em. k. H. auch in ber Fürftenverfammlung zu Frankfurt die hin: 
gebende Baterlandsliebe, die unbeugjame Achtung der conftitutionellen Rechte 
und bie ftaatsmännifche Borausfiht wieberum glänzend bewährt haben, welche, 
im ber Landesregierung geübt, Ew. k. H. bie Liebe, das Vertrauen unb bie Ber: 
ebrung Aller in fortwährend fteigendem Grab erworben haben. In ber An- 
gelegenbeit ber deutſchen Herzogthümer, welche wie feine anbere bie ganze 
deutſche Nation — haben Ew. k. F ſofort die Mahnung der göttlichen 
ügung erkannt, welche die unnatürliche und unerträglich gewordene Ver— 
indung ber deutſchen Völlkerſchaften mit dem däniſchen Staat gelöst hat, 
und durch Höchſtihre unverzügliche Anerkennung ber Rechtsanſprüche bes Her: 
zogs Friedrich von Schleswig-Holſtein den einzigen Weg bezeichnet, auf 
welchem dem ſchwergeprüften Bruderſtamm volles Recht und wirkſame 
Hülfe gewährt wird. Wenn von den Regierungen einzelner deutſchen Bun— 
des ſtaaten noch Bedenken gegen bie Richtigkeit dieſes Entſcheides gehegt werben, 
ſo iſt doch unbeſtreitbar, daß niemand in der Welt ein beſſeres, ſowohl 
natürliches als auch geſchichtlich begründetes Recht habe, um die Zweifel der 
Thronfolge durch Anerkennung zu erledigen als das Volk ber Herzogthümer 
ſelbſt, deren Regierung in frage geſetzt wird. Wenn nur erſt bie Freiheit 
ber Aeußerung bes ſchleswig-holſteiniſchen Volkswillens geſichert fein wird, jo 
wird es auch klar werden, daß fernere Zweifel an dem Recht des Herzogs 
Friedrich in Wahrheit Vorwände find zur Vergewaltigung an einem eblen 
beutjchen Volksſtamm. Wo baber, wie hier, Fürſtenrecht und Vollsrecht zu⸗ 
ſammengehen, wo bie Anſprüche der Legitimität durch das Recht ber Natio— 
nalität getragen werben, da darf der endliche Sieg nicht zweifelhaft fein.“ 


10. Dec. (Braunfhmweig). Eröffnung bes Landtags durch ben Mi: 
nifter dv. Campe, ber fi für bie Rechte ber Herzogthümer und 
für die legitime Erbfolge erflärt. 


11. „ (Hamburg). Die Bürgerfhaft beichließt in außerordentlicher 
Sitzung einftimmig, dem Senat zu erflären, Hamburg wolle ben 
Herzogtbümern mit allen Kräften beiftehen, und von bemfelben bie 
Anerkennung des Herzogs Friedrich zu verlangen. 


„» Württemberg). Die II. Kammer beſchließt einflimmig, bie 
Regierung zu erfuhen, das Erbfolgerecht des Herzogs Friedrich 
alsbald anzuerkennen und am Bunde den Antrag auf bewaffnete 
Beſetzung des Herzogthums Schleswig zu ftelen. Der Minifter 
v. Hügel erflärt: Er fühle nicht minder lebendig als irgend Einer 
für Deutfchlands Ehre, aber es könne nicht in ber Abficht einer 
gewifienhaften deutſchen Regierung liegen, daß die Mittelftaaten 
ohne oder gegen Defterreih und Preußen voranzugeben 
und damit bie ſchweren Folgen und Wechfelfälle eines europäifchen 
Gonflict® auf fih zu laden haben. Nur durch ein einmüthiges 
Handinhandgeben ber Mittelftanten mit den Großſtaaten Fönne das 
erwwünfchte Ziel erreicht werden. Die Negierung werbe bie Frage 
ber Succeffion in Erwägung ziehen und die von ihr gewonnene 
rechtliche Anficht bei dem Bunde mit berfelben Entſchiedenheit und 
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Raſchheit zur Geltung zu bringen bemüht fein, mit welcher fü 
bisher in ber Angelegenheit vorgefchritten fet. 

12. Dec. Die 4 Erecutionsregierungen laffen Dänemark die Notiftcatiet 
zugeben, Holftein binnen 7 Tagen zu räumen. 


„ n» (Baden). Ginftimmige Antwertsadrefje der IL Kammer au 


die Thronrebe des Großherzog: 

„ . . Ihre Anträge ber Einheit wie ber Freiheit Deutihlands a 
nügendere Garantien zu fchaffen, find nicht burdhgebrungen; was an Per 
finderungen beliebt wurde, war mehr dazu angethan Bebenfen zu ermeder 
als ſolche zu befhwichtigen. Wenn wir dies um Teutichlands willen beflz 
gen, fühlen wir uns zugleich gebrungen in den freudigen Danf von Herze 
einzuftimmen, ben bas badiſche Wolf bereits vor und aus eigenem Antriet 
Ew. k. H. dargebracht hat. Das erbebende Beilpiel eines hochherzigen Fürſten 

ber durch alle Schwierigkeiten unbeirrt in ſelbſtloſer Hingebung das aut 
Recht ber Nation vertreten bat, wird in Baben wie in Deutſchlaud umer: 
geſſen bleiben. Möge bie alljeitige Einjiht von ber Nothwenbigfeit einer 
nationalen Reform, welche ben Fürftentag ind Leben rief, bald zu fruchtbaren 
Thaten reifen; gerne werben wir, bie Hand bieten zu jeber Löſung, welche bie 
verfaffungsmäßigen Nechte ber Einzelnen beſchützt, und bie Einheit und bie 
Macht des Ganzen auf volfsthümlidhen Grundlagen fördert, — Cine ernit 
Prüfung ber jüngft von allen Seiten, namentlih aud von den Negierungen, 
vielfach angerufenen vaterlänbiichen Gefinnungen ſteht uns bevor in ber ba- 
ligen Pflicht, bie Schleswig: Holftein bem gefammten beutihen Voll au: 
erlegt. Das unnatürlihe Band, bas die Herzogtbümer an Dimemarf geteilt, 
ift rechtlih buch ben Tod gelöst; fie gehören fich felbit und Deutichland 
wieber an. So will es nicht bloß das jeit Jahrhunderten verbriefte Recht bes 
Landes und bie nationale Selbjtändigfeit eines edlen beutichen Stammes, io 
will es vor allem auch bie Sicherheit und bie Ehre unferes großen Water 
landes. Keine frembe Macht und Fein frembes Intereſſe vermögen bavon 
etwas abzubrehen und jenem Stamm eine Grbfolgeordnung einſeitig aufn: 
bringen, deren Millfür das beiligfte Recht ber Gelbitbeftimmung Beutier 
Länder vernichten würbe, Von Dank und Freude tief bewegt, hat das babıkkr 
Bolf vernommen wie Ew. f. H. auch bier ungefäumt für Deutſchland ein: 
—— find, und fernerhin eintreten wollen für, eine Angelegenheit, burd 
eren Ausgang das Schidjal unferer Nation auf lange bin beſtimmt mer: 
ben wird. Wohl verkennen wir bie Schwierigfeiten nicht, die vor allem auf 
ben beutfchen Verhältniffen felbft entipringen, aber wir bauen auf die Ge 
rechtigfeit einer Sache, bie in aller Herzen Iebt und alle Gewifien bewegt; 
wir bauen auf bie jiegreiche Macht ber feltenen Einmüthigkeit, die alle Stämme 
und alle Parteien Deutichlands zu einem Gebanfen vereinigt; wir geben 
auch jegt nad) bem beflagenswerthen jüngiten Vorgängen bie Hoffnung nicht auf, 
es werbe bei ben beutichen Fürfien und Regierungen bie Einſicht durchdringen, 
baf bier eine gleiche Gefahr befteht für die Throne wie für die Völker. 
Was immer die Zufunft an Pflichten und Sorgen bringen mag, das badiſche 
Volk wird ftanbhaft und treu zu Ew. k. 9. ftehen, und fein Opfer wird ibm 
u ſchwer fein, wenn es gilt burh Thaten beutiche Ehre und deutſches 
echt voll und ungejchmälert einzulöfen! ...“ | 
Die Regierung verlangt vom Landtag einen Credit von 2,300,000 fl. 


behufs eventueller Mobilmahung des badifchen Armeecorps. 
13. „ (Coburg-Gotha). Der Herzog -geftattet der Regierung des 
Herzogs Friedrich die Neubildung eines Theils ber ſchleswig-hol— 
ſteinſchen Armee auf feinem Gebiete... — Das unabhängig. von ber 
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Gotha'ſchen unb von der fchleswigcholfteinfhen Negierung gebildete 
Haupt:Wehrcomite in Gotha wird von ber Regierung aufgelöst. 

3. Dee, Die einzelnen Hülfscomites für Schleswig-Holftein in Würt: 
temberg, in Baden, am Mittelrhein und in Thüringen 
jegen in Stuttgart, Offenburg, Frankfurt und Gotha Central: 
Sandescomites ein. 

i.„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt die In: 
firuction für die Bundescommiffäre nah Holftein, v. Könnerig aus 
Sadfen und Nieper, ber an bie Stelle des ablehnenden von 
Münchhauſen tritt, aus Hannover, und befchließt eine Matricular: 
umlage von 17 Mil. fl. 

»» (Didenburg). Der Landtag richtet eine einftimmige Antworts- 
abrefje an dem Großherzog und erflärt ſich bereit, freudig alle 
Mittel zum Schutze der Rechte Schleswig-Holfteins zu bewilligen. 

„» (Weimar). Die Regierung verlangt vom Landtage einen Erebit 
von 500,000 Thlrn. und die Ermächtigung zur Erhebung einer 
Kriegsfteuer für 1864 und 1865. 

„ (Hannover). Schluß ber Borfunode. Berföhnliche Rede des 
Eultusminifters. 

.„ (Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt fi bis 
nah Neujahr. Preußen kündigt eventuell die Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge auf Ende 1865. | 


„» (Baden). Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben von ber 
Regierung geforderten Credit von 2,300,000 fl. bebufs eventueller 
Mobilmachung des badiſchen Armeecorps. 


» » (Sadfen). Die II. Kammer befhließt auf den Antrag ihres 
‚Vicepräfidenten und 44 Mitgliedern einftimmig, ihre Entrüftung 
über den Bundesbefhluß vom 7. Dec. auszufprehen und bei ber 
Regierung auf Befekung Schleswigs und auf Anerfennung ber 
agnatifchen Erbfolge in den Herzogthümern zu dringen. 

„» » (Heffen:Darmftadi).. Die II. Kammer wiederholt einftim: 
mig ihren Beſchluß v. 26. Nov. auf fofortige Anerkennung bes 
Herzogs Friedrih und willigt nur dann in eine gemeinfchaftlicdhe 
Adreſſe "beider Kammern, wenn bie I. Kammer dem Anerfennungs: 
befchluß unbedingt, ohne Zuſatz oder Vorbehalt beitrete. 


(Braunfhmweig). Einſtimmige Antwortsadreffe des Landtags 
auf die Thronrede des Herzogs: 

„.. . Unverbrüchliche Treue fann ber Wahrheit niemals entbehren. Diefe 
nöthigt die treugehorjamite Landesverfammlung zu bem unterthänigen Befennt: 
niß, daß fie das Scheitern bes öſterreichiſchen Reformprojects nicht zu 
beflagen vermag unb baf fie nur im einer fräftig centralifirten — — 
mit einem vom Volle frei gewählten deutſchen Parlamente bie feſteſte Bürgſchaft 
ber fFortbauer ber glüdlihen Sonderverhältnijfe Braunfhweigs und bie Bes 
dingungen bes hohen Zieles erblidt, welches Ew. Hoheit banfbarjt verehrte 
Baterlanbsliebe ſich geitedt bat. Wine tiefe Zerrüttung bes großen Gejammt: 
vaterlandes wirft freilich in ber Gegenwart ihre ſchwärzeſten Schatten auf 
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415. Dec. (Medlenburg). Der Landtag lehnt eine Petition fü 
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jenes leuchtende Ziel. ‚Der mädhtigfte, rein beutfche. Staat, bas „ 

Deutſchlands“, bietet bas Bild fchwerer Kranfgeit, des.rücfichtslofeften K 
egen das eigene verfaffungstreue Volk von Seiten einer Regierung, bie bag 
8 ensberuf bes eigenen Staates ſowohl in der fortichreitenden Entwideimg 
bes Verfaſſungslebens, als in ber fchleunigiten Schlihtung bes beutich:bink 
fhen Streites in rein beutichem Intereſſe bisher nicht erfannt bat. ®e 
finnungen und Entſchlüſſe aber eines madellos wort: unb verfaflungstreum 
Fürften, deſſen Ahnen im Heldenbuche der deutſchen Nation verzeichnet fei 

und befjen eigener Name inmitten feiner Mitfürjten wie im beutfchen Tel 
ben beiten Klang bat, Gefinnungen und Entfchlüfie, wie fie Ew. Hoheit a 
Lanbesverfammlung als bie Xhrigen haben verfünden laffen, ſind Troſteene 
in tiefem Schmerz. Sie werben jene Schatten wicber verſchwinden mas 
und ber politijhen Verzweiflung vorbeugen, die anderorts in beutide 
Landen Schon ihr unheimliches Antlik zu zeigen beginnt. Wie bie Lande 
verfammlung in volliter Uebereinftimmung mit Ew. Hoheit das Erbſolgetes 
bes Herzogs Friedrich von Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg ©! 
begrünbet anerfennt, fo flehet biefelbe Gottes Segen herab auf Ew. Heber 
Entſchiedenheit und Beharrlichfeit in Verfechtung ber ungeihmälerten Rede 
unferer theueren beutjchen Bruberftäimme im Norden Jene Rechte und Deu 
lands Ehre find ungertrennlih. Seien Ew. Hoheit der volliten Hingebun 
bes braunihweigiihen Landes und feiner Vertreter gewiß, wenn es gilt, da 
—— Unterdrücker mit Waffengewalt aus dem deutſchen Vaterlande u 
vertreiben.“ | | 














Schleswig-Holftein ab und läßt diefelbe dem Antragfteller zurüd: 
geben. 

(Heffen-Darmftabt). Die II. Kammer beſchließt einftimmig 
die Regierung um fofortige Vorlegung eines Gefegesentwurfs übe 
Einführung voller Gewerbefreiheit und Freizügigkeit zu erfuchen. 

(Hannover), ine große Polksverfammlung bejcliek 
eine. Petition an das Minifterium für Einberufung des Lanbtagf. 
Der Minifter Ichnt das Begehren in feiner Antwort ab. 


(Bayern). Der König lehnt das Begehren mehrerer Adreflen 
um Ginberufung bes Landtags ab, erflärt ſich dagegen im einem 
Handfhreiben an ben Minifter des Auswärtigen für das Erbfolge 
recht des Herzogs Friedrich: 

— — Ich die von Ihnen bisher befolgte Politik gutheiße, nehme 
Ich Veranlaſſung zu erklären, daß Ah ben Stipuͤlationen des Londonet 
Protokolls fortwährend bie Anerkennung verweigerte, und ebenſo entſchieden 
Meine Zuſtimmung für einen nachträglichen Beitritt hiezu verweigern werde, 
bap Ih die Erbanjprüche ber berzoglichen Schleswig-Holitein-Sonderburg: 
Auguftenburgifchen Linie für rechtlich begründet eradte unb bereit bun, 
mit allen Kräften für bie Durchführung ber hiedurch bebing: 
ten Politik für bie Rechte ber Herzogtbümer und Deutſchlandé 
einzufteben, in bem feften Bertrauen, daß Ich Mich hiebei in voller Ueber: 
einftimmung mit Meinem treuen Volke befinde. — Aber getreu Meinen Pflichten 
als beutjcher Bunbesfürft und wohl erwägend bie Lage ber Dinge, hofſe 6 
ber Zuftimmung aller Bejonnenen fiher zu fein, wenn ich bas vorgeftedte 
Ziel bei bem Bunde und burd ben Bunb zu erreichen jtrebe. — 6 
trage Ihnen auf, mir unverweilt bie nöthigen Vorſchläge zu unterbreiten, um 
Meine bier bargelegten Abfichten in’s Werk zu fegen, unb ermächtige Sie, 
von biefer Meiner Entſchließung auch öffentlich Kunde zu geben.“ 
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5. Dec. (Breußen) Das Abgeorbnetenhaus richtet, bebor es über 


— 
- 


20. 


21. 


bie von ihm in Folge ber fchleswigsholfteinifchen Verwickelung ges 
forderte Bewilligung eines Anlchens von 12 Mill, Thalern Bes 
ſchluß faßt, eine Adreſſe an den König mit ber dringenden. Bitte: 
„vom Londoner Vertrag aurüdzutreten, den Erbprinzen von Augus 
ftenburg als Herzog von Schleswig-Holftein anzuerkennen und dahin 
wirfen zu wollen, daß der beutfche Bund ihm in ber Befiergreifung 
und Befreiung feiner Erblande wirkſamen Beiftand leiſte.“ (f. Preußen.) 


» (Baden) nimmt einen Gefcäftöträger bed Königreiches Ita⸗— 


lien an. 


» (Branffurt). Der gefebgebende Körper befchließt einftimmig, 


ben Senat zu erfuchen, fi) bei dem ſchleswig-holſteiniſchen Anlchen 
mit 100,000 Thalern zu betheiligen. 


„ (Holftein). Der fächſiſche General v. Hake übernimmt ben 


Oberbefehl über bie Exekutionstruppen (12,000 Sachſen und Hans 
noveraner, 10,000 Defterreiher und Preußen) und erläßt feinen 
erſten Tagesbefehl. 


„ (Beimar) Der Landtag bewilligt einſtimmig ben von ber 


Regierung verlangten Erebit von 500,000 Thalern nebit der Er: 
mädtigung zur Erhebung einer Kriegsfteuer und ermädtigt die Re- 
gierung faft einftimmig, fi an ber fchleswig- holfteinifchen Anleihe 
mit 150,000 Thalern zu betheiligen. 


„ (Frankfurt). Der Senat fucdht fi in Antwort auf ben Bes 


ſchluß des gefeßgebenben Körpers vom 9. Dec. über fein Verhalten 
in der Abjtimmung am Bunde vom 7. d. M. zu rechtfertigen. 

„ (Anhalt). Der Landtag fpricht fi) mit Mehrheit für bie voll- 
ftändige Trennung ber Herzogtbümer von Dänemark aus, Die 
Curie ber Ritterfchaft ſtimmt dagegen. 

»„ (Hefjen:Darmftadbt). H. dv. Gagern wirb zum Gefandten 
am Hofe von Defterreih ernannt. . 


„ (Medlenburg) Im Roftod erläßt die Polizei eine Anzahl 


von ÖStrafurtheilen wegen Theilnahme am Nationalverein. | 
„ (Holftein) Die 5000 Mann öfterreichifche Refervetruppen 


. rüden in Hamburg ein. 
» Berfammlung von Mitgliedern ber Landesvertre: 


tungen ſämmtlicher deutſchen Staaten inFrankfurt). 
Dieſelbe beſchließt einſtimmig durch Acclamation, ohne Debatte, fols 
gende vom Ausſchuſſe einſtimmig beantragte und vom bayeriſchen 
Abgeordneten Edel begründete 

Erflärung ber Rechte: „Die wirkſame Sicherung ber Rechte Deutſch⸗ 
lands an Schleswig⸗Holſtein berubt umbebingt auf Loslöfung ber Hergogthümer 
von Dänemark. Der Tob Friedrichs VII. bat bie Verbindung ber perrog- 
thümer mit Dänemark gelöit. Der Lonboner Bertrag vom 8. Mat 1852, 
ohne Zuftimmung ber Bolfsvertretung und ber berechtigten Agnaten zu Stande 
efommen unb vom Bunbe nicht anerfannt, begrünbet fein non 
Ssriftian’e IX, in ben Herzogthümern. Im Gange bes Rechts ift Friedrich 
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Reutfdiand, 


von: Schleswig⸗ Holſtein⸗ Sonderburg⸗ Auguſtenburg zut Erbfolge berufen. 


| "Geltendmachung: ber Thronfolge bes Herzogs Friedrich iſt zug le ich bie © 


tendmachung ber Rechte Deutſchlands an Schleswi rg Hieraus en 
Ipringt bie Verpflihtung bes beutfhen Volks, für feine verlegte Chr 
für fen gefährbetes Necht, für feine unterbrüdten Stammesgenoffen und ihr 


= rechtmäßigen Fürſten jedes nöthige Opfer zu bringen. Einmüthig in biri 


Anfhauung ‘übernehmen bie hier verfammelten Mitglieber deutſcher Bolten 
tretungen die Verpflichtung, mit allen gejeglih zuläffigem Mitte] 


‚ in ihrem Wirfungsfreife dahin zu fireben, daß 1) wo und foweit bies mi 


bereitß erfolgt ift, das Necht des Herzogs Friedrich von Auguitenku 
anerfinnt und bie Anerfennung durch ben Bund erwirft werde, 2) daß ob 
Rückſicht auf fremden Einfpruch diefem Rechte Geltung verfchafit, & 
Zrennung ber kerpaiböner von Dänemark volljogen, ihre ee 
unzertrennliche Berbindung und ihre Selbſtſtändigkeit, ſowie bie Unabhängigh 
ber Bolfevertretung in Schleswig-Holftein fofort hergeftellt werde. Sie verpflict 
ſich ferner, diejenigen deutſchen Regierungen zu unterftüßen, meld 
für das volle Recht ber Herzogthümer ehrlich und thatkräftig eintreten, wm 
diejenigen Regierungen mit allen verfallungsmäßigen Mitteln zu Befämpie 
welde bas Recht und die Ehre Deutichlands in dieſer Sahe preisgeben. 
Die PVerfammlung beichlieft darauf nad längeren Berbanblungen 

roßer Mehrheit einen Central: Ausfhuß von 36 Mitgliedern niedern 


ſetzen „als Mittelpunkt ber gefehlichen Thätigfeit ber. beutihen Nation fi 


Durhführung ber Rechte der Herzogthümer A per und ihr 
rehtmäßigen Herzogs Friedrich VII. Der Ausfhuk ii ermädtigt, eine am 
einer kleinen Zahl von Perfonen beftehende Commiſſion für bie gefchäftfid 
Leitung einzufeßen. Der Ausfhuß fann nad Page ber Umitänbe eine aber 
malige Verfammlung von Mitgliedern der beutfchen Yanbesvertretumngen b 
rufen.“ Gegen bie, Nicberfekung eines foldhen Central-Ausſchuſſes prott 
Riren eine Anzahl Bayerifcher, mwürtiembergijcher und öjterreichifcher Abg 
orbneten unter bem PVortritt bes Grafen Segnenberg : Dur, Präfidenten d 
bayeriſchen Abgeorbnetenfammer uub des Freiherrn v. Perchenfeld, bes Führen 
ber Majorität berielben Kammer: „Die Unterzeichneten ſehen ſich genötbig 
bem Antrage auf Bildung eines Ausſchuſſes gegenüber. folgende Erklärus 
abzugeben: In Grwägung, daß ein Ausſchuß mit bejhränftem ftreng um 
fhriebenen Wirkungskreiſe der Bebeutung ber Sahe und ber Berfamm! 

nicht angemeffen, unb ben von ihm gehegten Erwartungen nicht iss) 
fein würbe; daß dagegen ein folder Ausihuß mit weitergebenden 84 
fugniffen ober unbeftimmtem Wirfungsfreife bei jedem Ac 
feiner Thätigfeit dem Gonflicte mit ber bejtchendben Gejeßgebung ausgeiey 
ift, daher jedenfalls befürchten läßt, baf bie Bildung eines folhen Organe 
bie Intereſſen Schleswig = Holfteins, deren Wahrung bie erſte Aufgabe bieie 
Verfammlung ift, weit mehr gefährden als fördern, im fernerer Erwägung 
baß bei ber Natur ber gegenwärtigen Berfammlung, beren Mitglieder Fein 
Mandat aufzumeifen haben, auch feine Verpflichtung befteben kann, am be: 
Abſtimmung über Beichlüffe Theil Ju nehmen, weldye der Ueberzeugung bei 
Einzelnen wiberftreiten. Aus dieſen Gründen erklären die Unterzeichneten ſich 


‚jeber Beſchlußfaſſung über einen Antrag auf Bildung eines Ausichuffes entgegen 


und jebe Verantwortung fir bie Folgen eines ſolchen Beſchluſſes ablehnend.” 

Enblich beichlieft bie Verfammlung ohne Debatte: „fie halte es im beſen— 
bern Hinblick auf bie ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit für Pflicht, für das 
moblbegrünbete, unter ben vorliegenden Umftänden nicht länger abweisbare 
Recht ber beutichen Nation auf eine allgemeine Volksvertretung — Parlament 
— und für bie Notbwenbigfeit baldigſter Herftellung eines jolchen ſich feierlis 
aus zuſprechen.“ 

Die Verſammlung zählt 491 Abgeordnete, — und zwar 109 Bayern, 


Frankfurter, 49 Wünitemberger, 47 Preußen, 43 Badener, 42 Darmftäbter, X 


- 
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Kurhefjen, 21 Naffaırer, 10° Sadjfen, 10 Koburger, 9. Hannoveraner; 8 Ham: 
burger, 8 Bremer, 7 Defterreicher, 6 Braunfchweiger, 5 MWeimaraner, 5 Ol: 
benburger, 4 Schleswig-Holfteiner, 2 Meininger, I Waldeder, 1 Reußer 
(jüngerer Linie) und 1 Rubelftäbter, — 

In den beſchloſſenen Ausſchuß werden mit dem Recht der Selbſtergänzung 
gewählt: K. Barth, Kolb, Völk, Crämer und Feuſtel aus Bayern, L. Seeger 
und Fetzer aus Württemberg, Häuffer und Bluntſchli aus Baden, S. Müller 
und G. Barentrapp aus Frankfurt, Lang aus Naffau, Metz aus Darmftabt, 
Nebelthau aus Kurhejien, Fries aus Weimar, Streit aus Koburg, Henneberg 
aus Gotha, v. Bennigfen und Miquel aus Hannover, Vieweg aus Braun: 
ſchweig, Pieiffer aus Bremen, Gobefroy aus Hamburg, E. Wiggers aus 
Rendsburg, —— und Mammen aus Sachſen, v. Unruh, Löwe, Schulze: 
Delitzſch, F. Duncker, v. Hoverbeck, Tweſten, Pauli und v. Sybel aus Preußen, 
Rechbauer, Fleckh und Groß aus Oeſterreich. 

n ben engeren geſchäftsführenden Ausſchuß wurden vom Sehsundbreißiger: 
Ausſchuß, nachdem berjelbe fih ergänzt hat, die Herren Dr. ©. Müller und 
Ir. G. Varentrapp von Frankfurt, Brater und Kolb aus Bayern, Häuſſer 
aus Baben, Met aus Darmftadt und Lang aus Nafjau gewählt. Der Sik 
iſt Frankfurt. 

Dee. (Hamburg) Die militärifhen Uebungen in ber Turnhalle 
von St. Pauli und nod im einem andern Local werden in Folge 
drohenden Berlangens der Generals ber öfterr. Bundestruppen von 
ben hamburgiſchen Behörden gefchloffen. Ä 

» (RLübed). Die Bürgerfchaft befchließt bei Gelegenheit der Be— 
rwilligung des Beitrags zu der dom Bund auegefchriebenen Matris 
cularumlage „bie zuverfichtliche Erwartung auszufprechen, der. Senat 
werde nah Kräften dazu mitwirken, daß ber obfchwebende Conflict 
mit Dänemark in einer dem Rechte und der Ehre Deutichlands 
entſprechenden Weife mwerbe gelöst werden.” 

„ (Holftein). Neue Berfammlung bolfteinifher Staändemit- 
glieder und Stellvertreter in Hamburg, da fie in, Altona von ben 
bänifchen Behörden verhindert wird. Lebhafte Debatten. Der bie: 
berige Präfident ber Ständeverſammlung, Baron Sceel:Pleffen und 
5—6 andere Mitglieder fcheiden aus. Die Mehrheit befchließt 
faft einftimmig eine Eingabe an ben Bund mit der Bitte, die Thron: 
folge bes Herzogs Friebrich anzuerkennen und ihn in die Negierung 
ber Herzogthümer einzufehen. | 

„+. Das Pand ift tief ergriffen von bem Ernſte feiner Lage, wenn es 
ben Plid in bie Zukunft richtet... . 

„Die holſteinſchen Stände, das verfaffimgsmäßige Organ des Landes, 
find nit verfammelt; ihre Berufung wird Hoffentlich bald erfolgen, aber das 
Land fann auch bis dahin nicht ftumm bleiben. Die unterzeichneten Ab: 
geerbneten und Stellvertreter zur bolfteinfhen Stänbeverfammlung, welche 
als ſolche fich wohl als bie erwählten Vertrauensmänner bes Lan: 
bes bezeichnen bürfen, folgen daher nur bem Rufe ber Pflicht, wenn fie un: 
verholen ausſprechen, was nach ihrer gewiffenhafteften Ueberzeugung bie Be: 
wohner ber Herzogthümer hoffen und erjtreben. 

„Die Vereinbarungen von 1851 und 1852 Tonnten ſelbſt während bes 
Beitehens ber dynaſtiſchen Verbindung zwifhen ben Herzogthümern und bem 
Königreih Pänemark;zu_ einer — Ordnung der Verfaſſungsver⸗ 

ältntjfe ruht führen. Wahrlich, bas bisherige Verhalten Dänemarks hat es 
is zur höchſten Evidenz Mar gemacht, daß, welche Verſprechungen es auch 
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immerhin zu geben gebrängt, und in welcher Weiſe auch ein fo gr 
Geſammtſtaat eingerichtet werben möchte, es dennoch niemals 
würde, bie Incorporation Schleswigs in bas Königreich ale das 
Politif mit allen erdenflihen Mitteln zu verfolgen, und daß bemmad) e 
enbenber, die beiten Kräfte nuplos vergebrenber, alles Bolfswohl untergr 
und felbit den Frieden Europa's ſtets bebrobender Kampf zwiſchen bem ine 
und ben Herzogthümern unausbleiblih fein würde .. . Mit bem 
Königs Friedrich VII. ift nun aber unfere Landesſache in eine gamı 
Phaſe getreten. Der Mannsitamm bes Älteren Zweigs ber Fönig ? 
ift ausgeftorben. Zur Thronfolge in den Herzogthümern Schleswig 
ftein ift nad bem Verzicht bes Herzogs Chriftian Auguft von Säle 
HolfteineSonberburg-Auguftenburg deſſen ältefter Sohn Friebri da 
nächſt Berechtigte. Das ift die im Lande allgemein bBerriäch 
auf bie anerfannteftem Redtsautoritäten geftüßte Meberza 
gung. Cine Neränderung bes bejtehenden Thronfolgeredits ift ohne Aut 
mung bes beutjchen Bundes, ber berechtigten Ngnaten und namentlie 
verfaffungsmäßigen Vertretung bes Landes, welche 1459 biefen Stamm 
wählte und unter Chriftian IV. bie jebesmalige Wahl, bas Medht ber | 
lung durch das Recht ber Grijtgeburt erſetzte, eine rechtſliche Unnbele 
Dieſe unentbehrliche Zuſtimmung iſt von keiner Seite jemals erfolgt: 
daher auch durch ben Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852, wie man 
ſelben auch deuten möge, das Thronolgerecht ber augujtenburgifchen & 
nicht aufgehoben werben Fann, iſt unbejtreitbar. 

„Zwar bat bie Neuzeit Beifpiele genug gebracht, bak berechtigte 9 
fien, die ihr Wolf verwarf, durch Staatsverträge befeitigt worben fi 
aber daß ein legitimer Jürft, ben fein Bolt begehrt, but 
Verträge anderer Staaten rehtlih befeitigt werbe, bas !a 
fein Serrfher behaupten, obne ben Boden zu untergraßt 
auf bem er Selber jtebt. 

„So ift burd eine Fügung der Vorfehung ben Herzogthümern ein m 
Rechtsgrund für ihre Unabhängigfeit von Dänemark gegeben, und bas %ı 
fieht mit Sehnſucht bem Augenblid entgegen, wo es bem| 
gitimen Thronfolger möglıd jein wird, als Herzog ® 
Schleswig:Holftein bieRegierung bes Lanbes zu übermehmt 
Wohl wiffen wir, wie große Hinderniffe noh zu überwinden find, um 
eriehnte Ziel zu erreichen; aber wir haben an ber Gerechtigkeit nicht werzt 
felt, wie fie von Allen verlaffen und unrettbar verloren jchien. Und jekt tr 
und das Recht eines eigenen Fürften, es trägt uns bie gebührende Theilnahs 
bes beutichen Volles und ber Mebrzabl feiner Herricher, unb wir verttauen 
bem allmächtigen Gott, daß ber bobe beutfche Bund nicht zögern wird 
ba8 Recht unferes Fürjten auf bie ihm angeſtammten al 
Schleswig und Holftein anzuerfennen undihn baldigft in ben Stanl 
zu feken, bie Regierung der Lande zu übernehmen“ | 

Bon ben 49 Abgeordneten, aus denen bie Ständeverfammlung zur Zu 
befteht, (da die Iandgräfliche Virilſtimme nicht wohl gerechnet werben kann, um 
ber Wapldiftrift NeumünfterPreeß obne Vertretung ijt), find 42 erfchienen, url 
von dieſen haben 33 für die Anerfennung bes Herzogs — fi erllat 
I dagegen (1 Geiſtlicher, 4 ritterſchaftliche und größere Gutsbejiger, 1 läntı 
licher Abgeordneter und 2 Auftizbeamte als ftäbtijche Vertreter). . Bon di 
37 vorhandenen Stellvertretern find nur bie Hälfte erfchienen. F Ganzen 
haben von 60 oder 61 Anmefenden 49 bie Adrefje unterzeichnet, Jo daß uk 
bas Notum ber Stänbeverfammlung, wenn fie förmlih einberufen worde⸗ 
wäre, faum ein Zweifel möglich ift. 


22. Dec. Der ſächſiſche Minifter v. Beuft verftänbigt ſich in Münder 
| mit ber bayeriſchen und in einer Zuſammenkunft mit dem 
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württembergifhen Minifter v. Hügel in Augsburg auch mit 
der württembergifhen Regierung über ihre weitere gemeinfame Hals 
tung in der fehleswig-holfteinifchen Frage. r 

Der. (Kurheſſen). Eröffnung der Ständeverfammlung durch ben 
Minijter v. Stirnberg: 

„Die ganze Aufmerfjamfeit und Theilnahme unferes größeren wie engeren 
Baterlandes ift gegenwärtig von Greignijjen in Anfpruch genommen, in benen 
das Schidjal eines in feinen vaterländiſchen Einrichtungen und fegitimen An: 
ſprüchen ſchwer bebrängten beutihen Volksſtamms jeiner Entſcheidung ent: 

egengebt. An ihrem Theil hat es bie Regierung nie an ber Bereitwilligkeit 
eblen lafjen, der guten Sache bes beutihen Rechts und Intereſſes in den 
Herzogthümern Schuß angebeihen zu lajjen, und fie ift fich insbejondere jetzt 
ber hoben Berpflihtungen bewußt, welche ihr bas Recht und bie Ehre 
der deutſchen Nation gerade in dieſem Nugenblide auferlegen. Am Verein 
mit ihren Bundesgenoſſen entichlofjen, bem Rechte fein volles Gemüge zu 
verſchaffen, hofft ſie die rechten Wege nicht zu verſäumen und glaubt 
ſich in dieſem Beſtreben der freudigen Mitwirkung dieſer Verſammlung bei 
—— ber deshalbigen bundesmäßigen Verpflichtungen verſichert halten 
zu dürfen.“ 

e— (Frankfurt). Der geſetzgebende Körper erklärt einſtimmig 
bie Antwort des Senats über feine (Nicht-) Abſtimmung am 7. Dec. 
für unbefriedigend. 

. „ (Holftein). Die Bundestruppen und zwar bie Sadfen und 
Hannoveraner — die Defterreicher, die ſchon bereit waren, Altona 
zu bejegen, bleiben nady eingeholter Entfheidung der Bundesbehörden 
in Hamburg — überfchreiten die Grenze bei Büchen. Die bänis 
fhen Truppen weichen Schritt für Schritt vor ihnen zurück. Erfte 
Belanntmahung ber Bundescommiffäre. Der erfte Ort, ber pon 
den Dänen geräumt wird, Wandsbed, ruft fogleih ben Herzog 
Friedrich als Tegitimen Landesherrn aus. | 

„ » (Bundestag). Auf den Antrag Bayerns befchließt die Bundes⸗ 
verfammlung, den Ausfhuß zu beauftragen, die Erbfolgefrage „ohne 
weiteren Verzug“ eingehend zu prüfen und „mit ber ber Drings 
lichkeit bdiefer Angelegenheit entfprechenden möglichften Beſchleuni— 
gung” das Ergebniß feiner Prüfung der Bundesverfammlung vor: 
zutragen. Defterreih, Preußen, Medlenburg und Luremburg ftimmen 
dagegen. Die in dem Antrag urfprüngli enthaltene Friſt von 
8 Tagen hatte Bayern felbft fallen laſſen. 

„nr (Kurhpeffen). inftimmige Antwortsabreffe der Stänbevers 
fammlung an den Kurfürften: 

„Das Land heifcht es von uns als erfte und dringendſte Pflicht, Zeugniß 
abzulegen von ber einmüthigen Vegeifterung, mit ber es einftehen will für 
das Recht Deutjchlands, für das Recht Schleswig-Holfteins und jeines 
legitimen Fürſten. Die Bewegung, welche. das ganze deutſche Volk erfaßt bat, 
die Spannung, mit ber man allüberall der Entſcheidung ber deutſchen Fürſten 
barrt, baß fie die Nation an wollen in bem Kampfe um ein Stüd beutjcher 
Erde, fie durchdringt und bejeelt bie ige aller Unterthanen Ew. f. H., 
und wir dürfen es mit Stolz fagen, fein Stand, fein Alter, fein Berufokreis 
bat jih davon ausgejhlofjen. Mit freudigem Einverſtändniß haben wir «6 
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vernommen, daß Ew. T: H. Negierumg bereit iſt, die gute —— deufi 
Rechts und nterejjes im den Herzogthümern zu ſchützen.. . 

24. Dec. (Holftein). Die Bundestruppen bejegen Altona. : Die S 
‚proclamirt fofort den Herzog Friedrih als ihren techtmäßi 
Landesherrn. 

26., (Holftein). In jeder Stadt des Landes wird, ſobald die Dä 
fie geräumt haben und die Bundestruppen eingezogen find, jofert | 
ber Bevölkerung — chne die mindefte Unordnung — Derzeg Fr 
vi als Tegitimer Landesherr proclamirt. Hie und da werben | 

ijenigen Beamteten, welde dem dänifhen Könige den Huldigur 

F eid geleiftet haben, gewaltfam, entfernt. Gegen beides erflären | 
die Bundesconmifläre durch öffentlihe Belanntmahung : 

. Nicht nur, daß man bier und da jo weit gegangen iſt, mitatt 
Entfheidung bes bh. deniſchen Bundes zu erwarten, * aufgeregte \ 
jammlungen den Erbprinzen Friedrich von Auguftenburg als Herzog | 
Holftein — proclamiren zu wollen, jo bat man ſich anderwärts in ft 
barer reg Asa Geſetze des dandes jo weit hinreißen laffen, werfafiun 
mäßig eingejepte, inter Unjerem Schuß ftehende Behörden au ßer Thaätig 
fegen zu wollen, und Unſern Entſchließungen wegen Gntlafjung von ! 
amsten, welche das Vertrauen des Landes nicht genießen, durch gemalria 
Entfernung berjelben vorzugreifen. Haben Wir aud Kundgebungen ber il 
bänglichfeit und Liebe für das Augujtenburger Haus, jo lange es dabei bi 
und bie geſetzlichen Schranken innegehalten werden, nicht enfgegemzutreten, 
fönnen doch derartige bedrohliche, gegen die Autorität des deutichen Bun! 

; gerichtete Ausſchreitungen, ſowie Angriffe auf bie Perjon einzelner Beam 
in feiner Weiſe geduldet werben. . 


Trotzdem fährt eine Stadt nad) der andern. fort, ſogleich na 
Abzug der, Dänen den Herzog Friedrich zu proclamiren, 

— (Bayern) Gin Miniſterialerlaß erflärt die Verbindung d 
Comites Kr Schleswig-Holjtein mit dem 3ber Ausſchuß Der Fran 
furter Abgeorbnetenverfammlung für unvereinbar mit dem bejtche 
ben Vereinsgeſetz. 

„:n (Holftein). Die Univerfität Kiel richtet noh vor bem Abzu— 
ber Dänen aus der Stadt eine Huldigungsadrefie. an den Herze 

Triebridy und eine Eingabe an den deutihen Bund um Schu de 
Landesrechte, Die Decane aller vier Yacultäten überbringen d 
Adrefje den Herzog Friedrich nad Gotha. 

27. , (Bundestag). Der englifche Gefandte richtet an bie Bunde: 
verfammlung im Auftrage des Grafen Ruſſell eine Note, in welche 
biefelbe vor „übereilten” Schritten gewarnt und ihr mit „ernite 
Verwickelungen“ gebroht wird. Um foldherlei zu vermeiden, fehlig 

England eine Conferenz fümmtlicher Unterzeichner des Londone 

Protokolls und eines Vertreter des deutſchen Bundes am irgen 

einem Ort, über ben man fid vereinigen würde, vor (f. England) 

v» u Breußen). Der König lehnt die in der Adreſſe des Abs. 

Hauſes ausgefprochene- Bitte um Rücktritt vom Londoner Bertrage 

ab und verlangt vom Abg.Hauſe die bebingungslofe Bemilligum 
des geforderten Anlehens (f. Preußen). 
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‚Dec (Holftein). 20,000 holſteiniſche Männer treten. in Elmshorn 
als Lanbesgemeinde zufammen, proclamiren den Herzog Friedrich 
ald ihren legitimen Landesherrn und bejchließen, ihm eine Adreſſe 
durh eine Deputation zu überfenden, mit der Bitte, nicht länger 
feinem. treuen Erblande fern zu bleiben, | | 

Tie 5000 Mann preußijche Neferve rüden in Lübeck ein, 


»„ Bundestag). Defterreih und Preußen jtellen den Antrag, 
Schleswig auf Grund der Vereinbarungen von 18°%, (und bee 
Londoner Protokolls) in Pfaud zu nehmen, Heſſen-Darmſtadt da— 
gegen beantragt, dasjelbe ohne Rückſicht auf jene Vereinbarungen 
zu bejegen. | | 

Antrag Dejterreihs und Preußens: „Hohe —— 
wolle an bie f. däniſche Regierung bie Aufforderung richten, das Grundgeſetz 
vom 18. Nov. d. J. bezüglich des Herzogthums Schleswig nicht im Vollzu 
zu jeßen, fonbern basjelbe definitiv wieder aufzuheben, und’ jie wolle m 
diefem Berlangen die Erflärung verbinden, daß im. Falle der, Weigerung ber 
deutſche Bund, im Gefühle jeines Rechts und feiner Würbe, bie erforderlichen 
Mapregeln ergreifen müßte, um ſich durch eine militärifche Beſetzung bes 
Herzogtbums Schleswig ein Pfand für die Grfüllung feiner gerechten For: 
derung zu verſchaffen. An ber Mirfung des bereits gelegentlich des Bundes: 
beſchluſſes vom 7. Dec. ausgeiprochenen Vorbehalts einer rechtlichen ‚Prüfung 
der Be würde jelbftverjtändlih dur die Annahme des vorjtehenden 
Antrags nichts geändert werden.“ u 

Antrag von Hejjen-Darmjtabt: „H. YBımbesverfammlung wolle 
zum Schuße aller Rechte, deren Wahrung dem deutſchen Bunde ‚unter 
den gegenwärtigen Verhältniffen auch in Bezug auf das Herzogthum Schles- 
wig obliegt, insbeſondere zur Verhinderung der Ginverleibung Schleswigs in 
dag Königreid Tänemarf und zur Sicherung aller verfajfungs: 
mäßigen Beziehungen Holfteins zu Schleswig, die nötbigen Maß— 
regeln ſchleunigſt ergreifen, nmamentlih die einftweilige Beſetzung 
Shleswigs durch Bundestruppen bis zur Erledigung der jetzt ſchwebenden 
Ftagen anordnen.” 

Die gefhäftsleitende Commifjion . des Frankfurter 36er Aus: 
ihufjes erläßt „feindfeligen Verdächtigungen gegenüber” folgende 
Erklärung: Ä Ä 

„ ... Wir wollen fein Aufgebot regellojer Freiſchaaren; wir wollen aber 
daß bie Wehrfraft ber ee in ben Stand gefeßt werbe, unter ber 
Führung ihres rechtmäßigen jyürjten eimem erbitterten Feind mit Gieges- 
gewißheit entgegenzutreten. Wir werben mit dem Herzog Friedrich geben — 
unbedingt und rüdbaltlos — jo lange ber Herzog mit jeinem Lande gebt. 
Und dba wir zu dem zunerjihtlichen Glauben berechtigt jind, daß dieſe Voraus— 
jegung allezeit zutreffen, daß Herzog Friedrich für bie Sache des Volkes, zu 
deſſen Führer er berufen iſt, fraftvoll und treu bis zum Aeußerſten einſtehen 
wird, jo fürchten wir feinen Zwieſpalt zwiſchen ibm und den Beſtrebungen 
der Nation, ber uns verpflichten könnte, unſere Wege von ‚ben einigen zu 
trennen. Er wird fein Volf, und Deutihland wird ihn nicht verlafjen. Wir 
find eben fo fiher, im Sinne des Ausſchuſſes, ber und zu ſeinem Stellver: 
treter eingejegt bat, und im Sinne der Berfammlung vom 21. December zu 
iprechen, wenn wir erfläten, daß die Mittel, über welche. der Ausſchuß ver: 
fügt, ganz allein und ausſchließlich für bie Sache. ber Herzogthümer verwendet 
werben. Wir fennen im jekigen Augenblick feine andere politifche Pflicht, 
als die Förderung biefer Sache mit umferer ganzen Kraft und wir haben 
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für’ bie‘ Dauer bes — erg jeber Theilnahme an feld 
Parteibeftrebungen, welche die Einmüthigkeit £ Wirkens für biejen höch 
Zweck irgendwie gefährden könnten, —— entjagt.“ 

= (Holftein). Prälaten und NRitterfchaft treten in vorbentlid 

Convocation in Kiel zufammen und befchließen eine neue Ging: 

an ben Bund mit der Bitte um Anerkennung bes Herzogs Friebı 

und um Schub bes Rechtes Holfteins wie feines Fürften auf ve 
ftändige und ungertiennlihe Verbindung Holfteins mit Schlesw 

(Holftein). Die Bundestruppen find bis Kiel vorgerüdt u 
bejegen diefe Stabt. Auch bier wird fofort nah ihrem Einzr 
Herzog Friedrich als Tegitimer Landesherr proclamirt. 

Die Bundescommiffäre entheben den Präfidenten ber bisherig 
holfteinifhen Regierung in Plön, Graf Moltke, und zwei fein 
Näthe ihrer Stellen. 

29. Der. (Bayern). Das fchleswig-holfteiniige Comite in Augsbu 
wird aufgelöst, weil es die von ihm gefammelten Gelber: treg t 
Minifterialverbotes an den 36er Ausſchuß nah Frankfurt zu ſend 
befchloffen hatte. 

„ nm Württemberg). Die Regierung wird in ber II. Kamm 
neuerdings interpellirt, und zu einer unummundenen Erflärung üb 
ihr ganzes ferneres Verhalten in ber ſchleswig-holſteiniſchen Anz 
legenheit aufgefordert. 

» » (Shwarzburg:Rubolftabt). Die Regierung ertheilt « 
eine Eingabe des Landtagsausfchuffes bezüglich der ſchleswig-he 
fteintfhen Frage eine unentſchiedene Antwort. 

30. „ (Holftein). Herzog Friedrich trifft gang unerwartet in Ki 
ein und wirb von ber Bevölferung mit großem Jubel empfangen. 

„ n» (Hannover) -Aufruf zu einer allgemeinen Yandesverfammlun 
auf den 10. Januar 1864 nad Hannover und zu Bildung eim 
Gentralausfchufies der verfchiedenen Comites des Landes. 

„ nv» Sadfen) Die Regierung mildert die Beitimmungen br 
beftehenden Vereinsgeſetzes zu Gunften ber Comites zu Unterftügun 
Schleswig-Holſteins. 

nn (Kurdeffen). In der Ständeverſammlung wird ber Antra 
geitellt, die Regierung zu erfuchen, fi) bei dem fchleswigsholftein 
[hen Anlehen mit 250,000 Thlr. aus Landesmitteln zu betheiligen 

3. „ Bundestag). Defterreih ftellt am Bunde den Antrag, bi 
Bundescommiffäre dahin zu inftruiren, daß fie den Herzog Friebrii 
auffordern, die Herzogthümer wieder zu verlaffen. — Der engliſch 
Geſandte richtet eine neue drohende Note an die Bundesverfamm 
lung und wiederholt feinen Vorſchlag einer Conferenz auf Gruml 
des nunmehrigen status quo (j. England). 

„ » (Holftein). Die Bundestruppen befegen Rendsburg. am 
Holftein ift damit von den Dänen geräumt, mit Ausnahme dei 
Kronwerks von Rendsburg und ber zu Holftein gehörigen , jenfeitt 
ber Eider gelegenen 6 Dörfer. 


29. 


" 
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Herzog Friedrich erläßt eine Proclamation am die Schleswig: 
Holfteiner: 

„ . . . Eurem Rufe babe ich mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle 
eine unabmweisfihe Pflicht, wenn ich nicht länger zögere, bie Sorgen biefer 
ernten Zeit mit Guch zu tragen. Verwidelungen, welche vor meinem Re— 
gterungsantritte entjtanden, haben ben deutihen Bund veranlaft, zur Wah— 
rung ber Landesrechte gegen bie bis dahin in Holitein factifch beitehende Ge: 
walt einzujcreiten; Commiſſare des Bundes haben die Verwaltung des Landes 
übernommen. Die Bundeserecution, von Anfang an nicht gegen meine Re: 
gierung gerichtet, ift jet gegenitandslos geworden. Ich habe nie einen 

weifel darüber gelafjen, dab ich die Nechte des Landes in ihrem ganzen Um: 
ange anerfenne und zur Geltung bringen will. Ich balte mich überzeugt, 
daß auch ber beutiche Bund die Gründe, welde ihn zur Anordnung commij: 
ſariſcher Verwaltung bewogen, für bejeitigt erfennen wird. Ich babe bie 
begründete Zuverficht, daß der gegenwärtige Zwiſchenzuſtand nur von kurzer 
Dauer jein wird, und hege die Grwartung, daß,meine getreuen Unterthanen 
bie vom Bunde angeordnete vorläufige Verwaltung adten 
und Gonflicte vermeiben werden. Schleswig-Holfteiner! Ich brauche 
Euch nicht zu jagen, wie ich Euch die Liebe und Treue, welche Ihr mir ent: 
gegenbringt, banfe. Ihr fteht mit einer Ginmütbigkeit und Entſchloſſenheit 
zu mir, welche der Welt bemweiien werden, daß mein Souveränetätsrecht in 
Eurer freien Weberzeugung, Eurer Baterlandsliebe und Euren unbeugjamen 
Willen eime fichere Stüge findet. Danfet mit mir bem allmächtigen Gott, 
der und bis hierher geführt hat. Gr wird uns dann aud) weiter führen.“ 


»Der. (Württemberg). Der Minifter v. Hügel gibt der ll. Kam— 


7 


mer die erbetene unumwundene Erklärung, die Regierung erachte 
ſich aller Verbindlichkeiten des Londoner Protokolls entbunden, ſie 
erachte den Herzog Friedrich aus dem Hauſe Auguſtenburg als zur 
Erbfolge in Schleswig-Holſtein berechtigt und habe in dieſem Sinne 
ihrem Bundesgeſandten eine entſchiedene Inſtruction zugehen laſſen; 
zwiſchen den Regierungen von Württemberg, Bayern und Sachſen 
berifche in diefer Angelegenheit volle Uebereinſtimmung. 
(Kurheſſen). Unerwartete Bertagung der Ständeverfammlung 
durch den Kurfürſten. 


x 


II, 


Preußen. 


1. Jan. Neujahradreſſe des Magiſtrats von Berlin an den König: „... Ta 


6. 


Geifte, wie er aus Ew. fol. Maj. bei der. Uebernahme Allerhöchftbero Re» 
rung fprach, jubelte mit der gefammten Nation unjere Bürgerjchaft engem 
Diele Stimmung — wir verbehlen e8 uns nicht — ift der neuejten Ko 
dung unjerer inneren jtaatlichen Verhältniffe gegenüber augenblidlich zuri& 
getreten. Unſere Bürgerjchaft fieht mit Bekümmerniß einen Gonflic * 
tief eingreifender Bedeutung ungelöſt aus dem alten in das neue Jaht übe 
eben, den ſich vordrängenden Stimmen Einzelner gegenüber verbarre * 
? chweigend. Aber fie läßt von ber — nicht, daß Em, kgl. Wa 
MWeisyeit die Wege finden wird, auf denen ein einträchtiges —35 
gehen von Fürſt und Volk für die Beiden gleich theuere Wohlfahrt und Gl 
bes Baterlandes gejichert ift. . . .* (ſ. Jahrgg. 1862 ©. 189.) 


„ Die größten und angefehenften rbeinifhen und mweftpbi 


lifhen Induſtrieellen 20. richten eine Adreſſe über bie Lır 


des Landes an ben König: | 

„+ . Das Fundament ber verfafjungsmäßigen Monardie ift das Reit 
und das Recht wird verlegt, wenn bie Staats Regierung bie Finanz:e- 
waltung obne bie Grundlage eines verfaffungsmäßi fefigefelten Staats hau 
halts-⸗Etats führt. Mit Trauer ſehen wir in Folge eines beffagenswertb 
Eonflictd, den ein verfajjungswidriger Beſchluß des Herrin 
baufes noch jchärfte, den inneren Frieden des Landes getrübt, die Geltun 
Preußens in Europa geſchwächt, ja, das Anſehen des Königthumd m 
Volfe gefährdet, und unſere Beſorgniß wächſt bei der Wahrnehmung, di 
am Throne Ew. Maj. ber Gefammtheit des Volkes ein Fleiner Bructbel 
mit Kundgebungen entgegentritt, bie nur in dem Ausdrud der Loyalität gegen 
Ew, fol. Maj. ber Geſinnung bes Landes. entjpredhen, in allem Uebrigen akt 
das Öffentliche Rechtsbewußtſein verlegen und ben Riß bes Zwieſpalts ermwei 
tern. Wir wollen die Macht der Krone in ber Ausübung des ihr allen 
zuftehenden Negierungsrechtes vor jeber Schwächung bewahrt willen; mit 
betrachten dieſes unantaftbare, durch die Verfafjung gebeiligte Mecht als ein: 
Bürgſchaft für die gebeihliche Entwidelung bes Vaterlande, Uber eben 
unantaftbar ift uns das durch die Verfaffung nicht weniger gebeiligte Re! 
bes Landes, durch feine verfajjungsmäßige Vertretung mitzuwirken bei der 
Gefepgebung und bie Staatsausgaben zu bewilligen. Wir verfennen nic‘ 
die weiſen Abfichten, welche Ew. fgl. Maj. mit einer Reform der Heetet 
organijation verbinden; wir wollen ein ſtarkes Heer, das in Zeiten der 
Gefahr die ganze Kraft bes waflenfähigen Volkes umfaßt; mir mwinlde 
feineswegs, daß jene wichtige Anordnung zurüdgenommen, fondern der 
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fie unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung der Landesvertretung mittel® ber 
vom Lande allgemein erjehnten Beichränfung ber Präjenzzeit in den Gränzen 
ausgeführt werde, welche eine gewijjenhafte Prüfung ber volfswirthichaftlichen 
Zuftände und ber finanziellen Yeijtungsfähigkeit bes Landes nothwenbig 
ericheinen läßt. Die Erwartung ift begründet, daß bas Haus ber Abgeordneten, 
nahdem dem Rechte des Landes Anerkennung geworden, zu einer Ver: 
ftändigung in dieſem Sinne die Hand bieten wird.“ 


Fr Antwort des Königs auf die Neujahrs-Adreſſen des Magi- 


ſtrats und der Stadtverordneten in Berlin: | 

„+. Da bie allgemeine Landeslage berührt worden ift, jo gibt Mir 
bieß Veranlaffung, darauf binzuweiien, daß der Zuftand, welcher Eonflict 
genannt wird, nicht ſowohl zu einer Verwirrung ber Gemüther führt, als 
aus einer leider noh fortdauernden Verwirrung hervorgegangen it. An 
Meinem aufrihtigen Willen, bie Verfaſſung aufrecht zu erhalten und zu 
fhügen, darf Niemand zweifeln, dem nidyt darum zu thun ijt, Mißtrauen 
zu ſäen und ber Einheit vor König und Land entgegenzuarbeiten. Was Ich Ir 
ewijjenhafter, inniger Meberzeugung zum Wohl des Vaterlandes erforberli 
* muß Ich innerhalb der verfaſſungsmäßigen Grenzen mit allen zu 
Gebot ſtehenden Mitteln zu verwirklichen ſuchen und darf Mich in dieſem 
Beſtreben durch vorübergehende Verkennung Meiner Abſichten nicht irre machen 
laſſen. Es iſt die Aufgabe der Verſtändigen und Wohlgeſinnten aller Claſſen, 
namentlich der Gemeindevertreter, die Verhältniſſe ruhig und parteilos zu 
prüfen, die gewonnene Einſicht zu verbreiten und das Verſtändniß der Lage 
der Dinge und Meiner NAbfichten unter Denen berbeizuführen, deren Miß— 
trauen und Bejorgniß aus irriger Aufiaffung hervorgeht. Geſchieht dies nad 
Kräften, jo wird die Beruhigung der Gemüther wieder einfehren, welche mit 
Mir jeder treue Preuße herbeifehnt.“ | 

Eröffnung des Landtags. Rede bed Minifterpräfidenten: 

„Die Regierung Sr. Maj. begrüßt Sie mit dem lebhaften Wunjce, daß 
es in biejer Sigungsperiode des Landtages gelingen möge, über die im 
vorigen Jahre ungelöft gebliebenen Fragen eine dauernde Verjtändigung 
berbeizuführen. In Grmangelung eines gefeglich feitgejtellten Staatshaushalts: 
Etats für das Jahr 1862 bat bie fol. Regierung in erhöhten Maße ihr 
Augenmerk darauf gerichtet, die Verwaltung mit Sparſamkeit zu führen ; fie 
bat jedoch nicht unterlajjen dürfen, alle diejenigen Ausgaben zu beftreiten, 
welche zur ordnungsmäßigen Fortführung ber Verwaltung, jowie zur Erhal- 
tung und Förderung der bejtehenden Staats-Einrichtungen und ber Landes: 
wohlfahrt nothwendig geweien ſind. Sobald ber Rechnungs-Abſchluß gefertigt 
ift, wird die Regierung eine Vorlage über die Staats:Ginnahmen und Aus: - 
gaben bes abgelaufenen Jahres einbringen und die nachträgliche Genehmi: 
gung beider Häujer bes Landtages zu ben geleijteten Ausgaben beantragen. 
Der Staatshbaushalts=:Etat für das Jahr 1863 wirb Ahnen von 
Neuem vorgelegt werden. ... Die Aufſtellung des Staatshaushalts:-Etats für 
bas Jahr 1864 ift jo weit vorgeichritten, daß ber Abſchluß in Kurzem bevor: 
ſteht, und die Staatsregierung wird bemjelben alsbald zu Ihrer Berathung 
gelangen laſſen. . . Die Regierung Sr. Maj. wird in Erfüllung ber gege: 
benen —— ne Ahnen einen Gejegentwurf zur Abänderung und Ergänzung 
des Sejepes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte vom 3. Sept. 
1814 vorlegen. Sie gibt jich der Hoffnung hin, daß bie Reorganijation 
bes Heeres, zu deren Aufrechthaltung die Regierung Sr. Maj. fi im 
Intereſſe der Machtſtellung Preußens einmüthig verpflichtet erachtet, auch 
durch die geſetzliche Feſtſtellung der zu ihrer Durchführung erforderlichen Aus: 
gaben nunmehr ihren vollitindigen Abſchluß gewinnen werde, ... Die ange: 
mejjene Erweiterung ber Marine muß fortgejegt als ein bringendes In— 
terejje bes Landes angejehen werden, und bie Regierung Sr, Maj. wirb zur 


8* 


116 


Preußen. 


‚Bewilligung der für biefen Zwed unter Berückſichtigung ber allgemein 


Finanzlage aufzuwendenden Mittel Ihre Zuftimmung in Anfpruch nehmen. 
Der Gewerbefleiß und der Handel müfjen zwar noch der Vortheile enıkebr 
welche fie in Folge der Hanbdelsverträge mit granfrejch zu erwarl 
berechtigt waren; es fteht jedoch für die Regierung Sr. Maj. der Entiäl 
feft, daß denjelben dieſe Vortheile. nicht über den Zeitpunkt hinaus vor 
halten bleiben follen, in weldem bie Berpflihtungen lösbar werden, 

gegenwärtig noch der Ausführung jener Verträge entgegenftehen. ... ." 


14. San. Der Präfident Grabom eröffnet die Sigungen des Abgeor 


16. 
18, 


Haufes mit einer ſehr entfchiedenen Anrede: 

„ ... Bor drei Monaten verliehen wir biefe Räume mit bem vom gan 
Lande getheilten Wunſch, daß es gelingen möge, ben ohne unfer Veridull 
ausgebrochenen Verfaffungsconflict zu löfen. Im Hinblid auf die kgl. Wor 
„Zwiſchen uns fei Wahrheit!" muß jedoch mit tiefitem Bedauern um 
wunben ausgejprodhen werden, baß jener Gonflict in den verflofjenen d 
Monaten immer größere Dimenfionen angenommen unb ben Ausbau una 
verfafjungsmäßigen Rechtsjtaates gefährdet hat. Bis zu den Stufen I 
Thrones ift das Haus der Abgeordneten, die alleinige, aus allgeme 
Wahlen bervorgegangene wahre Vertretung bed preußiihen Wolfes verdädti 
verleumbdet, gejchmäht worden. Im Intereſſe des Dienſtes find beamt 
Abgeordnete zur Diepofition geftellt und verfept worden, welche, getreu ihn 
Berfafjungseide, die unftreitig dem Abgeordnetenhaufe verfaffungsmägig ; 
ftebenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die geſetzlich aufgebobenen Ca 
buitenlifien find im Verwaltungswege über das politiihe Verhalten d 
Beamten, insbefondere der unabhängigen Richter, wieder eingeführt wort 


Der Artikel 99 der Verfafjung iſt verlegt, und, durch das won ihr gebete 


Minifterverantwortlichfeitsgefeß nicht geſchützt, ftehen wir einer bubgetlel 
Regierung gegenüber. Doch das Land ift in diefem immer fchärfer ber 
tretenben Sönflicte feinen gewählten Vertretern zu ihrer vollen Befriebigu 
zur Seite getreten. . .“ 


» Der Finangminifter bringt im Abg.-Hauſe das bereits im Mai v., 


vorgelegte und dann wieder zurüdgezogene Budget für 1863 ci 


» Antwort des Königs auf die Adrefje der rheiniſchen-Ind 


ftriellen vom 6. d. M.: 

„... An Meinem und Meiner Regierung aufrichtigen Wunfche, den jekigr 
bie Gemüther beunruhigenden Auftand zu befeitigen, bürfen die Unterzeicm! 
der Adreſſe nicht zweifeln, aber fie bürfen fi auch der Prüfung ber ra 
nicht entziehen, wer benfelßen herbeigeführt bat. Alle Afte Mein 
Regierung zu Anfang bes verflofienen Jahres beweiſen, wie ſehr es derſelbe 
darum zu tbun war, ber - Voffsvertretung entgegen zu kommen und au 
verfafjungsmäßigem Boden mit ihr zufammen zu wirken. Meine Regierum 
burfte, indem fie mehr gewährte, als bis dahin üblich geweſen war un 
außerdem nod auf die Weitererhebung ber Zuſchlagsſteuer von nabezu mE 
Millionen Thalern verzichtete, auf Anerkennung ihres guten Villen! 
boffen und hätte diefe Anerfennung namentlich in einem weiſen Gebraud 
ber Rechte gefunden, welche der Volfsvertretung zuftehen. Allein fie it " 
diefer Hofinung getäufcht worden. Nach fünfmonatlichen Berathungen bat dal 
Haus der Abgeordneten das Budget pro 1862 mit fo erheblichen Ablegungen 
votirt, daß mit ber Annahme Desefben die Wohlfahrt und Sicherheit dei 
Staates unvereinbar geweſen wäre, wie dies Meine Regierung im Laufe der 
Debatten zum öfteren unummwunden erflärt hat. Das Abgeorbmetenhauf 
felöft war nach mehrfachen Haren Aeußerungen von ber Unmöglichkeit N 
Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe überzeugt. Es hat die Unmöglichkeit X 
Vereinbarung über einen Staatshaushalts⸗Etat ſelbſt und wifientlid 
herbeigeführt. Wenn das Herrenhaus ben abfolut unausführbaren & 
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ſchlüſſen bes Abgeorbnetenhaufes gegenüber ben ungebührlich verkürzten Etat 
nah dem ihm zuſtehenden verfaffungsmäßigen Rechte verwarf, ſich aber gleich— 
zeitig auf bie Seite Meiner Regierung ftellte, jo that es, was es nad) ben 
Umjtänden für unvermeidlicy bielt, und verdient das Urtheil nicht, welches 
bie Adrejie über dasjelbe fällt. Ungern habe Ich die Aeußerung gelejen, bie 
in ber Adreſſe mit Bezug auf die Ergebenbeitsbezeugungen Platz ge: 
funden bat, welde Mir von einer großen Zahl Meiner Unterthanen jchriftlich 
und mündlich dargebracht worden find, und zwar mit gleihem Rechte, mit 
welchem bie eheinifcheweftphäfifche Adreſſe Mir vorgelegt worden it. Die Ab: _ 
rejje nennt bie von Mir angeordnete Armee-Organijation eine weile 
Mafregel, die aufrecht erhalten werden müſſe, bamit in Zeiten ber Gefahr ein 
ftarfes Heer vorhanden jei, welches die ganze Kraft bes waflenfähigen VBolfes 
umfafje; gleichzeitig aber wird eine Abkürzung der Präfenzzeit gewünſcht. 
Eins wideripriht dem Andern. Nach Meiner auf langjährige Erfahrung be= 
gründeten feſten Ueberzeugung würde nichts fo fehr zur Shwädhung 
des Heeres beitragen, als eine gejeglihe Verminderung ber 
Dienftzeit. Endlich fpricht die Adrefje zu meiner Genugthuung aus, wie 
man allgemein amerfenne, bat Ach das Wohl bes Volkes im Herzen trage. 
Bei einem ſolchen Anerkenntniſſe ıft e8 um fo betrübender, zu jeben, wie 
Meine beiten und reblichjten Abfichten eine ungercchtfertigte Beurtheilung und 
unmotivirten Widerftand finden. Jh muß ben Unterzeichnern ber Abreife 
Meine Königliche Aufforderung zugehen laſſen, ven auf Organifirung eines 
folhen Wiberjtandes gerichteten Einflüffen zu begegnen und deren Wirkung 
nicht durch mufregende Schritte zu verftärten. Die Verſtändigung zwijchen 
Thron und Land wird dadurch nur erjchwert. ...“ 

2. San. Die Mbgeorbneten Virhow und Carlowig bringen, von mehr 
als 200 Mitgliedern unterftügt, im Abgeorbnetenhaufe den Antrag 
und Entwurf einer Adreffe an den König ein. — Das Minifte: 
rium legt demfelben einen Geſetzesentwurf bezüglih der Diäten 
ber Mitglieder des Abgeorbnetenhaufes vor, um den Beamteten 
für die Zukunft die Koften der Stellvertretung aufzulegen. 

Die Bundesverfammlung verwirft mit Mehrheit der Stimmen das 
von Defterreich und den Mittelftanten vorgefchlagene Delegirten: 
Project. (f. Deutfchland.) 

24. „ Kirculardepefhe Bismards über feine Verhandlungen mit ber 
öfterreichifchen Negierung bezüglich des Delegirten = Projectes. (f. 
Deutſchland.) 

27.- 29. Jan. Dreitägige Debatte bes Abgeordnetenhauſes über die 
Adreſſe. Außer dem Entwurfe der Commiſſion (Entwurf Vir— 
chow⸗Carlowitz) liegen demſelben Entwürfe von Binde (Fraction 
der Altliberalen) und von Reicdhenfperger (fatholifche Fraction) vor. 
Nede des Minifterpräfidenten v. Bismard (Net und Macht), Pro: 
teftation des Grafen Schwerin, Rede des Kriegs: Minijterd. Die 
Entwürfe von Binde und NReichenfperger bleiben in der Minderheit, 
der Entwurf der Commiffion wird angenommen mit 255 gegen 68 
Stimmen, wovon 11 der feubalen, 57 der altliberalen und der ka— 
tholiſchen Fraction angehören (mit Ausnahme ber feubalen Frac: 
tion ift indeß das Haus einig, daß die Verfaffung verlegt fei): 

„Ew. Königliche Majeftät haben die beiden Häufer des Landtags ber Mo: 
narchie wieberum einberufen. Das Haus ber Abgeorbneten ift biefem Rufe 
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gefolgt, burchdrungen von bem ernften Willen, bie unverbrücdliche Treue 

bie Krone, die gewilienhaftefte Sorge für bie Aufrechthaltung ber Ber 

von Neuem zu bethätigen. Es verhehlt ſich nicht, daß es jeine Arbeiten us 
büfteren Vorzeichen beginnt. Aber gerabe deshalb fühlt es um fo mehr 
Pfliht, Ew. Majeftät bie Lage bes Landes ebenfo offen, wie ebtfurchts 
darzulegen. — Die legte Seffion wurde geichlofien, bevor für das Jahr if 
das von ber PVerfafiung vorgeichriebene Etats-Geſetz feitgeftellt worden u 
Der Gtatsentwurf für das Jahr 1863, welcher vor Ablauf bes vorigen Naf 
hätte vereinbart fein follen, war zurüdgezogen worden. Die Aufforderung 
bie Regierung Ew. Majeftät, biefen Etat noch rechtzeitig wieber vorzulg 
war ohne Erfolg geblieben. — Seitdem haben bie von Ew. Majeſtät beruft 
Minifter verfaffungswibrig bie Verwaltung ohne geieklichen Gtat fortgefül 
unb fogar, entgegen einer beitimmten Erklärung bes Haufes ber Abgeortne 
ſolche Ausgaben verfügt, welche durch Beichlüfie bes Haufes befinitiv und a 
drüdlich abgelehnt waren. — Das oberite Recht ber Volfsvertretung, das 
Ausgabe⸗Bewilligung, war damit angegriffen — ein Recht, welches bie Cru 
lage bes conftitutionellen Staatelebens überhaupt ift, welches baber auch 
beftehenben conftitutionellen Verfaſſungen gewährleiften, unb welches bis 
unter fteter Anerkennung buch bie Staatsregierung felbit, von ber preukiid 
Bolksvertretung geübt war. Das Land ſah mit Schreden ben ganzen Gemi 
unferer bisherigen ftaatlihen Entwidelung in frage geftellt. Es fand 
feinen Abgeordneten. — Nur eine fleine, ber Nation feit lamae tt 
frembete Minderheit hat, geitügt burch bie Minifter Ew. Maieltät, | 
zu ben Stufen bes Thrones bie gröbften Verläumbungen gegen einen ac 
ber Gefeggebung getragen und ben Verfuch nicht geicheut, das Urteil ül 
Maß und Bebeutung Flarer Verfaffungsrechte zu verwirren. — Gleichzeitig 
vielfah ein Mißbrauch ber Negierungsgewalt, wie er in ben trüben Jebt 
vor Beginn ber Regentihaft Em. Majejtät ftattfand, bervorgetreten. Ce ii 
verfaflungstreue Beamte, zumal folche, welche zugleich Abgeorbnete waren, ı 
brüdenben Maßregeln beimgelucht worden, Es iſt bie Preſſe verfolgt wordt 
wo fie für das Recht offen eintrat. Es ift ber Verfuch gemacht, bie Ausübe 
ungweifelhafter ftaatsbürgerlicher Rechte Seitens nicht einberufener Landwel 
männer durch unzuläffige, außerhalb der Tienftorbnung liegenbe Befeble ıı 
Yitärifcher Vorgefegten zu hindern. — Em. Majeſtät baben noch jüngit 
erflären gerubt, bat Niemand an Allerhöchſt Ihrem Willen zweifeln bin 
bie befhworene Verfaffung aufrecht zu halten und zu fügen. In ber Tb 
wagt Niemand, einen ſolchen Zweifel zu begen. Aber geftatten Ew. Mare 
e8 offen anszufprehen — bie ——— iſt dürch bie Minifße 
ſchon jest verlegt. Der Artikel 99 iſt keine Wahrheit mehr. Das ihnt 
Uebel einer bubgetlojen Regierung ift über das Land gekommen. Und 
neue Seffion hat begonnen, ohne daß durch ein tbatfähliches Entgeze 
fommen ber Regierung auch nur bie Ausficht eröffnet wäre, es werde gel 
gen, bie geregelte Handhabung ber finanzen zurüdzuführen und bie Heer 
Einrichtung wieder auf gejegliche Grimbdlagen zu flügen. — Das Anslın 
fiebt mit Staunen einen Gonfliet ſich verlängern, welder die Achtung vor du 
preußifchen Namen mit jedem Tage tiefer berührt, welcher bie Stimme & 
Regierung im Rathe der Völfer ihrer beiten Kraft zu berauben brobt. © 
weiß wohl, daß Pflicht und Gewiſſen die preußiſche Volfsvertretung zwinge 
bas Recht, weldyes bie Verfafiung ihr verleiht, ohne Uebergriff, aber auch odn 
Abbruch nach allen Seiten hin wahrzunehmen, und daß die Ausficht auf äuker 
Fe ei fein Mittel zur Ausgleihumg unferes inneren Zerwürfnife 
ft. Es weiß, baf Preußen feinen Einfluß in Deutſchland und bamit fm 
Stärfe nur banı wieder gewinnen kann, wenn es zunächſt bei fich verfaſſung 
mäßige Orbnung berftellt, und wenn es ſodaun das beutjche Wolf und Dt 
Vertreter zur Mitwirfung an ber ftaatlihen Einigung des großen Vatetlande 
aufruft. — Inmitten biefer Bebrängnig läßt das preufiiche Volt, weiher 
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fo vielen Gefahren erprobt ift, welches in Treue nnb Ausdauer von feinem 
andern übertrofien wird, nicht von ber Hoffnung, daß Em. Majeftät Meisheit 
bie ebrlihe Stimme feiner geieglichen Vertreter unterjcheiben werde von bem 
Ratbe berer, welde in bem Kampfe ber Parteien ihre an ſich ohnmächtigen 
Beitrebungen buch ben erhabenen Namen Ew. Majeftät zu beden unb zu 
fügen fid bemühen. — Königliche Majeftät! Unfere Stellung als Vertreter 
bes Landes legt uns bie gebieteriiche Pflicht auf, feierlich zu erflären, daß ber 
innere Frieden und bie Kraft nach Außen dem Lande nur durch bie Rückkehr 
zu verfajjungsmäßigen Zuſtänden wiebergegeben werden können.” 

1. Jan. Der König lehnt es ab, bie Adreß-Deputation des Abges 
orbnenhaufes zn empfangen. Das Haus befdylieft die directe fchrift: 
lihe Zuſendung an benfelben. 

‚ » Die Löfllihen Armeecorps werden mit Rückſicht auf bie in Polen 
ausgebrochene Inſurrection zu einer Armee unter dem Oberbefehl 
bes Generals dv. Werder vereinigt. 


1. Febr. General v. Alvensleben und Flügelabjutant v. Rauch gehen 
in befonderer Miffion, jener nah St. Petersburg, biefer nad 
Warſchau ab. — Proclamation des commandirenden Generals 
und bes Dberpräfidenten der Provinz Bofen gegen jede Betheiligung 
an der polnifhen Inſurrection. 

„ Antwort des Königs auf bie Adreſſe des Abgeorbnetenhaufes 
(ohne Gegenzeichnung eines Minifters): 

„Ih babe die Abrejje, welche bas Haus ber Abgeordneten unter bem 29. 

v. M. an Midy zu richten beihlofjen hat, empfangen. Ahr Anhalt ſowohl. 
als ber Weg, auf welchem biejelbe Mir zugegangen ift, lafjen et glauben, 
daß es bem Haufe darum zu thun ift, Meine perfönlide Anihauung 
und Willensmeinung fennen zu lernen. Deshalb richte Ich, ohne Ver: 
mittlung Meiner Minifter, Mein fönigliches Wort an das Haus der Abgeorb: 
neten. Die Abrefje befundet einen tiefgreifendben Gegenfaß in ber Stellung 
bes Haufes zu Meiner Regierung. Es wird bie Anihuldigung gegen 
Meine Minifter erhoben, daß fie nad dem Schluß ber legten Sikungsperiobde 
bes Landtages verfalfungswibrig bie Verwaltung ohne gefetlihen Etat fort: 
geführt, daß fie auch ſolche Ausgaben, welche durch Beichlüffe des Haufes 
ausbrüdlich abgelehnt worden feien, verfügt und fich Dadurch einer Verlegung 
bes Art. 99 ber Berfafjungsurfunde fchuldig gemacht hätten. Zwar 
bat das Haus ber Abgeordneten mit Recht jeben 334 an Meinem ernſten 
und gewiſſenstreuen Willen, die Verfaſſung des Landes aufrecht zu erhalten, 
ausgeſchloſſen; dasſelbe bat aber Anordnungen Meiner Regierung, weldye 
mit Meiner Genehmigung getroffen worden, als Thatjachen zur Begründung 
ber Beichwerbe über — en angeführt, ch würde jene Anz: 
ordnungen nicht zugelafjen haben, wenn Ich darin eine Berfaffungsverlegung 
hätte erkennen können, und muß bie gegen Meine Megierung erhobene Be: 
ſchuldigung als unbegründet aus voller Ueberzeugung zurückweiſen. Das 
Haus ber Abgeordneten hatte von feinem verfafjungsmäßigen Rechte ber Mit: 
wirkung bei Feilitellung bes Staatshaushalts in einer Weije Gebraud gemacht, 
daß ed Meiner Regierung, wie biejelbe dies ohne Rückhalt wieberbolt —— 
ſprochen hatte, unmöglich war, ben unausführbaren Beſchlüſſen bes Hauſes 
ihre Zuſtimmung zu ertheilen. Sein gleichfalls verfaſſungsmäßiges Recht 
ausübend, hatte das Herrenhaus den vom Hauſe der Abgeordneten bis 
zur Unausführbarkeit abgeänderten Staatshaushalt-Etat für das Jahr 1862 
abgelehnt. Da nun die Feſtſetzung dieſes Etats nach ber Vorſchrift ber Ver: 
faſſung für bie vorjährige Sitzungsperiode des Landtages unmöglich geworben 
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war, unb ba bie Bears für einen foldhen Fall Feine Beitimmungen e⸗ 
hält, ſo iſt es unverftändlidh, wenn das Haus ber Abgeordneten eu 
Berfaffungs = Verlegung darin erfennen will, bak Meine Regierung bie Dr 
waltung ohne gefeßlich feftgejtellten Etat fortgeführt bat. Ib muß es wi 
mehr als eine Ueberfhreitung ber verfajjungsmäßigen Bern 
nifie des Hauses ber Abgeordneten bezeichnen, wenn das Haus jem 
einfeitigen Bejchlüffe über Bewilligung oder Verweigerung von Staat - Au 
gaben als definitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten wi 
Die Adrefje bezeichnet das Recht der Ausgabe - Bewilligung als das eberi 
Recht ber Volksvertretung. Auch Ach erkenne dies Redt an und wwerbe 4 
achten umb wahren, jo weit es in der Verfaſſung jeine Begründung finde 
Ich aber muß das Haus darauf aufmerffam machen, daß nad der Verfaffun 
bie Mitglieder beider Häufer des Landtags das Volk vertreten und ber Staatı 
hausbalts-Gtat nur durch Gefek, nämlich dur einen von Mir genel 
migten, übereinftimmenben Befhluß beiber Häufer des Landtags Du 
Monarchie feftgeftellt werben fan. War eine jolche Uebereinjtimmung nicht 
erreichen, fo war e8 bie Pflicht der Regierung, bis zur Herbeifübrung bDeriel 
ben bie Verwaltung ohne Störung fortzuführen, Sie hätte unverantwortlis 
gehandelt, hätte fie dies nicht gethan. Wenn die Adrefie aber ausführt, „da 
bie neue Sefjion begonnen habe, ohne daß Meine Regierung durch tbatiäd 
liches Entgegenfommen auch nur bie Nusficht eröffnet babe, zu eimer geregeite 
Handhabung der finanzen zurüdzufehren und die: Heeres » Einrichtungen au 
geſetzliche Grundlagen zu ftüßen,“ jo muß Mich das im höchſten Grade be 
fremden. Denn es ift dabei gänzlich mit Stillfhweigen übergangen, daß ir 
ber Gröffnungsrebe bes allgemeinen Landtags ber Monardie die Vorlage dei 
Budgets pro 1863 und 1864, die Vorlage einer Ergänzung zum Gefege vom 
3. Sept. 1814 über bie Verpflichtung zum Kriegsdienft angefündigt worden 
und außerdem behufs nachträglicher Genehmigung burdh das Haus der Abae 
orbnieten bie Borlegung der Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben pre 
1862 zugelagt worden ift, welche zu dem von Meinem Finanzminiſter ange 
gebenen Zeitpunft erfolgen wird, Wie kann das Haus der Abgeordneten nd 
darnach ber Einficht verſchließen, daß Meine Regierung es fih bringenb ar 
gelegen jein läßt, die Finanzverwaltung bes Staates .jobald als möglich mir: 
ber auf eine gejegliche Baſis zu ftelen? Wenn in VBeranlaflung bes einge 
tretenen Conflicts von mehreren ſtändiſchen Gorporationen und aus ber Mitte 
ber Bewohner vieler Kreife bes Landes Mir zahlreihe Adreijen überreidt 
worben find, in bemen die Unterzeichner Mir ihre perjönliche Ergebenbeit und 
ihre Zuftimmung zu den Anordnungen Meiner Regierung ausgebrüdt haben, 
jo bat es Mi unangenehm berührt, biejelben in ber Abrefje bes Hauſes 
ber Abgeorbneten als eine Fleine, ber Nation feit lange entfrembete Minberbeit 
bezeichnet zu jeben. Ich habe dieſe Kundgebungen aus allen Ständen und 
Claſſen Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen, und muß 
ben Vorwurf, daß die Theilnehmer in Treue und Hingebung für ihr preufi: 
ſches Vaterland gegen Andere zurückſtehen, als ungerechtfertigt um fo mehr 
uridweijen, als dem Haufe der Abgeordneten nicht unbefannt geblieben 
fein fan, was Ich auf jene Adreſſen geantwortet und wie Ich Meinen Dan? 
perſönlich ausgeiprochen babe, Das Haus ber Abgeordneten bat ferner, eine 
Beſchwerde über Mißbrauch ber Negierungsgewalt vorgetragen und zur Be 
gründung berjelben auf bie Maßregeln Meiner Regierung gegen einzelne Be 
amte und Landwehrmänner und gegen bie Preife Bezug genommen Ta 
biebei jedoch, wie auch nicht behauptet worden, bie gejeklichen Befugnifie der 
Behörden in Ausübung ber Tisciplin nicht überfchritten worbeh find, und 
ba über bie vorgefommenen Ausichreitungen ber Preſſe lediglich Unfere Gerichte 
zu eifennen haben, jo war ber Landesvertretung Feine hinreichende Veranlal- 
fung gegeben, fich mit ben berührten Vorgängen zu beſchäftigen und fie zum 
Gegenftand ihrer Befchwerde zu machen. Das Haus ber Abgeordneten wird 
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bie in der PBerfaffung ben verfchiebenen Gewalten gelegten Schranfen anzu: 
erkennen haben; denn nur auf biefer Grundlage ift eine Verſtändigung bin: 
fichtlich berjenigen Gebiete möglich, auf weldhen ein Zuſammenwirken Meiner 
Regierung mit der Landesvertretung erforderlich ift. Ich beflage tief ben 
Widerſtreit ber Anfichten, der in Betreff der Feſtſetzung des Stantshaushalts: 
Eats fich entwidelt hat. Es kann aber eine Vereinbarung über den Gtat 
nicht durch Preisgebung ber verfafjungsmäßigen Nedte ber 
Krone und des Herrenhaufes erwirft, es kann nicht, der Berfaffung 
entgegen , bas Recht der Bewilligung und Verweigerung der Staatsausgaben 
ausichliehlid auf das Haus der Abgeorbneten übertragen werben. Es iſt 
Meine landeöherrliche Pflicht, die auf Mich vererbten und verfajjungsmäßigen 
Machtbefugniſſe der Krone ungejhmälert zu bewahren, weil Ich 
barin eine nothwendige Bedingung für die Erhaltung bes inneren Friedens, 
für die Wohlfahrt des Landes und für das Anjehen Preußens in feiner euro: 
päifchen Stellung erfenne. Nachdem Ach jeit einem Jahre durch verminderte 
Anforderungen an die Leiftungen des Volkes, von nahezu vier Millionen, fo: 
wie durch bereitwilliges Eingehen auf die ausführbaren Wünjde der 
Vertretung bejjelben bewiejen habe, daß es Mir wahrhaft darum zu thun iff, 
eine Ausgleihung bes Widerjpruchs herbeizuführen, ben Meine Regierungs: 
maßregeln im Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte Ich, daß 
das Haus ber Abgeordneten dieſe Beweiſe bes Entgegenfommens nicht ferner 
unbeachtet lafjen wird, und fordere dasſelbe nunmehr auf, jeinerjeits 
Meinen landespäterlihen Abjichten fein Entgegenfommen in einer Art zu be- 
weijen, daß bas Werk der PVerftändigung ermöglicht wird, welches Meinem 
Herzen ein Bebürfnif ift, Meinem Herzen, deſſen einziges Verlangen barauf 
gerichtet ijt, das Wohl bes preußiſchen Volkes zu fördern, und dem Lande 
die Stellung zu erhalten, die eine glorreiche Geſchichte durch treues Zuſam-⸗ 
mengeben von König und Volt bemjelben angewiejen hat.“ 


3. Febr. Im Herrenhauſe wird ein von 51 Mitgliedern unterftügter 


„ 


5. 


Antrag auf eine Loyalitäts-Adreſſe an den König eingebracht. 


„Inſtruction des Königs an ben Oberbefehlshaber des 4. Ar: 
meecorps an ber ruffifhen Gränze; der Eintritt des Kriegs» und 
Belagerungszuftandes wird darin vorgejehen. 

„  WBünfzigjähriger- Gedenktag des Aufruf an bie Freiwilligen. 
Theilnahmslofe Feier in Berlin, von ber Regiernng möglichit ge: 
bindert. 

„ Das Herrenhaus nimmt bie Adreffe an den König nad) 
dem ihm vorgelegten Entwurfe ohne Discuffion unter Namensauf: 
ruf einftimmig an. Die liberalen Mitglieder des Haufes fehlen 
entweder oder verlaffen vor der Abftimmung ben Saal; die Mi: 
nifter jchweigen. 

„Ew. Fol. Majeftät Hält das Herrenhaus für Pflicht, ſich mur in beſon— 
ders wichtigen Momenten bes Staatslebens mit dem unmittelbaren Ausdrud 
feiner Gefinnungen zu nahen. Wir find ber Ueberzeugung, daß ber gegen: 
mwärtige Zeitpunft ein folcher ift, ber es rechtfertigt, wenn wir uns in Kiefer 
Ehrfurdt erlauben, von dieſem Vorrecht Gebrauch zu machen. So treten wir 
benn vor Ew. fol. Majeftät in dem Bewußtjein ber unwandelbaren Treue, _ 
indem, je fehwieriget bie Löfung mander Fragen ber inneren Politik ericheint, 
wir es um beito mebr als unfere Pflicht erkennen, uns in patriotifcher 
Hingebung um Ew. fol. Majeftät zu vereinigen. Die zur Mit: 
wirkung bei ber Gejeßgebung berufenen Gewalten befinden jich in einem Con— 
flicte, ber entjtanden ift, während jebe ein ihr nad ber Verfaffungs: 
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Urkunde formell zuſtehendes Recht geübt hat. Unbeftritten barf nah Art. © 
berfelben bas Abgeorbnetenhaus jebe einzelne, ſelbſt unvermeibliche Aut 
gabe, weldhe in bem von ber Staatsregierung beiden Häufern bes Lanbtast 
borzulegenden Entwurfe bes ——— vorgeſchlagen wirb, ve: 
weigern. Unbefiritten barf das Herrenhaus ben ganzen Gejeßentmur 
perwerfen. Unbeftritten ift es, daß obne freie Einwilligung ber Krone fein 
Geſetz zu Stande fommen fann, alfo aud nicht bas überben Staats: 
bausbalt, auf beifen Zuftandefommen bie Berfalfung reänet. 
Aber nirgends jchreibt die Verfaffung vor, wer bei entſtehendem Diiienins 
zwifchen ber Krone unb 'einem ober ben beiben äufern oder zwiſchen ben 
beiben Häufern ſelbſt, von benen nach Art. 83 der Berfaflung nicht eins alla, 
fondern welche beide das ganze Volf vertreten, nachgeben müfje. Im anbe: 
ren conftitutonellen Staaten liegt bie thatfächliche Nothwenbigkeit bei 
Nachgebens für bie Krone in ſolchem Falle barin, daß fie ſoſort ober binnen 
kurzer Friſt des gejeplichen Rechts entbehrt, bie zur Fortführung ber Ber 
waltung erforderlichen Staatseinnahmen zu erheben. Die preußiſche Ber: 
faffung erhält ber Krone im Art. 109 ausbrüdlih und unbeitreitbar bieie 
Recht. Wir bezweifeln in ber Erinnerung an bie bei ber Revifion ber Te: 
faffung gepflogenen Verhandlungen, daß ohne biefe Beitimmung bie Berfaflun 
zu Stande gelommen wäre. Cs gibt alfo fein Gefek, auf weldes ber cm 
ober andere Theil behufs Löfung dieſes Gonflictes fih fügen fünnte. Abe 
es gibt ein Mort, das ber beutihen Sprache allein angehört, welches be 
Herricher bes Landes auch ben Landesvater nennt. . In biefer —— 
aber unabweislichen Aufgabe werben wir bie Regierung Em. k. Ro: 
nah unferen Kräften unterſtützen. ... 


6. Febr. Die Fortſchrittspartei befchließt durch Einbringung eines Ge: 
feßesentwurfs über Minifterverantwortlidfeit im Abg— 
Haufe die Initiative zu ergreifen. 

8. „ Antwort des Königs auf die Adreſſe des Herrenbaufes, bie er 
in Gegenwart ber Minifter, aljo in conftitutioneller Form, ent 
gegen nimmt: 

„Es muß Meinem Herzen wohlthun, in ber loyalen Abrefie bes Herren 
haufes, welhe Sie Mir verlefen baben, bie volle Webereinlimmun: 
mit Meinen Gefinnungen zu finden. . .-. Es wird bie® Biel ven 
Meiner Regierung erftrebt werden, indem fie mit Feftigfeit auf ben 
von ibr vertretenen Stanbpunfte beharrt, aber jeder veriöhnlichen 
Annäherung, welche bie Machtftellung Preußens im Auge behält, zugänglis 
bleibt. Ich danfe dem Herrenbaufe für bie Unterftüßung, welche daſſelbe 
Meiner Regierung zugeſichert bat, und für die Hingebung und das Ver— 
trauen, von weldhem bas Haus in ber Adreſſe Mir hat Zeugniß geben wollen. 

„„Abbſchluß einer geheimen Convention mit Rußland gegen 
bie polnifhe Inſurrection. 

10. „ Das Abg.-Haus verwirft fat einftimmig das von der Regierung vor: 
gelegte Diätengefet. Die Regierung nimmt in der Debatte dat 
Recht in Anſpruch, die Verbältnifje derjenigen Abgeordneten, welche 
Beamtete find, im Verwaltungswege zu ordnen. — Der Kriegsminijter 
bringt die Novelle zum Wehrpfihtgefek von 1814 ein: bie 
Regierung bebarrt auf ihrer Forderung, die Zahl der jährlich aut: 
zubebenden Recruten um 23,000 zu vermehren, bie breijährige 
Dienfizeit feftzuhalten und bie Nefervepfliht von 2 auf 4 Jahr 
zu erhöhen, 
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3. Febr. Ruffifge Truppen, welche von ben polnifchen Infirgenten 
verfolgt, auf preuß. Gebiet übergetreten find, werben von preuß. 
Truppen bewaffnet und mit Muſik wieder nah Rußland geleitet. 

4. „ Die Ausfuhr von Waffen nab Polen und Rußland wird ver: ' 
boten. — Bier am 12. Febr. in Thorn verbaftete junge Polen 
werden an Rußland ausgeliefert. 


5. „ Die HH. General v. Alvensleben und Flügelabjutant v. Rauch 
kehren von St. Petersburg und Warfchau wieder nach Berlin zurüd. 
6. „ Antwort des Minifterpräfidenten auf eine Snterpellation ber 


polnifchen Fraction bezügli der Proclamation bes commanbi- 
renden Generald und des Oberpräfidenten der Provinz Pofen vom 
1. Febr. Eine Discufjion wird an dieſe Antwort nicht geknüpft. 

1. „ Schulze-Delitzſch und v. Carlowig bringen in Folge einer Ber: 
ftändigung ber beiten großen Yractionen des Abg.-Hauſes eine 
Snterpellation ein, in welcher die Regierung gefragt wird, ob ein 
Bertrag mit Rußland zu Unterbrüdung des polnifhen Auf: 
ſtandes abgefchloffen werden, eventuell, was ber Anhalt beöfelben 
fei, und mweldye dadurch motivirt wird, daß der Minifterpräfident zu 
ber geftrigen Behauptung des Abg. Kantack rüdfichtlid einer Eon- 
vention gejchwiegen habe. „ 

„ » Die Budgetcommiffion erftattet dem Abg.-Hauſe einen Vorbericht 
über die Behandlung ber Bubgetfrage und fchlägt dem Haufe 
eine bießfalld vom Abg. Forkenbeck beantragte und von ihr mit 
32 gegen 2 Stimmen angenommene Refolution vor. Das 
Abg.-Haus genehmigt die Reſolution in namentliher Abftimmung 
mit 274 gegen 45 Stimmen (ber feudalen, der altliberalen unb 
ber fath. Fraction): 


„1) daß es ber Berathung bes Gefepentwurfs über bie Ausgabe und Ein: 
nabmen bes Jahres 1862 vorbehalten wird, bie Summen berjenigen Ausgaben 
bes Jahres 1862 feftzuftellen, für welche, als verfaffungsmwibrige, bie 
Minifter mit ihrer Perfon und ihrem Vermögen — 
bleiben; 2) daß die Verfaſſungsverletzung ſeitens der Miniſter die Be— 
tathung des Etats für 1863 weder rechtlich noch thatſächlich zur Unmög— 
lichfeit macht, das Haus vielmehr durch Wahrnehmung feiner verfaffungs- 
mäßigen Stellung ber Verlängerung verfaffungswidriger Zuftände, fo viel an 
ihm liegt, vorbeugen muß; 3) daß es demgemäß in die Berathung bes Etats: 
entwurfs für 1863 eintritt.” 


18, „ Debatte bes Abg.Hauſes über bie Anterpellation von Schulze: 
Delitzſch und Carlowitz bezüglih der Convention mit Ruß: 
land. Der Minifterpräfident lehnt es ab, die nterpellation zu 
beantworten. Die Abg. Hoverbed und Carlowitz beantragen daher 
von 134 Mitglieder unterftüßt, „das Haus ber Abgeordneten wolle 
befchliegen zu erklären: das Intereſſe Preußens erfordert, baß bie 
k. Staatdregierung gegenüber dem im Königreich Polen ausgebro— 
denen Aufftande weder ber ruflifhen Regierung noch den Auf: 
ftändifhen irgend eine Unterflügung oder Begünfligung zumenbe, 
bemgemäß alfo auch keinem ber kämpfenden Theile geftatte, das 
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preußifche Gebiet ohne vorgängige Entwaffnung zu betreten.” De 
Antrag wird einer Commifjion von 21 Mitgliedern überwiefen. | 

18, Febr. Die Feier des Jahrestags des Hubertsburger Friedens be 
ſchränkt fidy auf den Feftgottesbienft in den Kirchen. 

20. „ Berathung der Commiffion des Abg.-Hauſes über ben Antra 
Hoverbed:Carlowiß bez. des polnifhen Aufftandee. Kein Mi: 
nifter hat fich eingefunden. In der Sade felbft iſt die Commiſſien 
einig und mit allen gegen 3 Stimmen wirb befchlofien, den An: 
trag nad) feinem Wortlaute zu aboptiren. 

21. „ Lord Ruffell gibt im engl. Oberhauſe bie erſten Auffchlüffe über 
den Inhalt und die Tragweite der von Preußen mit Rußland gegen 
ben polnifchen Aufftand abgefchloffenen Convention. Die fra. 
Regierung Schlägt England ben Erlaß ibentifcher Noten an Preufen 
gegen die Convention mit Rußland vor und fo die Spike einer 
allfälligen europätfhen Antervention zu Gunflen Polens geger 
Preußen zu richten. 

26.—28. Febr. Dreitägige heftige Debatte des preuß. Abg.-Hanfes über 
bie Convention mit Rußland, Provocirende Rede des Mi: 
nifterpräfidenten, fchneidende Antwort Simſons, Rede Tweſtent, 
Schlußrede des Berichterftatterg Sybel. Das Abg.-Haus genehmigt 
mit 246 gegen 57 Stimmen ben vom linken Eintrum mobdifizirten 
Antrag: „Das Antereffe Preußens erfordert, daß die k. Etaatk: 
regierung gegenüber bem im Königreich Polen ausgebrohenen Auf: 
ftande feinem der Fänpfenden Theile irgend eine Unterftüßung oder 
Begünftigung zuwende, noch auch Bewaffneten geftatte, das preukiic 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten.“ 

— , Der Borftand des deutſchen Vereins in Poſen ſpricht fidy im In 
terefie der deutſchen Bevölkerung, die Kaufleute in Stettin, Berlin, 
Danzig, Pofen, Königsberg, Bromberg, Infterburg, Köln ꝛc. fpra 
hen fih vom Stanbpunfte ber materiellen Intereſſen gegen bie 
Convention mit Rußland aus. ‚ 


2. März. Erſte Sikung der Militärcommiffion bes Abg.-Hauſes 
zu Berathung ber von der Regierung eingebradten Novelle zum 
Militärgefeß von 1814. 

3. „ Debatte des Abg.:Haufes über die evang. Kirdenverfaffung 
und den confeflionellen Charakter der höheren Unterrichtsanftalten. 

» nm Das Abg.-Haus beräth das Budget für 1863. Der Anfıt 
von 35,000 Thlr. geheimer Fonds für das Minifterium det 
Innern wird nad dem Antrage ber Commiſſion geſtrichen. 

5., Der Abg. Lette bringt im Abg.-Hauſe den Entwurf einer Kreis: 
orbnung und einer Organifation ber ländlichen Polizei ein. 

9. „ Schulze-Deligfh und 118 Gen. bringen einen Gefekesentwur 
betreffend Minifterverantwortlidfeit ein. 

12, „ Der Abg. Hordenbed bringt in der Militärcommiffien 
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des Abg.:Haufes feine Gegenanträge gegen bie Novelle zum Mi: _ 
litärgejeg ein. 

7.März. Die Jubelfeier bes Aufrufs „An mein Volk“ erfolgt in 
Berlin offiziell mit militäriſchem Pomp; die Stimmung der Be— 
völferung ijt eine froftige; die Gewerbe lehnen die Theilnahme an 
der eier ab. 

0. „ Der Regierungscommiffär lehnt in der Militärcommiffion 
bes Abg.-Haufes den vom Abg. Fordenbed eingebragten Entwurf 
eines Militärgefepes ab, namentlid die zweijährige Dienſt— 
zeit, mit der Erflärung, daß darüber feine Berjtändigung mög: 
lich ſei. 

J., Die Regierung lehnt durch ihren Vertreter den im Abg. Haufe 
eingebrachten Entwurf eines BOSDEH I 
gejeßes ab. 

4. „  Refolutionen des Abg. Hauſes über das Unterrichtsweſen 
als Grundlage für ein künftiges Unterrichtsgeſetz. 

I. „ Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Preußen und 
Belgien in Berlin im Sinn und Geiſt des franz.-preuß. Hans 
delsvertrages. 

0. „ Die preuß. Regierung bricht entſchieden mit der Partei des Na: 
tionalvereins: die Süddeutſche Zeitung und bie Wochenſchrift 
bed Dereind werden in Preußen verboten. 

» „ Der Finanzminifter legt dem Abg.Hauſe einen Geſetzesentwurf 
betr. die Feſtſtellung der Ueberſicht der Staatsrechnung von 1862 vor. 

„„ Neue Debatte über die polniſche Frage im Abg.Hauſe ge: 
legentli der eingegangenen Petitionen gegen die Convention mit 
Rußland. Das Haus geht nach dem Antrage der Commifjion, 
daß die Convention thatſächlich rüdgängig geworden fei und fonad) 
bie Petitionen al8 durch den Beſchluß des Haufes vom 28. Febr. 
erledigt betrachtet werden müßten, zur Tagesordnung über. 


4. April. Der Abg. Värſt erftattet der Budgetcommiffion einen 
Vorberiht über das von ber Regierung dem Abg.-Hauſe vorgelegte 
Militärbudget für 1863 und trägt neuerdings auf Trennung 
des Ertraordinariums vom Orbdinarium, auf Verweiſung aller Koften 
für die Armeereorganifation ins Ertraordinariums und auf ben Ab- 
rich derfelden mit 5,972,462 Thlrn. an, Die Commiſſion beſchließt, 
die eingehende Behandlung des Militärbudgets zu verſchieben, bis die 
Militärcommifjion ihre Berathung des Fordenbed’ihen Entwurfs 
eines Militärgefeges im Gegenſatz gegen bie von der Regierung 
eingebrachte Novelle beendigt haben werde. 

6.» Die Militärcommiffion des Abg.Hauſes beſchließt mit 
16 gegen 3 Stimmen den Fordenbed’ihen Entwurf eines Militärs 
gejeges ihren Anträgen an das Haus im Gegenfaß gegen bie von 
der Regierung beantragte Militärnovelle zu Grunde zu legen, 
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. 17. April. Der Abg. Tweften interpellirt bie Regierung, ob fie den däni 
fhen Erlaß vom 30. März d. J. als eine Verlegung der | 
ben Jahren 1851 und 1852 von Dänemark gegebenen Zufis 
rungen betrachte und verlangt, daß die Regierung die damals übe 
nommenen Derpflichtungen, namentlid den Beitritt zum London 
Prototol von 1852, als dabingefallen erfläre. Mehr, fügt 
hinzu, könne zur, Zeit zur Abwehr nicht geſchehen; ein Krieg | 
bei der inneren Zerflüftung unmöglid, das Haus ſelbſt würde bi 
gegen opponiren. Der Minifterpräfident erklärt daranf zunädı 
wenn bie Regierung ed für nöthig finden follte, einen Krieg ı 
führen, fo werde fie ihn führen mit oder ohne das Gutheißen dieii 
Haufes und verliest dann eine Antwort, nady welcher Defterrei 
und Preußen in Kopenhagen bereits proteftirt haben und ſich üb 
weitere Schritte ſowohl unter ſich als mit dem beutfchen Bunt 
verftändigen würden. Die Frage des Londoner Protokolls mir 
mit Stillfchweigen übergangen. 

18. „ Das Abg.Haus genehmigt den Handelsvertrag mit Belgie 
mit allen gegen 2 (fath.) Stimmen. 

20, „ Die Militärcommiffion des Abg.Hauſes beſchließt bdaraı 
anzutragen, das Haus wolle, nachdem es über den Entwurf eine 
Militärgefeßes (vefp. die Novelle zum Militärgefeg von 1814 
Beihluß gefaßt, folgende Erklärung abgeben: 

„I. 4) Die Militärgerihtsbarfeit ift auf bie rein militärischen Da 
gehen und Verbrechen zu bejchränfen; 2) die militärifhen Ehrenge 
richte im ihrer gegenwärtigen Gejtalt find aufzubeben; 3) es ift dringen 
erforderlich, die Grundlagen ber Ausbildung ber Offiziere, namentlich bim 
Aufhebung rejp. gänzliche Umformung ber Gabettenhäujer zu ändern 
4) das Recht jedes im Heere dienenden Wehrpflichtigen, nah Maßgabe ſeint 
Kenntniffe und Fähigkeiten zum Offizier befördert zu werben, ferner bie % 
förderung von Unteroffizieren zu Offizieren, und zwar rüdjichtlich der Subalterr 
ftellen ohne ein wifjenichaftliches Eramen, aud für ben Friedenszuſtand gefeglid 
zu ordnen und zu jichern umb bie thatjächlich beitehende Bevorzugung bes Adel: 
in ben Offizierftellen zu bejeitigen; 5) es iſt erforderlich: die bei einem mäh 
gen Friedensheere finanziell zuläjige Erhöhung des Soldes ber Ge 
meinen und Unteroffiziere baldigſt einzuführen und dabei bie bisher bear 
ugten Truppen des Garbe-Gorps ben Yinientruppen gleihzuftellen ; 6) die An: 
4 Ber Gemeinden auf Servis-Entſchädigung find im Wege ber Geier 
gebung —— neu zu ordnen. I. Nur ein Miniſterium, vwelches ba 
verfafjungsmäpige Budgetrecht des Abgeorbnetenhaufes anerfennt und auftech 
erhält, fann einen befriedbigenden Abſchluß ber G ejepgebung 
über das Heerwefen herbeiführen und damit ben tinnern 
Frieden des Landes wieberberjtellen.“ 

22. „ Das Abg.:Haus nimmt den Entwurf eines Minifterverant: 
wortlichkeitsgeſetzes nah dem .Antrage der Commiſſion mit 
großer Mehrheit an. Der Minifterpräfident erflärt den gegenmär: 
tigen Zeitpunkt für ungeeignet zu Erlaffung eines folchen Geſehes 
befjen nothwendige Vorbedingung fei, daß für feine Handhabung 
bie Berfaffung eine vollkommen Mare und vollftändige Grundlage 
biete, weßhalb bie Regierung dem Entwurfe nicht zuſtimmen fünn. 
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5. April. Die Budgetcommiffion nimmt ihre Arbeit bezüglich 
des Militärbudgets für 1863 wieder auf, dba der Bericht ber Mi- 
litärcommiffien fertig if. Die Anfäge für bie Armeereorganifation 
werden fofort wicber jämmtlih in's Ertraordinarium gejtellt. 

0, „ Die Fortfchrittspartei des Abg.-Hauſes ladet das linke Centrum 
zu einer Adrefje an ben König über bie Lage des Landes ein, 


1. Mai. Das linke Centrum lehnt den Antrag ber Fortſchrittspartei auf 
Erlaß einer Adreffe an den König über die Lage des Landes ab. 

„ „ Ein Antrag des Abgeord. Rönne, die Eartellconvention 
zwiſchen Preußen und Rußland vom 8. Auguft 1857 für 
ungültig zu erflären, wird von ber betreffenden Commiſſion bes 
Abg. Haufes einftimmig empfohlen. 

» » Die Bubdgetcommiffion beſchließt, beim Marineetat biefelben 
Grundſätze anzuwenden wie beim Militärbudget. 

» » Die Commiffion des Abg. Haufes zur Prüfung ber mit ben 
ebemals Reihsunmittelbaren geſchloſſenen Vertrage beſchließt 
faſt einſtimmig den Antrag, die Staatsregierung aufzufordern, die 
bereits geſchloſſenen Verträge in ihren weſentlichſten Beſtimmungen 
außer Kraft zu ſetzen, und ohne vorgängige Genehmigung der Lane 
besvertretung feine Entfhädignng für die genannten Stanbesherren 
feftzufegen oder an biefelben zahlen zu laſſen. 

» Der Minifter bes Innern verweigert eine Antwort auf bie 
Interpellation des Abg. Virchow, bezüglih nicht auf bie Verfaſſung 
beeidigter Staats: (Militär:) Beamteter. 

I. , Die Abg. Lette, Faucher und Gen, bringen einen Gewerbes 
Geſetzesentwurf ein. 

» Beginn der Militärdebatte im Abg. Haufe (Novelle 
ber Regierung zum Militärgefe von 1814 und Antrag Fordenbed.) 
Bericht der Militär-Commiffion. 

d. - Das Kammergericht verurtheilt die urfprünglichen Unterzeichner 
des Aufrufs zur Sammlung eines Nationalfonds zu je 2 Thaler 
Buße oder 1 Tag Gefängnif. 

d. „  Fortfegung der Militärbebatte des Abg. Haufes : ber Kriegs: 

minifter erflärt die Forderungen der Commiſſion für unannehmbar. 

»  Portfeßung der Militärdebatte bes Abg. Haufes, Eon: 

Nict zwifchen dem Bicepräfidenten v. Bodum: Dolffs und dem 

Kriegsminiſter. Der Vicepräfident fieht fih veranlaßt, fich zu be: 

deden und das Haus auf eine Stunde zu vertagen. 

» Das Staatsminifterium richtet ein Schreiben an das Abg. 

Haus, worin es erflärt, daß, fo lange der in ber geftrigen Situng 

erhobene Anfprud auf cin Recht der Beſchränkung der Nebefreiheit 

der Minifter durdy den Präfidenten bes Haufes aufrecht erhalten 
werde, die Minifter den Verhandlungen des Haufes nicht mehr bei: 
wohnen tönnten und worin eine förmliche Berzichtleiftung des 
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Haufes auf jenen angeblien Anſpruch durch die fürmlide Erllä— 
rung, das Haus babe Feine Disciplimargewalt über die Minifter, 
verlangt wird. Das Haus befhließt, dieſes Schreiben ber Geichäfts 
ordnungs-Commiſſion zu überweifen und inzwijhen feine Sikunger 
zu fuspendiren, Die Commijfion verfammelt ſich fofort. Das Mimi 
fterium lehnt die Einladung desſelben zu diefer Sitzung ab, Die 
Commiſſion befchließt darauf einftimmig, beim Abg.-Hauſe daranf 
anzutragen, e8 wolle beſchließen: „1) daß der Präfident jeden Redner, 
alſo auch die Minifter, unterbreden kann; 2) daß durch eine jolde 
Unterbrehung das verfafjungsmäßige Recht ber Minijter, jederzeit 
gehört zu werben, nicht beeinträchtigt wird; 3) daß es hingegen 


‚ verfaffungswidrig ijt, wenn die Minifter ihre Gegenwart im Haui 


willfürlid von WVorbedingungen abhängig maden; 4) daß demnas 
das Haus fih nicht veranlaßt findet, auf das in dem Schreiber 
bes Staatsminifteriums vom 12. Mat ausgefprodhene Berlangen 
einzugehen.“ 


13. Mai. Neue Unterhandlungen zwifchen den beiden großen Fractione 


15. 


18, 


20, 


bes Abg.= Haufes über den Erlaß einer Adreſſe an den Konis; 
bie Yortfchrittspartei ift faft einftimmig dafür, das linke Centrus 
will dagegen erjt bie ſchwebende Ordnungsfrage erledigt willen 
Die Fortjchrittspartei beharrt jedoch auf ihrem Entſchluß und bringt 
den Entwurf ein. 

„Das Abg.-Haus genehmigt den Antrag der Geſchäftsordnungt 


- &ommifjion vom 12. d. M. bezüglihd des Conflict mit dem 


Minijterium mit 295 gegen 20 Stimmen und befdließt mit 167 geger 
138 Stimmen, auf Grund des Art. 60 der Verfaflung eine ausdrüd 
liche Aufforderung an die Minifter, im Haufe zu erfcheinen, zu erlafjen 
»„ Das Staatsminifterium richtet ein neues Schreiben ar 
das Abg.-Haus, es habe nidyt einen Verzicht auf das vom Prö 
fidenten beanfprudyte Recht der Unterbrehung eines redenden Mini; 
fters, fondern eine Erklärung verlangt, daß dem Präfidium ben 
Miniftern gegenüber eine Disciplinarverfügung und namentlich das 
Recht des Drdnungsrufes nicht zuſtehe. Das Haus bejchlieht, deß 
es feinen Grund habe, feinen Beichlüffen v. 15. etwas binzuzufügen 
und im fernern: bis das Minifterium in Erfüllung feiner verfai: 
fungsmäßigen Pflicht vor dem Haufe erfcheine, die Militärfrage von 
ber Tagesordnung zu entfernen und dagegen jofort die Adreſſe 
in Berathung zu nehmen. 

„Das Herrenhaus beſchließt gelegentlih einer Petition in 
ſcharfem Gegenſatz gegen die Beſchlüſſe des Abg. Haufes mit allen 
gegen 1 Stimme der Regierung für ihr Verhalten in der pol: 
nifhen Frage den Dank bed Haufes auszufprehen und eine 
Petition, die dahin geht, die Stellvertretungskfoften von den 
Beamten, welche Mitglieder des Abg.-Hauſes find, felbit tragen 
zu laſſen und die Diäten ber Abgeordneten herabzujegen, der Ro 
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gierung zu überweifen, „unter ausdrücklicher Anerfennung des Rechts 
derjelben, die Frage, ob die im Abgeordnetenhaufe fitenden königl. 
Beamten die Koften ihrer Stellvertretung ſelbſt tragen follen, defi— 
nitiv, und diejenige, über die Gewährung der Neifegelder und 
Diäten an die Abgeordneten bis zum Erlaß eines desfallfigen Ge— 
ſetzes proviſoriſch zu entſcheiden.“ 


N. Mai. Der König tritt durch ein von ſämmtlichen Miniſtern gegen: 


8 


gezeichneten Schreiben an das Abg.-Haus für das Begehren 
der Miniſter in dem Confliet derſelben mit dem Hauſe ein: 

. + . Unfer Staatsminifterium bat durch feine Schreiben vom 11. und 
16. d. M. dem Haufe der Abg. wiederholte Gelegenheit geboten, ben Bor: 
gang v. 14. d. M. auf die Bedeutung eines vereinzelten Falles zurüczuführen. 
Das Haus ber Abgeordneten ift diefem verlähnlichen Schritte feinerfeits nicht 
entgegengefommen, jondern bat bie erbetene Erflärung verfagt und ſich indi— 
rect ben von Eeiten des Präfidiums am 11. d. M. bethätigten Anſpruch 
auf eine Disciplinargewalt über Unſere Minifter angeeignet. Gin folder 
Anspruch entbehrt der geſetzmäßigen Grundlage, und Wir können es ber 
Würde Unferer Regierung nicht für entiprechend erachten, daß Unjere 
Minifter als Vertreter der Krone den Verhandlungen des Haufes unter Ber: 
zichtleiftung auf die ihnen redytlich zuſtehende und verfafjungsmäßig verbriefte 
jelbftändige Stellung gegenüber dem Haufe ber Abgeordneten und dem Prä— 
ſidium besfelben beiwohnen. Wir fünnen daher das Haus der Abgeordneten 
nur ermahnen, einer Yage der Dinge, unter welcher "bie wejentlichiten In⸗ 
terefien des Landes leiden, ein Ende zu machen, indem bas Haus ber Abges 
ordnneten Unſeren Miniftern die von bdenjelben verlangte Anerkennung ihrer 
verfaffungsmäfigen Rechte gewährt und dadurch das fersere gejchäftliche 
Zufammenwirfen ermöglicht, ohne welches ein Ergebniß der Verhandlungen 
des Pandtags ſich nicht in Ausſicht nehmen läßt.“ 

Das Haus beſchließt faft einftimmig, die Botſchaft des Königs 

der Adreßcommiſſion zu überweijen. 
» Die Morefcommiffion erftattet dem Abg.-Hauſe Bericht und 
legt ihm den Entwurf einer Ndreffe vor, Die Fraction ber 
Atliberalen jtellt demfelben ein Amendement entgegen, das bie 
Adrefje lediglih auf den jüngften Conflict befchräntt und dahin 
ſchließt: Das Abg.-Haus fei gemäß dem factifchen Hergang außer 
Stande, die verlangte Erklärung abzugeben, von der das Miniftes 
rium fein Wiederericheinen im Haufe abhängig madyen wolle; bie 
Dinge jeien leider dahin gediehen, daß ein Ergebniß von Verhand— 
lungen des gegenwärtigen Minifteriums "mit bem gegenwärtigen 
Abgeordnetenhanfe nicht mehr abzufehen fei. Das Haus lehnt das 
Amendement der altliberalen Fraction mit 257 gegen 41 Stimmen 
ab und genehmigt den Entwurf der Commiffion mit 239 gegen 
61 Stimmen: — 


„Ew. Maj. allerhöchfte Botichaft vom 20. d. M. ift von dem Haufe ber 
Abg! ehrfurchtsvoll entgegengenommen worden. Dieſelbe bezieht ſich auf den 
Hergang, welcher in der ehrerbietigſt beigefügten Ausſertigung des betreffenden 
Theils der ſtenographiſchen Berichte wiedergegeben iſt. — Wir können daraus 
nur entnehmen, daß Ew. Maj. die Verhandlungen des Hauſes nicht wahr— 
beitsgetren vorgetragen worden find. Unſer Präfident bat in ber Sitzung 
vom 11. d. M. nicht den Anfpruch erhoben, bie Minifter Ew. Maj. feiner 


y 
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Disciplinargewalt zu unterwerfen. Er bat nicht unter Berufung auf ie 
Disciplinargewalt den Miniftern Schweigen geboten, ſondern mur Gebru 
gemacht von dem ſtets und ohne Widerſpruch der Minifter geübten Ka 
das Wort jederzeit felbjt zu ergreifen und zu dem Zwede Schweigen zu w 
langen. In Uebereinjtimmmmg damit bat das Haus der Abgeordneten am | 
db. M. den Beſchluß gefaht: daß der Präfibent vermöge des ihm allein ; 
jtehenden Rechts, die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung im Im 
aufrecht zu erbalten, jeden Redner, auch die Minifter und deren Stellvertra 
unterbrechen fanıt. Das Haus bat hiernach von den Minijtern feine © 
zichtleiftung auf ihre verfaſſungsmäßige felbitändige Stellung gefordert; 
bat ſich ſtreng auf dem vorliegenden Fall beſchränkt, und, zur Bermeidu 
eines weder dadurdy noch durch die Zeitumftände gebotenen Streites , j 
Beſchlußfaſſung über das Recht zum Ordnungsruf, zur Entziehbnng des Wor 
und zu einer jogenannten Disciplinargewalt forgfältig vermieden. Taaeg 
haben die Minifter Ew. Maj. wider den Wortlaut der Berfaijun 
welcher jedem ber beiden er das Recht zufjpridt, die Gegenwart } 
Minijter zu verlangen, ihr Gricyeinen abhängig gemacht von der unmöglich 
Bedingung der Zurüdnabme einer Behauptung, welde bei diejem Herga 


weder von dem Präjidium noch von dem Haufe ausgeſprochen war. 


„Das Haus der Abgeordneten ftand bei Empfang der Allerb. Botſchaft 
Begriff, Ew. Maj. mit feiner Borjtellung gegen dies Berfabre 
jeine allgemeinen Bejhwerben über die Minijter der Kron 
offen und ebrerbietig darzulegen. 

„Es find mehr als drei Monate vergangen feit unferer ebriurdtävoll 
Adrejje vom 29. Jan. d. %., ohne daf die Rücklehr zu verfaſſungemäßige 
Zuftänden erfolgt, ohne daß eine Bürgſchaft für dieje Rückkehr gewenm 
wäre Die Minifter Ew. Maj. fahren vielmehr fort, verfajjungemi 
tige Grundjäße offen auszujprehen und zu bethätigen. Nu 
Kerns damit, baben jie ihre Mitwirkung dazu verweigert, das im der e 
afjung verheißene Ausführungsgejeb über die Verantwortlichfeit der Mini 
mit der Yandesvertretung zu vereinbaren; ja fie haben feinen Anjtand genen 
men, vor verfammeltem Haufe zu erflären, daß fie ihre Verantwortlicte 
dem Sprude bes von ber PVerfafjung dazu berufenen Gerichtshofes nid 
unterwerfen fönnen, Inzwiſchen bat das Haus der Abgeordneten pfli 
mäßig diejenigen Verhandlungen fortgeſetzt, welche dem Lande feine voll‘ 
thümliche Wehrverfaffung erhalten, dem Heer die gefeglihe Grundlage jıher 
die Ordnung bes Staatshaushalts heritellen, dem Yande fein verfaflung® 
mäßiges Recht und feinen inneren Frieden wiedergeben follten. Die Miniſte 
der Krone find es, welche durch das Abbrechen der perfönlichen Berban 
lung mit dem Haufe diefen Zwed der Sefjion vereiteln. 

„Dem innern Zerwürfniß bat fich ſtets wachſend die äußere Gefahr zuge 
jellt. Unter Ew. Maj. Regierung war Preußens äußere Yage günftiger & 
worben, als jeit langer Zeit. Die Hoffnungen auf Wiederberitellung der Ra“ 
und Einheit Deutſchlands hatten jih von neuem belebt. Die gegen 
wärtigen Minifter Ew. Maj. baben dieje Erwartungen 3! 
täuscht. Durch ihre Politit nah Außen, dur ihr verfafjungewidrizs 
Verfahren im Innern haben fie das Vertrauen der Völker und der Reg 
rungen verjcherzt. Sie felbit haben im Haufe der Abgeordneten ausipraden 
müjjen, daß Preußen Feinde ringsum bat, daß ibm ringsum friegeriä 
Verwidelungen drohen. Preußen ftebt fat allein in Deutſchlaud, 
ja in Europa. Das Haus der Abg. hat feine Stimme zu wieberbeltn 
Malen erhoben, um die Minifter Ew. Maj. aufzuhalten auf den geführligen 
Wegen, welde fie in der auswärtigen Politit betreten haben. Gein Rath 
iſt —— worden. Die Miniſter haben erklärt, fie würden, wenn 
es für nöthig hielten, den Krieg führen mit ober ohne Gutheißen der Landet 
yertretung. - 
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„Das Haus der Abg. nabt dem Throne in einem Augenblid, in welchem 
ed leider nicht mehr zweifeln kann, daß Ew. Maj. die Abfichten des Haufes 
und die Wünſche des Landes nicht der Wahrheit getreu vorgetragen werben. 
Es erfülltnod einmal feine Gewifjenspflidt, indem es vor Ew. 
Majeſtät in tiefjter Ehrfurcht erflärt: Das Haus der Abgeordneten hat fein 
Mittel dev Berjtändigung mehr mit diefem Minifterium ; es lehnt feine Mit: 
wirfung zu ber gegenwärtigen Politif der Regierung ab. Jede weitere Ver: 
bandlung befeitigt uns mur in der Ueberzeugung, daß zwiichen ben Rathgebern 
der Krone und dem Lande eine Kluft befteht, welde nicht anders als 
durch einen Wechſel der Perſonen, und mehr nod, durch einen Wedel 
des Syſtems ausgefüllt werden wird, K. Maj.! Das Land verlangt 
vor allem die volleAhtung feines verfaffungsmäßigenRedts. 
Seit dem Beſtehen der Verfafjung find die Rechte und nterejjen der Krone 
von der Bolfsvertretung jtets gewiljenbaft geehrt, ift den Miniftern die An: 
erfennung und Ausübung ihrer verfafjungsmäßigen Rechte mie beftritten wor: 
den. Aber die wichtigſten Rechte der Bolfsvertretung ſind miß- 
achtet und verlegt. Vergeblich harrt das Land ber in der Berfaljung ver: 
beipenen Geſetze. Möge Em. kgl. Maj. diefem Zujtande, ber für Staat und 
Königtbum jchwere Folgen birgt, eine Schranke jegen. Möge jo, wie in 
ben ruhmreichſten Tagen unjerer Vergangenheit, Ew. Majejtät den Glanz des 
föniglihen Haujes, die Macht und Sicherheit der Regierung in bem gegen: 
jeitigen Bande bed Vertrauens und der Treue zwifchen Fürſt und Volf — 
und finden! Nur in dieſer Einigkeit ſind wir ſtark. Getroſt können wir 
dann — aber auch nur dann — einem jeden Angriffe entgegenſehen, er 
fomme woher er wolle.“ 


. Mai. Der König lehnt e8 wiederum ab, die Adreſſe des Abge— 
orbnetenhaufes perſönlich entgegen zu nehmen. 

- „ Antwort des Königs auf die Adreſſe des Abgeordnetenhaufes, 
wiederum ohne ©egenzeihnung eines Minifters : 

„Ih babe die Adrefje des Hauſes der Abgeordneten vom 22, d. M. er: 
balten. Wenn die Grwiederung auf Meine Botihaft vom 20. b. nur ber 
bereits zur Berathung geftellten Adreſſe einleitend binzugefiigt worben ijt, fo 
ftebt dies Verfahren mit den früher und jett wiederholten Verfiherungen ehr: 
furchtsvoller Gefinnungen gegen Mich nicht im Einklang. Eine Bethätigung 
diejer Gefinnungen kann Ich aud) in der vom Haufe ausgeſprochenen Voraus: 
jebung nicht finden, daß Mir bie Abfichten des Haufes und die Wünſche bes 
Landes nicht der Wahrheit getreu vorgetragen werden. Das Abgeordnetenhaus 
jollte es willen, dap Mir Die Lage des Landes wohl befannt iſt, daß 
Preußens Könige in und mit ihrem Wolfe leben, und daß fie ein klares 
Auge und ein warmes Herz für die wahren Bebürfniffe des Landes haben. 
Auch über die Vorgänge in der Sikung vom 11. ds. war Jh genau und 
wabhrheitsgetreu unterrichtet. Es hätte deßhalb der Ginreichung des ftenogra= 
pbiichen Berichts über dieſelbe nicht beburft, Die Thatfache fteht feit, daß das 
Präfidbium einen Meiner Minifter nicht mur unterbrochen und ihm Schweigen 
geboten, jondern ihm auch durch Vertagung der Sitzung das wieder ertheilte 
Wort fofort entzogen bat. Diefem Acte konnte feine andere Deutung gegeben 
werden, als daß es fi) um eine Anwendung ber Disciplinargewalt bes Prä— 
ſidiums gehandelt habe. In feinen Rüdäußerungen auf die Schreiben bes 
Staatsminifteriums vom 11. und 16. d, hat das Haus ber Abgeordneten es 
vermieden, ich über den Hauptpunft auszufprechen. Auch die Adreffe verjucht 
ihn zu umgeben. Wenn es in berjelben jedoch heißt: „das Haus bat von 
den Miniftern feine Verzichtleiſtung auf ihre verfafjungsmäßige ‚jelbftändige 
Stellung gefordert,“ fo jehe Ich hierin neben dem Anerfenntniß, daß bie 
Vertreter der Krone — wie jelbftverftändlihd — der Disciplinargemalt bes 
Praſidiums überhaupt nicht unterworfen find, insbefonbere die Zufiherung, 
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daß auch das Haus einen umberechtigten Anfpruch im biefer Beziebung mit 
ferner erhebt. Hütte das Haus eine ſolche Aeußerung rechtzeitig gelben, 
würde es feine Veranlafjung zu der grundlofen Beihuldigung gefunden babe 
dak Meine Minifter durch das Abbrechen der perjönlichen Berbandlung mn 
dem Haufe die Erfüllung des Zweckes diejer Seſſion vereitelt bätten. Dans 
würde Ach Meine Minijter baben veranlaffen fönnen, die Verhandlungen mr 
dem Hauſe wieder amfzunehmen, umd von neuem zu verjuchen, ob und in 
weit bdiejelben einem befriedigenden Abſchluß entgegengeführt werden tünm 
Allen das Haus bat in feiner Adreffe jelbft jede Hoffnuna 3 
irgendein erſprießlichee Rejultat der fortgefegßten Verbun: 
(ungen abgeichnitten. Die Adreſſe beklagt, daß in den lebten drai 
naten die Rückkehr zu verfaffungsmäßigen Zuſtänden nicht erfolgt fei. Die 
Minifter haben es an den zur Erzielung eines oefepfich geordneten Eiaw 
haushalts erforderliben Vorlagen nicht feblen lajjen. Sie tragen mar ! 
Verantwortung dafür, daß die Beſchlußnahme über diefelben nicht eriolaı 
vielmehr bat das Haus Zeit und Kräfte auf Beratbungen und Discujncea 
verivendet, deren Tendenz und Form jchon jeit Füngerer Zeit Zweifel an ein 
die Pandesintereffen fördernden Mefultat der Verhandlungen eriweden muma 
Die Behauptung, daß Meine Minifter verfafjungsmwidrige Grundſätze aus» 
ſprochen und betbätigt baben, forwie daß die wichtigften Mechte der Boltsx 
tretung mißachtet und verlekt worden jeien, entbehrt jeder thatfädhlichen : 
gründbung. Es wäre Sade des Haufes geweſen, ben Nachweis dieſer & 
bauptung wenigftens zu verfuchen, und die vermeintlich mißachteten © 
{chriften der Verfaſſungs-Urkunde zu bezeichnen. Im diefer Hinficht wird jet 
nicht8 weiter angeführt, als daß Meine Minifter ihre Mitwirfung zu Fe 
einbarung eines Geſetzes über die Minifterverantwortlichkeit für jetzt abgeichn 
baben. Gbenjowenig wie den frühern Minijtern kann aber den gegemmwärtis“ 
eine Verfaſſungs-Verletzung aus dem Grund zum Vorwurf gemacht werden 


daß fie eine weitere Vertagung diefer Geſetzgebung, für welche ein beſtimm 


Zeitpunft nicht vorgejchrieben ijt, der Intereſſen des Yandes für emtipredes 
halten. Die Haltung, welde die Mebrbeit des Haufes beobachtet bat, jo 
die Beziehungen Preußens zum Ausland in den Kreis jeiner Grörterungs 
gezogen worden find, bat Mich mit tiefem Leidweſen eriült. Man bar " 
auswärtige Politif Meiner Regierung aus dem jchrofjiten Standbpumnft 
innern Partei-Intereſſes beurtheilt, und einzelne Diitglieder des Hauſes baus 
ji jo weit vergefjen, mit Verweigerung der Mittel jelbjt zu einem gevedıs 
Krieg zu droben. Diejer Haltung entipreden die Behauptungen der Are: 
über die auswärtigen Nerbältnifje Preußens und die. daran gelnüpften % 
Ihuldigungen gegen Deine Regierung. Der Wirklichkeit entiprechen fie me 
Die Stellung Preußens iſt nicht ijolirter, als die anderer europäiſchen Staate 
ebenjowenig aber wie die übrigen Mächte kann Preußen jih unter den # 
ebenen Berhältniffen der Nothwendigfeit entziehen, den gegenwärtigen Beltım 
* Wehrkraft ungeſchwächt aufrecht zu erhalten. Wenn gleich Ach nicht x 
fonnen bin, patriotiijhen Beiratb auch in Fragen ber auswärtigen Foo 
von ber Hand zu weijen, jo fann ein joldyer do nur dann von Werth ir 
wenn er jih auf volle Kenntniß aller einichlagenden Verbältnifje umd x 
bandlungen ſtützt. Wird über Nichtbefolgung dieſes Rathe aber Beſchwerdt 
erhoben, jo liegt darin ein unberechtigter Verſuch des Haufes, dem reis jeim 
verfafjungsmäßigen — — zu erweitern. Unter allen Umſtänden iſt ım 
bleibt es ausichliepfih Mein durch Artifel 48 der Verfaſſungs-Urkunde w 
brieftes Fünigliches Recht, über Krieg und Frieden zu befinden. In bie 
wie in jeder andem Beziehung iſt es Peine Pflicht, den auf Geſetz und Mr 
faffung ‚berubenden Umfang Fönigliher Gewalt ungejhmälert zu wahre 
und das Yand vor den Gefahren zu behüten, welche eine Verlegung des Schw 
punfts Unferes gefammten öffentlichen Rechtsbeſtands im ihrem Gefolge babı 
würde. Mit allem Ernſt muß Ich dem Beftreben des Haufes der Abgeott 
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neten entgegentreten, jein verfaflungsmäßiges Necht ber Theilnahme an ber 
Gejepgebung als ein Mittel zur Beihränfung der verfaffungsmäßigen reis 
beit konigl. Entſchließungen zu benügen. Ein jolches Beftreben gibt ſich darin 
fund, daß das Haus ber Abgeordneten feine Mitwirkung zu ber gegenwärtigen 
Tolıtf Meiner Regierung ablehnt, und einen Wechſel in der Perſon 


Meiner Ratbgeber und Meines Regierungsſyſtems verlangt. Dem. 


Artikel 45 der VerfafjungssUrkunde entgegen, wonach ber König die Minifter 
ernennt und entläht, will das Haus Mich nöthigen, Midy mit Miniftern zu 
umgeben, welche ıbm genehm jind; es will dadurch eine verfafjungswibrige 
Alleinherrſchaft des Abgeordnetenbaujes anbahnen. Dieß Verlangen er 
Ab zurüd, Meine Minifter bejiken Mein Bertrauen, ihre 
amtliben Handlungen find mit Meiner Bewilligung geicdhe: 
ben, und Ich weiß es ihnen Danf, daß fie es jih angelegen 
ein laſſen, dem verfafjungswidrigen Streben bes Abgeord— 
netenbaufes nah Macdterweiterung entgegenzutreten. Unter 
der Mitwirfung, welde das Haus Meiner Regierung zu verweigern exflärt, 
fann Ich nur diejenige veritchen, zu welder das Haus verfafjungsmäßig be: 
tuien ijt, da eine andere von ihr weder beaniprudyt werden kann, noch von 
Meiner Regierung verlangt worden iſt. Angeſichts einer ſolchen Weigerung, 
welche überdieß durch ben Geſammtinhalt und die Sprache der Adrejje, ſowie 
durch das Verhalten des Haujes während der verflojjenen vier Monate in ihrer 
Pebeutung klar geftellt wird, läßt eine Mnere Dauer der gegenwärtigen Seffion 
feime Rejultate erwarten, jie würbe ben \nterefjen des Yandes weber feiner 
innern age, noch feinen auswärtigen Beziehungen nad) entiprechen. 
Auch Ach ſuche, wie Meine Vorjahren, den Glanz, die Macht und bie Sicher: 
beit Meiner Regierung in dem gegenjeitigen Bande des Vertrauens unb 
der Treue zwilhen Fürſt und Volk. Mit“ des Allmächtigen Hülfe wirb es 
Mir gelingen, die fträjlid,en Verſuche zu vereiteln, welche auf Yoderung 
diefes Bandes gerichtet find. In Meinem Herzen ſteht das Pertrauen auf 
die treue Anhänglichfeit des preußiſchen Volkes an jein Königshaus zu feit, 
ald daß es durch den Anhalt der Adrejje des Abgeoronetenbaufes erjchüttert 
werben jollte.“ 


. Mai. Das Abg.-Haus vernimmit die Antwort des Königs auf feine 


Adreffe. Cine königliche Botſchaft Fündigt zugleih den Schluß ber 
Eeffion an und entbietet da Haus auf den Nachmittag in ben 
weißen Saal des königl. Schloffes. Der Präfident des Abg.:Haufes 
jhließt die Sitzung „in ber feiten Zuverficht, daß Preußens Volt, 
ohne die Bahnen der ftrengften Gefetlichkeit audy nur einen Augen: 
bli® zu verlaffen, im dem heftig entbrannten Berfaffungsfampf ſich 
treu und fejt um feine beſchworene Berfafjung und feine Vertreter 
Ihaaren und das Palladium feiner durch fie erworbenen Rechte und 
Freiheiten gegen jede verfaffungsmwibdrige Octroyirung 
heilig halten und fchüben wird.” Der Minifter-Präfident v. Bismard 
ſchließt den Landtag mit einer Rede im Namen des Könige: 

„Die Regierung Seiner Majeftät hatte bei ber Gröfinung dieſer 
Situngsperiode den Wunfh und das Bejtreben kundgegeben, ein ein: 
müthiges Zufammenmwirken mit den beiden Häufern des Landtags herzu— 
hellen, Die beitebende Verfaffung und die gemeinjame Hingebung für das 
Wohl des Landes und bie Ehre der Krone war als die Grundlage bezeichnet 
worden, auf welcher diejes Ziel zu erreichen fein werde. Rad) dem Ergebniß 
der Thätigfeit des Landtags in den verfloffenen vier Monaten it diefer Wunſch 
jedoch im Wejentlichen umerfüllt geblieben... . Das Haus ber Abgeorb- 
neten iſt ſchon burch die Kumdgebungen, von welchen ber Beginn feiner Ars 
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beiten begleitet tvar, insbeſondere aber durch bie an bes Könige Majellät u 
richtete Abrefje vom 29. Januar d8, Is. in einen fchroffen Gegenſatz zu & 
Negierung getreten, und obgleih an dasielbe durch den Allerb. Erlaß ro 
3. Februar d. J. bie ernfte Aufforderung ergangen war, fowohl durch Anz 
fennung der in der Verfaffung den verſchiedenen GSewalten feitgelekten Schra 
fen, al® durch Bereitwilliges Eingehen auf bie Iandesväterlihen Abfichten S 
Mai. des Königs das Werk der Verftändigung zu ermöglihen, fo it be 
das Haus in feiner diefer Verfiändigung widerftrebenden Haltung verblieb 
namentlich hat basjelbe durch weitgreifende Verhandlungen über Die au 
wärtige Politik die Wirkſamkeit der Regierung St. Majeftät zu lähmı 
geſucht und dadurch die Aufregung in den an Polen grenzenden Provimi 
weſentlich — Das Haus der Abgeordneten bat nicht Bedenken gett 
gen, den Entſtellungen und Angrijien ber Gegner ber preußiichen Regieru 
Ausdrud zu geben und Beforgniffe wegen äußerer Gefahren und Friegerfiä 
Verwidelungen zu erregen, zu denen die Beziehungen der Regierung Sr. Mo 
zu ben auswärtigen Mächten Feine begründete Veranlafiung gaben. Schliest: 
bat das Haus in der Adreſſe vom 22. be. Mts. der Regierung bie ibm ve 
faffungsmäßig obliegende Mitwirfung überhaupt zu verjagen erflärt; bierm 
ift der Schluß feiner Berathungen unvermeidlich geboten. Die Megierun 
Er. Maj. kann es nur tief beflagen, daß die Erledigung der dem Yanbta 
vorgelegten Finanzgeſetze, und namentlich die zeitige Feititellung des Staat: 
baushaltsetats für das Jahr 1863 auf biefe Weile vereitelt worden tft, um 
behält ſich die Entſchließung über die Wege vor, auf welchen dieielbe 
zum Abſchluß zu bringen fein werden. Die Regierung Sr. Majettät «ı 
fennt den vollen Ernit ihrer Aufgabe und bie Größe ber Schwierigkeiter 
welche ihr entgegentreten; fig fühlt fich aber ftarf in dem Bewußtfein, bat t 
bie Bewahrung ber wichtigften Gitter des Waterlandes gilt, und wirb bak 
auch das Vertrauen feftbalten, daß eine befonnene Würdigung diefer Intereii 
chlieklich zu einer dauernden Verftändigung mit der Yandesvertretung führe 
und eine gebeibliche Gntwidelung unjeres Verfafjungslebens ermöglicht werde: 


1. Juni. Die Regierung erläßt eine Preßordonnanz, durch weld 


die verfaffungsmäßige Freiheit der Preſſe befeitigt wird: 

„1) Die Verwaltungsbehörden find befugt, das fernere Erſcheinen ermer 
inländifchen Zeitung oder Zeitichrift wegen fortdauernder, die öffentliche Rob 
fahrt gefährbender Haltung zeitweife oder dauernd zu verbieten. Gimme Ge 
fährbung der öffentlichen Wohlfahrt ift als vorhanden anzunehmen, nicht bloi 
wenn einzelne Artikel für II ihres Inhaltes wegen zur ftrafrechtlichen Ver 
folgung Anlaß gegeben haben, fondern auch dann, wenn die Geſammt 
haltung bes Blattes das Beftreben ertennen läßt oder babin wirft: du 
Ehrfurcht und die Treue gegen ben König zu umtergraben, ben üffentlichen 
Frieden durch Aufreizung ber Angehörigen des Staates gegen einamder zu 
gefährben, bie Ginrichtungen des Staates, bie öffentlichen Behörden und deren 
Anordnungen durch Bebauptungen zu entjtellen oder durdy) Schmähungen und 
rn dem Hafje ober ber Verachtung auszufeken, zum Ungehorſam 
gegen bie Geſetze ober gegen die Anordnungen der Obrigfeit anzureizen, bie 
Sottesfurdt und die Sittlichfeit zu untergraben, die Lehren, Einrichtungen 
oder Gebräuche einer der hriftlichen Kirchen oder einer anerfannten Neligione: 
gejellichaft durch Spott herabzuzieben. 2) Das Verbot erfolgt, nad vorberiget 
sweimaliger Verwarnung bes betreffenden WVerlegers, buch Plenarbeihlur 
ber Regierung, in beren Bezirke die Zeitung oder Zeitichrift ericheint. 3) Wenn 
ber Regierungspräfident bie Ueberzeugung gewinnt, daß bie Haltung eimeı 
Zeitung ober Zeitfchrift den in F 1 bezeichneten Charakter bat, jo bat er dem 
Verleger berfelben zunächft eine mit Gründen unterftüßte jchriftliche Verwar: 
nung zu ertheilen. Bleibt biefe unb eine nochmalige Verwarnung fruchtlos, 
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jo fan innerhalb der zwei auf die leßte Verwarnung folgenden Monate bas 
Verfahren wegen des Verbotes ber Zeitung oder Zeitichrift bei ber Regierung 
eingeleitet werben. it innerhalb dieſer Friſt die Einleitung des Verfahrens 
nicht erfolgt, jo ift vor jpäterer Einleitung eines folhen eine nochmalige vor: 
berige Verwarnung erforderlich.” 

Beriht des Minifteriums an den König zu Begründung ber Preß— 
erbonnanz: „.. . Je mehr bie Staatsregierung fich genöthigt fah, ben un- 
berechtigten und übertriebenen Grwartungen und Forderungen ber Parteien 
Miberftand zu leiften, deſto leidenichaftlicher und rückhaltloſer mißbrauchte ein 
Theil der Preſſe die derſelben gewährte Freiheit zur heftigften und jelbit ge: 
bäjjigjten Oppofition gegen die Regierung Em. k. Maj. und zur Untergrabung 
aller Grundlagen eines geordneten Staatswejens, ſowie ber Religion unb ber 
Sittlichfeit. An der beflagenswerthen —— der Gemüther, welcher die 
jetzige Lage ber Staatsverhältniffe zuzuſchreiben iſt, trägt unzweifelhaft 
die völlig ungezügelte Einwirkung der Prefje einen großen Theil der Schulb. 
Die pojitive Gegenwirfung gegen die Einflüfje derfelben vermittelt ber con- 
fervativen Preſſe kann jchon deshalb den wünfchenswerthen Erfolg nur theilweife 
haben, weil die meiften der oppofitionellen Organe durch eine langjährige Gewöh— 
nung des Publifums und durch die induftrtelle Seite der betreffenden Unter: 
nebmungen eine Verbreitung befißen, welche nicht Teicht zu bekämpfen ift. 
Die Einwirkung ber Juſtizbehörden aber auf Grund bes Prefgefekes 
vom 12. Mai [851 und des Strafgeſetzbuchs bat ſich als unzureichend er: 
wiefen, um die Ausjchreitungen der Prefje erfolgreich zu hindern. Der Kampf 
wird jeitens ber Ießteren zum Theil auf eine Weiſe geführt, bei welcher bie 
Remedur durch bie Rechtspflege kaum möglich ift. Die gehäſſigſten Angriffe 
und Anfinutionen gegen die Staatsregierung, ja gegen bie Krone jelbft, wer: 
ben mit Vorbedacht jo gefaßt, daß fie zwar für Jedermann leicht verftändlich, 
auch für bie große Matte bes Volkes zugänglich und von verberblichiter Wir: 
fung find, ohne jedoch jederzeit den Thatbeſtand einer ftrafbaren Handlung, 
wie ihn der Richter jeiner Rechtſprechung zu runde legen muß, nachweisbar 
darzujtellen. Oft aud bieten ganze Artikel für ſich nicht die Handhabe zur 
gerichtlihen Verfolgung, während doch der Zuſammenhang berjelben mit ber 
gefammten fonjtigen Haltung des Blattes die Flare Weberzeugung von ber 
verwerflichen und ſtaatsgefährlichen Abſicht gewährt. Cs eriltirt eine Anzahl 
gerabe in ben unteren Schichten ber Benölferung viel gelejener Blätter, welche 
auf ſolche Weiſe täglih bie verderblichiten Yuflaffungen und Daritellungen 
verbreiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß auf bie öffentliche Stim— 
mung und auf bie Sittlichkeit des Volkes üben. Gegen diefe gefährliche Ein- 
wirkung der Preſſe kann eine Remedur nur einireten, wenn neben ber ge: 
richtlichen Verfolgung. einzelner ftraffälliger Kundgebungen ein Blatt auch 
wegen feiner Gefammthaltung zur Rechenſchaft gezogen werben fann, 
wenn ber Staatsregierung bie Möglichkeit gegeben wird, ber ſichtlich und fort: 
dauernd verberblihhen Haltung eines Blattes ein Ziel zu ſetzen. ...“ 


Zugleich ergeht eine Miniſterial-Inſtruktion, ber zufolge 
die Zeitungen über Regierungsmaßregeln nichts veröffentlichen bür— 
fen, wodurch bdiefelben als ungefeßli ober verfafjungsmäßig hin: 
geftellt werben. Angriffe auf die innere und äußere Politik ber 
Negierung follen nidyt geduldet werden: ſelbſt eine Kritik auswär— 
tiger Zuftände wird verboten, infofern hinter berfelben ein Tadel 
der preuß. Politik fi verbergen follte.e Die Regierungen follen 
rüdfichtlo8 und ohne Zögern mit den beiden Verwarnungen vor— 
geben, damit die Zeitungen entweder fi fügen oder fofort ver: 
boten werben Fünnen. ’ 
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4. Juni. Die Stadtperorbneten von Berlin beſchließen mit 6% 
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gegen 14 Stimmen, eine Deputation an ben König zu fenben, ı 
„den König ehrfurchtsvoll vorzuftellen, daß Die im Widerſpruch 
ber Verfaffung eingeführten Beſchränkungen der Preſſe durch Unt: 
drüdung von Zeitungen und Zeitfchriften jeitens der Verwaltung“ 
behörden nicht nur das Bertranen auf bie Geltung ber Berfafig 
und bie Geſetze erfhüttern, fondern auch wichtige Gigentbums:\ed 
tereffen bem freien Ermefjen der Verwaltungsbehörden anbeimgeben 
und tief verlegend in das bürgerliche Leben und Gewerbe eingreifen; 
baß ferner bie Fortführung der Regierung ohne einen geordneten 
Staatshaushalt und der immer tiefergehende Berfaffungsconflict ven 
Gredit und das Vertrauen ber befigenden und gemwerbetreibenten 
Glaffen in immer weiteren Kreifen gefährden, und ihn unterbänigk 
zu bitten, durch fchleunige Berufung des Landtags die Wiederber 
ftellung eines verfaffungsmäßigen Zuftandes herbeizuführen.“ Te 
Magiftrat befchließt am folgenden Tage, fih an der Deputation de 
Stadtverordneten zu betheiligen. Die Stabtverorbneten der beten 
tendften Städte der Monarchie faffen ähnliche Beſchlüſſe oder trei 
fen Einleitungen dazu. 

„Sechs ber verbreitetften Berliner Zeitungen protejtiren über: 
einftimmend gegen die Preßordonnanz, die fie für verfaffunge: 
widrig erflären. Gie erhalten fofort dafür die erſte Verwarnung 
und werben dem Gerichte überwiefen. 


6. „ Rundreiſe des Kronprinzen in ber Provinz Preußen. Tu 


— 


Stadtverordneten einer ganzen Reihe von Städten der Provinz be— 
ſchließen, unter den obwaltenden Umſtänden alle Empfangsſeier— 
lichkeiten zu unterlaſſen und auch keine Deputationen an ibn zu 
ſchicken. In Danzig ergreift der Kronprinz die Gelegenheit, 
fein Bedauern auszuſprechen, daß er zu einer Zeit bergefommen 
fei, in welcher zwifchen Regierung und Volk ein Zerwürfniß eb— 
walte. „Ih habe von den Verordnungen, bie dazu geführt haben, 
nichtd gewußt. ch war abwefend. Ach habe Keinen Theil an den 
Rathſchlägen gehabt, die dazu führten.“ 


„ Fin Erlaß des Minifters des Innern an fümmtliche Negierungen 


verbietet die Berathung von politifhen Angelegen: 
beiten durch die Stadbtverorbnetenvperfammmlungen 
und ordnet die ftrengften Mafregeln dagegen an. In Königebers 
und anderen Städten wird dem Vorfteher ber Stadtverorbneten 
beit 100 Thlr. Buße verboten, die Berathung einer Adreſſe oder 
dergleichen zuzulaffen. In Solingen wird eine Situng der Stadt: 
verordneten, um über die Lage des Landes zu beratben, vom Land— 
rath verhindert. In Eottbus finden bie Stabtverorbneten,, al® fic 
über eine Abreffe berathen wollen, das Sikungslofal gefperrt. In 
Nordhaufen erhalten die Stabtverorbnneten von der Negierung in 
Erfurt einen Verweis, weil fie über eine Adreſſe verhandelt, wenn 
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auch durch motivirte Tagesordnung abgelehnt hatten. Eine von 
Breslau wirklich abgegangene Deputation wird weder vom König 
noch von den Miniſtern empfangen und die abgegebene Adreſſe uns 
eröffnet zurückgeſchickt. Einige Städte protejtiren und wollen. re— 
monſtriren. Nachgerade fügen ſich jedoch alle. Die troß bes Ber: 
bots an den König abgegangenen Aorefjen bleiben unbeachtet. 

. Juni. Die Etadtverordneten von Berlin befchließen, in Zufunft alle 
Adreſſen und Deputationen an das kgl. Haus überhaupt zu unter: 
laffen. 

‚» m Der Brofeffor an der Berliner Univerfität v. Holtzendorff wird 
von der Regierung verwarnt, weil er am 4. d. M. in ber Ber: 
ſammlung des erften Local-Wahlbezirls auf eine Zuftimmungs- 
erklärung zu dem Wirken des Abg.:Haufes angetragen hatte. Kor: 
refpondenz darüber zwifchen dem ultminifter und dem Senat ber 
Berliner Univerfität. 

3. „ Die Stubtverorbneten von Königsberg in der Neumark Ichnen 
alle Empfangsfeierlichkeiten für die Prinzen Albrecht und Friedrich 
Karl ab, mit 9 gegen 6 Stimmen felbft eine Begrüßung. 

7. „ Ar Berlin conftitnirt fi ein „Verein zur Wahrung ber ver: 
faffungsmäßigen Preffreiheit in Preußen“, entfaltet jedoch Feine 
bedeutfame Thätigkeit. 

-— u Während des ganzen Monats find von den Behörden gegen die 
liberale Preffe nad allen Seiten hin zahlreihe Verwarnungen er: 
folgt. In Folge davon ift die Preſſe der Oppofition über innere 
Angelegenheiten faft gänzlich verſtummt. 


4. Juli. Mebdizinalrath und Prof, Möller in Königsberg wird fufpen- 
dirt, weil er den Borfig in einer Verfammlung geführt, melde bie 
heimkehrenden Abg. begrüßt und durch Refolutionen fidy für das 
Abg.Haus ausgefproechen hatte. 

6. „ Ein aus 46 der angefehenften Bürger Kölns beftehendes Comite 
ladet die 3 Präfidenten des Abg.-Haufes, die fämmtlidyen Abg. 
der freifiunigen Fractionen aus Rheinland und Weftfalen und Schulze: 
Delikfh auf den 18. und 19. d. M. zu einem großen „provin—⸗ 
ziellen Bankett” nad Köln ein. Die Regierung hält es nicht für 
ratbfam, die Demonftration zu verbieten. 

3./19. Juli. Das Abgeorbnetenfeft in Köln geftaltet ſich zu einer 
großartigen Demonftration der öffentlihen Meinung am Rhein für 
das Abg.:Haus. 

1. Juli. Tod des Prinzen Friedrich. Die Stabtverorbneten von Berlin 
befhließen mit 34 gegen 26 Stimmen bie Abjendung einer Adreffe 
oder einer Deputation zu unterlaffen. Im Minifterium wird deß— 
halb die Frage einer Auflöfung der Stabtverordnetenverfammlung 
ventilirt. 
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— Hug. Die troß des PVerbotes an den König gelangten Aoreflen te 
Stabtverorbneten einzelner Städte beginnen an biefelben zurüd m 
geben, mit ber Anzeige, daß fie „aus dem kgl. Kabinet ohne berät: 
ſichtigende allerh. Beſtimmung an den Minifter des Innern aber 
geben worben feien.” 

Beſuch des Kaifers von Defterreidy bei dem König von Preusen 
"in Sajtein (f. Deutfchland). 

4. „ Der König lehnt die Einladung zu einem Congreß ber beuticen 
Fürſten ab und ſchlägt dagegen Minifterconferenzen von Wertretern 
der 17 Stimmen bes engeren Rathes der Bundesverfammlun 
vor (ſ. Deutfchland). 

13.—14. Aug. Zwei Depefchen Bismardd aus Gaftein präcifiren vır 
Stellung, weldhe Preußen dem öſterreichiſchen Borgehen in ber be: 
fhen Reformfrage gegenüber einzunehmen gedenkt. (f. Deutſchld) 

7.— 31. Aug. Fürftencongreß in Frankfurt. Collectiveinladung d 
verfammelten Fürften an den König. Neue Ablehnung des König⸗ 
(j. Deutfchland.) 


1. Sept. Schluß des Fürftencongreffes in Frankfurt. Zmeites 
Eollectivfchreiben an. ben König. (f. Deutſchld.) 

» Das ohne die Theilnahme und gegen ben Willen Preußen? 
erreichte Refultat des Fürftencongreffes veranlaßt das Minifterium, 
beim Könige die Auflöfung des Abgeorbnetenhbanfes um 
die Anordnung von Neumahlen zu beantragen. Der König av 


nehmigt den Antrag. 

Bericht des Minifteriums an den König: „... Bir fonntm 
uns nicht verheblen, daß weitere Verhandlungen mit bem gegenwärtige 
Abgeordnetenhbaufe für die Verfländigung über die ſchwebenden Stren 
fragen feine Ausficht boten. Die Stellung, welche die Mehrbeit des Hauie 

zu Ew. Maj. und zu Allerhöchſtdero Regierung eingenommen, und bie fe 
berungen, mit welden dieſelbe in bie verlalfungsmäßigen Rede: 
ber Krone einzugreifen verſucht hatte, ſchloſſen jede Hoffnung ar 
ferneres Zuſammenwirken und auf ein befriebigendes Ergebniß desſelben aus 
Die Lage der Dinge in Ew. Maj. Staaten bat ſeitdem feine Beranlaffun: 
zu einer Aenderung unferer damals von Ew. Maj. gutgebeikenen Antrö« 
geboten ; dagegen find auf dem Gebiete der beutihen Bundbes:Verfaffun: 
Beitrebungen zu Tage getreten, deren unverkennbare Abjicht es ift, dem 
preußiſchen Staate diejenige Macdtftellung in Deutſchland und ir 
Europa zu verfümmern, welde das woblerworbene Erbtbeil ber ruhm 
vollen Geſchichte unferer Väter bildet, und welche das preußiſche Voll fie 
nicht ſtreitig machen zu laſſen jederzeit entſchloſſen geweſen iſt. Unter dieſen 
Umſtänden wird es für Ew. Maj. Unterthanen zugleich ein Bedürfniß ſein, 
bei den bevorſtehenden Neuwahlen der Thatſache Ausdruck zu geben, daß feine 
politiihe Meinungsverfchiedenheit in unjerem Pand tief genug greife, um, 
gegenüber einem PBerfud e zur Veeinträchtigung ber Unabhängigfeit und bt 
Würbe Preußens, bie Sigi bes Volts in ſich und die unverbrüchlich 
Treue zu gefährden, mit welcher dasjelbe jeinem angeftammten Herriherbauit 
anhängt. Die Norgänge ber jüngiten Tage haben uns daher in den im Jun 
* Is. Ew. Maj. allerunterthänigſt unterbreileten Anträgen nur beftärfen 

nnen. .„ .“ 


3. 
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Sept. Wahlaufruf der Fortfhrittspartei: 


» . . Ohne bie Mitwirfung Preußens, ohne bie Theilnahme bes beut- 
ſchen Wolfes haben die beutjchen Fürſten getagt, um eine neue Verfaffung 
bes beutfchen Bundes zu berathen, in welcher weder Preußen noch das beutjche 
Volk die Stellung finden. würden, welche fie nach gefchichtlihem und natür— 
lichem Recht für fi in Anfpruch nehmen können und müffen. Die Minifter 
halten es fir ein Bedürfniß unferes Rolfes, bei den bevorſtehenden Neuwahlen 
der Thatſache Ausdrud zu geben, daß feine politiiche Meinungsverfchtedenbeit 
in unferem Lande tief genug greife, um, gegenüber einem PVerfuche zur Beein: 
trächtigung der Unabhängigkeit und Würde Preußens, die Ginigfeit des Volkes 
in fidy und bie umverbrüchliche Treue zu gefährden, mit welcher bdasjelbe 
feinem angeftammten Herrſcherhauſe anhängt. — Mir, die wir dem Gentral: 
Wahlcomité ber beutichen Fortichrittspartei von Anfang an angehört haben, 
dürfen mit gutem Gewiſſen behaupten, daß es zu biefem Zwecke eines nenen 
Abgeordnetenhauſes nicht bedurft hätte. Das Programm vom 9. Juni 
1861, auf welches bin ſich unfere Partei gebildet bat, und welchem wir 
niemals untreu geworden find, trägt an feiner Spike folgende zwei Sätze: 
„Bir find einig in ber Treue für den König und in ber feften Ueber: 
zeugung, daß die Verfaſſung das unlösbare Band ift, welches Fürjt und 
Volk zufammenhält. Bei ben großen und tiefgreifenden Umwälzungen in 
ben Stantenfuftemen Europa's haben wir aber nicht minder die are Ein: 
fiht gewonnen, daß „bie Griltenz und die Größe Preußens abhängt von 
einer feften Einigung Dentfhands, die ohne gemeinjame deutſche 
Volfsvertretung nicht gedacht werben kann.“  Diefem Programm 
bat unfere Partei in und außer dem Parlament mit Hingebung nad): 


‚geitrebt. Wenn ihr jett der Vorwurf gemacht wird, daß fie in bie ver: 


faſſungsmäßigen Nechte der Krone einzugreifen verjucht babe, fo kann fie 
fih rubig auf das Urtheil der ganzen Welt berufen, welde ihr das Zeugniß 
gibt, daß fie mit Mäßigung und Geduld das verfaſſungsmäßige Recht 
des Panbes vertbeibigt, daß fie nie und. nimmer den Boden bes Gejekes 
verlafjen bat... Die Kordberungen, welche die liberale Partei des fünf: 
tigen Abgeordneten-Hauſes zu ftellen bat, find durch die bisherigen Kämpfe 
zu Aller Bewußtſein gelangt. Es ſind bie folgenden: 1) Volle freiheit ber 
Preſſe und demnach unverzügliche Befeitigung der Verordnung vom 1. Juni 
d. J. M Ausführung des in der Verfaffung zugejagten Geſetzes über bie 
Verantwortlichfeit der Miniſter. 3) Thatfächliche Anerkennung des Ausgabe: 
bewilligungsrechtes des Abg:.Haufes. 4) Refſorm des Herrenhaufes. 5) Ein 
Heer auf volfsthümlicher Grundlage mit zweijähriger Dienitzeit. 6) Deutiches 
Tarlament aus freier Vollswahl. Das find Forderungen, in welche jeber 
ehrliche Freund der verfaffungsmäßigen Monarchie, jeder wahre beutfche Mann 
mit vollem Herzen einftimmen muß. Es find aber auch die forderungen, ohne 
deren Erfüllung bie Zukunft unſeres Landes und unjeres Herrſcherhauſes jebem 
Zufalle der Äußeren Greigniffe preisgegeben iſt. . .“ 


„ Wahlaufruf der minifteriell:feudalen Partei: 


„Die Regierung bat — wie wir aus ben Motiven ber Auflöfungsorbdre 
entnehmen — jich darauf befchränft, mit Beifeitelaffung aller Nebenbinge 
zwei Fragen in ben WVorbergrund zu jtellen: die frage nah ber Geltung 
bes Königthums in Preußen und die Frage nad der Stellung Preu: 
Bens in Deutfhland, und wir glauben den ernften und wohlmeinenhen 
Abfihten Sr. Maj. des Könige am beiten zu entiprechen, wenn wir auch 
unfererjeits den Schwerpunft unferer Action in dieſe beiden Fragen verlegen. 
Wie Se. Maj. der König wiederholt anerfannt,. berrfht nad wie vor 
das unbedingteite Einverſtändniß zwiſchen ber Krone unb 
beren Räthen. Umjonit ijt es alfo jhon um beswillen, die Löfung unjerer 
Krifis, wie dies bie Gegner allein ins Auge zu fallen ſcheinen, in einem 
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Minifterwechfel zu - ſuchen. Aus diefem Grunde glauben wir uns aud n 
unferem Aufruf nicht allein an die Freunde und Anhänger bes zeitigen Miı 
ſteriums, ſondern an alle Diejenigen wenden zu jollen und zu bürjen, weh 
mit uns bie Krone ald ben lebendigen Mittelpunft der preußitchen Berranin 
betrachten und deren Blid hell genug it, um Die unvermeidlichen role 
einer troßigen Wiederwahl nicht zu überjehen. Nur das Königtbum verm 
unfere inneren Wirren zum beiljamen Austrag zu bringen; nur em ſiar 
Königthum vermag auch die Stellung Preußens in Deutſchland zu mahı 
und zu ftärfen, Es ift nur bie einfache Gonfequenz jener inneren Auflebnun 
wenn bie Führer ber beutichen Agitation wie in der polnilchen je 
in ber beutichen Frage ihren parlamentariihen Sieg ‚uber die Krome ı 
bem Rreisgeben ber „Großmachtſtellung“ Preußens in Deuijchland 
erfaufen bereit jtehen. Wir haben indeſſen das Vertrauen zu der Mebru 
unjeres Volfs, daß jein preußiſcher ‘Patriotismus ftärfer iſt als die Kun 
einer unpatriotifchen Demofratie; wir haben bie Hofinung nicht aufgegeht 
daß es nur ber richtigen Stellung ber Frage bedarf, um Das im preufich 
Volke lebendige Bewußtjein der Ginheit mit jeinem Könige überall zum rei 
Ausdrud gelangen zu laſſen. Die neueften Vorgänge in Deutſchland u 
Guropa müfjen jeden Patrioten mehr als je mit der Ueberzeugung erfulle 
daß das eigenſte Werk umnferes Königs und Herrn, bie meue KHeeredcorguf 
ſation, deren Zweckmäßigkeit ſich neuerdings in den an Polen grenzenden di 
vinzen auf das Erfreulichſte bewährt bat, ihrer feſten gejeßlichen Erun 
lage micht Länger entbehren Fann, wenn Preußen nit in Stunden wıhna 
Entſcheidung wehrlos werben fol. . 

15. Sept. Bericht des Staatsminifleriums an ben König über Mi 
deutſche Frage. (f. Deutſchld.) 

Die 7 Berliner Redacteure werden wegen ihres Proteftes geat 
die Preßverordnung vom 1. Juni in erſter Inſtanz freigefprede 
22. „ Antwort des Königs an die deutſchen Fürften, welde bi 

Gollectivfchreiben aus Frankfurt vom 1. Sept. an ihn unterzeihn 
hatten. (f. Deutfchld.) 

„nr. Ein Erlaß des Staatsminifteriums ſpricht im Verwaltungen 
die Aufhebung der Zahlung von Stellvertretungsfoften u 
Staatsfonds für die eine Wahl ins Abg.-Haus annehmenden 3 
amteten aus. 

24. „ Der Minifter des Innern macht den Regierungs:> Präfidente 

| eine an das Staatsminifterium ergangene k. Orbre vom 7. Apr 
befannt, — in welcher es heißt, der König könne ſich der Wahrnehmun 
nicht verfchließen, daß viele mittelbare und unmittelbare Staaté 
beamte fi der Oppofition gegen die Staatsregierung angeſchleſ 
fen, und ſtatt letztere thatkräftig zu unterſtützen, ihr ſogar Schwie 
rigkeiten bereitet hätten, das Wohl des Vaterlandes fordere gebieteriſh 
daß folhen mit der Aufgabe Fönigliher Beamten unverträglicen Be⸗ 
jtrebungen mit allen Mitteln, welche die Geſetzgebung zulaffe, enigegen 
getreten, und die nothwendige Einheit aller Regierungsorgane mit 
vollem Nachdruck angeftrebt werde — und fügt eine Ermahnung an 
die Negierungspräfidenten bei, dem Uebel gründlich und nat: 


haltig entgegenzutreten: 
„Mer als Beamter geihmworen hat, „bem Könige, feinem Alt: 
gräbigften Heren, unterthänig, treu umd gehorfam zu jein“, ift biejes Cie 
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weder als Wähler, mo ch als Gewählter entbumben, und wenn Se. Maj. be- 
ſtimmt den verfafjungsmägigen Weg vorzeichnet, auf weldyem jeine Beamten _ 
ihn begleiten jollen, jo jind Alle zum Sehorfam , diejenigen aber, welche bes 
Königs Gnade aus beionderem | ® tertrauen in Stellen von: pohitiicher Bebeu: 
tung berufen bat, noch außerdem zu thatkräftiger Unterftüßung der königl. 
Staatsregierung verpflichtet.“ 

Sept. Die Regierung fucht die Ausübung des Wahlrechts von Geite 
bes Militärs bei den bevorfiehenden Wahlen möglihft zu verhindern, 

„Der Kronprinz und die Kronprinzeffin verreifen auf längere Zeit 
nadı England. 


‚Oct. Antwort des Königs auf eine Adreſſe der Dorfgemeinde Stein- 
grund in Schlefien, welche zu wiffen wünſcht, ob der König wirflid 
mit dem Minifterium einig ſei und wen fie wählen folle: 

„Wenn bie Gemeinde bei den Wahlen Mir ihre Treue befunden will, jo 
taun Dies nur durd die Wahl folder Männer geſchehen, welde. ben feiten 
Willen haben, Meine Minijter in ber Durchführung der ibnen von Mir 
übertragenen Aufgaben zu unterftügen. Ein feindblihes Berbalten 
gegen Meine Regierung läpt ſich mit ber Treue gegen Meine 
Berjon nidht vereinigen; denn Meine Minijter find durh Mein Ber: 
trauen in ihre Stellungen berufen und haben Mich in der Erfüllung Meiner 
großen und ernten Pflichten zu unterftüßen. Das Werk, deſſen Durchfüh— 
rumg Ich ibnen vor allem aufgetragen babe, ijt die Feitftellung ber Heer 
reseinrihtungen, welde Ach für bie Sicherheit des Vaterlandes als 
nothwendig und im der Erleichterung des Dienſtes für die älteren Wehrmäir: 
zer als nützlich und gerecht erkannt babe. Ich würde die Pflichten gegen 
Mein Bolf verlegen, wenn Ich biejes Ziel nicht mit voller Entſchiedenheit 
erjtrebte. Sobald dasjelbe erreicht ift, wird ber Friede im Lande jich neu 
und bauernd begründen und die Ausführung Meiner Abfichten jür die weitere 
gebeihliche Entwickelung der Gejeßgebung auf dem Boden ber Berfafjung ge: 
ſichert ſein. Daß dahin die Beſtrebungen Meiner Miniſter in Uebereinſtim— 
mung mit Meiner eigenen Willensmeinung gerichtet ſind, darauf kann die 
Gemeinde kraft Meiner Verſicherung vertrauen.“ 

. Kölner Dombanfeft. Der König nimmt nicht daran Theil, nad 
dem Hr. v. Bismard bei der Einladung auffallender Weife über: 
gangen worden war. 

. „Feier der Schladht von Leipzig. Die Entfaltung deutſcher Fahnen 
wird in einzelnen Städten, wie Erfurt ꝛc. von ber Polizei verboten. 
In Berlin find an den königl. Gebäuden nur preußifche Bahnen 
aufgezogen. 

„ Allgemeine Landtagswahlen. Trotz aller Anftrengungen bringt 
die Negierungspartei nur 37 ihrer Candidaten burd. Die Fort: 
ſchrittspartei geht verftärft aus der Wahlurne hervor, die Partei 
des linken Gentrums bleibt fidy ziemlich gleich, die Fathol. Fraction 
verliert einige Sike, die altliberale Fraction erleidet eine vollftän= 
dige Niederlage. 


3 


4. Nov. Das Kammergericht erkennt gegen den Abg. Tweften als Stadt— 
gerichtsrath wegen Unterzeichnung des Wahlaufrufs der Fortſchritts— 
partei auf eine Verwarnung. 
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9, Nov. Eröffnung des Landtags. Die Thronrede des Königs ftell 
dem Conflict mit dem Abgeordnetenhaufe Feine weſentliche Conceſſi 
in Ausſicht: 

„. . Es ij Mein bringendjter Wunfch, daß ben zwilchen Meiner Regieru 
und einem Theil der Yandesvertretung entjitandenen Zerwürfniſſen ein 6 
gemacht werde. Meine Königspflicht gebietet Mir, die Macht und Ka 
Meiner Krone nicht minder wie die verfaſſungsmäßigen Bejugnijje der © 
desvertretumg bodzubalten und zu fchügen. Weber den Umfang und 
Grenzen des, am fich unbeſtrittenen, Rechts der Landesvertretung zur D 
wirfung bei der gejeßlichen Teftitelung des Staatshausbaltsetaie bu 
ſich entgegengejeßte Auffafjungen geltend gemadt. Um zur Ausgleihung d 
jelben zu gelangen, wird Ihnen eine Vorlage gemacht werden, welche beftu 
ift, die Befugniffe der Regierung, für den Fall, daß der Staatsbausbalis 
nicht zur gefeglichen Feititellung gelangt, zu regeln, und der Befürdptung 
gegenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Fa eine umbeichräntte & 
fügung über bie Staatsfonds, ohne Rüdficht auf das Recht der Yandbesvert 
tung, in Anſpruch zu nehmen beabjichtige. Ich babe aber nicht allein für 
innere Wohlfahrt, jonbern auch für die äußere Sicherheit ded Staats Zu 
zu tragen, und muß in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirkung rechn 
: können. Die neue Formation bes Heeres iſt aus dem umabmeislıd 
Bedürfniß hervorgegangen, mit ber gejteigerten Wehrkraft ber Nacdhbarlänl 
gleichen Schritt zu balten, und den wirtbichaftlichen Intereſſen der eigen 
Bevölkerung dur bie Vertbeilung der gejeglihen Wehrpflicht Rechnung 
tragen. Das Heer ift auch nad der Reorganijation, wie ch dieß jdbon | 
ab 1860 an diefer Stelle ausgejprodhen, das preußiiche Voll in Bar 
. und zwar in größerer Wahrbeit, ald zuvor; denn während die verftärfte I 
ganifation der Yinie eine Grleichterung der älteren Yandwebrclajjen mögl 

macht, ijt die Gefammtjtärfe der Landivehr unverändert geblieben. Diele X 

mation bat fi in den verfloijenen Jahren, auf Grund der Bewilligung | 

Landtags während der Situngsperioden von 1860 unb 1861, zu einer daua 

den Staatseinrichtung ausgebildet, deren Beſtand obne bedenkliche Gefäbrtu 

der wichtigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geitellt wert 

fann. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pflicht auf, Meine m 

ber Verfafjung erforderliche Zujtimmung nur einem ſolchen Staatshausbal 

Gtat zu ertheilen, durch weldyen die Grhaltung der bejtebenden SHeereseintn 

tung Vor ejtellt, wird, Um einen geſetzlichen Abſchluß dieſer Angelegenb 

endlich herbeizuführen, wird {bnen der umgearbeitete Entwurf eines Geich 

über die Verpflichtung zum Kriegsdienjt vorgelegt werden. Es iſt feither ı 

Erwartung in Erfüllung gegangen, daß die Durchführung dev Neorganifari 

bes Heeres in den Finanzkräften des Staates fein Hindernik finde, Tie & 

nahmen find, wie befannt, im vorigen Jahre jo ergiebig gewefen, daß fie mi 

nur zur volljtändigen Dedung der Staatsausgaben ausgereicht, ſondern au 

noch einen beträchtlichen Ueberſchuß geliefert haben, über befien Rermendun 

Ihnen Vorſchläge zugehen werden, Zu gleichen Hoffnungen berechtigen au 

bie dießjührigen Stantseinnahmen ; fie werden, ſoweit dieß jetzt zu überieh 

ift, ausreichende Mittel bieten, jänmtliche Staatsausgaben biejes Jabres obı 

Rüdgrifj auf den Staatsihag zu deden. Meine Regierung wird Ihnen d 

Staatshaushaltsetat für das laufende Jahr mit einem Nachtrag unverzügli 

vorlegen. In dem Staatshaushaltsetat für das Jahr 1864, welcher ebenial 

alsbald zu Ihrer Prüfung gelangen wird, ift zwar das jeheinbar vorbander 

Deficit noch nicht befeitigt, derjelbe liefert jedoch dem erjreulichen Beweis, di 

die Staatseinnahmen, ohne die bewährten Grundjäge bei der Beramichlagun 

zu verlafjen, im erbeblihem Maße haben höher angenonimen werben fönnen 
und die Mittel darbieten werden, in allen-Berwaltungezweigen zahlreiche nu 

Bedürfniſſe zu befriedigen, . . . Tie Verhandlungen über bie Fortſetzung de 
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Zollpereins jind zwiſchen ben Vereinsregierungen eröffuet worden. Meine 
Regierung, jejlbaltend an dev Handelspolitif, welche fie im vollen Einklang 
mit der Landesvertretung befolgt, it in biefe Verhandlungen mit dem ernften 
Bejtreben eingetreten, bas Band, welches die materiellen Intereſſen des größten 
Tbeils von Deutjichland umſchließt, unter Aufrechtbaltung des mit Frankreich 
gejchloffenen Vertrags von neuem zu bejejligen, und demmächit,. jobald ber 
Zollverein in feinem Kortbeitand gefichert jein wird, jeine Beziehungen zu dem 
öfterreichiichen Kaiferftaat zu regeln. Um ber von dev Tagesprejfe in ge 
fabrdrohender MWeije beförderten Aufregung im Land entgegenzuwirfen, bat 
Meine provijorifche Verordnung gegen berartige Ausjchreitungen auf Grund 
bes Art. 63 ber Verjafjungsurfunde erlaffen werben müſſen. Dieje Berorb- 
nung wird mit einem Gejegentwurf wegen Abänderung einiger Beftimmungen 
des Preßgeſetzes und Strafgeleßbuchs Ihnen zur verfafjungsmäßigen Beſchluß— 
nahme vorgelegt werden. Die auf die Wieberherjtellung des frühern Königs 
reichs Polen gerichteten aufjtändiichen Bewegungen haben die Ruhe unjerer 
Gränzprovinzen bedroht. Wir dürfen ung Glück wünjdhen, daß die von Mir 
angeordnete Truppenauiftellung und das Früftige Auftreten Meiner Behörden 
Preußen vor ernſteren Nacıtheilen bebütet haben. Der deutjche Bund bat be: 
jchlofjen, auf dem Wege der Erecution diejenigen bundesrechtlichen Forderungen zur 
Geltung zu bringen, welden bie Regierung St. Maj. des Königs von Däne- 
marf in Betreff der Herzogthümer Holftein = Yauenburg bisher nicht genügt 
bat, oder bis zum Gintritt der Grecution nicht genügen wird. Im Fall eines 
den Grecutionstruppen überlegenen Widerjtands ift die Mitwirfung preußijcher 
und öſterr. Streitfräfte in Ausjicht genommen. Sollte diefer Fall eintreten 
und Berwendung außerordentliher Mittel erheiihen, jo wird Meine Regie 
rung bem Landtag deßhalb die erforderlichen Vorlagen machen. Bon dem bie- 
berigen Verlauf der Verhandlungen über bie von ber Faif. djterr. Regierung 
angeregte Bunbdesreform wird Meine Regierung dem Landtag Mitthei: 
tungen zugeben laſſen. Ach babe die Mängel ber beſtehenden Bundesverfafjung 
niemals verfannt, aber zu ihrer Umgeftaltung weder ben gegenwärtigen Mo: 
ment nod die eingefchlagenen Wege für richtig gewählt halten fünnen. Tief 
werde Ich es bedauern, wenn die von Mir gegen Meine Bundesgenoſſen aut: 
geſprochene Befürchtung ſich bewahrheiten jolle: daß die Schwächung bes Ver: 
trauens, defjen die Bundeseinrichtungen zur Erfüllung ihrer Zwede bedürfen, 
und die Unterfhägung der Vortheile, welche fie den Mitgliedern des Bundes 
in der gegenwärtigen Lage Europa's gewähren, bas alleinige Ergebniß von 
Reformwverfuchen fein würden, welde ohne Bürgſchaft des Gelingens unter: 
nommen wurden, Diefe Bürgſchaft aber kann mur ſolchen Refotmen beiwohnen, 
welche, in gerechter Bertbeilung des Einflufjes nah dem Verhält— 
nifje ber Macht und ber Leiſtungen, dem preußiſchen Staat die ihm in 
Teutjchland gebührende Stellung fihern, Diejes gute Recht Preußens 
und mit ibm bie Maht umd bie Sicherheit Deutſchlands zu 
wahren, ſehe Ich als Meine hl. Pfliht an. Meine Herren! Wir ftehen in 
einer bewegten Zeit, vielleicht an der Schwelle einer bewegteren Zufmit, um 
jo dringender richte Ih an Sie die Aufforderung, an bie Löjung Unjerer 
innern — mit dem ernſten Willen ber Verſtändigung heranzutreten. Das 
Ziel klann aber nur dann erreicht werden, wenn die fir die preufijche Monar: 
bie unentbehrliche Macht des königl. Regiments ungeſchwächt erhalten 
wird, und ‘ch von Ihnen bei der Ausübung Ihrer verfaffungsmäßigen Rechte 
"in ber Erfüllung Meiner landesherrlihen Pflichten unterftüßt werbe. Gemein: 
fam haben Wir für Ehre und Wohl des Vaterland zu wirfen. Diefer Auf: 
gabe jind meine Beftrebungen unwanbdelbar und ausjchlieglich gewidmet, und 
in unerjhüttertem Vertrauen auf die Treue Meines Volks hoffe ich dieſelbe 
jo zu löjen, wie Ich es vor Gott verantworten fann.“ 

©. Rov. Das Herrenhaus beſchließt eine Antworts-Adreſſe an den 


König, das Abg.⸗Haus dagegen unterläßt es. Der Minifter des 
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Imern Tegt dem erftern die Preßordonnanz vem 9. Jumi m 
"den Entwurf einer Preßgeſetznovelle vor, mit ber Bemerku 
die Regierung boffe, daß das Haus den Notbjtaud, welcer I 
Verordnung. vom 1. Juni veranlaßte, anerkennen und gleichzeil 
genehmigen werde, baß die Verordnung vom 1. Juni fo lanı 
in Kraft bleibe, bis die beantragte Abänderung des Preßgeiet 
erfolgt und dadurch ein anderer Zuftand in den betreffenden Di 
bältniffen herbeigeführt fei. 


12. Nov. Das Abg.-Haus mählt neuerdings mit 224 gegen 37 Stü 


13, 


13, 


18. 


19. 


LE 


men, welche auf den Gandidaten der minijteriellen Partei fall 
Grabow zu feinem Präfidenten, v. Unrub und v. Bockum-Dolffs 
Vicepräfidenten. 
„ Der Finanzminifter legt dem Abg.: Haufe den Etaatebau 
baltsetat und den Nachtragsetat für 1863, das Budget für 156 
endlih die Weberfiht der Staatseinnahmen und Ausgaben v 
1862 vor. 
„Rede des Ag. Lob. Jacoby am feine Wähler im zweit 
Berliner Wahlbezirt (Hindeutung auf eine Steuerverweigerung a 
das legte Mittel zu Löſung des ſchwebenden Conflictes). 


» Das Herrenhaus ertheilt mit 37 gegen 8 Stimmen d 
Preßordonnanz vom 1. Juni feine Genehmigung und erfläi 
daß es ein bringendes Bedürfniß zur Aufrechthaltung. der öffentlich 
Sicherheit und der ftaatlihen Ordnung fei, jene Verordnung | 
lange in Wirkfamfeit zu erhalten, bis mit Auftimmung beit 
Häufer des Landtags’ anftatt derjelben andere geſetzliche Beſtit 
mungen in Wirkfamfeit treten können. 

» Debatte des Abg.-Haufes über die Preßordonnanz. T 
vom Präfidenten bezeichneten Referenten Simfon und Gneiſt bea 
tragen: 1) Nach $. 63 der Berfaffung der Prefordonnang die Genehm 
gung zu verfagen; 2) nah $. 103 der Berfaffung zu erklären: d 
Preßordonnanz fei weder zur Aufrechthaltung der Ordnung, no 
zur Befeitigung eines Nothſtandes erforberlih, eine Bejchränfun 
der Preßfreiheit überhaupt nicht in Verordnungswege zuläffig, am 
der Inhalt der Preßordonnanz der Verfaffung entgegen. Der Xu 
trag 1 wird mit 278 gegen 39, ber Antrag 2 Abſatz a und 
mit großer Majorität, Abſatz c mit 269 gegen 46 Stimmen an 
genommen. 

» Das Herrenhaus nimmt die ihm vorgefdlagene Adreii 
mit 72 gegen 8 Stimmen an: 

„Ew. Maj. haben mit eben fo viel Milde wie Feſtigkeit es ausgefpraden 
daß von ben Rechten bes Königthums nichts vergeben werben darf... Er 
Maj. in diefen Wegen mit umerjchütterlicher Treue zur Seite zu fteben, wır 
das Herrenhaus fich zur heilig. Pflicht machen... Wir werden auch gern jı 
bem Friedenswerke mitwirfen, welches Ew. Maj. dadurch beabfichtigen, de 
bie Befugniſſe ber Staatsregierung zu Leiſtung der nothwendigen Ausgaben 
für den Fall, daß eine Einigung über den Staatshaushalts-Gtat midt ii 
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Stande gelommen ijt, durch eine neue Gefekvorlage näher geregelt werben 
jollen. Durddrungen von ber Ueberzeugung, daß bie neue Formation bes 
Heeres, welde wir Ew. Maj. Weisheit verbanfen, fich als ebenſo zweckent— 
ſprechend wie den wirtbichaftlichen Intereſſen des Landes förderlich bewährt 
bat unb daher in ihrem Fortbeſtande nimmermehr gefährdet werden barf, 
werden wir den in Ausjicht geitellten Entwurf eines neuen Gejeßes über bie 
Verpflihtung zum Kriegsdienit einer forgfältigen Prüfung unterwerfen. . . 
Die Lage von ganz Europa ift eine bewegte, Die verſchiedenſten, ja ganz 
divergirenden politiichen Anſchauungen haben mit Dank e8 begrüßt, daß Ew. 
Maj. die Ehre und die Rechte Jhrer Krone und Preußens in feiter Hand 
gehalten haben. In der That Fann nur dadurch, daß die Machtftellung 
Preußens und fein provibentieller Beruf für Deutfhland 
alljeitige Anerfennuug findet, die Ginheit, Macht und Sicherheit des beutjchen 
Baterlandes wahrhaft gefördert werden. Wir dürfen mit Zuverficht hoffen, 
daß bie jorgjame Wahrung ber Ehre und ber Rechte Ew. Maj. Krone auch 
bei der kaiſ. öfterr. Regierung die Ueberzeugung hervorrufen wird, baß nur 
im Einverjtändniß und durh gemeinjames Vorgehen mit Preußen das 
Gedeihen und bie ie Deutjhlands zu erreichen ift. . . Unfer Troft in 
mannigfaden Zerwürfniiien und unfere Freude ift, daß Ew. Maj. mit uns 
an bem Bertrauen fejthalten, es ijt noch dasſelbe alte preußifche Volk, welches 
durch Gottes Gnade Ihrer kgl. Regierung anvertraut ift. Das fefte unb 
wobhlwollende Regiment in Gerechtigkeit und Zucht, welches Ew. Maj. aud 
für die Zufunft zugefagt haben, wird — baran zweifeln wir nicht — auch 
Srregeleitete bald auf die rechten Wege zurüdführen. Ew. Maj. werben mit 
Genugthuung ſehen, daß Ihr Volf aud) jetzt noch in Thaten die alte Treue 
zu bewähren wiffen und mit Dank und Preis erfennen wird, wie ihm in 
jeinem Könige der Segen Allerh. Ihrer glorreihen Väter erhalten und 
erneuert iſt.“ 


1. Nov. ine f, Verordnung hebt in Folge des Beichluffes des Abg.: 


2. 
3. 


Haufes gemäß Art. 63 der Verfaffung die Preßordonnanz vom 1. Juni 
wieder auf, 

„» Ernennung von 10 neuen Tebenslänglihen Mitgliedern des 
Herrenhauſes. 

„ Der Kriegsmintfter bringt im Abg.Hauſe ben umgearbeiteten 
Entwurf des Gefeßes über die Verpflichtung zum Kriegsdienfte ein. 
— Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Namens der beiden 
liberalen Bractionen einen Antrag bezüglih der fchleswig-hol- 
fteinifchen Frage ein. (ſ. Dtſchld.) * 

» Preußen und Oeſterreich haben ſich bezügl. der ſchles— 
wig: holfteinifhen Frage im wefentliden verjtändigt und 
geben in der Bundesverfammlung eine gemeinfame Erklärung zu 
Protokoll, nad der fie ihrerfeits entfchloffen find, am Londoner 
Vertrag feitzubalten. (f. Dtſchld.) 

» Das Abg.Haus beſchließt auf den Antrag von Schulze-De— 
liefh und Carlowig, einen Ausſchuß niederzufegen zu Unter: 
fuhung der bei den letzten Wahlen vorgefommenen geſetzwi— 
drigen Beeinfluffung der Wähler und Verkümmerung ber 
verfaffungsmäßigen Wahlfreibeit preuß. Staatsbürger. 


1. Dec, Debatte des Abg.-Haufes über die ſchleswig-holſteiniſche 


Frage. Erklärung des Staatsminifteriums, (ſ. Dtiſchld.) 
10 
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2. Dec. Schluß der Debatte des Mbg.-Haufes über die fhlesmir 


— 


* 


10. 


12. 


14. 


45, 


4 


— 


holſteiniſche Frage. Die Anträge v. d. Heydt (feudale Ara 
tion) und Waldecks (äußerſte Linke) werden in namentlicher Ab 
ftimmung jeder mit 268 gegen 37 Stimmen (die polnifche Fractien 
enthält fi der Abftinnmung) verworfen und der Antrag der Gem 
miffion (Virchow-Stavenhagen) mit 231 gegen 63 Stimmen au 
genommen. (f. Diſchld.) 

» Das Abg.Haus befchliegt nad) dem Antrage der Budget-Com: 
miffion das Budget für 1863 vorerft zurüdzulegen und zunädi 
bas Budget für 1864 feitzuftellen, 


„Identiſche Note Preußens und Defterreihs an die Regierungen 
ber deutfchen Mittel und Kleinſtaaten. (ſ. Diſchld.) 


„ Die Regierung verlangt vom Abg.-Hauſe die Genehmigun; 
zur Cinleitung einer Unterfuchung gegen den Abg. Jacoby wegen 
ber Rede an feine Wähler vom 13. November. 

Unter bem gemeinfamen Drude Defterreih8 und Preußens venwir“ 
die Bundesverfammlung mit 8 gegen 7 St. der Antrag des Ausſchuſſe⸗ 
auf „Decupation” der Herzogthümer und befchließt dagegen den forer: 
tigen Eintritt der „Orecution“ gegen Dänemark „ohne Präjudiz für 
die vom bdeutfhen Bunde innerhalb jeiner Gompetenz m 
faffenden Entjchliefungen über die von mehreren Regierungen ge 
ftellten Anträge in der holfteinifchen Erbfolgefrage* (f. Dtſchld. 


- „Die Regierung ordnet Kriegsbereitfchaft für die Marine an. 


Die Regierung verlangt vom Abg.-Hauſe ein Anlehen ver 
12 Mill. Thlrn zur Beftreitung der außerordentlichen Ausgabe: 
für die wegen ber fchleswig-bolfteinifhen Angelegenheit erforderlichen 
militärifhen Maßregeln, Dem nächſten Landtag fol über die ge 
fchebene Verwendung Rechenſchaft abgelegt werden. Das Hau: 
beichließt, den Gefekesentwurf einer befondern Commiſſion zu 
überweifen. 

„ Das Abg, Haus wählt Grabew mit 253 gegen 25 Stimmen, 
die auf den Bandidaten dev feudalen Fraction fallen, zu feinem 
Präfidenten für den Reit der Geffion. 

„ Die feudale Fraction des Abg.-Haufes ſetzt ein Gegenunterfuchungs: 
comite bezüglich der Wahlen ein. Die Regierung verbietet allen 
Behörden, dem vom Abg.-Hauſe zu Unterfuhung ber Wahl: 
umtriebe eingefegten Ausfchuffe irgend welde Aufjchlüffe zu 
ertbeilen. 

» Verſammlung von Bertrauensmännern der liberalen Partei von 
Rheinland und Wejtfalen in Köln behufs Befprehung der ſchleswig— 
bolfteinifhen Frage. Aufruf derfelben an die Bewohner dieſer 
Provinzen. 

„ Die mit Prüfung bes von der Regierung geforderten Aulehens 

von 12 Mil, Thlru. beauftragte Commifjion des Abg-Haufes 
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trägt mit 15 gegen 6 Stimmen darauf an, eine Abreffe an ben 
König zu richten. 


Dec. Das Abg.Haus nimmt mit 207 gegen 107 Stimmen (die feu: 
dale, die Fatholijche, die polnifhe Yraction und die Yraction ber 
äußerften Linken) die ihr vorgefchlagene Adreſſe an den König an: 


. . . Das Haus der Abgeordneten hat bereits in eingehender Verhand— 
lung die ſchleswig-holſteiniſche Frage erörtert und die Richtung der Politik, 
welche einzuhalten Deutichlands Ehre und Intereſſe nad) unjerer Ueberzeugung 
gebieten, in jeinem Beichluffe vom 2. Dec. bezeichnet. . . . Preußen und 
Deutfchland find demnach verpflichtet, das Erbrecht Friedrich VIII. anzuer: 
fennen, bie Zufammengebörigfeit und Unabhängigkeit der Herzogthümer ber: 
zuftellen, und das deutſche Bundesgebiet von der Anweſenheit Dächer Truppen 
zu befreien. Diejer Verpflichtung jchleunig und wirkſam nachzukommen, hat 
fein anderer deutſcher Staat dringendere Aufforderung, als der preußijche, 
Auf dem Boden der Herzogthümer hat unjer tapferes Heer feine eriten Siege 
feit den Befreiungsfriegen erfochten, und damit jeine Waffenehre für den end» 
lihen Triumph der von ‚ihm ruhmreidy aber erfolglos vertheidigten Sache 
eingejegt. Die Unterbrüdung ber Herzogthümer feit 1851 war bie erjte und 
nothwendige Folge der unbeilvollen Uebereinfunft von Olmüß, deren verderb— 
liche Rüdwirfung auf Preußens innere Zuftände und deutſche Machtftellung, 
von jedem patriotifchen Kerzen bitter empfunden, erft mit ber Befreiung ber 
Herzogthümer wieder getilgt fein wird, Mit tiefem Leidweſen fieht deshalb 
das Haus ber Abgeordneten die Füniglihe Staatsregierung in einer Rich— 
tung wirfen, welde nicht die Bejeitigung, fondern bie Herftellung und 
Kräftigung der Vereinbarungen von 18°%, zur Folge zu haben brobt. .. 
Sie haben von Anfang an feine andere europäijche Bedeutung, als die jchwere 
Gefährdung gerade ber preußiſchen Staatsinterejjen gehabt, fo daß jede preußijche 
Thätigfeit zu ihren Gunſten ein Act der GSelbitzerjtörung genannt werben 
muß... . Das Haus der Abg. wendet fih an Ew. Maj., um bie fchwere 
Schuld von fid abzuwenden, daß es nicht Alles verſucht habe, um eine Po— 
litit zu ändern, welche das Yand auf lange Zeit zu jchädigen droht. Denn 
nach dem Syftem bes Minifteriums müfjen wir fürchten, daß in feinen Hän— 
den die begehrten Mittel nicht im Intereſſe der Herzogthümer und Deutſch— 
lands, nit zum Nuten der Krone und des Landes verwendet werben 
bürften. . ... Darum bitten wir Ew. Maj. ebrfurcdhtsvoll und dringend, von 
dem Londoner Vertrag zurüdzutreten, ben Grbprinzen von Schleswig-Holftein- 
Auguftenburg als Herzog von Schleswig:Holftein anerkennen, und dahin wirfen 
zu wollen, baß ber deutſche Bund ihm in der Befißergreifung und Befreiung 
jeiner Erblande wirkſamen Beiftand leifte. Das Haus der Abgeordneten bat 
feinen wärmeren Wunſch, als einer Politik, welche, getragen von bem Ver— 
trauen ber Nation und ausgeführt mit rüdbaltlofer Hingebung an bie na— 
tionale Sache, dieſe hohe Aufgabe ſich zum Ziele fegte, alle Mittel freudig 
zur Verfügung zu ftellen.“ 

„ Die Regierung bringt im Abg.-Hauſe einen Gefetesentwurf be— 
züglich Feſtſezung des Staatshaushaltsetats ein fürden 
Fall der Nicytvereinbarung zwifchen Regierung und Landtag über 
das jährlihe Budgetgeſetz. Der einzige Artikel des Entwurfs ent- 
hält die Beftimmung, daß der zuleßt vereinbarte orbentlihe Etat 
bis zur Vereinbarung eines neuen, und bie außerorbentlihen Aus: 
gaben, fo weit diefelben für vereinbarte dauernde Zwecke bejtimmt 

ſeien, in früherer Höhe fortdauern follen, 
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19, Dee. Das Herrenhaus genehmigt mit großer Mehrheit die ihm von 
Grafen Arnim-Boytzenburg vorgefchlagene Adreſſe an den Kim 
nachdem ein Amendement der liberalen Minorität, das Die Yet: 
fagung vom Londoner Prototoll forderte, Feine ausreichende Unter: 
ftüßung gefunden bat: 

„5 +. Die Suceeffionsfrage (in Schleswig:Holftein) wird vom deutſce 
Bunde zur Zeit als eine offene betrachtet. In der Berfafliungsirage abc 
jchreitet der Bund durch jeinen Beihluß von 7. Dec. db. J. dem Bertrag- 
bruch Dänemarks gegenüber, nach zebnjährigen Verhandlungen zur ba. 
Diefe Mafregel foll und darf der Frage: wer nunmehr ber redhtmäns 
Herrjcher der Herzogthümer fei? in feiner Weije präjudiziren, Rieman: 
aber kann bejireiten, daß, wenn es jih um Löſung jener tage, um 
falls Preußens Intereſſe dies rechtfertigt, um Durchführung derjelben mit de 
Gewalt der Waffen handelt, Preußens Stellung günftiger jei, wenn Holen 
von beutfchen Truppen, als wenn e8 von dänifchen Truppen bejegt iſt. .. 
Das Herrenhaus geht von dem Grundjage aus, daß, jo wenig der Landes 
vertretung das Recht bejtritten werden kann, auch in ben fragen der Aupere 
Politif ihre Wünfhe und Anfichten der Krone gegenüber auszufpreden 
dies nicht dahin führen darf, diefe Wünſche und Anfichten böher zu ftele 
als die Pflicht: der Krone die verfaffungsmäpige Mitwirkung ber zu jenes 
Zwede nöthigen Mittel zu gewähren. Das Herrenhaus ift jih aber ane 
bewußt, bat jenem Rechte der Landesvertretung: ihre Wünſche und Anjidten 
in Fragen ber Äußeren PBolitif auszufprechen, und denjelben innerbalb ib 
Gompetenz Geltung zu verichaffen, das Ältere Mecht der preufiihen Kömz 
welches der Artikel 48 der Verfafjung aufs Neue betätigt, gegemüberftebt: ım 
Fragen ber äußern Politik, welche in der Negel die Frage über Krieg oder 
Frieden in ihrem Schooße tragen, jelbftändig und endgiltig zu entſcheiden 
Auch das Herrenhaus würde mit Freuden einen deutjchen Fürften ald Herride 
jener beutfchen Länder begrüßen. Auch wir würden, wenn Ew. Maj. nat 
Prüfung des Rechts und der europäifchen Verhältniſſe es im \nterew 
Preußens für gerechtfertigt erachten follten, jenem Wunſche bes deutſchen Belte 
durch die preußiſchen Waffen Nachdrud zu geben, freudig bie biezu nöthiget 
Mittel gewähren. Aber dies kann Fein Grund fein, bie nöthigen Mittel u | 
verjagen. . . . Aus allen diefen Gründen fühlt das Herrenhaus ſich gedrungen 
Gurer f. Maj. ebrerbietigft zu erflären, daß es die unbedingte Genebm 
gung des Gefegesentwurfes über den Geldbedarf für die militärifhen Mai 
regeln in Folge der zwiſchen Deutjchland und Dänemark ſchwebenden Streit 
fragen feinerfeits als eine unabweislide Pflicht erfennt, daß es aber, aus 
“wenn wider Verhofſen berjelbe bie Genehmigung bes andern Haufes nid! 
finden follte, von der Zuverficht erfüllt it, daß die Opferbereitichaft dei 
preußiſchen Volfes, wo es fi um die Ehre und Pflicht Preußens wie um 
den Schuß eines beutjhen Bundeslandes gegen Vergewaltigung Geitene 
Dänemarks banbelt, nötbigenfalls obne ein Belek jene Mittel ge 

währen werbe,“ 


27. „ Der König lehnt die in der Adreſſe des Abg.-Hauſes nieder: 
gelegten Forderungen bezüglich der Haltung Preußens in der ſchles— 
wigebolfteinifchen Frage durch eine vom gefammten Staatsminifterium 
unterzeichneten Antwort ab: 

„. . · Wenn an die Spike dieſer Adrefje ber Satz geftellt worden iſt, 
dab das Haus der Abgeorbnieten bereits die Richtung bezeichnet babe, melde 
einzuhalten Deutſchlands Chre und Intereſſen gebieten, jo will Jh annehmen, 
daß bamit ber Mir nah der Verfaffung und den Gefeken bes Landes zu: 
ſtehenden Entfcheidung über die Beziehungen ber Monardie zum Ausland 
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nicht bat vorgegriffen werben ſollen. . . . Das Haus ber Abg. kann überzeugt 
fein, daß die Richtung, in welcher Meine Regierung bie auswärtige Po- 
litik bisher geführt hat, das Ergebniß Meiner reiflich erwogenen Entichließ: 
ungen ift. Ich babe bie legteren gefakt mit Rüdficht auf die von Preußen 
geichlofjenen Verträge, auf die Gejammtlage Europa's und auf unfere Stel: 
lung in derfelben, aber zugleich mit dem feiten Willen, das beutiche Recht in 
ben Herzogthümern zu wahren und für die berechtigten Ziele, welche Preußen 
zu erftreben bat, erforderlihen Falls mit den Waffen in der Hand einzuftehen. 
An welcher Form und zu welchem Zeitpunft jedes einzelne zur Grreihung 
diefer Ziele führende Mittel zur Anwendung zu bringen fein wird, barüber 
fann die Mir verfallungsmäßig zuftehende Entſcheidung nur von Mir 
Selbit getroffen werden. Die Succeffionsfrage wird burdy ben Deut: 
fhen Bund unter Meiner Mitwirfung geprüft werben, und bem Er: 
ebniß biejer Prüfung kann Jh nicht vorgreifen. Bevor ba: 
jelbe feftitebt, handelt es fih um die Beſchaffung der Mittel für die vom 
deutſchen Bunde bejchlofjenen Grecutionsmafregeln und für bie im Gefolge 
derſelben etwa nötbig werdenden Vertheidigungsanftalten. Die Vollziebung 
des Bundesbeſchluſſes ift eine dem Staate rechtlich und vertragsmäßig 
obliegende Pflicht, und die Gefahren, welche ſich aus derfelben leicht und ſchnell 
entwickeln können, dürfen das Land nicht unvorbereitet treffen. Unter dieſen 
Umſtänden kann das Haus die ſchwere Verantwortlichkeit nicht auf ſich nehmen 
wollen, dieſe ganz unentbehrlichen Mittel zu verſagen, oder ihre Bewilli— 
gung an Bedingungen zu knüpfen, welche in die zweifelloſen Rechte 
Meiner Krone eingreifen. Ich würde es nicht verſtehen, wenn daſſelbe 
Haus, welches Meine Regierung jo lebhaft zur Action drängt, in dem Augen: 
blick und auf bem Felde, wo dieſe Action eintreten fan und muß, bie Mittel 
zu berfelben verfagte. Ich würde e8 um jo weniger verjtehen, als Meine 
Kefinnung und Mein Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welhe Ih zum 
Schute des Rechts und ber Ehre bes Landes fordere, auch biefem Zwede 
entiprehend werden verwandt werben. Jeder Zweifel baran wiber: 
fpriht dem Pertrauen, weldhes das preußiſche Volt in das 
Wort feiner Könige zu jeßen gewohnt ijt. Ach muß das Haus unter 
mabnender Hinweifung auf ben Ernit des Momentes und auf die Wichtigfeit 
der Entiheibung für bie Zufunft des Baterlandes, zu vertrauensvoller Be: 
ratbung der Vorlage vom 18. Dec., und im Hinblid auf bie unaufhaltfame 
Entwidelung der TIhatfachen, zu befchleunigter Bewilligung der für bie Er: 
füllung ber Bunbdespflicgten und für bie Sicherftellung ber Yanbdesvertheidigung 
unabweislidy nothwendigen Anleihe auffordern.“ 

Dec. Preußen und Defterreicy beantragen am Bunde, an Dänemark 
die Aufforderung zu richten, da8 Grundgefeß vom 18. Nov. für 
Schleswig befinitiv wieder aufzuheben, widrigenfall® ber beutfche 
Bund fi durd eine militärische Beſetzung des Herzogthums Schlee- 
wig ein Pfand für die Erfüllung feiner gerechten Forderung ver 
ihaffen würde (f. Deutſchland). 


II. | 
Defterreid). 


3. Jan. Der Abg. Schufelfa Tabet feine Wähler in Wien zu eine 
Beiprehung ein. Der Staatsminifter verbietet die Zuſammenkur 
als ungeſetzlich. | 

9. „ Eröffnung fämmtlier Landtage (außer Ungarn, Siebenbürgen 
Croatien und Benetien). 


17. „ (Siebenbürgen). Zufammentritt ber fähfifhen Nationen | 
verfität. 
* ” Das neue öſterreichiſche Preßgeſetz wird publicirt. | 


„ (Tyrol). Der Bifhof von Briren erneuert im Tyroler Sant: 
tag ben Antrag auf Erhaltung der Glaubenseinbeit. | 


2. Febr. (Sie benbürgen). Die ſächſiſche Nations: Univerfität ſprict 
ſich in einer Adreſſe an den Kaiſer neuerdings für die Reichsein 
heit und die Reichsverfaſſung aus. 

9. „ (Balizien). Der Landtag wird in Folge der polniſchen Wirte 

plöglidy vertagt und nicht wieder einberufen. 

. „ Die öfterreihifche Preffe aller Parteien fpricht ſich einftimmi; 
gegen bie preußifche Convention mit Rußland und gegen eime Cr: 
neuerung ber Allianz mit Preußen und Rußland aus. 

22. „ (Ungarn). Der Judex curiae, Graf Apponpi, ficht ſich durd 
bie immer allgemeiner werdenden Klagen des ungarifchen Handelt: 
ftandes genöthigt, eine Vertrauens-Commiſſion niederzufegen, um die 
Trage zu prüfen, ob die traurigen Erſcheinungen, weldye in ber unge: 
riſchen Handelswelt zu Tage treten, wirklich ihren Grund in den 1861 
wieder eingeführten ungarifchen Handels: und Wechfelgefepen haben. 

25. „ (Tyrol). Der Landtag nimmt nad einläßlicher ziemlich bef: 
tiger Debatte mit 34 gegen 18 Stimmen den Antrag bes Bifhelt 
von Briren in ber Glaubenseinheitsfrage an, Se. Maj. ben Kailer 
zu bitten, er wolle „bei ben eigenthümlichen Verbältniffen Toreld“ 
an bem kaiferlichen Proteftanten- Patente folgende Abänderungen ge 
nehmigen: 
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„1. In Tyrol beſteht Feine Pfarrgemeinde ber evangelifchen Kirche, weder 
augsburgifchen noch belvetijchen Belenntniffes, und es ſoll auch in Zukunft 
in diefem Pande feine alatholiſche Gemeinde ober Filiale ſich bilden dürfen. 

2. Die Goangelifhen, die fih in Tyrol aufhalten, gehören binfichtlich ihres 

öfientlichen Hottesdienites, Kirchen-, Unterrichts:, Wohlthätigleits-Anſtalten, Stif: 
tungen, Fonds und Bereine, hinjichtlih Semeindeverfjammlungen, Gemeinde: 
vertretung und Presbyterium zu der ihnen am nächiten liegenden Gemeinde 
ihres Belenntniffes einer andern öfterreichiichen Provinz. In Tyrol ift ihnen 
nur das Religions-Privat-Exercitium geftattet. 3. Das protejtantifche Bethaus 
in Meran bleibt der Benützung der dort weilenden Nichtfatholifen als Privat: 
ST ratorium anheimgejtellt. 4. Afatholifen Tonnen in Tyrol unbewegliches Ei: 
genthum erwerben, müſſen jedoch von Fall zu Fall ſich die Erlaubniß durch 
ein Landesgeſetz erwirfen.“ Weiter heift e8 in dem Beſchluß: „Der Landtag 
theilt zwar noch immer die Ueberzeugung, daß die Ausnahme-Beftimmungen 
anf rund bes bisherigen geſetzlichen und thatſächlichen Ansnahmszuftandes 
und bes Allerhöchſten Handjhreibens vom 17. Sept. 1859 nad $. 17 der 
Pandesordnung zu fanctioniven wären, betritt jedoch, ohne Yandesrechte auf: 
zugeben, im pflichtichuldigiten Gehorſam den ihm durch den allerböchiten Land— 
tagsabſchied vom 13. Juni 1861 vorgezeichneten Weg des $. 19 der Landes: 
ordnung, ımb jtellt hiemit die unterthänigſte Bitte, Eure k. k. apoſtol. Majeſtät 
wolle dieſen Gegenſtand im Sinne und Worilaule des erwähnten Landtags⸗ 
abſchiedes durch allerhöchſteigene und unmittelbare WW zürdigung 
zu erledigen geruhen.“ 


26. Febr. Feier des Jahrestags der Reichsverfaſſung. Dieſelbe findet dieß— 


28. 


16. 


" 


mal in Böhmen ohne Widerftand, in Galizien nur von Geite ber 
Ruthenen, in Siebenbürgen nur von Geite der Sadjfen ftatt. 

„ Antwort Oefterreih8 auf die Anklage der preußifchen Gircular: 
Depefhe vom 24. Januar, bezüglid der Stellung zu Deutfchland 
(j. Deutichland.) 

März. (Ungarn). Eine Deputation des Peſther Handelsſtandes 
richtet an den Kaifer das Geſuch um Wiederherftellung ber deut— 
fhen allgemeinen Wechſelordnung und um bie Kinführung des 
deutſchen Handelsgeſetzbuches. 

„Giebenbürgen). Der ſiebenbürgiſche Hofkanzler ermächtigt 
den Biſchof Schaguna, einen Congreß der Rumänen einzuberufen. 

„ (Tyrol). Die Abgeordneten aus Wälſchtyrol beantragen am 
Landtage die Trennung bdesjelben in zwei Abtheilungen, die eine 
für Deutfche, die andere für Wälſchtyrol. 

z (Böhmen). Der Landtag verwirft mit 130 gegen 70 Stim— 
men einen Antrag Palacky's und ber czechiſchen Partei auf Reviſion 
des Landtagswahigeſetzes. 

„GVenetien). In Wien werden Conferenzen mit Vertrauens— 
männern aus Denetien zur Berathung eines Lanbesftatuts eröffnet. 

»„ (Vorarlberg). Der Landtag von Vorarlberg fpridht fi) ein: 
flimmig gegen das Jeſuitengymnaſium in Feldkirch aus. 

» (Ungarn). Die Judercurial-Eonferenz in Peſth ſchließt, ohne 
bem Begehren bes Handelsjtandes gerecht zu werben, ihre Bera— 
thungen, indem der Judex curiae, Graf Apponyi, als Ergebniß ber 


— 
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Conferenz conſtatirt, daß die Octroyirung irgend einer geſetzlä 
Maßregel nicht gewünſcht werde und lediglich bie ehebaldigſte S 
rufung einer Commiſſion von Richtern in Ausſicht ſtellt, welche > 
einzelnen Artikel des ungariſchen Wechſelrechts revidiren und eic 
entſprechende Vorlage machen ſoll. 

21. März. (Böhmen). Ein Antrag des Abg. Rieger und ber czechiſches 

. Rartei für Einberufung der Landtage von Ungarn, Croatien, Sre> 

benbürgen und Venetien wird am böhmifhen Landtag mit 15- 
gegen 63 Stimmen verworfen. | 

26. „ (Tyrol). Sämmtlihe auf dem Landtage nicht erfchienene A— 
geordnete Wälfchtyrols legen ihr Mandat nieder. | 

28. „ (Ungarn). Mehr als 50 Mitglieder des Landtags von 1861, 
Magnaten und Abgeordnete, überreichen dem damaligen Führer ber! 
Majorität, Franz Deak, ein Landtagsalbum. Anrede des Barre, 
Eötvös, Antwort Dead. Beide Neben bezeugen, daß die dame 
lige Majorität noch immer auf demfelben Standpunkte fteht und er 
ben Geſetzen von 1848 noch immer entjchieden feſthält. 

29. „ (Ungarn). Diejenigen Pefther Blätter, melde die Neben ver 
Eötvös und Deak vom vorhergehenden Tage mitteilen, werden mit| 
Beſchlag belegt, die Druckereien derfelben verfiegelt. | 


8. April. (Venetien). Schluß der Berathungen ber in Wien wer: 
fammelten Eonferenzen über ein Landesftatut für Venetien. 
»„ n. (Ungarn). Der Judex curiae, Graf Apponpi, wird entlaffer 
und Graf Andrafiy an feine Stelle ernannt, 
12. „ Defterreih unternimmt gemeinfam mit Franfreih und England 


einen erften Schritt bei Rußland zu Gunſten Polens, 

Depeihe des Grafen Rechberg an ben öſterr. Keihäftäträger ir 
St. Petersburg: „Seit ber Niederlage und Zeriprengung ber ibrer Zabl ume 
Organifation nach bedeutendjten bewwafineten Banden darf man annehmen, bar | 
ber Aufitand in Polen auf weniger ernjthafte Proportionen zurückgeführt im. 
Diefe Thatjache, welche bie ruffiiche Regierung der bis dahin auf ihre Würde 
und bie militärifche Chre zu nehmenden Rüdfichten entbebt, geitattet uns 
heute, Ihre Aufmerkfamfeit auf den unbeilvollen Einfluß zu lenfen, welchen 
bie Unruhen in Polen auf unjere eigenen Provinzen üben. An der That if 
es unmöglich, daß Galizien nicht von jo beflagenswerthag Ereigniſſen berübrt 
werbe, wie fie fich in der unmittelbaren Näbe feiner Grenzen erfüllen. Es 
find auf dieſe Weiſe ber kaiſerlichen Regierung ernite Verlegenbeiten bereitet 
worden, und fie muß deßhalb einen ganz bejonberen Werth darauf legen, 
beren Wieberverfehr verhütet zu fehen. Das Petersburger Gabinet wird ohne 
Zweifel ſelbſt die Gefahren ber periodiſchen Zudungen anerkennen, welche Polen 
in Aufregung bringen, und es wird einfehen, daß es an ber Zeit ift, auf bie 
Mittel Bedacht zu nehmen, ihnen dadurch ein Ziel zu ſetzen, daß man ben 
Rußland unterworfenen polnifchen Provinzen bie Bedingungen eines bauer: 
haften Sriebens gewährt. Man würde in biefer Weife unbeilvolle Conſequen— 
zen für ganz Europa und für die unmittelbar unter jenen Gonflicten leiden: 
ben Länder vermeiden; Gonflicte, welche gleich dem, ben wir eben jegt zum 
Ausbruch kommen gefehen, bie unvermeibliche Wirkung haben, in einer für bie 
Eabinette beunruhigenden Art bie öffentliche Meinung aufzuregen, und wohl 
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geeignet find, bebauernswerthe Verwidlungen entftehen zu Yaffen, Sie werben, 
Herr Graf, dieſe Bemerkungen dem Herrn Vicekanzler in der freundfchaft: 
lichſten Form vorlegen und ung in Kenntniß feßen, welche Aufnahme die: 
felben gefunben haben.“ 


) April. (Siebenbürgen) Gröffnung des Rumänencongreffes in 


Hermannftabt. 

»„  (Siebenbürgen.) Ein kaiſ. Decret beruft den Landtag von 
Siebenbürgen anf ben 1. Juli nach Hermannftadbt und erläßt für 
denſelben eine proviforiihe Geſchäftsordnung. Demfelben follen 
namentlicy auch Gefeßesentwürfe über die Durchführung der Gleich: 
berechtigung der rumänifchen Nation und ihrer Eonfeffionen, über 
den Gebraudy ber brei landesüblichen Sprachen im öffentlichen amt: 
lihen Verkehr und über bie endgültige Regelung ber Art und 
Reife der Entfendung der Abgeordneten Sicbenbürgend in ben 
Reichsrath vorgelegt werden. 


. Mai. Frhr. v. Helfert wird feiner bisherigen Stellung als Unter: 


ftaatsfecretär des Unterrichts entlaſſen. 
»„  (Siebenbürgen.) Erlaß einer Amneftie für Siebenbürgen, 


»  (GSicebenbürgen.) Der Kaifer empfängt eine vom Bifchof 
Schaguna geführte Deputation und nimmt die Adreſſe des rumä- 
nifchen Eongrefjes entgegen. Der Congreß ſpricht fih darin für 
das Diplom von 1861 und für die Neichsverfafjung vom 26. Te: 
bruar aus: 

„Diele allergnäbdigite Faiferl. Entichliekung (vom 18. October 1861) wirb 
von uuferer Nation ale ein Document verehrt werben, mit weldhem eine 
neue, jeit lange erjebnte Epoche im politifchen Leben der Rumänen Sieben: 
bürgens zu beginnen bat; als Schlüffel, welcher bie Pforten bes Gebäubes 
des jtaatlihen Syitems dem Groffürftentbum Siebenbürgen eröffnen fol, 
durch welche auch die Rumänen als politiiche Nation eintreten in das Con— 
cert jener Nationen, bie noch allein jenes Gebäude mit Ausichliekung ber 
rumänifchen Nation bewohnen. .. Die Rumänen wünfcen fehnlihit das 
Rommen ber conjtitutionellen Gelegenheit des fiebenbürgiichen Landtags herbei, 
wo fie, erhoben in den lange verdienten Stand einer politiichen Nation, 
mittwirfend mit vereinbarten Kräften an ber Verwirklichung bes conftitu: 
tionellen Principe, an ber Reichseinheit, für welche die fehr getreue rumänifche 
Nation auch ſchon in ben Jahren 1848 und 1849 in — Nationalver: 
fammlungen aus eigenem Antriebe zur Befejtigung des Thrones Ew. Maj., 
zur Gonfolidirung des Kaijerreihs, zur Begründung der öffentlichen Rube, 
zur Befriedigung ber verſchiedenen Bölfer unter bem milden und väterlichen 
Scepter Ew. Maj. eingeitanden ift, von neuem ihre Anhänglichfeit an bie 
von Ew. Maj. fanctionirten conftitutionellen Anftitutionen beweijen können.“ 
— Das Finanzminiſterium begibt 40 Mill. Looſe von 1860 an 
das Haus Rothſchild. 

„ Das Minifterium fordert ben evangel. Oberkirchenrath auf, 
mit Energie bie Vorbereitungen zur Einberufung ber evang. Synode 
zu treffen, damit biefe ben 3. oder 4. Auguft eröffnet werben könne. 
„  (Zyrol.) Intoleranter Hirtenbrief des Fürſtbiſchofs von Trient, 
bezüglich der Säcularfeier des bortigen Concils: „Nachdem Martin 
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Luther, um feine Leidenſchaften zu befriedigen, die Fahne der Em 
pörung gegen die Kirche Jeſu Chriſti erhoben hatte, fchaarten rs 
um ihn bald die verworfenften Menfchen von ganz Europa x. _“ 
— Mai. Der evang. Oberkirchenrath trifjt endlich die Vorbereitungen, 
um die Generalfynode auf den 4, Det. einzuberufen. Sie findet tre 
dem bis Ende December nicht ftatt. 
— Unterhandlungen zwiſchen England, Frankreich und Defterreid 


” 


über einen zweiten Schritt gegen Rußland zu Gunſten Rolent 
Oeſterreich fchlägt dem beiden Weſtmächten 6 bejtimmt formulit 
Forderungen vor, über die es binauszugehen feinerjeitd nicht im 
Falle fei. 


— Juni, (Böhmen) Die Czehenführer Palady und Rieger erkläre 
fi für die Nuffen und gegen den polniſchen Aufftand. 

— „ Beſuch des Herzogs von Coburg in Wien, 

15. „ (Giebenbürgen.) Kaijerliches Refeript an ben am 1. Jul 
zufamnentretenden GSiebenbürgifchen Landtag: 

„.. Außer den im Art, 2 Unjeres Faiferl. Diploms vom 20, Det. 19 
bezeichneten gemeinfamen Angelegenheiten der Gefekgebung, worüber auch dx 
Vertreter Unteres geliebten Großfürftenthbums Siebenbürgen in Gemeinihe 
mit ben übrigen Vertretern bes Geſammtreichs zu berathen haben werden 
ſollen aber alle anderen Gegenjtände der Geſetzgebung verfaliungsmäkig e 
und mit ben betreffenden Yandtagen der einzelnen Königreihe und Länder, 
und zwar in Unferem Großfürftenthbum Siebenbürgen im Sinne feiner frübere 
Verfaffung erledigt werden. Allein nebit noch vielen andern ift namentlis 
jener Theil ber alten Verfaſſung des Großfürftentbums Siebenbürgen, welde 
fih auf die Zufammeniegung bes Landtags bezieht, in Folge ber Aufbebun: 
der Gremtionsftellung bes Adels, der Frohnen und bäuerlichen Yeiftunaen, 
und ber Feſtſtellung gleicher bürgerlicher Pflichten und Rechte für alle Glafie 
ber Bewohner des Landes fo weſentlich verändert worden, daß ein auf im 

» Grundlage des Art. 14 vom Jahr 1790— 1791 einberufener Pandtag, wodurd 
ber größte Theil bes Bolfes von der Ausübung politifher Rechte ausgeichlofie 
worden wäre, ben wahren Lanbdesinterejlen entgegen, micht als eine jold 
wirfliche Vertretung ber gefammten Bevölferung des Landes, ohne Unterichie 
ber Geburt, bes Standes, - ber Nationalität und Religion, angejeben werden 
fünnte und würde, welder das unerläfliche moraliidde Anfehen innewohnt, 
um fowohl die inneren Angelegenheiten Siebenbürgens zur Beiriedigung ala 
dasjelbe bewohnenden Vollsſtämme zu löſen, als auch Unfere wieberbolt aus: 
geiprochene Iandesväterliche Abſicht bezüglich feiner ftantsrechtlihen Verbältnili: 
zur Gefammtmonarchie zur Ausführung zu bringen, Da die im Jahre 1. 
beichlojjene Union des Großfürſtenthums Siebenbürgen mit Ungarn mit volle 
Sejepesfraft niemals zu Stande gefommen und auch factiſch ſogleich auf 
einander gefallen ift, fo haben wir Uns bereits in Unjern Entichliekungen 
vom 20. Oct. 1860 bewogen gefunden, diefelbe unberührt zu laſſen, und nur 
die Mieberherfielung ber fiebenbürgijchen Landesvertretung zu befehlen. In 
— — einer andern geſetzlichen und anwendbaren Grundlage mar e 
eine gebieteriſche Regentenpflicht, für ben auf den 1. Juli d. J. in lnierer 
f. Freiſtadt Hermannftabt einberufenen Landtag eine proviſoriſche Landtag? 
ordnung zu erlajien, und bie Wahlen ber Abgeorbneten für benfelben nad 
ben Behlaniungen biefer Landtagsorbnung vornehmen zu laflen. Nachdem 
Wir feit dem Antritte Unferer Regierung zum erjten Male bie Wertreter 
Unferes geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen landtäglich verſammel 
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haben, würbe es dem Herkommen entfprechen, daß Wir dem Beifpiele Unferer 
Vorgänger glorreihen Andenlens folgend: alle und bie einzelnen im allge: 
meinen und befondern in ihren Rechten, Gefeken, Privilegien, Immunitäten 
und Befreiungen, welche nämlich diefem Unferm Groffürftenthume Siebenbürgen 
von weiland Sr. Maj. dem höchſtſeligen Kaiſ. Leopold J., fei esdiplomatifch, fe 
es durch andere biefem Diplome —— — und Beſtätigungen 
gewährt und verlieben, und auch durch die Nachſolger desſelben —— 
Andenkens, Unſere Vorgänger, bekräftiget wurden, in der Art und Weiſe wie 
dieß zuletzt durch Se. Maj. Unſern Allerdurchlauchtigſten Herrn Oheim, Kaiſer 
Ferdinand I., als König von Ungarn und Böhmen dieſes Namens ben Fünf: 
ten, mittelit eines feierlihen Diplomes, in welches ber Wortlaut bes Leopol- 
binifchen Diplomes aufgenommen wurbe, ftattgefunden bat, nicht nur gnäbig 
bejtätigen, fonbern auch verfichern, biefelben ungeändert aufrecht zu halten und 
bas einzelne gütig Verſprochene aud in Wirflichfeit zu vollführen. Allein ba 
eben auch jedes materielle Gejek nach ben Forderungen ber mit ber Zeit 
mwechjelnden politifchen und nationalen Anterejien ber Staaten und Bölfer 
naturgemäß manchen allmählichen progrefjfiven Aenderungen unterworfen iſt, 
jo find auch in Siebenbürgen bie durch Uns wiederholt bekräftigte und zur 
Geltung gebrachte bürgerliche und politifhe Gleichberechtigung aller Bevölle— 
rungsklaſſen ohne Unterſchied der Nationalität und Religion, ſowie die allge: 
meine Wehr: und Steuerpflicht ſolche werthvolle Thatſachen, welche berechtigte 
wirflihe Anterefjen gefallen haben, und viele Beitimmungen bes durch Uns 
bezogenen Leopoldiniſchen Diplomes und ber darauf gejolgten Entſchließungen 
und Beftätigungen als nidyt mehr ausführbar erjcheinen laſſen. Hiezu fommt 
noch, daß Wir, in ber Grwägung, daß im Angefichte der Goncentrirung ber 
Staatsgewalt in allen Fändern Europa’s bei den höchſten Aufgaben die gemein: 
jame Behandlung für die Machtitellung ber Monarchie ein Gebot unabweis: 
liher Nothiwendigfeit geworden ijt, die Anfprüche der einzelnen Länder mit 
biefem Gebote politiiher Nothwendigfeit ausgleihend, das hochwichtige Recht 
ber Theilnabme an ber Gefeggebung in gemeinfchaftlihen Angelegenheiten auf 
die Gefammtbeit der Länder und Völker Unferes Reiches übertragen haben. 
Wir fünnen daher das Herfommen in Betreff bes Yeopoldiniihen Diplome 
nicht beobachten, weil bie Ausführung fo vieler Beftimmungen besjelben that: 
jählih unmöglich geworben ijt, und es mit ber Gerechtigleit'und Unjerem 
Gewiſſen unvereinbarlich ijt, etwas thatfächlid unmöglich gewordenes zu be: 
ftätigen. Indeſſen wollen wir nad) jener Zuneigung, von weldyer Wir fiir euch 
Lieben Getreuen unb bas ganze Uns theure Groffürftentyum Siebenbürgen 
geleitet werben, zur erwänjchten Beruhigung des Landes offen anerlennen 
und biemit feierlich erflären: daß wenn ber imnere ftaatsrechtlihe Aufbau 
Unieres geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen und jeine Beziehung zu 
Unjerem Geſammtreiche binjichtlich der endgültigen Feitftellung der Art und 
Weiſe der Entjendung der Abgeordneten Siebenbuürgens zum Reichsrathe ver: 
fafjungsmäßig im Vereine mit euch Lieben Getreuen zu Stande gebracht fein 
wird, es er landesväterlichen Herzen zur Befriedigung gereichen werde, 
auf eure allfälligen Wünſche und Bitten hierüber ein feierliches Diplom aus: 
aufertigen, welches auch durch Unfere Nachfolger jeberzeit vor ber Ablegung 
bed Homagiums zu bejtätigen fein wird. . .“ 


uni. Eröffnung bes Reichsraths dur ben Erzh. Karl Lubwig im 
Namen bes Kaifers: 


„nr. . Mit Befriebigung fünnen wir auf bie in ungeftörtem Wechſel fich 
beilfam ergänzende Thätigleit ber Yandtage und ber Vertretung bes Reiches 
bliden. Sie führt uns in Tebensvoller Gefialt dem Gedanken entgegen, ber 
unferen Staatsgrundgejegen innewohnt , in ber nothwenbigen Einheit bes 
Ganzen bie möglichjt freie und ſelbſtändige Bewegung feiner Theile zu be: 
wahren. Nachdem bush bas Faif, Refcript vom 21. April de. 36. auch ber 
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Landtag bes Großfürſtenthums Siebenbürgen einberufen worden iſt, find 
ſich unter ben Königreichen und Ländern, welche Oeſterreichs Scepter vn 
einigt, feines mehr, dem nicht die Bahn zur Theilnahme an den Beratbunge 
ber gemeinfamen Angelegenheiten eröffnet wäre, welche durch das Tiplom veı 
20. October 1860 und das Patent vom 26. Februar 1861 der Reicheverr: 
tung vorbehalten find. Laſſen Sie uns hoffen, daß jene Ueberzeugungen üb 
bie Mittel und Wege zu dem von Allen fehnlichit gewünſchten Ziele, ve 
welchem jüngjt ein loyaler Ausbrud von ben fernen Grenzen bes Reiches a 
bie Stufen bes Thrones gelangt ift, mit fiegreicher Kraft fi weiter ım 
weiter verbreiten und zum allgemeinen Seile ſich bethätigen werden. Uebe 
ſchauen wir bie Verbältniffe des Kaiferftaates, jo werden wir uns ermutbi: 
fühlen, mit Zuperficht an dem begonnenen Werfe auszubarren und vertrauen: 
voll ben kommenden Zeiten entgegen zu geben. Unter ben Segnungen eime 
ungejtörten Friedens hat ber Reichsrath feine erite Seſſion geichloffen; # 
beglüden uns beim Beginne der zweiten und es wird fortan ber Wunsch um 
bas Ziel der eifrigiten Bemühungen ber Regierung Sr. Maj. fein, fie ferm 
ungetrübt bewahren zu können. Gefihert und geichirmt durch freiheitlid 
Inftitutionen ſehen wir auf allen Gebieten des geiftigen und materiellen 9 
bens eine vege Thätigfeit ſich entfalten, bes Reiches Kräfte in rafcherer Eni 
widlung begriffen, jeın Anſehen und feine Machtftellung fi mehr und meh 
befeitigen. Faſſen wir die Lage der Rinanzen in's Auge, fo zeigt fie ım 
befriedigende Kortichritte auf jener Bahn, melde zum Zwede ihrer vollttän 
digen Regelung eingeichlagen worden ift. . . . Se. k. k. apoftolifhe Majeitä 
wünjchen und erwarten, daß die Finanzvorlagen, fobald fie an das Haus de 
Abgeordneten gelangen, geprüft und in vorbereitender Weife beratben werden 
indem bis zu dem Zeitpunfte, mit welchem die Beſchlußfaſſung eintreten kan 
bie — ber Abgeordneten bes Großfürſtenthum Siebenbürgen an be 
Berathungen bes Reiheraths in biefer Seſſion fi gewärtigen läßt.“ 


18. Juni. Zweiter gemeinfaner Schritt Englands, Frankreichs und Defter 


reich® gegenüber Rußland zu Gunften Polens. 

Deiterr. Depeſche: „... Wir find auf diefe Weiſe in natürlicher Folge bası 
veranlaßt worben, im Einvernehmen mit ben Gabinetten von London und Paril 
bie Erflärung des ruffiihen Hofes zu prüfen. Sie erfchienen uns als ben Er 
wartungen entiprechend, welde wir von ber Weisheit nnd ben freifinniar 
Abfichten des Kaifers Nleranber hegten. Das Gabinet von St. Petersburg jelbi 
fhhien in ber That den Wunſch an ben Tag zu legen, in einen Austauid 
von been über die zur Erreichung bes gemeinſamen Zieles unferer Wünſch 
geeignetiten Mittel einzugehen. DOefterreih, Frankreich und Gngland baben 
ſich jomit gemwiffermaßen aufgefordert gefunden, ihre Anfichten in eine beftimm- 
tere Form zu bringen und barüber freundichaftliche Grörterungen mit ber 
ruffifhen Regierung zu pflegen. Bejeelt von dem Geiſte ber Verſöhnung 
welcher unferen erjten Schritt geleitet hatte, haben wir nicht gezögert, ben 
und angezeigten Weg zu verfolgen. Wir haben demzufolge nah ben Br 
dingungen geforfcht, durch welche dem Königreiche Polen Rube und Frieden 
wiebergegeben werben fünnten, und find babin gelangt, dieſe Bedingungen in 
ben folgenden ſechs Punkten zufammenzufaflen, welde wir ber Erwägung 
bes Gabinetes von St. Petersburg empfehlen. I. Bollftändige und allgemeine 
Amnejtie. II. Nationale Vertretung, welche an ber Gefeßgebung bes Lande 
theilnimmt und wirffame Mittel der Gontrole befigt. II. Ernennung von 
Polen zu ben dffentlihen Aemtern in ſolcher Weije, daß eine beſondere natic- 
nale und bem Lande Bertrauen einflößendbe Abminiftration gebilbet merke. 
IV. Bolle unb gänzlihe Gewiffensfreiheit und Aufhebung ber bie Ausübung 
bes Fatholifchen Eultus treffenden Veſchränkungen. V. Ausichließender Ee 
brauch ber polnifhen Sprache als amtliche Sprache in ber Verwaltung, kr 


Juſtiz und bem Unterrichtsweſen. VI. Einführung eines regelmäßigen un 
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geſetzlichen Rekrutirungsſyſtems. Mehrere von den ——— dieſes Pro⸗ 
grammes bilden einen Theil des Entwurfes, welchen das Cabinet von St. 
Petersburg jelbjt feiner Haltung vorgezeichnet bat, andere enthalten Vortheile, 
welhe dasjelbe verheißen oder bat bofjen lafjen; feine endlich überfchreitet 
das Maß beffen, was bie Verträge zu Gunften der Polen feſtgeſetzt haben. 
Bir überlafjen uns baber gern ber Weberzeugung, daß bieje Vorjchläge von 
dem ruifiichen Hofe ald Grundlagen jenes Austaujches von been, wozu ber: 
ſelbe ſich geneigt gezeigt bat, aufgenommen werben. ..“ 


— 29. Juni. (Tyrol). Feier des Jubtläums bes Coneils von Trient. 
Die Glaubenseinheitspartei überreicht der biſchöflichen Verſammlung 
durch eine Deputation eine Adreſſe. 

Juni. Der bisherige Präfident des Abg.-Hauſes, Profeffor Hasner, 
wird zum BPräfidenten des Unterrichtsrathes ernannt. 

» Das Herrenhaus genehmigt die ihm vorgefchlagene Antworts: 
Adreſſe faft ohne Discuffion mit allen gegen 3 Stimmen: 


„Bertrauensvoll der Zufunft ing Auge blidend, wünſchen wir mit Em. 
Maj. die Erhaltung bes ungejtörten Friedens, unter deſſen Segnungen wir 
die zweite Sefjion beginnen. Zwar werfen unbeilvolle Kämpfe in einem 
Nachbarreiche ihre drohenden Schatten über unfere Grenzen; aber wir ver: 
trauen, bie Regierung Ew. Majeftät werbe im Verfolge ihres Vorgehens aud 
fernerhin mit Raatsmännifem Blide inmitten aller trüben BVerwidlungen 
jedem wahrhaft berechtigten Anfpruche bes nationalen und Firchlichen Lebens, 
fowie ben Intereſſen ber Menjchlichkeit ihre thätige Theilnahme widmen, zu: 
gleih aber die Sorge für Erhaltung bes uns jo Foftbaren Friedens mit 
ber Fraftvollen Wahrung ber Integrität des Reichs zu vereinen wiſſen. Mit 
warmer Theilnabme begleiten wir bie erfreulichen Fortſchritte der Verhandlun— 
gen ber Bundescommiffion zur Herftellung einer allgemeinen deutſchen Ci— 
vilprozegorbnung nocd überdies auch darum, weil deren glüdliche Erfolge 
bie alten Fundamente, auf denen Defterreihs Stellung zu Deutſchland 
berubt, neu befeftigen und bie taujendjährige Verbindung in unauflöslichem 
Bundesverbältnifje ftehender Länder noch inniger knüpfen.“ 


„ ine Erklärung von 11 Mitgliedern der czechiſchen Partei, in 
welcher biefelben mit Bezug auf ihre Bedenken gegen die Compe— 
tenz des Neichsrathes die Gründe darlegen, weßhalb fie an befjen 
Sigungen nicht theilnehmen lönnen, wird vom Abg.: Haufe nicht 
anerkannt. — Beginn der Adreßdebatte im Abg.-Hauſe, Rebe 
Grocholski's über die polnische, Nede Berger’s über die beutfche Frage. 


„ Vortfeßung der Adreßdebatte im Abg.- Haufe. Trotz einer Er: 
läuterung des Abg. Grocholsli zu feiner MNede vom vorigen Tage 
wird ein Amendement des Abg. Herbit zu dem Pafjus über Polen 
angenommen: | 

„Das Abgeordnetenhaus erfennt in dem gemeinfamen Vorgehen Dejter: 
reihe mit England und Frankreich in den gegenwärtig ganz Europa bewe— 
genden Angelegenheiten des Königreichs Polen einen Ausdrud weifer unb 
‚gerechter Politit nach Außen, und wenn bie Faiferl. Regierung, unveränderlich 
jejtbaltend an der Antegrität des Reiches, für die Forderungen ber 
Menſchlichkeit und die gerechten Anfprüche eines ſchwer mißbandelten Nachbar: 
jtammes auf Sicherung feiner nationalen und religiöfen Bebürfniffe mit ans 
deren Mächten das Wort erhebt, jo wurde damit nicht nur ben Sympathien 
und Wünfhen ber Bewohner Defterreihs entjprochen, ſondern e8 werben auf 
diefem Wege auch die wahren Intereſſen bes Reiches und ber Weltfrieben ge— 
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fördert. Wir erblicken mit Freude hierin einen neuen Beleg, daß bie tancl 
Regierung ein Spftem ber äußeren Politik angenommen, in welchem mu % 


Intereſſen der Völfer des Reichs maßgebend find.“ 


Rede des Grafen Rechberg über die Leitung der auswärtigen 
Politil. Ein Amendement des Abgeordn. Winterftein bezüglid ve 
Zollfrage:: 

„Mit nicht minder reger Theilnabme jieht das Abgeordnetenhaus den S 
folgen jener Bemühungen entgegen, welche die Faijerl. Regierung zur D% 
rung ber öjterreichijchen Rechte und nterejjen der Umbildung des Ham 
vertrags mit den Zollvereinsjtaaten gewibmet bat“ 

und ein Amendement des Abgeordneten Brinz bezüglich der das 
ſchen Frage: 

„Mit reger Theilnahme verfolgt das Abgeordnetenhaus die Bemübung 
ber Faijerl, Regierung, die Reform des deutſchen Bundes zur Wirflichter m 
machen, um damit dem innern Bedürfniß eines großen Theils der ättere 
chiſchen Staatsbürger und ber Machtjtellung des ganzen Reichs geredi m 
werben“ 

werden verworfen und dagegen der Ausfchußantrag angenommen: 

„Mit reger Theilmahme verfolgt das Abgeordnetenhaus die Bemühunse 
ber Faiferl. Regierung, die Verbältnijje des deutihen Bundes un 
feiner Zollgebiete in entiprechender Weije fortzubilden, und damit de 
Anſchauungen eines großen Theils feiner Staatsbürger und ber Machtiielum 
des ganzen Reichs gerecht zu werben,“ 


27. Juni. Schluß der Adreßdebatte. Der Abg. Schindler bedauert, hf 


das verſprochene Gefeg zur Regelung der confeffionellen Verhältniik 
nod) nicht vorgelegt fei. Der Staatsminifter antwortet, eine Com 
mijfion zu Regelung der confeffionellen Verhältniſſe, welche au 
drei Katholiken und drei Proteftanten unter feinem VBorfige zuiam 
mengefegt gewejen, fei im der freifinnigiten Weife vorgegangen un 
es fei alle Ausficht vorhanden, daß die Miffion des Bifchofs Feßle 
nad Rom zu einem guten Refultate führen werde; der Gejetet 
entwurf werde feiner Zeit dem Reichsrathe vorgelegt werden. Te 
Schluß der Adrefje wird nady dem Antrage des Ausſchuſſes ver 


genommen: 

„Der erfreuliche Aufihwung auf dem Gebiete des geifligen und wmaterielen 
Lebens unter dem Schirme freibeitlicher mftitutionen wird feine fruchtbrin 
genden Rüdwirfungen nicht vermijjen laſſen; je mehr dieſe Inftitutionen nd 
entfalten und einleben, je mehr ihr Geiſt auch die Wirkſamkeit aller Regie 
rungsorgane durchdringt, defto ficherer werden dieſe Rüdwirfungen fein. De’ 
geiftige Leben bedarf aber auch einer weiter fchreitenden Reform bes Unter: 
richtsweſens, und das Abg.-Haus kann nicht unterlaflen, eine dem gegen 
wärtigen politiihen Inftitutionen des Staates entjprechende Regelung dei 
Bereinsrechtes, jowie der Verbältniffe der Confeſſionen umter ſid 
und zur Staatsgewalt als eine dringende Nothwendigfeit voranzuitellen. Ti 
wirthſchaftlichen Intereſſen erbeiichen die endlihe Vornahme der ſchon in der 
abgelaufenen Seſſion in Ausjicht geftellten Aenderung der Zinsgejefgebung: 
die Eijenbahnen bedürfen der Ausdehnung und VBervollftändigung, dam 
neuer legislativer Beſtimmungen, um, ohne den Unternehmungsgeift zu Kb 
men, die Vortheile dieſer Verkehrsmittel der Bevölkerung ergiebiger zuzuwen 
ben, namentlich aber der Vollsvertretung bei der Errichtung neuer Linien der 
ihr gebührenden Einfluß zu fihern. Mehr noch als auf anderen Gebieten 
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ber Juſtizgeſetzgebung erachtet das Abgeorbnetenhaus Reformen auf jenem 
des materiellen Strajrechts fir nothiwenbig, und wenn das Auftanbefom:- 
men eines volljtändigen neuen Strafgejepes für die nächte Zukunft nicht ge: 
wärtigt werden kann, jo erjcheinen jene Abänderungen um jo bringlicyer, 
welche alsbalb audy) ohne vollitändige Revijion des Strafgeſetzes ausführbar 
jind, und alljeitig als ein unabweislicyes Bedürfniß anerkannt werden. Auch 
erfordert die Heiligkeit des Rechts und die Würde feiner Pflege eine geänderte 
Stellung der Richter, um ihnen ihre volle Unabhängigkeit zu ſichern.“ 


Juli. Antwort Rußlands auf die öfterr. Depefchen der drei Mächte 
bezügli Polens: Verſuch einer Trennung Dejterreih® von ben 
Weſtmächten (f. Rußland). 

» Da die 11 czechiſchen Mitglieder des Abg.-Hauſes der Auffor: 

rung zu erſcheinen, nicht entfprodyen haben, fo wird ihr Mundat 

vom Abg.:Haufe für erlojchen erklärt. 
(Siebenbürgen). Eröffnung des Giebenbürgifchen Landtags 
in Hermannftadt. Die magyariihen Mitglieder erfcheinen nicht. 
Der Finanzminifter legt dem Abg.-Hauſe das Budget vom Nov. 

1863 bis Ende 1864 ver. 

Deiterreid lehnt den Trennungsverfud, Rußlands in einer Dep. 
nach Paris und London entſchieden ab: 

„Die Depeſche des Fürjten Gortichafoff berührt drei Punkte, weldhe ganz 
befonders Dejterreich betreffen, und über welche die Faijerliche Regierung ſich 
mit Entſchiedenheit ausſprechen muß, bevor fie fih mit den Regierungen von 
England und Frankreich über die Haltung ins Einvernehmen feßt, welche die 
drei Mächte in Folge der rufjiichen Antworten anzunehmen für gut finden 
werden. Ich will nicht unterjuchen, ob ein geheimer Gebanfe den Fürften 
Gortſchakoff beim Schreiben der drei Paffagen, um welche es ſich banbelt, 
leiten koönnte. Ich beſchränke midy darauf, zu erflären, daß biejelben geeignet 
find, ein zweideutiges Licht auf die Abjichten Defterreihs zu werfen und es 
in eine Stellung zu bringen, welche es nicht annehmen fünnte. Die brei 
Stellen der ruſſiſchen Depejchen, welche jofort eine Bemerfung erheifchen, find 
folgende: 1) jene, wo Fürſt Gortſchakoff andeutet, daß unſere Depeihe vom 
18. Juni die Weigerung Rußlands, einer Gonferenz beizutreten, vorahne und 
jo zu jagen zum Voraus billige; 2) wo eine Art von Gleichſtellung zwiſchen 
den polniſchen Provinzen des öjterreichifchen Kaiferftaats und dem im allge: 
meinen mit bem Namen bes Königreichs Polen bezeichneten Lande aufgejtellt 
wird; 3) endlich jene, wo die rufjiihe Regierung vorjchlägt, ſich mit Oeſter— 
reih und Preußen in’s Ginvernehmen zu jegen, um das Loos ihrer betref: 
fenden polniſchen Unterthanen fejtzuftellen. Ich erfuhe Em. ꝛc., ſich gegen 
Herrn Drouyn de Yhuys (Lord Ruſſell) ſehr bejtimmt auf jolde Weife aus- 
zuſprechen, daß fein Zweifel über die Geſinnungen ber faif. Regierung übrig 
bleibe. Was die Konferenz betrifft, jo conftatirt unjere Depeche vom 18. Juni 
an ben Grafen Thun einfach eine klare Thatfache, indem fie zu verjtehen gibt, 
daß der Zuſammentritt berjelben von ber Theilnahme Rußlands abhängt. 
Es ift in ber That Far, daß man nicht in Gonferenz mit Rußland verhan— 
bein fünnte, wenn diefe Macht es ablehnt. Daraus folgt jedody nicht, daß ein 
ſolches Ablehnen von uns gebilligt werde. Der Vorjchlag einer Gonferenz ift 
im Gegentheile nach unjerer Anjicht für die rufjiihe Regierung volllommen 
annehmbar. Wir haben übrigens den Grafen Thum bereits telegraphiſch be= 
aufiragt, fih in diefem Sinne auszufprechen und bieje irrige Auslegung un 
jerer Depeiche zu berichtigen. Was die Gleichjtellung zwiſchen Galizien und 
dem Könige. Polen anbelangt, jo müjjen wir jede Injinuation dieſer Art „mit 


” 
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Entſchiedenheit zurüdweifen. Was endlich die von Rußland — 
Form der Vereinbarung betrifft, jo haben wir bereits in Petersburg ef 

daß das zwijchen den drei Gabinetten von Wien, London und Parie br 
ftellte Einverſiändniß ein Band zwijchen benfelben bildet, von welchem Delterm 
fih jept nicht loslöfen fan, um abgefondert mit Rußland zu unterbandein 


22. Juli. (Siebenbürgen). Die magyarifhen Mitglieder des Lard 


tags (44 Mitgl. und 7 Regaliften) beurlauben ſich gemeinjhaftus 
beim kaiſ. Statthalter, Grafen Erenneville. Baron Kemeny, Grid 
Miko und Biſchof Haynold wollen ſich mit einer Denkſchrift nad 
Wien begeben. Zugleich veröffentlichen fie eine Erklärung übe 
ihren Schritt: 

„Wir find tief durchdrungen von ber hohen Wichtigfeit jener Kram 
beren Pöfung durch den einberufenen Landtag angebahnt werden joll. Une 
biefen verdienen vor allen jene bejondere Beachtung, welche die zreftitellum 
der gegenfeitigen Verhältniffe ber verjchiedenen Nationalitäten des Baterlanı« 
behandeln. Wir wünfchen es aufrichtig, daß die nationale, confefjionelle == 
individuelle Gleichberechtigung aller in unjerem Vaterlande wohnenben %r 
tionalitäten und unter diefen jene ber Rumänen verfündigt und gefden 
werde. Daß dies mit gewifjenhafter Aufrechterhaltung der Einbeit und Bür 
bes Vaterlandes und auf geſetzlichem Wege vollzogen werde, wollen wir um 
jo mehr, weil es unfer höchſter Wunſch ift, daß die im Herzen bes Zum 
lanbes fo lange entbehrte Eintracht hergeftellt, daß ber Wille und bie Krce 
fümmtlidher Bürger des Baterlandes, welcher Sprache und Goniefjion fie immz= 
angehören mögen, für die Beförderung des allgemeinen Wohles gemonn= 
werden. Wir balten die oberwähnten wichtigen Yöjungen ohne Aulopfeng 
ber verfafjungsmüßigen Freiheit nicht nur für möglich, jondern wir erachten de 
Wahrung ee conjtitutionellen Freiheit als das einzige erfolgreiche Mund 
mit deſſen Anwendung bie Löſung und Sicherſtellung ber bereitd ermwähne 
nationalen und anderer hochwichtiger Fragen erreicht werden kann. Mit v 
taufendjährigen Bafis unferer Verfaffung find auf die neueren Zeiten wr 
ſchiedene Inſtitutionen, Nechte und Geſetze überfommen, deren auf geieglihe 
Wege zu erfolgende Abänderung, Erſetzung durch neue, oder gänzliche Au 
bebung zur Nothwenbigfeit geworden if. Dies glaubt und weiß Nieman 
befier als wir; allein wir find eben fo feft überzeugt, daß es das gefährlich 
Beginnen wäre, wenn mit ben eine Abänderung erheiſchenden njtitutiomen 
Rechten und Gefegen zugleich die Grundfeſten unferer Verfaſſung erſchũttert oder 
gar umgeftürzt würden. Dieje Grundlagen bilden die unentbehrlihen Garantien 
eines jeden freien Staates; dieſe Grundlagen, und nur dieje find geeignet, 
um auf benjelben das Gebäude der conftitutionellen Freiheit, der nationalen, 
confeffionellen und individuellen Gleihberechtigung aufzuführen Wir br 
trachten nur eine ſolche Löſung für berechtigt, Nidlich und beilfam; zu em 
entgegengejegten Löfung find aber, unferer Ueberzeugung nad, weder wir ned 
Andere berechtigt. Wir würden gegen die Berfaffung und die Geſetze unfere 
Vaterlandes fündigen, wenn wir in einem Landtage unjere Sitze einnähmen, 
welder mit wejentliber Verlegung unjerer Verfaſſung zu Stande 


, —— iſt, über welchen die meiſten zur Vertretung berechtigten Körper: 


haften unferes Vaterlandes fih in gleihem Sinne geäußert haben, Bir 
würden unfere conftitutionelle Freiheit noch ſchwerer verlegen, wenu wir an 
ber unferer obbegründeten Ueberzeugung ſchnurſtracks entgegenjtehenden Yöluns 
der objhwebenden Fragen uns betbeiligten.“ 


23. Juli. (Siebenbürgen). Der Siebenbürgifhe Hofkanzler erklärt 


burd) Zufhrift an den Landtag die Ernennung des römiſch-kathel 
Biſchofs Haynold zum Mitgliede des Landtags als Regaliſt auf Be 
fehl des Kaifers für erlofchen, 


; Yuli, Das Abg.-Haus vertagt fi auf unbeftimmte Zeit, nachdem es 


einen Finanzausſchuß eingefeht hat, 


„Aug. Der Kaifer ladet fümmtliche deutſche Fürften zu einem Con: 


”„ 


” 


grefie behufs Berathung der deutfhen Bundesreformfrage nad) Frank— 
furt ein (ſ. Deutſchland). 


(Benetien). Hirtenbrief des Biſchofs von Verona gegen das 
(offizielle) Giornale di Verona. 

(Siebenbürgen). Ein kaiſerl. Refeript wegen des Austritts 
der Magyaren aus bem Landtag und Anordnung von Neumahlen, 
erflärt, daß der Kaifer die „negative Haltung” der Ausgetretenen 
mit um fo größerem Bedauern und Mißfallen bemerft habe, als 
die Gewählten, wenn ihre politifcdye Ueberzeugung ihnen die Theil: 
nahme verboten, gar fein Mandat hätten annehmen follen. Sollten 
bie Ausgetretenen von neuem gewählt werben, fo werde von ihrer 
Loyalität erwartet, daß fie ihrer neuerlihen Berufung Folge leiſten, 
eventuell das neue Mandat fogleih ablehnen werben. 

Dritter gemreinfchaftlicher Schritt Englands, Frankreichs und 
Defterreich8 gegenüber Rußland zu Gunften Polens: 

„Defterreihiihe Depeſche: „Wie ich zu Ihrer Kenntniß gebracht 
babe, bedauert bie. Faif. Regierung lebhaft, daß Rußland nicht in befriedigenber 
Weile auf die Eröffnungen geantwortet, hat, welche Defterreich, im Vereine 
mit Franfreih und Großbritannien, in St. Petersburg gemacht hatte. In 
ber That ſtimmt Fürft Gortſchakoff den als Grundlage ber Unterhandlungen 
vorgejchlagenen jehs Punkten nur unbeftimmt bei. Gr beftreitet bie Zweck— 
mäpigteit zu deren jofortiger Anwendung zu jchreiten, vor ber völligen 
Wiederherſtellung der materiellen Ordnung. Der Herr Vicekanzler fcheint zu 
glauben, daß bie bloße Beiprehung diefer Grundlagen die Durchführung ber 
zur Wiedereinführung der Autorität ber Regierung in Polen ergriffenen Maß: 
regeln beeinträchtigen Fönnte, Die Mitwirkung ber Mächte würde zudem ben 
zu faſſenden Beihlüffen das Gepräge einer Einmengung in bie inneren An- 
gelegenbeiten Rußlands geben, welche das Gabinet von St. Petersburg nicht 
zugeben möchte... Der rufjiihe Hof verweigert ſonach, eine Gonferenz ber acht 
Mächte anzunehmen, welche die Wiener Gongreßacte unterfertigt haben. In— 
bem bas ruſſiſche Gonmvernement bie in * Acte erwähnten allgemeinen 
Grundſätze als außer Betracht ſtehend anſieht, würde daſſelbe nur zu einem 
directen Einverſtändniſſe mit den Höfen von Oeſterreich und Preußen einwil: 
ligen, um bie rejpective Lage ihrer polnischen Befißungen, auf welche fich bie 
Stipulationen von 1815 ausdehnen» mit ben Forderungen ber Gegenwart und 
ben Fortſchritten ber Zeit in Einklang zu bringen. Herr Fürſt Gortſchakoff 
hat ums überdieß bemerflid) gemacht, daß dieſe Verfahrungsweile dem im 
Sabre 1815 eingehaltenen Vorgange entiprechend wäre. Die Faiferlihe Re— 
gierung muß conftatiren, daß in der Mehrzahl dieſer Punkte ihre Meinung 
von der des rufjifchen Gouvernements abweicht. . . . Indem wir fo unjere 
Anfichten dem Fürjten Gortfchafoff mittheilen, erübrigt uns, eine gebieterifche 
Pflicht zu erfüllen, nämlich feine ernitefte Aufmerkfamteit auf die Wichtigkeit 
der Yage und bie Verantwortlichfeit zu Ienten, welche bdiefelbe auf Rußland 
ladet. Dejfterreich, Frankreich und Großbritannien haben die bringenbe Noth— 
wenbigteit hervorgehoben, einer Sachlage ein Ende zu ſetzen, welche beflagens- 
werth und voll Gefahren für Europa iftz fie haben zu gleicher Zeit bie Mittel 
bezeichnet, welche nach ihrem Dafürbalten angewandt werben müfjen, um zu 
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dieſem Ziele zu gelangen, und fie haben ihre Mitwirkung angeboten, = 
baffelbe ficherer zu erreihen. Wenn Rußland nicht alles thut, was ven ii 
abhängt, um bie gemäßigten und verjühnenden ntentionen ber brei Rü 
zu unterjtügen, wenn es auf ben Weg, welder ihm durch freundliche Wa 
jchläge amgezeigt wird, nicht eingebt, hr ſetzt es fich ben jchweren Folgen a 
weldye die Verlängerung der polniſchen Wirren nad) ji ziehen fan.“ 
17. Aug. Der Kaifer eröffnet den Congreß der deutſchen Fürſten 
Frankfurt und Tegt bemfelben deu Entwurf einer Reformacte ! 
deutfchen Bundesverfaffung vor (f. Deutſchland). 
20. „ (Siebenbürgen) Eine Saiferl. Entſchließung erklärt 
Collectiveingabe der nicht in den Landtag eingetretenen magpariit 
Mitglieder als weder in materieller, noch felbft in formeller 3 
ziehung zu einer weiteren amtlihen Verhandlung geeignet, ind 
die, Unterfertiger diefer Eingabe durdy ihren verweigerten inte 
in den Landtag nur mehr als Privatperfonen erſcheinen, felal 
nicht berufen feien, vermeintliche ftaatsrechtlihe Anfprüche des Grı 
fürftenthums Siebenbürgen oder einzelner Claſſen der Bewmchn 
berjelben gegenüber der Krone geltend zu machen. 
(Siebenbürgen). Der Landtag nimmt in britter Lefung a 
ftimmig. eine Adreſſe an den Kaifer an, in der er erflärt, „| 
weitaus überwiegende Mehrheit des Landes lege einen hohen Wer 
auf die Jahrhunderte laug bewahrte Selbftändigfeit des Lanıbes ı 
eines befondern unabhängigen Gliedes der ungarifhen Krone u 
könne demnach die 1848 befchloffene Union in Uebereinjtimmu 
mit der im k. Referipte enthaltenen Erklärung als mit voller © 
jeßestfraft zu Stande gekommen nicht betrachten“, die Erlaſſung eis 
neiten, von dem Wahlgefege des Jahres 1791 abweichenden, pı 
viforifhen Wahlordnung als durch die Berhältniffe gerechtferti 
anerkennt, endlich über den Austritt ber Magyaren ein tiefes 2 
dauern und, obſchon die Vertretung des Landes darin ein Hinde 
niß für die Aufnahme ihrer Arbeiten nicht erblide, bie Hoffe 
ausfpridt, daß in Folge der Neuwahlen aud die bisher unvertr 
tenen Bezirke ihre Abgeordneten fenden werben. 
31. „. (Siebenbürgen). Der Landtag nimmt bie k. Propofitio 
betreffend die politifche und religiöfe Gleichberechtigung der rum: 
nifhen Nation und ihrer Confeſſionen an. 
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1. Sept. Schluß des Fürſtencongreſſes in Frankfurt (ſ. Diſchld.) Dr 
Kaifer kehrt über Koburg, wo er die Königin von England bejud 
nah Wien zurüd, das ihn glänzend empfängt. Kine Adreſſe de 
Gemeinderaths der Hauptftadt wird fehr huldvoll entgegen genemmer 

17. „Das Nbg.-Haus erklärt die Gefangennehmung bes galigziſche 
Abg. Rogamsti für nicht gerechtfertigt und fordert die Freilaffım 
defjelben. Der Juftizminifter ertheilt fofort den diesfälligen Befeh 
an das Lemberger Landesgericht. 

23, m (Benetien). Nachdem der Fürftbifcof von Trient den „Meh 
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fag. die Roverebo“ für feine Didcefe, der Bifchof von Verona bas 
„Siornale di Verona” für die feinige verboten, und ber Bisthums— 
verwefer von Udine der „Rivijta Fi rulana“ ihres „irreligiöfen Ver: 
baltens wegen” eine ernſte Ermahnung gegeben hatte, verbietet ber 
ganze venetianifche Episcopat (10 Bifhöfe und 1 Bisthumsver— 
verweſer mit dem Patriarchen von Venedig an der Spike) in einem 
Eollectivpaftoralfchreiben allen ihm. unterftehenden Diöcefanen das 
Lefen und Behalten der drei Zeitungen: „Diefer unferer Macht 
uns bedienend, verwerfen, verbieten und verbammen wir obige brei 
Zeitungen, jo zwar, daß Alle, welche unferer geiftlichen Pflege unter: 
worfen find, von nun an fie weder lefen noch behalten dürfen, ohne 
eine fchwere Sünde zu begehen, und ohne den von ben Kirchen: 
gefeßen verhängten Strafen zu verfallen.“ 

‚Sept. Die Eftenfifche Brigade wird endlih aufgelöst. Armeebefehl 
Benedeks an diefelbe. Der Herzog von Modena nimmt Abfchieb 
von ihr. 

.„CETyrol). Glänzende Jubelfeier der 500Ojährigen Vereinigung 
des Landes mit Defterreih. Der Kaifer trifft unerwartet felbft 
in Innsbrud ein. 

a (Siebenbürgen). Der Landtag befchließt einftimmig die In— 
artifulirung des Octoberdiploms und der Februarverfaſſung in das 
Sejegbud des Großfürſtenthums. 


„DE. Eine Faiferlihe Botfhaft an den Neichsrath fordert bdenfelben 

zu Behandlung der Finanzvorlagen auf und fpriht die Hoffnung 

aus, daß der Abflug unter Mitwirkung von Abgeorbneten aus 

Siebenbürgen werde erfolgen können. Btenervorlagen des Yinanz- 

miniftere. — Das Abg.-Haus befchließt, mit der Beratbung ber 

Finanzvorlagen bis zum Eintritt Siebenbürgifcher Abgeordneter zu 

warten. 

.„Artikel der offiz. Wiener Abendztg. über bie leitenden Grund: 
gedanken der öfterr. Handelspoliti. Die dfterr. Regierung wäre 
demnach nicht ungeneigt, ſelbſt das Freihandelsprincip zu aboptiren, 
um die Annahme ihrer Bropofitionen an ben deutſchen Zollverein 
zu ermöglichen. 

(Siebenbürgen). Der Landtag befchließt den Neichsrath zu 
beihhiden und die Wahlen in benfelben fofort vorzunehmen. Es 
werben 10 Sachſen, 13 Rumänen und 3 Magyaren gemählt, 

- „ (Siebenbürgen). DPertagung des Landtags, 

„  Dus Herrenhaus begrüßt auf Antrag feines Präfidenten bie Faif. 
Initiative in ber deutſchen Reformfrage mit dreimaligem Hochrufe. 
Im Abg.-Hauſe war eine ähnliche HIRTEN nit zu Stande 
gelommen. 
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15. Okt. Die Negierung legt dem Abg.-Hauſe die Forderung eines 4 
lebens von 96 Mill, &. vor (33% Mil. zu Dedung des Te 
cits, 30 Mil. zu Linderung des Nothitands in Ungarn, 12 M 
zu Einziehung von Münze: und 20 Mill. zu Einziehung von X 
linenfcheinen). 

20, „ Der Präfident des Abg. Hauſes begrüßt den Eintriit der Siebe 
bürgen und erHlärt, daß der Reichsrath damit als weiterer in d 
Bollgenuß feiner Rechte und Pflichten eingetreten jei. 

21. „ Das Abg.-Haus genehmigt mit Ablehnung des Ausſchußantre 

nach der Negierungsvorlage das Geſetz wegen Sorterhebung 

Steuererhöhungen während der Monate November und Decemi 

1863, bis zum AZuftandefommen des Budgets. 

Graf Widenburg wird feiner Stelle als Handelsminifter euthobe 
Das Abg.-Haus beſchließt gelegentlid, der Bubgeiberathung tr 
des minifteriellen Widerſpruchs nach dem Antrage des Ausjhufi 
daß e8 die pachtweife Ueberlaffung der Strafanftalten an meıbiic 
geiftlihe Orden als zwedwidrig anerfenne und die Regierung aı 

fordere, die dießfalls beftehenden Verträge aufzulöfen, neue x 

träge aber in feiner Weiſe abzuſchließen. 

— „ (Ungarn). Der ungarifhe Hoffanzler Täßt bei Gelegenbeit d 
Verhandlungen des Finanzausfcuffes über die Regierungsferdern 
von 30 Mill. ©. zu Linderung bes Nothitandes in Ungarn « 
Mären, daß er „als Minifter Sr. Maj. fidy in Betreff des in d 
Verhandlung ftehenden Geſetzes (alfo vor ber Hand nicht allgemei 
Sr. Maj. und dem Reicysratbe für. den Bolzug diefes Geſetzes 
jener Art für verantwortlid bält, und erflärt, wie dies durch de 
von Sr. Maj. allerhöchſt fanctionirte Princip der Minifterveran 
wortlichfeit erforderlich wird,“ 


23. 
28. 


" 


" 


6. Nov. Das Abg.-Haus bewilligt nad dem Antrage des Finanzaus 
ſchuſſes 20 Mill., ftatt der von der Regierung geforderten 30 Mil 
zu Linderung des Notbitandes in Ungarn. 

7. „ Das Mbg.:Haus bewilligt einftimmig und ohne Discufjion nac 
dem Antrage des Ausſchuſſes eine Anleihe von 69, ewentud 
85 Mil. ©. — 

417. „ Lebhafte Debatte im Abg.-Hauſe über die Zuſtände Galiziens. 

18. „ Die Regierung theilt den ſämmtlichen Zollvereinsregierungen be 
Entwurf eines Tarifs im Sinne feiner Vorfchläge vom 10. Jul 
1862 nebſt einer erläuternden Denkſchrift mit. 

24. „ (Ungarn) In allen Städten des Landes werden an ber 
Straßeneden aufrührerifche Proclamationen eines fog. Landes-Un— 
abhängigkeitsausſchuſſes „im Ramen des Gouverneurs Ludwig Koi; 
ſuth“ angefchlagen. 

30, Nov. In Folge der durch bie ſchleswig⸗ holſteiniſche Frage eingetre⸗ 
tenen Bewegung interpellirt ber Abg. Rechbauer im Abg.-Haui 
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den mit Ausarbeitung eines Vereinsgeſetzes beauftragten Ausſchuß 
über den Stand ſeiner Berathungen. 


Dec. Der Gemeinderath von Wien beſchließt eine Adreſſe für 
Schleswig-Holſtein an den Kaiſer zu richten. 
Das Abg.⸗Haus nimmt die Anträge feines Ausſchuſſes bezüg- 
lich der Bewilligungen für die Kriegsmarine an und verfagt dem— 
nach bie zum Bau von Panzerfregatten geforderten Mittel. 
» Der bisherige Gefandte in Hamburg, Graf Blome, wird ab— 
berufen und zum Gefandten nad München ernannt. 
„ Der Wiener Hülfsausſchuß erhält bie Bewilligung von Gelb= 
fammlungen für Schleswig-Holftein und richtet eine Adreffe an das 
Abg.: Hans für bie legitime Trennung der ——— von 
Dänemarf. 


„ Defterreih und Preußen erlaffen identifche Noten an bie 
beutfchen Mittel: und Kleinftaaten bezüglich der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage (f. Deutſchld.). Rechberg antwortet am demfelben Tage im 
Abg.⸗Hauſe auf die Anterpellation Rechbauers: Oeſterreich und 
Preußen hätten fi über diefe Frage vollftändig geeinigt und feien _ 
entfchloffen am Londoner Bertrage feftzubalten. Rechbauer, Brinz 
und andere beutfche Abgeorbnete erflären fid) von der Antwort des 
Minifters fehr wenig befriedigt. Das Haus flreiht im Budget für 
1864 wiederum die Functionezulage für den Botfchafter in Rom. 
Graf Rechberg erflärt, die Negierumg bleibe bei ihrem Standpunfte. 
Auh ein Ausfhußantrag auf Veröffentlihung eines üfterr. Blau: 
buchs wird angenommen, obgleid Graf Rechberg erflärt, daß er auf 
diefen Wunſch nicht eingehen könne. 


„Circulardepeſche des Grafen Rechberg an bie Höfe von Parid, 
London und St. Petersburg über die fchlestwig = holfteinifche Frage. 
Graf Rechberg conftatirt darin das eingetretene vollfommene Ein: 
verftändnig mit dem Eabinette von Berlin und fpricht die Hoffnung 
beider Regierungen aus, zu einer friedlichen Löfung zu gelangen, 
behufs welcher fie jedoch der Unterftübung der andern Mächte bes 
dürfen, deren Rath in Kopenhagen von Gewicht fei. Dänemark fei 
durch feine Zufagen von 1851152 gegen Defterreih und Preußen 
ebenfo gebunden, wie die beiden beutfchen Mächte in Betreff ber 
Erbfolgefrage. Diefe feien bereit, das Princip ber Integrität ber 
dänifhen Monardie wie im Jahre 1852 zu achten, beftünden 
aber ihrerfeitS auch auf der Erfüllung ber ihnen gegenüber einges 
gangenen Berpflichtungen. 

„ Der Kaifer ertheilt der Deputation bes Wiener Gemeinberaths 
mit ihrer Adreſſe für Schleswig-Holftein einen fehr ungnäbigen 
Beſcheid: es wäre beffer, wenn ber Gemeinberath ftatt ſich mit 
Tragen hoher Politit oder mit Gegenftänden, die nicht feinem Wir: 
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kungbekreiſe angehören, zu beſchäftigen, ſich um bie Gemeinden 
legenheiten bekümmerte. 

7. Dec. Oeſterreich und Preußen ſetzen es durch den Druck ihrer it 
tifchen Note vom 4, 68. ME, auf die beutfchen Kleimftaaten dur, 
daß die Bundesverfammlung nicht die „Dccupation” Holfteins, im 
bern bie „Erecution” gegen Dänemark beſchließt (ſ. Deutſchld.) 

9. „ Das Handelsminifterium legt ben Handelsfammern den Ca 
wurf eines öſterr.deutſchen Zolltarifs ver. 

11. „ Das Abg.Haus bewilligt nady lebhafter Debatte das Militiv 
budget nad) den Anträgen der Majvorität des Nusfchuffes mit 12 
Mil. (ſtatt 125, wie bie Regierung fordert) für die 14meonatlı“ 
Periode bis Ende 1864, 

17. „ Der Ausichuß des Abg.:Haufes beantragt, auf bie von Mm 
Regierung geforderte Kopf: und Klaffenfteuer für dieſe Finen 
periode nicht einzugehen und legt ein amendirtes Lurusftenergeig 
vor. Der Finanzminiſter zieht in Folge davon jene Vorlage zurül 

19. „ (Zprol,) Die 14 in Folge der Mandatsniederlegung ner 
gewählten wälfchtyrolifhen Abgeordneten zum Landtage Tprole x 
hören wiederum fämmtlih der Xrennungsparteii an. Wilis 
tyrol bebarrt bei dem Syſteme paffiven Widerſtandes. 

20. „ Der Ausihuß des Abg.-Haufes bringt endlich feinen Entwr 
eines Geſetzes über das Vereins: und Verſammlungsrecht zur Ber 

Tage. Das Haus vertagt fih bis nad Neujahr. 

28, , Decſterreich und Preußen tragen am Bunde darauf an, Dänemu 
zum Widerruf ber neuen Berfaffung vom 18, Nov. aufzufordern, m 
ber Drohung, verneinenden Falles Schleswig als Pfand in Leit 
zu nehmen (f. Deutſchland). 

31. „ Defterreicd trägt am Bunde darauf an, den Herzog Friend 
in Kiel durdy die Bundescommiffäre aufzufordern, die Herzogthüne 
zu verlaflen (f. Deutſchland). 


III. 


Außerdeutfche Staaten. 
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1. #Bortugal. 


Yan. Mieberzufammentritt ber Cortes. Die Dep.:Kammer wählt 
den minifteriellen Candidaten mit einer Mehrheit von 27 Stimmen 
zu ihrem Präfidenten. 


Febr. Die Dep.-fKammer nimmt bie Antwortsadreſſe mit einer Mehr: 
beit von 26 Stimmen (77 gegen 51) an. 


März. Die Dep.⸗Kammer genehmigt bie Abſchaffung der Majorate 
mit 91 gegen 10 Stimmen. 


April. Die Pairskammer tritt mit 53 gegen 26 St. dem Beſchluſſe 
der Dep.-Kammer bezüglich der Majorate bei. 


‚Mai. Cine Dep. des Miniſterpräſidenten Marquis be Loulé in— 
ftruirt den portugiefifhen Gefandten in St, Petersburg, die Be: 
mühungen der Gefandten Franfreihs und Englands zu — 
Polens ſeinerſeits nach Möglichkeit zu unterſtützen. 


Juli. Schluß ber Rarlamentsfefjion. „ Thronrede bes Könige. 


‚Sept. Die junge Königin wird von einem Prinzen entbunden. 


2. Spanien. 


8, Jan, Adreßdebatte ber Deputirtenfammer, Ein Amendement Mon’ 
bag einen Tadel bes General Prim wegen feiner Handlungswei 
in Merico auszufprechen fcheint, wird mit 149 gegen 73 Stimme 
verworfen. 

13. „ Die Deputirtenfammer nimmt bie. mimifterielle Antwortsadref 
mit 166 gegen 77 Stimmen an. 

15. „ Spannung mit Frankreich in Folge der Debatten über Mericı 
Das ganze Cabinet gibt feine Entlaffung. Gen. O’Donnell allei 
bleibt und bildet ein neues Minifterium. General Serrano übe 
nimmt ftatt Calderen Collantes das Portefeuille des Auswärtige 


T, Febr. Vertagung ber Corte, 
26. „ Das Minifterium O'Donnell wird entlaffen. Bildung des Ca 
binets Miraflores. 


21. März. Spanien richtet eine Depeſche an Rußlands zu Gunſten Polens 


10. April. Wieberzufammentritt der Cortes. Miraflores legt denfelke 
bas Programm. bes Minijteriums- vor. Daſſelbe zieht die Vorlage 
feiner Vorgänger bezüglich Berfaffungsveränderungen zurück. 

23. „ Perurtheilung ber Proteftanten Matamoras ıc. in Granada. 

25. „ Die Dep.:Kammer ermächtigt nad längerer Debatte das Mini: 
fterium ſchließlich mit großer Majorität zur Yorterhebung der Steuern. 


6. Mai. Dertagung ber Cortes. 
19./29. Mai. Die über die Proteſtanten in Granada und Malaga ver: 

j bängte Gefängnißftrafe wird von ber Königin in Verbannung gleicher 
Dauer umgemwanbelt. i 

13. Aug. Die Eortes werben durch F. Decret aufgelöst und Neumablen 
angeorbnet. 

20. „ Eine minifterielle Verordnung beſchränkt fehr wefentlih die Ab: 
haltung von Wahlverfammlungen. 

— ,„ Aufftand auf St. Domingo gegen bie Spanier. 
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‚Det. Die democratifche Partei erffärt, daß fie fih ber Theilnahme 
an ben Wahlen enthalten werde und verlangt allgemeines Wahlrecht, 
Preßfreiheit und Decentralifirung ber Verwaltung. 

“u  Befudh der Kaiferin der Franzoſen am Hofe von Mabrid. 


„Rov. Eröffnung der neuen Cortes. Thronrede der Königin. 

. „ Die Dep.:Kammer wählt mit 160 gegen 90 Stimmen (Mon) 
den minifteriellen Gandidaten Rios y Rofas zum Präfidenten. 

 „ Ernennung von 48 neuen Senatoren. 


3. Dec. Die Deputirtenfammer genehmigt die Antwortsadrefie auf die 
Thronrede mit 141 gegen 75 Stimmen. 


3. England. 


6. Yan. Konflict zwiſchen dem englifhen Gejandten Ehriftie umb ba 


brafilianifhen Regierung. 


1. Febr. Zerftörung bes englifhen Gefandfchaftsgebäudes in Jeddo. 


d. 
20. 


21. 


Eröffnung der Barlamentsfejfion. Thronrebe ber Königin. 
»„ Graf Rufjel beantwortet im Oberhauſe eine Anterpellatier 
Lord Ellenboroughs, indem er bie ruffifhe Recrutirung un 
Polen „den unklügften und ungeredhteften Schritt nennt, denn bi 
ruffifche Regierung hätte thun können und bezüglich der preußiid 
ruffifhen Convention erflärt, daß, feiner Meinung nad „di 
preußifche Regierung fi an ber Unterbrüdung des Aufftandes be: 
theiligte und gewiffermaffen eine nachträgliche Verantwortlichkeit für 
die von Rußland ergriffenen Conferiptionsmaßregeln übernommen 
habe.“ 
» Die englifche Regierung wird von ber franzöfifhen aufgefor 
bert, identifche Noten an Preußen gegen bie mit Rußland abge: 
fhloffene Convention zu richten. 


2. März. England gebt auf den franz. Vorfchlag, die Spike gemein: 


11. 


famer Schritte für Polen gegen Preußen zu richten, nicht ein, 
wenbet fi) viel mehr direct an Rußland und fordert durch Cir— 
cularbepefche die MWienercongref- Mächte zu einem ähnlichen Schritte 
auf. Gegenüber Preußen begnügt e8 fi vorerft, eine Abſchrift 
feiner Convention mit Rußland zu verlangen. 

» PBreußen verweigert die von England verlangte Abfchrift 
feiner Convention mit Rußland. Hr. v. Bismark bezeichnet fie dem 
engl. Gefandten als einen tobten Buchftaben, ba die Inftructionen, 
die nothwendig gewefen wären, um fie ins Leben zu führen, nie: 
mals ertheilt worben feien. 

„ Vermählung des Prinzen von Wales mit ber Pringeffin Ale: 
xandra von Dänemark, Feſtlicher Einzug in London. 

„ England verzichtet darauf, eine Abfchrift der Convention mit 
Rußland von Preußen zu verlangen, ba fie allem Anſehen nad 
im wefentlichen wirklich ein tobter Buchftabe bleiben zu follen fcheine. 
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. März. Preußen lehnt es ab, die Schritte Englands in St. Peters⸗ 
burg zu Gunften Polens zu unterftügen. | 


- April. Der britifhe Bevollmächtigte richtet an den Taikum von 
Japan eine Art Ultimatum. 


- u Erjte, wejentli identisch Tautende Note der brei Mädte 
England, FSranfreih und Defterreih an Rußland zu 
Gunſten Polens: 


Englijhe Depeſche: „J. M. Regierung hält es für ihre Pflicht, ber 
Regierung Sr. Maj. des Kaijers von Rußland von neuem das tiefe Anterefje 
zu bezeugen, weldes jie im Vereine mit bem übrigen Guropa an der Wohl: 
fahrt des Königreichd Polen nimmt. Die jo allgemein für die polniſche Nation 
gebegte Sympathie dürfte jhon an und für fih J. M. Regierung vechtfer: 

. tigen, wenn fie zu Gunjten des polnijchen Stammes an bie ebelherzigen und 
‚wobhlwollenden Geſinnungen Sr. faijerl. Maj. appellirt, welche in legter Zeit 
durch mannigfache und wichtige Verbejjerungs: nnd Reformmaßregeln einen 
erleuchteten Wunſch kundgethan hat, die Wohlfahrt aller Claſſen ihrer Unter: 
thanen zu befördern, Aber in Bezug auf das, Königreich Polen fühlt Ihrer 
Majeſtät Regierung, daß bie großbritannifche Regierung ein bejonderes 
Recht bejikt, ihre Anfichten der Regierung St. faif. Maj. mitzutheilen, 
indem Großbritannien in Gemeinjchaft mit Defterreih, Frankreich, Preußen, 
Portugal, Spanien und Schweden ben Wiener Vertrag vom Juni 1815 mit: 
unterzeichnet hat und aus dieſem Grunde J. M. Regierung berechtigt tft, 
bei jeder Angelegenheit, welche ihr eine Abweichung von den Bejtimmungen 
und Stipulationen jenes Vertrages zu conftitwiren jcheint, ins Mittel zu 
treten. Durch den erjten Artikel jenes Vertrages wurde das Großherzogthum 
Warſchau zu einem. Königreiche Polen erhoben, weldes unter gewiſſen, im 
jenem Artifel jpecifieirten Bedingungen mit dem SKaijertbum Rupland 
unauflöslih verbunden fein jollte, und J. M. Regierung bedauert, jagen. zu 
müjjen, daß, obgleich bie Union des Königreiches mit bem Kaiſerthume auf- 
recht erhalten worden ift, die Bedingungen, von welchen dieje Union klar und 
deutfich abhängig gemacht worden ift, von der rujjiihen Negierung nicht 
erfüllt worden find. Der Kaifer Alerander ftellte in Ausführung ber durch ben 
Wiener Vertrag eingegangenen — im Königreiche Polen eine 
Nationalvertretung und nationale Jnftitutionen her, wie fie mit den Stipu— 
lationen bes Verttages im Ginflange ftanden, 3. M. Regierung braucht bier 
nicht auf die Art und Weiſe einzugeben, im welcher jene Arrangements von 
jener Zeit an bis zum Aufftande von. 1830. zur praftijchen Ausführung ges 
bracht worben find. Aber nachdem jener Aufjtand durch die Erfolge der fail. 
Waffen unterdrüdt worden war, wurden jene Arrangentents weggefegt und 
eine gänzlich verfchiedene Ordnung der Dinge auf fait Autorität bin herge— 
ſtellt; Fürſt Gortſchakoff folgerte, wie feine Amtsvorgänger bei früheren Gele: 
genbeiten folgerten, daß die Unterdrüdumg jenes Aufruhrs alle im Wiener 
Bertrage in Bezug auf das Königreich Polen eingegangenen Verpflichtungen 
Rußlands anullire und dem Kaifer von Rußland freie Hand Taffe, mit dem 
Königreiche Polen wie mit einem eroberten Lande zu verfahren und über feine 
Bewohner und jeine Inftitutionen nach Gutdünfen zu verfügen. J. M. Re: 
gierung jedoch Tann ihre Zuftimmung nicht zu dieſer Doctrin geben. . . Der 
ruffiiche Herrjcher beſaß diejes Königreih auf Grund der feierlichen Stipula— 
tion eines Vertrages, ben er mit Großbritannien, Oefterreih, Frankreich, 
Preußen, Portugal, Spanien und Schweden eingegangen war, und ber Auf- 
ftand der Polen fommte ihn der ſo übernommenen Berpflichtungen nicht ent: 
binden, noch auch, bie Unterfchriften auslöſchen, durch welche jeine Bevoll: 
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mächtigtert- jene, Verpflichtungen eingegangen waren und er jelbft fie ratif 
hatte. Da fih nun aljo die Frage erhoben bat, ob die von Rupland bu 
den Wiener Bertrag übernommenen Verpflichtungen getreulih in Ausfü 
gebracht worden find oder e8 gegenwärtig werden, jo fühlt ji 3. M. ® 
rung zu ihrem tiefen Bedauern zu der Erklärung gezwungen, daß biefe J 
verneinenb beantwortet werden muß... Es jpringt in bie Augen, bag, id 
wenn Polen wieder unterworfen werben fol, die Erinnerung an bie Geſch 
bes Kampfes es noch für lange Zeit zu einem bitteren Feinde Ruplands u 
zu einer Quelle der Schwäche und Gefahr machen wird, flatt daf es | 
Element der Sicherheit und ber Stärfe — ſoll. J. M. Regierung rıdı 
daher an die ruſſiſche Regierung das ernſtlichſte Erſuchen, allen Den voriicis 
ben Betrachtungen ihre ungetheiltefte Aufmerkfamfeit zuzuwenden; und Jı 
Maj. Regierung erlaubt fich überdies, ber faiferl. Regierung zu bebemi 
zu geben, bob ‚ auch abgejehen von Bertragsverpflibtungen,, Rukla 
als ein Glied der europäiſchen Staatenfamilie Rüdfihten gegen andere X 
tionen zu nehmen hat. Die Zuftände, wie fie num ſchon jeit einer lang 
Reihe von Jahren in Polen eriftirt haben, find nicht allein für Ruklaz 
age auch für den allgemeinen europäifchen Frieden eine Quelle ber 
ahr. Die Rubeftörungen, welche fortwährend unter ben polnifchen Untertban 
Sr. faif. Maj. ausbrecdhen, rufen in notbwendiger Folge eine ernſte Aufregu 
ber Gemüther in anderen Ländern Europa's hervor, welche ibren Regierung 
nur vdielfache Bejorgniffe einflößen kann, und die möglichen alles 3 
widelungen ber ernfteiten Art herbeiführen bürfte. 3. M. Regierung & 
daher bie tiefgefühltefte Hoffnung, es werde bie rufjiihe Regierung bieie 4 
gelegenheiten in einer foldhen Weiſe orbnen, baß bem polniichen Bolte & 
Friede wiedergefchenft und auf bauernder Grundlage befeitigt werben möz 


13, April, Der Kriegsminifter Sir George Lewis +. 


" 


24. 


„ England fordert die Regierungen ber verfhiedenen Staat 
Europa's neuerdings auf, die Schritte ber drei Mädıte in Et. * 
teröburg zu Gunſten Polens zu unterftügen. 

„ England erklärt die von Rußland ertbeilte Ammeftie fi 
ungenügend, 


8. Mai. Graf Ruffel erffärt im Oberbhaufe, er wolle nit, dag ma 


12. 


die von den Mächten erhobenen Vorftellungen zu Gunſten Polen 
und ben guten Erfolg, den fie haben Könnten, in zu rofiger Farl 
fehen möge; England werbe weder das Schwert zu Gunften Polen 
ziehen, nocd etwas Anderes tbun, als am die ruffifche Regierun 
Borftellungen richten, welche Englands würdig feien, zumal ba Eng 
land hierin von Franfreih und Oeſterreich unterjtügt werde. € 
verlangt vom Haufe, Vertrauen zur Regierung zu haben, melä 
das befte und praftifchfte thun werde, nicht an ber Macht dr 
öffentlichen Meinung zu zweifeln, ber felbit der Czar Rechnun; 
tragen müfje und zu hoffen, daß die göttlihe und menfchliche Ge 
vechtigkeit nicht zugeben werde, daß eine ſolche Unterdrückung ned 
lange ungeftraft bleibe. 

„ Lord Balmerfton erflärt im Unterhauſe gelegentlih einer Debatt: 
über Rom und Neapel, daß bie Stadt Rom zur Zeit von einer 
franzöfifchen Garnifon regiert werde, daß bie Autorität des Papitet 
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null und derſelbe nur eine Puppe in ber Hand ber Franzoſen fei, 
bie daher für alles verantwortlich feien, was bort gefchehe. 
‚Mai. Lord Palmerſton erflärt fih im Unterhaufe für die Forderung 
des Sultans bezüglich des Suezeanals. 
„  Erfte Eonferenz der drei Schutzmächte Griehenlands zu Lon— 
den: der griehifhe Thron wird für erledigt erklärt. 
— 28. Mai. Diplomatijche Eorrefpondenz zwiſchen Graf Ruffel und dem 
brafilianijhen Gefandtn. Der Iegtere fordert ſchließlich 
feine Päſſe. 


h. 


’. Juni. Dritte Gonferenz ber griedifhen Schutzmächte zu London: 
Feftjtellung der Bedingungen, unter weldhen Prinz Wilhelm von 
Dänemark ald König von Griechenland anerkannt wird. 

> » Die japanifhe Regierung hat die von England für den. Mord 
Richardſon's verlangte Entfhädigungsfunme bezahlt, verweigert ba= 
gegen die Auslieferung dev Mörder, unter dem Vorwande, daß fie 
derjelben nicht habhaft werden könne. | nn 

7.— 18. Juni, England, Frankreich und Defterreicy richten zum zweiten: 
mal wefentlih gleihlautende Noten an Rußland, nachdem 
fie fih in Folge längerer Unterhandlungen über ſechs Punkte als 
Bafis der Unterhandlungen auf einer Gonferenz der adıt Mächte, 
weldye ben Wiener Bertrag unterzeichnet haben, geeinigt hatten, 
welchen Punkten England feinerfeits noch die Forderung der Bro: 
clamation eines proviforifhen Waffenftilljtandes beifügt. 


” Englifhe Depefde: „. . . Die Regierung I. Maj. wünjcht nicht, 
eine fruchtlofe Discnffion fortzufepen. Ich werde aljo über jebe auf meine 
vorbergegangene Depeſche bezügliche Gontroverje hinweggehen; ich. werde es 
nicht unternehmen, in dieſer gegenwärtigen Mittheilung ben genauen Sinn 
bes Artifels im Wiener Bertrage zu beftimmen, ber Polen betrifit. Die Re- 

ieruny J. Maj. wünjcht mit dem Kaifer von Rußland eine ‚praftiiche Löſun 
ür ein* ſehr fehwierige und höchſt wichtige Aufgabe zu finden... . Ei 
feine leichte & ache, da® “..ıorene Vertrauen und den Frieden, ber gegenwärtig 
von allen Seiten gevrodhen ift, wieder herzuftellen. Die Regierung %. Mai. 
würde ſich eines großen Dünkels für jchuldig halten, wenn fie das Vertrauen 
ausipräcde, daß vage Erflärungen, wohlwollende Abfichten, ja felbit die Aus: 
führung einiger weijen Gefege auf den Geijt der Polen eine gemügende Wir: 
fung zur Rüdführung bes Friedens und des Gehorjams üben würden. Unter 
den gegenwärtigen Umftänden glaubt die Regierung %. M., daß man nichts: 
deſtoweniger das folgende Project von Maßnahmen als Bafis der Pacification 
annehmen miüfje: (Folgen die jehs Punkte. ſ. Oeſterreich.) Dieje jechs Punkte 
fönnten dazu dienen, auf Maßnahmen zu führen, die nad) einer ruhigen und 
erjchöpfenden Berathung getroffen werben follen. Uber es ift jchwer, ja 
beinahe ‚unmöglich, das nöthige Vertrauen und die nöthige Ruhe zu gewinnen, 
jo lange die Leibenjchaften von Tag zu Tag fich fteigern, der Haß tödtlih wird, 
und ber Entſchluß, zu fiegen oder zu fterben, ſich mit einer mehr und mehr 
ernjtlihen Hartnädigkeit beſtärkt. . . Das Erjte, was zu thun ift, iſt nach ber 

Meinung der Regierung J. M. eine Einftellung ber Feindjeligkeiten herzuftellen. 
Diefe Einftellung könnte im Namen ber Menſchlichkeit burdy eine Proclama= 
tion des Kaiferd von Rußland, ohne feiner Würde dadurch Abbruch zu thun, 
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— * werben. Die Polen hätten gang natürlich am ber 
diefes Aktes nur Theil, wenn fie jelbjt fich ber Feindſeligkeiten jeder Art 
rend ber Einftellung der jFeindfeligfeiten enthalten würden. Wäre eimmal 
Ruhe momentan bergeftellt, jo müßte man dann bie Mächte zu Ratbe ;i 
welche ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben. Preußen, Spanien, © 
den und Portugal müßten darum gefragt werden, was nach ihrer Mei 
bem Bertrage Wirkjamfeit gäbe, bei welchen diefe Mächte contrabirende P 
teien waren. Die Vorſchläge J. Maj. gehen nun auf Folgendes: 1) Annahme 
fehs erwähnten Punkte als Bafis der Unterbandlungen; 2) ein proviiorif 
Waffenftilitand foll von dem Kaijer von Rußland proclamirt werden; 3) © 
Gonferenz der acht Mächte, welche den Wiener Vertrag unterzeichnet haben...“ 
18, Juni. Sciedsiprud des Königs Leopold von Belgien in dem engliii 


braſiliſchen Conflict. 
26. „ Protokoll der 3 Schugmächte bezüglich der Vereinigung der j— 
nifhen Infeln mit Griechenland. 


13. Juli. Graf Ruſſel fpricht fi) im Oberhaufe nochmals gegen einc 
Krieg mit Rußland aus. 
28. „ Schluß der PBarlaments:Seffion. | 


6. Aug. Der Lord : Obercommiffär der jonifhen Inſeln ver 
fügt bie Auflöfung des jonifchen Parlaments und ordnet Neumablen 
an, um ber Vereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuftimmer 

3. 41., 12. Aug. England, Frankreich und Defterreid riö 

ten in Folge der unbefriedigenden Antwort Rußlands auf dem zweite— 
Schritt derfelben zum brittenmal mefentlih gleidhlautende De: 
pefhen an Rußland zu Gunften Polens, 

Englifhe Depeſche: „.. Die ruffifche Antwort ift weif® entierm 
auf bie Vorftellung, welche J. Maj. Regierung im Berein mit franfreis 
und DOefterreih an das Gabinet von St. Petersburg gerichtet hatte, eime be 
friebigende Antwort zu ertheilen. Die Depeiche jagt zwar im Beginn: „bu 
kaiſerliche Gabinet Laffe bad Princip gelten, daß jede Macht, bie einen Per: 
trag unterzeichnet, das Recht befikt, den Sinn besjelben von ihrem eigemen 
Geſichtspunkt auszulegen, vorausgejeßt, daß die Auslegung fi innerhalb dx: 
Grenzen des Sinnes hält, ben es möglich ijt, dem Vertrag nad) dem Wort: 
laute felber beizulegen.“ Fürſt Gortichafoff fügt hinzu: „Kraft diejes Prin- 
cips bejtreitet das Faiferlihe Gabinet jenes‘ Necht feiner der acht Mächte, du 
ber Wiener allgemeinen Afte von 1815 beigetreten find.“ Fürſt Gortichafen 
ſchweift jedody weit von der Frage ber Auslegung des Wiener Vertrags at, 
ſchreibt die Fortdauer des Aufftandes in Polen der moralifhen und materie! 
len Hülfe zu, die er vom Ausland erhalte, gibt in vager Weile bie ſedc— 
Punkte zu, verwirft die vorgeichlagene Einftellung ber Feindſeligkeiten, weigert: 
fich, eine Gonferenz ber acht Mächte anzunehmen, bie ben Vertrag unterzeichnet 
baben, und erklärt ſich zulegt, daß die Wiederberitellung der Ordnung der 
erniten Anwendung irgendwelcher zur Bacification Polens beſtimmten Mas- 
regeln vorhergehen müſſe. 3. Maj. Regierung will nun die Hauptpunfte der 
Fürft Gortſchakoff'ſchen Antwort auf die in meiner Depeſche ibm vorgeftellten 
Erwägungen. einer ruhigen Prüfung unterziehen. ... . Indem Fürſt Gert- 
* zu ben ſpecifiſchen Vorſchlägen der Regierung J. Maj. übergebt, jagt 
er in Bezug auf die ſechs Punkte, daß bie meiſten der von den brei Mächten 
angebeuteten Mafregeln „ſchon durch bie Initiative unjeres erlauchten Kern 
beſchloſſen oder entworfen find.” Gegen Ende ber Depejche findet ſich ein 
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Hinweis auf die „Mafregeln, an benen Se. Maj. feftbält, jowohl an ben 
Ihon vorhandenen Keimen wie an ihrer Entwidlung, bie er vorausjehen ließ.“ 
Obgleich dieſe Stelle weit entfernt ijt, eine bejtimmte Aufage einer nationalen 
Vertretung mit wirkſamer Gontrole oder einer nationalen Verwaltung zu 
fein, — ſie doch einige Hoffnung, daß der Kaiſer Alexander den Ein— 
gebungen ſeines eigenen wohlwollenden Gemüths und den Rathſchlägen Eu— 
ropa's ſchließlich Gehör geben werde. Der Vorſchlag einer Einſtellung ber 
Feindſeligkeit it verworfen, „aus Gerechtigkeit gegen die treue Armee bes 
Kaiſers, gegen die friedfertige Mehrheit der Polen, und gegen Rußland, wel: 
chem dieſe Agitationen jchmerzliche Opfer auferlegen.“ Der Vorſchlag einer 
Gonferenz der Mächte, die den Wiener Vertrag unterzeichnet haben, ift ver: 
worfen, und bamit die Ausficht auf ein fofortiges und freundliches Einver: 
nebmen. Anſtatt diefes redlihen und billigen Vorſchlags denkt das ruſſiſche 
Gabinet, daß die drei Mächte, welche die Separatverträge zwiſchen Oeſterreich 
und Rußland, und Preußen und Rußland vor bem allgemeinen Wiener 
Vertrag vorjchlugen, eine Zufammenkunft halten, und daß Großbritannien 
und Frankreich binterdrein von dem Ergebniß ihrer Berathungen in Kenntniß 
gefegt werden follten. Zwei Gründe gibt es, deren jeber allein binreichen 
würde, über dieſen Vorfchlag den Stab zu breden. 1) Wenn man bie be- 
wußten Berträge von ben Beitimmungen bes allgemeinen Wiener Vertrags 
trennt, jo haben jie nur auf materielle Zwede Bezug — auf die Benützung 
von Flußufern, die Regulirung von Leinpfaden, ben freien Waarentransport 
aus einer Provinz in die andere, und ſoiche andere Dinge. Keine politijche 
Entwidlungen oder Details fommen darin vor. 2) Es liegt auf der Hand, 
daß eine ſolche Gonferenz Defterreih in eine falihe Stellung bringen, und 
mit feinen Beziehungen zu Franfreih und Großbritannien unvereinbar fein 
würde. Se. Maj. der Kaifer von Dejterreich hat daher im richtigen Gefühl 
feiner Würde den rufjiihen Vorſchlag jogleich verworfen. Indem fie ihre 
Anfihten dem Fürften Gortichatoff mittheilt, hat J. Maj. Regierung noch 
eine gebieterifche Pflicht zu erfüllen. Sie muß Sr. Exc. ernſtlichſte Auf: 
merfjamfeit auf die Bedenklichfeit der Yage lenken, und auf die Berantwort: 
lichkeit, welche fie auf Rußland wälzt. Großbritannien, Oeſterreich und Frank— 
reich haben gezeigt, wie dringend nöthig es ift, einem beflagenswerthen Zus 
jtand, der voll Gefahr für Europa ift, ein Ende zu machen. Sie haben zu: 
gleich die Mittel amgebeutet, die ihrer Meinung nad zum Ziel führen wür: 
den, und ihre Mitwirkung zur fichern Erreichung befjelben angeboten. Wenn 
Rußland nicht alles was von ihm abhängt, thut, um die gemäßigten und 
verjöhnlihen Abjichten der drei Mächte zu fördern, wenn e8 nicht ben Pad 
betritt, den freundjchaftliche Ratbichläge ihm erjchließen, fo macht es ſich für 
die ſchweren Folgen verantwortlich, welche die Fortdauer ber polnifchen Un: 
ruben haben kann.“ 


Sept. England verfudt es, der vom deutſchen Bunde gegen 
Dänemark eingeleiteten Erecution in Holftein entgegen zu treten 
und die Frage einer internationalen Vermittlung zu unterziehen: 

Depejhe Rufjels an den englifhen Gejandten in Frank— 
furt: „... Wäre ber Ausjchußbericht nicht weiter gegangen, als zu be: 
baupten, daß das fün. Patent (vom 30. März d. J.) den Beſchluß der 
Bundesverſammlung, foweit er das Herzogthum Holjtein betrifit, nicht er: 
fülle; daß der Herzog von Holftein nicht das Recht bat, über die Finanzen 
Holjteins ohne Zuftimmung feiner Vertretung zu verfügen; daß er nicht das 
Recht hat, Gefege für Holftein zu erlafien, außer unter Mitwirkung ber 
Ständeverfammlung Holjteins; daß die langen Zögerungen der dänifchen Re: 
gierung, zu einem befriedigenden Arrangement zu fommen, bie Bunbesere: 
cution notbwendig gemacht haben: J. Maj. Regierung bätte, obgleich fie bie 
Einmifhung ber deutſchen Bunbesverfammlung gerade zu biejer Zeit beflagt 
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baben wirbe, nicht in Abrede ftellen können, daß bie aufgeftellien P 
cipien die gefunden und in der That die Fundamentalprincdpien confi 
tioneller Regierung wären, Aber es kann nicht behauptet werben, 

die Gonftitution ber ganzen bänifchen Monardie der Yurisdiction 

beutichen Bundes unterworfen jein fann. Wenn bie Vertretung 

Herzogthümer Holjtein und Yauenburg ein Beto gegen das Borgeben 
dänijchen Parlaments und der däniſchen Regierung bätte, iſt es Klar, 

bie nothwendigſten Maßregeln für die Vertbeidigung Dänemarks gegen © 
äußern Feind gehindert, die ganze Action der däniſchen Monarchie gelä 
und die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks ernjtlich bedrobt fein ı 
ben. J. Maj. ift durdy ben Tractat von London vom 8. Mai 1862 

bunden, die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Der &: 
von Defierreih und der König von Preußen haben diejelbe Berbinbl:d 
übernommen. %. Maj. würde nicht mit Gleichgültigfeit eine militär 
Decupation Holfteins ſehen, welche nur unter Bedingungen aufhören Fü 
welche wejentlich die Gonjtitution der ganzen däniſchen Monarchie berui 
J. Maj. Regierung würde bieje militärifche Decupation nicht als eine ı 
mäßige Ausübung der Macht des deutichen Bnndes anerfennen, noch zula 
daß jie mit dem Namen einer eigentlichen Bundeserecution belegt we 
fönnte, J. Maj. Regierung würde bei der Ausführung eines ſolchen C& 
gegen Dänemarf und das europäiſche Intereſſe nicht gleichgültig fein. N. ! 
Negierung erfucht daher die deutihe Bundesverfammlung jehr ermitlich 
zubalten, und bie Streitfrage zwijchen Deutihland und Dänemark der 
mittlung anderer Mächte zu unterwerfen, welche der Streit nicht berübrt, 
aber bei ber Erhaltung bes. Friedens von Europa und der Unabbängı 
Dänemarks tief interejjirt find.“ 


1. Oct. Eröffnung des jonifhen Parlamente. Der Lord-Obere 
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miffär legt demfelben die Bedingungen vor, unter welden die In 
mit Griechenland vereinigt werben follen, 

Das jonifhe Parlament nimmt die Bereinigung der a 
mit Griechenland an, erflärt aber mit großer Mehrheit, daß 
Feſtungswerke von Corfu, weldye England zuvor fchleifen will, 
ihrem gegenwärtigen Zuftande an Griechenland Äbergeben wer 
follen. Der Lord:Obercommifjär vertagt deßhalb das Parlau 
bis zum April 1864. 

England richtet eine zweite Depefhe an feinen Gefandten 
Frankfurt, um einer Erecution in Holftein entgegen zu wirt 

„. . + Mollen Sie dem Bräfidenten der Bundesverjammlung vorjtellen, 
J. Mäj. Regierung Grund babe zu glauben, es werde bie Antwort, welche | 
nemark der Bundesverfammlung geben wird, jeine Bereitwilligleit zeigen, 
Patent von 30. März im Sinne des Bundesbeichlufjes vom März 1860 zu mı 
fieiren, d. 5. dafjelbe proviforifch zu machen, bis bie definitive Stellung Holm 
mit Deutfchland vereinbart ijt. Auf diefe Welfe werden die bolfteinti 
Stände ihre conftitutionellen Privilegien als durch das fünigl. Patent ar 
kannt beibehalten. Aber wenn dies gejcheben, dann bofit Dänemarf Aurnd 
ber Bundeserecution zu erlangen, Sie wollen dem Präfidenten der Bund 
verfammlung vorjtellen, daß eine Bundeserecution jelbit in der Boransfegu 
daß fie genau auf Holjtein beſchränkt bliebe, nicht erfolgen fünnte, obne 
fhon bejtehenden Schwierigkeiten zu vergrößern. Es iſt jehr wahrſchein 
daß bie dänische Regierung hierauf mit Reprefjalien und einer dem beutid 
Handel ehr nachtheiligen Blokade erwiebern würde. Aber ſolche Mafrc 
würden in Deutjchland foviel Erbitterung hervorrufen, wie bie Yundesz 
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cution in Dänemark. Es würde ſonach ber Streit vergiftet werben, An— 
fprüche auf Entihädigung würden von beiden Seiten erhoben werben und 
neue Schwierigkeiten ſich einer friedlihen Ausgleihung entgegenftellen. Sollte 
dann wieder ber Krieg auf Schleswig und Jütland ausgebehnt werben, fo 
wäre in Erinnerung zu bringen, daß Defterreih und Preußen, fowohl wie 
Großbritannien und Franfreih duch ben Vertrag vom Jahre 1852 ver: 
pflichtet find, bie Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Die 
Berpflihtungen würden natürlich erfüllt, könnten aber neue Verwidlungen in 
Frankfurt hervorbringen. — 3. Maj. Regierung läßt die Anfprüche des Bundes 
in Holjtein und Yauenburg völlig gelten, ijt aber der Anficht, daß, wenn bie 
Forderungen der Bunbdesverfammlung auf die deutſchen Herzogthümer fich 
beichränften, biefelben ohne Bunbeserecution und ohne ſich den mit ber Er: 
greifung einer folhen äußerften Mafregel verbundenen Gefahren auszufegen, 
befriedigt werben könnten.“ 


Oct. England richtet in der polnifhen Frage fchließlih noch eine 


legte Depefhe an Rußland mit der wiederholten Erklärung, daß 
„die Rechte Polens in derfelben Urkunde enthalten feien, welche 
den Kaijer von Rußland zum König von Polen made.” Frank: 
reih und England unterlaffen einen derartigen Schritt. 

England richtet eine dritte Depefhe an feinen Gefandten in 
Frankfurt gegen eine Bundeserecution in Holftein und für inter— 
nationale Vermittlung: 

. . . . J. Maj. Regierung ift der Meinung, daß, wenn bie beutjche 
Bundesverſammlung und ber König von Dänemark den Wunjch begen, bie 
lange Reihe von Unterhandlungen und Streitigkeiten, welche zwiſchen ihnen 
ftattgefunden haben, auf billige und unparteiiſche Weife zum Abſchluß zu 
bringen, die Schwierigkeiten dabei nicht groß fein jollten. Zu dem Gnbe 
jollten, wie e8 J. Maj. Regierung jcheint, zwei Principien als Grundlagen 
einer Vereinbarung aufgeitellt werden. Erſtens, daß all dasjenige, was fich 
auf Finanz- und Geſetzgebungsſachen der Herzogthümer Holjtein und Lauen— 
burg bezieht, ober daraus entipringt, den im deutjchen Bunde geltenden Grund— 
fügen gemäß geordnet werden jolle; zweitens, daß alles, was internationale 
Streitfragen betrifft, ber Vermittlung (nicht der jchiebsrichterlihen Entſchei— 
dung) befreundeter nichtdeutſcher Mächte zum Zweck einer friedlichen und 
vollfommenen Ausgleihung unterzogen werben fol.“ 


‚Nor. England erhält gleich allen übrigen Staaten Curopas vom 


Kaifer der Franzoſen die Einladung zu einem allgemeinen euro: 
päifhen Congreß behufs ciner Revifion der Verträge von 1815. 


„Nov. Das Protokoll, durch welches England ber Schirmherrſchaft 


vor 


über "die jonifchen Inſeln entfagt und diefelben an Griechenland 
abtritt, wird won den Bertretern fämmtliher fünf Großmädte in 
London unterzeichnet. Die Feſtungswerke von Eorfu werden vor der 
Uebertragung des Eilands von Öriechenland gefchleift werden. Der 
Vertreter Griechenlands weigert fih darum, dem Protofoll durch 
feine Unterfchrift beizutreten. 

Der Bicelönig von Dftindien Ford Elgin }. 

Die engliſche Regierung lehnt die Theilnahme an dem vom Kaifer 
ber Franzoſen vorgefchlagenen allgemeinen europäifhen Con— 
greffe definitiv ab, 
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Depeſche des Grafen Ruffel an Ford Cowley: „...’. Ra. 
Regierung gewahrt in dem Schritt mit voller Anerfennung den Wunſch dee 
Kaijers der Franzoſen, der in mehreren Theilen Furopa’s vorhandenen Umtux 
ein Ende zu machen, und den allgemeinen Frieden auf feitere Grumdlages 
zu ftellen als es, feiner Anficht nach, diejenigen find, auf denen dieſer Friet⸗ 
jeßt berubt. Der Kaifer erflärt, daß Frankreich bei diejer Frage ſich uneigen 
nügig verhalte, daß er für feinen Theil feine Vergrößerung juche, und bu 
die zu fichernden Intereſſen nicht die Frankreichs, jondern die Europa's ſeies 
J. Maj. Regierung kann ebenfalls erklären, daß Grofbritannien im dien 
Sache uninterefjirt ift, daß e8 Feine Vergrößerung fucht, und daß es bie 
Mäßigung und Frieden anzurathen hat. Aber Franfreih und Großbritan 
nien, weldye auf dieſe Weiſe felbjt interefjelos find, find verbunden, zu « 
wägen, was bie MWeltlage ift, und was auf einen Gongreß dad mahrfceir | 
lihe Benehmen folder Mächte wäre, welche aufgefordert werben möchten 
Opfer an Gebiet, oder Anfehen und moralifcher Stärke, zu bringen. — ES 
würde ziemlich zwedlos fein, bei diefer Gelegenheit weiteres über die Vertriy 
von 1815 zu jagen. Praktiſch gefteht der Kaiſer der Franzofen die binden“ 


- Kraft vieler Theile diefer Verträge zu, und J. Maj. Regierung räumt eben 


bereitwillig ein, daß einige Theile berfelben abgeändert oder mikadır 
worden find, und daß noch andere Theile zur Zeit bedroht ober im ‚frage ar 
ftellt find. Wie J. Maj. Regierung aus den von Hm. Drouyn de Yhunps &: 
gebenen Grörterungen entnimmt, muß nad Anficht der Faijerlichen Regierum: 
es jedermann Far fein, daß mehrere Fragen bis jetzt nicht gelöst jind, wels 
Europa in Verwirrung bringen fünnen. Bon biefer Art find folgende: Te 
der Kampf in Polen noch weiter verlängert werben? Soll Dänemarf in Arc 
mit Deutſchland geratben, und find die Mächte, welche früher an der Ber 
handlung dieſer Frage theilnabmen, gleichgültig dagegen geworden ? el 
Anarchie in den Donaufürftenthümern fortdauern, und jo in jedem Augen: 
blick die orientalifche Frage wieder zu eröffnen droben ? Sollen Jtalien um 
Defterreich fortwährend in feindliher Haltung gegen einander ſtehen Blei 
ben? Soll die Bejegung Roms duch franzöfifche Truppen in unabiehbar: 
Zeit fortdauern? — Die kaiſerliche Regierung jtellt die weitere Jrage: Soll 
wir, ohne neue Sühneverfuche gemacht zu baben, der Hoffnung Kir ben 
Nationen Europa’s die Lajten zu erleichtern, die ihnen, im gegenjeitigem Mir 
trauen, durch übermäßige Wafjenrüftungen aufgelegt find? — Dieß, obn 
Zweifel, find die Hauptfragen, welche den Frieden Guropa’s entweder ftören 
ober bedrohen: aber es gibt eine fernere Trage, welche, wie %. Maj. Regie 
rung erachtet, biefer ganzen Sache zu Grunde liegt, und das ijt folgen: 
Sites wahrſcheinlich, daß ein allgemeiner Congreß ber europäiichen 
Staaten eine friedliche Yöjung der verfchiedenen ftrittigen Materien darbieten 
würde? Dieß, in ber That, ift die Frage, welde die Regierungen ber ver 
ſchiedenen Staaten vor allem ernftlih und aufmerkſam zu erwägen haben 
Nah unferem Dafürhalten gibt e8 ein Hauptbedenfen, das unjere Schluf 
jolgerung zu beftimmen bat. Nach dem Krieg, der Deutfchland von 1619 
bis 1649 verheerte, und nad den aufeinander folgenden Kriegen, unter denen 
der europäifche Gontinent von 1793 bis 1815 zu leiden hatte, war es mög 
li, Gebietsvertbeilungen und Nechtsdefinitionen durch einen Congreß vorzu— 
nehmen, weil die europäifchen Völker der Schlächterei mübe und durch die 
Kriegslaften erjchöpft waren, umd weil die im Gongreß zujanımentretenden 
Mächte durch die Zeitumftände die Mittel in der Hand batten, ihre Beſchlüſſe 
und Anordnungen auszuführen. Aber im jegigen Augenblid, nad eimer 
Jangen Friedensdauer, ijt feine Macht willens, irgend ein Gebiet aufzugeben, 
auf das fie einen Redhtstitel durch Vertrag oder langen Befik bat. So jind 
3. B. von ben obenerwähnten gragen, welche Guropa. beuntubigen oder br 
droben, zwei ber gefährlichiten diejenigen, welche Polen und Italien betreiten. 
Prüfen wir den gegenwärtigen Stand diefer Fragen, und ſehen wir zu, ob 
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es wahrfcheinlich ift, bak ein Congreß zu einer gütlichen Löfung berfelben 
verhelfen würde. Grjtens, was Polen anlangt, jo ift dieſe frage für Frank: 
reich, Dejterreih oder Großbritannien feine neue. Mebrere Monate lang 
baben bieje Mächte, während fie fich jeder Drohung jorgfältig enthielten, von 
Rußland durch freundliche Vorjtelungen die Annahme von Mafregeln bei: 
lender Natur zu erlangen gelucht, aber nichts erreicht als ojt wieberholte 
Zerjprehungen, bat jobald die Anfurrection unterbrüdt fei, Milde und Ber: 
ſöhnung eintreten jolle. Würde es dba etwas frommen im Namen eines Con: 
grejjes Borjtellungen zu wiederholen, weldye bereitd mit jo geringem Erfolg 
gemadt worden find ? — Iſt es wahrjcheinlich, daß ein Kongreß im Stande 
jein würde, bejfere Bedingungen für Polen zu fichern, ed wäre benn durch 
vereinigte Anwendung von Wallengewalt? Durch Rußlands militärifches Uebere 
gewicht und feine jchonungslofe Strenge ijt mittlerweile ein beträchtlicher 
Fortſchritt zur Unterwerfung ber Inſurgenten gemadt. Läßt fich erwarten, 
daß Rufland im Stolz feiner Stärfe das bewilligen werbe, was es in ben 
frübern Tagen feiner Entmuthigung verweigert bat? Würde es auf ben bloßen 
Wunſch bes Gongrejjes ein unabhängiges Polen heritellen ? Aber wenn Ruß: 
land nicht wollte, dann wird die Ausjicht: entweder eine Demüthigung für 
Europa, oder Krieg mit Rußland, und diejenigen Mächte, welche bie Kojten 
und Wagniffe eines ſolchen Kriegs nicht auf fi nehmen wollen, müſſen aljo 
wohl die andere Alternative zu vermeiden wünſchen. Es läßt fich zubem in 
Wahrheit jagen, daß die jekige Zeit eine Uebergangsperiode it. Wenn ber 
Aufitand unterbrüdt ijt, dann wird ſich's zeigen, ob bie Verſprechungen bes 
KRaifers von Rußland in Erfüllung gehen! Wird ber Aufftand nicht unter: 
drüdt, ober wird, um ihn zu unterdrüden, das polnifche Volf mit neuer und 
— wenn das möglich ift — mit erjchwerter Strenge behandelt, jo werben . 
fich andere ragen ergeben, welche weitere Erwägung erfordern mögen, aber 
welche in einer großen Verfammlung von Nepräfentanten aller Mächte Eu: 
ropa’s faum eine Löſung finden würden. In der That ift zu beforgen, daß 
von Tag zu Tag auftauchende ragen, gefärbt von ben wechſelnden Greig: 
nijien der Stunde, vielmehr zu nußlofer Debatte al® zu praftifcher und nütz— 
licher Berathung Anlaß geben würden in einem Gongrek von 20—30 Re: 
präfentanten, ber feine oberjte Autorität anerfennte, und durch feine feiten 
Berfahrungsregeln geleitet wäre, Gehen wir zur italienifchen Frage über, 
fo ergeben ſich friihe Schwierigkeiten. Erſtens ift es bie Abficht, durd einen 
neuen Vertrag den jetzigen Bejikftand in Italien zu fanctioniren? Der Papft 
und die ben abgefegten Fürften verwandten Souveräne könnten fi einerfeits 
weigern, dem König von Stalien einen ihm bis jekt vorenthaltenen Titel zu 
geben; und ber König von Italien andererfeits würde fich wahrſcheinlich einer 
Anordnung widerſetzen, die ihn, implicit wenigftens, von ber Erwerbung Roms 
und Venetiens auszufchliepen ſchiene. — Ober ift beabfichtigt, von Deiterreich 
im Gongreß den Verzicht auf Venetien zu verlangen? J. Maj. Regierung 
bat guten Grund zu glauben, daß fein dfterreichifcher Repräfentant einem 
Gongreh beiwohnen würde, wo ein folder Vorſchlag zur Verhandlung käme. 
Wir wiflen, daß, wäre ein ſolches Vorhaben im Voraus angezeigt, jo würde 
Defterreich e8 ablehnen, überhaupt den Congreß zu befdiden, und würde bie 
Frage ohne Anzeige aufs Tapet gebracht, jo würde ber öfterreichiiche Minifter 
fofort die Verſammlung verlaffen. Alſo auch in biefer Hinſicht würde ber 
Congreß ſich bald im Angeficht der Alternative befinden: Nullität oder Krieg. 
Allein ift es möglich einen Gongreß zu verfammeln, und einen itafienifhen Reprä- 
fentanten zum Sig barin on: ohne ben Zuftand Venetien zu biscutiren ? 
Der Kaifer ber Franzofen wäre wohl die erfte Perfon, welche die Unmöglichkeit 
eines jolhen Verfahrens fühlte und einräumte. — Was Deutſchland und 
Dänemark betrifft, jo ift e8 wahr, baf mehrere von ben Mächten Europa’s 
ſich bei diefer frage intereffirt haben, aber die Zugabe Spaniens, Portugals, 
Staliens und der Türfei zur Berathung würde bie Ausficht auf eine befrie- 
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bigenbe Löfung kaum vermehren. Und wenn fich mit Bezug auf Polen ı 
Stalten fein heilfames Ergebniß erwarten Täßt, ift es ba rathſam, einem ı 
gemeinen europäifchen Gongrek zu berufen, um ein Heilmittel für die An 
hie in ber Moldau = Wallahei zu finden? Wären alle biefe Kragen — 
polnische, italienifche, bänifche, bonaufürftenthümliche — durch bloken U 
nungsausfpruch zu löfen, fo möchten vielleicht bie Anfichten Der brittüe 
Regierung von benen bes Kaijers der Franzoſen nicht jehr abweichend geh 
ben werben. Aber wenn mit der bloßen Aeußerung von Meinungen u 


Wünſchen fi Fein pofitives Refultat erreichen ließe, fo ericheint e# 


wiß, daß bie Berathungen eines Congreffes aus Forderungen und Anfprüd 
beftehen würden, weldye die einen erböben und denen bie andern fich wib 
fegten; und ba e8 in einer foldhen Verſammlung feine oberfte Autorität ai 
um bie Majoritätsbeihlüffe in Vollzug zu feken, fo würden vorau 
fihtlich viele Mitglieder bes Congreſſes ſich in Shlimmer 
Stimmung voneinander trennen, als fie zufammengetre: 
waren. Und baraus folgt, daß ber vorgefchhlagene Gongrek wahrſchein 
feine Minderung ber Kriegsrüftungen bewirken würde. Alfo unvermögend 
Wahrſcheinlichkeit jener wohlthätigen Folgen zu erfennen, bie der Kaiier | 
Franzoſen ſich verſprach, als er einen Gongrek vorſchlug, fühlt J. M. Rea 
rung, eigener feſter Ueberzeugung gemäß und nach reiflicher Berathung, 
außer Stand Sr. kaiſ. Maj. Einladung anzunehmen.“ 


1. Dec. Sir Joh. Lawrence wird an Lord Elgin's Stelle zum Bi 


5, 
17. 


fönig von Oftindien ernannt. 

„ Korb Wobehoufe wird in außerorbentliher Miffion nad Kor: 
hagen gefanbt. 

» Depefche des Grafen Nuffel an ben englifhen Gefandten 
Dresden gegen bie beutfche Bewegung wider das Lonben 
Protokoll: 

„Die Regierung J. M. bat mit Ueberraſchung und Schmerz bie Spte 
vernommen, welche binfichtlid bes Londoner Vertrages vom Mai 1852 ; 
führt worden ift. Die Mächte, welche jenen Vertrag unterzeichneten ober ba 
felben fpäter beitraten, müſſen eingebenf fein, Baf fie fih durch denſelb 
nicht allein Dänemarf, ſondern auch Großbritanien, Frankteich, Ru 
land unb Schmweben gegenüber, welche Theilnehmer an bem Pertrage mare 
und allen ben übrigen Staaten und Mächten gegenüber verbindlich madır 
beren Beitritt zu bemfelben gefucht und erlangt wurbe, und baf es ber uw 
geiprochene Gegenftand und Zweck jenes Vertrags war, nicht die wechet 
tigen Beziehungen Dänemarks und Deutfchlands zu regeln, ſondern als « 
für bas —— Intereſſe Europa's weſentliches Abkommen zu dienen. Fr 
Verletzung der von Dänemark in den Jahren 1851—1852 gegen Deutidlar 
übernommenen Berbinblichfeit ift ein Vergeben, welches gebörig empfunde 
und deſſen Abftelung mit Recht gefordert werben fann. Eine jolde Verletun 
fann aber nicht zur Wirfung haben, einen andern Theilnehmern gegenübt 
eingegangenen feierlichen europäifchen Vertrag ungiltig zu machen. Die w 
Dänemark im Jahre 1852 hinſichtlich Holfteins und Schleswigs erteilte 
Veriprehungen mögen für Dejterreih und Preußen ber überwiegende Bart: 
De geweſen fein, bem Vertrag vom Mai 1852 beizutreten, aber wer 

iefe Mächte an ben Verpflichtungen des Vertrags nicht treu balten, fo fünne 
fie nicht mit bem geringften Anfhein von Recht als Entfchulbigung beit 
anführen, daß ihre Erwartungen binfichtlih ber Erfüllung der von Dänemarl 
zu anberer Zeit und in anderen Urkunden übernommenen Perbindlicteiter 
etäufcht worben feien. Die gefammte Grunblage ber —— Fef 
ebungen in Europa würde umgeſtürzt werben, wenn ein folder Grund «4 
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eine Entſchuldigung für ben, Bruch einer klaren und einfachen vertragsmäßi: 
gen Berpflihtung zugelafien werden fünnte. Irgend ein Souverän fünnte, 
zur Erfüllung jeiner Berbindlichfeiten aufgefordert, jagen: „Mein Beweggrund 
für Wiederrufung jedes Vertrags mit Euch war, daß ich mit einem ber Ver: 
tragstbeilnehmer ein anderes Abkommen hatte. Diejes andere Abkommen 
war nicht gehalten worben und baher ift mein Vertrag mit Euch null und 
nichtig.“ J. M. Regierung ift überzeugt, der Dresdener Hof werbe einjeben, 
daß eine derartige Beweisführung, wenn fie al® giltig zugelaffen würde, jeden 
beſtehenden Pertrag in Trümmer verwandeln würde. Ach enthalte mich ber 
Anfübhrung von beijpielsweifen Fällen,. in benen eine berartige leichtfertige 
und launenhafte Art der Vertragsauslegung fi als ernitlid 
nachteilig für die deutſchen Mächte ſelbſt erweifen dürfte. Für jegt genüge 
es J. M. Regierung, zu erflären, daß fie jedes Abgehen von bem Erbfolge: 
vertrage von 1852 jeiten ſolcher Mächte, welche ben gedachten Vertrag unter: 
zeichnet baben ober bemjelben beigetreten jind, als gänzlidy unverträglich mit 
ehrlicher Gejinnung (good faith) erachten würde.“ 


!. Dec. Note des englifhen Gefandten am dbeutfhen Bunde an 


ben Präfidenten der Bundesverfammlung unter Mittheilung einer 
Abſchrift des Londoner Bertrags vom 8. Mai 1852: 

„ - . Der Unterzeichnete ijt gleichzeitig beauftragt, zu bemerken, baf bie 

bobe Bunbdesverjammlung erjehen will, daß durch diefen Vertrag Frankreich, 
Großbritannien, Rußland und Schweben übereinfominen, König Chriſtian IX. 
als Nachfolger in allen Beſitzungen anzuerfennen, welche Se. Maj. ber ver: 
ftorbene König von Dänemark inne hatte. Diefe Anerfennung bat bereits 
feitens aller diefer Mächte ftattgehabt. Der Unterzeichnete ift daher angewiefen 
hervorzuheben, baf, wenn bie Bunbdesverfammlung durch irgendeinen über: 
eilten Schritt einen bem Londoner Vertrag entgegengejeßten Weg einichlägt, 
ernfte Berwidlungen fidh ergeben bürften. Der Unterzeichnete ift ferner 
— Sr. Exc. dem Präſidirenden der Bundesverſammlung zu erklären, 
daß die Regierung J. britanniſchen Maj. bereit iſt, dieſe Gegenſtände in einer 
Conferenz zu verhandeln, welche an irgendeinem Ort, über den man ſich 
vereinigte, zuſammenträte, und an welcher alle Paciſcenten des Londoner 
Vertrags und ein Vertreter des deutſchen Bundes theilnehmen würden.“ 
„Die engliſche Regierung läßt mit der allmäligen Schleifung 
der Feſtungswerke von Corfu beginnen. 
„ Eine Depefche des Grafen Ruſſel an den engliſchen Geſandten 
beim deutfhen Bunde wiederholt den Vorfchlag einer Conferenz 
zu Löfung der fchleswigsholfteinifhen Frage, dießmal unter Aufrecht⸗ 
haltung des eingetretenen status quo: 

„Die Ereismiffe, welche eingetreten find feit bem Tode bes vorigen Königs 
von Dänemark, haben die Regierung J. Maj. mit erniter Beſorgniß erfüllt. 
Zuerft hatten die Dinge einen günftigen Anfchein. Der Nachfolger Friedrichs VII. 
wurde allgemein anerfannt, ebenjowohl in Holftein, Pauenburg und Schles— 
wig, als in dem Königreich Dänemark, Ginige der Richter und Profefjoren 
in Holftein vermweigerten allerdings ben Hulbigungseid, aber Ruhe und Ge: 
borfam behielten im allgemeinen die Oberhand. Diefer innen Zuftimmung 
folgte die Anerkennung von Seiten Franfreihs, Großbritanniens, Rußlands 
und Schwedens. In Deutfhland aber war ein fehr verichiebener Geiſt 
vorherrſchend. Einige der Souveräne und Staaten, welche bem Vertrag von 
London beigetreten find, zeigten fich als die erften, welche bie Anſprüche bes 
Prinzen von Auguftenburg auf die Erbfolge in ben Herzogthümern Holitein 
und Schleswig unterftügten. Die zwei deutſchen Großmädte Oeſterreich 
unb Preußen gingen auf gemäßigtere Weiſe vor. Die Rechtsanſprüche 
Chriſtians IX. auf die Regierungsnachfolge in bie Lande Friedrichs VIL ges 
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mäß ben Vorauabeftimmungen bes Londoner Tractats wielen fie nicht gerabeiu 
von ber Hand, aber fie machten bie Anerkennung feines Rechtstitels davon 
abhängig, daß der König die Verpflichtungen erfülle, welche fein Vorgänger 
in ben Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. J. M. Regierung konnte 
feiner von ben ebengedachten Anfichten beipflichten. Sie fonnte feine Anſprüch 
bes Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Widerſpruch ftünben mit den 
von J. Maj. in Folge des Londoner Tractats von 1352 eingegangenen Ber: 
binblichfeiten. Sie ift ber Anſicht, daß der König von Dänemarf verbunden 
id die Verpflichtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie Hält nicht dafüt, 
baf das Recht auf bie Krone irgenbwie abhängig fei von ber 
Erfüllung dieſer Verpflidtungen. Indem baber J. M. Regierun 
bereitwilligft die Erbfolge Ehriftians IX. anerfannte, drang fie im Verein 
mit Franfreih und Rußland auf die Ausführung aller Verbindlichkeiten feine 
Krone gegenüber Deutichland. Sie fonnte die Geneigtheit bes Königs dieſer 
Verpflichtungen foweit thunlich nachzukommen nicht in Zweifel ſetzen. Er ii 
von Geburt ein beutfcher Prinz, und feine natürliche Neigung, feine deutſcher 
Unterthanen mit gleicher Huld zu behandeln, wie feine bänifchen, konnte nid 
in Frage geftellt werden. Welchen Grund zu Klagen auch immer bie Rariei 
Yichfeit der däniſchen Beamten des verftorbenen Königs gegeben haben mögen 
fo glaubt man doch, daß dieſe Urfachen aller Wahrſcheinlichkeit nach in Folg 
ber gleichmäßigen Behandlung und bes unparteiifchen Vorgehens bes neuen 
Souveräns, befeitigt werben würden. Inglüdlicherweife erhoben fih zwei 
Hinderniffe gegen eine Vereinbarung, wie fie bie Freunde bes jFriebeni 
gewünfcht haben möchten. Das eine war bie Gonftitution von Dänt 
marf-Schleswig, angenommen im verfloffenen November von dem Reiht: 
rath zu Kopenhagen; bas andere, die Haltung Deutfhlanbdbe. Die neu 
Gonftitution Dänemarks fcheint J. M. Regierung auf eine Ancorporation 
Schleswigs binauszulaufen, und als folche mit ben Verpflichtungen der Kran 
Dänemarf im Wiberfpruch zu fiehen. In ber That, die Vertbeidigung der 
däniſchen Minifter ift in biefem Punkt fehr unbefriedigend. Aber bie vor 
Hrn. Hall hinfichtlich des andern Punfts vorgebrachten Gründe, nämlich di 
gegenwärtige Haltung Deutfchlands, find fehr gewichtig. Seine Gründe Können 
ungefähr wie folgt, dargelegt werben: Dänemarf hat das k. Patent vom ver 
gangenen März für Holftein zurüdgenommen. Es bat frieblich fich ber Yun 
beserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bundesrecht begründet x 
trachtet. Nun verlangt man von ihm bie Zurüdnahme ber Kürzlich einge 
führten Berfaffung für Dänemarf und Schleswig. Aber welche Sicherheit 
bietet man ihm, daß dieß das Iekte, ihm abverlangte Zugeftändnif fein wird? 
Schon werben eine neue Verfaffung für Schleswig und eine gemeinfame, füt 
bie Monarchie als Gründe vorgefhükt, aus welchen künftig neue Aniprüd: 
unb weitere Forderungen herzuleiten find. Wann endlich wird Dänemar! 
Ruhe Hoffen können vor biefen unaufhörlichen Anforderungen? Wenn fein 
Unabhängigkeit bewahrt bleiben foll, fo wäre es beſſer, daß es jept Wide: 
‚ftanb feifiee, als baf es durch ftete, aber nutzloſe Zugeftändniffe ſich ſchwächen 
ließe. Obgleich nah dem Erachten J. M. Regierung Hr. Hal einen falſchen 
Standpunkt einnimmt, fo findet fie boch in ben im allgemeinen von ihm 
entwidelten Gründen viele Wahrheit. Dänemark hat ein Recht, die Grünen 
ber Anſprüche Deutſchlands zu erfahren, unb in bie Möglichkeit verfekt zu 
werben, biefen langen unb ermübenden Streit feinem Ende entgegenzuführen. 
Mag nun Dänemark während eilf Jahren feinen Verbindlichfeiten fich entzogen 
haben, mag Deutſchland biefe Zeit hindurch Dänemark mit begründeten und 
unausführbaren Anforderungen gequält haben, fo ift es jet Zeit, daß bielem 
Streit ein Ziel gefegt werbe. Die Mächte, welche ben Londoner Tractat unter 
zeichnet haben, find es, nebft bem beutjchen Bund, weldje am erften dazu 
berufen find, die Beflimmungen und Bedingungen eines endgültigen eher: 
einfommens feftzuftellen. Ihre Maj. Regierung verlangt daher im Juterelit 
bes Friedens : 
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„1. Daß eine Sonferenz ber Mächte, welche bas Londoner Protofoll unter: 
zeichnet haben, im PVerein mit einem Abgeordneten bes deutſchen Bundes in 
Paris ober London tagen möge, zur Verhandlung ber Streitigfeiten zwiſchen 
Deutihland und Dänemark; 

„2. daß, bis biefe Gonferenz ihre Arbeiten beenbigt babe, ber status 
quo aufrecht erhalten bleiben folle, 

„Das glaubt J. M. Regierung ſich berechtigt, um bes Friedens von Europa 
willen zu verlangen. Sie hat fein anderes Intereſſe in Beziehung auf Däne- 
marf als bas, welches einer ber alten und unabhängigen Monardien Europa's 
gebührt. Aber fie hat ein Intereſſe daran, daß Europa ber Friede erhalten 
werbe. Sie erfuht daher auf das bringenbite, bie Souveräne und ihre Ga: 
binette in Betracht zu ziehen: wie ſchwierig es fein würde, bie GStreitigfeiten 
zur fchlichten, wenn fie einmal bem blutigen Schiedsgericht bes Kriegs anheim: 
gefallen wären, Wer kann es vorausbeftimmen, welche Ausbehnung ein folcher 
Krieg nehmen, welhe Gelüfte er weden mag, welde Gegenden von feiner 
Permwüftung heimgejucht werben würben? s iſt an fih von verhält: 
nigmäßig geringer Bebeutung, ob ein Prinz aus bem Haufe . 
Glücksburg ober ein Prinz aus bem Haufe Auguftenburg in 
Dane oder in —— regiere. Unter jedem ber beiden Fürſten 
önnen bie Freiheiten und Privilegien feiner Unterthanen gleichmäßig geſichert 
fein. Aber von großer Bebeutung iftes, daß bie Treue den Verträgen bewahrt 
werbe, daß man Recht und Befiß achte, und daß bie Kriegsflammen ich 
nicht über Guropa verbreiten, aus Anlaß von Fragen, welde ein ruhiges 
und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Vernunft einer frieblihen Löfung 
entgegenfübren bürfte.” 


4. Frankreich. 


9. Yan. Die frangöfifche Regierung richtet an ba8 Gabinet von Was 


12, 


31. 


bingtön nochmals das Anerbieten einer freundfchaftlichen Bermit! 
lung zwiſchen dem Norden und Süden. 


Eröffnung der Kammer. Thronrede bes Kaifers: 


n...Der geſetzgebende Körper wird feine legte Sefjion beginnen. Te 
durch die Verfaſſung geftedten Termine vorgreifen, wäre in meinen Augen ci 
Alt ber Unbanfbarfeit gegen die Kammer, bes Miftrauens gegen bas Lanl 
gewejen. Die Zeit ijt vorüber, wo man es für nothwendig bielt, irgend eine 
glüdfihen Zwiſchenfall als Gelegenheit aufzugreifen, um fi der Stimme 
einer bejhränften Zahl von Wählern zu verjihern. Heute, wo Alles ab 
ſtimmt, gibt es in ben großen Maſſen dieſe frühere Veränberlichkeit mid 
mehr, unb die Ueberzeugungen wechleln nicht bei dem leiſeſten Hauche, da 
bie politifche Atmosphäre aufzuregen jcheint. Da wir uns nun zum Tlepten 
Male zufammenfinden, fo ift es nicht unnüß, unfere Blide auf das, was wi 
feit fünf Jahren zufammen vollbracht, zurüdzumerfen. . .. Sie werben ne 
einmal durch müßliche Arbeiten bas Ende Ihres Mandate Fenuzeichnen, um 
wenn Sie in Ihre Departements zurüdgefehrt fein werben, fo laſſen ©i 
es nicht unbefannt, daß, wenn wir viele Hinderniffe überwunden, viel Nut 
fiches vollendet haben, dieß geicheben ift Danf ber hingebenden Mitwirkung 
ber großen Staatslörper und Dank der Eintracht, die zwiſchen uns geberriäl 
bat; daß aber nichtsdeftoweniger Vieles zu thun übrig bleibt, um umie 
Einrichtungen zu vervollfommnen, bie wahren Ideen zu verbreiten, um dat 
Land daran zu gewöhnen, auf fich felbft zu rechnen® Sagen Sie Ihren Mit 
Bürgern, daß ich ſtets bereit fein werde, Alles anzunehmen, was im Amterefi 
ber größten Anzahl ift; aber wenn es benfelben am Herzen liegt, das begon: 
neue Werk zu erleichtern, jo empfehlen Sie ihnen auch, Gonflicte zu ver: 
meiden, welche nur Mifbehagen erzeugen, bie Berfaffung, welche Iht ® 
ift, zu befeftigen, in bie neue Kammer Männer zu fchiden, die, wie Sie, chmt 
Rückhalt das gegenwärtige Syſtem annehmen, die fruchtlofen Kämpfen ernit 
Berathungen vorziehen, Männer, die, befeelt vom Geiſt ber Zeit und von mab- 
er Vaterlandsliebe, in ihrer Unabhängigkeit den Weg der Regierung erleuchten 
und niemals zögern, bie Feſtigkeit des Staats und bie Größe bes Paterlandet 
über ein Privatinterefje zu ſchätzen.“ 


„ Der Senat nimmt den ibm vorgelegten Entwurf einer Antwortt 
Adreſſe mit 121 gegen 1 Stimme (des Prinzen Napoleon) ıt 


” 
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4. Febr. Beginn der Adreßdebatte im gefehgebenden Körper. Die Op: 
pofition der Fünf ftellt ihre Gegenanträge zum Entwurf der Com: 
miffion. Debatte über Bolen, Der Sprecdhminifter Billault ante 
wortet Jules Favre entjchieden ablehnend: der gegenwärtige Aus 
genblid ſei nicht günftig für das Eintreten in eine Discuffion über 
die polniſche Frage; Frankreich habe feine alten Sympathien für 
Polen nicht verloren, aber er fei der Anfidht und bie Regierung 
mit ihm, daß die Polen mehr von ber großmütbigen und Liberalen 
Gefinnung des Kaifers von Rußland erwarten bürften, als von 
einem Aufftandsverfuch, der nur neues Unglüd für das unglüdliche 
Land herbeiführen werbe. | 

6. „ Adreßdebatte des gefeßgebenden Körpers. Die Dppofition ber 
Fünf greift die mexicaniſche Erpedition mit großer Entſchie— 
benheit an. 

13. „ Adreßdebatte des gefeßgebenden Körpers. Die Adreſſe wird 
fehließlich mit allen gegen die Stimmen ber Fünf angenommen. 

18. „ Erſte franzöfifhe Depefhe nah St. Petersburg zu Gunſten 

Polens und zwar unter Hinweifung auf die Wiener Congreßakte. 
. „Frankreich ergreift die Gelegenheit der ruſſiſch-preußiſchen 
Convention vom 8. Febr., um die Spite ber europäifchen Be: 
wegung zu Gunften Polens gegen Preußen zu richten. Es ſchlägt 
England ben Erlaß einer identifhen Note an Preußen vor und 
hofft, daß auch Defterreich einem ſolchen Schritte beitreten werbe. 
Depeſche Drouyn’s an ben franzdf. Geſandten in London: 

„. .. Die durch die ganz ungemöhnliche Recrutirung in Polen aufgejtadhelten Un: 
ruben mußten nothwenbdig unfere Aufmerffamfeit auf fich ziehen. Die betrübenden 
Norfälle des Volkswiderſtandes gegen eine Maßregel ber inneren Verwaltung 
fonnten allerbings nur aus dem Gefichtspunfte ber Menfchlichkeit in Betracht 
gezogen werben; aber das in Petersburg unterzeichnete Abkommen hat biefer 


Krifis unvermuthet einen politifhen Charakter gegeben, über ben obne 
allen Zweifel ben Gabinetten ein Urtbeil zuftebt. . . ." 


1. März. England und Defterreidh find dem von Frankreich vorgefchla: 
genen Schritte gegen Preußen nicht beigetreten. 

; Gircularbepejhe Drouyn be Lhuys: „. .. Die Regierung Ihrer 
britanniſchen Majejtät ift dem Schritte, den zu thun wir geneigt waren, nicht 
beigetreten. Oeſterreich ſeinerſeits fühlte ih, während es unfere Anfhauung 
theilte, nicht veranlaßt, eine Convention, für welche es Anfangs bloß bie So— 
lidarität abgelehnt Hatte, officiell zu tabeln. Bei jo bewandten Umftänden hat 
bie faiferliche Regierung einem Vorfchlage, welcher eine Uebereinftimmung vor: 
ausſetzte, feine Folge mehr zu geben. Wir haben jedoch Gründe zu ber Hoff: 
nung, daß bie durch die Unterzeichnung ber Petersburger Convention hervor: 

erufene Wirfung nicht ganz verloren fein wird, und baß bie beiben contra= 
—— Höfe die Einmuͤthigkeit ber durch dieſes Abkommen veranlaßten Be: 
merfungen berüdfichtigen werben. Was uns betrifft, fo werben wir fortfah: 
ven, ben Greignifjen mit jenem Intereſſe zu folgen, weldyes einzuflößen fie 
geeignet find. Unfere Pflichten im biefer Angelegenheit ſtimmen mit benen 
er anderen Großmächte überein, bie fi mit uns in gleicher Lage befinden. 
Die Mühe, welche wir uns gegeben haben, es bahin zu bringen, baß jeber 
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Frankreich. 


Schritt der Cabinette einer vorhergehenden Verabredung untergeorbnet werk: 
legt übrigens Zeugniß von den Gefinnungen ab, die uns bei einer Eadı 
—— welche unſererſeits weder eine beſondere Politik, noch ein vereinzelte 
Hanbeln bedingt.“ 


17.— 19. März. Polendebatte im Senat. Neben bes Prinzen Napoleon 


und des Sprechminifters Billault. Der Senat geht über die ein: 
gereichten Petitionen für Polen mit 113 gegen 17 Stimmen zu 
Tagesordnung über. 


20. März. Der Kaifer erflärt ausbrüdlich feine Zuftimmung zu ber Rei 


BillaultS gegen den Prinzen Napoleon. 


10. April. Frankreich, England und Deſterreich Haben jid 


zu einem gemeinfamen Schritie gegen Rußland zu Gunften Polent 


geeinigt. (f. England und Defterreidh.) 

Franzöſiſche Depefhe an Rußland: „... Was bie Erhebungen 

Polens harakterifirt, und was ihnen eine erceptionelle Bedeutung vwerleibt, {, 
daß fie nichts als das Nejultat einer vorübergehenden Krifis darftellen. Bir 
fungen, die fajt genau in berfelben Weife in jeder Generation fich wiederholen 
können nicht auf rein zufällige Urfachen zurüdgeführt werden. Diefe periodiit 
age Zudungen find das Symptom eines eingewurzelten Uebels, fr 
zeugen bie Ohnmacht der Kombination, welche man jeither ausgejonnen, 
um Polen mit ber Stellung auszuföhnen, bie man ihm gegeben. Anderer: 
ſeits find diefe nur zu bäufigen Störungen, fo oft fie zum Vorſchein Fommen, 
ein Gegenjtand ber Beſorgniß und der Beunrubigung. Polen, mit feine 
Lage im Mittelpunfte des Feitlandes, kann nicht eine Beute der Agitation 
fein, ohne daß auch bie verjchiedenen ihm benadhbarten Staaten unter einer 
Erſchütterung leiden, deren Rückſchlag fih in ganz Europa fühlbar madı. 
Das ift zu allen Zeiten gefcheben, wo bie Polen zu ben Waffen griffen, un 
diefe Eonflicte — Beweis befjen ift der Gonflict, von dem wir im bielem 
Augenblid Zeugen jind — haben nicht nur die Folge, daß jie in beunrub: 
gender Weife die Gemüther aufregen, jonbern fie fünnen, wenn fie länger 
dauern, auch bie Beziehungen ber Gabinette ftören und die beflagernswertheiten 
Verwicklungen provociren. Es Tiegt befhalb im gemeinfamen Srrtereffe aller 
Mächte, eine unaufhörlich wiederkehrende Gefahr definitiv. befeitigt zu feben. 
— Wir geben uns gern der Hoffnung bin, daß der ruffiihe Hof Erwägun— 
gen, bie feine Aufmerffamfeit in fo hohem Grade verdienen, mit demſelben 
Gefühl entgegennehmen wird, wie bas iſt, welches fie uns eingab. Er mit 
fih, wir vertrauen barauf, von ben liberalen Abdichten befeelt zeigen, von 
welchen bie Regierung Sr. Maj. des Kaifers Alerander ſchon jo glänzen 
Beweife abgelegt, und er wird in feiner Weisheit anerkennen, daß es am der 
Zeit fei, fi nad den Mitteln umzufehen, Polen die Bedingungen eine 
dauerhaften Friedens zu gewähren.“ 


26.—27. April. Antworten Nußlands auf die Depefchen der brei Mädte 


28. 


zu Gunſten Polens, (f. Rußland.) 
Der gefetgebende Körper hat das ganze Budget in vier Sigungen 
erledigt und genehmigt es ſchließlich mit 240 gegen 7 Stimmen. 


” 


1; Mai. Die Agitation für die bevorftehenden Neuwahlen zum gt 


feggebenden Körper fangen in Paris am lebhaft zu werden. 
Der Moniteur erinnert daran, daß Verfammlungen von mehr alt 
20 Perfonen für die Wahlen gefeglich verboten feien. 


Srankreid. 4 sg 


4. Mai. Eine Depefche Drouyn’s an den franzöfifhen Gefandten in 


London findet die rufjifche Antwort an Franfreih vom 26. April 
„verföhnlih und freundlich”. Rußland erfenne den abnormen Cha: 
rafter der polniſchen Situation an und glaube, daß die Erplicatio: 
nen ber drei Höfe zu einem müßlichen Ergebniffe führen können. 
Nur weife Rußland die Bezugnahme auf den Tert der Verträge 
von 1815 ab, indem es erklärt, eine Probe nicht wieder beginnen 
zu wollen, weldye für Polen und für Rußland die Quclle des Un: 
glückes und für Europa eine Urfache der Unordnung geworben fei. 
Da Franfreih fih nun felbft. auf den breiteren Standpunft der 
allgemeinen Interefjen geftellt habe, fo babe es nichts dagegen ein- 
zuwenden, dem Fürſten Gortfhafoff auf einen minder beſchränkten 
Boden zu folgen. 


3. Mai. Schluß der Seffion des gefeßgebenden Körpers. in Faiferl. 


9. 


17. 
4. 


Dekret verfügt defjen Auflöfung und ordnet die Neuwahlen auf den 
31. Mai an. 


„Perſigny als Minister des Innern richtet ein Nundfchreiben an | 


ſämmtliche Präfecten bezüglich der bevorftehenden Wahlen: 

n . » . Gäbe es in Frankreich nur Parteien wie in England, bie über 
die Leitung der Geſchäfte verjchiedener Anficht, aber alle gleichſehr unſeren 
Grumbinftitutionen anhänglich jind, fo könnte die Regierung fich bei ben 
Wahlen darauf bejhränfen, dem Kampf ber verjchiedenen Meinungen ruhig 
zuzujeben, Aber in einem Lande wie dem unfrigen, bas nach jo vielen 
AZudungen erjt jeit zehen Jahren ernitlich conftituirt iſt, könnte das regel: 
mäßig organifirte Parteigetriebe, das bei unjern Nachbarn Bie öffentlichen 
Freiheiten jo fruchtbringend fördert, heute nur erjt um den Preis jtattfinden, 
daß die Revolution verlängert und die Freiheit gefährdet würde. Denn bei 
uns gibt es Parteien, die erjt weiter nichts ald Fact ionen find. Aus ben 
Trümmern der gefallenen Regierungen gebildet und, wiewohl mit jedem Tage 
durch die Zeit, welche fie allein befeitigen fan, gejchwächt, fuchen fie nur in 
das Herz unjerer Inſtitutionen einzudringen, um deren Principien zu fäljchen, 
und rufen fie die ‚Freiheit nur an, um fie gegen den Staat zu verwenden. 
Angelihts einer Goalition von Feindjeligkeiten, von Gefühlen des Grolls und 
bes Aergers, bie ſich gegen die großen Dinge bed Kaijerreichs kehren, iſt Ihre 
Pflicht, Herr Präfect, ganz natürlicy vorgezeichnet. . . . Die Abflimmung ift 
frei. Damit aber das aufrichtige Gemüth der Bevölkerungen duch Kunfigriffe 
der Spradhe und burch zweibeutige Slaubensbefenntniffe nicht bintergangen 
werben fünne, fo bezeichnen Sie Öffentlih die Gandidaten, weldhe ber Regie: 
rung am meiften Bertrauen einflößen. Die Bevölferungen follen wiffen, wer 
die mehr oder weniger verhüllten ‘Feinde des Katjerreichs find, und fich mit 
aller Freiheit, aber auch mit vollftändiger Sachkenntniß ausfprecdhen. . . Ich 
lenke Ihre Aufmerliamkeit auf ein anderes Manöver, das man einfach nur 
der gejunden Ginficht der großen Menge kenntlich zu machen braudt. Die 
Arihänger gewiffer Candidaturen fcheuen fich nicht, zu behaupten, daß diefelben 
in Ermanglung der Unterftügung dev Behörden fich auf allerhöchſte Sympa— 
thien * könnten, als wenn die Behörden in den Wahlen etwas anderes 
fein könnten, als das Werkzeug bes kaiſerlichen Gedankens. . .“ 


» Buebla ergibt ſich nad dem hartnäckigſten Widerſtande endlich 
den Franzoſen. (ſ. Merico.) 
„Perſigny veröffentlit ein Schreiben an den Präfecten von Paris, 
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Frankreich. 


durch das derſelbe angewieſen wird, die Candidatur des Her 
Thiers in Paris mit allen Mitteln zu bekämpfen: 

„Ich beeile mich, Ihren Bericht über die im zweiten Wahlbezirf umla 
fenben Gerüchte zu beantworten, denen zufolge bie Regierung Bebenfen trüs 
Herrn Thiers zu bekämpfen, und befihalb gelonnen wäre, dejjen Mitbewe 
ber, Herrn Devind zurüdzuziehen. Ich ermächtige Sie, dieſe Gerüchte in bü 


digſtet Weife zu dementiren. Wenn Herr Thiers ber Größe des neuen Kaiſe 


reichs feine Huldigung dargebracht und als Freund unferer Staatseinrichtung: 
fi) dem allgemeinen Stimmrecht vorgeftellt hätte, jo würde bie Regieru 
feinen Wiedereintritt in das öffentliche Leben mit Sympathie aufgenomm 
haben. Aber jeitdem er eingewilligt bat, in einer Verſammlung ber alt 
Parteien, die ausſchließlich von erflärten Feinden des Kailerd und bes Kaiſt 
reichs gebildet war, zu erfcheinen, um m zu ihrem Vorkämpfer zu made 
bat er ſelbſt die Aufnahme, melde bie Regierung dem berühmten Gedicht 
Ichreiber bes Conſulats und bes Kaiferreichs zu bereiten geneigt geweſen wäı 
unmöglich gemadt. Ob nun Herr Thiers mit oder ohne Widerwillen v 
bas allgemeine Stimmrecht trete, ob er eimwillige oder nicht, feine Haltu 
zu erflären, es ijt Fein Zweifel mehr möglihd. Er bleibt fortan einer d 
Vertreter eines Negierungsiyitems, bas von Frankreich verdammt worden i 
und das die Regierung deßhalb zu befämpfen verpflichtet ift. Herr Thiers 
ein zu rechtliher Mann, als daß ihn Jemand beihuldigen dürfte, er wo 
einen Eid leiſten, ben er nicht zu halten beabjichtige. Herr Thiers will ab 
bie Wiederherjtellung eines Regierungsſyſtems, das Franfreih und ihm jelt 
verberblid) geworben ift, eines Regierungsfyftems, das ber Eitelkeit einiger U 
niger jchmeichelt und dem Wohle Aller unbeilvoll wird, das die Autorität vı 
ihrer natürlichen Grundlage verichiebt, um fie den Leidenichaften der Tribü 
ſchutzlos preiszugeben, das die befruchtende Regſamkeit ber Action durch die u 
fruchtbare Aufregung des Wortes erjeßt, das achtzehn Jahre hindurch m 
Ohnmacht im Innern, Schwähe nad) außen erzeugt, und, entiprungen aı 
bem Aufitand, inmitten ber Aufjtände fortbejtanden und in einem Aufitan 
fein Ende gefunden bat. Nein, Herr Präfect, Angefichts des vergrößert 
Frankreichs, Angefichts diejes Frankreichs, das erjt, ſeitdem Herr Thiers u 
bie Seinigen nicht mehr an der Spike ber Gejchäfte ftehen, zu fo große 
Ruhm und Gebeihen gelangt ijt, im Schoße biejer großen Stadt, ber rubi 
ften, veichften und ſchönſten bes Weltalls, wirb wahrlich das allgemeine Stimi 
vecht gegen bie Negierung, weldye bas Land aus dem Abgrunde gezogen bx 
— Männer nicht aufſtellen, durch deren Schuld das Land in den Abgrın 
erieth,“ 


gerieth 
26. Mai. Die Erzbifhöfe von Cambray, Tours und Rennes und die B 


fhöfe von Metz, Nantes, Orleans und Chartres wagen es, ein 


Art Wahlmanifeft der elericalen Partei zu erlaffen: 

„. . . Will man nun wiſſen, was unjere Meinung als Bürger it? Mir find gar 
einfach der Meinung unjerer Vernunft, unferes Gewifjens, unferer Erfahrung 
und das iſt unfer Recht. Die Regierung muß geachtet werben; bie Regierun 
muß controlirt werden. Die Regierung achten: die Vernunft und bie Re! 
gion verlangen es; und welches Unglüd, welche Verbrechen bat nicht untt 
uns bie Verachtung und Herabwürdigung der Regierung verurfaht? A 
bie Regierung zu controliren ijt eine politifhe und fociale Nothwendiglei 
Zu welden Fehlern haben fich nicht die Regierungen binreißen laflen, d 
unbegrenzt und ohne Gontrole waren? Es ijt leicht, mandherlei Syſteme de 
Gontrole auszudenten, religiöfe Inftitutionen, Ariftotratie, Parlamente, Rest 
ber Provinzen und Gemeinden; aber in MWirflichfeit ift in Frankreich augen 
blicklich nur ein einziges großes Mittel der Gontrole aufrecht geblieben, d. d 
jene Art politifcher Freiheit, deren Handlung vorzugsweife vom Wähler un 
Erwählten ausgeübt wird, Wir ehren, wir empiehlen die guten und la 


Srankreich. 191 


* 


Geſinnungen, wir bedauern bie kleinlichen Gründe, und wir verdammen bie 
ſchlechten Borwände. Denen die nicht ſtimmen, aus Furcht die Berechtigung 
ber Regierung anzuerkennen, antworten wir: „ihr hindert nichts, wenn ihr 

“ nicht ſtimmt, und ihr gebt alles auf.“ Denen die da ausrufen: „Der Kampf 
ift nicht aufrihtig, man Fämpft im Düjtern,“ antworten wir: „Werbet ihr 
daun hellen jehen, wenn ihr die Augen verſchloſſen haltet ?" Demen die wieber- 
holen: „ger Kampf ijt nicht gleih, wir find im voraus gefchlagen,“ Tegen 
wir bie Fraͤge vor: „Würdet ihr auch auf einem Schlachtfeld, wo man ftirbt, 
alfo zäblen? Nein, ihr würdet eure Zahl nicht bemerfen und würdet nicht an 
bie Flucht denken. Und übrigens, wenn ihr im Kampf gefchlagen werdet, würbet 
ihr e8 minder fein, wenn ihr nicht kämpftet?“ Wollt ihr aber nach der Anficht 
bes Bürgers im allgemeinen unter den jeßigen Berhältniffen auch die Meinung 
bes Bijhofs willen, bier ijt fie: Zwei Hauptintereffen find in diefem Aus 
genblid mit ‚der Politik Frankreichs vermijcht und ihr untergeorbniet. Bei ung 
its bie religiöſe Freiheit; in Rom ift’8 die weltliche Inabhängigfeit 
des Dberhaupts der Kirche. Die religidfe Freiheit ift die erjte aller, und es 
muß ausgeſprochen werden, in unferer jo aufgeregten Geſellſchaft hat dieje religiöfe 
Freiheit feine beſſere Stütze als die öffentliche Freiheit. Der Ausſchluß einer 
gewifjen Anzahl Abgeorbneter, welche ji dem hl. Stuhl am treueften bewahrt 
haben, iſt eine beflagenswerthe und bezeichnende Sache. Es geſchieht in Italien 
nichts ohne die Erlaubniß Frankreichs. Aljo wenn ihr Schriftjteller ſeid, 
ſchreibt; wenn ihr gewählt werdet, ſprecht; wenn ihr Wähler feid, ſtimmt ab. 
Und nun ſeht warum alle Stimmen fich vereinen, euch zur Wahlurne zu 
rufen. Die Regierung jagt euch: ich will das Gute, ich will es aufrichtig; 
aber wenn man mic nicht aufflärt, mir nicht räth, mich nicht controlirt, 
fönnen fi für Frankreich, feine Intereſſen, feine Finanzen, für feine Politik 
Gefahren erheben, welche ich allein nicht zu beſchwören im Stande wäre. 
Das Vaterland jagt euh: Zu meinem Wohlergehen, zu meinem Fortichritt find 
mir Geſetze, Inſtitutionen, Reformen nötbig; gebt mir aljo weile Gejeß- 
geber, gerade feite, überzeugte, rechtſchafſene Gemüther, welche bem öffentlichen 
Wohl ergeben find. Die Religion ruft euch zu: ich mache mit der Geſellſchaft 
ſchwere Zeiten durch, ich bedarf wachjamer Vertheidiger.“ 


8, Mai. Perfigny erläßt nod) unmittelbar vor den Wahlen an ſämmt— 
lihe Präfecten ein Manifeft gegen die alten Parteien, 
das an allen Straßeneden in Paris und in allen Gemeinden bes 


Landes angefchlagen wird: 

„Zum erjten Male feit dem Bejtehen bes Kaiſerreichs wagen es bie feinb: 
feligen Parteien, bie Staatseinridhtungen, welche fich Frankreich gegeben bat, 
angefichts ber allgemeinen Abjtimmung anzugreifen. Zu gemeinjamer Anz 
firengung verbündet, juchen bie Männer von 1815, von 1830 und von 1848 
auf verjchiedenen Bunkten den guten Glauben des Landes zu liberrumpeln, 
um gegen den Kaijer die Freiheiten zu Fehren, welche er kürzlich gegeben bat; 
und alle nehmen, als geborchten fie Einem Poofungswort, ihre Zuflucht zu 
bemjelben Mandvpre,. Da fie die großen Dinge, die jett zehn Jahren vollbracht 
wurden, nicht läugnen können, denn Jedermann bat fie vor Augen, jo fallen 
fie über die Mittel ber, welche zur Ausführung diejer Dinge gedient, über 
die Staatsfinanzen nämlich, weil wenige Yeute nur, in derartigen Fragen bes 
wandert find und fie deshalb um jo jtraflofer Füge und Irrthum verbreiten 
zu können hofjen. Ihre Redynung ift ſehr einfah. Wenn es ihnen gelänge, 
die Öffentliche Meinung über unfere Finanzlage zu beunrubigen, jo würden 
fie gleichzeitig das Vertrauen bes Yandes in unfere Einrichtungen ſchwächen, 
und das ift gerabe das Geheimniß ihres Unterfangens. Das Land jedoch, 
Herr Präfect, wird nicht Tange mehr fich durch ſolche lügnerifche Behaup— 
tungen bethören lafjen. Wenn ber Kaifer inmerhalb zehn Jahren Frankreich 
zu eimem fo hohen Grade des Gedeihens bringen fonnte, jo hat bies feinen 
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Grund barin, daß er unfere Hilfsmittel ausgezeichnet zu verwenden wußte 

benn bas Öffentliche Gebeiben und eine gute Finanzverwaltung können eine 

ohne das andere nicht befteben. . . Die Finanzlage Ftankreichs ift alfo ebemi 

feft begründet, als das Ergebniß der Thätigkeit des Kaiſerreichs glänzend ii 

Dies ijt die Wahrheit, dies wird das biedere franzöfifche Wolf begreifen, un 

dies wird die Gejchichte zum Ruhm des Kaijers dereinſt verfündigen.“ 

31. Mai. Der mericanifche Präfident Juarez verzichtet nah dem Hal 
von Puebla auf die Behauptung von Merico und zieht fi na 
©. Luis Potofi zurüd. Die Hauptftadt von Merico fteht dadur 
den Franzoſen offen. (f. Merico.) 


31. Mai u. 1. Juni. Allgemeine Wahlen zum gefeßgebenden Körpe 
in ganz Franfreih. Die Regierung erleidet in Paris eine cc: 
tante Niederlage, indem fie in der Hauptſtadt auch nicht ine 
ihrer Candidaten durchſetzt; Thiers ift in Paris, Berryer i 
Marfeille gewählt. Im Ganzen ift indeß der Sieg der Regierun 
vermöge der rüdjichtlofeften Wahlbeeinfluffung ein überwältigenbe: 

3. Juni. Der Cultminifter richtet ein tadelndes Rundſchreiben an di 
fieben Erzbifchöfe und Bifhöfe wegen ihres Wahlmanifeftes. 
. „Antwort des Erzbiſchofs von Tours auf des Tadelsſchreibe 
- des Cultminiſters. 

12. „ Das Wahlmanifeſt der fieben Biſchöfe wird dem Staatsral 
überwiejen. 

15. „ Von den 10 Nahmahlen zum gefeßgebenden Körper falle 
troß aller Anftrendungen der Regierung 6 zu Gunſten der Oppe 
fition aus. Paris ift nunmehr ausſchließlich oppofitionell vertrete 
und in Bordeaur wird ber Oppofitionscanditat nur mit 4O Stimme 
gefchlagen. Das Gefammtrefultat ergibt die Wahl von 249 Regu 
rungscandidaten und von 34 wider Willen ber Regierung Gewählte: 

47118. „ Branfreih, England und DOefterreih haben fid ; 
einem zweiten gemeinfamen Schritt gegenüber Rußland geeinig! 
nachdem Frankreich und England die von Oeſterreich vorgefchlagene: 
feh8 Punkte als Grundlage von Unterhandlungen acceptirt hatten 
Wie England regt auch Frankreich überdieß die Nothwendigkei 
eines Waffenftillftandes während der Unterhandlungen an. 

Depejhe ber franz. Regierung: „Die Antwort des St. Peters 
burger Gabinettes auf bie gleichzeitigen Mittheilungen, weldye bie drei Hö 
von Frankreich, England und Oejterreich über bie Creigniffe in Polen tb 
ugeben ließen, bat unfere Erwartung nicht getäufcht. Indem es den Ct 
ibfen, welche uns geleitet und welche nach feinen eigenen Erklärungen feine 
menjchenfreundlichen Regierung fremd jein Fünnen, volles Necht wibderfahre 
ließ, nahm es feinen Anftand, uns bie Verjicherung feiner tiefen Betrübniß übe 
eine ſolche Lage der Dinge und feines heißen Wunjches, diejer Lage eim jchleu 
niges Ende zu machen, zu ertheilen. Wir hatten die Weisheit und gleichzeiti 
die liberalen Abfichten des Kaiſers Alerander angerufen, inbem wir es alt 
zeitgemäß bezeichneten, die Bedingungen aufzufuchen, unter welchen ben io 
Ihwer vom Geſchicke heimgefuchten und der Theilnahme fo würdigen Ländern 
Ruhe und Frieden zurüdgegeben werden fünnten. Der ruſſiſche Hof erflän 
uns, daß nichts feinen Wünjchen mehr entfpreche, und mit den Mächten übt 
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bie Tiefe des Uebels übereinſtimmend, gibt er als wünſchenswerth zu, ſich 
über die Mittel zur Abhülfe zu verftändigen. Außerdem lädt er uns ein, 
uns mit ihm in Grflärungen einzulaffen. — Es war aljo für die Regierung 
des Kaifers, jowie für die Cabinette von London und Wien ber Augenblid 
gefommen, ihre Ideen über das zur Erreichung ihrer gemeinfamen Beſtre— 
bungen zu beobacdhtende Verfahren auszutauſchen und, von dem verjöhnlichen 
Seifte bejeelt, der fie bereits bei ihren früheren Schritten geleitet, kamen fie 
überein, der vuffiihen Regierung als Grundlage ber Unterhandlungen fol: 
gende ſechs Punkte vorzufhlagen: (Folgen die ſechs Punkte j. Oefterr.) — 
Mebrere der Beitimmungen dieſes Programmes, bilden einen Theil bes 
Planes, den ji) das Petersburger Gabinet für fein Auftreten vorgezeichnet 
bat. Die andern gehen faum über die verbeißenen oder in Ausjicht geitellten 
Reformen hinaus, Sämmtliche find der einfachfte Ausdrud ber Grundgejege 
ber Gerechtigkeit und Billigfeit, und enthalten nichts, was nicht in Ueber: 
einftimmung mit den Stipulationen ber Verträge ftünde, welche die ruſſiſche 
Regierung in Bezug auf Polen binden. Wir geben uns aljo gerne der Ueber: 
zeugung bin, daß diefe Vorfchläge von Seiten des St. Petersburger Gabinets 
feine Ginwendung hervorrufen werben und biejes fie als Grundlagen der 
Unterhandlungen annehmen wird. — Wenn andrerfeits die Gabinette, indem 
fie fi) an Rußland wenden, den Gründen des allgemeinen Intereſſes ge: 
horchen, jo haben doch auch die Rüdfichten der Menſchlichkeit an dem Gefühle, 
das fie leitet, ihren Antheil. Polen bietet in diefem Augenblid einen ſchmerz⸗ 
lichen Anblid dar. Je länger ber Kampf ſich hinauszieht, um jo blutiger 
wird er durch die Erbitterung und den Haß auf beiden Seiten werben. Sicher: 
lich wünſcht der rufjiiche Hof das Aufbören ber Feindfeligkeiten, welche Noth 
und Trauer in ben alten polnifdhen Provinzen verbreiten. Das Fortbauern 
diefer Gräuel während ber Unterhandlungen fünnte eine Debatte, weldye, wenn 
fie nügen fol, ruhig bleiben muß, einen gereizten Charakter verleihen. Es 
wäre aljo jtatthaft, Fir eine auf Beibehaltung eines militärijhen status quo 
begründete proviſoriſche Pacificirung zu forgen, welche ber Kaijer von Ruß: 
land verfünden würde, und welche bie Polen ihrerjeits unter ihrer eigenen 
Berantwortlichkeit einzuhalten hätten. — Was bie Form biejer Unterhand: 
lungen anbelangt, jo hat bie ruffische Regierung jelber in ihren Mittheilungen 
an bie brei Gabinette ihre Anficht hierüber fundgegeben. Sie bat in ihrer 
Depeihe an Baron Budberg volltommen das Recht ber ehedem zur Regelung 
bes politifhen Syitems von Europa zufammenberufenen Mächte anerkannt, 
fich mit den Berwidelungen zu bejchäftigen, welche dieſes Syſtem jtören könn— 
ten. Noch ausführlicher fprach fie ſich hierüber gegen Baron Brunnow aus: 
„Se. Maj., fagte Fürft Gortſchakoff zu dem ruffiihen Gefandten in London, 
gibt zu, daß, bei der eigenthümlichen Lage des Königreichs, bie aufregenden 
Unruhen die Ruhe der angrenzenden Staaten jiören Fünnen,” zwijchen welchen 
am 3. Mai 1815 die zur Regelung ber Geſchicke des Herzogtums Warſchan 
beftimmten Separatverträge zu Stande famen. Se. Maj. gibt ferner zu, daß 
diefe Unruhen auch die Mächte interefjiren können, welde die allgemeine 
Transaction vom 9. Juni 1815 unterzeichnet haben, in welde die Haupt: 
beitimmungen biefer Separatverträge aufgenommen worden find.“ — Go gab 
aljo das St. Petersburger Cabinet von vornherein und unaufgefordert zu 
verftehen, daß es die Mitwirfung ber am ber Schlufacte des Wiener Con: 

reſſes betheiligten acht Mächte annehme. Indem die Regierung St. Maj. 
Felber ben Dispofitionen, deren verjöhnlichen Charakter fie würdigt, zu ent 
Iprechen beabfichtigt, ift fie bereit, ihrerfeits dieſen Unterhandlungen beizutre- 
ten, und ſich in der Gonferenz, deren Zuftandefommen zwedmäßig ericheinen 
wird, vertreten zu lafjen, wenn, wie wir hoffen, Rußland den ihm zur Ans 
nahme von den drei Mächten vorgefchlagenen Grundlagen Beitritt. Wir werben 
uns glüdlich ſchätzen, wenn bie Entſchließung, welche Kaiſer Alerander faſſen 
wird, im Einklange mit den großen — ſteht, welche wir aus gleich 
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zeitig gerechten und mächtigen Beweggründen feiner erleuchteten Fürſorge an 
zuempfehlen uns veranlaßt ſahen. Denn, einmal der Entſcheidung durch di 
Gewalt entzogen, welche fie vielleicht wieder einmal mehr abſchneiden würde 
als fie zu löſen, träte dieſe Frage von jetzt an in die Bahn der freundſchaft 
lihen Discuffion, die einzig geeignet ift, eine bis jegt vergeblich geiuchte Yörıumı 
herbeizuführen, und die der Aufllärung unferer Zeit, wie der gropberzjiger 
Sefinnungen aller Gabinetie würdig wäre.“ 


20. Juni, Die franzöfifche Regierung faßt in einer gleichzeitig nad Lon 


21. 


24. 


don und Wien gerichteten Depeſche die Eventualität eines Miß 
erfolgs ins Auge, welden fowohl eine unmittelbare Ablehnung be 
Forderungen der 3 Mächte vom 17, Juni von Seite Rußland: 
als die Möglichkeit eines negativen Ergebniffes der vorgefchlagenen 
Eonferenzen darjtellen könnte, wünſcht, daß die Bande, welche ki: 
Mächte in der polnischen Frage verbänden, nody enger gezogen wer: 
den möchten und ſchlägt die Redaction eines diplomatifhen Aktes 
jei es einer Convention oder Protokolls vor, mittelft deffen die dre 
Höfe feierlich die Verabredung erneuern würden, Polen in bie LYaaı 
eines feiten und dauerhaften Friedens zu verfegen und zur Gr 
reihung diefes Ziels ihre Streitkräfte zu vereinigen, falls Die Mitte 
der Ueberredung erſchöpft wären. 

Die franzöſiſche Negierung zieht in einer an das öſterreich iſche 
Cabinet gerichteten Depefche die Gründe der Behutjamkeit in Er 
wägung, mit welchen die VBorfiht dem Wiener Hofe rathe in de 
polnischen Frage vorzugehen. Die Würde der 3 Mächte erbeifche 
ihre Vorfchläge an Rußland aufrecht zu erhalten. Fraukreich ie 
bereit, Oeſterreich jede Unterftügung zugufihern, auf welhe es nütz 
lichermeife bei allen Eventualitäten rechnen könnte, es fei Bereit 
Defterreih die Oarantie zu geben, welde es ein Recht haber 
würde, in bem Falle zu verlangen, daß feine geographiihe Lage es 
gewifien Gefahren ausfegen würde. Indem Frankreich vorjchlage 
das Band ber beiderfeitigen Kräfte noch enger zu fliehen, glaub: 
es Defterreih alle Sicherheiten anzubieten, welche dasfelbe für feine 
nterefien fordern könne, 


" 


„ Modification des Minifteriums: Der Kaifer läßt das 


Inſtitut befonderer Sprehminifter im Wefentlidyen fallen. Der bis: 
berige Sprediminifter Billault wird ftatt Walewslt zum Staats: 
minifter ernannt, mit der Aufgabe, zugleich die Regierung im gefek- 
gebenden Körper zu vertreten; Herr Delangle als Juſtizminiſter 
wird durch Herren Baroche, Graf Perſigny als Minifler des Innern 
durh Herrn Boubet, Herr Nouland als Unterrihtsminifter durch 
Herrn Duruy erfegt, endlich Herr Rouher zum Staatsrathspräfi- 
denten ernannt, 


3. Juli. General Forey wird zum Marſchall von Frankreich ernannt. 
13. „ Ablehnende Antwort Rußlands auf die zweiten übereinftimmenden 


Depeſchen Frankreichs, Englands und Defterreihs. (f. Rußland.) 
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. Aug. Frankreich, England und Oeſterreich richten zum 
dritten Mal wefentlic identifhe Depefhen an Rußland. 

Franzöſiſche Depeſche: „... Die Regierung bes Kaifers wollte durch 
bie bisherigen gemeinjamen Schritte ber drei Mächte Rußland veranlaffen, 
auf Mittel zu jinnen, wie die Ruhe auf dauerndem Grunde wiederberzuftellen 
jei, und ber Wiederkehr von Unruhen vorzubeugen, weldhe niemals ausgebro: 
chen find, ohne alle Geijter in Europa aufzuftören und ben Frieden in Gefahr 
zu bringen. Die ruſſiſche Regierung jchien anfangs unjere Bemerkungen 
als berechtigt anzuerfennen. Sie hatte uns gewijjermaßen aufgefordert, ihr 
unjere Anjichten vorzutragen, und wir mußten glauben, daß fie bereit fei, auf 
bie Ratbjchläge einzugeben, deren Eröffnung wir als zwedmäßig erachteten, 
Da die Höfe Englands und Dejterreihs mit uns in berjelben Lage 
waren, baben wir gemeinjam die Grundlagen feitgeitellt, welche als Ausgangs: 
punft benugt werben fünnten, und das Programm, über das wir ung ver: 
jtändigt hatten, den elementarjten Grundjägen ber Billigfeit gemäß, gab ein 
Hareds Zeugniß von unjerer Mäßigung. 

„So haben wir num mit eben fo vief Ueberrafhung als Bebauern bas 
Cabinet von Petersburg feine anfänglihe Haltung Ändern, unjere 
Eröffnungen ausdrüdlih abweijen und ftatt deſſen unan— 
nehmbare Borjhläge machen jeben.... 

„Die polnische Frage ijt, dem Fürſten Gortſchakoff nad, eine europätjche 
nur duch ihren Urjprung und durch ihre revolutionären Bejtrebungen, 
und bie gegenwärtigen Greignijje find einzig das Werk einer kosmo— 
politiihen Demagogie. Unfere Zeit hat bie Sefeufchaft von zu vielen ver: 
ſchiedenen Bewegungen aufgeregt gejehen, ald daß man unter einer und ber: 
jelben Benennung die verzweifelten Anftrengungen eines feine Nationalität 
vertheidigenden Volkes und bie orbnnungslojen Beitrebungen kranker Geifter, 
welche fih an ben Grundlagen ſelbſt der gejellihaftlichen Ordnung vergreifen, 
zufammenwerfen fünnte. Die Agitationen Polens haben Urjaden, 
bie nichts Gemachtes, nihts Zufälliges find, Sie find bas Re: 
fultat eines Zuſtandes, der nun bald ein Jahrhundert währt, und vielleicht 
mehr als irgend eine andere Gonjunctur dazu beigetragen bat, die Revolution 
in Europa zu gebären und zu unterhalten. Die Erhebung, welde wir vor 
ung jeben, durch Hare Symptome vorher verkündet, ift Durch eine Maßregel 
beroorgerufen worden, welche bei dem Zuſtande der Geijter nicht verfehlen 
konnte, die bedauerlichſten Folgen zu haben. Polen bat darauf geantwortet, 
indem es nicht an bie revolutionäre Leidenjchaft, ſondern an das appellirte, 
was bad Höchjte ift im Herzen der Menſchen, an die Ideen ber Gerechtigkeit, 
bes Vaterlandes, der Religion. Iſt das nicht eine Thatjache von unbejtreit= 
barer Gewihheit, da die ganze polnifhe Nation, Jedermann und jeder 
Stand nad) feinen Mitteln, handelnd und leidend nad Ort und Umjtänden, 
Leib und Seele hingab an die Inſurrection? Was find, folder Kundgebung 
gegenüber, die Agitationen einiger Gmigranten:Gomite’8? Die Gabinette ha: 
ben auch ben wahren Gharafter dieſes Aufjtandes nicht mißverjtanden. Gie 
haben feine Bedeutung dem ruſſiſchen Hof gekennzeichnet. In den franzöfiihen 
Kammern, im englijhen Parlament, im öſterreichiſchen Reichsrath hat ſich bie 
Öffentliche Meinung der drei Länder durch die angejehenften Organe vernehmen 
laſſen, um bie Regierungen zu ermuntern, daß fie auf dem von ihnen einge 
jchlagenen Wege beharren. Ueberall in Europa, mo es berathenbe 
Körperichaften gibt, halten diefelben Töne wieder, Außerhalb der conftitutios 
nellen Kreije haben überall ganz freiwillige Demonftrationen bie Lebhaftigkeit 
bes Volfsgefühls befundet, deffen Cinmüthigkeit die Preſſe täglich conftatirt. 
Durch das Gefühl ihrer Verantwortlichkeit zu größerer Zurüdhaltung und 
Umficht genöthigt, haben faft alle Gabinette vom römiſchen Hofe bis zur otto— 
manijchen Pforte, von Stodholm bis Liffabon, in Depefhen, deren Inhalt 
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das ruſſiſche Cabinet lennt, Anſichten Ausdruck gegeben, die mit ben von be 
drei Höfen befonders bargelegten ganz übereinjliimmen, Die Regierumgen 
ftatt der Öffentlihen Meinung vorzugreifen, find ihr nachgegangen und baber 
fie im Make gebalten. Das ift, was ihrerjeits die Regierung bes Kaiſert 
getban bat, und nachdem fie diefe Pflicht erfüllt, nimmt fie feinen Anftand, zu 
behaupten, daß es ein Verharren in einem verderblihen Wabne jein würde 
wenn man fortfahren wollte, die jchredlichen Zudungen,, welde Polen mı 
Plut überſchwemmen, aus Gründen zu erklären, die mit dem Zeugnifie de 
Gefchichte und mit ben Thatfadhen der Begenwart fo wenig im Einflang ſtehen 

„Das Gabinet von Metersburg ift bereit, jagt es uns, bie ſech 
Punkte, welhe ihm als Grundlage zu den Berathungen anempfoblen wer 
den find, in Erwägung zu ziehen; aber es macht babei die Bedingung 
daß ber Aufjtand vorher unterbrüdt fein müſſe. . . Die drei Höfe hatten 
fi) geichmeichelt, daß während ber Waffenrube für beide Parteien annehm: 
bare Arrangements getroffen werden fünnten und bie einjtweilige Einjtellun: 
ber eindfeligfeiten nur bie Ginleitumg zum endgiltigen Friedensſchluſſe ſein 
würde, Das Gabinet von Petersburg weift dieſe Gingebung im Ra: 
men der ruffiijhen Nation und ber Armee zurüd.... Endlid 
ſetzt das Gabinet von Petersburg an bie Stelle der Ginwilligung, die es in 
jeinen früheren Grflärungen für ben Zufammentritt einer Gonferenz de 
bei der Unterzeihnung der Miener Afte betheiligten Mächte gegeben zu baber 
ſchien, den Vorilag von Bejprehungen zwifhen Rußland, Deiter 
reih und Preußen über die durch den Stand ber Dinge in Polen an: 
geregten Fragen ber inneren Verwaltung. Die Mächte bätten übrigens nun 
ein Interpretationsredht, weldhes Rußland zu nidts verpfli 
ten könne, und es jei nichts Nupbringendes von einer neuen Discujjior 
über Stipulationen zu erwarten, über die jchon jo oft debattirt worden je 
ohne dag man jich Habe verftändigen können. . . Der öfterreihiihe Hoi 
ben bie ruſſiſche Regierung einlud, fi am dieſer Separatverbandlung zu be 
theiligen,, von welcher wir, ſowie die Regierung Ihrer britiihen Meajeftät 
Spanien, Portugal und Schweden ausgefchloffen fein würben, bat zuerji an 
erfannt, daß dieſer Vorfchlag nicht angenommen werben konnte, und bat ibr 
ohne Zaubern, als feiner Würde zuwider, zurüdgewiejen. 

„Die Regierung des Kaifers kann ihrerfeits weder die vom Petersburger Gabi: 
net on Gombination, noch die zu deren Unterftügung in der Depefche bei 
Hrn. Fürften Gortſchakoff dargelegten Bemerkungen unterfchreiben. Wir find über: 
zeugt, daß auf dem eingejchlagenen Wege ber ruffische Hof fi) eben fo jebr ven 
den Ratbichlägen einer weifen Politik als von den Stipulationen der Verträge ent: 
fernt. Da es und aber nicht gelungen ift, ihm bie Ueberzeugung, von der wir durd 
drungen find, beizubringen, jo fönnen wir heute nur die Nußlojia: 
feit unfererBemübungen conftatiren. . . Wir mußten vorausjegen, 
daß die ruſſiſche Regierung, von demſelben Willen wie bie Mächte befeelt, an 
deren Meinung ſich anzufchließen nicht ablchnen würde, Nachdem fie ibnen 
dazu erfi Hoffnung gemacht, bat es ihr belicht, ihre Erdff— 
nungen zurüdzuweifen und ihre Gompetenz zu beftreiten. Die 
abjolute Unabhängigkeit der Entſchließung und die volle Ausübung der Sou— 
veränität für ſich in Anſpruch nehmend, gibt das Gabinet von Petersburg 
ung bie volle Freiheit unjeres Urtheilens und Berfabrens ;u- 
rück, und wir fünnen nichts weniger thbun, ale davon Act neb: 
men. Webrigens (folgt der allen 3 Depeſchen gemeinfame Schluß. f. Oeiterr.) 


14/17. Aug. Zwei Depefhen Drouyns de Lhuys an General Bazaine 
ſchreiben demjelben eine Art politiihen Programms für Merice 
vor. Es wird im weſentlichen darin feftgeftellt, daß, welche Rechte 
Frankreich auch durch den Krieg erlangt habe, es in Merico weder 


Srankreich. 197 


eine Eroberung, noch eine Niederlaſſung, noch ſelbſt einen politiſchen 
oder commerziellen Vortheil, mit Ausſchluß anderer Mächte, haben 
wolle. Auch wird der proviſoriſchen Regierung anempfohlen, die 
allgemeine Abſtimmung in einer Weiſe ins Werk zu ſetzen, daß 
gar kein Zweifel mehr über den eigentlichen Willensausdruck des 
mexicaniſchen Volkes herrſchen könne. Endlich erhebt ſich der Mi: 
niſter gegen jeden Druck und jede Zwangsmaßregel, die den Be— 
griffen der Civiliſation zuwiderlaufe, wie z. B. Sequeſtrationen, 
Proſcriptionen ꝛc. Die früheren Forderungen Frankreichs ſollen 
durch eine eigene Commiſſion im Miniſterium des Auswär-— 
tigen feſtgeſtellt, die eigentlichen Expeditionskoſten von dem Kriegs— 
und Marineminiſterium zuſammengeſtellt werden. — Zugleich bes: 
avouirt der Moniteur nach langem Schweigen endlich in aller Form 
das Sequeſtrationsedict Forey's (ſ. Mexico); die Regierung habe auf 
die erſte Kunde davon die Weiſung ertheilt, es zurückzuziehen. 
D. Aug. Ein kaiſerl. Decret erklärt das Wahlmanifeſt der 7 Biſchöfe 
nach einem Beſchluß des Staatsraths für Mißbrauch. 
„ Eröffnung der Generalräthe der Departements. Gegen bisherige 
Uebung werden von den Präfidenten berjelben offenbar auf höhere 
Anordnung gar feine politifchen Eröffnungsreden gehalten. 


4. 


3. Oct. Der Staatsminifter Billault F. 

4. „ Diplomatifche Ernennungen: der bisherige Geſandte in Rom 
Prinz Latour wird zum Gefandten in London ernannt, Sartiges 
von Turin nah Rom, Malaret von Brüffel nah Turin verfeßt. 

8. „ Beſuch der Kaiferin Eugenie am Hofe zu Madrid. i 

9. „ Im Folge des Todes von Billault wird der Staatsrathepräfiden 
Rouber zum Staatsminifter, Nouland zum Gtaatsrathspräfidenten 
und die HH. TForcade, Chair d'Eſtange und Quitry zu Vicepräft: 
denten des Staatsraths ernannt. 


5. Nov. Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaifers: Dies 
felbe erörtert die polnifhe Frage und fchlägt zu Löfung derfelben 
einen europäifhen Congreß vor, indem fie erflärt, daß bie 
Verträge von 1815 aufgehört hätten zu beftehen und eine Revifion 
berjelben das einzige Mittel fei, um dem Kriege auszuweichen: 

„. .. Der gefeßgebende Körper ift feit Gründung des Kaiſerreichs zum 
dritten Male erneuert worben, und zum britten Male kann ich mir, troß 
einiger Iocaler Meinungsverfchiebenheiten, nur Glück zu dem Ergebniſſe 
der Wahlen wünſchen; Sie Alle haben mir denſelben Eid geleiſtet; derſelbe 
bürgt mir für Ihren Beiſtand. Es iſt Ihre Pflicht, die Geſchäfte des Landes 
raſch und gut zu erledigen, indem Sie der Verfaſſung treu bleiben, bie uns 
elf Jahre der Wohlfahrt befchieden bat und bie aufrecht zu erhalten Sie ge: 
ihmoren haben. ... Jedenfalls würde bie Wohlfahrt unferes Landes einen 
rafcheren Aufſchwung nehmen, wenn politifhe Wirren nicht ſtörend dazwiſchen 
träten; in bem Leben ber Nationen aber treten unvorhergeſehene Ereigniſſe 
ein, welche fie ohne Furcht ins Auge fällen und ohne Zaghaftigkeit ertragen 


198 


Srankreid. . 


müffen. Dazu gehören: ber amerifanifche Krieg, die unvermeidliche Ocean 
pation Merico's und Codyindina’s, und der polniſche Aufſtand. Die fo vie 
kritifirten Erpebitionen in ber Ferne waren keineswegs bie Ausführun: | 
eines vorher überlegten Planes; die Macht ber Umſtände vielmehr veranları 
fie, und troßdem find fie nicht zu beflagen. Wie konnten wir im ber Thu 
auch unfern auswärtigen Handel ausdehnen, wenn wir einerjeits auf jeden 
Einfluß in Amerika verzichteten, und wenn anbererjeits gegenüber den im 
Befit der Engländer, Spanier und Holländer befindlichen ungebeuren Gebiets 
ftrihen Frankreich allein ohne Beſitzungen in ben afiatiihen Gewäſſern blick: 
Wir haben in Cochinchina eine Stellung erobert, welche, obne und in dw 
Wirren ber Local:Regierung zu verwideln, uns gejtatten wird, bie gewaltige 
Hilfsmittel jener Länder auszubeuten und fie durch den Handel zu civilifiren 
An Merico haben wir gefehen, wie nad umerwartetem Widerjtand, den in 
Muth unferer Soldaten und Matrofen überwand, die Bevölferung und al: 
Befreier. empfing. Unjere Bemühungen werben nicht unfruchtbar geweſe 
fein, und wir werben für unjere Opfer eine reiche Entjchädigung finden, wenn 
bie Gefchicle jenes Landes, das uns feine Wiedergeburt verdanken wird, einen 

ürften anvertraut find, den feine Einficht und "ine Vorzüge einer fo edle— 

enbung würdig machen. Laſſen Sie uns daher Vertrauen zu unferen übe 
feeifhen Unternehmungen haben, bie begonnen wurben, um unfere Ebre ;u 
rächen! Sie werden mit bem Triumph unferer — endigen, und wenz 
auch befangene Gemüther nicht ahnen, wie viel reiche Früchte die für di 
Aufunft gefäeten Keime in fich bergen, fo wollen wir uns doch ben jo zu 
jagen an ben beiden äuferften Weltenden, fowohl zu Peling wie in Mer 
erworbenen Ruhm nicht trüben laſſen. 

„Die polnifche Frage erfordert größere Ausführlichkeit. Beim Aut: 
bruch bes polniihen Aufitandes waren die Beziehungen zwiſchen den Regie 
rungen Ruflands und Frankreichs ber beiten Art; feit dem Frieden waren 
biefe Regierungen in ben großen europäifchen Fragen in Ginvernehmen ge 
wejen, und id; nehme feinen Anjtand zu erflären, daß während des italien! 
ſchen Krieges, fo wie bei der Ginverleibung dev Srafihaft Nizza und © 
voyens ber Kaijer Alerander mir die aufrichtigite und berzlichite Unterjtügung 
geliehen bat. Diejes gute Einvernehmen würde Rüdfichten auferlegen, un 
ih mußte die Sache Polens für fehr populär in Frankreich halten, um fein 
Bedenken zu tragen, eines ber erjten feſtländiſchen Bündniffe in Frage :u 
ftellen, um bie Stimme zu Gunften einer Nation zu erheben, die in Rus 
lands Augen rebelliih war, in ben unfrigen jedoch bie Erbin eines in de 
Geihichte und ben Verträgen verzeichneten Rechtes. Indeſſen biefe rag 
berührte bie wichtigften europäiſchen Antereffen und Fonnte nicht von 
Franfreih allein behandelt werben. Nur eine unferer Ebre ange 
thane Beleidigung oder eine Bedrohung unferer Grenzen legt uns die Plict 
auf, ohne vorher erzieltes Ginverftändniß zu handeln. Es warb baber nötbia, 
wie zur Zeit der Greigniffe im Orient und in Syrien, mid mit ben Mid: 
ten, welche ähnliche Gründe und Rechte wie wir für ſich hatten, zu veritän: 
bigen. Der polnifche Aufftand, welchem feine Dauer einen nationalen Cha— 
rafter verlieh, erwedte überall Sympatbien, und das Streben ber Diplomatie 
war darauf gerichtet, biefer Sache jo viel Anhang wie möglich zu gewinnen, 
um mit bem vollen Gewichte ber Meinung Europa’s auf Ruf: 
land zu brüden. Diejes Zufammentreffen faft einftimmiger Wünſche ſchien 
ung das geeignetjte Mittel zu fein, burch Ueberrebung auf das Gabinet von 
Petersburg einzumirfen. Leider wurden unjere uneigennügigen Ratbichläge ale 
Einſchüchterung ausgelegt, und ftatt dem Kampfe inhalt zu thun, dienten 
bie Schritte Englands, Defterreih8 und Frankreichs nur dazu, feine Ebil— 
terung noch mehr zu fteigern. Von beiden Seiten werden Grcefle begangen, 
welche man im Intereſſe ber Menfchlichkeit in gleicher Weife beflagen muß 
Was bleibt alfo zu thun übrig? Sind wir in bie alleinige Wahl jwi: 


Srankreich. 199 


ſchen Krieg und nn verfeßt? Nein! Ohne daß wir zu ben Waffen 
greifen oder fchweigen, bleibt uns noch ein Mittel übrig, nämlich 
bie polniſche Sade einem europäifhen Gerichtshof zu unter: 
breiten. Rußland bat bereits erklärt, daß Gonferenzen, in welchen alle 
anderen Fragen, die Europa in Bewegung jegen, zur Grörterung kämen, feine 
Würde in feiner Weife verleßen würden. Laſſen Sie ung Act von biefer 
Erklärung nehmen. Möge fie uns dazu dienen, ein für alle Mal ben Gäh— 
rungen ber Zwietracht ein Ende zu machen, weldhe auf dem Punfte jteben 
überall auszubrehen, und möge jelbit aus der Mipjtimmung bes durch jo 
viele Elemente ber Auflöfung zerrütteten Europa ein neues Zeitalter ber 
Ordnung und bes Friedens erjtehen. Iſt nicht der Augenblid gekommen, 
das von ber Zeit untergrabene und Stüd für Stüf von ben NRevolutionen 
zerftörte Gebäude auf neuen Grundlagen wieder aufzuführen? Aft es nicht 
bringlic, durch neue Webereinfünfte das anzuerkennen, was ſich unwiderruflich 
vollzogen bat, und in gemeinjamer Uebereinftiimmung das zu vollziehen, was 
der Weltfriede erheifcht? Die Verträge von 1815 haben aufgehört 
zu beſtehen. Die Macht ber Greignijje bat fie geſtürzt oder ftrebt babin, 
jie zu flürzen. Faſt überall jind fie gebrochen worden, in Griechenland, in 
Belgien, in Frankreich, in Stalien, fowie an ber Donau. Deutichland regt 
fi, um fie zu verändern, England bat fie durch die Abtretung ber jonijchen 
Inſeln in bochberziger Weiſe mobifizirt, und Rußland tritt fie in Warfchau 
mit Füßen. Inmitten diefer allmählichen Zerſetzung bes europäifchen Grunb: 
vertrags entflammen ſich heiße Yeidenjchaften im Uebermaß; und im Süden 
jowohl wie im Norden erbeifchen mächtige Anterefjen eine Yöfung. Was ijt 
aljo geredhtfertigter und vernünftiger, ald die enropäifchen Mächte zu einem 
Congreſſe einzuladen, auf welchem Gigenliebe und Widerftand vor einem 
oberjien Schiedsgericht verfchwinden würden? Was ftcht mehr in Ein— 
Hang mit unjerem Zeitalter und mit den Wünſchen ber Mehrzahl, als ſich 
an das Gewijjen und die Vernunft der Staatsmänner aller Länder zu wenden 
und ihnen zu fagen: Haben nicht die Vorurtheile und ber Groll, weldhe uns 
trennen, jhon zu lange gedauert? Soll bie eiferfüchtige Nebenbublerjchaft ber 
Großmächte ohne Unterlaß den Kortichritt ber Givilifation verhindern ? Sollen 
wir buch übermäßige Rüftungen immerfort gegenfeitiges Mißtrauen begen? 
Sollen die werthoolliten Hilfsmittel auf unbejtimmte Zeit in eitler Schau: 
jtellung unſerer Staatsfräfte erfchöpft werden? Wollen wir ewig einen 
Zufiand der Dinge fortbeftehen laſſen, welder weder ber Friede mit 
jeiner Sicherheit noch der Krieg mit feinen Glücksausſichten ift? Laſſen Sie 
uns nicht länger dem Umfturzgeifte der ertremen Parteien baburch eine künſt— 
liche Wichtigkeit verleihen, da wir uns durch engherzige Berechnungen ben 
erechten Befirebungen der Völker wiberjegen. Laſſen Sie uns ben Muth 
rg an bie Stelle eines frankhaften und unficheren Aujtandes dauerhafte 
und regelmäßige Verhältniffe zu jeken, auch wenn biefelben Opfer foften foll: 
ten. Dereinigen wir uns, ohne vorgefaßtes Syſtem, ohne erclufiven Ehr— 
geiz, bloß von dem Gedanken bejeelt, einen Zuftand der Dinge berzuftellen, 
der ſich binfort auf das wohlverftandene Intereſſe der Herrſcher und 
Völker ſtützt. Diefer Aufruf, gern will ich es glauben, wird von Allen 
gehört werden. Gine Weigerung würde geheime Plane vermuthen Iafien, 
die das Tageslicht ſcheuen. Aber felbft wenn ber Vorſchlag nicht ein: 
jtimmig genehmigt würde, hätte er body ben ungeheuren Vortheil, Europa 
bemerflih gemadt zu haben, wo bie Gefahr und wo bie Rettung liegt. 
ZweiWege ftehen offen. Der eine führt zum Kortihritt durch 
die Berſöhnung und ben Frieden, ber andere, früher oder ſpä— 
ter, ja fogar auf verhängnißvolle Weife zum Kriege burd 
bartnädiges Feſthalten an einer überwundbenen VBergangen: 
beit. Sie fennen jet, meine Herren, bie Sprache, bie id) vor Europa zu 
führen beabfichtige. Von Ihnen gebilligt, durch die öffentliche Zuftimmung 
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fanctionirt, kann fie nicht verfehlen, gehört zu werben, weil ih im Name 
Frankreichs ſpreche.“ 

5. Nov. An demſelben Tage noch gehen die an alle Souveräne Eure 
pa's gleichlautend gerichteten (vom 4. Nov. datirten) Einladun 
gen des Kaifers nad Paris zu dem angekündigten Gongrefie ab 

„Angefichts der Ereigniffe, welche täglich auftauchen und fich Drängen, balı 
ih es für unumgänglich, meine vollen Gebanfen ben Souveränen ausiı 
iprechen, denen das Schidjal der Völker anvertraut iſt. 

„Jedesmal wenn jtarfe Stöße die Grundlagen der Staaten erjchaittert un 
beren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlihen Transactionen, w 
bie neuen Glemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeitaltungen zu id 
ten und zu beiligen. Dies war ber Gegenjtand des Weſtfäliſchen Frieder 
im 17. Jahrhundert und der Wiener Verhandlungen 1815. 

„Auf diefer letzteren Grundlage ruht augenblidlih bas politifche Gebäu 
Europas. Und bennod, Sie wiffen es, ſtürzt bafjelbe von allen Seiten . 
ſammen. 

„Wenn man die Lage der verjchiebenen Völker auſmerkſam betrachtet, 
iſt es unmöglich, zu verkennen, daß faſt auf allen Punkten die Wiener Ve 
träge zerſtört, verändert, vergeſſen und bedroht find. Daraus folgen Pflicht 
ohne Regel, Rechte ohne Titel und Forderungen ohne Zügel, — eine um | 
furdhtbarere Gefahr, als die durch bie Givilifation herbeigeführten Verdel 
fommnungen, welche die Völker unter ſich durch die Solidarität ihrer matı 
riellen Interefjen verbunden haben, den Krieg nur noch zerftörender made 
würben. 

„Es ift dies ein Gegenſtand ernjten Nachdenkens. Warten wir es mid 
ab, einen Ausweg re bis plößliche, unwiderſtehliche Ereignifie unle 
Urtheil trüben und ung wider Willen in entgegengejekte Richtungen treibe 
wäürben. 

„Ich will Ihnen deshalb, um die gegenwärtige Lage zu regeln und di 
Zukunft zu fihern, einen Congreß vorichlagen. 

„Auf den Thron gerufen duch die Vorjehung und den Willen bes fran 
zöſiſchen Volkes, boch erzogen in ber Schule bes Unglüds, ift eg mir viel 
leicht weniger al® irgend einem Anbern geitattet, bie Rechte ber Souperän 
oder bie berechtigten Anfprüche ber Völfer zu verfennen. Auch bin ich bereit 
ohne ein vorgefaßtes Syiten in ben internationalen Gongrek ben Geiſt de 
Mäkigung und Gerechtigfeit zu bringen, das gewöhnliche Erbtheil derjenigen 
welche jo viel verjchiedene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ich bie Jnitiative für eine ſolche Eröffnung ergreife, fo geicieh 
es nicht aus Eitelkeit; aber, da ich berjenige Souverän bin, dem man am 
meijten ehrgeizige Pläne zutraut, jo liegt e8 mir am Herzen, burdh bieen 
freien und ehrlichen Schritt ben Beweis zu führen, daß es mein einziges 
Ziel ift, ohne Zögern zur Herſtellung bes Friedens in Europa zu fommen. 
Wird mein Vorſchlag angenommen, 7 bitte ih Sie, Paris zum Ver ſamm 
lungsort zu wäblen. 

„Falls die mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürften es angemeſſen 
finden jollten, durch ihre perfönlihe Gegenwart die Bebeutung ber Ber 
tbungen zu erhöhen, jo werde ich ſtolz barauf fein, ihnen meine berzlic 
Gaſtfreundſchaft zu bieten. 

„Europa wird vielleicht einiges Gewicht barauf legen, daß bie Hauptitadi, 
von welder jo oft das Signal zu Erfchütterungen gegeben worden ift, zum 
Sitz ber Eonferenzen werde, welche beftimmt find, die Grundlage für eine 
allgemeine Racification feftzuftellen. . . . * 


23.Nov. Auf die Anfrage des engliſchen Cabinets theilt die frangöfiidt 
Regierung bdemfelben einige Andeutungen über die ihrer Anfidt 
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nah einem europäifhen Congreß zunächſt vorzulegenben 
Tragen mit. 


Depeihe Drouyn’s an ben Gelhäftsträger in London: 
„+. Das Pondoner Gabinet erfennt mit uns an, daß mehrere ber Be: 
jtimmungen bes Wiener Vertrags in bedenfliher Teile verlegt worden find. 
Mande der in ben Verträgen vorgenommenen Aenderungen find nicht 
von allen Mächten als gejetlih anerkannt worden. Was Diejenigen Aende— 
rungen betrifjt, welche von allen Großmächten qutgeheißen mwurben, jo können 
wir nicht umbin, auf die unwiderftehliche Gewalt aufmerffam zu machen, mit 
welcher fie den Regierungen ſich aufgebrängt haben. Die Art wie England 
ſelbſt ihnen beizutreten fich beeilt bat, beweist wie wenig bie früheren Gom: 
binationen, um mit Lord Ruffel zu veben, ben Anforderungen ber Zeit, dem 
Fortſchritt der Meinung, der wanbelbaren Politit der Negierungen und ben 
wechjelnden Bedürfnifjen der Nationen entſprechen, und find wir nicht anderer: 
ſeits zum Glauben berechtigt, daß die Harmonie und das Gleichgewicht bes 
Ganzen in Folge fo wichtiger Umänderungen einigermaßen gelitten babe? 
Wir geben mit Lord Rufjel zu, daß dieſe Veränderungen nicht nothwendig 
einer allgemeineren und feierlicheren Sanction bedürfen ; aber wir denken, daß es 
vortheilhaft jein würde, bie Trümmer hinwegzuräumen und alle lebenden Glieder 
in einen einzigen lebenden Körper wieder zu vereinigen. Was die Ummwanb» 
lungen betrifit, denen die Mächte Feine einftimmige Gutheißung gegeben ha— 
ben, fo bilden fie ebenjo viele Veranlajjungen zu Streit, weldye Europa jeden 
Augenblid in zwei Lager theilen fünnen. Wär’ es nicht bejier, anjtatt bie 
Entſcheidung hierüber der Gewalt und dem Zufall zu überlaffen, wenn 
man bieje ragen in einer ber Billigfeit entfprechenden Weile zu löſen ver: 
fuchte, und dieſe Veränderungen bann durch eine Revifion janctionirte? Die 
britte Kategorie umfaßt jene Beſtandtheile bes Wiener Vertrags, welche 
bedroht find, Während ber Kaijer Europa auf die Gefahren einer fo tief 
bewegten Lage aufmerffam machte, deutete er auch die Methode an, um bie 
grauenhaften Unglücksfälle, welche er vorausfieht, abzuwenden — Unglüdsfäle, 
die ihm vielleicht weniger Bangigfeit als andern zu verurſachen brauchten. 
Denn bie Fragen, aus denen ein Krieg heutzutag entſtehen kann, interefjiren 
Frankreich nur mittelbar, und es würde von Frankreich allein abhängen, ob 
es an dem Kampf theilnehmen ober ihm von fern zufehen will. Als ber 
jüngfte ber Souveräne erachtet ber Kaijer nicht, daß ihm das Recht zuſtehe, 
ſich bie Rolle eines Schiedsrichter anzumafen, und zum Frommen ber an- 
bern Mächte das Programm bes vorgejhlagenen Gongrejjes im vorhinein 
feſtzuſtellen. Dieß ift der Grund ber Aurüdhaltung, die er fi jelbit auf: 
erlegt bat. Es ift überbieß fo ſchwierig, bie * nicht gelösten Fragen, 
melde Europa beunrubigen können, aufzuzählen. Gin beflagenswerther Kampf 
träntt den polniſchen Boden mit Blut, regt bie Nachbarftaaten auf und 
bedroht die Welt mit ernften Störungen. Vergebens rufen brei Mächte bie 
Wiener Verträge an, welche beiden Theilen widerſprechende Beweisgründe an 
bie Hand geben. Soll biefer Kampf ewig bauern? Anfprüche bie einander 
piberftreiten, erregen Hader zwilchen Dänemark und Deutſchland. Die Er: 
haltung bes Friedens im Norden ift einem Zufall preisgegeben. Die Gabi: 
nette baben fich ſchon durch ihre Unterhandlungen an bem Streit betheiligt. 
Sind fie jetzt gegen ihn gleichgültig geworden? Soll bie Anardie an ber 
untern Donau fortdauern und jeden Augenblid wieber eine neue blutige Arena 
zum Streit über bie orientalifche Frage eröffnen dürfen? Sollen Oeſter— 
reih und Jtalien in feindliher Haltung einander gegenüberftehen, ftets 
bereit, ben Waffenftillftand zu brechen, welder den Ausbruch ihrer Erbitterung 
hindert? Soll die Belegung Roms durch franzöfiihe Truppen auf unbe: 
ftimmte Zeit fich hinausziehen? Müffen wir endlich, ohne einen neuen Ber: 
ſuch zur Verföhnung, der Hoffnung entfagen, bie Laft zu mindern, welde bie 
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unverhältnißmäßig großen durch gegenſeitiges Mißtrauen verurſachten Kriegt 

rüftungen ben Nationen auferlegen? Dieß find unſerer Meinung nach due 
Hauptfragen, deren Prüfung und Entſcheidung die Mächte ohne Zweiſel fir 

erfprießlich halten würden. Lord Ruſſel erwartet doch ficherlich micht, das 
wir bier die auf jedes diefer Probleme anwenbbare Löſungsweiſe Iiman 
ciren oder die Art der Sanction, welde ihr ber Congreß ertbeilen dürfte, 
angeben jollen. Ten beim Gongreß vertretenen Mächten würde das Redt 
u über diefe verichiedenen Punkte ein Urtheil zu fällen. Wir wollen 
nur beifügen, daß es unjerer Meinung nad eine Selbjttäufhung wäre ihr 
Löſung durch das Labyrinth diplomatiſcher Gorreipondenzen und Separit: 
unterbandlungen anjtreben zu wollen, und daß ber von uns vorgeſchlagen 
Weg, weit entfernt, mit Krieg zu enden, ber einzige ijt, der zu einer baucı 

baften Pacification führen kann.“ 


25. Nov. Das englifche Cabinet lehnt die Finladung zum Gongrei 
definitiv ab (f. England). Die ganze Idee wird dadurch ale di 
bingefallen betrachtet. Unzufriedenheit in den Tuilerien. Span: 
nung zwifchen Frankreich und England. 

»„ Die Regierung verlangt vom gefetgebenden Körper die Bewilli— 
dung nachträglicher Eredite zum Budget von 1863 im Betrage ven 
93,834,501 Fres. 


30. 


2, Dec. Finanzbericht Foulds. Derfelbe fchlägt eine Anleihe ve 
300 Mill. Free. vor, um ebenfoviel Schatzbons in confolidirt: 
Schuld umzuwandeln. 

3. „ Der geſetzgebende Körper beendigt die Wahlprüfungen, machen 
die Majorität über die Befchwerden ber Oppoſition meift in 
geihloffenen Neihen zur Tagesordnung übergegangen iſt. Nur 
ſechs Wahlen und auch dieſe meift der Oppofition angebörig, fin 
für ungültig erklärt worden. 

„ Eröffnung von Unterhandlungen über einen Handelsvertrag mil 
Schweden und Norwegen. 

8. „ Da ber beabfidtigte allgemeine Congreß ſämmtlicher Sou— 
beräne Europas durch die definitive Weigerung Englands unmöglih 
geworben ift, jo regt die franz. Regierung nunmehr die Abhaltung 
eines befhränften Gongrefjes d. h. bloßer Minifterial: 
conferenzen an. 

Girceulardbepefhe Drouyn’s deLhuys: „Die Souperäne haben au' 
den Brief des Kaijers geantwortet, und jümmtlih in biefen Antworten biele 
fühne Initiative ehrend anerkannt, weldhe von ben Gefahren ber gegenmwär: 
tigen Lage die Hülle abzieht, und um diejelben zu befhwören, die frieblichiten 
und loyalften Mittel vorſchlägt. Wie Sie willen, bat die Mehrzahl ber Höfe 
ohne Vorbehalt dem Vorſchlag Frankreichs beigeftimmt. Andere haben ihrer 
Zuſtimmung gewijje Cinfhränfungen beigefügt, indem jie von dem franzd- 
ſiſchen Gabinet die vorgängige Aufftellung des Programms der Tünftigen Ber: 
bandlungen forderten. Die deutichen Souveräne, welche perjönlich der Congteß— 
idee gewogen find, mußten ihr Verhalten dem Gollectivbeihluß ihrer Mi: 
verbündeten unterordnen. Die Antwort bes deutſchen Bundestags iſt und ncd 
nicht zugegangen. Cine einzige lacht, England, bat abgelehnt. Unter dielen 
Umſtänden müffen wir dem britifhen Gabinet unfer ganzes Bebauern, den 
Soupveränen, welche ohne Bedingungen angenommen haben, unfern Dant aud: 
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brüden, und denjenigen, bie nähere Aufſchlüſſe von uns verlangt haben, 
eine Erklärung abgeben. Die franzöfifhe Negierung bielt fidh nicht für 
ermächtigt, die hohe Gerichtsgewalt Europa's an ein Programm zu Bine 
den: es lag dem Gedanken bes Kaifers fern fich als Schiedsrichter aufzu: 
werfen. Es ijt überflüjlig, die Gefahren, welde den Weltfrieden bebroben, 
aufzuzählen. Die Gefahren find offenkundig. Es ftand nur den auf einem 
Gongreß vereinigten Mächten zu, die Fragen, welche verhandelt, und bieje 
nigen, welde übergangen werben follten, feitzuftellen. Die Erklärung bes 
Kaijers vom 5. Nov. geitattete zwei Norausjeßungen: eine einjtimmige 
oder eine tbeilweije Annahme, An dem erjten Fall würde fich eine 
arofe Belhwichtigung in ben Gemüthern Fundgegeben, und wären jelbit alle 
Schwierigfeiten nicht gelöst worben, jo wiirde ie immerhin ein befjeres Ein- 
vernehmen unter ben Fürſten berausgeftellt haben. Tägliche Beziehungen, bei 
denen jeder jeine Ideen hätte austaufchen, feine Wünſche und Befürd: 
tungen ausdrüden können, würden viele Gmpfindlichkeiten zum Schweigen 
gebracht, viele Mifverftändniffe gehoben und viele Vorurtheile befeitigt haben. 
Das wahricheinlihe Ergebniß biefer Beſprechungen wäre eine heilfame ehren: 
bafte Transaction — Frankreich, das in der Eventualität eines allge— 
meinen Congreſſes für ſich ſelber nichts zu fordern hatte, würde mit allen 
aufgeklärten Regierungen gemeinſchaftliche Sache gemacht haben, um Ausſöh— 
nungen herbeizuführen, alten Groll zu löſchen, und jene unabweisbaren Ver— 
beſſerungen, welche den Revolutionen und dem Krieg zuvorkommen, zu fordern. 
War dieß nur ein leeres Traumgebild? Neuere Ereigniſſe haben uns ſeitdem 
das Gegentheil bewieſen, und früher als wir es geglaubt, die Vorausſetzungen 
des Kaiſers bekräftigt. Der König von Dänemark ſtirbt; die —— 
erhitzen ſich, die Völfer gerathen in Aufregung, und die Regierungen ſchwanken 
umentfchloffen zwiſchen bem Buchitaben ber Verträge und dem Nationalgefühl 
ihres Landes. Gin Congreß allein Tonnte die Pflichten der durch Gonventio: 
nen gebundenen Herrſcher mit ben regelmäßigen Beitrebungen ihrer Völker in 
Einklang jeken. Leider hat die Ablehnung Englands das erjte Nefultat, 
das, wie wir hofiten, aus dem an Europa gerichteten Aufruf bes Kaiſers ſich 
ergeben würde, unmöglich gemadt. Cs bleibt alfo noch die zweite Unter: 
ftelung: der engere Congreß. Es hängt von bem Willen ber Souve— 
räne ab, daß er zur Wirklichkeit werde. Wir könnten nad erfolgter Ableh: 
nung bes britiihen Gabinets unfere Pflicht als erfüllt anfehen und, in ben 
etwa zu Stande fommenbden Greigniffen, nur auf unfer Ermejjen und auf 
unjere Sonberinterefien Rüdficht nehmen. Allein wir ziehen es vor, von ber 
und bezeugten Willfährigfeit (bonnes dispositions) Act zu nehmen, und 
bie Souveräne, die unfern Planen beigetreten find, daran zu erinnern, daß 
wir bereit find, offen mit ihnen bie Bahn ber gemeinfamen Berftändigung 
zu betreten. Cine Webereinftimmung ber Plane und bes Verhaltens ber 
Haupcontinentalmäcdhte, welche, wie wir, bie Gefahren ber Gegenwart und bie 
Nothwendigkeiten ber Zukunft begreifen, würbe ſchwer in bie MWagjchale ber 
fpätern Greignifje fallen und bie Bündniſſe wie bie Beſchlußnahmen nicht 
mebr bem Ungefähr preisgeben. Als es fih um einen allgemeinen Con— 
greß handelte, fonnte ber Kaifer, ohne der Rolle, die er fich ſelber vorge: 
zeichnet, abfichtlih untreu zu werben, weber ein Programm von vornberein 
aufitellen, noch fih mit einigen Mächten benehmen, um bann ben übrigen 
einen vorher vereinbarten Plan aufzuerlegen, und fo durch Sonberunterhand- 
lungen bie Berathungen einzuleiten, an denen er fi ohne vorgefaßten Plan 
und frei von jeder Privatverpflichtung zu betheiligen enfchloffen war. Da 
aber heute dieſe Berfammlung nit mehr vollftändig fein fann, fo wird 
fie auch nicht die Autorität eines Schiebsgerichts befiten, bie einem europäi— 
ſchen Eongreß zugefommen wäre, und wir begreifen nunmehr, baß, bevor bie 
Souveräne zulammenfommen, fie ihre Minifter ber auswärtigen Angele: 
genbeiten beauftragen, fich über bie zu verhanbelnden Fragen näher zu ver: 
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ſtändigen, damit ſich dem Congreß umſomehr Ausſichten zur Erreichung einet 
* Reſultates darbieten.“ 


12. Dec. General Fleury geht in außerordentlicher Miſſion nach Kopen— 
hagen. 

14. „ Die Regierung erleidet bei den Nachwahlen zum geſetzgebenden 
Körper neuerdings eine Niederlage. In Paris wird Eugen Pel— 
letan, ber bei ber erjten Wahl nur ein Mehr von 100 Stimmen 
hatte, mit 15,289 gegen 9503 wieder gewählt. 

18. „ Der Senat nimmt die ihm vorgelegte Antwortsadreffe einftimmiz 

an. Rebe des Marquis de Boiſſy. Rede Düpins über Polen 

Prinz Napoleon jchmweigt. 

„ Herr Thiers bringt ein Amendement zum Geſetzesentwurf bezür 

lic der Anleihe von 300 Millionen ein, das die Ausgabe an Schat— 

bon® für 1864 auf 100 Millionen beſchränken will. 

„ Debatte des gefeßgebenden Körpers über die Anleihe und di 

Amendement Thiers. Glänzende Rebe Thiers. Bei der Abitim: 

mung wird das Amendement verworfen und die Anleihe mit 229 

von 256 Stimmen genehmigt. Thiers, Berryer und A. entbalter 

fi) der Abftimmung. 

29. „ Der Senat ertheilt der Anleihe von 300 Millionen einftimmis 
feine Genehmigung. 


21. 


24. 





5. Italien. 


I, Jan. Ein Circular des Minifters des Innern ordnet eine National: 
Subſcription zu Entfhädigung der von den Briganten heimgeſuchten 
Familien und zu Belohnung des gegen diefelben an den Tag ge: 
legten Mutbes an. 

. „ Die von Frauen aus Venedig, Troeft und Jftrien mit ber 
Ueberreichung eines Fojtbaren Geſchenkes für die Königin von Por: 
tugal beauftragte Deputation wirb vom König Biltor Emanuel 
empfangen. 

- „ Der Juftizminifter ernennt eine Commiffion zu Ausarbeitung eines 
Gefegentwurfes, weldyer die Freiheit des niederen Clerus gegen bie 
Derfolgungen der hohen Geiftlichkeit ſchützen foll. 

% „ onflict der Regierung mit dem Erzbifchof von Florenz. 

>. „ Ein königl. Decret verorbnet, daß bie den Präfelten von Pa: 
lermo und Neapel gelegentlih des von Garibaldi verfuchten 
Sreifchaarenzuges gegen Nom ertheilten außerordentlihen Vollmach— 
ten mit dem 20. d. M. wieder erlöfchen follen. 

7, „ MUnterzeihnung eine® Handelsvertrags zwifhen Franfreih und 
dem Königreich Italien. 

2. „ Eine Depejche des Minifters des Auswärtigen, Graf Bafolini, an 
den italienifchen Geſandten in Paris berichtet ihm über bie vielbe— 
ſprochene Unterredung mit dem neuen franzöfifhen Geſandten Sar— 
tiges bezügli Roms vom 25. Dec. vor. 38. (f, Jahrgang 1862 
S. 266 und 292) und verwahrt fih gegen folde Schlüffe, wie 
man fie aus der im frangöfifchen gelben Buche veröffentlichten De: 
pefche des Grafen Sartiges ziehen könne: 

„. . Ich babe beigefügt, daß wir zwar das Programm bes Grafen Cavour in 
feiner ganzen Ausdehnung zu bem unferen machen, daß wir jedoch es nicht 
für nützlich halten, von Neuem in eine Discufjion einzugeben, welche im ge: 
gemmwärtigen Momente nur ungenügende Ausjichten auf die Erzielung jenes 
Ginverjtänbnifjes zu bieten ſcheint, das wir jo nachdrücklich herbeiwünſchen. 
Diefe Zurüdhaltung wurde uns von ber Abficht eingegeben, nicht nußlofer 
Weiſe Meinungsverjhiebenheiten, bie auf eine fo belicate — Bezug haben, 
zu betonen. Um zu vermeiden, meiner Antwort einen allzu abſoluten Cha: 
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tafter zu geben, und um gleichzeitig den Beweis zu liefern, daß unfere Sul 
tung feinen Hintergedanfen im ſich fließt, babe ich => auf die Zmilchentil 
berufen, welche bie gegenwärtige Lage herbeigeführt haben. Habe ich näthiz 
beizufügen, daß bie Verföhnung jeberzeit der Zwed unjerer Politik fen 
wird, und daß ich meinerfeits Alles aufbieten werde, um das Gintreten de— 
Tages zu befchleunigen, an dem bie Unterhbandlungen mit Nugen wieder auf 
genommen werben fünnen? Meine Worte waren von bem Wunſche einge 
geben, das Prinzip der Nichtintervention ausnahmslos auf ganz Italien an 
gewendet zu ſehen; da jedoch in der Unterredung, um bie es jich bier handel 
fein VBorfchlag formulirt wurde, jo konnte ich mich nicht über die etwa daran 
bervorgebenden Gonfequenzen ausjprechen.“ 

26. Jan. Die Negierung bebt den neugebildbeten bemofratifchen Berei 
von Palermo auf. 


28. „ Wiederzufammentritt des Parlaments. Debatte über das Budge 


4, Febr. Conflict der Regierung mit dem Verweſer des Bisthum 
Mailand, Migr. Eaci ca. 

9. „ Die Deputirtenfammer geht über eine SInterpellation bezüglit 
der in Polen ausgebrocdhenen Anfurrection, in Erwägung, daft 
nicht zeitgemäß fei, fie in dieſem Augenblicke zuzulaffen, zur Taget 
ordnung über. 

14. „ Der Finanzminifter verlangt vom Parlament die Ermädtigun 
zu einer Anleihe von 700 Mill. Fre. behufs Dedung ber bereit 
eingetretenen und für die nächte Zukunft vorauszufehenden Deficit! 

25. „ Das legte Stüd der Eiſenbahn Neapel:Rom wird dem Verkeb 
übergeben, 

25./28. Febr. Debatten der Abgeordnetenfaminer über das von ber Rt 
gierung geforderte Anlehen. Die Ermächtigung dazu wird fchlie 
lid mit 204 gegen 32 Stimmen ertbeilt. 


8. März. Die Regierung richtet eine Depefhe an das Cabinet von Ei 
Petersburg zu Gunften Polens. 

10. „ Aud der Senat genehmigt die von ber Regierung geforderte An 
leide von 700 Millionen mit 116 gegen 5 Stimmen. 

11. „ Die Regierung begibt 500 Millionen de8 von beiden Häufer 
genehmigten Anlehens von 700 Millionen an das Haus Rothſchild 

16. „ Ein Fönigl, Dekret regelt das Recht der königl. Erequatu 
bezüglich aller von außen kommender Firhliher Difpofitionen. 

24, „ Der Minifter des Nuswärtigen, Graf Pafolini, tritt zurüd, 
Visconti Venoſa wird an feine Stelle ernannt. 

26. „ Ein neuer Ausfall des General Birio gegen die Schweiz mir 
in der Deputirtenfammer vom Minifter Peruzzi entjchieden zurüd: 
gewiefen. 


— April. Die Regierung läßt bie Gränze gegen die Schweiz, namentlich 
im Velllin, militärifch befeken. 
9. „ Beſuch des Königs in Florenz. 
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, April, Unterzeihnung eines Handelsvertrags zwifchen Belgien unb 
dem Königreihe Stalien. 

» Die Regierung wird in der. Deputirtenfammer bezüglich ihres 
Syſtems in Sicilien interpellirt. Die Kammer geht zur Tages: 
ordnung über. 

»„ Debatte ber Deputirtenfammer über das Blutſyſtem in 
Neapel. 

„ Eine Depejhe der italienifchen Regierung an bie franzöfifche 
macht derjelben den Vorſchlag einer militärifchen Uebereinkunft gegen 
das Brigantaggio in Neapel. 

» Neue Depeche der ital, Regierung an das Cabinet von St. 
Petersburg zu Gunſten Polens, 


. Mai. Ein Antrag Paſſaglia's bezüglich Beeidigung der Priefter 
findet in ber Deputirtenfammer feinen Anklang; er zieht ihn zurüd, 
» Die militärifhen Maßregeln im Beltlin gegen die Schweiz 
werden wieder abgeftellt. 

Der Präfident der Deputirtenlammer verkündet die in geheimer 
Sitzung beſchloſſene Tagesordnung bezüglich des von der Parla— 
mentscommiſſion zu Unterſuchung des Brigantaggio erſtatteten 
Berichtes. 

„Die Deputirtenkammer beſchließt eine parlamentariſche Unter: 
ſuchung des Zuſtandes der Kriegs- und Handelsmarine. 

„Die ital. Regierung richtet nochmals eine Depeſche zu Gunſten 
Polens an das Kabinet von St. Petersburg. 

» Die Barlamentsfeffion wird durch kgl. Decret für gefchlofien 
erflärt. 

„ Eröffnung der neuen Seffion bes Parlaments, Thronrede des 
Könige. 

„Caſſinis wird ſtatt Techio mit 166 Stimmen zum Präfiben: 
ten ber Deputirtentammer ernannt. Tecchio erhält 48, Grifpi 
(Linte) 29 Stimmen. 

» Beröffentlihung des Gefetesentwurfs der Brigantaggio : Coms 
miſſion. 

„ 74 Biſchöfe und Bisthumsverweſer proteſtiren gegen das 
Placet:Decret der Regierung. 

„Der neapolit. Prätendent Murat bringt fi der Bevölkerung 
durch ein Manifeft wieder in Erinnerung. 


. Juni. Antwortsabrefje der Dep.:Kammer. Heftige Scene bei Oelegen: 
beit des Paſſus berfelben über Rom und Neapel. 

»  Teier des VDerfaffungsfeftes. Der niedere Elerus fingt 
in einer Reihe von Städten das Te Deum. 

„ Der Erzbifchof von Spolito wird gefänglich eingezogen, 


208 Italien. 


15. Juni. Eine Anzahl Pfarrer in verfchiebenen Diödcefen wird wege 
Theilnahme an der VBerfaffungsfeier vom 7. d. M. von ihre 
Biſchöfen a divinis fufpendirt. 

— „ Die Einziehung der Kloftergüter im Neapolitanifce 
kann als beendigt angefehen werden. 

17—20. „ Debatte der Deputirtenfammer über die auswärtigen Ange: 
legenheiten. Die Kammer ertheilt fchließlich der Regierung mit 20) 
gegen 52 Stimmen ein Bertrauensvotum, 

21— 27. „ Italienifches Nationalfchießen in Turin. 


11. Juli. Die Regierung läßt in Genua an Bord des franz. Poftfchiffel 
Aunis fünf neapolit. Briganti auf dem Wege von Rem nd 
Marjeille mit Zuftimmung des franz. Conſuls verbaften. Ti 
franz. Regierung erhebt dagegen Einſprache. 

21. „ Die Deputirtenfammer genehmigt den Gefekesentwurf bezüglis 
einer Einkommenfteuer nad) den Wünſchen der Regierung mit I 
gegen 70 Stimmen. 

23. „ Die Regierung legt der Dep.:Kammer die Documente in da 
Auniss Angelegenheit vor. Die 5 Briganten werben gleide 
Tages an ber Grenze bes Mont Eenis den franz. Behörden übergeben 

31. „ Die Berathung über das von der Parlamentscommijfion ver 
geſchlagene Brigantaggios Gefeg wird von ber DeputirtenzKamme 
abgebrochen. 


°s 


4, Aug. Die Dep.:Kammer nimmt den vom Abg. Pica geftellten Ir: 
trag eines unvollftändigen Brigantaggio-Geſetzes an m 
einigt fi) dahin, die eigentliche Debatte über die neapol. Verhält 
niffe bis zur Wiedereinberufung der Kammer zu verſchieben. 

5. „ Der Biſchof Gennaro von Alife (neapol. Prinz terra di lavore, 
tritt in den Senat ein und leiftet der erfte neapol. Biſchof den 
Eid auf die DVerfafjung und der Treue dem Könige. 

6. „ Der Senat tritt dem Beſchluſſe der Dep.:Kammer bez. Unter 
drüdung des Brigantenwefens bei. 

T. » Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen England un 
dem Königreich Italien. 

11. „ Ein kgl. Decret vertagt das Parlament. 

21, „ Die Regierung publizirt das Geſetz bezüglid des Briganten 
weſens und erklärt zugleich 11 Provinzen für gefährbet und dem 
gemäß den Ausnahmsbeftimmungen dieſes Geſetzes unterliegent. 


12, Sept. Die auf der Aunis gefangen genommenen und wieder ar 
Frankreich ausgelieferten 5 Briganten werden von bem franz. Be 
börden auf der Gränze des Mont Cenis der italienischen Gender 
merie wieder überliefert. 
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1. Dct. Schluß bes den Briganti zu ihrer freiwilligen Unterwerfung 


or 


gefegten Termins. Wiederaufnahme der Operationen gegen biefelben. 
Die von ihnen heimgeſuchten neapolit. Provinzen werden in zwei 
Militärbezirke abgetheilt. Der eine unter General Pallavicino um: 
umfaßt die Kreife Benevent, Molife und Malefe, der andere unter 
General Franzini den Kreis Bovivo-Avellino. 

„ Der König hält im Lager von Somma eine großartige 
Revue ab. 

„ Hanbelsvertrag zwifhen Rußland und dem Königreicd, Jtalien. 


. Nov. Beſuch des Königs in Neapel. 


„Flottenrevue des Königs in Neapel. 
» Wiederzufammentritt de8 Parlaments. Der König tritt an bem: 
jelben Tage die NRüdreife von Neapel an. Erlaß einer Amneftie 
für die neapolit. Provinzen. " 
„ Der König Victor Emanuel gebt mit Eifer auf die dee des 
Kaifers Napoleon bez. eines allgemeinen Congreſſes ein. 
Handjhreiben bes Königs an Napoleon: „.. Ein unaus— 
gejegter Kampf iſt in einem großen Theile Guropa’s zwifchen dem öffentlichen 
Gewiſſen und ber durch bie Verträge von 1815 geichaffenen Sadlage aus: 
gebrochen. Daher diejer Unfriede, der nur zunehmen kann, jolange die euros 
päiſche Ordnung nicht auf der Grundlage der Nationalitäte: und Freiheits— 
principien, welche das eigentliche Leben der Völker der Neuzeit find, errichtet 
werden wird... Ich trat mit Vergnügen dem Vorſchlag Ew. Eaijerl. Maj. 
bei. Meine und meines Volkes Mitwirkung find der Durchführung biejes 
Planes zugefichert, der als ein großer Fortſchritt in der Geſchichte der Menſch— 
beit bafteben würde. ..“ 
»„ Die Dep.:Kammer nimmt den Handels: und Schiffahrtövertrag 
mit Srankfreih mit 157 gegen 49 Stimmen an. Der Finanzminifter 
ſchlägt den Ausfall für die Staatseinnahmen im erften Jahr auf 
1 Mil. Fres. an. 


. Dec. Die Deputirtenfammer befchließt mit großer Mehrheit die ge— 


jegliche Ablösbarkeit der kirchlichen Zehnten und Grundzinſe. 
„Die Deputirte d'Ondes-Reggio interpellirt die Regierung „bez. 
der traurigen Zuſtände Siziliens und beantragt die Einſetzung 
einer parlamentarifchen Unterfuhungscommiffion. 
„ Schluß der heftigen Debatten über die Interpellation von 
Ondes-Reggio bezüglich Siziliens. Sein Antrag wird verworfen 
und dagegen ein Antrag, die von der Negierung getroffenen Maß: 
regeln zu billigen, mit 206 gegen 52 Stimmen angenommen. 
»„ Der Finangminifter gibt der Dep.:Kammer ein Refume über bie 
Finanzlage des Randes von 1861 —63 und über die dießfälligen 
Ausfihten bis 1865. 
»„ Proclamation Garibaldi's, der das ganze Jahr feine Inſel 
nicht verlafien bat, an bie Staliener: 
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„Italiener! Angefichts der heuchleriſchen Umtriebe ... der Diplomatic, | 
was bleibt ben Italienern zu thun übrig? Sich zu vereimigen, aba 
nicht mehr zur Stüge von Männern, welde mit ihren politiihen Schlice 
nichts anderes bezwedten, als Haß oder Uneinigfeit , jich zu vereinigen, abı 
nicht “mehr im Geiſte defien, welder die Pebensträfte der Nation in bruda 
mörberifchen Gonflicten vergeubdet bat (Rattazzi); ſich zu vereinigen, aber bie: 
im Namen jenes einen, in deſſen Redlichkeit wir immer in ber äuferten 
Krifis mit findlicher Zuverficht vertrauten, in Bictor Gmanuel; er alkın 
bat nie fein Wort gebrochen. Die hinterliftigen Künfte der Tiplomatie werde 
fich, wie e8 immer ber Fall war, an feiner Neblichkeit brechen. Auf ibn tarı 
bas Land im nädhit bevorftehenden Kampf vertrauen, weil er, der imm 
die Schutzwehr ber Schickſale Italiens war und auf den Schlachtfeldern der: 
ſelben das Geſchick jeiner Krone in ungleichen Kämpfen bintanzufegen wurt 
niemals zu betrügerifchen Vergleichen ſich berbeilaffen, wohl aber uns glerras 
nad) Rom und Venedig zu führen wiljen wird. Man belehne ihn jchleunig 
mit ber Dictatur über das ganze Reih; man jchliefe das —— 
man eröffne die Gonferiptionen noch vor dem Frühjahr zur ſchleunigen Fi 
dung von Freiſchaaren, welde bie Vorhut des regulären Heers zu bilder 
haben. Man bilde die Gadres einer Reſerve aus mobilen Nationalgarden un 
eile an den Mincio. Dann werben jidy im Namen Xtaliens und des Ti 
tators Victors Emanuel alle Parteien vereinigen; dann wird das Briganter 
wejen, welches den glänzendften GEdeljiein der Krone verwüjtet, aufhören; de 
öfterr. Bollwerfe werden ſinken; die Völfer VBenetiens und Ylipriin 
werben aufiteben; talien wird wieder einen eigenen Einfluß haben und at 
den Beſitz ſeiner Hauptſtadt vollen Anſpruch machen können.“ 

16. Dec. Die Dep.-Rammer nimmt alle Artikel des activen Budget 
(672,389,451 Fre.) an. 
21. „ Beginn der Debatte über die Erneuerung des Brigantaggie 
Geſetzes (Geſetz Pica) in der Deputirtentammer. 
„ »  Saribaldi gibt feine Entlaſſung als Deputirter ein un 
richtet ein Schreiben an feine Wähler in Neapel. 


23. „ Die Dep.:Kammer befhließt die Verlängerung des Brigantay 
gio-Gefeges bis Ende Febr. 1864 und vertagt fih bis zum 4. ehr. 
27T. „ Manifeſt von 22 Deputirten der Linfen, die ihr Mar: 


dat niedergelegt haben. 


Rom. 


Jan. Der päpftlihe Nuntius in Paris überreiht dem Kaifer in 
Antwort auf die fortwährenden Begehren nah Meformen eine 
Denkſchrift über die abminiftrative Organifation des Kirchenftaats, 
» Die päpftl. Regierung fchreibt ein Anlehen von 4 Millionen 
Scudi zu 5% und zum Kurfe von 85 aus. 


März. Alloeution des Papftes bezüglih Polen. 


‚ April. Eine Depefhe der franz. Regierung erinnert wieder an die 


längit verlangten Reformen. 
»„ Der Papft richtet an den Kaifer von Rußland ein Schreiben 
zu Gunften der Polen. 


. Mai. Ein Rundfchreiben der Pönitentiaria Apoſtolica befiehlt ben 


italienischen Biſchöfen, ihre Geiftlichfeit anzumeifen, da® Tedeum 
am Jahresfeſt der italienifhen Einheit nicht zu fingen. 


. Juni. Urteil des päpftl. Gerichtes in dem Proceß Fauſti-Ve— 


nenzi. Faufti, Venenzi und Gulmanelli werden zu 20 Jahren, 
7 andere Betheiligte zu 5 bis 15 Jahren Gefängnißftrafe verurtbeilt. 
» Die neapolitanifhen Bandenführer Stramenga und Triftany 
werben von ben Franzoſen verhaftet, 


- Aug. Enchclica des Papftes an die Biſchöfe Italiens, 


- Sept. Auf die Nachricht, daß der päpftlihe Conſul in Neapel wegen 


des den Räubern geleifteten Beiftandes feine Päſſe erhalten habe, 
fendet die päpftliche Regierung ihrerſeits dem bisherigen italie= 
nifhen Eonful in Rom, Baron Tecco, feine Päffe zu. 

Rußland und Preußen proteftiren gegen einen Hirtenbrief bes 
päpftl. Cardinal-Vicars und gegen ein für Polen ausgefchriebenes 
Jubiläum, 
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11, Det. Aud General Montebello geräth in Differenzen mit dem päp! 
Kriegsminifter de Merode und gebt nah Paris, 


21. Dec. Der Papft befegt ohne Ginverftändniß mit der Regiern 
des Königreihs Italien eine Anzahl vacanter Bifhofsfike in t 
ehemaligen Provinzen des Kirhenftaantd Die Grm 
nungen werben von ber italienischen Regierung nicht anerfannt. 


6. Schweiz. 


—9. Jan. Berfammlung der vom Bundesrath einberufenen Experten 
behufs Vorberathung eines Handelsvertrages mit Frankreich. 
» Bufammentritt der Bundesverfammlung in Bern. Der 
Waadtländiſche Abg. Eytel ftellt im Ständerathe den Antrag: „ben 
Bundesrath einzuladen, die Frage der Alpenübergänge, 
welche fih am beften zur Herftellung von Eifenbahnen eignen, fo 
wie die Bortheile, welde von den verſchiedenen Ridylungen vom 
Standpunkt der Technik, der Oekonomie, der Politit und des Han— 
dels geboten werben, einer genauen Prüfung unterwerfen zu laffen.” 
„ Beotſchaft des Bundesrath8 über den mit Frankreich behufs 
enblicher Beilegung der Dappenthalfrage abgeſchloſſenen Vertrag. 

. „Der Nationalrath verwirft übereinftimmend mit dem Bundes— 
rath die Petitionen für Regelung des Eifenbahntraneporkwefene 
durch den Bund. 
» Der Nationalrath genehmigt den Dappenthalvertrag mit 
75 gegen 11 Stimmen. 

, „Der Stänberath genehmigt den Dappentbalvertrag ein: 
ftimmig. 

 „ Der Stänberath verwirft den Antrag Eytel, betreffend Alpen: 

eifenbahnen, mit 22 gegen 17 Stimmen. 

» Der Nationalrath entfceidet fih mit 72 gegen 17 zu 

Gunften des fog. Heinen Kalibers als einheitlichen Normal: 

Falibers für alle Handfeuerwaffen der eidgenöfftfhen Armee. Die 

Infanterie, welche nody nicht mit dem Jäger-Gewehr verfehen ift und 

bie gewehrtragende Mannſchaft des Genie und der Artillerie follen 

mit einem neuen gezogenen Gewehr und bie Cavallerie mit neuen 

gezogenen Piftolen jenes Kalibers bewaffnet werben. 

T, Der Nationalrath ſetzt die Bewilligung eines Nadhtrage: 
erebite8 von 800,000 Fre. für das Militärwefen mit 59 gegen 
21 Stimmen aus. 

J Schluß der Bundesverſammlung. 


— ⸗ 
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3, Febr. (Waadt) Das Begehren Eytels, daß der Gr. Rath feinen 


214 Schweiz. 


im Stänberath geftellten Antrag bezüglich Alpeneifenbahnen biliy 
wird von bdemfelben mit 76 gegen 66 Stimmen verworfen. Cor 
gibt darauf feine Entlafjung als Negierungspräfident, Regierung 
ratb und Ständerath ein. 

414. Febr. (Margau.) Der Bundesrath erflärt fih für die burd : 
Bolksabftimmung vom 12. Nov. 1862 (f. Jahrg. 1862 ©. 304 
beeinträchtigten Nechte der Israeliten im Kanton Aargau. 

21. „ (Teffin). Oroßrathswahlen. Sieg der liberalen Partei. 

26. „ Decan Ladhat von Delsberg wird zum Bifchof von Bafel gemät! 
Der von ben Bertretern der Diöcefanftände portirte Probft 
von Luzern dringt gegenüber ber Abneigung der Geiftlichfeit nicht dur: 


5. März. (Luzern). Der Gr. Rath genehmigt fehlieglich fait ei 
ftimmig die neue Verfaſſung für den Kanton. 

18. „ (Bern). Der Gr. Rath beſchließt ein neues Steuerſyſtem a 
auf den franzöfifchen Theil des Kantons auszudehnen. 

„ Bafelland). Die neue Verfaffung wird vom Volke in a 
gemeiner Abftimmung mit einer Mehrheit von bloß 287 Stimm 
angenommen. 

26. „ (St. Ballen). Landammann Weder nimmt feine Entlafw 

von allen feinen Aemtern und tritt ins Privatleben zurüd. 

29. „ (Luzern). Die neu revidirte Verfaffung wird vom Belke | 

allgemeiner Abjtimmung faft einftimmig angenommen. 


22. 


6. April. (Hargau). Das aargauifhe Volt nimmt die vom Grok 
Rathe revidirte Verfaffung in allgemeiner Abftinmung an. 
12. „ Bofelland). Wahl des neuen Landraths. Sieg ber ultı 
bemocratifchen Revifionspartei. 
22. „ Der Bundesrath richtet eine Verbalnote an den italienifchen © 
fandten über die angeblichen mazziniftifchen Umtriebe in der Schwei 
„ Der Bunbesrath läßt den Negierungen von Defterreich und N: 
lien bie amtliche Mittheilung zugeben, daß fein mazziniſtiſchet Ci 
fa von der Schweiz aus zu beforgen fei. 
26. „ (Teffin). Der Gr. Rath befchlieft, die Geiftlichfeit vom © 
ziehungswefen ganz auszuſchließen, den Religionsunterricht imme 
bin ausgenommen. 


24. 


3, Mai. (Luzern). Die Neuwahl bes Gr. Nathes fällt zu zm 
Drittheilen zu Gunften ber liberalen Partei aus. | 

11. „ Der Bundesrath lehnt die Aufforderung Englands, fich der di 
plomatifchen Intervention der drei Großmächte zu Gunften Polen! 
anzuſchließen, mit Nüdficht auf die Neutralität der Schweiz ab. 

22. „ (Luzern). Der Gr. Rath beftellt die neue Regierung über 
wiegendb aus Mitgliedern ber Tiberalen Partei, doch wird and ei 
confervatives und ein rabicales Mitglied heigezogen. 
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31. „ (Bafellan b). Sämmtliche Eanbidaten ber ultrabemocratifchen 
Revifionspartei werden in die Regierung gewählt. Die Anhänger 
der bisherigen Regierungspartei enthalten fi ber Abſtimmung. 


3. uni. (Teffin). Der Gr. Rath verwirft das Eifenbahnconceffions- 
gefuh Mouton (Lufmanier) und concefjionirt dagegen mit 77 gegen 
32 Stimmen die Geſellſchaft Sillar für das teffinifhe Binnen: 
eiſenbahnſyſtem. 

„C(CAargau). Der Gr. Rath beſchließt die Einführung des Volke: 
veto und votirt mit 80 gegen 60 Stimmen ein Geſetz, das ben 
Hargauifhen Juden den Genuß ber bürgerlihen Rechte wefent: 
lich verſchließt. 

30. „ Der päpftlide Nuntius remonftrirt beim Bundesrathe neuer= 
dings gegen die Uebereinkunft mit Italien bezüglih der Tefjiner 
Bisthumsgüter. Der Bundesrath hält es nicht für nothwendig, 
darauf auch nur zu antworten. — Der Bundesrath ladet die Re— 
gierung von Nargau ein, über den Beſchluß des Gr. Rathes in 
der Judenfrage Bericht zu erftatten. 


2. Juli. (Bern). Der Gr. Rath entfcheidet nad) zweitägiger Debatte 

die Trage, ob das neue Öteuergefeß auch auf den Jura anwendbar 

ſei und ob die Verfaffung fein Hinderniß bdarbiete, mit 93 gegen 

57 Stimmen dahin, daß die Berfaffung eine folhe Anwendung 

geftatte und überweist die Angelegenheit einer Commiſſion mit dem 

dem Auftrage, zu prüfen, wie überhaupt die Einheit der ganzen 

Geſetzgebung zwifchen dem alten und dem neuen Kanton herzuftellen 

fei, zunächft jedoch mit Bezug auf die Steuerfrage.. Zum Bericht 

hierüber wird ihr eine Frift von einem halben und zum Bericht 
über bie ganze Geſetzgebung eine ſolche von einem Jahre gefekt. 

(Bern). Die Abgeordneten des Jura erklären, an ben Ber: 

bandlungen des Gr. Rathes feinen Antheil mehr nehmen zu wollen, 

biß die Bundesbehörben den nad ihrer Anficht verfaffungswidrigen 

Beihluß eines Steuergefeßed für den ganzen Kanton aufgehoben 

haben würden. » 

6. „ Bufammentritt der Bundesverfammlung. Der Präfident 
des Staatsraths, Vigier von Solothurn, berührt in feiner Eröff: 
nungsrede die Möglichkeit einer Bundesverfafjungsrevifion. 

12. „ Gröffnung bes eidgenöſſiſchen Schübßenfeftes. Daffelbe 
geftaltet ſich durch die zahlreichen deuiſchen und italienifchen Gäfte 
zu einer Art von internationalem. 

19, „ Botſchaft des Bundesrathes an die Bundesverſammlung betreffend 
die aargauifhe Judenfrage. 

20. „ Nach achttägiger Debatte nimmt der Nationalrath den Geſetzes⸗ 
entwurf des Bundesrathes über die Niederlaſſungsverhält— 
niffe mit 43 gegen 40 Stimmen an. 


25. 
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20. Juli, Abgeorbnete von 36 deutfhen Arbeitervereinen in in 
Schweiz erflären fih in Zürich einftimmig gegen Lafalle und für 
Schulze-Delitich. 

25. „ Der Stänberath verwirft das Niederlaffungsgefeg mt? 

gegen 19 Stimmen. 

„ Der Nationalrath beauftragt den Bundesrat, vom Kanten Yar 
gau die politifche und bürgerliche Gleichftellung der Jsraelite 
zu erwirken und genehmigt den Vertrag mit Jtalien bezüglid de 
Tefliner Bisthumsfahe mit 62 gegen 13 Stimmen. 

„ Der Ständerath tritt dem Befchluffe des Nationalrates in & 
aargauifhen Judenfrage mit 28 gegen 10 Stimmen bei. 


1. Aug. Schluß der Sefjion der Bunbdesverfanunlung. 

8. „ Erfte Gotthardsconferenz in Luzern. 

28. „ (Aargau). Der Gr. Rath ertheilt den Juden mit 89 gene 
64 Stimmen alle politifhen Rechte gemäß dem DVerlangen tı 
Bundesverfammlung. 


28. 


30. 


14. Sept. St. Galler Conferenz der Lukmanier- und Simplonkanten 
um ihre Interefjen gegenüber der ottharbsconferenzkantone ; 
wahren. 

16. „ (Genf). Der Gr. Rath befhließt mit 28 gegen 10 Stimmer 
einen Tadel gegen die Regierung auszufpredhen wegen ibrer Zul 

. dung ber Spielhölle. 

19. „ (Send. Der Staatsrath fchließt die Situngen des Gr. Rathe 
wegen feines Tadelsvotums bezüglich ber Spielhölle. 

27, „ Gründung einer neuen großartigen Greditbanfin Bern. Stämpf 
wird aus dem Bunbesrath austreten, um an die Spike dieſe! 
neuen Inſtituts zu treten. 

29. „ Zweite Conferenz ber Gotthardskantone in Luzern. 

9, Det. (Genf). Ein Schreiben des Staatsprocurators Herve ande 
Staatsrath erflärt den fog. Fremdenclubb (Spielhölle) für geiet 
widrig und verlangt bieffällige Verfügungen bis zum 1. Nor. 

„ Nationalratbswahlen in der ganzen Schweiz. In Gen 

ſiiegt die radicale Lifte mit Yazy felbft. 

28. „ (Genf) Ein Schreiben des Spielpähters Bias am den Ee— 

neralprocurator erflärt demfelben die freiwillige Schließung bei 
fog. Fremdenclubbs (Spielhölle). 


25. 


12. Nob. (Bern). ine Verfammlung juraffifher Großrathsmitglieer 
in Delsberg befchließt, an den Großrathsverhandlungen wieder An: 
theil zu nehmen. 

15. „ (Genf). Staatsrathswahlen. Die radicale Lifte ſiegt, aber 
ohne Fazy, ber in ber Minderheit bleibt. 


u 
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Nov. Antwort des Bundesraths auf die frangöfifhe Einladung zum 
europäifhen Congreſſe. Die Schweiz iſt bereit, an einem 
ſolchen Congreſſe Theil zu nehmen, fest aber voraus, daß die Frage 
wegen Nordſavoyen darauf zur Sprache werde gebracht werben. 


. Dec. Eröffnung derneuen Bundesverfammlung. Der National: 
rath wählt Ruffy (von Waadt) zu feinem Präfidenten, Seeger 
(von Aargau) zu feinem Vicepräfidenten, der Ständerath Schent 
(von Bern) zu feinem Präfidenten, Roguin (aus Waadt) zu feinem 
Vicepräfidenten. 

Wahl des Bundesraths burd die Bunbesverfammlung. Die 
bisherigen Mitglieder bdefjelben werden wieder gewählt und 
Stämpfli durch Schenk (ebenfalls von Bern) erſetzt. Dubs (von 
Züri) wird zum Präfidenten, Schenk zum Vicepräfidenten gewählt. 

Beſchluß des Nationalrathes bezüglich der Juragewäſſercorrection. 

Der Ständerath tritt dem Befchluffe des Nationalraths bezüglich 
ber Juragewäſſercorrection bei. 

Schluß der Bundesverfammfung. 


7. Belgien. i 


30. Yan. Der Bürgermeifter und bie alten Schöffen und Gemeinberitk 
von Antwerpen geben in Folge der Neuwahlen ihre Demifjten. 


29. März. Abſchluß eines Handelsvertrags mit Preußen behufs Ablöjux 
ber Sceldezölle, 


— April / Mai. Abſchluß weiterer Verträge mit Holland, Frankreich x 
behufs Ablöſung der Scheldezölle. 

19. Mai. Die Repräſentantenkammer genehmigt ſchließlich den Gejeret 
entwurf betreffend bie Stiftung von Unterridhtsftipendien mit 6! 
gegen 36 Stimmen. 

22. „ Die Repräfentantenfammer genehmigt einftimmig die Verträz 
wegen Ablöfung der Scheldezölle. 


23. „ Schluß ber Kammerfeffion. 


9. Juni. Erneuerung der Hälfte beider Kammern. Die li 
berale Partei gewinnt im Senat einige Stimmen, verliert dageger 
6 Stimmen im Repräfentantenhaus, fo daß bier das Verhältni 
nur noch 61 gegen 55 Stimmen (50 Clericale und die 5 Aber 
orbneten von Antwerpen) if. Im Senat ftehen 32 gegen ä 
Stimmen. 

20. „ Der Gemeinderath von Antwerpen erläßt ein Hülferuf: Me 
nifeft an ſämmtliche Gemeinderäthe bes Landes. 


15. Juli. Eonferenz von Bevollmächtigten ber beteiligten Mächte kazig 
lich der Ablöfung der Scheldezölle Der Vertrag wird em 
ftimmig genehmigt. 


23. Aug. Katholiſcher Congreß in Mecheln. 


27. Det. Dreijährige Hälfte-Erneuerung ber Gemeinderäthe. 
Entſchiedenes Uebergewicht der liberalen Partei. 
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Nov. Eröfinung der Kammern, Thronrebe des Könige. 


Dec. Das Repräfentantenhaus befhließt nach faft dreiwöchentlichen 
Verhandlungen mit 57 gegen 56 Stimmen bie Annullirung ber 
(clericalen) Wahlen von Brügge. 

vw Beginn der Adreßdebatte im Repräfentantenhaus. 

„ Das Repräfentantenhaus geht über einen Antrag ber Abgeorb: 
neten von Antwerpen gegen ben Feſtungsbau mit 56 gegen 40 
Stinmen zur motivirten Tagesordnung über. 6 Mitglieder ber 
Rechten enthalten fi der Abjtimmung. 


8. Holland. 


9. Jan. Der Eolonialminifter nimmt in Folge des Votums der J Kammeı 
vom 29, Dec. v. J. feine Entlaffung. 

23. „ Auch bie I. Kammer erflärt fid für die Durchſtechung der Landen 
von Nordholland. 


— Febr. Der liberale Abgeordnete von Rotterdam, Franſen van der 
Putte, wird zum Colonialminifter ernannt. 

24, Febr. Miedereröffnung der II. Kammer. Der neue Colonialminifter 
zieht das Golonialgefeß zurüd, um es umzuarbeiten. Die Regierung 
legt der Kammer einen Antrag vor zu Errichtung eines nationalen 
Denkmals für die Befreiung von der Franzoſenherrſchaft. 


21. März. Die Il. Kammer nimmt neuerdings einen Gefeßesentmuri 
über Zehntenablöfung an. Das Geſetz geht zum britten Mal an 
bie I. Kammer. 


1. Mai. Die I. Kammer verwirft zum britten Mal mit 23 gegen 13 
Stimmen das Gefeß über Ablöfung der Zehnten. 


4. uni. Die II. Kammer genehmigt mit 43 gegen 35 Stimmen das 
Eolonialbudget des neuen Minifters. 

18. „ Die II. Kammer verwirft mit 33 gegen 17 Stimmen ben mit ber 

Schweiz abgejchlofjenen Handelsvertrag wegen der darin enthaltenen 

intoleranten Beftimmungen bezüglid ber Israeliten. 

25. „ Die I. Kammer nimmt den Regierungsantrag auf Erbauung 
ber eriten Eifenbahn in Java mit 54 gegen 13 Stimmen an. 


1. Juli. Die Freilaffung der Sflaven tritt in ben weftindifchen Colo— 
nien mit biefem Tage in Wirffamteit. 

„ » Auch die I. Kammer nimmt das Eolonialbubget für 1863, 
mit 22 gegen 16 Stimmen, und bamit bie Reform ber Col 
nialverwaltung an, 
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Sept. Schluß der Seffion ber Generalftaaten durch den Minifter 
des Annern. 
„ Eröffnung der neuen Seſſion der Generalftaaten durd den König. 
Antwortsadreffe der I. Kammer. Debatte über Limburg. 
Die II. Kammer nimmt die Antwortsadreffe mit 50 gegen 4 
Stimmen an. Ein Paffus bezüglid Limburg wird nur mit 27 
gegen 26 Stimmen verworfen. 


118. Nov, eier der 5Ojährigen Erinnerung der wiebergewonnenen 
Unabhängigkeit des Landes von den Franzofen. Der König em: 
pfängt die gefammte IL, Kammer ; Anfpradje an den König; Ant: 
wort deſſelben. 


Dee. Die II. Kammer nimmt das Budget für das Innere (Thor: 
bede) mit 50 gegen 14 Stimmen an, 

Die II. Kammer beſchließt mit 32 gegen 28 Stimmen, im Jahre 
1864 nicht bloß 6%, fondern 11% Millionen Staatsfhulden zu 
amportifiren. 

„ Die I. Kammer verwirft den Etat des Minifteriums bes Aus: 
wärtigen mit 19 gegen 14 Stimmen. Der Minifter gibt darauf 
feine Entlaffung ein. 

» Die I. Kammer nimmt den Etat des Minifteriums bes Ina 
nern (Thorbede) und denjenigen des Eolonialminifteriums mit 22 
gegen 11 Stimmen an. 


I. Schweden und Horwegen, 


5. San. (Schweden). in Eönigl. Reſeript befiehlt, dem Reichktax 
ben Entwurf einer neuen Verfaſſung vorzulegen: 

„Das ſchwediſche Volk hat unter dem Beijtand der Vorjehung jeine se 
beit dermaßen bewahrt und jeine Gntwidlung jo weit gefördert, daß es une 
den Völkern, bie auf ber Bahn ber Nationalfreibeit vorwärts fchreiten, em 
Stelle mit Ehren einnimmt. Dazu würde es ohne eine Repräfentation, de 
auf nationalem Boden erwachſen und je nach den Forderungen ber Zeit aus 
gebildet worden, nicht gelangt fein, Die mit der Zeit in der Nation eintte 
tenden Aenderungen — auch beſtändige Aenderungen in ſeiner Rau 
ſentationsform. Die vier Stände, welche früher das Wolf im eben jo vick 
Glafjen theilten, haben längſt begonnen, ſich tbeils unter einander, tbeild mi 
neuen ihnen zur Seite Ber) bla Glafjen zufammenzufchmelzen. Zum E 
beihen bes Vaterlandes fann die Standbeseintheilung innerhalb der Reptaͤſer 
tation nicht länger beibehalten werden, als fie im Rolf ſelbſt einen fee 
Grund finde. Es mußte daher von hohem Belang erfcheinen, bevor bien 
Boben ſelbſt morſch würde, eine zeitgemäßere Form an bie Stelle der alten 
ſetzen. Se. kgl. Majeftät, welche in den neulich angenommenen Gommunz: 
Verfafjungen einen neuen Beweis zu finden geglaubt, daß bie Standesbegrin, 
welche in benfelben feine Berüdjichtigung gefunden, einen großen Theil ibm 
Bedeutung verloren haben und um jo weniger eine fichere Unterlage für eine neu 
Repräfentationsform bilden fünnen, fühlt fich von feiner Königspflicht bewogen 
jegt eine Löfung ber Frage über eine Umgejtaltung der Repräjentation be 
beizuführen, wie fie von ber allgemeinen Meinung bes Landes fehnlichit © 
wünjcht wird; und überzeugt, daß die Reichsſtände, in böchjteigener Vater 
Iandsliebe, bereitwillig find, für das, was fie als die Anforderung bes allge 
meinen Wobls anjehen, alte Nechte fowohl als neue Anſprüche und kleinen 
Meinungsverfchiedenheiten zu opfern, wollen Se. Majeftät hiermit ben Reikt: 
ftänden zur Prüfung in grundgefeglicher Weife die Vorfchläge zu einer neue 
Reichstagsordnung und den damit zujammenbhängenden Aenberungen in da 
Negierungsform vorlegen, welche bie — in ber Weile iu 
orbnen bezweden, bie Sr. f. Majeſtät mit ben jegigen Verhältniſſen der Ct 
jellichaft am übereinftimmendften und für deren fünftige Entwidlung am beiten 
geeignet erjcheinen.“ 

Grundzüge bes gl. Verfaffungsentwurfs: Die Landesvertre 
tung, welche ben gang Erinnerungen zu lieb ben Namen „Reihstag‘ 
auch ferner führt, jol in zwei gleichberechtigte Kammern zerfallen. Privat‘ 
anträge fünnen in beiden eingebracht werden; bie Regierungsvorfchläge gelan 
gen an beide, und bie eine bat in Gefeßgebungsangelegenheiten ein Leto ge 
genüber ber andern, mit Ausnahme jedoch bes Staatsbudgets, ba bie Koſten 
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der laufenden Verwaltung für jede Seffion geordnet werben müſſen; für bas 
Budget ſtimmen baber bie beiden Kammern als eine, jo daß einfache Mehr: 
beit entjcheibet, Was die Jufammenfeßung ber beiden Kammern anlangt, jo 
fol die erfte von den neugejchaffenen „Landsthingen“ (höheren Communal: 
bebörden für die einzelnen Lehne oder Aemter) und von den außerhalb der 
Yandstbinge ftehenden Städten Stodholm und Gothenburg durch Stabtbevoll- 
mächtigte erwählt werden. Die Wahl geſchieht nicht auf Lebenszeit, jondern 
auf neun Jahre; die Mitglieder diefer Kammer erhalten feine Diäten. Durch 
die Bedingungen für bie Wählbarkeit — Befit eines Grunbdeigentbums von 
30,000 Rthlrn. Werth, ober eines jährlichen Cinfommens von 4000 Reiche: 
tbalern — joll das conjerpative Intereſſe, wenn es nicht ein bloßes Standes: 
oder perjönliches Intereffe ift, zufriedengejtellt werben. Die Mitglieder der 
zweiten Kammer werden auf brei Sabre gewählt, aljo für drei Sejfionen, 
und zwar ein Mann für jede Domjaga oder jeben Gerichtsbiftrift, und in 
den Städten einer für je 10,000 Einwohner. Danad) wird bie ganze Kammer 
aus 170 bis 180 Mitgliedern beftehen. Die Städte erhalten hier ein großes 
Uebergewicht über die Yandbevölferung: in ber erjten Kammer haben dagegen 
die Intereſſen bes flachen Landes die Oberhand. Den einzelnen Wahldiſtrikten 
it die Beitimmung anbeimgegeben, ob fie mittelbar oder unmittelbar wählen 
wollen in der Vorausſicht, daß die dünnbevölkerten ausgedehnten Diftrifte 
mittelbare Wahlen, bie dichter bewölferten und politiſch mehr erregten unmittel= 
bare vorziehen. Die Wählbarfeit ijt bei der zweiten Kammer auf die einzel: 
nen Wahldiſtrikte beſchränkt; bei ber erjten findet fich eine ſolche Beichränfung 
nicht. Auch ijt ber Genjus für das Wahlrecht zur zweiten auffallend body: 
Befig eines Grundeigentbums von 1000 Rtblen. oder einer Ginnahme von 
jährlich 8300 Rthlen. oder Beſitz eines Pachtguts von 6000 Rthlrn. find Be: 
dingungen, burdy welche eine Dienge von bisher berechtigten Perjonen ihr Wahl: 
recht verlieren. Gemildert werben dieje Bedingungen indeß dadurch, daß in 
Folge ber neuen Steuerverorbnungen die Schäbung bes Grundeigenthums 
eine bebeutend höhere geworben iſt. Die Zeit der einzelnen Sefjionen it auf 
vier Monate jebes Jahrs vom 15. Jan. an feftgefeßt. Da der Reichstag ſich 
mit allen Gegenftänden, welche bie Geſellſchaft berühren, alfo auch mit kirch— 
lichen, zu befafjen bat, jo foll zur Wahrung der Intereſſen der Kirche der zur 
Hälfte aus Prieftern bejtehenden Synode (Kirtomöte) ein Veto gegen ben 
Reichstag in Bezug auf Kirchliches zugeftanden werben ; dadurch ſoll dem Ein: 
wande gegen bie Reform vorgebeugt werben, daß das religiöfe Intereſſe einen 
Antheil der Priefterichaft an der Repräfentation jelbit erfordere. Ebenſo joll 
ber Adel durch das Fortbeſtehen bes Ritterhaufes und durch das Recht des— 
felben zu einem Beto in Privilegienfragen eine Bürgſchaft feines Beftehens 
und jeiner Vorrechte erhalten. 


Jan. (Schweden). Der Bürger: und ber Bauernftand bes Reiche: 
tages befchliegen, dem König für feinen Verfaſſungsvorſchlag zu danken. 


Febr. (Schweden). Der Verfaffungsausfhuß des Reichstages be: 
ſchließt, den Regierungsvorſchlag bezüglich der Repräſentations— 
form, nach dem Ausdruck des $. 81 der Verfaſſung, anzurathen, 
fo daß der Vorſchlag bis zum nächſten Neichstag ruhen würde, wo 
alsdann die Reichsſtände Beſchluß darüber zu faffen haben. 

„ (Schweden). Der Reichstag fpricht fih für gemeinſchaftliches 
Maak, Gewicht und Münze in Schweden, Norwegen und Däne: 
mark aus. 

„» (Schweden). Die Regierung legt dem Reichstage ein Blaus 
buch über die ſchleswig-holſteiniſche Frage vor, 
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2. März. Die Regierung richtet eine Depefche an das ruffifche Cabin 
zu Gunjten Polens. 

19. „ (Schweden). Der Berfaffungsausfhuß des Neichstages Te 

bemfelben einen umfafjenden Bericht über den VBerfaffungsvo 

fhlag der Regierung vor, den er in allen Theilen als praktii 
und zwedentfprechend befindet. 

„ MRorwegen). Der Storthing erklärt fih mit 72 gegen | 

Stimmen für die Einführung jährliher Sefjionen. 

26. „ (Schweden). Die von einem Mitglicde des Neidhstages b 
antragte Abänderung der Erbfolge wird vom Verfaſſungs-Ausſch 
des Reichstags ohne Discuffion verworfen, 

28. „ (Schweden). Der Priejterftand des Reichstages nimmt } 
Regierungsvorlage bezüglidy Einführung von Synoden mit einiy 
Abänderungen an. 

— „.(Schweben). Große Aufregung in Folge der polnifc: 
Inſurrection. Meetings in Stodholm und anderen Städten. Fi 
Gzartorpsti. Die öffentlihe Meinung richtet ihre Blide neuerdin 
auf Finnland, Das Polenſchiff in Malmö. 


7. April. Die Regierung richtet eine zweite Depefche an das ruf 
Eabinet zu Gunften Polens, 


2.Mai. (Schweden). Debatte des Reichstags über die polniſé 
Trage. Der Mel und der Priefterftand votiren eine motivirte 7 
gesorbnung, in welcher lebhafte Sympatbien für Polen und die} 
verficht ausgefproden werben, bie Regierung werde mit Rückſt 
auf Erhaltung des Friedens für Polen wirken, wenn nicht : 
ſchwediſches Intereſſe Krieg fordere. Der Bürgerftand verwirft d 
Triedensvorbehalt, und ſpricht im Vertrauen, daß die Regierung ? 
Gefinnungen des Landes kenne, lediglich feine Sympathien au 
Auch der Bauernftand beſchränkt fi auf ein einfaches Vertrauen 
votum. 


6. Juni. (Norwegen). Der Verfaſſungsausſchuß des Storthings jprü 
in feinem Beriht an den Storthing über das von ber Regierm 
auch ihm vorgelegte Blaubuch bezüglich der deutſch-däniſche 
Streitfrage feine vollftändige Zuftimmung zu der Haltung & 
Regierung in diefer Angelegenheit aus, ohne indeß einen Antra 
zu ſtellen: | 

„Die unauflösliche Verbindung Schleewigs mit Dänemark ift außer dm 
bejondere Tractate der Großmädte und Hannovers auch von Schweden dur 
den Tractat vom 3. Juli 1720 —— worden. Dieſe Garantie, jo x 
die Garantien beider Reiche als Theilnehmer an den Pondoner Tractaten w 
1851 und 1852 enthalten bereits im fich jelbft für die ſchwediſch-norwegi 
Union Anlaß und Aufforderung, an ben Schritten theilzuntehmen, die der Iwr 


- 
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biefer völferreditlichen Staatsafte in gegebenen Fällen erheiichen möchte. Aber 
neben dieſem allgemeinen europäiſchen Intereſſe bat die Frage bejondere Be— 
deutung jür bie vereinigten Neiche jowohl in Folge der Stellung Dänemarks 
als ihr Nachbarland, als auch in Folge dev Wichtigkeit, welche bie Aufrecht: - 
haltung der Selbitjtändigfeit Dänemarks für bie ſtandinaviſche Halbinjel bat. - 
Die Unterwerfung des bänifchen Reichs unter fremde Herrſchaft, oder jeine 
jortwährende Abhängigkeit von irgend welcher ausländiſchen Großmacht müßte 
die eigene Sicherheit Norwegens und Schwedens ber Gefahr jowohl eines na= 
türlichen Alliirten beraubt zu werben, als auch anbererjeits einem überlegenen 
— größeren Zugang zu Operationen auf ber Halbinſel zu eröffnen, aus: 
ellen. Aus den bem Storthing gegenwärtig vorgelegten Aftenftüden gebt 
bervor, daß dieje Politik unter den wachjenden Schwierigfeiten in den legten 
Jahren in demjelben Geijte wie früher mit Umficht und Klugheit geleitet und 
mit Feſtigkeit und Würde gehandhabt worden iſt. Der Miniſter des Aus— 
wãrtigen bat in feinen Auslaſſungen an bie fremden Mächte bejtändig das 
große allgemeine europäifhe und das bejondere Intereſſe der vereinigten 
Reiche an einer friedlichen und zufriebenjtellenden Löſung hervorgehoben, und 
ihr Recht gewahrt, jelbjtftändig zur Grreihung eines folden mitzuwirken. Als 
ber natürlichfte und ficherfte Weg zur Entfernung ber gegenwärtigen und zur 
Borbeugung fünftiger Schwierigkeiten mit Bezug auf bie hier behandelten 
Berbältnifje hat der Minifter des Auswärtigen fowohl bei den fremden Mäch— 
ten, wie bei ber königl. bänifchen Regierung in den legten Jahren zu wieder: 
holten Malen ernite Vorftellungen über die Nothwendigkeit einer möglichft 
ſchnellen und vollftändigen Aufhebung ber Gemeinfchaft in der Verwaltung 
und Gejeggebung zwifchen den eigenen Landen der Krone Dänemark einerjeits 
nnd ben zum Bunde gehörenden Staaten des dänijhen Königs anbererjeitd 
gemadt. Im gleicher Weife hat Se. Exc. fortdauernd bejtimmte Einſprache 
eingelegt gegen die Behauptungen Deuiſchlands auf ein Recht an Schleswig, 
und in einer Depefhe vom 24. Juni vor. Is. in Veranlajfung einer Hin: 
wendung des F. däniſchen Minijters des Auswärtigen Dänemarks Unabhän— 
gigfeit gegenüber jeder Einmiſchung in feine innern Angelegendeiten unvorbe- 
halten anerfannt und mit Stärke hervorgehoben. Es kann nicht ber Beruf 
des Ausſchuſſes fein, fih auf die Einzelnheiten der Politit einzulafjen, bie 
durch die vorgelegten Aftenjtüde bezeichnet wird, aber indem diefelbe durch 
vorjtehende Darftelung hat begründen wollen, daß bie bier behandelten Ber: 
häliniſſe von Intereſſe für die vereinigten Reiche find, glaubt er die Meinung 
ber Repräfentation zu treffen, wenn er die Hoffnung ausſpricht, daß es bet 
Weisheit Sr.Maj. glüden möge, im Verein mit den gegen Dänemark freund: 
ichaftlih gefinnten Mächten eine friedliche und befriedigende Löſung ber bü- 
niſch-deuiſchen Frage herbeizuführen. Schließlich glaubt ber Ausihup aus: 
iprechen zu müfjen, daß das Entgegenkommen, welches durch die Vorlage ber 
behandelten Altenſtücke dem Storthing bewiefen, und ber Schritt, ber damit 
geſchehen ift, dasjelbe in den Stand zu ſetzen, ber auswärtigen Politif ber 
vereinigten Reiche zu folgen, Anſpruch hat auf bie Greenntlichfeit ber Re— 
präfentation.“ 


2, Juni. (Norwegen). Der König fließt die Seffion des Storthing®. 
2. Zuli. Der König befucht den König von Dänemark in Skodsborg. 


8. Hug. (Norwegen). Der König verfagt dem wiederholten Be⸗ 
ſchluſſe des Storthings, dem Militärſtrafgeſetzbuche mit der Modi⸗ 
fieation zuzuſtimmen, daß die Prügelſtrafe beim Militär abgeſchafft 
werde, ſeine Zuſtimmung. 

1) 


226 | Schweden und Hormwegen. 


29, Aug. Der Minifter des Nuswärtigen, Graf Manberfiröm, unt 
handelt in Kopenhagen über den Abſchluß einer Allianz mit Tin 
mark, verläßt aber die däniſche Hauptjtadt wieder, ohne daß« 
Vertrag unterzeichnet worden wäre, 


6. Oet. (Schweden). Der verjtärkte Staatsausſchuß beſchließt n 
62 gegen 52 Stimmen ein Staatsanlehen von 35 Mill. hl 
für die Stautseifenbahnen, nachdem die Frage auf dem Reichsta 
unentſchieden geblieben war, indem fi zwei Stände für 35, zu 
für 32 Millionen ausgefprocden hatten. 

23. „ (Schweden). Der Stantsausfhuß trägt beim Neichstage a 
die Bewilligung des fog. großen und Kleinen Credites nur in de 
gewöhnlichen Betrage an. 


44, Nov. Antwort des Königs auf die Ginladung des SKaifers D 
Franzofen zur Theilnahme an einem allgemeinen europätfchen Ge 
greſſe. 

Eine Cireulardepeſche des Grafen Manderſtröm an die Unte 
zeichner des Londoner Protokolls verlangt Auskunft, was die Gre 
mächte gegenüber der geführbeten Lage Dänemarfts zu tbun a 
denken und dringt auf eine Verftändigung, um die Beraubung Qi 
nemarks und die Verrückung des europäiſchen Gleichgewichts 
verhindern. 

(Schweden). Die Regierung verlangt vom Reichstag eis 
außerordentlihen Gredit von 3 Millionen Thalern zu Krieg! 
rüftungen. 

28. „ (Schweden) Sämmtlibe 4 Stände bewilligen einftimmig ur 
unter voller Anerkennung der Negierungspolitif den von der Regi— 
rung verlangten außerordentlihen Credit von 3 Mill. Thlrm. © 
Hirung des Minijters, Grafen Manderjtröm. 


20 


.en 


23. 


"H 


8. Dec. (Schweden). Schluß des Reichstages. Thronrede de 
Könige: 


Die Ruhe, welde bei Erbffnung des Reichstags in unierem Wei 
theil berrichte, iſt Später gejtört worden, und wiewohl wir ſelbſt dadurd nid 
unmittelbar bedroht find, haben wir doch Intereſſen, die mit ber Erbaltun 
des Friedens und des Vblͤerrechi⸗ in ganz Europa verbunden find. Nox 
lebhafter müjjen wir bie Bekümmerniß über bie Gefahren theilen, die Daͤme 
marks Königs und Nolf umgeben, mit denen wir jet aud in ber Sera 
über einen bingeichiedenen geliebten Monarhen, der Mein und Schweden: 
treuer freund war, Theil nehmen. — In dem Rath der Mächte werde Ja 
ftets ſuchen, das Wort der vereinigten Meiche in die Wagſchale der eredtia 
keit zu legen. Aber man muß nicht von ung verlangen, daß win 
außerdem aud unjer Schwert in die Wagſchale legen jollen, 
ohne zu berechnen, wie weit ber Zwed durch die Mittel, die 
uns zu Gebote fehe n, erreicht werden kann.“ 
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Dee. (Schweden) Die officielle Poſttidning erflärt, daß bie 
Bollmachten zur Unterzeichnung des mit Dänemark unterhandel- 
ten Allianzvertrages niemals ertheilt worben feien. 


„ (Norwegen). Bolksverfammlungen in Chriftiania, Drontbeim 
x. befchliegen Adreſſen an den König, um ihn zu einem thatkräf: 
tigen Beijtand Dänemarfs aufzufordern. 


10. Bäncmark. 


5. San, Die Vermittlungsvorfhläge Englands in ber beutid 
däniſchen Streitfrage werden von ber däniſchen Regierung wiede 
holt entſchieden abgelehnt (j. Jahrg. 1862 ©. 235 und 318): 

Depeſche Hall'san den däniſchen Gejandten in London 
„ ... Lord Ruſſel verfihert uns abermals, daß das britiihe Gabinet d 
Wunſch begt, die Griftenz und Integrität Dänemarks zu erbalten; aber dw 
Integrität würde Lord Ruſſel dur feinen Vorſchlag unfehlbar verniäte 
indem er bie Monardhie in eine Anzahl von PBeftandtbeilen jpalten mi 
bie jeder einzeln in Wirklichfeit alle Attribute der Souveränetät befiken u 
nur durch einen Staatsrath verbunden fein würden, eine Art gemeinjum 
Repräfentativverfammlung zwar, bie aber, von Anfang an, zur Obnma 
verdammt, in furzer Friſt ganz zu beitehen aufhören würde. ch bebaurt ı 
fagen zu müſſen, aber Lord Ruſſel's letzte Depeſche ſieht ganz dam 
aus, als ob er dieſe Zerftüdelung der Monardie ſchon als vollendete Ib 
jache betrachtete. Er gebt in der That von ber Ydee aus, daß mur eine dun 
die Perfon des Souveräns allein verknüpfte Union von Staaten vorbank 
fei, und durchaus nicht von dem bis jeßt durch das europäiſche Staaterd 
ausschlieflich anerkannten Princip, daß die däniſche Krone eine Einheit ran 
fentirt. Kurz, jene Monarchie, die das britiiche Gabinet zu erhalten wünis 
würde burdy Ford Rufjel’s Vorjchlag ihrer Unabhängigkeit, ihrer Lebeneft: 
beraubt, indem er eine Regelung ber conftitutionellen Angelegenbeiten ai 
ftigt, die ſich durch nichts empfiehlt, als daß fie von dem beutichen Mid 
in Vorjchlag gebracht worden ift. — Es fteht ums nur Ein Weg offen, und diee 
einzufchlagen, bat die fol. Regierung fih gewillt erklärt. Wir müfjen w 
einerjeits der Nothwendigkeit fügen, den bolfteinifchen Ständen die vom du 
bestage für fie geforderte Stellung einzuräumen, aber mit den Vorbebalten, d 
erforderlich find, damit dieſe Provinz nicht Herr und Schiedsrichter der ul 
gen Monarchie werde. Andrerjeits muß Schleswig von der Einwirkung X 
Bundes ausgeichloffen und bezüglich der gemeinfamen Angelegenbeiten in jew 
conjtitutionellen Beziehungen zum Königreiche bleiben. Der erſte Punkt wr 
jeden Vorwand zu einer Bundeserecution in Holjtein aufheben. Der zwen 
ift für die Grijtenz des däniſchen Staats eine unumgänglihe Bedingung 

16. Yan. Die dänische Negierung lehnt auch gegenüber Rußland, das Ni 
befürwortet hatte, die englifhen Vermittlungsvorfaläs 
in ber beutfchedänifchen Streitfrage entjchieden ab: 

Depeſche Hall’s an den däniſchen Gejandten in St. Peter’ 
burg: „. . Meine Antwort an bie engl. Regiernng zeigt, wie irrig bie Ma 
nung fein würde, die im Bundestage in Frankfurt die oberfte jchiebsrichterli 
Gewalt in allen Verfafjungsangelegenheiten in ben zum Bunde geböria” 
Ländern ſähe. Was wir über ben Streit gejagt haben, ber einmal zwi“ 
ben beutfchen Großmächten und dem Bunde entjtehen könnte, wenn bieler 14 
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nicht jtrenge innerhalb feiner Grenzen hält, bat bie Erfahrung ber Tekten 
Tage nur allzufebr gerechtfertigt. Dieſes Streben, feine Wirkſamkeit über feine 
bundesrechtliche Gompetenz hinaus auszudehnen — ein Streben, unter welchem 
wir irn dieſer Zeit leiden — wird in einer mehr oder weniger nahen Zukunft 
bie ernijteften Verwidlungen in Dentichland und Guropa hervorrufen. Es 
würde daher zu wünjchen fein, daft man nicht die Augen dieſer Gefahr gegen: 
über jchlöfje, jo lange es noch Zeit ift fie zu beihmwören, und baf man fofort 
einen beiljamen Wibderftand gegen Gingriffe böte, der fonft unfehlbar und 
unverzüglih große Timenfionen annehmen wird. — Gnblidy babe ih nun 
noch einmal mid bejtebt, die ſchleswigſche Frage zu beleuchten. Hinficht- 
lich diejes Punktes jchmeichle ich mir nicht mit der Hoffnung, bie vollſtändige 
Bılligung bes Fürſten Gortſchakoff zu erhalten. Tie Regierung bes Königs 
bat die Anfihten und Argumente reiflih erwogen, bie die Depejchen bes 
Fürſten nah und nad in Betreff dieſer Sache geltend gemadt haben, und 
bie Grinnerung an bie feiner Zeit geleifteten wichtigen Dienfte, bie Danf: 
barfeit für das aufrichtige Antereife, das man uns bezeigt, machen uns wirf: 
li geneigt, uns ben Anjichten ber befreundeten Mächte, und namentlich 
Ruflands möglihit zu nähern. Es gibt aber Fragen von folder Wichtigkeit 
und Bedeutung, daß eine Negierung ihr eigenes Urtheil nicht bem ihrer 
Freunde, jelbit ihrer aufrichtigften Freunde unterorbnen kann. Und bie jchles: 
mwigjche Frage iſt für uns eine Frage diefer Art. Ach glaube nicht hier auf 
bie Ginzelheiten in unjerer darauf bezüglicen Argumentation zurüdfommen 
zu müjjen. Der Fürſt fennt diefelben bereits aus unferm Memorandum an 
den öſterreichiſchen Hof, welches Sie j. 3. dem kaiſ. Gabinet mitzutheilen bie 
Ehre gebabt haben, Ach werde bier nur eine Feine Bemerfung hinzufügen, 
deren Richtigkeit, wie ich hoffe, von der großen politiichen Erfahrung bes 
Kürften anerfannt werben wird. Dieje jogenannten internationalen Ver: 
pflichtungen, die Dänemarf dem Bunde gegenüber eingegangen jein 
follte, ftüßt diefer ganz einfach auf eine dbiplomatifhe Gorrefponbenz 
zwijchen den Minijtern. Es gibt feinen ausgefertigten Tractat, es 
gibt Feime Notificationen zwiſchen Souveränen, es gibt Feine conftitutionelle 
Filligung ber Volfsrepräjentation, Und body jollte nadı ber Behauptung bes 
Bundes die Rede von einer feierlichen. und beſtändigen Verpflichtung jein, bie 
ein nicht zum Bunde gehörendes Land unter die bejtändige Gontrole bes 
Bundestags ftellte. Es fcheint mir, daß diefes eine formelle Argument bin: 
reicht, um jede Art von Zweifel über die Realität zu entfernen. . .“ 

Kan. Das Landsthing befchliegt mit 39 gegen 2 Stimmen (10 Mit- 
glieder enthalten fid, der Abjtimmung) eine Adreſſe an ben König zu 
richten, um gegenüber dem engl. Bermittlungsvorfchlage eine weitere 
Ausiheidung Holfteins und dagegen eine engere. Vereinigung bed 
eigentlihen Königreih Dänemark und Schleswigs zu verlangen: 

„ .. Klar ſteht e8 vor uns, daß es jetzt mehr als je nothwendig ift, es 
der Welt fund zu thun und außer Zweifel zu ftellen, wozu man bie Regie: 
rung und das Volf Dänemarks nicht wird willig finden fünnen, weil bie 
ing N dasjelbe jein würde, als fich jelbjt aufzugeben und zu ber Auf: 
löſung des Reihe die Hand zu reichen. Eine gemeinfame Verfajlung für bas 
Königreih und Säl eswig ift dev correcte Ausdrud für bie jtaatsrecht- 
liche Stellung des Herzogthums zum Königreih und zur Krone; fie iſt noth— 
wendig, um die conftitutionelle Freiheit in den befonderen Angelegenheiten zu 
wahren. Das politifhe Band, weldies das Königreich und Schleswig verbin- 
bet, bedarf eben fo fehr der Kräftigung und Entwickelung in freiem und 
volfsthHümlichem Geifte, als die Bevölkerung Schleswigs einen giltigen Anſpruch 
darauf hat, der Güter einer freien Entwidelung theilhaftig zu werben. Jede 
Shwähung ber conftitutionellen Gemeinjchaft würde babingegen für beibe 
verberblich fein, und jedes Beftreben, Schleswig eine mit dem beutjchen 
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Bundeslande gleichattige politiihe Stellung zu geben, würde, wie eime tra 
rige und toftipielige Erfahrung gelehrt bat, gegen bas Bejtehen des bäniihe 
Staats gerichtet fein. Aber, Ew. Maj.! das ganze öffentliche Yeben ide 
getreuen Volfes wird ftets der Unterbrechung ausgejeßt und von eimer geil 


- lihen Entwidelung abgeſchnitten fein, fo lange es nicht gelingt, das umal 


bängige däniſche Reich gegen hemmende und ftörende Ginmwirfungen ber dur 
besgewalt, welcher bie deutſchen Herzogtbümer untergeben find, zn fiden 
Mit Befriedigung haben wir daher jeiner Zeit gebört, wie die Megieru 
Ew. Maj. in ber Antwort auf die Eingabe von 71,000 bäntichen Männer 
fi zu der Ueberzeugung befannte, daß das Verhältniß Holfteins nun 
georbnet werben müfe, dat Ew. Maj. Ihre Bundespflichten als Herzog m 
Holftein erfüllen können, ohne daß die Unabhängigkeit der anderen Yande 
tbeile geklränkt werbe. Zwei Jahre find nun bald verflojjen, jeitbem dieſe Uede 
zeugung ausgeſprochen wurde, aber noch iſt Fein wirfjamer Schritt zu ih 
Ausführung gethan. Wir verfennen Feineswegs die Schwierigkeit der Nerhl 
niffe, aber wir glauben nicht, daß biefelbe durch Warten verringert wir 
Und in feinem Falle fann es gebuldet werden, daß die jchwebende Stel 
Holfteins eine in immer weiterem Umfange benupte Beranlafjung zu fremd 
Einmiſchung in bie inneren Angelegenheiten bes däniſchen Kronlandes Shit 
wigs abgebe. Allergnäbigiter König! Wir fennen nur eine Politik, die x 
aus vollem Herzen und mit bereitem Willen unterftüßen können, und welt 
fih das däniſche Volk mit unerichütterlichem Vertrauen anichließen wirt, wa 
fie mit Feſtigkeit und Tüchtigfeit verfolgt wird. Es iſt die Politik, die durs 
hinausgeht, unſer conftitutionelles Leben, nicht minder auf dem gemeiniame 
als auf bem beſondern Gebiete, zu wahren und zu entwideln, umfere nau 
nale und politiſche Selbjtändigfeit aufrecht zu erhalten und zu jehiiten, > 
Verbindung zwilhen ben unzertrennlihen Tbeilen bes Neid: 
Dänemarf zu fräftigen und zu befejtigen. Für eine folhe Politik it di 
dänische Volk jekt wie vor 15 Jahren bereit jebes Opfer zu bringen, u 
nur von biefer Politik können wir hoffen, daß fie Anklang und Unterjtücus 
im ganzen Norden finden werbe.“ 


27. Yan. Schluß des dänischen Reichstages. 


29. 


» Der König lehnt die Adreffe des dänifhen Landethings be 
Schleswig und Holftein ab, weil diefe Angelegenheit zur Gompeter 
bes Reichsrathes, aber nicht des Reichstages gehörten, obwohl ı 
ben loyalen und patriotifchen Geift nicht verkenne, aus dem d 
Adreſſe hervorgegangen jei. 


18. Febr. (Holftein.) Die holſteiniſche Stänbeverfammlung beſchlie— 


einftimmig eine Adreſſe über die Befhmwerden des Lanbetı 
den König-Herzog zu richten. Der f. Landtagscommiſſär verweigt 
jebodh die Annahme, meil.darin aud die ſchleswig'ſche Trage © 
rührt wird. (f. Diſchld.) 


7. März. (Holftein.) Die holfteinifhe Ständeverfammlung beſchlich 


28, 


fih befchwerend an die dbeutfhe Bundesverfammlung ; 
wenben. 

„ Refolution einer Vollsverfammlung im Caſino von Kopen 
bagen gegen jede Gefammtftaatsverfaffung, für Aufrechthaltung un 
Entwidelung ber conftitutionellen Gemeinfhaft Dänemark: Edle 
wigs und für Ausſcheidung Holfteins: 
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1) Die Forderung des deutihen Bundestags, die letzte Entfcheibung in 
aller Fällen zu haben, wo die Repräfentanten des Bundeslandes Holjtein mit 
ber Regierung oder mit den Repräjentanten der däniſchen Yandestheile uneinig 
find, und bejien Verſuch, einen bumdesmäßigen Ginfluß auf das dänifche Kron— 
land Schleswig auszuüben, madt jede Gejammtftaatsverfaffung 
unvereinbar mit der Unabbängfeit der dbünifhen Krone und 
der Selbitändigfeit des Reiches Dänemark. 2) Die ungefhwächte 
Aufrechterhaltung der durch viele Drangiale erreichten conititutionellen Ge: 
meinſchaft des Königreihs und Schleswigs iſt ein Recht der unabhängigen 
dãniſchen Yandestbeile. Die Bejeftigung diefer Gemeinſchaft auf breiterer Grund: 
lage und ihre Entwidlung zu größerer Fülle iſt eine Bedingung für bie 
Sicherheit der Krone und ber Wohlfahrt des Volkes, wohingegen eine Erwei: 
terung des provinziellen Gebiets zur Zertbeilung des Reiches führen würbe, 
Die Ordnung dev inneren Verbältnifie Schleswigs und des Königreichs ift 
eine Sache zwiſchen Sr. Maj. dem König und Allerhöchſtdeſſen Unterthanen in 
ben beiden Yandestbeilen, geht dagegen die fremden Mächte nichts an. 3) Die 
Bewahrung der Selbitändigfeit und der conftitutionellen Freiheit des Reiches 
Tüänemarf machen es jett nothwendig, unerachtet der damit verbundenen Opfer 
ben in einer Reihe von Regierungsäußerungen jchon enthaltenen Grundſatz 
durchzuführen, daß die beſtehende Gemeinſchaft in gewijjen Angelegenheiten 
und in der Verwaltung zwiichen däniſchen Yandestbeilen und dem Bundes— 
lande Holjtein mit der Aufhebung dev Semeinjchaft der Berfaffung aufhören 
muß. Nachdem bie boljteinifhen Stände jich geweigert baben, Beichlüffe zu 
fajjen über die ihnen vorgelegten Gejege in gemeinfchafllichen Angelegenheiten, 
erheiich: die Fortſetzung des Staatslebens, daß in ber bevorjtehbenden Seffion 
des Neicheraths beitimmte und enticheidende Schritte zur Durchführung diefes 
Grundſatzes gethan werden.“ 


. März. In Uebereinſtimmung mit den Forderungen des däniſchen 
Landsthings und den Kopenhagener Gafinobefhlüffen erläßt der 
König eine allerh. Bekanntmachung, durch welche Holftein aus 
der bisher noch feftgehaltenen Gemeinſamkeit mit den übrigen Theilen 
der Monarchie ausgefchieben wird: 


„As Wir in Unſerer Allerhöchiten Bekanntmachung vom 28. Januar 
1252 die Abjicht ausſprachen, die verichiedenen Theile Unferer Monarchie durch 
eine gemeinjchaftlihe Berfafjung zu einem wohlgeordneten Ganzen zu vereinen, 
waren Wir uns vollfommen bewußt, was denn aud aus den vorausgehenden 
Verhandlungen binlänglich bervorgeht, daß eine jolche gemeinjchaftliche Verfaſſung 
nur unter ber Bedingung möglich jei, daß Unfere Souveränetät in Unferen beiden 
beutjchen Herzogthümern nicht weiter, als durch die beftehenden, von uns 
angenommenen Bundesgejege begrenzt und bejchränft und daß bie Bevölferung 
dieſer Herzogthümer fi ber neuen Staatsordnung aufrichtig anfchließen würbe. 
Dieſe Borausfegungen find nicht in Erfüllung gegangen. Die deutiche Bundes— 
verjammlung bat ſich in die inneren Berfafjungsangelegenbeiten Unjerer Mo: 
narchie eingemifcht und Forderungen aufgejtellt, welche weder in den Bundes: 
gefegen eine Berechtigung finden, noch mit der Unabhängigkeit Unjerer Krone 
und den Rechten Umjerer zum Bunde nicht gehörenden Lande vereinbar find, 
und bie boliteiniijhen Provinzialftände haben nicht nur jeden Vorſchlag zu 
einer Uebereinfunft abgelehnt, jondern ſich ſelbſt im Principe gegen eine jebe 
auf eine gemeinjchaftlidye Repräfentation gebaute Gefammtverfaflung erflürt, 
Gin folder Zuftand innerer Zerwürfniffe, welcher ſchon ein Decennium hin— 
durch die Gntwidelung Unferes Reichs gelähmt hat, darf nicht fortbauern. 
Nah ben unbefriedigenden Ergebniſſen der legten boliteiniiden Stänbever: 
jammlung müſſen Wir es daher jeßt für Unſere Regentenpflicht balten, über 
bie verfafjungsmäßige Stellung bes Herzogthums Holjtein in der Monarchie 
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Beftimmungen zu treffen, welche, ſoweit dies möglich ift, den Forderunzee 
bes beutichen Bundes entſprechen. Wir haben uns dabei auf das dringen 
Nothwendige beſchränkt, um die weitere Ausbildung und endgiltige Urbnur; 
ber freien Mitwirkung Unferes Volks und deſſen verfaflungsmärigen Ta: 
tretern vorzubebalten. Wir haben daher allergnädigit beſchloſſen und befebien 
biemit wie folgt: „ ... Art. 2. Das Herzogthum Holftein ſoll aus ie) 
Zukunft an den im vorläufigen Normalbudget vom 23. Febr. 1856 für ent 
zweijährige Finanzperiode aufgeführten, für die Monarchie gemeinſchaftlichen 
Ausgaben Theil nehmen. . . . Die über die Anfüe des Normalbudgets binant | 
nöthigen Zuſchüſſe follen für Holftein ben boljteinifhen Ständen zur Bewi— 
Iigung vorgelegt werden. Art. d. Die gejeßgebende Gewalt in allen gemeim- 
fchaftlichen Angelegenheiten fol für Unfer Herzogthum Holftein von lins ums 
ben boljteinishen Ständen im Verein ausgeübt werden. Wenn em folden 
Gefeß von Uns mit Genehmigung der Stände fiir Holitein erlafien wırı, 
ohne daß ein gleichlautendes Geſetz gleichzeitig in den übrigen Landestheiles 
eingeführt werden kann, follen die in folge deſſen notbwendigen Veranftet 
tungen getroffen werben, infofern das Geſetz ein Verhältniß betrifft, mern 
eine verichiebene Geſetzgebung mit ber Nufrechtbaltung der bisberigen Wr 
meinfchaft unvereinbar iſt.“ 


4,—7, April. In Dänemark wird von einer Reihe von Volksver— 


fammlungen den Kopenhagener Cafinobefhlüffen vom 28. März un 
ber Fol. Bekanntmachung vom 30. März bezüglich Holftein Beige: 
ftimmt, in Holftein dagegen wird, fo weit es möglidy ift, geaer 
die letztere entſchieden proteftirt. 


17. April. Defterreih und Preußen proteftiren vorläufig durch iden: 


0 


tifche Noten für fih und für den deutfhen Bund gegen bie 
fol. Bekanntmachung bezüglich Holftein vom 30. März. 

Eröffnung des außerordentlich einberufenen Reichsraths (Rumpie 
reichsrath). Königl. Votſchaft an denfelben: 

„ . . Die Verhandlungen, welche mit den deutſchen Großmächten wäh 
rend ber letzten Verſammlung des Reichsraths begonnen hatten, haben nic: 
zu dem beabſichtigten Ziel geführt. Wir ſind deßhalb durch die Reichlunr 
des deutſchen Bundes und durch das Auftreten der holſteiniſchen Provinzial 
Händeverfammlung in die Nothwendigkeit verfegt worden, über die verfafjungs 
mäßige Stellung unferes Herzogthums SHolftein in der Monarchie eine Fe: 
ſtimmung zu treffen. Obgleich unfere Bekanntmachung vom 30. März d. \ 
bezwedt, ben Forderungen des Bundes möglichft dadurch zu genügen, Das 
unſerm Herzogthum eine größere Selbjtändigfeit und Freiheit eingeräumt 
wird, lajlen die Mittbeilungen, welche wir hierüber bereits von ben deutſchen 
Großmächten erhalten haben, Feinen Zweifel darüber auffommen, dak aud 
bieje Neranjtaltung angefochten werben wird. Dies wird indeß Teinesweas 
unfern feiten Entſchluß erichüttern, die Unabbängigfeit und freie 
Gntwidlung unferer zum beutihen Bund nidt gehörenden 
Landestheile zu behaupten. jedes vom Reihsratb angenom: 
mene und von ung bejtätigte Geſetz wird deßhalb im Könia: 
reih und im Herzogtbum Schleswig in Kraft treten, jofern 
dieß nicht im Geſetz jelbit davon abhängig gemacht ift, daß ein entiprechendes 
Geſetz gleichzeitig für Holftein erlaffen wird, und jeder vom Reichsrath 
bewilligte Jufhuß zum Normalbubdget wird verwandt wer: 
ben können, jelbjt wenn ein entſprechender Betrag für Hol: 
ftein nicht erreicht wird, es fei denn, daß das Gegentbeil ausdrüdlic 
bei ber Bewilligung jelbft beftimmt worden wäre. Webereinftimmend mit 
biefem Grundjag find die Gefegentwürfe verfaßt, deren dringende Wichtigfeit 
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Uns zur Berufung Unjeres Reichsraths zur gegenwärtigen aufßerorbentlichen 
Berſammlung beitimmt bat. Nachdem Wir bejtimmt baben, daß bie aus den 
Herzogthümern Holjtein und Lauenburg recrutirten Abtheilungen Unferes 
Heers eine jelbftändige Organifation erhalten follen, ift es nicht allein nöthig, 
ein Normalbudget für diejenigen militäriihen Anititutionen fejtzuftellen, welche 
bis weiter aud) ferner gemeinfehaftlich bfeiben, ſondern zugleich auch für bie 
däniſche Hceeresabthbeilung die Ordnung durchzuführen, welche lange 
aufaefchoben werben mußte. Es wird hiebei die Aufgabe fein, durch eine 
zwedmäßige Benukung einer verfürzten Tienftzeit und durch eine planmäßige 
Entwidlung bes verjuchsweife bereits eingeführten Reſerveſyſtems ber däniſchen 
Heeresabtheilung eine größere Stärfe zu geben. Die Reform in ber Zoll: 
geſetzgebung, worauf die materiellen Interefjen des Landes Anſpruch ha— 
ben, fann nicht Länger verjchoben werben. Es ijt bei der Ausarbeitung bes 
Sejegentwurfs, der dem Neichsrath vorgelegt werden wird, ben bier ausge: 
ſprochenen Anjchauungen und Wünfchen fo wejentlich Rechnung getragen, daß 
eine Verjtändigung bierüber feine Schwierigfeit haben kann. Obgleich biejer 
Entwurf bereits einmal ben boljteiniihen Ständen zur Beſchlußnahme vor: 
gelegen bat, wird biefen doch noch, bevor bas Geſetz in Kraft tritt, Gelegen: 
beit geboten werden, durch ihre Zuſtimmung Uns in den Stand zu jegen, 
biejelben Beitimmungen für den ganzen Umfang bes jeigen Zollgebiets durch: 
zuführen. Während der [ekten Verſammlung bes Reichsraths hatten Wir 
Vorſchläge zu einigen Veränderungen im Berfafjungsgefeß vom 2. Det. 1855 
vorlegen laſſen. Obgleich die jpäter eingetretenen Verhältniſſe eine verjtärkte 
Aufforderung zu einer umfafjenden Revijion der bejtehenden DBerfafjungs: 
beitimmungen enthalten, haben wir es doch für ganz richtig anfehen müſſen, 
daß eine folche bis zur nächſten ordentlichen Zuſammenkunft des Reichsraths 
verjchoben werbe, welche bie fette in ber gegenwärtigen Wahlperiode fein und 
nach wenigen Monaten jtattfinden wird. Es jind wichtige Geſetzvorſchläge, die 
in ber gegenwärtigen Verſammlung zum Abſchluß gebracht werden jollen. 
Ihre Schnelle und alüdliche Beendigung wird eine Stütze für umfere 
Beitrebungen fein, um unter [hwierigen und gefahrvollen Ber: 
bältnijjen bie SelbftänbigfeitunferesBaterlands zu behaupten.“ 


23. April. Die Regierung legt dem Neichsrathe den Entwurf eines Zoll: 
gefeßes für Dänemark und Schleswig (eventuell aud) mit Einfluß 
Holiteins) und ein Blaubuch bezüglich Schleswig-Holſtein vor. 
Blixen-Finecke jchlägt die Niederfegung eines Ausfchuffes zur Unter: 
fuhung der politifchen Lage des Landes, Elaufen eine Adreſſe 
an den König vor, um ihn zu weiterer Verfolgung des burd) 
die allerhödjite Bekanntmachung vom 30. März betretenen Weges 
aud in Beziehung auf Schleswig aufzufordern. Das ftatt bes 
ausgeftoßenen Thomfen für Schleswig neu gewählte Mitglied 
bes Reichsraths, Handens, fendet eine energifhe Proteftation ein, 
in ber er erflärt, „daß er in feiner Weife fih an ben Verhand— 
lungen einer Körperfchaft betheiligen Fönne und werde, weldhe doch 
noch da ift, obgleih das Herzogthum Schleswig durch feine ver- 
faffungsmäßige DVertretung bie entſchiedenſten Protefte gegen ihre 
Beſchlüſſe ausgefprocdhen hat, weil jeder Betheiligung an ben Ber: 
handlungen die Anerkennung der Baſis untergefhhoben wird. Die 
Bafis aber kann von uns nie anerkannt werben; fie ift dänemark— 
ſchleswigſche Gemeinſamkeit; fie hat nie rechtlich eriftirt; fie wird 
nie rechtlich eriftiren. Ihre etwaige Eriftenz liegt allein im Ge: 
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biete der Gewalt. Nie wird ein verfaffungsmäßiger Weg zu ibrem 
Ziele führen, Schleswig opfert fich nicht felbft.” 

27. April. Der Antrag des Baron Blixen auf Niederfegung eines Aus: 
Ihufjes zur Unterfuhung der politifhen Yage des Landes wird vem 
Neichsrath mit 38 gegen 14 Stimmen verworfen. 

28. „ Der Finanzminifter erflärt bezüglich der vorgefchlagenen Zoll: 
einheit, das vom Reichsrath behandelte Gefeß werde, vom König 
fanctionirt, für Dänemark-Schleswig am 1. April 1864 ins Yeben 
treten, zuerjt aber den holjteinifchen Ständen vorgelegt werden, bie 
jedoch nur zwifchen dem unbedingten Anſchluß und der Werlegun; 

der Zolllinie an die Eider zu wählen hätten. 

— „. (Holitein). Die dänifche Negierung verbietet die Abhaltung alle 
und jeder politijchen Berfammlungen in Holftein, 


1. Mai. (Holftein). Die neue holfteinifche Regierung beginnt nad 
der FE, Nerordnung vom 30, März ihre Wirkfamfeit in Plön. 

. „ Eine Volksverfammlung in Overfee erklärt ſich für bie Caſine— 
befchlüffe vom 28. März und verlangt bie fofortige Cinverleibuns 
Südjütlands, d. h. Schleswige. 

I. „ Während Tfcherning dem Neihsratb einen Adregentwuri 
vorlegt, der fid damit begnügt, die bisherigen Schritte der Regie 
rung bezüglich Holſtein zu billigen, adoptirt der Ausſchuß bei 
Reichsraths im wefentlicyen den Entwurf Glaufene, der dazu be 
ftimmt ift, die Regierung zu weiteren Schritten nun auch bezüglis 
Schleswigs zu treiben: 

„Nach langen und peinlihen Berbandlungen mit dem deutihen Bunpe, 
nach wiederholten fruchtlofen Verſuchen, ein Einverſtändniß mit der boljteimi: 
Ihen Ständeverfammlung zu erzielen, haben Ew. Maj. es für notbwendr: 
erachtet, dem Herzogthum Holstein eine befondere Stellung in der Me 
narchie anzuweiſen. Tief eingreifend ift die Beitimmung der neuen Oronuma, 
baß der boljtein’schen Ständeverlammlung in allen gemeinichaftliden Ange 
legenbeiten Antheil an der gejetßgebenden Gewalt für Holitein beigelegt wor 
ben iſt. Es ijt eine Selbitiolge, daß dieſe Ordnung nicht hemmend und ſtörend 
auf die Entwicklung derjenigen Yanbestheile, für welche ber Reichsrath Be: 
ichlüffe faßt, einwirken fan, indem ein vom NReichsrath gefaßter umd vor 
Ew. Maj. bejtätigter Beſchluß, möge berfelbe in Holitein durchgeführt werden 
oder nicht, jetzt wird in Kraft treten fünnen, obne daß die holſteiniſche Stände 
verjammlung biergegen bindernd aufzutreten vermag. Mit Freuden bat bei 
Reichsrath aus der allerhöchſten Borichaft bei Gröfinnng der gegenwärtigen 
Verjammlung vernommen, daß Ew. Mai. ſich übereinftimmend hiermit aus: 
iprachen. Hierin liegt die nothbwendige Bedingung für eine Fünftige freie und 
ruhige Entwidlung und der Weg zu einer etaflöhung der Gemeinſchaft, wenn 
bieje fremde Einmiſchung in innere Angelegenheiten bervorzurufen droht. Wir 
erachten es indeß für wichtig, daß das veränderte Verhältniß ausdrücklich 
verfafjungsmäßige Beitätigung erbalte, und daß hierauf bezüglihe Vorſchläge 
noch in der gegenwärtigen Diät des Neichsraths vorgelegt werden. — Indem 
die Verbindung zwilchen dem Herzogthum Hofitein und der übrigen Monardie 
gelodert wird, jtellt fich ein Fräftigeres Aneinanderichliegen bes Königreiche 
und Schleswigs als Nothwendigfeit heraus. Wir haben mit Befriedigung 
bemerkt, daß in der Fönigl. Botichaft eine umfafjende Reform bes Berfafjungs: 


5 


Dänemark. | 235 


gefekes vom 2. Dct. 1855 verheißen worden iſt. Eine ſolche ift nicht allein 
deshalb notbwenbig, damit das Wolf im Königreih und in Schleswig ſich 
mit Liebe der gemeinſchaftlichen Verfaſſung anſchließen fann, jondern aud ber 
veränderten Stellung wegen, welche den bolfteiniihen Ständen zugelagt wor: 
ben ift. (Kleichwie wir uns darauf vertröften, daß däbin abzmwedende Nor: 
Ichläge dem Reichsrath in der nächſten Diät werben borgelegt werben, derge— 
ftalt erwarten wir auch, daß in feinem ber Yandestheile, melde nidyt zum 
beutfhen Bund gebören, irgend eine Veranftaltung getroifen werden wird, 
wodurch der Entwidelung ber gemeinjchaftlichen Verfaſſung vorgegrifſen wer⸗ 
ben Tönnte. — Allergnädigfter König! Ter Reichsrath erblidt in den Gefahren, 
weldye das Vaterland umringen, eine verflärfte Aufforderung, durch einmüthi: 
ges Zuſammenwirken Ew. Wajejtät in ber Handhabung ber Freiheit und 
Selbitjtändigfeit des däniſchen Reichs zu fügen. Die Opfer, weldye möglicher: 
weije notbiwendig werden dürften, find wir zu bringen bereit, um diejenigen 
Güter zu bewahren, weldye das beite Beſitzthum eines Volkes ausmachen.“ 

1. Mai. Der Minifterpräfident Hall verlangt in der Adreßdebatte 
die Streichung des Satzes über Schleswig und forbert ein entſchie— 
denes Vertrauens- oder Miftrauensvotun für die Negierung. 

3. u Schluß der Ndrefdebatte. Der rein minijterielle Ndreßent: 
wurf Tſchernings wird mit 31 gegen 8 Stimmen verworfen, und 
der Entwurf des Ausſchuſſes, jedoeh mit Wegfaffung der vom Mi: 
nifterium befämpften Stelle über Schleswig, mit 25 gegen 20 

- Stimmen angenommen. 

22. „ Der Neichsratb verwirft mit allen gegen 4 Stimmen ben Ans 
trag Krügers , eine Gefammtverfaffung für Dänemark und Schlee: 
wig zu verlangen, nachdem die Minifter ihn als „ungzeitgemäß” be: 
zeichnet hatten. Das Zollgefeg wird mit 35 gegen 6 Stimmen 
angenommen und die außerordentliche Seſſion des Reichsrathes ge: 


ſchloſſen. 


10. Juni. Ein offener Brief des Königs willigt in die Annahme der 
griechiſchen Krone durch den Prinzen Wilhelm unter der Bedingung, 
daß die joniſchen Inſeln mit dem Königreiche Griechenland verei— 
nigt werden. 

29. „ Erbprinz Ferdinand (geb. den 22. November 1792, Oheim bes 
Könige) 7 


9. Juli. Der deutſche Bund fordert die dänische Regierung auf, ber 
Fönigl. Bekanntmachung vom 30. März feine Folge zu geben, wid— 
rigenfalls er ſich genöthigt fehen würde, zur Aufrehthaltung ber 
verlegten Rechte, was die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
betrifft, da® bereits durch den Bundesbeſchluß vom 12. Aug. 1858 
eingeleitete Erecutionsverfahren wieder aufzunehmen, in Betreff des 
Herzogthums Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltend⸗ 
machung der ihm burd ein völferrechtlihes Abkommen erworbenen 
Rechte in Anwendung zu bringen. (f. Deutfchland.) 

„ (Schleswig). Kröffnung ber Ständeverfammlung bes Herzog: 
thums Schleswig, Der k. Commifjär verweigert den Ständen bas 


17; 
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Recht, die Wahlen zu prüfen. In Folge davon Tegen 24 Mitglie: 
ber, die beutfche Majorität des Landtags, ihr Mandat nieder. Ta 
die Verfammlung dadurch beſchlußunfähig geworben ift, fo ruf 
die Regierung die Stellvertreter ein. . 

Erklärung der ausgetretenen Abgeordneten: „... Der Kal. 
Herr Commiſſär bat es weder verjucht noch verfuchen fünnen, die gegen bie 
Aufitelung der Wahlliite vorgebradhten Beſchwerden irgend zu entfräften: 
gleichwohl bat er es bebarrlich verweigert, die frage zur Abjtimmung gelanger 
zu laffen, ob die Ständeverfammlung in ben erhobenen Reclamationen eine 
Grund gegen bie Giltigfeit der betreffenden Wahl finde. Entweder tft dieſe— 
Verfahren des Ff. Herrn Commiſſärs ein Attentat auf das erſte Recht jeder 
Repräſentativ-Verſammlung, das nämlich, über die genügende Legitimation 
ihrer Mitglieder zu entjcheiden, oder es würde, im Falle dasſelbe mit de 
Verfaffungsverordnung vereinbar erfcheinen fünnte, daraus mit Nothwendigken 
folgen, daß es gänzlich in das Belieben der Regierung geftellt fei, durch Zu— 
ſammenſetzung ber Wahlcollegien (Wahldirectorien) aus rückſichtsloſen Parrcı 
männern, benen es alsdann freiltänbe, jedesmal nach Gefallen ſowohl gefeglis 
wahlberechtigte Staatsbürger von ber Aufnahme in die MWablliiten auezu 
Schließen, als auch andererjeits allen beliebigen Perfonen dem Geſetze zumide 
Wabhlberechtigung einzuräumen, eine PVerfanunlung von Abgeordneten aan; 
nah Willfür zujammenzufegen. Unter ſolchen Umftänden haben bie 24 Ab— 
geordneten es mit ihrem Gewijjen nicht vereinbar finden können, fich su 
irgend einer fjerneren Verhandlung zu verftehen und damit Principien zur 
Geltung bringen zu belfen, durch welche die Yandesvertretung jeder rechtlichen 
Unterlage beraubt und zu einer leeren Poſſe herabgewürdigt würde, und da 
jebe Ginfprache und jeder Proteſt feitens bes k. Commifjärs ohne alle Bead- 
tung gelaffen wurde, fo war die Niederlegung ber Mandate das Ginzige, mas 
uns zur Wahrung der Rechte der Landesvertretung, wie des Landes jelki | 
übrig blieb.“ 

22. Juli. Der König von Schweden beſucht den König von Dänemar! 
in Skodsborg. 

26. „ Der König von Dänemark erwidert den Befud des Königs von 
Schweden durch einen Gegenbefud in Malmö. 

30. „ (Schleswig) Von ben einberufenen Stellvertretern find nur 
brei erfcyienen. Der k. Commifjär fieht fi) daher genöthigt, bie 
Ständeverfammlung für geſchloſſen zu erflären. Der Landtags: 
abſchied lehnt alle mefentlichen Begehren der letzten Diäten, nament: 


lih die Aufhebung der Spradhrefcripte, ab. 


27, Aug. Der dänifhe Geſandte am beutfchen Bunde erflärt, daß feine 
Negierung nicht im Stande fei, die Zönigl. Belanntmahung vom 
30. März zu widerrufen, und bloß zu jeder wünfchenswertben 
„Auskunft“ und ernften „Erwägung“ allfälliger Vorſchläge bereit 
fei. (ſ. Deutjchland.) 

29, „ Ankunft des ſchwediſchen Minifters des Auswärtigen, Grafen 
Manderftröm, in Kopenhagen. Unterhandlungen über eine Defenfir- 
Allianz zwifhen Dänemark und Schweben. 


3. Sept. Girculardepefche des Herrn Hal gegen die von Seite Deutſch— 
lands angebrohte Bundeserecution: 
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n... Die Selbftänbigfeit, welche Deutſchland für Holftein mit einer Hef- 
tigkeit gefordert hatte, welche in umgekehrtem Verhältniſſe zu ber Gejeglichkeit 
der Forderung jtand, ift von ber Regierung bes Königs eingeräumt worden. 
Rad) unjerer Auslegung der Befanntmahung vom 30. März und, wie man 
bald zu jehen befommen wird, nad) unferer Weife fie auszuführen, wird Hol: 
jtein von jeßt ab dazu gelangen, bie ganze Freiheit zu genießen, bie ber Bund 
wünſchen kann. Uber die Regierung ift auf dem Wege der Verſöhnung nod) 
weiter gegangen. Sie bat ficy bereit erklärt, fi mit dem Bundestage auf 
Berhandlungen einzulaffen, wenn biefe Verfammlung nad einer etwas ge: 
naueren Unterfuhung der Befanntmadung, als die, welche fie berfelben bisher 
bat zu Theil werden lajjen, zu dem Reſultate fommen jollte, daß noch einige 
Punkte zurüdjtiehen jollten, in denen bie Bekanntmachung nicht hinreichend 
die boljteinischen Intereffen wahrgenommen bat. Unter dieſen Umſtänden jiebt 
man leicht ein, baß jede Bejeßung von Holjtein, zu welcher ber Bund jollte 
jchreiten wollen, ſelbſt jedes Vorwanbes entbehbren würbe, um 
nohalsbundesmäßige Handlung betradtet werden zu fünnen. 
Ihr Gegenftand würde fein, nicht Holftein eine jelbititändige und unabhängige 
Stellung zu ſchaffen, fondern den König zu zwingen, Forderungen einer 
ganz anderen Art mit Hinficht auf Theile der Monarchie zu bewilligen, bie, 
wie man auch jonit über die Gompetenz bes Bundes mit Hinfiht auf das 
Bundesgebiet urtheilen mag, außerhalb jeines geſetzlichen Umkreiſes liegen. 
Nenn die Armeen Deutſchlands über bie Eider gingen, würde jeder den inter: 
nationalen Gharafter eines jolhen Schrittes anerkennen. Aber kann man 
einen einzigen Augenblid daran zweiieln, daß ber Bund einen durchaus glei= 
chen Mipbraud der Macht begeht, wenn er ſich in Befiß von Holftein Net 
mit der notoriihen Abfiht, auf die Einnahmen dieſes Landes Beichlag zu 
legen und ſonach die übrigen Theile ber Monarchie zu zwingen, allein bie 
Laſt der Staatsjchuld und die anderen Ausgaben zu tragen, von benen ein 
Theil mit Recht Holftein obliegt? Diefe neuen Laſten, zu denen bie bebeu: 
tenden Ausgaben fommen, welche burch die ‚Furcht nothwendig gemacht wer— 
ben, daß bie beutfchen Truppen von einem Tag auf ben anderen einen Einfall 
in Schleswig und in Jütland machen dürften, würde bald Dänemark erbrüden 
und und fchlieglich zwingen, uns zu unterwerfen. Allen Sophismen ber Welt 
wird es nicht gelingen, den wahren Gharafter einer jogenannten Erecution zu 
verbergen, bie unter ſolchen Umſtänden und in folcher Abficht geichieht; und 
ber einfachite Menjchenverftand wird begreifen, baf wir uns niemals ruhig in 
die Stellung finden können, bie man uns bereiten will, und bie ſchlimmer 
als Krieg fein würde. Unjer Entjhluß war deßwegen lange ge: 
faßt, und ich babe allen Grund, zu glauben, daß wir nicht auf unſere 
eigenen Hülfsmittel beſchränkt fein werben, in einem Kampfe, in 
welchem es nicht bloß das Schickſal Dänemarks, fondern auch bie heiligften 
Intereſſen des ganzen Nordens gilt... . .“ 


4. Sept. Der fhwebijche Minifter verläßt Kopenhagen wieder, ohne daß 
ein Alltanzvertrag unterzeichnet worden wäre. 

Eröffnung des Reichsraths. Die Negierung geht auf der Bahn 
einer allmäligen Einverleibung Schleswigs einen Schritt weiter: 
Die k. Botſchaft verkündet die Vorlegung einer neuen für das ei— 
gentlihe Königreic” Dänemark und das Herzogthum Schleswig ge: 
meinfamen Verfaſſung. 

Der Kriegsminifter legt dem Reichsrath einen Geſetzesentwurf, 
die proviforifche Ordnung der dänifch = fchleswig’schen Heeresabthei⸗— 
lung betreffend, vor. 


28. 


” 


30. 


” 
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1. Oet. Die deutfhe Bundesverfammlung bejhließt die Cinlei: 
tung des Srefutionsverfahrens gegen Dänemark. (ſ. Deutichlane.) 

2. „  Bufolge der dem Reichsrath vorgelegten Staatsrechnung hat das 
dänische Minijtertum das gemeinfame Budget bis 1863 obne Ar: 
ftimmung der boljteiniichen Stände definitiv auch für Helftein te 
gulivt amd zur Dedung der die Einnahmen überfteigenden gefammt- 
Itaatlihen Ausgaben 593,000 Thlr. aus der befonderen holjteini- 
ſchen Caſſe genommen. 

23; „ Der Ausſchuß des Reichsraths erftattet Bericht über den vorgt— 
Iihlagenen Entwurf einer neuen Verfaffung für Dänemark-Schleswi 
und trägt auf eine Reihe von 57 Modificationen an. — Bliren, 
Hanjen und Krüger beantragen einen Schlußparagrapben folgenden 
Inhalts: „Gegenwärtiges Geſetz tritt wicht in Kraft, bevor es micht 
einer für das Königreich und Schleswig nah dem Wahlgefeß von 
7, Juli 1848 gewählten Verfammlung zur Begutachtung, eventuel 
Beihlußfaffung vorgelegt worden. Nimmt diefe Berjammlung da: 
Geſetz unverändert an, fo wird ed mit der Beftätigung des Königt 
zum Grundgeſetz des dänifchen Reihe. Wird das Geſetz jedoch mit 
Veränderungen angenommen, fo foll dasfelbe wiederum dem Reich— 
vath zur Totalannahme, eventuell Totalverwerfung vorgelegt werben.“ 


2.Nov. Berathung des DVerfaffungsentwurfs durch den Neihsrath. Der 
Eonfeilpräfident tritt ſämmtlichen vorgefchlagenen Amendements ent: 
gegen. Alle werden mit 40 gegen 14 Stimmen verworfen, 

„ Der Eonfeilpräfident beantragt im Reichsrathe die Cinführum 

der in Berathung liegenden neuen Berfaffung für Dänemark-Schleswiz 

Ihon auf den 4. Januar 1864. 

9. „ Der von Bliren, Hanfen und Krüger beantragte Schlußartife 
zur neuen Verfafjung wird mit 47 gegen 5 Stimmen verworfen, 
die Einführung der neuen Berfaffung ſchon auf den 1. Jan. 1864 
dagegen mit A1 gegen 2 Stimmen genehmigt. 

13. „ Die neue Berfaffung für Dänemarf:-Schleswig wir 
in dritter Lefung mit 41 gegen 16 Stimmen (nur 4 Stimmen über 
die erforderliche Zweidrittelgmehrheit hinans) angenommen. Beifalls: 
fturm ber Tribünen. 

15. „ König Friedrich VII F unerwartet in Glücksburg. 

Mit ihm erliiht der Mannsftamnı der föniglihen Linie bes ol: 

denburgifchen Haufes. Streitige Erbfolge mit Bezug auf die Her— 

zogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg. 

„ Beftüßt auf das Londoner Protokoll wird der Prinz Chri— 

ftian von Glücksburg als Chriftian IX. in Kopenhagen zum König 

für die bisherige dänifche Gefammtmonardie, mit Einſchluß ber 

Herzogthlümer Schleswig, Holftein und Lauenburg ausgerufen, und 

beſchwört die Verfaſſung. Das bisherige Minifterium Hal wird 

von dem neuen Könige beibehalten, 


7. 


16. 
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Nov. (Schleswig: Holftein) Der Erbprinz Friedrid von 

Auguftenburg erflärt durch Patent, daß er, geſtützt auf die legi: 
time Erbfolgeordnung ber Herzogtbümer und des oldeubur= 
giichen Hauſes, die Regierung der Herzogthümer Schleewig-Holftein 
anirete. (f. Dtiſchld.) 
» Die Communalbehörde von Kopenhagen . überreicht dem neuen 
König eine Adreſſe, weldye von ihm die Unterzeichnung der neuen 
Verfaffung von Dänemarkt: Schleswig verlangte. Der 
König fordert Bedenkzeit. Aufregte Stimmung der Volfsmafjen in 
Kopenhagen. 

Der König fügt fi der immer drobender ſich gejtaltenden 
Stimmung der Vollsmaffen ron Kopenhagen und unterzeichnet die 
neue Verfaffung im geheimen Staatsrat. Der Confeilpräfident 
Hall theilt die Thatfache fotort dem außerordentlid, zufammenbe: 
rufenen NAcdhsrathe mit. Derjelbe beſchließt, den König in corpore 
dafür zu beglüdwünichen. 

EGchleswig-Holſtein.) Die neue dänifche Negierung ver: 
langt in Schleswig und Holftein die Leiftung des Homagialeides 
für Chriftian IX. binnen drei Tagen. Diefelbe wird in Holftein 
von der Mehrzahl, in Schleswig wenigftend theilweife verweigert. 

„ EGchleswig-Holſtein.) 24 holſteiniſche Ständemitglieder 
beſchließen in Kiel eine Adreſſe an die deutſche Bundesverſammlung 
für vollſtändige Trennung der Herzogthümer von Dänemark. Die 
nicht anweſenden Mitglieder werben eingeladen, dem Schritte beis 
zutreten. 

» 96 Delegirte aus 37 dänischen Städten berathen und be: 
fließen in Kopenhagen eine Adreſſe an den König, um ihm für 
die Unterzeichnung der neuen Berfaffung zu danken und zum Be: 
barren auf dem eingefchlagenen Wege aufzuforbern. — Der Eon: 
feilpräfident Hal bat feine Entlaffung als Minifter für Holftein 
eingegeben ; Unterhandlungen mit dem Grafen Karl Moltke wegen 
Uebernahme des bolfteinifchen Minifteriums, 

» Im Deutfchland beginnt eine allgemeine Agitation für voll 
ftändige Trennung der Herzogthümer von Dänemark, 

» Der Präfident ber holfteinifhen Ständeverfanmlung, Baron 
v. Sceel:Blefjen, wird nad Kopenhagen berufen. Unterhandlungen 
mit ihm wegen Uebernahme des boljteinifhen Minifteriums,. 

„ (Schleswig: Holftein) ine Verſammlung holſteiniſcher 
Ständemitglieder in Hamburg heißt einftimmig die Kieler Gingabe 
vom 19. Nov. gut. Diefelbe erhält nachträglich 383 Unterfchriften. 
„ (Schleswig: Holitein) Das in Kiel verfammelte Plenum 
der ſchleswig-holſtein'ſchen Nitterfchaft beſchließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Cingabe an den deutfhen Bund, gegen die Erbfolge 
des Königs Chriftian IX. und für die Nechte des Landes und bes 
legitimen Thronfolgers. 
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28. Nov. Die beutfhe Bundesverfammlung beſchließt den däniſchen Ge— 


fandten für Holftein und Lauenburg nicht zuzulaffen und fuspentir 


‚vorläufig die boljteinifhe Stimme am Bunde. Dejterreih mb 


Preußen erklären fih zu Protofoll für Aufrechthaltung des Le— 
doner Protofoll8 unter gewiflen VBorausfegungen und anerkennen: 
die Succeffion Ehriftians IX. in Lauenburg felbit für den al, 
daß das Londoner Protofoll hinfällig werde. (j. Dtſchld.) 


1. Dec. Hal zieht fein Entlaffungsgefuh als Minifter für Holiten 


" 


wieder zurüd. 

» Der Reihsrath genehmigt in dritter Lefung das zur Berfai: 
fung vom 18. Nov. gehörige Wahlgefe für Dänemarl-Schlesmwi.. 
„EGSchleswig.) Die neue Verfaffung für Dänemark-Schlee— 
wig vom 18. Novbr. wird im Herzogthum Schlegwig amtlich pre- 
mulgirt. 

„Die Regierung verlangt vom Reichsrathe die Bewilligum 
eines Anlehens von 10 Mill. Thlr. 

(Holitein.) Proflamation Chriſtians IX. an die Holfteiner 


„An Unjere Tieben und getreuen Untertbanen im Herzogtbum Holſten 
Wir Chriftian IX. von Gottes Gnaden ꝛc. thun fund biermit: die Thron: 
folgeordnung für die däniſche Monarchie, fejtgeftellt nach jchweren Grichüti 
rungen duch bas Geſetz vom 31. Juli 1853, follte ein Werk des Frieden— 
fein. Durch aufopfernde Hingebung anderer angebahnt, ift jie von Uns ange 
nommen worden, ohne perjünlichen Ehrgeiz, allein in der Hoffnung dem 
Wohl des geliebten Baterlands dadurch zu dienen. In dem europäiice 
Staatenreht hat fie Anerkennung gefunden durch einen feierliben Tractı, 


" 


an welchem ſich die meiften und größten Mächte Guropa’s betbeiligt haben 
ba fie die Integrität der däniſchen Monardie als eine Nothwendigkeit für 


ben europäilchen Frieden erkannten, Dennod haben ſich der joldyergeftalt zu 
Wohlfahrt Unferes Landes und zur Wahrung des Meltiriedens getroffenen 
Ordnung gegenüber Bejtrebungen geltend gemacht, welche auf bie Zerſplitte 
rung ber däniſchen Monarchie gerichtet find, und denen die unbegrün 
Beben Erbanjprüde zum Dedmantel bienen. Zu Unjerer imnigen 
Betrübnig müfjen Wir wahrnehmen, daß dieſelben auch in Unferem Herzog— 
thum Holſtein Raum gewinnen, die Gemüther in Aufregung fegen und Un: 
gewißheit umb Zweifel felbft bei denen hervorrufen, auf deren Treue und 
Hingebung Wir vorzugsweije zu bauen berechtigt find. Holfteiner! Wir erken 
nen in ber Aufrechthaltung ber dänifhen Monarchie eine Unferer wichtigiten 
Regentenpflichten. Wie Wir es daher jelbjtverjtändlich nicht dulden Fönnen, 
daß dagegen gerichtete Beftrebungen durch die Haltung eines Theils bes 
Beamtenjtandes genährt werben, jo find Wir überhaupt feft entſchloſſen 
und gerüftet, allen aufrübrerifhen Bewegungen mit Madı 
entgegenzutreten, unb jeden zur ſtrengſten Berantwortung zu 
zieben, ber fih in dieſer Rihtung zu ungefegliden Schritten 
fortreißen läßt. Wir begen indeffen die Zuverficht, daß Uniere lieben bol: 
fteinifchen Untertbanen, durch jo manche Bande mit Uns verfnüpft, im der 
Treue gegen Uns fich nicht wanfend machen lafjen, baß bie Zweifelnden zur 
Pflichterkenntniß, die aufgeregten Gemüther zur Bejonnenheit zurüdtebren, 
und jo Unferem landesväterliden Herzen Maßnahmen werden erjpart werden, 
die demfelben zu tiefem Schmerz gereichen würden. Die vieljübrigen Beſtre 

bungen, eine Verftändigung über die Verfaffungsverbältnifje der gefammten 


| 
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Monarchie herbeizuführen, haben zu Unferem großen Leibwejen bisher nicht 
zum Biel geführt. Indem es aber Unſere Abjicht ift, Unferen deutſchen Bun: 
desländern, in gleicher Weile wie ſolches binjichtlih des zum Bunde 
nicht gebörigen Theils der Monardie bereits geſchehen, eine 
jelbjtändige Stellung in der Monardie zu verleihen, geben Wir Uns der 
Hoffnung bin, daß Unjer Herzogthum Holftein, wenn es fi zufrieden 
füblt in dem Genuß einer wahren conftitutionellen Freiheit 
und fremder Einmiſchung damit jeder Vorwand genommen ift, aus freien 
Stüden füih einer engeren Verbindung mit dem übrigen Tbeil 
der Monarchie zumeigen, und fich eine, alle Theile zufriedenftellende Ord— 
nung ber Berhältnifje dann leichter ermöglichen laſſen wird. Holiteiner! Unter 
ſchwierigen Berhältnifien haben Wir Unfere Regierung angetreten. Um jo 
zuverjichtlicher rechnen Wir auf die Hingebung aller Unſerer Unterthanen. 
Denn auch ihr in Treue zu Uns fteht, wird Gott, jo vertrauen Wir, Unjere 
Beitrebungen mit Erfolg frönen, die allein auf die Wohlfahrt und dem Frie— 
den linjeres Landes gerichtet find.“ 


Dec. (Lauenburg.) König Ehriftian richtet ein Belobungsſchreiben 


an die Beamten und Localbehörden Lauenburgs für ihr loyales 
Berbalten. 

„.. CHolftein) Ein vom 4. d8. Mts. datirtes k. Patent 
fegt die Defanntmahung vom 30. März außer Kraft. 
„Die deutſche Bundesverfammlung befchließt mit 8 gegen 7 
Stimmen die fofortige Vollziehbung der Erecution in 
Holftein. Die Minderheit hatte für einfache Occupation bes Her: 
zogthums geftimmt. (ſ. Dtiſchld.) 

„ König Chriſtian genehmigt auch das Wahlgeſetz zur Verfafſſung 
vom 18. Now, wie es aus den Berathungen des Reichsraths her: 
vorgegangen ijt. 

„.. (Holftein.) Die dänifche Regierung läßt im 14. Bataillon 
in Nageburg die holfteinifhe Mannſchaft ausjceiden und inftrabirt 
fie nah Plön. 

„Die däniſche Regierung wird von den mit der Erecution in 
Holftein beauftragten vier deutfhen Negierungen aufgefordert, Hols 
ftein binnen 7 Tagen zu räumen. 

„ . &Holftein.) Inftruction der Regierung in Plön an die Fol. 
Beamten in Holftein, für den Fall der Erecution von Seite des 
deutſchen Bundes: 

„Nachdem die Regierung wegen Grtheilung einer Inſtruction an die Be: 
amten bes Herzogthums Holjtein für den Fall des Cintritts einer Bundes: 
erecution in ben genannten Lanbestheilen höheren Orts bie erforderlichen 
Anträge geftellt, bat das Minifterium für die Herzogthümer Holftein und 
Lauenburg, geleitet von der Nüdficht, daß, wenngleich die gegenwärtig vom 
deutſchen Bunde befchloffene Grecution als ein bere&tigter Act nicht 
angefehen werben könne, es dennoch im Intereſſe jowohl ©r. Majeftät 
des Königs, wie des Landes liegen werde, daß eintretenden Falls die loyalen 
Beamten des Herzogtbums Holjtein thunlichſt ihre Functionen innerhalb des 
ihnen Allerhöchſt angemwiefenen Wirkungstreifes fortfegen, bie Zuftimmung 
Sr. Maj. des Königs dazu erwirft, daß es den, von ber Regierung refjortirenden 
Beamten geftattet werde, den an fie geitellten Anforderungen ber Bundes: 
autoritäten factijch Folge zu leiſten. In Uebereinftimmung biemit und 
unter dem Bemerfen, daß «8 fich dabei indefien von ſelbſt verfteht, daß 


16 


242 


Dänemark. 


die erwähnte factifche Unterwerfung nur fo weit geben darf, ald Amtspflidt 
und Treue gegen Sr. Maj. den König joldhes geitatten, wird .„.. . . eriuck 
fich bei dem Gintritt der beregten Gventualität hiernach Ihrerſeits gefälligt 
zu verhalten, und eine dem entiprechende Anjtruction aud ben Woblderjelben 
untergebenen Beamten zu ertbeilen. Indem noch bemerft wird, daß auch bir 
Regierung jelbjt Allerhöchſt autorifirt worden ijt, innerhalb der vworbezcid- 
neten Grenzen ben Aufforberungen der Bundesautoritäten fact iſch wel« 
zu geben, darf die Regierung jchließlich hinzufügen, wie böberen Trts 
darauf Bedacht genommen wird, die nadtbeiligen Kolgen 
welde fih etwa für bie Sr. Maj. dem König treuen Beamten 
daraus ergeben mödten, daß fie ſich der ihnen ertbeilten | 
firuetion gemäß verhalten, nah Kräften zu bejeitigen.“ 


15. Dec. König Chriftian ruft auch die beurlaubten bolfteinifchen Sol— 


19. 


daten unter die Waffen: 

„Die Verhältniffe baben uns veranlaft, einen größern Theil Unſere 
Heeres unter die Waffen zu rufen. Wir haben Euch bisher nicht dem beimat- 
lihen Heerde entziehen, das Land nicht Euerer Kräfte berauben wollen. et 
aber, da man Euch von verſchiedenen Seiten über Unſere Rechte irre zu 
leiten und Euch zum Treubruch zu verführen fucht, jetzt halten Wir es rir 
Unfere Herriherpfliht, Euch unter die Fahne zu rufen, Wir vertrauen seh 
darauf, daß mit der Krone auch bie Treue zum Landes: und Kriegsberm 
auf Uns vererbt ift, dafür bürgt Uns bie ebrenhafte Haltung, welde Gurt 
bereits unter den Fahnen verfammelten Kameraden rübmlih bewährt baben. 
Air werden Euch Führer geben, die ihr fennt und achtet, von denen Ah 
wit, daß Euer Wohl ihnen am Herzen liegt, daß fie Euch jtets auf der 
Bahn der Chre und ber Pflicht führen werden. Gilt herbei, Soldaten, zu 
Eurer Fahne, bereit zum möglicherweife bevorftehenden Kampfe für das Mob, 
für die Ehre und Freiheit der Monarchie! Ahr habt Euch bei der Gomman:- 
dantichaft Unjrer Stadt Flensburg zu melden, wohin bie Beförderung durs 
die Eiſenbahn unentgeltlich geichieht, und mo die Reijefojten Euch vergit« 
werden.“ 

„ Antwert Dänemarks auf die Notification der bevorjtebenten 
Erecution in Holftein durch den deutſchen Bund: | 

„ . . Der Unterzeichnete bat feinem allergnädigiten König diefe Note 
jofort vorgelegt, und it von Sr. Maj. beauftragt, die Aufmerffamfeit der 
... Regierung auf folgendes zu richten: Der Beihluß der beutichen Yun 
desverjammlung vom 7. d. M. entbehrt ſchon aus dem Grund aller Verbind— 
lichfeit für bie fgl. Regierung, weil derjelbe gefaßt worden ijt, nachdem der 
Bevollmächtigte Sr. Maj. des Königs aus der Bunbesverfammlung wider: 
rechtlich ausgejchlojen worden war. Inſofern der gedachte Beichluß Ih bem: 
nächſt auf den frühern Bundesbeihluß vom 1. Oct. beruft, vermag die Kal. 
Regierung darin umfoweniger einen gültigen Grund bes jetzt beſchloſſenen jo: 
genannten Grecutionsverfahrens anzuerkennen, als die fürmliche Aufbebuna 
der in bem legterwähnten Beſchluß beanjtandeten F. Bekanntmachung vom 
30. März d. J. jpäter erfolgt ijt, als die von der k. großbritanniſchen Re: 
gierung angebotene Vermittlung zur Schlichtung der zwijchen Dänemark und 
ben Bund objhwebenden Differenzen von ber k. Regierung in der Sitzung 
vom 29. Det. angenommen worden ift, als diejelbe endlich in derjelben Sitzung 
fi bereit erflärt bat, „„in jedem Punkt, in welchem die für die Bundes 
lanbe verlangte Selbſtändigkeit und Gleihberehtigung nicht ſchon als Bin- 
länglich gejihert angejehen werben möchte, dem Bund entgegenzufommen.“ “ 
Wenn nun aber auch das Succefjionsreht Sr. Maj. des Königs und die 
Gültigkeit des Londoner Vertrags vom, 8. Mai 1852 von ber Bunbesver: 
fammlung in Frage gejtellt worden ijt, fo tritt der eigentbümliche Charakter 
ber fogenannten Bunbeserecution nur um fo deutlicher hervor, als eben vom 
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Stanbpunft bes beutjchen Bundes aus bie Anerkennung ©. M. bes Königs 
als Herzog von Holftein und Lauenburg durch den Bund jeder Forderung in 
Bezug auf die dem Herzogtbum Holftein von Sr. Maj. als Herzog von Hol: 
jtein zu gebende verfafjungsmäßige Stellung jelbitverftändlich wenigitens hätte 
vorausgehen müflen. Schließlich muß noch bemerft werden, daß bie an bie 
f. Regierung ergangene Aufforderung den Bejtimmungen der Erecutionsorb: 
nung vom 3. Aug. 1820 (Art. 10) in ber wichtigen Beziehung nicht ent: 
ſpricht, daß der fol. Regierung keine Möglichkeit gelaffen worben ift, durch 
Erfüllung bejtimmter Forderungen die Erecution zu befeitigen, die vielmehr 
als das einzige Object des Bejchluffes Hingejtellt wird. Unter dieſen Um— 
jtänden werden Str. Maj., mein allergnäbigjter König, in ber bejchloffenen 
fogenannten Grecution ein in dem Bundesrecht begrünbdetes Verfahren nicht 
anerfennen fönnen, jondern müſſen fich vielmehr dagegen Ihre aller: 
bödjten jouveränen und dynaſtiſchen Rechte ausbrüdlich referviren. 
Wie Se. Maj. dem Unterzeichneten demzufolge befohlen haben, gegen ben 
angefündigten unzweifelbaften Webergriff hiermit feierlichit zu protejtiren, 
jo behalten Diejelben Sich auch alle die fernern Beſchlüſſe vor, weldye Die: 
felben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten möchten.“ 


20. Dec. Berlegung der Zollgränge an die Eider, 


21. 


22. 


» Der Reicherath genehmigt das von der Regierung verlangte 
Anleben von I0 Mill. Thlrn. Schluß der Seſſion. Königlide 
Botſchaft: 

„Die vor acht Jahren bei Zuſammentritt bes Reichsraths gehegte Hoff: 
nung auf Ordnung der Verfaffungsverbältniffe würde in Erfüllung gegangen 
fein, wenn der Bund, gegenüber Dänemark, innerhalb feiner Befugnifje ges 
blieben wäre. Dänemark wurde dadurch gezwungen, bie Gejammtjtaatsver: 
jaffung für Holjtein und Lauenburg aufzuheben. Die auf Wiedervereinigung 
gerichteten Beſtrebungen jind an der Verweigerung ber Zuſtimmung jeitens 
der holjteinifhen Stände ſtets gejcheitert. Das neue Grundgejeg gab bem 
Reichsrath Feine Befugniß in Sachen, die bisher unter Sonderrepräfentation 
gejtanden, und gilt jept nur für dem nichtbündijchen Theil der Monardie; 
da e8 aber das Ziel ber Regierung ijt, ben Bundesländern dieſelbe Selbſtän— 
digfeit und Freiheit zu geben, fo ijt dadurch der Weg angebahnt, worauf ein 
verfafjungsmäßiger Abjchluß durch Uebereinfunft des Reichsraths mit ben 
boljteinifhen Ständen möglich wird. Cine foldye Uebereinfunft verhindert bie 
neue Verjafjung nicht; es iſt darum wohl nur ein Mifverftändniß, wenn 
einige Mächte unentſchieden find, wie weit fie unbedingt eingegangene tractat- 
mäßige Verpflichtungen erfüllen wollen. Trotz ber Erfüllung aller Bundes: 
beihlüffe von Seiten Dänemarks ftehen die Bundestruppen dennoch im Be— 
griff, die beutfchen Herzogthümer zu bejegen. Wir können bierin feine bun- 
desrechtliche Crecution erkennen, haben aber, zu möglichjter Vermeidung eines 
Zujammenjtoßes, die Zurüdziehung der Truppen bejchlofjen, um biefjeits ber 
Eider die ganze Wehrkraft unjeres Volks zu jammeln, und werben babei von 
ber Ueberzeugung geleitet, daß ſich unjer treues tapferes Volt um feinen 
König fhaaren werde, wo bie Freiheit und Rettung des Vaterlands auf dem 
Spiele jtebt.* 

»„  Holftein) Die Mehrheit der Mitglieder und Stellvertreter 
der bolfteinifchen Ständeverfanmlung erklärt fi in einer Verſamm— 
lung zu Hamburg gegen die Anſprüche Dänemarfs und für bie 
legitimen Erbrechte des Herzogs Friedrih von Auguftenburg. 

„.  (Scleswig.) Aud das Wahlgeſetz zur DVerfaffung vom 18. 
Nov. wird mit der Sanction des Königs Chriftian im Herzogthum 
Schleswig amtlid publicirt. 


16* 


244 Dänemark, 


23. Dee. (Holftein.) Die deutfhen Bundestruppen rüden 
in Holftein ein. Die Dünen ziehen ſich Schritt für Schrit 
vor denfelben zurüd. Die Bevölferung proclamirt binter den al 
ziehenden Dänen fofort den Herzog Friedrich als ihren rechtmäßigen 
Landesherrn. 

24. „ An Folge der Preffion der Großmächte auf den König Ehri: 

ftian bezüglich der Verfafjung vom 18. Nov. gibt das Mini: 

fterium Hall feine Entlafjung. 

»„  Raunenburg.) Die Regierung löft auf Befehl aus Kopen: 

bagen das Tauenburgifche Truppencorps auf und entläßt die Mann: 

ſchaft in ihre Heimath. 

27. u - (Holftein.) 450 in Lauenburg ausgeſchiedene boljteiniice 
Soldaten weigern fih in Plön, weiter nach Norden zu marfchiren 

| und müſſen entlaffen werben, 

28. „ König Ehriftian nimmt die Entlaffung des Miniite 
riums Hall an und beauftragt den bisherigen Eultminifter, Bike 
Monrad, mit der Bildung eines neuen Gabinets. 

»  » Der bisherige commandirende General auf der Inſel Seelant, 
General de Meza, wird zum bödftcommandirenden General ber 
activen Armee ernannt. 

29. „ Die Dünen fprengen ben auf bolfteinifhem Gebiet gelegenen 
Brüdentopf von Friedrichsſtadt. 

31. „ Bildung des Minifteriums Monrad. Der König gett 
unmittelbar darauf zur Armee nad) Schleswig ab. Die Dänen 
haben ganz Holftein (mit Ausnahme des Kronwerks von Rende— 
burg und der jenfeits der Eider gelegenen 6 Dörfer) geräumt; die 
BefegungHolfteins durd die deutfhen Bundestruppen 
iſt eine vollftändige. 


11. Rußland. 


Jan. (Polen) Gewaltfame willfürlihe Recrutirung in Warfchau. 
Zahlreihe Schaaren verlaffen die Stadt und fammeln ſich in ben 
Wäldern. 

“ »  (Bolen). Endlicher Ausbruch ber lange vorbereiteten Infurs 
rection. Die ruſſiſchen Truppen werden an verfchiedenen Orten 
überfallen. In Warſchau conftituirt fih ein NationalsEentralcomite 
als proviforifhe Nationalregierung. Diefelbe ruft durch Procla= 
mation die Nation zu den Waffen und erläßt gleichzeitig zwei De: 
erete zu Gunften des bäuerlichen Beſitzes und zu Gunften ber 
fog. Häusler: 

„1. Das Gentralcomit& als proviforifhe Nationalregie: 
rung. In Erwägung, daß bie Freigebung des bäuerlichen Befites troß 
des allgemeinen Wunſches des Yandes, in folge ber von ber räuberiſchen 
Regierung veranftalteten Hinderniffe, Bisher nicht zur Ausführung gelangt ift; 
ferner in Erwägung, daß die Abtretung der Gründe zu freiem Gigenthum 
an bie Aderbauern, welche diefelben bisher unter dem Titel bes Grundzinſes, 
bes Frohndienſtes oder anderer Verbindlichfeiten bejejjen haben, das Vermögen 
ber bisherigen Gigenthümer vermindert, bat bejchlofjen und beichlieft: Art. 1. 
Jeglicher Grundbeſitz, den bisher jeder Landwirth unter bem Titel bes Frohn— 
bienjtes, des Grundzinſes oder unter irgendeinem anbern Titel beſeſſen bat, 
fammt ben dazu gehörigen Gärten, Wohn: und Wirthſchaftsgebäuden, nebft 
den damit verbundenen Rechten und Privilegien, wird vom Datum gegen: 
wärtigen Decrets ausjchlieplihes und erbliches Eigenthum bes bisherigen Be: 
figers, ohne alle wie immer bejchaffenen Werbindlichkeiten, Abgaben, Frohne 
oder Zins, Tebiglih mit der Bedingung, die davon entfallenden Steyern zu 
bezahlen und ben gebührenben Yandesdienft zu verrichten. Art. 2. Die bie: 
berigen Gigenthümer der ben freien Landwirtben übergebenen Grundjtüde ers 
balten eine dem Werth derfelben entiprechende Entſchaͤdigung aus National: 
fonds vermittelft der Staatsfchuld. Art. 3. Der Grundjaß bezüglich ber 
Beitimmung ber Höhe der Schätzung bes Bodens, ſowie die Art bes Grebit- 
injtituts werben in befondern Decreten angezeigt werden. Art. 4. Alle von 
ber räuberifhen Fremdregierung bezüglich ber jogenannten bäuerlichen Ber: 
bältnijje erlafjenen Verordnungen und Refcripte find aufgehoben, und ver- 
binden eben defhalb niemanden, Art. 5. Gegenwärtiges Decret muß ſowohl 
auf das Privateigentbum als aud auf das Eigenthum der Regierung, ber 
Kirche und aller Uebrigen angewendet werben. Art. 6. Mit ber Verkündung 
und Biggi gegenwärtigen Decrets beauftragt das nationale Gentral: 
comit& als proviforifche Nationalregierung die Militär: und Givilchefs.” 
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„>. Das nationale Gentralcomit& ale proviſoriſche Na: 
tionalregierung. In Erwägung, daß bie Abſchüttelung- des fremben 
Jochs eine möglichit große Anzahl von Kämpfern erbeifcht, und ſich niemant 
bem Kriegsbienft entziehen fann; in Erwägung, daß jeder Bürger, der ſich von feine: 

ände Arbeit ernährt, fobald er in den Krieg zieht, ein gefichertes Loos ſowobl 
ür fi als auch für feine Familie haben muß, bat beichlofjen und beichliek: 
Art. 1. Die Häusler, Hinterfaffen, Beifaffen, Knechte und im allgemeinen 
alle lediglih von ihrem Verdienſt lebenden Bürger, die, zu den Waflen bx 
rufen, in den Reiben des Nationalheers für das Vaterland kämpfen werben, 
erhalten von ben Nationalgütern einen Antheil von einer Strede von mır: 
bejtens brei Morgen. Art. 2. Mit ber Verkündigung und Invollzugſetzun 
gegenwärtigen Decrets beauftragt das nationale Gentralcomite die Militär 
und Givilcyefs.” 

25. Januar. (Polen). Die polnifhe Nationalregierung ernennt Mic: 
roslawsfi zum Dictator. 

26. „ Golen.) Die ruff. Regierung in Polen verhängt den Belage— 
rungszuftand über Warſchau. Die Recrutirung wird auch im ben 
Provinzen wie in Warfchau vorgenommen. 

27. „ Der Kaifer theilt bei der Parade eines Garberegiments ben Oi: 
fizieren die Thatſache der polnifchen Infurrection ſelbſt mit und 
bemerft dazu: „Gleichwohl will idy felbft nach diefen gräulicher 
Nachrichten nicht die ganze polnifhe Nation anklagen. Ach febe in 
allen diefen ſchmerzlichen Ereigniſſen das Werk der revolutionären 
Partei, die überall fih den Umfturz der geſetzlichen Ordnung ge: 
lobt bat. ch weiß, daß diefe Partei darauf rechnet, bi$ in Eure 
Mitte hinein Verräther zu finden; aber fie wird meinen Glauben 
an die Pflihtergebenheit meines treuen und ruhmvollen Heeres 
nicht erſchüttern.“ 

31. „ Aittbauen). Der Belagerungszuftand wird auch über einen 
Theil von Litthauen verhängt. 


2. Febr. (Polen). Erlaß ber geheimen Nationalregierung an bie 
Bewohner von Warfchau: 

„IIndem das nationale Gentralcomite die ganze Laſt einer proviforifcen 
Regierung auf feine Schulter nahm, bat es die Verwaltung der Hauptijtädte 
einem ftädtiichen Oberhaupt anvertraut, welches bie bevollmächtigte einzige 
Nationalbehörde in Warſchau bildet. Von nun an haben jih alfo alle Ein: 
wohner ohne Unterjchied des Standes und der Gonfejjion auf das genaueſte 
nah ben Anordnungen des gedachten Dberhauptes zu richten. Jeglicher Wi: 
beritanb oder Mangel an Gehorſam zieht für die Sculdigen bie fjtrenafte 
Verantwortung nad fih. Warſchau! Das ganze Land ſendet dir den Aus 
brud feines Danfes und feiner Verehrung für den Helbenmuth beiner Söhne, 
beren kühne Schaaren zuerjt die Fahne des bewaffneten Aufftandes in Polen 
entrollten. Heut ift ber allgemeine Aufſtand Thatſache. .. . * 

8. „ Ruſſiſch-preußiſche Convention gegen die polniſche Infurrection. 
17. „ (Bolen). Mieroslawoki trifft auf dem Kriegſchauplatze ein. 
22./23. Behr. (Polen). Mieroslawstfi wird von den Ruſſen geſchlagen 


und ergreift bie Flucht, womit feine Rolle in Polen ausgefpielt ijt. 
— Mär. (Polen). Die polnifde Nationalregierung erklaͤrt fich gegen 
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eine Ausdehnung der Infurrection auf die polnifhen Provinzen 


Defterreihs und Preußen®. 

Aufrufan die Polen in öfterr. und preuß. Gebiet: „...Brü: 
ber! der Kampf mit dem ruffishen Garen, welher von allen Feinden Po— 
lens ber jchredlichite ift, verlangt die Mitwirfung aller polnifhen Provinzen 
und die Goncentrirung aller Nationalfräfte; deshalb darf und ſoll es weber 
im preußifchen noch im öfterreichifchen Gebiet zu einem Aufftande fommen. 
Die Nothwendigfeit. jih in Groß-Polen (Rofen), in Weitpreußen, in Klein— 
Polen und in Galizien ruhig zu verhalten, befreit jedoch nicht Die dortige 
Bevölkerung, fid) an dem Kriege gegen Rußland zu betheiligen ; dieſe Theil: 
nabme ijt vielmehr die Pflicht eines eben und die Nichterfüllung berfelben 
als ein Nationalverbrechen zu betrachten. Kampffähige, befonders militäriſch 
ausgebildete Polen jollen jih ben Reihen ber Sreibeitöfänpfer anjchließen. 
Bewaffnet, unter guter Yeitung jollen fie, bie Wachſamkeit der Grenzbehörben 
umgehend, die feindlihen Cordons überfchreiten. Die zweite Pflicht jener 
Provinzen ift, den Aufftand durch Waffenzufuhr zu verftärfen. Gewehre, in 
größerer und Fleinerer Zahl, jowie auch einzelne, gekaufte, geichenfte ober be: 
jtellte follen den Aufjtändijchen durch alle Grenzpunfte geliciert werben. Die 
britte Pflicht ift, zur Nationaliteuer beizutragen, bereit Ertrag zum Ankauf 
von ge bejtimmt jein wird. Die öffentlihe Meinung Europa's mit bem 
wahren Sujtande, dem Charakter, dev Stärke und ber Ausdehnung des Auf: 
ftandes befannt zu machen, gehört zu euren Pflichten. Die pünftliche und 
eifrige Erfüllung berjelben wird die Provinzen im öfterreihiichen und preußi— 
ſchen Gebiete in eine reiche Quelle verwandeln, welche den Aufitand in Con— 
greßpolen, in Litthauen und Reußen Fräftigen. . . . “ 


März (Bolen). Der Erzbifhof Felinsfi und 8 andere Mitglieder 
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des polniſchen Staatsraths fordern ihre Entlaſſung. 


Eintritt der Befreiung der Leibeigenen in ganz Rußland nach den 
Beſtimmungen der Emancipationsacte vom 3. März 1861. 

(Polen). Der Infurgentenführer Langiewicz erklärt fi zum 
Dictator. 

(Polen). Mieroslawsfi proteftirt gegen die Dictatur von 
Langiewicz. 

(Polen). Langiewicz ernennt eine Civilregierung. 

(Litthauen). Ein faiferl. Ufas tritt ben revolutionären Ten: 
benzen des polnifchen Adels in Litthauen dadurch entgegen, baß er 
allen directen Beziehungen zwiſchen ben (polnifhen) Gutsbefigern 
und ihren (meift ruflifchen) Bauern ein Ende madt, indem er „in 
Anerkennung der Nothwendigfeit, Iocaler Verhältniſſe halber, bie 
Aufhebung der obligatorifhen Beziehungen zwifchen den Guts— 
befitern und ben auf ihren Ländereien anfäfligen, zeitweilig ver— 
pflihteten Bauern dadurch zu erleichtern und zu befchleunigen, baß 
die leßteren mit Hülfe der Regierung ihre Landantheile Faufen”, 
verfügt: ... „2) Alle obligatorifchen, auf dem Boden rubenben, 
Beziehungen zwifchen Bauern und Gutsbefigern hören vom 1. Mai 
1863 an auf. 3) Von diefem Augenblid an find biefe Bauern 
freie Eigenthümer. 5) Vom 1. Mai co. an maden bie Bauern 
alle Geldzahlungen an die Diftriftsfaffen und von biefen werben fie 
den Gutsébeſitzern gemacht.“ Die Bauern werben bamit fofort von 


248 Uußland, 


ihren polniſchen Gutsbeſitzern emancipirt und zugleich die finanzielle 
Unabhängigfeit der letzteren zeritört, indem fie ganz in die Hände 
der ruffiihen Regierung gegeben werden. 

15. März. (Polen). Schreiben des Erzbiſchofs Felinsfi von Warjchyan 
an ben Kaifer: 

„Sire! Immer war es bie Aufgabe und das Vorrecht ber Kirche, in ben 
Augenbliden großen Unglüds und öffentlichen Yeidens die Stimme zu erbeben 
zu den Mächtigen der Erde. Kraft biefes Vorrechts und diefer Pflicht wage 
ih in meiner Gigenichaft als erjter Seelenhirt des Königreihs Polen mid 
an Ew. Maj. zu wenden, um zu jagen, weilen meine Heerde dringend be: 
dürftig ift. Das Blut fließt in Strömen, und die Unterdbrüdung, ftatt ein- 
zufchüchtern, jteigert nur die Erbitterung. Ich flche Ew. Maj. ar, im Namen dei 
hriftlichen Picbe und im Namen der Intereſſen beider Länder, diefem Vertilgung: 
friege ein Ziel zu fegen. Die von Ew. Maj. verliehenen Inſtitutionen rei: 
hen nicht aus, das Glück des Landes zu jihern; Polen wird fih nicht mit 
einerBerwaltungs: Autonomie zufrieden geben; es bebarf politi 
fhen Lebens. Sire, ergreifen Sie mit ftarfer Hand die nitiative in der 
polnischen Frage, maden Sie daraus eine unabhängige Nation, die mit Ruß— 
land nur durch das Band Ihrer erhabenen Dynastie verfnüpft ift! Dae 
it bie einzige Löſung, melde dem Blutvergieken Finhalt zu tbun und eine 
fefte Grundlage zur befinitiven Beruhigung des Landes zu ſchafſen vermag 
Die Zeit drängt. Jeder verlorene Tag reiht ben Abgrund zwilchen Thron 
und Nation weiter auf. Warten Sie nicht, Sire, auf das Ende bes Kampies: 
Es iſt mehr wahre Größe in der Milde, weldye vor dem Blutbade zurüd: 
weicht, als in einem Siege, welcher ein Königreich entvölfert.“ 


19. „ (Polen). Langiewicz fieht ſich genöthigt, auf öfterreihifhes Gebiet 
überzutreten. Es wird von der öfterr. Staatsregierung internirt. 

27. „ (Bolen). Die geheime Nationalregierung in Warſchau übernimmt 
wieder die alleinige Leitung der nfurrection und erflärt jede fer: 
nere Dictatur für Hodverrath. 

30. „ (Bolen.) General Graf Berg wird vom KRaifer zum adlatus 
des Großfürften-Statthalters von Polen ernannt. 

31. „ (Ritthbauen). ine fogenannte Nationalregierung in Milma 

erläßt ein Manifeft und erklärt Litthauen und NRothrußland für 

untrennbare Theile Polens. 


3.15. April. Die Adelsverfammlung des Gouvernements St. Petersburg und 
die Municipalität von St. Petersburg richten Loyalitätsadrefien an 
ben Kaifer gegen die Anfprüde der polniſchen Anfurrection, auch 
auf „das Erbtheil Rußlands“ und gegen „die Möglichkeit“, Ruß— 
land Provinzen zu entreißen, welde die alte Wiege ruffifher Recht: 
gläubigfeit und um den Preis von Strömen rufjishen Blutes dem 
gemeinfamen Vaterland einverleibt worden find, 

„ (Bolen). Die geheime Nationalregierung verbietet die Zahlung 
aller Steuern an die ruffifhe Regierung und theilt dagegen ihrer: 
feit8 da® ganze Land in 23 Kreife mit eigenen Zmweigcomite’s ein 
behufs bes Einzugs der Steuern, der Leitung der Recrutirung und 
ber Handhabung ber Strafgefeke. 

13. „ Ein Faiferlihes Manifeft bietet den Polen, um dem bevor: 
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ftebenden biplomatifhen Schritte ber europäifchen Großmächte mo 
möglih die Spike abzubredhen, eine bedingte Amneftie an: 

. . .. In Unferer Fürforge für die Zufunft bes Landes wollen Wir alle 
vergangenen Acte ber Empörung der Vergefienbeit übergeben. Demgemäß be: 
willigen Wir, von dem jehnlihen Wunjche befeelt, dem Blutvergießen, weldes 
eben io fruchtlos für die einen als ſchmerzlich für die anderen ijt, ein Ziel zu 
jegen, allen Unjeren Unterthanen im Königreich, welche fich bei den lekten 
Unruhen betheiligt haben, vollftändige Berzeihung, wenn ihnen für andere 
Verbrechen oder für in den Reiben Unferer Armee verübte Vergehen feine 
Verantwortlichfeit zur Laſt fallt, und wenn fie bis zum 1. (13.) Mai bie 
Waffen niederlegen und zum Gehorjam zurüdfehren. Uns liegt die Verpflich— 
tung ob, das, Yand vor der Wiederfebr jener ornungswidrigen Agitation zu 
bewabren und ſeinem politiichen Leben eine neue Aera zu eröffnen. Dieſe 
fann nur durch eine rationelle Drganijation der Autonomie in der Pocalver: 
waltung, als Grundjtein des ganzen Gebäudes, eingeführt werden. Wir ba: 
ben in den bem Königreih durch Uns verliehenen Anjtitutionen die Grund: 
lagen dazu gegeben; zu Unſerem aufrichtigen Bedauern hat aber das Rejultat 
noch nicht dev Prüfung der Erfahrung unterworfen werden können in Folge 
ber Aufreizungen, welche an die Stelle ber für jede Reform unerläflichen Be: 
dingungen der öffentlichen Ordnung Chimären der Leibenfchaft geiekt haben. 
Indem Wir auch heute noch dieje Inſtitutionen in ihrer Integrität aufrecht 
erhalten, bebalten Wir Uns vor, wenn fie fidh in der Praris bewährt haben 
werden, mit beren weiterer Gntwidelung nad den Bebürfniffen der Zeit und 
bes Yandes vorzugehen. Nur allein durch das Vertrauen, welches das Yand 
Unjern Abjichten gegenüber zeigen wird, wird das Königreich Polen die Spuren 
bes gegenwärtigen Unglüds verwifchen und fiher auf das Ziel losgehen fünnen, 
weldyes Unjere Fürſorge ihm bezeichnet. Wir rufen biezu den göttlichen Bei: 
ſtand an, damit es Uns vergönnt jei, das, was Wir immer als Unjere Mij: 
ſion betrachtet haben, zu erfüllen.“ 


„ (Bolen). Die geheime Nationalregierung verwirft fofort bie 


durch den Telegraphen gemeldete Amneftie des Kaifers: „Wir er: 
klären entfhieden, daß wir jede Önade verwerfen. Denn wir haben 
den Kampf begonnen, nicht um mehr oder weniger freie Inſtitutio— 
nen gu gewinnen, die unter der moskowitiſchen Megierung niemals 
irgend eine Garantie uns bieten können, fondern um das uns ver: 
bafte Joch abzuwerfen und vollftändige Unabhängigkeit und Freiheit 
zu erfämpfen. Die Nation vergießt ihr Blut, denn fie will poli- 
tifche Exiſtenz, denn fie will Unabhängigkeit, will eine ſelbſtſtän— 
dige Nation bilden. In weſſen Bruft ein echtes polnifches Herz 
fchlägt, der wird bei der Erinnerung an bie vielen Grauſamkei— 
ten ber moskowitiſchen Regierung, beim Anblick fo vieler frifcher 
Grabhügel und fo vieler Opfer, beim Anblid ber rauchenden 
Trümmer unferer Städte und Dörfer, beim Anblid des noch nicht 
erfalteten Blutes unferer hingemordeten Brüder, nur mit Schaudern 
an irgend einen Vertrag mit Moskau denken können, wird bie Am— 
neftie mit Verachtung von fich weifen und mit der ganzen Nation 
ausrufen: Weg mit Czarengnade, wir haben das Schwert ergriffen, 
das Schwert allein wird unfern Streit mit Moskau entſcheiden.“ 
„ Die Gefandten Frankreichs, Englands und Oeſterreichs übergeben 
gleichzeitig und mit identiſchen Begleitſchreiben dem ruffiihen Ca— 
binet die Noten ihrer reſp. Höfe zu Gunften Polens. 


— 


250 Nußland. 


24. April. (Polen). Die ruſſiſche Regierung verbietet in Warſchau die 
Abhaltung von Proceſſionen außerhalb der Kirchen. 


(Polen). Trotz des Verbotes finden in Warſchau doch Pre— 
ceffionen ſtatt. Die dabei betheiligten Geiſtlichen werden verhaftet, 
der Erzbiſchof erhält Hausarreſt. In Folge eines Befehls ans 
St. Petersburg werden die verhafteten Geiftlichen am folgenden Tage 
wieber freigelaffen. 

26./27. April. Rußland antwortet auf die erften übereinftimmenden Noten 
Englands, Frankreichs und Defterreichs zu Gunſten Polens, indem 
e8 den Hinweis auf die Verträge nicht ablehnt, aber fih bie Aus: 
legung berfelben felbft vorbehält und was die Mittel einer practı: 
fen Löfung der Frage betrifft, Europa darauf verweist, daß die 
bauptfächlichfte Urfache der polnifchen Infurrection in den fortwät: 
renden Aufhetzungen ber fosmopolitifchen Nevolutionspartei außer: 
halb Polens liege. Die Antwort an England iſt die einläßlichite, 
fürzer diejenige an Frankreich und noch fürzer jene an Dejterreid. 

Antwort an Enalanb: „... Der erite Theil der engl. Depeid: 
ijt einer rücdblidenden Unterfuhung ber Rechtsfrage gewidmet, Der zweinn 
drüdt den Wunſch aus, daß dem Königreiche Polen der Friede wiedergegeber 
und auf bauerbaften Grundlagen errichtet werben möge. Ich werbe dieje be 
ben Punkte der Depeiche des Lord Ruſſel beantworten. 

„Was die NRechtsfrage betrifit, jo jtelt jidh die Regierung J. brit. Majefti 
auf einen Boden, ben das Ffailerlihe Gabinet nie zögern wird, zu betreten: 
auf jenen ber Verträge. Immerhin banbelt es fich weniger um den Ter 
als um die Auslegung. Wir haben das Recht, nicht ohne Rorbebalt alle jen: 
Auslegungen zuzulaffen, welde man bier machen möcte Die Acte bet 
Wiener Gongrefjes befagt: „Die rejpectiven polnijchen Unterthanen Ruflande, 
Defterreihs und Preußens werden eine Repräfentation und nationale Anitı: 
tutionen erhalten, geregelt nach dem Mobus der politiichen Eriſtenz, weld« 
jebe der Regierungen, der fie angehören, ihnen zu gewähren für nüßlich um: 
paſſend erachten wird." Der Kaiſer Aleranderl, entwidelte diefe Principien 
im Sinne feiner perfönlichen Anfichten. Gr octroyirte Polen die Verſaſſung 
vom 12. (24.) December 1815. Dies war ein freiwilliger Aft feiner jouve- 
ränen Initiative. Gr conftituirte um fo weniger ein unwiberrufliches Arran- 
gement gegenüber den fremden Mächten, als die Acte der Berfafjung jeibtt, 
von jpäterem Datum als der Wiener Vertrag, ihnen nie mitgetheilt worden 
war. Lord Ruffel bejtreitet das Frincip, nach welchem ber Aufſtand in Polen 
im Jahre 1830, der fo weit gegangen, die Abſetzung der fouveräinen Dpnaitie 
auszufprechen, die Fraft der Wiener Acte zugeitandenen Grundlagen ber peli 
tiichen Griftenz vernichtet bat. Trotzdem, daß bie Gefchichte mebr als eimmal 
„diejen Schluß des natürlichen Rechtes bejtätigt bat, Fan die Theorie Stoij 

zur Gontroverje bieten. Wir glauben, daß man conjtatiren könne, daß, wenn 

der Aufftand bie internationalen Verpflichtungen nicht aufbebt, er wenigſtens 
bie freiwilligen Entwidelungen vernichtet, welche ein ebelmüthiger 

Gedanke benjelben angefügt hatte, und welche einen für Polen und Rußland 

unbeilvollen Ausgang genommen haben. 

„sh komme nun zu dem zweiten Theile der Depeſche Lord John Rufſele. 
Es iſt die Abficht unjeres hohen Herrn, zu einer praftiichen Löſung zu gelangen, 
und wir feßen voraus, daß dies auch ber Wunſch ber Regierung Ihrer Brit. 
Mai. ift. Da ihr Zweck darin befteht, dem Königreich Polen die Rube und 
bie Wohlfahrt zu fihern, welche ber Gegenftand der Fürforge Sr. Maj. fine, 
jo erſcheint es uns ſchwer, nicht zu einer Verftändigung zu gelangen. Die 
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Verſchiedenheit der Auffaſſungen liegt in der Thatſache, daß bie engliſche Re⸗ 
gierung zu glauben jcheint, die Verfaffung von 1815 ſei bas einzige Heil: 
mittel, geeignet zur Beruhigung der gegenwärtigen Aufregung Polens. Aber 
bie britiſche Regierung und Nation, deren praftiiher Sinn bie Größe Eng: 
lands geſchaffen, werden nicht behaupten fünnen, daß es eine einzig mögliche 
Form ber Regierung für alle Nölfer gebe, welches auch ihre Geſchichte und 
ihre Gntwidelung fein mögen. Bor Grreidung ber politiichen Reife, von 
welcher Gngland ein Beifpiel bietet, find noch viele Stufen zurüdzulegen und 
eine jede Nation hat nach ihren eigenen Inſtincten in dieſer Bahn voranzu— 
fhreiten. Gerecht und natürlich iſt, daß ein von ben wohlmwollenditen Ab: 
fichten erfüllter Souverän die Tragweite und Ausdehnung ber Anftitutionen 
berechne, die beitimmt find, jeine Unterthanen in bie günftigften Bedingungen 
ber Griftenz zu verfegen. Der Gedanke unferes erhabenen Herrn bat ſich fo: 
fort bei feiner Thronbejteigung fund gethan und kann von Niemanden in 
Europa verfannt werben. Se. Maj. hat die Bahn der Reformen mit Ent: 
Ichloffenheit betreten. Auf das Nertrauen und die Hingebung feines Nolfes 
fich jtügend, hat Ce. Maj. binnen wenig Jahren eine ſociale Umgejtaltung 
unternommen und durchgeführt, melde andere Staaten nur in einem langen 
Zeitraume und unter großen Anftrengungen zu verwirklichen vermochten. 
Seine Obſorge ift dabei nicht jtehen geblieben und das Syſtem einer ftufen: 
wei ſen Entwidelung ift auf alle Zweige bes öffentlichen Dienjtes und auf bie 
beitebenden Ginrichtungen angewendet worden. Es erſchließt für Rußland 
ben Weg eines regelmäßigen Kortjchrittes. Der Kaifer verharrt auf bemfelben 
obne Weberftürzung, ohne fich hinreißen zu lafjen, mit jorgfältiger Berückſich— 
tigung ber Elemente, welche die Zeit zur Reife zu bringen hat, aber aud) 
ohne jemals von dem Wege abzuweichen, ben er jich vorgezeichnet. Diefes 
Berfahren bat ibm die Dankbarkeit und die Liebe feiner Unterthanen gewonnen. 
Uns bünft, es verleibe ihm auch Ansprüche auf bie Sympathien Guropas. 
Die gleichen Abfichten haben nicht aufgehört, Se. Maj. zu erfüllen, jobald 
Ihre Obſorge ſich dem Königreiche Polen zuzumenden vermochte. Wir werben 
bier nicht in eine Aufzählung ber nationalen, meiſt electiven Einrich— 
tungen eingehen, mit welchen diefes Land ausgejtattetift. Diefelben fcheinen in 
Europa nicht hinreichend verftanben worden zu fein, fei es wegen ber Entfernung, 
jei es vielmehr, weil fich einer gerechten und unparteiiichen Beurtheilung chimäriſche 
Leidenſchaften und die felbitfüchtige Thätigkeit einer feindfeligen Partei in den Weg 
ftellten. Das von unſerem erhabenen Herrn inaugurirte Syftem enthält einen 
Keim, ben Zeit und Erfahrung zur Reife bringen müſſen. Gr ift bejtimmt, fich 
zu einer abminiftrativen Autonomie aufder Grundlage der provinciellen 
und municipalen Ginrichtungen zu entwideln, bie in England ber Ausgangspunft 
und die Grundlage der Größe und Blüthe des Landes gewefen find. Allein 
bei der Ausführung diefes Gedankens ftieß ber Kaifer auf Schwierigfeiten, welche 
vorzugsweile in den Aufreizungen der Partei ber Unordnung beitehen. 
Diefe Partei hat begriffen, daß, wenn fie ber frieblihen Mehrheit des König: 
reichs geftatte, in dieſe Bahn regelmäßigen Fortichrittes einzulenken, ihre Be: 
ftrebungen vereitelt jein würden. Dieje Umtriebe gejtatteten nicht die Ver: 
wirklihung ber neuen Inſtitutionen. Es war unmöglich, zu conftatiren, wie 
fie fih bewähren, inwieweit fie ben wahrhbaften Bebürfnijjen und bem Grabe 
ber Reife des Landes entjprechen. Erſt nachdem biefe Erfahrung gemadt ift, 
wird man ein Urtheil über dieſes Maß füllen und bdasjelbe vervollftändigen 
fünnen. Das Manifeft vom 1. (13.) April deutet in dieſer Hinficht die Abfichten 
unferes erhabenen Herrn an. Neben einem Acte der Gnade, welcher jeit dem 
Verfhwinden ber wichtigften bewaffneten Banden eine große Ausdehnung er: 
halten fonnte, bielt der KRaifer bie bereits verliehenen Inſtitutionen — 
und erklärte, er behalte ſich vor, ihnen die von der Zeit und den Bedürf— 
niſſen des Landes geforderten Entwickelungen zu verleihen. 
„Se. Majeſtät kann ſich daher bezüglich der Vergangenheit auf die Reinheit 
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feines Gewiffens berufen; was die Zukunft betrifft, jo richtet fie fich neth 
wendig nach dem Pertrauen, bem feine Abjichten in bem Königreich begegnen 
werben. Anbem er fich auf diefem Boden hält, glaubt unier erhabener Ser 
als befter Freund Polens zu handeln, als ber einzige, welcher das Ziel jeiner 
Wohlfahrt auf praftiihem Wege verfolgt. Lord Ruſſel fordert Rußland ın 
feiner Eigenſchaft als Glied der europätichen Gefellihaft auf, die hieraus fliehen- 
den Plihten der Rüdficht gegen die anderen Staaten zı erfüllen. 
Rußland ift zu unmittelbar beteiligt an der Ruhe Polens, um nit zu wire: 
gen, was ihm jeine internationale Stellung anempfieblt. Es wäre jchmer zu 
behaupten, daß in dieſer Hinficht Rußland einer ferupuldien Gegenſeitigken 
begegnet wäre, Die permanente Verſchwörung, welde fich auswärts or 
ganifirt und bewaffnet, um die Unordnung im Königreiche zu erbalten, in em 
allgemein notoriſche Thatſache, deren Mißſtände vorzüglich in der moraliichen 
Wirkung liegen, welche die Yeiter bes Aufitandes daraus ableiten, um bie 
friedliche Bevölkerung bineinzuziehen, indem fie die Meinung von einer bi: 
recten Beihülfe des Auslandes verbreiten. So bat fich ein doppelter, gleis 
leidiger Einfluß erzeugt: der, welcher durch die von auswärts Fommenden 
Aufhetzungen auf den Aufitand geübt wird, und der, welchen die Fortdauer 
eben diejes Aufitandes ihrerjeits auf die öffentliche Meinung in Europa übt. 
Dieje beiden Ginjlüffe wirken auf einander zurüd und haben endlich die Lax 
berbeigeführt,, welche die Mächte jebt der Aufmerkfamfeit bes faiferlichen, Ga 
binets empfehlen. Man verlangt von ihm, es jolle das Königreich im bie 
Lage verjegen, einen bauerbaften Frieden zu genießen. Diejer Wunſch ift den 
Mächten durch die Ueberzeugung eingeflößt, daß die periobifhen Unruben in 
Polen auch in den angrenzenden Staaten eine Erſchütterung bewirfen , deren 
Rüdihlag fi in ganz Europa fühlbar ınadyt, daß fie die Geifter im einer 
beunruhigenden Weife aufregen und, wenn jie fich verlängern, Vermw idlungen 
ber ernithaftejten Natur herbeiführen fünnen. Die Regierung Ihrer britischen 
Maijeſtät jtütt fi außerdem, um dies Verlangen zu begründen, auf die Ver 
träge von 1815, welche das Schickſal der verjchiedenen Theile Polens geregelt 
haben. Wir ſtehen nicht an, zu erklären, daß dieſe Wünſche mit denen un: 
jeres erhabenen Herrn vollftändig übereinjtimmen. Se. Mai. gibt zu, bat 
bei der cigentbiimlichen Stellung des Königreichs die Unruben in dbemielben 
die Ruhe ber angrenzenden Staaten jtören fünnen, zwiſchen welden am 
21. April (3. Mai) 1815 die Separatverträge abgefchloifen worden jins, 
welche bejtimmt waren, das Schickſal des Herzogtbums Warihau zu regeln. 
und daß jie jene Mächte intereſſiren können, welche die allgemeine Neberein- 
funft vom 28. Mai (9. Juni) 1815 unterzeichnet haben, in welche Die haupi⸗ 
ſächlichſten Beſtimmungen jener Separatverträge aufgenommen wurden. Der 
Kaiſer glaubt, daß Eroͤrterungen auf dieſen Grundlagen und in dem Geiite 
ber eben an ung gerichteten Mitteilungen ein ben allgemeinen Intereſſen ent- 
iprechendes Ergebniß herbeiführen können. 

„Unfer erhabener Herr nimmt mit Befriedigung Act von den Gefühlen des 
Vertrauens, welche die Regierung J Ihrer brit. Maj. ihm bezeugt, indem jie 
ihm anbeingibt, dafür zu forgen, wie das Königreich Polen in eine Yage 
zu bringen jei, welche es möglich macht, jene wohlwollenden Abfichten zu ver: 
wirflichen. Aber je mehr ber Kaiſer geneigt ijt, den gegründeten Bejorgnifien 
der angrenzenden Staaten und ber Iheilnahme Rechnung zu tragen, welche 
die Unterzeichner der Verträge von 1815 einem Zuſtand widmen, der für Se. 
Mai. jelbjt ein Segenjtand Tebhafter Beſorgniſſe iſt, um jo mehr betrachtet es 
unjer erbabener Herr als jeine Pflicht, die ernſte Aufmerkſamkeit ber Höfe, die 
ſich mit Vertrauen an ihn geivendet haben, auf die wahren Urjaden vieler 
Yage und auf die Mittel zu Ienfen, wodurd ihr abzuhelfen wäre Wenn die 
Regierung J. brit. Maj. den Rüdiclag bervorhebt, welden die Unruhen in 
Polen ann die Rube Guropas üben, jo müfjen wir noch mebr überrafcht jein 
von dem Ginfluß, welchen bie Aufreizungen Europas von jeher in ber Lage 
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waren, auf die Ruhe Polens zu üben. Seit 1815 bat ſich in dieſem Land 
ein bis dahin in bejjen Geſchichte unbefannter materieller Wohlſtand entwidelt, 
wäbrend andere Staaten in demjelben Zeitraum manche innere Krijen durch— 
gemadt haben. Die Ruhe ift im Jahr 1830 nur in Kolge des von aus: 
wärts gefommenen Anjtopes geitört worden; achtzehn Jahre jpäter, im Sabre 
1848, als faſt ganz Europa von der Revolution zerrüttet war, bat das Kö— 
nigreich Polen jeine Rube zu wahren gewußt. Wir find überzeugt, e8 würde 
jetzt eben jo jein, ohne die fortwährenden Aufhetzungen der fosmopolitifchen 
Revolutionspartei; wenn dieſe Partei, die überall auf den Umjturz ber Orb: 
nung ausgeht, ihre Ihätigfeit gegenwärtig auf Polen concentrirt, jo würde 
man einen jchweren Irrthum begeben, wollte man annehmen, daß ihr Dichten 
und Trachten nicht über dieje Grenze hinausgeht. Was fie jucht, das ijt ein. 
Hebel, um aud den Reit Europas umzuftürzen, 

„Die Gabinette, weldhe Werth darauf legen, daß das Königreich Polen bal: 
digſt wieder zu einem dauerhaften Frieden gelangt, würden daher die Ver: 
wirflihung diejes Wunſches nicht beſſer fihern können, als indem jie ihrer: 
jeitö Darauf binarbeiten , die moralijche und materielle Unordnung zu bejei: 
tigen, bie man fid in Europa zu verbreiten bemüht und fo die Hauptquelle 
der Agitationen zu verjtopfen, worüber ihre Vorſicht fich beunruhigt. Wir 
begen die ſeſte Hofinung, daß, wenn fie in diefem Geift die Bande fejter 
fnüpfen, weldye jie vereinigen, jie der Sache des jriedens und der allgemeinen 
Interejjen einen wirfjamen Dienjt leijten werben.“ 

Antwort an Frankreich: „.. Die franz. Regierung weit auf den 
Rückſchlag dieſer Aufregungen auf die benachbarten Staaten und auf die 
Beängſtigung bin, welche dieſelben in dem übrigen Europa hervorrufen. . . 
Aber es wäre wünjchenswertb , fich gerade über die Wahl der zweckdienlichen 
Mittel zu verjtändigen. Der Herr Minijter der auswärtigen Angelegenheiten 
von Frankreich erkennt die Tiefe des Uebels und die Ohnmacht der Gombi: 
nationen an, die bis jegt erdacht wurden, um Polen mit der ihm gemachten 
Lage anszujöhnen. Es ijt dies ein Grund mehr, die Erfahrungen nicht wieder 
von neuem anzufangen, bie eine Quelle von Unglüd für Polen und Ruß: 
land, eine Urjache von Unruhen für Europa geweien find und aller Wahr: 
icheinlichfeit nad wiederum zu benjelben Ergebnifien führen würden. Das 
LIebel, an dem gegenwärtig Das tönigreich leidet, ijt feine vereinzelte Erſchei— 
nung. Ganz Europa ijt davon befallen. Die revolutionären Beſtrebungen, bie 
Geißel der heutigen Zeit, ziehen ſich in dieſem Lande zuſammen, weil fie 
darin Zündjtoff genug finden, um bdasjelbe zum Heerde eines Brandes zu 
machen, ber jich über das gefammte Feitland ausbreiten würde, Die Regie: 
rungen, deren Aufgabe die Heilung dieſes Uebels it, können darum nicht 
genug Adtiamfeit, Klugheit und Schonung verwenden, um bie Elemente, bie 
als gemeinjchaftliche Gefahr bejeitigt werden müfjen, von denen zu unter— 
ſcheiden, die durch eine beharrlich und reiflicdy verfolgte Entwidlung zur Be: 
gründung einer dauerhaften Zukunft dienen können. Unfer erhabener Gebieter 
widmet jich diefem Werke, das mit dem andern von Sr. Maj. jeit Ihrer 

Thronbejteigung verfolgten in Zufammenbang fteht, um alle Theile jeines 
Reiches auf die Bahn eines regelmäßigen Fortjchritts einzuführen. Ich babe 
die Pläne unferes erhabenen Souveräns in der beigefüigten Depeche nieder: 
gelegt, welche ich als Antwort auf eine mit der Depejche des Herrn Drouyn 
de Lhuys analoge Mittheilung der Regierung Ihrer britifhen Maj. an den 
Geſandten Sr. ruf, Maj. in London gerichtet habe. Auf Befehl des Kaijers 
it Ew. Greellenz angewiejen , bem Herrn Minijter der auswärtigen Ange: 
legenheiten Frankreichs eine Abjchrift dieſes Actenjtüds einzubändigen. Er 
wird daraus erjehen, welchen Antheil unferer Anficht nach die Negierung des 
Kaifers Napoleon daran nehmen kann, die Verwirklihung bes von ihr im 
Namen ber Menjchlichkeit und ber beitändigen Anterejien Guropas uns aus: 
gebrüdten Wunſches zu beichleunigen, Sie wird gewiß erfennen, daß, während 
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die Elemente ber fosmopolitiihen Revolution über beinahe alle Länder ver- 
breitet find, und von allen Seiten, nah allen Punkten, wo ſich Ausficht au! 
Unordnung und Umijturz bietet, zujammenftrömen, die Sorge ber Wieberber: 
jtelung der Ruhe und bes Friedens nicht den Bemühungen einer einzigen 
Regierung überlafjen bleiben darf, und daß durch das Verlangen, wir möchten 
einen Brand löfchen, der auswärts unerjchöpfliche Nabrung findet, die Frage ın 
einen Zirkel ohne Ausgang fommen würde, . .“ 

Antwort an Dejterreih: „.. Der Herr Minijter der auswärtigen 
Angelegenheiten Oeſterreichs wird jicherlic nicht verfennen, daß die Rüdter 
des Königreichs Polen zu den Bedingungen eines dauerhaften Friedens nick 
bloß von den inneren Maßregeln abbängt, welche zu diefem Bebuf in Anwen 
dung gebracht werben fünnen. Wir glauben nicht erjt nöthig zu baben, ibn 
hinzuweiſen auf die einwirkende, von der Partei der europäiichen Revolutier 
organifirte permanente Verſchwörung, welche die Hauptquelle diejer Bewegun 
gen ift. Die auswärtigen Regierungen, welche ficdy für die Beruhigung Polen— 
interejjiren, aus Rückſicht auf den Einfluß, den ber Zujtand diejes Yander 
berufen it, auf die Ruhe Guropa’s auszuüben, können viel thun, um die 
Urſache ber Unordnung, deren Gegenſtoß ſchließlich fie jelbjt berühren würde, 
zu befeitigen; jo lange dieſelbe beiteht, wird fie in jedem alle die Wirkung 
baben, ben Grfolg der Bemühungen zu burchfreuzen, welden wir zu dem 
Zwede uns bingeben, die Ruhe wieder, berzuftellen, deren jenes Yan um 
die benachbarten Staaten gleicherweife bedürfen. Wir begen die feſte Ueber: 
zeugung, daß zu feinem Theile das Wiener Gabinet, indem es in ber Haltums 
verbarrt, welche e8 von Beginn der gegenwärtigen Bewegung an angenommen 
bat, nichts verabjäumen wird, um jenen gefährliden Umtrieben Maßregeln 
entgegenzufeßen, die eben jo entiprecdhend jeinen eigenen Intereſſen ale den 
internationalen Beziehungen zu Rußland find.“ 

27. April u. 13. Mai. (Polen) Die ruffiihe Regierung legt im weſent— 
lien die ganze Verwaltung des Königreihd in die Hände des 
Militärs und unterftügt dasjelbe durch Organifirung einer Art 
Bauern:Bolizei. 

29. April. Geburtstag des Kaifers. Derjelbe empfängt zahlreiche Depu: 
tationen des Moskauer Adels, der Stadt und der Univerfität Mes 
fau, der Moskauer Altgläubigen, der Städte Twer, Zaroslam, 
Wladimir ꝛc., fowie die Adelsmarfhälle von Nowgorod, Twer, 
Eſthland, Livland und Kurland. Anfprahe des Kaijerd an dieſe 
Deputationen: 

„IH danke Ihnen, befonders für den Ausdrud Ihrer patriotiihen Ge: 
fühle, welde durch die Unruhen im Königreihe Polen und ben weſtlichen 
Souvernements und den Anfpruch unferer Feinde auf alten ruffiichen Beſiß 
hervorgerufen find. Ihre Adrefjen und diejenigen, welde Ich täglib aus allen 
Ständen und aus allen Gouvernements erbalte, bilden inmitten aller Weiner 
Sorgen einen wahren Troft für Mich. Jh bin auf die Ginheit biefer Gefühle 
mit Ihnen und für Sie jtolz. Sie bilden unfere Kraft, und folange fie er- 
halten bleiben, und wir Gott um Hülfe bitten, wird er und nicht verlafien 
und bie Einheit bes rufjiihen Reichs unerſchüttert bleiben. Unfere Feinde 
baben geglaubt uns verumeinigt zu finden, aber fie haben ſich getäujcht. Wei 
dem Gedanken allein an die uns drohende Gefahr haben fih ale Stände 
bes rufjiihen Reihs um den Thron vereinigt, und ihren Gzaren bas Ber: 
trauen gezeigt, welches ihm über alles theuer iſt. Ich verliere noch nicht bie 
Hoffnung, daß es nicht zum allgemeinen Krieg fommen wird; aber wenn er 
uns bejdieden ijt, jo bin Jh überzeugt, daß wir mit Gottes Hülfe bie 
—— des Reichs und die mit dieſem untrennbar verbundenen Gebiete zu 
vertheidigen wiſſen werden.“ 
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2, Mai. (Bolen.) Der Regierungspublicift Minifzewsfi wird in 


10, 


” 


Warſchau ermordet. 


»„  Bolen) Das „entralcomite als proviforifche National: 


Hegierung“ nimmt den Titel „Nationalregierung“ an: 

„sn Erwägung, daß die Sade der Unabhängigkeit Polens jeit drei Mo: 
naten jich zu einem offenen Kampfe mit der Fremdherrſchaft geitaltet bat, 
daß unter der Fahne des Rollsaufitandes gegenwärtig bereits alle Schichten 
des polnischen Volkes ohne Unterjchied des Standes und Belenntnijjes ver: 
treten find, daß der Aufitand, fi unter dem Drude des übermächtigen Tod: 
jeindes organifirend, nicht allein jich nicht erdrüden läßt, ſondern jicd im 
Segentbeil durch ein bdreimonatliches Ringen immer mehr erweiterte und bie 
Mittel zum weiteren Kampfe mit den Moskowitern vorbereitete; in Erwä— 
gung, daß die ganze Nation auf Aufforderung bes Gentralcomite auf dem 
Altare des Vaterlandes ihr Blut und ihre Habe niederlegt und damit ber 
Machtbefugniß des Komite die erhabenfte Sanction, nämlich die Sanction 
der freiwilligen Anerkennung, ertbeilt. — Dieje Veränderung des Namens 
der Regierung bat feinerlei Veränderung der Grundjäge zur Folge; diefe 
bleiben vielmehr diejelben, nimlidh: a) Erfämpfung und Sicdyerung der Un— 
abhängigkeit der Lande Polens, Litthauens und Rothruflands (Reufen, Rus); 
b) Gigentbumsverleihung an die Bauern in Polen, Litthauen und Rothruß— 
land im Sinne des Decretd vom 22. Januar d. J.; c) Gleichheit vor dem 
Geſetze binfichtlih aller Einwohner Polens, Yitthbauens und Rothrußlands 
ohne Unterjchied der Stände und Belenntnijje; d) Verbürgung der allerwei: 
tejten nationalen Gntwidelung und Berechtigung ber Spradye gegenüber ben 
mit Polen vereinigten Brubervölfern Litthauens und Rothrußlands; e) An— 
ertennung Litthauens und Rothrußlands als vollſtändig mit Kronpolen gleich: 
berechtigter und das jtaatlihe Ganze Polens bildender Landestbeile; £) Wer: 
tretung ber nationalen Principien und Traditionen ohne Präjudicirung irgend: 
welcher Regierungsform für die Zukunft, da dies zur Gompetenz der Nation 
gehört, und nur die Nation jelbit, nach Erlangung ihrer Unabhängigfeitz 
darüber zu beſchließen das Recht hat.“ 

„.. Rothrupland.) Ausbrud der Infurrection in Kiew, Volhy— 
nien, Podolien und der Ukräne. | 

»  Baltifhe Brovinzen) Die Ritterfchaften ber baltifchen, 
Provinzen richten eine Ergebenheitsadreffe an den Kaifer: 

„Ew.Maj. treue baltiihe Lande kennen nur Eine Pflicht, nur Eine Fahne. 
Unjere Verbindung mit dem großen Reiche bat auf zahllojen Schlachtfeldern 
bie Pluttaufe empfangen. Und joll der Krieg entbrennen, jo dürfte es ben 
Ditjeeprovinzen bejchieden jein, als erjter Kampfplag des Reiches Vorpojten 
zu fein. Auf diefer Stelle — bejjen getrauen wir ung mit fejter Zuverjicht 
— werden Ew. Maj. Feinde erfahren, daß troß verfchiedener Sprade und 
Inftitutionen gleiches Gefühl für Thron und Monardie die Bewohner der 
DOftjeeprovinzen mit Rußlands Kernvolf einigt, und Sie, Maj., unjer erha— 
bener Herr, werden in uns in der ernjten Stunde ber Gefahr nichts ver: 
mijjen von ber unerjchütterlichen Treue und der opferfreudigen Hingebung 
unjerer Borfahren.“ 

„  Bolen.) Der Termin des Faiferlihen Amneftieerlafjes vom 
13, April läuft ohne allen Erfolg ab, 

„.  &ittbauen.) General Nazimomw als Gouverneur von Wilue, 
Grodno, Kowno und Minsk, wird dur General Murawiew erſetzt. 
Rüftungen in Finnland. 


(Finnland) Der academijche Senat und ber Magiftrat von 


n 


" 
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Helfingfors verweigern wiederholt die ihnen zugemutbete Unter: 
zeihnung von Loyalitälsadreffen an den Kaiſer. 


2. uni. (Bolen). * Die geheime Nationalregierung erläßt durch Te: 
cret ein Strafgefeß in Sachen der politiſchen Verbrechen und or: 
ganifirt die Nevolutienstribunale: | 

„Die Nationalregierung: Vom Tage der Beröffentlibung des Te 
creis verpflichtet die Einwohner des Yandes folgendes Strafgejeß in Sacen 
der politiichen Verbrechen. Die Nationalregierung verordnet: $ 1. Jede Thx 
welche geeignet ift, die Thatkraft der Nationalregierung zu ſchwächen, der 
revolutionären Impuls zu gejührden, überhaupt alle Thaten, welche der nz 
tionalen Sache Ihädlich find, werden als Staatsverbrechen betrachtet. $ 2. Tu 
Revolutionstribunale werden an den des Staatsverbrechens Schuldigen tel: 
gende Strafen vollziehen: Todesſtrafe, Ehrenverluft, verbunden mit Befanm: 
mahung in ben Zeitjchriften, endlid Ausweilung aus dem Wobnorte um: 
ſogar aus dem Lande auf längere oder Fürzere Zeit. Die Wahl einer dieſer 
Strafen hängt von der Höhe der Schuld ab, deren der Angeklagte überfühn 
iſt. Im Falle die Todesjtrafe nicht vollzogen werden kann, wird ber Bear 
urtheilte außerhalb des Schuges der Gejege erklärt. F 5. Ns Girundist 
wird angenommen, daß jeder Bürger das Recht bat, einen andern zu ver 
Hagen — durch Anzeige. Die Vorjchrift, welche in dieſem Paragrapben em: 
halten ift, unterliegt Ausnahmen, und zwar: Negierungscommijjäre, jomeob. 
Civil als Militär, Wojewodfchaftsvorfieher, in Warfhau fungirende Beamte 
werden dem Gerichte in Folge einer Dualififations-Decijion der National: 
vegierung übergeben werden. Kreisbeamte werden gerichtet auf Anflage ör: 
licher Regierungscommijjäre. Die Unterfuhung wird von dem Revolutions: 
tribunal geführt. Jedem Angeklagten ſteht die Vertbeidvigung zu. Tas Ur 
theil wird durch die Zeitungen befannt gemacht.“ 

„Die Nationalregierung, exfennend die dringende Nothwendigken. 
dem politijchrevolutionären Gericht Die wahren Wege anzuweijen, verordnei 
Folgendes: $ 1. In jedem Kreife, und in der Stadt Warihau beionders 
werden Revolutions-Tribunale eingeführt. $ 2. Die Jurisdiction der Kreis 
Nevolutions-Tribunale erjtredt jich bloß auf den Kreis, in welchem yie ein 
geführt worden, Dem Warjchauer Revolutions-Tribunal unterliegen al 
Einwohner der Stadt und Vorjtadt, ohne irgend eine Ausnahme, $ 3. Ent: 
zogen find ber Macht des Revolutions = Tribunals Militärs in activem 
Dienjt, für welche bejondere Kriegsgerichte eriltiren. $ 4. Jedes Revolutions- 
Tribunal befteht aus einem Präjes und zwei Mitgliedern. Tas Urtel wirt 
durch Stimmenmehrheit gefällt. $. 3. Auf Lorftelung der Regierunas 
commifjäre wird die Nationalregierung zu jedem Kreistribunal einen Präres 
und zwei gejchworne Richter berufen. Die Ernennung der Mitglieder des 
Revolutions:-Tribunals erfolgt unmittelbar durch die Nationalregierung. 
$ 6. Bei jedem Nevolutions=-Tribunal wird ein Procurator durch Nomination 
der Nationalregierung fungiren. In der Stadt Warſchau wird die National: 
regierung von ben beiden Gandidaten, welche ihr die ſtädtiſche Aufitandsorganiia: 
tion vorgeftellt, einen Procurator ernennen. Der Procurator iſt der öffentlich 
Ankläger, feine Pflicht iſt Aufficht der jtricten VBollführung des gefüllten Urtbeile. 
Die RevolutiondeTribunale werden auf Grund bes von der Nationalregieruma 
bejtätigten Strafcoder und des Verfahrungscoder ihr Urtbeil füllen,“ 


8. Juni. (Litthauen). Der neue Generalgouverneur Murawiew er: 
greift die äußerften Mittel, um die Inſurrection in Litthauen zu 
unterdrüden, indem er eine „Injtruftion fir Errichtung einer Mi: 
litärsEivilverwaltung“ in den ihm untergebenen Gubernien erläßt, 
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durch welche an die Stelle der Civilbehörden eine bis ins kleinſte 
Detail organifirte Militärdictatur tritt: 


„..Art.2. In jedem Kreife joll ein unerbittlicher Friegspolizeilicher Vorſtand 
ernannt werden. Die oberiten Militärbefehlshaber find zugleich mit den Gu— 
bernialhauptleuten verpflichtet, jofort Kriegsfreispräfecten zu ernennen, und 
zwar ſolche, die durch ihre Energie und Umficht bekannt find, indem babei 
den Stabsoffizieren, welche die dort ftationirten Truppen befehligen, ber Vor: 
rang gegeben wird, dort aber, wo ſoiche bereits ernannt waren, ji aber in 
Ausübung ihrer Functionen unzureichend erwiefen haben, jollen jofort andere 
an ihre Stelle treten. Unter ben Befehlen ber Kriegsfreishauptleute ftehen 
alle dort ftationirten Truppen und alle civilen Gewalten. Bolizeipräfecten, 
Diftrietscommiffarien, Bürgermeifter, furz alle Polizeibeamte jollen unter 
ihrer unmittelbaren Gewalt ftehen. Von ihnen abhängig und unter ihrer 
Botmäßigkeit find alle Gutsbefiger, Dienftleute, Geiftlichfeit, Adel, Einhufer 
und die ganze Land» und Stabtbevölferung ohne Unterjchied des Berufs und 
Standes. Den Kreishauptleuten wird anempfoblen, alle dem Monarchen und 
ber ruſſiſchen Herrichaft treuen und ergebenen Bewohner unter ihren Schuß 
zu nehmen, namentlich die Yandbevölferung, indem fie diefelbe durch Anwen- 
dung von Truppenmacht gegen die Aufftändifhen ſchützen und aus den Land: 
bewohnern felbjt eine Landwehr nad unten erläuterten Maßgaben bilden, 
Anmerkungen: Zuverläfjige Lijten aller Gigentgümer in ben Kreiſen und 
Städten in Form der Kreisbürgerbücher find einzuführen und fortwährend in 
Ordnung zu halten, indem die Beichäftigung jedes Ginzelnen und ber Grad 
des erworbenen Zuirauens darin vermerkt wird; über Alle muß bie ftrengite 
Aufficht geführt werden. In dieſen Büchern darf die Landbevölferung nicht 
mit jenen vermijcht, jondern nur die Zahl der Ginwohner jeder Gemeinde 
aufgeführt werden. Art. 3 handelt von den Befugnijjen ber Kriegsfreis: 
bauptleute und jchärft wiederholt die Errichtung einer Landwehr, d. h. eines 
Bauernaufgebots gegen die Aufjtänbijchen ein. Art. 6—8 verfügen eine all: 
gemeine Entwaffnung, mit Ausnahme der Bauern, wo nur Verdächtige ent: 
waffnet werben follen. Der Art. 9 befiehlt die Säuberung der Kreije von 
allen der Regierung nicht zugethanen Individuen, Adel, Geiſtlichkeit u. j. w. 
und die fofortige Friegsrechtliche Aburtheilung aller derer, welche „mehr ober 
weniger“ am Aufftande theilgenommen, Art. 10. Allen Gutsbefigern, ihren 
Verwaltern oder Gommifjarien, welche ihr Vermögen verwalten, tt aufs ernit: 
(ichfte ausdrüdlich befannt zu machen, daß fie für jegliche Bildung von res 
belliſchen Banden oder Gonjpirationen gegen bie Regierung innerhalb ihrer 
Befiungen perfönlic verantwortlich gemacht werden; ebenſo für Unterſtützung 
von dergleichen Unternehmungen mit Geld, Nahrungsmitteln jeder Art und 
um fo mehr für perfönlichen Antheil daran ihrer felbjt, wie ihrer Dienerſchaft. 
Art. 11. Gleicherweiſe ſollen fie dafür verantwortlich ſein, wenn Herumtreiber 
in ihren Häuſern ſich verbergen oder Aufſtändiſchen oder Störern des oͤffent⸗ 
lichen Friedens der Aufenthalt daſelbſt geſtattet wird, Art. 12 ſchärft uns 
nachfichtliche Strenge gegen die Priefter und Klöfter ein. Art, 13. Diejenigen 
Bürger, namentlich Grunbbefiger, Verwalter, gleicherweije Vorjteher von Klö- 
ftern und Ortsgeiftliche, welche fich irgendwie am Aufſtand betheiligen, auf: 
rührerifche Proclamationen verbreiten, kurz, den Aufjtändijchen Vorſchub leiten 
ober ben nächſten Behörden nicht unverzüglich von ſich etwa bildenden Vans 
den Aufftändifcher, gleicherweife von Vorbereitungen zum Aufjtand Anzeige 
machen, ober ben Aufftändijchen irgend welche Hilfe ober Theilnahme er» 
weijen, haben die Kriegsfreishauptleute fofort zu verhaften und bem Kriegs: 
gericht zu überliefern. Dies ift ben Gemeinden fiscaler und zeitweije ver: 
pflichteter Bauern befannt zu machen und find fie zur Wachſamkleit und ſtreng⸗ 
ſien Aufſicht in Pflicht zu nehmen, daß im Bereich ihrer Gemeinde und auf 
den Vorwerken felbit nicht irgend welche aufftändiihe Zufammenfünfte, Be: 

17 


258 


Yufland. 


rathungen, kurz irgend welche Worbereitungen zum Aufitande ftattbaben. 
Art. 14, Auf alle liegende Vermögen und Fonds aller derjenigen, obne Unter 
ichied des Standes, weldhe den Aufſtändiſchen den Eid geleitet, oder am 
Aufftand irgend welchen ‘Theil genommen, jet es, daß fie ibm Gelb oder an- 
beres Material geliefert, fei es, dak fie aufrübreriihe Proclamationen ver: 
breitet, jei es, daß fie im allgemeinen durch der Regierung feindliche um 
aufrübrerifche Tendenzen die Gewalt der Regierung umzuſtürzen jich be 
mübt baben, ijt jojort Sequejter zu legen, und zwar nad Maßgabe der zu 
dieſem Zwecke allerhöchjt bejtätigten Grundjäge. Art. 15 verfügt u. a. bie 
Awangsablöfung ber Frohnden auf den Gütern der betreffenden Eigentbüme:, 
der Zins joll, wie alle übrigen Ginfünfte, nicht den Gigentbümern gegeben. 
fondern in den Vereinskaſſen niedergelegt werden. Art. 16 verordnet zum 
Ueberfluß „die jchärfiten und bärtejten Mittel, um den Aufſtand niederze 
ſchlagen.“ Art. 17. Die Kreishauptleute jollen ſofort alle ländlichen un: 
ftädtifchen Polizeibeamten, Oberförjter, Waldwärter und andere im SGtaaıs 
bienjt jtebende Individuen, welche Beweije nicht ganz zuverlälliger Treue x: 
geben haben und welche den Aufitändiichen mehr oder weniger geholfen eder 
jih dem gemeinfchaftlihen Borgehen mit den Staatsbeamten und Truppen 
bei Unterdrüdung des Aufſtands nicht angejchlojjen haben, verbaften. Die 
Gubernatoren jollen joldye, nachdem jie ihre Vergehen geprüft baben werben. 
ihres Amtes entheben und dem Kriegsgericht übergeben ald boppelt Schul: 
dige: infofern fie ihren Eid zwiefach gebrochen haben, indem jie dem Aufitan: 
nicht nur nicht entgegentraten, wie es ihre Pflicht war, jondern jogar nid 
bemjelben angejchlojjen haben. In Art. 13 werden die Förjter und die Walr- 
wehr ebenfalld unter die Kriegshauptleute gejtellt. Diejenigen Beamten der 
Waldwehr, welche ſich des Verdachts der Unterlafjung von Anzeigen ſchuldig 
machen, follen wie die Aufftändiichen behandelt und kriegsgerichtlich abgeur 
tbeilt werden. Art. 19 endlich weilt die Verpflegung det Truppen auf tıe 
Güter von „am Aufjtande mehr oder weniger betheiligten* Gigenthümern an. 


9. Juni. (Rolen). In der Hauptkaſſe der Schakeommifjion von 


12. 
13. 


18, 


24. 


Warſchau wird ein großartiger Manco entdedt. 


» (Bolen). Der Kapuziner Konacsfi wird in Warfhau mittelk 
des Stranges hingerichtet. 

„ Bolen). Erzbifhof und Kapitel von Warſchau proteftiren gegen 
bie Hinrichtung eines Priefters. Der Erzbiſchof wird deßhalb te- 
legraphiih nad St. Petersburg befchieden und gebt ſofort babin 
ab, um nicht wieder zurückzukehren. 

„ (Polen). Die Nationalregierung erflärt, daß die betreffenden 
Beamten der Finanzceommifjion die in der Staatskaſſe mangelnden 
22,012,992 Gulden und 20 Groſchen poln. auf Befehl der Ma- 
tionalregierung von-der Hauptkaſſe an die Nationalregierungsfafien 
abgeliefert hätten. 

» (&innland). Ein kaiſerl. Ukas beruft den allgemeinen Land— 
tag der Stände Finnlands auf den 15. Sept. ein und ruft damit 
die finnifche Verfafjung von 1772 wieder ins Leben. 

a Die ruffifche Regierung rechtfertigt durch eine Girculardepejche 
die Abführung des Erzbifhofs von Warſchau nad) Rußland: 

. Die Umftände, inmitten beven bie verjchiedenen Schritte bes Gr;: 
bijchofs vor fi) gingen, bezeichnen ihre Bedeutung und erjchweren noch ihre 
Tragweite. Denn, in ber That, als die Dimijjionen der Mitglieber des 
Staatoraths eingegeben wurden, war es ben Beſtrebungen der revolutionären 
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Partei gelungen, bie polniſche Frage auf ben Boden ber europäiichen Diplo: 
matie zu ſtellen. Es banbdelte ji darum, glauben zu machen, bie Unord— 
nungen bed Königreichs jeien feineswegs die Thaten einer Minorität, fondern 
wirklicher Ausfluß einer wahrhaft nationalen Bewegung. Die Dimiffion des 
Erzbiſchofs mußte dieſem politiihen Manöver ein großes Gewicht geben. Auch 
geihab es, daß, im Augenblid, wo Migr. Yelinsfi in Warſchau feine Di— 
mifjion einreichte und fie auf die Vorjtellungen des Groffürjten wieder zu: 
rüdzog, dev Moniteur in Paris fie als angenommen darjtellte. Die Wir: 
fung auf die Discufjion des gejeßgebenden Körpers in Paris war aljo ber: 
vorgebradht. Auch dießmal noch gelang es dem freundlichen, doch feiten Worte 
des Großfürſten Statthalters den Erzbiichof zu einer gerechteren Würdigung 
ber Zurüdhaltung, welche ihm der Gharafter, mit dem er befleidet jei und 
die Pflichten gegen jeinen Herrſcher auferlegten, zurüdzuführen. Indeſſen 
wenige Tage fpäter fannte ganz Warſchau den Inhalt diejes Aufjages, Die 
fremde Preſſe gab mehrere Yejearten desjelben; der Wortlaut felbjt wurde zu— 
let der Deffentlichfeit übergeben. Als Miar. Felinski den an Ge. Maj. den 
Kaifer gerichteten Brief vorlegte, war man gerade am Vorabend ber beim 
franzöſiſchen Senat angekündigten Discufjionen wegen der Petitionen zu Guns 
ften Polens. Man begreift daher den Ginfluß, welden ein jo offenfundiger 
Beitritt des Erzbiſchofs von Warſchau zum Programm der Actionspvrtei aus: 
üben mußte. Die Amdiscretion, welche jie den Kommentaren des Publifums 
überliefert, genau in dem Augenblid als die Mächte über die Replifen dis— 
eutiren, welche jie den Regreſſivnoten des kaiſ. Gabinets machen wollten, war 
jo berechnet, daß der ganze Erfolg, den man von einem ſolchen Schritt er= 
wartete, eintraf. Obne zu prüfen, bis zu weldhem Punkt das Verfahren bes 
Migr. Felinski ſich mit jeinen Pflichten als hoher geiſtlicher Würdenträger, 
ber durch einen Treueſchwur an den Herrſcher gebunden und mit jeinem per= 
fönlichen Bertrauen befleidet war, vereinigen läßt, mußte das kaiſ. Gabinet 
baraus jchliefen, daß dieftr Prälat, indem er zwilchen den Gingebungen feines 
Gewifjens und äußern Antrieben ſchwankte, nicht mehr dem Zweck entſpreche, 
welchen man durch jeine Ernennung in einem jchwierigen Augenblid, wo es 
barauf ankam, bie moraliiche Autorität der Religion von dem Standpunft 
wieder zu erheben, auf weldhen man jie hatte ſinken lajjen, indem man unter 
ihrem gebeiligten Mantel die Berechnungen der politischen Leidenjchaften vers 
barg, hatte erreihen wollen. Es ijt augenjcheinlih, daß dieſe Schwächen den 
Erzbiſchof der Gefahr ausjegten, unter den Händen einer Partei, welche ent: 
jchlofjen war, vor feinem Mittel zurüdzufchreden, ein um jo gefährlicheres 
Inſtrument zu werden, als er aufrichtig und überzeugt war, Dieje Betrach— 
tungen haben jeine Berufung nach Rußland motivirt.“ 

(Littbauen). General Murawiew belegt die fümmtlichen lie— 
genden Güter des (polnifhen) Adels der Provinz willfürlih mit 
einer Abgabe von 10 %: 

„In Kenntniß gefegt, daß meine Projecte, betreffend die Belaftung ber 
liegenden Güter bes Adels mit einftweiliger zehnprocentiger Abgabe von dem 
von ihm jelbjt ermittelten und declarirten Ertrage bes in ihrem Beſitz ſich 
befindenden Aderlandes, bie höhere Beftätigung erhalten haben, beauftrage ich 
Ew. Grc, um bad Gintreiben der Abgabe vom grundbefigenden Adel des 
Ihnen anvertrauten Guberniums befto leichter zu bewerfftelligen, unverzüglich) 
entjprechende Anordnungen auf der Bafis folgender Hauptprincipien zu treffen: 
1) Die Eintreibung der zehmprocentigen Abgabe Freisweife nad) den zu biefem 
Zwed verfertigten Plänen, aus allen dem Adel gehörigen Gütern, und zwar 
durch bie Kriegskreiscommiſſäre und die ihnen untergebene Landespolizei zu 
bewerfitelligen.. 2) Zur Ginbringung ber von ben Grunbeigenthümern zu 
zahlenden Abgabe einen fiebentägigen Termin zu beftimmen. Sollte irgend 
einer der Grumdbefiger in der beftimmten Zeit die von ihm zu zahlende Ab: 
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gabe nicht entrichten, fo find ſofort die Kreispräfekten zu ermächtigen, unver: 
züglid und unnachfichtlich alle im Haus und Vorwerk ſich befindenden Nie 
bilien, Vieh, Pferde und Getreidevorrätbe bdejjelben zu verfaufen. 3) Uebe 
alle Grundbeſitzer, aus deren Familien ſich einzelne Mitglieder, obne ann 
geben wobin, entfernt haben jollten, mir jofort zu berichten, damit ih Xn 
ordnung treffen Fünne, ihre Abgabe zu erhöben, weil ſolche doppelt jhulm 
im Berbältniß zu Andern ericheinen. 4) Alle auf diefe Weiſe zufammenge 
brachten Summen baben die Kriegsfreispräfeeten an die Kreistarien abzulie 
fern ꝛc.“ 


27. Zuni. Zweiter gemeinfamer Schritt der drei Mächte Arankeis, 
England und Defterreih zu Gunften Polens: Uebergabe ber be— 
treffenden Noten an den Fürſten Gortſchakoff. 

(Rothrußland). Die Anfurrection will in Volhynien, Pe 
dolien und der Ukraine nicht recht Fuß faſſen. Kundmachung dei 
„Departements der poln. Nationalregierung für Nutbenien“: 

„Das Gentralcomite bat zu Ende des vorigen Jahres alle Kräfte Um 
grekpolens concentrirt, e8 legte den Unzufriedenen Schweigen auf, und * 
jiegte die Widerjpenftigen. Das gleiche Ziel erreichte furz darauf auch da 
Yitthauer Gomite. Nur in den Reußenländern gelang es der Nationalbebirk 
nicht, fih zum Mittelpunkte der patriotiichen Bejtrebung zu maden. iu 
Folgen waren leicht vorauszufehen. Während in Gongreppolen und Lıttbauen 
der Aufftand durch gejchidte Yeitung dem Feinde immer bedrohlicher wurde, 
zeigte jih die reußiſche Nationalbehörde machtlos jowohl gegen den in 
als zur Vereinigung der vorhandenen Kräfte. Das Gentralcomite, jept NK 
tionalregierung, bat ji dadurch bewogen gefunden, neue Mitglieder für da 
reußiſche Comité zu ernennen, die ganze bisher bejtandene Organtjation 
Voldynien, Podolien und der Ukraine aufzußien, und die Bürger biejer Fre 
vinzen zum Geborfam gegen die neu eingejeßte Behörde aufzufordern. Zur 
durch das Vertrauen der Nationalvegierung und ſolidariſch mit derſelben ver 
bunden, übernebmen wir die Yeitung dieſer Länder, und hoffen zuverſichtlid 
daß bie treuen Söhne bes Baterlandes, die traurigen Folgen der Anarıu 
erfennend, unter Führung der von uns ernannten Bebörden mit neuem Ci 
an’s Werk gehen werden.“ 

(Litthauen). Erlaß Murawiews gegen den niedern Adel un 
die feg. Einhufner, die vormals zum niedern Adel gehörten. Ti 
Grundjtüde aller Perfonen diefes Standes, welche an dem Aufitan 
theilnchmen oder ihn irgendwie begünftigen, follen ſofort denfelke 
abgenommen und zur Benügung den Taglöhnern und Heinen Bauen 
der Gemeinden, zu welchen fie gehören, übergeben werden, weht 
diejenigen, weldye fid) durch bejondere Verdienſte beim Niederwerfe 
des Aufjtands ausgezeichnet, vorzugsweife zu berüdjichtigen ſind 
Zugleid, werden die Bauern aufgefordert, jene Adeligen, welche ſid 
der Theilnahme am Aufftand fchuldig oder verdächtig machen, je 
fort zu verhaften und an das Militärcommando abzuliefern. 
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2. Juli. (Bolen). Gin Erlaß der geheimen Nationalregierung ordne! 
das DBerfahren der Revolutionstribunale und creirt zugleich 3 bödil: 
Gerichte oder Obertribunale in Warſchau, Litthauen und Ruthe— 
nien. Jedes Obertribunal befteht aus einem Präfidenten und vieı 
Nichtern, die ein Collegium bilden. Außerdem gehört ein Pro 
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curator dazu. Die Richter und den Procurator ernennt die Na— 
tionalregierung, bdiefelben find unabjeßbar. Die Obertribunale ent: 
beiden mit Stimmenmehrheit, die Urtheile berjelben find endgültig. 
Berufung von denfelben ift Niemandem geftattet. Alle VBorfchriften 
für die Revolutionstribunale gelten auch für die Obertribunale u. f. w. 

Juli. (Polen). Die geheime Nationalregierung becretirt ein Zwangs— 
anlehen von 26 Mill, poln. Gulden und ernennt Ladislaus Gar: 
toryski, Jofepb Ordega und Severin Galczowski zu Verwaltern 
diefer Schuld. 


„ (Littdauen) Proclamation Murawiews an alle Stände feines 
Amtsbezirks: 

„Es iſt die Zeit gefommen, in ber die Regierung entſchloſſen iſt, mit 
unbeugjamer Feſtigkeit dem verbrecheriichen Treiben ber Nebellen Grenzen zu 
fegen, nachdem fie ihnen bis jeßt Zeit und Mittel gegeben, um ſich zu be- 
denfen und zur Pflicht zurüdzufehren. Die Hauptförderer des Aufitanbes 
und ihre SHelfersbelfer, die alle Stände zur Theilnahme am Aufruhr ans 
fpornen, bie friedlichen Landbewohner aufreizen, ihr gemeinfchaftliches Ver: 
mögen rauben und die treuen und pflichtgetreuen Unterthanen bes Kaiſers 
einem qualvollen Tode unterwerfen, tragen eine große Verantwortlichkeit vor 
Gott, dem Kaifer und bem Volke, und werben ber gerechten Strafe nicht ent: 
geben. Aus den Acten ber Unterfuchungscommiflionen, ben Berichten ber 
Milttärchefs und den Ausſagen der Gefangenen geht hervor, daß außer ben 
Schlachtſitzen (Bauernabel), Stäbtern und jonftigem müßigem Volk, bas fich 
niemals durd gute Sitten ausgezeichnet, eine große Anzahl Perjonen, die an 
den gegenwärtigen Unordnungen tbeilnehmen und mitwirfen, ber katholi— 
hen Geiftlihfeit, dem eingebornen Adel und den Gutsbefikern 
angehört. Der got biefes Standes ift jo allgemein geworben, daß bie 
Adelsmarihälle, auf meinen Befehl gefragt, ſich nicht entichlieken fonnten, 
diejenigen Perjonen nambaft zu machen, auf deren politiihe Zuverläſſigkeit 
man bauen fünne. Die Friedensrichter und andere Perfonen, die bei ben 
Friebensinftitutionen Aemter befleiden, haben die heilige Pflicht, die ihnen 
von der Regierung und Gefellichaft auferlegt ift, Förderer ſolcher Einrichtun— 
gen zır fein, die das Wohl und Gedeihen des Volkes bezweden, vergejjen und 
find Hauptlenfer der revolutionären Bewegungen geworden. In Folge deſſen 
war ich gezwungen, fie aus dem Dienjte auszufchließen, dem Kriegsgerichte zu 
übergeben und einen großen Theil der riedensinftitutionen eingeben zu laſſen. 
Endlich bat die katholiſche Geiftlichkeit noch nie jo dreift und geſetzwidrig ihre 
verbrecherifhen Handlungen an den Tag gelegt, wie jetzt; ber Ruf zum Auf: 
ftande erjchallt von der Höhe der Kanzel; Reden, vom Geifte des Hafles und 
der Zeritörung durdpdrungen, hört man in ben katholiſchen Heiligthümern; 
ja einige fanatiſche Geiftliche greifen felbit zu ben Waffen, gejellen fich zu 
den Rebellenhaufen und führen einzelne berjelben an. Die hohe Geiftlichkeit 
aber, bie das beſte und ſicherſte Mittel bejist, um das Land zu beruhigen, — 
eine Ermahnung im Namen Gottes, zur Ordnung und gejeplihen Pflicht 
zurückkehren — ijt abfichtlih unthätig und gibt damit ihre Zuftimmung zu 
ben blutigen Wirren und Unordnungen, durch bie das Bolt, das ſich ber 
geſetzmäßigen Obrigfeit in Treue unterwirft, dem Kaifer, feinem Befreier, 
dankbar und grenzenlos ergeben iſt, litt und noch immer leidet. Eine ſolche 
Sachlage darf nicht länger geduldet werden. Ich rufe alle Stände zur Er— 
füllung ihrer Pflicht. Jedes Glied der Geſellſchaft iſt jetzt verpflichtet, ver— 
nünftig und redlich ſich zu ſeiner Unterthanenpflicht zu wenden und An— 
geſichts der gegenwärtigen Vorgänge, die das ganze Land mit unſäg— 
lichen Elend bedrohen, beſonders aber die Grundbeſithzer, die Regierung bei 
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Mieberherftellung ber Ruhe und Orbnung zu unterftiigen. Edelleuit um: 
Gutsbefiger insbejonders follen ihre unnügen Hoffnungen fahren laſſen un 
verantwortlich für ihre Familie und bie Perfonen, die fie, zu Verwaltern ir: 
Beſitzungen eingefeßt haben, fich der gefegmäßigen Gewalt unterwerfen, 1% 
Theilnahme am Aufftand und Unterjtüßung der Mebellen durch Geld un 
Vorrätbe aufgeben, die Böstwilligen, die fih auf ihren Gütern, Wälkrr 
überhaupt in ihrem Gebiete zeigen, anhalten und den Händen ber Regierum 
ausliefern. Im entgegengefebten Falle ift der Befehl ertbeilt, die Schuldiger 
zu ergreifen und dem Kriegsgerichte zu übergeben, ihre Befigungen aber m 
Beichlag zu belegen und die Ginfünfte berfelben, jowie ben Grlös von des 
verfauften beiveglichen Eigenthum zur Dedung ber Ausgaben, welde die de 
cififation des Landes erfordert und zur Unterjtügung berjenigen unglüdlise 
Familien, weldye burdy die Muth der Rebellen gelitten haben, zu verwendet 
Von meiner Seite werden ſchon alle Anordnungen getroffen und auch in Au 
führung gebracht, die auf Unterdrüdung und Vernichtung der rebelliicen In 
triebe binzielen. Ih babe die Militärobrigfeiten in Uebereinitimman 
mit meiner bereits veröffentlichten Anftruction zur Organifation einer mil 
tärifch-bürgerlichen Verwaltung im Lande mit Vollmachten zu entſchiedenes 
Handeln ausgejtattet und ihnen aufgetragen, alle beim Kaijer und ber X 
gierung treuen und ergebenen Einwohner, insbejondere die Yandbevölterum 
unter ihren Schuß zu nehmen und durch Militärgewalt vor Mißhandlunze 
ber Aufftändifchen ficher zu ftelen. Ach babe an die zeitweilig verpflicteen 
und Kronbauern einen Aufruf ergeben laffen, fie möchten Milizen bilden, um 
ihre Dörfer vor Plünderung und ber Wutb der nfurgenten zu bemabren: 
ich habe ihnen die Weifung gegeben, fie follen in den Grenzen ihrer Ter; 
gemeinden und Meiereien Teine Zujammenfünfte der Aufrübreriichen, ! 
waffnung und überhaupt Vorbereitung zum Aufftande dulden, fondern alt 
Theilnehmer und Förderer des Aufftandes, weh Ranges und Standes fie uud 
feien, ergreifen und fie den nächſten Militärcommandos übergeben. Die X 
gierung wird bei ber Grfüllung ihrer Pflicht, das Land von bem lem 
welches die Revolutionsparteien über dasjelbe bringen, zu erretten, nic 
fhwanfen; jie wird die Theilnehmer und Führer des Aufitandes nicht um! 
firaft laſſen, indem fie lieber an Einzelnen ein ftrenges Beifpiel ftatwirt, a! 
unnüßes Blutvergieken und Opfer zuläßt. Viele der Schuldigen haben lau 
friegsgerichtlihen Urtheils ſchon die verdiente Strafe erlitten; Hunderte v0 
Ba und unter biefen eine nicht geringe Anzahl Geiftlicher und Cut: 
befiger, werden in Feſtungen und Kerfern gefangen gehalten und mad Feen 
bigung ber Unterfuhung nach dem Maße ihrer Schuld geitraft werden. 1" 
bem bie Regierung alle Mittel zur Wiederberftellung der Ordnung amven“ 
unb den gejeglichen Weg gebt, um ben Staat ganz und ungetbeilt zu @ 
halten, wird fie in ihrer Thätigfeit vor Teinem Hinderniß zurückbeben; au 
bie Heeresmacht und das Volk geſtützt, ift fie ftarf und unbezwingbar, un 
bas Bewußtjein der Gerechtigkeit dev Sache und das patriotifche Gefühl gun 
Rußlands für biefelbe mehren und Fräftigen ihre Stärke. Der weſtliche The! 
iſt ſowohl durch die Mehrzahl der eingebornen Bevölkerung, als durch bin 
riſches Recht ein ruſſiſches Land, ein altes Eigenthum der ruſſiſchen Kaiſet, 
und nur durch ein unzertrennliches Band mit der ruſſiſchen Nation kann det 
Adel dieſer Gegend, der ſich den Polniſchen nennt, von der Gnade bes Me 
narchen Verbeſſerung feines Daſeins erwarten; jetzt aber arbeitet er durd 
gejegwidrige Handlungen felbjt ber Ausführung biefes Vorhabens entgegen. 
Ih fage, jeder Verſuch, von welcher Seite er auch ausgeben mag, bie Cm: 
pörung mit irgend weldyen Mitteln weiter aufrecht zu erhalten, wird mi 
Strenge und unwanbelbarer Gerechtigkeit verfolgt werden ; zugleich erfläre i@ 
aber auch, daß ich, vom Willen bes Kaifers berufen, dem Lande bie Ruß 
wieder zu geben, bereit fein werde, bie Hand zur Hülfe zu reichen und am duße 
bes Thrones unjeres gnäbigen Monarchen für jene unplüdlichen Opfer ein 
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wahnfinnigen Aufhetzerei unb eines treubrüchigen Betrugs Fürſprache einzu: 
legen, bie, zu eibverlegenden Handlungen verleitet, volle und offenherzige Reue 
zeigen und, zur Unterihanentreue zurückgelehrt, bieſes nicht nur durch Worte, 
ſondern durd⸗ Thaten beweiſen werden.“ 

7. Juli. (Polen) Der Markgraf Wielopolski erhält Urlaub, 
General Berg ſtatt ſeiner den Vorſitz im Staatsrathe 
bei Verhinderung des Großfürſten Statthalters. 


„. u (Ritthauen) Gin Decret Murawiews befiehlt den Gouver— 
nieuren ber Bezirke von Wilna, Grodno, Kowno und Minsk, fofort 
ben Geſammtbetrag der von den nfurgenten in den betreffenden 
Kreifen weggenommenen Gemeinde: und Staatsgelder zu ermitteln, 
fodann denjelben, „auf die den Bürgern polnifher Nationalität 
gehörigen Befigungen zu repartiren und zugleid den militärifchen 
Befehlshabern in den Kreifen unbedingte und unnacfichtige Betrei— 
bung der auf die Befiungen Fommenden Beträge binnen zehn Tas 
gen anzubefehlen, im Falle aber, wenn irgend ein Befiger binnen 
der gejtellten Frift die befohlene Zahlung ber auf feine Befigung 
repartirten Summe nicht leiften follte, das Beſitzthum bes Unge— 
horſamen behufs Beitreibung des Betrages verkaufen zu laſſen.“ 


8. „ Kaiſerl. Ufas, betr. die Smancipation der (mehr als 2 Mill. 
Seelen zählenden) Faif. Apanages und Domiänenbauern. Durd 
dieſe Maßregel werben denfelben „nicht nur alle diejenigen perſön— 
lihen Nedte gewährt werben, welde den aus ber Leibeigen: 
fchaft getretenen Bauern gewährt worden, und weldye fie bisher 
nicht gehabt hatten, fondern ihnen auch behufs Berbefferung und 
Befeftigung ihrer ökonomischen Verhältniffe ihre Landquoten unter 
beſonders feitgefegten Bedingungen als Eigenthum überlafjen werden, 
fo daß alle kaiferlihen Palais: und Apanagenbauern 2 Jahre nah - 
der Publikation des Neglements über ihre neue Örganifation in 
die Claſſe der bäuerlihen Landeigenthümer ‘treten können.“ Es 
wird ihnen biefür bie Verpflichtung auferlegt, im Laufe von 49 Jah: 
ren den Kaufpreis an bie Krone in ſolchen Jahreszahlungen abzu—⸗ 
tragen, welche den Obrok, den ſie bisher für die bloße Benuhung 
derſelben Ländereien gezahlt hatten, nicht überſteigen. 


„ @olen) In allen Kirchen Warfhaus wird ein Erlaß des 
furz zuvor ernannten Oeneralvicars der Erzdiöcefe verlefen, durch 
welchen wegen der Gefangenhaltung des Erzbiſchofs eine allgemeine 
Kirchentraner angeordnet wird. „Die Gloden, Orgeln, Mufit und 
Gefang follen ſchweigen, bis unfer Erzbischof zurücgefehrt fein wird.” ' 

Antwort Rußlands auf den zweiten Schritt der drei Mächte, Die 
ruſſiſche Regierung lehnt alle Begehren derfelben unumwunden ab, 
die Erörterung der ſechs Punkte, fo lange die Ordnung in Polen 
nicht wiebderhergejtellt fei, den Waffenftillftand als mit ber Würde 
des Kaiſers unverträglich, die vorgefchlagenen Eonferenzen ber Wiener 
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Vertragsmächte endlich, indem es lediglich Conferenzen der brei 
Theilungsmächte für angemeſſen erklärt. 


Antwort an England: „... Lord Ruſſel legt ung ſechs Nunfı 
vor, bie er für geeignet hält, die Pacififation des Königreibs Polen herbei 
zuführen... . Wir find nidt im Stande, biefe Hoffnung obne gewifje Ber: 
behalte zu tbeilen. So wie wir die Sache anjeben, muß ber Reorganilation 
des Königreichs unter allen Umftänden bie Wiebderheritellung der Ordnung ım 
Lande vorangehen. Dieſes Nefultat hängt von einer Bedingung ab, auf melde 
ich die Regierung Ihrer britiihen Maj. aufmerlſam gemacht babe und welde 
nicht nur umerfüllt, fondern nicht einmal in ber Depeihe Lord Rufjels be 
rührt ift. Wir meinen bie materielle Unterftübung und moraliiche Grmutb 
gung, welche den Aufſtändiſchen von außen zu Theil wird, ... Wenn Yort 
Rufjel genau von dem, was im Königreich Polen vorgeht, unterrichtet wäre, 
fo würde er, wie wir, wiſſen, daß die bewaffnete Empörung überall, wo fi 
auch immer Gonfiftenz zu gewinnen und ſich ein fichtbares Haupt zu geben 
fuchte, ftets zermalmt worden ift. Die Mafjen haben fih von ‚ihr fern ge 
halten, die ländliche Bevölkerung beweift ihre offene Feindſeligkeit wegen ba 
Unordnungen, durch welche die Agitatoren die induftriellen Claſſen ruiniten 
Der Aufitand erhält ſich allein durch einen Terrorismus, wie er noch nie in 
ber Gefchichte vorgefommen. Die Banden werben bauptfählih aus Elementen 
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und zerjtreuen fich bei dem erjten Angriffe, um ſich an anderen Orten wieder 
zufammenzufinden. Werben fie zu bart bedrängt, jo gehen fie über die Grenze. 
um an einem anderen Punfte wieder ins Land hereinzulommen. An peli: 
tifcher Beziehung ift das ein Bühnenefject, mit dem man auf Europa wirlen 
will. Das Uctionsprincip ber leitenden Comités von außerbalb iſt, Die Agi— 
tation um jeden Preis aufrecht zu halten, um der Prefie fortwährend Ston 
zu Berichten zu liefern, bie öffentliche Meeinung zu täufhen und zur Pilaae 
ber Regierung eine Gelegenheit oder einen Vorwand zu einer biplomatiichen 
Intervention zu geben, welche zur militäriihen Action führen jol. Ale 
Hoffnung des bemwafineten Aufftandes ift darauf gerichtet, darauf Bin bat er 
von Anfang an gearbeitet. Lord Ruſſel wird zugeben, daß bei bieler Lage 
bie Mafregeln, welche er uns anempfiehlt, fih nur mit Schwierigfeit practiic 
zur Anmwenbung bringen laffen würden. ... . Wenn Earl Rujiel aufmerfiam 
ben Grzeugnijjen jener Preſſe folgt, welche der polnischen Rebellion ergeben 
ift, fo muß er wiljen, daß die Anfurgenten weder Amnejtie, noh Autonomie, 
noch eine mehr oder weniger vollitändige Wertretung verlangen. Gelbit bie 
volftändige Unabhängigkeit des Königreihs würde für fie nur ein Mittel zur 
Grreihung des eigentlihen Ziels ihrer Beftrebungen fein. Dieſes Ziel üt 
bie Herrſchaft über Provinzen, in welchen die ungeheure Mehrheit der Be: 
völferung dem Bollsjtamme ober der Religion nah aus Rufen beitebt; mit 
Einem Worte ein bis nad beiden Meeren fich eritredendes Polen, welches 
unausbleiblich einen Anſpruch auf die polnischen Provinzen im Gefolge haben 
würde, bie anderen benachbarten Mächten gehören. Wir wollen bier fein 
Urtheil über diefe Beftrebungen füllen. Es genügt für uns, zu zeigen, daß 
fie vorhanden find, und bak die polnischen Anjurgenten fein Hebl daraus 
machen; das Refultat, zu dem fie fchließlich führen würden, fann nicht zwei— 
felbaft jein. Es würbe ein allgemeiner Weltbrand werben, ben die in allen 
Ländern zerjtreuten Glemente der Unorbnung, welche eine Gelegenbeit juchen, 
Alles in Europa auf ben Kopf zu ftellen, verichlimmern würben. 

„Hiernad wird es uns ber erite Staatsjecretär Ihrer britifchen Majeität 
wohl erlafjen, feinen auf Einftellung ber Feindſeligkeiten abzielenden 
Vorſchlag zu beantworten. Der Zwed läßt fih nur dadurch erreichen, daß 
bie Injurgenten ihre Waffen niederlegen und fich ber Milde bes Kaiſers 
überantworten. Jeder andere Ausweg würde umverträglich mit der Würde 
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unſeres erbabenen Gebieters und ben Gefühlen der ruffiihen Nation fein. 
Zudem würde er ein Refultat haben, welches geradezu im Wiberjpruch mit 
dem von Lord Ruſſel empfohlenen ftände. 

„Was bie dee einer Gonferenz der acht Mächte betrifft, bie ben 
Wiener Bertrag unterzeichneten, auf welchem bie als Baſen zu Grunde ge: 
legten jehs Punkte erörtert werden follten, jo erbliden wir im ihr ernftliche 
Unzuträglichfeiten, ohne dak wir im Stande wären, irgend einen Vortheil' 
barin zu ſehen. Wenn bie betreffenden Maßregeln zur Bacififation des Landes 
binteichen, jo erjcheint eine Gonferenz zwedlos. Sollten hingegen bie Maß: 
regeln weiterer Erwägung unterbreitet werden, jo würde baraus eine birecte 
Ginmifhung fremder Mächte in die intimjten Verwaltungsdetails erfolgen, 
eine Einmilhung, welche Feine Großmacht geftatten darf, und welche England 
in Bezug auf feine eigenen Angelegenheiten ſich ficher nicht gefallen laffen 
würde. ine jolhe Einmiſchung würde weber. dem Geiſte noch dem Bud): 
ſtaben ber Wiener Verträge entiprechen, auf Grundlage derer wir die Mächte 
zu einem freundbichaftlihen Ideenaustauſche eingeladen haben; fie würbe bie 
Wirkung haben, das Ziel, welches fie ſich geitedt haben, noch weiter in bie 
Ferne zu rüden, indem fie die Regierung ihres Anjehens und ihrer Autorität 
beraubte, und bie Anſprüche und Illuſionen ber polnischen Agitatoren noch 
erböbte. Das im Jahre 1815 beobachtete Verfahren fcheint uns Flar genug, 
bie Beichaffenheit der Berathungen anzudeuten, welche über ragen jtattfinben 
fönnen, die einerfeits auf allgemeine Intereſſen, und andererfeits auf admi— 
nijtrative Detail® Bezug haben, welche ausichließlich in ben Bereich der be— 
nahbarten fouveräinen Staaten fallen. Damals warb in ber Praris ein 
Unterjchied zwijchen diefen beiden verjchiebenartigen Intereſſen fejtgejtellt. Die 
einen waren Gegenſtand bejonderer Verhandlungen zwijchen den Höfen Ruß: 
lands, Defterreihs und Preußens, zwiichen welchen die geichichtlichen Ueber: 
lieferungen eine fortwährende Berührung und unmittelbare Nachbarichaft, eine 
innige Solidarität geichaffen hatten. Alle Beitimmungen, welche die innere 
Verwaltung und bie gegenjeitigen Beziehungen ber jeit dem Wiener Congreſſe 
unter ihre Herrichaft geitellten polnifchen Gebietstheile regeln follten, find in 
Verträgen niedergelegt, welche am 21. April (3. Mai) 1815 direct zwijchen 
diefen drei Höfen abgeichloffen wurden. Später wurden fie durch eine Reihe 
bejonderer Conventionen vervollftändigt, jo oft die Umſtände es erheijchten. 
Bloß die in dieſen Verträgen erwähnten allgemeinen Grundſätze, welche Eu: 
ropa interefjiren fonnten, wurden in die Wiener Gongrefacte vom 29. Mai 
(9. Juni) aufgenommen, die von allen dazu eingeladenen Mächten unter: 
zeichnet ward. Gegenwärtig handelt es jich nicht um dieſe allgemeinen Grundfäge ; 
doch würden bie adminiftrativen Details unb weiteren Arrange— 
ments einen brauchbaren Gegenſtand zur Discufjion durch die brei Mächte ab- 
geben, um die Stellung ihrer polniſchen Befitungen, auf welche jich bie Beſtim⸗ 
mungen ber Verträge von 1815 erjtreden, in Einklang mit den Anforderungen 
ber Gegenwart und bem Fortichritte der Zeit zu bringen. Das kaiſerliche Ga: 
binet erklärt fich ſchon jett bereit, in Ähnliche Unterhandlungen mit den Ca— 
binetten von Wien und Berlin zu treten. ebenfalls ijt die Wiederberitel: 
fung ber Ruhe eine unerläßliche Bedingung, die jeder ernftlichen Anwendung 
ber zur Pacificirung bes Königreihs bejtimmten Mapregeln vorbergehen 
muß. ...“ 

Antwort an Frankreich: „... Wir ſchätzen uns glücklich, zu ſehen, 
daß das Tuileriencabinet gleichfalls dem Gedanken, ber uns bei der Beant— 
wortung ihres erſten Schrittes leitete, Gerechtigkeit widerfahren läßt. Diefer 
Gedanke entjprang nicht allein aus dem Wunjche, einem Begehren, das uns 
in freundjchaftlichiter Korm ausgebrüdt worden war, zu genügen. Gr war 
uns außerdem burch das Gefühl ber moralifhen Solidarität vorgefchrieben, 
welche, gegenüber ber ——— Action der revolutionären Ele— 
mente aller Länder, bie ſich heute in dem Königreiche Polen 
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concentrirt, und ben europäifhen Charakter ber Frage bil: 
det, zwiſchen den Großmächten beſteht. Wir mußten um ſo mehr die Auf 
merffamfeit ber Regierung des Kaijers Napoleon dieſem Gegenſtande zuwenden,. 
als einer der Hauptherde dieſer Aufregung ſich in Paris ſelbſt befindet. Mt 
Benützung ihrer geſellſchaftlichen Verbindungen bat die polniſche Emigration daieltn 
eine ausgebehnte Verſchwörung organifirt, die einerjeits ben Zwed bat, durs 
ein Syſtem beifpiellofer Schmaͤhung und Verläumdung bie öffentliche Meinun: 
Frantreichs irre zu führen, anbererjeits, bie Unordnungen in bem Königreidx 
theils burch materielle Unterſtützung, theil® durch die Schredensherrichaft eines ver 
borgenen Gomit&'s, theils durch Verbreitung beſonders ber Ueberzeugung einer ar 
tiven Intervention von Außen zu Gunjten der unfinnigiten Beftrebungen ve 
Aufftandes, zu unterhalten. Diefer Einfluß ift heutzutage die Hauptquelle eine: 
Aufregung, die obne benfelben bereits unter der Action der Gelee, vor ber 
Sleihgültigfeit oder dem Miderwillen der großen Maffe erlofchen wäre. Ir 
ihm muß man aljo die moralifhe Urſache der Verlängerung der peinlicen 
Sachlage fuchen, deren jchleunige Beilegung die franzöfiiche Regierung, wir 
wir, fo febnlih im Namen des Friedens und der Menichlichkeit herbe iwünſcht 
Wir geben und gerne bem Glauben bin, daß fie feinen Mißbrauch ibres 
Namens zum Vortheil der Revolution in Polen und Europa geftattet wirt. 
Diefe Erwägungsgrünbe beftimmen ben Charakter der von uns an bas Tu: 
leriencabinet gerichteten Einladung; fie beftimmen gleichfalls ben (Hegenitant 
und bie Tragweite des Koeenaustaufches, zu dem wir baffelbe aufgeforder 
haben. Wenn in einem Lande die Ordnung ernftlich geitört ift, jo vermögen 
bie benachbarten Staaten nicht gleichgültig dabei zu bleiben, und bie übrigen 
Mächte Fünnen ohne Zweifel, im Hinblid auf die allgemeine Sicherheit, An 
tbeil daran nehmen. Aber ein politives Recht in diefer Beziehung läßt jie 
nur auf die Beftimmungen ber bejtehenden Verträge begründen. Desbalb 
müffen wir ſelbſt aus bem freundliden Ideenaustauſche, 
auf den wir uns einzulaſſen geneigt ſind, jede Anfpielun: 
auf Theile des ruffifhen Reiches ausfhließen, auf welde jid 
feine Sonberbeftimmung irgend einer internationalen Acte 
anwenden läßt... 

Antwortan Defterreid: — In Bezug auf Berathungen in 
Conferenz, an welchen alle Mächte, welche bie Wiener Generalacte v. 27. Mai 
(9. Juni) 1815 unterzeichnet haben, Theil nehmen würden ... verwöchten 
wir weder Opportunität noch praftifchen Nuten darin zu erfennen, daß ihrer 
Berathung Fragen unterzogen würden, welche fih an das innerfte Detail ber 
Verwaltung bes Königreichs fnüpfen würden. Keine Großmacht Fönnte auf 
eine jolche birecte Einmiſchung in ihre inneren Angelegenheiten eingehen. Die: 
ſelbe liegt übrigens weder im Geiſte, noch im Buchſtaben der beſtehenden Rer: 
träge und würde das Ziel der Pacififation, auf welches alle Wünfche und 
Bemühungen ber Mächte gerichtet find, nur weiter binausrüden, indem fie 
die Anmafungen ber polnischen Agitatoren um eben fo viel erhöhen, ale bas 
Anjeben ber fouveriinen Autorität verringern würbe. Kerr Graf v. Rechbera 
bat, indem er jeinen eventuellen Beitritt zu einer derartigen Gombination von 
ber vorläufigen Zuftimmung bes faijerlihen Gabinets abbängig machte, mit 
einem von unferem erbabenen &ebieter vollfommen gewürbigten Billigfeite- 
gefühle felbit die Unmöglichfeit geahnt, in welcher wir uns befänden, darauf 
einzugeben. Wir erfennen mit Vergnügen in biefer Zurüdhaltung einen Be: 
weis der freundichaftlihen Gefinnungen des Wiener Gabinets und ein Zeugniß 
ber richtigen Würdigung ber Situation von Seite des Herrn Grafen von 
Nechberg. . . . “ 


15. Juli. Ein Faiferl. Decret ordnet für den November eine neue Necrus 
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tirung von 10 auf 1000 Seelen an. 
(Litthbauen). Ein Decret Murawiews belobt die von ihm ins 
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Leben gerufenen Bauernwachen zu Berfolgung und Entbedung Auf: 
ftändifcher und verheißt denfelben für jeden von ihnen aufgegriffenen 
und an ben Kreismilitärchef abgelieferten Aufftändifchen 3 Silber: 
rubel und wenn er bewaffnet ift, 5 ÖSilberrubel. 

Juli. Das öfterr, Cabinet Iehnt die von Rußland in feinen Antworten 
an die brei Mächte vom 13. Juli verfuchte Trennung Oeſterreichs 
von den Weſtmächten fofort entfchieden von der Hand (f. Defterreich). 

.„» (Littbauen) Kin Erlag Muramwiews befiehlt, daß „diejenigen 
Aufftändifchen, welche fih in den Wäldern aufhalten, verbiffene und 
in Bosheit befangene Rebellen, fobald fie gefangen genommen wer: 
den, zumal wenn fie Bürger, Adelige oder Geiftliche find, binnen 
24 Stunden dem Kriminalgerichte übergeben und mit dem Tode 
bejtraft werben follen, nachdem die Militärbefehlshaber der Kreife 
das Urtheil beftätigt haben.” 

- » Die Bauernemancipation wird in Rußland als in ihrem erften 
Stadium durchgeführt betrachtet. 

» (Bolen). Die geheime Nationalregierung cerläßt der biploma= 
tifchen Intervention gegenüber, deren Zielpunfte fie für ungenügend 
erflärt, eine Proflamation an die Polen und ein Manifeft an bie 
Völker und Regierungen Europas, in welder alle nationalen For— 
derungen in ihrem ganzen Umfange feitgehalten und namentlich 
auch Litthauen und Reußen als untrennbare Gebiete Polens be: 
zeichnet werben. Als Endziel des Aufftands wird neuerdings bie 
Piederaufbauung Polens in den Grenzen von 1772 erklärt. 

»„ Der Kaifer befichtigt die zur Bertheidigung Finnlands getroffer 
nen Maßregelı. 


11., 12. Aug. Ingland, Frankreich und Oeſterreich verwenden fich 
zum brittenmal in übereinftimmenden Noten an die ruflifche Re: 
gierung für Polen. 

Aug. (Polen). Cine Verfügung der rufjifhen Regierung fett für 
alle Städte einen 12tägigen Termin für die Entrichtung ber rüd: 
ftändigen Steuern an, nad) befjen Ablauf folgende Mittel ange: 
wendet und zur Ausführung gebracht werden follen: F. 1. Den 
Hausbefigern eine militärifche inquartierung, ohne die minbefte 
Rüdfiht in der Ausdehnung, wie fie das Haus nur zu fallen im 
Stande ijt, zu geben. $ 2. Häuſer, Magazine, Fabriken ꝛc. 
zu fliegen und mit dem Faiferlihen Siegel zu verſehen ıc. 

u (Rothrußland). Ein Faiferl. Ukas verkündet für die Ukraine 
wejentlich diefelbe Maßregel, wie fie unter dem 13. März für Lit: 
thauen getroffen wurde. Mit dem 13. Sept. foll jebes obligato: 
rifche Verhältniß zwifchen Adel und Bauern aufhören unb Tebtere 
ben Kaufpreis nicht an die Grundbeſitzer, fondern an die Re: 
gierung zahlen, durch welche alfo der Adel allein zu feiner Entfchä: 
bigung gelangen Tann. 
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25. Aug. Großfürſt Eonftantin geht von Warfchau nah St. Petersburg, 
um nicht mehr nah Polen zurüdzufehren. 

Durch kaiſerl. Ukas wird ein großer Theil der Reſervearmee zu 
Linie herangezogen, was als eine worbereitende Maßregel zur Me: 
bilifirung angefehen wird. 

— „ (Binnland). Ein kaiſerl. Ukas geftattet der finnifhen Eprade 
das gleiche Necht wie der bisher officiellen ſchwediſchen. 


” " 


5. Gept. (Polen). In Warfhau wird eine Verfügung bes Stattbal: 
ters in Betreff der Einziehung der rüdftändigen und laufenden At: 
gaben bekannt gemadt. „In Erwägung, daß die bieherige Erecu: 
tionsart zur Gintreibung von Steuern, felbft die Cinquartierung 
größerer Militärabtheilungen, unter ben jeßigen Umftänben nicht 
ausreichend it, wird der Perfonalarreft und das Schließen ber 
Handlungen und Fabriken als Srecutionsmittel eingeführt.“ 


7. „ Rußland beantwortet die dritten übereinftimmenden Depefchen ber 
breit Mächte dadurch, daß es bie Disceuffion für geſchloſſen 


erklärt. 

Antwort an England: „... Indem wir bie Bemerfungen, meld 
Lord Ruſſel anführte, mit der Achtung empfingen, welche wir ftets für bie 
Meinungen ber Regierung J. brit. Maj. begen, können wir nur bedauern, 
daraus den Schluß ziehen zu müjjen, daß wir das Ziel nicht erreicht haben, 
weldhes wir uns vorgejtedt hatten. Von dem Augenblide an, wo dieſe Die: 
cuffton nur darauf hinausgehen konnte, die Verichiedenbeit unferer Anficten 
zu conftatiren und zu beftätigen, würde es nur zu fehr gegen unfere verjöhn: 
lihen Dispofitionen gehandelt fein, diele Discujjion zu verlängern, und mir 
glauben, daß wir in biefem Punkte mit den Gefühlen des eriten Staatsjecre 
tärs J. brit. Maj. nicht im Wibderjpruche jtehen.“ 

Antwort an Frankreich: . Wir glauben den Wünſchen bes Hrn. 
Minifters der auswärtigen Angelegenbeiten Frankreichs entgegenzufommen, in: 
bem wir uns einer jerneren Discuffion enthalten, weldie den von uns in 
Ausficht genommenen verjöhnlichen Zwed nicht erfüllen würde, wenn fie zu 
nichts anderem führen follte, als beide Regierungen in ihren Anfichtem über 
eine Frage zu beftärfen, über welche wir lebhaft bedauern, uns mit dem Tui: 
feriencabinet nicht in Uebereinftimmung zu finden. Wir werben in ber De 
peiche bes Hrn. Drouyn de Lhuys nur einen Punkt befonders bervorbeben, 
weil uns darauf anfommt, zum voraus jeden neuen Anlaß zu Mißverftänd: 
nifjen zu befeitigen. ch jpreche bier von ber wiederholt und unter verjchie: 
denen Formen durch Hrn. Drouyn de Lhuys vorgebrachten Anjpielung auf die 
weftlihen Provinzen Rußlands, als ſeien dieſe in einem gewiſſen Grad der inter⸗ 
nationalen Stipulationen theilhaftig, welche 1815 die Geſchicke des Herzogthums 
Warſchau geregelt baben. Das fatjerl. Gabinet vermag diejen Standpunft in 
feinen, 7 ft nicht dem bejchränftejten, Maße zuzulaſſen, und Ew. Grc. wird 
erfuht, Hrn. Drouyn de Lhuys die bereits in meiner frübern Depeiche ge: 
machte Erflärung zu wiederholen, daß, ftets bereit, ihre Verpflichtungen gegen 
alle Mächte gewilienhaft zu erfüllen, Se. Mai. jebe Anipielung auf Xbeile 
feines Reiches, auf welche keinetlei internationale Stipulation ihre Anwendung 
u kurzweg ſelbſt aus einem freundſchaftlichen Ideenaustauſch ausſchließen 

muß. 


Antwort an Defterreid: Einen fo roßen Werth wir auch 
barauf gelegt hätten, ung mit dem Wiener Gabinet in einer Frage, von ber 
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wir glauben, daß in berjelben unſere Intereſſen identiſch find, zu verftändigen, 
jo find wir doch entfernt davon, eine Discuffion verlängern zu wollen, weldye 
nur eine Verſchiedenheit der Meinung berausftellen würde, . .“ 

. Sept. (Polen) Warfhau wird auf 10 Tage vollftändig abgefchloffen 
und dem jtrengften Belagerungszuftand unterworfen, um wo möglid 
endlih der geheimen Nationalregierung auf die Spur zu Tommen. 
Selbft die Frauenflöfter werden nicht verfhont. Die geheime Na: 
tionalregierung wird nicht gefunden. 


„ &innland). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Kaifers: 
„ . . Ich batte die Regierung des Großfürſtenthums ermächtigt, Anleihen 
zu machen ausjchlieglich zu dem Zweck, den Anjprüchen bes letzten Kriegs zu 
genügen und bie Kojten der Eijenbahn von Helfingfors nad Tamwaftehus zu 
beden. Der Redenjchaftsbericht über die Verwendung ber Anleihen wird er: 
geben, daß bie gegenwärtigen Ginfünfte binreihen, um biefe Schuld zu ver: 
zinjen und zu amortifiren. Mein Wunſch iſt es jedoch, daß in Zufunft Feine 
neue Anleihe gemacht werde ohne AZuziehung der Stände des Groffürjten: 
thums, abgejehen von einer unvermutheten feindlichen Invafion oder einem 
anderen unvorbergejebenen öffentlichen Unglüd. Die neuen Steuern, bie ich 
bem Landtage werde vorjchlagen laſſen, find dazu bejtimmt, verjchiedene Maß: 
regeln auszuführen, welche auf das Wohlfein bes Landes und bie Beförderung 
des Volfsunterrichts berechnet find. Manche Beftimmungen der Grundgejepe 
find nicht mehr anwendbar auf ben Zujtand der Dinge, der feit dev Vereini— 
ung des Großfürſtenthums mit dem ruſſiſchen Reich eingetreten iſt; andern 
—* es an Klarheit und Beſtimmtheit. In dem Wunſche, dieſen Unvollkom— 
menheiten abzuhelfen, beabſichtige ich Geſetzentwürfe ausarbeiten zu laſſen, 
welche Erläuterungen und Ergänzungen jener Beſtimmungen enthalten, und 
dem nächſten Landtage, ben ih in Drei Jahren einzuberufen denke, 
vorgelegt werben jollen. Das conftitutionellemonardhijhe Princip 
aufrecht erhaltend, welches ben Sitten des finniichen Volfes innewohnt, und 
das in allen feinen Gejegen und Inftitutionen ausgeprägt iſt, will ich in dieſe 
Entwürfe ein ausgebehnteres, als das jetzt von den Ständen befejjene Recht 
zur Ordnung ber Steuerveribeilung, fowie das Recht, Anträge zu ftellen, das 
jie vor Alters bejejjen, aufnehmen lajien, werde mir jedoch in allen Fragen, 
welche eine Aendberung ber Grundgeſetze betreffen, das Recht ber Initia— 
tive vorbehalten. Sie fennen meine Gefinnungen, meine Wünjhe für das 
Glück und Gedeihen der meiner Fürforge anvertrauten Völker; Feine meiner 
Handlungen ift dazu angethan geweien, das Verſtändniß zu jtören, welches 
zwiſchen dem Souverän und ber Nation herrfchen foll. Ach wünjche, daß basjelbe 
jortdauere, daß es wie bisher eine Bürgjchaft ber guten Beziehungen jein möge, 
die mich mit dem braven und loyalen finnifchen Volt verbinden, Es wirb 
mächtig beitragen zu ber meinem Herzen jo theuren Wohlfahrt des Landes, 
und mir einen Beweggrund mehr liefern, Sie in regelmäßiger Wiederkehr um 
mich zu verfammeln. An Ihnen ijt es, duch die Würde, Mäßigung und 
Ruhe Ihrer Verhandlungen zu beweilen, daß in den Händen eines verſtän— 
digen, zur Arbeit entjchlojjenen, mit feinem Fürften in einem praftiihen Sinne 
für die Gntwidelung feiner Wohlfahrt einigen Volkes liberale Anjtitutionen, 
weit entfernt eine Gefahr zu fein, vielmehr eine Vürgichaft der Ordnung und 
des Gedeihens werben.“ 

. „ (Bolen). Attentat auf General Berg in Warſchau. Der 
Palaft Zamoysti, aus dem es gefchehen, wird vom ruffiihen Mi: 
litär geplündert, 

„ Bolen). Die geheime Nationalregierung erklärt, daß bas At⸗ 


tentat auf ©eneral Berg auf ihren Befehl ftattgefunden habe; „der 
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Zweck desfelben war, dem Negime des Generald Berg, welder bie 
Miſſion erhalten hatte, die Murawiew'ſche Ausrottungspolitit im 
Königreiche ind Leben zu rufen, gleich bei feinem Beginn ein Ende 
zu machen,” 


15, Det. (Litthauen). Gin Erlaß Murawien’d an die Regierungen 
der unter ihm ftehenden Gouvernements erklärt den Nufftand im 
feinem Bezirke für unterdrüdt, 

27. „ Bolen) In Warſchau wird von der ruffifhen Regierung da: 
Tragen jeder Art von Trauerfleidern verboten. 

31. „ Dfficiele Entlafjung des Gropfürjten Conftantin als Statthalter 
von Polen. ©eneral Berg tritt vollftändig an feine Stelle. 

— „ (Bolen). General Berg legt der Stadt Warſchau, „welde 
eine fo große Zahl Verfhwörer und Mörder tolerirt und in ibrem 
Schooße birgt,“ willfürlic eine außerordentlihe Contribution auf. 
1) Diefelbe follen von allen Eigenthümern von Häufern und andern 
Grundftüden im Verhältniß von 8 pCt. der im allgemeinen Ber: 
zeihnig der Finfünfte von Häufern und Gebäuden Warſchaus unt 
der Vorftadt Praga für 1861 enthaltenen Angaben entrichtet wer: 
den. 2) Dieſe Contribution ift bie 1. November I. 9. zu ent: 
richten. 3) Wer bis zum erwähnten Datum die Eontribution nidt 
zahlt, wird zu ihrer Entrichtung im Wege der militärischen Erecution 
gezwungen werden, und zwar im erhöhten Verhältniß von 12 pCt. 

— .„, (Polen). Maſſenhafte Verbaftungen in Warſchau. 


Anf. Nov. Ein Tagsbefehl des Gen. Berg an die ruffifhe Armee in 
Polen zeigt ihr die Enthebung des Gropfürften Eonftantin und feine 
Ernennung zum Statthalter von Polen an. 

2,Nov. (Polen). Attentat auf den Randespolizeimeifter Gen. Trepom 
in Warfchau. r 

18. „ Die Petersburger Bank ftellt ihre Zahlungen in Metallgeld ein. 

19. „ (Bolen). Neue maffenhafte VBerhaftungen in Warfchan. 

23. „ (Polen). Der ruffiihe Geh.-Rath Arcimowicz wird durch kaiſ. 
Ufas zum Mitglied und Vicepräfidenten des Staatsraths ernannt. 


4. Dee. (Bolen). In Warfhau werden abermals mafjenbafte Ber: 
baftungen vorgenommen. 


15. „ (Polen). General Berg legt eine außerordentliche Eontribution 
von 12 pCt. auf die Einnahmen ber katholiſchen Geiftlichkeit. 
17. „ (Bolen) Die Regierung befiehlt ſämmtlichen Gutsbefigern 


und ihren Bebienfteten, die fi in Warfchau aufhalten, fich binnen 
7 Tagen in ihre Heimat zu begeben. 

20. „ (Ritthbauen). General Murawiew Täßt die Güter der troß 
feines Befehls bis zum 15. November nicht zurüdgelehrten Gute 
befiger mit Beſchlag belegen. 
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23. Dee. (Finnland). Ein kaiſerl. Ukas geſtattet die Verlängerung des 
Landtags bis Mitte März 1864. 

„ (Polen). Die geheime Nationalregierung erläßt in polnischer, 
litthauiſcher und Heinruffifcher Sprache einen Aufruf an die Bauern 
in allen ber rujfifhen Herrjchaft unterworfenen ehemals polnischen 
Landestheilen, worin fie denfelben das Verfprechen der völligen 
Smancipation und Eigenthumsverleihung feierlich wiederholt und 
fie auffordert, in Gemeinſchaft mit dem Adel zum Sturze der ruf: 
ſiſchen Herrſchaft, die auf allen Ständen gleich ſchwer lafte, die 
Waffen zu ergreifen. 

„ (Polen). Die Regierung beginnt in Warfchau und in andern 

Städten Congreßpolens Ergebenbeitsadrefjen einzufammeln. Rze— 
wuski, der Stellvertreter des Erzbiſchofs von Warſchau, weigert ſich, 
einen Hirtenbrief behufs Ermunterung zu diefer Demonſtration zu 
erlaſſen. 

30. „ Bolen) Auf kaiſerl. Befehl wird für die Dauer des Kriegs: 
zujtandes eine oberfte Randess Polizei-Verwaltung unter einem Ge— 
neral= Polizei = Minifter für das Königreich Polen geſchaffen. Die: 
jelbe rejjortirt vom Statthalter und ihr Chef ift Mitglied des Ad— 
miniftrationsrathes. Ihm find alle Militärbezirfs:Chefs ſowohl der 
Gubernien als der fpeciellen Kreife untergeordnet. Cr bat das 
Recht, alle Verwaltungsbeamten, welche fid) nicht der Regierung treu 
beweifen, bis zu den Gouvernements:Eivil-Gouverneuren abzufeßen 
oder zu fuspendiren, fowie für die Sicherheit des Lebens und Ber: 
mögens aller Einwohner, namentlih der von ben Aufjtändifchen - 
verfolgten Landbewohner, für die Sicherheit der Eifenbahnen und 
aller Communication zu forgen. Durch Faiferl. Decret wird Ges 
neral Trepow zum Generalpoligeimeifter, General Annenkow zu 
feinem Stellvertreter ernannt. 

31. „ Ein officieller Bericht über das bisherige Nefultat der Bauern: 
Emancipation weist nad), daß bis zum Schluſſe des Jahres bereits 
99,88 Prozent der Geſammtmaſſe der Bauern ihre Beziehungen, zu 
den Grundbefitern vollkommen geregelt haben, fo daß nur noch ein 
Feiner Bruchtheil zu erledigen bleibt. 


26. 


12. Türkei. 


2. Yan. (Donaufürftentbümer). Der von ber Moreßcommiilier 


a 


13. 


14, 


vorgelegte Entwurf einer Antwortsadrefle auf die Thronrede dei 
Fürften vom 16. Dec. v. J. bringt demfelben den Dank der Na 
tion für den „glorreihen Act der Union“ bar, erwartet die ange 
fündigten Geſetzvorlagen mit „Iebhafter Freude”, und verfpriäht deı 
thätigften Beiltand „für alles, was die moralifhe und materiell 
Vrofperität des Landes und bie fünftige Größe Romaniens anftrebt‘ 

„Die Kammer wird alle Mittel bewilligen für die Entwidlung ber öffer 
lichen Freiheiten, Verbeſſerung der Finanzlage durch Herjtellung eines Glas 
gewichts zwijchen Einnahmen und Ausgaben, Organijirung des öffentlice 
und Privatcrebits, Schaffung von öffentlichen Arbeiten, Herftellung von Strafen 
und insbejondere einer Eiſenbahn zwiſchen Yaliy und ber Hauptitadt. Glas 
Ihätigfeit wird in Betreff der Entwidlung ber agricolen, commerciellen un: 
induftriellen Intereſſen, der Hebung des Sffentficen Unterrichtsweiens, &: 
munterung ber Künſte und Biffentchaften, Organifirung der Militärgewal: 
im Intereſſe ber voltswirtbichaftlichen Intereſſen, Verbeſſerung des Looſes de 
Staatobeamten, Löſung der ende Einführung bes Stanie 
in feine Rechte über die griehiihen Widmungsflöfter zugeſagt — kurz ir 
Betreff ber Ausfüllung aller Lüden der gegenwärtigen Gejeßgebung durd 
organiſche Geſetze und aller politiichen und focialen Reformen, an deren Manzi 
Romanien jekt leidet. 


„ Der Großvgzier Fuab Paſcha wird entlaffen und Kiamil Paſche 
an feine Stelle ernannt. 

„ Megppten). Der Dicekönig überläßt dem Kaifer der Fram 
zojen ein Bataillon von 500 Negern zur Beſatzung von Veracriy. 

„» (Serbien). Die nah Serbien beftimmten großartigen Waffen: 

ſendungen aus Rußland find trog der Proteftationen ber Pforte 
aus den Donaufürftenthümern abgegangen. 

» (DonaufürftentHümer). Die Nationalverfammlung beſchließt 
gegen bie ausdrüdlichen Beftimmungen der Pariſer Convention und 
troß des MWiderftandes der Regierung, die Einkünfte der fog. Wid— 
mungsklöfter im Budget für 1863 unter die Staatseinfünfte auf- 
zunehmen. Die Regierung erflärt, daß fie diefen Beichluß nicht 
ausführen könne. 


17. „ (Montenegro). Derwiſch Paſcha bezieht Winterguartiere in 
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Scutari, der Blodhäuferbau in Montenegro wird bis zum Früh— 
jahr verfchoben, 

Jan. (Aegypten). Der Vicekönig }. Ismael Paſcha folgt ihm. 
Erklärung deſſelben an die europätfchen Conſuln. 


Sehr. (Montenegro). Miſſion des Fürften nah Conftantinopel, 
um gegen die Erbauung einer Militärftraße durch das Land zu 
remonftriren. 

« (Megppten). Der franz. Eonful in Alerandria erzwingt für 
die Mifhandlung eines Franzofen eine eclatante Genugthuung. 

» (Donaufürftentdümer) Der Abg. Panu und 32 Mit: 
glieder der Nationalverfammlung bringen ein Amendenent zur Ant: 
mwortsadrefje auf die Thronrede des Fürften ein. Daſſelbe gibt 
eine Ueberfiht über die Lage des Landes feit dem Parifer Vertrag 
und weiſt nad), daß, wenn die Errungenschaften, welche das Lanb 
jenem DBertrage, der Convention und ber definitiven Vereinigung 
verdankt, nicht jene Früchte getragen, die man zu erwarten beredj- 
tigt war, die Urſache nur darin zu fuchen fei, daß die Negierung 
nicht einem conftitutionellen Regime gehuldigt habe. Das Amen 
dement jhließt mit den Worten: 

„Es ift ſchmerzlich, Ihnen und der Welt die Wunden der Nation in ihrer 
ganzen Nadtheit entbüllen zu müſſen. Wir halten es jedoch für unfere Pflicht, 
die Leiden der Nation vor den Thron unferes Erwählten zu bringen, bamit 
der Fürſt jowie wir und das Land fich überzeugen, daß das Uebel jeinen 
Gulminationspunft errreiche, und die Regierung den den Landesintereſſen 
nadtbeiligen Irrweg verlaſſe, welden fie wandelt. Dann, wenn alle Staats: 
gewalten in Uebereinjtimmung find, wird Rumänien auch in ber Lage fein, 
mit Vortheil aus der Krife bervorzugeben, welche fich um une her vorbereitet 
und welche vielleicht dazu angethan tft, dem ganzen Orient eine veränderte 
Gejtalt zu geben.“ 

» Gründung einer fog. Nationalbank in Gonftantinopel mit Hilfe 
engliſcher und franzöfifcher Eapitaliften. 

» (DonaufürftenthHümer). Beginn der Adreßdebatte. Die 
Kammer verwirft mit 53 gegen 12 Stimmen (19 Abg. enthalten 
fi der Abftimmung) fofort den erften Sat des von der Adreß— 
commifjion vorgelegten Entwurfs. Die Adrekeommiffion tritt dar- 
aufhin zurüd; die Nat.-VBerfammlung wählt eine neue Commifjion. 

„Fruad Paſcha wird wieder zum Kriegsminifter ernannt. 

(Negypten). Der Vicekönig geht zur Huldigung nad) Eon: 
ftantinopel. | 

»  (Donaufürftenthümer) Die Nationalverfammlung be: 
ichließt nad) Tangem Widerftande der Regierung mit 63 gegen 
48 Stimmen, die Adreſſe der 32 in Betracht zu ziehen. 

-„ (DonaufürftenthHümer). Die Gefandten ber beim Parifer 
Frieden betheiligten Mächte in Conftantinopel richten an ihre Ge: 
neralconjuln in Buchareft folgende telegraphifche Depeſche: 

„Wir find mit Recht beumruhigt über die Lage der Dinge, wie fie ſich in 
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Buchareſt geftaltet hat, und find einftimmig von der Nothwendigfeit überzeugt. 
jedem Angriff auf die Verfaſſung und jeder Handlung der Verjammlung ; 
vorzufommen, welche die Rechte des Fürſten compromittiren könnte. Ti 
Hauptfache ift, eine locale Frage zu verhindern, eine allgemeine zu werde 
Sie werden die Güte haben, ſich mit ihren Gollegen über eime ſchnelle um 
energiſche Handlungsweije zu verjtändigen, um dies Ziel zu erreichen, nm 
Sie jede Meinungsverjchiedenheit und jede untergeordnete Frage bei Zaun 
feßen. Sie werden ſich ferner mit benjelben zu verjtändigen haben, um na 
Ihre gemeinjame Beurtheilung über alles das mitzutbeilen, was dazu x 
tragen kann, der gegenwärtigen Krifis einen friedlihen Ausgang zu geben. 

28. Febr. (Montenegro) Der Pfortenrath willfährt dem Begebrer 
Montenegros um Auflafjung der Blockhäuſer und Ausgleichung tr 
Grenzgebiet durch eine Localcommiſſion. 

„„C(CAegypten). Der neue PVicelönig erhält von der Pforte die 

Snveftitur und Großveziersrang. 

— „ (Herzegowina) Luca Vucalovich tritt zurüd. Neue Bene 
gung. Abdi Paſcha ertheilt dem Lande eine Art Statut. 


2. März. (Donaufürftentbümer). Der Abreßentwurf ber 3) 
wird von der Nationalverfammlung mit 52 gegen 5 Stimmen ıw 
genommen. 50 Abg. enthalten fid) unter Abgabe einer Erflärun; 
der Abftimmung. 

5, „ (DonaufürftentbHümer). Der Fürft empfängt die Kammer 
deputation, weigert fidy aber, die Adreſſe anzuhören. 

6, „ Aegypten) Die Pforte richtet an ihre Vertreter in Londen 

- und Baris eine fehr einläßlihe Depefche über die Bedingungen 
unter weldyen allein fie die Fortfegung und Vollendung der Arbeiten 
bes Suezcanals ihrerfeits genehmigen könne: 

Es wird in dem Aftenjtüd zunächſt darauf aufmerffam gemacht, ums 
welchen Bedingungen die Pforte fih mit dem Fortgang des Unternehmen 
bes Baues des Suezcanals einverjtanben erflären fünne Da ein Eine 
ſtändniß zwijchen den beiden großen Seemächten, wie fie es gewünjcht bar 
bis jetzt nicht zu Stande gefommen fei, jo ſei fie gezwungen, ſich obne & 
gern frei über die Sache auszuiprechen, um fo mehr, ba fie mit Bedauen 
jebe, daß die Arbeiten mehr und mehr vorrüdten, ohne daß die woichtiarı 
Fragen, welche fih daran ſchlöſſen, gelöst worden jeien. Es könne ber Pfott 
nit in ben Sinn fommen, die Nealifation einer Unternehmung binden 5 
wollen, welde von einem großen allgemeinen Nugen fein könnte, aber fi 
könne nicht darauf eingehen, wenn nicht 1) fie internationaler Stipulatione 
verfichert wäre, welche, ähnlich wie für bie Dardanellen und den Bosporui 
die volljtändige Neutralität garantirten, und 2) Bedingungen erfüllt würder 
welche geeignet wären, bie wichtigen Intereſſen, die zu beihügen jie berufe 
jet, zu gewäbhrleiften. Der jegige Entwurf aber gebe feine einzige biefer un 
entbehrlihen Garantien. Zwei Sachen hätten von Anfang an ibre erniten 
Aufmerkjamfeit auf ſich gelenkt. 1) Ungeachtet ber Aufhebung der Leibeigen 
ſchaft würben die vorbereitenden Arbeiten dennoch einzig und allein auf dieier 
Wege betrieben. Die ägyptiiche Verwaltung zwinge monatlid 20,000 Men 

ſchen, ihre Arbeit und ihre Familien zu verlaffen, um am Ganal zu arbeiten 
dieſe Leute feien jpäter genöthigt, auf eigene Koften zu ihrem Herb zurüd 
zufehren. Die Zahl der jo dem NAderbau und ben Gewerben Entzogenen x 
ſchränke fich aber nicht hierauf, man fünne fogar berechnen, dag beitändi 
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60,000 Mann ihrem Herd und ihrer Arbeit entriffen ſeien. Die Pforte jehe 
ſich daher in die Unmöglichkeit verſetzt, ſolche Mafregeln in Aegypten zu dul— 
den, da jie fie doch nicht in den andern Theilen des Reichs geftatte. Der 
zweite Punkt beitehe darin, daß die Compagnie beanfprudhe, man folle ihr 
mit den Süßmwafjercanälen alles fie umgebende Land überlaſſen. Aufdiefe Weife 
würden bie Städte Sue, Timſah Said, jowie bie ganze Gränze von Syrien 
natürlich in die Hände einer anonymen Gompagnie fallen, welche, größten: 
tbeils aus fremden bejtebend, der Gerichtsbarkeit und Autorität ihres re: 
ipectiven Landes unterworfen jein würden. Es läge alfo nur an ber Com: 
pagnie, an wichtigen Punkten des Territoriums bes osmaniſchen Reichs Go: 
lonien anzulegen, bie faft unabhängig von biefem Reich fein würden. * Die 
Ginwilligung der Pforte müſſe alſo unzertrennlich verbunden fein mit ber 
vorläufigen Löſung folgender drei ragen, nämlih ber Neutralitätg: 
erflärung bes Ganals, ber Aufhebung ber Zwangsarbeit unb 
dem Berzidht ber Compagnie auf Bejig der bie Canäle um: 
gebenden Territorien. Obgleih nun die Compagnie bas Gelb für bie 
bisher ausgeführte Arbeit auf ihr eigenes Riſico verausgabt babe, jo würbe 
man ſich dody mit ihr zu einigen juchen wegen Rüdzablung bes verausgabten 
Geldes, falls fie nicht ihre Arbeiten follte fortiegen wollen. In diefem Fall 
werde dann die hohe Pforte, welche ſtets aufrichtig wünfjche zu thun, was an 
ihr liege, die Verbindungen zu erleichtern, im Einverſtändniß mit dem Vicekönig 
von Aegypten Mafregeln ergreifen, um die Ausführung biejer großen Unter: 
nehmung des Ganalbaues möglid zu machen, 

März. (Montenegro) Der Sultan empfängt die montenegri= 
nifche Geſandtſchaft, um ihr die Gewährung ihrer Bitten anzuzeigen, 


»„ (Donaufürftentbümer). Die Nationalverfammlung befgließt 
mit 55 gegen 47 Stimmen, bezüglid der Berathung bes Budgets 
auf den Antrag, des Abg. Nofetti zu erflären, 1) daß fie, wenn 
auch der Antrag der Budgetcommifjion an und für ſich fehr be: 
rechtigt ift, denfelben doch fo lange nicht votiren könne, bis fie auf 
den Minifterbänfen ein Minifterium befißt, welches ſich den con= 
ftitutionellen Prineipien zu fügen bereit ijt, 2) daß, da gemäß ber 
Eonvention die Kammer ausſchließlich berechtigt ijt, die Einhebung 
von Steuern zu beſchließen, jedweber, ohne Unterfchied, der von der 
Kammer nicht votirte Steuereinhebungen anordnen oder foldhen An— 
ordnungen nachkommen wird, die Geſetze des Landes verleßt,“ 
worauf die Minifter und ihre Anhänger den Sikungsfaal verlaffen. 
Bei der Specialdebatte werden hierauf alle Amendements verworfen 
und der Abſatz 1) mit 50 gegen 14, der Abfat 2) mit 48 gegen 
3 Stimmen (ein’Theil der im Saale gebliebenen Abgeordneten ent⸗ 
hält fich der Abſtimmung) und endlich bei der zweiten Tefung beide 
Abfäte mit 48 gegen 3 Stimmen zum Beſchluß erhoben. 

„ (Donaufürftenthümer). Fürft Couza fließt in Folge der 
Beichlüffe vom 10. d. M. die Seffion der Nationalverfammlung 
für 1862 und 1863. 

Botihaft des Fürſten: Es find vier Monate, ſeit Ich Sie einberufen 
habe, um durch Votirung des erjten Budgets ber beiden vereinigten Länder 
dem abnormen Stand unferer Finanzen ein Ende zu machen. Das Material 
zu biefen wichtigen Arbeiten wurde Jhnen rechtzeitig vorgelegt, und Ich hoffte 
mit Recht, daß vor Ende bes Jahres 1862 ein georbnetes Budget ber Ein: 
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nahmen und Ausgaben bes Pandes votirt werde. Ebenſo bat Ihnen Deine Rent 
rumg eine Reihe von organischen und Unificirungsgejeßen vorgelegt, bie bas Yan 
ſchon jeit vier Jahren mit gerechter Sehnfucht erwartet. Mit Bedauern abe 
muß Ich conitatiren, daß die Kammer den Boden praftifcher Arbeiten verlane 
bat. Ihre Kraft und Ihre Thätigfeit ging in politiichen Discujfionen, im 
Streit von Parteien und Rerfönlichfeiten verloren, und trog der loben: 
wertben Beltrebungen einiger aus Ihrer Mitte, deren ntentionen und (m 
gebenheit Ich zu ſchätzen weiß, wurde eine foftbare Zeit obne irgendiweldet 
nüßliche Refultat vergeudet, Die außerordentliche Selfion des Monate Re 
vernber, jo wie die ordentliche der Monate December, Januar und ehren 
* find zu Ende, ohne daß das Budget votirt und die verjchiedenen zum Theil not 
aus früheren Sefjionen rüdjtändigen Gefegvorlagen in Berathung gejogm 
wären. Ohne der Kammer Böswilligfeiten gegen die Grecutive ober Unkenn 
niß ihrer Pflichten zuzufchreiben, finde Jh, daß unfere Unerfabrenbeit, umier: 
Ungeduld und die unkluge Ueberftürzung unferer Kortichrittsbeitrebungen un: 
von ber von neuem den Rumänen auferlegten Miſſion entfernt baben. Ru: 
in biefer Weile kann Ih Mir die bedauerlichen Kämpfe erflären, deren She: 
plaß jeit einiger Zeit die Kammer geweſen ift; denn anders läßt ſich nid 
entjchuldigen jenes Botum eines Theil® der Kammer, worin bie öffentlichen 
Beamten zum Ungehorfam gegen die Regierung aufgerufen werben, und we 
ches eine wahrhafte Verwirrung berbeizurufen im Stande wäre, wenn nik 
die Vorjehung dem rumänischen Volfe jenen gefunden Sinn und jenen mit. 
lihen Batriotismus verliehen hätte, mit dem es jederzeit die Uebel, bemen @ 
ausgejegt war, zu bejhwören wußte, Dieſe Yage machte es Mir — um nes | 
unliebjamere Vorfälle zu vermeiden — unmöglih, die Seſſion über ibre 
legalen Termin zu verlängern. Meine HH. Deputirten! Die Kämpfe, wel 
wir eben durchgemacht haben, mögen uns allen zur Lehre dienen. Im öffent: 
fihen wie im Privatleben hat jeder Tag jeine Aufgabe; der Fortfchrirt 
ein Werk der Zeit, Ngitationen hindern nur den natürlichen Yauf, und die 
Mandatare einer Nation dürfen bei Grörterung dev ihnen anvertrauten groken 
Anterejjen niemals die Mäfigung und Geduld aus den Augen lafien, ven 
ber Ihnen die Grecutivgewalt im Laufe diefer Sefjion — Beweiſe := 
geben Gelegenheit hatte. Halten Sie, Meine HH. Deputirten, feſt an der 
Idee: daß eine Entwicklung unſerer Kräfte und Inſtitutionen ohne vollſtän— 
dige Uebereinſtimmung zwiſchen der Executivgewalt und ben legalen Bert: | 
tern des Yandes unmöglich ift. Bor allem andern muß, und das ift die 
wichtigjte Bedingung, jede Staatsgewalt ihrem ganzen Umfange nach reipectir 
werden, Dann nur werben wir Rumänien ber glüdlicen Zukunft entgegen: 
führen Fönnen, weldye ihm vorbehalten ijt, und in würdiger Weife den Eom: 
pathien entiprechen, welche ſowohl die erlauchte füzeräine Pforte als die boben 
garantirenden Mächte unjerem Waterlande gegenüber ohne Unterlaß an de 
Tag legen.“ 
7. April. (Hegypten.) Der Sultan langt mit 7 Kriegsichiffen und 
großem Gefolge zum Beſuch des Vicefönigs‘in Mlerandrien an. 
18/20. „ (Aegypten.) Der Bicefönig fließt mit der Suezcanal: 
Compagnie Contracte ab, bezüglich Bezahlung feiner Schuld und 
Ausführung des Süßwaſſerecanals auf feine Koften. 
— „  (Donaufürftentbümer) Die Regierung verlangt, dak in 
allen Kirhen mie früher wieder ausfchlieglih die romaniſche 
Sprade zur Anwendung komme. 


4. Mai. Fuad Paſcha wird vom Sultan wieder zum Großvezier ernannt. 


9, Juni. (DonaunfürftentHümer.) Fürſt Couza ernennt fich felbft 
zum Oberbefehlshaber der Truppen. 


* 
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Juni. (Aegypten.) Die Pforte und der Vicekönig von Aegypten 


fuchen ſich über die Suezcanal-Frage direct zu verftändigen. . Der 
Vicekönig ſchickt zu diefem Zwede Nubar Paſcha nad) Konftantinopel, 


Juli. (Serbien) Die Pforte genehmigt den von ber europäiſchen 


Commiſſion beantragten neuen Feftungsrayon für Belgrad. 

»„ (DonaufürftentHümer) Ein unter Milkowski's Führung 
jtehendes Polencorpo wird von den Truppen ber Donaufürften- 
thümer verhindert, die ruſſiſche Gränze zu überfchreiten und ent: 
waffnet. 

„ Aegypten) Nubar Pafha kehrt mit Inſtructionen ber 
Pforte bezüglich) des Suezcanals verfehen nad Aegypten zurüd, 


Oct. (Donanfürftenthämer.) Der Fürft entläßt das bisherige 


Minifterium und bildet ein neues unter dem Vorſitze von Kogal: 
nitſchano. 


Nov. (Donaufürſtenthümer.) Eröffnung der Nationalverſamm— 


lung. Thronrede des Fürſten: 

„Die Uneinigfeit, welche während ber legten Kammerſeſſion zwijchen meiner 
Regierung und ber Verjammlung geherricht, Hat nur die Wirkung gehabt, 
das Werk unferer Reorganifation um eim Jahr zu verzögern. Beſeelt von 
dem Wunfche, jedes Mißverſtändniß zwiſchen den beiden Gewalten zu bejei: 
tigen, habe ih ein neue Minijterium ernannt, und babe Sie unmittelbar 
darauf einberufen. Mein Minifterium wird ſich Ihnen mit bem feiten Willen, 
die früheren Gonflicte zu befeitigen, vorftellen; es wird das leicht werben 
durch die gegenfeitige Achtung ber Rechte meiner Regierung und der Rechte 
der Kammer, wie fie durch die Konvention vom 7./19. Aug. 1858 fejtgeftellt 
find. Ich bin glücklich, daß ich Ahnen fagen kann, daß unfere auswärtigen 
Beziehungen bie allerbeiten find. Die hohe Pforte und bie garantirenden 
Mächte fahren fort, unferer nationalen Reorganifation fyinpathifirende Er: 
mutbigungen zukommen zu laffen. ... Das Gleichgewicht unferer Finanzen 
ift feit mehreren Jahren geftört. Mein Minifterium wird Ihnen eine Aus: 
einanderfegung der finanziellen Lage geben, Ihnen gleichzeitig das Budget für 
1864 vorlegen, fowie die Rechnungen bes Jahres 1861. Wenn die Finanz: 
fragen befeitigt find, jo werben andere Fragen Ihre Aufmerkſamkeit in Anfpru 
nehmen. Das Land wartet noch auf bie neue Organijation, welche ihm durch 
die Convention verſprochen ift. Indem ich mehr als irgend jemand wünſche, 
die Bebürfniſſe des Landes vollſtändig zufriedenzuſtellen, habe ich meinem 
Mimſierium eine Reihe von Geſetzentwürfen empfohlen, welche, hinzugefügt 
zu denen, die in den letzten Sitzungen berathen wurden, beſtimmt ſind unſere 
Reorganiſation zu vervollſtändigen. Der Geſetzentwurf, welchen ich ganz bes 
fonders Ihrer Aufmerffamfeit empfehle, ift derjenige, welcher das Geſchick 
der Bauern betrifft. Sie werden nicht vergeifen haben, daß ber Art, 45 ber 
Gonvention bejtimmt, „daß ohne Zögerung das Gejek, welches bie Beziehun: 
gen ber Grundeigenthümer zu den Bebauern bes Bodens regelt, einer Revi— 
fion unterworfen werde, um den Zuſtand ber Bauern zu verbefjern.“ Die 
Sandbevölferung wartet nichtsdeftoweniger noch auf bie Erfüllung diefes Ver: 
fprechens. Die Bauernfrage ift in diefen Räumen ſchon bebattirt worben, und 
ein Gefeßentwurf wurbe durch bie Mehrheit der Kammer bes Jahres 1862 
genehmigt. Ich habe biejes Votum nicht janctioniren können, benn es entiprad) 
meinen Münfchen nicht, ja felbft nicht den Wünſchen derjenigen, welche es 
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unterftüßt hatten; es befriebigte weder bie Intereſſen der Bauern noch de 
Grunbeigenthümer, noch weniger aber das nationale Intereſſe. Als Füt ve 
Rumänen muß und will ich mit gleichem Eifer über das Moblbefinden um 
über die Rechte aller Rumänen wachen. ch fordere Sie daher auf, ben nen 
Gefegentwurf, welcher Ihnen vorgelegt werden wird, mit gewilienbafter Au’ 
merfjamfeit zu prüfen. Die Bauernfrage muß bald in wohlwellender Bar 
entfchieben werben. ch erwarte diefe Enticheidung von Ihrem Patriotisme 
denn ich zweifle nicht, daß Sie ebenfo wie ich überzeugt find, daß die Ba 
befferung der Lage der Landbevölferung zur Gonfolidirung der rumäniihe 
Nationalität unumgänglich nöthig ift. Mit demjelben Vertrauen empfeble ı: 
Ahnen den Entwurf für das neue Wahlgeſetz. Dann nehme ich Ihre ganz 
Aufmerkfamkfeit noch für eine andere Frage in Aniprud. Es ijt die Rebe 
ferung bes Zuftandes der ehemaligen Hauptſtadt der Moldau. Durch die Cor 
centration aller großen Abminiftrationen in Bucharejt bat bie Stadt Yıfı 
fehr an ihren materiellen Intereſſen gelitten. Vergeſſen wir nicht, daß cn 
bie Wiege ber Union war. Ich babe eine berathende Gommijfion ermanm 
welche damit beauftragt ijt, die geeigneten Mittel aufzufinden und verie- 
ſchlagen, um biefer Stadt die Wichtigkeit und Lebendigkeit wieder zu aber 
welche fie verloren bat. Heut ift mehr als jemals die Stunde zum Handeln 
gefommen. Ich erbitte inftändig die Unterftüburg dur Ihren Eifer ım: 
Ihre Einſicht, ich erbitte Sie im Namen ber gekeiligften Anterefien, m 
Namen ber Zufunft Rumäniens. Bevor ich endige, will ih Ahnen noch einix 
Worte, und zwar mit berjelben Aufrichtigkeit, jagen. Große Ereigniſſe ſcheine 
fih im Ausland vorzubereiten. Wohl! Wenn die andern Nationen, jelbit v« 
mädhtigften, ihren inneren Zwieſpalt vergejien, um für jede Gventualität am: 
und ſtark zu fein, glauben Sie, daß es im Intereſſe unferes Landes if, m 
Parteiftreitigfeiten zu verharren, welche feit jo viel Jahren unfere Krim 
erihöpfen, unfere Organifation bindern und unfere Schwäche verlängern! 
Slauben Sie, baf dieſes Syſtem unaufbörlicher Feindſeligkeit, welche dabe 
bebarrt, jeden Act, ja jeden Gedanken meiner Regierung zu beargmwöhne, 
geeignet jei, unfere jungen njtitutionen zu befetigen und unfere nationale 
Grijtenz zu begründen? Ich bin und kann nur fein mit meinem Land um 
für mein Land; das ift meine Miffion, das ift meine Pflicht, welche ich unte 
allen Umſtänden zu erfüllen bereit fein werde. Ich babe die feſte Soffmuma, 
daß Sie mir beiftehen werden, wenn dieſe Stunde fommt. Obne Eintrad 
und ohne Ihre Unterftügung ift auf feinen Erfolg zu rechnen; ich verlans 
fie nohmals im Namen Rumäniens von Ihnen. . . . Cinigen wir uns v 
einem einzigen Gedanken, zu einem einzigen Zwede: bie Organijation une 
bas Gebeihen Rumäniens. . .* 


19. Nov. (Donaufürftentbümer.) Der Finangminifter beantragt die 


22, 


Erhebung der Steuern für das letzte Duartal von 1863, obgleid 
die Kammer des Budget nicht bewilligt hat. 

„ (Donaufürftenthümer) Die Nationalverfammlung ge 
nehmigt nad dem Antrage der Commiffion die Erhebung unt 
Derwendung ber Steuern im letzten Quartal des laufenden Jahres, 


11. Dec. (DonaufürftentHümer.) Stürmifhe Sitzung der National: 


14. 


verfammlung. Majoritäits: und Minoritätsentwurf einer Antworts: 
abrefie auf die Thronrede. Die Commiffion fchlägt einen neuen 
Entwurf vor. 

»„ (DonaufürjtentKümer) Das Minifterium verlangt von 
ber Nationalverfammlung bie Verſchiebung der Adreßdiscuſſion und 
bie Berathung ber vorgelegten Gefegesentwürfe über die Eifen: 
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bahnen und die Bank, indem es daraus eine Babinetsfrage macht. 
Die Berfammlung gibt einftimmig nad). 

Dec. (DonaufürftenthHümer) Die Nationalverfammlung bemwil- 

ligt dem Finangminijter einen Credit von 10 Mill. Biafter, um 
die rüdjtändigen Zahlungen des Staats und die feit Monaten uns 
bezahlt gebliebenen Gehalte der Beamteten zu deden. 
J (Donaufürſtenthümer.) Die Nat.Verſammlung genehmigt 
mit 97 gegen 3 Stimmen die von der Regierung vorgelegten 
Pläne einer Säculariſirung der Klöſter in der Moldau und Wallachei. 
(Donaufürſtenthümer.) Die Pforte ladet, auf Veran— 
laffung Englands, die Vertreter ber europ. Mächte zu Konftanti= 
nopel zu Bonferenzen behufs Regulirung ber Frage der Donau: 
fürftenthümer ein. 





| 13. Griechenland. 


27. Jan. Die Nationalverfammlung erffärt fi) nach Beendigung de 
MWahlprüfungen für conftituirt und beginnt die Berathung einer 
Geſchäftsordnung. Es wird beſchloſſen, nur einen Präfidenten un 
biefen nur je auf einen Monat zu ernennen. 

28. „ Der englifche Specialgefandte Elliot ſchlägt der proviforifchen Ke 
gierung in Folge eines aus London erhaltenen Telegrammes ben 
Herzog von Coburg-Gotha zum Könige vor. 


2. Sehr. Die proviforifche Regierung legt ihre bisherige Gewalt im di 
Hände der Nationalverfammlung nieder. 

3. „ Der Herzog von Coburg lehnt die griechiſche Königsfrone beim: 
tiv ab, — Die Nationalverfammlung beftätigt durch Deeret di 
Thronenifegung des Königs Dito und conftatirt bie durch allge 
meinte Abftimmung mit 230,316 Stimmen von 240,701 Abftim: 
menden erfolgte Wahl des englifchen Prinzen Alfred zum König 
von Griechenland. 

»„ Die Nationalverfammlung befchließt, der proviforischen Regierun: 
ihre bisherigen Vollmachten mit dem Rechte der Minifterernennunz 
zu belafjen. 

14. „ Die bisherigen Mitglieder der proviforifchen Regierung, Bulgaris, 
Kanaris und Rufos werben von ber Nationalverfammlung wieder als 
ſolche gewählt. 

20. „ Kanaris gibt feine Entlaffung als Mitglied der probiforifchen Re: 
gierung. Bulgaris und Rufos bilden ein neues Minifterium. 

21. „ Sturz ber proviforifchen Regierung. Die Nationalverfammlung 
befchließt, in Zukunft das Minifterium felbft zu ernennen. 

27. „ Der neue Minifter des Auswärtigen erläßt eine beftige Circular: 
bepejche gegen jeben Verſuch einer Wiederkehr der bayer. Dynaſtie. 


5. 


7. März. Die Nationalverfammlung beauftragt den diplomatifchen Aue: 
— die nöthigen Schritte zu thun zu Bezeichnung eines Thron: 
canbibaten. 
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3. März. Herr Elliot theilt der Negierung durch eine Depeſche bes 
Grafen Ruffel mit, daß die 3 Schutzmächte fi über ben Prinzen 
Wilhelm von Dänemark als zukünftigen König von Griechenland ge: 
einigt hätten. 

30. „ Bring Wilhelm wird von ber Nationalverfammlung einftimmig 
als Georg I. zum Könige gewählt und die erfolgte Wahl bem 
Lande durch eine Proclamation verfündet. 


1. April. Die Nationalregierung - beichließt durch Decret ben „heißen 
Wunſch ber Vereinigung der jonifchen Infeln mit Griechenland unter 
dem conftitutionelfen Königthum Georgs I. auszubrüden und Eng: 
Iand für feine wohlwollenden Abfichten in diefer Beziehung zu banken.“ 
— Diefelbe beſchließt ferner auf den Antrag ihres Präfidenten 
Balbis, den Abgeordneten einen Monatsgehalt von 300 Drachmen 
auszuſetzen. 

2. „ Tumult in Athen gegen ben Beſchluß ber Nationalverſammlung, 
ihren Mitgliedern eine Monatsdiät von 300 Drachmen feftzufegen. ' 

3. „ Die Nationalverfammlung faßt bezüglidy der 300 Drachmen einen 
ausweichenden Beſchluß. 

4. „ Kine Deputation der Natlonalverfammlung gebt nah Kopen: 

hagen ab. 

„ Der außerordentliche englifche Abgefandte Elliot Tehrt wieder nad) 

England zurüd. 


6. 


8. Mai. Militärerceffe in Athen. Der englifdye und der frangöfifche 
Geſandte richten dießfalls energifhe Noten an die Nationalverfamm: 
lung. 

10. „ ine revolutionäre Bewegung in Athen wird von der National: 
garde unterbrüdt. 

30. „ Die Nationalverfammlung genehmigt die von Dänemark gefor 
berte Ausfegung einer Leibrente von 12,000 Pfd. Sterl. für ben 
neuen König (außer der Givillifte von 1 Mill. Dramen) aus 
den an die Schugmächte zu zahlenden Zinfen. 


5. Juni. Die drei Schutzmächte Griechenlands ſetzen durch Conferenz 
zu Londen die Bedingungen feft, unter welchen Prinz Wilhelm von 
Dänemark als König von Griechenland anerkannt werben fol. 

6. „ Empfang ber griechifhen Deputation durch den König von Dä- 
nemarf und ben Prinzen Wilhelm. 

26. „ Protokoll der drei Schugmächte bezüglich der Vereinigung ber 
jonifchen Inſeln mit Griechenland. 


30, „ — 2. Juli. Verſuch einer Militärrevolution in Athen. Die Ger 
fandten ber Schugmächte erzwingen einen 48ſtündigen Waffenftill- 
ftand. Engliſche Marinetruppen befeten das Bankgebäude, und 
bleiben bafelbft. 
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17. Juli. Die Nationalverſammlung erklärt den Königspalaft, bie kal 
Ställe und bie kgl. Apothefe für Staatseigentbum, vorbehalten die 
Entſchädigungsanſprüche dritter Perfonen (ded Königs Otto). 


17, Dct. Die Nationalverfammlung erklärt die Mitglieder des legten 
Minifteriums des Königs Otto auf 10 Jahre der politifchen Ehren: 
rechte für verluftig, 

31, „ Ankunft des neuen Königs in Athen, nachdem derfelbe zuvor bie 
Höfe der drei Schutzmächte befucht hatte. Er erläßt ein Manikei 
an bie Nation und beftellt fein Minifterium, an deſſen Spite tr 
Bulgaris ftellt. 


10. Nov. Die Nationalverfamnilung wählt mit 140 gegen 113 Stimmen 
den minifteriellen Gandidaten zu ihrem Präſidenten. — Auf den 
ausdrücklichen Wunſch des Königs fchifft ſich die engliſch-franzöſiſche 
Befabung, die feit bem Juni im Banfgebäude lag, im Birini 
wieder ein. 

„ Das Protokoll, durch weldes England der Schirmberrfhaft über 
bie jonifhen Infeln entfagt und diefelben an Griechenland abtritt, 
wird von ben DBertretern fämmtlicher fünf Großmädte in Londen 
unterzeichnet. Die Feftungswerfe von Eorfu follen nad) diefer Eon: 
vention gefchleift, die fämmtlihen Inſeln für neutral erflärt un 
die jonifhe Kirche wie bisher vom griechiſchen Patriarhat in Eon: 
ftantinopel abhängig bleiben. Der Vertreter Griechenlands weigert 
fich, diefen Bedingungen zuguftimmen und lehnt es deßhalb ab, dem 
Protokoll durch feine Unterfchrift beizutreten. 

26. „ Die Nationalverfammlung annullirt alle Beförderungen und An 
ftellungen, die in der Armee und Flotte feit dem 13. Februar ftatt- 
gefunden haben, als Anfang einer Armecorganifation. 

28. „ Der König fpricht gegen eine Deputation ber Nationalverfamm: 
lung fein Bedauern über den Beſchluß gegen bie legten Minifter 
bes Königs Dito aus und hofft auf Rüdnahme desfelben. 


14. 


2. Dec. Die Nationalverfammlung lehnt es ab, für den verftorbenen 
König von Dänemark ein Sympathievotum auszufpredhen. 

12, „ Die Nationalverfammlung vertagt jebe Discuffion über die je: 
nische Frage auf unbejtimmte Zeit, 


IV. 
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1. Bereinigte Staaten von Mordamerika. 


1. Dec. —2. Yan. Siegreihe Gefechte des Bunbesgeneral® Rofenfrang 
über den Sübbundsgeneral Bragg bei Murfreesborougb (Tenejfee). 


1. Ran. Emaneipationsprocamation bes Präfidenten Lincoln: 

„Rahdem am 22. September im Jahre des Herrn 1862 von bem Prä— 
fidenten der Vereinigten Staaten eine Proclamation erlafjen worden, melde 
u. a, bieje Beitimmungen enthält: 

„Daß am eriten Tage det Januar in bem Sabre unjeres Herrn 1863 
alle Perfonen, welde in einem Staate ober bejtimmten Theile eines Staates, 
deſſen Bevölkerung fih im NAufftand gegen die Vereinigten Staaten be: - 
findet, als Sclaven gehalten werden, dann, von dann ab und auf ewig frei 
jein jollen, und daß die Grecutive der Wereinigten Staaten, mit Ginthluß 
ihrer Armee: und Flottenbehörden, bie Freiheit ſolcher Perfonen anerkennen 
und aufredt erhalten, und feinen Act oder feine Acte ausführen wird, um 
ſolche Perjonen oder einige von ihnen in irgend einer Beftrebung, welche fie 
zur Grlangung ihrer factifchen Freiheit machen, zu bindern, Daß bie Ere 
cutive am vorbejagten erjten Tage des Januar durch eine Proclamation bie 
Staaten und Theile von Staaten, wenn es beren gibt, in welchen die Gin: 
wohner dann im Aufruhr gegen die Vereinigten Staaten begrifien ſind, be: 
zeichnen wird, und daß bie Thatfache, daß irgend ein Staat oder deſſen Be: 
völferung an biefem Tage in Treu und Glauben in dem Gongrefje ber Ber: 
einigten Staaten durch feine dazu in Wahlen, woran eine Majorität ber 
berechtigten Wähler theilgenommen bat, gewählten Mitglieder vertreten ift, in 
Abweſenheit eines ftarken gegentheiligen Zeugnifjes als vollftändiger Beweis 
gelten fol, daß ein foldher Staat und feine Einwohnerfchaft nicht im Aufftande 
gegen bie Vereinigten Staaten begriffen find.“ 

„So bezeichne ih, Abraham Lincoln, Präfident der Vereinigten Staaten, 
in Kraft ber mir übertragenen Machtvollkommenheit als Oberbefehlshaber ber 
Armee und Flotte der Vereinigten Staaten in Zeit bes factiichen bewaffneten 
Aufrubrs gegen die Behörden und bie Regierung ber Vereinigten Staaten, 
und als eine geeignete und nothwendige Kriegsmafregel, um befagten Aufruhr 
zu unterbrüden, an diefem erftern Tage des Januar im Jahre unjers Herrn 
achtzehnhundertdreiundfechzig und in Uebereinſtimmung mit meinen Vorſatze 
jo zu thun, Öffentlich fund gemacht für die volle Dauer von hundert Tagen 
von ben Tage bes erften obenerwähnten Grlafies, als die Staaten und Theile 
von Staaten, beren Bevölkerung an biefem Tage im Aufruhr gegen die Per: 
einigten Staaten begriffen find, die folgenden: 

„Arfanjas, Teras, Louifiana — ausgenommen bie Gemeinden von St. 
Bernard, Placquemines, Jefferſon, St. John, St. Charles, St. James, Ass 
cenſion, Aſſumption, Terre, Bonne, Lafourde, St. Mary, St. Martin und 
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Orleans mit Einſchluß der Stadt Neworleans —, Miffiffippi, Alabama, 
Florida, Georgia, Sübcarolina, Norbcarolina und Rirginien — ausgenommen 
die in Weftvirginien bezeichneten 48 Grafichaften und gleiherweije die Grai- 
ihaften von Berfley, Accomac, Northampton, Elifabeth, City, VYork, Princi 
Ann und Norfolf mit Einſchluß der Städte Norfolt und Portsmoutb; um 
ſollen dieje bier ausgenommenen Theile für jetzt jo belaffen bleiben, als ot 
diefe Proclamation nicht erlaffen worden wäre. 

„Und Kraft der vorbejagten Machtvollfommenbeit und zum ermähnte 
Zwecke befräftige und erfläre ih, daß alle Sclwen in ben aufgezäblim 
Staaten und Theilen von Staaten frei find und binfüro frei fein follen, un: 
daß die Grecutive ber Vereinigten Staaten, mit Einſchluß der Armee um 
Marinebehörbden berjelben, anerkennen und aufrecht halten wird bie Freiben 
bejagter Perſonen. 

„Und ich ſchärfe hiermit den jo frei Erflärten ein, ſich aller Gemwalttbätiz: 
feiten, außer im Zuſtande der Nothwehr, zu enthalten, und ich empfeble ibnen 
an, daß fie in allen Fällen, wo es gejtattet wird, getreulich für angemefjenen 
Lohn arbeiten mögen. 

„Und fernerhin erffäre ich und thue kund, daß foldhe Perfonen von taus- 
licher Körperbejhaffenheit in ben bewaffneten Dienjt der Vereinigten Stauten 
aufgenommen werden jollen, um Forts, Stellungen, Stationen, und andere Plate 


zu bejegen und Fahrzeuge aller Gattungen in bejagtem Dienfte zu bemannen. 


„Und hierzu — indem ich es aufrichtig ald einen Act ber Gerechtiglen 
erfläre, der von der Verfaſſung geftattet. ift bei militäriicher Nothwendigtei: 
— rufe ih das ruhige Urtbeil der Menſchen und bie gütige Gnade des all: 
mächtigen Gottes an.“ 


12. Jan. Eröffnung des Eongrefjes des Südbundes in Richmond. Bot: 


ihaft des Präfidenten Jefferſon Davis, 
15, „ Die ganze Armee des Bundesgenerals Grant wendet fich zur 
Belagerung Vidsburgs am Mififjippi. 
„  Burnfide wird als Obergeneral der Potomacarmee entlafjen und 
burd General Hooker erſetzt. 
31. „ onföberirte Kanonenboote durchbrechen vor Charleſton für Furze 
Zeit die Blokade. 


27. 


2. Sehr. Das Repräfentantenhaus nimmt mit 80 gegen 54 Stimmen 
ein Geſetz behufs Bewaffnung von Negern aut. 

Dafjelbe fett feit, daß ber Präſident die von ihm für nöthig eradhtete 
Anzahl von Negern auf einen Zeitraum von höchſtens fünf Jahren bewaffnen 
folle. Ihre Kleidung, Ausrüjtung und Beſoldung foll denen ber andern 
Soldaten glei fein; fie jollen unter dem Commando von weißen oder 
Schwarzen Offizieren jtehen, und ben Kriegsartifeln, fowie ben vom Präfi: 
benten etwa zu erlajjenden jpeciellen Borjchriften unterworfen jein; jedoch bat 
ein ſchwarzer Offizier über weiße Offiziere oder Soldaten feinerlei Autorität, 
und bie farbigen gemeinen Soldaten oder Arbeiter jollen feinen höheren Sold 
als 10 Dollar per Monat erhalten. Gine Glaujel bejtimmt, daß feine Scla— 
ven loyaler Eigenthümer in diefer Weije angenommen noch Ausbebeburexus 
in Delaware, Maryland, Weftvirginien, Kentudy, Tenejjee und Mijjouri ohne 
bie Einwilligung der Governors biefer Staaten eröffnet werben jollen. 

„ Eine Depefhe Sewards lehnt den DVermittlungsvorfchlag der 


franzöfifchen Regierung vom 9. Januar ab. 


Dec. 1862 bis Febr. 1863, Diplomatifhe Correſpondenz zwiſchen Hrn. 
Seward und Lord Rufjel über die Ausrüftung conföderirter Kriegs: 


6. 
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fchiffe in England, Hr. Sewarb erflärt wieberholt, daß ſich bie 
Vereinigten Staaten vorbehalten, zu gelegener Zeit vollen Schaden: 
erſatz für die von den englifcheconföderirten Raubſchiffen angerichtete 
Zerjtörung von Eigenthum zu beanſpruchen. Unterm 8. Dec. 
Ichreibt er an den Gefandten in Yondon: „E8 ift nicht unfere 
Abfiht, England mit ungeftümen Forderungen wegen einer fofor: 
tigen Geldentjhädigung zu bedrängen“; er will fürerft nur Ga: 
rantien gegen die Ausrüjtung weiterer Raubjchiffe in England haben, 
aber er zibt jene Forderungen feineswegs auf, fondern ftellt fie 
nur einftweilen zurüd. Graf Ruſſel feinerjeits erflärt fofort, daß 
England folhe Entihädigungsforderungen nicht anerfennen Fünne; 
worauf Hr. Sewarb unterm 19. Febr. 1863 entgegnet, daß bie 
Dereinigten Staaten die Forderung feithalten, um fpäter darauf 
zurüdzufonmen. 

9. Febr. Der Senat nimmt den Gefetesentwurf an, ber alle Bürger 
der Union vom 20.—45. Lebensjahre zu breijährigem Militär: 
dient verpflichtet. 


I. März. ircularbepefhe Sewards bezüglich der Ablehnung jeder frems 
den Intervention von Seite des ongrefjes und der Regierung 


der Union: 

„Im Auftrage des Präfidenten überjende ich Ihnen biermit eine Abjchrift 
der beifolgenden Rejolutionen bes Gongreijes ber Vereinigten Staaten in 
Bezug auf auswärtige Intervention bei der gegenwärtigen Rebellion. Dem 
Anſuchen jener Körperichaft gemäß werden Sie inftruirt, die Rejolutionen zur 
Kenntnig ber Regierung zu bringen, bei weldyer Sie accrebitirt ſind. Gie 
werben jene Nflicht erfüllen, indem Sie dem Minijter der auswärtigen An: 
gelegenbeiten die Reſolutionen vorlejen, oder ihm, falls er es vorziehen jollte, 
eine Abjchrift derſelben binterlafjen. Zu gleicher Zeit find Sie zu ber Er: 
flärung ermächtigt, daß die Rejolutionen voljtindig in Einklang mit ben 
Grunblägen und der Politik jtehen, welche alle Schritte des Präfidenten in 
Bezug auf die betreffende Frage geleitet haben und auch in Zufunft in allen 
Fällen leiten werden.“ 

Rejolutionen bes Congreſſes in Bezug auf fremde Inter— 
vention bei der gegenwärtigen Rebellion: „An Erwägung, baß 
aus ber dem Gongrejje vorgelegten biplomatijchen Gorreipondenz hervorgeht, 
daß ben Vereinigten Staaten ein der Form nad freundlicher, auf die Her— 
jtellung des Friedens durch fremde Vermittlung abzielender Vorſchlag vom 
Kaifer der Franzofen gemacht und vom Präfidenten rafch abgelehnt worben ift ; 

„in fernerer Erwägung, daß dev Gedanke an eine Vermittlung ober Inter: 
vention in einer oder der andern Geftalt von auswärtigen Regierungen! als 
ausführbar betrachtet und die betreffenden Negierungen durch dieſen Irrthum 
zu Schritten veranlaßt werden mögen, welche geeignet find, bie gegenwärtig 
zwifchen ihnen und den Vereinigten Staaten bejtebenden guten Beziehungen » 
zu jtören ; 

„in Erwägung endlich, daß, um in Zukunft jeder Möglichkeit eines Miß— 
verjtändnifjes im diejer Hinficht vorzubeugen und den Vereinigten Staaten 
den Vollgenuß jener freiheit von fremder Ginmifhung zu fichern, worin 
eines ber höchſten Rechte unabhängiger Staaten beſieht, jcheint e8 angemeſſen, 
daß der Congreß jeine Anfichten darüber ausipreche, und er beichließt dem: 
gemäß wie folgt: 
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„Während bie vereinigten Staaten in — Zeiten bie freunbidar: 
lie Vermittlung oder ſchiedsgerichtliche Entſcheidung fremder Mächte zum 
Zwede einer friedlichen Schlihtung internationaler Fragen geſucht und ange: 
nommen baben, wo bie Vereinigten Staaten einerfeit8 und irgend eine am: 
bere jouveräne Macht anbererjeits die jtreitenden Parteien waren, und währen) 
fie nicht geneigt jind,, dem natürlichen und menjchlihen Wunſch frembe 
Mächte, inneren Wirren Einhalt zu thun, deren immer weiter um jich grei 
fender Einfluß auch andere Länder beimgejucht hat, namentlid im Hinblide 
auf den von dem amerifanijchen Wolfe tief beflagten Umjtand, daß der vom 
ber Mebellion gegen das Leben der Nation geführte Streich jchwer auf bie 
Arbeiterbevölferung Guropas niebergefallen iſt, falſch auszulegen, fann de 
Gongreß doch feinen Anjtand nehmen, jeden Vorſchlag fremder Cinmijchung 
in ben gegenwärtigen Kampf infofern als ungerechtfertigt und unjtattbaft zu 
betrachten, als jeine einzige Erklärung fih im einer falichen Auffafiung da 
Frage, jowie des wahren Charakters des Krieges findet, in welchem bie Re 
publif begriffen ijt. 

„Die Vereinigten Staaten ringen jett mit einer unprovocirten und frevel: 
haften Revolution, welche nad Zerftörung dieſer Republif tradhtet, um eine 
neue Macht aufzubauen, beren Gdjtein dem Gingejtändnijje ihrer Führer ae 
mäß bie Sclaverei bilden joll; zur Unterdrüdung der Rebellion und um da: 
durch die Nepublif zu retten und bie Errichtung einer jolhen Macht zu ver: 
hindern, verwendet die Nationalregierung jetzt ihre Heere und Flotten in bem 
feiten Glauben, daß an diejer Anjtrengung alle Plane von Berichwörern un: 
Rebellen fcheitern werden. Während jie in dieſem Kampfe begriffen find, ven 
welchem jo viel abhängt, iſt jeder Vorjchlag einer fremden Macht, im melcer 
Geftalt er auch immer auftreten mag, der zum Zwed bat, biejen Anitren- 
gungen Einhalt zu thun, genau im Verhältniſſe zu jeinem Cinfluſſe eine Er: 
mutbigung der Rebellen und ihrer unverhohleren Anſprüche, und daher ar 
eignet, ben Kampf zu verlängern und zu verlıttern, erhöhte Opfer an Gut 
und Blut zu bewirken und dem beißerjebnten Tag des Friedens zu verzögern. 
In dieſer Ueberzeugung, und nicht daran zweifelnd, daß ein jeder jolcher, ob: 
gleich im guter Abjicht geimachter Vorſchlag die National: Interejjen beeinträd: 
tigt, wird ſich der Congreß genöthigt jehen, jeden. im ber gleihen Richtung 
gemachten weiteren Verſuch als einen unfreundlihen Schritt zu betradten, 
gegen den er ernjtlich Einſprache erhebt, damit nichts im Auslande vorfallen 
möge, was die Rebellion fräftigt oder jene Beziehungen bed Moblwollens 
egen fremde Mächte, welche die Vereinigten Staaten mit Freuden begen, 
——— kann. 

„Der Rebellion ward von Anfang an, ja ſelbſt ſchon zur Zeit der ihrem 
Ausbruch vorhergehenden Verſchwörung, durd die Hoffnung auf den Beiftand 
fremder Mächte Vorſchub geleiftet ; ihre Führer prablten häufig damit, die 
Völker jeien jo abhängig von der regelmäßigen Zufuhr des großen Haupt: 
erzeugnifjes bes Südens, daß ihre Regierungen jich früher oder jpäter ae 
nöthigt jehen würben, in irgend einer nachdrücklichen Weile auf Seite des 
Südens zu treten, und daß fie fogar bis zur fremden Intervention geben 
würden, wenn jie mit einer milderen Form nicht durchdrängen; die Rebellion 
wird jetzt durch diefe Hoffnung aufrecht erhalten, weldye jeder Vorſchlag frem: 
der Ginmijchung neu belebt, und ohne diefe belebende Unterjtüßung würb: 
fie bald der gereiften und väterlichen Autorität der Nationalregierung weichen 
müjjen. In Erwägung diefer Dinge, welche durch Die Beweggründe bes jo 
ermutbhigten Widerjtandes noch verichlimmert werden, bedauern die Vereinigten 
Staaten, daß auswärtige Mächte den Häuptern ber Rebellion nicht freimütbig 
erklärt haben, dag Werk, an welchen jie begriffen jeien, jei bafjensmürdig, 
und eine neue Regierung, wie die, welche jie zu gründen juchten, mit der 
Sclaverei als ihrem offen eingejtandenen Eckſtein und zu feinem anderen 
ausgejprochenen Zwede der befonderen Grijtenz, jei jo empörend für die Gi: 
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vilifation und das fittliche Gefühl der Menjchheit, daß fie in ber Geſellſchaft 
ber Nationen fein Willlommen und feine Anerkennung erwarten dürfe. 

„Im Vertrauen auf die Gerechtigkeit ihrer Sache, welche zugleich aller- 
wärts unter den Menjchen die Urſache guter Regierung und menjchlicher 
Rechte it, in dem Wunſche nad baldiger Wiederherſtellung bes Friedens, 
welche Ruhe im Innern fichert und jeden Anlaß zur Klage von Seiten des 
Auslandes binwegräumt, und in der wohlbegründeten vertrauensvollen Gr: 
wartung der jchlieglihen Unterdrüdung der Rebellion, wodurd alle diefe aus 
gegenwärtiger Gefahr geretteten Dinge auf immer gefichert jein werden und 
die über ihre Feinde triumphirende eine und untheilbare Nepublit als ein - 
Beijpiel für die Menichheit ftehen bleiben wird, zeigen die Vereinigten Staaten 
hiermit ihren unabänderlihen Entihluß an, ben Krieg jo lange nach ben 
Grundjägen hriftliher Staaten fortzujegen, bis die Rebellion bejiegt ijt, und 
rufen für ihre Sade in Ehrfurcht den Segen des allmächtigen Gottes an.“ 


» April. General Grant hat mit feinen Truppen Stellung genommen, 
um Vicksburg (Miſſiſſippi) entſcheidend anzugreifen. 

9. „ Beginn der Belagerung von Charlefton (Südcarolina). Ein 
Angriff der unioniftifchen Panzerfchiffe wird von den Südbündiſchen 
abgejchlagen. 

» „Die Unionsflotte unter Admiral Porter paffirt glücklich Vicks— 
burg. Das Gros der Belagerungsarmee wird nah dem Süden 
der Stadt trangferirt. 

1.28. „ Die Botomacarmee unter Hoofer überfchreitet den Rappahannok. 


./6. Mai. Zweite Schlacht bei Freberifsburg (Chancellorsville). Hooker 
wird gefchlagen und geht über den Rappahannof zurüd, Tod des 
Südbundsgenerald Jackſon. 

I. Eine Depefhe Sewards lehnt den Antrag Franfreihs, die 


diplomatifche Intervention bei Rußland zu Gunften Polens zu unter: 
ftügen, ab. 

IT. „ Der Bundesgeneral Grant ſchlägt den Siüdbundsgeneral 
Pemberton bei Balerscreef und bei Blak River Bridge und wendet 
fih zur Belagerung von Vicksburg. 


, General Grant beginnt Vicksburg einzufchließen. 


” 
. „ Momiral Porter eröffnet die Beſchießung Vicksburgs von der 
Flußſeite. 
I/22. , Vergebliche Verſuche, die Erdſorts von Vicksburg zu erſtürmen. 
z3. „Depeſche Sewards an General Banks über die Haltung der 


Bundesregierung gegenüber Merico: 

„ir ftehen mit der Republif Merico auf freundichaftlidem Fuße und 
in biplomatifchen Beziehungen. Wir betrachten jenes Yand als den Schauplag 
eines mit Bürgerkrieg verjebten Kampfes gegen einen ausländijchen Feind. 
An dieſem Gonflict nehmen wir feinen Theil; im Gegentbeil, wir befleißigen 
uns abjoluter Nichtintervention und Nichteinmilhung. Ihre Aufgabe ift eg, 
als Commandeur bed Grenzdepartements darüber zu wachen, daß aus bem 
Gebiet der Vereinigten Staaten weber ber einen noch der andern ber frieg: 
führenden Parteien irgend eine Unterjtügung Rune werde, Wenn unjere 
Gonjuln auf ae: Boden fich in prefärer Yage — ſo mögen 


fie lieber das Land verlaſſen, als den Schutz unſerer Waffen anrufen. ..“ 
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25. Mai. Neuer vergeblider Sturm auf Vicksburg. General Grant beginnt 
eine regelmäßige Belagerung. 

27. „ Vergeblicher Sturm des Bundesgenerald Banks auf Per 
Hudſon. (Wiſſiſſippi.) 

29. „ Die Armee des Südbundes unter General Lee fängt am über 
den Nappahannof zu neben. 


. 43. Juni. Die Potomacarmee unter General Hoofer beginnt den Rüdzu: 
um fi) dem Einfall Leed in Maryland und Bennjylvanien entgeger 
zu ſetzen. 


14. „ Wincheſter und Martinsburg werden von den Unionstruppen 
ben Eonföderirten Preis gegeben, fo daß ber Armee Lee's der Wer 
über Williamsport nad Marpland und Pennfplvanien offen fteht. 

19. „ Lee ſteht mit feiner ganzen Armee in Marpland, 


285. „ General Hoofer wird im Oberbefehl über die Potomacarmer 
durdy General Meade erſetzt. 


— Juli. Beginn der Confeription im Gebiete der Norbditaaten. | 

1.—3. Juli. Schlacht bei Gettysburg (Pennfylvanien.) Niederlage der 
Siüdbundsarmee unter Lee, der fi jedoeh in aller Ordnung nass 
Virginien zurüdzuziehen beginnt. 

4 „ Vicksburg (Miffiffippi) ergibt fih den Unionstruppen unter 
General Orant. 

9. „Port Hudfon (Miffiffippi) ergibt fi) den Unionstruppen unte: 
Lee. Der ganze Lauf des Miffiffippi ift damit in der Gewalt ber 
Norbditaaten. 

—— „Eine Proclamation bes Präfidenten des Südbunds Jefferſen 
Davis ruft alle Männer von 18 bis 40 Jahren unter die Waffen. | 

15.—17. „ Pöbelunruhen in Newport gegen die Eonfeription. Diefelte 
kann nicht durchgeführt werben. 

30. „ Proclamation Lincoln zum Schuß der Negerfoldaten der Union 
gegen die Barbareien der Sübbündifchen: 

„Es iſt die Pflicht jeder Negierung, ihre Bürger zu beihügen, obme 
Unterſchied der Claſſe, Hautfarbe oder Lage, und namentlich diejenigen, welde 
en als Soldaten im öffentlichen Dienfte organifitt find. Tas 
Völkerrecht und bie Gebräuche und Sitten des Krieges, wie er von civilifirten 
Mächten geführt wird, geſtatten feinen Unterſchied binfichtlih der Hautfarbe 
in der Behandlung von Kricgsgefangenen als öffentliche Jeinde. Wenn eine 
gefangene Perjon wegen ihrer Hautfarbe und ohne daß fie fich gegen bie 
Kriegsgefepe vergangen bat, verfauft oder zum Sclaven gemacht wird, jo iii 
dies ein Rüdfall in die Barbarei und ein Verbrechen gegen die Givilifation 
bes Jahrhunderts. Die Regierung der Vereinigten Staaten wird allen ibren 
Soldaten denjelben Schuß verleihen, und wenn ber Feind irgend einen wegen 
der Hauptfarbe verkauft oder zum Sclaven madt, jo ſoll diefes Verbrechen 
buch Reprefjalien an ben in unferen Händen befindlichen feindlichen Gefan: 
genen beftraft werben. Es wirb deshalb verfügt, daß für jeden Soldaten ber 
Vereinigten Staaten, welcher den Kriegsgejeken zumiber getödet wird, ein 
Rebellen-Soldat hingerichtet werben fol, und für jeden Soldaten ber Per: 
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einigten Staaten, ber vom Feinde zum Sclaven gemacht oder in die Sclaverei 
verfauft wird, ein Rebellen-Soldat zu harter Arbeit an ben öffentlichen 
Werfen jo lange angehalten werben fol, bis ber andere freigelaffen wird und 
die einem Kriegsgefangenen jchuldige Behandlung erfährt.“ 


9. Aug. Wiederaufnahme der Eonfeription in Newyork unter dem Schuß 
einer binreihenden Militärmadt. 

1. „ Der Bundesgeneral Rofenfrank langt mit feiner Armee vor 

Chatanooga (Tenefjee) an und beginnt noh am gleihen Tage die 

Beſchießung der Stadt. 

Blutbad zu Lawrence in Kanſas. 

„Fortgang der Belagerung von Charleſton: Fort Sumter iſt 

nach fiebentägigem Bombardement der Unionstruppen vollſtändig 

zerſtört. 

— „ Dreiiplomatiſche Correſpondenz zwiſchen der Bundesregierung und 
dem engl. Cabinete bezüglich der in England für die Regierung des 
Südbundes in Ausrüſtung begriffenen Laird'ſchen Panzerſchiffe. 
Seward erklärt endlich auf's beſtimmteſte: „Wenn die Laird'ſchen 
Panzerſchiffe auslaufen, ſo iſt die Fortdauer des Friedens zwiſchen 
den Vereinigten Staaten und England eine Unmöglichkeit.“ Lord 
Ruſſel verzichtet nunmehr auf ſeine bisherige Ausrede, daß der 
Regierung keine Rechtsbefugniß zu adminiſtrativem Einſchreiten 
zuſtehe und zeigt dem nordamerikaniſchen Geſandten an, daß die 
engliſche Regierung die erforderlichen Befehle ertheilt habe, um das 
Auslaufen der Panzerſchiffe zu verhindern. 


ei 


— Sept. Bon Neworleand aus geht eine dreifache Erpedition von Bun— 
bestruppen nad Teras, 

6. „ Fortgang der Belagerung von Charlefton: Morris: Jsland mit 

den Forts Wagner und Gregg werden von den Conföderirten geräumt. 

„ Ehattanooga wird von ben Conföberirten geräumt und von 

den Truppen des Generals Roſenkrantz befekt. 

9.120. „ Zweitägige Schlacht am Chickamauga (Tenefjee) zwiſchen dem 
Bundesgeneral Nofentrang und dem Gübdbundsgeneral Bragg. 
Rofenkrank unterliegt und muß fi) auf Chattanooga zurüdziehen. 


8. 


1. Oct. Der Agent bes Südbunds in London, Mafon, verläßt England. 
5. „Die Armee bed Sübbundes in Tenefjee unter General Bragg 
beginnt Chattanooga zu belagern. 

» Die Armee des Südbunds unter Lee geht über den Rapidan 
vor, verfucht aber umfonft der Potomacarmee in den Rüden zu 
fommen, General Lee kehrt in feine alte Stellung zurüd. 

T. „ Praäſident Lincoln ruft neuerdings 300,000 Freiwillige unter 

die Waffen. 
9, „ General Rofenkrang wird als Befehlshaber in Tenefjee abbe: 
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rufen und General Grant mit den Oberbefehl über alle Bundes: 
truppen daſelbſt betraut. 

23. Oct. Eine Depefhe Sewards an den nordamerifanifhen Gefandter 
in Baris Dayton erflärt, daß die Grricdtung einer fremdländiicer 
und monarhifchen Negierung in Merico ſich weder leicht, noch für 
die Vereinigten Staaten wünſchenswerth erweifen werde, woven die | 
frang. Regierung ſchon in Kenutniß gefegt worden fei. Doch be | 
die Regierung zu Wafhingten nicht ım geringften die Abficht, der | 
freien Selbftbeftimmung des mexikaniſchen Volkes zu nahe zu treten 
oder es irgendwie in ber Einſetzung und Durhführung einer fre: 
gewählten Negierungsform zu behindern. Uebrigens habe der Kric 
in Merico nody nicht den Sturz der inländifcyen Regierung zur 
Folge gehabt, und die Regierung der Vereinigten Staaten fei mid 
gewillt, eine Regierung anzuerkennen, deren Eriftenz noch von dem 
Wechſel des Kriegsglüdes abhängig fet. 


2.Nov. Der Bundesgeneral' Banks Tandet an der Barre des Ki 
grande (Teras) und fchlägt fein Hauptquartier in Brownsville auf. | 

16. „ Der Südbundsgeneral Longftreet zwingt nach viertägigem Kampk | 
die Unionsarmee unter Burnfide zum Rückzuge nad Knorville (Te | 
neffee), das von ben Conföderirten umzingelt wird. 

23.—25.Nov. Schlacht bei Chattansoga. Sieg der Bundesarmee unter 
General Grant über die Südbundsarmee unter Bragg. Diefa 
räumt 2Zoofoutmountain und Miffionarpridge (Tenefjee). 

26.Nov. Die Potomacarmee unter General Meade geht über den Ra: 
pidan vor. 

29. „ Longſtreet gibt die Belagerung von SKinorville auf. 

30. „ Die Bundestruppen befegen das Fort Eſperanza (Teras) am 
Eingange der Matagordabay und find damit Herrn von Mittel: 
und Wejtteras, fowie aller bedeutenderen Punkte an der Oſtküſte, 
Salvefton ausgenommen. 





2.Dec. Die Potomacarmee unter Gen. Meade geht wieder über ben 
Rapidan zurüd und bezieht Winterqguartiere, 

10, „ Eröffnung des Congreſſes in Washington. Botſchaft des Präſiden— 
ten Lincoln, 

Der Präfident conftatirt, daß die Regierung ber Vereinigten Staaten zu 
allen auswärtigen Mächten in friedlichen und freundichaftlicen Beziehungen 
ftehe; daß bie Krijis, welche die Freunde ber Union zu entzweien gebrobt 
habe, vorüber jei; daß bie Rebellion in die engfte Umgrenzung zujammen: 
ebrängt worden; und erklärt ferner, daß er mit größter Gntidyiedenbeit an 
Se Emancipationspolitif fethalten werde. Leber die Blofadefrage beift es 
in ber Botichaft, nachdem bes Cinjchreitens ber britiichen Regierung gegen 
das Auslaufen neuer, den Vereinigten Staaten feindlicyer Erpeditionen aus 
britifchen Häfen und der in ähnlicher Weife von Seite Frankreichs betbätigten 
Neutralität gedacht worden: „Blofabefragen jind mit dem Geijte ber Offen 
beit, Gerechtigkeit und bes gegenfeitigen Wohlwollens beſprochen und zum 
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Austrage gebracht worden. Unfere Prifengerichte haben fih durch ihr unpar— 
teiiiches Verfahren bie Achtung und das Vertrauen ber Seemächte erworben.” 
In der bie Botjchaft begleitenden Broclamation bietet der Präfibent 
allen Bewohnern der rebelliichen Staaten — mit Ausnahme ber höheren 
Dfficiere (vom Oberjt erclufive aufwärts) und derjenigen Perjonen, welche in 
dem Miniiterium ber conföderirten Regierung ein Amt befleibet ober welche 
früber ein richterlihes Amt innegehabt haben oder aus dem Dienfte ber Ver: 
einigten Staaten ausgetreten und zu ben Nebellen übergegangen find, und 
ferner derjenigen, welche farbige Soldaten anders benn als Kriegsgefangene 
behandelt haben — volle Amneſtie unter ber Bedingung an, daß fie ben Ber: 
einigten Staaten Treue ſchwören und die Beobachtung der vom Congreſſe er- 
laſſenen Geſetze und der Proclamationen bes Präſidenten geloben. Außer ber 
Amneſtie wird gleichfalls die Wiebereinfeßung in ſämmtliches Beſitzthum 
(Sclaven ausgenommen) zugelagt. Wenn ferner in einem ber abgefallenen 
Staaten von Bürgern, deren Anzahl wenigjtens gleich einen Zehntel ber bei 
ber Präjidentenmwahl bes Jahres 1860 in dem betreffenden Staate abgegebenen 
Stimmen ift, eine Vocalregierung errichtet wird, fo foll diefer Staat auch 
ohne ben vorgejchriebenen Eid in bie Union wieder aufgenommen werben 
können. Der Präjident erflärt ben in ber Proclamation vorgeſchlagenen 
Modus für ben beiten, ben bie Grecutive anzugeben wijje, bie Annahme ans 
berer Vorſchläge ſei dadurch jedoch keineswegs ausgeſchloſſen. 

Der Candidat der republikaniſchen Partei, Colfax, wird vom Res 


präſentantenhaus zum Sprecher gewählt. 


10. Dec. Eröffnung des Congreſſes in Richmond. Botſchaft des Präſi— 


— 


denten Jefferſon Davis. Der Bericht des Finanzminiſters Mem— 
minger enthüllt rückhaltslos die verzweifelte Finanzlage des Südbundes. 

Der Congreß verwirft mit 98 gegen 59 Stimmen ben Antrag 
Fernando Woods und ber demofratiihen Partei, daß ber Präfibent 
erfucht werde, Commiſſäre zu ernennen, die „mit den Behörden in 
Richmond“ über Beendigung „diejes blutigen, verheerenden und uns 
menfhlihen Krieges“ in Unterhandlungen treten follten. Cbenfo 
verwirft derfelbe mit 82 gegen 74 Stimmen ben Antrag derfelben 
Partei, den Grundſatz auszufprechen, daß der Krieg nicht aus Er: 
oberungs= und Unterjohungszweden weiter geführt werben bürfe, 
daß vielmehr nad) Bezwingung des Aufftandes die rebellifhen Staa: 
ten unbefchabet ihrer alten Rechte wieder in die Union aufges 
nommen werden follten. Dagegen wird mit 93 gegen 64 Stimmen 
zu erflären befchloffen, daß der Congrek die energiſchſte und rück— 
ſichtsloſeſte Fortſetzung des Krieges bis zur unbedingten Wieberher: 
ftellung der Bundesautorität über das gefammte Nationalgebiet ' 
begehre; daß er jeden Waffenſtillſtands-, Friedens- oder Vermitt⸗ 
lungs⸗-Vorſchlag, folange nody ein Nebell in Waffen gegen den Bund 
ftebe, verwerfe und daß er, alle früheren Parteibezeichnungen außer 
Acht Iaffend, während des Krieges nur zwei Parteien anerkenne: 
Patrioten und Verräther. Cine fernere Reſolution erflärt e8 für 
die Pflicht des Gongrefjes, der Regierung alle zur Unterdrüdung 
ber Rebellen erforderlichen Mittel an Mannfchaften und Gelb zur 
Berfügung zu ftellen. 


nn en 


2. Merico. 


15. Jan. Proclamationen Forey's an die Mexicaner. 
17. „ Proclamation Forey's an die franzöſiſche Expeditionsarmee. 


23. Febr. General Forey bricht von Orizaba auf. 
28. „ Franzöſiſcher Kriegsrath in Guecholac; Beſchluß, daß alle fran— 
zöſiſchen Streitkräfte ſich am 8. März in Bewegung ſetzen ſollen. 


16. März. Die franzöſiſche Armee nimmt Stellung vor Puebla und be— 
ginnt die Belagerung der Stadt. 

Ein ägyptiſches Negerbataillon wird durch Uebereinkunft zwiſchen 
der franzöſiſchen Regierung und dem Vicekönig von Aegypten ale 
Beſatzung nach Veracruz gelegt. 


17. 


„ 


8. Mai. General Commonfort wird bei dem Verfuh, Puebla mit Le— 
bensmitteln zu verfehen, bei San Lorenzo von ben Franzoſen 
geihlggen. 

16. „ General Forey ftellt das endlich aus Franfreih erhaltene Bel 
gerungsgefhüb vor Puebla auf. 

417. „ Die Franzofen vor Puebla fchießen Breſche. Die Stadt ergibt fic. 

19, „ General Forey hält feinen Einzug in Puebla. ine Divifion 
der Franzoſen bricht fofort gegen Merico auf. 

21. „ Sonfiscationsdecret Forey’s und Bortrag Budins darüber. Die 
franz. Regierung verweigert bemfelben ihre Genehmigung. + 

27, „ General Ortega und mehrere andere mericanifhe Oberoffiziere 
entweichen auf dem Transport nad DVeracruz aus ber franzöfifchen 
Kriegsgefangenfchaft. 

29, „ Der Bräfident Juarez verkündet durch Decret bie Räumung 
Merico’8 und die Verlegung des Regierungsfiges nah San Luis 
Rotofi. 

31, „ Juarez verläßt Merico mit den Miniftern, den Qruppen und 
feinen Anhängern. Der Gemeinderatb übernimmt die Zügel ber 
Regierung, übergibt die Bewachung der Stadt ben fremden Eon: 
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fuln und deren Angehörigen und knüpft durch biefelben Unterhands 
lungen mit den Franzoſen an. 


2. Juni. Pronunciamento in Merifo. General Salas wird zum Civil: 
und Militärchef der Stabt ernannt. 
General Bazaine zieht mit der Vorhut ber franzöfifhen Armee 
in Merico ein. 
9. „ Präfident Juarez langt in San Luis Potofi an und erläßt ein 
Manifejt zu fortgefehter Bekämpfung ber fremden Invafion an bie 
Nation. 


ur 


0. „ General Forey hält mit dem franz. Gefandten Dubois de Sa— 
liguy und dem General Almonte feinen Einzug in Merico an ber 
Spitze von ca. 15,000 Mann. 

2. „ Ben. Forey ſetzt einen neuen Gemeinderath der Stadt Merico ein. 

6. „ General Forey jegt eine Junta superior del gobierno aus 


35 Mitgliedern beftehend ein, ernennt die Mitglieder besfelben und 
becretirt die Einberufung einer Notabelnverfammlung zur Entfchei: 
bung über die Negierungsform. 

Die von Gen. Forey eingefette Oberjunta ernennt die neue 
Regierung: General Almonte, Erzbifhof Labaftida und General 
Salas. 


1 


2. Juli. General Forey ernennt 215 Mitglieder der Notabelnver: 
fanımlung. 

Feierliche Eröffnnng der Notabelnverfammlung. 

Die Commifjion der Notabelnverfammlung trägt auf Cinführung 
einer gemäßigten erblihen Monardie an. 

Die Notabelnverfammlung beſchließt die Einführung einer abſo— 
Iuten erblihen Monardyie und proclamirt ben Erzherzog Marimi: 
milian von Defterreichh zum Kaifer von Mericc. Im Falle ber 
Weigerung befjelben, die Krone anzunehmen, fol ber Saifer ber 
Franzoſen erfucht werden, den Mann zu nennen, ber am meiften 
fein Vertrauen genieße, damit diefer den Thron von Merico be— 
fteige. Bon den 215 berufenen Notabeln find 30 nicht erſchienen; 
von ben erfhienenen fpricht fi) nur einer gegen bie Einführung 
der Monarchie aus. 

Die Notabelnverfammlung betätigt das Triumvirat Almonte, 
Labaftida und Salas. 

22, „ Der permanente Ausſchuß des Congreſſes der Republik Mexico 
erläßt ein Manifeſt an die Nation für fortgeſetzten Widerſtand 
gegen die fremde Invaſion. 


er 
0, 


— 


a— 


1. Oct. Marſchall Forey gibt feine Vollmachten an General Bazaine 
ab und kehrt nach Europa zurück. 
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3. Oct. Erzherzog Mar empfängt die mexicaniſche Deputation, bie ihm 
die mexicaniſche Kaiſerkrone anträgt. Antwort des Erzherzogs: 


„on. Iſt auch die Aufgabe, Mexico's Unabhängigkeit und Wohl unter 
dem Schuß bauerbafter und freier Ginrichtungen zu fihern, eine überaus edle 
fo muß ich doch, in vollem Ginverftändniffe mit Sr. Maj. dem Kaiſer dr 
Franzoſen, deſſen ruhmreiche Initiative die Regeneration Ihres ſchönen Vater: 
landes möglich macht, erfennen, daß bie Monarchie nicht auf legitimer um 
fefter Grundlage wieberhergeitellt werden Fann, ohne daß die ganze Nation ın 
freier Kundgebung ihres Willens den Wunſch der Hauptftadt betätigt bätte 
Bon dem Ergebnif der Abjtimmung ber Gejammtheit des Landes mus id 
baher vorerjt die Annahme bes mir angebotenen Throns abhängig maden. | 
Andererfeits gebietet mir aber auch das Verſtändniß der gebeiligten Pflichten 
eines Herrichers für das wieberaufzurichtende Kaiferreih jene Garantien ze 
fordern, welche unerläßlic find, um es vor ben jeine Antegrität und Selb 
ftänbigfeit bebrohenden Gefahren zu fihern. Sind die Bürgſchaften einer tet: 
begründeten Zufunft erlangt, und wendet ſich bie allgemeine Wahl des edlen 
mericanifchen Volks mir zu, jo wäre ich bereit, geftüßt auf die Juftimmun: 
meines erlauchten Familienhaupts, und vertrauend auf den Schuß bes Al: 
mächtigen, bie Krone anzunehmen. Für ben all, daß bie Vorjehung mis 
zu ber hoben civilifatorishen Miffion, die mit biefer Krone verbunden wäre 
beruft, muß ich Ahnen, meine Herren, ſchon jept meinen feiten Entſchluß er: 
flären, bem heilbringenben Beilpiele meines Faijerlichen Bruders folgend, dur& 
eine conjtitutionelle Regierung dem Lande bie Bahnen eined auf Ortbnun: 
und Gefittung bafirten Fortfchritts zu eröfinen, und jobald das weite Rei 
vollſtändig pacificirt wäre, ben Fundamentalpact mit ber Nation durch meine 
Eid zu befiegeln. Nur auf biefem Wege könnte eine neue unb wahrhaft n= 
tionale Politif ins Leben gerufen werben, in welcher alle Parteien, ihres alten 
Grolles — mithelfen würden, Merico zu jenem hervorragenden Ranz 
unter den Völfern zu erheben, ber ihm unter einer Regierung beſtimmt ſcheim. 
welcher als oberjter Grundjaß gälte, Billigfeit im Recht walten zu Iafien...’ 


. „ Eine von General Bazaine organifirte Expedition bridyt gegen 
San Luis Potofi auf. 
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4. Nov. Schreiben des Erzherzogs Marimilian an General Almonte: 
„Seien Sie verfichert, mein lieber General, daß ich in feiner Weile um: 
Ihlüjlig bin. Mein Entſchluß ſteht feft, und ift jeit meiner Rebe v. 3. Oh. 
vor Merico und ber ganzen Welt laut ausgefprodhen worden. Ich ermarte, 
um bie Zügel der Regierung zu ergreifen, nur noch ben Pollzug der Be: 
dingungen, die mir nicht allein bie eigene Würde, jondern vornehmlich auch das 
Auiereite Ihres Baterlandes zu ftellen gebot. Ich babe Ahnen bereits in 
meinem Briefe vom 9. Det. biefe Zuficherungen ertbeilt und ermeuere fie bier 
mit Vergnügen. Sie fünnen von meinem Schreiben ben Gebrauch machen, 
ber Ihnen zur Zerjtreuung etwaiger in Merico noch beftebenden Zweifel ge: 
eignet erjcheint.“ 
12. „ Gen. Commonfert wird zwiſchen San Luis und Calaya von 
mericanifchen Parteigängern überfallen und niedergemetzelt. 
20. „ Letzte Sitzung des mericanifhen Congrefies in San Luis Potoſi. 
Es find nur 58 Mitglieder anweſend. 
— ,„ Conflict zwiſchen den franz. Autoritäten, dem Erzbiſchof Labaftida 
und der clericalen Partei. Der Erzbifhof nimmt feinen Antheil 
mehr an ber Regentfchaft. 
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. Dee. Präfident Juarez verläßt San Luis Potoſi und geht nad, Mon: 
teren, der Hauptftadt des Staates Nueva Leon. 

 „»  Beneral Mejia zieht ohne Schwertjtreih in San Luis Potofi ein. 

„Dec. Der Erzbifchof Labaftida von Merico proteftirt gegen die Auf: 
rechthaltung bes Verkaufs der Kirchengüter burd die neue Re: 
gierung. ü 

. „Der neue franzöfifhe Gefandte Montholon trifft in Veraeruz 
ein; ber bisherige, Saligny, fchifft fich zu gleicher Zeit wieder nad) 
Frankreich ein. 

. „ Der Erzbifhof Labaftida erneuert feinen Proteft gegen bie Auf: 
rechthaltung des Verkaufs ber Kirchengüter unter Beifügung ber 
Ercommunication. Der oberfte Gerichtshof erklärt ſich deßhalb 
für incompetent in biesfälligen Rechtsfragen und meigert fi, ben 
Berfügungen der Regentſchaft Folge zu geben. 


Ergänzungen. 


Deutfihland. 30. Sept. Eine Berfammlung beuticher Proteftanten beſchließt dir 


Bildung eines dbeutfhen Protejlantenvereins und bie regelmäfiz 
alljährlihe Berufung von Proteitantentagen: 

Statuten bes Bereins: $ 1. Auf dem Grunde bes evangeliſcher 
Chriſtenthums bildet ſich unter denjenigen deutſchen Proteſtanten, werche ein: 
Erneuerung der evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche im Geiſte evan elifcher rei 
* und im Einklang mit der geſammten Culturentwicklung —J Zeit an⸗ 

eben, ein deutſcher Proteſtantenverein. Derſelbe fett ſich namentlich zum 
Zweck: 1) Den Ausbau der deutſchen evangeliſchen Kirchen auf den Grund— 
lagen bes Gemeindeprincips und bie Anbahnung einer organiſchen Verbindunz 
der einzelnen Sandesfirhen auf diefen Grundlagen. 2) Die Wahrung ber 
Rechte, Ehre, Freiheit und Selbjtändigfeit des deutſchen Proteftantismus un? 
bie Befimpfung alles unproteitantifchen, bierarchiihen Wefens innerhalb de 
einzelnen Landesktirchen. 3) Die Erhaltung und Förderung dhriftlicher Ta! 
bung und Achtung zwifchen den verjchiedenen Gonfeffionen und ihren Mitalie 
bern. 4) Die Anregung und Förderung aller derjenigen chriftlichen Unter: 
nehmungen unb Werke, welche bie fittlihe Kraft und Wohlfahrt unjeres Rolts 


bedingen. $ 2. Es bleibt ber Selbitbeftimmung ber Proteftanten in den 


einzelnen beutichen Ländern, Provinzen, Bezirfen und Städten überlajien, 
bejonbere Vereine zu bilden, welche hinmwieder mit dem Geſammtverein als 


Zweigvereine in Verbindung treten. Zur Mitgliedſchaft ift berechtigt jede 


Deutjche, der ſich zur protejtantiichen Kirche befennt, und fich zur Mitwirkung 
ber Vereinszwecke in die Lifte einzeichnen läßt.“ 

Ein Antrag, unter den Zweden des Vereins „die freie Fortentwicklunz 
ber Lehre” voranzuftellen, wird von ber Verfammlung verworfen und ein 
Antrag ftatt „Erneuerung ber evang.sproteft. Kirche“ zu jagen „Erneuerung 
ber Berfaffung ber evang.sproteit. Kirche” zurüdgezogen, nachdem ber Bericht: 
erſtatter es als die beitimmte Abſicht des vorgeſchlagenen Entwurfs ausge: 
ſprochen hatte, jede Einwirkung auf die Lehre der Kirche fern zu halten. 


England. 3. Sept. Eine Depefche des engl. Geſandten in Kopenhagen, Sir A. Pa- 


get berichtet Ford Rufjel, er babe jowohl von Hrn. Hall als von dem ſchwe— 
diſchen Gefandten Graf Hamilton erfahren, daß die däniſche Regierung keine 
ſchriftliche Zuſage Schwedens beſitze, im Falle von Feindſeligkeiten auf dem 
Bundesgebiete den Dänen zu Hilfe zu- kommen. Graf Manderſtröm babe 
ein ſolches Verſprechen auch mundlich nicht geben können, vielmehr gerathen, 
einer Bundeserecution keinen Widerſtand entgegen zu ſetzen; bie Großmächte 
würden Deutſchland ja doch nicht erlauben, Holſtein permanent beſetzt zu 
halten und ſo Dänemark gewiſſermaßen durch Aushungerung zum Nachgeben 
zu zwingen, auch würden fie von Deutichland eine deutliche Definition der 
Decupationszmwedte verlangen, 
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0. Sept. Eine Dep. bes engl. Geſandten in Wien Lorb Bloomfielb berichtet Lord 


Ruſſel, Graf Rechberg hätte ihm erflärt, er habe ſich nicht ohne Erfolg be: 
mübt, ben Wortlaut der YBunbesbeihlukfafjung zu mildern, aber bie Bunbes: 
geiege zu ändern, bas fei für Defterreih und Preußen eine Unmöglichkeit. 
Dänemark babe veriprochen, ben Herzogthümern feine Gejege zu octroyiren 
unb wie babe es biejes Verjprechen gehalten ? 

Eine Depeſche Ruſſels an ben britifchen Repräjentanten in Paris jchilbert 
bie Gefahr ber Lage und ftellt folgende jeiner Meinung nah unumſtößliche 
vier Säge auf: 

„1) Dänemark ift Deutichlandb eine erſchöpfende ſchriftliche Erklä— 
rung über bie Bebeutung ber Orbonnanz vom 30. März für bie Geſetze 
unb namentlich für bie finanzielle Stellung ber Herzogthümer Holjtein und 
Lauenburg jhuldig. 2) Deutichland kann gerechter Weile feine Bunbes: 
erefution anordnen, um bie Einführung einer Dänemarf, Schleswig, Holjtein 
und Lauenburg gemeinfamen PVerfaffung zu forbern oder zu ——— 
3) Die Angelegenheiten Schleswigs können zwiſchen Deutſchland und Däne— 
marf nur als eine internationale Angelegenheit behandelt werden. 4) Als 
eine Sache von internationaler Bebeutung ift zu wünſchen, daß Deutichland 
mit Genauigkeit angebe, weldye Rechte es für die deutſchen Einwohner Schleswige 
in Anſpruch nimmt, und in welcher Weife Dänemark bie zu Gunften ber Deutichen 
übernommenen Verbindlichkeiten nach der Meinung bes beutfchen Bundestags ver: 
legt bat... . Wenn die Regierung bes Kaijers der Franzoſen ber Meinung ist, daß 
ein britijches und franzöſiſches Anerbieten guter Dienſte irgend 
einen Nutzen veripricht, jo wäre J. Maj. Regierung zu einer ſolchen Politik 
bereit. Sollte jedoch die franzöſiſche Regierung einen ſolchen Schritt für 
wahrſcheinlich fruchtlos halten, jo könnten bie zwei Mächte den Regierungen 
von Defterreih und Preußen und bem beutjchen Bunbe bie Erinnerung zu: 
rufen, daß irgend ein von ihnen unternommener Schritt, ber bie Integrität 
und Unabhängigkeit Dänemarks ſchwächen fan, dem VBertrage vom 8. Mai 
1852 zuwiderlaufen würbe.“ 

Der engl. Vertreter in Paris melbet Ruſſel, baß bie franz. Regierung 
feinen Borfchlag vom 16. Sept. ablehne. Hr. Drouyn be Lhuys billige zwar 
alle vier Punkte Porb Ruſſels, aber er ſage, daß er von einem föürmlichen 
Schritt ſich feinen Vortheil verfprehe. Das Anerbieten guter Dienfte wäre 
nußglos. Der zweite vorgeichlagene Schritt (die Mahnung an ben Bertrag 
von 1852) wäre Beer ber von England und Frankreich in ber pol: 
niichen Frage befolgten ‘Bolitif analog. Er habe Feine Luft (und er geſtand 
offen, daß er es dem Kaijer jagen werde), Frankreich in biejelbe Stel: 
lung gegenüber Deutidhland wie gegenüber Ruflanb zu brin: 
gen... . Wollte man an die beutichen Mächte eine ſolche Mahnung wie an 
Rußland richten, fo müßte man bereit fein, weiter zu geben unb 
eine Hanblungsweife zu ergreifen, bie ber Würbe zweier 
Großmächte angemejjener wäre x. Schliehlich habe der franzöfifche 
Minifter gejagt, daß Frankreich fi völlig freie Hand laſſen wolle. 


10. Dec. Eine Depeche bes engl. Gejandten in Wien Lord Bloomfield zeigt dem 


12. 


” 


Grafen Rufjel an, daß Graf Nechberg ihn über etwaige, bei ber Bundes: 
erecution in Holſtein zu befürchtenden nfurrectionsverjuche, bez. wegen Be: 
feitigung ber Autorität des König:Herzogs (foweit ſolche nicht durch die Ere: 
eutionsordnung bedingt jei) berubigt habe, Graf Rechberg fügte hinzu, daß 
er für bie Disciplin der öſterreichiſchen, keineswegs aber ber ſächſiſchen 
und bannöverifchen Truppen einjtehen föünne, und baß, um jFraternifirungen 
zwiſchen ben öfterreihiichen Truppen und ben Holfteinern zu verhüten, haupt: 
fählih ungarische und polnijche Regimenter nach Holftein geſandt werben follten. 
Dep. bes in außerorbentliher Miffion nah Berlin unb Kopenhagen ge: 
fanbten Lord Wobehouje an Lord Ruſſel aus Berlin: 

„Sb bin geftern Abend bier angefommen und babe heute im Minifterium 
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bes Auswärtigen eine lange Unterrebung mit Hrn. v. Bismarf gebabt. \6 
begann das Geſpräch mit den Worten, daß J. Maj. gerubt babe, mir eim 


Sendung anzuvertrauen, deren Zweck das Beitreben ſei, Mittel zu finden, | 
um bie Zermürfniffe zwiſchen Deutichland und Dänemark beizulegen. Se.Crı 


könne fih daher verfichert halten, dak ich nicht den Anwalt bes einen oda 


anderen Theiles jpiclen würde, aber ih mülje ibm rund herausjagen, mwır | 


Ihrer Maj. Negierung überzeugt ei, daß, wenn Deutichland einerjeits um 
Dänemark andererjeits entichlofjen wären, von ihren Prätentionen nichts fab- 
ven zu lajjen, e8 unnüg fein würde, den Kriegsausbruch verhindern zu wollen. 
Hr. v. Bismarf erwiberte, ev wünjche jo Lebhaft, wie irgend Jemand, ber 


—— aufrecht zuerhalten, aber die Bolfsftimmung ſeiin ganz Deutid | 


and jo heftig gegen Dänemark, daß es der preußiſchen Megierung um 
möglich jei, von Dänemark weniger als die volljtändige Erfüllung jeiner Be: 
fprehungen zu fordern. Die öjterreichiiche Negierung, fagte er, jebe bie Sad 
ebenjo an, und die Fleineren beutjchen Regierungen jeien noch weniger im 
Stande, Zugeftändnifje zu machen, da in ben meıjten fleineren Staaten eine 
jo jtarfe Gefinnung in Bezug auf Schleswig-Holftein herrſche, daß bie Für 
jten jener Staaten ihren Thron gefährden würden, wenn fie den Bolkswuns 
befämpfen wollten. Ich fragte, ob es mit ben Principien, welche bisher m 


Beziehungen ber europäifhen Staaten zu einander regiert hätten, überein: | 


ftimme, daß zwei ber Großmächte, die einen Vertrag mit ben brei anbere 
Großmächten eingegangen hätten, ſich ohne Scheu weigerten, bem Vertrag 
treu zu bleiben, weil ber deutihe Bund demſelben nicht beigetreten jei. Wem: 
fagte ich, Defterreih und Preußen ſich als Bundesmitglieder verpflichtet glaut 
ten, ihre Bertragsannahme von ber bes Bundes abhängig zu maden, jo bi: 
ten fie eine Erflärung in biefem Sinne abgeben jollen, als fie ben Bertra: 
unterzeichneten. Aber ich müſſe jedenfalls fragen, aus welchen benfbare 
Gründen Dejterreih und Preußen ſich weigern fünnten, Chriſtian IX. als 
König von Dänemark anzuerkennen. Der Bundestag, dächte ich Doch, dein: 
feine Prätentionen nicht auf das Königreih aus, und wenn Ghbriftian IX. 
nicht König fei, jo möchte ich gern wifjen, wen man als den König anſehen 
jolle. Ich ftelle diefe Frage, jagte ich, weil Ihrer Maj. Regierung erfahren 
babe, daß ber Gejandte, der abgeichidt worden, um bie Thronbeiteigung” dei 
Königs anzuzeigen, in Wien nicht empfangen worben jei und, wie es jcheint, 
auch in Berlin nicht empfangen werben folle.. Hr. v. Bismarf fagte, er be 
baure ſehr, daß ber üfterreichiiche Hof den däniſchen Geſandten nicht empfangen 
habe; ohne bie Weigerung Defterreichs, glaube er, würde ber König ven 
Preußen ihn empfangen haben, aber jekt, fürchte er, werde bies unmöglie 
fein, da ber König von Preußen, wenn er in diefer Sache anders als Oeſter— 
reich handelte, fih großer Unpopularität in Deutſchland ausſetzen 
würde. Die öfterreichifche Regierung, glaube er, gehe jo weit, zu behaupten, 
daß, wenn ber Vertrag -von 1852 fallen jollte, auch die Verzichtleiftungen, 
fraft beren Ghrijtian IX. den Thron beftieg, ihre Giltigfeit verlieren würben, 
ba fie erfolgt waren, um bie däniſchen Lande als ein Ganzes zu bewahren, 
und daß ber Prinz von Auguftenburg auf bas Königreihb Dänemark An: 
fprüche befite, die jodann giltig werden bürften. Ach muß jedboh Hrn. von 
Bismarf die Gerechtigkeit widerfahren laffen, zu jagen, bak er dieſer Doktrin 
nicht das Wort reden wollte. Wir gingen von biefem Theile des Thema's 
auf die androbende Bunbeserecution über. Ich fragte, aus welchem 
Grunde die Erecution jet ftattfinden ſolle, nachdem Dänemark das Patent 
vom 30. März zurüdgenommen. Hr. dv. Bismark erwiberte, die Erecutiond- 
gründe jeien in einem Defrete des Bundestags aus dem Jahre 1858 entbalten, 
worin Dänemarf aufgefordert ward, feine Verbindlichfeiten in Bezug auf bie 
Stellung Holfteins in der bänifchen Verfaffung zu erfüllen. Ich fagte, eine 
Erecution jei gewiß einer Dccupation vorzuziehen, obwohl feine Grecution 
und feine Occupation beſſer geweien wäre; aber jebenfalle, boffe ich, daß beim 
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Einmarſche der Bundestruppen eine Proclamation ergehen werbe, um bie 
Einwohner Holjteins zur Ruhe zu ermahnen. Laut den J. Maj. Regierung 
zugefommenen Berichten ſei in Holitein die Ruhe nicht geftört, und es wür— 
den wohl gewiß Schritte getban werben, bamit der Prinz von Augujten: 
burg und jeine Parteigänger nicht im Stande ſeien, Freiſchaaren zu bilden 
und unter dem Schuße der Bundestruppen eine aufitändijche Bewegung zu 
organifiren. Hrn. vd. Bismarks Sprache über diejen Punkt war 
nichts weniger als beruhigend. Er jagte: eine Proflamation, wie ich 
fie wünfchte, werde erlajjen werden, aber der Prinz von Auguftenburg 
werbe jondber Zweifel im Gefolge der Bundestruppen ein— 
zieben und bie Fahne des Aufſtandes zu erheben judhen Um 
ber Bewegung Ginbalt zu thun, würde es nöthig fein, den Prinzen zu ver: 
haften und die von ihm gebildeten Schaaren mit Gewalt auseinander zu 
fprengen. Wäre dies möglich, ohne einen unbezäbmbaren Nusbrud 
ber Volfsleidenijhaft in Deutſchland hervorzurufen? Ich jtellte 
barauf Sr. Exc. dringend vor, wie groß die Gefahr eines Krieges zwiſchen 
Deutſchland und Dänemark jein würde, wenn man feine enticdyiedenen Maß: 
regeln ergriffe, und wie ungerecht es wäre, unter dem Scheine einer Er: 
zwingung von Bundesrechten die Nebellion zu jchüren Hr. v. Bismarf 
entgegnete mir, daß er bie drohende Kriegsgefahr jo gut wieich bedaure. Ich 
erwähnte auch des Streites über Rendsburg und ſprach die Hoffnung aus, 
bak man bafür Sorge tragen werde, einen Zuſammenſtoß mit den Dänen auf 
jenem Punkte zu vermeiden. Hr. v. Bismarf verficherte, die Bundestruppen 
würden feinen Theil des ftreitigen Nendsburger Gebietes im Norden der Eiber 
bejegen. Wir famen dann zur Erörterung ber ſchleswig'ſchen Frage, 
die, wie Ihrer Lordſchaft wohl bekannt, die Haupturſache des langwierigen 
Streites zwijhen Deutichland und Dänemark iſt. Ich fagte, es ſei unmöglich, 
zu einer Löſung zu gelangen, wofern die beutjhen Mächte nicht genau ans 
geben fünnten, worin ihre an Dänemark gerichteten Forderungen bejtänden, 
und daß ich hofien wollte, er werde im Stande fein, mir über dieſen Punkt 
eine beutlihe Aufflärung zu geben.. Hr. v. Bismark fagte, die Forderungen 
Deutichlands ſeien diejelben, welche fie immer gewejen — nämlid, daß Dä— 
nemarf jein Verjprechen erfülle, Schleswig nicht ins Königreich einzuverleiben 
und eine gemeinjame VBerfafjung zu geben, unter der Holjtein, Schleswig und 
Lauenburg gleiche Rechte mit dem Königreiche befigen würden. Ich erwiderte, 
J. Maj. Regierung jet überzeugt, daß es ein bofinungslofes Unternehmen jei, 
über die gemeinfame Berfafjung eine Erörterung anzufnüpfen. Eilf Jahre jeien 
in bem fruchtlojen Bemühen vergangen, die beutichen und die däniſchen Ans 
ſichten über das, worin die gleichen Nechte beftehen, in Einklang zu bringen 
— jei es wahrjcheinlich, daß die Dünen fich jemals berbeilaffen wiirden, ben 
Bewohnern der Herzogthümer, d. 5. der Meinorität in einem gemeinjamen 
Parlamente, diejelbe Zahl Mitglieder wie der däniſchen Majorität zu geben? 
Würde ein joldes Arrangement der Billigfeit oder der Gerechtigkeit entiprechen ? 
Hr. dv. Biomark jagte, daß die Dünen feine baare Gleichzahl ber Mitglieder 
mit ben Deutichen haben würden, weil in Schleswig ehr viele Dänen jeien 
und dieſe ohne Zweifel dbäniichen Mitgliedern ihre Stimmen geben würden. 
Se. Gre. entwidelte des Längeren feine Ideen über die gemeinfame Ber: 
fafjung, aber ich kann nicht jagen, daß ich von ihm etwas gehört babe, was 
im Laufe diefer endlofen Grörterungen nicht aber und abermals wieberholt 
worden wäre. Ich drängte ibn, irgend eine andere Alternative anzugeben, 
allein er jagte, das jei die Sache der Dänen und nicht der Deutſchen. ch 
fragte ihn dann, was die beutihen Mächte in Bezug auf die vom Könige 
jüngit unterzeichnete Gonjtitution verlangten. Ueber dieſen Punkt — fagt 
er — könne von einem Gompromijsfe feine Rede jein. Bor bem 
1. Januar müſſe erklärt werden, daß bie Perfaffung auf 
Schleswig unanwendbar fei, ſonſtwürdendie deutſchen Mächte 
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ih aller gegen Dänemark eingegangenen Verbindlichkeiten 


einſchließlich des Vertrags von 1852, enthoben halten. Ta 


könnten fie ſich nicht begnügen. Ich ſagte, er werde wohl zufrieden ſein, 

ber König die Erklärung erließe, daß die Verfaſſung nicht in Bezug a 
Schleswig in Kraft gejekt werben fünne. Wenn die Frage nicht durch deu 
gegenwärtigen Reichsrath, ber mit bem Ende bes Jahres aufböre, erlebigl 
würde, jo könnte es nothwendig werben, den neuen Reichsrath einzuberufen, 
ber dann allein das Geſetz ändern fünnte. Se. Erc. jagte, vorausgeiekt, daf 
Schleswig durch irgend einen königlihen Akt vor dem 1. Januar von bei 
Wirkſamkeit des Gejetes ausgenommen würde — denn am 1. Januar joll« 
die neue Berfafjung in Kraft treten — jo liege ibm wenig daran, weldy 
Berfammlung die Ichließliche Abfchaffung des Geſetzes vornähme. Er jei inder 
überzeugt, der König. werde feine jegigen Minijter entlaffen müſſen; ein cour 
d’etat wäre die bejte Löſung der Schwierigkeit. Die Sade fei, dab Deutſch 
land nie auf gutem Fuße zu Dünemarf ftehen werde, jo lange in Dänemarl 
die gegenwärtigen bemofratiichen Staatseinrichtungen ‘bejtänden. ch jaate 
daß ich es bebauerte, dieſe Sprache zu hören, die einer Erklärung gleih komme 
daß bie beutfchen Regierungen wirklid im Begriffe jeien, die inneren Einric 
tungen einer unabhängigen Monarchie abzuändern; und ich bob gegen Her 
v. Bismarf eindringlich hervor, weldhe Gefahr die beutichen Regierungen 
liefen, Revolution im Innern zu erregen, indem fie den Planen ber jchles 
wig⸗holſteiniſchen Partei die Hand böten. Nichte, jagte ich, Fünne das Aut 
treten des Prinzen von Augujtenburg rechtfertigen. Ich ſchloß das Geſpräch 
das von Herren v. Bismarf mit ber größten Artigkeit geführt wurbe, indem 
ih ihn erjuchte, mir ein Memorandum über die Forderungen der 
deutſchen Mächte zu geben. Herr v. Bismarf war bazu gem bereit 
und es wurde demnach ein Memorandum (das ich in Abjchrift beſchließe 
aufgejeßt, welches, wie wir überein famen, falls der König unb der öſterren 
hijche Geſandte es billigen, von Herrn v. Bismarf, dem Grafen Garolyi umi 
J. Maj. Gejandten paraphirt werden joll.“ 

Memorandum: Die öjterreihiiche und die preußijche Regierung ver: 
langen, daß die bänifche Regierung die von 1851—1852 eingegangenen Ber: 
binbdlichfeiten ausführe, jo daß, abgejehen von den Bundesbanden, welde Hol: 
ftein allein angeben, Schleswig mit dem Königreich Dänemarf nicht enaeı 
verbunden jei als Holitein. Sie erachten daher, daß die Verfaſſung vor 
18. Nov. 1863 eine Verlegung der Verbindlichfeiten Dänemarks ift, und fie 
verlangen, daß bie bäünifche Regierung vor dem 1. Januar Mafregeln trefie, 
bamit jene Berfafjung nicht in Bezug auf Schleswig in Wirkſamkeit geieht 
werde. Nachdem ſolche Maßregeln ergriffen fein werden, erwarten fie Vor— 
läge über die Art, wie die Berjprehungen von 1851—52 erfüllt werden 
jollen, von Dänemark zu erhalten. 


mit, daß ber AZufammentritt des neuen Reichsraths blos verjchoben * 


13. Dec. Lord Wodehouſe meldet dem Grafen Ruſſel, daß er mit dem Grafen 


Karolyi, dem öſterreichiſchen Geſandten in Berlin, eine Unterredung gehabt, 
und darüber nicht mehr zu ſagen habe, als daß derſelbe ſich über die deutſch— 
däniſchen Wirren eben jo äußere, wie Hr. v. Bismarf. An demſelben Tage 
jchreibt Lord Wodehouſe, daß Hr. v. Bismark ihm gejagt: das Memoran: 
dum ſei von dem öjterreidhiichen Gejandten und aud vom König gutge 
beißen, und werde daher in ber angegebenen Weiſe paraphirt werden. Zum 
drittenmal schreibt Lord Wodehouſe an demſelben Tage: er freue fich zu ieben, 
daß die Sprache, die er gegen Hrn. v. Bismarf über die Gefabr eines Auf- 
ftands in Holftein geführt, einigen Eindrud auf ihn gemacht babe; fo ſage 
ihm Hr. v. Bismarf: ber Bundestag werde bewogen werben, Maßregeln 
gegen die Bildung von Freiſchaaren zu ergreifen, und die preußifche Regierung 
werde ſich fofort mit dem Prinzen von Auguftenburg in Gorrejponden; 
jepen umd ihn zu bewegen juchen, micht nach Holjtein zu geben. 
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Dec. Eine Depefche des englischen Geſandten in Berlin berichtet über die von 
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Hrn. v. Bismark einige Tage vor der Ankunft des Ford Wodehouſe zu Berlin 
in vertraulicher Unterredung ausgedrüdten Anfihten, wie bie ſchleswig⸗ hol⸗ 
ſteiniſche Frage zu einer Löſung gebracht werden könne. Hr. v. Bismark 
bält eine gemeinſame Verfaſſung für Dänemark und die Herzogthümer nach 
dem Plane von Chriſtian VII., oder die Vereinigung des deutſchen Theiles 
von Schleswig mit Holſtein unter abgeſonderter Legislatur und Verwaltung 
(von dem übrigen Theile der däniſchen Monarchie) für erſprießlich. Ein 
dritter Plan jei die abminijtrative Bereinigung von Südjchleswig mit Holjtein, 
obne daß jedody das erjtere dem beutjchen Bunde einverleibt werde. Graf Ga: 
rolyi, fügt der Gefandte hinzu, babe fih in ähnlichem Sinne geäußert. 

Sir Malet, der engliiche Gejandte am deutichen Bunde, erhält von dem 
Bundespräfidialgejandten, Baron Kübel, auf eine Anfrage, welche 
Meapregeln der deutſche Bund ergreifen werbe, falls ber Prinz von Augu— 
ftenburg es jich einfallen laſſen jollte, im Gefolge der Bundestruppen ſich 
nah Holſtein zu begeben, die Antwort: daß ein ſolches Vorgehen des Augu— 
ftenburgers „ein europäiſcher Skandal und eine Beleidigung für die däniſche 
Regierung fein, welche die däniſche Regierung fogar berechtigen würde, ber 
Bunbeserecution felbjt Widerſtand zu leiten.“ 

Der engliſche Gefandte in Berlin meldet Lord Ruſſel, daß Lord Wode— 
boufe von bort abgereist fei, ohne daß es ihm gelungen wäre, von ber preußi: 
chen Regierung eine-beftimmte Angabe über die Vereinbarungen, mit benen 
Deutjchland Au Brad fein würde, zu erhalten. „Die preußifche und bie öſter— 
reichiſche Regierung haben jomit die alte Politif des Bundestages, über bie 
fih Dänemark jo häufig zu beſchweren hatte, befolgt, und bloß gejagt, was 
fie nicht wollen, aber jede Andeutung über den Character ber Vereinbarung, 
bie fie annehmen würden, bejtimmt verweigert.“ Es fei daher unwahrſchein— 
lich, daß Lord Wodehouſe die däniſche Regierung gewillt finden werde, eine 
bie Organijation der Monarchie betvefjende Politit aufzugeben, die im Falle 
eines Krieges jolide Vortheile verbeiße. 

Ankunft Lord Wobehoufe in Kopenhagen. Er berichtet Lord Ruſſel, daß 
er ohne Berzug fi zu Herrn Hal begab und ihm den Rath ertheilte, bie 
November-Verfaſſung zurüdzunebmen, weil man erachten fünne, baß fie den 
BVerfprehungen von 1852 zumiberlaufe, und weil Großbritannien ein Recht 
babe, zu erwarten, daß bie däniſche Regierung die Dinge nicht auf's Aeußerſte 
treiben werde. Herr Hall lehnte den Rath ab; er werde feines: 
falls der Minifter jein, auf deſſen Empfehlung der englijche 
Rath befolgt werden würbe. 

Lord Ruffel inftruirt Lord Wodehoufe neuerdings dahin, die Zurücknahme 
ber Berfafjung vom 18. November für Schleswig von Dänemarf zu erzies 
Ien: „Ein Caſuiſt Fünnte über den Sinn der Worte: „Einverleibung in Dä- 
nemarf oder auf bie Einverleibung abzielende Schritte“ einen Streit erheben, 
und zeigen, daß es kaum irgendeinen dem Herzogthum Holjtein, für fich ges 
nommen, vortheilhaften Schritt geben könne, ber jich nicht fo barjtellen ließe, 
als’ zielte er von fern auf die Ginverleibung Schleswigs in Dänemark ab. 
Glücklicherweiſe aber ift im vorliegenden Fal ein jo fein zugefpigtes Raifon- 
nement nicht vonnöthen. Das am 18.November fanctionirte Grund— 
gejeg für das eigentlihbe Dänemarfund Schleswig ift thatſäch— 
lich eine Einverleibung Schleswigs in Dänemark. Es bejtimmt, 
daß Schleswig im Parlament von Dänemark vertreten fein fol, und baß 
alle vom Parlament ober Rigsraad erlaffenen Geſetze im Herzogthum Schles: 
wig, jowie im Königreid Dänemark gelten follen. (Lord Ruſſel citirt verjchies 
bene Paragrapben ber Novemberverfafjung.) Zwar ijt ſowohl Dünemarf als 
Schleswig eine bejondere repräfentative Verſammlung gelaſſen, aber es ift 
Har, daß dieſe Verſammlungen nur fir örtliche Angelegenheiten da jein follen, 
und daß all ihre Macht über gemeinfame Angelegenbeiten vom Risgraad 
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abforbirt werben wird. Diefe Verfafiung ift, wie man fidh erinnern mus, 
nicht dem Landtag von Schleswig vorgelegt und in einer Verfammlung verir 
worden, in welcher nur elf Vertreter Schleswigs zugegen waren, von bene 
7 für und 4 gegen bie neue Verfaffung ftimmten. Die neue Berfaflung ali: 
ber bie erforderliche Sanction des Herzogthums Schleswigs fehlt, und die ben 
Perbindlichkeiten der däniſchen Krone widerjtreitet, follte, infomweit fie ſich ar 
Schleswig bezieht, zurückgenommen werden. Wie dies geicheben foll, ba: 
haben der König, feine Minifter und fein Parlament zu enticheiden. Es in 
der Wunfch der Regierung 3. Maj., daß es in ber dem Gbaracter und de 
Würde Dänemarks als eines freien und unabhängigen Staats angemeiienfter 
Weiſe geſchehen möge.“ 





19. Dec. Eine Depeſche des Lord Wodehouſe aus Kopenhagen berichtet über ſein 


20. 


21. 


erſte Unterredung mit dem franz. General Fleury, der eine der ſeiniger 
ähnliche Sendung hatte: „Der General jagte, J. Maj. Gejandter in Parıs 
babe ihm meine njtructionen gezeigt, und er wolle mir fogleih jagen, a 
babe den Auftrag vom Kaijer, fih an feiner Unterhandlung in Kopenhager 
zu betheiligen, fondern ber däniſchen Regierung ausdrüdlih zu erflären, ba 
wenn Dänemarf in Krieg mit Deutjhland geratben jollte 
Frankreich ibm nicht zu Hilfe fommen würde, und in allgemeinzs 
Ausdrüden zur Mäfigung und zu Gonceffionen an Deutichland zu rathen“ 
Hierauf theilte Lord Wodehouſe dem General mit, daß er ben Auftrag babe 
der däniſchen Regierung die Aufhebung der November : Berfafjung dringen: | 
anzurathen, und ** ob er ſich ihm darin anſchließen würde. Vorher bat 
er bei Herrn v. Ewers, dem ruſſiſchen Gefandten, angefragt und nadhber aus 
den ſchwediſchen Gejandten, den Grafen Hamilton, eingeladen, eine in jenem 
Sinne gefaßte identifhe Note an bie dänische Regierung mit zu umter: 
zeichnen. Graf Hamilton lehnte dieſes ab, was von feiner Regierung gut: 
geheißen wurde; die ruſſiſche und die franzöſiſche Regierung erlaubten 
Fr en ihren Vertretern, fih dem Schritte des Lord Wodehouſe anzu- 
ließen. 

Lord Wodehouſe erhält von Carl Ruſſel die Weifung, der däniſchen Regie 
rung zu erflären, „daß die Zurüdnahme ber November: Berfaffung, jo mei: 
E Schleswig betrifft, unumgänglid fei, und daß die däniſche Regierung öf: 
entlich irgend ein Unterpfand für die Zurüdnahme geben jollte.“ 

Unterredung zwijchen Lord Wodehouſe und Hrn. v. Ewers mit Hrn. Hall, 
bie zum Rücktritt des däniſchen Premiers führt: 

Lord Wodehouſe fagte Hrn. Hall, er babe ber dänifchen Regierung ben 
Rath zu ertheilen, Mafregeln zu treffen, damit die neue Verfaffung nicht 
auf Schleswig angewandt werde. J. Majeſtät Regierung Zwed jei es, ben 
Weg zu neuen Unterhandlungen mit Deutjchland zu eröffnen, und da Defter: 
reich und Preußen auf Unterhandlungen nicht eingehen wollten, jo lange bie 
neue Verfafjung fortbeitehe, jo müſſe man vorerft dieſes Hinderniß bejeitigen. 
Herr dv. Ewers gab denjelben Rath. Herr Hall läugnete, daß Dänemarf 
feine Verbindlichkeiten gegen Deutichland durch die neue Verfaſſung breche, 
und wollte wiſſen, was Dänemark durch die Befolgung bes engliihen Ratbes 
gewinnen würde. Sei ber geringite Grund vorhanden, anzunehmen, daß bie 
Zurücknahme ber Berfafjung Deuttiland befriedigen würde? Und würde diejes 
Zugeſtändniß nicht das Vorjpiel fernerer Forderungen jein? Gr, babe jelbit 
feinen innigeren Wunſch, als die jtreitigen Fragen einer Gonferenz der Mächte, 
welche ben Bertrag unterzeichnet haben, vorgelegt zu ſehen; aber welche Bürg- 
ſchaft habe bie däniſche Regierung dafür, daß die Angelegenheit, nach Befol: 

ung bes englijhen Nathes, vor eine Conferenz fommen werde? Vänemarl 
Be gern bereit, an dem vom Kaifer ber Franzoſen vorgeichlagenen Congreſſe 
Theil zu nehmen, aber England habe ben Congreß-Vorſchlag abgelehnt, und 

rankreich wolle anderswo als auf dem Gongrefje nicht unterhandeln. Lord 
odehouſe erjuchte darauf Herrn Hall, bie Wichtigkeit der Situation 
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wohl zu erwägen. Gr müſſe Herrn Hall erklären, jagte er, daß, „wenn bie 
Dänische Regierung unferen Rath verwerfen jollte, J. Maj. Regierung es 
Dänemarf überlafjen müßte, Deutſchland auf eigene VBerantwortlichkeit die 
Zum zu bieten“. Herr Hall erwiderte, er kenne ſehr wohl die Gefahren, 
die Dänemark droben würden, wenn es den Rath zurüdwiefe, aber bie 
Gefahr der Annahme fchiene ihm noch größer. Gegenwärtig feien ber 
König und fein Volt einig, und dieje herzliche Ginigung ſei eine gewal- 
zige Schutzwehr. Aber durd die Zurücknahme ber Verfafjung würde bdiefer 
große Vortheil verloren gehen. Die ruffiiche Regierung babe die Politik der 
daniſchen Regierung ftets mit ungünftigen Augen betrachtet, aber von J. M. 
Regierung babe er ein wohlwollenderes Urtheil erwartet. Die Unterredung 
Dauerte noch eine geraume Zeit, aber fie blieb ohne Ergebniß. — General 
Fleury hatte ein Separatgeipräch mit Herrn Hall und reijte am jelben Tage 
nach Berlin ab. — Unmittelbar nach Lord Wodehoufe und Heren v. Ewers fam 
Sir A. Paget zu Herrn Hall und unterftügte die Gründe von Lord Wode— 
houſe, indem er einen neuen binzufügte. Herr Hall fei der Schöpfer ber 
neuen Berjafjung, die jo laute Bejchwerden veranlafje, und der König dürfe 
daher erwarten, daß aud Herr Hall jelbit ihre Aufhebung beantrage. „Der 
König“, jagte Sir U. Paget, „it für die vorhandene Krifis in Feiner Weiſe 
verantwortlih. Er bat bei jeiner Thronbejteigung die Mafregel, der nichts 
als die königliche Unterjchrift fehlte, fertig vorgefunden, und Ihre Ercellenz 
wiſſen bejjer, als irgend Jemand, was die Folgen gewefen wären, wenn er 
die Unterzeihnung verweigert hätte,“ Im bes Königs und um bes Landes 
willen aljo erſuche er ihn (Hall), felber die Aufgabe zu übernehmen, bie doch, 
wenn die Monardie nicht als Opfer fallen ſolle, Einer oder ber Andere werde 
ausführen müflen. Herr Hall erwiderte, daß es jeiner Ueberzeugung nad 
für die Dynaftie und das Yand das Beite fein würde, eine Stellung in Schleswig 
einzunehmen und dort einen Angriff Deutjchlands abzuwarten. Selbſt wenn 
es ihm nicht unmöglich wäre, ſelbſt die Aufhebung jeiner eigenen, eben durch: 
gegangenen Mafregel vorzuichlagen, und jelbjt wenn er die Annahme eines 
ſolchen Vorſchlages durchlegen könnte, was er für eben jo unmöglich halte, 
jo ſehe er nicht ein, welchen Vortheil e8 Dänemark bringen würde. Cs 
werde ihm feine Hilfe verjprocdhen für den Fall, daß Deutichland in jeiner 
Angrifispolitif beharre; es ſei nicht einmal eine Ausficht auf ein Annebalten 
mit ber Gredition vorhanden, Man babe die Zurüdnahme des Patents vom 
30. März verlangt; Dänemark babe es zurüdgenommen; man babe die Räu- 
mung Holiteins verlangt; Dänemark babe es geräumt. Nähme Dänemark 
jest die Verfaffung zurüd, jo würde irgend ein anderes Zugeſtändniß vers 
langt werden. Sir A. Paget erwiderte, daß die Zurüdnahme der Verfaſſung 
an fich allerdings nicht genügen würde, aber wäre bie Verfaffung einmal bes 
feitigt, jo würde ben Unterhandlungen fein Hinderniß im vg jteben. Und 
Herr Hall jolle Doch bedenken, in welcher Yage Dänemark fich befinden würbe, 
wenn es ben Rath der Mächte veriworfen hätte, und dann jelber jchließen, 
ob die Annahme des guten Rathes von gar feinem Vortheile für bie Mo: 
narchie wäre. 

Sir Buchanan berichtet aus Berlin über eine Unterredung mit Herrn von 
Bismard, worin der leßtere nachwies, daß Preußen durch die Unterzeihnung 
des Vertrages von 1852 bloß gegen Dänemark und gegen feine andere Macht 
eine Verbindlichkeit übernommen babe. Ferner fagte Herr v. Bismard: „Wie 
die Dinge jet ftehen, können wir jeden Augenblid, wo wir wollen, ben Krieg 
haben. Der Krieg hebt jeden Vertrag auf und würbe das Lon— 
doner Protofoll annulliren, und dann fann die Regierung 
die auguftenburgifche Erbfolge anerfennen. Wenn bie legten Nach: 
richten aus Kopenhagen amtliche Beflätigung Au follten, können wir auf 
dem Punkte fein, uns an Sie (an England) wegen einer Anleihe behufs 
eines großen Krieges zu wenden.“ 
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28. Dec. Depefche Ruſſel's an Lord Cowley in Paris: 

„Nichts ift verwidelter oder fruchtbarer an Werlegenbeiten, als die id 
wig = holfteinifche Frage, wenn man fie in ibren Ginzelheiten unterjucht. 
gibt feine undankbarere Arbeit, ale die langen und bunfeln Depefhen zu i: 
in denen ſich der Sinn hinter einer Maſſe von Worten verftedt. Cine ! 
tere und allgemeinere Auffalfung ber Frage würde vielleicht zu einer rin 
ven Würdigung der Thatjachen führen und mögliher Weiſe einen Kaben 
fern, mit bejien Hilfe wir aus dem dunfeln Irrgarten ins offene Tages 
eintreten fünnten. Als das Königrih Dänemarf eine unumjhrän 
Monardie war, ba war ber Stönig, wenn bespotiih, doch unpartei 
Fand er einen fähigen deutſchen Staatsmann in Holjtein, fo machte er ihn 
feinem Minifter; wenn Dänen und Deutiche in Schleswig babderten, jo :e 
er nicht etwa, daß er dem einen Theile den Borzng vor bem andern ; 
Aber dieſe Beziehungen änderten fich volljtändig, als freie Inſtitutionen 
wählt wurden und die in Kopenhagen vorberridhende Nationalität mir ® 
und Ausjchlieklichkeit die ganze Verwaltung ber Monardie durchdraug. = 
jener Zeit gibt es nichts als Streitigkeiten, Beichwerdben, Ginmiihungen 
die innere Regierung Dänemarks, PBrotofolle, Abmadungen, die jeber 
nad) jeiner eigenen Weiſe auslegt, und zuweilen bewaffnete Feindſeligten 
Und doch gibt e8 zwei Principien, die, wenn man jie feit im Auge beb 
ben Streit aufhellen und einen Krieg verbindern könnten. Das eine Brin: 
it jenes, weldyes die Unterzeichner bes Londoner Vertrags aufgeitellt bei 
„daß die Aufrechtbaltung der Integrität der däniſchen Monarchie, die mit 
Intereſſen bes Gleichgewichts der Macht zufammenhängt, von bober Wichnizl 
für die Erhaltung des Friedens iſt. Das andere Princip ift ein a 
der Erfahrung ber legten fünfzehn Jahre abgeleitetes Gorolar. Es kei 
darin: „bap die deutſchen Bewohner der unter bem Scepter bes Könige r 
Dänemarf jtehenden Staaten und Lande jowohl durch die eingeführten et 
tutionen, ‚wie durch die vom Könige mit Handhabung ber Anittturienen | 
trauten Männer reichliche Sicherheit für eine gerechte und unparteitiche Res 
rung erhalten ſollen.“ Dies jcheint der Awed der deutſch-däniſchen Unterben 

‚ lungen von 1851 — 18352 gewejen zu fein. Dieje Zwede ſind unglüdlicher Se 
noch nicht erreicht, aber wenn jene Principien alljeitig zugegeben werben, jo wi 
doch wenigſtens ein Schritt zu einer friedlichen und endgiltigen Yöjung getbes 

31. „ Depeiche Rufjels an den engliichen Giefandten in Berlin: „Wenn die deuri 
Nationalität in Holftein und einem Theile von Schleswig ben Grund 
die Zerftüdelung Dänemarks abgeben joll, jo wäre die polnifche Natienalit 
in Poſen ein eben jo jtarfer Grund für die Zeritüdelung Preußens. D 
ficherjte Politik für Preußen wäre daber, immer Treu und Reblicfeit ; 
üben und feinen vertragsmäßigen Verpflichtungen nachzukommen.“ 

»  „, Eine Depeihe des engliihen Gejandten in Wien berichtet, daß auch N 
franzöjische Sefandte, der Herzog von Grammont, bem Grafen Rechberg we 
ber Anwejenbeit des Prinzen von Augujtenburg in Kiel dx 
ſtellungen gemacht habe. Graf Rechberg erwiderte, daß Oeſterreich und Freuie 
genau jo wie Gngland und Frankreich dächten und beim Bunde auf ica 
Entfernung dringen würden. Auf feine eigene (des engliſchen Gejanden 
Frage: „Und wenn der Bund den Vorfchlägen Wiens und Berlins fein & 
bör ſchenken will?” babe der Graf Rechberg geantwortet: „Wir müflen der 
Prinz mit Gewalt fortichafjen lafjen, wenn er einer Aufforderung, bie ga 
zogthümer zu verlaifen, nicht nachgibt.“ 


Beilagen. 
l. 
ronik der Ereigniſſe im europäiſchen Staatenſyſtem. 
Januar bis Maͤrz 1864. 


Jan. (Italien). Der König drückt beim Neujahrsempfang der 
Deputation der Kammern ſein Bedauern darüber aus, daß das 
Jahr 1863 keine günſtige Gelegenheit für die Erlöſung Italiens 
geboten habe, meint aber, daß am Horizonte des Jahres 1864 
europäiſche Verwickelungen von allerdings noch unbeſtimmter Ge— 
ſtalt ſich zeigten, die leicht die erwünſchte Gelegenheit bieten könn— 
ten; das Land könne auf ihn zählen, wie er auf das Land zähle. 

„ (Bundestag). Der öſterr. Präſidialantrag, der Bund wolle 
den Herzog von Auguftenburg auffordern, Holftein zu verlaflen, 
bleibt mit 7 Stimmen (Defterreih, Preußen, Sadfen, Kurheſſen, 
Medlenburg, Luremburg und die 16. Curie) gegen 9 in ber Min: 
derbeit. 

„ Holftein). Der Ausfhuß bes ſog. Landescomite in Kiel for: 
dert zu Gründung fchleswigsholfteinifcher Bereine wo möglich in allen 
Drten und in allen Diftriften des Yandes behufs „Heranziehung aller 
Kräfte zu der politifhen Arbeit für die Selbjtändigkeit und Frei— 
heit des Landes” auf. 

„ODeſterreich) richtet eine Verbalnote an die Regierungen ber ver: 
fchiedenen deutfhen Staaten gegen die Wirkjamfeit des 36er Aus: 
ſchuſſes in Frankfurt. 

„ (Merico) Die Regentſchaft (Almonte und Salas) entjegt die 
in Folge der Ercommunifation des Erzbiſchofs Labaſtida wider: 
jpenftigen Richter (j. 1863 31. Dec.) ihrer Stellen und trifft 
neue Ernennungen ftatt berjelben. 

, „ Grankreich). Verhaftung von 4 Italienern, Greco und Ge: 
noffen, wegen angeblichen Complotts gegen das Leben des Kaijers, 
20° 
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4. Jan. (Preußen). Budgetdebatte des Abg.-Hauſes. Die für den 
Stat des Minifteriums des Innern geforderten 35,000 Tblr. zu 
geheimen Ausgaben im Dienfte der Polizei werden mit grefe 
Mehrheit gejtrichen. 

„ » (Breußen) Sitzung der Anleihecommijlion des Abg.-Daufe: | 
Hr. v. Bismarck wiederholt feine Behauptung, dag die Vereinbe 
rungen von 18%, Preußen allein das Recht geben, fih um Schlet 
wig zu befümmern und daß der Schuß für die Deutiden Schlet— 
wigs davon abhange, daß Preußen diefe Vereinbarungen aufees: 
erhalte, Er beftreitet die Competenz des deutfchen Bundes, peli: 
tiſche Fragen feien feine Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preuke 
Lönne ſich nicht majorifiren laffen, etwa durch eine Majerität, vi 
ein paar Millionen repräfentire; die deutfchen Großmächte fein 
das Glashaus, das den deutſchen Bund vor europäifchem Zur 
wind fchüte. 

5. „ Gachſen). Der Minifter v. Beuft bemüht fih, die Abftim- 

mung Sachſens in der Bundesverfammlung v. 3. d. M. für Aus: 

weifung des Herzogs Friedrich aus Holftein zu rechtfertigen. — 

Entſchiedene Antwort Beufts auf eine grobe Note des engliſcher 

Sefandten in Dresden. 

(Donaufürftentbümer). Fürft Couſa genehmigt die ver 
ber Nationalverfammlung beſchloſſene Aufhebung der Klöfter im der 
Moldau und Wallachei. Großartige Kundgebungen im ganzen Yan 
zu Gunſten der Mafregel. Die rumänijche Geijtlichfeit Teiftet der 
Bewegung Vorſchub. 

(Preußen). Der Budgetausfhuß des Abg.-Hauſes befchlier 
faft einjtimmig, auf einfache Ablehnung des Budgets für 1865 
anzutragen. 

(Holftein). Die einzige bisher noch zurüdgeblichene Stadt des 
Landes, Heiligenbafen, fendet eine Huldigungsdeputation an den 
Herzog Friedrich nah Kiel. 

(Rußland). ine Regierungsverordnung in Polen befieblt die 
Sequeftrirung des beweglichen und tnbemweglichen Vermögens ber 
Theilnehmer am Nufftande und legt den kath. Biſchöfen und Bis. 
thumsverwefern eine abermalige Contribution von 18 %, den Ga: 
nonicis von 16 % ihrer Einnahmen auf. 

(Preußen). Die Commiffion des Abg.-Hauſes beſchließt ein- 
jtimmig, auf Ablehnung der Regierungsvorlage bezüglih Ergän— 
zung des Art. 99 der Verfaſſung anzutragen. 

„ » (Sadfen) Die I. Kammer tritt einftimmig den Beſchlüſſen der 
Il. Kammer vom 15. Dec. v. %. bezüglid der fchleswig-holfteini: 
ſchen Frage mit dem Zuſatze bei, daß „ſobald es die Verbältnifie 
geftatten, die verfaffungsmäßigen Stände ber betheiligten Länder über 
die Xhronfolge gehört werben möchten.“ 

"» „ (Lihtenftein). Der Landtag befchließt eine Adreſſe an ben 
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Fürſten zu erlaffen, worin die Anerkennung bed Herzogs Friedrich 
gewünſcht wird. 


7. Yan. (Italien). Die Abg.sKammer nimmt das Entlaffungsgefuch 


8. 


Garibaldi’8 an; feine Freunde ftimmen dagegen. 


» (Branfreich) richtet eine Depeche an fämmtliche Mittel: und 


Kleinftanten Deutfchlands, in der e8 den Londoner Vertrag ein 
„ehnmächtiges Werk” nennt und feine Theilnahme an ber von 
England betriebenen Conferenz von derjenigen bes deutſchen Bundes 
abhängig macht: 

„Die englifhe Regierung bat am 31. Tec. an bie Regierung bed Kaijers 
eine Mittheilung gelangen laſſen, in welcher fie den Zufammentritt einer Gon: 
ferenz, entweder zu Paris oder zu London, vorjchlägt, die zur Berathung 
über die Angelegenheiten ber Herzogthümer berufen jein würde. Sie würde 
aus den Vertretern ber Mächte beitehen, welche den Vertrag von 1852 unter: 
zeichnet haben, zu denen ein Bevollmächtigter des TDeutichen Bundes hinzu: 
träte. Als die Regierung des Kaifers das erite Mal über diefen Gegenftand 
ſondirt wurde, mußte fie, um jede Verwechslung zu Bejeitigen, ben weſent— 
lihen Unterjchied deutlich binjtellen, weldyer zwiſchen einer Gonferenz ftatt- 
findet, die eine jpecielle Frage discutirt, umd zwifchen dem allgemeinen ober 
engeren Gongreß, deſſen Idee vom Kaiſer ausgegangen war. Gin Gongreß, 
der die verjchiedenartigften Intereſſen zu regeln hatte, bot Elemente ber Trans: 
action, bie, wenn bie Berathung auf ein ifolirtes Intereſſe bejchränft bleibt, 
nothwendig jehlen werben. Indem er ſich durch diefe Erwägung leiten ließ, 
und da er überdies eine Verhandlung nicht mehr unter feine Aufpicien neh: 
men wollte, von ber er mehrere der Mächte, die der dee eines Gongrefjes 
zugeftimmt haben, hätte ausjchließen müſſen, bat er nicht umhin gefonnt, ben 
Vorſchlag, die Gonferenz in Paris zufammentreten zu lafjen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung des Kaijers bat darum nicht weniger ben Wunſch, 
die Anjtrengungen zu unterftügen, welche verjucdht werden möchten, um ſchwe— 
reren PVerwidlungen vorzubeugen. Die Erhaltung bes Friedens war ber 
Zielpunkt meines erhabenen Herrn, al® er die Souveräne zu einer Verſtän— 
digung unter einander einlud, um das politiiche Syſtem Guropa’s weiter zu 
Be Der Zweck Sr. Maj. ijt berjelbe geblieben, und obwohl er fort: 
dauernd überzeugt bleibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit babin 
führen Tann, jo hat er body feine unbebingten Ginwendungen gegen die Com: 
bination, welhe von ber engliichen Regierung angebeutet wurde, Gleichwohl 
würden einige vorläufige Aufflärungen für ihn nothwenbdig jein, und biejelben 
find von den Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Gonferenz (von 1852) bat, wie ber gegenwärtige Zuftanb 
ber Dinge es zum Ueberfluffe beweilt, nur ein ohnmächtiges Werk zu 
Stande gebracht. Ihre Beichlüffe werden heute durch die Mehrzahl ber ſecun— 
dären Staaten Deutfchlands bejtritten, jogar burch einige von benen, welche 
ihnen zugejtimmt hatten. Wenn man beute wieber zufammentritt, jo 
würde es wefentlid fein, fih auf Bedingungen zu jtellen, welche geeignet 
jind, die Hoffnungen eines befricdigenderen Rejultats zu geben. An eriter 
Stelle ift es von Wichtigkeit, die Gonferenz nit dadurch in Conflict 
mit bem Bundestag zu jegen, daß man die Bevollmächtigten einlübe, 
über Fragen zu beratbichlagen, welche thatſächlich ſchon entſchieden fein dürf— 
ten; und die Negierung des Kaifers hat ſich an die Mächte gewandt, um zu 
erfahren, ob fie geneigt wären, zum Ausgangspunkt ben actuellen Statusquo 
in Holftein und in Schleswig zu nehmen, das heißt bie jchwebenden ragen 
vorzubehalten. 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte beichäftigt, der ein großes 
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Intereſſe für Deutihland zu haben jcheint, ift der Kaifer mit der engliiden 
Regierung ber Meinung, daß die Theilnahme des beutihen Bundes an be 
Verhandlungen, welche eintreten Fünnten, von großem Nuten fein wäre 
Es iſt bedauerlich, daß Deutichland nicht directen Antheil an ben Yrran« 
ments genommen hat, welde 1852 zur Herjtellung einer neuen Succeiftenz | 
ordnung in Dänemark getroffen wurden, Aber man muß fib fragen, oben 
Bundestag fich dafür entjcheiden würde, auf dieſe Gedanfenreibe einzugebe 
„Am Schofe eines allgemeinen oder engeren Gongrejies, der noch übe 
anbere ragen als die ber Herzogtbümer biscutirte, würde der beutiche Bam, 
wie ich glaube, Fein Bedenken getragen haben, jeine Sache einem cur= 
päifchen Tribunal zu unterbreiten. Giner ber Northeile biefes Rerföhnunse 
planes war eben ber, der Empfindlichfeit und ben Intereſſen eines Jeder 
gerechte Nüdjicht zu Theil werben zu laſſen. Da aber der Bundestag be 
mehreren früheren Gelegenheiten alle die Zumutbungen abgelehnt bat, weld 
dahin zielten, daß die Unterzeichner des Londoner Tractats feine Differenz m | 
Dänemark in die Hand nähmen, jo muß ber Kaifer, ehe er jeinerjeits dur 
Vorſchlag des engliihen Cabinets annimmt, jih zuvor darüber fiarı 
fein, ob die Anfhauungsweije ber beutjhen Staaten in bier. 
Hinſicht fih geändert hat, 
„Dies ift bie Mittheilung, Herr Minijter, weldhe ich Befehl babe an £r 
zu richten. Ich würde demnach Ahnen jehr verpflichtet fein, wenn Sie mis 
in ben Stand ſetzen wollten, meine Regierung wijjen zu lafjen, ob die m 
einer Gonferenz durch bie Regierung . . . gebilligt wird, und ob jie gemn; 
fein würbe, in Frankfurt dafür zu jtimmen, daß Teutjchland bei dieſer Au 
fammenfunft durch einen bejonderen Bevollmächtigten vertreten werbe.“ 
8. Yan. (Dänemark). Der bisherige Gefandte am Hofe in Berlin 
QDuaabe übernimmt das Minifterium bes Auswärtigen in dem new 
gebildeten Cabinet Monrad. 

(Württemberg). Die Il. Kammer genehmigt einſtimmig bie 
Ausfhußanträge für fchleunige Anerkennung bes Herzogs Triedris, 
für die Befekung Schleswigs durch beutfche Truppen und gegen bi 
Entſcheidung einer europäifhen Konferenz; mit 74 gegen 1 Stimm: 
werben ber Regierung überdieß alle Mittel angeboten für den Fol 
einer Mobilmahung bes württ. Truppencorpe. 

(Preußen). Sitzung des Bubgetausihuffes des Abg.-Haufer. 
Die Regierung beitreitet nachdrücklich das Net des Hauſes au' 
Eontrolle ber Staatsvermögens, welches der König als Repräfen: 
tant des Staates verwalte; die DVerfaffung kenne keine Controlle 
Der Ausfhuß befhließt, beim Haufe darauf anzutragen, es möge 
die Regierung zur Borlage des geforderten Spezialnachweifes über 
ben Staatsſchatz auffordern und bis dieſe erfolgt fein werde, die De: 
charge für die Staatsrechhnungen von 1859, 1860 und 1861 ver: 
weigern. 

» nn Reuß j. 8%). Der Landtag ermächtigt einftimmig die Regie: 
rung, ſich bei dem ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 50,000 Thlrn. 
zu betheiligen. 

8/9. Yan. (Frankreich). Debatte des gefebgebenden Körpers über 
bie außerorbentlichen Erebite für 1863. Bericht Larrabure. Glän— 
zende Rebe Berryer's über bie Finanzwirthſchaft bes Kaiferreiche. 
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Der Gefehesentwurf wird mit 232 gegen 14 Stimmen (eine An: 
zahl Mitglieder enthalten fich der Abftimmung) genehmigt. 

. San. (Preußen). Die Anleihe-Commiffion des Abg.-Hauſes ver: 
wirft alle Anträge auf Bewilligung eines Theils der geforderten 
12 Mill. und beſchließt mit 13 gegen 6 Stimmen einfache Ab: 
lehnung des ganzen Anlebens. 

„ (Holitein). Eine Bekanntmachung der Bundescommiffäre hebt 
bie bisherige Negierung in Plön völlig auf und überträgt die Re: 
gierung einer aus einem Präfidenten und 5 Mitgliedern beftehenben 
Behörde unter dem Namen „berzoglidhe Yandesregierung in Kiel.“ 

(Belgien). Die Repräfentantenfammer genehmigt die Antworts: 
abreffe anf die Thronrede vom 10, Nov. v. J. mit 58 gegen 
52 Stimmen. 

(Donaufürftenthbümer). Die Pforte und bie Großmächte 
in Konftantinopel proteftiren gegen die von ber Nationalverfamme 
Yung befhloffene und von bem Fürften fanctionirte Aufhebung ber 
Klöfter in der Moldau und Walladyei. Nur die Vertreter Frank: 
reichs und Staliens wollen erſt Anjtruftionen einholen. 

I. „  (Bapern). Die Megierung geftattet neu gebildeten Schleswig: 

HolfteinBereinen die Sammlung von Beiträgen nur unter ber 

ausdrüdlihen Bedingung, daß die gefammelten Gelder nidt an 

ben 36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werden dürfen. 

(Hannover). Große Landesverfammlung in Hannover, N. v. Ben: 
nigfen wird zum Präfidenten ernannt und einftimmig eine Reſo— 
Iution und eine Adreſſe an den König für Schleswig. Holftein und 
Anerkennung des Herzogs Friedrich angenommen. Der König lehnt 
es ab, die Adreſſe aus den Händen ber dazu gewählten Deputation 
entgegenzunehmen. 

(Naffau). Landesverfammlung in Diez Don den Beichlüffen 
derfelben wird dem Minifterium Kenntniß gegeben, bagegen von 
einer Deputation ober Adreſſe an den Herzog abgefehen. 

1. „ (Bundestag). Defterreih und Preußen erneuern dringend 
ihren Antrag vom 28, Dec. v. J. bezüglih Inpfandnahme von 
Schleswig auf Grund der Vereinbarungen von 18°%,. Die Bundes: 
verfammlung bejchließt, bie Abftimmung darüber demnädhft vorzus 
nehmen. 

1.—13. Jan. (Preußen). Debatte des Abg.:Haufes über das Budget 
für 1864. Für die Einftellung der Armeereorganifationskoften ins 
Drdinarium nad dem Verlangen der Regierung ſtimmen nur bie 
Minifter, die feudale Fraction und einige Katholiken; aud ber 
Antrag, diefe Koften im Ertraordinarium zu bewilligen wirb mit 
280 gegen 35 Stimmen verworfen. 

11.,„ (Defterreid). Die Regierung verlangt vom Reichsrath bie 
Bewilligung eines außerorbentlihen Erebites von 14 Mill. zum 
Militärbubget von 1864, wovon 10 Mill. für Ausführung der 
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Bunbdeserecution in Holſtein. Mühlfeld und Gen. interpelliter 
ben Grafen Rechberg über die Politit ver Negierung in ber ſchles 
wigsholfteinifhen Frage. 
11. Jan. (Oldenburg). Der Landtag befchließt, die Regierung zu erfucen. 
fi) bei dem ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. :: 
betheiligen. | 

(Dänemarf). Zufammentritt des Reichstags. 

(Spanien). Die Regierung legt den Cortes den Entwur 
eines neuen Wahlgeſetzes vor. 

11.712. Jan. (Frankreich). Beginn der Adreßdebatte im gefer 

gebenden Körper. Generaldebatte. Glänzende Rebe des Hrn. Thiere 
12. Yan. (Hannover) Gin Erlaß des Minifteriumd verbietet die 
Berbindung der fchleswigsholfteinifchen Vereine des Landes unter 
fih und mit dem 36er Ausfhuß in Frankfurt. 

(Belgien). In Brügge unterliegen die Candidaten der Ro 
gierungspartei gegen drei mit großen Mehrheiten gewählte Klerikal: | 
13. „ (Preußen). Antwort des Königs auf die Adrefje des Herren: 

baufes vom 19. Dec. v. X. 


»„ » (Stalien). Der Bisthumsverwefer von Mailand, Mſgr. Gaccız, 
wird in Monza verhaftet, um nad Turin geführt zu werben. 


14. „ (Bundestag) Der öfterr.preußifhe Antrag vom 28. Der. 
v. %. wird von der Bundesverfanmlung mit 11 gegen 5 Stimmen 
(Defterreih, Preußen, Kurheflen, Medlenburg und 16. @urie) 
abgelehnt. 

Defterreih und Preußen erklären darauf: „Angefichts ber eben 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinjamen Antrages müſſen die allerh. Rear 
rungen von Dejterreih und Preußen lebhaft bedauern, daß die gebofite Ver 
ftänbdigung über bie von ihmen zur unverweilten Sicherung der Rechte bei 
beutihen Bundes in Bezug auf Schleswig vorgeichlagenen Mafregeln nic: 
erzielt worden find. Unter ſolchen Umſtänden glauben die beiden Regierungen 
in ber ihnen, durch ihre Dazwiſchenkunft bei Serbeiführung der jene Rec: 
feftitellenden Stipulationen von 18°%, erwacjenen bejonderen Stelluna 
fowie wegen ber großen Dringlidhfeit der Sade, ſich der Pflicht nich 
entziehen zu bürfen, die Seltendmahung jener Rechte in ibre eigenen 
Hänbe zu nebmen unb ihrerfeits zur Ausführung der in ihrem Haupt: 
antrage vom 28. v. M. und Jahres bezeichneten Mafregeln zu jchreiten. 
Durch Abgabe vorjtebender Erklärung fommen die Gejandten dem Auftrag 
ihrer allerh. Regierungen nad.“ 

Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heflen-Darmftabt, bie 
Mehrzahl der fächfifhen Häufer (Meimar, Meiningen, Coburg: 
Gotha) die 13. und 15. Curie proteftiren dagegen. Der Antrag 
von Heſſen-Darmſtadt (v. 28. Dec. v. J.) bleibt in der Minderbeit. 


- „ ($ranfreid). Der Kaifer übergibt dem neuen Cardinal Bonne: 
hofe das Bareti mit einer politifhen Anfprade: 

„ . . . Sie haben in ber Nähe beobachtet, wohin das Aufgeben jebes 
Principe, jeder Megel, jebes Glaubens führt. Darum müſſen Ste aud ar: 
rade jo wieich barüber erftaunt fein, nach fo kurzer Zwiſchenzeit Die Leute, 
bie faum erft bem Schiffbrude entronnen find, wiederum bie 
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Winde und die Stürme zur Hilfe aufbieten zu ſehen. Gott 
bejchügt Frankreich zu fichtlich, um zu geitatten, daß der Geiſt des Uebels c# 
abermals in Aufregung ſtürze. Ter Kreis unferer Verfaſſung iſt weit ge: 
zogen; jeder ehrlihe Mann kann fich ungezwungen innerhalb deſſelben * 
wegen, da ein Jeder das Vermögen beſitzt, ſeine Gedanken auszudrücken, die 
Regierungshandlungen zu beauflichtigen und am ben öffentlichen Geſchäften 
jeinen gerechten Antheil zu nehmen. . 


‚Jan. (Frankreich). Adreßdebatte. Amendementsvorſchlag der 
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Oppoſition gegen die offiziellen Candidaluren. Rede des Hrn. Thiers. 
Das Amendement wird mit 198 gegen 44 Stimmen veworfen. 

(Belgien). Das Cabinet gibt in Folge des Ausfalls der 
Wahlen in Brügge, welche feine Majorität im Repräſentanten— 
baufe zweifelhaft machen, feine Demiflion ein. 

(Defterreih). Gin Artikel der halboffiziellen „Wiener Abend: 
pojt“ über Vorgänge am Bundestag vom 14. d. M. bezeichnet 
Defterreih und Preußen als die beiden „Vormächte“ Deutſchlands. 

(Defterreih). Der Abg. Rechbauer interpellirt den Obmann 
des Finanzausſchuſſes bezüglich der Anlehenfrage, um „dem Abg.: 
Haufe Gelegenheit zu geben, offen und unummunden feine Miß: 
billigung über die Haltung des Minifteriums des Neußern in ber 
fchleswigsholfteinischen Frage, die gegen das Recht und die Ehren 
Deutſchlands, aber nody mehr gegen das eigenjte Intereſſe Dejter: 
reich8 verjtoße, auszusprechen.“ 

(Baden). Die Regierung beſchließt, alle Maßregeln, welche 
einer Mobilifirung des badifchen Armeecorps vorhergehen, fofort ein: 
treten zu laſſen. 

(Holjtein). Cine Verfammlung der holfteinifchen Geiftlichkeit 
in Neumünfter befchließt einftimmig eine Eingabe an ben Bund um 
Anerkennung der legitimen Rechte des Herzogs Friedrich. 


(Defterreih und Preußen) verlangen von Dänemark bie 
fofortige Aufhebung der Verfaffung vom 18. Nov. v. J. mit dem 
Beifügen, daß, wenn die Erklärung, daß dieſelbe erfolgt ſei, nicht 
im Laufe des 18. d. M. den Gefandten derfelben zugehe, diefelben 
angewiejen feien, Kopenhagen zu verlaffen. 

(Preußen) Schlußabftimmung des Abg.:Haufes über das 
Budget für 1864 ald Ganzes. Das verkürzte Budget, wie es 
aus ben Beſchlüſſen der Commiffion hervorgegangen, wird mit allen 
Stimmen gegen die ber feubalen Fraction und einem Theil ber 
äußerften Linken (Jacoby und Gen.) angenommen. Schultze-De— 
lisfh beantragt eine Refolution zur deutfhen Frage. Jacoby und 
Tweſten über die Frage einer eventuellen Steuervermweigerung. 


»„ (Bayern). Das Collegium der Gemeindebevollmädtigten von 


” 


Nürnberg proteftirt gegen einen allfälligen Durchmarſch öfterrei: 
hifher Truppen nad) Schleswig. 
(Spanien), Das Minifterium Miraflores gibt feine Ent: 
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laffung ein. Bildung eine® Webergangsminifteriums unter bem 

Vorfige des Hrn. Arrazola. 
18. Jan. (Preußen). Die Anleihecommiffion des Abg.-Hauſes ftell 
ihren Bericht fe. Hr. v. Bismard erflärt die völlige Losſagung 
Preußens vom Londoner Protokoll für eine Frage ber DOpportunität, 
beftreitet dem Bunde die Gompetenz, über die Succeffionsfrage zu 
entfheiden und fchließt dahin: „Wir haben zu Ahnen nach wie vcı 
bas Vertrauen, daß Sie uns diejenigen Mittel, weldye wir fo notb: 
wendig bebürfen, auf verfaffungsmäßigem Mege zugänglid 
machen werben, fonft müffen wir fie nebmen, wo wir fie 
befommen.“ Die bisherige Minderheit der Commiſſion erklärt 
in Folge ber Vorgänge am Bunbestage vom 14. d. M. auch ihrer: 
ſeits den Beitritt zu bem bie Regierungsvorlage einfach ablehnenber 
Beichluffe der Commiſſion. 

(Dänemarf) lehnt die Sommation Defterreihs und Preußen: 
vom 16. d. M. ab. Die dänifche Regierung verlangt von den 
beiden deutfchen Großmächten eine Friſt von 6 Wochen vom 1. Febr. 
an, um dem däniſch-ſchleswigſchen Neichsrath Zeit zu Taffen, die 
Rücknahme der neuen PVerfaffung zu befchließen. England un 
Frankreich unterftüßen bie Forderung Dänemarks. Defterreih unt 
Preußen lehnen fie ab. 

»„ » (Italien). Der AJuftigminifter bringt in ber Abg.-Rammer 
einen Gefekesentwurf behufs Unterdrüdung der geiftlihden Körper: 
fhaften und Aufhebung des Zehntens ein. 

(Italien). Garibaldi erläßt ein neues Manifeit, durch das cı 
bie Einſetzung eines Central-Actions-Comité verfündigt. Alle Blät- 
ter, bie dafjelbe bringen, werben von ber Regierung mit Beſchlag 
belegt. 

(Frankreich). Adreßdebatte. Gin Amendement gegen ben 
englifchen Handelsvertrag wird mit 182 gegen 50 Stimmen ver: 
worfen. 

(Bundestag). Defterreih und Preußen geben bie gemeinfame 
Erklärung ab, 

„daß ihre allerb. Regierungen, indem jie nach der Ablebnung ihres am 
11. d. M. erneuten gemeinfchaftlichen Antrages vom 28. v. M. und Jahres 
die Entſchließung fundgaben, nunmehr ibrerfeits ungefäumt zu der Ausfüb— 
rung der von ihnen für bie Sicherung der Rechte des beutichen Bunbes in 
Bezug auf Schleswig für nöthig und unaufſchieblich eradhteten Mafnabmen 
zu jchreiten, davon ausgingen, daß hierdurch die fernere Ausführung der An: 
orbnungen nicht beirrt werbe, welche Seitens ber hoben — — 
durch die Beſchlüſſe vom 7. und 14. v. M. und X. in Betreff der erecutions: 
mäßigen Beſetzung und Verwaltung von Bunbeswegen für die Herzogthümer 
Holftein und Lauenburg getroffen worden find. Dejterreih und Preußen ba: 
ben, bei ber nicht zu vermeibenden Betretung Holfteins durch ihre nach Schles: 
wig beftimmten Truppen, eine Beeinträchtigung jener Anordnungen nicht 
bezmwedt. Aber bie beiden Regierungen überlajjen fich biebei allerdings 
ber zuverfihtlihen Hoffnung, daß ihrem bie Wahrung ber Intereſſen Deutic: 
lands ſowie derjenigen Schleswigs bezwedenden Vorgehen das bereitmil: 
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= 
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fige und bunbesfreundliche Entgegenfommen berjenigen ihrer hoben beutichen 
Verbündeten, deren Bundesgebiete hiedurch berührt werben, und ber Bunbes: 
verwaltung in Holitein und Lauenburg nicht fehlen werbe.“ 


. Ran. (Preußen) Das Abg.Haus lehnt die von ber Regierung 


v 


geforderte Abänderung des Art. 99 der Verſaſſung mit allen gegen 
die Stimmen der feudulen Fraction ab. 

(Preußen). Girculardepefhe Bismards an die deutfhen Re— 
gierungen über die Politit Preußens in der fchleswig-holfteinifchen 
Frage (vom Minifterpräfidenten in der Sitzung des Abg.-Haufes 
vom 21. verlefen, ihrem Wortlaut nad bisher nicht veröffentlicht). 

Sie bebt (nach den Berichten der preuß. Blätter) zuerit hervor, baß ber 
Entſchluß, Schleswig zu occupiren, feinesiwegs im Gegenſatz zu irgend einem 
pofitiven Bundesbeihluß ftebe, da der Beſchluß vom 14. rein negativ fei. 
Diejer Beſchluß könne daher nur die folge haben, daß die beiben Großmädhte 
bei ihrer Action nicht ald Beauftragte des Bundes handeln und baher feinen 
Grund abgeben, diefer Action Hinderniffe ober Schwierigfeiten bei bem Durch— 
marſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es fcheine überhaupt bie Wei: 
gerung, fich der Action Preußens und Oeſterreichs anzuichließen, auf einem 
Mißverſtändniß zu beruhen. Ganz ungerectfertigt fei ber Vorwurf, daß 
Preußen beabjichtige, den Zuſtänden in Schleswig und Holftein eine längere 
Dauer zu fichern, wie fih denn auch an diefen Irrthum der Glaube fnüpfe, 
daß entweber bloß die Fortdauer biefer Zuſtände möglich jei oder ber Erb: 
prinz; von Auguftenburg zum Herzog eingefeßt werben müſſe. Ohne bie letz— 
tere Frage erörtern zu wollen, jei doch darauf aufmerkſam zu maden, baß 
die preußiſche Regierung Rüdjiht auf die Verträge und die internationalen 
Beziehungen nehmen muͤſſe. Ueberdies habe der Bund in der Grbfolgefrage 
noch feine Entſcheidung getroffen, und es fei zu wünfchen, daß die Prüfung 
mit größter Gründlichfeit vor fich gehen möge. Auch fei wohl zu erwägen, 
daf, wenn die Erbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entichieden werbe, 
die ganze Sache der Herzogthümer in eine nadytheilige Lage gerathen würbe. 
Man dürfe nicht vergefien, daß ber Bund feinen Groberungsfrieg gegen Dä— 
nemarf führen fönne und daß beshalb die Ordnung der Verhältniffe mit der 
gröften Vorfiht in die Hand zu nehmen fei. Was bie zufünftige Ordnung 
betrifit, jo wird zunächſt conftatirt, daß die von Dänemarf 18%, gemachten 
Veriprehungen die Rechte der Herzogthümer in feiner Weiſe gejichert hätten, 
daß eine Fortdauer ber in Folge befien eingetretenen Zuſtände unmöglich fei 
und Deutichland darauf dringen müſſe, daß ftatt berjelben eine volllommene 
Sicerftellung der Rechte ber Herzogtbümer und der beutichen Bewohner ber: 
jelben eintrete. Es werden dann bie Gombinatiouen beiprochen, um biefe 
Sicherſtellung herbeizuführen. Cine berjelben gebe dahin, daß die Frage nur 
mit Aufhebung der Zufammengebörigfeit ber Herzogthümer zu löfen ſei. 
Einer ſolchen Eofung Tei für den Da daß die Gründung einer neuen Dy— 
naftie nicht angänglich wäre, jedenfalls die Herftellung einer neuen Berjonal: 
union zwijhen ben Herzogtbümern und Dänemark vorzuziehen, 
zugleich mit der Erhebung Rendsburgs zur Bunbdesfeitung und anberweitigen 
nöthigen Garantien. Gine ſolche Stellung ber Herzogtbümer werde allerdings 
die Zuſtimmung ber andern europäifhen Mächte erlangen müſſen, wie es 
benn auch für bie Herzogtbümer felbjt wünfchenswertb fei, daß ihre Stellung 
die Sanction Europa's erlange. ebenfalls jei bas von ben beiben beutfchen 
Großmädten Grzielte, nämlih entweder Aufhebung ber Novemberverfafjung 
ober Occupation Schleswigs, eine beffere Grundlage für Verhandlungen, als 
das Verweilen in Holftein und bie Nicht-Dccupation Schleswige. Man bürfe 
fich aljo ber Hoffnung bingeben, daß die beutihen Regierungen ber Politif 
ber beiden Großmächte zuftimmen würden. 
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19. Jan. (Preußen) muthet dem Kommandanten der Bundestruppen 
in Holftein, Gen. Hafe, zu, fi „um mögliche Golfifionen zu ver: 
meiden” unter das Dbercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ftellen. Hake Ichnt die Zumuthung fofort und entſchieden von ber 
Hand. 

„» »n Naffau). Verſetzungen, Dienftentlaffungen und Beförderungen 
ale Antwort der Regierung auf die gegen fie ausgefallenen Land— 
tagsmahlen. 

„ » Bürttemberg) Die II. Kammer befchließt einjtimmig, „bie 
Regierung dringend zu erfuhen: 1) dem deutſchen Bunde zur Si— 
herung der Rechte der Herzogthümer Schleswig-Holſtein diejenige 
Truppenzahl, welche fofort ausgerüftet werden fann, zur augenblid: 
lihen Verfügung zu ftellen; 2) für die Mobilmahung des mürt: 
tembergifchen Gontingents alles Erforderliche jetzt fehon in der Weite 
vorzufehren, daß dafjelbe auf die erite Aufforderung der Bunbes: 
verfammlung auszumarſchiren im Stande iſt; 3) dur einen ſelbſt— 
ftändigen dringenden Antrag am Bunde diefelben Maßnahmen von 
Seiten der bundestreuen deutfchen Staaten herbeizuführen.” 

(Holftein). Die ſächſiſchen Bundestruppen räumen Kiel und 
concentriren fi) im wejtlihen Theile des Landes, um ben öfter: 
reihifchepreußifchen Truppen den Durhmarfh gegen Schleswig zu 
ermöglichen. 

„ n» (Frankreich). Niederlage ber Regierung bei den Nachwablen 
zum gefeßgebenden Körper in Epinal und im Departement des 
Niederrhein. 

„ » (Belgien) Die Kammern werben in Folge der eingetretenen 
Minifterkrifis vertagt. Die Führer der Fatholifhen Partei lehnen 
es ab, die Zügel ber Regierung zu ergreifen und bevorworten beim 
König die Bildung eines Gabinets aus bloßen Fachmännern. 

21. „ (Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe beauftragen einit- 
weilen wegen Dringlichfeit der Sade die DBundescommifjäre in 
Holftein, dem Durchmarſch der öjterr.spreuß. Truppen feinerlei Hin- 
derniſſe entgegen zu ftellen. 

» » (Breußen) Die preußifhen Truppen gegen Dänemark rüden 
in Hamburg, Lübed, Oldenburg und Holftein ein, ohne vorber bie 
Ginwilligung ber betreffenden Regierungen oder ber Bundescommilffäre 
nachzufuhen. Hamburg und Lübeck befchweren ſich darüber in Ber: 
lin, Didenburg am Bunde, die Bundescommiffäre proteitiren. 

„„ODeſterreich). Debatte des Abg.-Hauſes über die von ber 
Regierung geforderten geheimen Preßfonds im Betrag von 525,000 fl. 
Schmerling erklärt den Entſcheid für eine Frage des Vertrauens 
oder Mißtrauens gegenüber der Regierung. Die Bewilligung er: 
folgt darauf mit großer Mehrheit. 

» » (Bayern) ladet die Mittele und Kleinſtaaten zu einer Con: 
fereng über bie Lage der fchleswig-holfteinifchen Frage ein. 


20. 


" 
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Jan. (Frankreich). Adreßdebatte des gefeßgebenden Körpers. 
Das Amendement der Oppofition gegen die Fortdauer ber Sicher: 
beitsgejege wird mit 203 gegen 35 Stimmen verworfen. 

„ (Rußland). Ein kaiſerl. Ukas verfügt die Ginführung von 
Provinziale und Kreisvertretungen mit Ausnahme der jog. welt: 
lihen Gouvernements (Litthauen), der baltifchen Provinzen, Arch— 
angels, Ajtrahans und Befjarabiens. 

„ (NRupland). Gen. Muramwiew ordnet in Litthauen die Gin: 
führung von Volksſchulen zu Gunften der ruſſiſchen Sprade an. 

»„ (Stalien). Eircular der Regierung gegen die Bejtrebungen 
ber Actionspartei. 


’. „ (Bundestag) Die Bundesverfammlung genehmigt die vom 
Bundesgeneral Hake in Holftein erfolgte Ablehnung der ihm von 
Seite der preußifchen Regierung gemachten Zumuthung, fi obne 
meiteres unter das Obercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ftellen. Dejterreih umd Preußen wiederholen ihre berubiyenden 
Erklärungen vom 19. d. M. Die Bundesverfammlung genehmigt 
die Bereinigung ber bisherigen öfterreihifchen und preußifchen Re— 
fervetruppen in Holftein mit der öfterr.zpreuß. Armee gegen Dä- 
nemarf „wogegen felbftverftändlich der Antrag auf Berufung anz 
Derweiter Referven für den Bebürfnißfall vorbehalten bleibt“ 


und ertbeilt den Bundescommifjären in Holftein neue Anftruftionen: 

„Wenn die hohe Bundesverfammlung zur Zeit nicht für angemejjen er: 
achtet bat, zu Maßnahmen im Bezug auf das Herzogtbum Schleswig zu 
jchreiten, jo kann fie jih do im Hinblid auf Art. KLVI der Wiener Schluß: 
acte nicht veranlaft jehen, denjenigen Entjchliegungen entgegenzutreten, 
welche die höchſten Regierungen von Dejterreih und Preußen im ihrer Eigen: 
ihaft als europäiſche Mächte in Bezug auf das nicht zum Wunde gehörige 
Herzogthbum Schleswig faſſen zu müſſen glauben, vorausgejegt, daß fie 
den Rechten des Bundes und dem Vollzuge dev Bundesbeſchlüſſe und Anorb- 
nungen dejjelben in Bezug auf bie Herzogthüimer Holtein und Lauenburg 
in feiner Weife zu nahe treten. Dieje Vorausjeßung findet in der 
Erklärung der beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. ihre Anerkennung 
und bie Garantie ihrer Einhaltung bei der nidyt zu vermeidenden Betretung 
Holfteins durch bie, nady Schleswig bejtimmten öſterreichiſchen und preußiichen 
Truppen. Es wird daher bei dem Durchmarſch der genannten Qruppen 
weder die in Ihren Händen ruhende Regierungsgewalt noch die bisherige 
rechtliche und thatſächliche Stellung ded Gommandirenden Generallieutenants 
v. Hafe und der ihm untergebenen Yunbestruppen irgend eine Beeinträchti— 
gung oder Hemmung erleiden. Ebenſo iſt es jelbitverftändlid, daR eine 
bleibende Beſetzung holſteiniſcher Gebiete den Bundestrup— 
pen allein vorbehalten bleibt. 

„ (Breußen). Zweitägige Debatte des Abg. Hauſes über die 
Anleihe. Dieſelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (der feu— 
dalen und bes größern Theils der katholiſchen Fraction) verworfen 
und nah dem Antrage von Schulge-Deligih mit großer Mehrheit 


die Erklärung bejchlofien: 
„In Erwägung, daß Preußen gemeinfam mit Deiterrei am Bunde er: 
flärte, es werbe ſich dem Bunbesbeichlufe vom 14. doe. wiberjegen, bie 
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ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache in bie eigene Hand nehmen unb bie Bejekums 
Schleswigs als europäiſche Gcomadt ausführen; in Erwägung, daß Preuken 
damit von Deutichland abfällt und jeine Großmadtitelung migbraudt; 
in Grwägung, daß bieje preußijcheöfterreichiiche Politif fein anderes Ergebnik 
haben fann, als bie Herzogthümer abermals Dinemarf zu überliefern: 
in Erwägung, daß die angebrohte Vergewaltigung den wohlberechtigten Er: 
berfiand der übrigen beutjchen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deuric- 
land berausfordert, — erflärt das Haus ber Abgeordneten, ba: 
es mit allen ibm zu Gebote ſtehenden gejegliden Mitteln bie 
fer Politik entgegentreten werde.“ 


22. an. (Defterreidh). Die erfte Section des großen Finanzaus— 


” 


"n 


24. 


25. 


” 


" 


ſchuſſes des Abg.-Hauſes bejchliept, darauf anzutragen, den von der 
Regierung geforderten Credit von 10 Mill. nicht und bagegen los 
5,343,020 fl. und zwar zur Leiftung der ausgefchriebenen Bunde: 
matricularumlage zu bewilligen. 

(Holftein). Die große aus fait 500 Mitgliedern beftehende 
Zandesdeputation aus Holftein trifft in Frankfurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Geſuch um Anerkennuug des Herzogs Friedrid. 
(Sachſen). Die I. Kammer befgließt einftimmig, die Regie: 
rung zu erjuchen: „1) im Berein mit den bundestreuen deutſchen 
Regierungen das Anfehen und die Autorität des deutſchen Bundes 
gegen bundeswidrige Unternehmungen energifch zu vertheidigen; 
2) für die fofortige Anerkennung bes Herzogs Friedrich von Schles: 
wigsholftein beim deutſchen Bund kräftigſt einzutreten: 3) für den 
Fall, daß cine fofortige Abjtimmung über die Erbfolgefrage vom 
Bunde nidyt zu erlangen fein follte, im Verein mit den gleid: 
gefinnten deutjchen Regierungen eine Erflärung beim Bunde abzu: 
geben, worin das Grbfolgerecht des Herzogs anerkannt und, ſobald 
die Majorität ſich dafür herausgeftellt bat, auf ſofortige Zulaffung 
eines Bevollmächtigten desjelben beim Bundestag angetragen wird; 
4) daß fie im Vereine mit den Bbundestreuen Regierungen fowohl 
auf eine fofortige Verftärfung der Bundestruppen in Holftein als 
auch ſobald wie thunlid auf die Beſetzung Schleswigs durd Truppen 
bundestreuer deutſcher Negierungen hinwirke.“ 

(Preußen). Das Herrenhaus verwirft das vom Abg. = Haufe 
bejchlofjene Budget für 1864 mit 98 gegen 17 Stimmen und ftellt 
die urfprüngliche Vorlage der Regierung wieder ber. 

(Preußen). Das Abg.: Haus beſchließt, dem Beſchluſſe des 
Herrenhaufes vom 24. folgende Erklärung entgegengufegen: 

„i) Der Beſchluß des Herrenhauſes, durch welchen ber Staatshaushalte 
Etat, wie ihn das Abgeordnetenhaus beſchloß, abgelehnt, und der dem Haufe 
verfaffungsmäßig nicht vorliegende Negierungsentwurf angenommen wurbe, 
verjtößt gegen Art, 22 der Verfafjung und iſt deßhalb null und nichtig; 
2) ber —288 bes Herrenhauſes verlegt das wichtigſte Recht des Abgeord: 
netenbaufes und entzieht der Regierung das Recht, bie von bem Abgeorb: 
netenhauſe bewilligten 137,971,941 Thlr. auszugeben; 3) die Staatsregierung 
begeht einen offenen Verfaſſungsbruch, wenn diefelbe fortfährt, ohne Zuſtim— 
mung beider Häuſer über Staatsmittel eigenmächtig zu verfügen; &) jede 
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Anleihe ohne Genehmigung der Landesvertretung iſt verfallungswibrig und 
für ben preußijchen Staat Hr alle Zeit unverbindlich.“ 

Die von ber Regierung vorgelegte Militärnovelle wird mit 265 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Ausſchußbericht Gneiſt's darüber 
(„mehr ein Bud als ein Bericht, der Titerarifhe Abſchluß der 
Militärfrage”). Die Weigerung der Regierung gegenüber der 
parlamentarifhen Wahlunterfuhungs: Commiffion wird mit großer 
Mehrheit für eine Verlekung des F. 82 der Berfaffung erklärt. 

Gine kgl. Botjchaft fhließt die Seffion des Landtags. Schluß: 
rede des Minifterpräfidenten v. Bismard im Namen des Königs: 

„Bei der Eröfinung ber Sitzungsperiode wurbe von bes Königs Maj. der 
dringende Wunfc fund gegeben, die zwiichen Allerb. %. Regierung und einem 
Theile der Landesvertretung entitandenen Zerwürfnifje ausgeglichen zu 
jeden. Dieſer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, obwohl bie Regierung 
Sr. Maj. e8 am entgegenfommenden Schritten nidyt bat fehlen lafjen. Das 
Haus der Abgeordneten bat an bemjelben Standpunkte feitgehalten, welcher 
zur Auflöjung des legten Haujes vor Ihnen führte. In angeblider Ber: 
theidigung verfaliungsmäßiger Nechte bat es eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt, 
welche ben unverfennbaren Stempelbes Strebens an jich tragen, feine Rechte 
ohne Rüdfiht auf bie &leihberehtigung der übrigen Staats 
gewalten und obne Rüdjicht auf das Wohl und die Anterefjen des Landes aus: 
zuüben. Durd Ablehnung des Gejegentwurfes behufs Ergänzung bes Ars 
tifel 99 der Verfaſſungs-Urkunde hat das Abgeordnetenhaus ben Verſuch zus 
rüdgewiejen, der Wiederkehr eines budgetlojen Zuſtandes ohne Beeinträchtigung 
der Rechte ber Krone, wie der Yandesvertretung vorzubeugen. Dasfelbe Haus 
bat den Staatshausbalt Etat für das Jahr 1863, wenngleich ibm zur ver: 
fafjungsmäkigen Prüfung und Beſchlußfaſſung über denfelben bis zum Ab: 
laufe des verjloffenen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote ftanbd, 
gar nicht in Beratbung gezogen; dagegen bat es in dem Gtat für das eben 
begonnene Jahr nicht bloß mehrere Yin die Bedürfniſſe der Verwaltung un: 
entbebrliche Dispofitionsfonds geitrichen, jondern es bat auch in Bezug auf 
ben Militär-Gtat diejenigen Bejchlüfle des früheren Hauſes erneuert, mit deren 
Ausführung das preußiiche Heer dr Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben jein würde. Es bat dieſe Beſchlüſſe gefaßt ohne Vorberatbung bes 
Gejepentwurfes über die Verpflichtung zum Sriegsdienite, dejjen Vorlegung 
das frühere Haus zur Vorbedingung Alte Berathung des Militär:Etats ge: 
nacht hatte. Durch diefe Beſchlußnahmen ift das Herrenhaus von Neuem 
veranlaßt worden, in Ausübung jeines verfaffungsmäßigen Rechtes, den ganzen 
Staatshaushalts-Gtat für das Jahr 1864, wie er aus den Berathungen des 
Abgeordnnetenhaufes hervorgegangen war, zu verwerfen. . . . Zur Ausführung 
der vom deutjhen Bunde beichloffenen Erecutioa in Holitein und zur 
Wahrung ber Mactjtellung und Ehre Breußens in ber weiteren 
Entwicklung dieſes Streites, bedurfte und bedarf bie Regierung Sr. Majeftät 
außerordentlicher Mittel für die Militär: und Marine-Berwaltung. Wührend 
das Herrenhaus in einer Adrejje an des Konigs Maj. feine vertrauen: 
volle Vereitwilligfeit zur Unterftüßung ber Krone in dieſer ernjten Frage 
ausgeſprochen hat, ijt von dem Haufe der Abgeordneten die erforderte Geneh— 
migung zu einer Anleihe verjagt, und jogar die Bewilligung desjenigen Geld- 
bebarfs verweigert worden, welchen Preupen, als Mitglied des deutſchen Bun— 
des, beizutragen unzweifelhaft verpflichtet ijt. Indem das Haus biefen Be— 
ſchluß faßte, iſt es um jo entichiedener mit ber vertrauensvollen Gefinnung 
in Widerjpruch getreten, von welcher das preußiſche Volk für feine Könige 
jederzeit bejeelt war, als des Königs Maj. in dev Allerb. Antwort vom 2” 
v. M. auf die Adreſſe des Haufes jeine Gefinnung und fein könig-— 
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lihes Wort als Bürgichaft dafür bingeftellt bat, daß die beantraan 
Seldmittel zum Schuße des Rechts und der Ehre bes Yanbes u 
wandt werden würden, Der feindjelige Charafter dieſer Beſchlüſſe, 
welchen ſich das Beitreben ausdrüdt, die auswärtige Politif der Regierm 
einem verfalfungswidrigen Jwange zu unterwerfen, ijt dur Rei 
lutionen erhöht worden, durch welche die Mehrheit des Hauſes der Abgeer! 
neten, in der von ihr willfürlidh aufgestellten Borausjegung trı 
gerifher Verwidlungen zwiſchen Preußen und anderen deu) 
Ihen Staaten, im Boraus gegen das preufß. Vaterland Partei nimm 
Gin joldyes Auftreten des Hauſes der Abgeordneten fann auf die Befejtigum 
und Entwidlung unjerer VBerfafjungszuftinde nur verderblih einwirken, ım 
es muß einjtweilen auf die Hoffnung einer Verſtändigung verzichtet werde 
Die Regierung Sr. Maj. wird ſich aber unter allen Umjtänden für verpflich 
balten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung der königlie 
Rechte für die Erhaltung des Staats und für das Wohl und die Ehre Preußen 
einzujtehen. Sie hält am dev Ueberzeugung feit, daß fie bierbei in der pair 
tiihen Gefinnung des Yanbes eine ausreichende und wachſende Alnteritugun 
finden werde.“ 


25. Ian. (Defterreih). Der große Finanzausſchuß des Abg.Haufe 


25. 


n 


" 


" 
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beichließt, darauf anzutragen, dev Regierung ftatt der geforderte 
10 Mil. bloß 5,343,950 fl. als Matricularbeitrag für die Bundes 
erecution in Holſtein zu bewilligen und zwar mit dem Zufag, du 
diefer Betrag „zu feinem andern Zwede verwendet werden dürfe. 
Auf den Antrag des Abg. Herbit wird überdieß mit 18 gegen 1! 
Stimmen befglofjen, dem Haufe folgende Erklärung vorzufclagen 

„Das Haus der Abgeordneten vermag den Vorgang der kaiſerl. Regierun 
in Bezug auf die Occupation Schleswigs als einen den wahren, ntereia 
Dejterreihs entiprechenden und den allgemeinen Frieden jihernden nicht av 
zuerfennen, und füblt ji daher zu dem Ausſpruch verpflichtet, daß es jet 
Verantwortung für die ‚solgen diejes Schrittes von fih ablehne.“ 

(Preußen). Ginzug der preußifchen Truppen in Kiel. Tie 
preußifhe Fahne tritt an die Stelle der Bundesfahne. Die bie 
berige Bürgerwacdhe vor der Wohnung des Herzogs Friedrich mul 
zurüdgezogen werben. 

(Holftein). Die theologifhe Facultät und die Geiſtlichlei 
Kield erlaffen eine öffentlihe Grflärung gegen die Berliner Kreup 
zeitung und fordern „die Gleichgefinnten dur ganz Deutjchland bin 
auf, insbejondere die Vertreter der Theologie und die geiftlicen 
Brüber, gegen diefen Mifbraud des Kreuzes Ehriſti mit ihnen 
Zeugniß abzulegen und ſich demgemäß vor Gottes Angeſicht m 
vor bem bdeutfchen Wolfe durdy Anſchluß an diefe Erklärung ede 
fonft fobald als thunlich öffentlich auszufprechen.” 


(Zauenburg). Adreſſe an die Bundes-Commiſſäre mit meh 


als 1200 Unterfchriften für Trennung von Dänemark: 

„... Mit dem Tode unferes bisherigen Landesherrn, Königs Friedrich VI 
von Dänemark ift au an unfer Land bie ernite (frage getreten, wer den 
ledigten Herzogsthron zu befteigen haben werbe. Die rechtliche Unverbindlie: 
feit des auf dem Londoner Tractate berubenden däniſchen Tihronfolgegeie 
vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, als einem felbitändigen deutichen Bunte 
ftaat, kann Ihnen nicht zweifelhaft fein. Das Land erwartet mit Vertraus 
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bie allein zu Recht beitehende Entſcheidung von ber hohen beutfhen Bundes: 
verjammlung. . . Kir ftehen unter allen Umftänden zu Deutichland und ver: 
werfen ben undeutſchen und unberechtigten Beſchluß der Ritter: und Landichaft 
mit voller Entſchiedenheit. Tas Land bat feine Vertretung, bie im Stanbe 
wäre, die wahre Nechtsüberzeugung jeiner Bewohner fund zu geben. Ein 
Theil durch ihren Grundbeſitz einflußreiher Männer im Lande iſt feinen In— 
terejjen gerabezu fremd. Wir beflagen es, daß wir außerdem auch in ben 
Kreiſen, die vermöge ihrer amtlichen Stellung auf bie Haltung ber Bevblke— 
rung Einfluß zu üben berufen find, des in dieſer ernjten Zeit fo nothwenbi« 
gen Schutzes großentheils entbehren. . . Wir erbliden in ber Miedervereini: 
gung mit ber Krone Dänemark feine Garantie ber Selbjtftänbigfeit unferes 
Yandes, jondern nur bie unerfchöpfliche Quelle jietS neuer Verwirrungen. Hat 
unfer Land auch bem unmittelbaren Trude der unjeren Intereſſen geradezu 
feindlichen däniſchen Negierung ferner geftanden und Dank unferer Verfajjung 
bisher trogen fünnen, fo haben uns bie bitteren Grfahrungen unjerer Stam— 
mesgenofien doch bie Ueberzeugung zur evibentejten Klarheit gebracht, daß, 
wenn jegt Deutichland nicht unfere volle Selbftändigfeit wahrt, auch uns eine 
Zeit bevorfteht, ba wir es fchmerzlich bereuen müßten, bie Rechte unferes Landes 
nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu haben. Deutichland wird 
enticheiden! Wir fteben zu ihm.“ 


6. Jan. (Deutfhland). Berfammlung bes 36er Ausfhuffes in Frank: 


26. 


furt. Derfelbe cooptirt eine Anzahl neuer Mitglieder (meift ber 
großdeutfhen Partei angebörig, die jedoch nachher ablehnen), und 
erläßt einen Aufruf an die Nation: 

„Zwei Mächte, die ben Anfpruch erwirft haben, bie Großmädte Deutſch— 
lands zu heißen, find in ofjener Widerſetzung begrifjen gegen bas Recht bes 
Bundes, ber Bunbesftaaten und ber Nation... . Mit bem nadten Pros 
tefte aber iſt nichts gethban. Die Regierungen, die das Bewußtſein 
ihrer Pflicht und ihres Nechtes bewahrt haben, müfjen handeln und helfen. 
Sie müffen handeln, wenn nit ber Glaube an bie oft gerühmte Bedeu: 
tung ber Mitteljtanten bis an bie Wurzel vertilgt, die monarchiſche Staats: 
ordnung in ihren Grundlagen erjchüttert, das Volk unaufhaltfam, früher ober 
fpäter, auf die Babhn der Selbjtbilfe gedrängt werben jol. So keck unb 
rüdjichtslos das Verfahren ber Gegner, jo Fühn und energijcd muß das ih» 
tige fein. Auf ihrer Seite jteht das gute Necht, ſteht ber Wille ber Nation. 
Sie fümpfen um ben höchſten Preis, um bie Freiheit von öfterreichifcher und 
preußiſcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Daſeins. . . . Keine Regierung 
wird fernerbin Anſprüche haben auf die Achtung und bas Vertrauen des Volkes, 
bie nicht der Sache ber TR das heißt der Sache Deutjchlands ihre 
ganze Webrfraft obne Rüchhalt zur Verfügung ftellt. Dies ift 
das Begehren, bas wir auszuſprechen haben, nicht aus eigener Willkür, fon: 
bern — wir wiflen es — im Namen ber Nation; ein ernjtes und großes 
Begehren, doch nicht aus Teichtfertiger Laune entjprungen, fondern bie Frucht 
ber tiefen Weberzeugung, daß für Teutichland eine Stunde gefommen iſt, wo 
nur der Entihluß, ehrenvoll Alles zu wagen, die Gefahr abwendet, ſchmach— 
voll Alfes zu verlieren. Tas beutjche Volk ift erfüllt von diefer Weberzeugung, 
ift es auch erfüllt vom thatfräftigen Entſchluß? Iſt es feinerzeit bereit, 
nicht nur zu proteftiren, fondern zu bandeln?... Laßt Euch nicht ent» 
mutbigen durch das erjte Miflingen, nicht irre führen durch diplomatiſche 
Winkelzüge, nicht einſchläfern durch den zögernden Verlauf der Dinge! Das 
find die Pflichten, die uns das Vaterland auferlegt. Thue Jeder das Seine, 
mannbaft und bebarrlicdh!” 


„ (&rantreid). Adreß-Debatte des gefehgebenden Körper, 
Amendement bezüglich Merico. Umfaſſende Rede bes Hrn. Thiers 
21 
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über die Frage. Das Amendement wird mit 201 gegen 47 Stim: 
men verworfen, 

27. Yan. (Dänemarf). Moreßdebatte im Landsthing. Monrad erklärt. 
es fei jchwer zu jagen, auf welche Abmachungen man däniſcherſeite 
eingeben, weniger ſchwer, auf weldhe man nicht eingeben werde: auf 
ein vereinigtes Schleswig-Holſtein, oder ein felbitändiges Schleswig | 
oder eine Theilung Schleswigs werde die Regierung niemals em 


geben. 

28. „ (Frankreich). Depefche Drouyn de Lhuys an ben Gefandten 
in London in Antwort auf eine Depefche des engliſchen Cabinet: 
für Maßregeln zu Aufrechtbaltung des Londoner Vertrags: 

„Der Kaijer erkennt die Wichtigfeit des Londoner Vertrags an, inioien 
berjelbe bezwedt, das Gleichgewicht und den Frieden Europas zu bewabren 
Während das franzöjiihe Gouvernement diejem Zwecke bes Vertrages ibren 
vollen Beifall zollt, muß fie dennoch anerkennen, daß die Umjtände eine Aer 
berung beojeißen nötig machen fönnen. Der Kaijer ijt jtet8 geneigt gemeien 
große Rückſicht auf die Gefühle und Beftrebungen der Nationalitäten zu neb 
men. Man kann unmöglich verfennen, daß die nationalen Gefühle und & 
jtrebungen Deutichlands auf eine engere Bereinigung mit den Deutjchen Schle 
wig⸗Holſteins gerichtet find. Dem Kaiſer würde jedes Mittel widerſtrebes | 
wodurch er die Verpflichtung übernähme, mit den Waffen die Wünjche Deuris | 
lands zu bekämpfen. Es wäre verhältnigmäßig leicht für England, einen folder | 
Krieg zu führen, der fih auf Operationen zur See beichränfen mwürbe, a 
Blofade und Wegnahme von Schiffen. Schleswig und England liegen fer 
von einander, Aber ber Boben Deutihlands und Frankreichs berühren ſid 
und ein Krieg zwiſchen Deutichland und Frankreich wäre der unbeilvollie 
und gewagtejfte, ben bas Kaijerreich unternehmen fünnte. Neben Dielen 
Erwägungen kann der Kaiſer nicht umbin , ſich zu erinnern, daß er in Gu: 
ropa zu einem Gegenitande des Miftrauens und des Verdachtes in Bezuz 
auf jeine angeblichen Bergrößerungsprojecte nah dem Rhein bin gemadı 
worden ijt. Gin Krieg, an ben Grenzen bes Rheins begonnen, würde dieien 
grundlojen und ungerechtfertigten Anfchuldigungen eine noch größere Kran 
verleihen. Aus diejen Gründen kann bie Regierung des Kaijers feine — 
pflichtung in Betreff Dänemarks übernehmen. Wenn ſpäter des Gleichgewich 
ernſtlich bedroht würde, ſo dürfte der Kaiſer geneigt ſein, neue Maßregeln im 
Intereſſe Frankreichs und Europa's zu ergreifen. Für den Augenblick aber 
will der Kaiſer feiner Regierung die volle Freiheit des Handelns bewabren.‘ 


28. (Bundestag). Kurbeffen trägt auf befchleunigte Entſcheidung 
in der Erbfolgefrage an. Die Bundescommiffäre fragen empfeblend 
bezüglidy einer Einberufung der bolfteinifhen Stände an. 

„ *» — 1. Gebr. (Defterreih). Debatten des Abgeordnetenhaufes 
über ben Zehn: MillionensErebit. Abg. Tinti und 80 Mitglieder 
der minifteriellen Partei beantragen, über die Refolution Herbit 
zur Tagesordnung überzugeben. Reden des Grafen Rechberg und 
bes Hrn, v. Schmerling. Bei der Abjtimmung werben die An— 
träge des Ausfhufjes angenommen, die Nefolution Herbit dagegen 
wird mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. 

„ (Schleswig). Tagesbefehl des Prinzen Friedrih Karl aus 
Plön in Holftein: 
„. + „ Soldaten! in wenigen Tagen wird es fich zeigen, ob Krieg ober 
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Frieden ijt. Sollte der zweite bänifche Krieg beginnnen ... Wohlan denn! 
ſuchen wir diejen Feind auf! widerfegen wir uns jeinem Rückzuge! zerftreuen 
wir feine Reiben! Nach dieſem Erfolg werdet ihr ben Feind nicht zu Athem 
fommen lajjen und ihn vajtlos verfolgen, um ibn zu vernichten, ehe er 
auf feine Inſeln entweidt.“ 

Jan. (Dänemark). Die in den dänifchen Bataillonen am Dane: 
werk dienenden Holjteiner, 750 Mann, werden in Maasbüll aus: 
geihieden, entwaffnet und nad Kopenhagen transportirt, 

» (Rußland). Verhaftung des angeblichen Stadtchefs von Warfchau. 

„ Holftein). Deputirte von circa 50 neugebildeten Schleswig: 
HolfteinsBereinen nehmen in Kiel ein Gefammtjtatut an. 

»„ (Dänemark). Die Dänen räumen das bisher noch feitge: 
baltene Kronwerk von Rendsburg. 

» (Brantreid). Adreßdebatte des geſetzgebenden Körpers. Zwei 
Amendements der Oppofition, von denen das eine die Polen als 
friegführende Nation anerkennen will, das andere den Abbruch der 
diplomatifchen Beziehungen zu Rußland verlangt, werden nad läns 
gerer Debatte, ein ferneres Amendement dagegen bezüglid Rom 
faft ohne Debatte verworfen und die ganze Adrefje mit 234 gegen 
12 Stimmen angenommen. 

 „ (Schleswig) Feldmarſchall Wrangel als Höchſteommandirender 
der vereinigten öfterreichifch preußifchen Streitfräfte verlangt von 
dem däniſchen Kommandanten General de Meza die Räumung bes 
Herzogthums Schleswig. 

„ (Dänemarf). Die Adreſſe wird im Folkething mit 74 gegen 
5 Stimmen angenommen. Monrab erklärt fih gegen die von Bis: 
mard proclamirte Perfonalunion; Dänemark müſſe fih an die Vet: 
einbarungen von 1851/52 halten und ihnen die Bedeutung geben, 
die fie haben und durchzuführen ſuchen, was 28 demnach als fein 

Recht anſehe. 

. GEFrankreich). Glänzendes Reſultat der neuen Anleihe. 
(Schleswig). General de Meza lehnt die Aufforderung Wrans 

gels, Schleswig zu räumen, ab. 

„ (Breußen). Antwort Preußens auf das von England geitellte 
Begehren einer förmlichen Erklärung, ®daß es an dem Principe der 
Integrität der däniſchen Monarchie feithalte : 

„Die kgl. Regierung hat, indem fie die Rechte, zu deren Geltendmahung 
egen Dänemark fie in Gemeinjhaft mit Oeſterreich fchreitet, auf bie Stipus 

— von 1851—52 baſirt, durch eben dieſen Act das Princip ber In— 

tegrität der bänifchen Monarchie anerkannt, wie basjelbe durch das Abkommen 

von 1851—52 feitgefegt ift. Indem bie königl. Regierung zur Occupation 

Schleswigs jhreitet, ift fie nicht gefonnen, dieſes Princip zu verlajjen. Wenn 

jedoch in Folge yon Verwidlungen, die durch das Beharren ber däniſchen 

Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Verfprehungen von 1852 zu erfüllen, 

herbeigeführt werden tönnten, ober in Folge der bewaffneten Intervention ans 

derer Mächte fih genöthigt fehen follte, Gombinationen zu entfagen, bie 
nicht länger ein Ergebniß liefern würden, das im Verhältniß zu ben Opfern 
ftände, welche bie Greignifje ben beutichen Mächten auferlegen möchten, fo 
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fönnten feine definitiven Arrangements ohne Mitwirftung be: 
Mächte, die den Londoner Vertrag unterzeihneten, getrofe 
werden. Die britiiche Regierung würde die füniglihe Regierung dam berm 
finden, mit ihr zu einer Verftändigung ber die endgiltige Lölung der bDänt'e 
beutichen Frage zu gelangen.“ 


31. Jan. (Baden). In Folge einer Berfjammlung von Mitgliedern ve: 


>> 


» 


” 


demofratifchen Partei aus Baden, Bayern, Helfen, Naſſau um | 
Rheinpreußen richten die badiſchen Theilnehmer eine Petitien ar 
die badifhe Regierung, den Ständen eine al&baldige Vorlage zu 
machen zu Organifation eines dem ſchon bejtehenden Armeecerz: 
als Referve dienenden Volksheeres. 
» (Kurbeffen). 165 Abgeordnete der verfchiebenen Scylesmiz: 
Holftein:Vereine des Landes richten eine Mdreffe an den Kurfürften | 
für entfchiedenes Auftreten in der fchleswig-holfteiniihen Frage. 
(Rußland). Entlaffung des Geh. Raths v. Laschnefi alt, 
Gouverneur des Guberniums Warfhau, des legten Polen, der nos 
im Amte al® Gouverneur ift. Polen ift nunmehr in den Spigen | 
der Verwaltung wieder ganz ruffificirt und die Machtbefugniß de 
polnischen Berwaltungsbehörden auf Null rebucirt. 


‚Gebr. (Schleswig) Proclamation Wrangels an die Schle&wiger 
Die Preußen überfhreiten von Kiel, die Defterreicder 
von Rendsburg aus die Grenze. Die Preußen nehmen 
Edernförde, Herzog Friedrich wird fofort in Gottorf und in Eder: 
förde von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 
» (Dänemark). Die Wahlen für den Reichsrath nad der neuen 
Berfafjung vom 18. November werben auf ben 5, und 29. Mär 
ausgefchrieben. — Der König, der Kronprinz und Monrad langen 
im Danewerf an. | 
„» (Baden). Staatsrath Matthy übernimmt das Handelsmini— 
jterium, 
„ (Schleswig). Gefecht ber Preußen bei Miffunde. 
„ (Holftein). Im Kiel erfcheint die erfte Deputation aus Schles- 
wig, um dem Herzog Friedrich zu Huldigen. 
„ (Schleswig) Di® Defterreiher erflürmen Jagel und den 
Königsberg und dringen fiegreich bi$ zum Danewerk vor. 
„ (Schleswig) Preußen ernennt den früheren Polizeidireftor 
von Berlin, Frhrn. v. Zedlitz, Defterreih den Grafen Revertera 
zu Eivilcommifjären der Alliirten im Herzogthum Schleswig. 
(Schleswig). Feldmarſchall Wrangel will ohne weiteres bie 
Zelegraphenftation Rendsburg bejegen. Bundesgeneral Hake vers 
bindert es. 
» (Dänemarf) legt auf die öfterreichifchen, preußifchen und an: 
deren beutfhen Schiffe in däniſchen Häfen Beſchlag. 
„ (Scäleswig). Feldmarfhall Wrangel Ichnt das Begehren bes 
Bumbesgenerals Hake, ihm das Kronwerk von Rendsburg und bie 
zu Holftein gehörigen 6 Dörfer auszuliefern, ab, 
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Gebr. (Württemberg). Die Regierung verlangt vom Lanbtage einen 
Eredit von 750,000 fl. behufs Kriegsbereitfchaft eines Theils des 
mwürttembergifhen Armeecorps. 


„ (Zollverein). Wiedereröffnung der Zollvereins-Conferenz in 
Berlin. 


„ (England). Eröffnung des Parlaments. Die Thronrede fagt 
über die deutſch-däniſche Vermwidelung bloß, daß „die Lage bes Con- 
tinents ber Königin große Sorge verurfache, daß fie, ununterbrochen 
bemüht, eine friedliche Ausgleihung der entftandenen Differenzen 
herbeizuführen und die Gefahren abzumenden, melde aus dem Be: 
ginn eines Krieges im Norden Curopa’s entftehen bürften, ihre 
Bemühungen im ntereffe des Friedens fortfeßen werde.“ 


„ (Dänemarf), Der König verläßt das Danewerk und geht 
nad der Inſel Alfen. 

(Ver. Staaten). Präfident Lincoln orbnet eine neue Aus: 
bebung von 200,000 Mann an, die zunächt durch freimillige Wer— 
bung, nicht genügenden Falls aber durch Eonfeription bewerfftelligt - 
werben foll. 

(Schleswig) Feldmarſchall Wrangel ordnet auf den 6. d. M. 

die Erftürmung des Danewerfs durch die Defterreiher unb ben 
Uebergang über die untere Schlei durch die Preußen an. Der 
bänifche Kriegsrath befchließt mit 9 gegen 1 Stimme, das Danes 
werf zu räumen unb den Rückzug der ganzen Armee nad) Norden 
zu "bewerfftelligen, was während ber Nacht geſchieht. 
„» Sadjen). Die I. Kammer tritt den Beſchlüſſen der II. Kams 
mer vom 22. Januar bei. Der Minifter v. Beuft erflärt, daß 
eine Annäherung an die beiden Großmächte unmöglich ſei, fo Tange 
diefelben am Londoner Protofoll fethielten. 

(Rupland). Ein Dekret des Generald® Murawiew führt für 
Litthauen die ruffiihe Sprade als die ausſchließliche Geſchäfts— 
ſprache ein, 

(Schleswig) Die Preußen bewerfftelligen ohne Wibderftand 
ben Uebergang über die Schlei, die Defterreicher befegen bic von 
ben Dänen geräumte Stabt Schleswig und brechen fofort zu deren 
Berfolgung auf. Blutige Gefecht der Defterreicher bei Dverfee 
mit der Nachhut ber dänifhen Armee. Herzog Friedrich wird in 
Schleswig als Landesherr proclamirt. 

„ (Dänemark). König Ehriftian erläßt von Sonderburg aus 
eine (nachher desavouirte) Proflamation an bie dänifhe Armee: 

„... Soldaten! Ihr habt freudigen Muth unter ea ig und ftarfen 
Befchwerden bewährt. Gmpfangt biefür eures Könige Dant! Das Dane: 
werk iſt aufgegeben. In Feindes Gewalt find bie Kanonen, welde feinen 
Hochmuth zügeln follten. Offen liegt das Land für den Feind. Tief fühle 
ich mit euch, was wir babet verloren haben. Aber, meine Freunde! 30 habe 
nur biefe eine Armee zur Vertheibigung bes Landes, und eure kriegskundigen 
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Führer waren ber Anficht, daß ich nicht Tänger eine Armee haben vr 
wenn ich euch jeßt nicht zurüdzöge. Deßhalb fahten jie ben Entjhlur $ 
weichen. Soldaten! Ich ftehe allein in ber Welt mit meinem Voll. & 
bat feine Macht erflärt, mit ber That uns Beizufteben. Ach verlalie 

auf euch unb auf meine Flotte. Bereit ſeid ihr, euer Blut zu vergieken. 
wir find wenige gegen viele, daher muß es theuer bezahlt werben. Tier 
mächtige Gott gebe, daß bie Zeit ber Race bald ſchlagen möge Tür 
Gewalt und alles Unrecht, welches mir und meinem Nolfe zugefügt werben 


7. Febr. (Schleswig) Die Preußen und Defterreicher rüden in FI 
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burg ein. Eine Proffamation Wrangeld zeigt den Schlesmi, 
die Einfegung ber öſterreichiſch-preußiſchen Eivilcommifjäre an. 

„. . . Jeder Beamte, ber ſich diejer Autorität nicht ohne Weiteres m 
werfen follte, bat jeine fofortige Entfernung aus dem Amte zu gewärzi 
Die deutſche Sprade ift fortan bie Gefhäftsipradhe,. Politiſche Tem 
ftrationen, welde irgend einer anderen Richtung als derjenigen ae 
welche bie zur Kriegsführung verbundenen Regierungen der beiden beuti 
Großmächte gemeinschaftlich verfolgen, und Berjude, irgend einer aı 
ren Autorität Eingang zu verjhaffen, unterfage ih ausbrüd 
und bemerfe, daß, wenn ſolche dennoch vorfommen follten, bie Urheber 
Theilnehmer berjelben nachdrücklichſt bejtraft werben jollen. Die Betheilig 
von Beamten an ſolchen Demonitrationen und Verſuchen wird, neben an 
weitigen gejeglihen Strafen, bie jofortige Entfernung aus dem Amte 
Folge haben.“ 

Herzog Friedrich wird an bemfelben Tage in Flensburg von 
Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

(Dänemark). Beftürzung und Aufregung in Kopenhagen. { 
Kriegsminifter erklärt, daß er feinerfeits zum NRüdzuge vom Ta 
wert feinen Befehl ertheilt habe, General de Meza wird 
Verantwortung nad) Kopenhagen berufen und General Lüttid 
einftweilen mit dem Oberbefehl der Armee betraut. Beide Häu 
des Reichstags beſchließen die Ueberreihung der Adreſſe eimftwei 
auszujfegen und nehmen dagegen eine das Volk zur Ruhe m. 
nenbe Refolution an. Monrab erklärt, daß ber König an der Ri 
mung bes Danewerfs feinen Theil habe. 


» » (Heffen: Darmftadt). Landesverfammlung in Darmita 


8. „ 


Refolutionen für fofortige Anerkennung des Herzogs Friedr 
und für bie „Nothiwendigfeit, daß die bunbestreuen Regierung 
zur Erleichterung des gemeinfamen Handelns unter den jekigen t 
brohten DVerhältnifien einen engeren politifch=militärifchen Verba 
unter ſich herjtellen und alle Vorbereitungen treffen, um ihre Selb! 
ftändigfeit, um Deutſchlands Recht und Ehre felbjt mit den Raft 
wahren zu können. Das beffiiche Volk wird jedes Opfer bringe 
um bie Regierung Sr. k. Hoh. hierbei zu unterftügen.“ 

(Schleswig). Erfte Bekanntmachung bes preußifchen Civil 
Commiſſärs v. Zedlitz: 

„.. . Der während ber Dauer ber Beſetzung des Herzogthums Schleim 
mit ber oberjten Autorität im Lande betraute Oberbefehlähaber der verbuͤnder 
Armeen hat durch feine Bekanntmachung vom 7. b. M. bereits fänmtlic 
im Lanbe angeftellte Beamte beftätigt, unter ber Vorausiekung, ba hie 
felben fich ber Autorität besjelben unb der Givilcommifjäre unbebingt unit: 


= 
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werfen und daß nit duch ganz befondere Umftänbe beren Entfers 
nung nothwendig gemadt wird. Alle Beamten, welde bieje Verpflichtung‘ 
einzugeben bereit ſind, baben, jo ange jie berielben treu bleiben und nidt 
ſonſt durch bienftliches oder auferbienftliches Verhalten zu ihrer Entfernung 
aus dem Amte Anlaß geben, auf Shug und Unterftüßung in ibrer 
Amtsjührung durchaus zu vechnen, und es ift Vorfehrung getrofien, daß Be: 
brohungen der Beamten durch irregeleitete Maffen, burd welche jene 
an einzelnen Orten zum Berlaffen ihrer Nemter veranlaft worden find, fi 
nicht wiederholen. Gegen die jtrafbaren Urheber und Theilnehmer folder Er: 
ceſſe wird unnachjichtlih mit allen zu Gebote jtehenden Mitteln eingefchritten 
werben. Die Gleichzeitigfeit der mit ftrafbaren Ausſchreitungen ver: 
bundenen politiſchen Kundgebungen an mehreren Orten bes füb- 
lichen Iheiles des Herzogtbums Schleswig und die Gemeinſamkeit ber Rich— 
tung, in welcher biefelben erfolgt find, erhöht bie Nothwenbigfeit folgenber, 
bei der augenblidlihen Lage ber Dinge in militäriicher und politifcher Be: 
ziehung gebotenen Anordnungen: 1) Politiſche Vereine, und insbefor- 
dere ſolche, welche unter einander oder mit auswärtigen Vereinen in Verbin: 
dung ftehen, find nicht zu dulden. 2) Teffentlide Demonftratio- 
nen und Kundgebungen politifcher Art, von welcher Partei fie auch ausgeben 
mögen, jind unbedingt zu verhindern, Ansbejonbdere darf unter 
feinerBedbingung der Entſcheidung der Succeſſionsfrage that: 
ſächlich irgendwie vorgegriffen werden.“ 


. Febr. (Dänemart). Die Proclamation des Königs vom 6. d. M. 


wird in gemilderter Faſſung nochmals erlaffen. 


„ (Bundestag) Die vereinigten Ausſchüſſe „fehen fi verans 


laßt, den Bundes: Commiffären in Holftein dringend zu empfehlen, 
ben Bebürfniffen der in Schleswig operirenden alliirten Armee und 
der dorthin nachrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel 
rc. ꝛc. nach Möglichkeit zu entſprechen.“ 


„ (Schleswig). Wrangel erflärt dem Bundesgeneral Hake, daß 


es „für die Sicherheit und Freiheit der Kriegsoperationen für ihn 
von zwingender Nothwenbdigfeit werde,” Altona, Neumünfter und 
Kiel mit 4 Bataillonen zu beſetzen und hofft die dießfälligen An- 
erdnungen von ber „fo oft gezeigten Willfährigkeit" des Bundes: 
generals. 

„ (Dänemark). Beide Häufer des Reichstags beſchließen eine 
ermunternde Anſprache an die Armee. 


„ (Dlvdenburg). Die Regierung lehnt den Wunfc bes Landtags, 


fih am ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 100,000 Thalern zu 
betheiligen, unummunben ab. 


„ (Schleswig). In Apenrade wird Herzog Friedrich als Lan⸗ 


besherr proclamirt. 

„ (Dänemarf). Der König kehrt von Sonderburg nad) Kopen: 
hagen zurüd. 

„ (Defterreidh). Beide Häufer des Reichsraths nehmen bie 
Vorſchläge der gemifchten Commiffion behufs Ausgleihung der zwi⸗ 
ihen beiden Käufern beftehenden Differenzen über eine Reihe von 
Anfägen des Budgets für 1864 an unb ermöglichen fo das con: 
ftitutionelle Zuftandefommen besfelben, 


* 
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10. Febr. (Hamburg). Die Bürgerjchaft lehnt die vom Senat für d 
Schub der Küfte geforderte Erhöhung des ſchon bewilligten Eredite 
von 1 auf 2 Mil. Mark B. in geheimer Sigung ab. 


11. 


”„ 


» 


” 


eriten Theil ihres Berichtes und Antrages in der holſteiniſchen Ert« 
folgefrage der Bundesverfammlung vor: 


wolle beichliegen: 1) daß der am 8. Mai 1852 zu London zum Zwede der 


nicht in ber Yage 


Beilage 1. 







(Bundestag). Die vereinigten Ausfhüffe legen endlih ve 


Antrag der Majorität (v. d. Pforbten): „Die Bundesverfammlun 


t 


Begründung einer neuen Succeſſionsordnung für die unter bem Scepter Su) 
Maj. des Königs von Dänemark damals vereinigt gewejenen Staaten abge 
ſchloſſene Vertrag feinerlei verbindliche Kraft für den deutfhen Bund babe; 
2) daß die Ausführung diefes Vertrages nicht bloß durch die jpäteren Er— 
eigniffe und durch das eigene Verhalten der k. dänifchen Regierung in Bezuz 
auf bie beutichen ne unmöglich geworden, jondern auch der Bund 


ei, diefen Vertrag jetzt unter nachträglicher Anerkennunz 


desjelben zur Grundlage feiner Entihliegungen zu nehmen; 3) daß daber 
auch bie in der 33. vorjührigen Situng vom 23. November zur Vorlage 


efommene Vollmacht Sr. Maj. des Königs Chriftian IX. von Dänemurf 


* ben Geb. Eonferenzrath Freiherrn von Dirdind » Holmield aus dieſem 
Titel nicht angenommen werden Fünne; 4) daß vielmehr ber Ausſchuß für 
die holitein:lauenburgiiche Verfaſſungs-Angelegenheit zu beauftragen jei, über 
bie Erbfolge in ben Herzogthümern Holftein und Pauenburg zum Zwecke ver 
Entſcheidung über die vorliegenden Bollmachten mit möglichiter Beichleuniguns 
weiteren Vortrag zu eritatten, ohne dabei den Bertrag vom 8%. Mai 185. 
zur Grundlage zu nehmen.“ 


trag abaule 


Antrag der Minderheit (Deiterreih und Preußen): 1) Diejen An 
— MNden Ausſchuß zu beauftragen, in Vollziehung des Bun 


besbeichluffes vom 28. November und 23. December v. X. auf die Prütfun: 
ber Erbiolgefrage jelbit für die Herzogthümer Holjtein und Pauenburg um. 
ber damit zujammenbängenden Borfragen einzugeben. 


Die Bundesverfammlung befchließt, die Abjtimmung in 14 Tagen 


vorzunehmen. 


” 


„ 


„ 


(Holjtein). Der Bundesgeneral Hake lehnt die Zumutbung 
Wrangeld vom 9. db. M. „auf Grund der von Bundeswegen er: 
laffenen Inftruftion” von der Hand. — Die Bundes: Commiffäre 
beantworten das Schreiben der vereinigten Ausfhüffe der Bundes: 
verfammlung fehr einläßlic dahin, daß „fie in allen Fällen, we 
man von Seite bed Obercommando's der verbündeten Armee ihre 
Vermittlung überhaupt in Anfprud genommen babe, an einem 
Entgegentommen von ihrer Seite es wahrlid nicht haben fehlen 
laffen” und verlangen im Falle von Mißtrauen von Seite ber 
Bundesverfammlung lieber ihre Entlaffung von einem Auftrage, 
ber „von gewiffer Seite ber unausgefegt die gehäffigfte und ver: 
bächtigendfte Kritik erfahre.” 

(Preußen). Die erfte Divifion der preußifhen Dampftanonen: 
boote wird in Stralfund in Dienft geftellt. 


(Defterreih). Der Finanzminifter begibt die 40 Millionen 
Anleihe an die Erebitanftalt in Verbindung mit den Häufern Rotb: 
fHild, Sina und Wodianer zum Curſe von 96. 
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Febr. (Frankreich). Suezcanalbantett in Parid. Heftige Tifcy 
rede bes Prinzen Napoleon gegen England. 

»  (Holftein). Altona wird von einem Bataillon Preußen troß 
des Proteftes der Bundescommiſſäre beſetzt. Eine telegraphifche 
Depeihe aus Frankfurt weist die Bundescommifjäre an, „bas preu— 
Bifhe Militär aufzunehmen;“ die Bürger fügen fi den Einquar: 
tirungsbefehlen. Die Hauptwache bleibt in den Händen ber Bun: 
beötruppen. 

„ (Schleswig). Die deutfhen Abgeordneten der ſchleswig'ſchen 
Ständeverfammlung fommen in Schleswig zufammen und befchließen 
eine Deputation von 12 Mitgliedern an den König von Preußen 
und an den Kaifer von Defterreicy zu fenden, um für bie Aner: 
fennung ber Landesrechte und des Herzogs Friedrich zu wirken. 

»„ (Dänemark). Eine dänische Eirculardepefche kündigt bebarr: 
liche Fortfegung des Krieges an: 

. Gegenwärtig nehmen unjere Truppen eine Stellung ein, welche 

bie Fiante des Feindes bedroht, und, ſich auf das Meer ſtützend, find jie im 
Beſitz aller Vortheile, welche bie geograpdifche Gonftguration des Landes bar: 

Bietet. Düppel iſt in der That die einzige ftrategiiche Bofition, welche ung, 
beichränft auf unjere eigenen Kräfte, wie wir es jind, gejtattet, einen län— 
geren Krieg zu unterhalten, auf welche nwir, wie es ſcheint, uns vorzubereiten 
haben. Bor der Dccupation Shleswigs bitten wir mit Deutichland Frieden 
fhliegen Fönnen; nad dieſem Greigniß jedoch bleibt ber Regierung bee 
Königs nur Ein Weg übrig: den Krieg fortzufegen bis zur Wieder: 
beritellung ber alten Drdnung der Dinge in Schleswig, und 
bis diejes Herzogthum wieder unter die Autorität des Königs zurückgekehrt 
it. Nur dann wird es und gejtattet jein, unjere Bemühungen zur Beenbi » 


gung unjeres Gonflictes mit Deutjchland neuerbings im Wege von 
Unterbandlungen zu verfuchen,“ 


„ (Defterreidh). Das Abg.: Haus genehmigt ein weiteres An: 
[eben von 40 Mill., nachdem am 17. Nov. bereits 69 Mill. be: 
willigt worden, jo baß die Geſammtſumme der für 1864 durch 
nanfpruchnahme des Credits zu ſchaffenden Betrags (abgefehen von 
Kriegskoften) bis jest 109 Mill. beträgt. 
“ „ (Bundestag). Der Conflict in Holftein zwiſchen Wrangel 
und den Bundesautoritäten liegt der Bundes :VBerfammlung vor. 
Oeſterreich und Preußen erklären, „es handle fih im Wefentlichen 
um eine Truppenregulirung auf einigen Punkten der Hauptverbin: 
Dungslinien der Armee“ und wünſchen bezüglihe Weifungen ber 
Bundesverfammlung an General Hake „Behufs Negulirung ber 
Frage”. Sachſen proteftirt „gegen bie wider feierliche Zufage, ohne 
Zuftimmung des Bundes ergriffene Maßregel” und beantragt, bie 
Bundesverfanmlung wolle dagegen reclamiren, Erfüllung ber ge: 
machten Zufagen verlangen, und alle, zur Sicherſtellung ihres Ans 
febens erforberlihen Maßnahmen ergreifen, insbefondere bie, in dem 
Bundesbeihluß vom 22. Januar d. J. vorbebaltene Berufung an: 
bermweitiger Referven und zwar aus Truppen bes 7. und 8. 
Bundes: Armeecorps bewirken.“ 
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13. Febr. (Preußen). General v. Manteuffel geht in aufierorbentfide| 


Miffion nad Dresden. — Der König empfängt eine Deputatier 
ber Univerfität Kiel und nimmt cine Ndrefje verfelben um Auer | 
fennung bes Herzogs Friebrid entgegen. — Auftauden der der 
bie fchleswig-holfteinifche Frage dur ein Arrangement mit Dlben: 
burg Behufs einer Gebietserweiterung für Preußen zu löfen. 

v „ (Schleswig). Der Herzog Friedrich wird aud in ber letzte— 
Stadt Schleswigs, in Habersleben, proclamirt. 
»„ (Dänemark) erläßt eine Blofadeordnung. 

13/14. Febr. (Defterreih und Preußen) erlaffen befondere Eir. 
culardepefchen an die verfchiedenen deutfhen Regierungen, um fie 
zu Verwerfung der Ausihußanträge am Bunde vom 11. Februar, 

i namentlidy der ausdrücklichen Beftreitung jeder Nedhtsverbindlichkeit 
des Londoner Bertrags, zu veranlaffen. 

14.Febr. (Naſſau). Die Regierung verbietet die fog. Lichtmeßver: 
fammlung der Fortfchrittspartei in Rüdesheim und löst eine ftat 
berfelben veranftaltete Verfammlung für Unterftüßung der Verwun— 
beten in Schleswig-Holſtein auf. 

14.715. Febr. (Holftein). Die Preußen befegen auch Neumünjter unt 
Kiel. Die Bundesautoritäten laſſen es geſchehen. Bunbesgeneral 
Hake concentrirt die hannover’fhe Brigade um Altona. | 

15. Febr. (Defterreidh). Schluß der Sefjion des Reichsraths. Thron 


rede bes Kaifers: 

. Ich babe nichts unterlaffen, um der Monarchie das foftbare Cu 
des Friebeng zu erhalten. In Deiterreiche Veftimmung liegt es, jtarf gegen 
jeben möglichen Angriff, eine friedensliebende Stimme im Rathe ber Wölfe 
zu führen. Der freundichaftliche Gharafter der Beziehungen meiner Regierun: 
zu ben großen Mächten Europa's entjpricht zu meiner Befriedigung vollkom 
men biejen Gejinnungen. Fine jeit Jahren dauernde Krijis in den Verbäl: 
niffen zwifchen Deutihland und Dänemark ift indeſſen zum Ausbrud 
gelommen und bat jih ungeachtet der verfühnlichen Cimvirfungen meiner Re 
gierung Bis zu Friegerifchen Ereigniſſen gefteigert. Als deutiher Fürß 
habe ich mich am den erforderlichen militärischen Mafregeln zur Durchfübrung 
ber Bundeserecution in Holftein in Gemäßheit der Beichlüffe des Bundes be 
theiligt, und im Ginverftändnig mit Preußen habe ich es für nöthig erachtet, 
Schleswig als Pfand für die Erfüllung der von Dänemark übernommenen, 
aber auf's Beharrlichſte mißachteten PVerbindlichkeiten in Befiß zu nehmen. 
Die trefflidhe Führung und beidenmütbige Tapferfeit ber verbünbdeten Armee 
für Schleswig Holftein hat dem Rechte und der Ehre Deiterreichs, Preußens 
und bes gefammten Deutſchlands raſche und glänzende Genugthuung erfämpft. 
Die rühmlichen Erfolge, welche ih im Verein mit meinem föniglichen Rer: 
bünbdeten von Preußen errungen babe, Grfolge nicht für Zwecke des Ehr— 
a und der Eroberung, fondern für einen Zwed ber Gerechtigkeit, 

ben Europa fennt, werden, ich hoife es zuverfichtlic, den Lange in ihren Rechten 
gekränkten Landen, für welche wir fie im Bunde mit Preußen errungen, eine 
glüdlihe Zukunft I ihern, ben Frieden ber Welt und unferes tbeuren Va— 
terlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährben. Umgeben von ber Ber: 
tretung meines Reiches, freue ich mich doppelt bes Glüds, mit welchem ber 
Himmel Dejterreihs Waffen gelegnet, ber ruhmvollen Sie e, au bemen er 
feine Fahnen geleitet hat. Denn ich weiß es: einig im dielem Gefühle ber 


a 


” 


18. 
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Freude, einig in ber Anerfenmung ber Braven, bie für umfere Ehre geblutet, 
einig bort überall, wo es gilt, Oeſterreichs Namen hoch zu halten, find mit 
mir meine treuen Völker. Durch Ihren Mund haben jie bas Zeugniß 
diefer Cinigfeit der Welt geliefert, jie wollen wir hüten ale ein koſtbares 
Kleinod, denn es Tiegt im ihr eine unerfchütterlihe Macht. Defterreih hat 


gezeigt, daß es in feiner verjüngten Geſtalt den alten guten Geiſt bewahrt 


und in die neuen freibeitlihen Bahnen bes ſtaatlichen Yebens bas Grbtheil 


jeiner Kraft und jeines Ruhmes mitgenommen bat.“ 


. Febr. (Holftein). Die preußifhen Autoritäten verhaften in Kiel 


ben Univerfitätsprofeffor Molbach. Derfelbe wird nad Flensburg 
transportirt, nady kurzem Verhör aber wieder entlafen. 

v (Baben). Der Großherzog nimmt das Creditiv eines Ber: 
treters des Königreichs Italien entgegen. 


» (Hefien:Darmftadt). Die Il. Kammer befgließt mit allen 


gegen die 5 anweſenden abeligen Stimmen: 1) ber großherzoglichen 
Staatsregierung für deren Thätigfeit in der ſchleswig-holſteiniſchen 
Angelegenheit ihre Anerkennung auszuſprechen; 2) biefelbe zu erfuchen, 
an bem Bunbestage auf fehleunige Erledigung der unverantwortlid) 
verzögerten Erbfolgefrage zu dringen, auf alle Fälle aber felbjtändig 
mit ber Anerkennung des Herzogs Friedrich) voranzugehen; 3) bie: 
ſelbe ferner zu erfuchen, mit ben übrigen bundestreuen Regierungen 
Deutjchlands die nöthigen Vereinbarungen zu treffen, um gemein: 
fam, felbjt mit den äußerften Mitteln, die Rechte des Bundes, ihre 
eigene Selbſtändigkeit, namentlih aber die Redyte der Herzogthümer 
unb ihres rechtmäßigen Fürften zu wahren; 4) insbeſondere biefelbe 
zu erſuchen, auf eine ftärfere Befegung Holfteins mit Bundestrup— 
pen, fowie auf eine Mitbefegung Schleswigs hinzumwirfen.” Der 
Minifter von Dalwigk erflärte fi gegen die Anträge, indem er 
bie einfeitige Anerkennung des Herzogs Friedrich und die „äußerten 
Mittel” ablehnte. 


:» (Schleswig) Die Civilcommifläre erklären bie Verfaſſung 


vom 18. November außer Kraft. 

„ (Deiterreid). Der Finanzminifter fihert dem niederöſterreichi— 
hen Gewerbeverein zu, daß ber neue, dem Zollverein vorgefchlagene 
Zolltarif jedenfalls nicht ohne die Zuftimmung des Reichsrathes 
werbe feitgejtellt werben. 

„ (Brantreid). 60 Arbeiter von Baris erlaffen ein Manifeft, 
durch das fie bei den bevorftehenden Ergänzungswahlen zum geſetz⸗ 
gebenden Körper in Paris durch einen ber ihrigen vertreten zu 
fein verlangen. 

v» (Bundestag) Die Bundesverfammlung bejcließt, in Erwi— 
berung auf den bänifchen Embargo auf alle deutfhen Schiffe ohne 
Unterſchied der Flagge auch auf alle dänifhen Schiffe in deutſchen 
Häfen Embargo legen zu laſſen. 

„ (Schleswig). Die Civilcommiffäre erflären die bänifchen Sprad;: 
refcripte für aufgehoben. 
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18. Febr. (Preußen). General v. Manteuffel gebt in außerorbentlige 
Miffion nad) Hannover ab. 

» » &Defterreid). Der in Oalizien wegen Betheiligung an be 
polnifhen Inſurrection in Unterfuhung flehende Fürft Adam Se— 
piha entweiht aus der Haft. — Angelegenheit Schufelfa im Nie 

beröfterreich. 

»„ » (Hannover) Eröffnung des Landtags. Die Thronrebe win 

burh den Kriegsminiſter verlefen. Tifchrede des Könige. Ti: 

1. Kammer wählt zu Präfibentfchaftscandibaten Graf Bennigfer 

mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 35 gegen 29 und R. 

v. Bennigfen mit 53 gegen 26 Stimmen. 

„n (Schweden). Der fchmwebifche Gefandte am Hofe von Kopen— 

hagen gebt nah Stockholm ab. 

(England). Die Scleifung der Forts Vigo und Abrams au 
Eorfu hat begonnen. 

18,/19. Febr. (Deutfhland). Minifterconferenz in Würzburg zwi— 
chen Vertretern von Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Heflen: 
Darmftadt, Naffau, Braunfchweig, Weimar und Coburg-Gotha. — 

-»  Kurhefien und Hannover batten die Theilnahme abgelehnt. 

Es wird befchloffen, den pofitiven Ausfpruh des Bundes in 
ber Succeffionsfrage fo dringend wie möglidy zu befchleunigen un! 
ferner am Bunde auf Einberufung der bolfteinifhen Stände un 
Verftärfung ber Bunbestruppen in Holftein burd; weitere Bundes: 
truppen, weldye unter den Bundesgeneral zu ftellen feien, anzu 
tragen. 

19. Febr. (Schleswig) Die Preußen befeten Kolding, bie erite 
Stadt in Jütland. General v. d. Mülbe erhält Befehl, die Stadt 
nicht wieder zu räumen, aber auch nicht darüber binauszugeben. 

„ „ (Schleswig). Die Civilcommiffäre heben das dänische Verbot 
der fchleswigeholfteinifchen Farben auf. 

» nn (Kurheffen). Da Kurheffen die Beſchickung der Würzburger 
Eonferenz abgelehnt bat, fo befchliekt ber fchleswig-holfteinifche Aus: 
ſchuß von Kaffel, eine neue, ziemlich) drohende Adreſſe an das Mi: 
nifterium zu richten. 

„ » (Defterreid). Der Kriegsminifter General Degenfeld erhält 
feine Entlaffung und wird dur F.⸗“M.-L. Frank erfegt. 

v„ » &Defterreid). Die öfterreichiiche Flotille (8 ſchwere Fahr: 
zeuge) läuft von Pola aus zum Schub ber öſterr. und beutfchen 
Schiffe gegen dänische Kaperei. 

20. „ (Breußen). General v. Manteuffel geht in außerorbentlicher 

Miſſion nah Wien. 

(England) madt Defterreich, Preußen und Dänemark den Bor: 
fhlag einer Conferenz ohne Maffenftilftand. Defterreih und Prev: 
* nehmen den Vorſchlag an, Dänemark gibt eine ausweichende 

ntwort. 


[27 " 


= 
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Febr. (Schleswig). Die Eivilcommiffäre ftellen für die Beamteten 
die Forderung des Bienniums an der Univerfität Kiel wieder ber. 

(Hannover) R. v. Bennigfen trägt in der II. Kammer auf 
einen gemeinfamen Ausſchuß beider Kammern von je 7 Mitgliedern 
an, zu jchleuniger Berathung und Berichterftattung über eine ange: 
mefjene Abrefje der Ständeverfammlung zu Wahrung und Durch— 
führung der bedrohten Nechte der Herzogthümer und ihres recht: 
mäßigen Herzogs Friedrich VIII. — R. v. Bennigfen wird einftim- 
mig zum erften Generalſyndicus gemählt. 

„ Holftein). Der bänifhe Münzfuß wird von den Bundescom: 

mifjären bejeitigt und der alte Münzfuß wieder bergeftellt. 

„ (Belgien) Da die bisherigen Verſuche zu Bildung eines 

neuen Minifteriums fruchtlos waren, fo werben die Kammern wieder 

einberufen. 
(Preußen). In Stralfund wird die zweite Divifion von Ka: 
nonenbooten in Dienft geftellt. 
» (Dänemark) erklärt die Oſtküſte von Schleswig und Holftein 
in Blofadezuftand, 

, . (Heffen-Darmftadt). Die I. Kammer Tehnt den ganzen 
Geſetzesentwurf bezüglich der religiöfen Erziehung der Kinder ab, in: 
dem bei Art. 1. der Negierungsentwurf, der Ausihußantrag und 
ein Antrag Moufangs verworfen wird. 

„ (Hannover). Die Il. Kammer nimmt den Antrag Bennigfens 
mit allen gegen die Stimmen der drei Minifter an. 

(Spanien). Das neue Minifterium Arrazola legt den Kam: 
mern auch feinerfeitS den Entwurf eines neuen Wahlgefeges vor. 

(Dldenburg). Der Landtag lehnt die Negierungsvorlage, bie 

Zahl der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 ftatt 

auf 6000 Seelen 1 Mitglied) herabzufeten, ab, obgleich der frühere 

Landtag einen bahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte. 

» (Breußen). Der König empfängt die Deputation ber ſchles— 

wig’ihen Stänbemitglieder nnd ihre Adreſſe um Anerfennung des 

Herzogs Friedrich. Antwort des Königs. 

„ (Defterreid). Die Regierung verhängt den Belagerungszus 

ftand über Galizien. 

(Schweden). Der bisherige ſchwediſche Geſandte am Hofe von 

Stockholm nimmt feine Entlaffung und wird abberufen. 

„» Rußland). General Berg verlangt Ergebenheits:Declaratio: 

nen von fämmtlihen Beamteten in Polen, 

(Rupland). Die Stände von Finnland bejchliegen die Ab: 
fhaffung der Tobesitrafe. 

1/25. Gebr. (Dänemark). In beiden Things wird eine neue Adreſſe 
an den König jtatt der am 27. und 30, Januar beſchloſſenen, aber 
wegen ber fchnellen Abreiſe des Königs zum Heer nicht übergebenen 
vorgefchlagen. 
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25. Febr. (Bundestag) Abjtimmung über die Anträge der ver: | 
einigten Ausſchüſſe bezüglid der ſchleswig-holſteiniſchen Frag | 


vom 11. Febr. Die beiden erften Punfte des Meajeritätsantrags 
(v. d. Pfordten) bleiben mit 7 Stimmen in der Minderheit (ei 
jtimmen dafür Bayern, Württemberg, Sadyfen, Baden, die Erne— 
ſtiniſchen Häufer und die 13. Curie (Braunſchweig-Naſſau); da 
gegen werden die Anträge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem ze 
den obigen noch Hannover und Kurhefjen treten) angenommen. Die 
bei 1 und 2 in der Minderheit Gebliebenen (die jog. Würzburger) 
geben zugleih mit ihrer Abjtimmung die Erklärung ab; daß fie 
binnen 8 Tagen die Erftattung des zweiten Theild des Ausjhuk- 
vortrags erwarteten, eventuell weitere Anträge jtellen würden. 


Sadfen und Württemberg tragen auf Einberufung der 
bolfteinifhen Stände an und verlangen Abftimmung in 8 Tagen. 
Es ergeben fih 8 Stimmen dafür, 8 Stimmen dagegen, woran 
Abftimmung in 14 Tagen bejchloffen wird. 


Dejterreih und Preußen geben eine „Erflärung und An 
trag” ab, durdy den fie den Oberbefehl aud) über die Bundestruppen 
in Holftein für den Oberbefehlshaber ber vereinigten öfterreichiid- 
preußifchen Streitkräfte und die Bejtellung zweier weiterer Bundes 
commifjäre in Holjtein durch Dejterreih und Preußen verlangen. 
Der Antrag wird auf die vor Ausführung der Crecution in Hal: 
jtein unter den 4 Grecutionsregierungen getroffenen und von der 


Bundesverfammlung genehmigten Verabredungen gejtügt: 
„Die unmittelbare Ausführung der Grecution bat ohne Wibderftand in 
oljtein ftattgefunden, jo daß es möglich gewejen ijt, die (öfterr. und preuf.) 
ruppen, welche damals bie erjten MRejerven bildeten, aus Holitein beraussu: 
ziehen und mit den anderen Heeresabtbeilungen von Dejterreih und Preuken 
in das Herzogthum Schleswig einrüden zu lajjen. Die ſeitdem eingetretenen 
Greignifje, welche mit der Aufbringung deutjcher Schiffe durch däniſche Kreu: 
zer von däniſcher Seite die Geftalt voller Kriegsführung angenommen baben, 
lafjen ebenfowohl die Erecutionstruppen in Holftein als das Heer ber Be: 
bündeten in Schleswig als bedrobt erjcheinen und jchon jet werden eritere 
5 Angriffe von Norden ber nur durch die Occupation des Herzogtbums 

chleswig durch öjterreichiiche und preußiſche Truppen gebedt. Inſofern ba: 
durch, wie dies auch durch den k. jüchjiihen Antrag vom 13. Februar db. 3. 
anerfannt wird, das Bedürfniß einer verjtärften Beſetzung Holſteins berver: 
tritt, find au biefem Zwecke, ben obengedachten Bundesbeſchlüſſen gemäß, zu: 
nächſt Dejterreih und Preußen berufen, das Grecutionscorps unter 
Generallieutanant v. Hafe wieder auf die erforderliche Stärfe zu bringen, 
aljo die erwähnten, von ihnen disponibel gehaltenen eriten Reſerven von je 
5000 Mann in Holitein aufzuftellen. Es ift aber damit zugleich ber meiter 
vorgefebene Fall eingetreten, daß bie von Dejterreih und Preußen bereit ge: 
baltenen „überlegenen Streitkräfte“, die zur Dedung der Erecutionsaufitellung 
im Norden fih in Mctivität befinden, zu bemjenigen Zuſammenwirken 
mit den übrigen Bunbeserecutionstruppen berufen find, welches nad Maßgabe 
ber getroffenen Verabredungen ben gemeinjamen und einheitliden Ober» 
befehl bedingt,. über den DOefterreih und Preußen ſich verftändigt hatten. 
Die Gejandten von Defterreih und Preußen find angewiejen, noch bejonbers 
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bervorzubeben, wie bringenb nothwendig vom bloß militäriſchen Geſichtspunkte 
aus dieſe Einheit des militäriſchen Oberbefehls für die in den beiden Herzogthümern 
Holjtein und Schleswig aufgeitellten Truppen ift. Der Schuß gegen feindliche 
Angriffe, das dazu nöthige Jneinandergreifen ber jtrategifchen Operationen und 
der Grfolg bes offenfiven, wie dbefenfiven Kampfes gegen ben 
gemeinjamen Gegner können nur duch die einheitliche Yeitung ge: 
fihert werden, Die Regieruhgen von Dejterreih und Preußen finden dieje 
Maßregel in den bereits von der 5. Bundesverfammlung genehmigten Ber: 
abredungen, beren Vorausjegungen jebt eingetroffen jind, begründet. Gie 
wünſchen aber um jo mehr eine nohmalige Gutheißung derjelben durch 
bie h. Bunbesverjanmlung, als dadurch zugleich allen weiteren Jrrungen 
und Mißverſtändniſſen, wie fie bei neuerlichen Vorgängen in Altona 
Rattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Verhältniß dauernd 
regulirt werden würde. Gie jehen es zugleich als ſelbſtverſtändlich 
an — wie dies jhon in dem Ausichußvortrage vom 19. Sept. v. J. ausge: 
Iprochen ijt —, daß nunmehr auch die Regierungen von Dejterreich und Preußen 
je einen Givilcommiffär ernennen, welche in Gemeinſchaft mit dem f. ſäch— 
ſiſchen und dem k. hannöveriſchen Gommifjarius die Verwaltung des Herzog: 
thums Holiteins zu leiten und im den gemeinjamen Angelegenheiten die Be— 
ziehbungen zur Verwaltung Schleswigs zu vermitteln haben würden.“ 


Febr. (Schleswig) 700 Männer and Angeln Huldigen in Kiel 
dem Herzog Friedrich als ihrem legitimen Landesherrn. 


„ (England). Der Unterjtnatsfecretär Layard erflärt im Unter: 
baus auf die Anfragen mehrerer Mitglieder, Dänemark babe offiziell 
den Beijtand der Weſtmächte auf Grund des Londoner Vertrags 
beanſprucht, England glaube jedodh den von bdiefem vorgejehenen 
Val nod nicht eingetreten. Lord Palmerfton theilt dem Unter: 
baufe bezüglich der Verlegung der Gränze Jütlands von Seite ber 
öſterreichiſch-preußiſchen Streitkräfte durch die Befegung von Kolding 
mit, Feldmarſchall Wrangel habe damit den ausdrüdlidyen Inſtrue— 
tionen feiner Regierung zumider gehandelt, wofür ihm diefe einen 

„Verweis“ ertheilen werde, doch würden die Alliirten aus jtrates 
aifdhen Gründen die eingenommene Bofition fejthalten. 


. „ (Schleswig) Eine Monftredeputation von faſt 1500 Mit: 
glieder aus allen Theilen des Landes huldigt in Kiel dem Herzog 
Friedrich als ihrem legitimen Landesherrn. 


„ (England). Graf Ruffel antwortet im Oberhaus auf eine 
Snterpellation Lord Malmesbury’s: Yütland dürfe als Schaden: 
erjag für gefaperte Schiffe occupirt werben, wenn Dänemark bie 
Kaperei fortfege, aber nicht ald Garantie für Erſatz der Kriegs: 
fojten; wenigſtens habe England die deutſchen Mächte gemarnt, 
indem es ihnen begreiflicy zu machen ſuchte, Dänemark könnte das 
legtere berechtigter Weife als „Invaſion“ betrachten, wodurch ber 
Krieg eine Erweiterung erlangen würde, 

»» Grankreich). DVerurtheilung der wegen des beabfichtigten 
Attentats auf den Kaifer verhafteten vier Italiener. Mazzini wird 
als Anftifter des Complottes bezeichnet. 
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26,/27. Febr. (Württemberg). Debatte der II. Kammer über den ver 
ber Regierung geforderten außerordentlichen Militäreredit. Mit 
theilungen bed Minijterd von Hügel über die Refultate der Win; 
burger Minifterconferenz. Die Kammer bewilligt mit 55 gegen 
15 Stimmen die geforderten Credits, „in Erwartung, die Negierun; 
werde im Cinverftändniß mit den mittleren und kleineren Staaten 
Deutſchlands alles aufbieten, daß vom deutſchen Bund die Red 
des Herzogs und des Volles von Schleswig-Holſtein chne längere: 
Verzug anerfannt und mit allen Mitteln durchgeführt werden.‘ 
Fin weiterer Antrag, die Regierung dafür verantwortlich zu mader 
daß für die nationale Sache wenigftens von jest an bie äufßerfia 
Mittel in Anwendung gebracht werden, wird mit 59 gegen 21 Stim: 
men abgelehnt und ebenfo der Antrag, dem bundeswidrigen Ber: 
gehen der Großſtaaten durch einen engeren Bund der Mittelitaater 
vorzubeugen und das Aufgebot der ganzen Wehrkraft zu veranlaſſen 
Mit 50 gegen 30 Stimmen wirb jedoch beſchloſſen, „die Ueber 
zeugung auszufprechen, daß dem bundeswidrigen Vorgehen der deutſcher 
Großmächte gegenüber die Nechte Deutfchlands und der Herjor 
thümer wie die eigene Gelbftändigfeit der deutfchen Mittel: um 
Kleinjtaaten nur durch ein feftes Bündniß derfelben unter ſich un 
durch die Berufung einer gemeinfamen Bolfsvertretung der fo ver 
bündeten Staaten gefichert werden fünnen, demgemäß bie k. Staats— 
regierung zu erfuchen, für den Abſchluß eines ſolchen Bündniſſet 
ihrerſeits nad Rräften thätig zu fein.“ 

27. Gebr. (Preußen). Das Friedensgericht von Düffeldorf verurtheili 

auf die Klage des Abg. Nüder den Fiscus zu Nachzahlung der 

Stellvertretungsfoften. Erfter Fall gerichtliher Entſcheidung ir 

biefer Frage. 

(Hannover). Die I. Kammer tritt dem Befchluffe der I. Kam: 

mer bezüglicy einer gemiſchten Kommifjion für die ſchleswig-holſtei— 

niſche Frage bei, aber mit Weglaſſung ber die Anerkennung de 
Herzogs Friedridy enthaltenden Stelle. 

„ " (Baden). Antrag Bluntſchli's auf Neorganifation der I. Kammer. 

(Dänemark). Der Neihstag vertagt ſich wegen der Wablen 

zum Reichsrath bis zum 8. März. Antwort des Königs auf bie 

Adreſſe beider Thinge des Reichstags: 

„Mein treuer Reichstag! Ach danke euch für eure Meinungsäußerung 
Sch vertraue auf euch, auf mein treues däniſches Wolf. Ach will feſtſteben 
und bis zum äußerſten ausbarren; ich will alles tbun um einen Srieben 
erlangen, mit welhem Dänemark gedient jein kann. Ich will nicht dit 
Aufbebung ber bejtehbenden politiihen Verbindung zmilden 
dem Königreih und Schleswig. Ad will ein freier König fein übet 
ein freies Volk. Frei ift nur der König, wenn das Yand felbftändig ift; Mt 
ift nur das Volk, wenn ber verfafjungsmäßige Zuftand bewahrt und em“ 
widelt wird. Ich bofle zum gnädigen Gott, daß man einjimals auf men 


Grabmal wird fegen können: Kein Herz jchlug treuer für Dänemark! Ce 
fei mit euch!® 
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27. Febr. (Frankreich) macht feine Theilnahme an einer Konferenz vor: 
läufig von derjenigen Dänemarks und des deutfchen Bundes abhängig. 
Circulardepeſche: „... Wir haben Grund zur Annahme, daß bie Gabi- 
nette von Wien und Berlin der dee diejer Berathung ihre Zujtimmung zu ertbei- 
len geneigt jind, Wir glauben außerdem zu willen, daß der öjterr. Hof fortwäh— 
rend noch den Vertrag von 1852 als die Pafis für ein neueres Weberein- 
fommen ansieht. Das Princip der Antegrität der däniichen Monarchie wurbe 
in den identifchen Erklärungen ber beiden bdeutichen Höfe vom 31. Jan. an: 
erfannt und, nad den formellen Verficherungen bes öjterreichiichen Gabinetg, 
unter den Schuß Guropa’s gejtellt. Die Feindſeligkeiten haben bie Stipu: 
lationen, welche Defterreih und Preußen nicht allein mit Dänemazt, jonbern 
auch mit mehreren andern Mächten binden, nicht außer Kraft gejeßt. Oeſter— 
reich fordert feine Actionsfreibeit mur in Bezug auf die von 1851 bis 1852 
zwiichen Dünemarf und Deutichland zu Stande gefommene Transaction über 
die Stellung ber Herzogthümer in der Monardie, und die ehemaligen Be: 
ziehbungen zwiſchen Schleswig und SHoljtein, Nichts veranlaft uns, voraus: 
zuſetzen, daß die Anjchauungsweije des preußifchen Gabinets eine abweichende 
jei; allein es kommt jegt noch darauf an, zu willen, wie bie bänifche Re: 
gierung und ber deutſche Bund den engliihen Vorſchlag aufnehmen werben.“ 
28. „ (England) erflärt die von Dänemark geftellten Bedingungen 
für feinen Gintritt in eine Gonferenz für nicht annehmbar und 
acceptirt eine weitere Friſt für feine endgültige Entſcheidung. 
» (Bayern). Landesverfammlung in Grlangen. Diejelbe be: 
ſchließt einftimmig zu erflären: 

1) Schlesmwig-Holftein als jelbjtändiges deutjches Yand von feinem recht— 
mäßigen Herzog Friedrich VIII. regiert, ift die von dem Rechte bes ſchleswig— 
boljteinischen Volkes, jowie von der Ehre und den Intereſſen Deutſchlands 
gebotene Löſung des deutich-dbänifchen Streites; jede andere ijt/unredt und 
unwürdig; 2) da bie bisherigen Schritte der bayerifhen Regierung 
zur Verwirflihung der in dem königlichen Erlaß vom 17. Dec. 1563 unter 
der Zuftimmung bes gefammten bayeriſchen Volkes verfündeten Politik ſich 
unzureihend gezeigt haben, jo bedauern wir tief, daß die Flar vorgezeichnete 
Bahn zu fefter Einigung der reindeutichen Staaten bisher nicht mit Energie 
eingejchlagen worden ift, und wir erwarten, daß durch jofortige Ginberufung des 
bayerijhen Landtags und durch Aufbietung der bayerijchen Heereskraft dem 
vollen Ernſte der gegenwärtigen Lage entſprochen werde; 3) auch jest nod, 
befjen jind wir gewiß, a, e8 nur der Erfüllung der nationalen Pflicht, 
der Beharrlichkeit, eines unverzagten nachhaltigen Handelns von Seite bes 
beutjchen Volks und jener Regierungen, welche ſich der nationalen Sache treu 
bewiejen haben, und insbejondere eines offenen Vertrauens der legteren zu dem 
Opfermuth der deutſchen Nation und ihrer einzelnen Stämme, um die jchles: 
wig=bolfteiniishe Sache und damit Deutjchlands Ehren: und Lebensfrage ber 
nationalen und rechtmäßigen Löſung fiegreich entgegenzuführen.“ 

„ » (Baden). Die Stadt Pforzheim richtet eine Petition an bie 
Il. Kammer „die Regierung um alsbaldige Vorlage eines Geſetzes 
über die Wehrbarmahung desjenigen Theils der waffenfähigen Be: 
völferung Badens zu erfuchen, welcher nicht ſchon zu dem bejtehen- 
den großh. Armeecorps beigezogen iſt“ und ladet alle Gemeinden 
des Landes zum Beitritt ein. 

„ » (Dänemarf). General de Meza wird vom König auf das be: 
ftimmte Verlangen des Minifteriums vom Oberbefehl der activen 
Armee definitiv entlaffen und Gen. v. Gerlach an jeine Stelle ernannt. 
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28. Febr. (Defterreih). Der Kaifer empfängt bie Deputation de 
ſchleswigſchen Ständemitglieder. Antwort bes Kaiſers auf bie 
Adreſſe derfelben. 

29. „ (Schleswig) Das Danewerl wird unter dem Jubel der & 
völferung zu demoliren begonnen, 

» » (Spanien) Rücktritt des Minifteriums Arvazela. 


1. März. (Breußen). Der bisherige preuß. Gefandte am Bund, 
v. ˖ Sydow, wird abberufen und durch v. Eavigny erjegt. 

„» „ (Rom). Couflikt zwiſchen den päpftlihen und den franzöſiſche 
Truppen in Nom. 

„ n (Belgien). Miederzufammentritt der Kammern. Das Mint: 
jterium ertheilt denjelben Auffchlüffe über die nody ſchwebende Mi— 
niſterkriſis. 


2. „ (Dänemark). Die bisher in Dänemark feſtgehaltenen Manr- 
haften der bolfteinifchen Negimenter werben endlich größtenthrili 
in ihre Heimath entlaflen. 

„nn Württemberg) Die I. Kammer tritt den Beſchlüſſen der 


1. Kammer vom 27. Febr. bei, doch ohne die Vorausfetung um 
ohne den Zuſatzbeſchluß. 

„ » (Hannover). Erſte Beiprebung der II. Kammer über di 
Verfaffungsfrage. 

„ » (Holftein). Die Bürgerdeputirten von Kiel dringen bei te 
Bundescommiffären auf fchleunige Einberufung der Stände. 

„ » &ejfterreih). Eröffnung der fämmtlichen Landtage der Die: 
narchie mit Ausnahme derjenigen Ungarns, Croatiens, Siebenbit 
gend, Venetiens und Galiziens. 

„» Rußland) Ein kaiſerl. Manifeft an die Bauern dei 
Königreihs Polen befreit diefelben auf einen Schlag von ke 
Gewalt und der Jurisdiction der Gutsbefiger oder deren Pächter, 
ertheilt ihnen ihren bisherigen Befig als völliges Eigenthum, or: 
ganifirt freie Bauerngemeinden, in denen diefelben ihre Wojts und 
beren Beifiger jo wie ihre Schulzen felbft wählen und macht die 
Entihädigung der bisherigen Gutsherren, die theils durch eine febt 
mäßige Grundſteuer der Bauern theils durd Staatsfonds ohne Be 
laftung der Bauern aufgebracht werden foll, völlig von der Regie: 
rung und dem politifchen Berbalten der Gutsbefiger jelbit abhängig: 

· Um eine für allemale den Bedrüdungen ein Ende zu machen, 
wurde im Jahre 1861 das Ablöfungsgefeß erlaſſen, wodurch Ahr von den 
brüdenden Frohndienſten befreit wurdet. Nächſtdem beabfichtigte man burd 
ein neues Geſetz über bie Zinsbarmahung Euere Laften zu vermindern, die 
Höhe ber von ben Gutsbefigern berechneten Ablöſung bedeutend berunterzu 
jegen, und ſomit Gure fünftige Eriftenz ein: für allemale fejtzuftellen. Da 
erhoben diejenigen, die mit biefen wohlthätigen Beſtimmungen fürs Volk nit 
zufrieden waren, einen offenen Aufſtand. Rebellen ftanden gegen die recht⸗ 
mäßige Behörbe bes Kailers und Könige auf und magten ben Kampf mit 


Sanuar bis März 1864. 339 


ben faijerlichen Truppen, und ba fie mit offener Gewalt und durch Krieg 
nichts erlangen fonnten, jo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtswürdiger Lift, 
bemühten fih, Euch mit leeren Hoffnungen zu täufchen, verfpradhen Euch un: 
entgeltfih Boden zu geben, und die Gigenthümer dafür zu entſchädigen, als 
wenn ‘br nicht ſelbſt einfeben könntet, daß Rebellen, bie nur von Raub und 
Plünderung leben, nicht im Stande find, ben Gigenthümern die ungeheure 
Summe zu erjeßen, welche der von Guch bejefjene Boden repräfentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug rvechneten die Rebellen, fondern auch auf Ge 
walt und Mord; fie morbeten Unjchulbige und drohten einem ‘eben mit dem 
Tode, ber Gottes und des jüngiten Gerichtes eingeben feinen Verrath an 
Pflicht und Gewifjen begehen und ihrer beuchlerifchen Stimme tein Gehör 
geben mwolltel ...“ 


2. März. (Spanien) Bildung des Cabinets Mon, 


3. 


” 


(Bundestag) Sitzung der Bundesverfammlung, Abftimmung 
über den öfterr.zpreuß. Antrag bez. Holftein vom 25. Febr. Die 
Würzburger Gonferenzregierungen beginnen aus: 
einandberzugeben. Anträge Bayerns, Hannovers und Heſſen— 
Darmſtadts. | 


Abftimmung über den öfterr.zpreuß. Antrag (Ober: 
befehl Wrangels über die Bundestruppen in Holftein, Verſtärkung 
derjelben durd weitere 5000 Dejterreiher und 5000 Preußen, bie 
ih ſchon dort befinden, und Ernennung von zwei weiteren Bundes: 
commiffären durch Defterreih und Preußen): für denfelben erklären 
fi) 6 Stimmen, nämlich Dejterreid, Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Medlenburg und die 16. Curie; bedingungslos gegen denfelben er: 
klären fih nur 3 Stimmen, nämlid Bayern, Baden und die 13. Kurie, 
(Braunfhweig und Naffau, welches letztere indeß für den öfterr.= 
preuß. Antrag votirte; für die Kurie gilt jedoch die Abjtimmung 
Braunfchweigs, weil diefes gegenwärtig die Stimmführung hat). 
Mit Mehrheit (worunter Sachſen, Württemberg, Darmſtadt, die 
Meinen fähfifhen Häufer, die 15 Kurie und die freien Städte) » 
wird die Ueberweifung an den Ausſchuß befchlofjen. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunfhweig) trägt 
darauf an, die Bundestruppen in Holftein durch bayeriihe und 
Truppen eines ber drei gemifchten Armeecorps zu verftärfen, den 
Oberbefehl über die Bunbestruppen nicht an Wrangel zu über- 
tragen und es dieſem zu überlaffen, ſich mit dem Oberbefehlshaber 
der Bundestruppen „über die von Defterreih und Preußen für er: 
forderlih eradtete Etappenſtraße und der Befegung” zu verjtändigen. 
Sachſen fließt ſich Bayern au, meint aber: „die Frage trete 
unabweislih an den Bund heran, ob nicht feine Betheiligung am 
Kriege für ihn unter den von Defterreih und Preußen hervor: 
gehobenen Umftänden durch Pfliht und Ehre geboten ſei und will 
es den genannten Regierungen anheimgeben, dieſe Frage zur Ent: 
fheidung zu bringen; werde fie bejaht, fo werde aud die Unter: 
ordnung der Bundestruppen unter den vorgefchlagenen Oberbefehl 
feiner Schwierigfeit begegnen.“ 

22* 
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Darmftadt meint, daß genügende „Gründe obne Zweifel da: 
für fpreden, an der ohnehin nicht mehr gebotenen bisherigen Tren- 
nung des factifchen Vorgehens in Holftein und in Schleswig nid: 
länger feftzubalten, fondern die Mafregeln des Bundes in Helitein 
mit denjenigen der beiden deutſchen Großmächte in Schleswig zu 
einer die beiden Herzogthümer umfafjenden einheitlihen Action zu 
verſchmelzen“ und trägt demgemäß darauf an, Bundestruppen, Die 
unter den Oberbefehl Wrangels geftellt werden jollen, als Theil: 
nebmer an ben Operationen gegen Dänemark zu fenden, auch ven 
Dberbefehl der Bundestruppen in Holftein an Wrangel zu über: 
geben und zwei meitere (öfterr, und preuß.) Bundescommifjäre in 
Holftein unter der Bedingung zuzulaffen, daß fih die Bundesver— 
waltung aud über Schleswig erftrede, alles „unter fortwährender 
Dffenhaltung der Erbfolgefrage”. Die großh. Regierung bofit, baf 
„die patriotifhen Motive, von welchen fie hiebei geleitet merde, 
Seitens ihrer Bundesgenofjen, namentlich aud Seitens der h. Re 
gierungen von Defterreih und Preußen vollftändig werden gemür: 
digt werden.” 

Hannover trägt darauf an, an Dänemarf von Seite dei 
Bundes den Krieg zu erflären, falls diefes nicht die mit Beſchlag 
belegten deutfchen Schiffe berausgebe (wobei felbftverjtändlich der 
Dberbefehl über die Bunbdestruppen ebenfall® an Wrangel fallen 
und den Forderungen Defterreihs und Preußens entiprochen würde). 


3. März, (Schweden) Der bisherige ſchwediſche Gefandte am He 


„ 


zu Kopenhagen, Graf Hamilton, wird abberufen. 

„ (Defterreid). Ernennung der Mitglieder bes Unterrichtsratbs. 

„ (Belgien). Die IL Kammer befchließt, die Genehmigung ber 
rüdftändigen Budgets durch vorläufige Bewilligung von zweimonat— 
lihen Crediten proviforifch zu erfegen. 

„ (Spanien) Das Minifterium legt den Cortes fein Programm 
vor: Mon erklärt, er jet entjchleffen, die Verfaffungsfrage zu löfen 
und die Neform von 1358 aufzuheben. 

„ (Rußland). Gen. Murawiew erneuert feinen Befehl, der die 
ruſſiſche Sprache für die ausfchließliche Geſchäftsſprache in Litthauen 
erklärte. 


.„ (Holftein). Die Univerfität Kiel befchließt eine Eingabe an den 


beutfhen Bund für Einberufung der holfteinifchen Stände. 

„ (Dänemarf). Allgemeine Wahlen zum Folkething des Reichs— 
raths. Das Nejultat ift ein überwiegender Sieg ber eiderdänifchen 
und friegerifch gefinnten Partei. 

„ (Griehenland). Bulgaris erzwingt vom König die Ont: 
laffung des Kriegs: und des Auftigminifters. 

„ (Merico). Erzh. Mar trifft in Paris ein, um ſich mit Na: 
poleon über die Annahme der mericanifchen Krone definitiv zu ver: 
ftänbigen. 
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7. März. (Schweden). Volksverſammlung in Stodholm zu Gunften 


Dänemarks. Wiederholte Straßenerceffe, 


. März (Preußen). Der außerordentliche Abgefandte General von 


’ 


” 


B. 


” 


" 


Manteuffel kehrt nad erfolgter Verftändigung mit Oeſterreich über 
das weitere Borrüden ber alliirten Truppen in Jütland wieber 
nah Berlin zurüd. 

„Oeſterreich und Preußen) motificiren ben übrigen Unter: 
zeichnern des Londoner Bertrages den Ginmarjch ihrer Truppen in 
Jütland und erklären zugleich, unter welchen Bedingungen fie nuns 
mehr zu einem Waffenftillftand und Gonferenzen bereit feien: 


„Die... . Regierung hatte gehofft, daß das bänifche Gouvernement ver: 
jöhnlichere Gefinnungen an den Tag legen werde. In dieſem Fall würden 
die beiden deutſchen Großmächte jich beeilt haben, ihre militärifche Action zu 
unterbrechen und auf Verhandlungen einzugeben, Wir müſſen jebocdh mit Be: 
dauern feftitellen, daß unjere Erwartung getäufcht wurde, Die Haltung bes 
Kopenbagener Hofs, feine Weigerung, an ben von Gngland vorgeichlagenen 
Gonferenzen teilzunehmen, legt uns die Pflicht auf, in den Zwangsmaßregeln 
zu beharren, zu denen wir unfere Zuflucht genommen. Wichtige ftrategiiche 
Erwägungen haben die Ermächtigung begründet, welche dem Obercomman: 
danten ber ölterreichiich-preuftichen Truppen gegeben wurde, in Jütland ein: 
aurüden, um bie Stellung feiner Truppen zu fihern und bie in Fridericia 
zufammengezogenen Dänen im Schadh zu halten, indem er fie verhindert, bie 
Flanken ber Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte der Vertheidigung ber 
Düppeler Linie zu weihen. Die beiden Mächte haben um fo weniger ——— 
dieſe ſtrategiſche Bewegung zu erlauben, da ſie berechtigt waren, Repreſſalien 
gegen bie Anordnung der däniſchen Regierung zu ergreifen, welche die Weg— 
nabme ber auf dem Meer befindlichen Schiffe, nicht allein ber friegführenden, 
jondern auch anderer Staaten bes deutſchen Bundes befiehlt. Die hiermit 
ven 'militärifchen Operationen gegebene Ausdehnung Ändert übrigens nichts 
an ben früheren Grflärungen der... . Regierung bezüglih ibrer Stellung 
zu bem gegenwärtigen Zerwürfnik. Um nod mehr zu beweiſen, daß ihre 
verjöhnlihen Gefinnungen aufrichtig find, und daß ihre Abfichten fich nicht 
geändert haben, erflärt ſich die, .*. . Regierung bereit, mit Dünemarf einen 
Marfenftillftand abzufchließen, ſei es nun auf der Bafis ber gegenfeitigen Räu: 
mung der Stellungen zu Düppel und auf Aljen durch die däniſchen Truppen 
und der diterreichiich : preußifchen Armee in Jütland oder des militärifchen 
uti-possidetis, In einem wie in bem andern Fall jtellt aber bie... Re 

ierung die Bedingung in den Waffenſtillſtand die Einitelung ber Feindſelig— 
eiten auf dem Meer miteinzufchließen, die von beiden Seiten gemachten 
Priſen herauszugeben und bas über die in ben Häfen befindlihen Schiffe 
verhängte Embargo aufzuheben. Ebenſo erklärt jich die... Regierung bereit, mit 
ben betbeiligten Mächten in Gonferenz über die Mittel zu treten, bie geeignet 
wären, ben Frieden wiederherzuſtellen.“ 


(Naffau). Verſammlung der naffauifchen Fortfchrittspartei 
zu Kaftel in Heffen-Darmftadt. 

(Schleswig). inmarjc der Alliirten in Jütland. Die Preu— 
ken werfen die Dänen nady Fridericia zurüd, die Defterreiher bes 
fegen nad) einem lebhaften Gefechte Veile. 

„ (Dänemarf) erflärt bie preußifchen Häfen Swinemünde, Strals 
fund, MWolgaft, Greifswald, Kammin und Barth vom 15. März 
an in Blokadezuſtand. 
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8. März, (Hannover). Die I. Kammer nimmt bie von ber gemein: 


— 
- 


ſchaftlichen Commiſſion vorgefclagene Adreſſe faft einftimmig an: 

» . · Stände halten es für ihre Pflicht, hiermit öffentlih und feierlie 
Nämens des gefammten bannoveriichen Volkes auszufprehen, daß es ten 
Ständen und dem Yande ein erbebendes Gefühl it, ſich eins zu wiiier 
mit feinem König in bem Xeftreben, die Rechte der genannten Hetze 
thümer, vor Allem die fchwergefränften Rechte Schleswig-Holſteins auf Selb 
ſtändigkeit, auf ftaatlihde Zufammengebörigfeit und auf de 
burd) das in den Herzogthümern geltende, vom Bunde anerfannte Recht de: 
agnatijhben Erbfolge berufenen legitimen Fürjten mit aller Kraft a 
wahren; fi eind zu wiljen mit feinem Könige in der Ueberzeugung, de 
ohne‘ die Kraft, welhe das Band ihrer Vereinigung ben beutichen Staaten 
verleibet, auch bie Selbftändigkeit und die Antegrität unieres Kon igreiche 
efährdet wird; und daß, wie in allen bie Eriſtenz des Bundes bedrobenten 
Stürmen fein gutes Recht als feine ficherfte, wenn nicht feine einzige Srüw 
erjcheint, ber erhabene Beruf eines jeden beutfchen Fürjten es ibm zur Rott 
wendigfeit madt, mit allen in jeinen Kräften ftehenden Mitteln dabim 
ftreben, daß, wo ber Bund berufen ift, über die verfafjungsmäßigen Rechte eines 
Bundeslandes einen Ausfprucd zu thun, das Recht und nur bag Rebı 
biefem Ausipruche zu Grunde zu legen iſt. . ..“ 


„» (England). Graf Ruffel erflärt im Oberhauſe, der Flotte ſe 
befohlen, ſich in den heimifchen Kriegshäfen zufanımen zu finden, 
um fogleih über fie verfügen zu können. 

»„ (Frantreid). In Cambray fiegt bei der Nachwahl für ber 
gefeßgebenden Körper ber Oppoſitions-Candidat über ben der Re: 
gierung. 

„ (Schleswig). Die Civilcommifjäre verfügen die Abfchaffun: 
ber bänifhen Reichsmünze und bie Wiedereinführung des ſchleswig— 
holſteiniſchen Courantgeldes. 

»„ (Hannover). Diell. Kammer nimmt einftimmig die von de 
gemeinfamen Commiffion vorgefchlagene und von ber I. Kammer 
unter dem 8. d. M. genehmigte Adrefje an den König für Schlee 
wig⸗Holſtein an. 

» (Branffurt). Verhandlungen des gejeßgebenden Körpers über 
bie Revifion der Verfaſſung: 37 gegen 28 Stimmen erflären ſich 
für die Lebenslänglichkeit der Senatoren. 


„„England). Lord Ruſſel präciſirt gegenüber der erſten aus— 


weichenden Antwort Dänemarks auf ben engliſchen Conferengtor: 
ſchlag ohne Waffenftillftand und ohne beftimmte Grundlage in einer 
Depefhe an ben englifhen Gefandten in Kopenhagen die Stellung 
Englands zu einer möglichen Löſung ber beutfchebänifchen Streitfrage 
durd die vorgefchlagene Conferenz: 

„+. . Ehe Sie am 12. do. eine Antwort ver! angen, bitte ih Sie, 
Herrn Monrab und Herrn Duaabe zu jagen, daß es nach der Anficht der 
Regierung Pe Majeſtät eine fehr große Unkl ugheit wäre, eine gute 
Ausfiht auf bie Löfung einer Frage von ſich zu ftoßen, wegen deren alle 
Mächte Deutſchlands bereit find, in Waffen gegen Dänemarf zu fireiten, wät- 
rend weber, Frankreich noch Großbritannien, noch Rußland oder Schweden 
unter ben jegigen Umftänben bereit find, für Dänemarf zu fümpfen. €: 
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ſcheint faum möglih, daß Dänemark zu einer jpäteren Zeit eine beffere Ge: 
legenheit finden würde, Frieden zu Ichließen. Wie die Dinge jebt fteben, find 
Deiterreidh und Preufen bereit, den Noten vom 31. Januar treu zu bleiben, 
und die Antegrität ber dänischen Monarchie aufrecht zu halten. Es iſt freilich 
zu erwarten, baß Defterreih und Preußen bie Vereinigung Holfteins mit 
Schleswig vorjchlagen, und daß fie geltend machen werben, baß ber von bei: 
ben Theilen jegt eingegangene Krieg die Vereinbarungen von 1851 und 1852 
zerriffen babe. An den neutralen Mächten wird es fein, jene Vereinbarungen 
mit den zu ben jetigen Nerbältnijjen paſſenden Mobiftcationen zu unteritüßen 
und eine Organifation der Monarchie vorzujchlagen, die ſowohl zu einem 
dauernden Frieden führen und die Kraft Dänemarks als eines unabhängigen 
Staates wahren, wie auch bie beutjchen Unterthanen des Königs zufrieden: 
jtellen fünnte. Die däniſchen Minifter müſſen fidy erinnern, daß, wenn ber 
Krieg einmal ausgebrochen ift, die Friedensbedingungen nothwendig von ben 
Ereignifien des Kriegs abhängen, und es ſteht nicht zu erwarten, daß bie dä— 
niichen Theile ber däntichen Monarchie im Stunde jein werben, einen Kampf 
gegen bie vierzig Millionen Deutſchen, die jidy bald gegen Dänemark zuſam— 
menjchaaren dürften, lange auszuhalten. Aber felbit die Heere Defterreichs 
unb Preußens allein würden ber größten Armee, welche Dänemark ins Feld 
zu®jtellen vermag, fidy mehr als gewachien zeigen. Zur See zwar fann bie 
däniſche Kriegsflotte den beutfchen Handel beunruhigen und jchädigen, aber es 
iſt niht wahrſcheinlich, daß ein jo ausgebehntes und reiches 
Yand wie Teutfhland lange Zeit feine Schwäche zur See er: 

® tragen würde, ba biefelbe es in den Augen Europa's herab: 
fegen müßte. Die dänische Regierung denft vielleicht, daß Oeſterreich durch 
jeine eigenen Berlegenbeiten jich bald gezwungen fehen werde, bie Operationen 
gegen Dänemark aufzugeben; aber felbit wenn bies der Fall wäre, und Preußen 
allein im Felde bliebe, jo wäre aud Preußen zu ftarf für Dänemark. Wahr: 
fcheinlich aber ift, daft, wenn Preufen eines Beiltandes bebürfte, bie Fleineren 
beutihen Staaten ihm zu Hilfe eilen würden, und ivenn fie dies thäten, 
würde es zu weiter reichenden Zwecken als denjenigen Oeſterreichs gejchehen 
und Dänemark hätte bei einem folden Tauſche nichts zu gewinnen. Nach 
einer Berehnung aller Wahricheinlichkeiten erjicht Ihrer Majeſtät Regierung, 
daß es im Antereffe Dänemarks it, eine Gonferenz anzunehmen und in einen 
Waffenſtillſtand zu willigen, der jekt auf Grundlage des gegenwärtigen mili⸗ 
täriſchen Statusquo ſich erlangen ließe. Ihrer Majeſtät Regierung will ſich 
aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen Staate wie Dänemark irgend 
eine Politik, welche dieſer Staat nicht einſchlagen will, vorzuſchreiben. Wäre 
Ihrer Majeſtät Regierung gewillt geweſen, ſich im Namen Großbritanniens 
zur materiellen Unkerſtützung Dänemarks zu verpflichten, jo hätte Ihrer Ma: 
jeftät Regierung das Recht gehabt, zum Gntgelt für biefen Beijtand die Art, 
wie Dänemark feine gegen Deutjchland eingegangenen Verbindligkeiten er: 
füllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeftit Negierung hat nie ihren 
materiellen Beiftand angeboten und fo ift jie auch andererfeits nicht 
weiter gegangen, als daß fie Dänemarf Rathſchläge ertheilt bat, mit bem 
aufrichtigiten Wuniche e8 dadurch, aber ohne irgend ein Verjpregen 
materieller Unterftügung, zur Aufrechthaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu ſetzen. Es wird an ben Räthen bes Könige ‚von 
Dänemark fein, zu erwägen, ob bie gegenwärtige Empfehlung ber britijchen 
Regierung befolgt werden jol. Im Bejahungsfalle werben Frankreich, Ruß: 
fand und Schweden gewiß und Deutjchland wahrſcheinlich den Conferenzvor⸗ 
ſchlag annehmen. Im andern Falle kann Ihrer Majeftät Regierung ſich feiner 
Zuverſicht Hingeben, daß Dänemark fpäter eine ebenfo günjtige Lage zu er: 
warten haben wirb.“ 


9. März, (Spanien). Die Regierung legt bem Senate einen Ge: 
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feßesentwurf bezüglich Aufhebung ber Verfaffungsveränberungen von 
1858 vor. 

9, März. (Bereinigte Staaten). Der Sübbundsgeneral Preften wirt 
nah Merico gefhidt, um einen auf gegenfeitiger Anerfennung be: 
ruhenden Handelsvertrag abzufchließen. 

10. „ (Bapern). König Mar I. 7. Der kaum großjährig gewor— 

bene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig 1. 

(Schleswig) Die Alltirten befegen Horfens in Jütland. 

(Rußland). Dem finnifhen Landtage wird ein neues Prefß— 
gefeß mit Aufhebung der Präventiv-Cenſur vorgelegt. 

11. „ (Eoburg:Gotha). Beſuch des Herzogs in Paris. 

(Preußen). Die Stadtverorbneten von Berlin befchließen, am 
22. d. M., dem Geburtstage des Königs, Feine Adrefje zu erlafien, 
dagegen den Tag durch ein Feſtmahl au feiern. 

(Bundestag). Sibung ber Bundesverfammlung. Bayern 
nimmt bie zweite Hälfte des v. d. Pfordten’ihen Antrages über 
die Erbfolgefrage als felbftändigen Antrag auf und ftellt demnach 
den Antrag auf Anerfennung des Prinzen von Nuguftenburg ale 
Herzog von Holftein, auf Zulaffung feines Bevollmächtigten zu Füb— 
rung der bolftein’ihen Stimme und auf Abjtimmung darüber binnen 
8 Tagen. Defterreih und Preußen opponiren, Bayern Täßt ben 
Antrag auf Abjtimmung binnen 8 Tagen fallen. Defterreich be: 
antragt die Verweifung des Antrags an ben Ausſchuß, was Bayern 
befämpft. Mit Oeſterreich ftimmen Preußen, Hannover, Kurbeifen, 
Luremburg, Medlenburg und die 16. Curie alſo 7 Stimmen, mit 
Bayern, Sadfen, Württemberg, Baden, Darmftabt, die 12, 13. 
15. und 17. Curie alfo 9 Stimmen, fo daß der Antrag Baberns 
ohne Abftimmungsfrift ftehen bleibt und jeden Augenblid die Ab- 
ftimmung darüber verlangt werden fann. Der Antrag von Sadfen 
und Württemberg auf Einberufung ber bolfteinifhen Stände 
wird nach dem Wunſche Defterreihs und Preußens mit 10 Stim: 
men (worunter Württemberg, Hannover und Kurbefien) gegen 6 
Stimmen (Bayern, Sahfen, Baden, Darmftabt, die 12. und 13. 
Curie) den Ausihüffen überwicfen, 

Die zweite Hälfte des Antrags v. d. Pfordten in der Erb 
folgefrage (Anerkennung des Herzogs Friedrich und Aulafjung feines Be— 
vollmächtigten) iſt ſehr einläßlich begründet. Diefe Begründung läht Lauten: 
burg ganz außer Betracht und behält die Unterjuchung über diejen Teil 
der Grbfolgefrage einer bejonderen Vortragserftattung vor, dagegen erachtet 
es, „um zu Haren und zu überzeugenden Reſultaten zu gelangen“, für 
notbwendig, mit der Darjtellung der Berbältnifie Holfteins auch bie von 
Schleswig zu verbinden. Den erjten Theil bildet auf S. 1—24 eine in acht 
Abſchnitte gruppirte gefchichtliche Darftelung, welche mit der im negativen 
Theile des Ausihußgutachtens gegebenen zujammenfällt. Auf ©. 25 find bie 
Eonclufionen daraus in jechs Punkten zufammengefaßt, deren Kern ſich bahin 
wieber geben läßt: Die Herzogthümer — und Schleswig ſtehen ſeit 1460 
unter ſich in grundgeſetzlicher untrennbarer Realunion und zugieich mit dem 


4— ”„ 


" 
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Königreihe Dänemarf in Rerjonalunion unter dem oldenburgifchen Haufe, 
aber nach verichiedenen Erbfolgegeſetzen. In Dänemark find nad ber Lex 
regia von 1665 die Gognaten, in Holjtein und Schleswig nach den Primo: 
geniturftatuten (dem Gottorp’ichen von 1608, dem Sonderburgiichen von 1633 
und ber Lex regia-ducalis son 1650) nur die Agnaten erbberechtigt, d. b. 
ijt gegenwärtig ber Erbprinz Friedrich Chriſtian Auguft von Augujtenburg 
„als der legitime Herzog von Holitein und Schleswig zu erachten“. Das 
Botum wendet ſich darauf zur „Grörterung ber ftreitigen ragen“ und unter: 
zieht die gegen die auguftenburgiihe Erbfolge in offictellen däniſchen Actens 
jtüden wie in Privatjchriften erhobenen Gimwendungen „in ihren Hauptrich— 
tungen und Grundlagen” in 13 Abjchnitten einer näheren Prüfung. Darauf 
fapt es die Ergebnifje diejer Prüfung in folgender Schlußbetrachtung zu: 
jammen: „Wenn man auf die lange Reihe ber gegen bie Erbfolge der ſonder— 
burgiſchen Linie und zunächſt des auguitenburgiichen Haufes erhobenen Ein: 
wendungen zurüdblidt, jo muß man gerade durch fie zu dem Gebanfen an- 
geregt werden, daß dieſes Erbrecht jehr feit begründet jein muß, weil es nad 
o vielen, basjelbe angeblich vernichtenden Thatiachen immer wieber hervortritt 
und neue Anerkennung finde. Und in der That, wenn bie rechtliche Ueber: 
zeugung ber bei einem Nechtsverbältnig Betheiligten ald ein wichtiges Zeugniß 
für das Recht felbit betrachtet werben muß, fo feblt e8 dem Erbrecht in Frage 
an dieſem Zeugniß nicht. Es foll bier nicht ausführlicher von ber nahezu 
einitimmigen Kundgebung des Landes Holitein und feiner gejelichen Vertreter 
gejprochen werben. Diejelbe ijt niedergelegt in den vielen an die hohe Bun: 
desverſammlung gelangten Gingaben. Es foll vielmehr hauptjählih darauf 
bingewiejen werben, welche Ueberzeugung ſich in ben Gliedern bes oldenbur: 
giſchen Hauſes jelbjt zu erfennen gibt. Die in diejer Hinficht maßgebenben 
Ihatjachen bis zum Edict von 1806 find bereits im Verlaufe diefer Erörte: 
rung erwähnt worden. WVertrauliche Aeußerungen der Könige von Dänemarf 
aus jpäterer Zeit, obwohl bereits in Drudjchriften behandelt, können bier 
nicht in Betracht gezogen werben. Aber zu der Frage iſt man wohl berech— 
tigt, wie viele Glieder des Haufes fih denn dazu befannt haben, daß König 
Chriſtian IX. legitimer Herzog von Schleswig: Holftein jei? Endlich bilden 
ja bie mit dem offenen Briefe von 1846 beginnenden und mit bem Yonboner 
Vertrage von 1852 abgeichloffenen Beftrebungen für Gründung einer neuen 
Erbfolgeordnung den jprechenditen Beweis für bie Grijtenz eines entgegen: 
ttehenden Rechts, und wenn etwa entgegnet werben jollte, daß biejes entgegen- 
jtehenbe Recht nur auf Seite ber Gottorp'ſchen Linie zu finden ſei, jo wiber: 
fegte jich dies jchon durch die Wahl bes Prinzen Ehriftian von Glüdsburg zum 
Träger ber neuen Ordnung, und durch bie Motive, welche in dem Warjchauer 
Protokoll vom 5. Juni 1851 dafür angegeben werben, ſowie in ber barin 
enthaltenen nausfichtnahme anderer Verzichtleiftungen, welche nützlich und 
wünjchenswertb jein fünnten. Wenn es wahr ift, was bie däniſchen und 
beutichen Gegner des jonberburgiichen Haufes mit jo viel Aufwand von Grün— 
den vertheidigt haben, daß dieſes Haus ſchon im Jahre 1806 nicht das ge: 
ringfte Erbrecht auf Schleswig oder Holftein hatte, und daß nur ber Gottorp’- 
chen Linie theilweiſe Rechte auf Holftein zuftanden, fo konnte ja durch Ver: 
träge zwiſchen dem föniglihen Haufe von Dänemark und ber Gottorp’ihen 
Linie Alles geordnet werben, und es wäre gewiß viel einfacher geweſen, bie 
vereinigten Mechte auf ein Glied des Gottorp’ihen Haufes zu übertragen, als 
durch die Wahl eines Gliedes gerade jenes jonderburgifchen Haufes und durch 
bag Bemühen um Verzichte oder neue Verluftgründe der übrigen Glieder 
besjelben dem längſt vernichteten Nechte wieder den Schein ber Eriftenz zu 
geben!“ Schließlich erörtert fobann das Votum noch bie praftijche Frage. 
welche Folge die Bundesverfammlung diefer Meberzeugung von ber Pegitimität 
bes Herzogs zu geben veranlaßt und je nad Umſtänden berechtigt und ver: 
pflichtet jet, ober mit anderen Worten, es unterfucht fchließlich bie Gompetenz 
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ber Yunbesverfammlung in dieſer Angelegenheit, gegen bie ſich befanntlis 
fhon zweifelmde und abiprechende Stimmen erboben baben. Hier ſei nım 
zunächit foviel gewiß, daß die Bunbesverfammlung fein Gerichtshof ſei, welche 
mit binbender Kraft über Frbfolgeitreitigfeiten zu entfcheiden hätte; nur mün 
man dabei wohl beachten, daß dieſer Sak nicht etwa ausſchließlich oder in 
bejonderer Weile von der hoben Bundesverfammlung gelte. Er gelte von jede 
anberen europäifhen Macht ganz genau ebenfo wie vom beutjchen Bund 
„Wenn in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über bie Throntelx 
entiteht, fo find die Staaten weder einzeln, noch im Nerein berechtigt, übe 
biefen Streit eine richterliche Entiheidung zu trefien, aber fie fünnen ſich ve 
anlaft ſehen, fich darüber auszufprechen, welchen der verichiebenen Prätendenter 
ſie anerfennen wollen, und welche Folge fie diefer Anerkennung geben wollen. 
Dabei ijt es ihre Sache, ob fie ſich bei ihrer Entſchließung Tebiglich von ihrer 
rechtlichen Weberzeugung oder auch ausſchließlich von politiſchen Erwägungen 
leiten laſſen. . . . Durch diefe Süße ijt das Verhältniß bes beutichen Bundes 
zu dem Streite über bie Erbfolge in Schleswig jebenfalld im Allgemeine 
auch geregelt und man wird dem Bunbe in feiner Weife bas Recht bejtreiter 
fönnen, ſich darüber auszufprechen, wen er als Herzog von Schleswig antı 
fennen wolle. . . Anders geitaltet fich die Sache in Bezug auf Holftein. Sic 
tritt zu dem ſoeben erörterten allgemeinen Rechte noch bie bejondere Beruantr 
binzu, welche jeder Genoffenichaft zufteht,, ſich darüber Far zu werben um: 
auszufprechen, welchen Fürſten jie als ihren Bundesgenofien zu betradter 
babe, und dieje Befugniß jteigert fih zu einer unabmweislihen Nerpflichtuns 
wenn man erwägt, baß ber med bes Bundes bie Erhaltung ber äuferr- 
wie der inneren Sicherheit Deutichlands und der Unabhängigkeit und Umve 
legbarfeit ber einzelnen deutfhen Staaten ift. Daß biefer Bundeszweck iv 
jebem GStreite über bie Erbfolge in einem Bunbdesitaate weſentlich berüsr 
wird und daß er bei bem jekt ſchwebenden ÖStreite über bie Erbfolge in Hu 
ftein geradezu gefährdet erjcheint, bedarf wohl feines weiteren Nachweiſe? 
Hieraus foll übrigens feineswegs gefolgert werden, daß um biefer Befugn: 
und Verpflichtung willen die Bundesverfammlung, wenigftens für Bundet 
lande, das oberite Tribunal zur Entſcheidung von Grbfolgeftreitigfeiten ie 
Vielmehr ift vollftändig anzuerfennen, daß, wenn in ber Verfaſſung eine: 
Bundesſtaates eine Fürſorge irgend welcher Art für bie Entſcheidung ver 
Erbftreitigfeiten getroffen it, Die Bunbesverljammlung diefer Gnticheidung ır 
feiner Weife vorzugreifen berechtigt wäre. Ebenſo würde eine freiwillige Ber 
einbarung aller Betheiligten von ber Bundesverfammlung anzuerkennen jein 
Wo aber weder das Eine noch das Andere vorliegt, ba tritt die Verpflichtun: 
ber eigenen Entſchließung unmittelbar an die Bundesverfammlfung beran, unt 
bei diefer muß fie jih von Gründen bes Rechtes allein leiten laſſen. Ar 
allerwenigiten aber barf fie diefe Entſchließung ganz oder theilweile aus de 
Hand und fremder Ginwirfung oder Enticheibung Preis geben. . . Die bob 
Bunbdesverfammlung Fann fich daher einer Beſchlußfaſſung darüber nicht Länger 
entichlagen, welchen ber beiden Prütendenten fie als legitimirt eradten un: 
zur Stimmführung zulaffen wolle. Man kann fogar zugeben, daß barin 
feine unabänberliche Entſcheidung der Erbjtreitigfeiten enthalten fein wird, 
und daß auf bie frage zurüdzufommen wäre, wenn von irgend welder Sei 
noch Reweife befieren Rechtes erbradt würden. Man kann bies um fo leichter, 
je feiter eben biefe Ueberzeugung ift, daß dieſe Gventualität nicht eintreten fann. 
.. . Aus diefen Erwägungen ergibt fih auch, dak man nicht fagen farın, die 
bobe Bunbesverfammlung verlege, wenn fie jekt eine Entſchließung faſſe 
ben Grundſatz bes rechtlihen Gehöres für alle ftreitenden Theile, daß man 
aber wohl fagen müſſe, bie hohe Bunbesverfammlung verzögere bie Erfülluns 
ihrer obrigkeitlihen Pflichten, wenn fie ihre Entſchließung länger ausiege.' 

12. März. (Schleswig) Die Alliirten befeken Scanderborg und Aar— 
huus in Sütland, 
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März. (Schleswig). Bei ben Eivilcommiffären in Flensburg er: 
fcheint die erfte bänifchegefinnte Deputation aus Apenrabe. 


»„ (Didenburg). Dem Erfuhen des Landtags entſprechend er: 
klärt die Regierung bezüglich der Gerüchte über Austaufchprejecte, 
Daß fie felden Brojecten vollflommen fremd fei und daß auch weder 
an fie noch unmittelbar an ben Großherzog jemals darauf bezügliche 
Vorſchläge von irgend einer Seite ber gelangt feien. 

» (Holland). Die IH. Kammer entfcheidet ſich nach fünftägiger 
Debatte mit 39 gegen 14 Stimmen für den Grundſatz bes neuen 
„indifhen Comptabilitätengefeßes”, daß nämlich das gefammte Co: 
lonialbudget fortan im Voraus zu veranfchlagen und ben Kammern 
in fpezifizirtem Etat zur Befhlußfaffung vorzulegen fei. 

„ (Sacfen). Landes: Berfammlung für Schleswig: Holjtein in 
Dresden. Sie ift ſchwach beſucht und von ziemlich mattem Verlauf. 
» (DItalien). Die fogen. Aunis:Briganten werden in Neapel 
verurtbeilt, die beiden Brüder La Gala zum Tobe. 

. u (Schleswig). Das bisherige bänifche Nerbot aller Vereine 
und Gejellfchaften zu nichtpolitifhen Zmeden wird von den Civil: 
commifjären für aufgehoben erflärt. 

‚» » (Dänemark). Der Commanbdirende in Jütland, Gen. Heger: 

mann, zieht fidy mit feiner Armeedivifien bis nah Morſö zurüd. 

„ (Norwegen) Gröffnung des Storthings. Threnrede des 

Königs: 

„Gute Herren und norwegiihe Männer! Den uns allen befannten Gr: 
eigniljen gegenüber babe Ih es für Meine Pflicht erachtet, den Storthing 
bes Königreichs Norwegen einzuberufen, um durch die Bejchlüffe deſſelben bie 
nämliche Freiheit des Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie jolche 
Mir in Beziehung auf Schweden bereits zuſteht. Unabläſſig bemüht, ben 
beiden Völkern, deren Geſchick die Verſaſſung Meiner Leitung anvertraut 
bat, allzufchwere Opfer zu erjparen, jo lange nur immer bie Verhältnifje es 
geitatten, babe Ich doch die Möglichkeit nicht aufer Acht laſſen dürfen, baf 
bie Forderung folder Opfer unabweislich werden könnte. Die Verjchiedenbeit 
ber in jebem ber beiden Reiche geltenden verfafjungsmäßigen Beitimmungen 
bat deßhalb die Einberufung des Storthings nothwendig erfcheinen laſſen, um 
die Hindernijje zu bejeitigen, die fonjt ben nad) Maßgabe der ferneren Ent: 
widlung ber Greignijje gleichzeitig in beiden Reichen zu treffenden Vorfehrun: 
gen jich entgegenitelen könnten. Ohne Zweifel wird der Stortbing Meine An: 
Ihauung darin tbeilen, daß beide Brudervölker gleichmäßig fich bereit finden 
follten, ben Anforderungen zu entjprechen, welche die Verhältniſſe an fie ſtellen.“ 

ALS fpäter die Mitglieder des Storthings den Monarchen im 
föniglihen Palaſt beglückwünſchen, antwortet der letztere u. A.: 

„Es bat Mir befonders am Herzen gelegen, Mih in Ihrer Mitte einzu: 
finden, um dadurch bie Bedeutung an den Tag zu legen, welche Jh an Ihre 
Beratbungen knüpfe. Die feit Unferer legten Trennung eingetretenen Greig: 
niffe, deren ganzen Ernſt Wir empfinden, verlangen wieder eine gemeinfame 
Berathung zwiſchen König und Volf, umb bie Betheuerungen,, mit welchen 
Sie Mic begrüßt haben, verleihen Mir bie —— daß dieſe Be— 
rathungen das gegenſeitige Zutrauen befeſtigen werden, welches Uns die Kraft 
gibt, die Prüfungen, wenn ſie kommen ſollten, mit einander zu tragen. Mit 
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Vertrauen zum Allmächtigen, der bisher jchirmend über bie bereinigten Köniz | 


reiche gewaltet, werde Ich dahin ftreben, die Sendung, zu ber Ich berufen, 
auszuführen, unb mit Zuverjiht baue Ich auf die Opferwilligfeit bes ner 
wegifhen Volfs, wenn es im Verein mit bem Brubdervolf zu erfüllen ailı, 
was Wir für Unfere Pflicht erachten.“ 

In der eriten Sigung bes Storthings legt Staatsrath Hellifen 
6 Fol. Propofitionen vor, von denen ſich die erfte auf die Verwen— 
dung norwegifcher Streitkräfte zum Beiltand Dänemarks bezieht: 

„Se. Maj. der König, ber bie Wichrigfeit, den vereinigten Reichen di 


Segnungen bes Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, und defjen ernitet: 
Beitrebungen deßhalb auf die Vermeidung eines Friedensbruchs gerichtet jan | 


werben, bat doch nicht von ber Möglichkeit abjehen fünnen, daß ber in un 
jerem Nahbarlande Dänemark eingetretene beflagenswerthe Kriegszuftand e 


ben vereinigten Neichen nothiwendig ericheinen lafjen dürfte, militäriiche Mat: | 


regeln zu treffen, wie jie durch die Fortentwidlung der Greigniffe und burd 
die in Folge beijen möglichen Falls mit anderen Mächten abzujchließenden 
Bereinbarungen veranlaßt werden möchten. Um nun in Betreff Norwegen: 
bie Machtvollfommenheit über die Streitfräfte und Geldmittel zu erlangen, 
welhe Se. Maj. in ben Stand jeßen föünnten, für bie beiden vereinigten 
Reiche diejenigen Anordnungen zu treffen, weiche, nach reiflichfter Neberleguns 
bem Wohl ber vereinigten Reiche als entſprechend erachtet werben jollten, e- 
ſucht Se. Maj. der König den Storthing des norwegiihen Reiches, inben 
Hochderſelbe mit Zuverficht darauf rechnet, daß der Storthing mit gewohnte 
Vaterlandsliebe und unbeirrtem Blick auf bie obwaltenden Verbältnifje di 
Beitrebungen Sr. Maj. in biejer wichtigen Angelegenheit unterftügen werk, 
bie folgenden Beſchlüſſe zu fafien: 1) Der Stortbing genehmigt, daß bie ner: 
wegiichen Linientruppen und bie Ruder-Flotille, wenn und jomweit Se. Mar. 
es für nothwendig erachtet, zum Beiltand für Dünemarf während bes gegen 
wärtigen Kriegs mit den deutichen Mächten verwendet werben. 2) Als auper: 
ordentlicher Zuſchuß zum Vertheidigungswefen wird ein Betrag bis zu 500,00" 
Spes. (750,000 Thlr. pr. Ert.) bewilligt, und werden Se. Maj. zugleich er 
mäcdhtigt, weitere 300,000 Spes. (450,000 Thlr. pr. Grt.) für ben gleichen 
Zweck zu verwenden, weldhe Summe jedody erit zur Verwendung kommen 
joll, wenn ein neuer auferordentlicher Storthing einberufen worden ober gleic 
zeitig einberufen wird. Um einerjeits den Storthing in ben Stand zu jegen, 
fih in dieſer wichtigen Sache eine jelbjtändige Anficht zu bilden, und anberer: 
feits doch auch nicht das Geheimniß ber diplomatiſchen Berbandlungen zu 
verlegen, das, abgeſehen von ben bei internationalen Unterbandlungen obwal: 
tenden Rüdjichten, unumgänglih nötbig it, um nicht das Verhältniß der 
beiden Königreiche zu anderen Mächten zu beeinträchtigen, wird Se. Majeftät 
ber König dem Storthing zwar bie Protofolle der wegen befagter Veranlaffung 
abgehaltenen Sitzungen bes vereinigten Staatsratbs zufommen lafjen,, worin 
die vom Minifter bes Auswärtigen verfaßte Darlegung der Sachlage, fowie 
des Antheils, den die vereinigten Königreiche an diejer Angelegenheit genom: 
men haben, und ferner bie Abjchriften ber von ber normwegiichen Regierung 
dadurch hervorgerufenen Bebenfen enthalten find, welche Documente jedod in 
Anjebung ihres Anbalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jemer ber 
Stortbingsmitglieder gelangen dürfen. Zur Prüfung derjenigen Actenjtüde, 
beren Natur eine nody jtrengere Geheimhaltung erfordert, erſucht Se. Mar. 
ben Stortbhiug, eine Gommijfion zu wählen, die als zur Verfchiwiegenbei 
amtlich verpflichtet angejeben, und welder die bejagten Actenjtüde zugeftelt 
werden jollen, bamit deren aus jener Prüfung gewonnene Ueberzeugung dem 
Stortbing zur Richtſchnur dienen könne.“ 


15. März. (Schleswig). Beginn ber Befchiegung ber Düppeler Schan: 


zen burch bie Preußen. 
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‚März. (Schleswig-Holſtein). Am Einverſtändniß zwiſchen den 
öſterreichiſch-preußiſchen Civilcommiſſären für Schleswig und den 
Bundescommiſſären für Holſtein wird die Zolllinie zwiſchen Holſtein 
und Schleswig aufgehoben und die Zolllinie an die jütiſche Grenze 
verlegt. 

„ (Schleswig) Die Preußen beſetzen die zu Schleswig gehörige 
Inſel Fehmarn und nehmen die ganze dänische Beſatzung gefangen. 
„ (Hamburg) Die Bürgerfchaft genehmigt mit 96 gegen 41 
Stimmen die drei vom Senat für untrennbar erflärten Geſetzes— 
entwiürfe über Staatsangehörigkeit und Bürgerrecht, über Gewerbe: 
freiheit und über Aufhebung der Nealgerechtfame. 

„ (Preußen). Grftes rühmliches Scegefeht der preußifchen 
Kriegsmarine gegen ein überlegenes däniſches Geſchwader vor Stral: 
jund. Der Befehlshaber, Capitän zur See Jachmann, wird dafür 
vom Könige telegrapbifch zum Contre-Admiral ernannt. 

» (Dänemark) nimmt die von England vorgefchlagene Gonferenz 
nunmehr an, aber nur auf Orundlage der Vereinbarungen von 1851/52. 

Depeſche an den däniſchen Gejandten in London: „.. Indem 
die königl. Regierung die Gonferenz annimmt, gebt fie von ber Vorausſebung 
aus, daß die Unterhandlungen von 1851 bis 1852 in unzweidbeutiger 
Weile die Grundlage der Verhandlungen bilden werden und gibt fich ber 
Hofinung hin, daß, indem jie ihren Beitritt von diefer Bedingung abhän: 
gig macht, ihre Anfichten zu feinem Einwand Anlaß geben werden, . ,. Für 
ung und für den Erfolg eventueller Unterhandlungen iſt e8 unbedingt uns 
erläßlich, daß jeder Plan eines Abfommens, der mittelbar 
ober unmittelbar irgend welchen Einfluß von Seite bes deut: 
ſchen Bundestags anf Gebiete, die nicht zum deutſchen Bunde 
gebören, in fid ke begreifen iheinen fünnte, von vornherein 
bejeitigt wird, 

„ (England). Ein Miftrauensvotum gegen Herrn Stangfeld 
als einen der Lords der Admiralität wegen feiner Beziehungen zu 
Mazzini wird vom Unterhaus nur mit 171 gegen 161 Stimmen 
abgelehnt. 

„ (Stalien). Pairsfhub von 23 neuen Senatoren, um ber Ne: 
gierung in ber Frage der Grundfteuerausgleihung die Majorität 
zu fichern. 

»„ Rußland). Gin Erlaß Murawierws verbietet die fernere Er: 
richtung polnischer Schulen in Litthauen. 

„ (Deutihland). Der 3ber Ausſchuß in Frankfurt vegt die 
Abhaltung neuer Vollsverfammlungen für Schleswig-Holſtein im 
Laufe der Oſterwoche an und fchlägt dießfällige Nefolutionen vor. 

„ Preußen) Auch in Neuwied entfcheidet das Gericht in der 
Diätenfrage gegen den Fiseus. 

„ (Griedenland). Sturz des Minifteriums Bulgaris. Er: 
nennung eines neuen Cabinets unter dem Vorſitze des Admirals 
Kanaris, 
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18./20. März. (Zollverein). onferenz zu Prag zwiſchen Berck 
mädtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleihung ihrer 
Differenzen bezüglich des Handelsvertrags mit Frankreich. 

19. „ (Preußen). Preußiſche Kriegsichiffe gehen von Straljund anf 

wieder in See, ohne dänischen Schiffen zu begegnen. 

(Preußen und Defterreich) lehnen bie Forderungen Din: 
marks, die Vereinbarungen von 1851,52 zur Orundlage der Gar: 
ferenz zu machen, ab. 

Depefche des englijhenGejandten in Berlin: „Ich batte bet 
früh mit Hrn, v. Bismarf wiederholt eine Unterredung. Se. Excellenz be 
gann fie mit der Bemerkung, daß er die Befehle des Könige über die Any 
legenheit entgegengenommen babe, daß es nah Anjiht Str. Majejtät und der 
Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Gonferenz auf der Grumplax 
von 1851—52 theilgunehmen, und daß bie öfterreichiihe Regierung , der cn 
dahin lautender Vorjchlag gemacht worden jei, jofort nach Berlin telegrapbin 
babe, daß fie diefen Vorſchlag für unzuläflig halte. Gr jagte: Dänemar 
babe fih 12 Jahre lang geweigert, die Verpflichtungen von 1851—52 5 
erfüllen, unter dem Borgeben, daß es unmöglich jei, und jegt, wo X. Mai. 
Regierung eine freie Gonferenz vorjchlage und Defterreih und Preußen berei 
jeien, biejelbe zu beſchicken, erhebe die dänijche Regierung den Anſpruch, dw 
Bedingungen für den Zuſammentritt der Gonferenz vorzujchreiben, und jchlaz 
als Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Grund dere 
eine Schlihtung der Zwijtigfeiten zwiſchen Deutjchland und Dänemarf ber 
beizuführen ſich 12 Jahre lang als unmöglich erwiejen babe. Ich antwortete 
der Vorſchlag Dänemarks jei nichtsdeſtoweniger eine logiſche folge der vs 
Preußen und Dejterreih am 31. Januar abgegebenen Erklärungen über da 
Zwed ihres Einmarſches in Schleswig. Sie hätten damals gejagt: fie ftir: 
den im Begriff, in das Herzogthum einzurüden, um den Abmadhungen ven 
1851 —52 Geltung zu verjchaften, und da Dänemark finde, daß es dem ven 
ihnen zu dieſem Zweck ausgeübten Drud nicht länger widerjteben könne, ie 
erfläre es ſich jeßt bereit, mit ihnen an einer Gonferenz tbeilzunehmen, um 
einen Vergleich auf Grundlage jenes Abkommens zu Stande zu bringen. r. 
v. Bismark bemerkte: die bäniihe Negierung müſſe doch einjeben, daß die 
Abmahungen von 1851—52 durch den Krieg hinfällig geworden jeien, un 
dürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 bdiefelben Friedensbedingungen zu er: 
langen, bie ihr bei Beendigung des Kriegs von 1848 bewilligt worden ſeien 
Ich erwiederte, daß es mir nicht um irgendwelche bejtiimmte Friedensbedin 
gungen zu thun jei.“ 

„ „ (Scleswig). Der Präfident und jümmtlihe Mitglieder des 
bisherigen Appellationsgerichte® werden von den Civilcommiſſäres 
entlaffen. 

(Italien). Die I. Kammer nimmt ben Gejeßesentwurf zur 
Ausgleihung der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen’ ar. 


"m" 
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20. „ (Schleswig). Beſchießung von Fridericia in Jütland burd 
die Defterreicher und Preußen. 
„ n. Defterreid). Girculardepeihe an bie Vertreter Defterreict 


bei den nicht in den deutfchedänifchen Streit verwidelten Regierungen : 

„r. . Wenn Dänemarf billige Goncejjionen bätte maden wollen, fc 
würde ber Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch jetzt könnte ber Frieden 
wieberbergejtellt werden, jobald nur Dänemark in jene Concejjionen einmwili- 
gen wollte. Aber es hält an ber Bildung eines Reichsrathes auf Grundlage 
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der Berfafiung vom 18. November feit, und will dieſe Berfaffung, gegen 
welche Deutichland proteftirt, und bie im Widerjprud mit ben von Dänemark 
übernommenen Berpflichtungen jtebt, in Schleswig eingeführt willen. Um 
der Fortdauer eines jolchen irregulären Zuftandes ber Dinge Widerjtand ent: 
gegenzujtellen, war ber Bund im Begriffe, Schleswig mit Truppen zu über— 
ziehen, wenn Preußen und Oejterreich jich nicht beeilt hätten, dem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als europäiiche Mächte, welche von Dänemark die Erfüllung 
gewijjer, von ber Succejjion in den Herzogthümern unabhängiger Berpflich- 
tungen zu fordern hatten, zuvorzufommen. Wenn Dejterreih und Preußen 
nicht raſch ihre Action an Stelle derjenigen der deutjchen Mitteljtaaten geſetzt 
hätten, wern die Yeitung der Angelegenheiten in die Hände ber Partei über: 
gegangen wäre, welche die däniſche Monardie zerſtückeln will, jo 
würden bie jeindfeligfeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen jein ; 
die Tragweite des Kriegs würde außerdem größer geweſen jein, und bie 
Mächte, welche jich für die Erhaltung der dänischen Monarchie interefjiren, 
hätten ſich Verwickelungen gegenüber gejeben, die für das Gleichgewicht im 
Norden Europa’s viel drobender gewelen fein würden, Die militärijche In— 
tervention Dejterreihs und Preußens bat diefe Gefahr vorläufig in ben Hinz 
tergrund gedrängt; jie würbe biejelbe ganz befeitigt haben, wenn die Mächte 
ben Sekten Gröffnungen der beiden bdeutichen Großmächte Rechnung getragen 
und Dänemark nicht in jeinem Widerftande ermutbigt bätten. Es bängt jo= 
mit von den nichtdeutjchen Mächten ab, zur Beruhigung dev erhigten Leiden 
Schatten in Teutichland beizutragen und den Conflict mit Dänemark auf dem 
Boden zu erhalten, wo er ſich gegenwärtig befindet. Dejterreich und Preußen 
werben dann ibrerjeits deito leichter dahin gelangen, ſich niht von der 
in Deutihland berrihenden Bewegung überflutben zu lajjen 
— eine Aufgabe, die immer ſchwieriger wird, je länger der Streit fich bin: 
auszieht. Die Beratbungen des Bundestages zeigen außerdem zur Genüge, 
welche Anftrengungen die Höfe von Wien und Berlin machen müfjen, um 
ihre Bundesgenoſſen zu verhindern, dem Streite ernitere Dimenfionen zu geben.“ 


20. März. (Frankreich) erklärt, auf der Gonferenz den „Wunfch ber 
Bevölkerung” als Grundlage eines Abkommens vorfchlagen zu wollen: 


Depeihe Drouyn be Lhuys an den Geſandten in London: 
„+. Ich wünſche, daß Sie vor einer Theilnabme an ber Conferenz bem 
Londoner Gabinet die Jdeen und Empfindungen fundgeben, mit denen wir 
an biejelbe berantreten. . . . Wir find fern davon, die Weisheit der Gombi- 
nation zu beftreiten, welche unter die Obhut des öffentlichen Rechts Europa's 
zu jtellen der Gegenitandb des Pondoner Vertrags war, und wenn wir, von 
ber Oppofition Deutichlands und ben Kundgebungen ber Herzogtbiimer ab: 
ſehend, nur ben Eingebungen unferer traditionellen Sympathien für Dänemark 
folgen bürften, würden alle unfere Anftrengungen dahin gehen, diefen Vertrag 
aufrecht zu erhalten. Aber es it ung nicht gejtattet, die Hindernijje zu ver: 
fennen, welche jid der reinen und einfachen Ausführung des Vertrags von 
1852 entgegenjtellen. Wenn der Londoner Vertrag für einige Mächte eine 
gejonderte Eriſtenz und eine Autorität befigt, die ihm unabhängig von ben 
zwijchen Deutichland und Dänemark in ber nämlichen Zeit eingegangenen Ber: 
bindlichfeiten anbaftet, ift er hingegen für andere Mächte eben jenen Verbind— 
lichkeiten unterworfen, von denen er ſich micht trennen läßt. Unter ben deut— 
ihen Staaten haben bie einen ihre Beiltimmung zu demjelben verweigert ober 
jie nur in eingeichränfter Form ertbeilt, die andern baben ihm früher zuge: 
ſtimmt, erflären ſich aber gegenmärtig von ihm entbunden, Der beutiche Bund 
endlich jcheint ben Werth einer Acte zu bejtreiten, an weldyer er nicht theil: 
genommen bat. Angefichts dieſer Verſchiedenheit der Auffajfungen, welche un: 
überfteigliche Hinderniffe zu ſchaffen droht, fcheint e8 mir unerläßlich, bie Durch 
ben gegenmärtigen Krieg berührten Intereſſen zu prüfen, ohne ſich ausichließs 


352 


- - 


Beilage 1. 


ih von dem Buchjtaben des Vertrags beitimmen zu laffen. Der Gegenitan: 
und der wirfliche Charakter diejes Streits ijt offenbar die Rivalität der Bolls 
ſtämme, welche die däniſche Monarchie bilden. Es tritt bei jedem derielben 
jein Nationalgefühl an den Tag, dejien Stärke nicht in Zweifel gezogen wu. 
den fan. Was kann deßhalb natürlicher ericheinen, als daß man in Erman— 
gelung einer allgemein anerkannten Regel den Wunjidh der Bevölferunge 
zur Grundlage nimmt? Diejes Mittel, welches mit den wahrbaften Antereiie: 
beider Theile übereinjtimmt, jcheint uns am geeignetften, ein billiges und bi: 
Gewähr der Dauer bietendes Abkommen herbeizuführen. Indem wir d 
Anwendung eines Grundprincips unjeres Öffentliben Redı 
verlangen, und indem wir jowohl für Dänemark als für Deutjchland de 
Vortheil dieſes Princips in Anipruch nehmen, glauben wir bie gerechteſte um 
leichteſte Löſung dieſer Frage vorzuſchlagen, welche in ganz Europa eine \ 
lebhafte Unruhe hervorruft.“ 


21. März. (Frankreich). Zwei Nachwahlen zum gefeßgebenden Körper 


n 


in Paris fallen mit großen Mehrheiten auf Carnot und Garmier: 
Pages, zwei Mitglieder der proviforifhen Regierung von 1848. 

(England) faßt nad den Berichten feines Gejandten in Kopen: 
bagen die Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung bei einer 
Conferenz knüpft, nicht als eine abfolute auf, fondern nur als die 


von Dänemark zunächſt vorgefchlagene neben möglichen anderen. 

Depeſche Rufjels an den engliihen Geſandten in Kopen: 
bagen: „. . 5. Maj. Regierung freut fi, daß die däniiche Regierung de 
Gonferenzvorichlag annimmt, und nicht auf der förmlihen Anerfennur: 
bes Abkommens von 1852—52 jeitens Dejterreihs und Preußens, als x 
Grundlage, auf welcher bie Berathungen der Gonferenz ftattfinden jollen, ® 
ſteht. . . . Dünemarf will eine Gonferenz auf Grundlage der Unterbandlunge 
von 1851—52 annehmen. Deiterreih und Preußen wollen diefe Grundlax 
nicht annehmen, und vermutblich auch Feine andere, durch welche Die freien 
Beratbungen ber Gonferenz, zum minbeften bem Anschein nach, begränzt um 
bejchränft würden. Aber Hr. Monrad jelbit jagt, während er auf die Grund 
lage von 1851—1852 dringt: ihre Annahme würde bie Grörterung eine 
andern Abfommens nicht ausjchliegen, wenn man auf diefer Grundlage mic 
zu einem Abkommen gelangen könnte. Diejes der Billigkeit entſprechende un? 
praftiihe Zugeſtändniß jcheint aus der fachlichen Differenz gewiſſermaßen cm 
bloß formelle zu machen. Defterreich und Preußen fönnen ſich, während fie 
eine Grundlage nicht einräumen, nicht weigern, auf ber Gonferenz die Unter: 
bandlungen von 1851—52 zu erörtern; und Dänemark würde ſich, währen: 
es auf der von ihm vorgefchlagenen Grundlage bejteht, nicht weigern, andere 
Arten eines Ablommens zu u falls fich eine Uebereinkunft auf der er: 
wäbnten Grundlage als unthunlich erweilen jollte ... Immerbin wird J 
Mai. Regierung Frankreich, Rußland und Schweden, jomwie bem beutichen 
Bund eine Gonferenz zur Wiederherftellung des Friedens vorichlagen, und zu 
gleicher Zeit bemerfen, daß Dänemarf feine Zuftimmung zur Conferenz an 
die Bedingung knüpft, daß die Unterhandlungen von 1851—52 bie Grunblage 
ber Berathungen bilden jollen,“ 


» (Stalien). Oaribaldi verläßt Caprera und jchifft fich über 


" 


Malta nad) England ein. 


(Dinemard) Schluß des Reihstages. Botſchaft des Königs: 

. Nehmt Unjern Gruß an alle Gauen des Landes mit. Sagt e— 

Guren "Mitbürgern, daß Unjer Herz blute bei dem Gedanfen daran, was lin: 
jere getreuen Untertbanen ſowohl dieſſeits wie jenfeits der Königsau ausſtehen 
müfjen; aber jagt ihnen auch zugleich, daß Unſere Feinde den däniſchen Mann 
nur ſchlecht kennen, wenn fie glauben, jie können durch die Bürden, meld 
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auf feine Schultern gelegt werben, ben Wunſch bei ihm hervorrufen, daß Wir 
des Baterlandes heilige Sache opfern jollten. Durch Drohung, Gewalt brau: 
chen zu wollen, ließ Unjer Vorgänger auf dem Thron fich bewegen, ben Her: 
zogthümern Holftein und Lauenburg eine befondere Stellung in ber Monar: 
hie zu geben, und nun nennt man ben dadurch notbwendig gemachten Zuftand 
einen Bruch tractatmäßiger Verpflichtungen. Im Namen d F Verpflichtungen 
vollführt man eine Erecution in Holſtein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter der Grecution in Holjtein und unter dem Schuß ber Truppen bes 
deutjchen Bundes läßt man ber revolutionären gegen Uns gerichteten Bewe— 
gung freien Spielraum. Schleswigs Deccupation benußt man dazu, biefen 
Yandestbeil als eine preußiſche oder öſterreichiſche Provinz zu behandeln; 
geiſtliche und weltliche Beamte ſetzt man maſſenweiſe ab; unter nichtsſagenden 
Behauptungen ſchleppt man Prieſter und Obrigkeitsperſonen in's Gefaͤngniß 
und behandelt ſie ſchlimmer denn ſimple Verbrecher; das Grabmal über Unſere 
tapfern gefallenen Krieger hat man geſchändet und niedergebrochen; Unſern 
Namenszug hat man auf allen öffentlichen Gebäuden ausgeſtrichen, den Ge— 
brauch der Bezeichnung „Königlih“ verboten; Danebrog, des Landes alte 
Fahne, muß der Aufrubrsfahne von 1843 weichen; die Beftimmungen ber 
bejondern jhleswig’ihen Verfaſſung über die Sprachverhältniſſe kränkt man 
gerabezu durch Machtgebot. Auch nicht einmal Hier ftandb der Feind ftill; 
er bat bie Königsau iberichritten und überfchwenmt nun Nord-Jütland! 
Noch jtehen wir allein! Wir willen nit, wie lange Europa ein müßiger 
Zufchauer der Gewaltthat, die man gegen Uns und Unfer Volk übt, fein 
will. Wir wiederholen bem Reichstag Unjere Zufage. Wir find willig, alles 
zu thun, um einen Frieden zu erreichen, mit welchem dem VBaterlande gedient 
fein kann; aber das müſſen Unjere Feinde wifjen, daß bie Zeit noch ſehr 
fern liegt, wo Wir oder Unjer Bolf dazu gendöthigt werben 
fönnten, Uns einem für Dänemarf dbemütbhigenden Frieden 
zu unterwerfen. Gures Königs letztes Wort an Euch und bie, welche 
Euch gewählt haben, jei Ausdauer! Gott fei mit Euch!“ 


Der König gebt nod am gleihen Tage zur Armee nad Alfen ab. 


22. März. (Preußen). Das Staatsminifterium macht bekannt, daß bie 


23. 


angedrohte däniſche Blofade von Swinemünde bis zum heutigen 
Tage nicht zur Ausführung gefommen fei. 

» (Breußen). Geburtstag des Königs. ine Deputation der 
preußifchen Volkövereine und der patriotifhen Bereinigung überreicht 
dem König eine Royalitätsabreffe mit beinahe 100,000 Unterfgriften. 
Antwort des Königs: 

„ee. Jh weiß, es ift eim erfreulicher Umichwung eingetreten, und 
es ſind Erfolge errungen, die auch Ihnen mit zu banken find. Das beweift 
die große Theilnahme und die in fo bochherziger Weile durch alle Stände 
bewährte Opferwilligfeit für Meine Armee, die fi) ihrer Vorfahren würdig 
gezeigt hat. Ih fürchte jedoch, dieſen Umſchwung bewirken nur bie Siege 
Meines Volkes in Waffen, die fich hoffentlich noch wiederholen werden. Denn 
jene Partei, bie bas Volt wiſſentlich verwirrt, will gar nicht die Siege ber 
Armee, durch welche die Sicherheit bes Staates und des Thrones bedingt 
wird, und fo ift ed nicht unmöglid, daß wir, wenn bies vorüber, wieder 
Zeiten entgegengehen, wie wir fie jeit zwei Jahren gefannt haben. Dann wird 
es Ihre Aufgabe fein, fo feft zufammenzubalten, wie Sie jet hier vor Mir ſtehen.“ 

er König fpridt dem Minifterium feine vollfte Zufriedenheit 
mit feiner Führung der innern und auswärtigen Angelegenheiten aus. 
„ (Schweden). Neue Straßentumulte in Stodholm. 
» Defterreih und Preußen) nehmen bie von England vor: 
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geichlagene Eonferenz ohne Waffenftillftand und ohne Gonferew;: 
bafis an, 

23. März. (England). ine Note des englifchen Geſandten zeigt dem 
beutfchen Bunde die Eröffnung von Gonferenzen in der demtjd-di 
niſchen Streitfrage an: 

„..., Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen haben ihre Bereitmwilligfe: 
fundgegeben, ihre Vertreter zu einer joldhen Gonferenz abzuordnen. Auch di 
Regierung von Dänemark bat die Annahme einer Gonferenz zugefagt, voraus 
gejekt, daß diefelbe berufen würde, um auf der Bafis ber Verbandlungen ven 
1851—52 zu beratben. Da nun jene Verhandlungen unter den Auſpicies 
Defterreihs und Preußens ftattgefunden umdb bie zu Stande gebrachten Ar 
tangements mit Dänemark die Genehmigung des deutſchen Bundes erbalten 
haben, jo würde J. M. Regierung durchaus geneigt jein, diefe Verbandlungen 
und Arrangements zum Ausgangspunfte ber Eichen von 154 
zu machen. Aber da es winfchenswertb it, jebe Mikbelligfeit und die ba 
durch zu befürchtende —— zu vermeiden, jo ſchlägt Ihre Maj. ver, 
als Baſis der Gonferenz fchlechthin diefe anzunehmen: daß Mittel gejud: 
werben, um dem Norden Europa’s bie Segnungen des Frie 
bens wiederzubringen.“ 

24. „ (Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt fich bis 
zum 48. April. 

(Preußen). Zahlreihe Verfammlung der Wahlmäuner ver 

Berlin. Diefelbe bejchließt mit allen gegen 1 Stimme, zu erflären: 

„1) Die vollftändige Trennung von Dänemark iſt das Mecht ber Herzog— 

thümer, und nur in biefer Trennung kann der angemefjene Preis für de 
dargebradhten Opfer und bejonders für das vergoffene Blut gefunden werben. 
2) Unbeirrt von Drohungen und Einſchüchterungen baben unfere jchleswis 
boljteinifchen Brüder fi dahin ausgeſprochen: ungetrennt bei einander um 
unter einem jelbitändigen Fürften Deutiche fein und bleiben zu wollen. 6 
muß ihnen jept Gelegenheit gegeben werben, ihren Willen in 
voller Freiheit und in feierliher yorm vor Europa zu erflä 
ren, ihren Staat zu conftituiren und fomit jeben Einſpruch des Auslandes in 
bie heiligſten Angelegenheiten der deutſchen Nation von vornberein als nichti— 
zurückzuweiſen. 3) Preußen und Defterreich haben 1851 die Herzogtbü- 
mer entwafinet an Dänemarf übergeben und jett durch ihr einfeitiges Nor: 
gehen dieſelben verhindert, jich feron mit Hilfe des deutſchen Volkes von der 
unberechtigten däniſchen Herrfchaft zu befreien. Sie tragen baber ganz Deutid: 
land, den Herzogthümern und ihren eigenen Völkern gegenüber die Berant 
wortlicdhfeit, daß eine unbeilvolle Politit das nicht wieber aufgebe, was 
abermals mit dem Blute tapferer Krieger gewonnen iſt.“ 

26. „ (England). Eine Note des englifhen Gefandten zeigt dem 
deutfhen Bunde an, daß die Conferenzen am 12, April in London 
eröffnet werden follen und ladet den Bund ein, durch einen er: 
treter an bemfelben Theil zu nehmen. 

28. „ (Deutfhland). Der Anregung des 36er Ausſchuſſes entſprechend 
finden in ganz Deutfchland (Defterreih ausgenommen) zahlreich be: 
ſuchte Vollsverfammlungen ftatt, um noch einmal die Anfchauungen 
und ben Willen ber Nation bezüglich der Löſung ber fchleswig:bel: 
fteinifhen Frage zum Ausdrud zu bringen. Meift werben babei 
die von jenem Ausſchuß vorgefchlagenen Refolutionen — bie und 
da mit einiger Abſchwächung oder Verſtärkung — angenommen: 
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„1) Die Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein haben das Recht, eng mit einander 
verbunden, von Dänemark vollſtändig getrennt unter ihrem eigenen Fürſten 
zu leben. 2) Jede Entjheidung, die wider den Willen des Volks über fein 
Schidjal getroffen wird, jede Uebereinkunft mit fremden Mächten, bie das 
Recht der Herzogthümer preisgibt, ift null und nichtig, iſt eine vechtlofe 
Gewaltthat und zugleich ein Verrath an den Intereſſen und ber Ehre Deutſch— 
lands, Der nädjte Moment wird fie zerreißen und vernichten. 3) Noch 
immer fehlt uns eine geordnete DBertretung der Nation, ein deutſches Parla- 
ment! Deshalb erhebt das Volk unmittelbar feine Stimme, Wir Tafjen 
nicht ab, bie nationalen forderungen bebarrlich auszujprehen, die Inhaber 
ber Gewalt zu mahnen und zu warnen. Verhallt jede Mahnung erfolglos, 
jo mögen die Schuldigen dem verdienten Geſchick anheim fallen.“ 

29. März. (Holftein). Abgeordnete von 71 ſchleswig-holſteiniſchen Ver— 
einen des Landes beſchließen in Rendsburg einftimmig, zu erklären: 

„Die jouderänen Herzogthümer Schleswig-Holſtein haben das Recht, eng 
mit einander verbunden von Dänemarf vollftändig getrennt unter ihrem 
eigenen Fürften Herzog Friedrich VIII. zu leben. Jede Entſcheidung, bie 
gegen den Willen unjeres Volks über unſer Schidjal getroffen wird, 
jede Uebereinfunft fremder Mächte, bie das Recht Preis gibt, ift null und 
nichtig, ift eine rehtloje Gewaltthat und zugleich ein Verrath an ben 
Intereſſen und der Ghre Deutichlands. Feſthaltend an unferm Recht 
werben wir ſolcher Gewaltthat ben äußerſten Widerjtandb ent: 
gegenjegen.“ 

„ Breußen). Das Staatsminijterium erflärt, daß die ange: 
drohte dänifche Blokade von Stralfund, Wolgaft, Barth, Greifs— 
wald und Kammin bis heute nicht ausgeführt worden fei. 

"„» « (Sriedenland). Definitive Unterzeihnung des Protokolls be> 
Hufs Regelung der griehifhen Frage durch die Vertreter ber fünf 
Großmächte zu London. Auch der Vertreter Griechenlands tritt 
bemjelben nunmehr bei. 

30. „ (Schleswig). Die Preußen eröffnen die erſte Parallele gegen 
die Düppeler Schanzen. Fridericia wird von ben Dejterreichern 
bloß cernirt. 

» rn Morwegen). Berhandlungen des Storthings über die Pro: 
pofitionen der Regierung. Bericht und Antrag bed Ausfchuffes, 
deſſen Minorität (7 Stimmen) die Unterftügung Dänemarks von 
einer Allianz mit den Weftinächten abhängig machen will, während 
die Majorität (8 Stimmen) nur eine Allianz ohne nähere Bedin— 
gung forbert: 

„+ + Obgleich die große Majorität des norwegiſchen Volkes ficherlich 
feine nähere politifche Verbindung zwifchen ben vereinigten Reichen (Schweben- 
Norwegen) und Dänemark wünſcht, würde doch der Untergang Dänemarks 
in hohem Grabe bie Theilmahme des norwegiſchen Volles erweden, einmal, 
weil ein verwandtes und durch fo viele Bande an uns gefettetes Volt davon 
betroffen werben würde, anbererjeits weil eine Unterbrüdung Dänemarks durch 
die deutichen Mächte die Kraft bes nordijchen Stammes ſchwächen würde. Im 
Bertrauen zu ber Weisheit des Königs, im Vertrauen zu der norwegijchen 
Regierung und im Vertrauen zu dem Manne, bem bie Peitung ber auswär: 
tigen Angelegenheiten ber vereinigten Reiche anvertraut ijt (dem Grafen Man- 
berftröm) enthält fi) der Ausſchuß, es ald ausbrüdlihe Bedingung für das 
Zuftandefommen bes Storthing-Beichlufies Hinzuftellen, daß bie Intervention 
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für Dänemark nur nad Abfchluß einer die Reiche fihernden Allianz erfolgen 
jolle. Dagegen wirb proponirt, daß eine Abfchrift des Gutachtens zur Kennt 
nißnahme von den Anſchauungen des Storthings ber norwegiichen Regierunz 
zugefandt werde. Der Ausihuß huldigt den Anfchanungen, welche die Regie: 
rungen ber vereinigten Reiche nähren, in jo fern diefe feine Geneigtbeit offen 
bart haben, auf eigene Hand ben Kampf zu eröffnen. in Krieg, ber ohne Be: 
bündete mit den deutſchen Mächten geführt würde, wiirde ſchwere Bürden mit 
fi führen und ftörend auf die Induſtrie einwirken, wäbrend ed mehr als 
ungewiß fein würde, ob die Betheiligung Schweden = Norwegens am Kriege 
Dinemarf zu einer wirflien Hilfe gereichen möchte.“ 


30. März. (Naffau). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Herzoge. 


" 


„ (Branfreih). Der Affifenhof verurtheilt Mazzini wegen Theil: 
nahme am Complott Greco in contumaciam zur Deportation. 
(Norwegen). Nach fünfftündiger Debatte wird mit 109 gegen 
2 Stimmen die Verwendung der norwegifchen Lande und Seemacht 
nad dem Antrage des Ausfhuffes bewilligt, die Theilnahme Nor: 
mwegens am Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 
gegen 42 Stimmen (melde eine Allianz mit England und Franl: 
reich verlangen) abhängig gemacht. Der Ausiprud gegen eine pe: 
litifche Verbindung der drei fcandinavifchen Reiche endli wird mit 
57 gegen 54 Stimmen genehmigt. 
„ (Bereinigte Staaten). General Grant tritt als Generalii: 
fimus und Oberbefehlshaber in Washington und auf dem Kriegsſchau— 
plate an Halled’s Stelle. BPräfident Lincoln ordnet die Aushebung 
von weiteren 200,000 Mann als Referve bis zum 15. April an, 
zunächſt durch Werbung Freiwilliger, für den Reft dur Eonfcription. 


— April. (Deutfhland). Obgleich Deutfchland bis jetzt nicht im 


14, 


18, 


Kriege mit Dänemark ſich befindet, fo ift dennoch bereit eine Anzabl 
verjchiedenen bdeutfchen Staaten (außer Defterreih und Preußen) 
angeböriger Schiffe von däniſchen Kreuzern aufgebraht und zum 
Theil von dänifhen Prifengerichten condemnirt worden. 


»„ (Deutfhland). Merkfwürdige Enthüllungen des englifchen 


Dlaubudes über die Stellung Hannovers zur ſchleswig-holſtein'ſchen 
Trage. 


„ (Deutfhland). Der Bundestag beſchließt mit großer Mebrbeit, 


fi) an den Londoner Conferenzen durch einen Bevollmächtigten ohne 
Bedingungen und mit einer fehr allgemein gehaltenen Inftruction 
zu betheiligen. Bayern bleibt mit einem Gegenantrag mit wenigen 
Stimmen in ber Minderheit. Die Wahl des Gefandten fällt auf 
den Fol. fähfifhen Staatsminifter v. Beuft. 

(Schleswig) Erftürmung der Düppeler Schanzen durch bie 
Preußen. Die Dänen ziehen fi nah der Inſel Alfen zurüd. 
Wrangel erhält von Berlin den Befehl, den größern Theil der preußis 
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fhen Truppen und bes Belagerungsgefhüßes zur Beſetzung Jütlandé 
und zur Belagerung Fridericia's zu verwenden. 
20. April. (England). Borläufige Eröffnung der Londoner Eonferenzen, 
obgleih ber Vertreter bes deutſchen Bundes nody nicht eingetroffen 
if. Die Vertreter Defterreihs und Preußens erflären, fo lange 
an demfelben keinen Theil zu nehmen. 

(England). Wirkliche Eröffnung der Londoner Conferenzen. 
Der Antrag auf Einftelung der Yeindfeligkeiten zu Lande und zur 
See, jedoch mit Aufrehthaltung der (dänifhen) Blofade wird von 
den Vertretern Defterreiche, Preußens und Dänemarks ad referen- 
dum genommen. 

Vertreter der theilnehmenden Mächte an ber Gonferenz: 
Fürft La Tour b’Auvergne für Frankreich; Graf Ruſſel und Lord Clarendon 
für England; Graf Appony und Geheimerath v. Biegeleben für Oeſterreich; 
Graf Bernftorff und Geheimeratb v. Balan für Preußen; v. Beuft für ben 
deutfhen Bund; Graf Brunnow und dv. Ewers für Rußland; Graf von 
Wachtmeiſter für Schweden; Minifter Ouaade, v. Bille und Staatsrath 
Krieger für Dänemarf. 


25. 


Ergänzung. 
30. Kan. (Preußen). Depefche Bismarck's an ben preußiſchen Ge: 


fandten in London: 

„+. . In meiner Depeiche vom 24. ds. Mts. babe ich fchon wieberholt, 
baß es uns völlig unmöglich ift, den Londoner Bertrag aufrecht zu erhalten 
und zugleih bie ihm vorbergegangenen unb innerlih mit ihm zuſammen 
hängenden Vereinbarungen offen verlegen zu laſſen. Dadurch, baf Dänemark 
zwölf Jahre lang feine Verbindlichkeiten unerfüllt gelaffen und fie zulegt durch 
die Verfafjung vom 18. November endgültig und förmlich gebrochen hat, ha: 
ben wir bas Redt erlangt, und vom Londoner Bertrag los: 
zufagen. Wir fragten une, ob wir von biefem Rechte Gebraud machen 
ober ed noch einmal verfuchen follten, Dänemark zur Erfüllung feiner Verbinb: 
lichfeiten zu bewegen; nur ber aufrihtige Wunſch, unfere Beziehun— 
gen zu ben Mitunterzeihnern bestondoner Vertrags nit zu 
trüben, bat uns vermodt, bie leßtere Alternative zu wählen und fomit zu 
beweijen, baß wir bem genannten Bertrage treu bleiben. Die Regierung Ihrer 
britifhen Majeſtät wird uns nicht bie Anerkennung verfagen fünnen, baß 
wir uns bemüht haben, bie uns durch den Londoner Vertrag auferlegten Ber: 

flihtungen auf's Gewiſſenhafteſte zu erfüllen. Aber wenn wir an allen Be: 

immungen von 1851—52 feithalten, fo find wir es uns felbft und ben In— 
terefien Deutſchlands, die wir in ben Herzogthümern zu beſchützen haben, 
Ihuldig, die Periode ber bloßen Verſprechungen, bie fo ganz unwirkſam ges 
blieben find, nicht weiter in die Länge ziehen zu laſſen, fonbern Sorge zu 
tragen, baß Verpflichtungen, deren Vorhandenſein und bindende Kraft Nies 
manb abläugnet, erfüllt werden. Wir fönnen ung hievon nicht abjchreden laſſen 
durch ben legten uns burch X. Brit. M. Regierung gemachten Vorſchlag, Dänes 
nemarf eine Frift von 6 Wochen zu gönnen, bamit es bie Novemberverfaffung 
in verfafjungsmäßiger Weije, b. :. durch Anwendung biejer vertragswibrigen 
Berfaffung Fein, aufzuheben ſuche. ... Nachdem bie bänifche Regierung ke 
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aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet hat, bie auch von bem micdtbent- 


ſchen Großmächten als jelbitwerfchuldet betrachtet wird, jo fann man es, benfen 


wir, nur als gerecht anjehen, daß Dänemarf, wenn es bie jelbitgejchafienen | 
Schwierigfeiten nicht — — kann, uns geſtatte, die vertragswidrigen 


Folgen desſelben durch unſere Beſetzung bes Herzogthums Schleswig zu be 
feitigen. Sollte Dänemark biejer Bejekung mit Waffengemalt 


entgegen treten, jo werden militärifche Operationen ftattfinden müſſen 
deren Folgen auf bie weitere Gniwidelung ber deutſch-däniſchen Beziehungen | 


einen um fo bebenflicheren GFinfluß üben dürften, als bie zwiſchen ben 
beiden Ländern beftehbenben Verträge dann aufbören würben, 
in Kraft zu fein. Grit von jenem Augenblide an würde die Anteari: 
tät ber däniſchen Monardie eine Frage werben, bie cine Yölıma 
heiſcht. ... .“ 


nl. 


Der Bertrag von Sonden 
vom 8. Mai 1852. *) 


Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreieinigkeit 


Ihre Majeftät die Königin des vereinigten Königreihs ven Groß— 
Britannien und Irland, Se. Majeftät der Kaifer von Oeſterreich, König 
von Ungarn und Böhmen, der Priuz:Präfident ber franzöſiſchen Repuktit, 
Se. Majeftät der König von Preußen, Se. Majeftät der Kaifer von Ruf: 
land und Ge. Majeftät der König von Echmeden und Norwegen baben, 
in Erwägung ziehend, daß die Erhaltung der Antegrität ber dänifchen 
Monardie, als verfnüpft mit den allgemeinen Anterefien des Gleichge— 
wichts der Mächte in Europa, von hoher Wichtigkeit ift für die Erhaltung 
des Friedens und daß eine Combinatien, durch welche die Nadfolge in 


*) Sowohl ber Londoner Vertrag, als bie diplomatifchen Depeſchen, welde 
bie Vereinbarungen zwifhen Dänemarf und Deutihland von 1851—52 
— auf welde ſich Fänemart jeßt zu fügen fucht, nachdem es in den langwierigen 
Unterhandlungen mit bem beutfchen Bunde feit 1855 ſich benfelben auf jede Weile 
u entziehen und am Ende bie „tractatmäßige” Verbindlichfeit deifelben geradezu in 
brede geftellt hatte — finden ſich volftändig und ihrem ganzen Wortlaute nad in 
Ghbillany diplomatiihes Handbud. Sammlung ber wichtigſten 
europäifchen Friedensſchlüſſe, Congreßacten unb jonftigen Staatsurfunden vom 
weitphälifchen Frieden bis auf die neueſte Zeit. Mit kurzen geſchicht— 
lichen Einleitungen. 2 Bände. Nördlingen 1855. 
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len gegenwärtig unter dem Scepter Sr. Majeftät des Königs von Dä: 
smart vereinigten Gebieten dem Mannsftamme, mit Ausfchluß der Frauen, 
ıfiele, das befte Mittel wäre, um die Integrität dieſer Monarchie zu 
bern, haben fid) auf das Erfuhen Er. dänifhen Majeftät entjchloffen, 
men Bertrag abzufchließen, um den auf dieſe Succeffionsordnung bezügs 
hen Arrangements ein neues Pfand der Dauer dur einen Act euros 
ätjcher Anerkennung zu verfchaffen. 


Zu diefem Zwecke haben bie hohen Theilnehmer bes Vertrags zu 
hren Bevollmächtigten ernannt ꝛc. x. 


Nachdem fie fi ihre gegenfeitigen Vollmachten mitgetheilt und bie: 
elben in aller Form befunden, haben die Obengenannten folgende Artikel 
ngenommen: 


Art. 1. Nachdem Se. Mai. ber König von Dänemark die Antereffen feiner 
Ronardie in ernjte Erwägung gezogen und mit Zuftimmung Sr. k. H. bes Erb: 
xinzen unb feines nächſten Verwandten, ber Kraft bes bänifchen Königsgefekes 
ur Machfolge berechtigt ift, ferner im Einverſtändniß mit Sr. Maj. bem Kaifer von 
Rußland, Chef der älteren Branche bes Haufes Holftein-Gottorp, feinen Wunſch ers 
Yärt Bat, bie Succeffionsorbnung für feine Staaten in ber Weiſe zu reguliren, baf 
n Ermangelung männlicher Nachkommenſchaft in birecter Linie von König Friebrich III. 
von Dänemark feine Krone auf S. H. ben Prinzen Ghriftian von Schleswig=Holfteir: 
Sonberburg: Glüdsburg und auf bie Nachkommen aus ber Ehe biefes Prinzen mit 
3.8. 9. ber Prinzeſſin Louije von Schleswig⸗ Holſtein-Sonderburg-⸗Glücksburg, geb. 
Brinzejfin von Heſſen, nach der Erſtgeburt von Mann auf Mann übertragen würde — 
serpflichten fich Die hohen contrahirenben Parteien in Anerkennung der weifen Abfichten, 
velhe bie Annahme biefer Gombination entichieben baben, für ben Tall des Eintritts 
ber in's Auge gefakten Eventualität, in ©. H. dem Prinzen Ghriftian von Schles— 
wig-Holftein-Sonberburg-Clüdsburg und feinen birecten Nachkommen aus feiner Ehe 
nit der befagten Prinzeffin das Recht anzuerfennen, in ber Totalität ber ge: 
genwärtig unter dem Scepter ©. M. bes Königs von Dänemark vereinigten Staaten 
nachzufolgen. 

Art. 2. Die hohen contrahirenden Parteien, in Anerfennung bes Principe 
ber Integrität ber bäniihen Monarchie als eines feitftebenben, verpflichten ſich, weis 
tere Eröffnungen, bie ©. Maj. für geeignet erachten möchte, ihnen zu machen, wenn 
(was Gott verbüten möge) das Grlöfchen der männlichen directen Nachkommenſchaft 
©. 9. bes Prinzen Ghriftian von Schleswig = Holftein : Sonberburg » Slüdsburg aus 
jeiner Ehe mit der Prinzeffin Louiſe drohen follte, in Erwägung zu ziehen. 

Art. 3. Es ift ausbrüdfich veritanden, daß bie gegenfeitigen Nechte und Vers 
bindlichfeiten St. Maj. bes Königs von Dänemark und bes beutihen Bundes be: 
züglich der Herzogthümer Holftein und Lauenburg, wie foldhe Rechte und Verbind— 
lihfeiten durch ben Bundesvertrag von 1815 und die bejtehende Bundesacte feftgeftellt 
find, durch dieſen Vertrag in feiner Weiſe gefchmälert werben follen. 


Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifteirt und bie Notificationen binnen 
ichs Wochen, oder wo möglich noch früher in London ausgewechjelt werben. 


Zu welder Beglaubigung die rejpectiven Bevollmächtigten biefen 
Vertrag unterzeichnet und demfelben ihre Siegel beigefügt haben. 
Sp geſchehen zu London ben 8. Mai i. J. d. Gnade 1852, 
Malmesburg, — Kübel. — Walewsti. — Brunnow. — Bunſen. — 
Rehauſen. — Bille, 


x! 


Bewegung der Börfencurfe im Jahre 1863. 


Indem bie Börfen ben politiihen Ereigniſſen unterlagen, Fonnte ber Werfola 
ben Erwartungen unmöglich entiprechen, denen man ji zu Anfang bes Jahres him: 
geben zu bürfen glaubte. Die Fortdauer des Bürgerfrieges in ben Vereinigten Sta: 
ten, die polnifche Infurrection zu Anfang und das plößliche Auflodern ber jchleswig- 
bolfteinifchen Frage zu Ende bes Jahres ftanden einem Aufihwunge ber Kurfe bin: 
bernd im Wege. | 

Trogbem, namentlich aber troß dem andauernden Ausfall des amerifaniichen 
Verkehrs nahmen — nad ben Zufammenftellungen ber ki. Handelsztg. — Tomehl 
Induſtrie als Handel in England einen erbebliden Aufihwung gegen bie beiden 
Borjahre, Die Ausfuhr betrug in ben erften 11 Monaten ber Jahre 

1861 1862 1863 
115,355,004 Pf. St. 113,280,779 Bf. St. 132,135,168 Pf. St. 
In Rancafhire hat ſich die Lage ber arbeitenden Klaffen wefentlich gebefjert und bie 
Krifis, welche dieſen Panbestbeil feit bem Ausbruche des Bürgerfrieges in Amerika 
fo fchwer heimgeſucht hatte, darf zur Zeit als wejentlich überwunden betrachtet wer: 
ben. Die große Summe von Kapitalien, welche durch bie Stodung in ber Paum- 
mwollinbuftrie flüffig geworben waren, fpornten wie im Jahre 1862 fo auch noch in 
ber erften Hälfte bes Jahres 1863 ben Unternehmungsgeift an.” Der lang andauernde 
Gelbüberfluß, ber im vorhergehenden Jahre beſonders in ausländiſchen Staatsanleiben 
einen Abzug gefucht hatte, rief in biefem Jahre vorzugsweile die Gründung von Actien- 
gefellichaften aller Art hervor, von denen jedoch nicht alle als jolide Unternehmungen 
angejeben werben bürfen. Auch der Rarifer Erebit Mobilier, gegen ben ih bisher England 
wie mit einer chineſiſchen Mauer abgeſchloſſen hatte, fand endlidy bas Zauberwort, welcher 
ihm bie Pforten ber Londoner City öffnete und in den Monaten Mai und Juni berrichte 
vielfach ein gewaltiger Schwindel an ber Stock-Erchange. fremde Anleben kamen 
verhältnigmäßig wenig an ben englijhen Markt. Außer ber conföberirten Anleibe 
von 300,000 L., durch welche England feine Vorliebe für ben Süden mit theurem 
Gelde bezahlen mußte, wurde eine Anleihe von Venezuela im Betrage von 1 Mill 
Pfd., 3,300,000 Pfdb. brafilianifhe und 2,100,000 portugiefiihe und verjchiedene 
fleinere Anleihen mit gutem Erfolge aufgelegt. Von ber großen italienischen Anleibe 
wurben in England ftarfe Poſten untergebradt. Das Börfenfpiel warf ſich indeß 
neben ben Actien mehr auf ältere ausländifche Obligationen zınd zwar ausſchließlich 
auf folche, welche jeit vielen Jahren Feine Zinfen bezablten, bie aber irgenb welche 
Anhaltspunkte für ein wagbalfiges Spiel boten. So wurden griechiſche Obligationen, 
bie vor ber Enttbronung bes Königs Otto 5—6 ftanben, bis auf 40 getrieben, um 
bei Jahresſchluß wieber auf 25 zu ſinken. Mericaner hielten mit ben Fortſchritten 
ber franzöſiſchen Erpebition gleihen Schritt. Sie ftiegen nach ber Beſitznahme ber 
Stabt Merico bis auf 48 und gingen wieber bis auf 32 zurüd. Weniger große 
Schwankungen erfuhren ſpaniſche Paffiven. Cs konnte nicht fehlen, daß im Folge 
bes unfinnigen Börſenſpiels, welches ben Sommer über in Lonbon getrieben wurde, 
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x Gelbwerth beträchtlich anziehen mußte. Dazu fam noch ein fortwährender Er: 
rt von Golb und Silber für die aus bem Driente eingeführte Baumwolle. Als 
m im Folge der Ueberjpeculation unb einer momentanen Wendung ber polnifchen 
irren ber Börſenſchwindel nachließ, ba wurde bie eintretende Ernüchterung durch 
n fortwährend jteigenden Disconto raſch geförbert. Schonungslos wmobifizirte bie 
anf von England dem jeweiligen Bebürfnifje entfprechend ben Disconto, erhielt ba- 
it ber Banf jtets eine angemefjene Referve und beugte fo bem Ausarten ber Klemme 
‚eine Krifis aus. Die meiften foliben Wertbpapiere, Staats: und Eifenbahneffeften 

wie anerkannte Bankactien jchloffen höher ald am Scluffe bes Jahres 
362. Aber auch ber größte Theil ber neugefchaffenen Actien notirten — auf 
m Kurszettel wenigitens — bei Jahresſchluß mit Agio. Dabei waren bie Baumes 
elfpreife neuerdings auf eine nie gefebene Höhe geihraubt worden. Bon gebiegenen 
mfidhtigen Häufern wurde daher bie finanzielle Lage bes englifhen Marktes immer 
sh als eine fehr gefährliche bezeichnet. Würde es in Amerifa zu einem rafchen 
riedensſchluſſe kommen, bann würden große Berlufte in vielen Branchen unvermeid⸗ 
& fein. Aber auch ohne die Wieberherftelung bes Friedens in Amerifa wirb es 
eljah als fraglich angejehen, ob die wenn auch noch fo jtarfe Gonititution bes 
igliſchen Geldmarktes Alles das werde ertragen Fünnen, was man ihr im letzten 
abre zugemutbet bat. Gonfols am 31. Dec. 1862 zu 92% fchloffen am gleichen 
age 1863 zu 91M. 

Die Parifer Börfe madte wie immer fo aud im Jahre 1863 
sprünge, bie fih durch bie politiihen und finanziellen Greignifie geradezu nicht 
Hären laſſen. Sie ſchien eine Zeitlang bem Grebit Mobilier, ber fich in feinem 
abresbericht förmlich ben Vertreter bes Kaiferreichs auf finanziellem Gebiete genannt 
atte, ganz willenlos hingegeben zu fein und bat biefe Hingabe an bie große Finanz: 
ejelihaft theuer bezahlen müſſen. Von einem geregelten gefunden Gejchäft war im 
kunde während bes ganzen Jahres feine Rede. Bald bie jäheite, durch nichts mo: 
wirte Haufje, bald widerſtandsloſe, unaufhaltfame Baiſſe, fo ging es bas ganze Jahr 
indurch. Gleich zu Anfange besfelben wurbe die Rente auf 71, Mobilier auf 1200, 
aiſcher Mobilier auf 900 Fr. gefchnellt, ohne daß irgend ein nur erwähnenswerthes 
meigniß eingetreten wäre. Die ganze Haufje beruhte auf ben Gerüchten, welche ber 
Rebilier über feine günftige Bilanz und über bie von ihm erlangte Gonceflion ber 
ürfiihen Bank verbreiten ließ. Aber fhon am 15. Januar war es mit ber raſch 
ufgeichofienen Treibbauspflanze zu Ende. Der Banfausweis hatte eine Abnahme bes 
Jnarvorratbs um 51 Mill. conftatirt, bie Bank mußte ihren Disconto von 4 auf 
’ pGt. erhöhen umb wenige Tage nachher famen bie erften Nachrichten über bie pols 
iſche Infurrection. Die Nente ſank in wenigen Tagen auf 69, bie beiden Mobi: 
jers um 100 res. und mehr. Die jhon auf ben vorbergegangenen October mit 
juverficht angefünbigte Einnahme Puebla's wollte immer nicht fommen, bie preußiſch— 
uſſiſche Convention vom 8. Febr. veranlafte die franzöfiiche Regierung zu einer 
tobenden Haltung und bie einmal ſcheu geworbene Börje wollte fi) nicht jobalb 
oieder beruhigen. Da mußte Anfangs März die große Finanzmacht bes Haufes 
Rorbichilb dem jüngeren Nebenbuhler, dem Mobilier der Pereire, aus ber Klemme 
elfen. Das Haus Rotbihild übernahm die italieniſche Anleihe von 500 Mill. zum 
heil feft, zum Theil als Commiffionär. Nun gingen feine Sntereffen mit denen 
as Credit Mobilier vorübergehend Hand in Hand; noch einige Tage vor ber 
miſſion ber Anleihe (12. März) mußte ber Disconto auf 4X, am 27. März 
uf 4 pCt. herabgefegt werben. Wider Erwarten fand bie italienifche Anleihe gute 
Iufmahme und behauptete fi fogar mitten unter ben Stürmen, bie bas ganze Jahr 
indurch tobten, durch bie mächtige Patronage ber Rotbichild’ichen Häufer. Wie weit 
ich dieſer Einfluß erftredt, läßt ſich am einer bezeichnenden Ziffer anjchaulich machen. 
Im Januar 1863 ftand öfterreichifche Nationalanleihe 1 pẽt. höher als italienifche 
tente. Nun bat Defterreih im J. 1863 bie Börfe nicht weiter in Anfpruch ges 
ummen, als mit ber Gmiffion eines früheren Anlebensreftes, Italien bagegen bat 
te colofiale Summe von 500 Mill. auf den Marft ee: bie politifhen Vers 
Altniffe waren für das eine Land nicht bebroblicher ale für bas andere, dennoch ers 
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gab fih am Schluffe bes Jahres 1863 ein Unterfchied zwiſchen National- unb ii 
lienifcher Anleihe von 7 pGt. zum Nachtbeile bes öjterreichiichen Staatseffektes — 
Der Credit mobilier wußte bie unfreiwillige Unterſtützung ber großen Geldmacht wohl 
auszunügen. Bis Ende März; war es ihm gelungen, feine eigenen Actien wieber 
bis 1265 Fr. vorzufchieben. Nun war ber Boden gut vorbereitet, um einen Haupt: 
fchlag zu verſuchen. Sekt wurde bie Rieſendividende von 100 Fr. umb weiter 
100 Fr. als bereits verbient angekündigt und bie MWerthe bes Credit Mobilier zum 


amilienpapier geitempelt, Gerüchte von einer Kapitalverboppelung und von ber Ge 


attung bes Omniums verbreitet. Moblier erreichte wirklich 1460, der fpanifche 1003. 
Nur die Rente, die von Niemandem befonbers protegirt wurbe, fonnte es nur we 
nige Sons über 70 bringen. Als nun aber bie Negierung weber die Kapitaleret 
boppelung nod die jo heiß erjehnten Obligationen bewilligte, da wurde zu einem 
amberen Deittel gegriffen, um die zu Fortjekung bes Treibens erforderlichen Kari— 
* —— Die ſpaniſche Tochteranſtalt hatte ſchon vorher ihr Kapital er: 

m 


jen und nun wurben noch unter bem friihen Gindrud der 100 „rante 


Dividende weitere Filialanftalten in Amfterdam, Turin und London gegründet. Und 


fiehe ba, ber Credit Mobilier befam jeine Nctien nicht nur abgenommen, jonbern eı 
fand eine Reihe von Nachahmern, die gleichzeitig ein Dutzend Goncurrenzanitalten 
an ben nämlichen Hanbelspläßen ins Leben riefen. Legt war auch bie Zeit gefom 
men, bie faiferlich türfifhe Bank, von ber bis bahin niemand etwas wilfen wolle 
und eine neuc türkiſche Anleihe den nad Agiogefchäften verlangenden Parifern ver: 
zulegen. Die fämmtlichen neuen Actien wurden mit einem Aufgeld von 20 —50 pEt. 
an den Markt gebradht und — man jollte es nach ben Erſahrungen bes 3. 1856 faum 
glauben — genommen. Wie viel freilih in den Händen ber erjten Unternehmer 
jelbit geblieben und wie viel fie um die Kurſe zu balten — haben, bei 
wird man wohl erſt ſpäter erfahren. Alles dieß geſchah in den Monaten April um 
Mai. Länger vermochte jedoch der Grebit Mobilier dieje ſchwindelhafte Hauſſe mic 
feftzuhalten. Der politiihe Horizont wollte fih nocd immer nicht aufbeitern. m 
ber jebr jchwierigen Mailiquidation zeigte es fich, wie ungünftig die Pofition de 
Börfe war. Von da an war bie rüdgängige Bewegung nicht mebr zu ftauen. Cs 
kamen bie beiten politifchen Nachrichten, fie blieben obne Einwirkung auf bie Börie 
Das Miptrauen hatte einmal die Oberhand gewonnen und bie Reaction war midt 
mebr zurüdzubalten. Die am 11. Juni endlich eintreffende Nachricht von der Ein; 
nahme Puebla’s lieh die Börje kalt und es wurde ihre Wirfung durch die aleic- 
zeitige Erhöhung bes Disconto’s von 3% auf 4 pGt. vollftändig paralyfırt. Aud 
ber Rücktritt Perfigny's in Folge der Wahlen wurde von ber Börje nicht bonorit; 
der Ausfall ber Wahlen hatte eben der allgemeinen Berjtiimmung nur neue Rabrung 
gegeben. Die Yuniliquidation war für bie Narr mit den größten Verluften wer- 
müpft. Mobiliers, die im April 1470 berührt hatten, gingen bis auf 1150 zuräd. 
Anfangs Juli begann die fommerliche Ruhe für die Börje, früher als jonft. Die 
Nachricht von der Bejekung Merico’s durch die Franzoſen fam zu jpät und brachte 
faft feine Veränderung hervor. Ende Auguft gewann zwar ber Gredit Meobilier 
wieber einen Vortheil über bie Baiffiers: Rente konnte auf 69,10, Mobiliers auf 
1235 getrieben werben; aber es dauerte nicht lange und Ende September finden wir 
bie Kurfe ſchon wieder auf dem Stande ber Auniabrechnung. Bon da an verjchlim: 
merte fich die Lage mehr und mehr. Gleich Anfangs des Monats machte ſich ber 
Inappe Geldftand fühlbar und fhon am 8. Oct. mußte die Banf ihren Disconto von 
4 auf 5 p&t. erhöhen. Die Kurje fielen und fielen. Mean erwartete ben Finanz: 
bericht Foulds, welcher in der Negel vor der Eröffnung der Kammern erſcheint, allein 
man wartete vergeblih. Das Schweigen des Hrn. Fould war ein ſehr beredtes. An 
ber Börfe betrachtete man eine neue Anleihe jchon als fait accompli. Endlich am 
5. Nov. eröffnete der Kaifer bie Kammern. Die Thronrede, welde einen Gongrek 
verfündigte und ben anderen Mächten für ben Fall der Weigerung ein jehr büfteres 
Horoschp ftellte, wurde zwar in Paris als eine „friedliche betrachtet und während 
in Deutſchland die Börfen über einanber ftürzten, meldete ber Telegrapb von Paris 
täglich „Börſe fet” und ziemlich unverändberte Kurſe. Freilich war bie Parifer Börie 


Körfencurfe. 363 


it bem Fallen fchon lange vorausgeeilt, benn ber 5. Nov. traf fie ungefähr bei ben 
drigſten Notirungen bes Jahres, währenb bie beutijhen Pläge den Sommer über 
mlich geftiegen waren. freilich warb von oben ber alles aufgeboten, um bie Börfe, 
ven Hülfe man momentan beburfte, in erträglicher Laune zu erhalten. Aber am 
Nov., einen Tag nad der Gröfinung der Kammern, fab fi die Bank genöthigt, 
n Disconto auf 6 p&t. und am 12. Nov. auf 7 pGt. zu erhöhen. Am 3. Dec. 
dlich wurde ber Kinangberiht des Hrn. Fould veröffentlicht. Er Fam ber Börfe, 
mn auch nicht unerwartet, doch ungelegen. Hr. Fould hatte bei der Gonverfion 
Nört, bas große Buch werde mun nicht weiter geöffnet werben. Aber jchon em 
ıhr jpäter muß er eine Anleihe von 300 Mill. aufnehmen. Daß ber Minifter ſich 
It ungern zu einem Geſtändniß entſchloß, das feinen finanziellen Rufe einen ſchweren 
toß verfekte, verjtebt fih von ſelbſt. Die Anleihe wurbe indek von ben Kammern 
den letzten Tagen bes Jahres ohne Widerſtand votirt. Die Börfe fchleppte ſich 
er den Reſt bes Jahres ohne alles Leben bin. Sie fah ben weitern unb ben enge— 
ı Gongreß verfcheiden, ohne irgenb welche Theilnahme zu bezeigen. Die Bank von 
anfreich jchloß das Jahr mit einem Baarvorrath von etwa 175 Mill. gegen eine 
stencirculation von über 800 Mill. ab. Die Bilanz der Börfe war nicht viel gün- 
ger und alles mahnte zu großer Vorſicht. Man notirte in Paris am 31. Dec.: 
1861 


1862 1863 
3 p6t. Rente 67,55 69,55 66,35 
Grebit Mobilier 727,50 1155 1035 
Span, Gredit Mobilier 418 820 610 


Italieniſche Rente 66 72 71,40 

Bezüglich Italien iſt das weſentlichſte ſchon bemerft, dba ber größte Theil 
& neuen Anlehens in Frankreich untergebraht wurde. Die Finanzlage ber ans 
benden Großmacht hat ſich überhaupt nicht gebefjert. Die Grirägniffe ber Steuern 
id immer noch unbefriedigend und das Deftzit bleibt ein wahrhaft erjchredenbes. 
as unaufhörlihe Drängen der taliener nach bem Befike Noms und Venedigs ift 
Kt zum geringften Mafe eben daraus zu erflären, daß fie der Anficht find, das 
inge Königreich werbe fonft an finanzieller Zerrüttung zu Grunde gehn. Wenn 
ir dennoch bie italienifhen Staatspapiere am Schluffe 1863 nicht niedriger ſehen, 
8 vor einem Jahre, jo ift das faſt ausfchließlih der ſchon erwähnten Patronage 
s Haujes Rothichilb zuzumeſſen. 

Rufland hatte das ganze Jahr hindurch mit der polnifhen Anfurrection 
ı fimpfen und ift durch biefelbe auch finanziell wieder bedeutend zurüdgeworfen 
orden. Die gemachten Anftrengungen zu Wiederaufnahme ber Metalljahlungen ha= 
nm fih als erfolglos bewiefen. Das fuccefjive Herabjeten des Agios mußte einge: 
ellt und damit die Ginlöfung ber Noten ganz aufgegeben werben. In ben legten 
tonaten bes Jahres Topfte Rußland an allen Gelbmärften wegen einer neuen Anz 
ihe an, ohne feinen Zweck zu erreichen. Indeſſen behaupteten rufjische Fonds an 
n auswärtigen Märften mit jeltenen Ausnahmen eine große Feitigfeit. 

Für die weitere Entwidelung der öfterreihifhen Paluta erwies ſich bas 
abr nicht fehr günftig. Obwohl die durch die neue Bankacte dem Staat erwadh: 
nen Verpflichtungen getreulich erfüllt worden find, obwohl bie Schuld des Staates 
ı die Bank fih im Laufe bes Jahres um 31 Mill. fl. und ber Notenumlauf um 
),2 Mill. fl. vermindert haben, ſchloß die Bankvaluta doch mit einem gegen das 
orjahr um 3 pCt. verichlechterten Kurje. Wäre es ber Finanzverwaltung ver 
een, bie nächſten Jahre obme eine neue Inanſpruchnahme der Nationalbank bas 
taatsruder zu führen, fo hätte fich die Banfacte immerhin als wirffam zur Her: 
elung ber Baluta erweifen mögen. Dieſe Ausficht war aber bereits fehr zweifelhaft 
worden als ſchon wieber zum allerlegten Aushülfsmittel einer jeben Finanzver— 
altung, zu einer unverzinslichen Lotterieanleibe gejchritten werben mußte und ift 
ohl jekt im Folge des Krieges gegen Dänemark gänzlich geihwunden, da biefer fat 
hne Zweifel Verwidelungen herbeiführen wirb, bie faum annehmen laſſen, daß es 
Hingen follte, ohne eine abermalige Hülfe duch die Nationalbank bamit fertig zu 
erden. Denn wenn troß alles beffen was ber Staat im Laufe db. 3. 1863 ber 
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Bank geleiftet hat, bie Baluta am 31. Dec. doch um 3 p&t. fchlechter ftand als an 
bem Tage, an welchem bie neue Banfacte ins Leben trat, wenn ſchon i. N. 1863 
mitten im Frieden bie Finanzverwaltung ihren bringenditen Bebarf nicht anders zu 
beden vermochte, als durch Dperationen, welche man im bürgerlichen Verkehr 
Wechfelreiterei nennt, jo fcheint es faſt erwiefen, daß bie Grwartungen, melde 
man an bie neue Banfacte geknüpft batte, eitle Täujchungen waren. Der Kurt 
auf London ſchloß am 31. Dec. 1862 114,80. Er ging im Laufe bes Frühjabrte 
und Sommers auf 110 herab, fonnte ſich aber auf diefem Stande nicht lange be 
baupten, ging unter bem Gindrud der franzöfiichen Thronvebe und der ſchleewig 
bolfteinifhen Wirren wieder auf 121 und ſchloß mit 118,25. Einen Glanzpunft ir 
ber Geſchichte des Finanzjahres bildete bie Webernahme der 40 Mill. bes 18666 
Anlehens durch das Haus Rothſchild zum Kurje von 102,50 unter Goncurrenz dei 
franzöfiihen Grebit Mobilier, beifen Angebot gleichfalls ben Parikurs überſtieg. Höht 
ungünftig auf die allgemeine volkswirthſchaftliche Entwidelung Oeſterreichs wirkte bie 
ſchlechte Getreibeernte in den öftlihen Provinzen bes Reihe. Der Staat mußte zjabl: 


reiche Unterjtügungen und Vorſchüſſe gewähren; die Valuta 7* von dem gan 


lichen Aufhören der Getreideausfuhr gedrückt, die Eiſenbahnen litten beträchtliche Ein 
buße. Die Nationalbank hat ungeachtet ber ihr durch die neue Acte auferlegten fuc 
cefjiven Notenverminderung ein höheres Grträgniß geliefert als im vorigen Jabre. Die 
Staatsfonds erfuhren im Yaufe bes ganzen Jahres nur geringe Schwanfungen. Blef 
1860er Looſe gingen gegen ben höchſten Kurs, welchen jie mit der Emifjion des An- 
Iehensreftes erreicht hatten, erheblich zurüd. Die wichtigiten Notirungen zeigten am 
Scluffe des Jahres in Vergleihung mit den beiden Vorjahren: 
D 


31. Dec. 1861 1862 1863 
5 pCt. Metalliques 66 76,40 12,60 
Nationalanleben 81,50 81,90 80,15 
1860er Poofe 81,80 92,60 93,10 
London 141,90 114,80 118,23 
Bankactien 736 809 186 


Die Eifectivbebedung ber Bank betrug am Schluffe des Jahres circa 11 Mill. meh 
als im vorigen jahre, ber Notenumlauf um 30 Mill. weniger unb es ftellte As 
bas Verhältnig ber Effektivbeckung zum Notenumlauf von 1: 3,18 auf 1 : 2,60, 
mithin um ein bebeutenbes günftiger. Dabei hatte fich die rüdzablbare Schuld ber 
Staates um circa 25 Mill. vermindert. 

In Amerika wurbe ber Krieg mit abwechſelndem Erfolge fortgefeßt. Der 
Süden fcheint weniger ben Erfolgen bes Norbens als feiner eigenen Erſchöpfung unt 
Schwäche nad und nad zu erliegen. Die Schuld ber Vereinigten Staaten tft am 
30. Nov. 1863 auf 1,312,685,386 Dollars geftiegen, worunter 421,655,428 Dollar: 
unverzinsliches Papiergeld. Die Bons ber Vereinigten Staaten baben ſowohl an 
ber Frankfurter Börfe als in Holland und England gute Abſatzwege gefunden, mas 
zu Aufrehhthaltung und Kräftigung bes Vertrauens in ben Norbftaaten nicht menia 
beiträgt. Indeſſen ift das von Hm. Chaſe eingefchlagene Finanzſyſtem (die große 
Bapiergeldemifjion, feine neu errichteten Nationalbanfen und bie mehrfach verfuchten 
Mafregelungen ber Gelbfpeculanten) ber Art, daß ein bober Grab von Miftrauen 
gerechtfertigt erjcheint. Das Golbagio hatte in Newyork im Paufe bes März 73 pGt. 
erreicht, fanf im Juni bis 23 pGt. und ſchloß Enbe bes Jahres mit 51—52 pt. 
Man notirte in Newyork: 


Dec. 1861 1862 1863 
6% Ber. Staaten pr. 1881 93 104 1094 
5% „, e pr. 1874 83 92 101 
6% Miffouri 50 52 66% 
7% Galifornien 52 113 121 


Wechſel auf London 109 146 165 


Weberficht der Ereignifie des Jahres 1863. 


Seit 1859 hatte fih Europa, was allgemeines Intereſſe belangt, 
orzugsmweife mit der Löſung der italienischen Frage befchäftigt. Das Jahr, 
863 brachte neue Fragen. Zunächſt war es die polnifche Frage, die bis 
egen ben Schluß des Jahres die gefammte Diplomatie in Athem erhielt, 
nd kaum war fie von denjenigen drei Großmächten, die fi) darin zu 
Sprechern ber öffentlichen Meinung Europas gemacht Hatten, fallen gelafjen 
dorden, als der unerwartete Tod des Königs von Dänemark den längſt 
oransgefehenen Kampf um fein Erbe und um die Rechte und Intereſſen 
Deutfchlands zum Ausbruch bringen mußte. 

Obgleich Niemand fi darüber täufhen Fonnte, daß e8 in Polen zu Ruffans, 
inem gewaltfamen Ausbruch fommen müffe, fo trat die Thatfache doch mehr 
‚der weniger überrafchend ein. Dem allgemeinen Zuge entfprechend, ber 
eit 1859 überall in Europa die Oberhand gewonnen und unter Alexan— 
er II. aud Rußland ergriffen hatte, war von diefem feit 1861 ein ernft: 
iher Verſuch gemacht worden, Polen feiner Nationalität wieder zu geben 
nd ihm eine gewiſſe Autonomie ber Verwaltung einzuräumen, aber aller: 
ings unter ber abfoluten Bedingung, daß das neue Syſtem nicht zu 
iner politifchen Revolution, nicht zu einer Löſung der polnifchen von den 
Ügemeinen Intereſſen des ruffifhen Reiches führen dürfe. Der Erfolg 
entſprach indeß Feineswegs feinen Erwartungen, Umfonft wurben die 
uffifchen Generale, die bisher die Central: Verwaltung des Landes in 
len Zweigen geführt hatten, nach und nach ſämmtlich abberufen und durch 
geborene Polen erfegt, umfonft die Gouverneursftellen ausschließlich Polen 
anvertraut, umfonft ein polnifher Staatsratb zu Vorberathung ber 
Geſetze als eine Art berathender Stände, die freilich nicht von ber Nation 
iondern vom Kaifer gewählt und mit wenigen Ausnahmen aud von ihm 
beſoldet wurden, errichtet, umfonft Kreis: und Gubernialräthe, melde bie 
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Rusland. Bevölferung wählte, eingeführt, umfonft dem polnifchen Unterrichtswel 
größere Sorgfalt zugewendet, namentlich Die Univerfität Warſchau verse 
fändigt und erweitert. Die öffentlihe Meinung des Landes machte kei 
Miene, dem ruffifchen Gouvernement und feinen Intentionen entgez 
zu fommen, Die Mafje der ländlichen Bevölkerung blieb gleichgültg, i 
Adel aber und die jtädtijche Bevölkerung verlangten nicht bles adminiftrati 
fondern politifche Autonomie und der paſſive Widerftand, der ſich name 
lich in Warfchau zu bethätigen - fuchte, fand eine mächtige Stütze au ı 
Fatholiichen Kirche. Zwar gelang es der ruffiihen Negierung zu Ania 
bes Jahres 1862, den erzbifhöflihen Stuhl von Warfhau nad ibe 
Wunſche befegt zu fehen und der neue Erzbifchof Felinski fuchte ein 
Zeit in der That eine vermittelnde Stellung einzunehmen; allein aus 
vermochte ſich darin nicht zu behaupten und ſah fi) bald von der ala 
meinen Strömung fortgeriffen. Zu Ende des Jahres 1862 war 
Stimmung offenbar zu einem Ausbrude reif. Die geheimen revolutı 
nären Comité's warteten nur auf den geeigneten Moment, um die Ber 
gung aus dem paffiven Widerftand zu cinem activen Schlage binüke 
führen zu können und die Regierung ihrerſeits fuchte nach einem ger, 
neten Mittel, um die revolutionären Elemente, welche die Gährung i 
Maffen unterhielten und nicht zur Ruhe kommen ließen, wo möglid a 
einmal zu befeitigen. Die vom SKaifer jchon im September 1862 ü 
das ganze Reich nad langer Zeit wieder angeordnete Recrutirung few 
ber Regierung die gefuchte günftige Gelegenheit zu bieten, ſchlug jede 
ins Gegentheil um und arbeitete gerade ber revolutionären Partei für it 
Zwecke in die Hände. Nachdem die Regierung ihre Vorbereitungen getrofe 
wurde in Warjhau am 14, Jan. Nachts zu jener Rekrutirung gejhritte: 
Sie erfolgte nicht nad) irgend welden gefeglihen Kategorien, ſondern ab 
folnt willführlid): wer immer beſchäftigungslos in der Stadt vermweilte ax 
irgendwie der Bewegung Vorſchub zu leiften ſchien, oder ſonſt der Keyi 
rung verdächtig fein mochte, follte ergriffen, ind Militär geftect und |: 
unfhädlih gemacht werden. Immerhin hatten die Vorbereitungen mid 
fo geheim gehalten werden Fünnen, daß nicht viele von dem ihnen bee 
ſtehenden Schidfal unterrichtet worden wären. Zahlreiche Schaaren w 
liegen die Stadt ſchon an den vorhergehenden Tagen und im der verbinz 
nißvollen Nat. In bdiefer drang das Militär in die Häufer ein, erg 
diejenigen, die für ben Zweck geeignet fchienen und führte fie ab: ein ge 
mwoltiger Sammer herrfchte im der ganzen Stadt. Diefe Stimmung & 
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nũtzte das revolutionäre Comite, um zu offenem Widerſtand Überzugehen, Ruptand. 
Die geflehenen Schaaren fammelten fid) in den Wäldern, vereinigten fich 
nit anderen, bie ſchon bereit waren, und überfielen auf verfchiedenen Punkten 
es Landes die ruſſiſchen Truppen, während das geheime vevölutionäre 
Somite nunmehr hervortrat, ſich als proviforifche Nationalregievung con: 
tituirte und durch Proclamation die Nation zu den Waffen rief. Um 
ie Maflen zu gewinnen, wurden bie Bauern durch diefelbe Proclamation 
ofort für freie Eigenthümer der von ihnen bisher befeflenen Grundftüde 
sHlärt, den Taglöhnern ein Kleines Befigtfum aus den Nationalgütern 
eierlich verheißen und die Entfhädigung der bisherigen Eigenthümer auf 
ie Nationalfhuld gewälzt. Der Kampf der polnijhen Nation mit der 
yewaltigen Macht Rußlands war alfo neuerdings aufgenonunen und bie 
Rachricht verfehlte nicht in der Öffentlihen Meinung Europa's diejenige 
Theilnahme bervorzurufen, die dem unglüdlihen Volke nicht verfagt wer- 
ven konnte, obgleid, man ſich gejtehen mußte, daß der verzweifelte Verjud) 
nur fehr wenig Ausfiht auf Erfolg darbot, foferne nicht irgend eine der 
mropäifhen Mächte den Polen eine belfende Hand reichen würde, was im 
ver That ganz und gar nicht wahrfjceinlih war. Defterreih und Prew 
Ben mußten das Ereigniß nothwendig mit mißtranifhen Augen betrachten 
and eine Ausdehnung der Yufurrection aud auf Poſen und Galizien be 
jorgen; England und Sranfreih waren zunächſt nicht in ber Lage, für bie 
Polen gar viel thun zu Fönnen. Die polnifche Frage wurde zwar fchen 
am 4. Februar im geſetzgebenden Körper Frankreich zur Sprache gebradit, 
aber von ber Regierung entſchieden ablehnend beantwortet. Erft als 
Preußen fi nit damit begnügte, feine Grenzen zu wahren und jebe 
Hebertragung der Infurrection auf fein Gebiet zu verhindern, jondern mit 
Rußland gemeinfame Sache zu machen fih anſchickte, änderte fich bie 
Situation und bot Frankreich Gelegenheit, die Frage aufzunehmen, 

Der große Kampf zwifchen der Volfsvertretung in Preußen und Preußen, 
ber Krone und ihren Miniftern waltete noch immer ungelöst und feit der 
König die Leitung der Gefchäfte in die Hände des Herrn v. Bismard ge- 
legt, war eine Berftändigung oder Ausgleihung wenn nicht geradezu un- 
möglich, doc in weite Ferne gerückt worden. 

Beide Theile beriefen ih auf die Verfaſſung. Während die Volke: 
vertretung biefelbe ſchon durd die Vorgänge bes verfloffenen Jahres für 
gebrochen erachtete, glaubte ber König, noch immer innerhalb berjelben 
geblieben zu fein. Dem Wortlaut nah mochten fih in ber That auch 
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Preufen, beide darauf ftügen. Allein während das von ber öffentlichen Meimms 
getragene Abgeorbnetenhaus diefelbe im Sinne der Zeit ausfegte und im 
Sinne ber Zeit weiter ausbilden wollte, ſah der König in derfelben nich 
fowohl eine Schrante als eine Stüße feiner Gewalt und wollte fie vie- 
mehr im Sinne ber frühern unumfchräntten Macht bes königlichen Rest 
mentes aufgefaßt wiſſen. Durch die Umftände und den Kampf felbft war 
er indeß viel weiter nach der einen Seite geführt worben, als dies vom 
Abgeorbnetenhaufe nad der andern Seite gefagt werden kann. Die Zur 
ber „neuen Aera“ war längft vorbei. Schritt für Schritt hatte ſich ber 
König der feubalen Partei, die ihrerfeitS ausgefprochener Maßen die Ber 
fafjung nur duldete, die abfolute Macht der Krone laut proclamirte un 
mit Ungebuld dem Moment, dba die Berfaffung ganz befeitigt werde: 
Lönnte, entgegen barrte, genähert und fi ihr am Ende, indem er eine 
ihrer Häupter, den Hrn. v. Bismard, an bie Spike der Staatsregierum 
ftellte, ganz in die Arme geworfen, immerhin ohne die Verfaffung, mir 
er fie auffaßte, antaften zu wollen. Der Widerftand, dem die Armee 
organifation von 1859, fein eigenftes Merk, wie er wiederholt erklärte 
begegnete, und ber Zufammenhang, in dem diefe Frage mit dem Budget 
bewilligungsredhte des Landtags ftand, führte ihn weiter und weiter. Um 
jene aufrecht zu erhalten, follte diefes in immer engere und engere Schranteı 
gezwungen werben, jo fehr, daß, wenn das Abgeordnetenhaus darauf eir 
gegangen wäre, von biefem Fundamentalrechte jeder Vollsvertretung im der 
That bloß die leere Form übrig geblieben fein würde. 

Schon im März 1862, als das Abgeorbnetenhaus nur Mien: 
machte, fein verfaffungsmäßiges Recht auf die Gontrole der Finanzen, bie 
bisher vielfach bloß eine fehr allgemeine und mehr ſcheinbare als reelk 
gewefen war, zu einer Wirklichkeit zu machen, wurde basfelbe nach Hauft 
geſchickt und das liberale Minifterium Anerswald-Schwerin entlaffen. An 
feine Stelle trat unter der Leitung des bisherigen Handeldminifters v. d. 
Heybt ein ſchon halb feudales Minifterium; neue Wahlen wurden ange: 
ordnet. Das Refultat war eine Berftärfung der oppofitionellen Bartei um 
nachgerade bie Neberzeugung, daß es ſich nicht mehr um ben bisher angeftrebten 
weiteren liberalen Ausbau ber Berfaffung, fondern um Stein oder Richt: 
fein diefer felbft, fo wie fie bisher allgemein aufgefakt und in dem leiten 
Jahren gehandhabt worden war, handle, war bereits eine allgemeine ge 
worden. Die öffentlihe Meinung ftand weit überwiegend zum Abgeord⸗ 
netenhauſe; mit wachſender Hoffnung ſah nur bie feudale Partei, wie im 


Ueberfiht der Erreigniffe des Bahres 1868. 269 


edränge bes ausgebrochenen Kampfes die Verfaffung mehr und mehr in Yreufen, 
tage geftellt wurbe und meinte, daß der Augenblid fommen müfje, wo 
dem Könige geradezu unmöglich fein werbe, mit ihr zu regieren. Unter 
den Umftänden konnte auch die zweite Seffion des Landtags von 1862 
; feiner Berftändigung führen. ° Der Bruch zwifhen dem Abgeordneten: 
mje und der Regierung wurbe vielmehr ein vollftändiger : jenes vermeis 
ste mit großer Mehrheit die Koften der Reorganifation, der König 
er amtiwortete damit, daß er auch das Uebergangsminijterium v. d. 
endt entließ, die Leitung ber Geſchäfte Herrn v. Bismard übertrug, 
e Seffion des Landtags ſchloß und zunächſt ohne Budget regierte, Die 
idale Partei fah fi endlich wieder am Ruder, aber noch keineswegs 
n Ziele ihrer Wünſche. Zu einer offenen Verlegung ber Berfaffung 
ar ber König no immer weit entfernt, feine Zuftimmung ertheilen zu 
ollen. An burdgreifende Mittel, die Oppofition zu brechen, konnte bas 
w nicht gedacht werben. Hr. v. Bismard mußte es mit Palliativmitteln 
wfuchen, die zu feinem Ziele führten und überzeugte fi bald, daß es 
denfalls längerer Zeit für ihn bebürfe, um bie Gegenftrömung zu bewäls 
gen, wofern nicht die europäifchen Verhältniſſe irgend eine Bermwidelung 
mbeiführten, durch die ber nächſte Gegenftand bes Zerwürfniſſes bei 
reite gebrängt und bie ganze Sachlage eine andere Wendung nehmen 
irde, Unter ſolchen Umftänden begann das Jahr 1863, 

Am 10. Januar trat der Landtag wieder zufammen. Der König 
eß ihn dur eine Rede bes Minifterpräfidenten eröffnen; fie ftellte von 
seite ber Regierung feine irgend wefentliche Eonceffion an bie Forderun⸗ 
en des Landes in Ausfiht und das Abgeordnetenhaus fand fih einer 
age gegenüber, die feit feinem legten Beifammenfein nur gefährlicher ger 
vordben war. „Der Eonflict” — erklärte der Präfident besfelben, Herr 
drabomw, in feiner Eröffuungsrede — „hat in den verfloffenen drei Mo: 
naten immer größere Dimenfionen angenommen und ben Ausbau unferes 
verfafjungsmäßigen Rechtsftaates gefährdet. Bis zu den Stufen bes 
Thrones ift das Haus der Abgeordneten, die alleinige, aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene wahre Vertretung bes preußiſchen Volkes vers 
dãchtigt, verläumdet, gefchmäht worden. Im Intereſſe des Dienftes 
‚And beamtete Abgeordnete zur Dispofition geftellt und verfegt worben, 
‚welche getreu ihrem Verfafjungseide die unftreitig dem Abgeorbnetenhaufe 
verfaſſungsmäßig zuftehenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die ge: 
ſetzlich aufgehobenen Conbuiteliften find im Berwaltungswege über das 
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Sreußen, „politifche Verhalten der Beanteten, insbefondere der unabhängigen Micter, 
„wieder eingeführt worden. Der Artikel 99 der Verfaſſung ift verickt 
„und durch das von ihr geboteue Minifterverantwortlichleitögefeg nic 
„geibüst, ftehen wir einer budgetlofen Negierung gegenüber.“ Das ganze 
Haus war, mit Ausnahme der Heinen feudalen Yraction, darüber einig 
daß die Verfaffung durch die Megierung verlegt fei und legte diefe Ueber: 
zeugung in einer Adreſſe an dem König nieder, bie nach breitägiger Debatk 
mit 255 gegen 68 Stimmen angenommen wurde und bie mit ber feier: 
fihen Erklärung ſchloß, daß „der innere Frieden und bie Kraft nad Außen 
„den Lande nur durd bie Rückkehr zu verfaſſungsmäßigen Zuftänden wie 
„dergegeben werben könne.” Der König hielt jedoch feit zu feinen Mir 
nijtern, wies bie Anklage einer Verfaſſungsverletzung durch die Minifte 
entichieden zurüd und ftellte der Anſchauung des Haufes die andere gegen 
über, daß bie jährliche Veitfekung des Budgets verfaflungsmäßig burs 
ein „Geſetz“ zu erfolgen habe, das wie jedes andere Geſetz nur dann für 
alle Theile rechtlich bindend fei, wenn es durch übereinftimmenden Bejchla 
beider Hänfer des Landtags zu Stande gekommen und von ihm genehmigt 
‚worden ſei. Es ift Mar, daß durch die Anerkennung biefer Theorie das 
Budgetbewilligungsreht de6 Abgeorbnetenhaufes volllommen illuferifä 
geworben wäre. Dennoch trat das Herrenhaus im. feiner Adreſſe an den 
König demfelben einftimmig — die liberale Minderheit besjelben war 
eingefchüdytert in der Sitzung theils gar nicht erfchienen, theils Hatte ſie 
vor der Abjtimmung den Saal verlaffen — und entfdieden bei, inbem 
es ſich „in patriotifcher Hingebung um den König vereinigen und fein 
Regierung nah Kräften unterftügen“ zu wollen erklärte. Der König 
ermwieberte mit Befriedigung, daß feine Regierung „mit Feſtigkeit auf bem 
von ihr vertretenen Standpunkte verharren werde.“ Ganz übereinfiime- 
mend damit legte die Regierung dem Landtage ein Budget für 1863 ver, 
bag genau nad benfelben Geſichtspunkten bezüglich der Koften der Armee: 
reorganifation ausgearbeitet war, wie jenes für 1862, das von dem Abge— 
ordnetenhauſe mit fo üÜberwiegender Mehrheit verworfen worden war, 
ferner eine Novelle zum Militärpflichtgefeß von 1814, die ale Forberum: 
gen der Regierung aufrecht erhielt und eine bloß ziveijährige Dienftzeit 
abfolut ablehnte, enblih ein Diätengefeh, das Feinen andern Zwed hatte, 
als die liberalen Beamteten burd materielle Gründe für bie Zukunft vom 
Eintritt in das Abgeordnetenhaus abzuhalten. Bon vornherein Eonnte fein 
Zweifel darüber obwalten, daß das Abgeordnetenhaus dieſe Vorlagen alle mit 
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— x Mehrheit verwerfen werde. Die Entſcheidung vers Yreusen. 
7 * um war ber Landtag zuſammengetreten, fo brach 
* % aus und bald genug kam das Abgeordnetenhaus 
a > Viefer Frage zu befhäftigen, die für Preußen 
7 * von beſonderer Bedeutung war. Da indeß 
— — — waren, zu erkennen, daß es weit über 
Pi — — acht bloß mit Rußland, ſondern auch mit 
>_ % * X ‚pzunehmen, fo erfolgte weder in Poſen noch 
* = n Verſuch von Widerftand gegen die öfterreichifche 


Regierung. ine verhältnigmäßige Ueberwachung ber 

daher alles, was durch die Sachlage ſelbſt diefen Regierun— 
„ozuliegen ſchien. Dejterreich begnügte fih auch damit, allein nicht 
Banjo Preußen. Die polniſche Infurrection, deren Tragweite vorerft noch 
ÜGt zu ermeflen war, ſchien Hrn. v. Bismarck mögliher Weife diejenige 
derwicdelung barzubieten, deren er zu bebürfen glaubte. Schon am 31. Ja— 
‘mar wurben bie 4 öftlichen Armeecorps zu einer Armee unter bem Ober: 
&ehl des Generals v. Werder vereinigt und am folgenden Tage General 
% Wvensleben und Flügeladjutant v. Raud nad St. Petersburg und 
Darſchau gefandt, durch welche am 8. Februar zwifchen Preußen. und 
Rußland eine Convention behufs Unterbrüdung ber polnifchen Inſurrec— 
ion vorläufig abgefhloffen wurde. Die Beftimmungen biefer Convention 
lieben geheim; allein fchon was davon bekannt mwurbe, war genügend, 
as Abgeordnetenhaus zu veranlaffen, ſich über bie Lage auszuſprechen, 
md dasfelbe entiprach in der That nur ber öffentlihen Meinung, wie fie 
sfort in Preußen überall zu Tage getreten war, wenn e8 am 28. Febr. 
nad; breitägiger heftiger Debatte mit überwältigender Mehrheit die Erklärung 
beſchloß: „das Intereffe Preußens erfordere, daß bie kgl. Staatsregierung 
„gegenüber dem im Königreich Polen ausgebrohenen Aufftande feinem der 
„Limpfenden Theile irgend eine Unterftüßung oder Begünftigung zumende, 
„noch auch Bemaffneten geftatte, das preußifche Gebiet ohne gleichzeitige 
„Entwaffnung zu betreten.” Hr. v. Bismarck, der bie Möglichkeit einer 
Vergrößerung Preußens nad) biefer Seite hin unb im Einverſtändniſſe 
mit Rußland vorauszufehen meinte, wäre über die Oppofition bes Wbges 
orbnetenhaufes ohne Zweifel Leicht binmweggegangen. Allein bie öffentliche 
Meinung Europa's und ber Kalfer der. Frangofen nöthigten ihn bald, 
feine Plane fallen und die ruffiiche Convention zu einem „tobten Buche 


ſtaben“ werben zu laſſen. 
24*® 
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Rufland- Wohl legte bie Öffentliche Meinung Europa’s alsbald ihre Xpeil 
nahme für die unglüdlichen Polen an den Tag. Mber felbft fie fehlen 
nur geringe Hoffnung zu nähren, daß den Polen diegmal gelingen werde 
was ihnen 30 Jahre früher unter viel günftigeren Umftänden mißlungen 
war, und bie Regierungen waren offenbar ganz und gar nicht geneigt, 
die Polen in ihrem Berfuche zu unterftüben. Selbft diejenige Frankreichs 
lehnte, wie ſchon erwähnt, im gefeßgebenden Körper eine bevartige Au: 
muthung entfdieden ab. Die Nachricht vom Abſchluß der Convention 
zwifchen Rußland und Preußen führte indeß fofort eine Wendung berbei. 
Napoleon erklärte, daß durch diefe Convention die Frage zu einer eure 
päifchen gemacht worden fei und ſchlug demgemäß dem englifchen Eabine 
einen gemeinfamen Schritt jedoch nicht gegen Rußland, fondern gegen 
Preußen vor. Die Wendung war zu auffallend, um nicht politifche Hinter: 
gebanken vermuthen zu machen. Die englifche Regierung lehnte ihre Be 
theiligung ab und zog es vor, fi zuerft allein an Rußland zu wenden 
um es an feine tractatmäßigen Verpflichtungen gegen Polen zu erinnern 
und ein gutes Wort für bdiefelben einzulegen, während es zugleich die 
fämmtlihen Mächte, welde die Wiener Congreßacte unterzeichnet hatten, 
aufforberte, feinen Schritt beim Cabinet von St. Petersburg zu unter: 
fügen. Zu gleiher Zeit trat es mit Franfreih und alsbald auch mit 
Defterreih in nähere Verbindung und alle brei verjtändigten fich dahin. 
in übereinftimmenbem Sinne unb gewiffermaßen ſolidariſch ihre Ber: 
wendung für Polen in St. Petersburg eintreten zu laffen. Am 10. und 
12, April richteten alle brei Mächte bießfällige Depefhen an ihre Ber: 
treter am ruffifhen Hofe, die von bjefen an einem und bemfelben Tage 
und in berfelben Stunde mit einem völlig gleichlautenden Begleitfchreiben 
an ben Fürften Gortfchakoff überreicht wurden. England ftüßte ſich in 
feiner Depejche vornehmlich auf die Wiener Congreßacte, bie das jetzige 
Königreich Polen nur unter gewiffen Bedingungen mit Rußland vereinigt 
babe und erklärte, daß Rußland biefe Bedingungen nicht erfüllt habe und 
baß feine Ausrede, Polen Habe feine allfälligen Anfprühe durch ben Auf: 
ftand von 1830 verwirkt, von der englifchen Regierung als ftihhaltig nicht 
anerkannt werden könne; übrigens Tiege es Rußland, felbit abgefeben von 
Bertragsverpflichtungen, in feinem eigenen Intereſſe und mit Rüdficht auf 
die ernjte Aufregung, bie durch die fich immer wieberhofenden Verſuche Polens 
in ben Gemüthern der andern Länder Europa’s hervorgerufen würde, ob, 
biefe Angelegenheiten endlih und „in einer ſolchen Weife zu orbnen, daß 
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„dem polnischen Volke ber Friede wieder gefchenft und auf bauernder Rubland. 
„Seundlage befeftigt werben möge.” Franfreih und Defterreich ſtützten 
fi aus verſchiedenen Motiven weniger auf die Verträge von 1815 und 
die daraus für Rußland herzuleitenden Verpflichtungen, fondern fuchten 
mehr aus ben au von England im zweiter Linie hervorgehobenen Ver: 
bältniffen ihre Forderung zu begründen, daß es für die ruffifche Negierung 
an ber Zeit fein bürfte, fi nach ben Mitteln umzufehen, Polen die Bes 
dingungen eines „dauerhaften Friedens“ zu gewähren. Alle drei Depe: 
fhen wurden von Rußland unter dem 26./27. befielben Monats beant⸗ 
wortet, am ausführlichften diejenige der englijchen Regierung. Das rufs 
ſiſche Cabinet erflärte, daß es nie anftehe, bie Discuffion auf dem Boben 
ber Berträge aufzunehmen, beren Auslegung es freilich fich felbft vefervirte ; 
es gab zu, „daß bei ber eigenthümlichen Stellung des Königreihs Polen 
„die Unruben in bemfelben bie Ruhe der angrenzenden Staaten flören 
„Lönnen, zwifchen welden am 3. Mai 1815 die GSeparatverträge abge- 
„Ihlofien worden feien, welche bejtinnmt waren, das Schidfal des Herzog: 
„thums Warfhau zu regeln, und daß fie auch jene Mächte intereffiren 
„Lönnten, welde die allgemeine Uebereinkunft vom 9. Juni 1815 unterzeich- 
„net haben“ und daß barum „Erörterungen auf biefen Grundlagen und in 
„dem Geifte der eben an das ruffifche Cabinet gerichteten Mittdeilungen 
„ein bem allgemeinen Intereſſe entfprechenbes Ergebniß berbeiführen Fönnten.” 
Schließlich konnte es freilih nicht umbin, die Mächte feinerfeits baranf 
aufmerkſam zu machen, baß, feiner Anfhauung nad, bie polnifhe Inſur— 
rection nur ben fortbauernden Aufhetzungen ber über ganz Europa aus: 
gebreiteten Tosmopolitifhen Mevolutionspartei zuzufchreiben fei und daß 
daher die Mächte zu der gewünſchten Pacification Polens am meiften felbft 
beitragen könnten, wenn fie jene Quelle derſelben verftopfen würden... Die 
drei Mächte erkannten die Antwort Ruklands für befriedigend, namentlich 
daß basfelbe der dee zuguftimmen ſchien, die ganze Frage in einer Con⸗ 
ferenz der Wiener Congreßmächte zur Erörterung bringen zu laffen unb 
bemühten fi, über die Grundlagen einer ſolchen Conferenz ſich zu ver: 
ftändigen. Defterreih, das in ber ganzen Frage zunächſt betheiligt war, 
übernahm es, diejenige Punkte zu formuliren, durch die der Zweck einer 
dauernden Bacification Polens erreicht werben fünnte und die zugleich der 
Art wären, daß fie Rußland gewähren dürfte, ohne feiner Würbe ober 
feinen wohlverftandenen Intereſſen etwas zu vergeben. Die VBorfchläge 
Deſterreichs wurden von England und Frankreich nach längeren Verhand⸗ 
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Rupland. [ungen genehmigt und gegen Ende Juni überreihen bie brei Geſandten 
wiederum gleichzeitig dem Fürſten Gortjchafoff die Depejchen ber drei Mächte. 
Die Forderungen derjelben waren in: folgenden ſechs Punkten formmlirt : 
4) Bollftändige und allgemeine Amneftie; 2) nationale Vertretung, welde 
an ber Gefebgebung des Landes theilmimmt und wirffame Mittel der 
Controle befigt; 3) Ernemmung von Polen zu den öffentlichen Aemtern 
in folcher Weife, daß eine befondere nationale und dem Lande Bertrauen 
einflößende Abminiftration gebildet werbe; 4) volle und gänzliche Ge— 
wifjensfreiheit mit Aufhebung der die Ausübung des Tatholifchen Cultus 
treffenden Befchränfungen ; 5) ansfchliehender Gebrauch der polnifchen 
Sprade als amtlicher Sprade in der Verwaltung, ber Rechtspflege unt 
dem Unterrihtswejen; 6) Einführung eines regelmäßigen und gefetlichen 
Recrutirungsſyſtem. Wenn es Rußland wirklich um eine dauerhafte Be— 
rubigung Polens zu thun war, fo konnte e8 gegen diefe Forderungen wenig 
einwenden und mit Recht mochte das öfterreidhifche Cabinet von denfelben 
fagen: „Mehrere von den Beftimmungen dieſes Programms bilden einen 
„Theil des Entwurfes, melden das Cabinet von St. Petersburg felbi 
„feiner Haltung vorgezeichnet hat, andere enthalten Bortheile, welche das: 
„selbe verheißen oder bat hoffen Tafjen, feine endlich überjdhreitet bat 
„Maaß deſſen, was bie Verträge zu Gunſten ber Polen feftgefetst Hatten“. 
Es ſcheint, daß die drei Mächte fih in ber That einiger Hoffnung bin: 
gaben, daß Rußland auf ihre Forderungen eingehen werde. 

Ungefähr zu berfelben Zeit hatte die polnifhe Infurrection ihren 
Höhepunkt erreiht. Dem Aufrufe der geheimen Nationalregierung vom 
22. Januar entſprechend taudten bald überall in Polen und Litthauen 
Heinere und größere Schaaren auf, welche vereinzelte ruſſiſche Detachement 

‚ Äberfielen, größere wenigftens beunruhigten. Doc bildete fi nirgendt 
ein ftärferes, feit organifirtes Infurgentencorps ; jede Schaar ftand unter 
ihrem eigenen Führer und jeder von biefen operirte für fih und unab- 
bängig von jedem andern. Zwar hatte die Nationalvegierung [hen am 
25. Januar Mieroslawski zum Dictator ermaunt und berfelbe war auch 
am 47. Febr. in Polen eingetroffen, aber fehon wenige Tage nachber 
wurbe die Mbtheilung, deren Befehl er übernommen hatte, von den Rufen 
geihlagen und zerjprengt; der Dictator felbft floh und zog ſich bald über 
bie preußifche Grenze zurüd. Glüdlicher fchien ein amberer Führer, der 
aus dem Pofenfchen gebürtige Langiewicz, der bag Commando über 
die Infurgenten im Sandomirſchen führte und mad einigen glücklichen 
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Gefechten am 10. März fi felbft zum Dietator erffärte und eine Rußland. 
Eivilregierung ernannte, welche Mafregeln die geheime Nationalregies 
rung genehmigte. Allein auch fein Glück dauerte nicht lange. Wie es 
ſcheint mefentlic dur innere Zerwürfniſſe unter feinen Schaaren 
geſchwächt, mußte er vor den rufifhen Truppen, die fi in größerer 
Anzahl auf ihn warfen, weichen und ſchon am 19. März fah er fi 
genäöthigt, auf öfterreichiiches Gebiet überzutreten, wo er erfannt nnd 
internirt wurde. Die geheime Nationalregierung ergriff nun wieder 
die Zügel und erflärte jede fernere Dictatur für Hocverrath. Wenn es 
indeß den nfurgenten aud nirgends gelingen wollte, größere Corps 
unter anerkannten Führern zu organifiren, den Ruffen mit Kraft ent= 
gegenzutreten und die Infurrection zum Aufjtand zu erheben, fo breiteten 
fie ſich dagegen nad und nach über das ganze Land in zahlreichen Haufen 
aus; mo fi Kleinere rufifche Abtheilungen verloren, wurben fie über- 
fallen und aufgerieben, wo immer aber jie ihre Kräfte concentrirten, zogen 
ſich die Infurgenten zurüd, oder lösten fich auf, um fich aufirgend einem 
anbern Punkte wieder zu fammeln. Am zahlreichſten waren die Schaaren 
längs der öjterreidhifchpreußifhen Grenze, da ihnen Waffen und Munis 
tion weſentlich aus Galizien nnd Pofen geltefert werden mußten und eben: 
daher aud zahlreihe Parteigänger zu Hülfe zogen. Die geheime Nas 
tionalregierung hatte das für die Pflicht der polnifchen Unterthanen Defter: 
reichs und Preußens erklärt, dagegen laut ausgefprocdhen, daß es weder 
im preußifchen noch im öfterreichifchen Gebiet zu einem Aufftand kommen 
folle und dürfe, Die ganze Infurrection litt indeg von Anfang an an einem 
unheilbaren Gebrechen: die Bauern hatten dem am 22, Januar von ber 
Nationalregierung an fie gerichteten Aufruf nicht entſprochen; fie blieben 
überall ruhig, vielfady neigten fie fich im Gegentheil auf die Seite ber 
Regierung, von ber fie offenbar mehr erwarteten als von ben Verheißun— 
gen ber revolutionären Partei. Dagegen ftand mehr und mehr ber ges 
fammte Adel mit feinen Angeftellten und Bebienjteten, bie Fatholifche 
Geiftlichfeit und die ganze Bevölkerung der Stäbte auf Seite ber Inſur— 
rection, ließ fi willig von der geheimen Nationalregierung leiten und 
feiftete den bewaffneten Schaaren allen möglichen Vorſchub. Schon zu 
Anfang März gaben der Erzbifchof Felinski von Warfchau und acht ans 
dere Mitglieder des polnischen Stantsrathes, d. 5. alle nicht befoldeten 
Mitglieder bderfelben ihre Entlafjung und am 15. März richtele der Erz: 
biſchof ein Schreiben an den Kaifer, das er felbft fofort im die Oecffent: 
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Ruftond, lichkeit bradpte umb in dem er dem Kaifer unummunben erflärte, „ba 
„die von ihm den Polen verliehenen Inftitutionen nicht ausreichten, da 
„Glück des Landes zu ſichern, daß Polen fih nit mit einer Verwaltung 
„Autonomie zufrieden geben werbe, fondern politifches Leben anftrebe” um 
von ihm geradezu verlangte, er „möge Polen zu einer unabhängigen Natiog 
„wachen, die mit Rußland nur burd das Band der Dynaftie verfnüpft ſei. 
Der Erzbiſchof ſprach damit aus, was bie ganze Nation dachte und vermocht 
fi) die Bewegung auch nit von einer Infurrection zum Aufftand zu erheben 
fo muß man doch geftehen, daß fie fich auf eine Art allgemeiner Berfhmwörun 
fügte, die an Oroßartigfeit wohl ihres Gleichen in der Gefchichte ſucht 
Ganz Warfhau zumal nahm an berfelben Theil. Trotz aller Anjtren 
gung und aller Machtmittel gelang es den Ruſſen nicht, die geheime Na 
tionalregierung, deren Sit wahrſcheinlich Warfhau war, ausfindig ı 
machen und body gab biefe geheime Gewalt fid) unter den Augen ber rulı 
ſiſchen Regierung jeben Moment unb in der verfchiedenften Weife fund 
Ihre Erlaffe erſchienen gebrudt und fanden fi alsbald in Jedermann 
Hänben, ein förmliches Regierungsblatt erläuterte biefelben und in Warfchau 
tauchte fogar eine ganze Reihe von Zeitungen auf, bie alle geheim ge 
drudt waren und doch ziemlich regelmäßig erfchienen und weite Werbrei 
tung fanden. Als die rufjifhe Regierung, um dem von ihr damals er: 
warteten erften biplomatifhen Schritt der drei Mächte zum Voraus zu 
begegnen, zu Anfang Aprils denjenigen Aufftändifchen eine allgemeine 
Amneftie verkündete, welche binnen eines Monats die Waffen niederlegten 
und zum Gehorfam zurüdfehrten, fo erflärte die geheime Nationalregierung 
fofort, baß fie jede Gnade verwerfe und als der Termin verftrichen wart, 
ergab es ſich, daß aud nicht ein Pole von berfelben Gebrauch gemacht 
hatte. Zu berfelben Zeit verbot die geheime Nationalregierung die Zah: 
lung aller Steuern an bie ruſſiſche Regierung unb organifirte dagegen 
ihr eigenes Steuerwefen, indem fie das ganze Land in 23 Kreiſe mit 
eigenen Zmeigcomite behufs bes Einzugs ber Steuern, ber Leitung ber 
Recrutirung und der Handhabung ber Strafgefege eintheilte. Diefe er: 
Märten „jede That, welche geeignet ift, bie Thatkraft der Nationalregie 
rung zu hemmen, ben revolutionären Impuls zu fhwächen, überhaupt alle 
Thaten, welche der nationalen Sache ſchädlich find” für Staatsverbrechen, 
zu deren Beitrafung durch Decret vom 2. Juni in jedem Kreife und in 
ber Stabt Warſchau insbefondere eigene Revolutionstribunale eingeführt 
wurden. Balb entwidelte fich neben ber freiwilligen Hingebung an bie 
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erorbnnungen ber geheimen Regierung ein furdtbarer Terrorismus gegen Rußlanb. 
Ve Lauen und Wiberwilligen und bamit ein AZuftand, der grauenbaft 
ar. In Warfhau, in ben übrigen Stäbten, überall auf dem Lande 
anden fich die ruffifche Regierung mit ihren Organen und bie geheime 
wolutionäre Regierung mit ihren Agenten gegenüber. Jene brobte mit 
ffener Gewalt, diefe benüßte die geheime Furcht. Jede forderte Steuern 
ir fi und verbot bei ſchwerer Strafe folde an ben Gegner zu ent- 
ihten und jebe machte von den Gewaltmitteln, bie ihr zu Gebote ftan: 
en, ben rüdfichtslofeften Gebrauch. Wer ber ruflifhen Regierung zu 
iberftehen wagte, ſah ſich der oft zügellofen Solbatesfa preisgegeben und 
ver der renolutionären Regierung nicht zu Willen war, wurbe nur allzus 
äufig vom geheimen Dolce ihrer Agenten erreiht. Es war von beiben 
Seiten ein Ringen auf Leben und Tod, boch mit dem Unterſchied, daß 
ie Mittel der ruffifchen Regierung ungleich nadhaltiger waren, al® bie: 
migen ber Revolution, fobalb biefe auf ihre eigenen Kräfte befchräntt 
leiben follie. | 

ALS die Infurrection ausbrach, mochte die ruffifhe Armee, bie in 
Bolen ftand, nicht viel über 60,000 Mann zählen, was wohl genügte, 
ih zu behaupten, nicht aber, die Anfurrection überall zu verfolgen und 
teberzufchlagen, zumal Warfchau nicht gefährdet und baher von Xrup: 
sen nicht allzufehr entblößt werden durfte. Indeß wurden, nachdem ſchon 
m 26. Januar ber Belagerungszuftand über Warſchau und das König- 
eich Volen und bald darauf auch über bie Gouvernements von Litthauen 
wrhängt worden war, alsbald weitere Truppen aus Rußland herbeige: 
zogen und bis um bie Mitte des Jahres dürfte die anfängliche Militär: 
naht in Polen faft auf das doppelte, bis Ende bes Jahre auf das drei— 
ache gebradt worden fein. Zu Anfang bes Jahrs ſchien die Stimmung 
n Rußland felbft dem Unternehmen ber Polen nicht abfolut feindlich zu 
ein und es machten fich fogar Stimmen Taut, die für dasfelbe aufzutreten 
vogten. Allein ber Anfprucd, ben die Polen über Congrekpolen hinaus 
uh auf das fhon früher von Rußland erworbene Fitthauen, in bem von 
eher nur der Adel und die Bevölkerung der Städte der polnifhen, bie Land: 
sevölferung dagegen durchaus ber ruffifchen Race angehörte, und das befannts 
ich feit 1830 mit Gewalt firdlich ruffificirt worden war, erhoben, bewirkte 
inen Umſchlag der Stimmung in Rußland und diefe entwickelte ſich immer 
mehr für die Negierung und gegen bie Infurrection ber Polen. Die Res 
gierung that natürlich ihr möglichftes, dieſen Umſchlag zu befördern und 
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. fo richteten denn Schon zu Anfang April die Adelsverfammlung und bi 


Municipalität von St. Petersburg Loyalitätsabreffen an ben Kaifer, denen 
fi) zu Ende des Monats Moskau und eine Reihe von Städten und Eon: 
porationen des innern Nuflande, im Mai auch bie Ritterſchaften- ber | 
baltiſchen Provinzen anfchloffen. In Litthauen ging neben ben militärifcsen 
Mafregeln zu Unterbrüdung des Aufflandes auch eine politifche ber, in: 
dem ein Faiferlicher Ukas die wie gefagt meift ruſſiſchen Bauern mit einem 
Schlag von ihren polniſchen Butsherren emancipirte umd die Entſchädi— 
gung bdiefer Testeren zudem in der Art regulirte, daß fie in Zukunft auch | 
materiell ganz vom Belieben der ruffifchen Regierung abbingen. Und ale 
im Mat die Inſurrection auch in Nothrußland, in Kiew, Podolien, Bol: | 
hynien und der Ukraine ansbrach, wurde für die letztere durch taiferlichen | 
Ukas zu derfelben Mafjregel gegriffen. In Gongreßpolen wurde fchon im 
Mai die ganze Verwaltung im weferntlichen in die Hände der Militär: 
gewalt gelegt und wenn es diefer auch nicht fobald gelingen konnte, bie 
über fo weite Streden ausgebehnte Infurrection zu erdrüden, fo war fie 
doch im Stande, alle größeren Städte der ruſſiſchen Regierung zu er: 
halten und jede Organifation ftärferer Infurgentenmaflen zu verhindern, 
fo daß die Inſurrection auf die allerdings zahlvreihen Heinen Schaaren 
beſchränkt blieb, die nichts Entfcheidendes unternehmen konnten und beven 
endlicye Unterbrüdung für die Nuffen nur eine Frage ber Zeit zu fein 
fhien. Rußland Hatte daher Ende Juni jo ziemlich freie Hand, auf bie 
Forderungen ber drei Mächte ganz ober theilmeife einzugehn, oder auch diefelben 
völlig von der Hand zu weifen. Denn daß fie Polen thatſächlich Hülfe 
bringen würden, war nicht wahrfcheinlid. Hatte doch Graf Nuffel im 
engliſchen Parlament offen und wiederholt erflärt, daß die Regierung ber 
Königin nicht geformen fei, über dipfontatifhe Schritte hinauszugehn; 
Oeſterreich feinerfeits bedurfte des Fricbens und dachte nicht daran, für 
Polen zum Schwerte zu greifen; Frankreich aber war nicht in der Lage, 
feinen Wünfchen für Polen einen thatfächlichen Nachdruck zu geben, fo lange 
Preußen, das breit zwifchen ihm und Rußland gelagert ift, offen zu bie: 
ſem hielt. In Preußen aber ftand eine Wendung ber Politik noch feines: 
wegs in Ausficht. 

Da das Minifterium Bismarck zu Peiner irgend ‚wefentlihen Con: 
ceffion. geneigt war, fo hatte e8 dem Landtag nur einige wenige, nur bie 
geradezu unausweichlichen Vorlagen’ gemacht, dae Budget für 1863 und 
bie Novelle zum Militärgefep von 1814. Das Abg.Haus begann bie 
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Berathung des Budgets, fehritt aber in berfelben nur langfam ber, um Preiufen, 
denjenigen Theil, ber bie Armeefoften betraf und der nach bem Bor: 
ſchlage der Regierung die Reorganifationskoften wieberum im Drbinas 
rium enthielt, erft dann zu behandeln, wenn über bie Militärtovelle 
als der bedingenden Grumblage beffelben entſchieden ſein würde. Zu diefer 
hatte der Abg. Forckenbeck als Gegenantrag ben völlig ausgearbeiteten 
Entwurf eines volftändigen Militärgefeßes eingebracht, durch das ben 
Anſchauungen und Forderungen der Regierung gegenüber diejenigen bes 
Hauſes im einzelnen dargelegt und präcifirt werben follten. Das Haus 
begann die Debatte darüber, die worausfichtlih längere Zeit in Anſpruch 
nahm, am 7. Mai, wurde darin aber fhon am 14. besfelben Monats 
durch einen Conflikt zwifchen dem Kriegsminifter und dem Bicepräfidenten 
v. BodumsDolffs, der bald zu einem völligen Bruch mit dem Minifterium, 
für deſſen Forderung indeß der König felbit eingetreten war, führte, unter- 
broden. Der Antrag ber Fortfchrittspartei, neuerdings eine Abrefje über 
bie Lage des Landes an ben König zu erlaffen, wurbe jegt vom linfen 
Centrum, das ihn bisher wiederholt abgelehnt hatte, angenommen und mit 
239 gegen 61 Stimmen wurbe eine Faſſung genehmigt, in der dem Kö— 
nig unumwunden erflärt ward, baß „das Land vor allem bie volle Ach— 
„tung feines verfaflungsmäßigen Rechte verlange, während die wichtigften 
„Rechte der Volfövertretung mißachtet und verlegt feien, fo daß zwiſchen 
„ven Rathgebern der Krone und dem Lande eine Kluft beftehe, weldje 
„wicht anders als durch einen Wechfel der Perfonen und mehr nod) durdy 
„einen Wechſel des Syftems ausgefüllt werden könne,“ Der König ant: 
wortete ebenjo unummunden, „er weiſe biefe® Verlangen zurüd, inbem 
„die Minifter fein Vertrauen befäßen und er ihnen Dank dafür wife, daß 
„fe es fich angelegen fein ließen, bem verfaffungswidrigen Streben bes 
„Abg.-⸗Hauſes entgegenzutreten? und erklärte die Seffion, ohne die Been— 
bigung der Budgeiberathung abzumarten, für gefchloffen. 

Die BVertreter des Volkes hatten auch in dieſer Seffion nichts er: 
reicht. Die Regierung und das Haus der Abgeordneten fanden fid, in 
bemjelben tiefen Wiberftreit wie bisher gegenüber. Umfonft waren alle 
Interpellationen, alle Refolutionen, alle Beſchlüſſe des Haufes geweſen, 
umſonſt hatte es fi) wieder und mwieber im birecten. Adreſſen an ben Kö— 
nig ſelbſt gewandt und zulett geradezu einen Perſonen- und Syſtemwechſel 
gefordert. Der König ftandb zu ben Miniftern und Tehnte alle Zumus 
thungen entfchieden ab. Hr. dv. Bismard kümmerte fid) wenig um bie: 
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Preufen, Bechlüffe der Abgeorbdneten. So Yange er das Vertrauen bes König 
befaß, Hatte er bie Macht in Händen und mar entfdhloffen, fie zu brau⸗ 
Ken. Doch war er genöthigt, fi) möglichft innerhalb ber Formen ber 
Verfaffung zu halten, ba ber König zu einer offenen und birecten Ber: 
legung berfelben die Hand zu bieten nicht gewillt war. Daß biefes Ab: 
georbnetenhaus indeß zu einer. Berftänbigung mit ber Regierung, b. 5. zu 
einer principiellen Unterwerfung unter ihre Forderungen fi nimmermehr 
verftehen werde, lag außer Zweifel. Die Auflöfung desſelben und bie 
Anordnung von Neuwahlen, fobald der Moment dazu günftiger wäre, 
wurbe baber ſchon jest ind Auge gefaßt und vorbereitet. Einem Um: 
ſchwunge im Sinne der feudalen Partei ftand indeß vor allem bie Prefle 
ber Fortjchritispartei im Wege, die „ihren vergiftenden Einfluß auf bie 
öffentlige Stimmung”, täglich und ftünblid in Tauſenden von Blättern 
in alle Schichten der Geſellſchaft ergoß und benen bie. feubale Partei mit 
vergeblicher Mühe auf bemfelben Wege entgegenzuarbeiten verfucht hatte. 
Kaum war daher ber Landtag entlaffen, fo fiel ein vernichtender Schlag 
gegen jene Prefie: eine Drdonnanz ber Regierung befeitigte die Pref- 
freiheit, „da die Einwirkung ber AJuftizbehörden auf Grund des Pref- 
gefeges vom 12. Mai 1851 und bes Strafgefehbudes ſich als unzu: 
reichend erwieſen hätten, um die Ausfchreitungen ber Preſſe erfolgreich zu 
hindern”, führte das Berwarnungsfuftem ein und ertheilte den Verwal: 
tungsbehörden bie Befugniß, Zeitungen und Zeitfchriften zeitweife ober 
dauernd zu verbieten und zwar nicht bloß wegen einzelner ftraffälläger 
Artikel, fondern auh um ihrer „Gefammthaltung“ willen, indem offen 
eingeftanden wurde, daß „oft ganze Artikel für fih nicht bie Handhabe 
„zu gerichtlicher Verfolgung, nicht den Xhatbeftand einer ftrafbaren Hanb- 
„lung, wie ihn der Nichter feiner Rechtsſprechung zu Grunde legen müſſe, 
„barböten”. Die ganze Preffe bes Landes war bamit bem Belieben 
ber Regierung und ihrer Organe überantwortet und bie gefammte Oppo— 
fitionspreffe hatte nur die Wahl, entweder unterbrüdt zu werben ober fidh 
felbft zum Schweigen zu verurtheilen. Die Ordonnanz entſprach indeß 
dem Buchſtaben ber DBerfaffung, die in Noibfällen ber Regierung eine 
gewiffe biscretionäre Gewalt überträgt, wenn ber Landtag gerade nicht 
verfammelt ift und bis zum Wieberzufammentritt berfelben. Allein es 
war zum mindeften zweifelhaft, ob jene Beftimmung auch auf bie ver: 
faflungsmäßig garantirte Preßfreiheit Anwendung finden dürfte, ein plöß- 
lich eingetretener Nothfall Tag jedenfalls nicht vor, enbli war ber Land⸗ 
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ag zur Beit des Erlaſſes allerdings nicht verfammelt, aber nur, weil bie Preufen, 
Regierung ihn wenige Tage vorher gefchloffen hatte, um dieſe Ordonnanz 
rlaffen zu Fönnen, da fie wohl wußte, daß er feine Zuftimmung zu einer 
olchen Maßregel fo zu fagen einftimmig verweigert haben würbe, Sechso 
ver gelejenften Berliner Zeitungen proteftirten daher gegen bie Verfügung 
ils eine verfaſſungswidrige.“ Sie erhielten dafür ſofort bie erfte Ber- 
vornung und wurden den Gerichten überwiefen. ine Anzahl anderer 
Jeitungen bes Landes ſchloſſen fi der Erklärung an, aber alle fahen ſich 
yenötbigt, um ihre. Eriftenz zu retten, die Oppofition gegen die Regie: 
ung einzuftellen und. vorerft über inmere Angelegenheiten jo ziemlich ganz 
u ſchweigen. Sie glaubten es um fo eher thun zw bürfen und zu follen, 
ils ja die Maßregel die Lefer ber Zeitungen, bie ganze gebildete Klaffe, 
nan kann fagen die ganze Maſſe des Volkes eben fo ſchwer traf als bie 
Jeitungen felbft. Die öffentliche Meinung begann aud) wirklich ſich zu 
gen. Die Stabtverorbneten von Berlin gingen voran, indem fie ſchon 
ım 4. Juni befchlofjen, durch eine Deputation beim Könige felbft gegen 
ie „im Widerſpruch mit der Verfaffung eingeführten Befchränfungen ber 
Prefie* wie gegen „bie Fortführung der Regierung ohne einen georbnetem 
Staatshaushalt“ zu remonftriren und um „bie Wiederherftellung eines verfaſ⸗ 
ungsmäßigen Zuftandes durch jchleunige Berufung bes Landtags“ zu bitten. 
Der Magiftrat faßte am folgenden Tage den Beſchluß, fi dem Schritte ber 
Stabtverordneten anzuſchließen und in einer ganzen Reihe von anderen Städten 
vurden ähnliche Schritte theils befchloffen teils vorbereitet. Die Regierung 
ıntwortete durch einen Erlaß, ber die Berathung politifcher Angelegenheiten 
urch die Stabtverorbnetenverfammfungen verbot und die ftrengften Maßregeln 
‚agegen anorbnete, Es war indeß wiederum zweifelhaft, ob die Städteordnung, 
wf die ſich die Regierung für diefen Erlaß ftüßte, ihr die Gewalt dazu 
virklich gab. Der Moment war für die Regierung jebenfall® gefährlih. Der 
Biderftand gegen das Minifterium Bismarck fchien fidy vom Abgeordnetenhaufe, 
veffen Anftrengungen völlig vergeblich gemwefen und in allen Formen von 
vr Gewalt entweder entjhieden zurüdgewiefen worden ober unbeachtet 
yeblieben waren, auf die Bevölferungen der Stäbte und beren natürliche 
Bertreter, die Stabtverorbneten übertragen zu wollen. Wenn in den 
pößeren Städten ber Monarchie diefelben Beſchlüſſe gefaßt wurden, wie 
n Berlin und wenn die Bewegung fi in allen Provinzen von den 
jrößeren auf die mittleren und kleineren Städte fortpflanzte, wie es ben 
Anſchein hatte und wenn die Stadtverorbnetenverfammlungen überall troß 
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Priußen, aller angebrohten Strafen, geftügt auf das, was fie für.ihr mohlbegrän 
betes Recht hielten, Abrefien befchloffen und Deputationen wählten, je 
hätte fi; ein Sturm herangewälzt, dem der König das Minijterium Bit: 
mard vielleicht zum Opfer hätte bringen müffen. Einen Augenblid ſchien 
eine folche Ausbreitung ber Bewegung, eine ſolche Entſchloſſenheit ber 
Stabtverorbnetenverfammlungen, ein ſolcher Adreſſenſturm nicht unmöglid, 
vielleicht fogar wahrſcheinlich. Allein e8 ergab fi bald, daß es ber Be 
wegung an Entfcpiedenheit wie an Nachhaltigkeit gebrah. Gegenüber dem 
energifchen Auftreten der Regierung gerieth fie fofort ind Stoden, Stabt- 
verordnete und Magijtrat von Berlin ergaben fich, eine von Breslau wirklich 
abgegangene Deputation wurde weder vom König noch von den Mliniftern 
empfangen und erhielt ihre Adrefje uneröffnet zurüd. Nachgerade fügten 
fih alle und :begnügten fid) die einen zu proteftiren, andere zu remenftri: 
sen, nod andere bie Adreſſe als Privatperfonen zu unterzeichnen. Die 
Proteftation wurde indeß ad acta gelegt, die Nemonftrationen blieben un: 
beachtet, bie trog allem eingegangenen Adrefjen gingen unbeantwortet aus 
ben Cabinet des Königs an die Abjender zurüd. Das Minijterium hatte 
im entfcheidenden Moment die Oberhand behalten. Die Stimmung ber Beröl: 
ferung blieb freilich trotzdem im Dften wie im Welten ber Monarchie immer 
diefelbe und fand wieberholt einen bezeichnenden Ausbrud. Schon zu 
Anfang Juni. lehnte eine ganze Reihe von Städten der Provinz Preußen 
bei Gelegenheit einer Rundreije des Kronprinzen es ab, denfelben feierlich 
zu empfangen; basfelbe geſchah fpäter in ber Neumark ben Prinzen 
Albrecht und Friedrih Karl und im Herbft bei Gelegenheit der Manöver 
felbft dem Könige gegenüber. Der Kronprinz fühlte fi von ber allge 
meinen Stimmung fo überrafht unb ergriffen, baß er ſich in Königsberg 
zu ber umummundenen Erklärung beroogen fand, er babe an ben letzten 
Mabregeln ber Regierung keinen Theil und nicht bazu gerathen. Die 
Erklärung beutete auf die Schwierigkeiten hin, mit benen dag Minifterium 
Bismard. felbit bis in den Schooß ber königlichen Familie hinein zu 
kämpfen hatte, blieb aber natürlicher Weiſe zunächſt ohne praktiſche Eon: 
fequenz. 

Borerft ftand das Minifterium nicht blog den innern Schwierigfei: 

ten gegenüber feft, fondern aud den äußeren. Nicht bie mindeften ven 
zei dieſen bereiteten ihm bie deutſchen Verhältnifſe. Von „moraliſchen Er: 
sberungen“ mar feine Rebe mehr, Preußen hatte ſich vielmehr in fteigen: 

dem. Maße. der Eoalition Defterreihs und ber mittelftaatlichen Megierun: 
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gen zu erwehren, bie. ihm ſchon im vorigen Jahre ſowohl in der Zoll — 
dereinsfrage als in ber Bundesreformfrage entgegen getreten war. Sa 

weit es fich indeß um bloße Abwehr handelte, blieben die Anjtrengungen 

des Miniſteriums Bismard allerdings nicht ohne Erfolg. 

In der Zollvereinsfrage hielt Preußen während des ganzen Jahres 
noch immer feine urfprüngliche Forderung auf Annahme des Hanbelsvers 
trage mit Fraufreih oder Auflöfung des Zollvereins aufredt, Allein 
während bie legtere für Preußen wie für bie übrigen Zollvereinsftaaten 
vernünftiger Weife gleichmäßig geradezu eine Unmöglichkeit war und 
es fich gar nicht fragen mochte, weldher von beiden Theilen durch biefelbe 
eventuell mehr gefchädigt würde, jchien es bereits außer Zweifel, daß es 
Preußen nicht gelingen werde, die unbedingte Unnahme des franzöfifchen 
Hanbelsvertrags von Seite der ührigen Zollvereinsftaaten zu erzwingen, 
Nicht minder unzweifelhaft ftellte fi; dagegen auch heraus, daß Oeſterreich 
nit im Stande fein würbe, weder den gefammten Zollverein von bem 
durch die ganze Zeitentwidelung bedingten, unaufhaltſamen Fortfchritte zum 
Freihandelsprincip zurücdzubalten, neh aud ben Zollverein zu fprengen, 
um mit den nichtpreußiſchen Gliedern ober wenigjtend mit einem Theile 
derjelben ein befonberes Bündniß auf Grund eines mehr oder minder ‚ges 
mäßigten Schutzzollſyſtems abzufchließen. Der für ben Zollverein allein 
maßgebende, rein volkswirthſchaftliche Geſichtspunkt war von beiden Seiten 
durch das Hereinziehen fremder, politifcher Geſichtspunkte verwirrt und 
getrübt worden. Mit vollem Recht und im wahren Anterefje der meit fort« 
geihrittenen Juduſtrie nicht bloß Preußens, ſondern aud) feiner übrigen 
Zollverbündeten hatte jenes feinen Handelsvertrag mit Frankreich auf bie 
Orundfäge des Freihandel = Syftems bafirt, aber mit Unrecht damit zu— 
gleich im Art. 31 jenes Bertrages die wirthichaftliche Ausſchließung Defter« 
reichs aus Dentjchland angejtrebt, um bie politifche wenigſtens vorzube⸗ 
reiten, Mit Recht hatten auf ber andern Seite die Mittelftanten ſich jener 
virthſchaftlichen Ausſcheidung Defterreich8 widerjegt und mit Recht bie 
Bejeitigung bes Art. 31 des franzöſiſchen Handelsvertrags, die Aufrechi- 
yaltung und möglichjte Ausbildung des Vertrags von 1853 zwiſchen bem 
Zollverein und Oefterreich gefordert; aber mit Unrecht hatten fie fich nicht 
vegnfigt, die Befeitigung jenes Artikels zur Bedingung ihres Beitritt 
num franzöfifchen Handelsvertrag zu machen, fonbern, nur um Defterreich, 
78 in feiner wirthſchaftlichen Entwidelung weit hinter Deutſchland zurück— 
zeblieben ift, zu befriedigen, im Gegenſatze gegen bie Bebürfniffe und 
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* Wunſche des überwiegenden Theiles ihrer Bevölkerungen den ganzen Ber: 
trag verworfen, ohne nur zugleich ihre Forderungen, wie Baben verlangt 
hatte, genau präcifiren zu können, aus bem einfachen Grunde, weil ſie 
nicht wußten, wie meit Defterreih, um feinen Gintritt in ben Zollverein 
zu ermöglichen, von feiner ſchutzzöllneriſchen Baſis aus Concejfionen zu 
machen geneigt oder im Stande fein würde. Die Stellung ber mittel: 
ftantlihen Regierungen war darum aud eine fchr ſchwierige, da fie es 
mit Rückſicht auf ihre Bevölferungen entfchieden nicht wagen burften, ihre 
DOppofition gegen Preußen und ihre Zuneigung für Oeſterreich bis zu eimer 
Sprengung bes Zollvereind zu treiben, Am weiteften burfte fih Babern 
vorwagen. Allein umfonjt drang es in der Generalconferenz der Zollver: 
einsftaaten zu München im Frühjahr 1863 darauf, daß Defterreih auf 
feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. wenigſtens eine erfte allgemeine 
Antwort ertheilt werde und zwar dahin, baß die Verhandlungen über 
Fortfegung und Erweiterung des Vertrags mit Defterreih vom Jahre 
1853 gleichzeitig mit ben Verhandlungen über die Erneuerung der Zoll 
vereinsverträge würden eröffnet werben; umfonft ſchlug es feinen näberen 
Verbündeten im Juni die Erneuerung der Zollvereinsverträge auf ber bie 
berigen Grundlage eventuell ohne Preußen vor: die Generalconferenz 
flog im Juli ihre Berathungen, ohne daß Defterreih auf feine Bro: 
pofitionen geantwortet worden wäre, Sachſen hatte fogar eine Gelegenheit 
ergriffen, um im Boraus zu erklären, daß es an einen Zoll-Sonberbund 
feinen Antbeil nehmen werde. As darauf Preußen zu einer weiteren 

“ Generalconferenz in Berlin einlub, um über die Erneuerung der Zollver: 
einsverträge zu berathen, veranftaltete Bayern no vorher ben Zufammen- 
tritt einer Gonferenz derjenigen Staaten, die ben Handelsvertrag mit 
Frankreich verworfen hatten, fegte aber nichts anderes durch, ald den Be: 
ſchluß, daf dem Antrage Preußens auf Genehmigung des Handelsvertrags mit 
Frankreich derjenige auf fofortige Eröffnung von Unterhandlungen mit Oeſter⸗ 
reich) entgegen gefegt werben ſolle. Im November trat die Berliner Zollconferen; 
wirflih zufammen und da zuerft bie Tariffrage in Behandlung genommen 
wurbe, ergab es fid, neuerdings, baß bie Intereſſen diekfalls und zwar 
im Sinne einer entfchiebenen Rebuction der bisherigen Anfäge nicht all: 
zu weit auseinandergingen; allein fobald die Gonferenz zur Frage des Han: 
belsvertrags mit Franfreih als der von Preußen für die Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge geforderten Grumdlage überging, hörte die Verſtãndi⸗ 
gung auf und ſtockten die Verhandlungen, ſo daß Preußen ſich veranlaßt 
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fab, noch vor dem Schluſſe des Jahres die Fortfegung jener Ver— Deutfä- 
träge feinerfeits, wie es gedroht hatte, zu kündigen. Jedermann bielt 
indeß diefe Kündigung bloß für formell, Niemand glaubte an eine wirk— 

fihe Auflöfung des Zollvereind. Preußen wird auf die Ausſchließung 
Defterreichs, Defterreich auf den Beitritt zum Zollverein verzichten müffen, 

fo lange es nicht im der Lage ift, mit feiner fchußzölfnerifchen VBergangenz 

beit definitiv zu breden und mit dem Zollvereine ſich entfchieden ben 
Orundfägen des Freibandelsprincipes zuzumenden. 

Unendlich größere Echwierigfeiten bot die Bundesreformfrage, Bon 
einer Initiative Preußens konnte indeß in diefer Frage feine Rede mehr 
fein. Durd die Schwächung, der Preußen in Folge feiner innern Zu: 
fände anheim gegeben war, ermutbigt, hatten es die mittelftaatlichen Res 
gierungen fon im Jahre 1862 gewagt, ihrerfeitS hervorzutreten und eine 
Löſung der deutfhen Frage in ihrem Sinne zu verfuhen. Im Vereine 
mit Defterreih hatten fie am Bunde den Antrag auf Einberufung von 
Delegirten der verfchiedenen Ständeverfammlungen geftellt, um über Ge— 
feßesentwürfe betreffend Eivilproceg und Obligationenreht zu beratben. 
Der Antrag, felbft als bloßer Verfuh, der einer weiteren Ausbildung 
fähig fei, war in der That zu bürftig, um bie öffentliche Meinung zu 
gewinnen. Die Nation blieb kalt und die Bundesverfammlung verwarf 
am 22. Januar 1863 ben Antrag mit 9 gegen 7 Stimmen, indem bie 
Regierung von Kurbefjen, die ihn mit Defterreich geftellt, für gut gefun— 
den hatte, ihn fchlieglih mit Preußen zu vermwerfen. Defterreich und bie 
Mittelftaaten behielten fi) indeß vor, unter günftigeren Umſtänden auf 
den Antrag zurüdzulommen. Wirflic fühlte ſich Defterreich bald ſtark 
genug, die Frage in großartigerer Weife in die Hand zu nehmen, 

Wenn Oefterreih nad dem italienischen Kriege am Nande bes Ver: 8* 
derbens Hand, fo muß man geſtehen, daß ſich fein ſprichwörtliches Glück 
nur aufs neue bewährt ‚hat, indem es auf der Unterlage einer ber Manz 
nigfaltigfeit feiner Länder und Völker wie dem Grabe ihrer politifdhen 
Bildung entfprechenden Berfaffung ſich wieder emporzurichten verfucht hatte. 
Läßt ſich auch nicht verfennen, daß die verfaffungsmäßigen Zuftände Defter: 
reichs noch fehr mangelhaft, das politifche LXeben noch immer ein äußerſt 
beſchränktes ift, und der Beftand der’Verfaffung felbft vieleicht nur da— 
durch garantirt erfcheint, daß jeder Rüdfchritt in diefer Beziehung Defter: 
reich auch fofort wieder an den Rand bes finanziellen Abgrundes ftellen 
würbe, fo war doch eine Grundlage gewonnen, die Oeſterreich nicht bloß 
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— im Innern, ſondern auch im Rathe der Mächte und namentlich Deutic- 
u; land gegenüber eine fefte Stellung gewährte. Freilihd war die Februar: 
verfaffung von der Hälfte des Reiche nicht anerkannt worden und Ungarn, 
fowie Eroatien bebarrten auf dem von ihnen feit zwei Jahren beobad- 
teten pajfiven Widerftande. Dagegen gelang es der Regierung, in dieſem 
Jahre den Landtag von Siebenbürgen zur Beihidung des Reichsraths zu 
vermögen, wodurch derjelbe fih als weiterer conftituiren fonnte und bie 
Hoffnung genährt werden mochte, daß es am Ende aud noch gelingen 
werde, Ungarn und Eroatien zur Anerkennung zu bewegen. Nah außen, 
namentlich gegenüber Stalien, fuhr Oeſterreich fort, die zurüdhaltende Pe— 
litik zu beobachten, die es fich feit 1860 zum Grundfage gemacht hatte 
Bor allem aus ſuchte es feine Stellung in Deutſchland zu befeftigen uns 
den günftigen Moment zu benügen. 

— Alle Verſuche, die deutſche Frage zu löſen, waren entweder geidhei: 
tert ober hatten feinerlei Ausfiht auf Erfolg, Dem für Defterreich ge 
fährlicgften, der Errichtung eines Bundesſtaats unter Führung Preußens, 
war Oefterreich, Jobald Preußen damit berporzutreten gewagt hatte, im 
Dereine mit ben Regierungen ber Mittelftanten alsbald entgegengetreten. 
Lest war von diefem Plane feine Rede mehr, Von einem beutfchen 
Bundesstaat, deſſen Leitung zwar Preußen übertragen werben jollte, aber 
nur unter der Bedingung einer Unterordnung fpecififh preußifcher Inter⸗ 
efien unter allgemein beutjche, ber dee des Nationalrereind und jeimer 
Partei wollten diejenigen, die in Folge ber inneren Zerwürfniffe in Preußen 
ang Ruder gelommen waren, ganz und gar nichts wiflen, und wenn aus 
Hr. v. Bismard die dee eines deutſchen Bundesftaats keineswegs ganı 
fallen ließ, fo batte er unter demfelben Namen umgekehrt vielmehr eime 
Unterordnung deutſcher unter preußifche Inierefjen, ein Großpreußen im 
Auge, von dem er ſich felbit jagen mußte, baß es in Deutfchland nur 
mit Blut und Eiſen aufgerichtet werden könnte. Für ein feudales Preu- 
Ben fand fi in den anderen deutſchen Staaten nur fehr wenig Berftändnig 
und noch weniger Zuneigung. Preußen war vorerjt in Deutfchland durd- 
aus ifolirt. Was es bier verlor, ſchien Oeſterreich zuwachſen zu follen, 
das fi) langſam aber tätig confolidirte, umd zwar auf einer verfaflungs:- 
mäßigen Grundlage, die ihm ein®- lebhafte Theilnahme aud von Seite 
ber übrigen beutfchen Stämme fiherte. Schon hatte fid) die große Mehr: 
zahl der übrigen deutjchen Regierungen offen an Defterreich angefchloflen 
und ſelbſt den Zollverein, der Preußen wenigftens auf materiellem Gebiete 
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eine gewifle Führung übertragen hatte, in Frage geftellt. Dieß ſchien in Drutfö- 
der That der Moment für Defterreih, um cinen entjcheidenden Verſuch 
zu wagen und die Bundesreformfrage in feine Hand zu nehmen; mußte 
ſich nachgerade doch auch Defterreich geftehen, daß der alte Bundestag nicht 
bloß den Bedürfniffen und den lauten Forderungen der Nation nicht mehr 
genäge, fondern felbft den Intereſſen Defterreich8 eine feſte Stütze nicht 
mehr zu bieten im Stande fei. In einer Denkſchrift, die e8 um bie 
Mitte des Jahres ausarbeiten ließ, zeichnete e8 die Lage der Dinge in 
Deutſchland mit einer Schärfe, die nicht fchneidender hätte fein können. 
„Unaufhaltfam — fo äußerte es ſich — hat ſich in Deutſchland ein fort: 
„Ihreitender Proceß der Abwendung von dem beſtehenden Bunde vollzogen, 
„ein neuer Bund aber ift bis heute nicht gefchloffen und das Facit der 
„neueften deutſchen Gefchichte ift fomit zur Stunde nichts als ein Zuftand 
„vollftändiger Zerflüftung und allgemeiner Zerfahrenheit. Man denkt in 
„der That nicht zu nacdhtheilig von diefem Zuftande, wenn man fidy ein— 
„geftebt, daß die deutfhen Regierungen im Grunde fchon jest nicht mehr 
„in einem feften gegenfeitigen Bertragsverbältniffe zufammen ftehen, fon: 
„dern nur nody bis auf weiteres im Vorgefühle naher Kataftrophen neben 
„einander fortleben. Die deutfche Revolution aber, im Stillen gefchürt, 
„wartet auf ihre Stunde.“ 

Diejer Ausfiht wollte Defterreih zuvortommen. Die beutfche Nas 
tion follte in ihren berechtigten Beftrebungen wenigftens bie auf einen 
gewiffen Grab und fo weit ed unter den obwaltenden Umftänden erreich- 
bar fein mochte, ohne ben Antereffen der verjhiedenen Regierungen zu 
nahe zu treten, befriedigt werden. Die Ideen dafür gaben Defterreidh 
feine eigenen Erfahrungen, feine eigenen Verfaſſungszuſtände an bie Hand, 
Der Kaifer hatte feinem Reiche eine Berfaffung gegeben, weldye die ver: 
Ihiedenen Stämme befjelben zur Theilnahme an den gemeinfamen Ange: 
legenheiten berief und doch fo vorfichtig abgewogen und umfchränft war, 
daß die Regierung Feine mwefentlihe Einbuße an der ungehemmten Aus: 
übung ihrer bisherigen vollen Gewalt erlitt, an der Vertretung ber ver: 
fhiebenen Königreiche und Länder im Reichsratbe im Gegentheil einer 
Stüge genoß, der die wiederbejeftigte Stellung des Reiches in Europa 
wefentlih mit zu verdanken war. Sollte nicht etwas ähnliches auch in 
Deutfchland zu erreichen fein? Die wumerläßlihen Bedingungen bafür 
waren nur, erftlich einen Organismus auszudenken, ber der Nation zwar 
einen gewiſſen Einfluß auf ihre eigenen Angelegenheiten einräumte, aber 
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Deuti- zugleih die Garantie bot, daß von einem Drud auf die Regierungen 
feine Rebe jein Fonnte und zweitend Preußen zum Berzicht auf feine bie 
berigen Pläne und zum Eintritt in diefen neuen Organismus zu bewegen 
Der Plan wurde in Wien im Laufe des Juli in allen feinen Einzeln— 
beiten feftgeftellt und die Ausführung energifh in die Hand genommen 
Durch eine von Defterreich ungewohnte Schnelligkeit follte fie überraſchen, 
durch ihren Glanz imponiren, Die erjte Mittheilung wurde an Preußen 
gemacht, die Entgegennahme ließ aber fofort ahnen, daß dem Gelingen 
des Plans von biefer Seite faſt unüberjteigliche Hinderniffe entgegen ftan: 
ben. Am 2. Auguft machte der Kaifer dem Könige von Preußen, der 
von Hrn. dv. Bismard begleitet damals in einem öfterreichifhen Babe, 
in Gaſtein, verweilte, einen Beſuch, theilte ihm die bereits erwähnte Dent: | 
fgrift über die nicht länger zu verſchiebende Nothwendigkeit einer Reform 
ber deutjchen Bundesverfaffung mit und enthüllte ihm feine Abficht, dic 
fämmtlichen deutfchen Fürften perfünlid zu einem Congreß nach Frank— 
furt a. M. einzuladen und benfelben den Entwurf einer im Einzelnen 
ausgearbeiteten Neformacte, deren Grundzüge der Kaifer andeutete, ver: 
zulegen. Der König verwarf den Plan, ber ihm ganz unerwartet 
kam und befjen nähere Ausführung ihm noch nicht mitgetheilt wurde, 
feineswegs abjolut, aber er hatte dagegen allerlei gewichtige Bedenker 
einzumwenden und glaubte nicht, daß es fi) darım handle, ihn jedenfall 
fofort ins Werk zu fegen. Noch ehe indeß der Kaifer wieder abreiste, 
brachte ein Adjutant deffelben dem Könige die fürmlihe Einladung zu dem 
vorgeſchlagenen Congrefje und zwar ſchon auf den 16. defjelben Monate. 
Ohne die Antwort Preußens abzuwarten, gingen alsbald auch die Einla- 
dungen an bie fämmtlichen übrigen deutſchen Fürften ab. Jetzt lehnte Breußen 
bie Einladung feinerfeit8 ab und als ber Kaifer den König aufforderte, 
fih, wofern ihn felbft feine Gefundheit an der Theilnahme verhindert, 
wenigftens burd einen Prinzen feines Haufes vertreten zu laffen, wurde 
das gleichfalls fofort abgelehnt. Die Hoffnung Defterreihs, auch Preußen für 
feinen Plan, wenigſtens für ein vorläufiges Eingehen auf denfelben zu 
gewinnen, war aljo, wenn fie in Ernte wirklich je gehegt worden, ver: 
eitelt. Dagegen entfpracden die übrigen deutſchen Fürften ohne wejent: 
lihe Ausnahmen ſämmtlich der Einladung des Kaifers und am 16. Auguft 
fab Frankfurt die deutfchen Fürften mit zahlreihem Gefolge in feinen 
Mauern vereinigt. Am 17. eröffnete der Kaifer die glänzende Verſamm— 
lung und legte feinen Mitfürften den auch ihnen bisher im Einzelnen noch 
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mbefannt gebliebenen Entwurf vor. In feiner Eröffnungsrede verhehlte Deu 
8 der Kaifer nicht, daß er feinerjeits nicht „weitausfehende Berathungen” 
vünfche, jondern es lieber jähe, wenn bie Fürften „in einem rafchen und 
inmütbigen Entſchluſſe“ den Entwurf fofort auch zum Beſchluſſe erhöben. 

Doch dazu Fonnten ſich diefelben nicht verftehen. Der König ron Bayern, 

ver dem Kaifer antwortete, betonte vielmehr fofort, daß er die Vorfchläge 

rn „gewiffenhafte Erwägung” ziehen werde und ſprach bereit8 von „Mo: 
Mficationen“ derſelben. Immerhin wurden fie einmüthig für eine „ges 
ignete Grundlage“ weiterer Verhandlungen anerkannt. 

Die Hauptbeftimmungen des Entwurfes gingen babin, den Bundes— 
med auf die Wahrung nicht bloß der Sicherheit, ſondern aud ber Madhts 
telung Deutihlands nad außen auszubehnen, als neue Organe bes 
Bundes die Leitung der Angelegenbeiten einem Directorium zu übergeben 
and demſelben einen aus ben Bevollmächtigten der Regierungen gebildeten 
Bundesrath an die Seite zu fegen, während periodiſch eine Verfammlung 
son Bunbdesabgeorbneten einberufen werden und ebenfo periodifch eine Ber: 
ammlung ber Fürften zufantmentreten, endlich ein Bundesgerichtshof ge— 
bildet werden follte. Was die Ausführung diefed Organismus im Ein: 
jelnen betrifft, fo follte das Directorium aus dem Kaifer von Defterreich, 
dem Könige von Preußen, dem Könige von Bayern und zweien ber am 
8., 9. und 10. Bundesarmeecorps betheiligten Souveränen, ber Bundes—⸗ 
rath aber aus den Bevollmächtigten ber bisherigen 17 Stimmen des engern 
Rathes der Bundesverfammlung beiteben, doch Deiterreih und Preußen 
darin ftatt 1 je 3 Stimmen führen, die Gefammtzahl der Stimmen alfo 
auf 21 erhöht werden. Die Bundesabgeorbneten follten nur alle drei Jahre 
zufammentreten, in der Zahl von 300 zu zwei Drittheilen aus ben zweiten, 
zu einem Drittbeil aus den erjten Kammern ber Ständeverfammlungen 
durch Delegation hervorgehen und mit befchlichender Stimme an ber ges 
feßgebenden Gewalt des Bundes mitwirken; bie Fürftenverfammlung end» 
lih follte in ihren Verhandlungen den Charakter freier Verſtändigung 
gleichberechtigter Souveräne tragen, aber ein Beſchluß derfelben nicht auf⸗ 
gehalten werden können, wenn die bejahenden Stimmen das im Bunbes- 
rathe je nad) der Natur des Gegenftandes vorgefchriebene Stimmverhältnig 
erreiche. Seine eigene Stellung hatte Defterreih dadurch gewahrt, daß 
es fi den Vorfiß im Directorium und im Bundesrathe vorbehielt und 
feine Interefien namentlich auch dadurch, daß, während zu einer förmlichen 
Kriegserflärung des Bundes ein im Bunbesrath mit zwei Drittheilen ber 
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Deuts- Stimmen gefaßter Beſchluß erforberlih fein follte, die Frage, ob be 


land 


Bund fi) an dem Kriege eines feiner Glieder, das zugleich außerhalt 


bes Bunbesgebietes Befigungen babe, beiheiligen wolle, mit einfache 
Stimmenmehrheit follte entfchieden werden Tönnen. 

Bevor noch ber Kongreß zur Detailberathung dieſes Entwurfes 
fhritt, trat am 21. Auguft der fogenannte Abgeorbnetentag ebenfalle 
in Frankfurt zufammen, um ſich über benfelben augzufprehen. Mehr ale 
300 Mitglieder der Ständeverfammlungen ber verſchiedenen beutichen 
Staaten, Defterreidy allein ausgenommen, fanden fih dazu ein. Obgleich 
ohne Mandat für diefen Zwed mochte die VBerfammlung doch mit zus 
al® die Vertretung nicht der Oefammtheit aber doch eines großen Theile, 
vielleicht der überwiegenden Mehrheit der Nation betrachtet werden mb 
ihr Beſchluß mußte daher als ein ſchwerwiegendes Moment in die Wag— 
ſchaale fallen. Einftimmig ging berfelbe dahin, daß die VBerjammluna 
zwar „nur von einer bundesftaatlihen Einheit, wie fie in der Reichsver— 
„faſſung von 1849 rechtlichen Ausbrud gefunden habe, die volle Befrie— 
„digung ber Bebürfniffe der Nation hoffe“, daß fie indeß „der innern Kriſie 
„und ben äußeren Fragen gegenüber nicht in der Lage fei, zu Oeſterreichs 
„Entwurf fidy Tebiglidy verneinend zu verbalten;“ ſie glaube aber eine 
Reihe von Einzelbeflimmungen ber Reformacte, insbefondere die JZufammen: 
feßung und die Competenz der Delegirtenvertretung für „höchſt bedenklich“ 
und bie Bildung einer von der Nation ermwählten Bertretung als „uner: 
läßliche Vorbedingung des Gelingens“ bezeichnen zu müſſen, indem unter 
allen Umftänden eine endliche Löfung ber deutjchen Frage nicht von eimem 
einfeitigen Vorgehen ber Regierung zu erwarten fei, fondern nur ven ber 
Zuftimmung einer nach Norm der Bundesbefchlüffe vom 30. März umb 
7. April 1848 zu berufenden Nationalvertretung. 

Am folgenden Tage begann der Fürftencongreß die Beratbung bes 
Entwurfs. Der Kaifer führte den Vorfik und leitete die Verhandlungen. 
In einem befondern Promemoria an die ſämmtlichen Theilnchmer des 
Eongrefjes ſuchte Defterreih zum Voraus den Grundſatz feftzuftellen, das 
Abändberungsanträge wenigſtens nicht gegen „das Syſtem und bie leiten: 
ben Gedanken” feines Entwurfes gerichtet fein bürften und feinem Wunſche 
Eingang zu verihaffen, daß die Fürſten nur über die Hauptpunfte Be: 
ſchluß faßten und daß es bezüglich derjenigen Beftimmungen, über melde 
fein anderweitige Einverſtändniß zu Stande kommen follte, bei der af: 
tung bes öſterreichiſchen Entwurfs fein Bewenden haben follte. Gegen 
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bie erftere Zumuthung wahrte fi inbeß Baden feine Freiheit und was Beurfä- 
bie Ießtere betraf, fo mochte die Mehrheit ber Fürſten fid) doch nicht fo 
weit der abfoluten Leitung Defterreichs bingeben und zog ed vor, ben 
Entwurf vielmehr Punkt für Punkt bis zu Ende zu berathen. Von den 
befchloffenen Abänderungen verdienen wenigſtens einige als in verſchiedenen 
Beziehungen beſonders bezeichnend bervorgehoben zu werden: Die Zahl 
der Mitglieder des Directoriums wurde von 5 auf 6 Mitglieder erhoben, 
d. 5. den übrigen Fürſten außer Defterreich, Preußen und Bayern 3 ftatt 
bloß 2 Mitglieder zugeftanden; ferner wurde für weitere Abänderungen ber 
Bundesverfafjung oder die Ginführung neuer organischer Einrichtungen 
u. dgl. ftatt der von Defterreihh proponirten 17 Stimmen vielmehr Stim— 
meneinbelligfeit gefordert und endlich für Theilnahme des Bundes an einem 
Kriege folder Bunbesfürften, die zugleich audy außerhalb des Bundes Be: 
figungen haben, nicht bloß Stimmenmehrheit, fondern wie für einen Bun— 
besfrieg zwei Drittheile der Stimmen verlangt. Am 1. September wurde 
der Gongreß geſchloſſen. Baden ftimmte dem Elaborat als Ganzem nicht 
zu und gab eine befondere Schlußerflärung zu Protofoll. Noch befchloffen bie 
Fürften, die vor Beginn ihrer Spezialberathiingen eine Collectiveinlabung 
zur Theilnahme an Preußen gerichtet hatten, bie diefes jeboch ebenfo wie bie 
frühere Einladung Defterreihs ablehnte, wiederum eine Collectiveinladung 
an basfelbe, ihren Beſchlüſſen beizutreten. Dann trennten fie fi. Die 
Anfhauungen der öffentlihen Meinung über das Refultat des Congreffes 
gingen weit auseinander. Diele gaben fid der Hoffnung hin, daß ein 
tebensfähiges Werk gefchaffen worden fei und wenn fie auch geftchen mußs 
ten, daß das Gebotene felbft den beſcheidenſten Wünſchen der Nation kaum 
genüge, Jo tröfteten fie fi damit, daß etwas doch beffer fei als gar nichts. 
So viel aber ftand für Jedermann feft, daß die unveränderte Aufrecht: 
haltung ber bisherigen Bundesverfaffung von allen Betheiligten, Fürften 
wie Völkern, nunmehr förmlid und definitiv Preis gegeben war. 
Während diefer Vorgänge in Deutfchland hatten die biplomatifchen Rußland. 
Berhandlungen ver brei Mächte mit Rußland zu Gunſten Polens eine 
entfcheidende Wendung genommen. Um dem erften Aufbraufen der öffent: 
lihen Meinung Europa’s einige Genugthuung zu gewähren und ihr Zeit 
zu laffen, ſich wieber zu ſetzen, hatte das ruſſiſche Cabinet fich mit ben 
drei Mächten in einläßliche Verhandlungen eingelaffen und ſich wenigſtens 
den Anfchein gegeben, ihren Wünſchen entgegen kommen zu wollen, zumal 
es Anfangs nicht fiher war, mit der in Polen vorhandenen Militärmacht 
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Rufland. die Inſurrection nieberbrüden zu können und felbjt auf die öffentliche 
Meinung in Rußland nicht abjolut zählen Fonnte, Sobald aber biefe 
gänzlich zu Gunſten der Regierung umgefchlagen hatte und fobald es durch 
Herbeiziehung neuer Militärmaffen fih ftarf genug fühlte, Polen neuer: 
dings zu bewältigen, ftand fein Entſchluß feft, fih in feine Unterhantlun: 
gen einzulaffen, bevor das Yand wieder unterwerfen fei und auch dann 
fi) die Maßregeln der Pacification nicht von außen dictiren zu laſſen, 
fondern nad) eigenem Ermeſſen und ausſchließlich ruſſiſchem Intereſſe zu 
handeln. So erfolgte denn am 13. Juli die Antwort Rußlands auf den 
zweiten Schritt der drei Mächte, die in jeder Beziehung und unummunden 
ablehnend lautete, Es verwarf die Erörterung der fechs Punkte, jo lange 
die Ordnung in Polen nicht wicderbergeftellt fei, den Waffenftilljtand als 
mit der Würde des Kaifers unverträglic, die vorgefchlagenen Conferenzen 
ber Wiener Vertragsmächte endlih, indem es lediglih Gonferenzen der 
drei Theilungsmächte für angemefjen erklärte. Seine Maßnahmen in Bolen 
felbft entſprachen der Stellung, die er in folder Weife Europa gegenüber 
einnahm. Schon im Mai war der bisherige Gouverneur von Litthauen, 
General Nazimow, abberufen und durch General Muramwiew erſetzt mer: 
den, ber fofort die Äußerften Mittel ergriff, um den Aufitand niederzu— 
ſchlagen und den polnifchen Adel in feinen Gouvernements völlig zu vers 
nichten. Im Juli wurde aud Wielopolsti, die Seele der bish. ruffifchen 
Regierung in Warſchau, entlaffen oder in Urlaub geſchickt und an feine Stelle 
Gen. Berg ernannt, ber auch feinerfeits Feine andere Aufgabe Fannte, als 
den Aufftand durch jedes Mittel, ſei es welches immer es wolle, zu be: 
endigen. Unter bdiefen Umftänden blieb den drei Mächten faum etmas 
anderes übrig, ald die ganze Frage fallen zu Taffen oder alsbald zum 
Schwerte zu greifen. Es fcheint, daß Frankreich unter Umſtänden biezu 
nicht ungeneigt war, Schon im Juni hatte es England und Oeſterreich eine 
engere Allianz zu dieſem Zwecke vorgefchlagen und fi) gegenüber Oeſter— 
reich fpeziell bereit erflärt, ihm jede Unterſtützung zuzufichern, auf melde 
basfelbe nütlicher Weife rechnen Fönne, fowie jede Garantie zu leijten, 
bie dasſelbe für feine Intereffen fordern könne. Allein Dejterreich ging 
nicht darauf ein, England wünſchte um jeden Preis den Frieden zu er: 
halten, Schweden bot Frankreich für einen Krieg nur eine durchaus un: 
zureichende Unterlage, Preußen aber ftand auf der Seite Rußlands. Co 
ſah fih Frankreich volllommen ifolirt. In der erjten Hälfte bes Auguft 
sichteten zwar Frankreich, England und Dejterreih noch einmal überein: 
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ſtimmende Depefchen an das Cabinet von St. Petersburg, aber eigentlic) Rußland. 
nur, am bie totale Ablehnung aller ihrer Forderungen von Geite Ruß: 
lands zu conftatiren und basfelbe für die Folgen verantwortli zu machen, 
Die Gefahr für Nußland war befeitigt. Es zögerte daher auch nicht mit 
feiner Antwort, in der es die Diecuffion für gejchloffen erklärte. England 
mußte darauf zum Voraus gefaßt fein, Defterreich ſchien fat froh, aus feiner 
theilweiſe ſchiefen Stellung dadurch herausgekommen zu fein, Frankreich allein 
glaubte fid) wenigftens nicht ohne weiteres damit begnügen zu bürfen. 

Frankreichs Stellung war allerdings eine andere als diejenige ber erg 
beiden Staaten, die ſich ihm im diefer Frage näher angeſchloſſen und mit 
ihm es unternommen hatten, die öffentliche Meinung Europa’s, die In— 
tereffjen der Humanität und bie Rechte eines unterbrüdten Volkes gegenz 
über dem ruffifhen Cabinet zu vertreten. Napoleon mußte auf die öf— 
tentliche Meinung feines Landes mehr Rückſicht nehmen als die öfterrei- 
Hifhe Regierung und ging nicht davon aus, um jeden Preis einen Krieg 
sermeiden zu wollen, wie England. Aber ohne Alliirte konnte er 
aicht daran denken. Auch Frankreich blieb daher nichts anderes übrig, 
18 die polnifche Frage fallen zu laſſen. Indeß mußte wenigiteng 
ein Ausweg gefunden werben, ber den Schein rettete, wenn Polen definitiv 
Preis gegeben werden jollte; die inneren Verhältniſſe Frankreichs machten 
dieß dem Kaifer zur doppelten Pflicht. Arm 12. Januar 1863 war ber 
gefeiggebende Körper zu feiner legten Cefjion zufammengetreten, Der 
Kaifer eröffnete fie mit einer Thronrede, in der er einen befriedigten 
Rückblick auf die verfloffenen fünf Jahre warf, um der Verfanimlung zu 
erklären, daß es in feinen Augen ein Act der Undankbarkeit geweſen wäre, 
wenn er, wie es die Öffentliche Meinung gewünfcht und eine Zeitlang ſogar 
:rwartet hatte, dem von ber Verfaſſung geftedten Termine vorgegriffen 
und ſchon früher Neumahlen angeordnet hätte, und um ſchon jetzt bie 
Hoffnung auszufprechen, daß das Land ihm demnächſt eine ebenſo ergebene 
Kammer, wie diefe war, jchiden möchte. „Sagen Sie Ihren Mitbürgern, 
„ſchloß er, daß ich ſtets bereit fein werde, Alles anzunehmen, was im 
„Intereſſe der großen Anzahl ift; aber wenn es benfelben am Herzen 
„Legt, das begonnene Werk zu erleichtern, fo empfehlen Sie ihnen aud, 
„Eonflicte zu vermeiden, welhe nur Mißbehagen erzeugen, die Berfaffung, 
„welche Ihr Werk ift, zu befeftigen und in die neue Kammer Männer zu 
„Ihiden, die wie Sie ohne Rüdhalt das gegenwärtige Syſtem annehmen 
„und fruchtlofen Kämpfen ernfte Berathungen vorziehen.” 
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Der Wunſch wie bie Sorge des Kaifers Tag nahe genug. Im der 


öffentlichen Meinung Frankreichs war in ben letzten Jahren ein eutſchit 


bener Umfhwung eingetreten. Nachdem das Kaiferreih dem allgemeiner 
Gefühl der Unficherheit und ber völlig ungewiffen Zukunft, der das Lam 
entgegen trieb, ein Enbe gemacht und eine fefte Ordnung gegründet hatte, 
ergab fi die Nation, nur um bie „Ordnung“ nicht zu gefährben, faft 
willenlos in das eiferne Regiment, das dem franzöfifhen Namen wieber 
das alte Uebergewicht in Europa verſchaffte und unter defien Schuß Hankel 
nnd Induſtrie einen allgemeinen Auffhwung nahmen. Paris wurde burs 
ungeheure Bauten eine ganz neue Stabt und eine Zeitlang ſchien c#, als 
ob feine Bevölkerung, die fo oft Regierungen erhoben und wieder ae: 
ftürzt hatte, alles andere vergefien habe, um nur nad Gelb und Luxus zu 
jagen. Allmählig jedod hatte fidy eine andere Strömung bemerkbar ge 
macht und drohte immer mächtiger anzufchwellen. Während Franfreis 
fort und fort an der Spite der Givilifation ftehen mollte unb in 
feiner auswärtigen Politik es überall als feine Aufgabe betrachtete, bir 
Feen ber Zeit zur Geltung zu bringen und den Völkern in ihrem be 
rechtigten Miberftand gegen Unterbrüdung eine hülfreiche Hand zu bieten, 
Hatten die Franzoſen felbft alle politifhen Freiheiten zum Bortbeil ber 
Gewalt eingebüßt und waren zu willenlofen Werkzeugen eines einzigen 
Mannes geworben. Satt der „Ordnung“ und überfättigt davon begann wie 
der ber Drang nad Freiheit ſich geltend zu machen. Bon allen Seite 
eingeengt und zurüdgebrängt und bem Kaifer nur langjam cinige wenig 
Eonceffionen abringend, mochte ſich diefer Drang wenigftens bei den Wah— 
len zum gefeßgebenden Körper geltend maden. Am 8. Mai erfolgte der 
Schluß der Seffion und um ber Wahlagitation fo enge Schranken wie 
möglich zu ziehen, wurben die Neuwahlen fhon auf Ende befjelben Mo: 
nats angefeßt. Trotzdem brachte das Refultat den in den Gemüthern 
eingetretenen Umſchwung zu vollem Ausdrud. Wohl fiherte das aller 
meine Stimmrecht, die Unterftügung ber weit überwiegenden Mehrheit 
bes Klerus und ein ohne allen Rüdhalt und chne alles Maaß geübter 
Einfluß der Gewalt im Intereffe ber offiziellen Candidaturen der Regie: 
rung auf dem flachen Lande und in ber Mehrzahl der Hleineren unb mitt: 
Yeren Städte das unbedingte Uebergewicht. Allein anders in Paris und 
in den übrigen großen Städten des Landes. Umfonft ſchleuderte Perſignh, 
der Minifter des Innern, ein Manifeſt gegen bie „alten Parteien”, bie 
„sum erfien Mal feit bem Beftehen bes Kaiſerreichs es wagten, bie 


’ 
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„Staatseinrichtungen, welche ſich Frankreich gegeben, Augeſichts ber allge: — 
„meinen Abſtimmung anzugreifen“, umſonſt ging er fo weit, bie Candi⸗ 
* des Hrn. Thiers in Paris ganz insbeſondere und mit allen Mitteln 
zu bekämpfen. Die Regierung erlitt in Paris eine vollſtändige Nieder: 
lage: auch nicht ein einziger ihrer Candidaten vermochte durchzudringen; 
Hr. Thiers wurbe mit großer Majorität gewählt. Auch die großen 
Städte mon, Marfeille, Borbeaur erflärten ſich - überwiegend gegen bie 
Regierung, in fehr vielen anderen ergab die Abftimmung wenigſtens eine , 
ftarfe Minderheit für die Candidaten der Oppofition. Im Ganzen freilich 
blieb das Uebergewicht immerhin überwältigend auf Seite der Regierung : 
249 offiziellen. Candibaten gegenüber hatten nur 34 wider Willen ber 
Gewalt ihre Wahl durchzuſetzen vermocht. Indeß aud fo blieb bie That⸗ 
ſache für die Entwidelung der öffentlichen Meinung Frankreichs bedeus 
tungsvoll genug. Der Kaifer Tonnte ſich darüber kaum einer Täuſchung 
bingeben. 

Zu diefer Schwierigkeit im Innern kam bie mericanifcdhe Frage, Merico. 
die um fo ſchwerer auf ihm Taftete, als das ganze Unternehmen in Frans 
reich durchaus unpopulär war. Konnte es auch nicht zweifelhaft fein, 
daß bie franzöfifche Erpebitionsarmee bis nad) Merico vordringen werbe, 
fo war doch felbft diefer Erfolg nur durch ſchwere Opfer an Gelb und 
Menfchenleben zu erlangen und das politifche Refultat audy dann noch ein 
ſehr unficheree. Die Schlappe, weldye die franzöfifhen Waffen im vorigen 
Sabre vor Nuebla erlitten hatten, mußte indeß unter allen Umftänben 
ausgewegt werden und jo unvorfichtig fie fi damals vorgewagt hatten, 
jo vorſichtig wurden jeßt die Vorbereitungen zu dem neuen Feldzuge ges 
troffen. Erft im Februar brady General Forey mit feiner Armee von 
Drizaba auf, faft zehn Monate nad jenem Ereigniß. Am 16. März 
langten die Kranzofen wieder vor Puebla am und begannen jofort bie 
Belagerung. Die Mericaner, welde die Stadt unter General Ortega 
bejegt hielten, legten eine Tapferkeit, einen Muth und eine Ausdauer an 
den Tag, die Niemand ihnen zugetraut hatte. Erft nad zwei Monaten 
gelang ed General Foren, die Stadt zur Uebergabe zu zwingen, nachdem 
mehrere Forts berfelben nicht ohne empfindliche Berlufte erftürmt worben 
waren umd in mehreren Straßen Haus für Haus hatte genommen wer: 
ben müſſen, erjt nachdem ein Verſuch der Mericaner, bie Stadt weiter 
mit Lebensmitteln zu verfehen, gefcheitert war. Diefes Nefultat war für 
bie Franzoſen nichts weniger als vielverfpredhend., Zum Glück für fie 
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ergab es ſich jebody bald, daß die Widerftandsfraft des mericanischen Staats mi: 
der Uebergabe Puebla's erihöpft war. Die Päſſe zwiſchen Puebla und Merice 
wurden nicht weiter vertheidigt, Merico felbft ſchon am 31. Mai ven 
Juarez, der fid mit dem Reſt der Armee nad) San Luis Potoſi zurüd: 
309, geräumt. General Forey hielt am 10. Juni mit etwa 15,000 Mann 
feinen Ginzug in die Hauptftadt, Gr ernannte fefert eine Oberjumta 
von 39 Mitgliedern, welche ihrerfeits eine Art Regentſchaft aus dem Ge: 
neral Almonte, dem Erzbiſchof Labaftida und dem General Salas beſte— 
bend einfegte, und berief 215 Notable des Landes, um über die zukünftige 
Regierungsform zu entfheiden. Shen am 14. Juli befchleffen diefe ein- 
flimmig die Ginführung einer abfoluten erbliden Monardie und wählten 
ben Erzherzog Ferdinand Marimilian von Defterreihb nah den Wünſchen 
des Kaiferd Napoleon zum SKaifer. Eine Deputation ging ſofort nad 
Europa, um ben Erzherzog zur Annahme der Wahl einzuladen: die Ant: 
wort Tautete nicht ablehnend, doch vorerft auch noch nicht definitiv zuftim: 
mend, General Forey verließ jedoh Merico zu Anfang Octobers, umt 
überließ die vollftändige Unterwerfung des Yandes feinem Nachfolger, Ge 
neral Bazaine, ine Anzahl Erpeditionen ging zu dieſem Zwecke ven 
Merico ab und fo weit die frangöfifhen Waffen vordrangen, Teifteten bie 
Mericaner weiter keinen nennenswerthen MWiderftand; wo die Franzeſen 
einzogen, erklärten fich die Behörden ohne große Schwierigkeiten für bie 
Monardie und den Erzherzog Mar. Doch gelang es bis zu Ende bei 
Jahres nicht, Juarez zu unterwerfen oder zu Räumung des Yandes felbii 
zu zwingen, obgleih er am 17. December auch San Luis Potofi den 
Franzoſen zu überlaffen ſich genöthigt fah. Non einer völligen Unter: 
werfung, von einer dauernden Pacification des ausgedehnten Landes Eommte 
feine Rebe fein; überall machten Guerillas die Straße unfiher, felbi 
zwijchen Mexico und Veracruz, nur ber organifirte Widerjtand konnte als 
gebrochen betrachtet werben. Inzwiſchen trat den Franzoſen eine anbere 
Schwierigkeit entgegen. Seit dem Beginn der Expedition hatten fie fi 
im Lande felbft auf die clericale Partei im Gegenfag gegen die dur 
Juarez vertretene liberale zu ſtützen geſucht. Die ungemefjenen Anſprüche 
der erfteren, welche den Verkauf der Kirchengüter wieder rüdgängig machen 
wollten, zwang indeß General Bazaine offen mit ihr zu brechen; der Erz— 
bifchof Labaftida nahm an der Regentfchaft feinen Theil mehr. ine 
Mittelpartei befteht nicht, felbit die Elemente fehlen, um eine joldhe zu 
bilden. So waren bie Frangofen mehr und mehr ohne andere Stüge im 
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Yande als ihre Waffen und der Kaifer mußte immer dringender wünſchen, Merico. 
n Folge einer definitiven Webereinfunft mit dem Erzherzog Mar feine 
ruppen zurüdzichen zu können. 

Die ganze mericanijche Erpebition machte troß bes militärischen Er: Dar 
olge8 den Eindruck eines vom Kaifer begangenen Fehlers, der durch das 
Refultat der Wahlen in Frankreich ſelbſt nicht aufgewogen wurde. Die 
iplomatifche Erledigung der polnifhen Frage mußte daher um fo jorge 
iltiger erwogen werden, jelbjt wenn fie ſchließlich fallen gelaſſen werben 
rüßte. Der Kaifer fand einen Ausweg. Am 5. November eröffnete er 
ie Seffion der Kammern. Er ging in ber Thronrede über das Ergeb— 
iß der Wahlen Leicht hinweg, indem er die Niederlage der Regierung in 
Saris einfach „lokalen Meinungsverfchiedenheiten” zufchrieb und ſich damit 
röftete, daß „ale Mitglieder der Berfammlung ihm bdenfelben Eid ges 
eiftet hätten, der ihm für ihren Beiftand bürge“, und ging dann ſehr 
usführli zur polnifchen Frage über, um mit der Idee zu fließen, daß 
ur ein europäifcyer Eongreß, dem diefe fowie alle anderen zur Zeit noch 
mgelöften europäifhen Fragen zur Entſcheidung vorzulegen wären, im 
Stande fei, einen allgemeinen Krieg abzuwenden. „Die Berträge von 
1815, erflärte er, haben aufgehört zu eriftiren. Die Macht der Ereig— 
‚niffe bat fie geftürzt oder ftrebt dahin, fie zu ſtürzen. Was ift alfo 
‚gerehtfertigter und vernünftiger, als die europäifchen Mächte zu einem 
‚Gongrefje einzuladen, auf welchem igenliebe und Widerſtand vor einem 
‚oberften Schiedsgericht verfchwinden würden? Laſſen Sie ung den Muth 
baben, an die Stelle eines frankhaften und unfihern Zuftandes dauer— 
bafte und regelmäßige Verhältniſſe zu fegen, auch wenn biefelben Opfer 
often follten. Bereinigen wir uns, ohne vorgefaßtes Syftem, chne er: 
elufiven Ehrgeiz, bloß von dem Gedanken bejeelt, einen Zuftand der Dinge 
berzuftellen, der ſich hinfort auf das wohlverftandene Intereſſe der Herr: 
ſcher und Völker fügt. Diefer Aufruf, gern will ih es glauben, wird 
von Allen gehört werden. Eine Weigerung würde geheime Pläne ver: 
muthen Iaffen, die das Tageslicht ſcheuen. Aber felbft wenn der Vor— 
Schlag nicht einftimmig genehmigt würde, hätte er doch dem ungeheuren 
‚Bortheil, Europa benerfli gemacht zu haben, wo die Gefahr und die 
‚Nettung liegt. Zwei Wege ftehen offen. Der eine führt zum Fort: 
‚Schritt durd die Verſöhnung und den Frieden, der andere, früher ober 
‚Später, ja fogar auf verhängnißvolle Weife zum Kriege durch hartnäckiges 
Feſthalten an einer überwundenen Bergangenheit. Sie kennen bamit bie 
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Sent- „Sprache, die ich vor Europa zu führen beabfidhtige. Bon Ihnen gebilligt, 
„durch die öffentliche Zuftimmung fanctionirt, kann fie nicht verfeblen, ae 
„bört zu werden, weil ih im Namen Frankreich ſpreche“ Ohne Berzm 
gingen an alle ſouveräuen Fürften Guropa’s die Ginladungen zu einem 
folden Eongrefje und zwar in Paris ab. Die polniſche Frage wurde 
unter biefer Form auch von Frankreich fallen gelaffen und Rußland hatte 
nunmehr freie Hand, die Infurrection, von Europa weiter unbebelligt, 
gewaltfam zu erdrüden und die Sphwierigfeiten in der ihm conveniremden 
Weiſe zu löfen. 
Europa war zunächft mit der tranzöflichen Congreßidee beſchäftigt 
Die öffentliche Meinung ward fi indeß bald darüber Har, daß der Ber: 
ſchlag von Seite Napoleons fein uneigennügiger war. Kam der Congrek 
nicht zu Stande, jo mwälzte der Kaifer feinem eigenen Lande wie Europ: 
gegenüber jede Verantworlichkeit ab, Fam er dagegen zu Stande, fo fid 
ibm, obwohl er es beſcheiden ablehnte, die Nolle eines Schiedsrichter 
von Europa bis auf einen gewiflen Grab wenigjtens nothwendig ven 
felbft zu, zumal Frankreich bei feiner einzigen der ſchwebenden europäifchen 
Tragen birecte und fo betheiligt war, daß von irgend einer Seite von 
ihm ein Opfer hätte gefordert werden fönnen, während auf der andern 
Seite faft feine einzige Macht war, die das für fi nicht befürdten mußte 
und überdieß bot der Congreß den Anlaß zu neuen Allianzen, meuen 
Eombinationen für Frankreich und dieß gerade für den in der That 
nicht unmöglihen, vieleiht jogar wahriheinlihen Fall, daß er ftatt zu 
einem bauernden Frieden im Gegentheil nur zu neuen Differenzen und 
tieferen Spaltungen führen würde. Die Regierungen ber verfchiedenen 
Staaten Europa’s nahmen daher die Einladung meift nur mit großem 
Mißtrauen entgegen. Bloß zwei Staaten gingen ſofort und mit Gifer 
auf den Vorſchlag ein, Stalien und Dänemark, weil das eine wie dat 
andere von einem ſolchen Eongrefje nur Bortheile hoffen zu dürfen und 
feineswegs Opfer befürchten zu müſſen glaubte, Die übrigen fagten zwar 
theils zu, theil® lehnten fie wenigftens nicht ab. Doch gefhab es nicht 
ohne Vorbehalte. Die meiften ließen in ihren Antworten wenigjtens 
burchbliden, daß fie von dem Borfchlage, fo lodend er auch lautete, unter 
den obwaltenden Berhältniffen der europäifchen Staaten unter fich wenig 
oder feinen Erfolg erwarteten. England allein hatte den Muth, dieſe 
feine Meberzeugung auch offen auszufprechen, in einer einläßlichen Depeſche 
an das franzöfifche Cabinet mit Rüdficht auf jede einzelne der zu löfenden 
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fragen näher zu begründen und die Einladung ſchließlich definitiv abzus ur 
ehnen. Da’ das britifhe Cabinet damit nur ausjprad), was die meiften 
brigen Gabinete nicht minder gedacht und nur auszuſprechen nicht gewagt 
atten, ſo mußte ber. ganze Plan durd die Weigerung Englands als ge: 
cheitert belrachtet werden. Frankreich ſelbſt konnte ſich darüber nicht 
ãuſchen; wenn ed auch die Idee ſelbſt aufrecht zu erhalten bemüht war. 

Der Käfer, fühlte ſich perfönlich verlegt und bald geftatteten ſich die Ber: 
‚ältniffe: Europg’s ſo, daß er in der Lage war, es England aufs em: 
findlichfte fühlen zu laſſen. 

u Ari. 45: November ſtarb ganz unerwartet der König Friedrich VII. Däne- 
on Dam mark. Mit ihm: erloſch der Mannsſtamm der königl. Linie des 
dauſes Obbenburg. Das Ereigniß mochte wohl ganz Europa in Bewegung 
egen, bei: Fortbeftand der bish. däniſchen Monarchie war dadurch in Frage 
jeftellt. : Nach dem bisher geltenden, anerkannten Erbrechte mußte ſie aus - 
inanderfallen. Das eigentliche Königreich Dänemark und die deutſchen Her⸗ 
ogthümer. Schleswig, Holftein und Lauenburg folgten verfchiedenem Rechte ; 
m ‚jenem: war auch die weibliche Linie zur Erbfolge berechtigt, in biefem 
agegen nicht ‚and; ſollte der Thron auf den Mannsftamm einer der jün 
jereu.. Linien des Hauſes Oldenburg übergehen. Der für Dänemark ver— 
hängnißvolle Meinent. war indeß längſt vorausgeſehen worden und ſowohl 
König Friedrich als ſein unmittelbarer Vorgänger auf dem Thron von 
Dänemart hatte ſich bemüht, denfelben abzuwenden und das bisher gül— 
tige Erblolgereht mit Zuſtimmung Europa's abzuändern. Mit Hülfe 
Deſterreichs und Preußens war dieß im Jahr 1852 vorläufig gelungen, 
England, Frankreich, Rußland, Deſterreich und Preußen, Schweden und 
Dänemart unterzeichneten am 8, Mai jenes Jahres zu London einen Ber: 
trag, dur welches fie die Bemühungen König Friedrich VIL, feine ſämmt— 
lihen Staaten auch für. den Fall feines Todes beifammen zu erhalten, 
als in europäifchen Intereſſe für begründet erachteten und fid) verpflich— 
teten, ben Prinzen Ehriftian von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüds: 
burg im Falle des Ablebens Friedrich VII. als feinen Nachfolger in allen 
jenen Staaten anerkennen zu wollen., obgleih Prinz Ehriftian nad ben 
beftehenden Erbrechten weder auf die Nachfolge in Dänemark, noch auf 
diejenige in den deutſchen SHerzogthümern rechtliche Anſprüche machen 
konnte. Der Vertrag von London war jomit ein bloßer Ausflug polis 
tiſcher Eonvenienz und konnte rechtliche Wirkung nur erlangen, wenn es 
dem König Friedrich gelang, fowohl die jämmtlihen näher berechtigten 
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Agnaten zum Verzicht auf ihre Anfprüche als auch die Stände ber u 
ſchiedenen Theile feines Neich8 zur Anerkennung jener Abmahung zu d 
mögen. Er ftarb indeß, ohne daß ihm dieß gelungen wäre. Zwar bei 
er fo viel erreicht, daß für das eigentlihe Dänemark die näher Beredti 
ten ſowohl als der dänische Reichstag dem Abkommen beipflichteten m 
für das eigentlihe Dänemark mochte ihm denn auch Prinz Ebrijtian u 
beftritten folgen. Aber für die deutfchen Herzogthümer war das feim 
wegs der Fall. Sobald daher König Friedrich die Augen geſchloſſen bati 
erhob der Erbprinz von Schleswig-Holjtein-Sonderburg-Auguftenburg ı 
nächfter Agnat feine Anſprüche auf die Herzogthümer Schleswig, Holit 
und Lauenburg. Schon am 16. November erklärte er feinen Regierung 
antritt als Herzog Friedrich VII. von Schleswig-Holftgin. und - fuchte ie 
Recht zunächft beim deutſchen Bunde zur Geltung zu bringen. Inzwiſch 
war Prinz Chriftian in Kopenhagen nicht bloß als König von Dänemat 
fondern and; als Herzog von Schleswig, Holftein und Lauenburg ausı 
rufen worden und vorerjt waren diefe wie jene in feinem Befiß. 

Der Tod des Königs Friedrich erfolgte in einem für Dänemat 
befonders gefährlihen Momente. Der langjährige Streit zwifhen Din 
mark und Deutfchland über die Rechte und Anſprüche der Herzogtbüm 
war, ganz abgefehen von der Erbfolgefrage, gerade zu einem Bunte & 
diehen, wo alle weiteren diplomatifchen Unterhandlungen fruchtlos und bei 
beutfchen Bunde nichts anderes übrig zu bleiben ſchien, als zu Zwang? 
mitteln zu greifen. Durch die Vereinbarungen von 1851 — 52 zwiſchen Dine 
mark und ben beiden beutfchen Großmächten ald Mandataren des deutice 
Bundes, auf deren Grund allein Preußen und Defterreih dem Londonr 
Vertrage beigetreten waren, hatte ſich Dänemark verpflichtet, nicht bloß di 
Provinzialverfaffungen der deutjchen Herzogthümer wieder berzuftellen, jor 
bern dem Weiche durch Vereinbarung mit den verfchiedenen Ständever 
fammlungen feiner einzelnen Bejtandtheile eine Geſammtverfaſſung :ı 
geben, durch melde die Herzogthümer nicht minder als das eigentlic 
Dänemark ihren berechtigten Antheil an den gemeinjamen Angelegenbeiter 
nehmen und einen billigen Einfluß auf diefelben follten ausüben können 
außerdem hatte Dänemark die ausdrückliche Verpflichtung übernommer 
das Herzogthum Schleswig niemals dem eigentlihen Dänemark einzuver 
leiben. Weber ber einen noch der andern Verpflichtung war Dänemar‘ 
nahgelommen, nnd es hatte ſich deßhalb zwifchen dem deutfchen Bunk 
und der dänifchen Negierung ein Streit über die auf jene Vereinbarungen 
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on 1851—52 gegründeten Rechte und Anſprüche zunächſt Holfteins, Dines 
ann auch Schleswigs entfponnen, ber ſich auf die unerquiclichfte Weife 
wech die legten 12 Jahre hindurchſchleppte, ohne zu irgend einem 
tefultate zu führen Wie ein Aal wand fih Dänemark Deutſchland 
tgenüber, um feinem gegebenen Worte zu entjchlüpfen, während es in den 
yerzogthümern jelbjt alle Mittel der Gewalt in Bewegung ſetzte, um fie 
inem Willen zu beugen. Mehr als einmal befchloß der Bund Erecution 
ı Holftein, aber jedesmal ging er wieder zurüd und ſetzte fie vorerft 
ieder ans, fobald Dänemark auch nur eine Meine Conceffion und felbft 
jefe nur ſcheinbar zu machen verſprach. Wo es nur möglid war, fprad) 
ch die öffentlihe Meinung in Deutſchland laut und energifh zu Gunſten 
er jchwer gekränkten Rechte nicht bloß Holfteins, fondern auch Schleswigs 
us, ohne jedoch einen wejentlichen Einfluß auf die der ganzen Angelegen- 
eit in ihrer Mehrheit nur wenig geneigte Bunbdesverfammlung in Frank— 
art ausüben zu fünnen. Die Widerftandskraft der Herzogthümer mußte 
ndlich, jo dachte Dänemark, erlahmen, die öffentliche Meinung in Deutjch: 
and felbjt ermüden. Schritt für Schritt Fam Dänemark feinem Ziele näher 
nd wenn ed darauf verzichten mußte, Holftein im eine ganz zum Vortheile 
es Königreichs ausgedachte Sefammtftantsverfaffung hineinzugwängen, fo ge: 
chah es doch nur, um dagegen Schleswig deſto feiter zu faffen und in diefer 
der jener Form factifch dem Königreich zu incorporiren. Die Oefammtftaats- 
sartei hatte in Kopenhagen längft der eiderdäniſchen weichen müffen: ihr 
hörte das Minifterium Hal, ihr die große Mehrheit ſowohl des däni— 
chen Reichstags als des nur no für das Königreid und Schleswig be= 
tehenden Reichsraths an. Alles jchien endlich den Dänen zu einem ent— 
cheidenden Schlage reif zu fein. Im Frühjahr fiel er zuerft gegen Holftein, 
m Spätherbit gegen Schleswig: am 30. März wurde durd eine Fönig- 
iche Bekanntmachung ohne Zuftimmung der Stände und gegen ihren 
Willen Holftein aus der Gefanmtheit ausgefchieden, jo weit dieß dem 
däniſchen Antereffe diente, und am 13. November vom fog. Rumpfreiche- 
rath eine neue Verfafjung für Dänemark: Schleswig, die dieſes faetiſch 
in jenes imcorporirte, angenommen. Zwei Tage fpäter ftarb König Fried: 
rich, noch bevor er Zeit hatte, den Beſchlüſſen des Reichsraths feine Sanction 
zu ertheifen. Auch ohne dieſes unerwartete Ereigniß hätte es nach jenen 
Borgängen zu einem Bruche mit Deutſchland kommen müfjen. Nun aber 
war durch den Eintritt jemes Greignifjes die ganze Sachlage: eine andere 
geworden. Jetzt konnte ſich Deutfchland unmöglid mit dem bisher ‚Ge: 
forderten begnügen. 36 
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Deutfä- Der Moment fand indeß Deutſchland nicht in der Lage, mit ber 
lend. jenigen Einmüthigkeit, derjenigen Entſchloſſenheit des Willens, derjenige: 
Energie der That aufzutreten, wie er einer großen Nation ziemt, die 
ihr unzweifelhaftes Recht wahrt. | 
Noch war die Bundesreformfrage ungelöst, noh war jelbit ve 
Tortbeitand des Zollvereind nicht gefidhert, nod Tag die Bertretung de 
böchften nationalen Intereſſen Deutfchlands in den Händen des Bunde 
tags, über den das confervative Defterreih fo eben ein wahrhaft ver 
nichtendes Urtheil offen vor aller Welt ausgefprochen hatte. Ami. Sept 
war der Fürftencongreß auseinandergegangen und bald lag es ungmeifelbaf: 
vor, daß fein Werk fo wenig als ein lebensfähiges fih bewähren würde 
wie bie ganze Reihe der ihm vorangegangenen Verſuche. Am 15. des 
felben Monats erjtattete das preußifhe Staatsminifterium dem König 
feinen Bericht über die aus dem Fürftencongreß hervorgegangene Reform 
acte vom Standpunkte der preußifchen Interefien aus. Sein Schluß gim 
dahin, daß das Werk für Preußen nicht annehmbar fei. Ein Veto Dejter: 
reichs und Preußens für den Kal eines nicht durch einen Angriff au 
das Bundesgebiet veranlaßten Bundeskriegs — formelle Gleichftellun 
Preußens mit Defterreih in der Leitung der Bundesangelegenbeiten — 
Schaffung einer aus directen Wahlen nad dem Maßſtab der Bevölferum‘ 
hervorgehenden Vertretung: das waren die Anforderungen, weldye Preußen! 
ber Reformacte gegenüberfichte, ohne fih vor Erlangung biefer Zuge 
ftändniffe auf eine Verhandlung über diefelbe einlaffen zu wollen. „Die, 
„Gemeinſamkeit — fo meinte die preußiſche Staatsſchrift — ift um ie 
„ſchwerer berzuftellen und feitzubalten, al8 weder Preußen noch Deſter— 
„reich der Freiheit vollftändig entfagen können, ihre Stellung zu ben Fra: 
„gen europäifher Politik nach den Anterefjen ber Gefammtheit ihrer Me: 
„uarchieen zu regeln. Der vorliegende Entwurf löst diefe Schwierigkeit 
„durch den einfachen Mechanismus einer Mehrheitsabjtimmung im Schooke 
„des Directoriums und burd eine Erweiterung des Bundeszweds bis 
„zu dem Maaße, daß die Politik jeder diefer beiden Mächte in der durch 
„das entralorgan des Bundes zu beſtimmenden Gefammtpelitit des les: | 
„teren aufzugeben habe. In der Theorie ift dieſe Löfung eine leichte, in 
„der Praris ift ihre Durhführung unmöglid; und trägt den Keim der 
„Vorausſetzung in fich, daß das neue Bundesverhältniß in vergleihungs: 
„weife kürzerer Zeit als das alte, um uns der Worte des kaiſ. diterr. 
„Promemoria zu bedienen, ben Eindrud von Reſten einer wankend ge: 
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‚worbdenen Rechtsordnung machen werbe, welchen der bloße Wunſch, daß Deutit- 
‚die morſchen Wände den nähften Sturm noch aushalten mögen, die nö— 
‚tbige Feſtigleit nimmermehr zurüdgeben könnte. Um einer beflagens: 
‚wertben Eventualität vorzubeugen, erſcheint es uns unerläßlich, daß der 
‚Bund durd) eigene Action in die Beziehungen der europäifchen Politik 
‚nur mit dem Cinverftändnig der beiden Großmächte eingreife und daß 
„ieber ber beiden leßteren ein Veto mindeſtens gegen Kriegserflärungen, 
„Fo Lange nicht das Bundesgebiet angegriffen ift, zuftehe”. Der König 
son Preußen genehmigte die Anfhauungen und Forderungen feiner Mis 
nifter und lehnte feinen Beitritt zu der Reformacte des Fürftencongrefies 
am 22, Sept. definitiv ab. Damit mußte das Werk als gejcheitert an- 
erkannt werben. Zufällig in denfelben Tagen fanden auch die General: 
verfjammlungen der beiden großen Parteien, melde bie Nation und zwar 
zunächſt gerade in diefer Frage fpalten, bes Reformvereind und bes Na: 
tioualvereins ftatt: jener ſprach fih in Frankfurt einftimmig für, biefer 
zu Leipzig eben fo einftimmig gegen dic Reformacte ber Fürften aus, 
Umfonft verfuchte Defterreich auf einer Eonferenz zu Nürnberg im October 
die Mittel- und Kleinftanten zu weiteren Schritten im Sinne bes öfter 
reichifchen Planes zufammen zu halten; e8 wurbe befchloffen, die weitere 
Fortführung der Angelegenheit dem öfterreihifhen Cabinette felbit zu 
überlafien und die Schritte desjelben in Berlin lediglich zu unterftügen. 
Selbft das ſcheint nur von wenigen gefchehen zu fein, als Graf Rechberg 
in einer einläßlihen Denkſchrift an die preußifche Regierung ihre Forde— 
rungen zu widerlegen ſuchte. Die ganze Angelegenheit gerieth alsbald 
ins Stoden. Wie die preußifche dee eines Bundesſtaats an Deiter- 
reich, fo war der öfterreihifche Berfud einer Reformacte an Preußen 
gefcheitert. Die Frage wurde zudem fchnell von den Ereigniffen überholt. 
Deutſchland wurde von der dänifchen Frage nahe genug berührt. 
Die langwierigen Verhandlungen und die langathmigen Actenſtücke, bie 
zwifchen Dänemark einerſeits und bem Bunde oder feinen Manbdataren, 
Defterreih und Preußen, andererfeits feit zehn Jahren gewechfelt worden 
waren, hatte die Nation fehr gleichgültig gelaffen und nad) und nad) ge— 
radezu gelangweilt. Das Maaß des Unwillens über die bänifhe Rabu— 
fifterei war wohl voll, allein ein entſchiedenes Eingreifen wurde längſt 
weder vom Bundestage noch von ben beiden Großmächten, welche die ganze 
Angelegenbeit faſt abfichtlih in die Länge zu fpinnen ſchienen, erwartet, 
Der — Erlaß vom 30, März bezüglich Holſtein hatte indeß ſelbſt 
26* 
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Deuſch ben Bund aufgefchredt. Am 9. Juli beſchloß derfelbe, Dänemark; 
— Zurücknahme jener Verordnung aufzufordern und ihm widrigenfalls m 
Erecutton zu drohen und dba Dänemark jener Aufforderung nicht entjpra: 
fondern wie immer ausweichend antwortete, jo wurde am 1. Det. d 
Erecution in Holftein und Lauenburg wirflih bejchlofen. Dänema 
fuchte nene Ausflühte und wurde darin von England unterftüßt, als de 
Tod des Königs Friedrid die ganze Sachlage mit einem Schlage vei 
änderte. Der deutiche Bund war durd die Teitigfeit des Königs ve 
Bayern davor bewahrt worden, dem Londoner Vertrag beizutreten un 
noch weniger hatten ihm die Bevölkerungen ber Herzogthümer ober bi 
beutfche Nation zugejtinmt. Für den deutfchen Bund mochte Chriftian IX 
wohl König von Dänemark fein, aber mit nichten zugleih auch Herzo 
von Holftein, Sauenburg und Schleswig, obgleih er durh ben Te 
Friedrih VI. factiſch in den Befig berfelben getreten war. Die deutjc 
Wiſſenſchaft Hatte die däniſche Erbfolgefrage, deren folgenreiher Cintrit 
vorgefehen werben mußte, längſt ihrer mannigfaltigjten Unterfuchung unter 
zogen und die angefebenjten Staatsrechtölchrer Deutſchlands hatten fid 
nad) der einläßlichiten Prüfung übereinftimmend dahin erflärt, daß nad 
ben beftehenden Erbredhten, die zu verändern die Mächte, welche den Leu— 
doner Vertrag unterzeichneten, nicht das mindefte Recht in Anfpruch neb- 
men fonnten, die Herzogthümer Holftein und Schleswig an das Hau 
Auguftenburg fallen müßten, fobald mit dem Tode Königs Friedrich der 
Mannsſtamm bdiefer Linie des Haufes Oldenburg erlöfchen würde. Recht 
lich mußte mit diefem Ereigniß die vollftändige und definitive Trennung 
ber Herzogthümer von Dänemark erfolgen und bie bdeutfhe Nation, bie 
bis dahin Feinerlei befriedigende Löfung der Verwidelung mit Dänemarf 
voransjehen mochte, hatte offenbar nur auf den Eintritt diefes Ereigniſſet 
gewartet. So wie er aber vorlag, gerieth fie in eine gewaltige Bene 
gung, die fchnell alle Stämme der Nation mit unwiderftehlicher Gewalt 
ergriff. Ucberall bildeten fi Vereine zur Unterftügung Scleswig-Hok 
fteins, überall traten, nadhdem faum 8 Tage verfloflen waren, Vollsver 
fammlungen zufammen und verlangten die nunmehr zu Recht geworden 
factifche, vollftändige, definitive Trennung der Herzogthümer unter ihrem 
legitimen Herzog Friedrich VIII aus dem Haufe Auguftenburg. Aus 
bie DBevölferungen der Herzogthümer, obgleih noch unter dem fihweren 
däniſchen Joche feufzend, verfuchten nad Kräften fich zu regen umd fanden, 
eine mächtige Ermuthigung in der wachſenden Bewegung der Nation 
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Ye Regierungen ber verfhiebenen Staaten, bie Bundesverſammlung felbft — 


wente von derſelben nicht unberührt bleiben. Dänemark erkannte, daß 
re entfcheibende Augenblick gefommen fei. 

Das Heine Bolt der Dänen, das einft durch feine günſtige Lage 
viſchen der Nordſee und Oſtſee eine große und vielfach entſcheidende 
tolle im Norden Europa's gefpielt Hatte, ſah ſich ſeit langem ſchon auf 
e beſcheidene Aufgabe zurückgedrängt, das was ihm von früherer Macht 
nd Größe, was ihm von früherem Reichthume ſelbſt geblieben war, ſorg— 
m zufammenzubhalten, um wenigftens diejenige Selbjtändigkeit, die allein 
och möglich ſchien, zu bewahren. Die Feſthaltung der deutſchen Herzog: 
yümer und die möglichfte Ausbeutung derfelben im Intereſſe des Gans 
m amd mamentlic der Hauptftabt Kopenhagen war ibm dazu uners 
ißlich. Seit dem Anfange des Jahrhunderts war daher auch erſt leiſe, 
ann immer ftärler und ftärfer das faſt inftincetive DBeftreben hervor: 
etreten, das deutfche Element, das e8 bisher unbefangen in fein eigenes 
Befen aufgenommen und darin hatte walten Taffen, wieber auszufcheiden 
nd zurüdzubrängen. Dazu kam allmählig die immerhin nod entfernte 
(nsficht, daß der Mannsftamm ber regierenden Löniglichen Familie aus: 
erben könnte und daß dann ber legitime Gang der Erbfolge das Reich 
useinanderreißen und die deutſchen von ben bänifchen Theilen befjelben 
usfcheiden würde. In den vierziger Jahren trat dieſe Sorge zuerft offen 
ervor und verrieth fofort den geheimen Wunſch, die hiftorifchen Rechte 
ver deutſchen Herzogthümer dem Intereſſe des bänifchen Theils der Mo— 
archie unterzuordnen und zum Opfer zu bringen. Allein gleich der erfte 
Berſuch Königs Ehriftian VII, an die legitime Erbfolge zu rühren, rief 
a8 ganze beutfche Rechtsbewußtſein der Herzogthümer wach, ber beutfche 
Bund nahm ſich Holfteins als eines feiner Glieder an und der Dänen 
König mußte ſich vorerft beicheiden. Die Frage rubte jedoch nicht Lange, 
bas Jahr 1848 rief fie alsbald mit verftärfter Gewalt wieder hervor. 
Die Bewegung war jett eine doppelte: die beutfchen Herzogthümer, auf: 
gefchredt durch jenen erften Verſuch der Dänen und bie Gefahr, die ihnen 
brobte, deutlich erfennend, erhoben fi, um ihre alten, durch bie Länge 
ber Zeit vielfach verwifchten Landesrechte wieder herzuftellen und ſich 
durch die Ermenerung der alten Zufammengehörigfeit Schleswige und 
Holſteins und die Durdführung der urſprünglich beftandenen bloßen Ber: 
fonalunion mit Dänemark gegen jebe Eventualität zu fihern; die Dänen 
ihrerſeits benũtzten ben in verhängnigvoller Weife in bemfelben Moment 
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eingetretenen Thronwechſel, um eine neue Verfaſſung zu erzwingen und 
ſich ein völlig demofratifches Regiment zu geben, durch welche ber mad 
allen Berhältniffen unfelbftändige neue König Friedrich VII. zu einem willen: 
lofen Werkzeug ber Bevölkerung Kopenbagens, das bie ganze Monarchie in 
feinem ausfchließlichen Antereffe zu leiten den Anſpruch madıte, berabfanf. 
Die beiden Bewegungen mußten zufanımenftoßen und ber offene Krieg 
zwifchen beiden Nationalitäten fofort zum Ausbrucd kommen. Die beutfchen , 
Herzogthümer fuchten und fanden Anfangs einen Rückhalt an ber deutſchen 
Nation und zunähft an Preußen. Aber bald wurden fie von dieſem im 
Stich gelaffen und als die beutfche Bewegung ſelbſt zuſammengebrochen 
war, nahm Defterreich, das fich plößlicy wieder emporgeridhtet hatte, aud | 
diefe Frage in feine Hand, zwang Preußen in feine Bahn und machte | 
mit biefem vereint ber ganzen Erhebung der Herzogthümer ein Ende. Die 
alte Verbindung zwiſchen Holftein und Schleswig, ber wefentlichite Hebel | 
ihres bisherigen Widerſtandes, wurbe definitiv aufgelöst und die ange 
ftrebte Perfonalunion durch die Idee einer Gefammtftantsverfaffung, deren 
Orundlinien jedoch ganz unbeftimmt gezeichnet waren, erfegt. Die Herzen: 
thümer fahen fi) in ihrem beredtigten Streben weit zurüdgeworfen: bie 
Erhaltung provingialftändifcher Rechte und bie von Dänemark formell einge: 
gangene Verpflichtung, Schleswig wenigſtens nicht in Dänemark einguverleiben, 
waren alles, woran fie fi noch klammern fonnten und Hammern mußten, 
um ihre Selbftändigfeit zu retten und ber bänifchen Uebermacht zu widerfteben. 
Die Lage der Herzogthümer war foldpergeftalt micht bloß eime 
höchſt fchwierige, fondern fie ſchien in Wahrheit eine völlig verzmeifelte. 
Von der Nation nothgebrungen im Stiche gelaffen, von ben beiden deut: 
ſchen Großmächten entwaffnet und dem Dänenkönig ſchutzlos preisgegeben, 
hatte ſich gewiffermaßen ganz Europa gegen fie verfchworen, indem es ſich 
bemühte, ihnen auch noch die letzte einzige Hoffnung auf Erlöfung ven 
ihren Drängern, bie Ausficht, durch den Tob des regierenden Königs von 
Dänemark getrennt zu werben und unter einem eigenen Fürften ihres 
Dafeins wieder froh werben zu können, abzufchneiden und fie durch eine 
neue Erbfolgeordnung aud ferner an Dänemark zu feſſeln. Wenige Mo: 
nate nad) ben oben bezeichneten Vereinbarungen traten Oeſterreich und 
Preußen dem Londoner Bertrage bei, eine Reihe nichtdeutfcher Mächte 
zweiten und britten Ranges folgten bem Andrange ber vereinigten Groß 
mädte und ſelbſt in Deutfchland vermocten mehrere der größeren 
Mittelftanten, wie Hannover, Sachſen, Württemberg demfelben nicht zu 
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widerſtehen. Der beutfche Bund als folder trat bem Vertrage zwar nicht 
bei; aber, wie die Dinge damals und nod lange lagen, konnte barin 
nur ein fehr zweifelhafter Troft erfannt werben: dieſer fhwerfällige und 
ber Sade ber Herzogthümer überbieß nicht allzu geneigte Organismus 
war zumal bei der von feinen einflußreichften und mächtigften Gliedern 
eingenommenen Stellung nicht in der Lage, den Herzogthümern einen ir: 
gendwie energifhen und wirkfamen Schuß in Ausſicht zu ftellen. Der 
Londoner Vertrag war freilid ein durchaus willfürliher Act, der an bie 
Stelle des bisher in Europa anerkannten fürftlihen Erbrechts die reine 
Eonvenienz der fünf Großmächte ſetzte und damit ein für fämmtliche uns 
abhängige Staaten höchſt gefährliches Princip einführte; allein die fünf 
Großmädte hatten nun einmal gefprocdhen und Deutfchland fchien ſich 
unter ber Leitung feiner beiden Großmächte bem Spruche wenn auch mit 
einigem Widerjtreben fügen zu wollen. Die Herzogthümer waren voll: 
kommen verlaffen, ganz Europa ſchien gegen fie, niemand war für fie und 
wenn bie Dänen felbft ihrer Sache ſich troß alledem nicht fo ganz ficher 
fühlten, jo waren fie nur um fo mehr entfhloffen, die Yrift, die ihnen 
vergönnt fein mochte, zu benügen. 

Zunächſt dachten fie feinen Augenblid daran, die mit Deutfchland 
eingegangene Berpflihtung wirklich zu halten. Ahr ganzes Sinnen und 
Trachten ging vielmehr von Anfang an dahin, ſich berfelben auf jede Weife 
und durch jedes Mittel zu entziehen, felbft die provinzielle Selbftändigfeit 
Holfteinsd zn untergraben und namentlich die Einverleibung Schleswigs 
in das eigentliche Dänemark vorzubereiten, bis entweder Deutfchlanb er: 
mübet es freiwillig geſchehen laſſe oder bie Umſtände es erlaubten, fie troß 
Deutſchland zu einer vollendeten TIhatfahe zu machen. Der Augenblid 
dazu ſchien endlich gefommen. ine Tyrannei ohne leihen ſchien wäh: 
rend eine® Zeitraums von 12 Jahren die eine Hälfte Schleswigs bani: 
firt, die andere mürbe gemacht ober doch gebrochen und zu fernerem 
Widerftand ohnmächtig gemacht zu haben. Eine neue gemeinfame Berfaffung 
für Dänemark-Schleswig wurde dem Reichsrathe, aus dem die Holfteiner 
ausgeſchieden waren und an dem bie beutfchen Schleswiger feinen Theil 
nahmen, vorgelegt und am 15. Nov. mit dem Zufage genehmigt, daß fie 
ſchon am 1. Januar 1864 in Kraft treten ſollte. Da der beutjche Bund 
bereit8 wegen Holftein Erecution angebrobt hatte, fo ſchien Dänemark 
nichts anderes übrig zu bleiben, al® entweder zurüd ober weiter auf ber 
einmal betretenen Bahn vorwärts zu gehn. Es wählte das letztere und 
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Dint- es gebrach ber entfcheibenden Maßregel nichts mehr als bie Königliche 
Sanction, als Friedrich VII. plötzlich farb. 

Prinz Ehriftian folgte ihm als Chriftian IX. in allen bisher zu 
Dänemark gehörigen Theilen, im eigentlichen Königreich rechtlich, weil für 
biefes durdy ben Berzicht der näher Berechtigten und durch die Zuſtim— 
mung des Reichstages der Londoner Vertrag perfeet geworden war, in 
Schleswig, Holftein und Lauenburg wenigftens factifh. Sefert trat am 
ihn die Frage, ob er die neue Berfaffung für Dänemarl-Schleewig fanc: 
tioniven follte oder nicht, Der Entfcheid, mochte er fo oder fo ausfallen, 
war mit drohenden ©efahren unausweichlich verfnüpft. rtbeilte er jener 
Berfaffung feine Sanction, fo mußte er fürchten, ſich die ganze Wucht des 
beutfchen Bundes auf den Hals zu Iaden, verweigerte er fie dagegen, fe 
lief er Gefahr, das Miftranen des Dänenthums, das fehen wach war, 
in belle Flammen auflodern zu ſehn und vielleicht eine Erhebung in feiner 
eigenen Hauptftadt gegen feine Dynaftie von geftern bervorzurufen. Zwi— 
fhen diefen beiden Gefahren Hatte er zu wählen. Die Iebtere Tag ihm 
für den NAugenblid näher. Schon am erften Tage, nachdem er den Thron 
beftiegen, überreichte ihm eine Deputation der Communalbebörbe eime 
Adreſſe, welche jene Sanetion energifh von ihm verlangte, während bie 
Maffen anf die Antwort barrend feinen Palaft umlagerten und ihren 
Zorn laut an den Tag legten, al® die Deputation mit der Antwort zurüd- 
Tehrte, daß der König wenigſtens Bedenkzeit für feinen definitiven Beſcheid 
verlangt habe. Während der Nacht gewann die Bewegung an Kraft ımb 
Ausdehnung und am folgenden Morgen war die Stimmung in Kepen: 
hagen fo brohend, daß der König es nicht wagte, länger zu wiberfteht. 
Er berief den geheimen Staatsrath zufammen und vollzog bie Sanctien. 
Der Ennfeilpräfident Hal theilte die Thatfache fofort dem außerordentlich 
zuſammen berufenen Reichsrathe mit und biefer beſchloß, den König im 
corpore für dieſe Conceffion an ben Willen des däniſchen Volles zu be: 
glückwünſchen. Kopenhagen war zufriebengeftellt und trat in feine Ruhe 
zurüd, Diefer nächſten Gefahr war der König ausgewidhen. Die ihm 
von Deutfchland her drohende andere Gefahr lag wenigſtens entfernter 
und der König glaubte ſich der zuverfichtlichen Hoffnung hingeben zu dür— 
fen, diefer Gefahr unter allen Umftänden nicht ohne Bunbesgenoffen be: 
gegnen zu müſſen. 

EEE. Sein nächſter Blick fiel auf die ſtammverwandten Völker von Schwe⸗ 
hen und Norwegen, mit beren Könige fein Vorgänger bie engften Be: 
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iehbungen angefnüpft hatte. Der König von Schweben mb Norwegen Stweben 
chien perſönlich geneigt, den Dänen felbft niaterielle Hilfe zu gewähren megen. 
mb hatte in der That durch feinen Borfchlag einer Referm ber ſchwe⸗ 
iſchen Verfaffung, den er dem Reichetage am 5. Januar 1863 vorlegte 
md der die fchwierige Frage, an ber fi die Stände feither umfonft ab: 
emübt hatten, durch königliche Amitiative auf cine nad allen Seiten bil: 
ige Weiſe zu löſen ſchien, fich ein neues Anrecht auf das Vertrauen feiner 
tation erworben. Das gewaltthätige Vorgehen der Dänen in Schleswig 
ud im Holftein und die Art und Weife, wie Dänemark feinen einge: 
angenen Berpflichtungen anszuweichen fuchte und felbft den unzweifelhaft 
erechtigten Anjprücen Deutfchlands, felbft den befcheidenften Forderungen 
e8 Bundes ein taubes Ohr entgegenfeßte, erregte zwar auch in ben fcan: 
inaviſchen Reichen Miffallen und begegnete bie und da lautem Tadel. 
[ber im allgemeinen neigte ſich die Öffentliche Meinung body entſchieden 
uf die Seite Dänemarks für den Fall, daß es zu einer Entfcheibung 
urch das Schwert kommen follte, und wünſchte wenigſtens Schleswig 
dänemark zu erhalten und jedem Ginfluffe des deutſchen Bundes entzogen 
ı fehen. Die Regierung nährte biefe Neigung, vertrat die Anſprüche 
änemarks gegen Deutfchland bei den übrigen Unterzeichnern des Lons 
oner Bertrags mit regem Eifer und ihr Vertreter am Hofe von Kopen: 
gen, Graf Hamilton, fuchte fie auf diefer Bahn weiter zu führen. Im 
uguft erfchien der ſchwediſche Minifter des Auswärtigen, Graf Mander⸗ 
röm, felbft in Kopenhagen und es wurde ernjthaft über eine Offenſiv⸗ 
id Defenfiv- Allianz zwifchen beiden Regierungen unterhandelt. Obwohl 
efe Unterhandlungen zur Zeit noch im Dunkel ſchweben, fo ſcheint doch 
viel ficher zu fein, daß beide Theile fih im wefentlihen verjtändigten 
id daß ein Allianzvertrag zu Stande fam, bem nur noch die beiberfei: 
je Ratification fehlte. Cine einflußreiche Partei in Stodholm war ins 
8 einer materiellen Unterftügung Dänemarks gegen die überlegene Macht 
eutſchlands entschieden abgeneigt, der ZTob des Dänenkönigs Fam bas 
iſchen und bie Allianz wurde von Schweden nicht ratifizirt. Die zus 
rſichtliche Erwartung ber Dänen war getänfcht. Allein Dänemark mochte 
b immerhin ber Hoffnung bingeben, von Schweden ſchließlich doch noch 
atſächlich unterftügt zu werben, wenn es gelänge, irgenb eine ambere 
Yacht bazu zu bewegen. | 
Sämmtlide fünf Großmächte, die ja den Londoner Vertrag unters Däns 
chnet hatten, ſtanden bis auf einen gewifjen Grad auf Seite Dänemarks, 
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Din. Allein fie Hatten bie willfürliche Abänderung ber gefeklichen Erbfolgeorb- 


Griech 
eg 


nung nur eventuell anerfannt, keineswegs aber garantirt, waren alfo zu 
einer Hülfe, um fie möthigenfalls mit Gewalt durchzuführen, durchaus nicht 
verpflichtet. Don den beiden beutfchen Großmächten mußte Dänemark von 
born herein ganz abjehen, Rußland war, von ber Unterdrückung ber pol: 
nifhen Anfurrection gänzlich in Anfprudh genommen, nit in ber Lane, 
ihm helfen zu können, Frankreich hatte Tein directes Intereſſe, fih für 
Dänemark in einen Krieg mit Deutfdland zu ftürzen, wofern es dieſen 
Krieg wicht aus andern Gründen fuchte, was zwar allerdings nicht aufer- 
halb des Bereichs der Möglichkeiten lag, aber body ſehr zweifelhaft war; 
nur England interefjirte fi) Tebhaft für Dänemark und war ſchon vorhet 
für dasſelbe wenigftens biplomatifch thätig gewefen. 

Die Art, wie die griechifche Frage wenige Monate früher von Eng: 
"land und unter feiner Leitung von den fünf Großmädten erledigt werben 
war, mochte für bie Durdführung des Londoner Vertrags als ein bebem 
tungsvolles Präcedens betrachtet werben. England hatte zwar bie Wahl 
des Prinzen Alfred zum Könige von Griechenland ſchon zu Ende bes 
Jahres 1862 abgelehnt, aber die griechifche Revolution doch bis auf einen 
gewiffen Grab unter feinen Schuß genommen und fi zu Anfang bes 
Jahres 1863 große Mühe gegeben, den Griechen einen König auszufin— 
den. Zuerſt ſuchte es einen folden unter den verfchiedenen Gliederm bes 
Haufes Coburg und flug nach eimander den König von Portugal und 
ben Herzog von Coburg-Gotha vor; als jebech beide enbaültig ablehnten 
richtete es feine Augen anf bie Familie befjelben Prinzen Ehriftian ven 
Glücksburg, der durdy den Londoner Bertrag zum Könige von Dänemar! 
befignirt war, al® der Prinz von Wales fi im Frühjahr mit einer Tochter 
defjelben, der Prinzeffin Alerandra, vermählt hatte. Der zweitgeborne 
Sohn beifelben, Prinz Wilhelm, obgleid er kaum 18 Jahre alt war, 
wurbe jest beftimmt, das unftäte Volt der Griechen zu regieren, bie üb- 
rigen Großmächte ließen fih die Wahl gefallen, die griechiſche National: 
verfammlung genehmigte fie am 30. März; und am 5. Juni wurde ber 
Prinz von den drei Schutzmächten unter dem Namen Georg I. fürmlid 
als König von Griechenland anerkannt. Am 26. Juni unterzeichneten 
endlich die drei Schutzmächte und am 14. November bie Repräfentanien 
ſämmtlicher fünf Großmächte zu London das Pretotoll, durd welches bie 
jonifhen Infeln von Großbritannien feiner bisherigen Schutzherrſchaft ent» 
laffen und unter Bebingungen, benen Griechenland indeß erft fpäter zu 
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timmte, mit dieſem vereinigt wurden. Zu Ende Oetobers langte ber junge — 


König in Athen an und ergriff die Zügel ber Regierung. Das ganze 
Arrangement bildet einen im ber That ganz einzigen Vorgang in ber 
neueren Geſchichte. Dur einen in aller Form abgefchloffenen und unter: 
jeichneten Vertrag zwiſchen den fogen. drei Schutzmächten Griechenlands, 
England, Franfreih und Rußland einerfeits und der Krone Bayerns an: 
vererfeitd war anı 7. Mai 1832 der Prinz Otto von Bayern zum König 
von Griehenland gewählt und die Erbfolge ſelbſt genau regulirt worden. 
Wie fpäter bezüglich Dänemarks, fo hatten die drei Schugmächte dabei 
im „Intereſſe des europäiſchen Gleichgewichts“ gehandelt. Dreißig Jahre 
lang regierte König Otto im Griechenland. Die Periede war für Gries 
henland Feine unglüdlide. Die Stunde jebody für das abſterbende türs 
fische Reich war nod nicht gefommen und König Otto war nad) feiner 
eigenen Anlage und nach ben allgemeinem Verhältniffen Europa’s nicht 
im Wall, fie feinerfeits herbeizuführen. Diefes Umſtands bemädhtigten ſich 
bie Faktionen, fie machten eine Revolution und vertrieben ben König. 
Die drei Schutzmächte anerkannten bie vollenbete Thatſache. Umfonft pros 
teſtirte Bayern und berief fih auf den in aller Form abgefchloffenen Ber: 
trag von 1832. Inzwiſchen hat die Anarchie in Griechenland die Obers 
band gewonnen, die Finanzen find völlig zerrüttet, bie Disciplin im Heere 
bat aufgehört, bie Faktionen bekämpfen fi in ber Nationalverfanmlung 
und wieberholt mit den Waffen in der Hand felbft in ben Straßen 
Athens. Bon der „großen Idee“, dem Sturz des kürkiſchen Reiches, bie 
ben Grund oder Vorwand zur Vertreibung des Königs Otto gebildet hat; 
ift Keine Mede mehr. Sinkt auch das Land mehr und mehr wieder in 
die frühere Barbarei zurüd, fo war doch England, das ſich der Löfung 
diefer griechifchen Frage fo ganz befonber® angenommen hatte, einer Sorge 
zunächſt völlig enthoben, Die Türkei hat von biefer Seite vorerft nichts 
zu fürdten und konnte während bes Jahres 1863 ihr Dafein ziemlich 
ungeftört weiter friften. Inzwiſchen wendeten ſich freilich ihre Blicke mit 
fteigender Eorge nad) Norben, wo bie ihrer fuzeränen Macht untermworfenen 
Donaufürftenthümer, Serbien und Montenegro, ja felbft Bosnien und 
Bulgarien fi auf einen gemeinfamen Verſuch, das morfche Gebäude um: 
zuftürzen, im Stillen zu verftänbigen und mit großer Anftrengung vorzu⸗ 
bereiten fcheinen. Indeß muß dazu ber günftige Nugenblid abgewartet 
werben unb das Yahr 1863 verfloß, ohne baf es gu einem Ausbrud kam. 


Türkei, 


Um fo freier fonnte England feine ganze diplomatiſche Thätigkeit Cagland. 
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Engtant,. ben Verhältniſſen des Nordens zumenben. Seine Berwenbung für Polen 
nahm das Cabinet faft während des ganzen Jahres in Anfpruch, führte 
indeß troß der Verbindung mit Franfreih und Defterreih und obgleich 
England und Frankreich nicht ohne Erfolg fämmtliche Mächte zweiten und 
britten Ranges aufgefordert hatten, ihre Bemühungen in St. Petersburg auch 
ihrerfeit® zu unterftüßen, vie wir gefehen, zu feinem Refultat. Sobald das 
englifche Cabinet im Parlament offen erklärte, daß es nicht baran vente, feine 
Schritte gegenüber Rußland nöthigenfalls mit den Waffen zu unterſtützen, 
war dieß vorauszufehen. Die öffentliche Meinung in England felbft war 
damit jo ziemlich einverftanden und tröftete fi, daß England für das 

unglückliche Polen gethan habe, was es thun Fonnte, ohne feine eigenen 
Intereſſen zu gefährden. Im übrigen Guropa erregte bagegen das Be: 
nehmen Englands Befremden und war nicht gerade geeignet, die Achtung 
vor demfelben zu erhöhen. Kaum waren die Berhandlungen mit Rußland 
wegen Polen gefchloffen, nahm bie däuiſche Frage die Aufmerkſamkeit des 
britifhen Cabinets und zwar in fteigendem Grade in Anſpruch. Scen 
an ben langwierigen Verhandlungen der leiten Jahre zwiſchen Dänemarf 
und dem deutſchen Bunde hatte ſich England ganz beſonders betheiligt. 
MWieberholt Hatte es nicht umbin können, das Unreht Dänemarks und 
feine unzweifelhafte Verlegung feierlich und förmlich gegebener Verſprechen 
unumwunden zu conftatiren. Aber fowie die Berhältniffe zu einer Kriſis 
zu kommen fchienen, ftellte es ſich entfchieden auf bie Seite Dänemarke 
An dem Zuftandefommen des Londoner Bertrags hatte e8 einen berver: 
ragenden Antheil genommen, die Aufrechthaltung ber bisherigen däniſchen 
Geſammtmonarchie lag bis anf einen gewiffen Grab in feinem Intereſſe, 
vor allem aber wünfchte es die Störung des Friedenszuftandes zu ver: 
hindern, da dieß Teicht zu Weiterungen führen mochte, die es fürdhtete. 
Unabläffig war es daher in Kopenhagen fowohl wie in Frankfurt thätig, 
um zur Mäßigung zu ermahnen und wo möglid Schritte zu vwerbüten, 
bie zu einer Entſcheidung durch Waffengewalt führen konnten. Seine Be 
mühungen waren indeß hier wie dort ziemlich erfolglos. In Kopenhagen 
erwiberte man ibm, daß feine Borfchläge ganz ebenfo gut zur Auflöfung 
ber Monarchie führen würden wie bie Forderungen Deutſchlands und in 
Frankfurt wurbe ihm erflärt, daß die holſtein'ſche Frage eine rein innere 
Angelegenheit Deutichlands fei, das Feine Einmiſchung des Auslandes zu: 
geben könne. Schon vor dem Tobe des Königs von Dänemark bemühte 
ſich daher England umfonft, eine allfällige Erecution in Holftein abzumen- 
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= und die ganze frage einer internationalen Vermittlung zu überant⸗ Engtant. 
seiten. Nah dem Eintritt diefes Greigniffes war es im Fall, feine Ber 
Ahungen, zumal gegenüber Dentfchland, zu verboppeln. 

Deutſchland war indeß nicht geneigt, gerade in biefer Frage England ein Deutfa, 
Uiges Obr zu leihen, Die Nation fühlte, daß es ſich nicht bloß um die Löfung 
x fchleswig-holftein’schen Frage an ſich handle, fondern in und mit biefer ° 
sage um ihre Zukunft überhaupt. Daher warf fie fid) mit einem Eifer, den 
jemand erwartet hatte, und mit einer Einſtimmigkeit, der ſich faft Nie 
and entziehen konnte, auf diefe Frage. Man mochte fagen, baß ein 
itiges Geſchick der Nation diefe Frage auf ihren Weg gelegt habe. Bolks: 
ct und Fürftenreht gingen in berfelben Hand in Hand, unb biefes 
‚echt war fo einfab und Mar, daß es Jedermann erkennen mußte, der 
5 überhaupt erkennen wollte und kein Intereſſe hatte, es abfichtlich zu ver: 
iſchen und zu verkleinern. Bon einem Ende Deutſchlands bis zum ans 
ern ertönte daher aud alsbald der Ruf nach vollftändiger Trennung ber 
yerzogthümer von Dänemark durd Anerkennung. des Auguftenburgers als 
res Tegitimen Fürften. Lange genug hatte die deutſche Nation zugefehen, 
ie das Heine Volk der Dänen eines ihrer Glieder mißhandelte und es 
angfam, Schritt für Schritt durd alle Mittel der Gewalt feiner Natios 
valität zu entlleiden und fi für alle Zukunft dienftbar zu machen fuchte, 
Die Würde nit nur, die einfachfte Ehre der Nation Fonnte dießeunmög- 
ich länger dulden; fie fühlte e8 als eine brennende Schmach, daß fie es 
o lange ertragen hatte. Sie fühlte, daß jebt oder nie der Augenblid 
jefommen fei, nicht fi) zu rächen, wohl aber ihrem eigenen guten Rechte 
Achtung zu verfchaffen, fei e6 gegen wen immer es wolle und koſte es 
va ed wolle. Durch den Londoner Vertrag war Deutfchland jedenfalls 
sicht gebunden: der deutfche Bund hatte demjelben niemals feine Zuftim- 
mung ertheilt. Wenn auch mehrere der deutfchen Regierungen, wenn ihm 
namentlich bie beiden deutſchen Großmächte beigetreten waren, gebunden 
konnten auch fie fich durch deujelben ficherlich nicht mehr fühlen, feit Dänemark 
die Verpflichtungen, die e8 1851,52 gegen fie übernommen und auf weldye 
bin fie allein jenem Vertrage beigetreten waren, fo vielfach und zulegt jo 
unzweifelhaft außer Acht gelaffen, verlegt und gebrochen hatte. Endlid wollte 
ber deutihen Nation überhaupt nicht einleuchten, daß es den fünf Groß: 
mächlen zufteben folle, die Erbfolge in den Herzogthümern willfürlich ab: 
zuändern amd über deutfche Fürſtenthümer nach bloßer Convenienz zu ver 
bandeln wie über das herrenlofe Griechenland. Mit Recht ſchien die deutſche 
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Deutfö- Nation darauf zählen zu bürfen, daß in bdiefer Frage ihre Fürften ihnen 
porangehen würden, da fie in dem legitimen Nechte des Auguftenburgers 
ja nur ihr eigenes legitimes Recht vertheidigten und die Folgen nicht zwei: 
felhaft fein konnten, die in ber That nahe genug lagen und früher oder 
fpäter eintreten mußten, wenn fie ben Großmächten ein joldyes Recht frei: 

“willig zugeftehen würben. Die ganze Nation war in biefer Frage einig 
und es ſchien ihr faft unmöglich, daß die Regierungen von Defterreich und 
Preußen ſich in diefer Frage von ihr würden trennen fünnen. Die Nation 
fühlte ihre Macht und war bereit, Gut und Blut daran zu fegen, fie 
einmal geltend zu machen. Der Augenblid ſchien günftig, Wenn gam 
Deutfcdyland mit Einfluß der beiden Großmächte feit zufammen  bielt, 
wen mochte es fürdhten? Wer mochte ed wagen, einer fo ungebeuren 
Macht ſich entgegenzufegen? Sicerlih nidt Schweden, das fich wehl 
hüten würde, in ben Streit fi einzunifchen, Rußland faum, da es mit 
Polen hinreichend bejhäftigt war, nur ſehr unwahrſcheinlicher Weiſe Eng: 
land, das ja nur deu Frieden und zwar ben Frieden um jeden Preis im 
Auge hatte, wie es in ber polnifchen Frage fo eben Far genug an den 
Tag gelegt hatte. Frankreich allein ſchien zu fürdten; Frankreich allein 
war in ber Lage und vielleicht geneigt, einen Krieg mit Deutſchland zu 
fuchen. Aber die deutjche Nation war bereit, ihn aufzunehmen und glaubte 
ihn, einig und nur für ihr gutes Recht kämpfend, nicht jenen zu müſſen. 
Aller Wahrſcheinlichkeit nach würde indeß ſelbſt Franfreih Deutſchland 
gewähren laſſen. Die Losreißung der Herzogthümer von Dänemark und 
ihre Bereinigung mit Deutfdyland würden von Europa zum mindeſten 
ebenfo als vollendete Thatſachen hingenommen werben, wie die Cinverlei: 
bung Savoyens und Nizza’s in Franfreih. So ungefähr dachte man in 
Deutfchland. 

54 Die beiden deutſchen Großmächte oder vielmehr die Reiter der aut: 

a sun wärtigen Politik derfelben, Hr. v. Bismard in Berlin und Graf Rechbers 

in Wien, waren nicht biefer Anſicht. Sie meinten, daß berfelben jede 
— deſſen gebräche, was ſie die realen Verhältniſſe nannten und ſie 
waren nicht geneigt, den Enthuſiasmus und die abſolute Opferwilligkeit 
ber Nation zu benützen, geſchweige denn der Bewegung ſich hinzugeben 
Die ſchleswig⸗holſtein'ſche Frage war ihnen, fo weit fie eine popnläre 
Frage war, von jeher widerwärtig geweſen, die Agitation, im die ſich ganz 
Dentfchland zu werfen anfdiete, erſchien ihnen für ihre befonderen Ir 
terefien bloß bedenklich, die ganze Angelegenheit nicht eine Frage bes 
Rechts, fondern lediglich der Convenienz. 
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Da die Reformacte des Fürftencongreffes den bundesftaatlichen greugen, 
Hänen Preußens, wie fie die Fortſchrittspartei und ihre Führer nährten, 
» wenig entſprach al® den damit keineswegs zufammenfallenden Plänen, 
sie fie wenn auch unter demfelben Namen die Regierung im Auge batte, 
> glaubte Hr. v. Bismard den Augenblid gefommen, um Neuwahlen 
um MÜbgeorenetenhaufe zu verfuchen. Er erklärte, daß in jener Thatfache bie 
unverkennbare Abficht vorliege, dem preußifchen Staat feine wohlerwors 
bene Machtſtellung in Deutfchland und in Europa zu verfümmern“ und 
ab fih der Hoffnung bin, daß einem ſolchen Verſuche gegenüber die po— 
tifchen Meinungsverjchiedenheiten in den Hintergrund treten wiürben. Zwei 
age nad dem Schluß des Türftencongrefies wurde daher das Abgeorb: 
etenhaus durch königliches Decret für aufgelöjt erflärt und Neuwahlen 
ngeorbnet. Der Erfolg entjprady indeß in feiner Weife den Erwartuns 
en der augenblidlihen Leiter des preußifhen Staates, Trotz ber Außer: 
ten Anftrengungen der Regierung, ihrer Organe und der feubalen Partei 
elang es dem Minifterium am 28. Detober, dem Tage ber allgemeinen 
Bahlen, dod nur etwa 37 ihrer Anhänger durchzufegen. Die Lage ber 
Dinge im Innern war alfo nicht wefentlich verändert. Das Land hielt 
n feiner weit überwiegenden Mehrheit feft au feinen Anfchauungen und 
3eftrebungen. Aber die Regierung gab nicht minder auch keinen ihrer 
Infprüde auf. An 9. November wurde der Landtag eröffnet und die 
Chronvede des Königs legte es unzweideutig an ben Tag. Die Fordes 
ung einer vollftindigen Anerkennung der Armeereorganifation ohne bie 
Fonceffion einer zweijährigen Dienftzeit und die Annahme des diefelbe 
tügenden Gefegentwurfs über die Verpflichtung zum Kriegsdienft blieb 
iefelbe. Außerdem legte die Negierung dem Landtage die Pregordonnang 
om 4. Juni zu nachträglicher Genehmigung nebft dem Entwurf einer 
3reßgefeßnovelle, die ihr die Preſſe vollitändig zu Füßen legen follte, 
nd weiter einen Gefegesentwurf zu Abänderung der Verfaſſung vor, durch 
en für ben Fall der Nichtwereinbarung zwifhen Regierung und Landtag 
‚ber das jährliche Budget ber zuletzt vereinbarte Etat in Kraft bleiben 
ollte. Der Preßordonnanz vom 1. Juni wurde vom Abgeordnetenhaufe 
ofort die Genehmigung mit großer Mehrheit verfagt und die beantragte 
3erfafjungsveränderung, welche dem Landtag fein wichtigftes Recht aus den 
Händen gewunden und bie Stände aus mitbefchließenden definitiv auf Te 
iglich berathenbe berabgedrüdt haben würde, fpäter mit weit überwiegen: 
er Mehrheit verworfen, Inzwiſchen hatte die beutfche Bewegung für 


416 Urberfiht der Ereiguiffe des Bahres 1863. 


Preußen, SchleswigcHolftein auch Preußen ergriffen und fhen am 23. November 


Deſter⸗ 
reich, 


brachten die Abgeordneten Stavenhagen und Virchew Namens der beiden 
großen Factionen des Abgeorbnetenhaufes den Antrag auf eine diepfällige 
Refolution im Haufe ein: nad zweitägiger Debatte ſprach fich dasſelbe 
wirflihd mit 231 gegen 63 Stimmen für die Anerkennung des Prinzen 
von Auguftenburg als Herzogs von Schleswig : Holftein aus und erflärte 
es für ein Gebot ber Ehre und des Interefjes ſämmtlicher deutjchen Staa: 
ten, ihm in der Oeltendmahung feiner Rechte wirkſamen Beiftand zu 
leiften. Wenn fomit Preußen auf die Wünfce feines Volkes Räückſicht 
nehmen wollte, fo war ihm ber Weg, den es in diefer Augelegenheit ein- 
zufhlagen hatte, Klar genug vorgezeichnet, Die ganze Stellung jedech 
welche das Regiment bes Hrn. v. Bismard zu den innern Barteifämpien 
in Preußen eingenommen hatte, konnten von vorn herein faum einen Zweijfel 
darüber laſſen, daß ihm die ſchleswig-holſtein'ſche Berwidelung zwar viel: 
leicht ganz gelegen gefommen fei, aber nur als VBermwidelung und nid 
um die Frage als eine deutjche zu löfen, ſondern lediglih um fie zu be: 
nüßen, wenn fie ihm die Gelegenheit bieten follte, den inneren preußifchen 
Zuftänden dadurd cine andere Wendung zu geben. Dazu hatte er jchen 
zu Anfang des Jahres die polnische Inſurrection benügen wollen, allein 
bie Haltung Frankreichs hatte ihm den Faden kurz abgeſchnitten. Mit 
Borfiht in die Hand genommen, mochte die bänifche Frage cher zum Ziele 
führen. Allein um dahin zu gelangen, ftand es von feinem Standpunkte 
aus von vornherein feit, daß eine Löfung gefucdht werden müſſe, die zu: 
glei eine Niederlage der ihm gegenüberftehenden Majerität des Abgeord⸗ 
netenhaufes und wo immer möglid einen fpeziellen Vortheil für Preugen 
in fih ſchlöͤſſe. Daran, fih der deutjchen Bewegung anzufchließen oder 
fih an die Spike derfelben zu ftellen, dachte Herr von Bismard nicht 
einen Augenblid, konnte au in der That nad der ganzen Stellung, 
welche er gegenüber Deutſchland wie gegenüber der Bolfövertretung feines 
eigenen Laudes eingenommen hatte, nicht daran denken. 

Noch weniger war im Grunde von Defterreih zu erwarten. Seine 
Regierung liebt es zwar, gelegentlic ihre deutjchen Geſinnungen hervor— 
zubeben und fcheinbar einen großen Gifer für die Intereflen Deutjchlands 
an den Tag zu legen und ihre Freunde im Reich geben fi eine aner: 
kennenswerthe Mühe, fie beim Worte zu nehmen und den Schein mo 
möglich zur Wahrheit zu machen. Allein will man unbefangen fein, jo 
muß man geftchen, daß das deutjche Anterefje in Wien nur von unterge: 
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rönetem Gewicht if. Der Kaiferftaat befteht eben zum größeren Theile One 


us nicht =deutfchen Slementen und das Interefje der Gefammtmonardie 
ſt es, das den Ausſchlag gibt und wonach feine auswärtige Politif ges 
sitet wird, Die Februarverfaffung konnte hierin um fo weniger etwas 
ndern, als die Leitung diefer Angelegenheiten dem Grafen Redyberg ver: 
lieb, der forgfältig innerhalb der bekannten Bahnen der diplomatifchen 
leberlieferungen ODefterreihs zu verharren fi bemühte. Die Bewegung 
ür Schleöwig-Holftein, welde ganz Deutfchland ergriff, machte ſich aller: 
ings aud in den beutfhen Provinzen Oeſterreichs geltend; aud) hier be= 
annen fi Comité's zu bilden, auch bier wurde die Regierung im Reiche: 
athe interpellirt, auch bier wurden Petitionen an die Volfsvertretung und 
ldreffen an deu Kaifer felbjt vorbereitet. Allein da in Defterreic, feiner: 
ꝛi geſetzliches Vereinsrecht befteht, fo fiel es der Regierung nicht fchwer, 
ie ihr unbequeme Agitation fon im Keime zu erftiden. Die Inter: 
ellationen wurden vorerft vom Grafen Rechberg nicht beantwortet, die 
Sammlungen für Schleswig-Holftein nur geftattet, foweit es fi um reine 
Vohlthätigkeitswerke ohne alle politifche Beimifhung zu handeln fdien, 
ie Statthalter der verfchiedenen Kronländer erhielten gemeffene Befehle, 
ie Dewegung forgfältig zu überwaden und ben bdirecten Adrefien an ben 
‚aifer machte diefer felbft ein Ende, indem er eine Deputation des Wiener 
demeinderathes fehr ungnädig befchieb und fie von politifhen Intereſſen 
eradezu an bie forgfältigere Wahrung ihrer eigentlichen Aufgabe verwies. 
die kaum begonnene Bewegung gerieth dadurch alsbald in's Stoden und 
eß der Regierung, die auch von ber Majorität im Neichsrathe nichts zu 
eforgen batte, volllommen freie Hand, 

Die nächſte Entfcheidung fiel der Bundesverſammlung in Brankfurt 
a. Der bisherige Gefandte für Holftein und Lauenburg Tegte amt 
‚8. November derfelben feine neue Vollmacht Namens des Königs Chris: 
ian IX. von Dänemark als Herzogs von Holftein und Lauenburg vor, 
yährend der Prinz von Auguftenburg durch den badiſchen Gefandten dem 
zunde feinen Regierungsantritt als Tegitimer Herzog von Schleswig-Hol⸗ 
ein und Lauenburg notifizirte und die Anerkennung beffelben als feines 
3ertreterd verlangte. Wenigftens ein vorläufiger Entfcheid mußte gefaßt 
yerben und biefer fiel dahin aus, daß mit großer Mehrheit befchloffen 
surde, die Führung der bolfteinslauenburgifchen Stimme vorerft zu fufpene 
iren, Der Zwiefpalt der Anfchauungen und der Intereſſen trat indeß 
ofort auf's entjhiedenfte zu Tage, Defterreih und Preußen gaben eine 
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Deutfä- gemeinfame Erklärung zu Protokoll, melde dahin ging, daß fte ihrerfeite 
durch dem Londoner Vertrag gebunden umd zu Anwendung beffelben bereit 
feien, wofern Dänemark fich berbeilaffe, diejenigen Bereinbarungen zur 
Ausführung zu bringen, auf welde bin fie jenem Vertrage beigetreten 
feien und die mit demfelben cin untrennbares Ganzes bildeten. Uebrigene, 
meinten fie, ftinde dem König Ehriftian von Dänemark bezüglich Lauen— 
burgs bie Succeffion nad) Anficht beider Regierungen auch dann zu, mem 

der Londoner Vertrag hinfällig würde. 

In diefer gemeinfamen Erklärung Defterreihs und Preußens 1a; 
bereits ein förmliches Programm: die beiden Regierungen hatten ſich vor: 
läufig verftändigt und zwar gegen Deutfchland verftändigt. Uneinig unter 
fih über die Bundesreformfrage, d. h. über die Art und Weife, wie 
Deutihland den fpeziellen Intereffen der einen oder ber andern Madı 
ansfchließlicd oder dod, überwiegend bienftbar gemacht werben könne, trafen 
fie alsbald barin überein, daß. Deutichland ſich jedenfalls nicht zu einer 
nationalen Macht über oder neben ihnen erheben dürfe, Wenige Tax: 
fpäter fcheint die vellftändige Einigung zu Stande gekemmen zu fein. 
Ueber die Grundlagen berfelben waltet noch der Schleier des Gcheimnifjes: 
bie Zielpunfte gingen offenbar dahin, in erfter Linie einen Bruch mit 
Dänemark wegen Holftein zu verhindern, in zweiter Linie aber, wenn ein 
folder wegen Schleswig nicht auszuweichen ‚fein follte, die deulfche Bewe 
gung mit allen Mitteln in Echranfen zu halten und die Durdführung ber 
ganzen Angelegenheit mit oder ohne ben Beitritt des übrigen Deutſchlande 
in ihre Hände zu nehmen. Allem Anfchein nad) war e8 Preußen, weldee 
die Initiative der Unterhandlungen ergriff, auf welche Oeſterreich feiner: 
feit8 einging, fei e8 num gegen gewifje anderweitige Gonceflionen oder 
Sarantieen von Seite Preußens, oder fei es, daß Defterreich feinem Reben: 
buhler um feinen Preis die ausfchliegliche Führung einer Angelegenbeit, 
deren Tragweite zur Zeit noch gar nicht zu ermeflen war, überlaffen 
wollte. Ohne die beutfche Bewegung, deren intenfive Stärke fo wenig zu 
verfennen war wie ihre gemaltige Ausbreitung über alle Stämme ber 
Nation, wären — darüber laffen die damaligen Aeußerungen ber offiziöfen 
Organe beider Regierungen und die feitherigen Enthüllungen der englifchen 
Diplomatie feinem Zweifel Naum — für die Rechte und Anſprüche der Her: 
zogthümer energifche Maßregeln überall nicht voranszufehen gewefen. König 
Chriſtian IX. von Dänemark wäre wie als factiſcher fo auch als recht⸗ 
licher Nachfolger Sriebrih VIL in der Regierung der Herzogthümer 


Ueberſicht der Greigniſſe des: Bahren: 1868. 419 


me Fämmmtlichen Mächten mit Einfluß Defterreihs und Preußens aner: Deutid- 
mt, die Verhandlungen wären wie bisher fortgefhleppt worden und ber 
mund bätte ſich fchließlih mit irgenb welden nicht wefentlihen Eonceffio: 
en Dünemarls begnügen müflen und begnügt. Durch den Gintritt der 
:utfchen Bewegung war dieß nunmehr allerdings unmöglich geworben. 
zis auf einen gewiflen Grad mußte, wenn ein gewallfamer Ausbruch 
ermieden iverden follte, den Forderungen der Nation Rechnung getragen, 
er Bewegung mwenigftens eine gewiſſe Befriedigung dargeboten werben. 
(Mein, wenn das gefhah, fo durften Defterreih und Preußen ſich auch der 
>offnung bingeben, daß die Agitation. in ihrer Zerfplitterung allmählig 
ich Tegen und e8 ihrem Einfluſſe auf die Regierungen der Mittel: und 
Heinfiaaten gelingen werde, bie ganze Frage in ber bisherigen Bahn zu 
shalten und bie nationale Bewegung Deutſchlands von ihrem Ziele erſt ab- 
ulenken, ſchließlich unfchädlich zu machen. Zuerft galt es abzulenken. Nur con- 
equent in ihrer rechtlichen Auffaffung der Sadlage verlangte die Nation und 
riejenigen Regierungen, welche mit ihr zu geben entfchlofjen oder geneigt war 
ren, daß auf Grund ber ftreitigen Succeffionsfrage von der früher beſchloſſenen 
Execution in Holftein nunmehr abgejehen und von ber Bunbesverfamm: 
lung jebt vielmehr eime- Occupation dieſes Bundeslandes beſchloſſen werde. 
Die principielle Bedeutung eines ſolchen Befchluffes für den weitern Ver- 
kauf und die ſchließliche Löſung der ganzen Frage lag auf der Hand und 
vom Standpunkte der beiden Großmächte mußte einer folhen Wendung 
nothwendig von vornherein vorgebeugt werden. Bis zum 4. Dezember 
hatten ſich Defterreich und Preußen vollftändig geeinigt und erließen unter 
diefem Tage an die Regierungen ber fämmtlichen übrigen deutſchen Staaten 
gleichlautende Noten, durdy welche diefelben in ziemlich drohendem Tone 
auf die „ernten und unabweislichen Folgen“ aufmerkfjam gemacht wurden, 
die ein weiter getriebener Diſſens zwifchen der Majorität ber Bundesver⸗ 
jammlung und den beiden Großmächten nad) fid ziehen müßte, An bem: 
jelben Tage beantwortete Graf Rechberg endlich die im Reichsrath an 
ihn gerichtete Interpellation, nachdem Hr. v. Bismard ſchon zwei Tage 
vorher dem preußifchen Abgeorbnetenhaufe eine ſchriftliche Erflärung bes 
Staatsminifteriums vorgelefen hatte. Beide erklärten übereinftimmend, 
daß die Regierungen von Defterreich und Preußen fi durch den Londoner 
Vertrag für gebunden erachteten, nur mit dem Unterjchied, daß ber preu- 
Bifhe Minifterpräfident die Möglichkeit einer Losjagung Preußens von 
jenem Bertrage betonte, was ber öſterreichiſche Minifter feinerfeits 
27° 
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Deunie- nicht that. Auch Hr. v. Bismard erflärte Übrigens, „daß die Regierung 
„ſich die Entfcyeidung über diefe Frage vorbehalte und fie weder dem beut: 
„Shen Bunde überlaffen, noch im preußifchen Randtage zum Gegenftand von 
„Ertlärungen machen könne.“ Die Majorität des preußiſchen Abgeordne: 
tenhaufes feßte der Erklärung der Regierung einen fehr eutjchiedenen Be— 
ſchluß gegen bie weitere Giltigfeit des Londoner Vertrags und für die 
Anerkennung des Auguftenburgers entgegen und felbft im öſterreichiſchen 
Reichsétage erklärten fi mehrere ber hervorragenditen deutſchen Abgeord— 
neten unummwunden für nicht befriedigt durd die Antwort des Minifters 
und durd die ganze beutfche Politit der Regierung. Weber bie eine noch 
die andere der beiden Negierungen ließ fid) badurd) beirven. Der Druck, ben 
fie gemeinfam auf bie Meineren und Feinften deulſchen Regierungen aus 
geübt, that feine Wirkung, zumal außer Medlenburg auch Hannover und 
Kurheſſen auf ihre Seite traten und am 7. December wurde die Dcen- 
pation Holfleind mit 8 gegen 7 Stimmen von ber Bundesverſamm— 
lung verworfen und bie Grecution beſchloſſen mit dem theils bedeutungs: 
loſen, theils bedenklichen Zufate, daß durch die Ausführung ber ins Auge 
gefaßten Maßregeln den vom deutfchen Bunde „innerhalb feiner Competenz“ 
zu faffenden Entſchließungen in ber Erbfolgefrage „nit präjubicirt* werden 
folle. Der erſte Schritt in ber ſchleswig-holſtein'ſchen Frage war damit 
gethan umd zwar zum Nachtheil bes nationalen Intereſſes, die Schuld 
aber mußte nicht ſowohl der Uebermadt der deutfchen Großmächte als 
der eigenen Uneinigfeit und Schwäche der Regierungen der Mittel und 
Kleinftaaten Deutfchlands felber zugemeflen werben. 

Die Nation fühlte e8 und bie Bewegung erhielt dadurch zumächt 
nur einen neuen Impuls. War fie im allererften Anfange ſich felbit bie 
und dba noch etwas unklar gewejen, waren bie und da noch unreife Pläne 
daran gefnüpft worden, fo hatte fi bie Bewegung doch jehr bald felbit 
geläutert und war ſich ihres Zieles volllommen bewußt geworden. Unb ba 
alfe Kreife der Nation von ihr ergriffen worben waren und fidh mit gleichem 
Eifer an bderfelben betbeiligten, ftellte fih mit ber wachſenden Energie 
aud der Entſchluß feit, kein Tegales Mittel unbenägt zu laffen, um ber 
Nation zu ihrem Rechte zu verhelfen, aber zugleich auch jtreng innerhalb 
der gefeslihen Bahnen zu bleiben. Wo die Kammern ſchon verfammelt 
waren, wie in Sachſen und Heſſen-Darmſtadt, oder wo fie bald darauf zu: 
fammen traten, wie in Württemberg und Baden fpradhen fie fi einjtim: 
mig und zwar nicht. bloß die zweiten, fondern auch bie erften Kammern 
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n Sinne ber nationalen Forderungen aus, in andern Staaten wurde Drutiä- 
uf eine außerordentliche Einberufung der Landtage gebrungen, in Bayern, 
fien König Mar um feiner angegriffenen Gefundheit willen in Italien 
wilte, gingen bie beiden Gemeindecollegien der Reſidenz fo weit, ben 
önig telegraphifh um bie Rückkehr in die Mitte feines treuen Volkes 
a erfichen und erhielten alsbald die bejahende Zufage, während zu ber: 
Iben Zeit fortwährend im jeber größeren und Heineren Stadt, ja faft 
1 jebem Städtchen Belksverfammlungen abgehalten und Geldfammlungen 
eranftaltet wurden, bie im erjten Augenblicke einer wahrhaft großartigen 
>pferwilligfeit aller Stände ohne Ausnahme zu begegnen ſchienen. Selbft 
ie bisherigen tiefen Parteidifferenzgen traten für den Moment in ben 
dintergrund. Umfonft war es bisher wiederholt verfucht worden, bie 
ührer ber fog. großdeutſchen und ber fog. kleindeutſchen Partei zu einem 
mbefangenen Meinungsaustaufd) zufammen zu bringen. Jetzt gelang es 
hne Schwierigkeit. Am 6. December traten die anerkannteften Führer 
er beiden Parteien in Nürnberg zufammen und beſchloſſen einhellig, auf 
en 24. gl. M. alle derzeitigen Mitglieder fänmtlicher deutſchen Stände: 
exſammlungen zu einer großen Berfammlung nad) Frankfurt einzuladen, 
am fi für die Exrbfolgeberehtigung des Herzogs Friedrich, als dem Kern— 
sunft der ganzen Frage, wenn fie im nationalen Antereffe gelöft werben 
ollte, „auszufprehen” und über die zur enifchiebenen und rafchen Durd: 
führung der Nechte der Herzogthümer erforberlichen gefeglichen „Mittel zu 
beſchließen.“ Nach allen, was in ben lebten Jahren vorausgegangen war, 
erſchien dieſes NRefultat der Zufammenfunft als ein bebeutfames Ereigniß 
und bie Nation war berechtigt, daran große Hoffnungen zu knüpfen. 
Obwohl fie von dem Gefühl durchdrungen und getragen war, daß bie 
fung der fchleswigshokfteinifhen Frage über ihre ganze zufünftige Ent: 
wieelung, auch darüber entjcheiben werde, mas fie, wenn aud auf ver⸗ 
ſchiedenen Wegen und unter oft leidenfchaftlichen und bitteren Barteilämpfen, 
doch mit allen Kräften anftrebte, eine Bundesverfaffung, bie Deutſchlands 
Einheit und Deutfchlande Macht in Europa zur Geltung brädte, fo 
fhienen body beide großen Parteien bereit, ihre bisherigen Differenzen, 
ihre fpeziellen Zielpunkte vorerft gang bei Seite zu Tegen und gemeinfam 
ihre Kräfte ungeſchwächt und ungetheilt ber nächften Aufgabe allein zuzu⸗ 
wenden. Noch bevor bie Verfammlung ftatt fand, war ber König Mar 
von Bahern, das als ber größte ber Mittelftaaten den Beruf zu haben 
ſchien, an die Spige’der nationalen Bewegung zu treten, zumal es König’ 
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Deuie- Mar: gewefen war, ber den Beitritt zum Londoner Vertrag nicht nur 
ſeinerſeits entſchieden abgelehnt, ſondern aud) denjenigen bes Bundes allein 
verhindert hatte, in Münden eingetroffen und hatte fofort die öffentliche 
Erklärung erlaffen, daß er „die Erbanfprüde des Auguftenburgers für 
« ‚rechtlich begründet erachte und bereit fei, mit allen Kräften für bie Durch— 
„führung der hiedurch bedingten Politik für die Rechte der Herzogtbümer 
„und Deutſchlands einzuftehen,” immerhin mit dem audbrüdlichen Bei: 
fügen, daßer „getreu feinen Pflichten als Bundesfürft und wohl erwägen 
„die Lage der Dinge, der Zuftimmung aller Befonnenen ſicher zu jein 
„boffe, wenn er das vorgeſteckte Ziel bei dem Bunde und burh ben Bunt 
„zu erreichen ftrebe.” Wenige Tage nachher trat bie große Berfammlung der 
Landtagsabgeorbneten. zufammen. Grgen 500 Mitglieder ber verfchiedenen 
Ständeverfammlungen Deutjhlands nahmen baran Theil, alle größeren 
Staaten, auch Defterreih und Preußen, bie meiften der Heineren waren ver: 
treten. Einftimmig von allen Anweſenden, durch Acclamation und ohne Debatte 
wurbe eine vom Ausſchuſſe einmüthig beantragte und vom banerifchen 
Ageordneien Edel mit berebten Worten begründete „Erklärung ber Rechte“ 
genehmigt. Die Nichtigkeit des Lonboner Vertrags wurde bariu neuerdings 
laut ausgefprohen und die Rechte bes Herzogs Friedrich und feines Volkes 
entfehieden anerkannt, tie bie „Verpflichtung des deutſchen Volfes, für 
„feine verlegte Ehre, für fein geführbetes Recht, für feine unterdrückten 
„Stammesgenofjien und ihren rehtmäßigen Fürften jedes nöthige Opfer zu 
„bringen.“ Die Ginmüthigkeit ber Anfchauungen bes beutfchen Volkes fand 
in biefer einftimmigen Erflärung einen großartigen Ausdruck. Allein der 
Refolutionen waren auf Hunderten von Bollsverfammlungen in Deutichland 
bereit® genug und mehr als genug gefaßt worden; follte nicht neben ber 
Anſchauung bes beutfchen Volkes auch feinem Willen ein entfchiebener 
Ausdrud ‚gegeben werben? Der Ausfhuß hatte in ber That bie Frage 
vorberathen, war aber zu keinem Beichluffe gelommen: es war darüber 
vielmehr: ein Zwieſpalt zu Tage ‚getreten, ber - fid, alsbald auch auf bie 
große Berfammlung übertrug. Es war beantragt werden „als Mittelpuntt 
ber gejeglihen Thätigkeit der deutſchen Nation“ in der ganzen Ungelegen» 
heit einen. Gentralausfhuß von 36 Mitgliedern niebergufegen; biefer Ans 
trag wurbe aber zuerft im Ausſchuß unb nachher auch in ber großen 
Berfammlung vom Freiherrn v. Lerchenfelb und vom Grafen Hegnenberg⸗ 
Duz, ben Führern ber Majorität ber baperifchen Kammer der Abgeord⸗ 
neten ‚und bes Ausſchuſſes bes großdeutſchen Reformbereins befämpft. Sie 
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md eiwa 40 andere Mitglieder — Bayern, Württemberger und Defter: 5* 
eiher — legten Proteſt gegen die Niederſetzung eines ſolchen Ausſchuſſes 
in, indem ſie erklärten, daß „ein ſolcher Ausſchuß mit beſchränktem, ſtreng 
miſchriebenen Wirkungskreiſe den Erwartungen nicht entſprechen, mit 
veitergehenden Befugniffen oder unbeſtimmtem Wirkungefreife bei jedem 
Lete feiner Thätigkeit dem Gonflicte mit ber beftehenden Geſetzgebung 
wmögejegt fein würde” und verließen ben Saal. Der Antrag wurbe zwar 
vennoch ven der Berfammlung mit großer Mehrheit zum Beſchluß erhoben 
and ein Geniralausfhug gewählt. Allein der nationalen Manifeftation 
war burd die eingetretene Spaltung bie Spite abgebroden. Zuerſt die 
bayeriſche und fpäter aud die hannoverſche Regierung hielten e8 für ans 
gemefjen, den ſämmtlichen fchleswig:holfteinifchen Vereinen und Gomite’s 
ihres Landes alle und jede Verbindung mit bem Frankfurter Ausfchuffe 
zu verbieten. Derfelbe fammelte zwar feither bie an ihn eingehenden 
Gelder und war auch fonft nad) allen Seiten hin thätig, um bie Bes 
mwegung zu fanmeln und auf allen Punkten wach zu erhalten. Allein eine 
eingreijende Thätigfeit konnte ihm wicht mehr vergönnt fein. Wie dur 
den Bundesbefhluß vom 7. December bezüglich der Regierungen, fo hatte 
die nationale Bewegung bezüglich des populären Nachdrucks durch bie 
Seceffien eines Theils gerade ihrer einflußreichiten Führer im ber Ab: 
geordnetenverfammlung vom 21. December eine erjte Niederlage erlitten. 
Unterbefien hatten auch die Bevölferungen der SHerzogthümer 
ſelbſt fich zu regen angefangen. Obwohl ned) unter dem Drude bes 
bänifchen Regimentes feufzend, das fie feſt zufammengefchnärt bielt, bes 
gannen fie doch wieder aufzuathmen, fobald fie nur ben frifcheren Luftzug 
fpürten, den ihnen bie mächtige Bewegung der deutſchen Nation zuführte. 
Zuerft machte es ſich im Holftein bemerfli, während Schleswig und 
Lauenburg zurüdftanden, jenes, weil e8 im Norden von bänifchen Beams 
ten, im Süden von dänifhen Truppen überſchwemmt war, dieſes, weil 
das am fich nicht uutüchtige Volk feit längerer Zeit einem politifchen Still: 
leben verfallen erfheint, in dem der Adel und die Beamtenfchaft bes 
Ländchens gänzlich) verfommen waren. Holftein bagegen hatte feinen Naden 
nur wiberwillig unter das Joch ber Dänen gebeugt und alle Stände 
hielten dort mit feltener Einmüthigfeit. zufammen, einen Heinen Bruchtheil 
des eingefeffenen Adels allein ausgenommen, ber burd bie Ausficht auf 
Hofe und Gefandienftellen. an Dänemark gebunden war unb am ber Oppo⸗ 
fition des Landes gegen bie. Dänen nur bis auf einen gewiffen Grab 
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— ſich betheiligt hatte, weil ihm bie demokratiſche Wirthſchaft in Kopenhagen 
von Herzen zuwider war. Die Broclamation bes Pringen von Auguftens 
burg vom 16. Nov. hatte ihren Weg aud nad Holſtein gefunden uk 
dort in meiten Kreifen unter dem tiefen Drude neue Hoffnungen ange 
facht. Die Bevölkerung erkannte fofort, daß die Anerfennung der Rechte 
bes Haufes Auguftenburg ber einzige Weg fei, um auch zu ihrem Rechte 
zu gelangen und ſchon am 19.Nov. wagten es 24 Mitglieder der Stündes 
verfammlung troß bes bänifchen Verbotes in Kiel zufammenzufemmen, 
fih für das legitime Recht bes Herzogs Friedrich auszuſprechen und 
eine Eingabe um Schuß ber Landesrecdhte an den beutichen Bund zu 
richten, am 24. gl. M. trat ber Eingabe in einer neuen Verſammlung zu 
Hamburg noch eine weitere Anzahl von Ständemitgliedern bei; am 22. Des 
cember endlich kamen die Mitglieder und Stellvertreter der Stände Hel: 
fteind wieberum in Hamburg und zwar biedmal faft vollzählig zuſammen 
und befchloffen eine neue Cingabe an ben Bund, mit der Bitte, das Recht 
des Herzogs Friedrich als ihres Tegitimen Fürſten anzuerfennen und ibn 
baldigft in ben Stand zu feßen, die Regierung bes Landes zu übernehmen. 
Mit vollem Rechte bemerkten die Unterzeichner in biefer Cingabe: „Zwar 
„bat die Neuzeit Beifpiele genug gebracht, daß berechtigte Fürften, die ihr 
„Volk verwarf, durch Staatöverträge befeitigt worden find; aber baß ein 
„legitimer Fürft, den fein Volk begehrt, durch Verträge anderer Staaten 
„rechtlich befeitigt werde, das Tann Fein Herrſcher behaupten, ohne den 
„Boden zu untergraben, auf den er felber ſteht.“ Ebendasſelbe that bie 
bolfteinifhe Ritterfchaft, zuerft am 21. Nov. eine Anzahl einzelner Mit: 
glicder, dann am 27. gl. M, das in Kiel verfammelte Plenum berfelben, 
endlich nochmals am 28. Dec. Prälaten und Ritterfchaft in ordentlicher 
Eonvocation zu Kiel. Am 26. Dec. wandte ſich aud die Landesumiver: 
fität Kiel mit einer Eingabe in demſelben Sinne an ben Bundestag. 
Die angefehenften Eorporationen bes Landes, bie wohl als feine Vertreter 
betrachtet werben modten, hatten bamit die Ueberzeugungen ber Bevöl⸗ 
ferung in unzweibeutiger Weife an ben Tag gelegt und ihre Erflärungen 
mußten um fo mehr in's Gewicht fallen, ale alle die bisher erwähnten Mani: 
feftationen noch vor ber Durchführung ber Execution, noch bevor die Dänen 
das Land geräumt hatten, erfolgten. in ebenfo unzweideutiges Zeugniß 
für die Geflunmgen des Landes war es aud, daß, ale König Ehriftian 
alsbald nach feiner Thronbefteigung von ſämmtlichen Beamteten Holfteins 
den Huldigungseid verlangte, bie Leiftung besfelben yon ber überwiegenden 
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Rebrheit der Anfgeforberten verweigert wurbe. Das Volt felbft mußte ſich Deu 
orerft noch gebulden. Allein kaum batten bie Bundestruppen ben Boben 
yolfteins betreten, fo brach auch die Ueberzeugumg und ber ruhige aber 
ntfchiedene Wille des Volke mit unwiderſtehlicher Macht zu Tage. 

Die Ausführung ber vom beutfhen Bunde am 7. December be: 
chloſſenen Erecution in Holftein war zunächſt den Regierungen von Sachſen 
ni Hannover, in zweiter Linic denjenigen von Defterteih und Preußen 
ibertragen worden. Jene follten Holſtein felbft mit etwa 12,000 Mann 
efeßen, biefe dagegen je 5000 Mann an ber Gränze als Referven auf: 
tellen und für den Fall eines Widerſtandes ven Seite Dänemarks grös 
re Militärkräfte bereit halten. Am 12. December notifizirten bie vier 
Regierungen Dänemark den Befchluß des Bundes und forderten es auf, 
dokftein binnen 7 Tagen zu räumen. Die Antwort konnte nicht zweifel: 
yaft fein. So fehr bie Dänen auch Luft gehabt hätten unb fo fehr fie 
ih auch bis zulegt das Anfehen gaben, als ob fie entſchloſſen wären, 
ven verhaßten Deutfhen ſchon in Holſtein einen hartmädigen Widerftand 
ntgegenzufegen, fo konnten fie doch im Ernſte nicht daran denken. Am 
6. December ſchon fand König Chriftian für gut, die Bekanntmachung 
som 30. März, die zunähft den Anlaß zu Einleitung der Execution ges 
geben batte, außer Kraft zu feßen und ohne ben Gintritt ber beutfchen 
Bewegung hätte ber Bund feinem frühern Verfahren in biefer Angelegen: 
beit gemäß auch obne allen Zweifel die Execution wieber fiftirt. Jetzt 
mar es fiir Dänemark zu fpät. Es mußte froh fein, daß am Tage darauf 
vom Bunbestage nit die Occupation, fondern bloß die Erecution bes 
ſchloſſen wurde. Es begnügte ſich, am 19. December auf die Notification 
der Erecution mit einem feierlihen Proteft zu antworten, verlegte am 
20. December bie Zollgränze an bie Eider und befahl feinen Truppen, 
fih vor den einrüdenden Deutfchen ohne Widerftand, aber nur Schritt 
für Schritt hinter die Eider und in bie fefte Stellung des Danewerls 
zurüd zu ziehen. 

Am 23. December überfritten bie Bunbestruppen bie Grängen 
der Herzogthümer und beſetzten langſam vorrüdend bis zu Ende bes Mo: 
nate das ganze Herzogthum Holftein, indem fie am 29. in Kiel, am 31; 
in Rendsburg einzogen. Kaum hatten fie die Gränzen überfchritten, fo 
brady das Fang verhaltene Nationalgefühl ber Bevölkerung auf allen 
Punkten gewaltig hervor. Schon bie erfie größere Ortfchaft, bie von 
ben Dänen geräumt wurde, Wandsbeck proclamirte, mod bevor bie Bun⸗ 
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2* beötruppen einzogen, ſofort auf offenem Markte ben Herzog Friedrich und 
dieſelbe Manifeſtation heftete ſich von Ort zu Ort, von Altona bis Menbs- 
burg, am bie Ferſen der abziehenden Dänen. Nicht ein größerer Ori 
blieb, wie es fcheint, zurüd und überall geſchah es in vollfemmener Orb: 
mung, mit demjenigen Ernſte und mit derjenigen Entſchiedenheit, die diefem 
Stamme eigen find. Hie und da mwurben dabei jene Beamteten, melde 
ben Dänen den Huldigungseid geleiftet, beſeitigt, doch ohne Gemwalttbat 
oder Exceſſe; die ärgften Dränger fanden für gut, das Land freiwillig zu 
räumen, Die vom Bunde ben Truppen beigegebenen Gieilcommiffäre 
machten am 26. December den Verſuch, diefen Demonftrationen, nament 
lich der Prockamation des Auguftenburgers, fo lange ber Bundestag über 
die Anfprüche deſſelben noch nicht enlſchieden habe, durch einen Erlaß ent: 
gegenzutreten, allein ohne ben mindeften Erfolg. Das. Bell war ent: 
ſchloſſen, und Gewalt gegen dasfelbe zu gebraudyen, war unter ben ch 
waltenden Umfländen doch nicht möglih. Am 27. traten wohl 20,000 
bolfteinifhe Männer aus allen Xheilen des Landes, ſelbſt aus denen, 
welche im Augenblid von den Dänen noch nicht geräumt waren, in Elms— 
bern unter freiem Himmel zu einer großen Landesgemeinde zufammen, pro 
elamirten einftimmig ben Herzog Friedrich als ihren rechtmäßigen Lanbes: 
herrn unb befchloffen ihm durch eine Deputation bie Einladung zu jenben, 
er möge feinem treuen Erblande nidyt länger ferne. bleiben. Ihr Wunſé 
fand eine ſchnelle Erfüllung. Am 30. December traf der Herzog, ber 
bisher in Gotha feinen Wohnſitz genommen, ein Gabinet gebildet und eine 
freiwillige Anleihe ausgefchrieben hatte, ganz unerwartet in Kiel jelbi 
ein. in unenblicher Jubel ber Bevölkerung empfing ihn. Die Regie: 
rungen von Defterreih und Preußen ſahen ben Schritt fehr ungern, ängft: 
liche ‚Gemüther erſchracken. Der Herzog hatte ganz richtig gefühlt, daß 
er dem Lande, auf bas er Anfprudy madjte und das ihn verlangte, um: 
möglich ferne bleiben dürfe, bag er fi mit biefem Bolfe, das er aus 
fremder Knechtſchaft zu befreien berufen jchien, ſich nothwendig in direck 
Berbinbung feßen müfle: eime fchnelle, gewaltfame Entſcheidung fuchte er 
indeß nicht, durch eine Preclamation an die Schleswig-Holſteiner ferberte 
er fie felber ’auf, „die vom Bunde: angeordnete werläufige Verwaltung zu 
achten und Eonflicte zu vermeiden.“ Er vertmmute auf fein: Geſchick, auf 
die Kraft diefer Stämme, auf’ bie Unterſtützung der Nation, aber er Fomnie 
fi auch nicht verhehlen,. daß noch große und mannigfaltige Schwierigkeiten im 
Wege ftanden, die überwältigt werben mußten, um enblich and Ziel zu ger 
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ingen, das er, das fein Boll, das die Nation ſich geftedt hatten und Deutiö- 
a8 fie nur erreichen konnten, wenn fie Be vorfichtig wie entſchloſſen 
eınfelben zuſtreblen. 

Der kühnſte, aber zugleich, wenn die deutſche Nation einig war, 
ſcherſte Weg — Napoleon und. die Franzoſen hätten ihn unter ähnlichen 
Imftänden ohne Zweifel, ohne auch mur einen Augenblid anzuflchen, 
imgefchlagen und höchſt wahrſcheinlich nach kurzem Entjheidungsfampfe 
br Ziel erreicht, ohne daß weiter in Europa auch nur ein Schuß gefal: 
en, ein Schwert aus der Scheibe gefahren wäre — war burd die Siel⸗ 
ung; weldye bie beiden beutfchen Großmächte in der Frage einnehmen zu 
nüffen glaubten, vereitelt worden, Cie wollten einen allgemeinen Krieg 
vermeiden und trieben ihm allem Anfchein nad gerade entgegen. Wähs 
end alle Blicke nach Norben gerichtet waren, begann es fi) aud, obwohl 
och Teife, im Süden zu regen. Die ital. Frage, deren Löfung feit 4899 Italien. 
yanz Europa beſchäftigt hatte, war feit dem Ende des Jahres 1862 ganz 
arückgetreten. ‚Sie lag in der Hand des Kaifers der Franzoſen, und Tange 
yatte er durch feine-Haltung gegemüber Rom den Jtalienern die Hoffnung 
yewährt, wenigitens bie röm. Frage durch ihn in irgend welcher Weife nach 
bren Intereſſen gelöft: zu ſehen, bis er fait plößli ben Faden abfchmitt, 
ie Frage umkehrte und ftatt wie bisher Rom nunmehr Italien zu Vorſchlä⸗ 
gen bezüglich einer Ausgleihung der zmifchen beiden fchwebenben Diffe- 
engen aufforberte. Die Regierung bed Königs Victor Emanuel lehnte 
»ö ihrerſeits ab, ſolche Vorſchläge zu madyen, worauf. bie frage vorerſt 
zänzlich ruhte, Rom von meiteren Zumuthungen Frankreichs verfchont 
blieb und feine gefährbete Eriftenz wie bisher forifriften konnte. alien; 
von Frankreich foldyergeitalt im Stiche gelaffen, blieb auf ſich felber be: 
ſchränkt und mochte feine Lage ruhig in Weberlegung ziehen, Groß ge 
nug, ſich felber zu genügen, war bie Aufgabe, die ihm von ber Sachlage 
jelbft geftelt war, fo wmannigfaltig und fo ſchwierig, um es hinreichend 
zu befhäftigen. Durch ben Krieg von 1859 der Uebermacht Defter- 
reich® entlebigt: und burd bie Lombarbei vergrößert hatte Sarbinien im 
Jahre 1860 die Verhältniſſe benügt, um mit. rafcher Thatkraft Toscana 
und bie Herzogthümer, den größten Theil des Kirchenftaates, Neapel: und 
Sieilien mit ſich zu vereinigen und fi zum Königreich Italien emporzu⸗ 
ſchwingen. Es galt jekt, das ſchnell Gewonnene zu. fihern. Und biefe 
Aufgabe war nicht leicht. Wenn die Einheit Italiens eine Wahrheit fein 
follte, jo mußte fie, in ber Gefehgebung und Verwaltung durchgeführt umb 
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bie alte Eiferfucht zwiſchen den mannigfaltigen Gliedern durch bie gemein: 
famen Intereffen und das Gleichgewicht aller berechtigten Fackoren für 
immer befeitigt werben. Willig bot ſich die Lombardei dazu dar, micht 
allzugroß waren die Schwicrigfeiten in Toscana, den Herzogthüümern und 
einem Theile der Romagna, aber ber übrige Theil des Kirchenftaats, 
Neapel und Sicilien mwiderftrebten vielfach felbft den einfachſten Forberm: 
gen ftaatlicher Ordnung und boten theild noch gänzlich unentwidtelte, theile 
durhaus verfommene Zuftände da, die nur allmälig und vorfichtig gebe: 
ben werben fonnten. Es war dieß um fo ſchwieriger, als Neapel vererft 
noch von Turin ans regiert werben follte und bei jeder Neuerung tbeile 
mit Necht, theils mit Unrecht über Piemonteſismus geflagt wurde. Dem 
noch war bas offenbar bie nächſte, die dringenbfte, die wichtigfte Aufgabe 
bes neuer Staates. Man kann nicht fagen, daß feine Anfprüdye auf 
Venedig und Rom unbegründet waren: es läßt fi nicht verfennen, daß 
die öfterreichifche Herrſchaft in Benetien nicht auf der freien Zuftimmmmng 
feiner Bewohner, fondern lediglich auf der militäriſchen Gewalt bes Kaifer: 
ſtaats beruht, und daß bie weltliche Herrihaft des Papſies den Bebürf: 
niffen ber Zeit in feiner Weife genügt nnd faum wird geläugnet werben 
fönnen, daß, wenn heute bie Öfterreichifche Regierung ihre Truppen aus 
Benetien und Frankreich die feinigen aus Rom zurüdziehen würde, mer: 
gen ſchon Die Bevölkerung des einen wie des andern ſich nicht einſtimmig 
aber body mit überwältigender Mehrheit den Königreic Italien anfchlöffen. 
Davon ift natürlich Feine Rebe: Deflerreih will und fanın vielleicht micht 
auf Benetien verzichten, ber Papſt aber, weit entfernt, von dem Wenigen, 
was ihn geblieben, Taffen zu wollen, verlangt fort und fort die Rückgabe 
der ihm gewaltfam entriffenen Provinzen, bie Tatholifhe Welt Hält bie 
Unterlage weltlicher Herrfhaft für das Hanpt ihrer Kirche für unentbebr: 
lich und die Fatholifhen Mächte, Frankreich voran, Können in ber That 
nicht daran denken, den Papft zu einem Werkzeuge bes Könige von Italien 
berabfinten zu laſſen. Es ift nicht wahrfcheinlich, daß bie weltliche Herr: 
ſchaft bes Papftes fi auf bie Dauer werde behaupten laffen und es if 
vielleicht möglich, daß Italien im Folge großer Ereigniffe, die nicht wor: 
andzufehen find, bereinft audy noch in ben Befig Venetiens gelange. Allein 
vorerft ift Stalien viel: zu ſchwach, um das eine ober das andere mit 
Gewalt erzwingen zu Fönnen. Galt e8 im Jahre 1860 mit raſcher That: 
kraft Schlag auf Schlag bie Umftände auszunützen, fo mochte es jegf feine 
Aufgabe fein, ſich in biefelben zu fügen und ſich vorerft in ſich ſelbſt zu 
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feftigen, bis es im Stande wäre, aus eigener Kraft und follte felbft 
ein Menfchenalter darüber verftreihen, jene Aufgaben in die Hand zu 
nehmen. Ein Finanzzuftand, der bis jet ein regelmäßiges jährliches Di: 
ficit von. mehr als 300 Mil. Fr. ausweilt, wäre allein genügend ge: 
weſen, ben jungen Staat vorerft in feine Schranken zu weifen. Die fog. 
Actionspartei ließ jedod Italien nicht zur Ruhe kommen und die Negies 
rung, wenn fie auch tollfühnen Streihen vorzubeugen fuchte und ihnen, 
wofern fie dennoch verſucht wurden, entgegentrat, ließ fi doc von. der 
Act ionspartei auf die falfche Bahn Ioden, die Befreiung Venetiens und 
Roms zu ihrer hauptſächlichſten Aufgabe zu machen und ihr bringenbere 
Interefjen vielfady Hintanzufegen. Nur mit großer Mühe konnte die Con: 
jceription in ben Provinzen. bes ehemaligen Kirhenftants durchgeführt 
werben, troß. einer ſehr anfehnlihen Militärmacht gelang es nicht, das 
Brigantenunmefen in Neapel zu unterbrüden und felbft Sicilien verfiel 
in anarchiſche Zuftände, der die Negierung, wie die PBarlamentsdebatten 
gegen Ende des Jahres an den Tag legten, vielfach nur mit militärifcher 
Willkühr entgegenzutreten vermodte. Die venetianifche wie die römifche 
Frage rubten freilich offiziell, weil fie ruhen mußten, Aber kaum ſchien 
durch die däniſch-deutſche Frage die Möglichkeit eines großen Krieges aufs 
zutauchen, fo wurden auch wieder alle Hoffnungen wach. Garibaldi, der 
das ganze Jahr til auf Eaprera geblieben, begann wieber zu agitiren und 
feine Anhänger zu organifiren und felbjt der König meinte am 1. Januar 
1864, daß „am Horizonte bes neuen Jahres Verwicklungen von allerz 
dings noch unbeftimmter Geftalt fi zeigten, die leicht die erwünſchte 
Gelegenheit zur Erlöfung Italiens bieten könnten, welche ihm leider das 
Jahr 1863 verfagt habe.“ 

Während fo Stalien mit Ungebuld auf den Ausbruch eines allge: 
meinen Krieges harrte, waren bie Staaten zweiten und dritten Ranges 
nicht in derfelben Lage. In Fräftiger innerer Entwickelung begriffen, 
Hatten fie alle Urfache, die Erhaltung bes Friedens lebhaft zu wünſchen. 


Italien. 


Spanien hatte ſich klüglich mit England von der mexikaniſchen Expedition Spanien. 


zurückgezogen, ſobald es ſah, daß Frankreich damit Pläne verband, die 
mit feinen geheimen Wünſchen nicht übereinſtimmten. Es erfolgte dadurch 
eine Berftimmung zwiſchen beiden Ländern, die das Eabinet O'Donnel 
erft in's Schwanfen und dann gänzlich zu Falle brachte. Selbft die Libe- 
rale Union, auf die dasfelbe fih im Kongreß geftüst hatte, erhielt dadurch 
einen Stoß, ber ernftere Parteifämpfe in Ausfiht zu ftellen fchien, Das 


Schwei 
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. überaus glückliche Gleichgewicht, das die Bundesverfaſſung zwiſchen ben 


gemeinſamen Angelegenheiten und dem berechtigten Einzelleben jedes ein- 
zelnen Kantons bergeftellt hatte, ficherte der Schweiz fortwährend bie 
Achtung des Auslandes und die freiefte Entwidelung im Innern. Mit 
Eifer pflegte fie die Ausbildung ihres vortrefflihen Milizſyſtems, bat 
nicht blos für paffend und zureichend erachtet wird, um ber neutralen 
Alpenrepublit jelbft im Yalle eines allgemeinen Kriegs wirffamen Schutz 
zu ſichern, fondern dem auch, mit dem für andere Verhältniſſe nöthigen 
Mopdificationen, noch eine größere Zukunft beftimmt zu fein fcheint. Eine 
Reihe von Kantonen bemühte fi wiederum bie Beftimmungen ihrer Ber: 
faffung mit den Bebürfniffen ind den Anfchauungen ihrer Bevölterungen 
fortwährend in Uebereinſtimmung zu erhalten. Laffen ſich aud die Ber: 
theile davon nad; der einen Seite nicht verkennen, fo verliert ſich dagegen, 
werm biefes Streben, wie esin ber Schweiz vielfach der Fall zu fein ſcheint 
in ein wahres Revifionsfieber aueartet, jene Stätigkeit und Feſtigkeit 
der politifhen Grundlinien, die für die Entwidelung im Großen nicht 
minder wichtig iſt. In Belgien hielten fi die beiden großen Barteien 
bes Landes, die Fiberale und die clericale Bartei, fortwährend in einer Weite 


bie Waage, die zwar jedem Einzelnen bie volle Freiheit der Entwickelung 


Holland, 


fihert, aber derjenigen des Ganzen, fofern fie die Mitwirkung aller Kräfte 
in Anfpruch nimmst, nicht förderlid fein kann. Noch hielt ſich vorerft bie 
liberale Partei am Ruder, jedoch nur mit Mühe. Bei der Erneuerung 
ber Hälfte der Mitglieder der Kammern im Juni verlor die ohnehin 
ſchwache Majorität im NRepräfentantendaus wieder einige Stimmen und 
die im December erfolgte Anullirung der Wahlen in Brügge follte fie 
fpäter völlig in Frage ſtellen. Die Ngitation Antwerpens gegen den 
Feftungsgürtel, in den es ſich mehr und mehr eingezwängt fühlte, kam auch 
im Ranfe des Jahres 1863 nicht zur Ruhe. Der König, die Regierung 
und die Mehrheit der Kammern blieben indefjen feft und ber ‚allgemeine 
Zuftand Europa’s am Schluffe des Jahres war in der That nicht ge: 
eignet, auf ein Syſtem zu verzichten, das für den Fall eimer allgemeinen 
Konflagration dem Lande allein die Aufrehthaltung feiner Unabhängigkeit 
zu ſichern ſchien. In Holland war das liberale Minifterium Thorbecke 
mit Umſicht aber zugleih mit Entſchiedenheit bemüht, die verfaffungs: 
mäßigen Zuftände nad den Bebürfniffen der Zeit weiter auszubilden: 
die Reform der Eolonialverwaltung wurde in dieſem Jahre befchloffen 


and bie Unterftellung des fo wichtigen Colonialbudgets unter die Eon: 
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trolle der Kammern wenigftens für das Minftige Jahr vorbereitet. Alfe 
biefe Staaten Hatten nicht gerade Urſache, den Krieg zu fürditen, aber 
das größte Anterefie, die Erhaltung des Friedens zu wünſchen. 

Der gewaltige Kampf, der nun ſchon im vierten Jahre im ben 
ungebeuern Gebieten der Vereinigten Staaten Norbamerifa’s zwifchen 
dem Süden und dem Norden wüthet und bereits fo viel Blut gefoftet, 
fo mädtige Summen verſchlungen hat, war wohl geeignet, bie öffentliche 
Meinung Europa’3 von einem allgemeinen Kriege, der ſich — die zunächſt 
Betbeiligter allein ausgenommen — für keinen andern Staat irgend wie 
als eine zwingende Nothwendigkeit barftellt, abzufchreden. Die erften zwei 
Fahre war unter wechſelndem Erfolge gekämpft worden, feiner der beiden 
Theile vermochte ein Uebergewicht zu behaupten, immer ftelfte fih nad 
furzer Zeit ein Gleichgewicht her, das in Europa bie Ueberzeugung ber: 
vorrief, die nördlichen und die ſüdlichen Staaten würden fid) am Ende doch 
friedlich ausſcheiden müffen und nur dort ein freier Bundesftaat bleiben, 
bier eine ariftocratifhe Sclavenrepublif anfgerichtet werden. "Auf diefer 
Anſchauung berubten auch die wiederholten Bermittlungsanerbieten, bie 
der RKaifer der Franzofen verfuchte. Die Eonfolidirung der füdlichen Eon: 
föderation zwiſchen Merico und der nördlichen Union wäre feinen Plänen 
allerdings  fehr förderlich geweſen und hätte der Errichtung einer Mo: 
nardie in Merico allein die Garantie mwenigftens einiger Dauer zu 
fihern vermodt. Der Eongreß der Union ging aber auf alle derartiger 
Anerbieten nicht ein. Im Norden der Union zweifelte die öffentliche Mei: 
nung troß der bisherigen geringen Erfolge der Kriegführung, troß ber 
großen Opfer aller Art, welche fie dennody gefordert Hatten und troß ber 


mannigfaltigen eigenen Barteiung, feinen Augenblid daran, daß der Süben 


ſchließlich doch bewältigt und die alte Union wieder bergeftellt werben 
würde. Das Jahr 1863 brachte in der That eine entfchiedene Wendung 
in der Lage der Dinge. In militärifcher Tüchtigkeit zumal ber Führer 
dem Norbert Anfangs entfchteden überlegen, begann der Süden allgemach 
zu fühlen, daß das Verhältnig der Kräfte zwifchen ben beiden Friegführen: 
den Theilen ſowohl an Menſchen, wie an materiellen Mitteln ein uns 
gleiches fei, Durch die Blokade aller feiner Häfen von Europa abgefchnitten, 
fand der Hanpterportartifel de8 Südens, die Baumwolle, faft gar keinen 
Ausweg mehr, die Preife aller Lebensbebürfniffe erreichten eine entfegliche 
Höhe und der Uebergang zu andern Eulturen war überhaupt nicht leicht 
und jedenfalls nicht fo ſchnell zu bewerfftelligen: Seine Finanzen waren 


Nord ⸗ 
amerika. 


Nord⸗ 
amerika. 


482 Ueberfigt der Ereigniffe des Sahres. 1863. 


daher furdtbar zerrüttet und um feine Armeen zu ergänzen, wußte es 
allmälig jo ziemlich die ganze weiße männliche Bevölferung unter bie 
Waffen rufen, Auch der Norden mußte die Zukunft mit einer ſchweren 
Natienalfhuld belaften und die bisherige Erneuerung feiner Heere durch Frei: 
willige wurde immer fchwieriger und mußte ſchließlich als nicht mehr genügend 
erfannt werben. Allein er ertrug jene leicht und hatte durch Cinführung 
der Confeription das Mittel in der Hand, fein Bebürfnig vellfommen 
befriedigen zu können. Der Congreß entſchloß ſich freilich nur ungern dazu 
und fie kounte auch in den meiften Staaten nicht vollftändig durdgeführt 
werden; aber fie diente immerhin ald wefentlihe Ergänzung der fort: 
dauernden freiwilligen Werbung. Die Gefammtzahl der verſchiedenen 
Armeen ber Union dürfte während des ganzen Jahres kaum je unter 
300,000 Mann gefunfen fein, während der Süden die feinigen wohl 
nur mit Mühe auf etwa 200,000 Mann zu erhalten vermochte; die 
Eonföderation war aber viel leichter im Fall, ihre Kräfte auf jedem belie— 
bigen Punkte des von ihr vertheibigten Gebietes concentriren zu können, 
während die Union ihre Kräfte nah der Sadjlage - vielfach zerjplittern 
mußte und theilweife ned mehr zerfplitterte, als e8 burd, die Umftände 
wirklih geboten war. Unverfennbar aber zog ſich das Ne, das bie Union 
um den Sonderbund zu fchlingen bemüht war, immer enger umd enger. 
Die Blofade der ganzen Oftfüfte der Sädftaaten wurde aufrecht erhalten 
und war in ber That eine effective: die Baumwolle mochte aufgeftapelt, 
vom Feinde zerjtört werben ober verfaulen, nad Europa gelangte nur 
wenig und ebenſo unterlag die Zufuhr von Sriegsmaterial wie diejenige 
europäifcher Manufacturen den größten Schwierigkeiten. Vom Weften aber 
wurde die Conföberation nunmehr ganz abgefhuitten, als fih Vicksburg 
nad längerer Belagerung endlih am 4. Juli an General Grant umd 
Port Hudfon am 9. besfelben Monats an General Banks ergeben 
mußten, fo daß die Union den ganzen Lauf des Miffiffippi bis nach Neu: 
Drleans hinunter beherrſchte. Im Spätherbft gelang es der Union aud, 
fo ziemlich ganz Tenefjee, um das bisher mit wechjelnden Erfolge gekämpft 
worben war, in ihre Gewalt zu bekommen. Dagegen führte die Belage: 
tung von Eharlefton, das mit allen Mitteln der Kunft befeftigt worden 
war und defien Vertheidigung von dem tüchtigen und entfchlofenen Süd— 
bundögeneral Beauregard geleitet wurde, zu feinem wefentlichen Rejultate. 
Die Entſcheidung mußte zwifhen Wafhington und Richmond, wo fich die 
Hauptarmeeen beider Friegführenden Theile am Potomac und ſüdlich ven 
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diefem Fluſſe noch immer gegenüberjtanden, erfolgen. Aber gerade bier 
trat während des ganzen Jahres Fein entfcheibender Schlag ein. Nachdem 
fi) dort ber Unionsgeneral Burnfide zu Ende des Jahres 1862 durch 
den Berluft der Schladt von Frideriksburg als unfähig erwiefen hatte, 
wurde er dur Hoofer erfebt, der ſich indeß nicht beffer bewährte. Ende 
Mai ergriffen die Südbündifchen unter General Lee wieder die Dffenfive, 
brachen in Pennſylvanien und Maryland ein und zwangen dadurch Hooker 
auch feinerjeits zurückzugehn. Waſhington ſelbſt fchien neuerdings bedroht: 
Hoster wurde abgefegt und durch Meade erfegt. Am 1. April kam es 
bei Gettysburg zwiſchen beiden Armeen zur Schlacht: nach dreitägigem 
Kampfe wurde General Lee gezwungen, ſich zurückzuziehen, was er indeß 
in voller Ordnung zu bewerkſtelligen vermochte. Seither lagen ſich wieder 
beide Armeen am Rappahannoc und Rapidan wie bisher gegenüber. Die 
Anſtrengungen des Südbundes ließen während des ganzen Jahres nach 
allen Seiten nicht nach, aber die Verluſte, die er während desſelben erlitt, 
waren empfindliche, der Kreis, der ſich um ihn fchloß, wurde immer enger und 
feine Kräfte begannen, nur allmälig aber fihtlih, zu ſchwinden. Der Sieg 
des Nordens mochte ſich etwas verzögern, aber er war offenbar nur nod) 
eine Frage der Zeit. 

Der Blid wendet fih am Scluffe des Jahres mit größerer 
Sorge nad dem alten Europa zurüd. Die Beſetzung Holſteins durch 
die Truppen des beutfchen Bundes, bie mit dem legten Tage bes 
Jahrs vollendet wurde, war nur die Einleitung zur Entſcheidung 
des deutſch-däniſchen Streites. Nicht Holftein fondern Schleswig bildete 
ben Kern der Frage und ſchon hatte noch in den legten Tagen des Jahres 
Heſſen-Darmſtadt am Bunde darauf angetragen, bdasfelbe im Sinne ber 
nationalen Bewegung „zum Schuß aller Rechte” durch Bundestruppen 
zu befegen, Oeſterreich und Preußen dagegen es auf Grund der Verein: 
barungen von 18°%% „durch ein öſterreichiſch-preußiſches Armeecorps in 
Pfand zu nehmen.” Ein Krieg mit Dänemark war unter allen Umftänden 
nicht zu vermeiden. Dänemark war entſchloſſen, Schleswig bis aufs 
äußerfte zu vertheidigen, denn es handelte fih in der That um feine 
Eriftenz. Deutfhland aber mußte den Krieg aufnehmen; dieNation fühlte, 
daß die endliche Entfheidung in diefer Frage aud zugleich über ihre 
Zukunft entfcheiden werde, 
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